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Handbuch 


Staals- und Verwaltungs- 
Rechts 


für das Aönigreih Bayern. 





Mit Befonderer Rückſicht auf die Geſchäfisthätigkeit 
der redtsrheinifhen GemeindeBehörden, fowie auf 
die einfhlägige Litteratur und Rechtſprechung 
bearbeitet von 


rechtst. VBürgermeifter a. D. 


(Mari Foßl, 


Rechtsanwalt in Traunftein. 


Band I. 


Die rechtsrheiniſchen Gemeinden uud die Gemeindever 
Bände (Gemeinbeordbunng, Difirikis- und Sandratägefek.) 


— — —— — 
— | 


Münden. 
3. Shweiter Verlag (Arttur Sellier). 
1900. 





IV. Abſchnitt. 


Die Gemeindeverfaffung und die 
GemeindeverBände. 


Abteilung I. 


Die „Gemeinden“ oder die „politifhen Gemeinden“ im 
Sinne der Gemeindeordnung. !) 


Kapitel 1. 
Ginleitung. 


8 9. 


Geihiätlige Entwidlung der Gemeindeordnung, die zur 
emeindeordnung erichienene Litteratnr. 


Adgejehen von den Kirhengemeinden,2) deren Behandlung 
am Schluß dieſes Abfchnittes vorbehalten bleibt, haben wir in Bayern 
dreierlei Gemeindeverbände, welche innerhalb des Staatsver- 
bandes als Selbftverwaltungstörper beftehen, die — ausgeſtattet mit 
juriftifcher Perſönlichkeit — ala Nechtzfubjelte auf dem Gebiete des 
Öffentlichen und des Brivatrechtes erjcheinen und welche berufen find, 
nicht blos ihre eigenen Angelegenheiten zu verwalten, fondern auch 
die ihnen übertragenen Angelegenheiten des Staates zu bejorgen und 
zu vollziehen. Dieje Verbände find? — je nachdem fie eine ganze 
ein oder nur einen Zeil derjelben oder aber nur eine einzige 

emeinde umfaflen: 
die Kreig-, Diſtrikts- und Ortsverbände, refp. 

1) die Kreisgemeinden, 

2) die Diftriftsgemeinden, 

3) die Ortsgemeinden.®) 


') Uußer der unten am Ende beö 8 92 weiter genannten Litteratur |. vor 
allem das hochbedeutiame Wert Dr. v. Kahr's: Commentar zur Gemeindeordnung 
recht3 de Rheins, München 1896. (WBed’icher Verlag.) 

*) Die fogen. Steuergemeinben find feine „Gemeinden“ im vorliegenden 
Sinne, fondern lediglich örtliche Ubgrenzungen oder Bezirke zum Bwede ber Re⸗ 
gulierung der Steuererhebung. 

) Die —— „Ortsgemeinden“ findet ſich nicht in den bayeriſchen 
Geſetzen. Die bayeriſche Geſetzgebung kennt nur die Bezeichnung „Gemeinde“ oder 
„politiſche Gemeinde“ im Gegenſatz zu Diſtrikts⸗ bezw. Kreisgemeinde einerſeits, 
zur Ortſchaft und zur Steuergemeinde andrerſeits. Siehe hierüber unten S. 18. 

Pohl, Handbuch. 1. 1 
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Wie wohl allenthalben, fo find auch in Bayern die Ortsver⸗ 
bände älter als der Staat, fie wurden von lebterem vorgefunden, 
andrerjeit3 aber auch organifiert, reformiert und mit ihrer gegen- 
wärtigen Verfafjung verjehen. Die Kreis- und Diftriftsverbände da⸗ 
gegen wurden erjt vom Staate neu gejchaffen. 

Was die geichichtliche Entwidlung der Gemeinde in Bayern im 
saufe des 19. Jahrhunderts betrifft, jo wird hiezu im kurzen folgendes 

merkt: 

Am Anfang des Jahrhunderts wollte man die Gemeinden voll⸗ 
ftändig unter die Leitung des Staates bringen. Von dieſem Grund: 
fate waren auch die gemeindlichen Edikte von 1808*) getragen. 
Diefelben konnten auch feinen Boden gewinnen, nicht einmal ganz 
zum Vollzuge gelangen. So kam man allmählich zur Weberzeugung, 
daß nur durch vollitändige Neuregelung der Gemeindegejeßgebung mit 
dem Grundſatze möglichtt freier Selbitverwaltung ein haltbarer Zu- 
ſtand gejchaffen werden könne; das Gemeinde-Edift vom 17. Mai 
18185) führt nun eine unter damaligen Verhältniffen meitgehende 
Befreiung der Gemeinden herbei. Vervollſtändigt wurde dasſelbe durd) 
die Gemeindewahlordnung vom 5. August 1818 und durch das Gelch 
vom 22. Juli 18195) über die Gemeindeumlagen. Allein die Ge- 
meinde-Ruratel wurde troß alledem beibehalten und es waren nod) 
dazu nicht einmal die Grenzen bejtimmt, innerhalb deren fich Diefe 
Staatsaufficht bewegen follte.e So murde denn auch im Laufe ber 
Jahre die genannte Kuratel ala großes Hemmnis für die gemeindliche 
Entwidlung empfunden, zumal für die Auslegung rejp. Ausdehnung 
ſowohl des Begriffes derjelben als ihrer Grenzen feine Schranke ge- 
zogen war. Im Landtage 1831 wurde infolge defjen auch eine große 
Bahl von Wünjchen bezüglic, einer Abänderung des Gemeinde-Ediftes 
laut und find im Landtagsabichiede 1831 auch Zufagen auf Berüd- 
fihtigung derſelben feiten® der fgl. Regierung gemacht worden. 

Diefe Zujagen führten zum „revidierten Gemeinde-Edikte“ vom 
1. Zuli 1834, amtlich publiziert mit Min.E. vom 22. März 1835 
(Web. 1, 557 ff.). 

Die bieher bezüglichen wejentlichiten Beitimmungen — melde 
übrigens zum größten Zeile auf dem Edikte vom 17. Mai 1818 be- 
ruhen, find, ſoweit fie auch für die Grundlagen unjerer jeßigen Ge— 
meindeverfaflung von Interefle find, folgende: 

1. Jede Stabt, mit Einſchluß ihrer Vorjtädte und ihres 
gangen Burgfriedens, jeder Markt oder Flecken und jedes Dorf, welches 
isher fchon eine für fich beftehende Körperfchaft mit eigenem Gemeinde: 


*) Organifches Ebift über die Bildung der Gemeinden vom 28. Yuli 1808 
eh 1, 16 und Edikt über das Gemeindewejen vom 24. September 1808 
. ebenda). 
*) Siehe Web. 1, 565 ff. (Gemeinde⸗Edikt vom 17. Mai 1818); 3, 9 ff. 
(Umlagengefeb). Bergl. Seyd. 2, 1 ff.; ferner v. Polnitz „das Selbfiverwaltungs- 
recht der Gemeinden” ©. 28 ff. 
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Bermögen und mit bejonderen Gemeinde» Rechten ausmachte, bildet 
eine Gemeinde und fol als folche ferner fortbeitehen. 

Die 88 2—6 find abgedrudt unten Bd. 2 in Anm. 6 zu Art. 2 
der Gem.Ordn. von 1869, der $ 7 in Bd. 2 8 172. 

8 8. Die Gemeinden teilen fid: 

a. in Städte und größere Märkte, 

b. in Ruralgemeinden, welche teils aus Kleineren Märkten, teils 

aus Dörfern, Weilern und Einöden bejtehen. 

89 Die Städte erhalten nad) dem Maße ihrer Bevölkerung 
eine Unterabteilung in 3 Klaſſen: 

I. Klaffe: Städte mit 2000 Familien und darüber, 

I. Klaſſe: Städte von 500 bis 2000 Familien, 

II. Klaſſe: Städte und Märkte unter 500 Familien. 

8 10. Kleinere Städte und Märkte, welche die Koiten eines 
Magijtrates mit ihren Verhältniffen nicht vereinbar finden, find jeder- 
zeit befugt, zeitlich in die Klaffe der Landgemeinden zurüdzutreten. 

Die 88 11—16 (über die Gemeindeglieder) find abgedrudt in 
8 138a zu Art. 201 der Gem.-Drbn. 

8 20. Die Gemeinden können in der Eigenjchaft als öffent⸗ 
lihe Rorporationen alle Rechte ausüben und Verbindlichkeiten 
eingehen, welche die bürgerlichen Geſetze den Privaten überhaupt ges 
Statten und den Gemeinheiten injonderheit nicht verjagen. 

8 21. Sie ftehen unter der bejonderen Kuratel und Auflicht 
des Staates und genießen die Vorrechte der Minderjährigen. 

2%. Als Teile des ganzen Staatskörpers find fie den all- 
gemeinen Staatszweden untergeordnet und verpflichtet, an allen 
Staatzlaften Anteil zu nehmen; — als einzelnen Gejellichaften Tiegt 
ihnen ob, alles dasjenige zu leiften, was zur Erreichung ihres gejell- 
Ichaftlihen Zweckes erforderfih ift, wie auch die aus bejonderen 
ea sgränden entftandenen Werbindfichkeiten ihrer SKorporation zu 
erfüllen. — 

8 36. Die Gemeinden bejorgen ihre Angelegenheiten in Ge⸗ 
meindeverfammlungen durch Gemeindebefchlüffe oder He handeln durch 
ihre Vertreter und Bevollmächtigte. 

45. In den Städten und größeren Märkten wird die Ge- 
meindeverwaltung beforgt und vollzogen: 

1) durch einen bürgerlichen Magiftrat, 

2) durch einen befonderen Gemeinde-Ausſchuß, welcher aus er- 

wählten Gemeindebevollmächtigten befteht, 

3) durch Diſtriktsvorſteher, welche in größeren Städten dem 

Magiftrate beigegeben find. 

8 46. Der Magiftrat ift der Vorſteher der Gemeinde und 
zugleih der Beamte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten und ihres Vermögens. 

& 55. Der Meagiftrat übt ala Vorſteher der Gemeinde alle 
der bürgerlichen Korporation zuftehenden Nechte im ganzen Umfange 

1* 
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des Gemeindebezirt3 aus und fämtliche Gemeindeglieder find ihm in 
diefer Sagiehun untergeben. 

8 a6? D. In den Stadtgemeinden wird das Vermittlungs- 
amt dur) den Magiftrat ausgeübt (nach 8 120 in den Landgemeinden 
durch den Gemeinde-Ausfchuß). 

67. Dem Magiftrate ift in allen Städten und Märkten 
(mit Ausnahme von Münden) als NRegierungsbeamten die gejante 
Lokalpolizei übertragen zc. 

Alle die voraufgeführten Beſtimmungen haben wohl nur hiſtori⸗ 
ſchen Wert und find durch die Gemeindeordnung vom 29. April 1869 
aufgehoben. Allein fie wurden mit befonderer Abficht Hier aufgeführt, 
da deren Kenntnis vielfach zum Veritändnis der jeht giltigen Ge- 
meindeordnung beiträgt, um jo mehr, als unjere Gemeindeordnung 
von 1869 gegenüber dem Gemeinde - Edift von 1834 — wie fchon 
ihre Eingangsworte ausſprechen — lediglich als durchgreifende Re⸗ 
vifion des lebteren erfcheint und daher ſich möglichſt enge an die 
Beitimmungen dieſes Ediktes anjchließen wollte, ſoweit die geänderten 
Verbältniffe überhaupt einen ſolchen Anſchluß geitatteten. 

Nicht aufgehoben und noch in voller Öeltung find die Be- 
ftimmungen des $ 59 Abſ. 3-5 und des 8 94 Abi. 5—8 des 
revidierten Gemeinde-Ediktes vom 1. Juli 1834 über das Kirchen⸗ 
vermögen und die Kirchenverwaltung. Durch letztgenanntes Edikt 
wurde nämlich die bisher der Gemeindebehörde zuftehende Verwaltung 
des Kirchenvermögens einer bejonderen Kirhenverwaltung 
übertragen. 

Hierüber ſ. näheres unten bei „Kirchengemeinde und Kirchen- 
vermögen”. 

Durch Min.-E. vom 31. Oftober 1837 „den Vollzug des 
Gemeinde-Ediftes betr.” (Web. 3, 106195 und Inhalt3-Verzeichnig 
hiezu, Web. 3, 193 f.) wurde alles zufammengefaßt, was zum Vollzug 
tiefes Ediktes an Entichliegungen, Anordnungen ꝛc. bi8 dahin er- 
gangen war. 

Diefe Entjchließung und deren weiterer Vollzug trug aber nur 
Dazu bei, das Selbitverwaltungsrecht der Gemeinden immer mehr 
herabzudrüden. Das Fahr 1848 brachte daher auch die angejtrebte 
weitere Reviſion der Gemeindegefeßgebung auf freiheitlicher Grundlage 
wieder in Fluß. 1850 wurden Entwürfe vorgelegt, welche nicht blos 
die Verfaflung der Ortögemeinden, fondern auch die der Kreis- und 
Diftriftögemeinden regeln jollten. Letztere Negelung erfolgte nun 
durch Die Geſetze von 1852 über die Diftrifts- und die Landräte; 
dag Auftandefommen dagegen einer neuen Gemeindeordnung währte 
noch bis 1869. 

Uber auch noch durch andere als die erwähnten und weiter 
unten detailliert zu behandelnden Geſetze von 1852 über die Diſtrikts⸗ 
und Landräte wurden in Der Zeit von 1848 bis 1869 mehr ober 
weniger die gemeindfichen Verhältniffe berührt. 
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Derartige Geſetze find: ®) 

1) Das Geſetz vom 4. Juni 1848 über die Aufhebung der 
ſtandes⸗ und gutsberrlichen Gerichtsbarkeit, dann die Auf- 
bebung, Firierung und Ablöfung der Grundlaften (Web. 3, 
697; Bamb. 7 E, 749, Geſ.Bl. 78). Durch dasfelbe ging 
die Gemeindekuratel bezüglich aller Gemeinden des König⸗ 
reich® auf die Staatsbehörden über, ſoweit fie noch den ftandes- 
und gutsherrlichen Gerichten zuftand. (Art. 1 des el.) 

2) Gefeh vom 4. Juni 1848 über die Aufhebung des Jagd⸗ 
rechtes auf fremdem Grund und Boden (Web. 3, 708; Gej.- 
Bl. S. 129) Art. 1, durch welchen (ebenfo wie durch Art. 
1 des nachitehend sub 3 genannten Gef.) das Jagdrecht auf 
fremdem Grund und Boden aufgehoben wurde und mit 
1. Februar 1849 an die betr. Grundeigentümer überging, alfo 
auch auf die Gemeinden bezüglich ihre® Grundeigentumes, 
ferner befonders hiezu: 

3) Geſetz von 30. März 1850 „die Ausübung der Jagd betr.“ 
(Web. 4, 104; Bamb. 6, 55, Geſ.⸗Bl. 117), nad) deſſen 
Art. 4 die politiiche Gemeinde in allen vom Geſetz (Art. 2 
und 3) nicht ausgenommenen Fällen namens der Grund- 
eigentümer innerhalb ihres Bezirkes das Jagdrecht durd) 
Verpachtung ausübt (näheres hierüber |. unten Bd. 3 $ 483), 
weiter biezu gehörig 

4) Geſetz vom 15. Juni 1850 „über den Erjab des Wild- 
ſchadens“ (Web. 4, 125; Bamb. 6, 33, Geſ.-Bl. 185), 
durch defien Art. 3 die Gemeinden unter gewillen Verhält⸗ 
niffen verpflichtet find, vorbehaltlich ihres Regreſſes, den 
Schaden- und Koftenerfa für den jogen. Wildfchaden zunächſt 
aus der Gemeindelafje zu leiften. (Näheres ſ. unten Bd. 


8 485.) 

5) Geſetz vom 12. März 1850 „über den Erfah des bei Auf⸗ 
läufen verurjachten Schadens" (Web. 4, 98; Bamb. 6, 21; 
Geſ.⸗Bl. 73), nach deſſen Art. 1 jede politifche Gemeinde, 
in deren Bezirk von einer zufammengerotteten bewaffneten 
oder unbewaffneten Menge oder von einzelnen aus derjelben 
mit offener Gewalt Verbrechen oder Vergehen gegen Perſonen 
oder das Eigentum verübt worden find, — abgejehen von den 
duch das Geſetz in Art. 1 Abf. 2 und Art. 2 ftatuierten 
Ausnahmen — verbunden ift, den dadurch verurjachten 
Schaden zu erjegen. (S. unten Bd. 3 8 307.) 

6) Geſetz vom 25. Juli 1850 „über die Einquartierungs- und 
Vorſpannslaſten in Friedenszeiten“ (Web. 4, 150; Bamb. 
4 E, 577); erſetzt durch die Geſetze über Duartierleiftung 
und Naturalleiftung vom 25. Juni 1868 und 13. Februar 


) ©. hiezu v. Kahr, Commentar zur Gem.Ordn. Einleitung ©. 19 f. 
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1875, Bamb. 13, 272 und 284; Web. 7, 338 und 10, 598 
(f. unten Bd. 3 $ 509). 

7) Gejeß vom 25. Juli 1850 „über die Unterftügung und Ver⸗ 
pflegung Hilfsbedürftiger und erkrankter Perſonen“ (Web. 4, 
134, aufgehoben durch das Armengeſetz vom 29. April 1869; 
hierüber — unten bei Armenpflege). 

8) Se über die Diftriftsräte (bereit3 oben erwähnt) vom 
28. Mai 1852 (Web. 4, 404; Bamb 7 E, 805; Geſ.⸗Bl. 
245), nad) defien Art. 1 jeder Amtsbezirk d. h. ſämtliche 
Gemeinden des Amtsbezirkes einer Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde eine Diftriftögemeinde bilden. Näheres |. unten bei 
„Diſtriktsgemeinden“. 

9) Forſtgeſetz vom 28. März 1852, revidiert zum erſten Mal 
durch Geſetz vom 18. Auguſt 1879, hierauf wiederholt 
revidiert und in neuer Faſſung publiziert am 4. Juli 1896, 
durch welches ausführliche Beſtimmungen über die Gemeinde⸗ 
und Stiftungswaldungen getroffen wurden. Mäheres ſ. 
unten bei Gemeinde-Forſtweſen Bd. 3 8 489, desgleichen 
bei den Anm. zu Art. 30 der Gem.Ordn. unten 8 96a. 

10) Geſetz vom 10. November 1861: „Das Volizeiftrafgejehbuch“ 
(Web. 5, 297, Bamb. 4, 13), aufgehoben durdy Art. 2 
Biff. 2 des Einf.-Gef. zum Reichsftrafgejeg vom 26. Dezem⸗ 
ber 1871 und ertegt durch Pol.-Str.-Gef.-B. vom 26. Dezen- 
ber 1871 (Web. 9, 192; Bamb. 14, 337), durch welches 
den Gemeindebehörden ala Drts- oder Diftriftöpolizeibehörden 
in vielen Fällen Gejebgebungsbefugniffe in der Art übertragen 
wurden, daß ſie ermächtigt worden find, gewiffe Materien 
durch orts⸗ oder diſtriktspolizeiliche Vorſchriften zu regeln. 
(Hierüber näheres unten bei „Polizei“ .) 

Geſetz vom 10. November 1861: „Gerichtöverfafjungsgefeh” 
(Web. 5, 374; Bamb. 15, Abt. 2 S. 139, mit Ausnahme 
der Urt. 7, 67 und 76 Abſ. 3 aufgehoben durch Art. 81 
des Ausf.⸗Geſ. vom 23. Februar 1879 zum Reichsgerichts⸗ 
verfallungs-&ef. vom 27. Januar 1877 und Art 279 3. 
16 des Gebührengefeges vom 18. Auguft 1879), injoferne 
als durch dieſes Geſetz die Trennung der Juſtiz von der 
Verwaltung vollzogen (cfr. Einleitwig zu dieſem Geſetz) und 
bemgemäß die (nicht unmittelbaren) Gemeinden unter die kgl. 
Bezirfsämter geftellt wurden. 

Das Iogen. Schuldotationsgefeg vom 10. November 1861 
(Web. 5, 390; Bamb. 6 E, 6; Geſ.Bl. S. 297), durch 
deſſen Art. 1 ausgeiprochen wurde, daß die deutichen Schulen 
SGemeinde-Anftalten find und daher — abgejehen von 
Ausnahmen — den Gemeinden die Verpflihtung zur Auf⸗ 
bringung des Aufwandes für diefelben obliegt. Näheres |. 
unten bei Schulwejen, Bd. 3 8 441. 
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13) Gejeh vom 26. Februar 1850 über die Verfammlungen und 
Vereine (Web. 4, 81; Bamb. 6, 68), bei defien Vollziehung 
die Gemeindeverwaltung (Art. 3) oder die Gemeindebehörden 
ala WPolizeibehörden vielfah mitzuhandeln berufen find. 
Näheres |. unten bei Vereinsweſen, Bd. 3 8 303. 
Gele vom 16. Mai 1868 „Vermarktung der Grundftüde" 
betr. (Web. 7, 291; Bamb. 3 E, 380, Geſ.⸗Bl. 1866/69 
©. 573), nad) deſſen Art. 12 zur Vornahme des Vermarfungs- 
geichäftes ſowie zur Aufficht über die im Gelamtumfange der 
Gemeindeflur befindlichen Grenzmarken in jeder Gemeinde 
4 bis 7 Feldgeſchworene aufzuftellen find, welch lettere im 
Bollzuge des genannten Geſetzes gemäß Art. 18 des. Hilfs- 
organe des Vorſtandes der Gemeinde für Erhaltung der 
Flur⸗ und Marfungsgrenzen find. Näheres f. unten bei 
Landwirtichaft, Bd. 3 8 466. 
Außerdem ift Hier 
15) zu bemerfen, daß auch die Gemeindebehörden noch zur Mit- 
wirkung bei Herftellung der Gejchmworenenlijten, beim Voll⸗ 
zug des Wehrgejetes, ſowie der Steuergejege (j. oben Bd.1 
85 72—79) ſchon vor der Gemeindeordnung von 1869 be- 
rufen worden find. Erſt mit der jogen. Sozialgefeggebung 
der 1860er Jahre und gewilfermaßen ala ein Teil derjelben 
fam die Gemeindegejeßgebung zu Stande und gelangte zum 
glüdlichen Abſchluß durch die Erlafjung der beiden Geſetze 
vom 29. April 1869: 
a. Die Öemeindeordnung für die Landesteile rechts des Rheins. 
‚b. Die Gemeindeordnung für die Pfalz. 

Die Gemeindegefeßgebung des Jahres 1869 bedeutet einen ganz 
wejentlichen Fortichritt. Was der Geſetzgeber als Prinzip des Ge- 
ſetzes in feinen Motiven bingeftellt Hat: „Die freie Entfaltung des 
forporativen Lebens der Gemeinden zu fördern und möglichſt ficher zu 
ſtellen“, kann wohl als im ganzen und großen erreicht erachtet werden, 
insbeſondere ift der Grundſatz der Selbftverwaltung zur Durchführung 
gekommen und find die Gemeinden zugleich unter den nötigen Garan⸗ 
tien mit all den Rechten ausgeftattet worden, welche ihnen als jelbit- 
ftändigen Korporationen zugehören, um einerfeits ihre Stellung im 
Staate wahren, andrerfeit? ihre Kräfte voll und frei zur jelbjtändigen 
Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten fowie zur gedeihlichen 
Förderung und Wahrung ihrer Interefjen entfalten zu fünnen. 

Es kann wohl auch gejagt werden, daß die Gemeindegefeßgebung 
in den 28 Jahren ihres Beftehens fih im großen Ganzen gut be> 
währt hat; ganz befonders haben die Städte unter der freien Selbit- 
verwaltung zum größten Teil einen ganz mächtigen Aufſchwung er- 
fahren. Es dürfte ſich daher auch empfehlen, die Gemeindegejeßgebung 
in ihrem jegigen Beftande möglichft aufrecht zu erhalten und den 
immer wieder Mi zeigenden Beftrebungen, Abänderungen an derjelben 
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herbeizuführen, mit weniger Bereitiwilligfeit entgegen zu kommen. (cfr. 
Kahr, bayer. Gem.⸗Ordn. 1893, Einleitung $ 8: Schlußbetrachtung, 
mit der man fich voll und ganz einverjtanden erklären kann.) Da: 
gegen möchten wir es als wuͤnſchenswert erachten, daß der Art. 97 
der Gem.⸗Ordn., nad) welchem die Zuftändigkeiten der Bolizeidirektion, 
des Magiſtrates und der Lofalbauflommifjion München (drei Jahre 
nach Erjcheinen der Gem.⸗Ordn., alfo ſpäteſtens bis Ende 1872) durch 
Geſetz zu regeln ift, zum Vollzuge gelange und diefe Ausfcheidung 
der BZuftändigfeit nunmehr auf Grund 28 jähriger Erfahrung im Wege 
des Geſetzes erfolge. Seit ihrer Giltigfeit hat die Gemeindeordnung 
vom 29. April 1869 recht? d. Rh. folgende gejebliche Abänderungen 
erfahren : 
I. Dur) Geſetz vom 19. Januar 1872: (Web. 9, 283; Bamb. 
5 E, 221; Geſ.Bl. 1871 ©. 197 f.) find die Art. 11 
Abf. 4, 13 Ab. 2, 14, 41 Abi. 4, 54 Abſ. 4, 82, 127 Abſ. 5, 
99, 143, 170 Abſ. 1 und 174 Abi. 4 abgeändert worden. 

IL rt. 33 der Gem.⸗Ordn. wurde durch dag Gejeh von 14. März 
1890 (Web. 20, 98, ſ. Hiezu auch 22, 120; Bamb. 27, 
204; Gel.» und Verordn.⸗Bl. S. 111) geändert. 

II. Die Anwendung des Art. 55 der Gem.-Drdn. ijt, ſoweit 
ſich derjelbe auf Anſchaffung und Unterhaltung der Zucht: 
jtiere bezieht, durc) dag Geſetz vom 5. April 1888 „die 
Haltung und Körung von Zuchtitieren betr.“ (Web. 19, 20; 
Bamb. 25, 123 Geſ.⸗ und Verordn.⸗Bl. 253) aufgehoben. 


IV. Die Umrechnung der nad) der Gem.-Ordn. auszufprechenden 
Geldstrafen erfolgt nach Geje vom 8. November 1875 
Art. 1 und 2 (Web. 11, 179; Bamb. 6 E 627, Gel.- und 
Verordn.⸗Bl. 665). Hiernach wird 1 fl.=1 Marf 80 Pfg.; 
1 Kreuzer—3 Pfennig, !/s Kız.=1!/, Pig; 1 Frank— 
80 Pig. gerechnet; im übrigen erfolgen die Umrechnungen 
nah Art. 14 8 2 Ubi. 2 und 3 des Münzgeſetzes vom 
9. Juli 1873 (Web. 10, 55; Bamb. 13, 58; Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
Eh Hiernah ift 1 Gulden — 16/, Mark oder 1 Mt. 

g. 


V. Das Geſetz über die Errichtung des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes und das Verfahren in Bermoltungsrechtäfaden hat 
durch folgende Beitimmungen die Gem.-Ordn. mehr ober 
weniger berührt: 


1) Zunächſt ift durch Art. 10 Biff. 2 des Geſetzes über den 
Berw.-Ger.-Hof bejtinmt, daß der Verwaltungsgerichts- 
hof zur Teßtinftanziellen veſcheidung von Beſchwerden 
gegen Beichlüffe oder Verfügungen der kgl. Kreisregierungen, 
ammern des Innern, berufen tft, „in Gegenftänden der 
Staatzaufficht über Gemeindeangelegenheiten, wenn von 
einer Gemeinde behauptet wird, daß durd) folche Ver⸗ 
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fügungen das ihr geſetzlich zuftehende Selbſtverwaltungs⸗ 

recht verlegt, oder daß ihr eine gejegfich nicht begründete 

Reiftung auferlegt ift.“ 

Hiernach ändern fich zunächſt folgende Beftimmungen 
der Gem.-Drdn.: Art 161, Iebter Sa; Urt. 163 Abſ. 
1, Sat 2; Urt 196 Abi. 5, Sab 2. 

2) Weiter gehört die Verbejcheidung in legter Inſtanz zur 
Kompetenz des Berwaltungsgericht$hofes nach Art. 10 hi .4 
l. c. bei Streitigfeiten über ‚Rechtsverhältniſſe der nicht zu 
einem Gemeindeverband gehörigen Markungen,“ ſoweit nicht 
(überhaupt) Verwaltungsrechtsfachen in Frage ftehen. (cfr. 
Art. 3 Abi. 1 der Gem.-Ördn.) 

3) Ferner find durch das genannte Gejeh (Art. 8) als Ver⸗ 
waltungsrechtsfahen im Sinne dieſes Geſetzes die be⸗ 
ftrittenen NRechtsanfprüche und Verbindlichkeiten in folgen- 
den gemeinderechtlichen, d. h. von der Gemeindeordnung 
geregelten Angelegenheiten erklärt: 

a) Zugehörigkeit von Grundftüden zu einem Gemeinde- 
verband; Gemeinde, Markungs⸗ und Jlurgrenzen (zu 
Urt. 7 Gem.:Drdn.)?) Urt. 8 Ziff. 25 des Verw.⸗ 
Ger.Hof⸗Geſ. 

b) Gemeindebürgerrecht und Heimatrecht; Stimmrecht in 
Gemeindeangelegenheiten nach Art. 8 Ziff. 26 1. c., 
desgl. Bürgeraufnahme:, Gemeinderecht3- und Heimat» 
ebühren nad) Art. 8 Ziff. 27 1. c. (zu Art. 10—25 
er Gem.-Ordn.). 

c) Anſprüche auf allgemeine und bejondere Nubungen des 
Gemeindevermögend und die damit zufammenhängenden 
Berpflichtungen nad) Art. 8 Ziff. 28 1. c., desgl. Ver: 
teilung von Gemeindegründen nad) Art. 8 Ziff. 2911. c. 
(zu Art. 26—37 der Gem.:Drdn.). 

d) Verbindlichkeit zur Teilnahme an Gemeindelaften mit 
Einichluß der Umfagen und anderer Leiſtungen für 
die Urmenpflege nad) Art. 8 Ziff. 30 1. c., desgl. 
Verbindlichkeit zur Teilnahme an den Gemeindelaiten, 
Dienften, Umlagen und anderen Leiftungen für Schul: 
zwede nad) Art. 8 Biff. 38 1. c., ferner: Verpflichtung 
zur Entridtung von gemeindlichen Verbrauchsſteuern 
und fonftigen örtlichen Abgaben, Benützung der Ge- 
meindeanftalten und Verbindlichkeit zur Entrichtung von 
bejonderen Vergütungen biefür; Anſprüche auf Rück⸗ 
vergütung des Lolalmalze oder Bieraufichlages und 
fonttiger örtlicher Verbrauchsſteuern und Abgaben nad) 
Art. 8 Ziff. 311l.c. (zu Art. 39—54 der Gem.⸗Ordn.). 


) Bergl. unten 8 94 Anmerf. 67 zu Art. 7 der Gem.Ordn. 
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Endlih: Das Recht zur Erhebung von Weg- und 
Pflaſter⸗, Brüden- und Ueberfahrtägeldern, ſoweit es 
ft nicht um das Verleihungsrecht der Staatsregierung 
handelt, ſowie die Verbindlichkeit zur Entrichtung der⸗ 
artiger Gebühren nad) Art. 8 Ziff. 19 1. c. (hpezieil 
gu Ar. 40 Abſ. 4 der Gem.:D.). 

e) tungen auf Grund des Urt. 55 der Gem.-Ordn. 
rechts des Rheins nach Art. 8 Ziff. 32 1. c. (zu Art. 
55 der Gem.-Drd., bezüglich der Zuchtitierhaltung er- 
jet Durch das fogen. Körgefeß f. oben, ferner Wb. 3 
SS 472 und 473). 

f) Deffentliche Eigenjchaft eine® Weges mit Bugehörungen, 
einer Brüde oder eine Abzugkanales; Verbindlichkeiten 
in Deus auf Herftellung und Unterhaltung der nicht 
in die Klaſſe der Staatzftraßen gehörigen öffentlichen 
Wege, Brüden, Den Stege und Abzugsfanäle, un- 
befhadet der gejeglihen Befugnis der Verwaltungs⸗ 
behörden, über die Anlage von Diftriktsftraßen und 
Gemeindeverbindungswegen und über deren Unter: 
in aus Diſtrikts⸗- und Gemeindemitteln zu be= 
ließen, nach Art. 8 Ziff. 34 1. c. (zu Urt. 38 und 
Urt. 3 Abſ. 3 der Gem.-Drdn.). 

8) Rechtzaniprühe auf den Genuß oder Mitgenuß von 
Stiftungen; Rechte im Betreff der Stiftungsverwaltung 
und der Verleihung des Stiftungsgenuffes nad) Art. 8 
Biff. 35 1. c. (zu Art. 65 ff. der Gem.-Ord.). 

h) Anſprüche Hinfichtlich der Bejegung von Lehritellen an 
Volksſchulen und anderen Unterrichtsanftalten, dann 
bon niederen Kirchendienften nach Art. 8 Ziff. 39 (zu 
Art. 113 der Gem.-Drdn.). 

i) Wahlrecht und Wählbarfeit zu Gemeindeämtern, ein- 
ſchließlich der Funktion eines Armenpflegfchaftsrates, 
eines Bezirfspfleger® und eines Feldgeſchworenen; 
Siltigfeit folder Wahlen; Verpflichtung zur Ueber: 
nahme jener Aemter; Berechtigung und Verpflichtung 
zum YWustritte, nach Art. 8 Biff. 33 1. c. (zu Art. 
170 ff. der Gem.-Drdn.). 

k. Ferner find hierher noch die Verwaltungsrechtzfachen 
nah Ziff. 22, 23 und 24 Art. 8 1. c. zu zählen: 

a. Verpflichtungen einzelner Gemeinden aus bejonderen 
Verbänden nach Art. 37 des Diſtriktsrats⸗Geſ. 

ß. Anſprüche der Gemeinden an diftriftive An⸗ 
ftalten, dann Anſprüche der Diftrifte an die Ge: 
meinden in Bezug auf den Bedarf oder Unterhalt 
folder Anftalten und 

y. Berbindlichfeit zur Teilnahme an Diftriftsumlagen. 
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1. Endlich fiehe die Beftimmungen des Art. 11 auch 12 des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. über die fchiedgrichterliche Ent- 
fcheidung bezüglich der Bermögensteilungen bei Gemeinde- 
bezirf3-Beränderungen (vergl. unten $ 96). 

Bei der Behandlung der einzelnen Artifel der Gem.-Ordn. wird 
egebenen Falles auf die vorftehend angeführten Beſtimmungen des Ge- 
(ches über den Verwaltungsgerichtöhof vertviefen oder noch Näheres 
erörtert. Schließlich fei Hier noch auf die in $ 93 ie 15 
Punkte verwiefen, in welchen ſich die Gemeindeordnung für die Pfalz 
von der rechtärheinifchen Gemeindeordnung unterfcheidet, wie fie in 
Dr. v. Kahr, die bayer. Gemeindeordnung 1893, Einfeitung $ 5 ©. 
25—27 detailliert aufgezählt find. 


Die gefamte Gemeindegefeßgebung ift durch die Gemeindeord- 
nung — joweit e3 fi) um die Regelung der eigenen und eigentlichen 
Gemeindeangelegenheiten handelt — zu einem großen Ganzen ver- 
einigt; nur die fogen. übertragenen Gemeindeangelegenheiten d. h. Die 
den Gemeinden Durch bejondere Geſetze 2c. übertragenen ftaatlichen 
Funktionen 3. B. Polizei, Mithilfe bei der Rechtspflege und ftaat- 
lihen Finanzverwaltung ꝛc., deren Zahl und Umfang naturgemäß 
ftändigem Wechfel unterworfen tft, find befonder8 geregelt (3. B. Die 
Erlafjung ortspolizeilicher Vorſchriften durch das Polizeiſtrafgeſetzbuch). 
Doch find auch in eigentlichen Gemeindeangelegenheiten zu einzelnen 
Artikeln der Gem.Ordn. (Art. 41, 77, 83 mit 128; 85 mit 129; 
97; 98; 107; 145; 159 Ziff. 10) Vollzugsvorichriften oder Aus» 
führungsbeſtimmungen erlaffen worden, welche bei den einzelnen vor- 
angeführten Artikeln ‚der Gem.Ordn. fpeziell behandelt find; weiter 
treten bei Bewirtichaftung der Gemeindewaldungen befondere Beftim- 
mungen ein, |. unten „Semeindliches Forſtweſen“; desgl. ift die Er- 
hebung des Lolalmalzauffchlages Tpeziell geregelt, (ſ. unten zu Art. 
41 der Gem.Ordn.). Ueber die zur Gem.:Drdn. erichienenen Lit- 
teratur |. v. Kahr, bayer. Gem.Ordn. Einl. $ 9 ©. 33 ff. 9) 


* Wir nennen bier außer dem bereit3 angeführten vorzüglichen Werke von 
Dr. v. Kahr: bayer. Gemeindeordnung für die Landesteile diesſ. d. NH. erläutert 
und mit den Vollzugsvorſchriften herausgegeben, noch befonders: 


a. Hauck⸗Lindner: Erläuterungen zur bayer. Gemeindeordnung, 2. Aufl. 
Münden. J. merk Verlag (wegen jeiner furz gefaßten und Doch 
erichöpfenden, Teichtverjtändlichen Daritellung den Gemeindebehörben be- 
fonder8 zu empfehlen). 

b. Weber, Handausgabe mit Anmerkungen zur Gem.Ordn., 5. Aufl, 
Münden, Bed’icher Verlag. 

c. Handbudy für Randgemeindeverwaltungen 2c. von Stadelmann-Wadhter. 

d. Die Blätter für admin. Praxis. 

e. Die Sammlung der Enticheibungen des Berwaltungsgerichtöhofes. 

Endlich werden wir auf die einfchlägigen wiſſenſchaftlichen Darftellungen 

des bayeriichen Gemeinderechts in Dr. v. Seydels bayer. Staatsrecht 2. Aufl. 
bei den einzelnen Materien der Gem.⸗Ordn. noch befonders verweilen. 
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Ganz bejonder® möchten wir aber aus dieſer Litteratur als 
Ipegielies Organ für Gemeindeangelegenheiten und für das bayerifche 
emeindewejen hervorheben: „Die bayerifhe®emeindezeitung“ 
fir alle Gemeindeangelegenheiten des rechtörhein. Bayern und 
er Pfalz. 

Diefelbe ericheint feit 1891 in Münden [(Schweiter Verlag 
Joſ. Eichbichler)] und wird Herausgegeben von dem mit gründ- 
fihem Wiſſen und reicher Erfahrung auf dem Gebiete der Verwal—⸗ 
tungs⸗Praxis ausgeitatteten früheren kgl. Oberftaatsanwalt am kgl. 
Berwaltungsgerichtshofe Dr. TH. v. Haud. 

Da die bayer. Gemeindezeitung für jeden Gemeindebeamten und 
Gemeindevertreter geradezu unentbebrfich ift, — weil fie in objeltivfter 
Weile alle Fragen der Selbitverwaltung und des Selbitverwaltungs- 
rechtes der Gemeinden, ſowie Die der Gemeindefinanzen, des Gemeinde- 
dienftes, der Schule und des Kirchenwejens, des Verſicherungsweſens, 
der Polizei und der Wohlfahrtseinrichtungen in italien Dar: 
ftellungen unter gleichzeitiger Berüdfichtigung des praftifchen 
Bollzuges behandelt — fo haben wir auch die in denjelben er- 
chienenen Abhandlungen und die von ihr behandelten Fälle aus dem 
gemeindlichen Leben in ausgiebigfter Weife benügt, vielmehr citiert, 
was wir um fo mehr thun zu müflen glaubten, al® wohl anzunehmen 
ift, daß angeſichts des praftifchen Nutzens dieſer Zeitung für afle, 
insbejondere auch die fleineren Gemeinden es wohl faum eine 
Gemeinde mehr geben dürfte, in welcher die bayer. Gemeindezeitung 
nicht zu finden wäre. 

Aus dem gleichen Grunde — nämlih um der Praxis felbit 
ſoviel als möglich zu dienen — haben wir auch die Entfcheidungen 
des fgl. Berwaltungsgerichtshofes weitgehend berüdlichtigt, 
e3 aber auch nicht unterlaften, bie in der Reger'ſchen Samm- 
lung enthaltenen Enticheidungen, ſowie die einjchlägigen für Die 
Praxis dienfichen Abhandlungen der Blätter für admin. Praxis 
an entiprechender Stelle anzuführen. 


8 98. 


Die Unterfchiede zwiſchen der rechtörheinifchen und der 
bfälziihen Gemeindeorduung.*) 


Auf Grund der in der Praxis ſelbſt gemachten Erfahrung er- 
achten wir es für geboten, einen Handbuche, welches in eriter Linie 
den Bedürfniſſen der rechtörhein. Gemeindebehörden und Gemeinde: 
beamten zu dienen berufen ift, doch auch Diejenigen einzelnen Dunfte 
beſonders beizufügen, in welchen ſich die rechtörhein. Gemeindeordnung 
bon der pfälziichen Gemeindeordnung unterjcheibet. 


*) Die pfälz. Sem.-Ordn. ift abgebrudt Web. 8, 1 ff., ferner in A. Geib's 
Handbuch für die Semeindebehörden ber Pfalz, Bd. 1, 221 ff. 
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In der Einleitung zum Commentar zur rechtörhein. Gemeinde: 
ordnung von Kahr ©. 25 f. find dieſe Ünterſchiede gleichfalls be: 
handelt und bemerken wir — unter Zugrundelegung der daſelbſt ge- 
machten Aufzählung — hierüber folgendes: 

1) Urt. 3 der rechtörhein. wie der pfälzifchen Gemeindeordnung 
treffen die Beitimmung, daß jedes Grundftücd einem Ge: 
meindebezirfe angehören muß. 

Bon diefer Negel läßt aber die rechtsrhein. Gemeinde: 
ordnung eine Ausnahme zu, indem fie beftimmt: 

„Ausgenommen find größere Waldungen, Freigebirge und 
Seen, welche bis jett feiner &emeindemartung zugeteilt 
waren ꝛc.“ 

Fre Ausnahme kennt Die pfälziiche Gemeinde - Ordnung 
nicht. 

2) Nach Art. 8 der rechtörhein. Gem.⸗Ordn. haben die Ge- 
meinden entweder die ftädtijche oder die Land gemeinde- 
Verfaſſung. Diefe zweifache Form der genteindlichen Ver⸗ 
fajjung liegt der pfälz. Gem.:Ordn. ferne; Urt. 8 derjelben 
beitimmt vielmehr: „Es bejteht nur eine Form der Gemeinde- 
verfafjung. — Gemeinden, welche bisher den Namen einer 
Stadt geführt haben, find zu deſſen Beibehaltung, fowie zur 
Beibehaltung ihres Wappen? berechtigt. Die Annahme 
jolcher Titel und Wappen von Seite anderer Gemeinden be- 
darf der tgl. Bewilligung.“ 

3) Beide Gem.-Drdn. gehen bezüglidy der Art und bezw. der 
Vorausſetzungen des Bürgerrechts:Ermwerbes auseinander. 

Nah) Art. 10 der rechtörhein. Gem.Ordn. wird das 
Bürgerreht nur durch ausdrüdlihe Verleihung 
(jeitend der Gemeinde) erworben, und find Die Gemeinden 
nah Art. 12 befugt, jedem Befähigten das Bürgerrecht auf 
Anfuchen zu verleihen. 

Dagegen beitimmt der Art. 10 der pfälz. Gem.Ordn.: 
Bolljährige jelbitändige Männer, welche in der Gemeinde 
heimatberechtigt, wohnhaft und mit einer direkten Steuer an- 
Ar ſind, erlangen das Bürgerrecht kraft des 

eſetzes.*) 

Die in Art. 20 der rechtsrhein. Gem.⸗Ordn. ſtatuierte 
Befugnig der Gemeinden, von jedem neu aufgenommenen 


*) Zu bemerlen ift hier, daß nach Art. 11 der pfälz. Gem.Ordn. „voll⸗ 
jährige und felbftändige, in einer @emeinde ber rechtsrhein. Landesteile 
heimatberehtigte Männer auf Verleihung des NBürgerrechtes in ber (pfälz.) 
Gemeinde ihres Wohnſitzes gegen Entrihtung der fie treffenden Heimatgebühr 
Anſpruch haben, wenn fie jeit 3 Jahren in dieſer (pfälz.) Gemeinde gewohnt und 
innerhalb dieſer Friſt eine in ber Gemeinde angelegte Steuer unb bie fie treffenden 
Gemeinbeabgaben entrichtet haben.“ Siehe auch Urt. 13 ber pfälz. Gem.Ordn. 
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Gemeindebürger eine Aumahmsgebühr zu erheben, Tennt 
demnach die pfälz. Gem.:Drdn. nicht. 

4) Die Zwangsbeſtimmungen der rechtsrhein. Gem.-Ordn., nad) 
welchen die Annahme der Wahl zu Gemeindeämtern als 
geſetzliche Pflicht erfcheint und Ablehnung nur aus beitimmten 
im Gelege vorgejehenen Gründen erfolgen darf (Art. 80, 
109 und 174 der rechtörhein. Gem.-Drdn.), find der pfälz. 
Gem.:Drdn. unbefannt. Vergl. Urt. 58, 118 und 121 der 
letzteren. 

5) Nah Art. 32 der rechtsrhein. Gem.-Ordn. find zur Teil- 
nahme an Gemeindenugungen in der Regel nur Gemeinde⸗ 
bürger bezw. deren Witwen und Kinder (vergl. Art. 32 
Abi. 2 1.c.) berechtigt und können nad) Abi. 3 1. c. andere 
Berfonen an Gemeindenugungen nur auf Grund eines be- 
ſonderen Rechtstitels oder rechtöbegründeten Herkommens 
teilnehmen. 

Dagegen haben nach Art. 25 der pfälz. Gem.Ordn. in 
der Regel alle in der Gemeinde Heimatberehtigten, 
welche daſelbſt feit Jahresfrift wohnen und einen eigenen 
Herd befiten, gleichheitlichen Anfpruch auf die Teilnahme an 
den Gemeindenugungen. 

6) Nach Art. 31 Abi. IT der pfälz. Gem.-Drdn. Dürfen Ber: 
brauchgjteuern für Getreide, Mehl, Obſt, Gemüſe und Butter 
nicht erhoben werden. 

Bergl. hiegegen den Art. 40, bejonders Abſ. 4 der 
rechtsrhein. Gem.Ordn. 

7) Rad) Art. 49 der rechtsrhein. Gem.-Drdn. können Gemeinde- 
dienste überhaupt für Gemeindezwede, insbeſondere auch zur 
Handhabung der öffentlichen Sicherheit angeordnet werden; 
Dagegen darf nad) Art. 39 der pjälz. Gem.:Ordn. die Leijtun 
bon Gemeindedieniten durch Gemeindeangehörige an —* 
eigentlich nicht, ſondern nur ausnahmsweiſe in den durch 
Geſetz beſonders beſtimmten Fällen gefordert werden. Der 
Gemeinderat kann aber geſtatten, daß in Fällen, in 
denen die Gemeinde zur Beſtreitung von Koſten für Arbeiten, 
die feine wiſſenſchaftliche, kunſt- oder handwerksmäßige ſind, 
Umlagen erhebt, ſeitens der Umlagenpflichtigen die ſie 
treffenden Umlagenbeträge durch Fuhr⸗ oder Handarbeiten 
abverdient werden. 

8) Die pfälz. Gem.Ordn. kennt feine magiſtratiſche Ver— 
faſſung (vergl. oben Nr. 2), alſo auch nicht den mit ber- 
jelben verbundenen Dualismus in der Gemeindevertretung 
(Magiftrat und Kollegium der Gemeindebevollmächtigten), 
wie er für Städte bezw. für Gemeinden mit jtäbtticher 
Verfaſſung nah Art. 8 und Art. 70—122 der rechtörhein. 
Gem.⸗Ordn. ftatuiert ift. 
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Nach der pfälz. Gem.-Drdn. gibt es nur einen gejeh- 
lihen Vertreter in gleicher Weife für alle Gemeinden und 
das ift nah Urt. 54 1.c. der Gemeinderat. Diefer ver- 
waltet alle Gemeindeangelegenheiten in der Regel allein. 
Nur für beitimmte im Gejete bejonderd vorgejehene Fälle 
ijt ein Beichluß der Gemeindeverjammlung erforderlich. 

Vollzugsorgan des Gemeinderates, welcher aus einem 
Bürgermeilter, einem oder (bei Gemeinden von mehr ala 
2500 Einwohnern) zwei Adjunkten und je nach Größe der 
Gemeinde aus 6 bis 24 Gemeinderäten befteht (Art. 55 1. c.), 
ift der Bürgermeilter, in deſſen Verhinderung der gefetliche 
Stellvertreter (Adjunkt). 

9) Mit der unter vorjtehender Nr. 8 gejchilderten Form der 
gemeindlihen Verfaſſung hängt e8 auch zufammen, daß in 
der pfälz. Gem.Ordn. (Art. 37) die Ausübung des Rechtes 
der Höchitbefteuerten bei Beſchlußfaſſungen über die Ein- 
führung neuer oder die Erhöhung beitehender Gemeinde» 
umlagen anders geregelt ift al8 in der rechtörhein. Gem.- 
Drdn. (Art. 47). 

10) Die Beſtimmungen über die Bildung von Bürgermeiftereien 
find in Art. 6 der rechtärhein. und Art. 6 Abf. 2 und 3 
der pfälz. Gem.Ordn. gleih. Dagegen weichen die Be⸗ 
ftimmungen über die „Verwaltung der zu einer Bürger- 
meifteret vereinigten Gemeinden” in Art. 150—152 der 
rechtsrh. Gem.-Drdn. vielfach von denen in Urt. 82—84 der 
pfälz. Gem.⸗Ordn. ab. In der Pralz gibt e8 auch jehr viele 
Bürgermeiftereien, dagegen im rechtörbein. Bayern faft feine. 

11) In der Pfalz find ſämtliche Gemeinden, auch die größeren 
Städte, dem kgl. Bezirfsanıte untergeordnet. Unmittelbare 
Städte mit den BZuftändigfeiten der Diftriftsvermaltungs- 
und DiftriktSpolizeibehörden, welche direkt unter der fal. 
Regierung ftehen, gibt es in der Pfalz nicht. 

12) Die Beitellung der gemeindlihen Organe (Magiftrat, Ge- 
meinde-Kollegium, Gemeinde-Ausſchuß) erfolgt im diezrhein. 
Bayern auf drei bezw. ſechs Jahre (Art. 176 der rechtsrhein. 
Gem.:Drdn.), der pfälziiche Gemeinderat wird nach Art. 105 
der pfälz. Gem.Ordn. von fünf zu fünf Jahren gewählt. 

13) Die Buftändigfeit der Gemeindeverfjammlung ift nach Art. 147 
der rechtörhein. Gem.⸗Ordn. nicht blos auf die vom Geſetze 
befonders bejtimmten Fälle beichräntt, es fann dieſelbe viel- 
mehr auc) Durch ftatutariichen Beichluß der Gemeindeverfamm- 
lung auf die Beratung und Beichlußfaffung über ſolche An- 
gelegenheiten, für welche gemäß Art. 112 Ziff. 1, 2, 5, 6, 
9, 12, 14 und 15 in Gemeinden mit ftädtiicher Verfaffung 
die BZuftimmung der Gemeindebevollmäcdhtigten erforderlich 
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ift, desgleichen auf die Regulierung der Heimatgebühren aus⸗ 
gedehnt werden. 


Gemäß Art. 54 der pfälz. Gem.⸗Ordn. hiegegen iſt Die 
Kompetenz der pfälz. Gemeindeverfammlung auf jene Fälle 
beichränft, für welche ein Beichluß der Gemeindeverfammlung 
— nach |pez. gejeglicher Vorſchrift — erforderlich ift, bezm. 
auf diejenigen bejtimmten Anträge, welche der Gemeindever: 
fammlung gemäß Art. 79 Abi. 2 1. c. behufs Beratung und 
Beſchlußfaſſung vom SGemeinderate vorgelegt werden. 


14) In den Gemeinden recht? des Rheins hat bezüglich der Auf- 
jtellung der Stadt: und Marktichreiber in Gemeinden mit 
magiftratifcher Berfafjung — ſoweit die Trage der Auf: 
jtellung eines joldhen überhaupt in Betracht fommt — nad) 
Art. 73 der Gem.-Ordn. der Magiftrat mit Zuftimmung 
des Gemeindekollegiums zu beichließen, und — foferne es 
fih lediglich um die Auswahl der zu ernennenden Perſon 
auf einen bereit3 gemäß Art. 73 1. c. geichaffenen Stabt- 
jchreiberpoften handelt — hat die Ernennung des Betreffenden 
zum Stabdtichreiber nad) Art. 85 1. c. vom Magiſtrate nach 
borgängiger Bernehmung der Gemeindebevollmächtigten zu 
erfolgen. In rechtörhein. Yandgemeinden ferner wird Der 
Gemeindeichreiber nach Art. 132 der rechtsrhein. Gem.-Drdn. 
vom Gemeindeausfchuß angeftellt — und zwar in allen ge- 
nannten Fällen, wenn auch in widerruflicher Weile, jo doch 
jtet3 ohne Rüdficht auf die Dauer der Funktion des Bürger- 
meiſters. 

In der Pfalz dagegen iſt es nach Art. 62 der pfälz. 
Gem.⸗Ordn. dem Bürgermeiſter überlaſſen, entweder ſelbſt 
egen angemeſſene —— für Herſtellung der nötigen 
—— Arbeiten unmittelbar Sorge zu tragen oder einen 
eigenen Gemeindeſchreiber zu ernennen. Dieſer letztere kann 
durch Dienſtvertrag, aber höchſtens auf die Dauer der 
Funktionsperiode des betr. Bürgermeiſters aufgenommen 
werden und hat im Gemeinderate eine beratende Stimme. 
Der Gemeindeſchreiber der Pfalz wird alfo lediglich vom 
Bürgermeiſter ernannt und kann ſich ſeine Funktionszeit über 
die des Bürgermeiſters, der ihn ernannte, nicht hinaus⸗ 
eritreden. 


15) Endlih wurde durch Art. 65 der pfälz. Gem.-Drdn. das 
ſchon früher vorhandene befondere Inftitut der Gemeinde- 
Einnehmereien für die Beſorgung der gemeindlichen Kafjen- 
geichäfte aufrecht erhalten. 

Die proieftierte Herübernahme dieſes Inſtituts auch in 
das rechtörhein. Gemeindeivefen wurde jeinerzeit abgelehnt. — 
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Im übrigen find beide Gemeindeordnungen — auch faſt durch— 
gehend? dem Wortlaute nad) — übereinftimmend, und wird nötigen- 
falls nachſtehend bei der Behandlung der einzelnen Artikel der rechts- 
rheinifchen Gemeindeordnung auf die Abweichungen der pfälzifchen 
Gemeindeordnung noch weiter jpeziell aufınerffam gemacht werden. — 


Kapitel 11. 
Die Bayerifde Gemeindeordnung für die Sandesteile 
diesf. des Rheins vom 29. Aprif 1869. 


A. Organifation, Gemeindeangehörige, Gemeindevermögen 
’ Gemeindebedũrfuiſſe "ei. Beh 


8 9. 
Die Gemeinden und Die Gemeindeverfafiung.) 
(Art. 1—9 der Gem.⸗Ordn.) 


Die Gemeindeordnung von 1869 will an fich nur die öffentlich- 
rechtlichen Verhältniffe der Gemeinden regeln; die civilrechtfichen da= 
gegen werden von ihr nur infoweit berührt, als fie mit den öffent- 
lichen Nechtverhältniffen der Gemeinden zujammenhängen. 

So ift 3. B. die Materie der Handlungsfähigleit ber 
Gemeinden vollftändig und erſchöpfend in der Gemeindeorbnung 
behandelt, jo daß die einichlägigen Beitimmungen der Civilgeſetze hier 
feinen Platz mehr finden fünnen.2) Vergl. ©. 21 f. 

Im übrigen ift für Die —— oder privatrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Gemeinden die bürgerliche oder die Civilgeſetzgebung, 
d. h. das einſchlägige bürgerliche oder Civil-⸗Recht und die —— 
ordnung maßgebend. 


") Ueber die geſchichtliche Entwicklung des bayer. Gemeinderechtes, ſpeziell 
von 1616 bis 1818 bezw. 1834 ſ. v. Kahrs Comm. zur Gem.-Ordn. Einleitung 
©. 1 ff. und über die Bedeutung der Kenntnis diefer Entwidiung die dortfelbft 
angeführten goldenen Worte: „Die Kenntnis biefer Geſchichte (bes Gemeindelebens, 
wie ſich ſolches in Deutichland entwidelt Hat) ift — ganz abgejehen von bem hoben 
wiſſenſchaftlichen und allgemein menfchlichen Snterefte, welches jie bietet — ins⸗ 
bejondere auch für den Berwaltungsbeamten von praktiſcher Bedeutung, indem 
fie ihm einen tiefern Einblid in das gemeindliche Leben ermöglicht und die richtige 
Beurteilung der Berhältniffe erleichtert, ja ihn auch perfönlih den Gemeinden 
näher bringt und ihm größern Einfluß auf diefelben fichert.“ 

9 Ueber die civilrechtliden und civilprozeffualen, auf die Ge⸗ 
meinden bezüglichen Beitimmungen des bayer. Rechtes |. Dr. Becher: das 
rechtörhein. bayer. Landescivilrecht und Landescivilprozeßrecht, München 1836, 

. Schweiger Berlag (citiert mit: Becher ©... .), ein mit außerorbentlichem 
Fleiße und großer Sachkenntnis verfaßtes, zugleich aber auch in leichtverftändlicher, 
beionber8 praftiicher Weile geichriebenes Werf, aus welchem die Gemeindebehörben, 
indbeionbere aber die zum Wermittlungsamte berufenen bayer. Gemeinbebeamten 
in allen Fragen, welche das bayer. Landescivilrecht und Landescivilprozeßrecht 
betreffen, ſich volftändig zu orientieren und jebe nötige Auskunft zu erholen ver- 
mögen. 


Pohl, Handbbuch. I. 2 
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I. Oeffentlich⸗rechtliches Verhältnis der Gemeinden. 


Wenn die Gemeindeordnung oder die gejamte übrige bayerijche 
Geſetzgebung von „Semeinde” oder von „politifcher Gemeinde“ Tpricht, 
fo ift darunter ftet3 die „Bemeinde im Sinne der Gemeinde: 
ordnung“ zu verftehen, im Gegenjage einerjeitd zur Ort3gemeinde 
oder Drtichaft nach Art. 5 und 153 der Gem.Ordn., andrerjeit3 zur 
Diſtrikts⸗ oder Kreisgemeinde, auch zur Pfarr», Kirchen: oder Kultus- 
gemeinde, desgleichen auch zur Steuergemeinde, (ganz bejonders aber 
auch zu jeder Art von privatrechtlicher Gemeinde). — 

Wir werden auch dem vollitändig begründeten Rate v. Kahrs 
(Comm. zur Gem.-Ordn. ©. 38/39 Ann. 9 folgend die Gemeinde⸗ 
verbände im Sinne der Gemeindeordnung in unſeren nachfolgenden 
Abhandlungen und Erörterungen einfach mit „Gemeinden“ be— 
zeichnen und dieſelben mit der Bezeichnung „politiſche Gemeinden" 
nur dann belegen, „wenn es nötig ift, um den Gegenjaß zu anderen 
Kategorien von Gemeinden hervorzuheben.” Bergl. ©. 1 Anm. 3. 

Nah Haud- Lindner (Comm. zur Gem.-Drdn. ©. 11) ift Die 
Gemeinde im Sinne der Gemeindeordnung: 

„Die Bereinigung nachbarlich auf bejtimmt begrenztem Ge⸗ 
biete bei einander wohnenden Volksgenoſſen zu einer Gejamt- 
perfönlichkeit des öffentlichen, forwie des Privatrechtes, welche al? 
Selbitverwaltungsförper innerhalb des örtlichen Verbandes unter 
Dberauflicht des Staates die ihr eigentümlichen Zwecke erfüllt.“ 


v. Seydel definiert die Gemeinde (von ihm „Drtögemeinde” 
genannt) in feinem Staatsreht Bd. 2 S. 19 ala „die kraft gejeglicher 
otwendigkeit bejtehende nächſte und unmittelbare Vereinigung von 
Staatdangehörigen auf einem abgegrenzten Teile des Staatögebieteg, 
welche in Unterordnung unter die Staatögewalt, jedoch innerhalb der 
gejeglichen Schranten Vefbftänbig Öffentliche Aufgaben zu erfüllen hat 
Irre ihre Drgane in ihrem Bezirke eine öffentliche Gewalt 
ausübt.“ 

30 Art. 1 der Gem.Ordn. find nun die Gemeinden — im 
Sinne dieſes Geieges, alſo für das Gebiet des öffentlichen Rechtes —: 
„Deffentliche Körperſchaften mit dem Rechte der Selbit- 
verwaltung nah Ma gebe der Geſetze.“ 

Diefe Körperichaft „Gemeinde“ befteht aus der Gejamtheit der 
Gemeindeangehörigen.®) 
Da die Gemeinde als Körperichaft ein jelbftändiges Rechtsſub⸗ 
jeft, fogen. „juriftifche Berfon“ iſt, alſo felbjtändig Rechte erwerben 
und Pflichten haben fann, fo ift ihr fpeziell als „öffentlicher" Körper- 
ſchaft Diele Retefähigteit bezi. juriftifche Perjönlichkeit auch auf dem 
Gebiete des öffentlichen oder des Staat3-Nechtes verliehen und zwar 


®) Ueber den Begriff „Semeinbeangehörige” ſ. unten 8 955 bei Art. 10 ber 
Gem. Ordn., fowie Ar j worigen 
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ſowohl in ihren Beziehungen zum Staate ſelbſt al3 zu anderen öffent- 
Iihen Körperichaften, als auch zu ihren eigenen Gemeindeangehörigen. 
Als ſolche Öffentliche Körperichaften haben die Gemeinden nach 
Art. 1 der Gem.-Ordn. dad Recht der Selbftwerwaltung d. 5. fie 
find einerjeit3 berechtigt, andrerfeit3 verpflichtet, ſowohl die ihnen ala 
Gemeinden zuftehenden, — die eigentlichen gemeindlichen Ange⸗ 
legenbeiten, — al® auch die ihnen vom Staate bezw. durch das Geſetz 
bejonder3 übertragenen Sachen (3. B. Bolizei) ſelbſt zu verwalten ; 
für Diefe Verwaltung haben fie vollftändig freie Hand, nur müſſen 
fie dabei Die Gejehe beobachten, dieje Verwaltung alſo „nad Maßgabe 
der Geſetze“ führen. Es miüflen demnach einerjeit3 alle auf Diele 
Selbitverwaltung und Ye die mit ihr verbundene Pflichterfüllung bezüg- 
fihen gemeindlihen Beichlüffe und Handlungen fid) innerhalb des 
Geſetzes vollziehen, müſſen alſo auf Grund eines Geſetzes und in Er⸗ 
füllung der ee Berpflichtungen gefaßt bezw. bethätigt werden, 
demnach ſtets durch eine gefegliche Beſtimmung begründet werden 
können; dürfen aber auch andrerjeits fein Geſetz verlegen oder gegen 
ein gejegliches Verbot verjtoßen: Und daß dies ftetS geichieht, Daß 
einerjeit3 alle den Gemeinden obliegenden gejeßlichen Verbindlichkeiten 
erfüllt, andrerfeit3 Die Gefege nicht verlegt werden, Darüber wacht der 
Staat und nah diefer Richtung Hin, aber einzig und allein nur 
nad) diefer ftehen die Gemeinden unter der fortgefebten Aufficht des 
Staates: In feiner Weile will dagegen jegt mehr ihre Handlungs- 
fähigkeit an ſich durch die Staatsaufficht beeinträchtigt werden. 
Dieſes Aufjichtsrecht darf daher aber auch einerieite nicht weiter 
ausgedehnt werden, als vom Geſetze ausdrüdlich (bef. Art. 156, 157 
und 159 der Gem.-Drd.) bejtimmt iſt; andrerfeit3 begründet Dagegen Die 
innerhalb der gefeglichen Schranten beihätigte Ausübung des ſtaat⸗ 
lien Aufficht3rechtes feinen Eingriff in die geleblich garantierten Selbft- 
verwaltungstechte der betr. Gemeinden (vgl. Comm. von Haud-Lindner 
©. 17). Näheres hierüber |. unten bei Behandlung der Art. 154 bis 162. 
Die Gemeindeordnung von 1869 fteht alfo auf dem Prinzipe 
der freien Selbftverwaltung. Die frühere Staatskuratel ift gefallen 
und find die Gemeinden — abgejehen von der Verpflichtung zur Be- 
obachtung der gejeglichen Vorfchriften, welcher übrigen alle Rechts⸗ 
fubjefte ausnahmslos unterliegen, — völlig felbftändig in Der 
Faſſung ihrer Beichlüffe; fie unterliegen bezüglich derjelben feiner- 
lei Bevormundung, foferne nicht für einzelne im Geſetze beftimmt 
vorgejehene Fälle die ftaatliche Aufficht bezw. ftaatsauffichtliche Ge⸗ 
nehmigung ausbrüdlich vorbehalten ift. Wo und ſoweit [ehtered geſchehen 
iſt, muß ſich (nach dem im Art. 1 aufgeftellten Grundſatze, daß dag Selbſt⸗ 
verwaltungsrecht nur „nad — abe der Geſetze“ an die Gemeinde ver⸗ 
liehen ift,) diefen gefetlichen Vorjchriften ſeitens Der Gemeinde gefügt und 
muß das ftaatliche Auffichtsrecht von ihr anerkannt werden. — Zu diejen 
Gejegen gehört nun aber nicht bloß Die Gemeindeordnung, es gehören 
hiezu auch die fonftigen Verwaltungsgejege, besgleichen Die ver- 
2» 
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Ichiedenen hier einichlägigen Civilgeſetze, überhaupt alle bayerifchen 
und Neichsgefege. Selbitverftändlich find freilich die in allererfter 
Linie bier in Betracht kommenden gejeglichen Beltimmungen die⸗ 
jenigen der Gemeindeordnung felbit. Someit daher von ae das 
Selbftverrwaltungsrecht der Gemeinden bejchräntt ift, müſſen diefe 
Beichränfungen beachtet werden und würde jede Nichtbeachtung ber 
einichlägigen (beichränfenden) Beſtimmungen die Ungiltigfeit der betr. 
gemeindlichen Befchlüffe zur Folge haben. (Wal. Art. 154-—160 der 
Gem.:Drdn., ferner |. unten ©. 28 f. lit. H.) Im übrigen jedoch gilt 
für Die gemeindliche Verwaltung als Generalregel: „Innerhalb 
der vom Geſetze gezogenen Grenzen haben die Gemeinden ihre volle 
Handlungs- und Beivegungafreibeit ‚ und zwar jowohl bezüglich der 
eigentlichen, d. 5. derjenigen Angelegenheiten, welche ihnen ala Ge⸗ 
meinden nad) ihrer Zweck eftimmung und inneren Natur, als Sub- 
jetten des öffentlichen wie des Priwatrechtes von felbjt oder fraft 
Geſetzes zuſteten als auch bezüglich der übertragenen Angelegenheiten, 
welche fie auf Grund befonderer gejeßlicher Zuteilung zu beforgen oder 
zu verwalten haben.“ 

Zu dieſer Bejorgung und Verwaltung bedürfen nun aber die 
Gemeinden ala „Körperichaften” ala "iuriftilche Perſonen“ bejtimmte 
Drgane, durch welche fie handeln bezw. welche für fie handeln. Die 
Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten und die Vertretung der 
Gemeinde in allen VBerhältniffen des öffentlichen und des Privat: 
rechtes fteht der Gemeindevertretung zu. Ueber dieſe wird weiter 
unten zu Art. 70 ff. bezw. Art. 123 ff. der Gem.-Ordn. des Näheren 
eiproden werden. Siehe auch Roth, bayer. Civilrecht 1871. ZI. 1 
Bud 1 Rap. 1 $ 38 ©. 241 ff. 

Wenn nun auch die Gemeindeordnung prinzipiell das Verhält- 
ni® der Gemeinden nur in ihrer Eigenſchaft als öffentliche Körper- 
ichaften regelt, jo ift Hier doch auch die Gemeinde als Rechtsſubjekt 
des Brivatrechtes einer kurzen Betrachtung zu unterziehen. 


I. Brivatredtliches Verhältnis der Gemeinden. 

Die älteren Edifte und Verordnungen über die Gemeinden haben 
auch vielfach Die privatrechtlichen Verhältniſſe Der Gemeinden geregelt. 
Die Gemeindeordnung von 1869 wollte ſich aber im Prinzipe, wie 
bereit3 erwähnt, mit der ciwilrechtlichen Stellung der Gemeinden nicht 
befafjen, diejelbe vielmehr den einjchlägigen bürgerlichen Geſetzen über- 
laſſen. Allein indem fie den Gemeinden im Art. 1 die Qualität als 
„Körperichaften” mit dem Nechte der Selbitverwwaltung, alfo als 
„jurütifche Verfönlichkeiten" mit Verwaltungs und Handlungsfähigkeit 
verliehen hat, betrat fie zugleich mit das civilrechtliche Gebiet. Die 
politiijchen Gemeinden find — ebenfo wie die Diftrifts- und Kreis⸗ 
gemeinden — Korporationen des Öffentlichen Rechtes und 
notwendige juriftilhe Berfonen des bürgerlidhen 

echtes. (Siehe Becher ©. 374.) Doch ſollte andrerjeit3 den Ge- 
meinden im Sinne der Gemeindeordnung dieſe juriftifche Verjönlichkeit 
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auch auf dem Gebiete des Fa nur in ihrer Eigenichaft als 
Körperichaften des öffentlichen Nechtes gegeben werden. Es können 
Daher auch die einschlägigen Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes 
auf die Gemeinden im Sinne der Gemeindeordnung (die „Semeinden“ 
ſchlechtweg oder die „politifchen Gemeinden”) nur in fo weit zur 
Anwendung kommen, als vom öffentlichen Nechte nicht felbit des⸗ 
bezügliche Beitimmungen getroffen find bezw. die einfchlägige Materie 
nit vom öffentlichen Necht jelbit geregelt ift. Iſt dieſe Regelung 
wie 3. B. bei der Materie der Handlungsfähigkeit der Gemeinden in 
einem Geſetze des öffentlichen Rechtes (bei dem foeben angeführten 
Beilpiele in der Gemeindeordnung), in erſchöpfender Weiſe ge: 
ſchehen, fo find Lediglich diefe Beitimmungen maßgebend, die civil= 
rechtlichen Dagegen ausgeſchloſſen. 

Und fo dürfte die Beitimmung des Art. 1 der Gem.⸗Ordn., 
daß die Gemeinden das Recht der Selbftverwaltung „nad Maßgabe 
der Geſetze“ haben, für die hier vorwürfige Frage nn auszulegen fein, 
daß in erjter Linie die Geſetze des Öffentlichen Rechtes und erſt — 
ſoweit diefe feine Beftimmungen treffen — in zweiter Linie diejenigen 
des bürgerlichen Rechtes in Betracht zu kommen haben. 

Im übrigen aber d. 5. ſoweit ciwilrechtlihe Materien nicht 
durch gejegliche Beftimmungen des öffentlichen Rechtes geordnet find, 
finden auf die Gemeinden in ihrer Eigenjchaft als Rechtsſubjekte des 
Civifrechtes, als „juriftiiche Perſonen“ auf dem Gebiete des Privat⸗ 
rechtes, alle Beitimmungen des bürgerlichen Rechtes Anwendung (da eben 
die Gemeinden, wie wiederholt gejagt, nicht blos Korporationen des 
Öffentlichen Rechtes, fondern auch naturgemäß gejeglich notwendige 
juriftiiche Berfonen des bürgerlichen Nechtes find). 

Dies vorausgeichidt, betrachten wir die einzelnen Punkte, be- 
züglich deren die Gemeinden als Subjekte des Civilrechtes erjcheinen, 
aljo den eigentlichen Vorjchriften des Livilrechtes bezw. des Civil: 
prozeſſes unterworfen find. 

A. Handlungsfähigfeit und Redhtsfähigteit. 

Obwohl dem Civilrecht angehörig, ift die Materie der Hand: 
lungsfähigfeit der politifchen Gemeinden, ſowie der Diftrikts- und 
der Kreisgemeinden vollftändig und erichöpfend durch das öffentliche 
Recht (Gemeindeordnung, Diſtriktsrats- und Landratzgejeg) geordnet. 

Die genannten Gemeinden, fpeziell die Gemeinden im Sinne 
der Gemeindeordnung find demgemäß durchaus handlungsfähig, ſoweit 
nit Durch diefe Geſetze ſelbſt Beichränkungen gegeben find. 
(Bergl. ©. 18 ff.) 

Die allgemeine Beichräntung der Handlungs fähigkeit der 
Gemeinden, welche die früheren Gemeindegefeßgebungen +) noch kannten, 
ift durch die Gem.-DOrdn. von 1869 bejeitigt. Daher fünnen aud) 


) Der in die Gem.-Drdn. von 1869 nicht aufgenommene 8 21 des Gem.⸗ 
Ed, von 1818/34 beftimmte: Die Gemeinden ftehen unter der befonderen Ruratel 
und Aufficht des Staates und genießen die Vorrechte der Minderjährigen. 
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die Gemeinden auf die vom Eivilrechte gewährten Privilegien der 
Minderjährigen, welche ihnen vor 1869 zugeftanden haben, feinen 
Anfpruch mehr erheben, ſoweit fich diefelben auf die von der Ge- 
meindeordnung vollftändig geregelte Handlungs fähigkeit beziehen. 
Sieie A 19 und 20, ferner das auf S. 23 Anm. 9 angeführte 


Dagegen ftehen je nach den einfchlägigen Civilgeſetzen?) 
die fog. Rechte oder Privilegien der Minderjährigen den Gemeinden 
(ohne Rüdficht darauf, ob Stadt: oder Landgemeinden) infoweit zu, als 
diefelben auf die Rechts fähigkeit, d. h. auf die Fähigkeit, Rechte 
und Pflichten zu erwerben oder zu befiten, Bezug haben. ©) 

Doch können auch ſolchen Falles die Gemeinden einen Auſpruch 
auf Wiedereinfeung in den vorigen Stand nicht erheben, wenn gegen 
fie eine Verjährung auf Grund der Geſetze vom 28. Dezember 1831 
(Finanzgeſetz 88 3033: Web. 2, 570 F.; Geſ.⸗Bl. 121 f.); ferner 
vom 26. März 1859 über die Verjährungsfriiten (Art. 6: Web. 5, 
137; Geſ.⸗Bl. 25); desgl. vom 29. Sept. 1861 „die Verjährung der 
Forderungen aus Staatsjchuldenurfunden der Staatsſchuldentilgungs⸗ 
anftalt” betreffend (Artilell 6: Web. 5, 264; Geſ.-Bl. 33) 
eingetreten ift, da nach den beiden lebtgenannten Geſetzen überhaupt 
jede jolche Wiedereinjegung ausgeichloffen, Dagegen nach $ 33 des 
eritgenannten Gef. von 1831 eine Pole nur für minderjährige phufilche, 
nicht aber für juriftiiche Berjonen gegeben ericheint.”) 

Siehe ferner unten sub lit. H (Staatsfuratel). 

B. Vermögensfähigkeit. 

Die Gemeinden befigen als juriftifche Perſonen des bürgerlichen 
oder Privatrechtes die Fähigkeit, Vermögen jeder Art: bemegliche 
und unbewegliche Sachen, auch Rechte zu erwerben und zu befiken, 
desgl. zu veräußern, oder diejelben zu belaften. (Vgl. unten sub lit. 
G, auch K.) Ein Unterſchied zwi] den einzelnen Arten von Ge⸗ 
meinden bejteht hier nicht. 

Das Gleiche gilt Hinfichtlich der Bermögensfähigfeit einzelner 
mit juriftiicher Berfönlichkeit ausgeftatteter Ortsgemeindeteile oder Ort- 
Ihaften (nach Art. 5, 153 der Gem.-Drdn.)®) 

Die desbezüglichen Verhältniffe werden je durch das einjchlägige 


5) Bol. Hiezu ben heute nt im Prinzipe gültigen 8 20 des Gem.-Eb.: 
„Die Gemeinden fönnen in der Eigenichaft als öffentliche Korporationen alle Rechte 
ausüben und Verbindlichleiten eingeben, welche die bürgerlichen Gejege den Pri⸗ 
daten überhaupt geftatten und ben einheiten infonberheit nicht verfagen.“ 

% Und fo läuft auch nady gemeinem Rechte wie bisher gegen Gemeinden 
nur eine breißigiährige (die fogen. außerordentliche Verjährung) vgl. hiezu das 
in Anm. 3 zu Urt. 1 der Gem.-Orb. angeführte Erf. des oberften Gerichtshofes. 
Wear 195 des bürger!. Geſ.B. beträgt ohnedies die regelmäßige Ver⸗ 
jährungsfrift dreißig Sabre. ordenfliche Berjährung gibt es nicht mehr, über- 
haupt feine längere jährungafeift als 30 Jahre, nur kürzere nach 88 196 und 197). 

) Bgl. hiezu —8* d. 1 ©. 376 f. 

9) Roi. er ®b. 1 ©. 375 Note 16. 
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Civilrecht, d. 5. durch diejenigen bürgerlichen Gejeße geregelt, welche 
in der betr. Gemeinde bezw. für das betr. Verhältnis gelten. 
Da die Gemeinden im weiteften Umfange erwerbsfähig find, 


befigen fie auch 

C. Die Erbfähigteit, 
d. h. die Fähigkeit, zu Erben, fei es für den ganzen Nachlaß des Erb- 
laſſers oder für einen Teil desfelben eingeſetzt zu werden und Die 
beit: Erbichaft oder ein Vermächtnis durch Annahmeerflärung zu er- 
werben. 

Es gilt dies ebenfalls in gleicher Weiſe für die Stadt- wie für 
die Landgemeinden. 9) 

Hieher einfchlägig ift auch die Beſtimmung des $ 2072 des 
bürgerl. Geſ.“B.: „Hat der Erblafler die Armen ohne nähere Be— 
ftimmung bedacht, fo tft im Zweifel anzunehmen, daß Die öffentliche 
Armentaffe der Gemeinde, in deren Bezirk er feinen legten 
Wohnſitz gehabt Hat, unter der Auflage bedacht iſt, das Zugewendete 
unter Arme zu verteilen. 10) 

D. Vorrecht auf Grund des Hypothekengeſetzes. 

Gemeinden und Stiftungen haben einen gejeglichen Rechtstitel 
zur Erwerbung einer Hypothel. Der 8 12 Ziff. 2 des Hypotheken⸗ 
geleheß vom 1. Juni 1822 beftimmt: Zur Erwerbung einer Hypothek find 

aft des Geſetzes felbft und ohne daß dazu eine ausbrüdliche Er- 
färung des Schuldners notwendig wäre, folgende Gläubiger berechtigt : 

2) Stiftungen und Gemeinden, wegen aller durch Verwaltung 

ihre® Vermögens beftehenden SSorderungen, auf den Im—⸗ 
mobilien ihrer Verwalter und deren Bürgen, wenn nicht der 
Beamte und deſſen Bürgen bereit3 auf andere Weile mit 
Einftimmung der Stiftungen oder Gemeinden und mit Ge- 
nehmigung der ihnen vorgejegten Behörde genügende Sicher- 
heit geftellt haben. Vergl. unten lit. J ©. 30. 

Die Notwendigkeit der Erholung der Hier vorgefchriebenen Ge- 
nehmigung ift offenbar nach der Gem.Ordn. von 1869 nicht weg⸗ 


) Bgl. hiezu Erf. des oberjten Ger.-Hofes. Sammlung Bd. 6, 223 und 
225: Was die Frage betrifft, ob zur Annahme eines Vermächtniſſes (oder einer 
Erbihaft) für eine Stadtgemeinde durch den Stabtmagiftrat die ſtaatliche Ge- 
nehmigung vom Rurateltandpunfte aus erforberlich ift, eine Frage, welche 
nur nad den für die bdiesjeitigen Gemeinden geltenden Berwaltungdnormen be- 
antwortet werden Tann, jo ift Diefelbe zu verneinen, weil gemäß Art. 1 der 
Gem.-DOrbn. von 1869 die früher beftandene Kuratel für die Ge— 
meinden im PBrinzipe aufgehoben wurde x. ine ſolche ſtaatliche 
Senehmigung ift nur in dem Fall nötig, wenn eine ber Vorausfegungen gegeben 
ift, unter weldhen die an Stelle jener Kuratel ausnahmsweiſe in gewiſſen 
Faͤllen „geitetene beichräntte Staatdauffiht — Art. 26, 63, 159 der Gem.-Ordn. 
— in Wirkſamkeit zu treten hat. 

129 Siehe hiegn auch 8 2194 Sat 2 bed bürgerl. &ef.-B.: Liegt die Voll⸗ 
ztehung (einer dem Erben gemachten Uuflage) im öffentlichen Intereſſe, jo kann 
auch die zuſtändige Behorde (gegebenen Falles alſo auch bie Gemeindebehörde) die 
Vollziehung verlangen. 
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gefallen, e8 kann vielmehr nad) Maßgabe der Beitimmung des Art. 
159 Ab. 11. c. (vgl. die Worte: „außer den durch Geſetz beſonders 
bezeichneten Fällen“) feitens der Staatsauffichtäbehörde auf dieſer Er- 
holung beitanden werben. 


E. Borreht im Konkurſe. 
In dieſer Beziehung kommen nachſtehende Beftimmungen der 
Reichs⸗Konkursordnung in Betracht: 

1) 8 41 Biff. 1: Den Fauftpfandgläubigern ftehen gleich: Die 
Reichskaſſe, die Staatskaſſen und Die Gemeinden, fowie die 
Amts⸗, Kreis» und Provinzialverbände wegen Öffentlicher 
Abgaben, in Anjehung der zurüdgehaltenen oder in Beichlag 
genommenen z30ll= und fteuerpflichtigen Sachen. 

2) $ 54 Ziff. 2, welcher beitimmt, daß die zweite Nang- 
jtelle im Konfurfe einnehmen: die Forderungen der Reichs⸗ 
kaſſen, der Staatslaffen und der Gemeinden, jowie der 
Amts⸗, Kreis- und Provinzialverbände wegen öffentlicher 
Abgaben, welche im legten Jahre vor der Eröffnung des 
Verfahrens fällig geworden find, oder nad) 8 58 als fällig 
gelten; es macht hiebei feinen Unterichiev, ob der Steuer: 
erheber die Abgabe bereits vorſchußweiſe zur Kaffe entrichtet 
hat. (Rad) dem genannten $ 58 gelten betagte Forderungen 
als fällig.) 

F. Bwangspvolljtredung. 


1) Wenn die Gemeinden ihre privatrehtlichen Anjprüche, 
welche fie bei den Eivilgerichten verfolgt haben, durch Ein: 
leitung der Bmangsvollitredung geltend machen müſſen, jo 
finden auf fie in gleicher Weife die Beftimmungen der Civil- 
prozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung bezw. der bayer. 
Subhaftationsordnung, d. h. des Gejehes vom 23. Februar 
1879 über die Zwangsvollſtreckung in dag unbewegliche Ber: 
mögen wegen Geldforderungen und der Novelle hiezu vom 
29. Mai 1886, giltig feit 1. Januar 1887 (Web. 18, 14 ff.), 
ferner die Vollz-Vorſchr. zu derſelben vom 6. Dezember 1886 
(Web. 18, 234 ff.) Anwendung. *) 

2) Handelt es fi) dagegen um Zwangsvollſtreckung wegen 
anderer, ihnen auf Grund des öffentlichen Rechtes zu- 
jtehenden Anſprüche, fo find die hiefür beſonders gegebenen 
Vorichriften, welche analog den diesbezüglichen Vorſchriften 
für Beitreibung von Forderungen des Staates aus Steuern, 
Gebühren ꝛc. find, maßgebend. 

Bol. biezu die Ausführungen unten zu Art. 48 Abi. 3 


*) Berg hiezu für Die Beit von 1900 an ben Art. 1 des Einf.-Bef. zum 
bürger!. Geſ.“B. und bejonderd das Neichögejeg vom 24. März 1897 über Die 
Sivangebrrfteigerung und Bmangdverwaltung nebſt 8 1 des Einf.Geſ. Hiezu: 

eichs⸗Geſ.Bi. 1897 S. 97 ff. und 135, 
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der Gem.Ordn. (Umlagen); Art. 54 Abſ. 2 1. c. (Bei⸗ 

treibung von Koſten für Leiſtung von Gemeindedienſten an 

Stelle der hiezu Verpflichteten) und Urt. 57 1. c. (Geld: 

ftrafen, Taren, Heimat- und Aufnahmsgebühren, Verbrauchs⸗ 

fteuern, örtliche Abgaben, Gebühren für Benugung von 

Gemeindeanftalten und ähnliche Liquide Leiftungen an Die 

Gemeinde-, Schul» oder Armentafe) ;11) 

3) Bei der Zwangsvollſtreckung in das Immobiliar-Vermögen 
anderer genießen die Gemeinden folgende Begünftigungen : 
a. Nah Art. 108 Ziff. 1 der bayer. Subhaftationsordnung 

find die auf die beichlagnahmten Gegenftände treffenden 
Steuern, Kreis-, Diftrift3- und Gemeindeumlagen, 
Brand- und Hagelverjicherungsbeiträge, Kaminkehrerlöhne, 
Srundabgaben, Real⸗ und fonftigen dem jeweiligen Beſitzer 
in dieſer Eigenichaft obliegenden Lajten für die Zeit von 
der Beichlagnahme bis zum Zuſchlage, ſowie die etwaigen 
Rückſtände für das bei der Beichlagnahme laufende und 
ei vorhergehenden zwei Kalenderjahre in erfter Linie zu be⸗ 
richtigen. 

b. Nach Art. 46 der oben in Ziff. 1 genannten Novelle zur 
Subhajtationsordnung fteht bei der Zwangsvollſtreckung in 
die dem Betriebe der Bierbrauerei dienenden Brauhäufer, 
Malzbhäufer, Gähr: und Lagerfeller der Yerarial- und 
Lokalmalzaufſchlag für das im lebten Jahre vor der 
Beichlagnahme fteuerbar gewordene Malz (Art. 3 des 
Malzaufſchlagsgeſ.) den auf die beichlagnahmten Gegen: 
ftände treffenden Steuern und Gemeindeumlagen 
(jiehe vorftehend lit. a) gleich. Dieſes Vorzugsredht er: 
jtredt fi) auf die Wohn-, Wirtſchafts⸗ und 5 Ge⸗ 
bäude, welche mit den dem Brauereibetriebe dienenden 
Grundſtücken räumlich verbunden ſind, und auf die dazu 
gehörigen Rechte. 

4) Bezüglich der Zwangsvollſtreckung gegen Gemeinden iſt 
folgendes zu beachten: 

a. Zwangsvollſtreckung wegen dinglicher Anſprüche, welche 
bei den ordentlichen Civilgerichten gegen die Gemeinden 
mit Erfolg geltend gemacht wurden. 

Nach dieſer Richtung beſtimmt ſowohl Art. 9 Abſ. 3 des 
bayer. Ausf.⸗Geſ. zur Reichs-⸗Civ.⸗Proz.⸗Ordn. vom 23. Fe⸗ 
bruar 1879 (Web. 12, 582), als auch 8 15 Abſ. 1 Ziff. 


1) Bgl. Hiezu auch Art. 40 Abi. 5 des Sylurbereinigungsgefehed vom 29. Mai 
1886 (Web. 18, 48): Die Einziehung der Koften (für das Ylurber.-VBerfahren) 
erfolgt durch die Bemeindebehörde nad) den Beſtimmungen über die Erhebung 
und zwangsweiſe Beitreibung der Gemeindeumlagen. Siehe Bd. 3 8 467, ferner 
unten bei den Anmerkungen zu Art. 48, 54 und 57 der Gem.-Drbr., deögl. Becher 
©. 294-296 und 377 Note 26. 
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4 des Einf.⸗Geſ. zur Eiv.:Proz.-Drdn. (Web. 11, 758), 
daß Iolchen Falles die allgemeinen Borfchriften der Civil⸗ 
prozeßordnung über Zwangsvollſtreckung Pla zu greifen 
haben. Siehe nadjitehend lit. b. 
b. Handelt es fich Dagegen um Zwangsvollſtreckung wegen 
forderungen, jo kommen folgende Vorichriften zur Ans 
wendung: 8 15 Abſ. 1 Biff. 4 des Einf.Geſ. zur Cip.⸗ 
Proz.⸗Ordn. beſtimmt: Die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen 
den Fiskus, Gemeinden und andere Kommunalverbände 
(Provinzial-, Kreis⸗, Amts⸗Verbände), ſowie gegen jolche 
Corporationen, deren Vermögen von Staatsbehörden ver: 
waltet wird, injofern nicht dingliche Rechte verfolgt werden, 
bleiben unberührt. Hiezu nun ergehen Durch Das bayer. 
Ausf.⸗Geſ. zur Civ.“Pr.⸗Ordn. in Art. 9 Abi. 2 Iolgende 
Vorſchriften: Für Die Zwangsvollſtreckung wegen Geld- 
forderungen gegen Gemeinden und die unter Leitung 
des Staate oder einer Gemeinde ftehenden Störper- 
ſchaften und Stiftungen haben die vom Staat beitellten 
Auffichtsbehörden Anordnung zu treffen und dieſe, wenn 
die Gemeinde, Körperichaft oder Stiftung nicht felbit, jo- 
weit e8 ihren organiichen Befugniffen entipricht, der Ver- 
pflichtung Genüge leitet, mittelft der durch die Verwal: 
tungsgejeggebung dargebotenen Zwangsmittel ohne Ein- 
miſchung der Gerichte zum Vollzuge zu bringen. 

Der Art. 9 Abſ. 3 1. c. fügt dann noch bei: Die vor» 
ftehenden Beftimmungen finden feine Anwendung, ſoweit 
dingliche Rechte verfolgt werden. Siehe lit. a. 

Bezüglid) „der (in vorftehender lit. b a. E. erwähnten) 
duch die Verwaltungsgeſetzgebung dargebotenen Zwangs⸗ 
mittel” ift für die Gemeinden auf die Vorjchrift des 
Art. 157 Abi. 7 und 8 der Gem.Ordn. zu verweilen. 
Näheres hierüber unten bei Behandlung dieſes Art.1571.c. 


G. Einige jpeziele Rechte und Pflichten der Gemeinden nad) 
Civilrecht. (Siehe aud) oben sub lit. B.) 


1) Das Eigentumsrecht und das Recht des Beſitzes. 


Der Gemeinde fteht vor allen Dingen das Eigentumsrecht und 
bezw. Beſitzrecht zu an denjenigen beweglichen oder unbeweglichen 
Sachen und Rechten, welche zum Gemeindevermögen gehören. Ueber 
Gemeinde: Vermögen wird in der Abt. IH zu Wrt. 26 fi. der Gem.- 
Ordn. näheres erörtert. Hier ſei nur erwähnt, daß Streitigkeiten 
Darüber, ob eine bejtimmte Sache, ein Vermögensſtück im Eigentume 
oder Miteigentume einer Gemeinde oder irgend eines anderen fteht 
oder zu welchem Teile bezw. in welcher Art der Gemeinde oder einem 
Dritten das Miteigentums- oder Benützungs⸗ oder Beſitz⸗Recht ꝛc. 


- 
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zukommt, durch die ordentlichen Gerichte entfchieden werden. (Vgl. lit. K.) 
Näheres hierüber fiehe unten zu Art. 37 der Gem.⸗Ordn. 

Als befondere Rechte der Gemeinden können hier genannt werden: 
die Ausübung des Jagdrechtes (ſ. unten Bd. 3 8 483), ferner das 
ihnen unter gewiſſen Vorausſetzungen zuſtehende Recht der Zwangs⸗ 
enteignung (unten Bd. 3 $ 246 und 8 463), |. nachitehende Ziff. 2. 

Als Rechtsfubjelte auf dem Gebiete des Privatrechteg — juri- 
ftiiche Perſonen — haben endlich) die Gemeinden insbeſondere auch 
die rechtliche Fähigkeit, nicht blo® Vermögen zu erwerben und zu 
befigen , jondern auch dasjelbe zu verwalten, Die Früchte aus dem⸗ 
jelben zu beziehen, zu genießen bezw. für gemeindliche Bedürfniſſe zu 

en, auch Vermögenzftüde zu veräußern, ſoweit nicht durch Die 
Gemeindeordnung felbjt (Art. 26 ff., nt Grenzen gezogen bezw. 
desbezügliche Veräußerungsverbote ftatuiert find. 
2) Das Erpropriationsrecht der Gemeinden. 

Nach Art. IV des Erpropriationggejeges vom 17. November 1837 
fonn die Entwehrung von fremdem Eigentum unter den Voraus— 
jegungen des Art. I dieſes Gejetes auch von den Gemeinden in 
Anſpruch genommen werden, welcdyen von der Regierung unter Be- 
dingungen, welche die Erreichung des verfolgten Zweckes und jeiner 
Gemeinnübigfeit fichern, die Ausführung einzelner in diefem Urt. I 
aufgezählten Unternehmungen eingeräumt wird. Don bejonderem In- 
tereife für die Gemeinden ift Die Peltimmung der Ziff. 13 des er- 
wähnten Art. I, nach weldyer eine Zwangsabtretung eintreten Tann 
für Vorkehrungen zu weientlich notwendigen ſanitäts- oder ſich er⸗ 
heitspolizeilihen Zwecken, eine Beitimmung, welche unſeres 
Erachtens von den Gemeinden jehr häufig nicht ihrem vollen Umfange 
nach benußt bezw. in ihrer großen Bedeutung für fie vielfach zu wenig 
gewürdigt wird. 

Näheres hierüber unten bei „Erpropriationsgejeßg” Bd. 3 88 246 
und 463. Spez. über Ausdehnung des Expropriationsrechtes auf die Her: 
ftellung von Drtsftraßen vgl. BL. für adın. Br. Bd. 43, 401 ff. Hierher 
gehört auch die Beitimmung des Art. 38 des Waflerbenugungsgejeges 
vom 28. Mai 1852: Queiltwaffer, welches für öffentliche Zwecke oder 
zur Befriedigung eines nachweiglichen wirtichaftlidhen Bedürfniſſes 
einer Gemeinde erforderlih ift, kann unter Anwendung des Er- 
propriationägeleßed vom 17. Rovember 1837 in Anfpruch genommen 
werden. 

3) Zu den hieher gehörigen Rechten der Gemeinde kann unter 
Umftänden auch das denfelben durch Tit. VII $ 21 der Berfaflungs- 
urfunde in der Faſſung des Gejeges vom 19. Sanuar 1872 ein- 
geräumte Recht der Beichwerde über Verlegung der fonftitutionellen 
Rechte an den Landtag gerechnet werden, joferne das betreffende mit 
Beichwerde verfolgte Recht in einer civilrechtlichen Beſtimmung feine 
Begründung findet. Siehe oben Bd. 1 ©. 500 f. Unm. 76 und 77. 
Bergl. auh $ 94a Unm. zu Urt. 1 der Gem.-Ordn. 
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4) Die Verbindlichleiten der Gemeinde. 


Als Rechtsſubjekte des Brivatrechtes können die Gemeinden für 
ihr Vermögen — foweit fie nicht durch die Beitimmungen der Gem.- 
Drdn. (3. B. Art. 26, 159 der Gem.-Drdn.) an der freien Ber- 
fügung nad diefer Richtung beichräntt find — auch civilrechtliche 
Berbindlichkeiten eingehen und fallen die hieraus fich ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen unter die Beftimmungen des einfchlägigen örtlichen 
Civilrechts. Hieher gehören z. B. aud) die Aufnahmen von Unlehen. 
Näheres hierüber f. bei Art. 61 der Gem.Ordn.; ferner die Ber: 

flihtungen der Gemeinden gegen ihre Beamten, Bedienfteten und 
eren Angehörige (in Bezug ar Gehalt und Benjton). 

Auch find Hier zu erwähnen die einichlägigen Vorſchriften über 
die Dienftesfautionen der gemeindlichen Beamten. Näheres bei Art. 87 
Abſ. IV, 134 Abf. IV, 129 Abſ. MI und 153 Abſ. V der Gem.-Drdn. 

Weiter haftet Die Gemeinde auch — analog wie der Fiskus für 
die Staatsbeamten — für denjenigen Schaden, welcher von ihren 
Beamten bezw. ihren Vertretern einem Dritten zugefügt wird, bejon- 
ders auch für denjenigen, welcher durch Handlungen entjteht, welche 
in Ausübung der den Gemeinden bezw. deren Beamten übertragenen 
Öffentlichen Gewalt (3. B. der Polizei) bethätigt werden. Vergl. hiezu 
auch die unten lit.M ©. 33 Anm. 13 lit. a angeführte Entjch. des 
oberiten Ger.⸗Hofes, ferner Entſch. des VBerw.-Ger.-Hofes vom 13. März 
1885 Bd. 6 ©. 86, mitgeteilt in Anm. 3 lit. b zu Art. 1, unten 
8 94a, weiter Becher ©. 407 und ©. 284—288, deögleichen bie 
Erörterungen zu Art. 84, 130 und 158 der Gem.-Drdn., endlich be- 
züglich der einichlägigen Beitimmungen des bürgerl. Geſ.⸗B. |. unten 
bei it. I ©. 29 f. 

Schließlich gehören hieher Die auf ſpeziellen Gejegen beruhenden 
bejonderen Verpflichtungen, 3. B. zum Erfa des bei Aufläufen ver- 
urſachten Schadens, Tragung der mit dem Einjchreiten der bewaffneten 
Macht zur Erhaltung der gefeglichen Ordnung verbundenen Koften 
(ſ. unten Bd. 3 8 307), Erſatz des Wildſchadens auf Grund bes 
Geſetzes vom 15. Juni 1850 (ſ. unten Bd. 3 8 485). Alle Streitig- 
feiten über die auf Grund der letztgenannten Geſetze entjtehenden 
Verpflichtungen haben die bürgerlichen Gerichte zu entiheiben. 

H. Die Staatskuratel. 


Die Gemeinden können, wie oben erwähnt (vergl. lit. A) aud) 
bei der Verwaltung derjenigen Angelegenheiten, bezüglich deren fie an 
ſich vollftändig freie Verwaltungsbefugnis haben, für die Vornahme 
einzelner gewifjer Rechtsgeſchäfte oder für die Faſſung bejtimmter 
Belhfüie infomweit bejchräuft fein, als dies durch das Geſetz aus⸗ 
drücklich beftimmt ift, und zwar nicht blos in der Art, daß fie über- 
Haupt Die bejtehenden Geſetze zu beobachten haben, jondern ganz ſpeziell 
auh injoferne, als zur Giltigkeit gewiſſer im Geſetze ſpeziell 
vorgejehener Nechtshandlungen die ftaatsauffidhtlihe Ge— 
nehmigung der vorgejeßten Verwaltungsbehörde notwendig. ift. 
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Und dieſe legtere Art der Staatöfuratel ift auch privat- 
rechtlich von Bedeutung, indem in ſolchen Fällen, in welchen Die 
ftaatsauffichtliche Genehmigung ausdrüdlich vorbehalten ift (vergl. 
Art. 159 der Gem.-Ordn.), die ohne ftaatsauffichtliche Genehmigung 
erfolgte Vornahme des betreffenden Rechtsgeſchäftes unwirkſam, —* 
das betr. Rechtsgeſchäft auch für das Gebiet des bürgerlichen Rechtes 
einfach ungiltig iſt, — ganz abgeſehen natürlich von der allenfalls 
hieraus entitehenden Verpflichtung zur Schadloshaltung. 

Bergl. Becher ©. 389 f.; auch oben ©. 19 f. 

Näheres hierüber |. unten zu Art. 154 bis 160 der Gem.-Drdn. 
J. Die civilrechtlichen Beitimmungen des bürgerlihen Geſetz— 

buches bezüglich der Gemeinden. 

Dad bürgerliche Geſetzbuch hat grundfäglic das Recht der 
juriftiichen Perſonen des öffentlichen Nechtes einſchließlich des Kirchen: 
rechtes unberührt gelafjen. 

Nur in den 88 89 mit 31, auch 42 Abi. 2 des bürgerl. Geſ.-B. 
fowie in den Art. 77 und 91 des Einf.Geſ. hiezu find einzelne Be- 
Stimmungen über die (ciwilrechtliche) Haftung der öffentlichen Körper⸗ 
Ihaften, aljo auch der Gemeinden und ihrer Vorjtände bezw. Be- 
amten für den von ihnen angerichteten Schaden gegeben. 

Der $ 31 1. c. beitimmt nämlich, daß ein eingetragener oder 
wirtichaftlicher Verein für den Schaden verantwortlich ift, den der 
Vorſtand des Vereines, ein Mitglied des Vorftandes oder ein anderer 
nach dem Vereinsſtatut berufener Vertreter des Vereins durch eine in 
Ausführung der ihm zuftehenden Verrichtungen begangene, zum 
Schabenserlat verpflichtende Handlung einem Dritten zufügt. Weiter 
beitimmt 8 42 1. c., dab der Borftand eines folchen Vereines im 
alle der Ueberſchuldung die Eröffnung des Konfurjes zu beantragen 
hat; wird nun die Stellung dieſes Antrages verzögert, jo find die 
Borftandsmitglieder, denen ein Verfchulden zur Laft fällt, den Gläu- 
bigern für den daraus entjtehenden Schaden verantwortlich, und haften 
bieje Vorftandsmitglieder als Gelamtichuldner. Durch den 889 1. c. 
wird nun erklärt, daß die vorjtehenden Beitimmungen des 8 31 aud) 
auf den Fisfus, ſowie auf die Körperichaften des öffentlichen Rechtes, 
aljo auch auf die Gemeinden, deögleichen auf die Stiftungen nnd 
Anftalten des öffentlichen Rechtes Anwendung finden; jerner aß das 
Gleiche auch bezüglich der oben erwähnten Vorſchrift des 8 42 1. c. 
oil! foweit bei Körperichaften, Stiftungen und Anſtalten des öffent- 
ichen Rechtes der Konkurs — nad) Maßgabe der Vorſchriften natür- 
lich des Öffentlichen Rechtes — gulällig iſt. 

Durch die Erklärung der Anwendbarkeit ſpeziell des 8 31 1. c. 
auf den Fiskus und die übrigen juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen 
Rechtes wird die civilvechtlicye Yoftung diefer juriftiichen Perſonen, 
alfo auch der Gemeinden, für die Handlungen und Unterlafjungen 
ihrer die Verwaltung führenden Beamten bezw. ihrer Vertreter Durch 
das bürgerl. Gef.-B. nach den gleichen Grundfägen geregelt, welche 
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bei den privatrechtlichen jurijtiichen Berfonen zur Anwendung fommen. 
Doch bezieht fich dieſe Beitimmung nicht auf den Schaden, welchen 
die Beamten (auch die Gemeindebeamten) in der Ausübung Der 
ihnen anvertrauten öffentlihen Gewalt, 3. B. der Polizei, anrichten 
oder jemandem zufügen. Nach Art. 77 des Einf.-Gef. zum bürger!. 
Geſ.⸗B. haben vielmehr die einzelnen Bundesitaaten bezw. die Landes⸗ 
geſetze Beſtimmung darüber zu treffen, ob und in wie weit der Staat, 
die Gemeinden und andere Kommunalverbände (Provinzial, Kreis⸗, 
Amtsverbände) für den von ihren Beamten in Ausübung der Diejen 
anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden zu haften haben, 
vielmehr bleiben die Hierauf begüglicen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
vom bürgerl. Geſ.⸗“B. unberührt, ebenſo wie Diejenigen landesgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, welche das Recht des Beſchädigten, von dem 
Beamten den Erlah eines folchen Schadens zu verlangen, infoweit 
ausſchließen, al® der Staat oder der Kommunalverband — (die Ge: 
meinde) — baftet. 12 

Endlich beftimmt noch Art. 91 des Einf.-Gef., daß die landes⸗ 
gejeglihen Vorſchriften unberührt bleiben, nach weldyen der Fiskus, 
eine Körperichaft, Stiftung oder Anftalt des öffentlichen Rechtes (alfo 
auch die Gemeinde) oder eine unter der Verwaltung einer öffentlichen 
Behörde ftehende Stiftung berechtigt ift, zur Sicherung gewiller For⸗ 
derungen die Eintragung einer Hypothek an Grundftüden des Schuld: 
ner® zu verlangen, und nach welchen die Eintragung der Hypothek auf 
Erfucen einer beftimmten Behörde B erfolgen hat. 

Siehe Hiezu $ 12 Ziff. 2 des 
1822, oben unter lit. D ©. 23. 

Nach Beitimmung des obengenannten Art. 91 1. c. kann eine 
jolche Hypothek nur ala Sicherungshypothek eingetragen werden und 
entjteht diejelbe mit der Eintragung. Vergl. hiezu noch 88 1184 und 
1185 des bürgerl. Geſ.⸗B. 


K. Prozeßfähigkeit. 


Der Handlungs und Nechtsfähigkeit der Gemeinde im Bereich 
des materiellen Rechtes entipricht auf dem Gebiete des Prozeßrechtes 
die Fähigkeit derjelben, die ihr zuftehenden echte oder Anſprüche 
gegebenen Falles unter Anrufung gerichtlicher Birk zu verfolgen bezw. 
u fchügen und zu verteidigen, oder die Fähigkeit, vor Gericht zu 
Heben reip. bei Gericht Recht zu nehmen: d. h. ihre Prozeßfähigkeit. 

Die Verfolgung ſämtlicher civilrehtlicher Antprüce der 
Gemeinden bezw. die Entjcheidung aller bürgerlichen Nedts- 
ftreitigfeiten der Gemeinden gehört, wie diejenige aller bürgerlichen 
Brozelfe überhaupt, vor die ordentlichen Gerichte, joferne nicht ent- 


10) Vergl. hiezu Art. 86 Abſ. II, Art. 87 Abſ. III, beſonders Art. 158 
der Sem.-Drdn.; ferner Art. 7 Abſ. II des Verw⸗Ger.Hofs⸗Geſ. (f. die ein- 
Konaigen Erörterungen hiezu unten bei Behandlung der vorgenannten Geſetzes⸗ 

ellen). 


ayer. Hypothekengeſ. vom 1. Juni 
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weder die Zuftändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs- 
gerichten begründet ift oder reichsgejeglich bejondere Gerichte beitellt 
oder zugelaflen find. ($ 13 des Neich3-Ger.-Berf.-Gei.) 

Hiezu |. die Beitimmung in $ 4 des Einf.-Gej. zur Neichs- 
Ein Pin Denn, unter nachftehender lit. L Biff. 8 ©. 32. 

Ueber die Vertretung der Gemeinden vor Gerichten, Notaren 
und fonjtigen Behörden |. die nachftehende lit. M ©. 32 f. 

Ueber die Zuftändigkeit des Verwaltungsgerichtähofes in ftreitigen 
en Angelegenheiten . oben $ 92 ©. 8 ff., ferner Bo. 3 

515. 


L. Einige jpezielle Beitimmungen der Civilprozeßordnung. 


1) Nah 8 19 der Civ.-Proz.-Drdn. iſt der allgemeine Gerichts⸗ 
ſtand der Gemeinden, der Korporationen, ſowie derjenigen 
Sejellichaften, Genofjenichaften oder anderen Berfonenvereine 
und derjenigen Stiftungen, Anftalten und Vermögensmaſſen, 
welche ala Folche verflagt werden fünnen, durch den Sih der- 
jelben beitimmt. Als Sit gilt, wenn nicht ein anderes er- 
heilt, der Drt, wo die Verwaltung geführt wird. — 

Den Gemeinden und SKorporationen, d. h. den dem 
öffentlichen Rechte angehörigen juriftiihen Perſonen mird 
ducch dieſe Beſtimmung die PBarteifähigleit, d. h. die Fähig⸗ 
feit, vor Gericht als Partei aufzutreten, in unbeichränttem 
Maße beigelegt. Vergl. hiezu 8 50 der Civ.⸗Proz.⸗Ordn. 

2) Rad) $ 23 der Eiv.-Proz.:Drdn. ift das Gericht, bei ken 
Gemeinden, Korporationen, Geſellſchaften, Genoſſenſchaften 
oder andere Perjonenvereine den allgemeinen Gerichtsftand 
haben (f. vorftehende Ziff. 1) auch für die Klagen zuftändig, 
welche von denjelben gegen ihre Mitglieder als ſolche oder 
von den Mitgliedern in diejer Eigenichaft gegen einander 
erhoben werden. 

3) Nach 8 157 der Eiv.-Proz.-Drdn. erfolgt die Zuftellung bei 
Behörden, Gemeinden und Korporationen, welche als 
jolche Hagen und verklagt werden fünnen, an die Vorfteher 
derfelben. 

4) Nach $ 167 der Eiv.-Proz.:Ordn. kann eine Buftellung im 
Prozeß, wenn der Betreffende oder ein Samilienglied desjelben 
oder auch der Hauswirt oder Vermieter nicht angetroffen 
wird, auch dadurch geichehen, daß jie beim Gemeindevorſteher 
oder dem Polizeivorjteher des Drtes, wo die Buftellnng zu 

eichehen bat, niedergelegt wird. 

5) i 169 der Civ.⸗Proz.⸗Ordn. beftimmt: Wird der gejegliche 
Bertreter oder der Vorfteher einer Behörde, einer Ge- 
meinde zc., welchem zugeitellt werden joll, in dem Geſchäfts⸗ 
Iofale während der gewöhnlichen Geſchäftsſtunden mid ange: 
teoffen, oder ift er an der Annahme verhindert, jo ie 
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BZuftellung an einen anderen in dem Gefchäftslofale anweſenden 
Beamten oder Bedieniteten bewirkt werden. 

6) 8 210 Abſ. I der Eiv.-Broz.-Ordn. verfügt: Auf Grund der 
den Minderjährigeu und den ihnen gleichgeftellten Perſonen 
als folchen zuftehenden Rechte findet die Aufhebung der 
Folgen einer Verfäumung nidht ftatt. 

7) Nah 8 679 der Civ.⸗Proz.⸗Ordn. find bei Durchführung der 
Bmwangsvollitredung — wenn Wideritand geleiftet wird oder 
der Schuldner oder eines feiner yamilienmitglieder bei der 
Vollitrefung nicht zugegen ift — zwei. großjährige Männer 
oder ein Gemeinde- oder Polizeibeamter ala geuge zuzuziehen. 

8) Nach 8 4 des Einf.-Gef. zur Civ.⸗Proz.Ordn. darf für 

bürgerliche Nechtzitreitigfeiten, für welche nach dem Gegen- 

ftande oder der Art des Anſpruchs der Rechtsweg zuläfjig 
it, aus dem Grunde, weil als Partei der Fiskus, eine 

Gemeinde oder eine andere öffentliche Korporation be- 

teiligt ift, der Rechtsweg durch die Landesgeſetzgebung nicht 

ausgeſchloſſen werden. 


M. Civilrechtliche und civilprozejjuale Vertretung der 
Gemeinden. 


Die aktive und paflive Vertretung der Gemeinde in allen ihren 
Bermögensangelegenheiten, überhaupt auf dem Gebiete des Livilrechtes 
und des Givilprozefies, mag die Gemeinde ald Klägerin im Prozeſſe 
auftreten oder als Beklagte erjcheinen, ift ein Teil der im Art. 84 
und 130 der Gem.-Drdn. angeführten „Vertretung der Gemeinde in 
ihren Rechten und Verbindlichkeiten nach außen“ und gehört demgemäß 
zur Zuſtändigkeit der Tollegialen &emeindebehörde, allo in 
Städten zur Kompetenz des Magiftrates, in Landgemeinden des Ge- 
meinde⸗Ausſchuſſes bezw. in Drtichaften (nach Art. 5 und 153 der 
Gem.-Drdn.) des Ortsausſchuſſes. 

Die kollegiale Gemeindebehörde erklärt ihren diesbezüglichen 
Bertretungs: Willen durch in geſetzmäßiger Form gefaßte Beſchlüſſe. 
Der Vollzug dieler rechtsförmlichen Beſchlüſſe, d. h. aljo der ge- 
meindlichen Willengerflärungen liegt nach Art. 101 Abſ. I und 131 
Abi. IV der Gem.⸗Ordn. dem erjten oder einzigen Bürgermeifter beziv. 
deflen Stellvertreter ob. 

Demgemäß vertritt der Bürgermeiſter die Gemeinde vor allen 
Behörden, Ipegiel — unter Vorlage der betr. Beichlüffe der kollegialen 
Gemeindebehörde — auch vor Gericht und bei den Rotaren. Selbſt⸗ 
verjtändlich kann die Gemeinde zu ihrer Vertretung auch andere Mit: 
glieder des Magiitrat3 bezw. des Gemeindeausſchuſſes oder auch Rechts» 
anmwälte oder fonjtige Perſonen fommittieren. Doc müſſen viele 
anderen Berfonen durch Vollmacht oder Kommiſſorium legitimiert fein, 
während der Bürgermeifter zu feiner Legitimation nur den Nachtveis 
über feine Aufftelung zu erbringen hat. 
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Zuftellungen an die Gemeinde können mit rechtlicher Wirkung 
nur an den Bürgermeifter oder — im Falle feiner Verhinderung — 
an feinen gejeglichen Stellvertreter erfolgen. Vergl. vorjtehende lit. L 
Ziff. 3 auch 5. 

Näheres über die civilrechtlihe und civilprozejjuale Vertretung 
j. unten zu Art. 84, 101, 130 und 131, auch 153 der Gem.-Drbn.1®) 


N. Bermittlungsamıt.”*) 


Nach Art. 100 und 144 Steht ſowohl in Stadtgemeinden wie 
in Landgemeinden dem Bürgermeifter als VBorftand des Stadtmagiftrates 


29 a. Entich. des oberſten Gerichtshofs (oberftes Landesgericht) Samml. 
Bd. 8, 753: Eine Landgemeinde haftet aus der Genehmigung einer 
von ihrem Borftande ausgeführten rechtöwidrigen Handlung (3. B. 
aus der Genehmigung, der Befigftörung eines Dritten durch ein- 
Ieitig vorgenommene ermarlung). Siebe hiezu oben lit. G Ziff. 4 
a. E. S. 28. 

b. Entſch. des oberſten ee Sammi. Bd. 7, 757: Die Mit- 
lieder einer DOrtögemeinde find zur Yührung eines Nechtäftreites 
fe diefe nur nach geſetzlich eingeholter Beichlußfaflung hierüber 
erugt. 

c. Entſch. des oberften Gerichtshof? Samml. Bd. 6 ©. 241 f.: Ueber 
die Frage, wer als gefeßlicher Vertreter einer Partei vor Gericht 
aufzutreten habe, haben bie Gerichte nach den einjchlägigen Geſetzen 
zu enticheiden (alfo auch darüber, ob eine Semeindevertretung zur 
Bertretung einer Ortögemeinde vor Gericht befugt bezw. Tegitimiert 
fei) und wird die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden nicht da- 
Durdy begründet, daß die hiebei anzumendende Beltimmung (3. B. 
folhen Falles der Gem.-Drdn.) nicht dem Privatrechte, fondern dem 
öffentlichen Rechte angehört; endlich 

d. Entſch. des oberften Gerichtshofs Samml. Bb. 8, 180, desgleichen 
Bd. 18, 432 und 602 ff., ſpeziell 606. 


*) [Die Ausübung des Vermittlungdamtes durch den Bürgermeiſter bezw. 
den von ihm hiezu Beauftragten hat e3 im Laufe der Zeit mit ſich gebracht, 
daß der Bermittlungsbeamte, welcher mit feinen Mitbürgern umzugehen und beren 
Vertrauen zu geivinnen verfteht, gemwifjermaßen zum Ratgeber in allen ragen 
nicht blos des bürgerlichen, ſondern auch des öffentlichen Rechtes oder eigentlich 
für alle Berhältniffe des Lebens: fo zu jagen der Vertrauensmann unb General- 
fonfulent für alle Gemeindeangehörigen geworben ift, bei dem man fich in allen 
Dingen Rat und Aufſchluß erholt. 


Dies wirb uns jeder gerne beitätigen, welcher das gemeinbliche Leben aus 
eigener Praxis, befonders aber aus eigener vermittlungsamtlicher Thätigfeit, näher 
fennen zu lernen Gelegenheit Hatte. 

Schon mit Ruckſicht hierauf erſcheint es geboten, in ein Handbuch bes 
öffentlichen Rechtes, welches mit befonderer Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Ge⸗ 
meindebehörde geichrieben tft, thunlichft alles das aufzunehmen, was erfahrungs- 
gemäß den vorgenannten Zwecken zu dienen imftande ift. 

Der hiernach befonberd auch bem gemeindebebörblichen Bermittlunge- 
beamten als bem vielgejuchten allgemein in Unfpruch genommenen Ratgeber ber 
Gemeindeangehörigen dienende Zweck dieſes Handbuches wird aber dann erft 
jo recht und vollftänbig erreicht werben, menn dem Verfaſſer auch fernerhin die 


Pohl, Handbuch. I. 8 
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bezw. des Gemeinde» Ausfchuffes oder der Gemeindeverwaltung das 
Vermittlungsamt bei Rechtzftreitigfeiten zwilchen den Bewohnern ber 
betr. Gemeinde zu. Die Ausübung des Vermittlungsamtes bezieht 
fi) vorzugsweife auf Verhältniſſe bezw. Differenzen civilrechtlicher 
Urt, beleben von dem Sühneverfuche auf dem Gebiete der Privat- 
beleidigungen reſp. Privatllagen. (Siehe Art. 80 des Ausf.⸗Geſ. zum 
Fiche Der." Berf.-Öe) und Min.Bel. vom 5. Auguft 1879 (eb. 
‚1 
Orb Näheres hierüber ſ. unten bei Art. 100 und 144 der Gem.⸗ 
n. 


IL Die Bildung der Gemeinden bezw. ihrer Bezirke.*) 


Die Grundlage für die Bildung der Gemeindebezirke wurde 
dur) das „Organiſche Edilt über die Bildung der Gemeinden” vom 
28. Juli 1808 (Reg.-Bl. S. 2789, Web. 1, 195) gegeben. Nach 
den in demſelben niedergelegten Grundſätzen wurden die Gemeinden 
bezw. deren Grenzen von den kgl. Zandgerichten entiworfen und be- 
ſchrieben. Diefe Entwürfe wurden fodann von den General » Kreis: 
Kommifjariaten (jet Kreisregierungen) geprüft und hierauf der aller: 
höchiten Stelle zur Genehmigung vorgelegt. 

Unter Begugnahme auf das vorgenannte Edift bejtimmte das 
Edift über das Gemeindeweien vom 24. September 1808 (Reg.⸗Bl. 
©. 2405, Web. 1, 195): 


81 Was unter den Gemeinden in Bezug auf Grund und 
Boden verftanden wird; — wie fie gebildet und benligt werden follen, 
ift durch allerh. Verordnung bereits beitimmt. Jede Stadt, Markt, 
— jedes große Dorf, mit den nahe daran gelegenen Meierhöfen — 
aber auehrere nahe gelegene Dörfer und einzelne Höfe bilden eine 

emeinde. 


güfige Unterftügung aller derer, welche — direlt ober indirelt — zur Mitwirkung 
i der gemeindlichen Verwaltung berufen find oder von ihr berührt werben und 
welche daher an der gedeihlichen örberung des gemeindlichen Lebens ein wahr- 
baft aufeichtige Intereſſe Haben, dadurch zuteil wird, daß ihm von benfelben aus 
dem reichen Schage ihrer praktiſchen Erfahrungen alles ec dem Borgefagten zur 
nie in dieſes Buch Geeignete freundlihft zur Verfügung geitellt werden 
te 


Um bieje wirkſame Beihilfe im Intereſſe der Sache geftattet man ſich 
wiederholt und beſonders gerade an dieſer Stelle freundlichft zu bitten, zugleich 
unter attung bed aufrichtigften Dankes für dad dem Werk und feinem Ver⸗ 
fafier Ichon bisher entgegengebracdhte Wohlwollen. —). 


**) Bergl. Hiezu auch v. Seyd. bayer. Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 1, 121 ff. 
und Bd. 2, 4 ff.: Die geh ichtliche Entwidlung der Ortsgemeinbeverfafjung (bie 
Gemeinde⸗Edikte von 1 und 1818). 

NB.: ®o in den nachitehenden Abhandlungen v. Seyb. ohne weitere Bei- 
gr eiuert ift, ift immer v. Seydels bayer. Staatsrecht, zweite Wuflage, 1896 
zu verftehen. 
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82. Die vorzüglichite Aüdficht bei der Bildung der Ge- 
meinden fol darauf genommen werden, daß ihre Grenzen mit der 
natürlichen Lage übereinfommen und alle Teile der Verwaltung fo 
in fich einjchließen, daß ihr Umkreis auch zugleich die Grenze bes 
Steuerbiftriktes, des Schulbefuches, des Pfarriprengels u. ſ. f., ſoviel 
möglich, auf gleiche Weiſe beitimmt. — 

Doch nach ihrem jetzigen Beltande erhielten die Gemeinden 
ihre eigentliche Bildung erit auf Grund des revidierten Gemeinde⸗ 
Ediktes vom 17. Mai 1818 (mit kgl. Entichließung hiezu vom 
17. Juni 1818).**) (Siehe oben $ 92 ©. 2.) Dielefbe verblieb 
auch bei der im Jahre 1834 erfolgten Reviſion dieſes Ediktes. 

Diefe Gemeindegejeßgebung von 1818/34 ftellte den Grunbfag 
auf, daß jede nicht bereits zu einer Gemeinde gehörige Grunbbefitung 
einer politiichen Gemeinde zugeteilt werden muß, und nahm von diefem 
Buteilungegmange nur größere,15) außer den bisherigen Ortsmark⸗ 
ungen liegende Waldungen, Seen und fyreigebirge!5) aus. 

Dur Art. 2 der Gem.-Drdn. von 1869 ift nun beitimmt, 
dab die am 1. Juli 1869 beftehenden Gemeinden und Gemeinde» 
bezirfe beibehalten werden, folange ſich nicht nad) Maßgabe dieſer 
Gem.⸗Ordn. Aenderungen ergeben. 

Der Zweck dieſes Art. 2 ift offenbar der, zu ſtatuieren, Daß 
an der durch die obengenannte Gemeindegejeßgebung herbeigeführten 
Gemeindebildung bezw. an dem bisherigen Buftande derfelben in der 
Regel nichts geändert werden foll.16) (Vergl. hiezu Haud = Lindner, 
Comm. ©. 23 f.) 


*+#) Siehe hiezu Entich. des Berw.-Wer.-Hofed vom 19. Mai 1882, Bb. 8 
©. 716: Die Edikte vom 28. Juli und 24. September 1808 haben über bie Zu⸗ 
teilung größerer Waldungen an Gemeinden Beſtimmungen nicht enthalten, die 
Berordnung vom 13. Mai 1808 Hat lediglich die Regelung des Steuerweiend im 
Auge, die Bildung ber politifchen @emeindeverbände dagegen gelangte erft 
mit dem Edikte von 1818 zur Durchführung, ſonach kann dieſe letztere 
Geſetzgebung allein für die konkreten Gemeindezugehdrigkeitsverhältniſſe maß- 
gebend fein. 

ıs) Unter „Sreigebirge“ find (nach v. Kahr ©. 75 Anm. 5) „die — keinem 
Gemeinbebezirte zugehörigen, größtenteils im StaatBeigentume befindlichen — teil 
öden und Tahlen, teils zur Alpenwirtſchaft als Weide dienenden höheren Regionen 
der Bee verſtehen. „Srößere* Walbungen find geichlofiene zuſammen⸗ 
bängende Waldkomplexe, welche „ein größeres Areal gaben und bisher nicht ſchon 
eine es inbemartung einverleibt geweien find“. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes 
in 8b. 8, 713. 

ı) Siehe Entich. des Verw.-Ber.-Hofes vom 80. Dezember 1886 Bd. 9, 1, 
unten in 8 94a Anm. 9 lit. u Urt. 2 der Sem.Drbn., befonders aber die 
Ausführungen auf ©. 4 f. da A Aus den einjchlägigen Verhandlungen der 
Geſetzgebungsfaktoren zu Art. 2 geht hervor, daß der Bwed des Art. 2 gerade 
der war, feitzuftellen, daß an dem Zuſtande der Gemeindebildung no der Geſetz⸗ 
gebung vom Jahre 1818|84, insbefondere an deu durch bie blos polizeiliche Zu⸗ 
teilung zu einer politiichen Gemeinde gefchaffenen Nechtsverhäftnifien durch Die 
neue ggebung nichts geändert werden folle. Die WBemeindegejeggebung von 


g* 
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Wenn daher 3.3. nach $ 3 Abſ. I des revidierten Gemeinde- 
Ediktes die Zuteilung einer Ortſchaft zu einer Gemeinde blos polizei- 
ih, d. h. mit Beſchränkung auf die polizeiliche Verwaltung, erfolgt 
war, jo bleibt diefer Zuſtand nach Art. 2 der Gem.-Ordn. aufredht 
erhalten: dieſe Auteilung erftredt ſich daher nach wie vor nicht auf 
die privatrechtlichen, befonders nicht auf Die vermögensrechtlichen Ver⸗ 
hältniffe der mit der politifchen Gemeinde vereinigten Ortichaften, fie 
umfaßt vielmehr nur die öffentlid) > rechtlichen Beziehungen der Ge: 
meinde, dieſe letteren aber vollitändig.16) 

Während num aber einerjeit3 dieſe früheren, auf Grund der 
Gemeinbegelebgebung von 1818/34 berbeigeführten Zuftände in der 
Gemeindebildung nad Art. 2 der Gem.⸗Ordn. aufrecht erhalten 
bleiben follen, ift dagegen andrerfeit3 für die Zu kunft eine ſolche 
blos polizeiliche Zuteilung irgend eines Grundftüdes oder Be⸗ 
zirfes zu einer Gemeinde ausgeſchloſſen: mit Ausnahme jedoch ber 
jest noch zuläffigen Auseinanderhaltung des Sondervermögeng im 
alle der Zuteilung einer in einem ausmärkiſchen Bezirke entitehenden 
Niederlaflung oder Anfiedelung zu einer politiichen Gemeinde nach 
Urt. 3 Abſ. IV auch V der Gem.-Drdn. 17) 


Ferner ift Damit auch nicht zu verwechjeln der in Art. 5 Abſ. III 
befonder8 benannte Fall der Bereinigung mehrerer ganzer Ort— 
haften oder ganzer Gemeinden mit befonderem Vermögen zu einer 
Gemeinde, ſowie die Einverleibung eine® ganzen ausmärkiſchen 


1818/34 ftellte nad) Inhalt der 85 1—4 bes Ediktes ben Grundſatz auf, daß jede 
nicht bereit3 zu einer Gemeinde gehörige Grundbeſitzung einer politiichen Gemeinde 
pugeteilt werben muß, und nahın von biefem Zuteilungszwang nur größere, außer 
en bisherigen Ortämarkungen liegende Waldungen, Seen und Yreigebirge aus. 
Bei den Yormen der Buteilung zu einer Gemeinde kennt bad Edikt von 
1818]34 eine weitere, dam eine engere, lettere injoferne als insbeſondere 
in 8 8 die Einverleibung ꝛc. bloß auf die polizeilidhe Verwaltung ber Ge» 
meinden ohne nsbehnung auf die privatredhtlidhen Berhältnifie 
fi beſchränken folle 20. Die Bedeutung einer „blos polizeilichen” Zuteilung zu 
einer politiihen Gemeinde (nad) 8 3 des Gemeinde- Ediltes von 1818/34) war 
darin zu erkennen, daß damit feine vermd enarentlice Gemeinihaft 
mit der Gemeinde, zu welcher bie Zuteilung erfolgt, in Bezug auf das Gemeinde- 
vermögen bewirkt worden, daß im übrigen aber die Zuteilung eine vollftändige 
geroelen ift und Die (blos) polizeilich zugeteilten Orte alle im öffentlichen 
echte begründeten Verpflichtungen ber Gemeindebürger zu erfüllen gehabt haben. — 
Vergl. Hiezu unten $ 94a Anm. 28 zu Art. 3 der Gem.-Drdn.; ferner 
j. auch Entidh. des Berw.-Ger.-Hofes vom 27. Februar 1885 Bd. 6, 70: 
Auf Fälle, bei welchen die Zugehörigkeit einer Markung bezw. eines Grund- 
ſages zu dem Verbande einer politiſchen Gemeinde ſelbſt feſtſteht, dagegen die 
rt und Weiſe, mie dieſelben in den Verband aufgenommen wurden, d. h. 
bie Frage, ob die Buteilung lediglih in Anſehung der polizeilichen 
Bermaltung erfolgt ift und welche Rechte oder Berbindlichleiten ſich Hieraus 
für die zugeteilte Dlarfung oder das zugeteilte Grundftüd ergeben, ben Streit- 
Bepenhand bildet, erftredt fich bie Bir 5 des Art. 8 des Beriw..Wer.-Hof3-Gei. 
nicht. 


19 Bergl. hiezu 8 94a Anm. 28 zu Art. 8 der Gem.-Drbn. 
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Bezirkes mit Sondervermögen in einen ®emeindebezirt, wobei nad 
Art. 5 Abſ. I den bisherigen Ortichaften rejp. Gemeinden bezw. ab: 
gejonderten Markungen ihr ausjchließendes Eigentum an ihrem Sonder- 
vermögen mit dem Rechte gelonderter Verwaltung und Benügung aud) 
für die Zufunft verbleiben fol, während die betreffende Vereinigung 
im übrigen, alfo in allen nicht auf dieſes befondere Eigentum bezüg- 
lichen Berhältniffen, — fpeziell in allen öffentlich» rechtlichen — eine 
vollftändige ift. 

Nach Art. 2 1. c. follen alfo die Gemeinden und ihre Be— 
girfe weiter fortbeitehen, wie fie bisher beitanden haben. Es hat 

emgemäß ſowohl der Umfang des Bezirkes, Die Örtliche Ausdehnung 

desielben, der nämliche zu bleiben, als auch follen die Verhältnifie, 
unter welchen diefe Vereinigung aller einzelnen Bejtandteile zu einer 
Gemeinde erfolgt ift und bezw. befteht, Sur die Gem.-Ordn. nicht 
berührt werden. — 

Haud-Lindner, Comm. zur Gem.-Drdn. definiert den Gemeinde» 
bezirk (Markung, Gemarkung, Burgfrieden) als „denjenigen Teil des 
Staatzgebietes, innerhalb und bezüglich deſſen eine Gemeinde ihre 
Öffentlich-rechtlihen Funktionen auszuüben hat“. 

Diefer Ausübungsgewalt ift jeder Teil des Bezirkes gleichmäßig 
unterivorfen, ohne Rückſicht darauf, ob er im Eigentum einer Privat- 
perjon oder einer Gefellihaft, Korporation odes auch der Gemeinde 
als ſolcher jteht. Andrerfeits ift aber auch wieder das Vorhandensein 
eine beftimmt abgegrenzten Gemeindebezirfes für die Aus: 
übung ver emeindfichen Gewalt auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes ebento vorausgejegt, 18) wie auch für den Kreis des Civil⸗ 
rechtes der Gemeindebezirk in räumlicher Beziehung für den Um- 
fang der Korporation oder juriftiichen PBerfon „Gemeinde maßgebend 
und enticheidend ift. 

Ueber die Abänderung der Gemeindebezirfe |. unten bei Art. 
4 Abi. 2 der Gem.-Ordn. und bei. über das hiebei zu beobachtende 
Berfahren Anm. 47a zu Urt. 4. 


18) Vergl. Entſch. des Berv.-Ber.-Hofes vom 21. September 1883 Bd. 4, 554: 

Zu dem rechtmäßigen Beftande einer politiichen Gemeinde gehört nach deren 
Weſen, wie nach der Gem.Ordn. von 1869 eine geleblich organtifierte, öffentliche 
Körperſchaft und eine beftimmte, abgegrenzte Dertlichfeit, innerhalb welcher und 
mit Bezug auf weldye bie Körperichaft ihre öffentlichen Aufgaben zu erfüllen be 
rechtigt und berufen ift, fohin ein Gemeindebezirk. Als Borausfegung für 
die Gemeindeumlagenpflicht ericheint ferner die Anlage mit einer Direlten Steuer 
in d. h. im Bezirke einer Gemeinde Es it daher die Erhebung von 
Gemeindeumlagen durch den Beitand eines beftimmten, abgegrenzten Se- 
meindebezirts bedingt. 

Demgemäß ift ferner Die Frage ber Bugehörigfeit eines Grunbftüdes zu 
einem Gemeindebezirke präjudiziell für diejenige der Verpflichtung zur Bezahlung 
von Gemeindeumlagen aus ber don biefem Grundftüde zu entrichtenden Grundſteuer, 
und daher eventuell vor der Iegteren zur Enticheidung zu bringen. Entſch. des 
Berw.-Ger.-Hofed vom 19. Mai 1882 "73 3, 708, ferner Entich. bes Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes Bd. 1, 278 und 865 und Bd. 6, 70. 
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Ueber die Gemeinbe- oder Orts-Namen bezw. die Beilegung 
oder die Aenderung von folchen find folgende Beſtimmungen zu be- 
achten: 

a. Verordn. vom 3. November 1852 „die Erhaltung beftehender 

und die Wahl neuer Drtsnamen betr." *) (Web. 4, 549, 
Neg.-Bl. 1157.) Diefelbe bejtimmt: 


1) Unfere Stellen und Behörden haben darüber zu wachen, 
DaB, die beftehenden Ortsnamen unverändert erhalten 
werden. 


2) Ohne Unfere ausdrüdliche Genehmigung darf eine Aen⸗ 
derung an Ortönamen nicht vorgenommen werden; erſt 
wenn dieſe erteilt und amtlich befannt ‚gemacht worden ift, 
jollen die öffentlichen Bücher und Urkunden hienach be- 
richtigt werden. 

3) Auch die Denennung neuer Anfiedelungen erfordert Unjere 
vorher einzuholende Genehmigung und kann der erteilte 
Ramen erſt nach erfolgter amtlicher Bekanntmachung Unferer 
Entſchließung in die Öffentlihen Bücher und Urkunden 
aufgenommen werden. 


Eine Aenderung bezüglich der Gemeinde- oder Ortönamen, fowie 
die Beilegung eines Yolden Namens kann alfo nur auf Grund einer 
fönigl. Genehmigung erfolgen. 


Die desbezüglichen Geluche find von den Diſtriktsverwaltungs- 
bebörden (gt. Bezirksamt, unmittelbarer Magiftrat) zu inftruieren und 
haben fich dieſe Behörden mit dem zuftändigen fgl. Amtsgerichte und 
Rentamte ins — zu ſetzen. Die über das hiebei noch weiter 
u beobachtende Verfahren erlaſſene Min.:E. vom 18. April 1863 mit 

uftiz- Dlin.-E. vom 6. Mai 1863 (Web. 6, 166 und 168) ift wohl 
nicht aufgehoben, jedoch Durch Die Sutiggeiebgebung bezw. Gerichts- 
organijation von 1879 außer Uebung gefommen, und ift nunmehr zu 
jagen, daß bei Gejuchen um Uenderung von Ort Snamen im Ganzen 
und Großen dasjelbe Verfahren einzuhalten ift, wie bei Anträgen auf 
Yenderung eines Gemeindebezirks. (Siehe Hierüber Min.-E. vom 
12. Juli 1881 Min.⸗Bl. ©. 23819) und unten in 8 94a bei Unm. 47a 
zu Urt. 4 der Gem.Ordn.) — 


Weiter iſt zu verweilen auf 


*) Siehe 8 a Anm. 49a. 


m) Diefe Min.-E, vom 12. Zuli 1881 (Web. 15, 306), das Verfahren bei 
@emeindebezirföveränderungen, dann bei Aenderungen der Bezirfsamts- und Amts⸗ 
gerichtsbezirke beir., it — unten im Terte auf ©. 47 f., im Wortfaute, ferner auch 
— ſoweit bieher emfhlägie — dem Sinne nad) unten bei Anm. 47a zu Art. 4 
ber Gem.-Lrbn. im 8 94a — mitgeteilt. Vergl. ©. 48 Anm. 27. 
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b. Min.-€. vom 25. Juni 1856 (Web. A, 742) „die Be- 
nennung neu entjtandener Anweſen, Anjiedelungen, Kulturen zc. 
betr.”, Durch welche ausgeiprochen ift, daß Benennungen neu- 
geichaffener Befittume, Anfiedelungen, Kulturen ꝛc. je nad) 
dem Zunamen von Perjonen 3. B. Elifenhof und dergl. zur 

„ Vermeidung vieler he Orte nicht überhandnehmen, 
Daher nur ausnahmsweiſe begutachtet, und Dagegen nur jolche 
Benennungen gewählt werden jollen, welche von der Ortälage, 
dem Wirtichaftäbetriebe, von den vorberrichenden Naturpro- 
duften u. } w. oder mitunter auch von dem Eigennamen Der 
Beſitzer abgeleitet werden. 

ce. Min.-E. vom 22. Dftober 1867 „die Wahl neuer Orts⸗ 
namen betr.“ und vom 17. April 1874 (Web. 7, 104 und 
Anm. * daſelbſt) welche beftimmen, daß in Fällen, in welchen 
für neue Unfiedelungen oder für einzeln Tiegende Anweſen 
und Befigungen, welche bisher feine eigenen Namen führten, 
die Beilegung eines eigenen Namens nachgefucht wird, mit 
den betr. Sehuhen itet3 das entjprechende Katafterblatt mit 
in Vorlage gebracht werden muß, in welchem die Unftedelun 
oder Beligung mit Angabe der Katafter-Nummern erfichtfich 
zu machen ift, und daß den Berichten über Benennung 
neuer Anweſen jederzeit das einjchlägige Steuerfatafterblatt, 
aus welchen aud Die Ortslage erfichtlich fein muß, beige- 
fügt werden müſſe. Ermwähnt fei auch Hier noch die über 
a ng von Namen der (politiichen) Gemeinden er- 
aſſene 

d. Min.-E. vom 3. Oktober 1868 „die Benennung der Ge- 
meinden betr." (Web. 7, 487): Bei der Volkszählung wurde 
die Wahrnehmung gemacht, daß bei politiichen Gemeinden, 
welche aus mehreren Drtichaften bejtehen, deren eine der 
politiichen Gemeinde den Namen gibt, oft der Name einer 
anderen dieſer Ortichaften ala Gemeindename aufgeführt wird, 
ohne daß die Aenderung gerechtfertigt wäre. Das kgl. Staats⸗ 
minifterium Des Innern nimmt hieraus Anlaß, darauf auf- 
merkſam zu machen, daß die einmal beftehenden Namen 
der politifchen Gemeinden beizubehalten find und nur 
nad) erlangter Genehmigung des fgl. Staatsminifteriums des 
Innern geändert werden dürfen. Sieg ſ. die oben sub lit. a 
angeführte Verordn. vom 3. November 1852, ferner unten 
8 94a Anm. 47a zu Art. 4. 

Speziell über die Häufer-Nummerierung beftimmt Min.-E. 
vom 16. Mai 1879 „die Nummerierung der Gebäude betr." (Web. 
13, 23 f. Min.⸗Bl. ©. 219): 

1) Die Ortspolizeibehörden haben bei veranlaßten Aenderungen 
der bejtehenden Rummerierung der Gebäude zur Ermög- 
lihung der Geltendmachung der Berwaltungsintereilen 
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über das Borhaben vor der Beſchlußfaſſung Die em- 
Ichlägt Aentämter und Hupothefenämter fowie Die 


hlägigen 
Brandverficherungsfanmern einzuvernehmen und die de 
nn Serhläte denjelben behufs Ermöglichung der An- 
den Gemeinden —— —— * 
—* —z 
2) Die betr. Beſchlüſſe dürfen nicht vor Ablauf einer 
14 tägigen Friſt, vom Tage der Zuſtellung —— an 
geredynet, beziehungsmweije vor endgiltiger Beicheidung der 
etwa erhobenen Bejchwerden in Vollzug gelegt werden. 
3) Alle Aenderımgen der polizeilichen Gebäude-Rummerierung 
einichließlich der Nummerierung neu entitehender Gebäude 
find unter Angabe der Gebäudebefiter, dann der Drt- 
Ichaften, Diſtrikte und Straßen, ferner der alten und 
neuen Nummer al3bald den betr. Rentämtern, Hypotheken⸗ 
ämtern und der Brandverſicherungskammer zur Anzeige zu 
bringen. Das kgl. Staatsminiſterium des Imnern ver⸗ 
traut hiebei zu der Einſicht der betr. Ortspolizeibehörden, 
daß dieſelben im Hinblicke auf die mannigfachen Unzu⸗ 
kömmlichkeiten und Störungen, welche jede Aenderung der 
beitehenden Gebäude-Rummerierung für ben öffentlichen 
Verkehr, jowie für die Führung ır und Evidenthaltung der 
öffentlichen Bücher im Gefolge hat, derartige Aenderungen 
auf das Mat des unabweisbaren Bedürfniſſes beichränten 
iverden. 

Hiezu it die FZin.-Min.-E. vom 9. Juni 1879 (Web. 13, 23 
Anm. 1a) ergangen, durch welche das auf die vorgenannte Min.-E. 
vom 16. Mai 1879 bezügliche Verfahren der gl. NRentämter ge: 
regelt iſt. Nach 8 18 der allgemeinen Initruftion zum Brand- 
verficherungägejeg vom 30. Juni 1875 (Web. 11, 56) iſt nicht 
nur Die Aenderung in der Nummerierung der Häufer (vergl. Ziff. 3 
ber vorftehenden Diin.-E. vom 16. Mai 1879) jondern aud jede 
Aenderung in der Bezeihnung der Diftrifte (Biertel) 
und der Straßen ſeitens der Gemeindebehörden an Die fgl. Brand: 
verficherungsfammer alsbald mitzuteilen. 


Schließlich noch einige Worte über die Steuergemeinden (Steuer⸗ 
diſtrikte). Dieſe find genau von der politiſchen Gemeinde zu unter: 
ſcheiden. Die Steuergemeinden oder Stenerdiitrifte find lediglich im 
Intereſſe der Steuererhebung gebildete Bezirte, welche — wenn fie 
auch nah Ed. vom 28. Juli 1808 über die Bildung der Gemeinden 

1 Ziff. 3 Abi. 2 (Web. 1, 196) in ihren Grenzen mit denen 
politiichen Gemeinden möglichit übereinzuftimmen haben — doch 
nach VBerordn. vom 13. Mai 1808 (Web. 1, 196) „in jeder anderen 
Hinſicht ohne alles Präjudiz fein ſollen, da Diele neue Formation 
Der Steuer-Dijtritte ledigli zum Behufe des Steuerweſens 
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ſtatt hat”. Die Steuergemeinden ftehen daher öffentlich-rechtlich zu 
Den pofttiichen Gemeinden in gar feiner inneren Beziehung. 
en fann die erwähnte Berordnung vom 13. Mai 1808 
Grumd diefer Berordmung vollzogene Steuerdiftriftsbildung 
ei ee richte für Die Gemeindebildung dienen, injojerne im einzelnen 
gell nach Lage der Sache Die Annahme begründet ericheint, daß fich 
ie Gemeindebidung — jei es auf Grund des Gemeindeediktes vom 
3. September 1808 oder im Boll e bes Gemeinbeediftes vom 
17. Rai 1818 — thatſächlich an die Steuerdiftriftebidung an 
geichlofien | bat (Entich. des Berw.-Ger.-Hofe vom 11. Dezember 1891 
Br. 13, 352, unten $ 94a Anm. 9 lit. f). Siebe weiter biezu Entſch. 
De3 Beim Gen Hofes vom 29. April 1881 Bd. 2, 723, desgl. vom 
19. Rai 1882 Bd. 3, 708: Die adminijtrative Mafregel der Zu⸗ 
teilung emes Grundftüdes zu einer Steuergemeinde ſchließt Die Zu- 
teilung zu einer politiiden Gemeinde nicht in fi.) 
er vergleiche zu der Untericheidung zwiſchen Steuergemeinde 
und pelinihber Gemeinde tolgende Abhandlungen ın den BL. |. admin. Br.: 
1) Bo. 249 ff.: Unterichied der politilchen Gemeinde von 
der —— und zwar 


3) Bd. 333: Steuergemeinde und Wegbaupflicht. 
Jedes Grundſtück muß nun alſo einem Gemeindebezirfe 
angehören, ſ ſoweit wicht die Gem.⸗Ordn felbit eine Ausnahme von diejer 


a ae Des Berw-Ger.-Goled vom 16. Mai 1884 Bd. 3, 218: ie 


mung. dei Dir Gemeinbepreugrn uni tollen, 
wer in Auichung der einer noch nicht angehörig geiveienen 
größeren feineöwegd al3 zwingende rt, I nur als eime 


i ä ung eines Stteites 

ieie Marlungd;ugehörigleit mid ausichliegen. Ziche $ 91a Aum. 43 Rote ®. 

Pcitre i Eurid). bes 11. Deyrmber 1891 Bo. 18, 352, 
zu 


sben ım Zerte, iswie in $ Sta Aum 9 lit Urt. 2 der Gem -Crbe., fermer 
bie iu machüchenber Hum. 21 angerüstte Eutich. des Berw..Ber.-Hofes vom 9. Juli 
1896, legter Abiag, eudlich die in 53 94a Yum. 9 lit a, b, c and h angeführten 
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Regel feſtſetzt. Eine ſolche Ausnahme befteht aber nur für „größere 
Waldungen, Freigebirge und Seen“, welche bis zum Erlaß der Gem.: 
Drdn. von 1869 noch feiner Gemeindemarfung zugeteilt waren (Art. 3). 


Ebenſo wie Art. 2 will Art. 3 das Beſtehende aufrecht erhalten. 
Es kann daher auch von nun an fein Grundſtück mehr aus einem 
Gemeindeverbande ausgeichloffen werden, e3 kann nur deffen Zuteilung 
(unter Beobachtung der einfchlägigen Vorfchriften) an einen anderen 
Gemeindebezirt als zuläffig ericheinen. 

Wie ſchon oben S. 41 angedeutet (vergl. Entich. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes vom 29. April 1881 und 19. Mai 1882), kann durch 
eine Steuergemeindebildung, welche lediglich als Finanzmaßregel er- 
cheint, eine Aenderung am Bezirke der politifchen Gemeinde nicht 
herbeigeführt werden. 

Andrerjeits wird aber durch eine — wenn auch noch fo lange 
fortgefegte — rein thatjächliche Verbindung eines Grundftüdes mit 
einer beitimmten Gemeinde weder zu Gunſten der lebteren eine Ge⸗ 
meindemarfungsangehörigfeit bewirkt, noch die vorjhriftsmäßig 
erfolgte —8 jenes Grundſtückes zu einer anderen Gemeinde ge⸗ 
löſt: Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 9. Juli 1886, Bd. 8, 107.21) 


Entjteht Streit über die Teititellung oder den Beſtand der Grenze 
des Gemeindebezirks, jo werden wohl (angeficht3 der im Vorftehenden 


2) Die bier genannte Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 9. Zuli 1886 
ftellt noch folgende Sätze auf: Sind im VBollzuge des Gem.-Ed. vom 17. Mai 
1818 8 3 Abſ. I lit. c. einzelne Höfe und dergl., weldye befonbere Markungen nicht 
hatten, einer Gemeinde einverleibt worden, fo hat diefe Zuteilung jedenfalld 
ben mit den Anweſen in bauernder wirtichaftlicher Verbindung geftandenen nächften 
Umgriff (Hofräume, Haudgärten u. |. w.), dagegen nicht unbedingt auch ben übrigen 
damals zu jenen Anweſen gehörigen Grundbeſitz umfaßt. 
enn fi in einem Streite über die Gemeindemarfungsangehörigfeit ge- 
wifler Anweſen ergibt, daß legtere fi in einem Bezirke befinden, deſſen aus⸗ 
märfifche Eigenichaft war von den im GStreite befangenen Gemeinden anerkannt, 
jedoch noch nicht feftgeftellt ift, fo hat der veralfungärechtliche Ausſpruch ſich 
darauf zu beſchränken, daß dieſe Anweſen feiner jener Gemeinden angehören. 
Vergl. hiezu die in vorftehender Anm. 2U angeführte Entich. bes Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes vom 25. Juni 1886 Od. 8, 87, letter Abjab, ferner Entich. bes Verw.⸗ 
Ger.-Hofes vom 12. Juni 1889 Bd. 11, 432: In einem Berwaltungsrechtöftreite 
kann ſchon nad allgemeinen Grundfägen dem Yugeftändniffe oder Anertenntnifie 
der Beteiligten in Desug auf den Umfang eines politiiden oder Ortsgemeinde⸗ 
bezirkes bie eirtung, en Marlunggumfang feftzuftelen unb die im ver- 
waltungsrechtlichen Verfahren vorgeichriebene Dffiptafermittlung des Sachverhaltes 
überflüflig zu machen, an fih ebenjowenig ggulommen als außerhalb eines 
Berwaltungsrechtäftreites die Beteiligten dur Bereinbarungen oder Ber- 
Leiche obiger Art Uenderungen ber beftehenden Gemeindemarkungen herbeizu- 
hren unb die organijatorijche Tigten ber Staatsgewalt zu erfegen vermögen 
(vergl. Entich. des Werw.-Ger.-Hofes in Bd. 8, 87, in 8 94a Anm. 48, ferner 
Art. 4 Abſ. I und 11 der Gem.Ordn. in den Worten: „Gen ebmigung des 
Staatdminifteriumd bed Innern“, endlich die in 8 94a Anm. 30a zu Art. 3 der 
Gem.⸗Ordn. angeführte Entich. bed Bermw.-Ger.- Hofes vom 27. Februar 1885 
Bd. 6, 70, fowie die Entid. vom 22. Zuli 1892 Bd. 14, 13, unten 8 94a 
Anm. 48 zu Urt. 4 der Gem.Ordn.). 
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angeführten, von der Nechtiprehung des Verwaltungsgerichtshofes 
anerlannten Grundſätze) die gemäß 5 67 des Grundſteuergeſetzes vom 
15. Auguſt 1828 (Web. 2, 429) und bezw. 88 42 ff., fpeziell 88 45 
und 46 der Inſtruktion hiezu vom 19. Januar 1830 (Web. 2, 513 ff.) 
bergeitellten Grundſteuer⸗Kataſterpläne nebit den betr. Steuerkataftern 
im Zuſammenhange mit der gemäß des Gemeinde» Ediktes von 1818 
erfolgten Gemeindebildung als Beweisbehelfe in der Regel von 
ganz bejonderer Wichtigkeit fein. . 

Die Frage aljo, ob ein Grundſtück, ein größerer Wald, ein 
See, ein Treigebirge zu einem &emeindebezirfe gehört bezw. ob diele 
Objekte eine eigene Markung bilden, alſo ausmärkiſch find, ent- 
ſcheidet fich lediglih auf Grund der Thatfache, ob diefe Grundftüde ꝛc. 
bei der Gemeindebildung von 1818 einer politiichen Gemeinde nad 
8 4 des Gemeinde» Ediftes von 1818, welcher unverändert in das 
—— Gemeinde-Edikt von 1834 überging, zugeteilt worden ſind 
oder nicht. — 

Zur Ledtintangitlen Entſcheidung dieſer Fragen, ſowohl derjenigen 
über die Bugehörigteit eines Srunbitüden zu einer Gemeinde als 
eventuell der über die Eigenjchaft gewiller Grundſtücke ala abgelonderter 
Markungen ift der Verwaltungsgerichtshof zuftändig. Entſteht nun 
auf Grund der Zweifelhaftigkeit dieſer Fragen Streit darüber, ob der 
Eigentümer eines Grundſtückes, deſſen ausmärkiſche Qualität be: 
hauptet wird, zu den Gemeindeumlagen einer Gemeinde beigezogen 
werden kann, ſo iſt erſt die Qualität des betr. Grundſtückes feſtzuſtellen 
bezw. zu entſcheiden, ob es zur betr. Gemeinde gehört oder ob es 
ausmärkiſch ſei. 

Ueber all die vorſtehend berührten und ähnliche Punkte ſpricht 
ſich die Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes vom 19. Mai 1882 Bd. 3, 708, 
wie folgt, aus: 

Die Frage der Zugehörigkeit eines Grundftüdes zu einer Ge: 
meindemarkung iſt präjudiziell für die Frage der Umlagenpflicht des 
Grundbeſitzers und daher vor der leßteren zur Enticheidung zu bringen. 
(Bergl. hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 14. Mai 1880 
Bd. 1, 278: Die Frage über die Markungsangehörigfeit eines Ge⸗ 
meindeverbindungsmweges ift präjudiziell für die Frage der Herftellung 
und Unterhaltung besjelben.) 

Die dem Verwaltungsgerichtshofe in Art. 8 Ziff. 25 des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofs⸗Geſ. zugewieſene Kompetenz beſchränkt ſich nicht auf Die 
Enticheidung über die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigfeit von Grund« 
jtüden zu einem Gemeindeverbande, fondern erftredt ſich auch auf die 
Entſcheidung der Trage, ob gewiſſe Grundftüde, größere Waldungen ıc. 
eine abgelonberte Markung im Sinne des Art. 3 Abf. 1 der rechts⸗ 
rhein. Ordn. bilden oder nicht. 

Für Die letztere Enticheidung ift der faltiiche und rechtliche 
BZuftand maßgebend, wie er zur Beit des Inkrafttreten® der Gemeinde⸗ 
gejeßgebung von 1818 beitanden bat. 
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Sind im Jahre 1818 bei Bildung der Gemeinden mehrere Drt- 
Ichaften zu einer politiichen Gemeinde vereinigt worden, jo jpricht die 
Vermutung dafür, daB alle zu jenen Driiaften gehörigen Flur⸗ 
markungen, ſowie alle zwiſchen denjelben und innerhalb der Hiedurch 
geichaffenen Umgrenzung befindlichen zerftreut Tiegenden einzelnen 
Grundftüde, ſoweit fie nicht ausmärkiſch waren, der betr. politijchen 
Gemeinde zugeteilt worden find.22) 

Waren nun die in Art. 31. c. genannten größeren Waldungen,28) 
Tsreigebirge und Seen bis 1. Juli 1869 keiner Gemeindemarktung zu- 
geteilt, jo bilden fie auch künftig eigene, von dem Gemeindever- 
bande ausgeſchloſſene Markungen, welche direft unter die Diftrikts- 
verwaltungs= bezw. Diftriftspolizeibehörde untergeordnet find und 
innerhalb welcher demgemäß auch die fogen. Ortspolizei, welche ſonſt 
von den Gemeindebehörden ausgeübt wird, durch die Diſtriktsverwal⸗ 
tungsbehörden zur Handhabung gelangt. 

Infolge dieſes Verhältniſſes der Freiheit vom Gemeindeverbande 
haben jelbitverftändfich auch die Eigentümer der zu Diefen ausmärfi- 
ſchen ®ebieten gehörigen Grundftüde feine Gemeindeumlage zu be- 
zahlen. Dafür Daben fie aber felbft und auf eigene Kojten innerhalb 
diefer Markungen alle im öffentlihen Intereſſe begründeten geſetz⸗ 
lichen Berpflihtungen der Gemeinden zu erfüllen, insbeſondere 
die erforderlichen Werbindungstwege,?*) Brüden, Stege, ſowie die zur 


2) Siehe auch Entſch. des Veriv.- Ger.» Hofes vom 2. November 1883, 
Bb. 5, 19: Eine auf Grund des Gemeinde Ediktes vom 28. Juli und 24. Gep- 
tember 1808 erfolgte Zuteilung von größeren, bis dahin ausmärkiſchen Walbungen 
zu einem Gemeindebezirte wurde mit dem Inslebentreten bes Gemeinde⸗Ediktes 
vom 17. Mai 1818 infolge der Beftimmung besfelben in 8 4 Abf. 2 nicht hinfällig. 


**) Ueber ben Begriff der „größeren Waldungen, Seen und reigebirge“ 
im Sinne bes Art. 3 Abi. I der Gem.Ordn. berg! die Ausführungen zur Entid. 
des Berw.-Ger.-Hofes vom 11. Dezember 1891 Bb. 18 ©. 362 f.: 
Gemäß Art. 3 der Gem.Ordn. muß jedes Grundftüd einen Gemeinbebe- 
zirfe angehören; ausgenommen find jedoch größere Waldungen, Seen und Frei⸗ 
ebirge, weldye bis dahin feiner Gemeindemarkung zugeteilt waren. Wie der 
ortlaut ber leßterwähnten Ausnahmebeftimmung ſich genau an 8 4 Abi. 2 
bes Gemeinde-Ediltes von 1818 anidhließt, jo lag ed auch nicht in ber Abficht 
ber Gem.-Orbn., inhaltlich eine Menderung bes bisherigen Rechtsbeſtandes der 
ausmärlifhen Bezirke herbeizuführen. Insbeſondere wollte mit ben Worten 
„größere” Waldungen u. ſ. mw. nichts neues beftimmt werden. Vielmehr murde 
bei den einichlägigen Geſetzgebungsverhandlungen ausdrücklich feftgeftellt, daß ledig- 
lich der feitherige Rechtsbeſtand aufrecht erhalten werben wollte. Walbungen ꝛc., 
welche jeither (b. 5. bis 1. Juli 1869) als „größere Waldungen” zc. im Sinne 
des 8 4 des Gemeinde-Edikted anerkannt und bemgemäß von der Zuteilung zu 
einer Gemeinde befreit worden waren, follten auch fernerhin (db. 6. nad 
1. Juli 1869) ausmärkijch bleiben. Eine erneute Unterfuchung, ob wohl auch die 
betr. Waldungen mit Recht als „größere anerlannt und von ber Gemeinde⸗ 
auseilung ausgenommen worden find, follte demnach nicht ftattfinden. 
ergf. Hiezu weiter die Ausführungen in ben Entich. des Verw. Ger.⸗Hofes 
vom 29. April 1881 Bd. 3, 727 f., vom 19. Mai 1882 Bd. 8, 712 f. 


20) Vergl. Entich. des Verm.-Ger.-Hofes vom 12. Yuli 1887 Bd. 8, 306: 
Aus der anerlannten Eigenjchaft eines Weges als Kirchen- und Leichenweg ergibt 
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Verhütung von Unglüdsfällen erforderlichen Sicherheitsvorrichtungen 
berzuftellen und zu unterhalten.25) Dies Verhältnis ändert fich jedoch, 
jobald innerhalb folcher ausmärkiſcher Bezirke bleibende Nieder- 
laflungen entitehen. Solchen Falles werden dieſe Niederlaffungen 
nebft den zu ihnen gehörigen Grundftüden — nach Vernehmung der 
Beteiligten — durch das kgl. Staatöminifterium des Innern einer 
der nächlten Gemeinden zugeteilt. Durch eine derartige Zuteilung 
beginnt für die Beteiligten wohl die Verpflichtung zur Zahlung der 
Gemeindeumlagen in der Gemeinde, welcher fie zugewieſen wurden, 
Dagegen Haben fie aber, joweit nicht bejondere Verträge anders be- 
ftimmen, feinen Anſpruch auf Teilnahme an den im Gemeindeverbande 
begründeten Vermögensrechten. (Siehe $ 94a Anm. 28 zu Urt. 3.) 

In dem wirklichen beziv. gegenwärtigen Beitande der Gemeinde- 
bezirfe kann ferner aud) eine Veränderung vorgenommen werben. 


Bei folden Gemeindebezirkz -» Veränderungen find aber die vom 
Gefege (Art. 4 der Gem.-Drdn.) vorgefchriebenen Normen zu beachten. 


Dabei ift zu unterjcheiden zwifchen den wefentlichen Berän- 
derungen, d. 5. Uenderungen im Beſtande der Gemeindeverbände 
bezw. in der Erijtenz der beitehenden gemeindlichen Korporationen 
nach Abj. I des Art. 4 der Gem.:Drdn., zu welcher die Zuftimmung 
aller Beteiligten notwendig ift, und zwifchen den weniger tief 
einjchneidenden, nicht die Eriftenz, fondern nur die räumliche Aus- 
dehnung betreffenden Veränderungen des Gemeindegebietes nach Abſ. I 
l. c., zu welchen wohl nicht die Zuftimmung, jedoch auf jeden 
Tal die Einvernehmung der Beteiligten nötig erjcheint, wobei 
aber zu bemerken ift, daß, wenn nicht die Zuftimmung aller 
Beteiligten verlegt, auch eine ſolche weniger mwefentliche Abänderung 
nur im Falle dringenden öffentlichen Bedürfniſſes vorgenommen 
werden darf. 

Jede ſolche Veränderung, gleichviel ob nach Abſ. I oder II 
de3 Art. 4 bedarf, um rechtägiltig zu fein, der Genehmigung des 
tgl. Staatsminifteriums des Innern.2%) Gegen Die dies⸗ 


fih von felbft feine Eigenfchaft als Gemeindeweg im Sinne des Art. 38 der Gem.- 
Ordn. von 1869 und bemgemäB auch nad Art. 3 Abſ. III der Gem.-Drbn. bie 
Pflicht zur Unterhaltung desfelben für den Beſitzer ded ausmärkiſchen Bezirkes, 
duch welchen ein foldher Wen führt. Siehe 8 94a Anm. 19 und 21. 


”*) Bergl. hiezu: Entich. des Verw. Ger. Hofes vom 22. September 1885 
Bd. 6, 203: Den in Art. 3 Abſ. III der Gem.Ordn. angeführten Verpflichtungen 
fann Die Öffentliche Urmenpflege nicht zugezählt werden. 

Dieje Befreiung von ber Verpflichtung zur Armenhilfe kann jedoch für die 
Eigentümer der ausmärfiichen Bezirle nur infomweit gegeben fein, als die Armen- 
Sitte im einzelnen Falle — und das wird allerbings meiften® zu geſchehen gaben _ 
im Zufammenhange mit ber Heimatsangehörigleit gewährt werben mu 


2°) Siehe Biegu v. Rahr, Comm. S. 98 und Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
vom 12. Juni 1889 oben in Anm. 21 a. E. ©. 42, insbeſondere Entich. des 
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bezügliche minifterielle Verfügung fteht den Beteiligten fein Rechts⸗ 
mittel zu Gebote. 

As „Beteiligte” im Sinne des Art. 4 ericheinen alle, welche 

ein rechtliches, nicht blos thatjächliches Intereſſe an der frag: 
lichen Veränderung haben. Soldy rechtliches Intereſſe ift gegeben für 
die betr. Gemeinden, für die allenfalls in die Veränderung einbezogenen 
ganzen Ortſchaften (Art. 5), desgleichen für die Eigentümer der ab- 
efonderten Markungen, aber audy für die Eigentümer der bei der 
enderung berührten Grundftüde. (Vergleiche biezu Blätter für 
abmin. Br. 39, 378, Weber, Comm. zur Gem.-Drdn. Art. 4 Note 2 
und v. Kahr S. 92; ferner ſ. unten $ 94a Anm. 32 zu Urt. 4 der 
Gem.⸗Ordn.) 
Dagegen erſcheinen die Heimatberechtigten als ſolche 
nicht als Beteiligte im Sinne des Art. 4. 

Die „Zuftimmung” wird erteilt: 

1) In Gemeinden mit ftädtifcher Verfaflung — und zwar ſowohl 
in den Fällen des Abſ. I als in denen des Abi. II des 
Art. 4 — durch übereinftimmende Beichlüffe der beiden 
ſtädtiſchen Sollegien. 

2) In Landgemeinden: 

a. in den (weniger wichtigen) Fällen des Abf. IL durch zu— 
ftimmenden Beichluß des Gemeindeausſchuſſes; 

b. in den Fällen (der wejentlichen Veränderung) des Abſ. I 
duch Abſtimmung feitens der Gemeindeverfammlung (vergl. 
Art. 146 ff. der Gem.-Drdn.), wobei jedoch mindeſtens 
zwei Dritteile, und zwar nicht blo® der in der betr. 
Gemeindeverfammlung gerade anmejenden, fondern aller 
in der Gemeinde vorhandenen Gemeindebürger 
ihre BZuftimmung erteilen müflen. 

3) In und für Ortsgemeinden oder Ortichaften nad Art. 5 
der Gem.-Ordn., Foferne diefelben überhaupt als „beteiligt“ 
ericheinen (vergl. unten $ 94a Ann. 32 lit. c zu Art. 4 Der 
Gem.-Drdn.), Durch die Ortsverfammlung nach Art. 153 der 
Gem.:Ordn., und zwar gleichfalls mit dem Erforderniffe von 
Zweidrittel-Majorität in dem Falle des Abf. I Art. 4. 

4) Bei Uenderungen eines fogen. ausmärkiſchen Bezirkes durch 
ſämtliche Eigentümer aller in diefem Bezirke gelegenen Grund⸗ 
ftüde, wobei jeder für fich allein feine Zuftimmung zu er- 
teilen hat bezw. einzuvernehmen iſt. 


Bern. „Ber. Dofes vom 22. Juli 1892 Bd. 14 ©. 13, unten 8 94a Anm. 
0. 
er Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 27. Februar 1885 Bd. 6, 70; 


Gern 
vom 25. Juni 1886 8b. 8, 87, ſowie vom 12. Juni 1889 Bd. 11, 432 in 8 94a 
Anm. 43 Note *. 


8 94. Die Gemeinden und die Gemeindeverfajlung. 47 


Hervorzuheben ift noch, daß zu Abſ. I Art. 4 nur oiejenigen 
Fälle gehören, in welchen entweder eine bereits beſtehende Ge- 
meinde aufgeldöft oder eine noch nicht vorhandene Gemeinde 
neu gefchaffen wird, dagegen fallen unter Abſ. II 1. c. nach der 
jeinerzeitigen ausdrüdlichen Konſtatierung des kgl. Miniſterialkommiſſärs 
folgende Fälle: 
1) Eine bisher abgefonderte Markung wird einem Gemeinde: 
bezirfe einverleibt. 
2) Eine Drtfchaft wird von einem Gemeindebezirfe abgetrennt 
und einem anderen zugeteilt. 
3) Ein häusliches Anweſen wird mit einem anderen Gemeinde» 
bezirfe vereinigt. 
4) Ein Grundftüd ohne häusliches Anweſen ift einer anderen 
Markung einzuverleiben. 
(dv. Kahr, Comm. ©. 94.) 


Eine Neuſchaffung von abgefonderten Markungen, 
deögleihen eine Vergrößerung von ſolchen durch — 
anderer Gemeindebezirksteile iſt nach dem Sinn und Wortlaut von 
Art. 3 und 4 der Gem.:Drdn. ausgeſchloſſen. Nur die bereits vor⸗ 
handenen ausmärkiſchen Bezirke follen weiter fortbeitehen, neue aber 
nicht mehr gefchaffen werden dürfen. Dagegen ijt es nicht ausge: 
ichloflen, daß ausmärkiſche Bezirke Durch teilweile oder gänzliche Zu: 
teilung an bereit® vorhandene Gemeinden verkfeinert oder ganz be- 
jeitigt werden. Der Fall der völligen Einverleibung „einer biöher 
abgejonderten Markung“ in einen beitehenden Gemeindebezirk und die 
hiedurch bewirkte Aufhebung diejer Markung fällt aber nicht unter 
Abf. I, jondern unter Abſ. I Art. 4 der Gem.-Drdn. (vergl. v. Kahr, 
Comm. 95), da in Abi. I ausfchließlih nur von Gemeinden und 
mar Me politifchen Gemeinden (aud) nicht von Ortsgemeinden) Die 
ede ift. 

Ueber das bei den Veränderungen von Gemeindebezirfen zu be= 

obachtende Berfahren ijt noch folgendes zu beachten: 


Die Inftruftionsverhandlungen werden von den Diftriktöper- 
waltungsbehörden (tgl. Bezirksämtern, unmittelbaren Magijtraten) 
geführt. Durch dieſelben find auch die Beteiligten (|. oben) einzuver- 
nehmen bezw. ift deren Zuſtimmung beigufchaffen oder zu Protofoll 
zu nehmen, desgleichen find Die einjchlägigen Gutachten zu erholen 
und die nötigen Karten und Pläne zu den Akten zu bringen. Nach 
diefer Richtung f. Art. 75 des Ausf.-Gef. zum Ger.⸗Verf.⸗Geſ. vom 
23. Februar 1879: „Die Gerichte und Staatsanwälte find verpflichtet, 
auf erlangen der Auffichtsbehörden über Angelegenheiten der Gejeh- 
ebung und der Juftigverwaltung Gutachten abzugeben.” Hiezu Die 

in.&. von 12. Juli 1881 (ieh. 15, 306) „das Verfahren bei 
Gemeinbebezirt3veränderungen, dann bei Aenderungen der Bezirksamts⸗ 
und Amtsgerichtöbezirke betr." : „Die kgl. Regierungen, Kammern des 
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Innern, haben fich mit dem Erfuchen um gutachtliche Aeußerung ge- 
mäß Art. 75 des Ausf.-Gel. vom 23. Februar 1879 zum Reich ⸗ 
Ger.⸗Verf.⸗“Geſ. an die kgl. Präſidenten der betr. Oberlandesgerichte 
zu wenden. Dieſe Präfidenten aber haben vor Abgabe ihres Gut- 
achtens die Vorftände der einjchlägigen kgl. Landgerichte, dann Die 
BVorftände der betr. kgl. Amtsgerichte, foferne die Einvernahme der 
letzterwähnten Gerichtsvorftände nicht bereit? durch die Diftriktöver- 
waltungsbehörde erfolgt ift, zu hören und fich zugleich mit dem betr. 
fgl. Oberjtaatsanwalte zu benehmen und diefem bei etwaiger Meinungs- 
verſchiedenheit Die Abgabe eines gejonderten, an die kgl. Kreisregierung, 
Kammer des Innern, zu richtenden Gutachten anheimzuftellen.“ 

Ferner Min.:E. vom 24. Februar 1871 (Web. 8, 716 f.) „Die 

Veränderungen in der Bildung der Gerichtd- und Derwwaltungabegirfe 
betr.“: „Bei der Vorlage von Gejuchen und Gutachten, welche eine 
Veränderung in den Gericht» und Verwaltungsiprengeln bezielen, 
find jederzeit zwei von der kgl. Steuerkataſter-Kommiſſion zu erholende 
Ueberfichtäfarten der betr. Kanbgerichtäße irfe beizufügen. In ber 
einen Karte find die bezüglihen Gemeinde-, Pfarrei- und Schul⸗ 
fprengel farbig einzutragen. In der anderen find lediglich die be- 
ftehenden und die bezielten Grenzen der Landgerichte und Bezirks⸗ 
ämter (unmittelbaren Städte), foferne Abweichungen beftehen, auch der 
Nentämter einzuzeichnen 2c.” 27) 

Was die KRoften des Verfahrens anbelangt, fo iſt folgendes 

zu bemerfen: 

a. Eine Gebühr fommt für die Min.-€., durch welche über 
eine Gemeinbebezirte- Beränderung entjchieden wird, nur dann 
zut Anwendung bezw. zur Erhebung, wenn gemäß Art. 196 
des Gebührengejeges eine folche für den Fall zu erheben ift, 
daß ein von vorneherein offenbar unbegründeter Abänderungs⸗ 
antrag abgewiefen wurde. 

b. Ueber diejenigen Koſten, bezw. Barauslagen, welche für Bei- 
ihaffung der nötigen Katajter- oder Situationspläne, der 
Srundfteuerfatafter, für Karten, für Ummeſſung ꝛc. oder für 
die Berichtigung der Hypothekenbücher entitehen, trifft das 
tat. —— des Innern ſpezielle Entſcheidung und 
werden dieſelben auf die Staatskaſſe übernommen, wenn die 
Veränderung des Gemeindebezirks vorzugsweiſe im öffent⸗ 
lichen Intereſſe erfolgt, dagegen werden ſie den Antragſtellern 
überbürdet, wenn dieſe Veränderung vorzugsweiſe in deren 
Intereſſe erfolgte bezw. erfolgen ſollte. 

Siehe v. Kahr S. 107. 
m übrigen ſ. die ausführlichen Darſtellungen dieſes Verfahrens in 
8 9a * 47 a hu A 4 der en. Bahr Comm. ©. 108 x 
Bergl. auch oben Anm. 19. 
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Im engften Zufammenbange mit der Gemeindebezirfsveränderung 
fteht noch die Frage der Ordnung ' 
1) der Heimatsverhältniije der beteiligten Gemeindeangehörigen, 
ferner 
2) der Ausjcheidung des Gemeindevermögens, 27*) 
3) fowie der Ausſcheidung des Örtlichen Stiftungsvermögeng, 
4) endlid) des Ueberganges des Bürgerrechtes. 


Ad 1. Ueber diejen Uebergang der Heimatsverhältniſſe von der einen 
Gemeinde auf die andere jpricht fich eine Entich. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes vom 19. Auguſt 1881 Bd. 3, 240 und 245 
folgendermaßen aus: Rad) dem Zwecke einer Einverleibung 
von Gemeindebeitandteilen in eine andere politifche Gemeinde 
offen alle mit dem abzutretenden &ebiete im direkten oder 
indirekten Zuſammenhange jtehenden öffentlichen Einrichtungen 
und die auf letztere bezüglichen Nechte und Verbindlichkeiten 
von der einen Gemeinde auf die andere überwieſen werden. 
Zu Diefen öffentlichen Einrichtungen gehören unzweifelhaft 
aud) die Heimatverhältniffe mit den fich hieraus ergebenden 
Rechten und Pflichten, aber nur infoweit, als zwiſchen diejen 
Heimatverhältuiffen und dem abzutretenden Gebiete beiondere 
Beziehungen beftehen. Solche Beziehungen werden aber nicht 
allein durch den Wohnfit der Perjon, deren Heimat in Frage 
iteht, fondern auch durch andere Umstände, wie durch Haus— 
und Grundbeſitz u. U. begründet. 27°*) 

Tür die Anwendung des vorftehend ausgelprochenen 
Srundjages, daß mit der Zuteilung von Beitandteilen einer 
politifchen Gemeinde an eine andere politiihe Gemeinde die 
in der eriteren begründeten Heimatverhältnifie in ſoweit auf 
leßtere übergehen, als zwiſchen jenen Heimatverhältniffen und 
dem abzutretenden Gebiete befondere Beziehungen (begründet 
durch Wohnfig oder Haus: oder Grundbeſitz 2c.) beftehen, iſt 
e3 (nad) Entſch. Des Vermw.-Ger.:Hofed vom 22. Februar 
1884 Bd. 5, 149) ohne Belang, ob die Umftände, durd) 
welche diefe Beziehungen begründet wurden, zur Zeit der 
Gemeindebezirföveränderung noch fortbeftehen oder nicht. Hatte 
3.3. A feiner Beit auf Grund von Anweſensbeſitz die Anſäſſigkeit 
in der zur Gemeinde M gehörigen Ortichaft B und damit die 
Heimat dafelbit erworben und wird dann dieje Drtichaft B 
von der Genteinde M Losgetrennt und der Gemeinde Y zu: 


*!2) Vergl hiezu $ 94a Anm. 55 a. €. 

aa) Vergl. BI. f. abmin. Pr. Bd. 14, 54 f.: Neubildung von Gemeinden, 
deren Folgen. Bd. 15, 90 ff.: Ueber den Einfluß einer Menberung im Gemeinde- 
verbande auf die Heimat. Bd. 48, 81 ff., 97 ff., 113 ff.: Ueber die heimatrecht⸗ 
tihen Wirkungen einer Gemeindebezirfdänderung. Bu biefer Abhandlung Bd. 48, 
81 ff. ꝛc. ſ. jedoh v. Kahr ©. 114 Anm. 12 lit. a und die in Anm 27 b an- 
geführte Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes. 


Pohl, Sandbud. I, 4 
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eteilt, fo gebt die ee des A ſowie die Heimat feiner 

Tamifienangehörigen, peziell die urfprünglihe Heimat feiner 
Kinder auf die neue Gemeinde Y auch dann über, wenn A 
zur Beit diefer Gemeindebezirfäveränderung fein Anweſen in 
der Drtichaft B ſchon veräußert hatte, bezw. aus irgend 
einem anderen Grunde nicht mehr belaß. 

Hieher ift noch zu fonftatieren, daß nach Urt. 4 Ubi. 
IV der Gem.-Ordn. die freiwillige Auflöfung einer Ge- 
meinde nur dann ftattfinden, aljo vom Minifterium nur dann 
genehmigt werden darf, wenn die Erwerbung neuer Heimat- 
rechte für die in der freimillig ſich auflöjenden Gemeinde 
heimatberechtigten Perſonen gefichert ift, alſo feititeht, wo 
diefelben mit dem Momente der Auflöjung ihrer biäherigen 
Heimatgemeinde ein neues Heimatrecht erwerben. 

Meiteres über den Einfluß von Gemeindebezirksveränder⸗ 
ungen auf die Heimatöverhältniffe |. unten bei Heimat Bd. 3 
8 249.270) 

Bezüglich der Ausſcheidung des Gemeindevermögens ift zu 
unterjcheiden zwifchen 

a. der formellen Seite und der Auftändigfeitsfrage, 

b. der materiellen Seite. 


Was zunächſt die erftere (formelle) anbelangt, fo ijt der 
Srundiah feftzubalten, daß folche Vermögensausſcheidungen 
nicht dem bürgerlichen Rechte angehören, fondern öffentlich- 
rechtlicher Natur find. Diefer Grundſatz hat gejeglichen Aus⸗ 
drud erhalten durch den Art. 11 des Verw.-Ger.⸗Hof⸗Geſ., 
welcher beitimmt: „Wenn Wenderungen im Beſtande von 
Gemeinden, Diftrikten, Kreifen oder Schulverbänden ein- 
treten und fich die Beteiligten über die Teilung oder Aus» 
einanderjebung des Gemeinde, Diftrifts-, Kreis- oder Schul- 
Vermögens oder über die Rechte und Pflichten in Bezug auf 
beftehende Anſtalten nicht gütlich zu einigen vermögen, jo 
tritt in letterer Beziehung fchiedsrichterliche Enticheidung ein. 
Diefe fteht zu: 
1) einer von dem kgl. Staatsminifterium des Innern dele- 
gierten Kreisregierung, 8. d. J., in denjenigen Fällen, 
in denen eine Gemeinde, welche einer Kreißregierung 


5) Außer den bereit? im Texte genannten Entich. des Berm.-Ger.-Hofes 
vom 19. Wuguft 1881 Bd. 3, 240 f. und vom 22. Februar 1884 Bd. 5, 149 fiehe 
nody die Entich. des Verw⸗Ger.Hofes vom 2. April 1886 Bd. 8, 1: Bei einer 
nad 5 2 Ziff. IV lit. b und d des Anſäſſigmachungsgeſ. vom 1. Juli 1834 in 
einer Gemeinde erfolgten Anfäfligmahung eined an einem beftimmten Orte biejer 
Gemeinde ftationierten öffentlihen Dieners hatte die Abtretung des Stationsortes 
von dem Gemeindebezirfe eine VMenderung in bem Seimatverhältnid jener 
Perjon zur legteren Gemeinde nicht zur Folge. 
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unmittelbar untergeordnet ift, eine Diſtrikts- oder Kreis- 

gemeinde beteiligt erjcheint; 

2) einem von der vorgelegten Kreisregierung delegierten Be- 
zirksamte in allen übrigen Fällen. | 

Gegen die Entfcheidung der Kreißregierung bezw. — in den 
Fällen der Ziffer 2 — des Bezirfsamtes findet Berufung an 
den Berwaltungsgerichtshof ftatt, welcher in letzter Inſtanz 
entjcheidet. Nach Art. 12 des ebengenannten Geſetzes gilt 
die Beitimmung des Urt. 11 1. c. auch von den zu einer 
Gemeinde vereinigten Drtfchaften, in ihren Verhältniffen unter 
fih wie zur Gefamt-Gemeinde. 

Die Anwendung des vorftehenden Art. 11 ſetzt als ſelbſt⸗ 
verftändlich voraus, daß die Teilung oder Auseinanderfegung 
im innern oder urſächlichen Zufammenhange mit einer Ge- 
meindebezirfsveränderung fteht. 27°) 

Siehe v. Kahr ©. 108 f. Näheres hierüber unten $ 515. 

ad b. Was die materielle Seite anbelangt, fo haben fich weder 
in Theorie noch Praxis feite Grundſätze gebildet. Siehe 
hierüber v. Kahr ©. 109 f.; ferner BT. f. admin. Pr.: 
Bd. 14, MW: Ausſcheidung des Vermögens einer Diftriftz- 
gemeinde. 
Bd. 14, 321: Ueber die Ausſcheidung des Vermögens einer 

Diſtriktsgemeinde. 

Bd. 14, 327: Nachſchrift des Herausgebers zur vorſtehenden 

Abhandlung. 

Bd. 20, 246: Ueber den Einfluß der Verkleinerung des Ge⸗ 
meindebezirkes auf das Gemeindevermögen. 

Bd. 18, 200: Abteilung eines Diſtriktsvermögens. Siehe auch 

Bd. 48, 108 Anm. 19. 

Vergl. hiezu auch die oben S. 49 Ad 1 angeführte 
Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 19. Auguſt 1881 Bd. 3, 
245 und zwar in den auch bieher einfchlägigen Worten: 
„Nach dem Zwecke einer Einverleibung von Gemeindebeitand- 
teilen in eine andere politische Gemeinde jollen alle mit dem 
abzutretenden Gebiete im direkten oder indirekten Zufammen- 


inb) Vergl. hieher auch Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 30. November 
1892 Bd. 14, 96 ff.: Ein durch organijatoriihe MAenderung ber Gemeindegrenzen 
entftandener Ausfall von Gemeindeumlagen, Bieraufichlag und Jagdpachtſchillin 
fallt nicht unter den verif des Gemeindevermögens im Sinne des Art. 11 —* 
I des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878. 

Bei Streitigkeiten erupe tritt alſo nicht ſchiedsrichterliche Entſcheidung ein. 
Ferner ſpeziell Bod. 14 ©. 100: Auch Tann nicht unbemerkt gelafien werben, 
daß ber cit. Art. 11 zunächſt nur Anſprüche folcher Gemeinden im Auge hat, 
benen ein Zuwachs von einer dritten Bemeinde zugegangen ift und bie aus dieſem 
®runde (db. 5. infolge der erfolgten Gemeindebezirksveränderung und im um- 
mittelbaren Bufammenhange mit derielben) eine Teilung bes bisher beftandenen 
gemeinfamen Bermögens aniprict. 

4r 
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hange ftehenden öffentlichen Einrichtungen und die auf letztere 
ezüglichen Nechte und Verbindlichkeiten von der einen Ge⸗ 
meinde auf die andere überiwiefen werden.” Siehe aud) 
v. Seydel, bayer. Staatsrecht 2. Auflage Bd. 2 ©. 625. 
Im allgemeinen dürfte zu jagen fein, daß angefihte der 
Beitimmung des Art. 11 des Verw.⸗Ger.⸗Hof⸗Geſ., Durch 
welche eine jchiedsrichterliche Entjcheidung für ſolche Streitig- 
feiten normiert ift, bei ſolchen Enticheidungen der Grundſatz 
zu gelten bat, daß diejelben für jeden einzelnen Fall ſpeziell 
unter DBerüdfichtigung der thatjächlihen Verhältniſſe nach 
vernünftigem Ermefien, nach Gerechtigkeit und Billigfeit zu 
treffen find. (Vergl. Entich. des Derin Berichte. Hofes vom 
12. November 1890 Bd. 12, 373 in untenjtehender Anm. 27c.) 
Vom praktiſchen Standpunkte aus ift es aber ſtets 
dringend zu empfehlen, bei der Inſtruierung derartiger Ge- 
biet3veränderungsangelegenheiten mit aller Energie dahin zu 
wirfen, daß vorher, d. h. vor der Genehmigung der Ver: 
änderung dieſe Auseinanderjegungen, joweit fie überhaupt 
nad) Lage des Falles angezeigt erfcheinen, vertragsmäßig 
bezw. in gütlichem Webereintommen geregelt werden, Dies 
—A , als nach der Anſchauung des kgl. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes ohnedies auch eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
ausgeſchloſſen ſein ſoll, wenn die Beteiligten ſich in einem 
rechtsgiltigen Vertrage auf gütlichem Wege geeinigt haben.?7°) 


"c) Siehe iegu Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 21. Dezember 1892 
Bd. 14, 103 f.: Die Anwendbarkeit des Art. 11 bes Geſetzes vom 8. Wuguft 1878 
ift nicht daburdy bedingt, daf das Vermögen eined Schniverbandes im Miteigen- 
tume der einzelnen Schuliprengelbeftandteile fteht, vielmehr ift auf Grund obiger 
——— —— eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung auch dann zuläſſig, wenn 
ein Gegenſtand zwar nur einer der bei dem Schulverbande beteiligten Gemeinden 
al3 Eigentum gehört, in feiner Nutzung aber auch weiteren Schuliprengelbeitand- 
teilen zugute kommt. 


Wenn Beftanbteile eines Schulfprengeld x über die Teilung oder Aus» 
einanberjegung des im gemeinjamen Nußgenuije befindlichen Vermögens der- 
trag3mäßig geeinigt haben, ift eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung nad Art. 
11 1. c. infolange ausgeſchloſſen, als nicht durch die zuftändige Behörde Die Un⸗ 
ee jened Vertrages rechtäfräftig ausgeſprochen iſt. Bergt. hieher noch 
olgende Entich. des Beriw.-Ger.-Hofes vom 6. November 1889 Bd. 11, 499: 
In den Fällen des Urt. 11 des Geiepe vom 8. Auguſt 1878 über den Ber. 
Ger.-Hof ift auch bie Entiheibung des Bermaltungsgerihtähofs eine 
Ihied3richterliche. 

Derfelbe ift daher berechtigt, die Frage ber Teilung und Auseinander⸗ 
jegung des Schulvermögens im Ganzen und einheitlich den Beteiligten gegen- 
über zu enticheiden, wenn auch nur bezüglich eines Xeilungsgegenftandes von 
einem Beteiligten Beichwerde erhoben ift. 

‚.. Entid. des Berw.-Ber.-Hofed vom 12. November 1890 Bb. 13, 373: Eine 
ihied3richterliche Entfcheidung nad) Art. 11 des Gefeges vom 8. Auguft 1878 
erfolgt na ‚Billigkeit und freier Beurteilung der Sach- und Rechtslage und 
nicht unbedingt nach ben civilrechtlichen Srundlägen über Gemeinfchaftsteilung. 
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Bei Heinen, unmwejentlichen Veränderungen fällt jelbitver- 
ftändlich jede derartige Auseinanderjegung hinweg. 

Die Enticheidung derjenigen vermögengrechtlichen ragen, 
welche jich nicht auf die Bermögensauseinanderfegung in- 
folge einer Gemeindebezirfsveränderung beziehen, ſondern 
vielmehr infolge dieſer Veränderung im Verhältniſſe zwifchen 
der Gemeinde und den ihr neu zugeteilten Gemeindeteilen er- 
geben, fpeziell Die Frage, ob Die Nenten eines etwaigen Sonder- 
vermögens einer neu zugeteilten Drtichaft (Art. 5 der Gem.- 
Drdn.) für Die Bebfirtmiffe ber geſamten politiichen Ge— 
meinde zu verwenden find, wird nicht ſchiedsrichterlich nach 
Art. 11 bethätigt, fondern nad) Art. 8 Ziff. 28 bezw. 30 
des Berw.-Ger.:Hof-Gef. 274) 

Ad 3. Eine Ausfcheidung des Vermögens der örtlichen Stiftungen 
(nach Art. 69 der Gem⸗Ordn.) wird wohl naturgemäß in 


Ein unter der Herrſchaft der älteren Gemeindegeſeßgebung bei Gemeinde⸗ 
grundteilungen für die Schule ausgeſchiedener Anteil verbleibt im Eigentume der 
verteilenden Gemeinde, wogegen die Nutzung desſelben jener Schule zuſteht, welche 
jeweils von den Kindern dieſer Gemeinde beſucht werden muß. Bei ſchiedsrichter⸗ 
lihen Entſcheidungen ift die Zuerkennung von Berzugdzinien in der Hegel aus- 

eichloffen, e3 kann jedoch bei beionderen Berhältnifien eine Entichädigung für 
attgehabten Zinſenentgang zuerlannt werden. 

374) Vergl. Entich. des Verw⸗Ger.Hofes vom 26. November 1886 Bb. 8, 
181: Die Entſcheidung darüber, ob die Erträgniffe des Ortövermögens (einer 
DOrtögemeinde, welche einer polit. Gemeinde neu zugeteilt ift) zumächft zur Be⸗ 
friedigung der Bebürfnifje ber politiichen Gemeinde (welcher dieſe Ortägemeinbe 
zugeteilt wurde) zu verwenden find, ob erft nach bollftändiger Dedung dieler Be- 
dürfnifie (der politiichen Gemeinde) die Verteilung von Nutzungen ftatthaft und 
erft nach vollitändiger Verwendung jener Erträgnifie (des Sondervermögens der 
Ortsgemeinde) für den gemeindlihen Bedarf d. h. für den Bedarf der politiichen 
Gemeinde die Erhebung von Umlagen in dieſer (politiichen, Gemeinde zuläflig ift, 
betrifft eine öffentlich⸗rechtliche, in letzter Inſtanz dem !gl. Verwaltungsgerichts⸗ 

ofe — Art. 8 Ziff. 28 und 30 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878 zugewieſene 
treitfrage. 

Der kgl. Verw.⸗Ger.⸗Hof hat ſchon wiederholt anerkannt, daß die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob ein beſtimmtes Vermögensſtück Eigentum der Gemeinde 
oder Privateigentum einzelner &emeinbeangehöriger fei, im Streitfalle den Civil⸗ 
gerichten zufteht, daß ferner die Beurteilung ber frage, ob die der Gemeinde vor- 
gejegte Staatsaufſichtsbehörde genfigenden Anlaß habe, ein jolches Bermögensftüd 
bis zur allenfallfigen richterlichen Enticheidung als &emeinbeeigentum zu behandeln, 
alfo für die Gemeinde feftzuhalten und dem anbrerjeit3 behaupteten Privateigen- 
tume die Anerkennung zu verweigern — bem kgl. Berw.-Ber.-Hofe im Hinblid 
auf Art. 13 Abf. 1 Ziff. 3 und Abf. 2 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 entzogen 
fei. (Bergl. hiezu Entſch. des Verw. Ger⸗Hofes vom 23. Februar 1883 Bd. 5, 
1 f.). Aus diefer Buftändigfeitäbegrenzung ergibt ſich von felbft, daß der Verw.⸗ 
Ger.Hof auch nidyt berufen il arüber zu enticheiben, ob ein Wald als Ge⸗ 
meindemwald im Eigentum politiihen &ejamtgemeinde, ober aber ein 
Sondereigentum der mit ber politiihen @emeinde vereinigten Ortsge⸗ 
meinde bildet. 

Siehe hiezu BI. für admin. Br. Bb. 30, 246 ff., jpeziell S. 255 bezüglid, 
der hier einichlägigen KRompetenzbeftimmungen. 
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den meiften Fällen zu unterbleiben haben, Da die betr. 
Stiftungäbriefe (Teftamente oder jonjtige Willenserflärungen 
der Stifter) darüber Enticheidung zu treffen pflegen. Siehe 
v. Kahr ©. 113. 

Ad 4. Bezüglich des Weberganges des Bürgerrecht von der 
bisherigen auf Die neue Gemeinde ift zu untericheiden, ob das 
betr. Bürgerrecht nach Art. 12 und 13 der Gem.-Ordn. — 
bei Borhandenfein der Befähigung nah Urt. 111.c. — 
erworben murde oder auf Grund des Art. 15, ohne Vor⸗ 
handenfein der Befähigung nach Art. 11. Im eriteren alle 
in welchem fich gemäß Art. 11 das Bürgerrecht an den 
Wohnort oder Wohnfig knüpft (verb.: in der Gemeinde 
wohnen), geht das Bürgerrecht mit dem Ort, in welchem der 
Betreffende wohnt, an die neue Gemeinde über; im legtern 
alle geht das Bürgerrecht auf die neue Gemeinde dann 
über, wenn der Grund des Bürgerrechtserwerbes in der bis⸗ 
berigen Gemeinde für den Beteiligten auch in der neuen 
Gemeinde fortbefteht, wenn aljo 3. B. das Haus, als deſſen 
Beſitzer er (ohne Befähigung nach Art. 11) Bürger wurde, 
der neuen Gemeinde einverleibt wird, oder wenn der Be- 
treffende auch in der neuen Gemeinde zu den Höchitbeitenerten 
im Sinne de3 Urt. 15 Abi. I der Gem.-Drdn. gehört. Siehe 
hiezu v. Kahr S. 115 Anm. 24. 

Schließlich verweilen wir nocd auf die Enticheidung des kgl. 
Staatsminifterium des Innern vom 19. Februar 1894 „Vollzug des 


. 15. Yuguft 1828 . 
8 18 des Grundſteuergeſetzes vom 19, Sa a Bezug auf 


die Gemeindemarkungs- und Ortsflurgrenzen betr." (Min.-Bl. 1894 
©. 132 f.), durch welche die Diftriftöverwaltungsbehörden — alfo 
auch die unmittelbaren Magiftrate — angewieſen werden, in allen 
Fällen, in denen Streitigfeiten über Gemeindemarfungs- und Flur⸗ 
grenzen in vechtöfräftiger Weiſe feit Inglebentreten des Verwaltungs- 
gerichtshofsgefeßes vom 8. Auguft 1878 zur Enticheidung gelangt find 
und in der Folge zur Enticheidung gelangen werden, die einfchlägigen 
Alten mit den bezüglichen Enticheidungen nachträglich und bezm. nad) 
jeweiligem rechtäfräftigem Abichlufle der Verhandlungen alsbald dem 
tgl. Katafterbureau in Münden in Vorlage zu bringen und zivar 
behufs etwaiger Einleitung Der tataftertechnifihen Behandlung und 
Evidentftellung der betr. Grenzen, da nad) 8 18 lit. a des Grund: 
ſteuergeſetzes die Pläne für die Steuergemeinden auch die Grenzen der 
politifchen Gemeinden und der Ortsfluren enthalten. — 


Wie oben gejagt, fann eine Gemeinde im Sinne der Gem.-Ordn. 
(politische Gemeinde) aus mehreren Drtsgemeinden oder Ortſchaften 
beitehen. Dieje Ortichaften fünnen — und dies ift fehr häufig ber 
Tal — ein vom Vermögen der Gejamtgemeinde verjchiedenes be- 
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jonderes DOrtsgemeinde- oder Drtsitiftungs - Vermögen befiten. 
Solchen Falles verbleibt nad) Art. 5 der Gem.Ordn. diejen Ort⸗ 
ichaften bezüglich diefe® Sondervermögen das ausſchließende Eigen- 
tumsrecht und, ſoweit nicht Durch Verträge etwas anderes beitimmt 
ist, das Necht gejonderter Verwaltung und Benübung. 

Die Ortichaft, welche eigenes Vermögen befitt, ift demgemäß 
auch „eine juriſtiſche Perſon“, eine Körperichaft im Sinne des bürger- 
Iihen Rechtes, wie fie gemäß Art. 5 und 153 der Gem.-Ordn. auch 
als öffentlich-rechtlicher Verband erſcheint. 

Ueber die rechtliche Stellung diefer Ortögemeinden oder Ort⸗ 
Ichaften gelten — foweit die Gemeindeordnung (Art. 5 und 153) keine 
Beitimmung trifft — die bürgerlichen Geſetze. 

Näheres über dieſe Ortfchaften und ihre Vertretung bezw. Ver: 
Wartung |. unten zu Urt. 153 1. c., ferner die Anmerkungen zu 

rt. 5 L. c. 

Wie nun mehrere Ortsgemeinden oder Ortſchaften zu einer po⸗ 
litiſchen Gemeinde vereinigt werden fünnen, jo iſt es durch Die Gem.⸗ 
Ordn. zugelaſſen, daß ſich auch mehrere politifche Gemeinden zu einer 
Bürgermeifterei vereinigen. (Art. 6 der Gem.:Ordn.) 

Diefe vom Gejete vorgefehenen Bürgermeiftereien haben jedoch 
im rechtsrhein. Bayern feinen Anklang gefunden. Während in der 
Pfalz vielfach folche Vereinigungen mehrerer Gemeinden zu einer 
Bürgermeifterei zur Erfüllung und Erreichung gemeinfamer Zwecke und 
Ziele fich gebildet haben, tft im vechtörhein. Bayern feine Neigung 
für derartige Verbanda-Bildungen zu finden. 

Wir fünnen unz daher darauf befchränfen, Hier lediglich auf 
die Beitimmung des Art. 6 der Gem.Ordn. und die zu demſelben 
gemachten Bemerkungen in Kahrs Commentar ©. 128 ff. und im 

ommentar Haud-Lindner ©. 39 f., fowie auf die Anmerkungen zu 
Art. 6 der .Drdn. im nachfolgenden $ 94a zu verweilen. 

Entſtehen Streitigfeiten über die Gemeindemarfungg- und Flur— 
grenzen, jo werden diejelben von den Verwaltungsbehörden im ge- 
wöhnlichen Inſtanzenzuge bezw. in letter Inſtanz vom fal. Ber: 
waltungsgerichtöhofe nad) Maßgabe des Art. 7 der Gem.⸗Ordn. unter 
Berüdfichtigung der Beitimmung des Art. 8 Biff. 25 und Art. 9 
Abſ. I des Gefehes über den VBermw.-Ger.-Hof entichieden.?) Werden 
jedoch durch foldye Streitigkeiten etwa Privatrechte berührt, jo find 
für Dieje rein privatrechtlichen Fragen bezw. deren Enticheidung die 
Gerichte zuftändig. 

So gehören 3. B. zur Zuftändigfeit der Gerichte alle Streitig- 
feiten zwiſchen den Eigentümern von Grundftüden über Die 
Grenzen diefer ihrer Grundſtücke auch dann, wenn die ftrittigen Grund 
ſtücksgrenzen zugleicd) die Grenzen eines Gemeindebezirt3 find, ferner 
auch in dem Falle, daß dieſe Grundjtüde jich im Privateigentum einer Ge⸗ 


=, Siehe hiezu die näheren Ausführungen in ben Anmerkungen zu Urt. 7 
ber Gem. Ordn. im 8 94a. 
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meinde al3 Körperfchaft oder als juriſtiſchen Perſon befinden ; endlich auch 
Streitigkeiten über die räumliche Ausdehnung oder Begrenzung eines 
auf dem Privatrecht beruhenden Nubungsrechtes, auch wenn dieje an 
Gemeindegrundftüden zuftehen, wie 3. B. die Ausdehnung einer durch 
Vertrag (Pachtvertrag zc.) erworbenen Weidebenügung an Gemeinde: 
grundjtüden oder über die räumlichen Grenzen eines durch Pacht er- 
worbenen Jagdausübungsrechtes.20) 

Bergl. hiezu v. Kahr, Comm. ©. 135 Anm. 3 and) 4. 

Diele Streitigkeiten über die Gemeindemarfungs- (Markung der 
politiihen Gemeinde) und Flur (Marfung der Ortſchaften) 
Grenzen) find ebenfo wie die Streitigkeiten über die Zugehörigkeit 
von Grundftüden zum Verbande einer politiichen Gemeinde oder einer 
Drtichaft (Ortsgemeinde) durch Art. 8 Ziff. 25 mit Art. 12 des 
Verw.⸗Ger.⸗“Hofs-Geſ. zu Verwaltungsrechtsfachen erklärt. 

Näheres hierüber ſ. Bd. 3 $ 505 zu Art. 8 Ziff. 25. 

Zuftändig zur erjtinftanziellen Snticheibung it die Diftrikts- 
polizeibehörde. Als ſolche kann auch ein unmittelbarer Stadtmagiftrat 
zur Enticheidung berufen fein, 3. B. wenn es fich um die Grenzen 
einer zur betr. Stadt gehörigen Ortichaft Handelt 2c.81) 

St in derfelben Sache die AZuftändigfeit mehrerer Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörden gegeben (3.8. wenn Streit bejteht über die Grenzen 
zwifchen einer unmittelbaren Stadt und zwiſchen einer dem fal. Be: 
irksamte unterftellten Gemeinde), jo Hat nach Art. 17 Abi. 2 des 

erw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. die vorgeſetzte Kreisregierung die erforder⸗ 
liche Verfügung zu treffen, d. h. eine Diſtriktsverwaltungsbehörde mit 
der Entſcheidung des fraglichen Streites zu beauftragen. 

Ueber die Ausdehnung der Anwendung des Art. 7 der Gem.⸗ 
Ordn. jagt v. Kahr, Comm. ©. 139 lit. b zutreffend: „Mit den 
Worten des Art. 7 der Gem. Drdn. „Streitigkeiten über Gemeinde: 
markungs- und Flurgrenzen“ find fowohl diejenigen Streitigkeiten be- 
griffen, welche die gegenjeitigen Grenzen mehrerer poli- 
tiſchen Gemeinden oder Drtjchaften zum Gegenftande haben, 
ala jene Streitigkeiten, bei welchen darüber geftritten wird, ob ein 
Grundftüd überhaupt einer Gemeinde zugehörig oder 
ob dasſelbe ausmärkiſch iſt.“ b10) 

Wenn dagegen die Grenzen einer politiſchen Gemeinde oder 
einer Ortsgemeinde (Ortſchaft) feſtſtehen, es ſich alſo auch nicht 
darum handelt, ob oder welches Grundſtück oder welcher Komplex zu 
einer Gemeinde gehört oder auch nicht gehört, ſondern lediglich darum, 
welche Folgen ſich aus dieſer Zugehörigkeit zu einer Gemeinde er- 
geben reſp. welche Wirkungen Diele Gemeindezugehörigkeit bat, (— 


”, Bergi. 8 94a Anm. 70 zu Art. 7 der Gem.-Drdn. 

20) Siehe — 8 94a Anm. 68 zu Art. 7 der Gem.Ordn. 

29) Giehe ferner 8 94a Aum. 67 zu Art. 7 der Gem.-Drdn. 

»12) Bergl. Art. 8 Ziff. 25 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. verb.: „Zugehörig- 
feit von Grundftiiden zu einen Gemeindeverbande“. 
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jo 3.8. auch in Bezug auf die Frage, welche Angelegenheiten zwischen 
mehreren Ortichaften, die zu einer politischen Gemeinde vereinigt oder 
Diejer zugeteilt find, infolge diejer Gemeindezugehörigfeit gemäß Art. 5 
und 153 der Gem.-Ordn. gemeinfchaftlich find, —): fo ift in allen 
diefen Fällen bezw. Fragen oder in den hierüber entitehenden Streitig- 
feiten der Art. 8 Ziff. 25 des Vermw.-Ger.:H0f3-Gel. und bezw. Art. 7 
der Gem.⸗Ordn. nicht maßgebend. 8:) 

Siehe weiter hiezu die zu Art. 7 in $ 94a Aum. 74 ange: 
führte Entich. des Verwm.-Ger.:Hofes, ferner $ 94a Anm. 67 bis 69 
zu Art. 7, desgl. v. Kahr S. 140. — 

Die in Art. 4 der Gem.-Drdn. begründete Befugnis des kgl. 
Staatsminifteriums des Innern, nad) Maßgabe der Beitimmungen 
dieſes Urt. 4 Beränderungen im Beitande einzelner Gemeindebezirfe 
vorzunehmen, wird duch Art. 7 1. c. nicht berührt. Vergl. hiezu 
v. Kahr ©. 141. 

Art. 7 bezieht fich ja auch nur auf die Enticheidung von Streitig- 
feiten über betehende Gemeindeverbände und deren räumliche DBe- 
grenzung und hat auf die Bildung und Veränderung der Ge» 
meindebezirfe nah Art. 4 1. c. feinen Bezug, läßt alſo Die nad) 
legtgenannter Geſetzesbeſtimmung mit Genehmigung des kgl. Staats⸗ 
minifteriumg des Innern fich vollziehenden oder auf Grund von Ver⸗ 
fügungen des letzteren erfolgenben Beränderungen, Neubildungen oder 
Auflöjungen von Gemeindebezirken außer Betradht.89) — — 

Während — mie oben $ 93 Ziff. 2 gejagt — in der Pfalz 
alle Gemeinden eine gleichheitliche Verfaſſung haben, beitimmt da⸗ 
gegen Art. 8 der ea ehen Gem.-Drdn.: „Die Gemeinden haben 
entweder die ftädtifche oder die Landgemeinde. BBerfaffung.” 

Es wurde alſo für das rechtörhein. Bayern der ſchon bisher 
beitandene Unterjchied zwifchen Stadt» und Landgemeinden aufrecht 
erhalten. Abgeſehen aber von der Verfaſſung gibt es zwifchen 
Städten, Märkten und Landgemeinden feinen Unterichied mehr. Die 
Borrechte, welche früher mit der Qualität eines Ortes als Stadt oder 


”, Giehe hiezu Entich. des Veriv.- Ger.- Hofes vom 5. November 1890 
Br. 13, 366: In Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Herftellung und Unter- 
haltung einer gemeinblichen Einrichtung durch die Orts⸗ oder bie politiiche Ge⸗ 
meinde bildet die Frage, ob eine Riederlafjung lediglich in polizeilicher oder auch 
in vermögendrechtlicher Hinficht der Gemeinde zugeteilt wurde, unter Umftänden 
feine nach Art. 8 Ziff. 25 des Geſetzes über den Bermaltungdgerichtähof in einem be» 
fonderen Berfahren zu enticheidende Bräjudizialfache, ſondern lediglich einen Incident⸗ 
punkt. — Wie der Verw.⸗Ger.⸗Hof fchon miederholt ausgeſprochen Hat (Entſch. 
des Berw.-Wer.-Hofed Sammi. Bd. 6, 70; Bd. 8, 184), erjtredt fich Die Be⸗ 
ftimmung des Urt. 8 Ziff. 25 nicht auf die Fälle, bei welchen die Zugehbrigkeit 
eined Grundftädes u. |. tv. zu dem Verbande einer politiichen Gemeinde an ſich 
fettteht und nur die Art und Weile, wie dasjelbe in ben Verband aufge- 
nommen wurde, alfo insbejondere die fyrage, ob eine Niederlaffung lediglich in 
polizeiliher oder auch in vermögensrechtlicher Hinficht der Gemeinde zugeteilt 
wurde, den Streitgegenftand bildet. Siehe Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 8, 
183 f. in $ 94a Anm. 61 lit. ka. E. 

29 Siehe hiezu 8 94a Anm. 71 zu Art.7 der Gem.Ordn., auh Anm. 73. 





58 8 94. Die Gemeinden und die Gemeindeverfaflung. 


als Markt (die ſogen. Stadtrechte oder Marktrechte) verbunden waren, 
haben Tängft aufgehört zu eriftieren. 

Das Gemeinde-Edift von 1818/1834 8 8 (f. oben $ 92 ©. 3) 
unterjchied zwiſchen 

a. Städten und größeren Märkten, welch letztere gleichfalls ma⸗ 
giftratifche Verfaſſung Hatten wie die Städte, und 

b. NRuralgemeinden, welche teil® aus Eleineren Märkten, teils 
aus Dörfern, Weilern und Einöden beftanden. 

Die Gemeindeordnung von 1869 Hat diefe Unterjcheidung bei- 

behalten und durch Art. 8 ftatuiert, daß es nunmehr gibt: 

a. Gemeinden mit ftädtiicher Verfaſſung. Zu Ddiefen gehören 
fowohl die Städte als die Märkte mit ftädtilcher, d. 5. 
mit magiftratiicher Deriaffung, und ' 

b. Gemeinden mit Landgemeindeverfafiung, welche insgeſanit 
der Kürze halber oft als „Landgemeinden” überhaupt be- 
zeichnet werden, gleichviel ob es Märkte oder Dörfer find. 

Nach diefem Unterfchiede des Art. 8 bejtimmt fi auch die 
Einteilung der Gem.-Drdn. in ihrer IV. Abteilung, indem der Ab: 
ſchnitt I derfelben (Urt. 70 bis 122) „Bon der Verwaltung in Ge— 
meinden mit ftädtiicher Verfaſſung“ Handelt, während Abſchnitt II 
(Art. 123—152) der „Verwaltung in Gemeinden mit Landgemeinde: 
verfaſſung“ gewidmet ift. 

Ein II. Abſchnitt (Art. 153) handelt dann noch von der Ber- 
waltung der zu einer Gemeinde vereinigten Ortichaften: Vereinigungen 
und bezw. Berhältnifie, welche jowohl in Gemeinden mit jtädtiicher 
als in ſolchen mit Landgemeindeverfaſſung vorfommen können und 
vielfach auch faftiich gegeben find. — 

Die frühere Einteilung der Städte in ſolche I., II. und IH. Klaſſe 
($ 9 des revidierten Gemeinde-Ediktes) nach der Bahl der Familien 
bezw. der Einwohnerzahl ift in der Gem.Ordn. von 1869 ver- 
ihtwunden und hat die Seelenzahl nur da Einfluß, wo Dies im Ge: 
jege beſonders beftimmt ift. Siehe hiezu Art. 63 Abſ. 1 (Notivendig- 
feit zur Genehmigung für Schuldaufnahmen), Urt. 71 Abſ. I (Bahl 
der bürgerlichen Masiftratzräte), ſowie Abf. II (Zahl der Bürger- 
meifter) mit 108 Abſ. III (Zahl der Gemeindebevollmächtigten), Art. 102 
Abſ. IV (Bildung von Senaten), Urt. 124 (Zahl der Gemeindebevoll- 
mächtigten in Landgemeinden), Art. 159 Abſ. I Ziff. 1 und 7 (Not- 
wendigteit der Erholung der Genehmigung der vorgelegten Auffichts- 
behörde), |. jerner Art. 17 Abſ. I, Art. 20 Abſ. U, auch Art. 203. 
(Bergl. unten $ 94a Ann. 75 und 76 zu Art. 8 der Gem.: 
Drdn.) — 

Nach der Gem.-Drdn. ift jede Gemeinde beiugt bezw. unter 
Beachtung der Beitimmung des Art. 9 Abi. V der Gem.-Ordn. im- 
ftande, die Landgemeinde -Berjaflung anzunehmen. 

Dagegen find zur Annahme bezw. zur Beibehaltung der 
ftädtifchen Verfafjung nicht alle Gemeinden berechtigt, jondern nur 
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Diejenigen, welche Stadt- oder Marktrecht erworben haben. Unter 
diefen Stadt- und Marktrechten waren gewilfe Borrechte verftanden, 
welche in früherer Zeit die Städte und Die fogen. größeren Märkte 
genoffen haben: als 3. B. ganz beſonders das Recht auf die ftädtifche 
Verfaſſung, Landftandichaft, Gerichtsbarkeit, Polizeigewalt, auch eine 
gewiſſe Geſetzgebungsgewalt, Bannrechte, Rechte zur Einrichtung von 
Innungen zc. Diele Vorrechte find im Laufe der Zeit entweder ganz 
verichwunden oder Haben aufgehört, beiondere Borrechte der Städte 
und (größeren) Märkte zu fein. 

Zu Ddiefen Gemeinden nun, welde im Sinne des Art 9 der 
Gem.:Drdn. „Stadt oder Marktrecht erworben haben“ und demgemäß 
allein berechtigt find, die ftädtiihe Verfaſſung anzunehmen, ge- 
hören jeßt: 

a. Diejenigen, welche bereit? auf Grund des Gemeinde-Ediftes 

bezw. unter demjelben das Stadt oder Mearkt-Redjt hatten; 

b. Diejenigen, welche auf Grund des Art. 9 Abi. V der Gem.- 

Drdn. von 1869 dieſes Stadtrecht erworben haben bezw. 

noch erwerben d. h. nach Maßgabe diefer Geſetzesbeſtimmung 

durch kgl. Entichließung zur Annahme der ftädtiichen Ver— 
fafjung ermächtigt werden. 

Die Gemeinden find nun nicht verbunden, die Verfaflung, welche 
fie zur Zeit bejigen, auch für alle Zeit beizubehalten. 

nr ift vielmehr — unter Beachtung der gejeglichen Borfchriften 
— zuläflig 

A. daß Stadtgemeinden die VBerfafjung der Landgemeinden, ferner 

B. daß mittelbare Städte Die Unmittelbarfeit eriwerben bezw. un⸗ 

mittelbare Städte mittelbar werden und 

C. un Landgemeinden die VBerfafjung der Stadtgemeinden an: 

nehmen. 
Ad A. Nah Urt. 9 Ab}. I find Gemeinden mit ftädtifcher Ver⸗ 
fafjung jederzeit befugt, die Verfaſſung von Landgemeinden 
anzunehmen, doch müffen folgende Vorbedingungen hiezu er- 
füllt fein, bezw. find folgende Fälle zu unterſcheiden: 
1) Handelt es ſich um eine Stadtgemeinde, welche nicht un- 
mittelbar der kgl. Kreisregierung untergeordnet, aljo feine 
jogen. unmittelbare Stadt ift, fo kann ſie jederzeit und 
ohne daß eine genehmigende Allerhöchfte Entſchließung 
hiezu nötig wäre, in die Klafie der Landgemeinden zurüd- 
treten. 
Dazu iſt aber vorausgefebt, daß 

a. alle Gemeindebürger, alfo nicht blos die ftimmbe- 
rechtigten, fondern aud) die etwa nicht ftimmberechtigten 
(vgl. Art. 170 der Gen.-Ordn.) um ihre Zuftimnung 
befragt werden und daß mindeften® zwei Dritteile der- 
jelben zu der beabfichtigten Annahme der Landgemeinde⸗ 
Verfaſſung ihre Zuftimmung erteilen. 
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b. Daß von diefer Aunahme Anzeige an die vorgejebte 
Berwaltungsbehörde eritattet wird. (Art. 9 Abſ. III.)®*) 


Will nun Ddiefe frühere Stadt: und jebt Landgemeinde ihre 
frühere ftädtifche Verfaſſung wieder annehmen, fo ſteht ihr dies bei 
dem Beginne jeder Wahlperiode ftetö frei.®5) 

Auch hiezu iſt aber die Zuftimmung von zwei Tritteilen aller 
Gemeindebürger vorausgefebt reip. notwendig. Ein ſowohl auf An- 
nahme der Landgemeinde als auf Wiederannahme der früheren Stadt: 

emeinde-Berfajlung geftellter Antrag muß ſolchen alles von der 

emeindeverwaltung zur Abftimmung gebracht werden, wenn er von 
wenigſtens dem zehnten Zeile der d. h. aller Gemeindebürger oder in 
Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung von den Gemeindebevollmädhtigten 


geftellt iſt. 
2) 


Ad B. 


AdC. 


ndelt e8 fich dagegen um den Rüdtritt einer unmittel- 
aren Stadt in die Klaſſe der Landgemeinden, jo ift 
hiezu erforderlich: 

a. Seiten? des Magiſtrates muß ein Antrag hierauf ge- 
jtellt fein. 

b. Diejer Antrag muß zuvor von zwei Dritteilen ſämt—⸗ 
licher, alſo auch der nicht ftimmberechtigten Gemeinde- 
bürger genehmigt fein. 

c. Der vorerwähnte Antrag muß durh Königliche 
Entichließung genehmigt werden. 

d. Dieje Königl. Entichließung ergeht aber erft nach vor- 
gängiger Einvernehmung des Landrates. 


Das gleiche, sub vorftehender lit. A Ziff. 2 genannte Ver⸗ 


fahren ift auch dann zu beobachten: 

a. wenn eine früher unmittelbar gewejene Stadt, welche 
entweder mittelbare Stadt geworden oder in die Klaſſe 
der Landgemeinden getreten it, wieder unmittelbare 
Stadt werden, 

b. wenn überhaupt irgend eine Stadt:Gemeinde das Recht 
eine unmittelbaren Stadt erwerben will (Art. 9 

V) 


Wenn eine Land gemeinde in die Klaſſe der Städte und 
Märkte mit ftädtifcher Verfaſſung eingereiht fein will, jo 
müſſen wohl gleichfalls alle oben sub A Ziff 2 lit. a bis c 
enannten Vorausſetzungen gegeben fein, Dagegen fällt 
Folchen Falles die vorgängige Einvernehmung des Land- 
rated hinweg. 


Will eine Gemeinde, welche bisher Landgemeindeverfaflung hatte, 
eine unmittelbare Stadt werden, fo muß fie erft vorher (oder wenigstens 


+, Siehe hiezu Min.-E. vom 9. November 1872, die Verwaltung ber 
GStabt- und Marltgemeiuden betr. (Web. 9, 6565). 

20) Berg. hiezu Entidh. des Berm.-Ger.-Hofes vom 24. März 1880 Bb. 1, 
206 f., fpeziell 208; |. 8 94a Anm. 94 zu Urt. 9 der Gem.-Orbn. 
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gleichzeitig) nach Maßgabe der vorftehenden Beftimmungen die Ein 
reidung in die Klaſſe der Gemeinden mit ftädtifcher Berfaffung über- 
Haupt erlangen. Zu bemerken ift Hieher fchließlich noch, daß Gemein- 
den, welche Stadt- und Marktrecht und demgemäß die ftädtiiche Ver— 
faſſung gehabt haben, auch dann den Namen „Stadt“ oder „Markt“ 
weiter führen, d. h. die biz dahin geführten Wappen beibehalten, wenn 
fie die Landgemeinde-Berfaffung annehmen (Art. 9 Abi. I). 

Die Inſtruktion der Anträge auf Abänderung der gemeindlichen 
Berfafiung ꝛc. nad) Art. 9 Abſ. V 1. c. gehört zur Kompetenz der 
einichlägigen Diſtriktsverwaltungsbehörden. 

Was endlich die Form der oben erwähnten Abjtimmungen aller 
Gemeindebürger anbelangt, fo ift zu unterfcheiden, ob die betr. Ge- 
meinde zur Zeit der Abjtimmung die ftädtifche oder die Landgemeinde- 
verfallung bat. Erſteren Falles Hat die Abſtimmung nad) Art. 122, 
legteren Falles nach Art. 146 ff. der Gem.-Drdn. zu erfolgen. 


Einer Erörterung bedürfen Hier noch die Beftimmungen über 
die den Gemeinden zuftehenden Befugnifle zur Führung von Wappen 
und Siegeln.®®) 

Die Befugnis zur Wappenführung geht aus der Beitimmung 
des Art. 9 Abf. II in fo meit hervor, als den Gemeinden, welche 
„bigber d. h. bis zur Einführung der Gem.-Drdn. von 1869 ein 
befonderes Wappen zu führen berechtigt waren“, dasfelbe auch weiter 
fortführen können. Hat dagegen eine Gemeinde bisher fein Wappen 
gehabt, oder will fie ihr bisheriges Wappen ändern, fo fann eine der- 
artige Annahıne eines neuen Wappen bezw. die Abänderung eines 
bereit? vorhandenen Gemeindewappen® nur anf Grund Königl. Ge- 
nehmigung erfolgen. Bergl. hiezu die Min.:E. vom 15. Dezember 
1835 „die Wappen ber Gemeinden und Stiftungen nach Maßgabe 
des 8 10 im revidierten Gemeindeedift und der Dlin.:E. vom 24. Wo: 
vember 1835 betr." (Web. 3, 50 und 48); ferner Min.:E. vom 
10. März 1829 „das Siegel der Gemeinde Rothenfels betr.“ (Web. 
2, 466). „Die Stadt: und Marktgemeinden, welche zur Führung 
eigener Wappen berechtigt find, dürfen diefe Wappen in ihrem Amts- 
fiegel auch für den Fall aufnehmen, wenn fie hinfichtlich ihrer Ver⸗ 
waltungsform zur Beit in die Klaffe der Nuralgemeinden gehören ıc.” ; 
ferner Min.:E. vom 24. Februar 1835 „das Wappen der Haupt- 
und Rejidenzitadt München betr. und „Min.-E. vom 22. März 1836 
„die Siegel der Landgemeinden betr." (Web. 3, 59), hiezu Ziff. 13 
big 16 und 170 der Bollzugsvorfichriften zum revidierten Gem.⸗Edikt 
vom 31. Oftober 1837, welche Bejtimmungen lauten: 


29) Siehe hiezu Min.-E. vom 5. Dezember 1818, die Wappen der Städte 
und Märkte betr., (Web. 1, 746), ſowie die in Note * dafelbft angeführten Min.-E. 
vom 24. Dezember 1834 und 9. Yuni 1835, ferner vom 9. Dezember 1818 und 
25. Februar 1822 (Siegel der Magiſtrate und Gemeindebevollmächtigten betr.), 
endlid von: 12. Juli 1830, die Wappen der Stadtgemeinde betr. 
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giff. 13. 


Ziff. 14. 


Biff. 15. 
Biff. 16. 
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Die aus der Klajje der magiftratiichen in jene der Land⸗ 
gemeinden zurüdtretenden Städte und Märkte bedürfen bei 
dem klaren Wortlaute des Geſetzes (revid. Gem.-Edift $ 10) zu 
der Fortführung ihrer Wappen feiner befonderen Ermädtigung. 
©. kgl. Majeftät find gerne geneigt, den Gemeinden ihre 
früheren hiftorifch begründeten Wappen wieder zurüdzugeben 
oder nene auf das hiſtoriſche Moment gegründete zu ges 
währen; diesfallfige Geſuche find durch das fgl. Staats- 
minijterium des Innern unter Beifügung forrefter Zeich- 
nungen oder Siegelabdrüde Allerhöchiter Sanktion zu unter- 
ftellen, und der Vein.-Ausichreibung vom 5. Dezember 1818 
(Web. 1, 746) ift hiebei eine Anwendung nicht einzuräumen. 
Gleiche Allerhöchſte Geneigtheit findet bezüglich der Stiftungs⸗ 
wappen ſtatt. 

Die infolge des Geſetzes vom 1. Juli 1834 neugebildeten 
Kirchenverwaltungen haben ſich einfache Siegel mit der Um— 
Schrift: „Verwaltung des katholiſchen — proteftantiichen — 
Kirchenvermögen® zu N." zu bedienen. 


Ziff. 170. Den Gemeindebevollmäcdhtigten ift die Führung eines Siegels 


1) 
2) 


ad 


mit dem Wappen ihrer Gemeinde und mit der Umfchrift 
„Semeindebevollmächtigte der Stadt (de Marktes) N." ge: 
ftattet. Siehe nachſtehende Min.-Bef. vom 20. November 
1883 lit. b. 
Bejondere Beachtung verdienen die Beitimmungen 

der Min.Bef. vom 20. November 1883 und 

vom 23. Februar 1884 über die Dienftjiegel der Ge- 
meindebehörden. 
1. Min.-Bel. vom 20. Rovember 1883: „Dienjtjiegel der 

Gemeindbehörden betr.“ 

Seine Majeſtät der König haben allergnädigft zu be« 
jtimmen gerubt: 

a. daß die Gemeindeverwaltungen des Königreichs, injo- 
weit die betr. Gemeinden nicht zur Führung eines 
eigenen Wappens berechtigt find, fortan ein der neben- 
jtehenden Zeichnung (dieje ſ. Web. 16, 401) entiprechen: 
des Dienftjiegel mit der Inſchrift: „Königreich Bayern, 
Gemeinde (Stadtgemeinde, Marktgemeinde) N.“, bezw. 
was die Gemeinden mit magiftratiicher Verfaſſung be- 
trifft, mit der Inſchrift: „Königreich Bayern. Magi- 
ftrat N.” zu führen haben. 

b. Daß den Kollegien der Gemeindebevollmächtigten und 
ber Armenpflegichaftsräte geitattet ſei, das Siegel der 
treffenden Gemeinde, jedoch mit der Inſchrift: „Die 
Gemeindebevollmächtigten der Stadtgemeinde (Markt⸗ 
gemeinde) N. bezw. Armenpflegichaftsrat der Gemeinde 
(Stadt, Marktgemeinde) N.“ zu führen. 
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Zum Vollzuge dieſer Allerhöchſten Beitimmung 
werden nachſtehende Verordnungen getroffen: 

1) des unter a bezeichneten Siegels haben ſich die 
Gemeindeverwaltungen (Magiftrate, Gemeindeaus- 
ſchüſſe, Gemeinderäte) ſowie die Biürgermeifter zu 
bedienen. 

2) Die Fertigung der Siegel darf nur dem fgl. Haupt- 
münzamte übertragen, anderwärts bezogene Siegel 
dürfen nicht geführt werden. Der Preis für Die 
vom kgl. Hauptmünzamte zu liefernden Siegel be- 
trägt, einfchließlich des Stödchens, für ein Schwarz- 
drudfiegel 9 4, für ein Lad» und Oblatendrud- 
liegel 5 Mb. 

Für die den fgl. Bezirksämtern untergeordneten 
Gemeindebehörden haben die eriteren die Beftellung 
zu verntitteln. 

ad 2. Min.-Bel. vom 23. Februar 1884: „Dienftfiegel der 
Gemeindebehörden betr.“ 


Aus Anlaß mehrfacher Anfragen wird unter Bezug: 
nahme auf die Bekanntmachung vom 20. November 1883 
folgendes eröffnet: 

1) Den Gemeindebehörden ift geftattet, fich ftatt des Lack⸗ 
und Oblatendrudfiegel3 zum Verſchließen von 
Briefen und Paketen der fchon mehrfach im Ge- 
brauch befindlichen, mit dem Wappen ver betr. Ge⸗ 
meinde verjehenen jogen. Siegelmarfen zu bedienen. 
Die legteren dürfen jedoch nur zu dem bezeichneten 
Bwede, nicht auch anitatt des Schwarzdrudjiegels zur 
Beglaubigung von Urkunden gebraucht werden. 

2) Sämtlihe nen anzufchaffende Gemeindeſiegel, ſowie 
nicht minder die unter Ziffer 1 erwähnten Siegel: 
marken jind vum kgl. Hauptmünzamte zu beziehen. Der 
Preis für Siegelmarfen beträgt für dag erite Taufend, 
einſchließlich des zur Unfertigung der Siegelmarfen 
nötigen, Stempelß, 10 Darf, für jedes weitere Taufend 
4 Matt. 


3) Die Benügung von fogen. Selbftfärbeapparaten bei 
dem Gebrauche der Schwarzdrudjiegel unterliegt feinem 
Bedenken. Die dazu nötigen Siegelplatten find jedoch) 
bom Fi Hauptmünzante zu beziehen, welches diejelben 
ohne Verwendung eines Siegelſtöckchens abgeben wird, 

twodurd fi) der Prei® des Schwarzdrudjiegel® um 

1 Marf mindert. 

Das Hauptmünzamt ift auch in der Lage, die Siegel- 
plättchen auf Selbjtfärbeapparate aufzulöten, falls es 


64 8 94a. Gefepestert zu Art. 1 bis 9 der Gemeindeordnung. 


die Gemeindebehörden mwünfchen oder denjelben feine 
Gelegenheit geboten ift, dieſe Arbeit, welche zur Er- 
Langung guter Abdrüde mit großer Sorgfalt gefertigt 
werden muß, durch verläflige Gewerbsleute am Site 
ber Gemeinde felbft ausführen zu lafien. 
Siehe auch über Wappen und Siegel der Gemein- 
den v. Kahr ©. 149. 

Die zu den Artikeln 1 bis 9 der Gemeindeordnung ergangenen 
verwaltungsrichterlichen Entjcheidungen find in den Anmerkungen zu 
diefen einzelnen Artikeln in 8 94a angegeben, foweit fie nicht ſchon 
im Texte oder in den Anmerkungen zu $ 94 Berüdfichtigung ge: 
funden haben. In gleicher Weije ift dies bezüglich der einjchlägigen 
Abhandlungen bezw. Citate aus den Blättern für abminiftrative Praxis, 
ſowie aus der bayerijchen Gemeindezeitung der all. 


8 94a. 
Gefetestert zu Art. 1 bis 9 der Gem.-Ordn.: 
„Bon den Gemeinden und der Gemeindeverfaflung.“ 


A. Einleitung zum Geſetze. 


Geſetz vom 29. April 1869, die Öcmeinbeorbunng für die Randesteile 
diesſeits des Rheins betreffend. 


Ludwig II. zc. ıc. 


Wir haben die Gefete und Verordnungen über die Berfaflung 
und Verwaltung der Gemeinden des Küönigreiche®, dann über die 
Gemeindeumlagen, die Gemeindewahlen und die Verwaltung des ört—⸗ 
fihen Stiftungsvermögens einer Nevifion unterjtellen laffen und nach 
Vernehmung Allerhöchſt Unferes Staatsrate® und mit Beirat und 
Buftimmung der Kammer der Reichsräte und der Kammer der Ub- 
geordneten, dann bezüglich des Art. 14 und des Art. 67 unter Be⸗ 
obadhtung der im $ 7 Tit. X der Verfaffungsurfunde vorgejchriebenen 
Form —* und verordnen, was folgt: 


B. Erſte Abteilung. 
Bon den Gemeinden und der Gemeindeverfaſſung. 
Art.1 (1).*) 
Die Gemeinden find Öffentliche Körperfchaften mit dem Rechte der 
Selbitverwaltung!) nad Maßgabe der Gejege.1) 2) 8) 4) 5) 5*) 5P)5e) 54) 


*) Die in Klammern beigefügten Ziffern zeigen die entfprechenden Artilel 
der pfälzifchen Gemeindeordnung an. 
) Bu Urt. 1. die Ausführungen oben im Texte des 8 94 ©. 17 ff. 
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Unter Selbftverwaltung im weiteren Sinne ift auch bie Autonomie 
db. 5. das Recht, jelbit Geſetze zu geben (ort2polizeiliche Borichriften, Ge⸗ 
meinbe-Statuten) neben dem Nechte zur eigenen Verwaltung der gemeinblichen 
Angelegenheiten mitzuverftehen. Vergl. hiezu v. fahr ©. 49 f.*); ferner vergl. zu 
Art. 1 meine Abhandluug „der Wirkungskreis der gemeindlichen Organe“ in ber 
bayer. Gemeindezeitung von 1895 Nr.35 und 36, ferner von 1896 Nr. 1 ff., be- 
ſonders ©. 601 f. des Sobrgang? 1895. Vergl. hieher auch die Ausführungen in 
8 101 zu Art. 40 Abſ. I der Gem.Ordn. verb.: „jomeit nicht Geſetze . . . ent» 


gegenftegen 

dlich ſ. auch die Abhandlungen in den DI. für admin. Pr. Bd. 232, 
248 ff.: die Vertretung der Gemeinden und Stiftungen bein notariellen Abſchluſſe 
von Rechtsgeſchäften (hiezu aucd Bd. 30, 297 ff.: die perjönliche Vertretung einer 
Gemeinde oder Stiftung nah außen gemäß Art. 101 und 145 der Gem.-Vrbn.), 
ferner Bd. 38, 17 ff.: die Vertretung der Gemeinde bei Rechtögeichäften. Vergi. 
auch Art. 206 Abſ. I Biff. 5 der Gem.Ordn. a. €. 


3) Bergl. zu dem durch die Gem.-Drbn. von 1869 aufgeftellten Grundſatze, 
daß die feitherige Gemeindekuratel aufgehoben [und an ihre Stelle ein geſetzlich be- 
grenztes bezw. beitimmt normiertes ſiagatliches Aufſichtsrecht (vergl. Art. 154 bis 
162 der ®em.-Drbn.) getreten] ift, nachftehende Entich. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. vom 11. Juni 1880 Bd. 1, 380: Die Beſchlüſſe, wodurch eine Gemeinde⸗ 
behörde in Ausübung des gemeindlichen Rechtes der Verwaltung des 
örtlichen Stiftungövermögend (Urt. 6b und 66 der Gem.Ordn.) über 
die Verleihung von Lolalftipendien Verfügung trifft, bedürfen nicht der 
Genehmigung oder Beitätigung ſeitens der vorgeſetzten Staatsauflichts- 
ftelle. Letztere Hat, abgeſehen von dem alle der Beichwerbeführung 
einzelner Beteiligter lediglich darüber zu wachen, daB bei Verleihnuug 
der Stipendien nicht von den Stiftungsbedingungen abgemwichen werde. 

b. vom 22. Oftober 1880 Bd. 2, 123: Dertliche Stipenbienftiftungen find 
wie die übrigen örtlichen Stiftungen der gejetlichen Staatsauflicht 
unterftelt. Die Staatsauffiht erftrecdt ſich wohl nicht blos auf die 
Ueberwachung ber Verwaltung de3 Stiftungsvermögens, ſondern aud) 
auf die der zwedentiprechenden Verwendung der Renten besfelben, aljv 
ber ftiftungdgemäßen Stipendienverleihung Durch den hiezu Berechtigten. 
In lebterer Beziehung kann jedoch von der ftaatlidhen Auffichtsbehörbe 
nicht die Borlage der Beſchlüſſe über die Stipendienverleihung zur auf- 
fihtliden Genehmigung verlangt werden. Bergl. ferner Die in Anm. 3 
und 5 angeführte Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 13. März 1885. 


») Nach dem in 8 94 ©. 21 ff. Ausgeführten befiten die Gemeinden die 
Rechte der Minderjährigen — je nad) dem einfchlägigen, d. H. in der betr. Ge⸗ 
meinde giltigen Eivilrechte — nunmehr nur inſoweit, ala Ihre echt s fähigleit*”) 
in Betracht fommt, nicht mehr aber bezüglich ihrer Handlung s8fähigfeit, da die 
feßtere nad) dem in Urt. 1 der Gem.-Orbn. aufgeftellten Prinzipe an ſich unbe- 
ichränkt ift und eine Beſchränkung nur injoferne und injomweit erleidet als Dies 
ausnahmsweiſe durch Geſetze für den einzelnen Ball ſpeziell beftimmt if. Wo 
aber eine ſolche einichräntende Beſtimmung (vergl. Art. 26, 159 der Gem.-Drbn.) 
gegeben ift, ericheint jede gegen diejelbe bethätigte Rechtshandlung an fich als 


— — — — 


*, Siehe BI. für admin. Br. Sb. 21, 305 ff.: Statuten (und deren Unterſchied von ben 
polizeilichen Borfchriften nach ber Gemeindeordnung vom 29. April 1869; Bien Bd. 20, 231 ff.: 
die ort#poligeilihen Vorſchriften nad Urt. 41 Abſ. 3 der Gem.-Orbn., ferner 3b. BO, 321: (Ser 
Rellung und) Regelung einer Rädtifhen Wafferleltung dur Ortsftatut. Siehe aud) Anm. So und 
5 6. h. 

**) Berge. Ertenninis bes oberften @erihtähofs vom 28. Februar 1878, Samml. Bb. 3, 
52 ff.: Auch Ortögemeinden And als dffentlide Korporationen, welche Die Rechte der Minderjährigen 
geniehen, zu detrachten und greift gegenüber ben in ihrem Befige befindlichen Gemeinbetwalbungen 
bie ordentliche Grfigung nit ftatt (nad gemeinem Recht). Vergl. au BI. für abmin. Br. 
»b. 5, 171 f}.: Steben ben Diftriftd- (und Kreid⸗) Gemeinden bie te der Minderjährigen zu? 


VPohl, Haudbuch. U, 5 
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nichtig. Durch die Braris Er Bermaltun egerichtshofes ift dieſe Anfhanung au 
ern in ne Entſch. des — vom 13. Mär; 1885 Bd. 6 
Art. 1 der a em X die, —E als öffentliche Kirchen 
Br Mechte der Gelbftverwaltung nad Maßgabe der Gejepe erklärt worden. 
Wenn biejelben hienach durch die neue Gem.-DOrdu. einerfeitd von den Beichränt- 
ungen der früheren Gemeindefuratel befreit worden find, fo haben biefelben anbrer- 
feits die volle Werantmwortlichleit für ihre Handlungen zu 
tragen. ***) 
*) Benn bie Gemeinde als öffentliche Korporation, ala melde fie zu- 
yeis jeplich notwendige juriftiihe Perſon des Privatrechtes ift, bezüglich eines 
er Germögensfüde das Eigentumsrecht geltend maden will, fo muß fie 
ie auf &runb eines privatrehtlichen Titels thun unb ihre biesbezügliche 


Klage Beim Gerichte ftellen. 

Oberſtrichteriiches Urteil vom 18. März 1876 (Samml. 8b. 6, 241): Bur 
Entſcheidung über eine Eigentum överfolgung feitens einer Gemeinde, auch 
wenn dieſe einen offentlichen Weg Bereit, a und zur Prüfung ber Legitimation 
der bezuglichen Gemeinbevertretung, d. h. der Befugnis berfelben, vor Gericht auf- 
zutreten is die Gerichte zuftändig. 

er Begriff bed Gemeinde-Eigentums geht nicht dem öffentlichen 
Rechte, enden dem Privatredhte an. Wil die Gemeinde als öffentliche 
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Korporation an einem in ihrem Bezirke gelegenen Brundftüde das Eigen- 
tums recht gegen einen Brätendenten beöjelben Rechtes geltend machen, fo be- 
darf fie zur ründung ihres Anfpruches, wie jedes andere Subjelt von Brivat- 
rechten eines privatrechtlihen Titels und über den Nechtsbeitand biefes Titels 
ſteht die Enticheidung den Berichten und nicht den Verwaltungsbehörden zu. 

Bergl. hiezu oberftrichterl. Erf. vom 25. Juni 1872 (Meg.-BI. 1550), 

n nn 27. Dez. 1872 (Reg.-BI.1873 ©. 63), 
n "„  n 23. April 1873 (Reg.Bl. 913). 

Die Verwaltungsbehörben haben nur zu beitimmen, welche Wege bem all- 
gemeinen ®ebrauche zu dienen — und zu veranlaſſen, daß dieſelben von der 
Gemeinde als öffentliche Wege hergeſtellt und imſtand erhalten werben, fie haben 
aber nicht die Streitigkeiten zu enticheiden, welche fich dadurch ergeben, daß die 
Gemeinde an der Grundfläche, welche als öffentlicher Weg benübt werben fol, 
das Eigentumsreht — aus welchem privatrechtlihen Titel immer — gegen- 
über einem Prätendenten besjelben Rechtes in Anfpruch nimmt. 

Bergi. Hiezu auch BI. für abmin. Br. Bd. 20, 341 ff., ferner 39, 96 und 
248 ff.: Gerichtliche Zuftändigleit für eine Klage wegen widerrechtlichen Eingriffes 
in das Eigentum des Klägerd durch eine Gemeinde bei Herftellung einer Straße 
ober eines Öffentlichen Weges; ferner unten Anm. 5d lit. k. 


s) Bezüglich ber aus der Handlungs- und Mechtöfähigfeit der Gemeinden 
entfpringenden civifrechtlichen Haftung berjelben f. die in vorftehender Anm. 3 
angeführte Entſch. de3 Berw „Ger votes vom 13. März; 1885 Bd. 6, 86, welche 
außer dem in Anm, 3 Angeführten fich noch weiter folgendermaßen ausipricht : Wenn 
eine Gemeinde augerhalb der Öemeinbeoronung ober einer fonftigen öffent- 
lich⸗ rechtlichen Geſetzesbeſtimmung, alfo 3. B. im Bereiche des Privatrechtes Hand- 
{ungen vornimmt, durch welche Die Rechte Dritter benachteiligt werden, fo iſt Die 
Abhilfe gegen foihe Eingriffe nicht durch die Beſtimmungen über die Staatd- 
aufficht, ſondern durch die allgemeinen geſetzlichen Rechtsmittel gegen Verletzung 
von Bridatredten, unter Umſtänden fogar, ſoweit die Organe der Bemeinde in 
Frage ftehen, mitteld Anrufung des Strafrichterd gegeben. 

Der Art. 157 Abſ. 3 der Gem.Ordn., welcher das ee pub Bor: 
gehen gegen geleßwibrige Beichlüffe der Gemeinden behandelt, findet daher nur 
bei Verlegung einer in der Öffentlichen Gemeindeordnung oder ſonſt im dffent- 
lien Rechte enthaltenen geſetzlichen Beſtimmung durch die Gemeinde als öffent- 
lihe Korporation Anwendung, nicht aber dann, wenn eine Gemeinde auf dem 
@ebiete des Privatrechtes (durch ihre Vertreter) Handlungen vornimmt, durch welche 
die Rechte Dritter verlegt werden. 

DOberftrichterliches Urteil vom 5. Dezember 1891 Samml. 18, 602: 

Die von Bertretern einer juriftiihen Perſon — Gemeinde — innerhalb 
ihrer Zuftändigkeit bethätigten Handlungen oder Unterlaffungen find als eigene 
Handlungen jener juriftiihen Perfon — Gemeinde — zu betradhten und von 
biejer in vermögensrechtlicher Hinficht zu vertreten. *) 

Eine Gemeinde, die ed unterläßt, auf ihren Öffentlichen Wegen die nötigen 
Anftalten zu treffen, um die aus der Beichaffenheit dieſer Wege drohenden, er- 
tennbaren Gefahren zu bejeitigen, haftet für den Erfah des Schadens, den die 
Diefe Wege Benügenden infolge diefer Unterlafjung erleiden.**) 

22) Das ftaatlihe Aufſichtsrecht bezüglich der Einhaltung der durch die 
Gemeindeordnung oder eine fonftige Beſtimmung des öffentlichen Mechtes den Ge⸗ 


e) Siehe hiezu Entidh. dei Be bi dom 1. Februar 1281 Bd. 2, 556: Eine von 
bem Bärgermeifter einer Gemeinde namens derſelben bei einer Fontrabiktorifchen Verhandlung ab⸗ 
gegebene Erklärung iſt gegenüber der Gegenpartei au dann rechtswirkſam, wenn ber Bürgermeifter 
gegen den Ginn der von ihm vertrelenen Bemeinde gehandelt bat. Der letztere Umftand fann nur 
eine Saftungsverbindlichfeit bed Bürgermeifter8 gegenüber der Gemeinde begründen. Vergl. auch 
DB. für admin. Pr. Bo. 20, 297 ff.; 22, 248 und 23, 17. 

**) Siehe hiezu bie Abhandlung in ber bayer. Gemeindezeitung unter Anm. Be lt. f, aud) 
Regen: Entid. Bd. 18, 810: Gtrafbarkeit des Bürgermeifterß als Borftand ber verpfliäteten Orts. 
polizeibehbrde. 

5* 
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meinden gezogenen Schranfen wird durch die den betr. Gemeinden vorgejegte Ber- 

waltungsbehörde ausgeübt. Ueber diejed Auffichtörecht fowie bie Grenzen bes 

emeindlichen Selbjtverwaltungsrechtes fiehe unten die Erörterungen zu Art. 154 

‚ ber Gem.-Drdn., ferner die Entich. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 6, 83 und 86 
in vorftehenber Anm. 3 und 6. 

Ueber den Begriff der Gemeindeangelegenheilen, ſowohl der eigentlichen als 

der übertragenen ſ. die Ausführungen zu Urt 84 der Gem. O. mit Anm. hiezu. 


sv) Bezüglich des Betitiond- und Beſchwerde⸗Rechts der Gemeinden (I. 
oben 8 94 Nr. II Lit. G. Ziff. 3 ©. 27, ferner v. Seybel Bd. 1, 363 ff.) ilt 
fpeziell noch Hieher folgendes zu bemerken: 

a) Das Beſchwerderecht ift auch den Gemeinden buch Tit. VII 8 21 

Abſ. I der Verf⸗Urk. in der Faſſung des Gejebes vom 19. Januar 1872 
Abschnitt II Ziff. 2 eingeräumt (j. oben 8 90 ©. 500 Anm. 76, aud 
77 auf ©. 501). 

b) Das Betitionsrecht, d. 5. das Hecht, mit einer Bitte fi an die beiden 
Kammern ded Landtages richten zu dürfen, ift (wenn auch nicht 
burh eine ausbrüdliche gejegliche Beſtimmung, jo doch) durdy Die 
Praxis auch den bayeriichen Gemeinden zugeftauden; aber nicht blos 
an die bayerifchen Kammern, jondern auch an den Reichstag können 
feitend der bayerifchen Gemeinden ebenfo wie ſeitens ber übrigen deut- 
ihen Gemeinden Petitionen gerichtet werden und hat der Reichstag 
das Recht, dieje Petitionen, foferne fie ſich auf Gegenftände beziehen, 
welche zur Zuftändigfeit des Reiches gehören, gemäß Urt. 23 der Reich: 
verfafjung dem Bundesrat reip. Dem Reichskanzler zu überweijen. Siehe 
hiezu von Seyd. Commentar zur Verf.Urk. des deutſchen Reichs 2. Aufl. 
1897 Note II zu Urt. 23 der Reichsverf. ©. 203; jerner Laband, 
Staatsrecht 3. Aufl. Bd. I ©. 268 und Note 3 dajelbft. 


Ein in Neger Entſcheidungen Vd. 7 ©. 128 ff. mitgeteilted Urteil bes 
preußiichen Oberverw.-Ger.-Hofed vom 10. März 1886 behandelt ausführlid) das 
Betitionsreht der Gemeindevertretungen, allerdings nad preuß. 
Geſetze, allein die desbezüglichen Erörterungen find im Ganzen und Großen aud) 
in Bayern maßgebend. Unbedingte Boraugjegung für die Ausübung bes Petitions 
rechtes feitend einer bayerischen Gemeinde ift, daß Die betreffende Betition auf eine 
Sache ober Angelegenheit ſich bezieht, zu welcher Die Gemeindevertretung zuftändig 
iD welche aljo auf Grund der Gemein eorbuung oder eines anderen Geſetzes den 

emeinden au ſich zufteht oder zur Bejorgung bejonder3 übertragen ift. 


Unter feinen Umſtänden darf ſich baper eine folche Petition lediglich auf 
Staat3-Politif oder fonftige Angelegenheiten beziehen, welche gar nicht zum Wirk⸗ 
ungskreis der Gemeinden bezw. ihrer Vertretung, vielmehr nur zur Zuftändigfeit 
des Staates beziv. des Reichs gehören und weder „gemeimbliche Bermögendredte 
noch fonftige Intereſſen der Gemeinden oder ihrer Bevölkerung ſpeziell berühren. 
Bol. hiezu Art. 84, desgl. 112 bezw. Art. 130 der Gem.Ordn. Das Betitionsredyt 
ber Gemeinden und ihrer Bertretung ift daher einerſeits wohl auf die Gemeind e- 
angelegenheiten (über diese |. die Anm. zu Art. 84 der Gem.-Orbn.) be 
chraͤnkt, andrerfeitö aber erftredt ſich dasſelbe nicht blos auf die eigentlichen, 
ondern auch auf die übertragenen Gemeindeangelegenheiten, alfo beifpieläieife 
ll polizeiliche Gegenftände, joweit die Polizei den Gemeinden zufteht. (Orts⸗ 
po i für Landgemeinden und mittelbare Städte oder Märkte mit ftädtifcher 

faflung, Orts⸗ und Diftriftöpolizei für unmittelbare Städte, Art. 92—95 (vergl. 
jedoch auch Art. 97 und 98) bezw. 138 ff. der Gem. Ordn.); beſonders müffen aber 
den Gemeinden auch Betitionen geftattet fein, welche die Geſetzgebung über das 
Gemeindeweſen jelbft betreffen. In gleicher Weile auch Betitionen, welche fich auf 
Forderung und Hebung von ande, Induſtrie, Gewerbe und Landwirtichaft inner- 
Halb der Gemeinde und auf die hierauf gerichteten Einrichtungen z. B. Er- 
ridtung von Eifenbahnen, Erbauung von Kanälen, Herftellung günftiger Verlehröver- 


$ 94a. Geſetzeſstext zu Urt. 1 bis 9 der Gemeindeordnung. Art. 1. 69 


bindungen und Verkehrsbedingungen für Die Bemeinde und ihre nächite Umgebung ꝛc. 
beziehen, ſchließlich aber offenbar auch ſolche, die auf oder bezw. gegen politijche 
3 ®. zoll⸗ ober fteuer-politiihe Maßnahmen gerichtet find und zwar dann und 
infoweit, als durch diefe leßteren das AInterefle der gemeindlichen VBenöfferung oder 
der Gemeinde ſelbſt, beſonders nach der vermögensrechtlichen Seite hin, berührt 
ericheint, wie letzteres beiſpielsweiſe bei den mit der beabjichtigten Wenderung der 
beftehenden Zoll⸗ oder Steuergeſetzgebung gleichfall3 einer Aenderung unterliegen- 
den Beftimmungen über Erhebung, Höhe oder Einführung (bezw. Aufhebung) 
Brtlicher Abgaben oder gemeindlicher Verbrauchsſteuern der Fall fein kann. 

Eine beftimmte Grenze läßt ſich hier nicht ziehen, es ift vielmehr von Fall 
zu Ball zu entſcheiden, ob eine gemeindliche Angelegenheit in dem Sinne gegeben 
ift, DaB die Gemeinde als ſolche oder in einem größeren Kreiſe ihrer Einwohner 
von der betr. Sache berührt oder betroffen # Sn jedem Falle muß es 
jich aber bei der Ausübung des gemeindlichen Betitionsredhte um den Schuß und 
die Pilege, fowie die Wahrung nicht blos öffentlicher, fondern auch fpeziell 
gemeindlicher Intereſſen handeln d. h. der Antereflen entweder der Gemeinde 
jelbft als vermögensrechtlichen Subjektes oder als Öffentlich-rechtlicher Korporation 
oder der nterefien der Geſamtheit oder einzelner Klaſſen (nicht Einzel- 
ner) der Gemeindeeinwohner. 

Das oben erwähnte Urteil jagt jehr richtig: „Eine Petition der Gemeinde- 
organe (Magiftrat, Gemeindelollegium, Gemeindeausichuß) in Sachen der ftaat- 
lichen bezw. Reichsgeſetzgebung oder Verwaltung erjcheint daher immer dann als 
Gemeinbeangelegenheit, wenn fie in der Beſonderheit der Berhältniffe der örtlichen 
Gemeinschaft ihren Ausgangspunkt, in dem Schub und der Förderung diefer Ber- 
Hältniffe ihr Biel hat.“ 

Speziell werden in politifchen d. h. fteuter- oder zollpolitiichen Fragen auch 
dann gemeindliche Petitionen als zuläffig erjcheinen müffen, „wenn nicht etwa 
angenommen werden muß, daß die (zur Begründung der fraglichen Betition) ge- 
machten Angaben nur angeführt find, um als Dedmantel einer (an ſich) unzu⸗ 
läfjigen (gemeindlichen) Einmiſchung in die praftifche Löfung einer großen fteuer- 
(oder zoll⸗) politiichden Frage zu dienen.“ E3 kommt vielmehr darauf an, „daß es 
er) Gegenftand und (nächſter) Zweck der gemeindlichen Petition 
ift, Die bejonderen Lokalen Intereſſen des Verkehrs, des Handels, ber Schiffahrt zc. 
der betr. Gemeinde, aljo hervorragend wichtige materielle Intereſſen der g e- 
meindlichen Bevölterung nach Maßgabe der befonderen Verhältniſſe dieſer 
(der pelitionierenden) Gemeinde in jener fteuer- (oder zoll⸗) politischen Srage zu 
vertreten.” Iſt dies ber Fall, dann „erjcheint der Gegenſtand ber Betition als 
eine Gemeinde angelegenheit“, und zwar auch im Sinne des Urt. 84 bezw. 130 
art Ba rnioen Gem.-Orbn. (cfr. Regerd Entſch. Bd. 7, 135 und 136, von Kahr, 


e) Außer ben oben in Anm. 1 und Note * dazu angeführten Abhand⸗ 
lungen der BL. für abmin. Pr. vergl. zu Art. 1 no Bf. für admin. Pr. Bd. 88, 
173 ff. über die Haftung der Gemeinden für Handlungen ihrer Beamten, ferner 
Bd. ‚ 369 ff. über Zwangsvollſtreckungen gegen Gemeinden, desgleichen bie 
nachftehenden Aufjäße in der bayerifhen Gemeindezeitung: 

a. Jahrgang 1891 ©. 565 ff: Die deutiche Gemeinde als Nechtsericheinung 

1) Beftandteile des deutſchen Gemeindebegriffes. 
2) Das Weſen und die juriftiiche Natur der deutfchen ®emeinden. 
3) Die rechtlichen Eigenfchaften der deutſchen Gemeinde. 

b. Yahrgang 1891 ©. 131 ff., 161 ff. und 193 F}.: Das Selbftverwaltungs- 
recht der Gemeinden und die Staatdaufficht über diejelben in ihrer 
Entwidiung nach der Gemeindegejeßgebung des rechtörheiniichen Bayern 
feit König Maximilian I. (Dr. v. Pölnitz.) i 

c. Yahrgang 1892 ©. 784 und 686 f.: Beteiligung der Gemeinden an 

mwangöverfteigerungen. (Münchener Ynftruftion.) 
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Art. 2 (2). 
Die am 1. Juli 1869 beftehenden Gemeinden und Gemeinde- 
bezirte®) werden beibehalten, ”) folange fich nicht nah Maßgabe des 
gegenwärtigen Geſetzess) Aenderungen ergeben. 2)19) 


d. Jahrgang 1892 ©. 237 u. 560: Bevollmächtigung eines Anwaltes 

8 die Gemeinde) zur Prozeßführung. 
abrgang 1892 555 ff. und 586 ff.: Ueber die Vertretung und 
Stellung der Gemeinde als Bartei in der Eivilrechtäpflege. 

f. Jahrgang 1892 ©. 286, 317, 479 und 825: Haftpflicht Der Gemeinden 
als Eigentümerin von Anivefen wegen unterlaffenen Sandjtreuend im 
Winter, für bie Beihädigung einer Berfon dur Nichtanbringung eines 
Geländerd ar gefährlichen Stellen, endlich für Unfälle in ber „ oule. 

en „Semeindebefchreibungen” im Fahrgang 1892 ©. 65 ff. und ©. 61 Fi. 
nen opera der Gemeinden bei den Gerichten zur Sigma 
ihrer Forderungen“, Jahrgang 1893 ©. 41 ff. und 59 fi. 

i. Jahr gang 1894 ©. 281 ff.: Arreſterwirkung feitend einer Gemeinde 

Sicherung ihzer Offentlich-rehttihen Yorderungen. 
k. Sabrgang 1895 ©. 465 ff. und 480 ff.: Die Gemeinde. 
ahrgang 1895 S. 386: Gemeindliches Pfändungsrecht. 
ahrgang 1896 ©. 57 ff.: Der zweite Entwurf des deutſchen bürger- 
gen Geſetzbuches und die Gemeinden. 
n. Jahrgang 1897 ©. 417 ff.: Das (gemeindliche) Submifjionsweien und 
jeine gefegliche Regelung. 
o. Reger Entſch. Bb. 10, 105 ff. und Bd. 14, 433 f. 

52) Beionderd machen wir zu Art. 1***) der Gem.-Drbn. auch auf folgende 
2 aftliche Darſtellungen bei v. Seydel, bayer. Staatsrecht (2. Aufl. 1896) 
aufmerkſam: 

a. Begriff und Wirkſamkeit der Gemeinde, regiuiche Stellung derſelben als 

—— — Korporation. Bd. 3, 1 

. Begriff der Gemeinde als —— — Die juriſtiſche Perſönlich⸗ 
— * ber Gemeinden und der Ortſchaften Bd. 2, 623 ff. (j. auch unten 8 108). 

c. Der Gemeindebezirk oder die Gemeindemarfung 2, 42 fi. (f. auch bei 
Art. 3 und 4 des Geſetzes), jpeziell 

d. Die Gebietögewalt der Gemeinden 2, 44. 

e 

f. 


u 


. Die Gemeinde als Mitglied des Diftrittögemeindeverbandes 3, 141. 
. Die Gemeinde al3 Organ der Staatsverwaltung 1, 570 f. und 2, 30 f-. 
ſ. au unten 8 111). 

B- as Recht ber Selbftverwaltung der Gemeinde: 3, 19 f. und 628. 

. Das Recht der Selbfigejeßgebung (Autonomie) der Gemeinden: 2, 21 
und 134 Note 80 (j. aud) 8 112 

i. Haftung der Gemeinden aus dem Verſchulden ihrer Beamten: 1, 609 
f. und Note 88 daſelbſt. Siehe hiezu oben Unm. 3 Note ***). 

k. ßertretung ber Gemeinden im civilvechtlichen Berfehr: 3, 627, Rote 
25 bez. die dort angeführten Entich. des oberiten Gerichtähofes B. 5, 
534 und 2 7, 753. (vergl. oben Unm. 4); ferner über ihre Prozeh- 
fähigleit 2, 623 unb über Zwangsvollſtrekung gegen Gemeinden: 
2, 25, 347 und 348 nebft Note 6 bafelbjt mit 623 Note 4. 


Bu Art. 2. 


“ ®) Ueber die von der Gemeindeordnung von 1869 bereit vorgefundene 
Bildung der Gemeinden und Gemeindebezirke ſ. oben 8 94 ©. 34 ff. 


***) Die Urt. 1-69 (Abt. I, IT und III ber Gem.Ordn) find fon „ur&gebenbe für alle 
Gemeinden — Stadt- un b Landgemeinden — don fo befonderer Wichtigkeit und in der Praxis 
der Bemeindebebdrden fo außerordentlich häufig anzumenben, daB biefer Zeil der Gem.- 
Ordn. dem Zwecke dieſes Buches entfprechend in größerer Kubfürticteit behanbelt werden muß. - 
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Die gegenwärtige Gemeindebildung ftüßt ſich bi? 1818 auf das organifche 
Edit über die Bildung der Gemeinden vom 28. Juli 1808 (Web. 1, 195) und 
dad Gemeindeedikt vom 24. September 1808 (©. oben ©. 34 f). WIE Be 
weiöbetelf für die Semeindebildung kann ferner dienen die Inſtruktion Ani eibung 
der Steuerdiftrilte, eine Beilage zur Berorbn. vom 13. Mai 1808 (Web. 1, 1 
f.) 1. oben 8 9 S.40 f. Doc Hat fich die Gemeindebildung nur zum geringften 
Teile anf Grund der vorftehend genannten Beftimmungen vollzogen. Dieje Bildung 
ergab ſich vielmehr vorzugsweiſe erfi mit dem Erlaß des Gemeindeediktes vom 
17. Rai 1818 und zwar im Vollzuge ber 88 1 bis 6 desſelben. Weil nun bei 
den Enticheibungen über ®emeinbebildungen bezw. über Tragen ber Yugehörigfeit 
eined Komplered, Grundſtũckes oder Bezirkes zu einer Gemeinde vielfady auf dieſe 
i zurüdgegriffen werden muß — (nachdem ja bie Gem.Ordn. von 
1869 laut Art. 2 an den gemäß früherer Bildung entflandenen und nun be⸗ 
ſtehe nden Gemeinden und Gemeindebezirten nicht3 ändern will) —, fo ericheint 
eö geboten, nachſtehend den Wortlaut biefer 88 des Gem.-Edilt3 von 1818 bezw. 
vom 3. Zufi 1834 für den Gebraud in der Praxis hier abzudruden : 


8 1. Abgedrudt oben $ 92 ©. 2. 

% 2. Ein jedes Patrimonialgericht foll für jidh eine oder mehrere Gemeinden 
andmachen, in der Borausjegung, daß dasſelbe geichloffen und zufammenhängend 
it (an Stelle ber Batrimonialgericht3bezirte find ſpäter die Landgerichts-, jegt Die 
Bezirtsamtöfprengel getreten). 

3. Mehrere nahe gelegene Kleinere Orte, nämlid;: 

a. Zörfer, die kein eigened® Gemeindevermögen und feine eigenen Ge⸗ 
meinde-Rechte bejiten, 

b. bloße ®eiler, 

ce. einzelne Höfe, Mühlen und Häuſer jollen entweder in einer eigenen 
Gemeinde vereiniget oder einer ihnen zunächſt gelegenen Gemeinde, 
wohin fie vielleicht ſchon nach dem Pfarr⸗ oder Schulfprengel ge- 
hören, einverleibt werden. 

Dieſe Einverleibung jegt bie beiderjeitige Einwilligung bes Eigentümers 
und der Gemeinde voraus. 

In Ermangelung biefer Einwilligung beichräntt fich dieſe Einverleibung 
blos auf die polizeiliche Verwaltung der Gemeinden, ohne Ausdehnung auf bie 
privatrechtlihen Berhältniffe. (Hiezu f. bie unten Anm. 9 Nr. I abgebrudten 
Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes.*) Eine neuerliche derartige Zuteilung blos 
aus polizeilichen Gründen ıft nad) der Gem.-Orbn. von 1869 nicht mehr zuläffig.) 

4. Alle zerftreut liegende einzelne Wälder, Zeld-Güter, Gärten, Wein⸗ 
berge oder Pläge, Seen und Teiche, fie mögen bem Staate, einer Korporation 
ober Privateigentümern angehören, müſſen, infoferne fie nicht jchon zu dem Be— 
zirke einer beffimmten Gemeinde geichlagen find, mit Rückſicht auf den Steuer- 
verband und ihre natürliche Zage und fonftigen Berhältniffe, einer jolchen zuge- 
teilt und mit ihr verbunden werben. — Größere außer ben bisherigen Orts⸗ 
marfungen liegende Waldungen, Seen und Freigebirge jind von obiger Zuteilung 
auögenommen und bleiben in ihren bisherigen Berhältnifien. (Vergl. hiezu Art. 3 
Abf. I der Gem.-Orbn. von 1869.) 


.) Eiche hiezu auch bie Bemerkung in v. Rahrs Gommenter am Gchluffe bed Urt. 2 
©. 78 f. „Dabei ıd. b. bei Beurteilung der Frage, ob im einzelnen alle eine Bereinigung lediglich 
in Unfehung ber polizeilichen Berwaltung oder aud) bezüglich ber privatrechtlichen MWerbältniffe er» 
folgt if) iſt einerfeitd davon anszugehen, baß_ die Ausdehnung der Vereinigung auf bie pridate 

ichen Verhältniſſe gemäß 5 3 Wbf. 2 bed Gem.-Eb. durch bie beiberfeitige Einwilligung ber 
Beteiligten und zwar. tie der Berw..@er..Hof (Bd. 12. 368 f.) wohl mit Recht angenommen hat, 
durch die ausdrädlihe Sinwilligung bedingt war und daß daher Ieklere nit vermutet 
werben darf. Wnbrerfeilß wird aber and dem Umftande, daß eiiwa im einzelnen falle ein aften« 
mößiger Nachweis hierüber nicht zu erbringen if, nicht ohme Weiteres und ſchlechthin geſolgert 
werben bürfen, dat eine Vereinbarung nicht ſtattgefnuden bat. Bielmehr wirb e# unter Umftän 
bereditigt jein, aud ans Ipäteren Berhältnifien, namentlich aus ber thatfädhlichen Vernendung der 
Erträgnifte bes Gemeindevermögens zum Stugen ber Gefauıtgemeinde, auf eine im Sinne bed S 3 
Abſ. 2 des Gem.-Eb. erfolgte Vereinbarung zurüdznidließen.” 
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85. Denn bei ®emeinben, melde früher für fih beftanden haben, 
befondere Umftände eintreten, welche eine neue Bildung derjelben notwendig ober 
rätlih maden, fo ſoll Darüber jederzeit an bie einjchlägige Behörde ein befon- 
deres Gutachten erftattet und bie Genehmigung des Staatsminifteriumd bes 
Innern. scholt werben. (Bergl. hiezu Art. 4 Abſ. I und II der Gem.-Drdn. 
bon 1869.) 


8 6. In jedem alle, mo eine Gemeinde aus Orten gebildet wird, beren 
eine3 ober jedes ein abgejondertes eigenes @emeinde- ober Stiftungsvermögen 
befigt, joll diefes benjelben gu beionderen Benützung und Berwaltung ausdrüd- 
lich vorbehalten bleiben. (Vergl. Art. 5 der Gem.-Örbn. von 1869.) — 


) Die Gem.-Drdn. von 1869 will grundfäglid an den zur Beit ihres 
Inkrafttretens beftehenden desbezügl. Zuftänden nichts änbern. 

Bezüglich der Erhaltung, Veraͤnderung beftehenber und bie Wahl neuer 
Ortsnamen, ferner über Häufer-NRummerierung und deren Aenderung, ſowie 
Uenderung der Straßen- und Diſtrikts⸗ (Bezirks⸗)Namen, endlich über Steuer- 
gemeinden f. oben 8 94 ©. 38—41. 


*) Die bier einihlägigen Beftimmungen find vorzugsweiſe in Art. 4 der 
an aeeben. Bergl. die Anm. zu diefem Artikel jowie die Ausführungen 
auf ©. . 


) Zum Art. 2 find vielfache Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes ergangen, von 
Denen wir nachitehend die mwichtigeren im Auszug befannt geben: 


I. a. Entih. des Berw.-Ger.-Hofes vom 29. April 1881 Bd. 3, 723: Die 
adminiftrative Maßregel der Zuteilung eines Grundſtückes zu einer Steuer- 
gemeinde jchließt die Zuteilung zu einer politiihen Gemeinde nicht in fidh. 
(Deriefbe Grundfag wurde ausgeſprochen in ben nachitehend sub e, 

und h angeführten Entſch.); ferner fpeziel ©. 728: Nah Art. 2 ber 
Gem.-Ordn. find die Gemeinden unb Gemeinbebezirte nur nad ihrem 
Beftande vom 1. Juli 1869 beibehalten. 


b. Entſch. des Verw.-Ser.-Hofes vom 19. Mai 1882 Bd. 8, 708: Sind im 
Sahre 1818 bei Bildung der Gemeinden mehrere Ortichaften zu einer 
politiichen Semeinde vereinigt worden, fo jpridht die Vermutung dafür, 
dab auch alle zu jenen DOrtichaften gehörigen Flurmarkungen, fowie alle 
zwiſchen denjelben und innerhalb der hiedurch geichaffenen Umgrenzung 
befindlichen zerjtreut liegenden einzefnen Grundftüde, foweit fie nicht aus- 
märkiſch waren, der betreffenden politiſchen Gemeinde zugeteilt worden 
find. ©. Anm. 74 lit. f zu Art. 7. 


c. Entih. vom 2. November 1883 8b. 5, 19: Eine auf Grund bes Ge 
meindeebilte3 vom 28. Yuli und 24. September 1803 erfolgte Zuteilung 
bon größeren, bi3 dahin ausmärkiſchen Waldungen zu einem @emeinbe- 
bezirfe wurde mit dem Inslebentreten des Gemeindeediktes vom 17. Mai 
1818 infolge der Beitimmung be3jelben in 8 4 Abſ. 2 nicht Hinfällig. 

d. Entid. vom 9. Zuli 1886 Bd. 8, 107: Durch eine, wenn auch längere 
Beit fortgejegte, rein thatfählihe Verbindung eines Grundftüdes 
mit einer beſtimmten Gemeinde wird weder zu Gnnften lebterer eine 
Gemeindemarkungsangelegenheit bewirkt, noch die vorichriftsmäßig erfolgte 
Buteilung jenes Grundftüds zu einer anderen Gemeinde gelöft. 


Sind im Bollzuge des Bemeinbeebiltes vom 17. Mai 1818 8 3 
Abf. I lit. c einzelne Höfe u. bgl., welche befondere Markungen nicht 
FR einer Gemeinde einverleibt worden, fo bat diefe Zuteilung jeden- 
alls den mit den Anweſen in dauernder wirtichaftlicher Verbindung ge- 
ftandenen nächften Umgriff (Hofräume, Hausgärten u. ſ. w.), Dagegen nicht 
unbedingt aud den übrigen bamald zu jenen Anweſen gehörigen 
Grundbefig umfaßt. 
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e. Enti. vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 218: Die in Tit. H Biff. 3 und 4 
bed Gem.-Ed. vom 28. Juli 1808 enthaltene Beitimmung, daß die Ge⸗ 
meindegrenzen mit den Steuerbiftriften übereinftimmen jollen, war in Un- 
fehung der einer Ortsmarlung damals noch nicht Tg Me gemejenen 
größeren Waldung keineswegs als zwingende Borjchrift, jondern nur als 
eine Anleitung (zur Durchführung der Gemeindebildungen) für die betei- 
ligten Behörden u betrachten. 

f. Entf. vom 11. Dezember 1891 Bd. 13, 352: Die Steuerdiftriftsbildun 
auf Grund der Verordnung vom 13. Mai 1808 (Web. 1, 195), das all- 
gemeine Steuerproviforium für die Provinz Bayern betr., war nicht un- 
mittelbar enticheidend und rüdmwirtend auf die Bildung der Gemeinden. 
Sie kann aber ald Beweisbehelf für letztere dienen, infoferne im einzelnen 
Falle nach Lage der Sache bie Annahme begründet erjcheint, daß fich die 
Bemeinbebilbung — fei es auf Grund des Gem.-Ed. vom 24. September 
1808 oder im Bollzuge de3 Gem.-Ed. vom 17. Mai 1818 — thatjächlich 
an die Steuerdiftriftäbildung angefchlofien Hat. 

BVeiter wurde in vorftehender Entiheidung neuerdings ausgeiprochen, 
da die Steuergemeindebildung im Bollzuge des Grumndfteuergejepe3 vom 
15. Auguſt 1828 den Beſtand ber politiichden Gemeinden unberührt gelaffen 
hat ; jpeziell ©. 362: Wie die Steuerdiftriftöbildung auf Grund der Ber- 
ordn. vom 13. Mai 1808, fo bezielt auch die Einteilung in Steuergemein- 
den nad) dem Srundftenergejeg vom 15. Auguſt 1828 (nach weldhem die 
Steuerdiſtrikte, jept Steuergemeinden genannt, neu gebildet wurden) lebig- 
lich Die Regelung der Beſteuerung und hat baher, wie der kgl. Verw.⸗ 
Ger.⸗Hof wiederholt (f. Bd. 3, 723; 8, 708) ausgeiprodhen Hat, den Be⸗ 
ftand der politifchen Gemeinden unberührt gelaffen. 

©. auch oben 8 94 Anm. 20 a. €. 

g. Entih. vom 30. Dezember 1886 Bd. 9, 1: Dur Art. 2 der diesrh. 
Gem.Ordn. vom 29. April 1869 wurde die unter der SHerrichaft der 
Gemeindegeſetzgebung vom Jahre 1818/34 erfolgte blos polizeiliche 

uteilung zu einer politifhen Gemeinde aufrecht erhalten. (Vergl. unten 
nm. 28 zu Wr. 3 

Eine folde polizeiliche Zuteilung umfaßt alle öffentlih-redt- 
lien Beziehungen der Gemeinde, erftredt ſich aber nicht auf Die ver- 
mögensrehtlihen Verhältniffe der zur politifchen Gemeinde vereinigten 
Ortichaften. 

Fällt ein Schuliprengel mit der Markung einer Gemeinde zuſammen, 
fo bewirkt die Zuteilung von Grundftüden zur Gemeinde von felbft die 
—— in den Schulſprengel (bezügl. des letzten Satzes |. unten 

). 

h. Entid. vom 22. Zuli 1892 Bd. 14, 1: Nach der geichichtlichen wie recht- 
lichen Entwidlung der Dorfmarfungen in Deutſchland ift die Zugehörigteit 
einer großen, abgeichloffenen, der uneingejchräntten Gewalt des Grund⸗ 
herren unterftehenden Waldung ohne örtliche Niederlafjung*) zu 
einer beitimmten Gemeinbe- oder Ortsmarkung nicht zu vermuten. — 
Sın ehemaligen Großherzogtum Würzburg ijt die Steuerdiftriftsbildung 
auf Grund der Berordnung vom 13. Mai 1808, das allgemeine Steuer- 
proviſorium betr., nicht zur Durchführung gelangt; es eriftierten demnach 
Steuerdiſtrikte, auf welche ſich eine Gemeindebildung hätte ftügen können, 
zur Beit des Bollzuges bed Gem.-Ed. vom 17. Mai 1818 en nicht. 
(Und dies war auch bezüglich aller der ſonſtigen Landesteile der Fall, welche 
in dieſer Zeit, d. h. zwiſchen 1808 und 1818, nicht zu Bayern gehörten.) 
Siehe ſpeziell S.5 ff. Weiter ift in der vorgenannten Enticheidung ebenfalld 
der Grundſatz ausgeführt, daß die Steuergemeindebildung im Bollzuge beö 


*, Berg. hiezu unten Urt. 3 Ubf. IV ber Gem⸗Ordn. unb Anm. 28 hiezu. 





74 8 9a. Geſetzeſtext zu Art. 1 bis 9 ber Gemeindeorbnung. Art. 3. 


Art. 3 (3).”) 
J.Jedes Grundftüd muß!!) einen Gemeindebezirke angehören. 11)11=) 


A e vom 15. Auguſt 1828 bezw. 25. Auguft 1831 den Be- 
ftand der politiihen Gemeinden unberührt gelafien hat. 

ji. Entih. vom 16. Januar 1891 Bd. 123, 455 (zu Tit. II Biff. 3 und 4 
bes Edikts über die Gemeindebildung vom 28. Juli 1808): Bei Flüflen, 
welche der Beitimmung von Gemeinde» und Flurgrenzen zu bienen Fr en, 
hat vorbehaltlich befonderer im Einzelfalle feſtzuſtellender Berhältniffe die 
Mitte als eigentlihe Srenzlinie zu gelten. (Dieſe Entſch. iſt auch 
bei Urt. 7 der Gem.Ordn. Anm. 74 I lit. e, deögl. in Anm. 80a lit. i 
zu Art. 3 1. c. erwähnt.) Endlich 

k. Entſch. vom 25. Juni 1886 Bd. 8, 87: Der in ber Entſch. vom 16. Mai 
1884 Bd. 5, 218 zum Ausdrud gelommene Grundjag, daß die in Tit. II 
Biff. 3 und 4 des Gem.-Ed. vom 28. Juli 1808 enthaltene Beftimmung 
binfichtlich ber Webereinftimmung der Gemeindegrenzen mit den Gteuer- 
diftriften in Anfehung der einer Ortsmarkung damals noch nicht angehörig 
geweſenen größeren Waldung zunädjjt nur eine Anleitung für bie betr. 
Behörden gebildet habe, ift auch für die Gemeindebildungen im ehemaligen 
Main- bezw. Obermaintreife zutreffend. (S. oben lit. e.) 

1I, Abhandlungen zu Art. 2 der Gem.-Orbn.: 

a. über das Verhältnis der politischen Gemeinde zur Steuergemeinde (f. folgende 
Ann. 10) BI. für admin. Pr. Bd. 27, 249 ff.; 384, 113 ff. und 38, 
333 ff. (©. oben 8 94 ©. 41.) 

b. Bl. für admin. Br. Bd. 5, 357: Ueber die Unterhaltung ber Gemeinde-, 
Feld-⸗ und Waldwege feitend der (polizeilih) mit einer Gemeinde nad) 
88 3 und 6 des Gem.Ed. vereinigten Ortichaften. ©. ferner BI. für 
abmin. Pr. Bd. 4, 373 Hilf. 2; Bd. 6, 219 und Bd. 33, 261 und 263: 
Beteiligung der Nebenorte bei Beitreitung der Gemeindebedürfnifie (in 2 
Beiſpielen aus ber Praxis). 

c. Bl. für admin. Pr. Bd. 35, 233 ff.: Uebergang der alten Markgenoſſen⸗ 
ſchaft zur politiſchen Semeinde und Hiezu Bd. 18, 129 ff., 145 ff. und 
161 ff.: Ueber das rechtliche Verhältnis der Gemeindegründe. 

d. Bl. für admin. Pr. Bd. 44, 289 fi.: Der Eintrag der Grenzen ber 
politiihen Gemeinden und Ortöfluren in den Steuerfatafter. Plänen. 


1°) Ueber die Steuergemeindebildung bezw. den Zweck und bie Grundſätze 
berfelben und über das Verhältnis der Steuergemeinden zu ben politiichen Ge- 
meinben |. dv. Kahn, Commentar ©. 61-71 (Anm. 2 zu Art. 2 der Gem.-Orbn.). 
Siehe auch vorftehende Anm. 9 Nr. I lit. a, e, f und h, ferner Ar. II lit. a. 


Bu Art. 8. 

*e) Bezüglich der zu Art. 3 ergangenen Enticheidungen |. Anm. 30a. 

1, Diefe Vorſchrift ift eine abfolut ausnahmsloſe, fomeit nicht dad Geſetz 
felbft in Art. 3 Abſ. I eine Ausnahme ftatuiert. Es befteht daher bezüglich der 
BZugehörigfeit eines innerhalb eine Gemeindebezirkes gelegenen Grundſtückes eine 
gefegliche Vermutung dafür, daß dieſes Grundftüd zu dieſem Gemeindebezirke 
gehört. Eine etwa behauptete Ausnahme muß alfo befonderd ermwiejen werden, 
unter Berüdfichtigung natürlich des im Art. 20 Abſ. I des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofsgeſetzes aufgeftellten Grundfages, dab die Feitftellung des Sachverhaltes in 
Verwaltungsrechtsſachen von Amtswegen zu erfolgen habe. Vergl. BI. für abmin. 
Pr. Bd. 234, 203: Beweislaft bezüglich der Eigenichaft einer Waldung als einer 
ausmärtifhen und Die dafelbft angeführte Min.-E. vom 22. Juli 1873, welche 
ausfpricht : Die ausmärkifche Eigenjchaft (einer Walbung) erfcheint als ein durch 
ein jus singulare (Art. 3 Abſ. 1 Gap 2 ber Gem.Ordn. gegenüber dem Sap 1 
des rt. 3 Abſ. 1) begründetes PBrivilegium im weiteren Sinne des Wortes. 
Nun liegt e8 aber in der Natur der Sache, baf berjenige, welcher ein derartiges 
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Ausgenommen find größere Waldungen, Freigebirge und Seen, 12) 
welche bis jet 1%) keiner Gemeindemarkung zugeteilt waren. 


Brivilegium für fih in Anſpruch nimmt, bie Thatſachen beweiſen muß, melder 
die Anwendbarkeit der fingulären Rechtsvorichrift im einzelnen Falle zu begründen 
geeignet find zc. zc. 


te) Die Beſtimmung des Art. 8 Abi. I, dab jedes Grunditüd einem 
Gemeindebezirte angehören muß, ift auch in 8 A bes Gem.Ed. von 1818/34 
vorgejehen, diejelbe mar jeboch den beiden Ebiften über das Gemeindeweſen von 
1808 unbelannt. 

Entf. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 11. Dezember 1891 Bd. 13, 356: 
Bor dem Gem.-Ed. von 1818 hat eine Geſetzesbeſtimmung de3 Inhalts, daß 
jebe3 Grundftüd einer Gemeinde angehören müſſe und nur größere Waldungen 
u. f. w. angenommen feien, nicht beftanden. 

Für Diefe Zeit gelten daher die läge, welche in der Entich. des 
Verw.⸗Ger.Hofes vom 22. Zuli 1892 Bd. 14 ©. 1 (1. Sab), ſpeziell ©. 4 
niedergelegt find: Nach der geſchichtlichen Entwidlung der Anfiedelungd- und 
Belitverhältniffe in Deutſchland darf es wohl allenthalben als Regel anerfannt 
werden, daß für den Grundherrn in unangebauter Gegend von Borueherein feine 
Semeindeangehörigkeit bejtand. Umfoweniger wird ein folder Zuſammenhang 
bei einen urſprünglichen Königsforjte angenommen werden können, welcher ben 
Gemeingebraudhe verichloffen war und in der uneingeſchränkten Gewalt bes 
Grundherrn ſich befand. Es ift daher nach der bdeutichrechtlichen Entmwidlung 
der Dorjmarkungen die Zugehörigkeit einer großen abgejchlojfenen, mit einer 
örtlichen Niederlaffung nicht verknüpften Waldung zu einer bejtimmten Gemeinbe- 
und Ortsmarkung im Allgemeinen nicht zu vermuten, vielmehr im einzelnen 
Falle genau nachzuweiſen. Vergl. hiezu nachjtehende Anm. 12. 


) Art. 3 Abſ. I und II Stellen im Bufammenhalte mit Urt. 2 ber 
Gem.⸗Ordn. und im Hinblid auf den dem Sinne nad) gleichlautenden 8 4 bes 
Gem.-Ed. von 1818/34 den Grundja auf, daß fowohl die bein Inkrafttreten 
der Gem.-Ordn. von 1869 beftehenden Gemeindebezirfe als audy die zu dieſem 
Beitpuntte vorhandenen ausmärliichen Bezirke ganz fo, wie fie in diefem Momente 
gegeben waren, auch weiter fortbeftehen ſollen. Was aljo vor ber Giltigfeit 
ber Gem.Ordn. von 1869 als „größere Waldung, Freigebirge und Gee 
galt und in der Praxis anerkannt war, foll auch mit Eintritt diefer Gem.Ordn. 
weiter als „größere" Waldung zc. gelten, ohne daß über dieſe Eigenfchaft neue 
Erhebungen oder Feſtſtellungen vorzunehmen find. Siehe auch nachjtehende 
Anm. 13. Bergl. v. Kahr ©. 80.*) 


29 Durch dieje Beifügung „bis jebt“ wird einerjeitd ansgedrüdt, daß ber 
bis zum Eintritt der Giltigfeit der Gein.-Orbn. beftehende Zuſtand auch jerner- 
hin aufrecht erhalten werben ſoll (ſ, Anm. 12), andrerjeit3 ganz bejonders aber 
auch, daß andere Marfungen, weiche bisher d. 9. bi8 zur Gem.Ordn. 1869 
nicht ausmärkiſch waren, e8 auch in Zukunft nicht mehr werden können, 
daB alfo nur diejenigen Markungen, welche bis jeßt ausgenommen waren, aud) 
in Zukunft ausmärkiſch bleiden follen, folange und ſoweit fie nicht gemäß Art. 4 
der Gem.-Orbn. einem Gemeindebezirke zugewieſen werden. (Letzteres kann aber 
jederzeit geichehen, da die ausmärkiſche Eigenichaft fein privatrechtliches, ſondern 
ein Öffentlich-rechtlicyes Verhältnis ift.) Eine Weränberung ber Stulturart Ändert 
hieran nichts: ein bisher ausmärkifcher Wald, See ıc. bleibt ausgenommen, wenn 
3. B. auch ber Wald gerobet, der See troden gelegt und in Ader- oder Wiejen- 
land umgewandelt wird: vorbehaltlich wieder der Zuteilung bdesjelben an eine 


*) Ueber ben dor dem Inslebentreten ber Gem.-Drbn. don 1869 geltenden Rechtszuſtand, 
au welchen der Art. 3 Abſ. I (verb.: „bis jeßt“) antnüpft, bezw. über die hier einſchlägigen 
Nechtaverhaltnifſe für die Zeiträume von 1808 biß 1818 unb von 1818 bis 1869 ſ. v. Kadr ©. 75 ff. 
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II. Diejelben 14) bilden auch fünftig1®) eigene, von dem Gemeinbe- 
verbande ausgeſchloſſene Marfungen, 15) innerhalb deren die Orts⸗ 
polizei der Diſtriktspolizeibehörde zufteht. 16) 17) 


M. Die!) Cigentümer19) der dazu gehörigen Grundftüde 


Gemeinde gemäß Art. 4 der Gem. Ordn. durch das Staatdminifterium des 
Sunern (f. hiezu v. Kahr ©. 82 sub cc. Siehe au Anm. 15). 

Aus obigem Grundfage der Unzuläfjigfeit der Schaffung neuer ausmärkiſcher 
Bezirke ergibt fi auch, daß e3 für die Zukunft unftatthaft iſt, einzelne Beſtand⸗ 
teile, Srunditüde, Komplere von einer Gemeinde abzuteilen und biejelben einem 
ausmarkiſchen Bezirke zuzuteilen. Die beftehenden von einem Gemeindbeverbanbe 
ausgenommenen Bezirte dürfen in Zukunft auch iu gar keiner Weile und in gar 
feinem Sale durh Zuteilung neuer Grundftüäde ze. vergrößert werben (vergl. 
biezu v. Kahr S. 81 sub aa Abi. 2 und 3). Sollte daher ja einmal aus 
zwingenden Gründen die Buteilung kleinerer Parzellen von einer Gemeinbe- 
marlung an einen ausmärkiſchen Bezirt nötig werden, jo fönnte die nur im 
Wege bed Tauſches bezw. in der Art geichehen, daß dafür ungefähr gleichgroße 
Barzellen von dem ausmärkiſchen Bezirte an die betr. Gemeindemarlung gegeben 


19 Ob diefe „größeren“ Walbungen 2c., überhaupt die ausmärkiſchen Be 
zirfe im Belige eines Einzelnen ſich befinden oder mchrere Beſitzer haben, iſt für 
die Anwendung des Art. 3 Abi. 1 und 2 gleichgiltig. Vergl. v. Kahr S. 82 
und die unten Anm. 30a angeführten Entich. des Verw. Ger.Hoſes in Bd. 5, 
218 und 13, 355.**) ©. auch Art. 3 Ai. 3 in den Worten: Die Eigentümer x. 
(j. Aum. 18). 

20) Bezüglih der ärarialiichen Waldungen bezw. deren Zuteilung zu Ge⸗ 
meinbebezirten und deren Konfurrenzpflichtigteit zu Gemeindeumlagen wurben 
durch die Min.E. vom 17. Auguft 1832 (Web. 2, 620) den Finanzbehörben be 
ftimmte Direltiven erteilt. Maßgebend ift aber jelbftverftändlid nur der Zuſtand, 
welcher fih auf Grund dieſer Direltiven vor 1869 herausgebildet hat und bis 
1869 faktiſch vorhanden war. Bergl. Anm. 13, ferner die Entich. des Verw. 
Ger.-Hofed vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 218 fi. und vom 26. Juni 1886 
Bb.:8, 87 fi. in Anm. 9 Wr. I lit. e und k. 

**, Demgemäß iteht den Diftriftspolizeibehörden für die ausmärfifchen 
Bezirke auch die Erlafjung ort3polizeilicher Borjchriften zu; jo 3. B. auch ſolche 
über die Benüßung der in dieſen Markungen vorhandenen öffentlihen Rer- 
binbungswege. Ueber Anlegung bezw. „Heritellung unb Unterhaltung von Diftrifts- 
ftraßen in abgejonderten Marfungen“ j. Bf. für abmin. Br. 38, 376 fi. Vergl. 
biezu Art. 27 lit. b des Diftriftsratsgeiepes, ferner unten Anm. 22c, endlich die 
Entſch. des Bermwm.-Ger.-Hofe3 vom 12. Zuli 1887 Bd. 8, 306 ff. über den Be 
griff eines (durch) einen ausmärfiichen Staatswald führenden) Gemeinbeverbinbungs- 
weges beziv. Kirchen- und Leichenweges. 

7) Hier ift auch bie Beitimmung in Ziff. 5 der Min-E. vom 19. Oktober 
1875 „Bollzug bes Berjonenftandsgejeges betr.” zu nennen: „Alle von dem Ge⸗ 
meindeverbande ausgejchloffenen Martungen find einem beitimmten Stanbesamts- 
bezirfe zuauteiten.“ 

*) Eine abgejonderte Marfung d. h. die dazu gehörigen Grundkomplexe 
tönmen aljo auch mehreren Eigentümern zugehören. Siehe Aum. 14. 


2 Die bier genannte Gntid. des Berw..Ger.-Hofe8 vom 11. Dezember 1891 Bd. 18 
©. 352 biß 364 „über die Gemeinbeangebörigkeit der Plarreien unterhalb Bandöbut betr.“ 
überhaupt eine große Zahl von Grundiägen, wei: bei Eutſcheidungen bezüglich Zuteilung von 
„größeren Walbungen ıc” im Ginne deßs Urt. 3 Anwendung zu finden haben, beſonders auch wert⸗ 
voNe deubezügliche biftoriiche Unterfuchungen und Prefelungen (ipegiel &. 356 ff.), deſsgi. f. Entiß 
des Berw-Wer.-Hofes vom 22. Yali 1892 Gb. 1 .1 bis 14. 
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— innerhalb dieſer Markungen die im öffentlichen Intereſſe ?0) 
ründeten geſetzlichen Verpflichtungen der Gemeinden zu erfüllen,1?) 
insbeſondere 21) die erforderlichen Verbindungsiwege, Brüden, Stege, 


) Diefe Eigentümer (oder ber Eigentümer) find — abgejehen davon, daß 
ihnen bie Ort3polizei (f. Anm. 16) nicht zufteht, — ben Gemeinden im fibrigen 
bezüglich ber im Öffentlichen Intereſſe zu erfüllenden Verpflichtungen vollftändig 
gleich geitellt.*) Es gelten alſo auch Bier für den Yall ber Nichterfüllung ber 
den ausmärkiichen Befipern obliegenden Berpflichtungen einerſeits bie Beitimm- 
ungen über bie ftaatliche Aufficht, andrerſeits ſteht denjelben aber auch das gegen 
eine etwaige Ueberſchreitung bes ftaatlidhen ullimterenies zuftehenbe Beſchwerde⸗ 
recht im vollen Umfange zu. (Vergl. jpeziell Art. 156 Abf. IV, Art. 1657 Abſ. III 
md V bis VII und Urt. 161 der Gem.-Orbn., ferner Urt. 10 gif. 4 bes Geſetzes 
über den Berw.-Ger.-Hof.) 


a Brivatredtlidhe nerpfijkungen dieſer Marfungseigentümer fallen 
demgemäß nicht unter Art. 3 Abi. 8 
Bergl. Hiezu auch Min.-E. vom 1. April 1878 „bie Anwendung des Art. 3 
Abſ. 3 der Gem.-Ordn. von 1869 betr.” (eb. 12, 258), durch welche eine im 
Finanz. Min.-Bl. von 1878 ©. 6568 abgedrudte Entichließung mitgeteilt wird, 
„in welcher der Grundſatz Anwendung gefunden bat, daß es bemjenigen Befiter 
einer ausmärfiichen Waldung, welcher von ben erwaltung3behörben zur Unter- 
Jens einer dem öffentlichen Intereſſe dienenden Brüde nach den Vorſchriften 
Berwaltungsrechtes für verbindlich erflärt wird, vorbehalten fei, Die Be- 
tung, daß bie Gemeinde, melde ben Anſpruch erhoben bat, kraft eines be» 
onders begründeten Brivatverhäftnifies zur Unterhaltung ber Brüden verpflichtet 
ei, weiter vor den bürgerlichen Berichten geltend zu machen.” 


2) Die hier gemachte Aufzählung ift nur eine beiſpielsweiſe; außer deu 

hier befonders genannten gehören alfo auch die übrigen einer Gemeinde im 
öffentlichen Intereſſe auferiegien Xerbindlichfeiten hierher. Vergl. Haud- 
Lindner ©. 30 und Art. 38 der Gem.-Orbn., ferner gehört hierher nunmehr auch 
die Krankenverſicherung und zwar zweifellos ſeit der Novelle zum Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetz vom 10. April 1892 und nad) der Faſſung des Art. 1 des 
bayer. Ausf.⸗Geſ. hiezu vom 26. Mai 1892 (Web. 21, 369) im Bujanmenhalte 
mit 8 83 des obengenannten Krankenve tfiherungs- ⸗Geſetzes in der Faſſung 
vom 10. April 1892, welcher lautet: „Die in biefem Gejege für Gemeinden ge- 
troffenen Beitimmungen gelten aud) für die einen Gemeindeverbande nicht ein⸗ 
verleibten felbftändigen Butsbezirfe und Gemarkungen (ausmärkiiche Bezirke) mit 
Ausnahme des 8 5 Abi. 2 und bes 8 13. Someit aus denfelben ber Gemeinde 
Rechte und Pflichten erwachſen, tritt an ihre Stelle der Gutsherr oder Gemarkungs⸗ 
berechtigte.”*) Hiezu |. die Verordn. vom 3. November 1892, ben Bollzug der 
44, 83 und 84 bes Kranken⸗Verſ.Geſ. betr. (Web. 21, 127): In ausmärfijchen 
irfen (Waldungen), für melche ber. Staat als Gemartungsberedhtigter in Frage 


— om 


2) Berg. hiezu nachſtehende Anm. 20, 21 und 22, beögl. oben $ 94 Anm. 24 und 28. 


) Siehe hiegn Art. 1 bed bayer. Hudf.-Gef. vom 26. Mai 1892: Für die nah Vorſ zit 
der 99 1 bis einfchließl da bes Rranfenberfigerungsaeleye Ferung von 1883 92 verfiderungspfliid 
Perſonen gilt die a siegtin beftebende Krankenverſi als Geneinbetranfenberfigerung 
na MRahgabe folgender ungen: Un die Stelle der ir 11 und 20 beö Gefeges über bie 

iche Armen- und Kranfenp fee vom 29. April 1889 treten die Worferiften in44 Rbf. 1 
5 bis —— 11, 88 Pr b einfrichtid 58, 88 76a biß einſchließlich 3 des ſtra nken. 
verfiderun Im übrigen bleiben auch für die oben bezeichneten, verfiherungspflidtigen 
Berfonen die er diagtg en Beftimmungen bes Gefeges vom 29. April 1869 in Kraft. 
Siehe ferner Soap, won. zum Rranfenverfiderungägeieh au 9 83 Anm. 1 und ja u rt. 1 
des bayer. Ausſ. Seſetzes. Bezüglih der Zeit vor der Novelle vom 10. April 1892 un. be 
Anbl.-Bel. vom A hai 1892 pergl. ie bes Veriw.-@er. Hofes vom 2. März 1888 Bd. 9 
Abſ. 2, be 864 ff-; ferner Entf. bes Verw.⸗Gex.⸗Hofes vom 9. Dezember 1800 Bd. 1x. 
5. 408, fe Sntfgeidungen fin b jehog gegenüber ber Novelle vom 10. April 189% bezw. Gefch 
vom 26. Mai 1892 nit mehr zn 
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fowie die zur Verhütung von Unglüdsfällen erforderlichen Sicherheitg- 
Vorrichtungen herzuſtellen und zu unterhalten. 21=)22)22=)22b) 220) 


kommt, werben bie Obliegenheiten der Gemeinde und bezm. Gemeindebehörde Durch 
bie einjchlägigen tgl. Forftämter wahrgenommen“; ferner Min.-E. vom 7. Dezember 
1892 „Vollzug ber Stranfen-Berj.-Gei. (Web. 22, 12 ff.). 

Bezäglih der Armenhilfe ift wohl zu jagen, daß auch. diefe ben 
Martungsbekpern obliegt, fuweit dieſelbe nicht, was übrigend wohl meiftens 
gegeben jein dürfte, von der Heimatsangehörigfeit — Urt. 11 ff. des Armen» 
—2*— — abhängt. Wenn und ſoweit legteres der Fall iſt, hat bie Armen⸗ 
pflege der Heimatgemeinde bem betr. Unterftüßungsbebürftigen die Armen» 
hilfe zu gewähren. Siehe v. Kahr ©. 85 f. Bergl. ferner Entich. des Verw.⸗ 
Ger.-Sofes vom 22. Geptember 1885 8b. 6, 203, und die Bemerfung hiezu 
oben 8 94 Anm. 25.***) 

a) Hier ift auch noch auf die Beſtimmung des Art. 11 Abi. 2 des 
bayer. Ausf.Geſ. vom 21. März 1881 zum Reichs-Viehſeuchengeſetz hinzuweiſen, 
nad) welcher die in Abſ. 2 dieſes Art. 11 genannten Leiftungen der Gemeinden 
in den vom Gemeindeverbande ausgejchlojfenen Markungen von den Eigentümern 
ber zu dieſen Markungen gehörigen Grunditäde nad dem Berhältniffe ihres 
Beſitzanteiles zu übernehmen jind. 

9, Nach Urt. 10 Ziff. 4 des Geſetzes über ben Verw. Ger.⸗Hof hat über 
„Rechtöverhältniffe der nicht zu einem Gemeindeverbande gehörigen Markungen, 
ſoweit nicht Verwaltungsrechtsſachen in Frage ftehen”, ber Verwaltungsgerichtshof 
in legter Inſtanz zu enticheiden. 

Als ſolche Verwaltungsrech t s ſachen find aber bereitd in Art. 8 Ziff. 25 
l. ec. erlärt: die betrittenen Rechtsanſprüche und Verbinblichkeiten in Bezug auf 
„Bugehörigfeit von Grundftüden zu einem Gemeindeverband; Gemeindemarkungs⸗ 
und Flurgrenzen“ ; ferner nach Zıff. 30: „Berbindlichkeit zur Teilnahme an &e- 
meindelaften ꝛc.“ endlich nach Ziff. 34: in Bezug auf öffentliche Eigenfchaft eines 
ag „Verbindlichkeit zur SHeritellung öffentliher Wege ꝛc. ⁊c.“ (Web. 

3, 430). 

Liegt eine Verwaltungsrechts ſache nad) Art. 8 Ziff. 25, 30 oder 34 nicht 
vor, fo ift bei allenfalljigen Differenzen bezüglich ber Verpflichtungen ausmärkiſcher 
Beliger (Dritten gegenüber) gemäß Art. 10 Ziff. 4 bezw. Art. 45 des Verw.⸗ 
Ger.Hofs⸗Geſ. zu verfahren. 

(Bergl. hiezu Anm. 22b.) 

Nach dem vorftehend Gejagten ift auch Art. 7 ber Gem.-Orbn., nad) weichem 
„Steeitigleiten über Gemeindemarfungs- und Zlur-Grenzen im gewöhnlichen 
Inſtanzenzuge von ben Berwaltungsbehörden entjchieden werben”, durch Die vor- 
genannten Beſtimmungen bes Berw.-Ger.-Hofs-Gef. bejonders berührt bezw. näher 
beftimmt. 

Siehe unten Anm. 67 bei Art. 7, ferner vergl. bie Entich. bes Verw.Ger.⸗ 
Hofes vom 28. Dezember 1896 Bb. 18, 130, unten Anm. 30a I lit. m. 


1 Wohl zu unterjcheiden von den ausmärkiſchen Bezirken bes Urt. 3 und 
nicht mit Diefen zu verwechjeln find die „geichloffenen Waldungen“ und „arron- 
dierten Gutskomplexe“ bes Art. 45 Abſ. III der Gem.Ordn. (Siehe unten bei 
Art. 45.) 

»b) Gtreitigleiten mehrerer Eigentümer ausmärkiicher Grunbftüde unter 
einanber über die Zerteilung ber ihnen zuftehenden Laſten auf die Einzelnen 


00) Siehe v. Riebel-Pröbft Comm. zum Helmatgefeh Art. ı Note 5. 

Entſch. bet Berm.-Ger.:HofeB vom 8. Mai 1891 Dei d. Kahr 6. 86 Note 26. 

Suthardt: DI. für admin. Pr. 36, 232 Anm. und biegu Bl. für admin. Pr. 24, 185 f.: 
Baftung der Arbeitögemeinde bei auswärtiger Beihäftigung, ferner 39, 90 Anm. 

Behmann-Brettreich Bb. 2, 870. 

Krais (8, Aufl.) Bd. 8, Mil. 





5 Ma Geſegestert zu Art. 1 bis 9 ber Gemeinbeorduung. Wrt.3. 79 


IV. Beun innerhalb folder Markungen bleibende Niederlafiungen 
beftehen oder neu begründet werden, jo jind2®) diefe nebſt den 
gehörigen?) Grundftüden nah Bernehmung?) der Beteiligten ?®) 


fallen unter Art. 8 Ziff. 30 des Berm.-Ger.-Hof3-Gel. und ſind Berwaltungd- 
rechtsſachen. Bergl. hiezu vorKehende Aum. 22. 
#®e) Schliehlich it noch zu bemerfen, ba bie hier in Betracht kommende 

nud Unterhaltungspflicht fich ſelbſtverſtändlich mr auf Die not- 
wenbigen Stege, Brüden, Wege x. beziehen lann, welche von ber politiichen 
Gemeinde berzuftellen bezw. zu unterhalten wären, wenn der ausmärkiſche Be- 
zick einer politischen Gemeinde zugeteilt wäre. 

fan fi) dieſe Herftellungs- und Unterhaltungspflicht auch nicht 
auf Diſt rikt s ſraßen beziehen, welche — abgeiehen davon, daß dieſelben über» 
hanpt nicht unter die Verbindungswege, fondern zu den Straßen gerechnet 
werden (vergl. andy BL. für admin. Pr. Bd. 13 ©. 146 ff. und Bdo. 16, 166 ff.) 
— nad Art. 27 lit. b des Diſtriftsratsgeſ. vom Diftrifte zu unterhalten find. 
An diefer letzteren Beſtimmung wollte audy der Art. 3 Wbj. 3 ber Sem.-Orbn. 
nichts ändern, da die Gem.- überall, wo von Gemeinde jchlechtweg die Rebe 
iR, nur die politijche, niemals aber die Diftriltägemeinde im Auge hat und es 
daher Har if, daß diejer Art. 3 Abſ. 3 nur alle, aber auch weiter gar feine 
Berpfliditungen, al3 diejenigen, welche den Gemeinden, b. b. den politijchen 
@emeinden (und nicht den Diftriftd- oder Kreisgemeinden) im öffentlichen In⸗ 
tereſſe obliegen, den Eigentümern der innerhalb der ausmärtijchen Bezirke gelegenen 
Grundſtũcke aufbürben wollte. Siehe oben Anm. 16. 


»”, Diefe Zuteilung*) ift eine vollftändige und werden bie Gigentümer 
dieſer NRieberlafjungen oder Wohnftätten daher auch wirkliche Angehörige der Ge⸗ 
meinde, weicher fie zugewieſen werden; fie haben aljo zu allen Kalten dieſer Ge— 
meinbe beizutragen, genießen aber auch anbdrerjeit3 alle Rechte ber Gemeindeange- 
börigen — vorbehaltlich jedoch der in Abi. V des Art. 3 ftatuierten Ausnahme. 
Die betr. Gemeinde hat andy vom Momente der Zuteilung an die in diefer An- 
fiedelung ſich ergebenden öffentlichen Bedürfniſſe zu befriedigen bezw. die öffentlich- 
rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen. So 3. B. hat fie die Lokalpolizei inner- 
halb diejer Anfiebelungen auszuüben, desgleichen bie biejelben durchziehenden 
öffentlichen Wege berzuftellen bezw. zu unterhalten 2c., kurz alles zu thun, was bie 
Befiger von ausmärkiſchen Markungen in diejen zu präftieren haben. Siehe 
Anm. 21, 21a und 22c. 

Borausjegung für dieje Zuteilung ift aber ausdrüdlich, daß die betr. Nieder⸗ 
laſſung teine blos vorübergehende, jondern eine bleibende, dab fie alfo 
Dauernd ra if. Giehe v. Kahr ©. 88. 

Auch die Zuteilung ſelbſt ift ftets cine dauernde und bleibt der betr. Grund» 
tompler, auf dem bie fraglicye häusliche Riederlaffung fteht bezw. ftand, bei ber 
Gemeinde, ber er zugeteilt wurde, auch dann, wenn in der Folgezeit die darauf 
errichtete Wohnftätte reſp. Niederlaffung wieder verfchwinden würde Die Bu- 
weifung muß und zwar — auch ohne Antrag — von Amtswegen geichehen. Sic 
erfolgt durch da3 gl. Staatöminifterium des Innern. Ueber die diesbezügliche 
Sahbehandlung ſ. unten Anm. 30. (Vergl. hieher die oben zu Art. 2 in Anm. 9 
Nr. Ilit. h angeführte Entſch. des Beriv.-Ger.-Hofes vom 22. Zuli 1892, 1. Saß.) 


*) D. 5. die in einem wirtſchaftlichen (micht blos räumlichen) Zu⸗ 
fammenhange mit der betr. Niederlafjung ftehenden Grundſtücke. 


°) Vergl. hiezu 9 3 des Gem.-Ed. von 1818 1834 (oben ©. 70 Anm. 6 zu Urt. 2 der Gem. 
Orden), nad weidhen gleichſaus ſolche einzelne Wohnftätten oder Häusl Niederlaffungen bereits 
beſte heu den einden ängeteilt wurden. e Beftimmung bed Art. 3 Ubſ. IV der Gem.-Ürbn. don 
1869 fchliekt Ad daher auch an das biäher giltige echt (des Bem.-Eb.) an, Weiter ſ. Anm. 28. 
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80 8 94a. Gefegestert zu Art. 1 bis 9 der Gemeindeordnung. Art. 3. 


durch das Stantöminifterium des Innern einer der nächft gelegenen 
Gemeinden zuzuteilen. 28) 27) 28) 


V. aögeiehen von befonderen Verträgen 29) entfteht Durch dieſe 
Zuteilung kein Anfpruch auf Teilnahme an den im Gemeindeverbande 
begründeten Vermögens-Rechten. 30) 80) 


2) Es ift blos eine Bernehmung, nicht aber die Genehmigung der 
Beteiligten nötig. 

20) Unter „Beteiligten” find einerjeit3 die Beſitzer ber betr. Anfiebelungen 
jowie die Eigentümer der Grundftüde des ausmärkiichen Bezirkes, auf welchem 
die betr. Niederlafjung entftanden ift, andrerjeit3 die Gemeinde, an weldye bie Zu⸗ 
weifung erfolgen foll, zu verftehen. 

2) Da diefe Zuweiſung von Amtswegen zu geichehen hat, werben bie 
hieraus entitandenen Koften von der Staatskaſſe getragen. 

Im übrigen f. hierüber v. Kahr S. 84 bis 90, bejonders auch Anm. 31 
©. 89 daſelbſt. Siehe auch nachftehende Anm. 80, ferner Anm. 47a. 


**, Diefe Zuteilung nach Art. 3 Abſ. IV und V der Gemeindeordnung von 
1869 ift durchaus ähnlich derjenigen, welche jchon nad 8 3 bed Gem.-Eb. von 
1818/34 zuläflig war und die man die „blo3 polizeiliche” Zuteilung nennt, da 
fie ſich lediglich auf die polizeiliche (adminiftrative) Verwaltung bezw. auf alle 
öffentlich -rehtlihen Berhältniffe — ohne Ausdehnung auf die privat- 
rehtlihen Berhältniffe — erftredt.*) 

Wie nun biefe früheren auf Grund des genannten 8 3 des Gem.⸗Ed. voll- 
zogenen blos polizeilichen Zuteilungen durch Art. 2 der Gem. Ordn. von 1869 
aufrecht ar wurden, jo wurde buch den Urt. 3 Abſ. IV und VI. c. — 
aber ausſchließlich nur für die in dieſem Urt. 3 Abſ. IV bezw. V vorge 
jehenen Tälle — eine ſolche ähnliche Bereinigung „ohne Anſpruch auf Teilnahme 
an ben im @emeindeverbande begründeten Vermögensrechten“ aljo eine Zuteilung 
blos in adminiftrativer Beziehung, bezüglich diefer aber zur völligen Gemeinſchaft, 
(f. oben Anm. 21 und 23) ermöglicht oder zugelafien bezw. vorgejchrieben. **) 

Am übrigen ift eine folche „blo8 polizeiliche” oder „blo8 abminiftrative” 
Buteilung zu einer Gemeinde für die Zukunft ausgefchloffen. Siehe hiezu oben 
3 946. 36 1. Bergl. Entich. bes Berw.-Ger.-Hofes vom 30. Dezember 1886 Bb. 9 
S. 1, beſonders ©. 5 unter Biff. 6, oben 8 94 ©. 85 f. bezw. Anm. 16 dajelbft, 
ferner 8 94a Anm. 9 Nr. I lit. g zu Art. 2 der Gem.-Drdn. ***) 

») Zeztguch der hier genannten „beſonderen Verträge“ ſ. näheres bei 
Art. 163 Abſ. IX der Gem.Ordn. 

*, Bezüglich ber ex officio zu erfolgenden Zuteilung nad Art. 3 Abſ. IV 
und V bezw. der dabeı u bethättgenden Sachbehandlung verweilen wir auf das 
ımten in Anm. 47a zu Art. 4 geichilderte in analoger Zeiß auch bei Durch⸗ 
(ührung bes Art. 3 Abſ. IV zu beobadhtende erfahren, „die Sachbehandlung der 
nträge auf Abänderung der Gemeindebezirte betr.” Siehe auch oben Anm. 27. 


°°.) Bu Urt. 3 verweilen wir endlih noch auf folgende Entfcheidungen 
und bezw. Abhandlungen. 


») 66 müßte benu fein, daß durch befonbere Deriräge (f. Anm. 29), au ein Anſpruch auf 
Teilnahme au ben tm betr. Gemeinbeverbanbe begründeten Vermbgens rechten Ratuiert wärbe, 

**, Vergl. hiezn auch bie Beftimmung bed Urt. 158 Abſ. X der Gem.-DOrbn. und bie An⸗ 
merkungen biezu. 

*. Weiter ift hieher bie Ausführung in Ar. 8 ber Entſch. des Beriv.-Ger.-Hofes vom 30. 
Dezember 1886 Bd. 9 6.7 |. zu bemerten: „Die Beftimmung des 3 3 des Gem.-Eb. von 1818/84 
in gieiher Meife alfo au bie vom Art. 8 Abſ. IV und V der Gem.Ordu.) und bamit bie Be⸗ 
(Gränfung ber Gemeindezuteilung anf bie polizeiliche Vertwaltung bezog fih nur auf bewohnte 
besw. bewohnbare Realitäten (alfo nit auf bloße Brundfiäde ohne Wohnftätten).“ 





$ Ma. Geſetzestext zu Art. 1 bis 9 ber Gemeindeordnung. Art.3. 81 


I. Entſcheidungen des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 


. Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 14. Mai 1880 Bd. 1, 278, |. 8 94 


©. 37 Unm. 18; 


. Entich. bed Verw.-er.-Hofes vom 19. Mai 1832 Bd. 8, 708; fiche 


ebenda ©. 37, ferner Anm. 9 Nr. I lit. b ©. 72; 


. Entich. des Vertv.- Ger.-Hofes vom 2. November 1883 8b. 5, 19; 


f. Anm. 9 Nr. Ilit. c ©. 72; 


. Entih. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 16. Mai 1884 Bb. 5, 218; Unnı. 9 


Kr. I lit. e S. 72 (vergl. oben Anm. 14); und 
vom 25. Juni 1886 Bd. 8, 87 und 88; f. ebenba lit. k ©. 73; 
Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 22. September 1885 Bd. 6, 203; 
.g 94 ©. 45 Anm. 25; 

ferner find zu Art.3 und 4 (f. auch Anm. 48 zu Urt. 4) ergangen: 


g. Die sub e genannte Entſch. des Werw.-Ger.-Hofes vom 25. Yuni 1886 


Bd. 8, 88 und 


h. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 27. Februar 1885 Bd. 6, 70: Nach 


ben Beitimmungen be3 Gem.- Ed. vom 17. Mai 1818/1. Juli 1834 
waren die Gemeinden und deren Berwaltungen nicht verugt, Wege ber 
Vereinbarung oder des Vergleiche ohne minifteriele Genehmigung 
Gemeindegrenzänderungen vorzunehmen; derartige minifteriell nicht ge- 
nehmigte Vereinbarungen und Vergleiche find als rechtsunwirkſam zu 
erachten. Siehe unten Unm. 43, Ferner Entich. bes Verm.-Ger.-Hofes 
vom 22. Juli 1892 unten Unm. 48 lit. e; 


i. Entfch. des VBerw.-Ger.-Hofes vom 16. Januar 1891 Bd. 12, 455: 1. 


oben Anm. 9 Nr. I lit. i zu Urt. 2 der Gem⸗Ordn., ferner Anm. 74, 
I lit, e zu Urt. 7 1.c.; 


. Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 11. Dezember 1891 Bd. 18, 352, 


bejonders 359: Fliegende Gewäfler — Quellen, Bäche, Flüſſe —, welche 

innerhalb größerer Waldungen oder Treigebirge (8 4 bed Gem.-Ebd. 

von 1818]34 und Urt. 3 Abf. I ber Gem.Ordn. von 1869) Liegen, 

unterbredjen ben räumlichen Zuſammenhang derjelben nicht (vergl. oben 
nm. 14); 


. Entid. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 17, 291: Mangels einer im Vollzuge 


des Gem.-Ed. von 1818 bezw. auf Grund bed Gem.-Ed. vom 24. Sep- 
tember 1808 erfolgten förmlichen Buteilung größerer Waldungen 
zu Gemeinde- oder Ortsmarkungen ift in Untehung der Markungs⸗ 
zugehörigfeit folcher Waldungen das im Jahr 1808 gegebene Zerhält- 
nid maßgebend. 

Der Umftand, daß an großen, abgeichlofienen, grundherrlichen 
Baldungen die Bewohner umliegender Gemeinden weitgehende Nutzungs⸗ 
rechte erlangten, ift für Die Zugehörigkeit diefer Waldungen zu &emeinde- 
und Ortsmarkungen nicht entjcheidend 


. Entich. bes Verw.-Ger.:Hofed vom 28. Dezember 1896 Bd. 18, 130: 


Eine Berwaltunggrechtsfahe liegt nit vor, fald nur Die 
Siherung von Gemeinde» oder Drtfhaftsgrenzen an jich in 
Trage fteht, da bie Sicherung ber Gemeindegrenzen jelbit nicht 
im Vermarkungsgeſetz, fondern in ber Gemeindeordnung wurzelt und 
eine gemäß Art. 38 und 157 der Gem.-Orbn. der Staatsaufſicht unter- 
ftellte Gemeinbeangelegenbeit if. (Es find aljo nad) Art. 38 der Gem.- 
Ordn. bie Gemeinden verpflichtet, für Die Sicherftelung der Gemeinde- 
grenzen Sorge zu tragen und bie einjchlägigen Anträge zu ftellen bezw. 
a3 Geeignete boräunehinen oder zu veranlafjen, wenn, bieöbezügliche 
Störungen ober Differenzen fi ergeben. Die etwa infolge hievon 
fi) ergebenden Streitigfeiten bezüglid der Gemeindemarkungs- 
renzen find dann Berwaltungsrechtäfachen nad) Urt. 8 Ziff. 25 bes 
erw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. Vergl. oben Anm. 22 a. €.) 


Pohl, Handbuch. II. 6 


82 8 94a. Gefehestert zu Urt. 1 bis 9 der Gemeindeordnung. Met. 4. 


Art. 4 (4).81) 


I. Nurdie) mit Buftimmung®1*) aller Beteiligten®?) und mit 
Genehmigung des Staatsminifteriums des Innern®2*) kann erfolgen: 


n. Entidh. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 21. September 1883 Bd. 4, 554 
über die Frage der Zugehörigkeit zu einer Gemeinde ald Vorfrage für 
die Pflicht zur Entrihtung von Umlagen. 

Die Erhebung von Gemeindeumlagen ift durch den Beſtand eines 
beftimmten abgegrenaten Gemeindebezirkes bedingt, ba 
bie Anlage mit einer Direften Steuer in ber Gemeinde die mweient- 
lichſte Vorausſetzung für die Verpflichtung zur Entrichtung von Ge⸗ 
meindeumlagen bildet. — Ferner 

o. Entich. bes Berm.-Ger.-Hofed vom 12. Juni 1889 Bd. 11, 430, unten 
in Anm. 61 lit. i, und hiezu weiter bie Entich. des Berw.-Ger.-Hofes 
vom 9. uni 1880 Bd. 1, 365, unten Anm. 74, I lit. b, fowie vom 
19. Mai 1882 Bb. 8, 708, oben Anm. 9 lit. b; 

p. Entich. bes Berw.-Ger.-Hofed vom 27. Februar 1885 Bd. 6, 70 in 
8 94 Anm. 16 a. E. 

II. Abhandlungen: 

a. Bl. für abmin. Pr. Bd. 39, 61: Die Gemeindemarkungszugehörigfeit 
als Borfrage für die Umlagenpflicht; 

b. die in Anm. 27aa $ 94 ©. 49 angeführten Abhandlungen ber BI. für 
abmin. Pr. Bd. 14, 54; 15, 90 und 48, 81 fi. über den Einfluß ber 
Gemeinbebezirtöveränderungen auf bie Heimatverhältniffe ; 

ce. Bl. für abmin. Br. 33, 376 ff.: Herftellung und Unterhaltung von 
Diſtriktsſtraßen in abgejonderten Markungen ; 

d. 81. für abmin. Pr. 34, 203: Beweislaft bezüglich ber Eigenſchaft einer 
Waldung ala ausmärkiſchen; 

e. BL. für abmin. Pr. Bd. 28, 348: Behandlung einer Gemeindezugehörig⸗ 
feitöfrage, hiezu Bd. 38, 398: Aenderung einer auf thatjächlihem Irr⸗ 
tum beruhenden früheren Entſcheidung; 

. bayer. Gemeindezeitung Jahrg. 1893 ©. 289 ff.: Ueber bie Zu⸗ 
gehörigteit von Grundftüden zu Gemeinde - Marfungen nad biesrhein. 

em. Ordn.; 


g. bayer. Gemeindezeitung Jahrg. 1896 ©. 517/518: Irrtümliche Annahme 
der Gemeinbezugehörigteit einer wirklich noch ausmärkijchen Nieberlaffung, 
Nüderfag ber an bie betr. Gemeinde gezahlten Umlagen und Nuffchläge. 


III. Hier einjchlägige wiflenfchaftliche Darftellungen in v. Seybel3 bayer. 
Staatsrecht: 
a. Gemeindebezirk oder Gemeindemarkung: 2, 42 ff.; 
b. ausmärtifche Grunbftüde ober abgefonderte Markungen: 3, 45 f.; 
c. Streitigleiten über Gemeindebezirlägrenzen und HBugehdrigfeit eines 
Grundftüdes zu einem Gemeindebezirk: g 44: 
d. Rieberlaffungen in ausmärkiſchen Befigungen: %, 46. 


Bu Urt. 4. 


*) Art. 4 befaßt fich mit ben Semeindebezirdveränderungen. Hier 

find zu unterjcheiden: 
a. die wejentlichen Beränderungen des Abſ. I Ziff. 1—4, bei welchen 
Fer die Auflöſung ober die NReubildung einer Gemeinde in Frage 

eht; 

b. I fonftigen ober unmelentlichen Veränderungen des bj. II, bei 
welchen e3 ſich lediglih um Werrüdung ber Grenzen ber beftehenben 
Gemeindemarktungen handelt. Urt. 4 bezieht ſich ausfchließlich nur auf 


ac) 


— — — ——//— 6— Egg 


8 Ma. Gejegestert zu Art. 1 bis 9 der Gemeindeorbnung. Art. 4. 83 


1. die Bereinigung mehrerer bisher für fich beftandener Ge- 
meinden ; 38) 

2. die Wiederauflöfung ſolcher Verbände ;®*) 
Veränderungen in Bezug auf politifche Gemeinden, nicht auf Orts- 
gemeinden. Die zu Art.4 ergangenen Enticheidungen f. unten Anm. 48. 


a) Diefe Zuftimmung ift abfolutes Erfordernis; biefelbe muß ferner 
ausdrücklich gegeben werben in allen Fällen des Art. 4 Abſ. I. Weiteres f. 
Anm. 37; dagegen Anm. 38 und 40 bezüglich ber unweſentlichen Beränberungen 
nah Art. 4 Ubi. II. 


*) Beteiligte im Sinne dieſer gefeplichen Beſtimmung find alle, welche 
an biefen Gemeinbebezirtäänderungen bes Wrt. 4 rechtlich intereffiert find, aljo 
a. alle diejenigen politifchen (nicht Orts⸗) Gemeinden, welche entweder 
in ihrem Beſtande überhaupt oder nur in ihrem Bezirte bezw. deſſen 
Ausdehnung eine Menderung erfahren follen. (Ueber bie Beteiligung 

der Ortsgemeinden |. nachſtehende lit. c); 

b. ſämtliche Befiger ber von einem Gemeindebezirte abzutrennenden bezw. 
einer anderen Gemeinde zuzuteilenden einzelnen Grundftüde ober Kom⸗ 
biere und infolge defien auch 

ie Ortichaftövertretung gemäß Art. 153 Abſ. 3-6 der Gem.-Drbn., 
joferne eine ganze Ortſchaft (im Sinne des Art. 5 und 163 ber Gem.- 
Ordn.) abgetrennt bezm. zugeteilt werden joll, aber nur in bem bier 
jpeziell genannten alle Der projektierten Wbtrennung ober Yuteilung der 
ganzen Ortſchaft (handelt es fid) nur um einzelne Teile einer Ort⸗ 
Ihaft, jo hat die Ortichaftövertretung Feine Berechtigung, eine biedbezüg- 
liche Zuftimmung zu erteilen bezw. eine Erflärung abzugeben; Biete 
fteht vielmehr letzteren alles Iedigfih den Eigentümern der betr. 
Grundſtücke zu; vergl. oben lit. a und b. Siehe auch Entich. bes 
nerm ‚Der. Hofes vom 9. Zuli 1886 Bd. 8, 111 f. in Unm. 48 

r. I lit. £. 

Die Heimatberedhtigten an jich gehören nicht zu ben hier genannten 
Beteiligten, doc können bie „Beteiligten“ ihre Yuftimmung jelbftverftändlich auch 
davon abhängig mahen, daß zuvor bie Heimatsverhältniffe gleichfalls geregelt 
werben (ebenjo wie fie 3.8. Die vorherige Auseinanderjegung des Gemeinbe- oder 
des örtliden Stiftung3vermögens verlangen können). Bei einer freiwilligen 
Auflöfung nad Abj.V des Art. 4 erfcheinen allerdings auch die Heimatberechtigten 
an ſich gewiſſermaßen als „Beteiligte“, aber nur infoferne, als bie Erwerbung 
neuer Heimatrechte für fie gejichert jein muß. Siehe Anm. 45. Vergl. hiezu 
v. Kahr ©. 93 lit. c und 102. 

Bu vorftehender lit. b ift noch zu bemerken, daß im alle der Aenderung 
eines ausmärkiihen Bezirkes durch Abtrennung einzelner Markungsteile bez. 
Zuteilung derielben zu einer Gemeinde ſämtliche Grundbefiter desfelben und 
zwar ſowohl diejenigen der abzutrennenden, als die der beim ausmärkiſchen Bezirke 
verbleibenden Grundftüde als Beteiligte erſcheinen. S. v. Kahr S. 92 und 93, 
und oben 8 94 ©. 46, ferner BI. für abmin. Br. Bd. SQ, 378 ff. 


22) Siehe unten Anm. 43. 


*) Wie bereit? in vorftehender Arm. 32 angedeutet ift, handelt Urt. 4 
Abſ. I nur von der Aenderung ber Bezirle von politifchen Gemeinden, tie 
überhaupt im ganzen Art. 4 da3 Wort „Gemeinden“ nur im Sinne von „politi- 
hen Gemeinden” gebraucht if. Wo aljo in Art. 4 das Wort „Gemeinde“ ober 
„Gemeindebezirk“ vortommt, hat man darunter niemals die Ortsgemeinde, (nad) 
Art. 5 der Gem.Ordn.) fondern nur die politifcdye Gemeinde bezw. Deren 
Bezirk zu verftehen (f. auch Anm. 40 und 41). 


*., Bi. 2 ſchließt fih am Ziff. 1 an und bezieht fih auf die Fälle, in 
6? 
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3. die Errichtung neuer Gemeinden aus Zeilen beftehender Ge⸗ 
meindemarfungen ; 3°) 85) 

4. die gänzliche Auflöjung von Gemeinden. 8%) 86) 37) 

I. Sonftige9%) Weränderungen®®) beftehender Gemeindebezirfe 
oder abgefonderter Markungen 4%) *1) bedürfen gleichjalla der Ge- 
nehmigung des Staatsminifteriums des Innern. Liegt die Zuftim- 
mung aller Beteiligten nicht vor, fo kann feine folche Veränderung 


welchen die gemäß Ziff. 1 früher gebildeten Gemeindeverbände wieder aufgelöft 
werden jollen. 

s” Biff. 3 umfaßt die Fälle, in welchen bie bereit3 vorhandenen &emein- 
den an —— beſtehen bleiben, aber Beſtandteile von ihnen losgetrennt und aus 
dieſen loegetrennten Teilen wieder eine oder mehrere neue Gemeinden gebildet 
werden ſollen. 


°) und zwar eine Auflöſung, bei welcher die Beſtandteile der aufgelöften 
Gemeinden nicht zur Bildung einer neuen Gemeinde verwendet, vielmehr nur anderen 
bereitö beftehenden Gemeinden zugeteilt werben. 


29 Bu Abſ. I ift zu bemerfen, daß die hier behandelten weſentlichen 
Veränderungen nur mit ausdrüädiihder Zuſtimmung der Beteiligten (nicht bios 
nach deren Einvernahme) ftattfinden Dürfen, daß alfo eine derartige Beränderung 
abfolut ausgefchloffen ift, wenn und fo lange bieje Zuftimmung — und zwar 
feitens aller Beteiligten — nicht erfolgt ift. Ueber die Form dieſer Zuſtimmung 
ſ. oben 8 94 ©. 46 unb Wbf. ILI des Urt 4; Dagegen 


**, fönnen „jonftige” d. h. unmelentliche Veränderungen (Art. 4 Ubi. II) 
ge ebenen Falles auch ohne die in Anm. 37 genannte Suftimnnng verfügt merben, 
e'onbers in jedem Falle, in welchem eine ſolche (unmejentliche) Beränderung vom 
öffentlichen Intereſſe gefordert wird. Siehe Anm. 42 und 43, auch 40. 

*”) Ueber den Begriff und die Bedeutung diefer „jonftigen Veränderungen” 
bes Ab}. II 5. oben 8 94 ©. 47 und v. Kahr ©. 94 f. 

*%) Es wird aud hier befonder3 darauf Hingewielen, daß die Buteifun 
einer ganzen gejonderten Markung zu einer Wemeinde nicht unter Abſ. 
Biff. 1 fondern nur unter Abſ. II fällt, da diefer Abſ. I Ziff. 1, wie Ann. 33 
bereit3 betont wurde, nur von der Bereinigung von Semeinden (und 
war politifchen Gemeinden) fpricht, auch der Yall, daß aus einer ganzen ge- 
Fonderten Markung oder aus einem Zeile derfelben eine neue Gemeinde gebildet 
wird, könnte aus gleihem Grunde nur unter Abf. IT, nicht Abſ. 1. des Art. 4 
fallen, deögl. auch eine etwaige &renzveränderung zwiſchen zwei aneinander an- 
jtoßenden ausmärkiſchen Bezirken. Es iſt Died infoferne von beſonderer Bedeutung, 
ala in allen Fällen des Abf. II nicht — wie bei benen des Abſ. I — bie aus- 
drüdliche Zuftimmung, jondern nur die Einvernahme ber Beteiligten nötig ift, 
und eine Bezirksveränderung nad) Abi. II fogar gegen und ohne den Willen der 
Beteiligten vom kgl Staatsminifterium des Innern verfügt werben kaun. Giehe 
Anm. 38 and 42. Siehe v. Kahr ©. 96; ferner oben 8 94 ©. 47, desgl. Anm. 

[2 [4 ° 


+ Wie Abi. I, jo bezieht ſich auch Abf. II nicht auf Ort 3», fondern nur 
auf politifche Gemeinden, außerdem aber Abf. II audy no aufabge\onberte 
Marfungen Die —— neuer Ortsgemeinden oder die auf ihre Ber- 

rößerung abzielende Beränderung derfelben will eben bie Gem.-Drdn. eben- 
omenig zulaſſen, wie die Entftehung neuer ausmärkifcher Bezirke ober bie Er- 
weiterung der letzteren; wohl aber geftattet fie das gänzliche Verſchwinden ober 
bie Berminderung ihrer räumlichen Ausdehnung. Allerdings können bie Orts- 
gemeinden inbireft unb mittelbar durch die Veränderungen des Bezirks ber 
politifchen Gemeinde berührt werden. Näheres hierüber f. von Kahr ©. 96 f. 
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nur im Falle dringenden Öffentlichen Bedürfnifies 2) durch das Staats⸗ 
miniftertum des Innern verfügt werden. 9%) 


II. Für die AZuftimmung *) der beteiligten Gemeinden wird in 
®emeinden mit ftädtifcher Bertafi ung ein übereinftimmender Beichluß 
des Magiftrat3 und der Gemeindebevollmächtigten erfordert; in den 
übrigen Gemeinden ift in den Fällen des Abf. 1 Ziffer 1—4 Die 
Zuftimmung von mindeftens zwei Dritteilen jämtlicher Gemeindebürger, 
in anderen Fällen ein zuftimmender Beſchluß des Öemeinbeusfchuffes 
erforderlich. 


IV. Die freiwillige 5) Auflöfung einer Gemeinde darf nur jtatt- 


+2, Dieſes Bedürfnis ſoll in der That ein wirk lich unbeftreitbar Dringen- 
des fein. Ob ein folches „Dringendes dffentliches Bedürfnis“ gegeben fei, liegt 
jedoch Tebiglich in der Erwägung des kgl. Staat3minifteriums des Innern; aus⸗ 
tchlaggebend werben borzugämeite polizeiliche Rüdfichten,, fowie die Rüdficht auf 
die Möglichkeit der Ausübung bürgerlicher Rechte fein. 
ft ein folch’ bringendes enter Bedürfnis wirklich gegeben b. 5. vom 
fgl. Staatsminiſterium anerlannt, jo muß bezw. kann bie Veränderung auch gegen 
den Willen ber Beteiligten verfügt werden, ift dagegen ein ſolches Bebürfnis nicht 
gegeben, dann kann und foll eine berartige Veränderung mwenigftens ohne die Zu- 
ftimmung der Beteiligten nicht erfolgen. 

*) Diefe minifterielle Genehmigung ift ſowohl in den Fällen bes ba I 
als bes Abf. II unbedingtes Erforbernid für die Rechtswirkſamkeit ber Ver⸗ 
änderung eines @emeinbebentef2. Ohne diejelbe gibt es eben feine Beränderung 
von Gemeindebezirken und können auch durch Verträge feitens der beteiligten Ge⸗ 
meinden folche Veränderungen nicht herbeigeführt werden.) Auch ift gegen Die 
minifterielle De fügung fein Rechtsmittel gegeben. 

Bezüglich des Verfahrens ſ. oben $ 94 ©. 47 f. und Anm. 47a. Weiter 
Näheres v. Kahr ©. I7—102 Unm. 3 bis 7 zu Art. 4. ©. auch bie in Anm. 
48, I lit. e angeführte Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 22. Juli 1892, ferner 
Entich. des Verw. Ger.⸗Hofes vom 27. Yebruar 1885 oben Anm. 30a Wr. I 
It. h. Ferner vergl. hieher die Anın. 68a, 71 und 73, 

#4) Ueber die Erteilung diefer „Buftimmung“ |. oben $ 94 ©. 46, vgl. 
auch Anm. 37 unb 3la. 

#5) Unter der „freiwilligen“ Wuflöfung ift jede Auflöjung zu verſtehen, 
melde auf Grund von Beichlüflen ber beteiligten Gemeinden geichieht. Auch bie 








*) Und awar iſt nicht bloß dann, die Erholung diefer minifteriellen ee uns 
boten, wenn ed fib um die Gerbeifübrung ganz neuer Gemeindbegrenzen durch * 


dunfelt haben, befinttiv feftgefteflt werden fol Wuch in diefem letzteren Falle iſt es unzuld ig, baß 
diefe Derdunfelungen ober Unklarheiten bezüglich ber Bemeindegrenzen durch Unerkenntnifle, Be 


ie deſinitive 
Etaatsmint.- 


Entich. des Berw.@er..Hofeß vom 27. Februar 1885 Bd. 6, 70 in Unm. 80 a llit. 
b.; vom 25. Juni 1886 ®bd. 8. 87 in$94 Anm. 20 a. E.; vom 12. Juni 1889 3b. IR, 482: Schon 
nach allgemeinen @rundfägen kann in einem Verwaltungsrechtsſtreite dem Zugerändnt e ober An⸗ 
fle der Beteiligten in Bezug auf ben Umfang eineß pofitifchen ober Vrtägeme nbebezirfe 
die Wirkung, den Markungsumfang feftauftellen und die im verwaltungsrechtlicden Berfahren vor⸗ 
geldrichene Offizialermittlung bed GSachverhaltes —— zu machen, an ſich ebenſowenig zu⸗ 
ommen, als außerhalb eineB Berwaltungsrechtsftreites bie Beteiligten durch Vereinbarungen oder 
iche obiger Urt Aenderungen der beſtehenden Gemeindemarkungen herbeizuführen und bie 
organtjatorifche Thatigkeit ber Staatsgewalt zu erſezen vermögen. 
Beſonders: FEntſch. des VBerw.Ger.-Hofeß Dom 22. Fuli 1892 Bd. IE, Iver. ©. 18: ab» 
gebrudt unten iu Anm. 48 Nr. L lit. o zu Urt, 4 ber Gem -Drbn. 
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finden, wenn die Erwerbung neuer Heimatrechte für die dort heir 
berechtigten Perſonen gefichert ift. 49) 47) 47=) 47b),48) 





„Freiwillige Auflöfung erfolgt durch Entichließung des kgl. Staatsminiſteri 
des Innern. Bei einer folhen freiwilligen Wuflöfung erfcheinen auch 
Heimatberechtigten gewiffermaßen als „Beteiligte“ im Sinne be3 Art. 4 und | 
demgemäß die Auflöſung der Gemeinde burch minifterielle Verfügung fo 1 
nicht erfolgen, ald nicht für fie die Erwerbung neuer Heimatrechte gelicher 
Aber nur Die Sicherung diefer Erwerbung, nicht auch bie Zuftimmung der beteil' 
Heimatberechtigten ift zu ber „freiwilligen“ Auflöfung nötig. Siehe v. Kahr 
102 und oben Anm. 32, auch Anm. 46 lit. a. 


0) a. Ueber bie Siherung der Erwerbungneuerdeimatre 
ſ. oben 8 94 ©. 49, Ferner v. Kahr ©. 102 ff., desgl. vorftet; 
Anm. 32, jowie Anm. 27b zu 8 94, endlidy unten Bb. 8, 8: 
die Heimat; 
b. über die Wusjcheidung des Gemeindbevermögen? |. 
8 94 ©. 50, v. Kahr ©. 108 ff., 
endlich fpeziell über das babei zu beobachtenbe Verfahren Ari 
auch 12 des Verwaltungsgerichtshofsgeſetzes, unten Bd. 8 8 
c. über Yusjheibung des öortlichen Stiftungspermög 
ſ. 8 94 ©. 53, ferner v. Kahr S. 113. 
d. über ben Uebergang des VBürgerrechtes von ber bishe 
Gemeinde auf die neue |. 8 94 ©. 54, auh 8 94 Aum. ! 
v. Rahr ©. 115; 
e. bezüglich bes Einfluffes von Veränderungen des Gemeinbebez 
auf bereits abgeichlofjene, beziw. noch nicht abgelaufene Jagdp 
verträge |. Näheres unten bei Behandlung des Jagdgeſetzes Bi 
$ 483. Die Entfcheidung derartiger Streitigkeiten gehört zur 
tändigfeit der Berichte: vergl. Entſch. des erw „Bet 
2. März 1880 Bd. 1, 161; vom 24. Juni 1882 Bb. 3, 530 
Oberſtr. Erfenntnig vom 18. Oktober 1880 Samml. Bd. 8, 56 
endlich ift bezüglich der Einwirkung foldyer Aenderungen au 
@iltigfeit der im betr. Gemeindebezirke beftehenden ortspolizeil 
Borfchriften folgendes zu bemerfen: Ortspolizeiliche oricht 
gelten — mie fie einerjeitd nur für einen ganzen Ort3polizeit 
. 5. für den Bezirk einer politifchen Gemeinde (ober einen Si 
meiftereibezirf) erlaffen merden können (v. Seydel, bayer. Etı 
recht Bd. 5 332) — andrerjeit3 auch nur innerhalb bes Be 
einer beftimmien politifchen @emeinde (bezw. Bürgermeifi 
und umfaſſen einerjeitd alle Perſonen, andrerjeit3 alle Sachen I 
Grundftüde und Berhältniffe, welche fich innerhalb biejes Be 
befinden ober beftehen und zwar für die Zeit, zu welcher fich 
Perſonen im betr. &emeindebezirfe faktiſch aufhalten bezm. 
Sachen oder Berhältniffe wirklich zu demfelben gehören ode 
demjelben gegeben find, Die aus einer Gemeinde ausſcheide 
Kompfere hören alfo auch mit ihrem Ausscheiden auf, den biähe: 
ort3polizeilichen Vorjchriften (d. h. denjenigen, welche in der Gem 
gelten, aus ber fie fcheiden) unterworfen zu fein, treten dagegen 
dem Momente der Zuteilung an die neue Gemeinde in den Geltr 
bereich ber für dieje Gemeinde giltigen ort3polizeilichen Vorſchri 


— 





*) Die von einem zur Selbftausübung ber ya berechtigten Grunbeigentämer ber poli 
Gemeinde freiwillig Überlaflene Mitverpadgtung biejes Rechtes fteit fi gegenfiber dem Pächte 
gewöhnlicher Micivertrag bar ; fe gewährt deshalb dem Singular jucceffor bed Grund 
tümers bie Befugnis zum Rüdtritt. (In einem folden alle verpachtet eben die Gemeinde 
ihr zur Mitverpachtung Übergebene Jagdausübung des hiezu berechtigten Grundeigentümers ofl 
nur in deflen Auftrag). 
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jeboch in beiden Fällen ohne rückwirkende Kraft für die etiwa bereits 
vorher erfolgten Uebertretungen. Eine wiederholte Publikation bes 
WB ortlautes der in dem betr. Gemeindebezirke giltigen ort3polizei- 
lichen Borjchriften Ipeziell für die neu Hinzutretenden Zeile ericheint 
nicht geboten.*) (Vergl. Erfenntnis des oberiten Gerichtshofes in Straf- 
fahen vom 5. Februar 1876 Bd. 6, 48, ferner BL. für admin. Pr. 
Bd. 1, 91 ff.: Die Publikation polizeilicher Verordnungen und bie 
Rechtsunkunde, endlich Neger, Entich. Bd. 13 ©. 87 ff., bei. ©. 89; 
vergl. auch das dafelbft in Note *) angeführte Urteil bes Oberl.- 
Ger. Münden vom 19. Dezeniber 1891 Samml. Bd. 6, 685, fpeziell 
den Schlußſatz. 


“N Die Min.-E. vom 3. Oftober 1868 (Web. 7, 487), die Benennung ber 
Gemeinden betr. verfügt, „daß die einmal beftehenden Namen der politiſchen 
Gemeinden beizubehalten find und nur nach erlangter Genehmigung des kgl. 
Staat3minifteriumd des Innern geändert werben bürfen.“ Weiteres über bie 
Wahl und bie Aenderung von Geneinde- bezw. von Ortsnamen f. ober 8 94 
©. 38 f., ferner die nadjftehende Anm. 47a, beſonders die Bemerkung am e 
derfelben, fowie Anm. 49a zu Urt. 5. 


“7 Da fpeziell das Verfahren (und die Inſtruierung derartiger An⸗ 
träge) bei Aenderungen von Gemeindebezirten gemäß Art. 4 und analog be- 
züglich der Zuteilung von Anfiedelungen nad) Art. 3 Abi. 4 (vergl. oben Anm. 
30) betrifft, jo wird hierüber auf Grund der diesbezüglichen Ausführungen in 
v. Rohre ommentar ©. 106 f. (f. oben 8 94 ©. 47 ff.) —* hieher konſtatiert: 
Die Behandlung der einſchlägigen Geſuche oder Anträge obliegt zunächſt der den 
beteiligten Gemeinden gemeinſam vorgeſetzten Diſtriktsverwaltungsbehörde. So⸗ 
ferne die beteiligten Gemeinden verſchiedenen Diſtriktsverwaltungsbehörden unter⸗ 
ftellt find oder neben mittelbaren Gemeinden auch eine unmittelbare Stadtgemeinde 
beteiligt ift, jo hat die vorgejegte Kreisregierung, Rammer des Innern, die betr. 
zur Behandlung zu berufende Behörde zu beftimmmen, foferne fämtliche beteiligte 
Gemeinden ein und demſelben Reg.-Bezirk angehören ; ift letzteres nicht der Fall, 
fo ift das kgl. Staatsminifterium des Innern anzugehen, um die betr. Behörde 
gu bezeichnen. Außer den Beteiligten (j. 894 S. 46 und Unm. 32 zu Art. 4 

. eh find in allen Fällen die einichlägigen Amtsgerichte und Rentämter einzu- 
vernehmen. 

Die Erhebungen feitens ber inftruierenden Behörde haben ſich auf alle 
Punkte zu erftreden, welche einerfeit3 für, andrerſeits gegen bie beabjichtigte 
Aenderung jprechen, insbeſondere ift zu berüdfichtigen und feitzuftellen: daß vor 
allen Bingen für die beantragte oder beabfichtigte Aenderung ein wirkliches 
und zwar dringendes Bedürfnis gegeben ift, beionders in Bezug auf ord- 
nungsmäßige Handhabung der Polizei, auf Ermöglichung der Ausübung der Bürger- 
Rechte und Erfüllung der Bürgerpflichten, weiter aber auch auf örtliche Lage und 
Entfernungen, auf geographifhen Zufammenhang, auf die vorhandenen Verlehrs⸗ 
einrichtungen und Berlehrsmege, auf Schul» und Pfarrverband, Uebereinſtimmung 
der Grenzen ber politiichen Gemeinde und der Steuergemeinde, vorzugsmeije aber 
auf die finanzielle Leiftungsfähigfeit, VWermögensperhältniffe 
und Steuerfraft der in Betracht fommenden Gemeinden bezw. auf die durch 
die beablchtigte Maßregel nach legterer Richtung fich ergebenden Veränderungen. 

o die beantragte Aenderung mit Beligwecjjeln im Zuſammenhange 
fteht, find die betr. Notariatsurfunden und Ummefjungsoperate den Alten bei- 
zufügen, desgl. ein Sartenplan, aus welchem die beantragten Beränderungen 


*) Wohl aber bat eine allgemeine Bekanntmachung dahin zu erfolgen, daß die (— fpegteil 

aufsufüßrenden —) zur Zeit im Bezirke ber aufnehmenden Gemeinde giitigen ortöpolizellidden Bor- 

ſchrijten nunmehr auch in den neu aufgenommenen Zeilen in Geltung treten. Dabei empfichlt c# 

nd a ugeben, wo der Wortlaut biefer Vorſchriſten zu finden iſt (Hinweis auf das betr. 
m . 
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deutlich hervorgehen. Handelt es fi um Abtrennung oder Zuteilung einzelne 
Grunbftüde, fo find dieſe nach Plannummer und Flächeninhalt genau zu bezeichnen 
bei einer größeren Anzahl folder Grundftüde ift ein tabellarifches Verzeichn 
berfelben unter Angabe der Befiter, deren Stand und Wohnort, der Plannumm 
und des Flächeninhalts der Grundſtücke zu fertigen. 

Eine Einvernahme bes Diftriftärates bezw. Diſtriktsausſchuſſes ift nur nöti, 
wenn bie Diſtriktsgemeinde ald Grundbeſitzerin, aljo als eignes Rechtsſubjekt, bi 
teiligt ift; außerdem nicht. Nach diefer Inſtruierung find die Alten mit VBerid 
ber fgl. Regierung, Kammer des Innern, mit allen Belegen in Vorlage zu bringe 
Die ee not bie % Regierungsſinanzkammer, desgl. nach Min.-E. vo 
12. Juli 1881 (Min.Bl. S. 238, Web. 15, 3 ) bie betr. tgl. Oberlandesgericht 
präfidenten ge gutachtlichen Abgabe zu veranlaflen. Siehe oben 8 4 ©. 4 
ferner Min.-E. vom 24. Februar 1871 (Web. 8, 716), 8 94 ©. 48. Iſt m 
der beabfichtigten Aenderung eines Gemeindebezirtd zugleich die Aenderung eim 
Regierungs⸗ ober eines Diſtriktsverwaltungsbezirkes (eines Bezirksamtsſprengels ob 
einer unmittelbaren Stadt), ferner eines Amtsgerichts- oder eines Rentamt 
Bezirkes verbunden, fo iſt erſt die Königliche Genehmigung hiezu zu erholen ım 
foferne die Aenderung eines Negierungsbezirfes in Frage fteht, zuvor nach Art.! 
lit. k bezw. 33 de3 Landratsgeſ. ber Landrat reip. Landratsausſchuß gutad 
lich zu vernehmen. — Auch tritt das kgl. Staatäminifterium des Innern m 
den übrigen beteiligten tgl. Staatsminifterien ind Benehmen. 

enn Häusliche Anweſen ober ganze Ortichaften bezüglich ihrer © 
meindezugehörigfeit eine Aenderung erleiden, fo wird die betr. Entichließung i 
Amtsblatt des Staatöminifteriums des Innern, und, wenn zugleid) Amtsbezi 
eändert werden, im Geſetze und Berorbn.-Blatt veröffentlicht. Ueber die € 
übhrenerhebung für dieſe Verhandlung ſ. oben 8 94 ©. 48. Die für die Be 
markung entitehenden Koften werden von der Staatäfafje nicht übernomme 
Diefelben müſſen vielmehr, wenn fie nicht ein fonitiger Beteiligter übernimn 
gemäß Urt. 38 der Gem. Ordn. von den beteiligten Gemeinden getragen werde 
v. Kahr Geite 108. 

Das vorbeichriebene Verfahren, welches bei der Inſtruierung von Gemeint 
bezir?3-Beränberungen einzuhalten ift, wird in analoger Weife auch beobadı 
bei (Anträgen auf) Abänderungen von Semeinde- oder Orts Namen. 

Siede oben 8 94 ©. 38, vergl. auch vorftehende Anm. 47. 


175) Ueber den Fall, daß alle innerhalb einer Gemeinde⸗ oder einer Dri 
marfung Tiegenden Anweſen mit allen dazu gehörigen Grundftüden von ein u 
der nämlichen Berfon aufgefauft werden und über die Frage, welche Rechte die 
Aufläufer an dem bisherigen Gemeindevermögen befigt, f. v. Kahr S. 105. Dffe 
bar ift der genannte Auffäufer nicht Eigentümer dieſes Gemeinbevermögens, er I 
vielmehr nur die Nußungsrechte an bemfelben, welche die früheren XBefiter 1 
von ihm aufgelauften Anweſen bezw. Grundbftüde diejer Gemeinde hatten; aı 
Hat er alle Öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen diefer Gemeinde, bejonders aı 
der Urmenpflege, zu erfüllen. 

) Zu Art. 4 find folgende Enticheidungen des Bermw.-Ger.-Hofes hier « 
zuführen bezw. ift auf folgende Abhandlungen hinzumeifen. 

I. Entich. des Berm.-Ger.-Hof3: 

a. vom 27. Yebruar 1886 Bd. 6, 70, vom 16. Januar 1891 BD |] 

455 |. oben Anm. 30a zu Art. 3 der Gem.-Drdn. lit h. 
b. Enti. des Berm.-Ger.-Hofed vom 25. Juni 1886 Bb. 8, 87, . ol 
94 ©. 41 Anm. 20. 
ce. Entich. bes Bermw.-Ger.-Hofed vom 9. Juli 1886 Bd. 8, 107, |. ©. 
8 94 Anm. 21. | 
d. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 12. Juni 1889 Bb. 11, 432, |. 7 
©. 42 8 94 Anm. 21. 

e. Entich. des Verm.-Ger.-Hofes vom 22. Juli 1892 Bd. 14, 1, beſond 

©. 13: Der Umfang einer Gemeindbemarlung und beren Begrenzi 
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Art. 5 (5).**) 


Jeder Ortſchaft, 49) 49%) melche bisher 50) ein eigenes Gemeinde- 


RRenergeichel. 


1. 


wird unzweifelhaft ausſchließlich durch das öffentliche Recht be- 
ſtimmt, deſſen nderung ber Privatwillkür der Beteiligten vorbe- 
haltlich beſonderer gejeglicher Zulafjung grunbfäglich entzogen ift. x. 
Seitdem die Gemeinden dffentlihe im Staatdorganismud 
begründete Korporationen (nicht mehr wie in alter Beit rein 
wirtjchaftliche Verbände) darftellen, die Gemeindemarkungen den räum⸗ 
lichen Umfang bezeichnen, innerhalb beilen die öffentliche Gewalt der 
Gemeinde fid) bewegt, und damit gemillermaßen die unterjten reife 
der Einteilung des Staatögebietes bilden,. können Aenderungen 
ber Gemeindbegrenzen nur auf die organiſatoriſche Ge- 
walt ber Staatshoheit als auf ihre einzige geſetzliche 
Grundlage zurüdgerührt werben. 

Diejer fozufagen gemeinrechtlicye Sat des beutihen Staatsrechtes 
Hat feinen Maren Ausbruck ſowohl in 8 5 des Gem.-Ed. von 1818/34 
wie in Art. 4 ber Gem.Ordn. von 1869 gefunden, wonach Aenderungen 
der Gemeindebezirke in jedem falle ber Benehmigung des kgl. Staats- 
minifterium3 des Innern bebürfen. Sind ſohin Aenderungen ber 
Gemeindegrenzen ohne ftaatliche Genehmigung ſchlechthin unzuläffig, fo 
entbehrt auch eine hierauf bezügliche Vereinbarung jeder rechtlichen 
Wirkſamkeit. Der Umſtand, daß gegebenen Falles bei jolchen Ber- 
einbarungen bie eine Partei das Igl. Staatsärar (ber Fiskus) ift, 
ändert an ber Unwirkſamkeit eine3 jolchen (angeblichen) Einverftänd- 
nifjes nicht das Mindeſte, weil (und wenn) ber Staat beziw. das 
Staat3ärar folhen Falles?) nicht ald Träger hoheitlicher Rechte, 
fondern als der Das Nechtsfubjelt des Staatsvermögens repräjentierende 
Fiskus auftritt. 

Vergl. hiezu 8 94 ©. 45, und Anm. 26 dajelbit, ferner oben 
Unm. 43 und Note Hiezu, desgl. Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 
27. Februar 1885 oben Anm. 30a Wr. I lit. h. 

Entich. des Beriv.-Ser.-Hofes vom 9. Juli 1886 Bd. 8, 111 f.: Die 
Anerkennung, dag ein (größerer) Staat3-Walb überhaupt feiner 
Markung angehöre, würde bie vorgängige Einvernahme nicht bloß 
aller anftopendben Gemeinden, fonbern auch des Eigentümers, des Igl. 
Staatsärars (und zwar ſchon mit Rüdficht auf die dasſelbe eventuell 
nach Art. 3 Abi. 3 der Sem.-Orbn. treffenden Verpflichtungen) voraus- 
35 Siehe Anm. 32. 

bhandlungen in den Blättern für adminiſtrat. Praxis: 


a. D®d. 38, 186: Beanſtandung ber Grenzlinien für die Gemeindeflur. 


b. 


c. 


Bd. 39, 378 ff.: Wer find die Beteiligten bei der teilweiſen Aenderung 
einer Gemeinbemarkung (nach Art. 4 Abſ. II ber Gem.-Orbn.) ? 

Die oben 8 94 ©. 51 genannten Abhandlungen in Bd. 14, 90, 321 
und 327; 18, 200; 26 246; 43, 108 Anm. 19; ferner 43, 101 
Anm. 11 (über die heimatrechklichen Wirkungen einer Gemeindebezirk 
veränberung, hier: ber Fall freiwilligen gänzlichen Auflöſung einer 


e). 
III. Dr einfchlägige wiſſenſchaftliche Darftellungen in v. Seybel, bayer. 
grecht: 


Bd. 2, 37 und 43: Gemeindebezirksveränderungen, 
Bd. 2, 626 627; Vermogensauseinanderſetzung bei Veraͤnderungen von 
Gemeindebezirken und von Ortſchaftsbezirken. 


⸗» ) Der Art. 5 will (ebenſo wie Art. 2 und 3) aud nur Berhältnifie 
°) Inm vorliegenden Tpegiellen Galle handelt es fi um Liquibierung nad Kap. V bei Grunb- 
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oder Stiftungsvermögen 51) bejeflen hat, verbleibt 52) ihr ausſchließ 


anerfennen und erhalten, welche beim Sntrafttreten der Gem. Ordn. von 1 
bereit3 beftandben haben, er will nicht neue Berhältniffe fchaffen oder 
Leben treten laffen.*) Er bezieht ſich bemgemäß nur auf folde Ortſcho 
ober Ortögemeinben, welche bereit3 am 1. Juli 1869 beitanden und an bir 
Tage ein eigenes Ortsgemeinde⸗ ober Drt3-Stiftungs-Bermögen beſeſſen haben 

Drtigaften ober Ortögemeinden, welche entweder erft jpäter, d 
nad dem 1. Juli 1869 entitanden find ober erft jpäter ein eigenes Vermi 
erworben haben, können nicht unter diefen Art. 5 fallen. ergl. Anm. 
Näheres |. v. Kahr ©. 116 ff. Zu Art. 5 ergangene Enticheibungen bezm. 
einfchlägige Abhandiungen |. unter Anm. 61. Yerner |. zu Art. 5 den Art. 
der Gem.-Drdn. . 

) Die Ortichaften des Art. 5 1. c. (f. Anm. 48a) find „öffentliche ! 
perichaften" im Sinne be Art. 1 der Gem.-Ordn. Sie befigen bemnad) 
Dualitäten der „juriftifchen Perfonen“, aljo auch die Fähigleit, weitere ! 
mögendrechte zu erwerben. Bergl. hiezu v. Seybel 3, 37, 39 f. 627: Die | 
ſchaften ala Rechtsſubjekte und die juriftiiche Perfönlichleit der Ortichaften. 
haben auch für ihren Ortsbezirk das gemeindliche Beſteuerungsrecht nach Art 
Abſ. II und Art. 47 Abſ. I — nicht aber nach Art. 40 beziv. 41 der Gem.-L 
(fönnen aljo örtliche Abgaben oder Verbrauchsſteuern im Sinne bieler be 
Artikel ſowie des Art. 39 Abſ. II für ihre Speziellen Bebürfniffe nicht einfü 
bezw. erheben) — ; ferner ift ihnen gemäß Art. 153 Abſ. I und II außer 
felbftändigen Verwaltung ihres beionberen Vermögens noch bie Beſorgung wei 
öffentlicher Angelegenheiten übertragen. Siehe Anm. 61, I lit. a und b. 

9a) Die oben 8 49 ©. 38 f. angeführten Beftimmungen über Erhalt 
Zeränberung beftehbender unb bie Wahl neuer Ortsnamen (Berorbr. 
8. November 1852) find durch die Gem. Ordn. ebenſowenig geändert worden, 
diejenigen über die Benennungen ber politiihen Bemeinden (Min.-E. 
3. Dftober 1868). 

Es ift demnach an fich wohl nicht verboten, feinem Haufe oder Ann 
irgend einen Namen beizulegen; allein öffentlich-rechtliche Bedeutung hat 
Namensbeilegung erft dann und darf der beigelegte Name erft dann in öffent 
Bücher oder Urkunden (Steuerlatafter, Steuerplan, Hypotheken⸗ oder Grundl 
eingetragen werden, wenn bie !gl. Genehmigung zur betr. Namensführung gegebe 

Doch fol die Begutachtung einer folchen Namensbeilegung zur Al 
Genehmigung nur dann erfolgen, wenn ſolche von einem wirklichen öffent! 
VBebürfnis geboten ift. 

Bezüglich der Seftitellung ober Nichtigftellung blos der Schreibmw: 
eines Ortsnamens ift nicht Allerhöchite, jondern minifterielle Genehmigun— 
erbitten. ©. v. Kahr ©. 118. Endlich kann unter „Ortſchaft“ nidyt bios 
Dorf ober ein Weiler, ſondern unter Umftänden auch blos ein Einzelant 
begriffen fein. Auch ber Hauptort einer Gemeinde Tann eine „Drtichaft” im € 
des Art. 5 fein, wenn er ein unter diefen Artifel fallendes eigenes Geme 
ober Stiftungsvermögen befigt. Vergl. auch hiezu die Entſch. des Verm.-( 
Hofes in Anm. 61 I lit. b, auch lit, f. 

», „Bisher“, d. h. bis zum 1. Juli 1869, bem Tage des Snfrafttri 
der Gem.-Ördn. von 1869, Vergl. hiezu vorftehende Anm. 48a zu Urt. 5. 

°ı), Unter „eigenem Stiftungäbermögen einer ki ift das Verm 
u verftehen, welches ben in ber betr. Ortihaft — als jelbitändigen jurifti 

erjonen — beitehenden (Ort3-)Stiftungen gehört. 


— — — — 


Vergl. hiezu Unm. 7, 12, 13, 28, 

*#) Huber in Urt, 5 wird don der Bem.-Ordn. das O rtögemeinde-Bermögen als 
nıeinbevermödgen” bezeichnet oder in biefer Bezeihnung als mit inbegriffen (Urt. SL) erachte 
in den Art. 22 Abſ. IV, Urt. 81 und Urt. 153 Bf. III, VII, IX, X; auch Art. 27 Abſ. VI 
Art. 89 Abſ. I find hieher gehörig; vergl. Entſch. bei BerwGer.Hofes nom 4. Januar 
Br. 5, 97 unten ın Anm. 61 I lit. a, 


8 94a. Geſetzesſtext zu Art. 1 bis 9 ber Gemeindeordnung. Art.d. 91 


des Eigentumsrecht53) und, foweit nicht durch Verträge 5%) anders 
beftimmt ift, das Recht gejonderter Berwaltung und Benütz⸗ 
ung. 66) 66) 67), 68) 


*) Vergl. hiezu vorftehende Anın. 48a, aud die Anm. 7, 12, 13, 28, 

s), Eigentum“ ift Hier gleichbedeutend mit „Geſamtheit aller Vermögens⸗ 
rechte“, weiche ber betr. haft an ihrem biöherigen Ortichafts-, bezw. ben 
betr, örtlichen Stiftungen an ihrem Ortsftiftungsvermögen zuftehen. 

*) Bon den bier angeführten Berträgen find wohl zu unterjcheiben die 
Verträge nad) Art. 153 Abſ. I der Gem.-Orbn. In legtgenannter Beitimmung 
it — im Gegenfage zu der hier vorliegenden geſetzlichen Borfchrift, daß ber 
Abſchluß von Verträgen über das Recht gejonderter Verwaltung und Be- 
näßung (j. Anm. 55) des Ortövermögens zuläffig fein fol — von Verträgen 
die Rede, durd) weiche über das Ortsvermögen und das Recht bes Eigen- 
tums an folchem ſelbſt verfügt bezw. die Bereinigung des Grundftodes bes 
befonderen Gemeinde- ober GStiftungsvermögend einer Ortſchaft oder eines 
jonftigen Beftanbteiles der politifchen Gemeinde mit dem Gemeinde- oder Stiftungs- 
vermögen der betreffenden politifhen Gemeinde vereinbart werden 
kann. Ueber biefe letztgenannten Berträge |. Die Ausführungen zu Art. 153 Abf. IX. 

Für bie hier (Art. 5 Abſ. I) in Betracht kommenden Verträge iſt in ben 
Ortögemeinden Beſchluß fung nad) Art. 153 Abſ. III notwendig; in den Stadt- 
gemeinden, mit welchen jolche Verträge über Verwaltung und Benützung des Orts⸗ 
vermögens jeitend einer Ortſchaft abgeichloffen werben wollen, muß die Zu⸗ 
ftimmung, des Gemeindefollegiung zu einem beöbezüglichen Vertragsabſchluß ſchon 
aus praltifchen Gründen (wegen der etwaigen Haftbarleit) erholt werden. — 


* Durch das in Art. 5 Abſ. I genannte „Recht der gejonderten (Ber- 
waltung und) Benütz ung“ will nicht etwa das ala felbftverjtändlicher Beftand- 
seil und Wusfluß des Eigentumsrechtes im Civilrechte begrüudete Recht auf 
Berügung ꝛc., fondern Tediglih das öffentlich-rechtliche Berhältnis 
bezeichnet werden, in welchem bie Ortichaft bezüglich ihres vom Vermögen der 
politiichen Gemeinde gefonberten Vermögens zu ber leßteren fteht bezw. auf 
—* ber nad) Art. 5 Abſ. I zuläffigen vertragsmäßig getroffenen Vereinbarung 

eben will. 

Die Ortsgemeinde kann eben bezüglich ihres beionderen Bermögen?: 

a. gemäß Art. 5 Abſ. I Verträge mit ber politifchen Gemeinde abſchließen 
über das ihr zuftehenbe Necht der Verwaltung unb Benützung biejes 
Vermögens db. h. letzteres Recht vertragsmäßig ganz oder teilmweile ber 
politifhen Gemeinde überlaffen und 

b. aber auch gemäß Art. 163 Abſ. IX Verträge über bie vollitändige 
Bereinigung bes Grunbftodes diejes ihres Sonbervermögend mit dem 
Vermögen Der polit. Gemeinde vereinbaren. Giehe Anm. 54. Vergl. 
au Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes unten Anm. 61 I lit. g, aud 
v. Kahr ©. 119 f. 

Bezüglich ber beſonderen Serwaltung f. Art. 168 Abſ. 3—8, auch 
die Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes unten Anm. 61 Nr. I lit. e, besgl. lit. f (legtere 
bezuglich der Sagbausäbung). 

ie gejonderte Benügung des örtlichen Vermögens beiteht darin, daß 

der Ertrag dieſes Ortsvermögens bezw. die Nutzungen an demfelben ausfchließ- 

Lid) ber betr. Ortjchaft bezw. deren Angehörigen zulommt. ©. weiter Anın. 61 
. I lit. a. 

Was jpeziell die Benügung der örtlichen Gebäude, Anftalten, Einrichtungen 
ıc. anbelangt, fo muß bezüglich derjelben folgender Grundſatz aufgeftellt werben: 

a. Die für allgemeine Öffentliche Zwecke ber Geſamtgemeinde 
dienenden örtlichen Gebäude, Anftalten 2c. (3.8. Rathaus, Schulhäufer, 
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I. Ebenſo bfeiben die beftehenden Rechte unverändert, wer 
ein eigenes Gemeinde: oder Stiftungs-Vermögen zu dem Vermög 
einer dem Gemeindeverbande einverleibten Markung oder eines ei 
zelnen Gemeindebezirfes gehört. 59) 


II. Die Beitimmung des Abf. 1 findet auch dann Anwendun 
wenn die Vereinigung mehrerer Drtichaften oder Gemeinden, fon 
die Einverleibung abgejonderter Markungen in einen Gemeindebez 
nah Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes ftattfindet. 60) 81) 


Teuerlöfchgeräte zc. 2c.) find der SBejamtgemeinde zum Gebrauche 
überlajfen, ohne daß die zu ber nämlichen Gemeinde gehörigen anbeı 
Ortichaften, in welchen fich dieſe Gebäude, Einrichtungen 2c. nicht 
finden, eine bejondere Leiftung für deren Benützung zu machen Hab 
Dagegen find aber aud bie Koften für bie Unterhaltung unb be; 
die Herftellung oder Wiederherftellung oder Aenderung diefer Anftalı 
2c. von der Gefamtgemeinde zu tragen. 


b. Dagegen verbleiben diejenigen rein ortſchaftlichen Anftalt 
welche nur dem Bivede der betr. Orts gemeinde dienen, nach wie ı 
der ausſchließlichen Benützung, aber auch der linterhaltungs- ı 
bezw. SHerftellungspflidt ber betr. Ortsgemeinde (3. B. eine r 
ortfchaftliche Wafferleitung, eine rein ortihaftliche Wohlthätigleitd- o 
Kranten-Anftalt 2c.). Vergl. Hiezu v. Kahr ©. 120—123. Ferner 
biezu die Ausführungen über die Ausſcheidung des Vermögens 
Gemeindebezirtöveränderungen bei vd. Kahr ©. 109—113 zu Art. 4 
Gemeindeordnung Anm. 10, fowie oben 8 94 ©. 50 ff., vergl. a 
die besbezüglichen Darftellungen bei v. Geydel 3, 88 f. 


»*) Die früher nad) $ 3 des Gem.-Ed. von 1818/34 erfolgte „blos pı 
zeilihe Zuteilung” (vergl. Hiezu oben Anm. 28) machen die blo8 polizeilich zu 
teilten Ortichaften nicht zu Ortichaften im Sinne des Art. 5 Abi. I, im Geg 
teil erhielt Die Gemeinde, welcher diefe DOrtichaften „blos polizeilih” zuget 
worden find, diejen gegenüber bie Qualität einer Ortichaft mit eigenem Vermö 
nad Art. 5 Abſ. I; vergl. v. Kahr ©. 124, Haud-Lindner ©. 36. 


N Hieher wird noch Art. 12 Abſ. III des Vermarkungsgeſetzes v 
16. Mai 1868 angeführt: „Befteht eine &emeinde aus mehreren getrennten & 
fchaften, fo ift jeder derſelben die Aufftellung von Feldgeſchworenen für i 
Flurmarkung geftattet. 


»*, Die örtliche Urmenpflege obliegt nicht den einzelnen Ortichaften, | 
dern der politiichen Gemeinde. Vergl. hiezu Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes 
Anm. 61 I lit. c und d. 


»®, Abſ. II des Art. 5 behandelt den jelten vorfommenden Fall, daß e 
abgefonderte Markung oder ein beftimmter Teil einer Stadt (mie 3. B. 
Altftadt Erlangen) ein bejonderes Vermögen befigt. 


“o, Abſ. III behandelt nicht — wie Abi. I und II — bie am 1. Juli 1 
bereitö beſtehenden erhältnifje, fondern die neuen Gemeindebildungen, we 
fih auf Grund ber nah Maßgabe ber Gem.Ordn. erfolgenden Beränderun 
der Gemeindebezirke ergeben. Weber die einzelnen hier in Betradht kommen 
Rechtsverhältnifie |. Die Ausführungen bei dv. Kahr ©. 125 f., aus welchen bie 
bemerkt wird, daß „auch ben bisherigen politiichen Gemeinden für den Fall 
Buteilung von Ortſchaften zu ihnen, fowie für ben Fall der Vereinigung mehr 
politiicher Gemeinden mit einander das Recht auf dad ausſchließende Eig 
tum und die gejonderte Verwaltung jowie den Genuß ihres bejonder 
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bei. bisherigen Bermögend in gleicher Weiſe (wie ben Ortichaften nad) Art. 5 
f. 1) gewahrt werben wollte.“ 


e Bu Art.5 find folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes und bes oberften 
Ger..Hofe3 (Nr. II) — beziv. bie sub Nr. III aufgezählten Abhandlungen — 
von Intereſſe. 

I. Entieidungen des Verw.⸗Ger.⸗Hofs: 

a. vom 4. Januar 1884 Bd. 5, 97: Die zu einer politiichen Gemeinde 

vereinigten Ortichaften Haben die Renten ihre® örtlichen Ber- 
mögens, — foferne nicht der in Art. 32 Abſ. I der rechtörheiniichen 
Gemeindeordnung ftatuierte Ausnahmefall gegeben ift, im erfter Reihe 
außer zur Dedung des Bedarfs für örtliche Sonderzwede auch zur 
Beftreitung des Anteile an ben gemeinjamen Laſten der 
polieit hen Gemeinde, welcher nad) Berhältnis des Steuerfußes auf 
ie Ortſchaft entfällt, Dann zu verwenden, wenn außerdem in 
Ermangelung anderweitiger Dedungsmittel die Erhebung von Ge⸗ 
meindeumlagen in der politifchden Gemeinde notwendig wäre. Wrt. 6, 
31 Abſ. I, 39 und 153 der Gem.Ordn.; fpeziell S. 102: Die Gejehes- 
beftimmungen des Art. 31 Abf. I und Art. 39 Abi. I find allge- 
mein, fohin aud in Anfehung des örtlichen Vermögens und Bedarfes 
maßgebend, und fteht einer derartigen Inanſpruchnahme des Ortſchafts⸗ 
bermögend aud) der Urt. 5 in feiner Weiſe entgegen, wenn es fich auf 
Grund ded Art. 153 Abf. II um die Erfüllung einer der betr. Ort⸗ 
ſchaft eigenen Verbindlichkeit, nicht um einen berjelben fremden Zweck 
handelt. ©. Unm. 55, bejonberd Anm. 48a bezw. Unm. **) hiezu⸗ 


b. Entich. des Verw.-Ger.-Hofe8 vom 26. November 1886 Bd. 8, 178 f. 
befonders 182: „Bun Begriffe einer Ortſchaft ift da8 VBorhandenfein 
einer befonderen Ortsflur, nicht aber auch der Beitand eines 
örtlichen Sondervermögend unerläßlih. Die Eriftenz eines Sonber- 
vermögen Hat nur noch die Wirkung, daß die im Beſitze ſolchen 
Vermögen? befindliche Ortichaft nicht blos als öffentlich - rechtlicher 
Verband, fondern weiter auch noch ald Inhaberin jenes Vermögens in 
Betracht kommt. 

Wenn über die Verwendung der Erträgnifie eines angeblichen 
Ortsvermögens zur Dedung von Bedürfniffen ber politifchen Gemeinde 
Streit entiteht, jo kann vermwaltungsrechtlich zwar nidyt über den Be- 
ftand eines Ortsvermögens beziv. über das Eigentum ar den ala Orts⸗ 
vermögen bezeichneten Gegenftänden, wohl aber darüber Enticheidung 
getroffen werden, ob eine ausgejchiedene Ortsflur und folgemweije eine 
bejondere Ortihaft vorhanden fei. Siehe auch unten lit. k, ferner 
oben Anm. 48a, 49 und 49a zu Art.5. Bergl. au unten Anm. 68, 
69, 70 und 74 lit. d zu Art. 7. 

c. Entſch. bes Verw.Ger.Hofes vom 20. April 1883 Bd. 4, 445: Mit 
der bei der Bildung der Gemeinden im Jahre 1818 erfolgten Ber- 
einigung mehrerer Ortſchaften zu einer politiichen Gemeinde hatten 
auch die bis dahin beftandenen gejonderten Armenverbände folcher 
DOrtichaften aufzuhören und in einen ben Bezirk der politiichen Ge⸗ 
meinde umfaffenden Armenverband überzugehen. 

Aus einem nad dem Jahre 1818 wenn auch noch fo lange währen- 
den thatjächlichen Fortbeftande der örtlichen Urmenverbände konnte den 
beteiligten Ortichaften ein Recht auf Beibehaltung dieſer Verbände nicht 
erwachſen. Die Renten des örtlichen Armenvermögens find nicht nach 
Mafgabe des Armenbedürfniſſes der einzelnen Ortſchaften, ſondern 
nach dem Steuergrößenverhält niſſe derſelben gebotenen Falles 
der Urmenpflege der politifchen Gemeinde zur Berfügung zu ftellen. 
©. oben Anm. 58, Hiezu ferner: 
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d. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 7. Januar 1881 Bd. 2%, 41: 


öffentliche Armenpflege obliegt den politiichen Gemeinden für 

ganzen Gemeindebezirf; ort3gemeindliche Armenverbände find c 
geichloflen; und noch weiter: Enticheidung des Berm.-Ger.-Hofes ı 
13. Mai 1880 Bd. 1, 302: Die öffentliche Armenpflege obliegt ge 
fi den politiicden Gemeinden. In Gemeinden, weldye aus mehr 
vereinigten Ortichaften beitehen, gehören die aus bem Heimat 

Urmenverbande entipringenden Berbindlichkeiten zu den gejelichen 

liegenheiten der politiichen Gemeinde. 

Vergl. Art. 153 ber Gem.-Orbn., |. oben Anm. 58. 


. Entſch. des Berwm.-Ger.-Hofed vom 30. Mai 1884 Bd. 5, 198: € 


einer Ortichaft die befondere Verwaltung eines Ortſchaftsvermögens 
jo find gemäß Art. 5 und 153 der Gem.-Drdn. die Sejamtheit 
Ortöbüirger, fohin nicht allein die an ſolchem Ortsvermögen 
Nugungsrehten Beteiligten zur Feſtſtellung darüber berufen, in we 
Weiſe innerhalb der gejelichen Grenzen bie Verwaltung des £ 
vermögens beftellt werden ſoll; und iſt eine Ortsgemeinde nicht be’ 
ihr geſetzliches Verwaltungsrecht in Anjehung eines mit Nugungen 
Vorteile Einzelner belafteten Ortövermögend zu Gunften der lepi 
aufzugeben. S. oben Anm. 55. 


. Entidy. des Beriv.-Ger.-Hofed dom 18. März 1880 Bd. I, 195: 


Ausübung des Jagdrechted namens der Grundeigentümer in den F 
de3 Urt. 4 des Yagdausübungsgejehes vom 30. März 1850 fteht 
den politijchen, nicht ben Dr? ögemeinden zu. 

Wenn in einer aud mehreren Ortsgemeinden beftehenden politi 
Gemeinde nad) Maßgabe des Art. 5 Abi. 2 des angeführten Ge 
zur Bildung mehrerer Jagdbezirke geichritten wird, jo bleibt die 
ftimmung hierüber dem freien Ermeffen der politiihen Gem 
überlafjen und iſt es keineswegs geboten, daß die Jagdbezirke mil 
Ortäfluren zufammenfallen. 

Wenn übrigens bie Bildung der Jagdbezirke in der Tettbezeich 
Weiſe erfolgt, fo find dem ungeachtet bie yagbpadtichilinge nic 
den Ortögemeindelafjen, fondern in der Kaſſe der politifchen Gem 
(unausgeſchieden nad) Yagdbezirken) zu vereinnahmen und den einz 
Grundbefipern nad Dafgabe ihre Wnteil® an der Tagwerkzah 
Grundftäde nicht der betreffenden Ortögemeinde, fondern ber gejc 
politifchen Gemeinde zu verrechnen. Vergl. Anm. 55, auch 49. 


. Entich. des Berwm.-Ger.-Hofes vom 6. Mai 1881 Bd. 8, 18: Wei 


einer Ortögemeinde bie Verwaltung der befonberen ort3gemeind 
Ungelegenheiten nicht durch rechtsförmlichen Beſchluß der Ortsverſ 
fung dem Ausſchuſſe der einichlägigen politiichen Gemeinde übert 
oder hiefür ein bejonderer Ortsausſchuß gebildet ift, jo find Die 
den Gemeindeausſchüſſen zukommenden Befugniffe durch die Or 
ſammlung auszuüben. 

In dieſem Falle können Zuſtellungen für die Ortsgemeinde 
an die Ortsverſammlung in rechtswirkſamer mei erfolgen. 
als Gehilfe der örtlichen Polizeiverwaltung und als Kajlier der 

emeinde aufgeftellter Ortsführer ift zur Empfangnahme folche 
Bellungen nicht legitimiert. Vergl. Anm. 55. 


. Entidy. be Vermw.-Ger.-Hofes vom 27. Dezeniber 1884 Bd. 6 


Die Teilung des Miteigentums an einer von zwei Ortsgem 
bisher gemeinjam bejeflenen Grundfläche zwiſchen diefen Ortsgem— 
fällt nicht unter Urt. 27 der Gem.-Drdn. und bezw. Art. 8 Ziff. 2 
a Der. oofB-e ©. unten Nr. II Entid. des Ob. Ge 
ofes. 
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i. Entich. des Berm.-Ger.-Hofes vom 12. Juni 1889 Bd. 11, 430: Der 
Grundſatz, daß bie Frage der Zugehörigkeit eined Grunbftüdes zu einer 
Öemeinbemarfung für die daraus abgeleitete Umlagenpflicht des Grunb- 
ftüdes präjudiziell fei, findet auch auf Streitigkeiten über O eta martungs- 

ugehdrigleit und Drtögemeindeumlagen Anwendung. Vergl. oben 
nm. 30a lit. c. 

k. Entich. des Berw.-Ber.-Hofes vom 26. Rovember 1886 Bd. 8, jpeziell 
183 f. (f. auch oben lit. b): Der kgl. Verwaltungsgerichtshof hat ſtets 
daran feitgehalten, daß bie Zugehörigkeit eines Grundſtückes zu einer 
beftimmten Markung, weil für die Enticheidung über Nechte ober 
Pflichten, welche ſich aus der Bu ge ergeben jollen, präjudiziell 
auch vorerft in dem durch Art. bj. 1 des Geſetzes über den Ver- 
waltungsgerichtähof bezeichneten bejonderen Inſtanzenzuge rechtöfräftig 
feftzuftellen ift (Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 1, 278, 365, Bd. 8, 
708 und Bd. 6, 70). 

Zweifellos hat diefer Grundſatz nicht bloß bei Gem ein be markungäftreitig- 
feiten, fondern gegebenen alles ebenmäßig audy bei Streitigfeiten über Die Yuge- 
hörigfeit zu Ortsfluren Anwendung zu finden. 

Der kgl. Verwaltungsgerichtshof hat ferner aud) ausgeſprochen, dab Art. 8 
Sn 25 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. nicht auch jene Fälle umfaßt, in welchen Die 

ugehörigleit eines Grunbdftädes zu einer politischen Gemeinde feftfteht 
und lediglih darüber Gtreit befteht, ob dasſelbe auch vermögendredt- 
lich, oder nur in Anjehung der polizeilichen Bermwaltung zugeteilt ift. (Entich. 

des Berw.-Ger.-Hofed Bd. & S. 70 und Bd. 13, 366, in $ 94 Anm. 32.) 
II. Entich. des oberften Gerichtöhofes vom 21. Dezember 1872 Bd. 8, 65 


zu Urt. 6: 

Für den Anſpruch auf Teilung des mehreren Ortſchaften, 
Driögemeind en — zuftehenden Eigentums an Grundftüden tft die 
gerichtliche Yuftändigfeit begründet, da Miteigentum ein Privatredhts- 
verhältnis ift und das Recht eines jeben ‚Reiteigentümer auf Teilun 
des gemeinfchaftlichen Gutes fih auf eine civile Rechtsnorm (TI. I 
refp. XIII 8 3 Nr. 3 des bayer. Landrechts) gründet. 

Dagegen jet der Begriff und das Weſen eine? Gemeinde- 
vermögend voraus, daß das Wermögen einer politijchen ®emeinde 
in ihrer Zotalität oder einer Abteilung berjelben (einer Ortichaft) 
ald bffentlicher Korporation zufteht. 

Wenn aber 3 oder 4 verfchiedene Ortſchaften, welche nicht zu 
einer juriftiiden Berfon verbunden find, gemeinjchaftliche Dedungen 
befigen, fo kann dieſer gemeinfichaftlich beſeſſene Komplex nicht als 
ein Gemeindevermögen, fondern lediglih ald Miteigentum der 
3 bezw. 4 verichiedenen Ortſchaften in Betracht kommen. Giehe 
Entſch. des Bermw.-Ger.-Hofes oben Nr. I lit. h. 

a tere ntiheidungen der Verwaltungs⸗ und Gerichtäbehörden fiehe bei 
rt. . 


III. Abhandlungen zu Art. b: 

BL für admin. Br. 14, 49 ff.: Folgen der Neubildung von Gemeinben; 

20, 113 f: Beitragspflicht der Ortichaft zum Armenhaufe ber politiichen 

emeinde; 

20, 115 fi.: &emeinfchaftliche Ausgaben einer aus mehreren Orticdhaften 
gebildeten Gemeinde; 

22, 261: Beteiligung der Nebenorte bei Beftreitung ber &emeinbebebürf- 
niffe (2 Beiſpiele aus der Praxis); 

2323, 257 ff.: Berwendung bes Ortövermögens zu den Bebürfniffen ber po- 
Titiichen Gemeinde ; 
‚233 ff.: Uebergang der alten Markgenoſſenſchaft zur politiichen Ge⸗ 
meinde (vergl. auch Bd. 18, 129 ff., —* ©. 136 f.); 
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27, 318: Schuß einer Ortsflur gegen Ueberſchwemmungen; 

87, 270: Leber die Bezeichnung „Ortichaft” für die Nebenorte einer Ge⸗ 
meinbe an „Ortsgemeinde“ für „politifche Gemeinde" (in v. Seybels 

taatsrecht); 

88, 209: Die Bereinigung des Ortſchafts⸗ und Gemeindevermogens, Tvon 
v. Seydel, desgleichen die weiteren Darftellungen in v. Seydels 
bayer. Stintredt db. 3, 35 ff, fowie Vd. 3, 632 bezüglich ber 
DOrtichaften und des Ortichaftsvermögens; ferner 

Bl. für admin. Pr. 41, 84: Erjapforberung für geleiftete Armenhilfe gegen 
eine vertragsmäßig verpflichtete Ortichaft ; 

423, 363: Die Wegbaulaft in den zu einer Gemeinbe"vereinigten Ortfchaften. 


Insbeſondere aber die eingehende Abhandlung über das Ortſchafts⸗ 
recht“ in BL. für admin. Pr. Bd. 44, 129 ff., 145 ff., 161 ff. von Keidel: 

a. Einleitung ©. 129, 

b. Begriff und Erforberniffe S. 130 ff., 

c. Entftehung der Bereinigung S. 132, 

d. gemeinſchaftliche Angelegenheiten S. 135 ff., 

e. insbefondere von der Wegunterhaltung ©. 142 ff.,*) 

f. die Rechtöverhältniffe am Ortichaftdvermögen ©. 153 ff, 

£- Verwaltung des Ortichaftsvermögens ©. 161, 

. Dedungsmittel des Ortichaftsbebarfes S. 163, 

ji. Vertretung ber Ortichaft ©. 166, 

k. Rechtsſchutz ©. 168. 

Siehe ferner bayer. Gemeindezeitung Yahrg. 1898 ©. 298 f.: über 
arremartung, Flurgrenzen, Ortsflur; Jahrg. 1894 ©. 141 f.: Wenderung der 

önamen. 


IV. Zu Art. 1, 4 und 5 ber Gem.-Orbn. find hier noch die einichlägigen 
Beftimmungen über Häufernummerierung näher anzugeben: 


Die Min,-E. vom 16. Mai 1879 „die Rummerierung der Gebäude 
betr.“ (Web. 18, 23 f.) beftimmt: Es ift die Wahrnehmung gemacht worden, daß 
bei Yenderungen der bejtehenden Nummerierung der Gebäude nicht immer jenes 
Berfahren beobadıtet wird, welches die Rückſicht auf eine den geſetzlichen Vor⸗ 
fchriften entiprechende Führung und Evidenthaltung ber rentamtlihen, dann ber 

rund- und Hypothekenbücher, ſowie der Brandverficherungstatafter erheijcht. 

Bur Erzielung einer gleichmäßigen Geichäftöbehanblung in dieſer Richtung 
wird daher im Einverftändnijfe mit den kgl. Staat3minifterien der Zuftiz und ber 
Finanzen nachſtehendes verfügt: 

1) Die Ort3polizeibehörden gaben bei veranlaßten Wenderungen ber be- 
jtehenden Nummerierung Gebäude zur Ermöglidjung der Geltenb- 
machung der Berwaltungsintereffen über das Vorhaben vor der Be- 
ſchlußfaſſung die einfchlägigen Rentämter und Hypothekenämter ſowie 
die Brandverlicherungsfammer einzuvernehmen und die gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe denſelben behufs Ermöglichung der Anrufung der den Gemeinden 
vorgeſetzten Verwaltungsbehörden mitzuteilen. 

2) Die betr. Beſchlüſſe dürfen nicht vor Ablauf einer 14 tägigen Friſt, vom 
Zage der Zuftellung berfelben an gerechnet, beziv. vor endgiltiger Be⸗ 
ſcheidung der etwa erhobenen Beſchwerden in Vollzug gefebt werben. 

3) Alle Menderungen der polizeilichen Gebäude-Rummerierung einſchließlich 
der Rummerierung neu entftehenber Gebäube find unter Angabe der 


°, Hiezu ß Entſch. des Verw ⸗Gex.⸗Hofes vom 16. Januar 1880 3b. 1, 95: Die verwaltungẽ⸗ 
richterliche Entſcheldung über bie Serftellung unb Unterhaltung eines Öffentlichen Gemeindeweges. 
wobet mehrere zu einer politiſchen Gemeinde vereinigte Ortsgeneinden (db. h. Ortſchaften) be⸗ 
teifigt ind, darf fi nicht darauf beichränfen, Lebiglih bie betr. politifche Gemeinde nach Art. 88 
der rechtsxhein. Gem Ordn. mit dem Vorbehalte ber Beiziehung ber allenfalls verpflichteten Ortb« 
gemeinde in Anſpruch an nehmen, fonbern fie hat bie einzelnen Pflichtigen felbft zu beftimmen 
und genau zu bezeichnen. 
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Art. 6 (6).%) 


Mehrere benachbarte, demjelben Diſtriktsverbande angehörige 
Gemeinden künnen in eine Bürgermeifterei vereinigt terden.®) 





ämtern und der Brandverficherungsfammer zur Anzeige zu bringen. 
inficht 


guömm heiten und Störungen, welche jede Aenderung der beftehenden Gebäude- 


polizeibehörde nicht berüdfichtigt, jo hat dasfelbe ſofort nad erhaltener 
Mitteilung des Beichlufies die Alten der fgl. Negierung, Sammer .ber 
Finanzen, unter gutachtlicher Aeußerung zur weiteren Beichlußfaffung 
vorzulegen ac. 

3) Die Erhebung von Beschwerden gegen die ortöpolizeilichen Beſchlüſſe, 
fowie gegen die Entjcheidungen der vorgejegten Berwaltungsbehörben 
obliegt den Kreisfistalaten. 

4) Die Berichtigung der Vorträge in den rentamtlichen Sataftern und 
Heberegiftern, weiche durch eine ordnungsmäßig beichlofiene Aenderung 
in der ortöpolizeilichen Gebäude-Nummerierung veranlaßt wird, ericheint 
als Offizialgeichäft des Rentamts. 

Weiter vergl. hiezu 8 16 der AInftruftion zur Bildung der Steuerdiftrifte 
vom 13. Mai 1808 (Web. 1, 197), ferner $ 48 ber Kataftrierungs - Inftruftion 
vom 19. Januar 1830 (Web. 3, 514), endlih Din.-E. vom 19. Oftober 1833 
(Web. 3, 704): die Eintragung der Hausnummer auf die Steuerkatafterpläne betr. 


Bu Art. 6. 

) Der Art. 6 Handelt von der Bildung von Bürgermeijtereien; hiezu 
j. Urt. 150—152 über die Verwaltung ber zu einer Bürgermeilterei vereinigten 
Gemeinden, Art. 166 Abſ. III über die dem Bürgermeifter einer Bürgermeifterei 
gufte enden Disziplinarbefugniſſe und Urt. 198 über die Wahl der Beigeordneten, 
er Bevollmächtigten und der Erjagmänner, ſowie des Bürgermeiſters in einer 
Bürgermeifterei. 

Das rechtsrheiniſche Gemeinderecht Tannte vor der Gem. Ordn. von 186% 
das Inſtitut der Bürgermeiftereien nicht, es hat fich deshalb auch nach 1869 im 
vechtörheinischen Bayern nicht einzubürgern vermocht. 

Siehe v. Kahr ©. 130 ff. Und fo tft denn aud die Zahl ber Bürger- 
meiftereien im rechtörheinifchen Bayern vom Anfang an eine verſchwindend Feine 


geweſen. 
Nachdem einmal die Voreingenommenheit gegen die Bürgermeifterei-Bildungen 
befteht, wäre e3 wohl, wie v. Kahr S. 131 Anm, 7 fehr richtig fagt, weit „wichtiger, 


Vohl, Hanbbud II. 7 
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Bei vorhandener Zuftimmung der Gemeindeausſchüſſe ſämtlicher 
beteiligten Gemeinden genügt für Bildung, Veränderung oder Wieder- 
auflöfung folder Verbände die Genehmigung der Kreisverwaltungs⸗ 
ftelle, 4) in Ermangelung alljeitiger Zuftimmung Tann bierüber nur 








wenn e3 gelänge, die forporatide Bereinigung feiner, benachbarter Ge⸗ 
meinden zu einer Gemeinde herbeizuführen“. 


*°, Seitens des fgl. Stantsminifteriumsd des Innern find bezüglich dieſer 
VBürgermeifterei-Bilbungen bezw. beren Serbeiführung zu verſchiedenen Malen 
Direktiven ergangen und verweifen wir auf folgende Min.-Entjchl.: 


A. Min.-E. vom 18. Juli 1869 „die Bildung der Bürgermeiftereien betr.“ 
Web. 8, 237, aus welcher folgendes hervorgehoben wird; 

1) Zu einer Bürgermeifterei können 2 oder mehrere Landgemeinden 
vereinigt werben, welche in ein und derfelben Diſtriltsgemeinde 
ſich nden und derart gelegen find, daß bie Bildung eines z u⸗ 
ſammenhängenden Nürgermeiftereibezirfes möglich iſt ꝛc. 

2) Die Bürgermeifterei führt in der Regel ben Namen derjenigen Ge⸗ 
meinde, melde am meiften Bevölferung zählt. 

3) Bei der Bildung eines Bürgermeiſtereibezirkes iſt einerjeit3 zu be- 
rüdfichtigen, daß nach den bisherigen Erfahrungen viele kleinere Ge⸗ 
meinden ihrer abminiftrativen Aufgabe nicht zu genügen vermochten 
und daher die Bildung entiprechender Verwaltungsbezirke wünfchens- 
wert erjcheint, andrerſeits aber muß im Auge Behalten werden, baß 
ber gemeinfame Vorſtand nicht durch allzugroße räumliche Aus- 
behnung des Bezirkes an der Erfüllung feiner Obliegenheiten, nament- 
lich in Bezug auf bie Polizeiverwaltung und Gejchäftsleitung ge» 
hindert fein Darf ıc. 

B. Min.-E. vom 26. Oftober 1869 „die Bildung der Bürgermeiftereien nad) 
Art. 6 der rechtöcheiniichen Gern.-Drdn. von 1869 betr.” (Web. 8, 418), 
in welcher wohl an der Anfchauung feftgehalten wird, daß diefe Bürger- 
meifterei-VBilbungen ſowohl im Intereſſe des Staates ala ber betr. 
Gemeinden da, wo die Borausfegungen vorliegen, gelegen find unb 
daher ſolchen Falles nad) wie vor gefördert werden follen. Die Thätig- 
feit der Fgl. Bezirfdämter foll aber angejiht3 der hHerrichenden Vor⸗ 
urteile gegen dieje Organifation ſich zunächſt darauf beichränten , biefe 
in den betreffenden Gemeinden beftehenden Borurteile allmählich zu be 
feitigen und von der Beneigtheit, im Wege ber freiwilligen Ber- 
einigung die Bildung weiterer Bürgermeijtereien eintreten zu lafien, 
fofort den veranlaßten Gebrauch zu machen. 

C. Win.-E. vom 24. Juni 1878 „die Bildung von Bürgermeiftereien betr., 
durch welche „neuerlich bie Aufmerkſamkeit der kgl. Regierungen und 
der Tal. Bezirktdämter im rechtärheiniichen Bayern auf bie Bildung von 
Bürgermeiftereien gelenft wird.” Abgeſehen von der Bereinfachun 
und Erleichterung des Geichäftsverlehrs zwiichen den Gemeinden um 
ben vorgefegten Berwaltungsbehörben, müßte bie Verbindung zu Vürger- 
meiftereien nicht nur in Nüdjicht auf Die Verbefferung der gemeindlichen 
Geichäftsleitung, jondern auch in Rückſicht auf die erleichterte Befriedigung 
mancher gemeindlicher Berwaltungszmwede nicht zu unterjchägenbe Bor- 
teile für die beteiligten Gemeinden im Gefolge haben. Vie Berufu 
eined tüchtigen Mannes an bie Spige der Gemeindeverwaltung, desgl. 
der geeigneten Hilfsorgane z. B. tüchtige Gemeindeichreiber — t ın 
feinen Gemeinden nicht jelten auf Schwierigkeiten; feßtere lönnten Durch 

Bildung von VBürgermeiftereien vielfach bejeitigt ober vermindert werden 2c. 
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nad) Dernehmung der Beteiligten und des betreffenden Diſtriktsrats⸗ 
ausſchuſſes durch dag Staatsminifterium des Innern verfügt werden.®5)6®) 


Art. 7. 67) 


Streitigkeiten über Gemeindemarkungs⸗ und Flur-Grenzen 88) 
werden im gewöhnlichen Inſtanzenzuge 682) durch die Verwaltungs⸗ 


Die it Bezirtsämter erhalten hienach ben Auftrag, bie Beftrebungen 
für die ndung von WBürgermeiftereien wieder aufzunehmen und 
unter umfjichtiger Würdigung ber gegebenen Verhältnifle in angem 
Beile, am zmedmäßigften im perfönlichen Verkehr der Bezirlsamtsvorftände 
mit den Würgermeiltern und Gemeindeausſchüſſen, insbeſondere auch 
elegentlih der Vornahme der Gemeindevifitationen auf dem Wege ber 
Belehrung und Ermunterung nad) Thunlichkeit dafür zu wirken, daß 
dem Inſtitute der Bürgermeiftereien nach und nad) aud) in ben Landes- 
teilen rechts des Rheins die gebührende Aufnahme und Verbreitung 
eichafft werde. 
Pine. vom 4. Januar 1870, das Halten ber Kreisamts⸗ und Geſetz⸗ 
blätter von Geiten ber zu einer Bürgermeifterei vereinigten Gemeinden 
» betr. (Web. 8, r% ed wird bier genügend erachtet, wenn die Kreis⸗ 
amts⸗ und die Gejekblätter von der Vürgermeifterei gehalten werben 
(e3 ift aljo nicht nötig, daß jede ber einzelnen Gemeinden diefelben be- 
ſonders hält). 


s“, Diefe Genehmigung wird von den kgl. Kreisregierungen nach freiem 
Ermeflen und unter Berädjichtigung aller einjchlägigen Berhäftniffe erteilt. Gegen 
eine desbezügliche abweiſende Entietiebung fteht der abgewiejenen Gemeinde nach 
rt. 161 der Gem.-Orbn. innerhalb 14 Tagen die Beſchwerde zum fgl. Staats 
minifterium des Innern zu. 


*n Bergl. a Art. 6 noch meiter folgende gejeßliche Beftimmungen, welche 

außerhalb der Bildung einer Bülrgermeifterei Blag greifen können: 
a. Urt. 129 Abſ. II und ILL: Aufſtellung gemeinfchaftlicder Gemeinde⸗ 
ſchreiber und @emeinbeeinnehmer für mehrere benachbarte @e- 


meinden. 

b. Urt. 141 Abſ. VI: Gemeinſchaftliche Aufftellung des Ortspolizei- und 
Feldſchutzperſonals für mehrere aneinanbergrenzende Gemeinden. 

c. Urt. 17 Ubf. II des Armengeſetzes von 1869: Es ift geftattet, daß zwei 
ober mehrere benachbarte Gemeinden nach freier Uebereintunft zu 
gemeinfamer Herſtellung für die örtliche Armenpflege unerläßlicher Ein- 
richtungen fich verbinden. 

d. Art. 37 bes Diſtriktsratsgeſetzes von 1852: Einzelnen Gemeinben 
bleibt vorbehalten, für Unternehmungen und Einrichtungen, die en 
ausſchließenden Gemeindenugen betreffen, ober bezüglich welcher ihnen 
ausfchlieplich Verpflichtungen obliegen (unbeichadet der Beſtimmungen 
bieied Beiehe®) in bejondere Verbindung zu treten oder in folchen zu 
verbleiben. 


“) Im Uebrigen ſ. zu Art. 6: v. Kahr ©. 129-133; Haud-Lindier, 
Commentar ©. 39 f. und v. Seydel, Staatsrecht Bd. 2, ©. 33 f. $ 166. 
Bu Art. 7. 

* Die Kompetenzbeftiimmung bes Art. 7 ergibt fi) aus der Eigenichaft 
der Gemeinden ala Korporationen des öffentlichen Nechtes, deren Markung 
als fo che dem privatrechtlichen Verkehre entzogen tjt, weil fie ebenfalls öffent- 
lihrehtlicdhe Qualität befigt, wie bie Gemeinde jelbit. 


7* 
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behörden *7)68*) entjchieden 9) unbeſchadet der richterlichen Zuftändig- 
feit 70) Hinfichtlich der etwa hiedurch berührten Privatrechte.?1)72)78)74) 


Das Nämliche gilt von den Markungen ober Fluren der Ortögemeinden 
oder Ortfchaften, welche aljo ebenjo wie die Markungen oder Bezirke der politifchen 
Gemeinden dem öffentlichen Rechte angehören und als ſolche den nämlichen Be- 
flimmungen, wie bie Gemeindemarkungen in Bezug auf bie BZuftändigfeit nad 
Art: 7 der Gem.-Drdn. unterliegen. Siehe untenftehende Anm. 68, ferner Urt. 
12 des Verw.⸗Ger.⸗Hof⸗Geſetzes ſowie v. Kahr ©. 184 ff. Vergl. Entich. des 
Berw.-Ger.-Hofes vom 26. November 1886 Bd. 8, 183 f. und vom 12. Juni 1889 
Bd. 11, 430 in Anm. 61 Nr. I lit. i und k. 

Der Urt. 7 iſt durch das nn eſetz von 1878 weſentlich 
berührt bezw. näher beitimmt worden. Nach Urt. 8 ir 25 dieſes Geſetzes find 
Berwaltungsrecht3jachen alle beftrittene Rechtsanſprüche und Berbindlichkeiten 
bezüglicy der Bugehörigfeit von Grundftüden zu einem Gemeindeverband und be- 
züglich der Semeindbemarltungs- und Slurgrenzen. Der Inftanzenzug 
ift vorliegenden Falles mit Rüdfiht auf Art. 9 des vorgenannten Geſetzes folgen- 
der: in erfter Inftanz entjcheiden die Diftriftäverwaltungdbehörden (gl. Bezirks⸗ 
ämter bezw. unmittelbare Magiftrate; |. hiezu Art. 17 Abſ. 2 des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hof⸗Geſetzes und oben 8 94 ©. 56), in zweiter und legter Inſtanz der kgl. 
Berwaltungsgerichtshof, an welchen ſolchen Yalles die Berufungen gegen bie erft- 
inftanziellen Entieidungen unmittelbar gehen. Xergl. Hieher auch Art. 10 Hiff. 
4 und Urt. 12 des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof. Siehe ferner Ent- 
icheidung bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Anm. 74 Nr. I lit. b, c. 


es, 1. Unter den $ lu rgrenzen find hier Die Örenzen ber Ortögemeinde- 

oder der Ortſchafts⸗Flur zu verfiehen. (Siehe oben Anm. 67 

Sat 2.) Nicht Diebe ehören die Grenzen einzelner Flurab⸗ 

teilungen innerhalb des Gemeinbebezirtd oder der Ortſchaftsflur. 

Siehe v. Kahr ©. 136.) Dieje Grenzen haben ebenjo wie die 

[urabteilungen felbft feine öffentlich-rechtliche Eigenſchaft und fallen 

daher Streitigkeiten über folhe Ylurabteilungen bezw. deren 
Grenzen nicht unter Art. 7 der Gem.-Drdn. 

(Berg. hieher auch die Beſtimmung in Art. 2 bes Flurbe⸗ 
reinigungsgejeged vom 29. Mai 1886: „Die Flurbereinigung kann 
ganze Gemeinde oder Drt3fluren oder Teile derfelben 
umfaſſen 2c.) 

2. Hier bei Art. 7 mögen auch die Beftimmungen der Art. 43 Abf. I 
und 45 Abſ. I der Gem.-Orbn. Erwähnung finden, nach welchen 
bie Steueranlage in der Gemeinde, alſo im Bezirke der Ge- 
meinde —— für die Umlagen⸗Erhebung, ſowie maßgebend 
für die IImlagen-Berteilung if. Dabei wird in der Rechtſprechung 
des Verw.⸗Ger.Hofs an dem Grundjag feitgehalten, daß — foferne 
die Umlagenerhebung von einem Grundftüde oder wenn fonftige 
Konfequenzen aus der YZugehdrigfeit eine! Grundftüdes zu einem 
Gemeindebezirke in Frage Stehen — zuerſt rechtskräftig —— 
werden muß, zu welchem Gemeindebezirke das betr. Grundſtück 
gehört. Siehe Enticheidung des Berw.-Ger.-Hofes in Anm. 74 
Nr. I lit. o und e, ferner f. oben Anm. 22 zu Urt. 8; befonders auch 
894 6.37 Anm. 18 und die dafelbft angeführte Entich. des B.-@.-9. 


») Die Bildung oder organtfatorifhe Einrihtung der 
Gemeindebezirte gehört lediglich zur Kompetenz der aftiven RBerwaltungs- 
Behörden bezw. -Stellen (Urt. 3 Abf. IV unb Art. 4 ber Gem.-Drdn.). Die 
Berwaltungsre ch tsinitanzen haben daher auch Feine Befugnis zur Prüfung nad 
der Richtung, ob eine auf die Bildung der Gemeindebezirle bezügliche Ber- 
fügung ber aftiven Verwaltungsbehörden oder Stellen einerfeit3 zmedmäßig 
ober auch andrerjeit3 dem Geſetze entſprechend, alfo geſetzmäßig war ober ilt; 


.. 
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wohl aber, ob die betr. Verfügung oder Entiheibung von der zuftändigen Stelle 
erlafien worben ift. Bergl. au Anm. 71 und 73. Vergl. ferner v. Kahr ©. 138. 


*”, Dieſe Enticheidung durch die Verwaltungsbehörden — letztere find bier 
im Gegenjaß zu ben Livilgerichten gemeint und gehören zu ihnen aljo auch bie 
Berwaltungdgerichtöbehörden — ift nur inſoweit gegeben, als es ſich um Streitig- 
feiten über die Gemeindemarfung rejp. bie Gemeinde oder DOrtöflur als ſolche 
bezw. über die beftehenden Grenzen derfelben ober über die gegenwärtige 
Zugehörigkeit eine Grundſtückes zc. zu einer Gemeinde- oder Ortsmarkung ala 
ein im öffentlichen Rechte begründetes Verhältnis Handelt (vgl. vorftehende 
Anm. 68a, ferner Anm. 71). 

Dagegen ift nach den Motiven zur Gem.-Drbn. 


’°, die Zuftänbigfeit der Civil gerichte gegeben: 

a. bei allen Streitigkeiten zwiſchen Grundbefibern über die Gre 
ihres Privateigentums, auch wenn dieſe mit den Grenzen des Ge⸗ 
meindebezirt3 zufammen fallen. 

b. bei Streitigfeiten über bie Grenzen derjenigen ®rundftüde, melde 
fih im Privateigentum der Gemeinden als juriftiiche Perſonen be- 
finden, und 

c. die Entſcheidung über die räumlichen Grenzen für bie Ausübun 
privatrechtlicher Nutzungsberechtigungen 3. B. von Weiberechten u 
dergl. Siehe Hiezu das oben 8 94 im Tert S. 55 f. Gejagte. 


" Wenn eine bisher beftanbene Gemeinde durch organifatorifche Verfügung 
des Staatsminijteriums bes Innern gemäß Art. 4 in zwei politiihe Gemeinden 
geteilt wird, jo hat die Abteilung der Gemeindemarkung der bisherigen (Einen) 
Gemeinde unter die nun entftehenden zwei Gemeinden nicht im Streitverfahren 
nad Art. 7, jondern gleichfalls durch organifatorifche Verfügung des fgl. Staats⸗ 
miniſteriums des Innern nach Urt. 4 zu erfolgen. 

Die organifatorifhen Befugniffe der kgl. Staat3regierung 
wollten überhaupt nicht, ganz beſonders aber weder dur ben Art. 7 der Gem.⸗ 
Ordn. noch durch das Geſetz über den Verwaltungsgerichtshof beeinträchtigt ober 
eingeichräntt werden. 

Gegen die Enticheibungen des kgl. Staatsminiſteriums hat daher auch eine 
Beichwerde zum Fol. Berwaltungsgerichtähofe niemals ftatt. 


Siehe von Kahr Geite 137, 141 und 142, ferner fpeziell über das 
Verhältnis zwischen ber Zuftändigfeit der Verwaltungsrechtsinſtanzen und dem 
Drganifationgrecht der kgl. Staatöregierung in Bezug auf die Bemeindebildung ©. 
141 ff., auch Anm. 11 auf ©. 143. Vergl. weiter die vorjtehende Anm. 68a, 
fowie unten Anm. 73; ferner oben 8 94 das im Tert ©. 57 bei Anm. 33 erwähnte. 


’n Beteiligt db. h. rechtlich beteiligt bei Gtreitigfeiten über bie 
Grenzen der Gemeindemarfungen und Drtsfluren find Diejenigen 
politiichen Gemeinden bezw. diejenigen Ortögemeinden (Ortichaften), bezüglich deren 
Grenzen Streit entitanden ift. 

Nach der Praxis bes Verw⸗Ger.⸗Hofes — [vergl. Enticheidung des Verw.⸗ 
Ger.-Hofe3 vom 9. Juli 1886 Bd. 8 ©. 110 f.: „Die Anerlennung, Daß der 
gen. (Staatd-) Wald überhaupt feiner Markung angehört, würbe die vor- 
gängige Einvernahme nicht blos aller anftopenden Gemeinden, fondern auch des 
Eigentümers, des fgl. Staatdärard (und zwar mit Nüdficht auf die dasſelbe event. 
nad Art 3. Abſ. 3 der bieärheinijchen Gem. Drdn. treffenden Verpflichtungen) vor- 
ausſetzen“]) — find bei Marfungsftreitigfeiten aber auch die Befiger ber |treitigen 
Örundftüde als rechtlich beteiligt zu erachten und demgemäß zum verwaltungs- 
rechtlichen Verfahren beizuziehen, doch mit der Modififation, daß in dem alle, 
wenn Streit über die Zugehörigkeit einer gan gen DO rtsmarlung zu der einen 
ober der anderen Gemeinde befteht, nicht die Beſitzer der einzelnen zu der frag- 
lichen Ortsmarkung gehörigen Grundftüde, fondern die nad) Art. 153 der Gem.⸗ 
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Ordn. gebildete Vertretung der betreffenden Ortſchaft zum anhängigen Ver⸗ 
taltungerechtäberfahren „eigugichen iſt. 
© u aͤheres über diefe „Beteiligung“ und bezw. „Beteiligte“ ſiehe von Kahr 


Ueber die bei ſolchen Streitigkeiten als Beweismittel dienenden Urkunden 
und fonftigen Beweisbehelfe ſ. v. Kahr ©. 145. Vergl. auch Entſch. bes Berm.- 
Ger.⸗Hofes Bd. 13, ©. 362 in Anm. 74 Nr. I lit. m. 

’*) Da den Gemeinden ein willlürliches Verfügungsrecht über ihre Gemeinde⸗ 

grenzen nicht zufteht (f. v. Kahr S. 98), können daher ſolche Streitigfeiten ohne 

minifterielle Genehmigung durch Vergleich dann nicht beigelegt werden, wenn durch 
derartige Bergleiche bezw. Verträge —* eine Aenderung der betr. Gemeindebezirke 

im Sinne des Art. 4 der Gem.-Orbn. ergeben würde. Derartige Vergleiche be- 

dürfen daher der Zuſtimmung des Staatöminifteriumd des Innern und find 

wirkungslos, foferne diefelbe verweigert wird. ine Beſchwerde gegen derartige 
minifterielle Berfligungen zum fol. Verwaltungsgerichtshof gibt es jelbftverftändfic 
nicht. Vergl. Anm. 71, auch 68a, bejonderd aud Anm. 43 und Note * biezu. 
bemer! 29) gu Art 7 find folgende Entſcheidungen und Abhandlungen zu 
em : 

I. Enticheidungen des kgl. Berw.-Ger.-Hof3: 

a. vom 14. Mai 1880 Bb. 1, 278 |. oben Anm. 30a lit. a zu Art. 
3 der Gem.-D. ferner vom 19. Mai 1882 Bd. 3, 708 oben Anm. 
9 lit. b. Bergl. oben Anm. 68 a. E. 

b. vom 9. Juni 1880 Bd, 1, 365: Wenn die Konfurrenzpfliht einer 
Berfon zu ben Umlagen einer Gemeinde wegen Grundbeſitzes im 
Gemeinbebezirte in Anfpruch genommen, von berjelben jedoch die 
Vorausſetzung der Umlagenpflicht, nämlich die Zugehörigkeit bes 

—A Grundbeſitzes zur Markung der betr. Gemeinde beſtritten 

wird, ſo liegt eine erwaltungäredhtefache (nicht des Urt 8 Biff. 80, 
fondern) des Urt. 8 Hilf. 26 Geſetzes über den Verw.⸗Ger.⸗Hof 
vor a fi) hbierna das Verfahren zu bemefien (vergl. oben 

nm. 67). 

c. vom 17. Dezember 1884 Bb. 6, 11: Unter Umftänden Tann in 
einem in zuftändiger Weiſe erlaflenen verwaltungsrechtlichen Be⸗ 
fcheide über die Gemeindeumlagenpflicht eines Grundſtückes, deſſen 
Zugehörigkeit zur Markung ber politiihen Gemeinde beftritten ift, 
auch die Entfcheidung über die präjudizielle Markungsfrage als 
mitinbegriffen erachtet werden. (Siehe oben Anm. 67 a. €. 

d. vom 26. Rovember 1886 Bd. 8, 178 und 183 f., |. oben Anm. 61 

lit. b fowie lit. k zu Art. 5 der Gem.-D. 

vom 16. Januar 1891 Bd. 123, 456 f. oben Anm. 9 lit. i zu Art. 2. 
vom 9. Zuli 1886 Bd. 8, 107 oben in 8 94 Anm. 21. 
vom 12. Juni 1889 Bd. 11, 430 bezw. 432: Anm. 62 I lit. i und 

Anm. 43 Note *. 

. vom 27. Februar 1885 Bb. 6, 70, Anm. 62 lit. i und k (f. audy 
Anm. 67); ferner bei. vom 5. November 1890 Bd. 13%, 366 in 

94 Anm. 82 (über Zuftändigleit bei Gtreitigfeiten bezüglich der 

irtungen der Zugehörigkeit eines Srundftüdes bezw. einer Ort⸗ 

{haft oder einer Marlung zu einer Gemeinde, wenn die Grenzen 
des Gemeindebezirks felbft feftftehen und nur über die Folgen oder 
Wirkungen Ddiefer feftftehenden @emeinbezugehörigleit bezw. über 
bie fich Hieraus ergebenden Berechtigungen ober Verpflichtungen zu 
entſcheiden ift. (Vergl. unten lit. 1.) 

. bezüglih der Rechtskraft der in den Enticheidungsgründen ange» 
führten Sätze bezw. der rechtlichen Bedeutung derjelben: Entſch. 
des Berw.-Ger.-Hofes vom 9. Juni 1880 Bd. 1, 365 oben sub 
lit. b; ferner Entich. des Berm.-@er.-Hofes vom 7. Dezember 1880 
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Bd. 2, 282 bei. 288 ff.“ „Den Enticheidungdgründen eines ver- 
waltungsrichterlichen Urteile kommt eine Rechtskraft im eigentlichen 
Sinne nicht & Diejelben bilden jedoch ein gewichtiged Auslegungs- 
mittel für Sinn und Ibſic der Entendung: ferner Entſch. des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 6. November 1889 Bd. 11, 634 f. ſpeziell 
über die trage der Rechtskraft von Incidententſcheidungen. 

k. vom 25. Juni 1886 Bd. 8, 87: Die von einer Gemeinde in früheren 
Erflärungen ausgeiprochene Anerkennung der Bugehörigleit eines 
Srundftüdes zur Markung einer politiichen Bemeinde kann die nach⸗ 
trägliche Anhängigmadjung eines Verwaltungsrechtäftreites über dieſe 
Markungsangehdrigkeit nicht ausfchließen. 

. vom 30. Dezember 1886 Bd. 9, 3: Streitigleiten über bie Art 
und Weife der Zutheilung eines Grundftüdes oder Anweſens zu 
einer politiihden Gem. und über dad Maß der hieraus entſpringenden 
Unfprüde und Berbinblichleiten fallen keineswegs unter Art. 8 Ziff. 
25 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878. (Vergl. oben lit. h) 

m. Entſch. des Bermw.-Ger.-Hofes vom 11. Dezember 1891 Bd. 18, 

352 ff., bei. ©. 362: Den Gemeindebühern von N. el weiche 

fih die betr. Gemeinden berufen) kann aber, nachdem dieſelben nicht 

blos jeder amtlichen, indbefondere au der gemeindebehörd- 
lien Fertigung entbehren, fondern audy namentlich ohne Zu- 
ziehung der Beteiligten (darunter das kgl. Aerar) hergeſtellt 
worden find, eine Beweiskraft überhaupt nicht beigemefjen werben. 

Hiezu ent. bes Verw.-Ger.-Hofes vom 28. Oftober 1887. 

n. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 16. Januar 1891 Bd. 13, 455 
oben Anm. 30a zu Art, 3 der Gem.-Orbn., ferner vom 22. Juli 

1892 ®d. 14, 1 ff. f. oben 8 94a Anm. 43 Note * u. bei. 8 94a 

Anm. 11a zu Art. 3 der Gemeindeordnung. 

o. Entich. des „Ber.-Hofed vom 7. Dezember 1880 Bd. 2, 282 

ff. (f. unten die Ziff. III lit. d). 

II Da für die Entſcheidung von Markungsſtreitigkeiten vielfach nötig ift, 
einerfeit3 zu wiſſen, zu welcher Zeit die betr. Territorien zum Königreich Bayern 
elommen find, andrerfeit3 welche Ausdehnung die in Frage ftehenden @ebietäteile 
atten, fo iſt hier ganz beſonders auf die desbezügliche teefitage Bufammenftellung, 
mw. geichichtlihe Darftelung von Weber in feinem Anhangband (zur 

Weber' ſchen Geſetz, und Berordn.-Sammlung) hinzuweiſen und zwar: 

a. Anhang II: Staatsgebiet, chronologiſche Ueberſicht über die Vereinigung 
der dad Königreich Bayern bildenden Gebietsteile S. 48 ff. 

b. Anhang III: Einteilung des Königreichs ©. 114 ff. 

111. Abhandlungen: 

a. BI. für abmin. Pr. Bd. 28, 348: Behandlung einer Gemeindezuge- 
örigfeitäfrage und 29, 61: Die Gemeindemartungszugehörigleit ala 

ereage für die Umlagenpflicht. 

b. 8b. rd 93: Ueber die Kompetenz zur Enticheibung von Gemeinde⸗ 
grenzdifferenzen. 

c. 8b. 14, 32 ff.: Neubilbung von Gemeinden, Berfahren und Zuſtändigkeit. 

d. 8b. 31, 291 Anm. zu Urt. 7 Abſ. 1 der Gem.-Orbn. (Kompetenz bes 
Berwaltungsgericht3hofs, Rechtskraft der Enticheidungsgründe) l hiezu 
auch Bd. sı ©. 181 ff.: Zur Kollifion ber Siege; —* Entſch. des 
Verw.⸗Ger.Hofes vom 7. Dezember 1880 Bd. 2, 282: 

Der Verwaltungsgerichtshof ift nit Kaſſations hof aud 
nit Revifiondgericht im Sinne der Reichs⸗Civilprozeßordnung, 
fondern wirfliches Inftanzgericht, nur mit der formellen Ein- 
ſchränkung, daß eine Bemweisaufnahme vor demfelben nicht ftattzufinben 
hat, jondern erforderlichen Falles auf feine Unordnung von den Unter- 


richtern zu pflegen ift. 


und 
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Art. 8. 


Die Gemeinden haben entweder die ftädtifche oder die Land⸗ 
gemeinde-Berfaflung. 76) 76) 


Art. 9.77) 


I. Zur Annahme und Beibehaltung der ftädtifchen Verfaſſun 
find jene Gemeinden, welche Stadt= oder Marktrecht erworben haben, m) 
berechtigt.7%) Solche Gemeinden find vorbehaltlih der Beitimmung 


Die von demjelben in einer Beſchwerdeſache entjhiedenen 
Fragen find als endgiltig entſchieden zu erachten und von der Bor- 
inftanz bei jeder in der nämlichen Sache noch weiter zu treffenden Ent- 
ſcheidung, gleichviel, ob verwaltungärechtficher oder rein adminiftrativer 
Natur, als rechtskräftig feftftebend anzunehmen. 

Eine nochmalige Würdigung und Beicheidung dieſer Fragen durch 
die Borinftanz ift jomit ausgeſchloſſen. 

Den Entiheibungsgründen eines vertwaltungsrichterlichen Ur- 
teiles kommt eine Rechtskraft im eigentlichen Sinne nicht zu. Dieſelben 
bilden jedoch ein gewichtiges Auslegungsmittel für Sinn und 
Abſicht der Enticheidung. 

0) —F die Gem.⸗Ordn. wurde der geihichttich begründete Unter- 
ſchied zwiſchen Stabt- und Landgemeinden gleichfalls aufrecht erhalten. „Stabt- 
enden“ find nun im Sinne der Gem.Ordn.: „Bemeinden mit ftäbtiicher Ver⸗ 
tefluns ‚“ Hingegen „Landgemeinden“ find „Gemeinden mit Landgemeinde-Ber- 
aſſung“. 

’*, Der frühere Unterſchied bei ben Städten je nach ber Einwohnerzahl 
(Städte L., II. und IIL Rolle) ift weggefallen; es gibt nur einerlei Gemeinden 
mit ftädtiicher Berfaffung. Die VBevölterungszahl gibt jedoch immer nd einen 
Wusichlag 3. B. bei den in ben Art. 71 mit 108 Abi. III, 124 auch 102 Abf. IV; 
63 Abf. I, 159 Abſ. I Ziff. 1 unb 7, desgl. Art. 17 Abi. I und 20 Abſ. II der 
Gem. Lrdn. getroffenen Beſtimmungen. Im Uebrigen ift die Einwohnerzahl 
gleichgiltig; doch gibt es bei den Städten ben einen wichtigen nterjegich zwiſchen 
mittelbaren und unmittelbaren Städten: „unmittelbare Städte“ ſind 
ſolche Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung, welche den Kreisverwaltungsſtellen 
unmittelbar untergeordnet find, alſo nicht unter den kgl. Bezirksämtern 
ſtehen, deren Magiſtrate vielmehr ſelbſt Diſtriktsverwaltungs⸗ und Diſtriktspolizei⸗ 
behörden mit den gleichen Kompetenzen wie die kgl. Bezirksämter ſind. Vergl. 
Art. 93 und 98 der Gem.Ordn.; „mittelbare Städte“ find dagegen diejenigen, 
welche den gl. Bezirksämtern direlt unterftellt find. (In der Pfalz gibt es Teine 
unmittelbaren , jondern nur mittelbare Stäbte, en nur ein und dieſelbe 
Berfaffung für alle Gemeinden ohne Rüdfiht auf deren Größe und Bedeutung 
bezw. Benennung als Stadt oder als Dorf 2c. Siehe oben 8 93 ©. 18.) 

"n Bu Urt. 9 ſ. befonderd die Ausführungen oben in 8 94 ©. 58 ff. 

’%, Und zwar gleichviel, ob diefe Erwerbung auf Grund des Gem. Ed., 
alfo vor ber Gem. Ordn. ade ober erft nach Inkrafttreten der Gem.-Drbn. 
von 1869 gemäß Art. 9 Abi. V auf Grund kgl. Entichließung erfolgt ift. Seit 
1. Juli 1869 kann eine ſolche Berleihung von Stadtrechten nur durch kgl. Entſchl. 
nah) Maßgabe ded Art. 9 Abſ. V erfolgen. 

") Die betr. Städte und Märkte mit ftäbtiicher Berfaffung find nur be- 
3 ed tig t, nicht aber verpflichtet, die ftäbtiiche Berfafjung beizubehalten. Siehe 

nm. &. 
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des Abi. V jederzeit®0) befugt, die Verfaſſung der Landgemeinden an- 
zunehmen. 


I. Ihnen bleibt in diefem Falle der Name Stadt!) oder Markt 81) 
mit dem bis dahin geführten Wappen 32) und die Beſugnis, ihre 
frühere Berfaflung bei dem Beginn jeder Wahlperiode 80) wieder ans 
zunehmen. 


II. Zu jeder derartigen Aenderung ift die Zuftimmung von zwei 
Dritteilen aller®®) Gemeindebürger und) die Unzeige®d) an die 
vorgejegte Verwaltungsbehörde erforderlich. 


IV. Ein hierauf gerichteter Antrag muß von der Gemeinde- 
verwaltung zur Abſtimmung gebracht werden, 8%) wenn er von wenig- 
ften3 dem zehnten Zeile der Gemeindebürger oder in Gemeinden mit 
jtädtifcher Verfaffung von den Gemeindebevollmädhtigten geftellt ift.8”) 


V. Die Einreifung von Landgemeinden in die Klaſſe der 
Städte und Märkte mit ftädtifcher Verfallung,®®) der Eintritt einer 


0), Gemeinden mit fädtifcher Berfaffung können jederzeit, alfo auch 
während und im Laufe einer Wahlperiode die Yandgemeindeverfafjung annehmen, 
Wollen fie dagegen zur ftäbtiichen Berfafjung wieber zurüdfehren, jo müſſen fie 
damit bis zum Beginne einer neuen Wahlperiode zumarten. Bergl. Anm. 79, 
ferner * ch. des Rerw.- Ger.» Hofes vom 24. März 1880 Bd. 1, 206 

nm. it. a. 


*') Ueber bie Berleihung des Titel „Stadt“ oder „Markt“ |. unten 
Anm. 88, 


2) Ueber die Wappen und die Siegel der Gemeinden und Stiftungen 
fowie die Berechtigung zu deren Yührung desgl. ihre Aenderung |. die oben 
8 94 ©. 61—64 aufgeführten Min.-Entichl. und Vollzugsvorſchriften. 

Bur Führung bisher nicht beftandener Wappen ift kgl. Genehmigung nötig. 
Ord y Auch der etwa nicht ſtimmberechtigten (vergl. Urt. 170 der Gem.- 

rdn.). 

»“ Beide Erforderniffe: ſowohl Zuftimmung, als die Hierauf erfolgende 
Anzeige möüflen erfüllt werden. 

e) Nicht nötig ift Dagegen ſolchen Falles eine Genehmigung der vorgefehten 
Berwaltungsbehörde. Letztere hat vielmehr Iediglid den Empfang ber Anzeige 
zu beftätigen, dabei aber zu prüfen, ob die vorgejchriebene Zuftimmung von zwei 
Dritteilen aller Gemeindebürger gegeben ift. 

Die kgl. VBezirlsämter haben über ſolche Anzeigen nah Min.E. vom 
9. Rovember 1872 (Min.-Bl. ©. 115) den vorgefegten !gl. Kreidregierungen un⸗ 
verzüglich Bericht zu erftatten; letztgenannte Stellen geben dann Mitteilung 
hievon an das Igl. Staatdminifterium des Innern. 

+) Aus eigener Initiative Tann die Gemeindeverwaltung (Wagiſtrat, 
Gemeindeausſchuß) felbft jederzeit einen jolchen Antrag ftellen beziv. zur Abſtimm⸗ 
ung bringen. 

*) Und zwar muß ſolchen Falles ber geftellte Antrag auch dann zur Ab⸗ 
ftimmung gebracht werden, wenn die Gemeinbeverwaltung bezw. die Majorität 
derſelben gegen dieſen Antrag wäre. ©. dagegen Anm. 89. 


*) 9. h. die Verleihung ber Stadtrechte an eine bisherige Landgemeinde; 
denn duch die kgl. Entichliegung, welche ausſpricht, daß eine Gemeinde mit 
Zanbgemeindeverfaffung nunmehr in bie Klaſſe ber Städte oder Märkte mit 
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Stadtgemeinde in die Klafie der den Kreisverwaltungsftellen unmittel- 
bar untergeordneten Städte, ſowie der Rüdtritt einer folchen Stadt: 
gemeinde in eine andere Klaſſe von Gemeinden kann nur auf Grund 
eines mit Yuftimmung von zwei Dritteilen ſämtlicher Gemeindebürger 
geftellten Antrages 89) der betreffenden Gemeindeausfchüffe, beziehungs- 
weile Magiftrate, durch königliche Entichließung bewilligt werden. 9) 
In den beiden letzteren Fällen erfolgt die königliche Entichließung 
nach vorgängiger Einvernehmung des Landrate2. on) 92) 98) 94) 


ſtädtiſcher Berfaflung eingereiht werben fol, werben zugleich die „Stadtrechte” an 
dieſe ®emeinde verliehen. Die Verleihung von Stadt- oder von Marktrechten 
bezw. des Titels einer Stadt oder eined Marktes ift ein Vorrecht der Krone. 
Bergl. v. Kahr ©. 151. ©. Anm. 81. 


**, Diefer Antrag kann nur dann geftellt werden, wenn vorher bie Zu⸗ 
flimmung der zwei Dritteile ſämtlicher, alfo auch der nicht ftimmberechtigten 
Gemeindebürger erfolgt ift. Es ift aljo ſowohl diefe Buftimmung, al3 auch zu- 
gleich die Stellung be3 von ben zwei Dritteln ber Gemeindebürger genehmigten 
Antrages jeitend ber Gemeindeverwaltung (Magiftrat, Gemeindeausihuß) nötig. 
Bu dieſem Antrage kann die Gemeindeverwaltung jedoch nicht gezivungen werden, 
ein Bwang wie bei Art. 9 Abi. IV nen ter nicht (vergl. Anm. 87). Die 
Gemeindeverwaltung fann daher entweder ſelbſt die Initiative zu einem ſolchen 
Antrag ergreifen oder fie kann auf Anregung von außen einen fol Antrag 
ftellen; auf jeden Fall aber muß fie fich jelbft für die Stellung eines ſolchen 
Antrages entjcheiden. 
»°, Diefer föniglichen Entichliegung bedarf es alfo: 
a. für die Verleihung der Stadtrechte an eine biäherige Landgemeinde, 
d. h. bie Eimreihung einer ſolchen in bie Gemeinden mit ftädtifcher 
Verfaffung, 

b. für die Erhebung einer bisher mittelbaren Stadt zu einer unmittel- 
baren (f. Anm. 89), 

c. für den Rüdtritt einer unmittelbaren Stadt in bie Klaſſe der mittel- 

baren Städte oder der Landgemeinden. 

Dagegen ift dieſe königliche Genehmigung nicht erforderlich, wenn eine 
mittelbare Stadt in die Reihe der Landgemeinden übertreten will; letzterer Fall 
ift vielmehr nad Art. 9 Abſ. I bis IV zu behandeln. 

*ı) Bezw. des Landratsausſchuſſes Art. 33 lit. a bed Landratsgeſetzes 
foferne der Landrat gerade nicht verfammelt ift. 

2) Die Beurteilung der Frage, ob einer Stadt die Unmittelbarteit ver- 
liehen werben fol, ift ganz dem freien Ermeſſen der kgl. Staatdregierung anheim- 

egeben. 
va Ueber die Gründe, welche bier bejtimmend fein können |. v. Kahr ©. 152. 

9 Bu Art. 9 (au Q der Gem.-Orbn. verweijen wir auf die diesbezüg⸗ 
lichen Darftellungen bei v. Seydel 3, 88 f.; ferner auf bie Entich. des Berw.- 
Ger.-Hofed vom 24. März 1880 Bb. 1, 206 ff.: Die Frage, ob einer mit der 
Zandgemeindeverfafjung verfehenen Stabt- oder Marktgemeinde, welche früher bie 
Räbtilche Berfaffung befefien Hat, die Wiederaufnahme der letzteren Berfaffung 
im Laufe der Wahlperiode ausnahmsweiſe zu bewwilligen fei, ift eine Er- 
meſſensfrage. 

Beſchwerden wegen Verſagung dieſer Bewilligung können nicht auf Grund 
des Art. 10 Biff. 2 des Geſetzes über ben Verw.Ger.⸗Hof an ben Verw.Ger.⸗ 
Hof gebradht werden. S. nächſte Anm. 94. 

*) Zu Urt. 9 vergleiche endlich aud Urt. 10 Ziff. 2 des —— Ober Hole 
Geſetzes, nach welchem der Verw.⸗Ger.Hof zuftändig ıft zur Iettinftanziellen 
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Abteilung IL. 


g 9. 


Die Gemeindebürger, deren Rechte und Pflichten. 
(Art. 10—25 der Gem.:Drdn.) 


Kirgends in der Gemeindeordnung ift der Begriff des „Ge⸗ 
meindeangehörigen“ oder des „Gemeindebürgers“ genau definiert. Es 
fommt dies daher, weil man fich in der Abgeordnetenkammer über 
die Faſſung eines deöbezüglichen Artikels nicht zu einigen vermochte. 
Was man unter einem „emeindeangehörigen“ und fpeziell unter 
einem n Gemeinbebürger” verfteht, ift daher teil® aus den einzelnen 
Beitimmungen der Gemeindeordnung, des Heimatgeſetzes ſowie des 
Geſetzes über die Öffentliche Armen- und Krankenpflege, teil3 aus der 
hiftorifchen Entwidlung des Gemeindebürgerrechtes zu entnehmen. 

Ueber lebteres |. v. Kahr, Comm. ©. 4 f., 8 f., 10, 14, 17, 
23 und 29, ferner Haud-Lindner, Comm. S. 46 ff.: Vorbemerkung 
zu Art. 10 ff. der Gem.-Drdn. 

„Semeindeangehörige” find nicht blos die Gemeindebürger, 
jondern alle jene Perjonen, welche zur Gemeinde in eine dauernde 
Beziehung getreten find, alfo auch die in der Gemeinde Heimatberech- 
tigten, ferner Diejenigen, "welche in der Gemeinde ihren Wohnfik 
haben und diejenigen, welche ohne in der Gemeinde zu wohnen, da= 
jelbft Grundſtücke oder dingliche Rechte befiten. (S. Becher, Landes⸗ 
civilrecht, S. 397.) 

Für die praftiiche Anwendung find demnah Gemeindean- 
gehörige!) im Sinne der Gemeindegefeßgebung überhaupt: 

1) die in der Gemeinde Heimatberechtigten, und zwar gleich- 

viel, ob fie in der Gemeinde wohnen oder nidtt; 


2) Diejenigen Perſonen, welche — ohne in Der Gemeinde 
heimatberedhtigt zu fein — in derfelben ihren Wohnſitz auf- 
gefchlagen Haben; aber auch 


3) diejenigen Perfonen, welche — ohne in der Gemeinde zu 
wohnen und ohne dajelbit en zu fein — Grundftüde 
oder befteuerte Rechte in derjelben befiten (f. Art. 25 der 
Gem.-Drdn.); vor allen Dingen aber 

4) die wirklichen Gemeindebürger d. h. Diejenigen Gemeinde» 
angehörigen im volliten Sinne de Wortes, welche alle 


ſcheidung von Beſchwerden gegen Beichlüffe der Igl. Kreisregierungen „in Gegen- 
ſtaͤnden ber Staatsauflicht über Gemeindeangelegenheiten, wenn von einer Ge- 
meinde behauptet wird, daß durch ſolche Verfügungen das ihr geſetzlich zuſtehende 
en Brecht verlet oder daß ihr eine gejeglich nicht begründete Leiſtung 
erlegt jet.” 
Siehe die in vorfiehender Anm. 93 genannte Entich. des Bermw.-Ger.-Hof3. 
) Ueber „Semeinbeangehörige” ſ. v. Seydel, 3, 57 ff. und 2, 76 ff. 
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ale und Pilichten der eigentlichen Gemeindeangehörigen 
eſitzen. 

ür den Begriff des Gemeindebürgers?) im engſten und 
eigentlichſten Sinne, in welchem derſelbe in der Regel zu verſtehen 
iſt, wenn man von „Bürger“ oder „Gemeindebürger“ ſchlechthin 
ſpricht, ergibt fich für die Praxis folgende Beftimmung: 

Gemeindebürger find diejenigen, welche in der Gemeinde 
wohnen, das Bürgerrecht und durch dasfelbe dag Heimatrecht in der- 
jelben befiten und demgemäß alle Rechte auszuüben befugt find, des⸗ 
gleichen aber auch ‚die Pflichten zu erfüllen haben, welche die Ges 
meindeordnung im Art. 19 beftimmt hat. 

Den Gemeinden ift nun kraft ihrer freien Selbitverwaltung 
bezw. gejeglich geregelten Selbftbeftimmung geftattet, jedem, welcher die 
Fähigkeit zum Bürgerrechtserwerb bejist, ganz nach freiem Er- 
mefjen das Bürgerrecht zu verleihen (Art. 12)°), und kann das Bür- 
gerrecht ybrerji in der Regel nur durch dieſe Verleihung erworben 
werden. 


Die Beantwortung der Frage aber, ob jemand im einzelnen 
Falle als befähigt zum WBürgerrechtserwerb zu erachten jei, liegt in- 
joferne nicht in Diefem freien Ermeſſen der Gemeinde, als fich diefe 
Befähigung vielmehr nach der gejeglichen Beſtimmung des Art. 11 
richtet; andrerſeits ift dieſes freie Ermeſſen auch befchränft bezw. auf- 
gehoben durch die Beitimmungen der Art. 13 und 15 der Gem.⸗Ordn., 
in welchen diejenigen Vorausſetzungen niedergelegt find, unter welchen 
jemand einen gefeglich begründeten Anſpruch auf die Verleihung 
des Bürgerrechtes in einer Gemeinde hat, ihn alfo auf fein Anfuchen 
das Bürgerrecht verliehen werde muß. 

Diefe freie Erwägung der Gemeinden ift weiter noch injoferne 
beichränft, ala fie den Wichtbefähigten, wenn bei den letteren nicht 
die VBorausfegungen des Art. 15 1. c. gegeben find, das Bürgerrecht 
nicht verleihen Dürfen. 


Dagegen find aber auch die Gemeinden befugt, einem nad) 
Art. 11 Berähigten das Bürgerrecht zu verweigern, es müßte denn 
jein, daß der Gefuchiteller gemäß Art. 13 oder 15 einen Anſpruch auf 


*) Ueber das „SBemeindebürgerrecht” |. v. Seydel 3, 76 bi 88. dv. Seydel 
jagt über den Begriff und den rechtlichen Eharafter (und Inhalt) Des Bürgerrechtes : 
„Das Gemeindebürgerreht ift feiner Ratur nach ein öffentlich-rechtlicher Stand 
(Status) innerhalb der Gemeinde, der bei gegebener Befähigung durch Verleihung 
ober kraft Gejehes erworben wird. Das Bürgerrecht als les ift ebenjowenig 
wie Staatdangehörigkeit oder Heimat ein Recht mit beftimmt zu umſchreibendem 
Inhalt, fondern eine rvechtlihe Eigenſchaft der Perſon, welche die oder eine 
Vorausſetzung für den Beſtand gewiſſer Rechte und Pflichten bildet.” — 

*) Siehe 8 95a Anm. 38 bid 40 zu Art. 12 der Gem.-Drdn. 


) Eine Ausnahme von diefer Regel bildet Die Uebergangäbeftimmung des 
Art. 201 Abſ. I der Gem.Ordn. 
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Berleihung dezfelben hat. Auch ſetzt die Bürgerrechtöverleihung nach 
Art. 12 voraus, daß der Beteiligte ein Anjuchen hierauf geſtellt hat. 
Im Gegenjage Hiezu ift jeder zum WBürgerrechtserwerb (gemäß 
Art. 11) Befähigte nach Aufforderung der Gemeindeverwaltung zur 
Erwerbung des Bürgerrechtes verpflichtet, foferne bei ihm die 
Vorausfegungen des Art. 17 der Gem.-Ordn. gegeben find. 

Kein Erfordernis eines Anſuchens ſeitens des Beteiligten einer: 
feits, aber auch fein Anfpruch auf Verleihung, desgleichen feine Ver⸗ 
pflihtung zur Annahme andrerſeits befteht bezüglich des Ehren- 
bürgerrechtes, welches die Gemeindeverwaltungen nad) Art. 24 
ganz nach freiem Willen volljährigen und felbjtändigen Männern zu 
verleihen berechtigt find. — | 

Wie bereits gefagt, fteht es den Gemeinden nicht zu, frei für 
fih zu beftimmen, wen fie al befähigt zum Bürgerrechts- 
erwerb erachten wollen. Der Begriff der Befähigung iſt vielmehr 
duch Urt. 11 der Gen.-Drdn. geſetzlich feſtgeſtellt. Diefe Be- 
fähigung ift an ſechs Vorausfegungen gefnüpft, welche zur Beit 
der Verleihung ſämtlich und gleichzeitig gegeben fein müſſen 
(bezw. behufs Erlangung der Rechtswirkſamkeit für die bereits erfolgte 
Berleihung noch nachträglich zu erfüllen find, wie 3. B. der Erwerb 
der bayer. Staatdangehörigfeit bei Verleihungen an Nichtbayern nad) 
Art. 14). — Fehlt eine diefer Vorausjegungen, jo ift die Berleih- 
ung nach Art. 12 der Gem.-Ordn. rechtsunwirkſam, ſoferne nicht 
Die Vorausſetzungen des Art. 15 gegeben find, durch welche folchen 
Falles die Erforderniffe des Art. 11 erjegt werden. 

Die Bedingungen nun, unter welchen jemand als „befähigt zum 
Bürgerrechtserwerb“ im Sinne des Art. 11 erfcheint, find: 

1) Männliches Geſchlecht. Die Bürgerrecht3-Verfeihung 
nah Art. 12 kann nur an Männer erfolgen. Frauen 
fönnen Dagegen das Bürgerrecht verliehen erhalten, wenn 
fie (Art. 15) die deutiche Neichsangehörigfeitd) und in der 
betr. Gemeinde ein beiteuertes Wohnhaus beiten oder mit 
direkten Steuern mindeſtens in demjelben Betrage wie einer 
ber Mb höchftbeiteuerten Einwohner diejer Gemeinde ange: 
egt find. 

2) Bolljährigfeit. Nach $ 2 des bürgerlichen Geſetzbuches 
tritt — wie feither — die Volljährigkeit mit der Vollend- 
ung des 21. Lebensjahres ein.®) 

3) Selbftändigfeit.”) Selbitändig im Sinne dieſer gejeh- 
lichen Beftimmung ift jeder, welcher nicht unter die Aus— 
nahme des Abſ. II Ziff. 1 und 2 des Art. 11 fällt, alfo 
jeder, welcher 


*) Bergl. Anm. 90 zu 8 95a. 
* ie biezu Anm. 9 in $ 95a zu Art. 11 der Gem.Ordn. 
”) Siehe Hiezu Anm. 10 fowie 19—27 in 8 95a zu Urt. 11 der Sem. O. 
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a. He auf Grund richterlicher Verfügung unter Kurate 
fteht, 

b. nicht zu den Dienftboten, Gewerbsgehilfen oder Haus- 
ſöhnen gehört, die im Brote des Dienſtherrn oder 
a naupies ftehen und feine eigene Wohnung 
aben. 

Selbitändig im Sinne dieſes Geſetzes find daher auch 
Dienftboten, Gemwerbögehilfen und im Brote des Familien⸗ 
hauptes ftehenden Hausſöhne, welche eine eigene, von Der 
on des Dienftheren bezw. des Familienhauptes ge- 
trennte Wohnung befiten jo 3. 3. ein Kutſcher, welcher 
außer dem Hauſe —2 ein Fabrikarbeiter, ein in der 

abrik oder im Gewerbe ſeines Valers beſchäftigter Ba 
ohn, welcher außer der Fabrik bezw. außer dem Haufe, in 
welchem der Gewerbebetrieb ftattfindet reſp. der Water 
wohnt, feine eigene Wohnung aus feinem Arbeitsverdienft 
oder aus fonftigen eigenen Mitteln beftreitet.®) 


4) Beſitz der bayerifhen Staatsangehörigfeit. Ueber 
Erwerb bezw. Beſitz und Verluſt derjelben |. Bd. 1 88 42 
und 43 5. 148 ff., bejonderg $ 45a ©. 182 ff., ferner 
Haud-Lindner, Comm. ©. 53 f. 

Berge. hiezu die Beitimmung des Art. 14 der Gem.⸗ 
on. bezüglich der Verleihung des Bürgerrechte an Richt: 
ayern. 


5) Das Wohnen in der Gemeinde. Hier ift jedoch nicht 
der civilrechtliche Wohnſitz verlangt, fondern es genügt viel- 
mehr d. h. es iſt vom Art. 11 Lediglich gefordert: der that- 
ſächliche und zwar dauernde ftändige Aufenthalt in 
der Gemeinde, welcher aus dem Befite einer Wohnung er- 
fannt wird. (S. Entich. des Verm.-Ger.Hofes in Bd. 10, 
Pi f. in der Anm. 33 I lit. a zu Art. 11.) Vergl. auch 

nm. 27. 


6) Veranlagung mit einer direkten Steuer im ber 
betr. Gemeinde. 9) Die bier in Betracht fommenden Steuern 
find: Kapitalrenten-, Einfommen-, Grund:, Haus⸗ und Ge- 
werbeiteuer infl. der Steuer für den Gewerbebetrieb im 
Umberzieben, ſowie die Grubenfeldabgabe. 


Wie dieſe ſechs Momente zur Zeit der Verbefcheidung über 
das betr. Bürgerrechtögefuch gegeben fein müfjen, 1%) um eine recht2- 


) Siehe Entich. des Verw. Ger.Hofes vom 9. Yuli 1888 Bd. 10, 108 
in 8 9ba Anm. 32a I lit. a. 

) Siehe hiezu Entſch. des Verw. Ger.⸗Hofes vom 9. März 1883 Bd. 4, 
356: unten 8 95a Unm. 32a I lit, b, ferner 8 95a Anm. 16 bis 18 und 28. 
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wirfjame Verleihung des Bürgerrechte nach Art. 12 zu ermöglichen, 
jo müjjen fie auch fortgejegt gegeben bleiben, wenn dag gemäß Art. 
12 big 14 erworbene Bürgerrecht fortbeftehen foll. 

Mit dem Berlufte einer dieſer ſechs Eigenjchaften fommt das 
Bürgerrecht, welches auf Grund des Art. 12 bis 14 durch Beichluß 
der Gemeinde verliehen wurde, fofort in Wegfall, foferne nicht die 
Vorausſetzungen des Art. 15 gegeben find, weil durch die Tebteren — 
wie oben bereits erwähnt — die in Art. 11 geforderten Eigenjchaften 
erießt werden (Art. 18 Abf. I), während das auf Grund von Haus- 
befig oder infolge der Eigenichaft ala Höchitbefteuerter ohne die nad) 
Art. 11 erforderlichen Eigenichaften erworbene Bürgerrecht erit dann 
wegfällt, wenn die betr. Berfon aufhört, Eigentümerin des fraglichen 
Zeufet zu fein oder zu den SHöchitbefteuerten der Gemeinde im 

inne des Art. 15 zu gehören. — 

Zu bemerken ift hier noch, daß gemäß Art. 15 d. h. auf Grund 
von Hausbefig und der Eigenjchaft ala Höchftbeftenerte auch Frauen, 
ſowie auch juriftiiche Berjonen des Inlandes: 11) Körperichaften, Ge- 
jellfchaften, Genoſſenſchaften, Stiftungen ꝛc., welche die juriftiiche 
BVerjönlichkeit befiten, da® Bürgerrecht verliehen erhalten können. 

Diefe jurijtiichen Perjonen und privatrechtlichen Vereinigungen 
bedürfen aber zur Ausübung ihres Bürgerrechtes jederzeit eines Ver⸗ 
treters, welcher die bayer. Staat3angehörigkeit, ſowie die Volljährig- 
feit befitt, Yelbftändig ift und feinem der in Art. 13 Abi. II der 
Gem.⸗Ordn. aufgeitellten Ausichließungsgründe unterliegt. Einen 
folchen Vertreter müſſen auch phyſiſche Berfonen (Denichen), welche 
lediglich gemäß Art. 15 das Bürgerrecht in einer Gemeinde bejigen, 
dann auftellen, wenn fie nicht in der Gemeinde wohnen. 12) 

Die Erwerbung des Bürgerrechte fann endlich) auch noch er⸗ 
zwungen werben. 

Rah Art. 17 find nämlich nah Aufforderung der Ge- 
meindeverwaltung diejenigen — welche nach Art. 11 zur 
Erwerbung des Bürgerrechtes befähigt find, hiezu verpflichtet, wenn 
fie feit 5 Jahren in der Gemeinde wohnen und während diefer Beit 
mit direkten Steuern im jährlichen Geſamtbetrage von 

6 Mi. 86 Pig. (vier Gulden) in Gemeinden über 20000 
Seelen und 
5 ME. 14 Pig. (drei Gulden) in den übrigen Gemeinden 
angelegt waren. 


329 Bergl. hiezu 95a Anm. 38 und 52, ſpeziell die a. E. der Anm. 52 

angegebene Entich. des Beriw.-Ger.-Hofes vom 22. yebruar 1889 Bd. 11, 109. 
2 Weber den Begriff „Inland“ im Sinne bes Art. 15 der Gem.-Orbn. 

|. 8 Ya Anm. 90. 

& 2) Weber biefe Aufftellung von Bertretern |. näheres 8 96a Anm. 105 

is 108. 
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Befreit von diefer Verpflichtung, nach Art. 17 das Gemeinde- 

bürgerrecht zu erwerben, find: 

1) diejenigen, welche fich infolge eines öffentlichen Dienft- 
verhältnifjes in der Gemeinde aufhalten, jo lange fie im 
aktiven Dienſte ftehen und nur mit Kapitalrenten- 
oder Einfommenfteuer in der Gemeinde angelegt find; 

2) Diejenigen, welche infolge ihres früheren Dienftverbältnifjes 
aus einer Kafle des Staates, einer Gemeinde oder öffentlichen 
Stiftung eine Benfion beziehen, fo lange fie nur mit Kapital- 
renten- oder Einkommenftener angelegt find. 

Ueber alle Gejuhe um Verleihung des Bürgerrechtes 

bat die Gemeindeverwaltung zu bejchließen (Art. 16). 

Buftändig Hiezu ift in Gemeinden mit ftädtilcher Verfafjung der 

Magiftrat, in Landgemeinden der Gemeindeausjchuß, und zwar lebterer 
in allen are dagegen ijt in Gemeinden mit ftäbtiicher Verfaſſung 
auh noch die Zuftimmung der Gemeindebevollmäcdhtigten dann er- 
forderlih, wenn das Bürgerrecht einer Perfon verliehen werden fol, 
wel 
u entweder darauf feinen gejeglichen Anſpruch (Art. 13 
Abſ. I und 15) hat oder 

b. welcher ein in Art. 13 Abf. II bezeichneter Verfagungsgrund 
entgegenfteht. 18) 

Ein gefegliher Anspruch auf Verleihung des Bürger⸗ 

recht? liegt vor: 

1) Nach Art. 13 Abſ. I für alle, welche die Befähigung hiezu 
gemäß Art. 11 befigen, foferne fie entweder in ber Gemeinde, 
in der fie das Bürgerrecht erwerben wollen, beimatberechtigt 
find oder wenn fie feit zwei Jahren in Diefer Gemeinde ge- 
wohnt, d. 5. unter Innehabung einer Wohnung (mindeftens 
einer Schlafftätte) fich ftändig und dauernd aufgehalten, 
während dieſer zwei Jahre eine daſelbſt angelegte direkte 
Steuer und die fie treffenden Gemeindeabgaben entrichtet 
haben; 19) vorausgeſetzt jedoch, daß nicht ein Verfagungsgrund 
nach Art. 13 Abf. II gegen fie vorliegt, welchen Falles durch 
Geltendmachung desfelben feiteng der Gemeinde — foferne er 
wirklich begründet ift — der an ſich vorhandene Anſpruch 
rechtlich unwirkſam gemacht werden fönnte. 18) 

2) Rah Art. 15 für Inländer,!5) welche in der Gemeinde, 
in welcher fie Die Bürgerrechtserwerbung anftreben, ein be- 
jteuertes Wohnhaus bejiten oder mit direkten Steuern min- 


29 Mäheres über Art. 13 bj. II der Gem.-Orbn. f. 8 95a Anm. 522 


9 Siehe Hiezu 8 95a Anm. 41 bis 52, 
29 Weber den Begriff „SInländer” |. 8 95a Anm. 90. 
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deſtens in demfelben Betrage angelegt find, wie einer der 
drei höchitbeiteuerten Einwohner diefer Gemeinde, und zwar 
auch dann, wenn fie die Befähigung gemäß Art. 11 nicht 
haben.16) — 

Der Magiftrat in Stadtgemeinden hat nun in allen Fällen zu- 
nächſt über das betr. Geſuch zu entjcheiden und Dabei ftet3 auch 
von felbft und ohne bejondere DVeranlaflung, alſo ex officio zu 
prüfen, ob der Bewerber einen gejeglichen Anſpruch Hat bezw. ob ein 
Einfpruch3- oder Verfagungsgrund nach Urt. 13 Abſ. II gegeben fei. 
Fit die erftere Frage zu bejahen bezw. Die leßtere zu verneinen, fo 
bat der Magiftrat ausſchließlich zu enticheiden und findet folchen 
alles eine Hinübergabe der Sache an da8 Gemeindelollegium zur 
Beichlußfaffung überhaupt nicht ftatt; ift Dagegen die erftere zu ver- 
neinen bezw. die leßtere zu bejahen, ſo muß die Buftimmung des 
Gemeindefollegiums erholt werden. Würde die Erholung bezw. die 
Auftimmung des leßteren in jolchen Fällen nicht erfolgen, jo wäre 
die durch den Magiftrat bethätigte Bürgerrechtsverleihung rechtlich 
unirffam. Dem Öemeindetollegium ſteht e8 jedoch frei, troß nicht 
vorhandenen Unfpruches bezw. troß vorhandenen Verfagungsgrundes 
doch feine Zuftimmung zu erteilen, es kann alfo einerfeit3 auf die Geltend- 
machung feines begründeten Einſpruchsrechtes vergichken, andrerjeits eben- 
jo wie der Magijtrat feine Zuftimmung zur Verleihung des Bürger- 
rechtes auch dann geben, wenn fein gefeßlicher Anſpruch vorhanden ift. 

Iſt Die Trage, ob ein gejehlicher Anſpruch auf Verleihung bezw. 
ein Verſagungsgrund gegeben fei oder nicht, zweifelhaft, fo ıft auch) 
jolhen alles die Zuftimmung des Gemeindefollegiums zu erholen, 
von derjelben alfo nur dann abzujehen, wenn zweifellos ein gelch- 
licher Anſpruch nah Art. 13 Abſ. I oder Urt. 15 bezw. fein Ab⸗ 
fehnungsgrund nah Art. 13 Abſ. II vorliegt. 

Stimmt dag Gemeindelollegium in einem Falle, in welchem ein 
Aniprucd auf Bürgerrechtöverleihfung nicht vorliegt oder in welchem _ 
ein Verfagungsgrund gegeben iſt, dem genehmigenden Bejchluß bes 
Magiftrates nicht zu und beharrt der Magiftrat auf feiner Beſchluß⸗ 
faſſing, dann bat gemeinfchaftlihe Sitzung nah Art. 114 jtatt- 
zufinden. 

Hat Dagegen der Magiftrat ein folches Gefuh, welchem ein 
Anſpruch auf Verleihung nicht zu Grunde liegt oder bei welchem 
ee ein Verfagungsgrund gegeben ift, von vorneherein abgewieſen, 
o findet eine Hinübergabe der Sache ans Gemeinbelollegium überhaupt 
nicht ftatt, da der Magiftrat, wie oben bereit? erwähnt, jolchen Falles 
zur Verbeicheidung ausschließlich zuftändig erfcheint. 17) 


1) Bergl. hiezu die Anm. zu Urt. 15 der Gem.-Drbn. in 8 95a Anm. 90 
bis 99 bezw. 108. 


2 Näheres hierüber |. 8 95a Anm. 111 und befonbers 112. 
YopL, Gaubbuch. T. 8 
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Die Rechte, die fih an den Belig des Bürgerrechtes 
tnüpfen, find folgende (Art. 19): 

1) Mit dem Bürgerrecht ift das Heimatrecht in der betr. Ge- 

meinde verbunden und zwar nad) den Beitimmungen des 
Art. 5 des Heimatsgefepes. (Siehe Bd. 3 $ 249.) 
Der Gemeindebürger hat 

2) das Recht, nad) den einichlägigen Beitimmungen der Ge- 

meindeordnung bezw. nach Maßgabe berjelben und beim 

Vorhandenfein der von derjelben etwa geforderten bejonderen 

Vorausfegungen: 

a. bei Beratung und Abftimmung über Gemeindeangelegen- 
heiten mitzuwirken (Art. 122 und 145 ff. der Gem.- 

rön.); 

b. zu Gemeindeämtern zu wählen und gewählt zu werden 
(Art. 170-173); 

c. am Gemeindegut und feinen Nutungen, ſowie nad) Maß- 
gabe der Stifhungsurfunden an den Vorteilen der öffent- 
lichen Stiftungen teilzunehmen (Art. 22, 31, 32, auch 29; 
ferner Art. 201 Abf. 4; vergl. auch Art. 18 Abi. IV); 

d. die Gemeindeanftalten zu benügen. (Hiezu |. näheres bei 
Art. 112 Ziff. 5 und 10 über den Begriff von Gemeinde- 
anftalten.) 

Die Benützung von Gemeindeanftalten jet übrigens das Vor⸗ 
handenfein des Gemeindebürgerrechtes nicht voraus, ebeuſowenig wie 
diejenige der meiften zur öffentlichen Benützung bejtimmten gemeind- 
fihen Einridtungen, 3. B. Straßen, Anlagen, Wafjerleitungen, 
Brunnen ꝛc. c. (Vergl. auch Art. 40 Abſ. I mit IM und 159 Abi. I 
Biff. 6 der Gem.Ordn.) 


Den im Art. 19 aufgeführten Rechten, deren Aufzählung 
übrigens nicht erichöpfend ift, entiprechen auch allgemeine Pflichten, 
von welchen in Art. 19 bejonders folgende genannt find: 

a. Die Pflicht zur Dedung der Gemeindebedürfniife unter den 

gejeglichen Vorausſetzungen verhältnismäßig beizutragen. 

Hier kommen beſonders in Betracht: die Bezahlung von 
Gemeindeumlagen nad) Art. 43, welche übrigens mit dem 
Bürgerrechte nichts zu thun Hat, fondern jeden trifft, welcher 
in der Gemeinde mit einer direften Steuer angelegt ift; 
ferner die Leiftung von Gemeindedieniten nach Art. 49 ff., 
zu denen aber außer den Gemeindebürgern gemäß Art. 50 
Abi. I Ziff. 2 His 4 auch noch andere verpflichtet find. 

b. Die Verpflichtung, Gemeindeämter, zu welchen der Gemeinde- 
bürger gewählt wird, — foferne ihm nicht gefegliche Ab⸗ 
lehnungsgründe zur Seite ftehen, — anzunehmen und 
während der beſtimmten Dauer zu verwalten (Urt. 174). 
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Streitigkeiten über das Gemeindebürgerreht und die aus 
dem Bürgerrechte ſich (gemäß Art. 19 der Gem.-Orbn.) ergebenden 
Rechte oder Bflichten find nah Art. 8 Ziff. 26, 27, 28, 29, 30, 
3l, 33 und 35 des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof Ver⸗ 
waltungsrechtsfachen. — Siehe v. Kahr S. 154 ff. und Erörterungen 
zu den einzelnen Art. 10—25 der Gem.-Drdn. in $ 95a. 


Als Gegenleiftung für die Vorteile, welche mit dem VBürger- 
rechte verbunden find, anbrerjeit# aber auch gewifjermaßen zum Schuße 
gegen eine gewiſſe Ueberflutung durch mittellofe Elemente haben die 
Gemeinden nah Art. 20 die Befugnis erhalten, von jedem neu auf: 
genommenen Gemeindebürger eine Aufnahmsgebühr zu erheben 
und die rechtliche Wirkſamkeit des Bürgerrechtes bezw. der Verleihung 
desſelben von der Bezahlung diefer Gebühr abhängig zu machen. 

Diefe Gebühren Dürfen jedoch nur bis zu dem vom Geſetze 
ftatuierten Höchftbetrage feſtgeſetzt und bezw. eingehoben werden und 
zwar in Gemeinden 


2 bis zu on Seelen höchſtens im Betrage von 42 Mi. 86 Pfg., 
c. n " 20 000 " ” n " " 128 n 5 7 n 
d. von über 20000 " n n „1,83, 
Von Perjonen, welche zur Zeit des fraglichen Bürgerrechtz- 
erwerbes die deutjche Reichsangehörigkeit nicht befiten, kann — foweit 
nit Staatsverträge entgegenjtehen — Die für Neichsangehörige feit- 
gejegte Gebühr bis zum Doppelten erhöht werben. Dagegen darf für 
gering bemittelte Perſonen, wenn fie jchon in der Gemeinde heimat- 
erechtigt find, diefe Aufnahmsgebühr nicht die Hälfte, und, wenn jie 
nicht heimatberechtigt find, nicht zwei Dritteile der vorftehend ange- 
gebenen Marimaljäge überfteigen. Zu dieſen Minderbemittelten find 
unter allen Umftänden diejenigen zu zählen, welche in Gemeinden 
über 20000 Seelen mit nicht mehr ala 6 Mi. 86 Pfg., in den 
übrigen Gemeinden mit nicht mehr ala 5 Mt. 14 Pfg. direkter Steuer 
angelegt find. Bon den Gemeinden können aber auch noch andere als 
die Hier genannten Perfonen in den von ihnen nach Art. 23 zu er- 
laffenden NRegulativen zu den Minderbemittelten gerechnet werden. 
Innerhalb des vom Gelege (Art. 20 Abj. II und II) gegebenen 
Rahmens bezw. bis zu den im Vorftehenden bezeichneten Söchfibeträgen 
können die Gemeinden nach freier Erwägung die Sätze für die an jie 
zu entrichtenden Bürgerrechtsgebühren feititellen. Es geſchieht Dies 
durch Erlaſſung fogenannter Bürgerrechts-Regulative, in welchen nicht 
blog die Sätze beftimmt, fondern auch die Vorjchriften darüber 
enthalten find, zu welcher Zeit, in welcher Art und Weile und an 
welche Kaffe diefe Gebühren von den Verpflichteten einbezahlt werden 
müffen, und in denen zugleich auch ausgeſprochen fein muß, (ob, viel- 
bie) daß das Bürgerrecht | dann rechtswirkſam werden joll, wenn 
diefe Gebühr entrichtet ift, joferne überhaupt der Nichtentrichtung 
8* 
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der Bürgeraufnahmsgebühren eine Bedeutung nach diejer Richtung 
hin zufommen fol. 

Diefe Regulative find in Gemeinden mit ftädtiicher Verfaflung 
vom Magiftrate mit Zuftimmung der Gemeindebevollmäd« 
tigten, in den übrigen Gemeinden von den Gemeindeverfammlungen 
zu beichließen und nad) ihrer Feſtſtellung öffentlich befannt zu machen 
(Art. 23 der Gem.⸗Ordn.). Erft mit diefer Belanntmachung erlangen 
die Gemeinden einen Anſpruch auf die in diefem Regulativ feſtgeſetzten 
Gebühren bezw. auf deren Entrichtung ſeitens der Beteiligten in ber 
vom Regulativ beitimmten Höhe. 

Diejenigen jedoch, welche an diefelbe Gemeinde bereits eine 
Heimatgebühr bezahlt haben, können den ſchon bezahlten Betrag von 
der nunmehr zu entrichtenden Bürgerrechtsgebühr in Abzug bringen 
(Art. 23 Abi. II). Aus diefem Grund erjcheint e8 auch als billig, 
daß von den Gemeinden — wozu fie nach dem oben Gejagten befugt 
find — in den betr. NRegulativen beitimnt wird, daß bei Beamten, 
welche (gemäß Art. 2 des Heimatgejehes) die Heimat in der Gemeinde 
auf Grund ihrer definitiven Anftellung kraft des Geſetzes erworben 
haben, die Bürgerrechtsgebühr um den Betrag der Heimatgebühr 
geringer angeſetzt werde. 

Wohl zu unterſcheiden von der Bürgerrechtsgebühr iſt die 
Gemeinderechtsgebühr. Letztere einzuführen iſt gleichfalls der 
In Erwägung der Gemeinden anheimgegeben und zwar darf eine 
olche (Art. 22) erhoben werden „für die Teilnahme an Almenden und 
fonftigen Nutungen des Gemeindevermögens“ derart, daß dieje Zeil- 
nahme von der Entrichtung dieſer Gebühr abhängig gemacht 
werden Tann. 

Auch dieſe Gemeinderechtsgebühr ift in gleicher Weile wie Die 
Bürgerrechtögebühr nach Art. 23 in Stadtgemeinden vom Magiftrate 
unter Buftimmung der Gemeindebevollmächtigten, in Landgemeinden 
von der Gemeindeverfammlung durch ein NRegulativ feftzufsgen und 
letzteres öffentlich befannt zu machen. — 


Bezüglich des Verluſtes des Bürgerrechtes find endlich 

folgende Fälle zu unterſcheiden: 

1) Wurde das Bürgerrecht auf Grund der Art. 12—14, d.h. 
auf Grund der nad) Art. 11 geforderten Eigenfchaften bezw. 
gegebenen Vorausfegungen erivorben, jo geht dasjelbe, wie 

ereit3 oben erwähnt, durch den Verluft einer der in Art. 11 
erwähnten Qualitäten reſp. der nach dieſem Artikel erforder- 
fi Betäbigung verloren (Art. 18 bi. D). 

2) Sit Dagegen das Bürgerrecht auf Grund des Art. 15 Abſ. 
1 bis N — ohne Rüdficht auf das Vorhandenfein der Bes 
ähigung nad) Art. 11 — erworben worden und ift auch 
ie genannte Befähigung nach Art. 11 nicht gegeben, fo er- 
licht das Bürgerrecht mit dem Wegfall des betr. Haus⸗ 
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befige3 bezw. mit dem Aufhören der Qualität als Höchit- 
befteuerter im Sinne des Art. 15 Abſ. I (Urt. 18 Abſ. I). 

Mit dem Berlufte des Bürgerrechtes ift natürlich auch ber 
Wegfall der aus dem Bürgerrechte entipringenden Vorteile verbunden. 
Eine Ausnahme bievon findet jedoch nach Art. 18 Abi. IV in dem 
Talle ftatt, daß der Bürgerrechtöverluft lediguich deshalb eintritt, weil 
die fragliche Perſon aufhört, ſelbſtändig (Art. 11 Abſ. II) oder mit 
einer direkten Steuer in der betr. Gemeinde angelegt zu fein. Soden 
alles zieht nämlich der Verluft des Bürgerrechtes den Verluft der 
Anſprüche auf Mitgenuß der örtlichen Stiftungen und Wohlthätig- 
aeliodten ‚ jowie auf Mitbenügung der Gemeindeanftalten nicht 
nach Sich. 

Eine Rückzahlung der entrichteten Bürgerrechtsgebühr findet 
beim Verluste des Bürgerrechtes in der Negel nicht Statt. Doch au 
von dieſer Negel gibt es eine Ausnahme (rt. 21). Wenn nämli 
ein auf Grund des Art. 17 zum Bürgerrechtserwerb Verpflichteter 
auf Aufforderung der Gemeinde das Bürgerrecht in bderfelben er- 
worben und die ihn biefür treffende Aufnahmsgebühr entrichtet Hat, 
jo fann er die Hälfte diefer von ihm bezahlten Gebühr zurückver⸗ 
longen, wenn er innerhalb zwei Jahren vom Bürgerrechtserwerbe 
an m aus der Gemeinde wegzieht und binnen drei Jahren 
nad) dieſem Abzuge das Heimatrecht für fih und für alle feine 
Familienangehörigen in einer anderen Gemeinde erwirbt, jo daß 
alfo jeder Zufammenhang mit der Gemeinde, in welcher er das nun 
aufgegebene Bürgerrecht früher erworben hat, gelöft if. — 

Undrerfeits ift derjenige, welcher nach Eintritt des Verluſtes 
des Bürgerrechtes in einer Gemeinde das lebtere in der nämlichen 
Gemeinde von neuem erwirbt, von der Bezahlung ſowohl der Bür⸗ 
gerrechtögebühr als der allenfall3 nad Art. 22 in diejer Gemeinde 
eingeführten Gemeinderechtsgebühr befreit, wenn und ſoweit er Diele 
Gebühren bereit? fchon früher an dieſelbe Gemeinde bezahlt hat. 
(Art. 18 Abſ. II der Gem.⸗Ordn.) 

Neben den eigentlichen Gemeindebürgern find noch die Ehren» 
bürger einer Gemeinde zu erwähnen. Durch die Geftattung der Ver: 
leihung des Chrenbürgerrechtes an Männer, welche ſich bejondere 
Berdienite um die Gemeinde erworben haben, wurde den Gemeinden 
gewiffermaßen die Befugnis zu einer Urt Ordendverleihung gegeben. 
Das Ehrenbürgerrecht der bayerifchen Gemeinden ift mit feiner Be- 
tehtigung, aber auch mit feiner Verpflichtung verbunden, es iſt ein 
bloßer Zitel, eine öffentliche Auszeichnung, an welche fich keine bür- 
gerrestlichen Wirkungen knüpfen. Als Vorausfegungen zu deſſen 
h KR bezw. Erwerbung jtatuiert die Gemeindeordnung (Art. 24) 

iglich : 

1) Männlihes Gefhledt. Un Frauen kann das Ehren: 

bürgerrecht nicht verliehen werden. 
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2) Volljährigkeit. 
3) Selbitändigfeit. 19) 


Als weitere Vorausfegung darf — wenn auch nicht im Geſetze 
vorgejehen, aber Doc in der Natur der Sache gelegen — nod) bei- 
gefügt werden, Daß Der mit dieſer snäpeihmung Bedachte bezw. zu 
Ehrende ſich auch wirkliche und ganz bejondere Verdienfte um die 
Gemeinde als ſolche oder um den Staat, das Königreich Bayern 
oder das deutſche Reich erworben bat. Das Ehrenbürgerrecht wird 
in Gemeinden mit ftädtiicher Verfaſſung vom Magiftrate mit Zu⸗ 
ftimmung der Gemeindebevollmäcdhtigten, in Landgemeinden vom Ge⸗ 
meindeausfchuffe mit Zuftimmung der Gemeindeverammlung beichlofien 
bezw. verliehen. 


Bur Berleihung an Perſonen, welche nicht deutiche Reichs⸗ 
angehörige find, iſt überdies auch noch die fol. Beftätigung nötig. — 

Eine bejondere Beitimmung trifft die Gemeindeordnung endlich 
noch bezüglich derjenigen Gemeindeangehörigen, welche in der Ge- 
meinde begütert find oder ein befteuertes Recht in der Gemeinde 
ausüben, ohne daſelbſt zu wohnen, gleichviel ob fie daſelbſt Heimat- 
berechtigt find oder nit. Da es nämlih im Intereſſe der Ge: 
meinden gelegen fein Tann, daß ſolche Grund⸗ oder Gen bar 
jemanden in der Gemeinde bezeichnen, welcher gegebenen Falles für 
dieſe Beliger Die den leßteren obliegenden Verpflichtungen gegen die 
Gemeinde bezw. gegenüber polizeilichen oder auch gemeindlichen An⸗ 
ordnungen erfüllen, jo ift e8 der Erwägung der Gemeinde anheim- 
gegeben, Die mehrgenannten auswärts wohnenden Befiger aufzufordern, 
zur Erfüllung ihrer gemeindlichen Pflichten einen Einwohner der 
betr. Gemeinde ald Bevollmächtigten aufzuftellen. 


Wird diejer Aufforderung feine Folge geleiftet, jo tritt wohl 
eine Beitrafung des Ungehorjamen nicht ein, allein es gelten alle 
öffentlich erlaffenen Anordnungen, Bekanntmachungen, Anfchläge oder 
fonftigen Publikationen (3. B. aud) die durch Ausihellen bezw. Aus- 
rufen erfolgten) dem durch feine Schuld nicht vertretenen Abweſenden 
gegenüber ebenſo als eröffnet und befannt gegeben, als gegenüber den 
übrigen Gemeindeangehörigen. Die Folgen der Nichtbeachtung dieſer 
rite ‚erfolgten öffentlichen Anordnungen hat der Ungehorjame jelbit- 
verftändlich felber zu tragen. 

Die zur vorjtehend behandelten II. Abteilung (Art. 10-25) 
der Gem.⸗Ordn. ergangenen Entjcheidungen und Entichließungen ſo⸗ 
wie die für diefelben einfchlägigen Litteraturangaben find im folgenden 
5 95a und zwar in den Anmerkungen zu den einzelnen Wrtifeln 


angeführt. 


19 Vergl. biezu Art. 11 ber Sem.-Orbn. 
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Die Beitimmungen der Gemeindeordnung über die Ge- 
meindebürger, deren Rechte und Pflichten. 


Art. 10.*) 
Das Bürgerrecht!) wird nur?) durch ausdrüdliche Verleihung ®) 
erworben. +) 5)5*) 6) 


*) Bergl. hiezu Urt. 9 der pfälziichen Gem.-Ordn., welche beftinmt: 
„@emeindeangehöriger ift, wer das Bürgerrecht oder auch blos das Heimatrecht 
in der Gemeinde befibt. 

) Das „Bürgerrecht“ ift fein Necht mit einem beftimmt geregelten Inhalt, 
fondern eine rechtliche Eigenfchaft, welche für die Perſon, bie fie befigt, als die 
Duelle gewifler Rechte und Pflichten eriheint. Das Bürgerrecht ift daher als 
Bedingung oder Borausfegung für die Eriftenz beftimmter Rechte uud Pflichten 
u erachten, welche ſich an denjenigen knüpfen, ber in feiner Perjon die 

orausjegungen erfüllt oder erfüllt hat, unter welchen das Öffentliche Recht, fpeziell 
bie Gemeindeordnung für denjelben die dem Gemeindebürger zuftehenden echte 
bezw. obliegenden Pflichten entftehen und beitehen läßt. Das „Bürgerrecht“ er- 
firedt ſich ebenſo wie die Heimat auf die ganze politische Gemeinde, ein Bür⸗ 
gerreäit lediglich für eine Ortsgemeinde gibt e3 nicht. Bergl. Entſch. des Verw.⸗ 

er.»Hofe8 vom 26. Cftober 1883 Bd. 4, 599 unten in Anm. 6. Hauck⸗Lindner, 
Comm. ©. 51: „Das Bürgerrecht ift nur eine rechtliche Eigenichaft der damit 
ausgeftatteten Berjon, welche Eigenihaft Borausfegung für den Beſtand gewiſſer 
Rechte und Pflichten bildet. 

v. Kahr, Tomm. ©. 156; v. Seydel Bd. 3 ©. 77 oben 8 95 ©. 107 Anm. 2, 
vergl. Entich. des Berww.-Ger.-Hofes vom 22. April 1892 Bd. 18, 480 ff. bei. 482. 


2) Einen anderen Weg für ben Bürgerreht3erwerb al3 den ber aus—⸗ 
drüdlihen Berleifung — fei ed durch Beſchluß der Gemeindeverwaltung oder 
durch rechtskräftigen Beichluß ber Verwaltungs⸗ bezw. VBerwaltungsgerichtöbehörde 
(f. nachſtehende Anm. 3) — gibt ed nicht. Eine Ausnahme ftatuierte nur Die 
Uebergangöbeftimmung des Urt. 201 ber Gem.Ordn.; abgefehen von diefer gibt 
e3 feinen Bürgerrechtserwerb „Eraft bes Geſetzes“ mehr. Vergl. ferner Ver⸗ 
pflihtung zum Bürgerrechtserwerb nad) Art. 17 ſowie die nadjftehende Anm. 3 
über die Bedeutung des Wortes „Verleihung“, weiter auch Unm. 4 und 5. 


) „Ausbrüdliche Verleihung“. Die Verleihung geichieht durch Be⸗ 
ſchluß und zwar in der Regel durch Beichluß der Verwaltung berjenigen Gemeinde, 
m welcher das Bürgerrecht nachgeſucht oder beanſprucht wird und müfjen fich Dieje 
Beichlüffe Ausdrücklich mit diefer Verleihung befaflen. Wird aber von ber an- 
gegangenen Gemeindeverwaltung der geftellte Antrag beziv. erhobene Anſpruch ab- 

emwiejen, fo entjcheidet hierüber auf Antrag die zuftändige Verwaltungs bezw. 
Bermaltingsgerihtbegtrbe (©. wezn Anm. Ba.) Gibt dieſe dem Antrage ftatt, 
jo tritt dee rechtskräftige Beſchluß dieſer Behörde fofort an bie 
Stelle der Verleihung durch die Gemeindeverwaltung und hat letztere feinen Ver⸗ 
leihungs-Beichluß mehr über diefen Antrag zu fallen; es fteht ihr vielmehr nur 
das Hecht der Beichwerde gegen den genehmigenden Beſchluß der betreffenden 
Berwaltungsbehörde iu ©. hiezu Entſch. des Verm.-Ber.-Hofes vom 6. Juni 
1888 8b. 10, 67 (Rr. 6) unten in Anm. 6 lit. b. ©. auch nädjfte Anm. 4 
und wegen ber YBuftändigfeit Anm. 6. 

9) Der Erwerb bed Bürgerrecht3 tritt ein mit dem Tage, an welchem ber 
Berleihungs-VBeichluß jeitend der Gemeinbeverwaltung gefaßt wirb, auch in dem 
Falle, da Beicämerbe gegen den Verleihungsbeſchluß erhoben und dieſe Beſchwerde 
abgemwiejen wird. Vie Ausftellung einer Bürgerrechtsurkunde hat nur formelle 
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Depeutung ebenjo wie ber Eintrag in das Gemeindbebürgerverzeichnis*), welche 
Urkunde bezw. Eintragung ald VBeweismittel für den Beſitz des Bürgerrechtes 
u dienen vermögen, da ja die Bürgerrechtöverleihung nicht vermutet wird, ſon⸗ 
ern im Beftreitungsfalle nachgewieten werden muß. (©. jedoch Hiezu Art. 20 
Abſ. I**) des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ.) S. auch Anm. 38 fowie 118. 

Erfolgt ber Bürgerrechtderwerb (3. B. nach Zurückweiſung des Antrages 
auf Serleihung auf Grund eines behördlichen WBeichlufies, — |. Anm. 3 — 
fo treten die Wirkungen des WBürgerrechtes in der Regel ſchon mit bem 
Momente ein, in welchem der Antrag auf Enticheidung bei der betr. Behörde 
d. 1 die verwaltungsredhtliche Klage geftellt wurde bezw. in Einlauf gelangte: es 
müßte denn fein, daß die Borausfehungen des Erwerbsanſpruches (Art. 13 und 16) 
oder der Ermwerböpfliht (Art. 17) erft im Laufe bes Verfahrens erfüllt 
wurden. Vergl. Entich. bes Berwm.-Ger.-Hofed vom 6. Juni 1888 Bd. 10, ©. 67 
bi3 69 Nr. 6 Ab. 1, 2 und 3 in Anm. 6 lit. b. 


) Was die Trage der BZuftändigleit und des Werfahrens anbelangt, fo 
ift genau zu unterfcheiden, ob es ſich um eine Berfeißung des Bürgerrecht3 ſeitens 
der Gemeinden handelt, welche vollftändig im freien Ermefjen berjelben Liegt 
(. 8 95 ©. 107) oder ob eine Entſcheidung auf einen Antrag in Frage ilt, 
welcher fi auf die durch das Öffentliche Necht (Gemeindeordnung) garantierten 
Nechte oder bezw. a Pflichten gründet. Erfteren Falles — im alle 
der Verleihung nach freier Erwägung — ift felbftverftändlich da3 Berwaltungs- 
rechts verfahren ausgeſchloſſen (vergl. Art. 13 Abſ. I Hilf. 3 und Abf. II des 
Geſetzes über ben Verw.⸗Ger.⸗Hof). Dagegen find als Verwaltungs rechts ſachen 
erflärt: alle beftrittenen Rechtsanſprüche und Berbindlichkeiten in Bezug auf: 

a. Gemeindebürgerreht und SHeimatredht, fowie Stimmredt in 

Gemeindejachen. ***) 

Nach den Motiven fällt unter dieſe Ziff. 26 „ſowohl die Frage des 
Befipes als die des Ermerbes (bed Bürgerrechtd), und zwar 
ebenſowohl da8 Recht (Anfpruc auf Bürgerrechtserwerb) als bie 
Berpflihtung (Art. 17 der Gem.-Drdn.) zum Ermwerbe, dann auch 
die Frage des Verluſtes des Bürgerrechted (Art. 10—18 und Urt. 
201 Abſ. I der Gem.Drbn.) Andrerſeits aber fallen — mit Aus- 
nahme des „Stimmrecdhtes in Gemeindeſachen“ — die nad) dem Art. 19 
der Gem.-Orbn. aus dem Bürgerrechte ſich ergebenden Rechte und 
Pflichten nicht unter Art. 8 Ziff. 26, wohl aber je zum Teil unter Urt. 8 

iff. 27, 28, 29, 30, 31, 33 und 35 des Berw.-Ger.-Hofd-Gejebes. 
Sera. I Kahr S. 154 f. Ueber den Inftanzenzug ſ. nachitehende 
nm. ba, 

b. Bürgeraufnahms- Gemeinderedht3- und Heimatgebühren. rt. 8 

Biff. 27 L. c. Ri; nm. zu Urt. 20 der Gem.-Orbn. Ueber den In⸗ 
ftanzenzug f. Anm. ba. 


°%a) Bezüglich des Anftanzenzuges ift im einzelnen zu bemerten: 
A. zu Urt. 8 Biff. 26 des Der Berichten pofdneiepeb. 
1) Streitigfeiten über den Beſitz bezw. den BerLluft des Bürger- 
rechtes enticheiden: 


*) Weber bie Gemeinbebfirger-Bergriägniffe unb die hiezn gu verivenbenben Gprmulare !. 
Min.-E, vom 31. Oktober 1837 „Vollzug des Bemeindeebiftß betr.” (Web. 8, 107). Das bier ge 
gebene Formular kann auch heute noch benußt werden. 
weg “*), „Die Feftſtellung bed Sachverhalte in Werwaltungsrechtbiaden erfolgt von Amts 

en." 


e2) Dos Stimmrecht in Gemeindeſachen“ iſt ſtetz bebingt von bem Borhanbenfetn des 
Bürgerrecht. Cine Ausnahme hievon flatuiert jedoch Art. 47 Abſ. III ber Gem.Ordu. 

Siehe hiezu aud) dv. Kahr ©. 156, ferner Entſch. bed Beriv..Ger.-Hofeß vom 6. März 1885 
Bb. 6, 80: Zur Seſcheidung von Beſchwerden gegen Verfügungen, mit welchen Dtagiftratbratsmit« 
glieder gu einer Abſtimmung in einer Gemeinbedngelegenheit angehalten werben, ift ber !gl. Ver⸗ 
waltungägerihtähof nicht guftändig. 
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m I. Inſtanz die Diſtriktsverwaltungsbehörden (tal. Bezirks⸗ 
ämter, unmittelbaren Magi ); 
in II. Suftauz bie Sgl. Negierungen, Kanımern des Innern im 


waltungdrechtöienat; 
m III. und letzter Juftanz der kgl. Berwaltungsgerich *). 
2) Streitigfeiten über Aniprucd auf das Dürgerredit beaw. en 
Verleihung einerfeitd (Art. 13 und 16 ber Gem.-Urbn.) und die 
Biliht zum VBürgerrechtserwerb (nady Art. 17) andrerjeits ent- 


in I. Inſtanz bie der betr. Gemeinde vorgejegte Berwaltungs- 
behörbe, alſo bei unmittelbaren Städten die fgl. Kreisregierung, 
Kammer des Innern, bei allen anderen Gemeinden bas igl. Be⸗ 


in II. Inſtanz gegen Entſcheidungen der !gl. Bezirksamter bie 
Igl. Regierungen, Kammern des Innern, im Berwaltungsrechts- 


jenate; 
in III. Inftanz in letzterem Falle ber gl. Verwaltungsgerichtshof. 
Dagegen gibt e8 bei desbezüglichen Streitigkeiten mit unmittelbaren 
Städten bezw. gegen biefe nur 2 Inſtanzen, indem jolchen Falles gegen 
die erftinftanzielle Enticheidung der kgl. Regierung nur Beſchwerde zum 
!gl. Berwaltungdgerichtöhof zulälfig iR. weicher bann in II, und lepter 
Inſtanz enticheibet.*) 
ad 1 und 2 ift zu bemerken, daß in allen diefen Fällen zur Ein⸗ 
legung von Beichwerden (Rechtsmitteln) nicht nur biejenigen berechtigt 
find, um deren (angeblidye8 ober wirkliches) Bürgerrecht bezw. beren 
Anſpruch oder Verpflichtung zum Erwerb es fich handelt, fondern auch 
die beteifigten Gemeinden, in welchen das in Frage ftehende Bürger⸗ 
recht ertvorben werben will oder joll bezw. in welchen Die Betreffen 
ihr Bürgerrecht befigen oder verloren haben ſollen. — 
in dieſen Fällen tritt, wie oben in Anm. 3 gejagt, bie 
recht Skräftige Entiheidung an bie Stelle bes betr. Beſchluſſes der 
Gemeindeverwaltung, fo daß letztere über den rechtsfräftig entichiedenen 
Antrag feine Beihlußfafjung mehr zu bethätigen hat. lieber den Beit- 
punkt des Eintrittes der Wirkungen des Bürgerrechtes in diefem Falle 
j. Anm. 4 Abi. 2. 


B. zu Urt. 8 Biff. 27: GStreitigleiten über Bürgeraufnahms⸗ und Ge⸗ 

meinderecht3-Gebühren enticheiden : 

in I. Inſtanz die der betr. Gemeinde zunächſt vorgeſetzten Ber- 
waltungsbehörben (fgl. Bezirfgamt oder — bei unmittelbaren Städten 
— bie ?gl. Regierung, Kammer des Innern) ; 

in II. und legter Inſtanz und zwar in allen Fällen ber kgl. 
Berwaltungdgerichtshof (Art. 9 Abi. 1 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ.). 

C. zu Urt. 8 Biff. 26 und 27: Hängt ein Streit nach vorftehender Lit. B 
(über VBürgerrechtsgebähr) mit einem Streit nach vorjtehender Lit. A 
Beſitz, Verluſt, Erwerb des Bürgerrechts), aljo eine Verwaltungsrechts⸗ 
ſache nady Art. 8 Ziff. 27 mit einer ſolchen nach Art. 8 Hiff. 26 bes 
Verw. Ger.⸗Hofs Geſ. zufammen, fo gilt bezüglich der Yultändigfeit 
bezw. des Inſtanzenzuges die Beſtimmung des Art. 9 Wbf. II im 
Bufammenhalte mit Urt. 8 Hilf. 26 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ., b. H es 
entſcheidet der Berw.-Ger.-Hof in letzter Inſtanz erſt gegen Entſcheid⸗ 
ungen der kgl. Kreisregierung; wenn daher in J. Inſtanz (ſ. Lit. A 
Ziff. 1 und 2) ein kgl. Bezirksamt entſchieden Hat, fo ift Veſchwerde 


*) Ein Beſchwerbe⸗Verfahren nad Urt. 1638 ber Gem.-DOrbn. gibt eB ſeit dem Erlaß bed 
Geſetzes Aber den Verw.⸗Ger.⸗Hof in ben vorliegenben gan nicht mehr, fondern anßfchließlich nur 
Derwaltungärechtlidde Verfahren. Vergl. v. KRahr ©. 156, Note 2. 
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Art. 11 (10).7) 


1. Befähigt 8) zur Erwerbung des Bürgerrechts 8) find nach er⸗ 
reichter Volljährigkeit 9) felbftändige10) Männer, 11) welche fich im Be- 


gur kgl. Kreißregierung als 11. Snftang zu erheben und erft gegen 

ieſe En. kann Berufung zum kgl. Verw.⸗Ger.⸗Hof ergriffen werben 
(vergl. v. Kahr S. 156). ©. oben lit. A Biff. 2; ſ. Terner Entid. 
des Berm,-Ber.-Hofes vom 23. Oftober 1885 ®b. 6, 269 f. in im. 
169 Nr. I lit. g. 


Zu Art. 10 vergl. folgende Enid. des Berw.-Ber.-Hofes: 


. vom 26. Oftober 1883 Bd. 4, 6599: Das VBürger- und Heimatredht 


fann nad) der gegenwärtigen — wie nach ber früheren — Geſetzgebung 
nicht nad) Ortfchaften, fondern nur für und mit Bezug auf die ganze 
politiihde Gemeinde erworben werden. Dick letztere ift daher 
auch allein befugt, nach Maßgabe der jeweiligen Geſetzgebung Gebühren 
für die Erlangung biefer Rechte als Einnapmgquelle in Anſpruch zu 
nehmen. (©. unten Anm. 33.) 


. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 6. Juni 1888 Bd. 10, jpeziell ©. 67 


Ziff. 6: „Anlangend endlich die befondere vehtlihe Wirkung des 
im verwaltungsrechtfichen Verfahren endgiltig entichiedenen Anfpruches 
auf en bes Heimatrechtes und auf den Zeitpunkt des Eintrittes 
berfelben, jo beſteht dieje in erfterer Beziehung — darin, daß es 
eines weiteren, gemeinbehepörblichen Aktes der Verleihung des Heimat- 
rechte3 an den Antragfteller nicht mehr bebarf,*) während in legterer 
Beziehung perienige Beitpunft ald maßgebend angenommen werden muß, 
an dem auf Anerfennung des beftrittenen Anjpruches die verwaltung?- 
rechtliche Klage bei ber hiefür in erfter Inſtanz zuftändigen erwalt- 
ung&behörbe erhoben worden ift.“ ** 

(Die gleichen Grundfäge gelten analog für die Verleihung bezw. 
den Erwerb des Bürgerrechtes.) 

Ferner ©. 68: „Als Zeitpunkt, von weldem an bie rechtliche 
Wirkung eines im vermwaltungsrechtlichen Verfahren rechtskräftig ent- 
Ichiedenen Anſpruchs auf Verleihung des Heimats⸗ (Bürger-JRechtes zu 
berechnen ift, kann fein früherer als jener der Klageftellung — (an 
welchem es gemifß wurde, da der Anſpruchsberechtigte auch gegenüber 
dem Wiberfpruche ber Gemeinbebehörbe die Heimat (da8 Bürgerrecht 
in der betreffenden Gemeinde erwerben wollte) —, andrerjeit3 aber au 
fein fpäterer Beitpunft als jener ber Kiageftelung uläfftg ericheinen, 
weil nur dadurd Gewähr dagegen geboten: ift, ad ein rechtlidy be⸗ 
grünbeter Anſpruch nicht durch unbegründete Einwendungen oder Durch 
den Streitmutwillen einer Gemeinde oder aber durch geichäftlihe Zu⸗ 
fälle bei den mit ber Verhandlung der Sache befaßten verwaltungs- 
rechtlichen Inſtanzen fchließlich vereitelt wird.“ Vergl. hiezu Anm. 38 
legter Abjag, ferner oben Anm. 4, auch Anm. 118 und 162. 


) Bergl. Hiezu Axt. 10 der pfälziihen Gem. Ordn., |. oben 8 93 Ziff. 3 


Geite 13. 


*) Die „Befähigung“ zur Ermwerbung des Bürgerrechts ift — abgejehen 
von der Ausnahmsbeſtimmung des Art. 15 und der Uebergangsbeſtimmung des 
Art. 201 — fiberhaupt die Borausfegung nicht blos zum erb, fondern auch 
zum Beſitz des Buͤrgerrechtes. Nachdem die „Befähigung“ zum Bürgerrechts⸗ 
erwerbe vom Geſetze ſelbſt feftgeftellt wurde, fo folgt hieraus: 


oe) 


Siebe Blegn oben Anm, 8 
Giche 0 


Anm. 4 und Anm. 38 a. €. 
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fite des bayerifchen Indigenats befinden, 12) in der Gemeinde mohnen 18) 
und 14) dafelbft15) mit einer direkten Steuer 1°) angelegt 17) find.1%) 


1) daß die Gemeinden einem Nichtbefähigten das Bürgerrecht gar nicht 
verleihen fönnen. ©. unten Anm. 36; 

2) daß alle, welche die Befähigung nach Art. 11 befigen, beim Vorhan⸗ 
denjein der weiteren Vorausſetzungen des Art. 13 einen rechtlichen 
Anſpruch auf Verleihung des VBürgerrechtes befiten. ©. Anm. 41; 

3) daß biefe nach Urt. 11 Befähigten gezivungen werden können, das 
Bürgerrecht zu erwerben, wenn die Borausfegungen des Urt. 17 gegeben 
find. ©. Anm. 116 —; 


endlich auch 
4) daß andre als vom Geſetze ſelbſt gegebene Bedingungen bezw. Boraus- 
fegungen für die Verleihung des Bürgerrechtes von den Gemeinden 
nicht feitgefegt oder gefordert werben dürfen. nergl. Anm. 39, aud 
162 zu Art. 12 und 20. Vergl. Urt. 12, 13 Abſ. I, 17 Ubi. I, aber 
auch Art. 18 Ubi. I und II der Gem.-Orbn. ©. au) Anm. 40. 


9%) Das Reichsgeſetz vom 17. Februar 1875 (Web. 10, 607) hat den Ein- 
tritt der Bolljährigkeit für das ganze deutfche Rei auf die Vollendung des 
21. Lebensjahres feftgejegt (auch 4 des bürgerl. Geſ⸗Buches für das privat⸗ 
rechtliche Gebiet). Außer im deutſchen Reiche beginnt auch in Belgien, Frankreich, 
Großbritannien, Griechenland, Italien, Luxemburg, Rumänien, Rußland und 
Schweden die Großjährigfeit mit vollendetem 21. Lebensjahre, aljo mit Be- 
ginn des erften Tages des 22. Lebensjahres. Uebrigend gilt die VBeftimmung der 
bayeriihen Gemeindeordnung über das Erfordernis der Volljährigkeit zum Bür⸗ 
gerrechtserwerb (d. h. die Borichrift, daB zum Bürgerrechtserwerb das vollendete 
21. Lebensjahr nötig ift) auch bezüglich der Angehörigen derjenigen Staaten, in 
welchen die Gropjährigfeit vor oder nach vollendetem 21. Lebensjahr eintritt. 
(Hierüber ſ. Dr. Cahn, Comm. zum Stantsangehörigfeitögejeg ©. 78 f., und oben 
Bd. 1, 8 45a ©. 194 Anm. 24), da die Beſtimmungen der Gemeindeordnung 
nicht dem Privatrechte, ſondern dem öffentlichen Rechte angehören, aljo nad) all» 
gemein anerkannten öffentlich⸗rechtlichen Grundſätzen in Bayern die betr. bayer. 
Geſetzesbeſtimmungen, nicht die ausländiichen zur Anwendung zu kommen haben. 
Bergl. biezu v. Kahr ©. 157 ff. 

Demnach können Ungehörige ber Türlei (are biährig mit vollendetem 16. 
abr), der Schweiz (mit 20. Jahr), von Defterreich-Ungarn (mit 24. Jahr), von 
panien (25. Jahr), ꝛc. das Bürgerrecht in einer bayer. Gemeinde erwerben, 

wenn fie das 21. Lebensjahr zurüdgelegt haben ; doch bedürfen fie, wenn fie nach 
dem Gejege ihres Landes zur Beit der Antragitelung noch nicht großjährig find, 
biezu der Genehmigung ihres geieglichen Vertreters. 

10) „Selbftändig" im Sinne dieſer gejeßlichen Beitimmung find alle, 
welche ni t gemäß Art. 11 Abſ. II ſelbſt als unfelbftändig erflärt find. ©. 
Anm. 19 bis 27. 


) rauen können alſo — abgejehen von ber Ausnahmsbeitimmung des 
Art. 15 — das Bürgerrecht nicht erwerben. ©. Anm. 19 


2) Veber den Erwerb und Berluft ber bayeriichen Staatsangehörigfeit |. 
die ausführlichen Darftellungen in Vd. 1 88 42 und 43 ©. 148 ff., bejonders 
8 45a ©. 182 ff. Bezüglich derjenigen, welche bie bayer. Staatsangehörigleit 
nicht befigen |. Urt. 11 Abſ. IV und Urt. 14. 

Das „Wohnen in der Gemeinde“ ift gleichbedeutend mit dem „Nehmen 
eines ftändigen, dauernden Aufenthaltes in der Gemeinde”, verbunden mit einer 
Wohnſtätte oder mwenigftend einer Schlafſtätte. S. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
vom 9. Juli 1888 Bd. 10, 111 f. in Anm. 324 Nr. I lit. a und die weiter 
dafelbit angegebenen Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes. 
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Als ſelbſtändig find nicht zu erachten: 19) 
1) Berjonen, welche auf Grund richterficher Verfügung unter 
Kuratel jtehen ;20) 


Bergl. hieher aus die Entſch. des Bundesamts für Heimatfachen vom 
21. April 1888 (Reger, Entich. Bb. 9 ©. 83 f.): „Aufenthaltsort* eines Wohn- 
inhabers, durch defien Wohnung die Grenze zweier Gemeindebezirke läuft: ent- 
icheidend ift der Zeil der Wohnung, wo das Wohn- und Schlafzimmer, auch der 
fi befindet. — ferner über den Grundſatz, daß eine Unterbrechung diejes 
ändigen Aufenthaltes dann nicht angunehmen ift, wenn fich aus den thatjächlichen 
mftänden ergibt, daß der betr. Bewerber feine bisherige Aufenthalts» bezw. 
Wohnfiggemeinde nicht Dauernd, fondern nur voübergehenb verlaffen wollte, 
bie Entich. de Berm.-Ger.- Hofes vom 15. Juli 1881 Bd. 8, 192 f.; vom 
28. Xuni 1882 9b. 4, 116 f. und vom 28. Oltober 1887 Bd. 9, 262. Siebe 
iezu auch BL. für admin. Pr. Bd. 38 ©. 94 in Anm. 32a II lit. d und Bd. 
1, 68 in Unm. 84a II. 
ı) Wohnen und Steueranlage muß gleichzeitig gegeben fein. 
129 D. h. in der politifchen Gemeinde, in welcher ber dauernde, ftänbige 
Aufenthalt, verbunden mit einer Wohn- oder Schlafftätte, genommen worden ik. 


0, Die Hier in Betracht kommenden direkten Steuern find: Die Haus-, 
Orund-, Gewerbe, Sapitalrenten- und Einkommenſteuer; auch bie Grubenfeld⸗ 
abgabe (ſ. Bd. 1 8 76 ©. 366 Note ***) wird zu ben direlten Steuern Ha 
dDeögleichen die jogen. Haufierfteuer oder die vom @ewerbebetrieb im Umberziehen 
erhobene Steuer. Iſt ein Grundſtück ober ein Gewerbe im Miteigentum bezw. 
im gemeinjchaftlichen Betrieb mehrerer Perſonen, fo gelten alle dieſe Perſonen, 
foferne fie als Miteigentümer zc. gemeinfchaftlich mit einander mit Steuern 
veranlagt find, als mit direkter Steuer im Sinne bed Art. 11 der Gem.-Ordn. 
angelegt. ©. hiezu Entich. des VBerv.-Ger.-Hofe3 in Anm. 18 bezw. 135 Wr. I 
lit. a und b, ferner Unm. 49 und 60. 

n Ob die Steuer bereits entrichtet ift, ericheint gleichgiltig;*) bier ift nur 
bie Veranlagung mit ber Steuer entiheidend und zwar muß dieſe Beranlaguug 
(ſ. Anm. 15) in der betr. Gemeinde erfolgt fein, in welcher das Bürgerrecht er- 
worben werben will oder jol. Wer aljo 3. B. als Fabrikant in einer Gemeinde 
A mit Gewerbfteuer wegen des Fabrilbetriebs angelegt ift, aber in ber Gemeinde 
B wohnt, wo er feine Steuer zu entrichten hat, ift nicht befähigt zum Bürger⸗ 
rechtzerwerb in der Gemeinde B; aber aud in der Gemeinde A, in welcher er 
nit wohnt, Hat er Anſpruch auf VBürgerrechtderwerb nur, wenn die Voraus⸗ 
feßungen des Art. 15 gegeben find. 

2 Dieſe Steueranlage muß bereits faktiſch gefchehen fein, nicht erſt bevor- 
ftehen. Die Entrichtung der Steuer jelbft ift nicht Erfordernis für die Befähigung 
zum Bürgerrechtserwerb. Bat Anm. 17.)*) Ueber den Begriff der „Beran- 
lagung mit einer Steuer" |. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Anm. 135 Nr. I 
lit. a und b, ferner Anm. 49 und 50 (vergl. Anm. 16). 

2?) Demgemäß find — abgejehen von den Minderjährigen und Frauen, 
welche von vorneherein (mit Ausnahme aber immer wieder der Beſtimmung des 
Art. 15) al3 nicht befähigt erflärt find — alle als jelbftändig im Sinne bes 
Art. 11 Abſ. I zu erachten, welche nicht unter die Veftimmungen des Urt. 11 
Abſ. II fallen. 

2°) Alſo alle diejenigen, welche entmündigt find. Siehe biezu 85 593 
bis 627 der Civ.⸗Proz.Ordn. und 8 10 des Einf.Geſ. Bo. **, Ferner vergl. 
Ente. Des Berm.-Ger.-Hofes vom 24. Mär; 1890 Bd. 1%, 156 in Anm. 32a 

r. it. c. 


— — — 


*) 

iſt dies kin grund jur Entziehung bezw. Derluft bes Bürgerrests nad Art. 18 ber Gem. 
Vergl. 

Einf.Geſ. zu demſelben; hiezu Urtell des Rei qhits dom 80. Juni 1882 in Regeren Samml. 

Bd. 3, 196 und Art. 36 ray des —— — 
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2) Dienftboten,21) Gewerbögehilfen?2) und Hausföhne,2®) welche 
im Brot2*) des Dienftherrn 25) oder Familienhauptes 26) ftehen 
und feine eigene?) Wohnung haben. 


Ueber „Entmündigung” |. auch 88 6, 114, 115, 1896 des bürger!. Gefeh- 
buches und Art. 155 und 156 des Einf.-Gei. hiezu. 

2, „Dienſtbote“ ift nach dem allgemeinen üblichen Begriff zu nehmen und 
it gleichbedeutend mit „Geſinde“. Die Dienftboten unterjcheiden fich von den 
Gewerbegehilfen im allgemeinen dadurch, daß bie erfteren für die Haus⸗ (und 
Land)wirtichaft, letztere für Zwecke des Gewerbebetriebes seicnäftigt find. 

22) Was „Gewerbsgehilfe“ ift, beftimmmt ſich nach dem Begriffe des Ge⸗ 
werbes bezw. darnach, ob die Erwerbsart, in welcher ber Betreffende als Gehilfe 
arbeitet oder Dienfte leiftet, zu den „Gewerben“ im Sinne ber Gewerbeordnung 
und des Gewerbefteuergefeßes incl. des Hauſierſteuergeſetzes zu rechnen ift. 

Bum „Semwerbe“*) ift nach v. Landmann, Comm. zur Gewerbeordnung zu 
rechnen: Jede erlaubte Berufs⸗ oder Erwerbdart”, insbejondere Handwerk und 
Induſtrie, der Handel und bie Hilfsgewerbe bed Handels, die Verkehrsgewerbe, 
die Wirtſchaftsgewerbe, die Darbietung von perjönlichen Dienftleiftungen unter- 
eordneter Art und von Unterhaltungen, bei welchen ein höheres Intereſſe der 
Kun oder Wiſſenſchaft nicht obwaltet; ausgenommen vom Gewerbe find einer- 
jeit8 bie Gewinnung roher Naturerzeugnifie, anbrerjeits die höheren Berufsarten. 
Demgemäß gehören nicht zu den Gewerben: 

a. jede auf die Gewinnung roher Naturerzeugniffe gerichtete Thätigkeit 

(Land- und Forftwirtichaft, Tierzucht, Jagd, Fiſcherei, Bergbau); 

b. die freien Künfte, bie freie wiſſenſchaftliche, Fünftlerifche und ſchrift⸗ 
ſtelleriſche Thaͤtigkeit; 

c. die perſonlichen Dienſtleiſtungen höherer Art, überhaupt Berufsarten, 
welche eine höhere Bildung vorausfegen, z. B. Unterrichtserteilung, 
anwaltichaftliche und ärztliche Praxis ac. ꝛc.; 

d. ber nette Dienft (Hof-, Staats⸗ Gemeinde⸗, Kirchen- und Stiftungs- 


ienft). 

Siehe Lanbmann, Comm. zur Gewerbeordnung III. Aufl. S. 44 f. Vergl. 
bie Entſch. des Verw. Ger.⸗Hofes in Anm. 32a I lit. d. 

Die Fabrifarbeiter gehören nicht zu ben „Gewerbsgehilfen“ im Sinne 
des Art. 11 Abſ. II der Gem.-Ordn. Auch die Gewerbeordnung — ebenfo wie 
ba3 Armen- und das Heimatgejeg — untericheiben ftet3 zwiſchen Gewerbegehilfen 
und Fabrifarbeitern. Siehe näheres hierüber bei von Kahr ©. 166 ff. 

Auch die Betriebsbeamten und Angeftellten in ben Fabrikgeſchäften, desgl. 
Angeftellte oder Beamte der Brivat - Eifenbahngejellichaften gehören nicht zu den 
Gewerbögehilfen, 

Siehe Entich. des Beriw.-Ger.-Hofed vom 31. März 1890 Bd. 12, 165 und 
vom 11. Dezember 1891 Bd. 18, 366 in Anm. 32a I lit. d und beſonders lit. e. 
Zu letzterer die Min.-E. vom 13. Dezember 1978 über bie Arbeitäbücher und 
rbeitäfarten Nr. I Ziff. 4 lit. d (Web. 12, 535). 

»2 Der Begriff „Hausiohn“ ift je nach dem einichlägigen Eivilrecht zu be- 
urteilen. nergl hiezu die VBeftimmungen in 88 1626 ff. des bürgerl. Geſetzbuches 
über bie elterliche Gewalt, beſonders 88 1626. 1627, 1684. 

20) „m rot ftehen“ ift gleichbedeutend mit „bie Berlöftigung beziv. bie 

erhalten“. 


® en „Dienſtherren“ gehören nicht blos bie Herren der Dienftboten, 
ſondern auch bie Gewerbömeiiter ober Gewerbäinhaber, bei melden bie Gewerbs- 
gehilfen in Arbeit ftehen. 
2e) „Samilienhaupt” im Sinne des Abf. II Biff. 2 und Abſ. III ift ber- 
jenige, welchem einerjeit3 die eheherrliche Gewalt über bie Ehefrau reſp. andrer⸗ 


Der Betrieh eine Gewerbes liegt aber nur dor, wenn eine gewerbl —— 
mü der Ab ſicht des Erwerba und — db. h. —— 38 d. 
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II. Steuern, welche die ungefchiedene Ehefrau und minder- 
jährige im elterlichen Brote ftehende Kinder zu entrichten Haben, 
werden dem Samilienhaupte 2%) zugerechnet.28) 


IV. Unter denjelben Vorausjegungen find vorbehaltlich der Be⸗ 
ftimmungen des Art. 14 NRichtbayern 29) zur Erwerbung des Bürger: 
rechtes befähigt. 


ſeits die elterlihe Gewalt über die Hausjöhne oder SH III) im rote 
ftehenden minderjährigen Kinder zufteht (aljo nicht die Witwe, auch nicht bie 
aupereheliche Mutter, denen die elterliche Gewalt nicht zultommt). Siehe Anm. 23. 

29 Eine „eigene” Wohnung ift diejenige, welche man fich ſelbſt auf eigene 
Koften, vielmehr eigene Rechnung hält bezw. mietet und zwar muß dieſe „eigene“ 
Wohnung eine ſolche des betr. Dienftboten, Gewerbegehilfen ober Hausfohnes —— 
ſein. Wer etwa blos für ſeine Familienangehörigen eine Wohnung gemietet hat, 
während er ſelbſt bei feinem Dienſtherrn oder Familienhaupt in of nnd Logis 
ſich befindet, kann nicht als felbftändig im Sinne ber Hier vorliegenden geſetzlichen 
Beftimmung erachtet werden. Giehe Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes dom 9. Juli 
1888 in Anm. 32a J lit. a. 


29) Und zwar nicht blos diejenigen (direkten) Steuern, mit welchen die Ehe- 
frau oder die minderjährigen im elterlichen Brote ftehenden Kinder in der betr. 
Gemeinde felbjt, fondern auch diejenigen, mit welchen bie Genannten in anderen 
— jedoch bayerifhen — Gemeinden angelegt find refp. welche fie in irgend 
einer bayerischen Gemeinde zu entrichten haben. Diefe Zurechnung tritt auch dann 
ein, wenn dad Samifiendanpt gar nicht befteuert ift. Familienhaupt ift hier: 
der Ehemann bezw. der Bater. Vergl. Anm. 26. — 

Der hier ausgeſprochene Grundſatz, daß bie von ber Ehefrau oder 
von den bier genannten Kindern in irgend einer bayerijchen Gemeinde be- 
zahlten bireften Steuern dem Ehemann bezw. Vater ald von ihm bezahlt zuge- 
rechnet werden follen, hat allgemeine Geltung für das öffentliche Recht und 
ſpeziell für alle diesbezüglichen Beftimmungen ber Gemeindeordnung, wie aud für 
das Öffentliche Recht der weitere Sag gilt, daß das Yrundvermögen der Ehefrau 
und der im väterlichen Brote ftehenden minderjährigen Kinder dem Ehemann bezw. 
Vater zuzurechnen iſt ( Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 9. März 1883, unten in 
Anm. 33 I lit. b). Vergl. Anm. 96. So wird 3.9. beim Vollzuge bes Art. 15 
der Gem.Ordn. ein der Ehefrau ober einem im Brote des Vaters ftehenben 
minderjährigen Kinde gehöriges befteuertes Wohnhaus als dem Ehemann bezw. 
dem Vater gehörig erachtet und Hat dieſer, nicht bie Ehefrau ober bad betr. 
Kind auf Grund dieſes Hausbeſitzes einen Anſpruch auf Bürgerrechtöverleihung ; 
die Ehefrau refp. dad minderjährige im elterlichen Brote ftehenbe Kind erhält 
diefen Anfpruch erft dann, wenn der Ehemann reip. das Verhältnis des Im⸗ 
Brot⸗Stehens“ in Wegfall gelommen ift (vergl. Anm. 924 - 96 zu rt. 15 Abf. TI). 
Siehe hiezu auch die Beftimmungen in Art. 27 Ubf. I mit 28 und 35, Art. 47 
Abſ. III—VIII der Gem.-Drbn. 

Da nun eine Behandlung von Fragen, bie fih auf dieſe Steueranlage 
oder auf den Haus- und Grundbeſitz der Ehefrauen oder ber mehrgenannten 
Kinder beziehen, das Privatintereffe des betr. Ehemannes oder Baterd unmittelbar 
berühren, jo treten eventuell auch die Beſtimmungen des Art. 103 Abſ. I, 118 
Abſ. I und 145 Abi. IV ber Gem.-Drdn. ein. Vergl. hiezu v. Kahr ©. 169. 
Siehe au unten Anm. 124 zu Art. 17 der Gem.Ordn. 

2%, Unb zwar jeber „Nichtbayer” ift Hier gemeint, gleichviel ob er 
deuticher Heichdangehöriger ift_oder nicht. Da es fich Hier nicht um ein Öffentlich 
rechtliches Verhältnis zum Staate, fondern um ein foldhe® zur Gemeinde 
handelt, & bie Beftimmung des Urt. 3 der Reichsverfaſſung über das allgemeine 
deutihe Indigenat hier feinen Einfluß. Boch mußte im Hinblid auf Iegtere Be⸗ 
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V. Die Staatsregierung iſt jedoch berechtigt, 30) für Angehörige 
jener auswärtigen 31) Staaten, in welchen die Bürgerrechtserwerbung 
bayeriicher Staatsangehöriger weitergehenden Beichränfungen unter= 
oe 9 im Verordnungsweges) dieſelben Beſchränkungen feſtzu⸗ 
etzen. &) 


ſtimmung an Gtelle des früher hier gebrauchten Worted „Ausländer“ (durch 
Art. 1 des Geſetzes vom 19. Januar 1872, Web. 9, 284) das Wort „Nichtbayern“ 
gejept werben. Siehe Anm. 85 und 86. Xergl. biezu die in Anm. 84a Nr. III 
lit. b genannte Abhandlung in der bayer. Gemeindezeitung Jahrg. 1891 ©. 463 ff.: 
Anfpruch ber Nichtbayern auf Bürgerrechtäverleihung. 

2, Über nicht verpflichtet, vielmehr lediglich gegebenenfalles ihrem Ermeſſen 
anheinigegeben. 

2) „Auswärtige“ Staaten bebeutet hier foviel als „nichtbayerijche” Staaten. 
Zergl. hiezu die Abhandlung im Sahrgang 1891 der bayer. Gemeindezeitung 
©. 97 f. in nachſtehender Anm. 32a Nr. II lit. B. 
#7) Eine diesbezügliche Verordnung ift zur Zeit nicht vorhanden. 
2) Bu Art. 11 find folgeude Enticheidungen bezw. Ubhandlungen zu 


nen: 

I. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes. 

a. vom 9. Juli 1888 Bd. 10, 108: 

Als jerbftändig im Sinne des Art. 11 Abſ. I und II der died- 
thein. Gem. Drdn. find diejenigen verheirateten Gemerbögehitfen nicht 
zu erachten, welche bei ihrem Gemerbsmeifter Koft und Wohnung ge- 
nießen, auch wenn fie für ihre Familie in einer anderen Gemeinde eine 
eigene Wohnung haben. 

Sn dieſer nich. vom 9. Juli 1888 ift weiter (8b. 10 ©. 111 f.) 
ausgeiprodhen: Unter Wohnen und unter Wohnſitz in einer Gemeinde 
wollen die Sozialgejege nicht den Wohnfit einer Perſon in bürgerlich- 
rechtlicher Bedeutung angewendet, fondern darunter Lediglich die That- 
jache des dauernden, ftändigen Aufenthaltes an einem Orte im &egen- 
jag zu einem blo8 vorübergehenden begriffen haben. Hiezu |. Entich. 
des Berw.-Ger.-Hofes vom 24. März 1890 Bd. 13, 158, ferner vom 
6. Juni 1891 8b. 18, 94. 

b. vom 9. März 1883 Bd. 4, 355, |. unten in Anm. 96, ferner ©. 356: 
Das Grundvermögen der Ehefrau ift öffentlich-rehtlich dem Manne 
zuzurechnen. Dies ift nicht nur in Urt. 11 Abſ. III der Gem.-Drbn. 
ausdrüdlich ausgeiprochen, fondern galt auch unter der Herrichaft bes 
revid. Gem.⸗Ed. von 1834. Der Geſamtbeſitz beider Ehegatten entichied 
auch damals den Status des Mannes in der Gemeinde und war ber 
legtere al3 Haupt der Familie in bürgerlicher und politijcher 
Beziehung ber Repräſentant des Beſitzes der Ehefrau, wie auch derjelbe 
aus Grund dieſes legteren Beſitzes Die Gemeindegliebeigenihaft nad 
88 11 bis 15 des genannten Ebikt3 erwerben konnte. 

Giehe Hiezu Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 14. Auguſt 1886 
Bd. 8, 122, befonders ©. 124: Ehefrauen befigen während ber Ehe 
bürgerliche Selbftändigfeit nicht, werden vielmehr in bürgerlicher Be- 
ziehung vollftändig ducch den Ehemann vertreten und wird ber letztere 
in feiner Stellung als Yamilienhaupt in öffentlich-rechtlicher Hinficht 
als Beſitzer aller Güter der Ehefrau erachtet. 

Bergl. BI. für admin. Pr. Bd. 14, 312 ff., unten Nr. II lit. a. 

c. vom 24. März 1890 Bb. 13, 156 f.: Nach Art. 201 Abſ. I der Gem.- 
Drdn. erwarben Berfonen, welche am 1. Juli 1869 die Eigenſchaft 
eined wirklichen Gemeindegliedes im Sinne des revid. Gem.-Ed. in einer 


erwäß 
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Gemeinde befaßen, dafelbft mit dDiefem Tage Traft des Geſetzes das 
Bürgerrecht, wenn bei benjelben die Vorausſetzungen des Art. 11 ober 
des Urt. 15 der Gem.Ordn. zutrafen. 

Demnach genügte der Beſitz der Eigenfchaft eines wirklichen Ge- 
meindegliebes zur VBürgerrecht3-Erwerbung kraft des Art. 201 der Gem.- 
Drbn. nur in dem Falle, wenn die perfönlichen und realen Verhältnifie, 
auf welchen jene Eigenichaft beruhte, zugleich entweder ben im 
Art. 11 der Gem.-Drbn. beftimmten Erfordernifien der Befähigung 
zur Erwerbung des VBürgerrechtes vollkommen entjpracdhen oder aber, 
wenn letzteres nicht zutraf, mwenigftend mit jenen Vorausſetzungen fich 
dedten, bei deren Borhandenfein nach Art. 15 der Gem. Ordn. auch bei 
dem Mangel der nad) Art. 11 erforderlichen Befähigung ein Anſpruch 
auf Verleihung bes Bürgerrechtes gewährleiftet iſt. Perſonen aber, 
welche am 1. yii 1869 eine Zuchthausftrafe verbüßten, haben die zur 
Bürgerrecht3- Befähigung nad Art. 11 ber Gem.Ordn. geforderte 
Selbftänbigkeit nicht befefien, da fie gemäß Urt. 32 des Str.-Gel.- 
Buches von 1861 mit dem Eintritte ber Nechtöfraft bes auf Zuchthaus⸗ 
ftrafe lautenden Urteiles das Hecht verloren haben, ihr Vermögen zu 
verwalten und unter Lebenden darüber zu verfügen und in dieſen Be- 
ziehungen wie Minderjährige von bem Bormunde vertreten werben 
Pa und diefe Unfähigfeit fidh auf die ganze Dauer der Gtrafzeit 

edte. — 


d. vom 31. März 1890 Bd. 12, 165 a. E.: Bei ber Beurteilung der 
Stage, wer ald Gewerbegehilfe zu erachten fei, hat ber dem Gewerbe⸗ 
fteuer- und Gewerbegeſetze zu Grunde Iiegende Begriff des Ge⸗ 
werbes als maßgebend in Betracht zu kommen; hiezu Entich. des 
Berm.-Ger.-Hofes vom 29. September 1887 Bd. 9, 215 f.: Nach den 
Verhandlungen ber Gefehgebungsfaltoren ift für bie Enticheidung 
barüber, wer ald „Gewerbsgehilſe“ zu erachten fei, der bem Gewerbe⸗ 
und dem Gemerbefteuergefege zu Grunde Tiegenbe Begriff des „Ge⸗ 
werbes” maßgebend; hiernach erfcheint als „&ewerbögehilfe” jene 
Perſon, welche mit der erforderlichen gewerblichen Fertigkeit oder Ge⸗ 
ſchäftskenntnis an WUrbeiten bes „Gewerbes“ teilnimmt (Gewerbeſteuer⸗ 
gefeg vom 1. Juli 1856 Art. 1 und 12 und vom 19. Mai 1881 Art. 1 
und 10; Einkommenſteuergeſetz vom 31. Mai 1856 Art. 2 und vom 
19. Mai 1881 Urt. 2). 

Giehe oben Anm. 22. 


e. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 11. Dezember 1891 Bd. 18, 364 ff.: 
Der Zugführer der pfälziichen Eifenbahnen ift fein Gewerbsgehilfe im 
Sinne des Art. 80 Abf. 10 des Heimatgeſetzes (beziv. Art. 11 der 
Gem.-Drdn.). 

Siehe hiezu Min.-E. vom 13. Dezember 1878 „bie Arbeitsbücher 
und Wrbeitälarten betr.” (Web. 12, 635) Nr. I Ziff. 4 dit. d: gu ben 
ewerblichen Arbeitern im Sinne bes Geſetzes (Reichs⸗Gewerbeordnung) 
ind unter anderen nicht zu rechnen: Perſonen, bie in ber Stellung von 
Angeftellten (als Geichäftsführer, Buchführer u. dergl.) in gewerblichen 
Betrieben beichäftigt werden. Siehe oben Anm. 22 a. E. 


f. Entfch. des Bundesamts für Heimatfadhen vom 5. Mai 1883 (Reg. 4, 
30 f.): Die lediglich mit Servieren beichäftigte Kellnerin ift feine Ge⸗ 
werbögehilfin des Neftaurateurd (vergl. Urt. 11 Abſ. I des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes). 

g. Entſch. bes Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 22. Februar 1889 Bd. 11, 109 in 
Unm. 52 a. €. und vom 5. Juli 1889 Bd. 11, 822 f. in Anm. 84a 
Tlit e (j. Anm. 40a). 
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Art. 12.*) 
Die Gemeinden?) find befugt, *) jedem8d) Befähigten®*) das 
Bürgerrecht auf Anſuchen ®”) zu verleihen. 98) 89) 40) 


II. Abhandlungen: A. BL. für abmin. Pr.: 

a. Bl. für admin. Pr. 14, 312: Der Ehemann als politifcher Vertreter 
feiner Ehefrau. „Sn jeder (ftants-Jbürgerlichen oder politiihen Be⸗ 
ztehung gilt der Mann als Nepräfentant ber Frau gegenüber dem 
Staate und der Gemeinde, nicht die Frau als ſolche ift jelbftändig an⸗ 
ſäſſig und Bemeindeglieb, ſondern der Mann, und nicht blos für fich, 
Kr auch für feine Ehefrau; fie mitfien politifh als ein und Die 
elbe bürgerliche Berjon gelten, und der Mann gilt ala Bejiter aller 
Güter feiner Frau, fobald es fi) nicht blo8 um rein civilrechtliche 
Fragen bes Eigentums, fondern um bürgerliche Stellung handelt. Die 
verheiratete Frau hat keinen beionderen Status im Staat und in 
der Gemeinde, fondern einfach ben des Mannes, und der Geſamt⸗ 
befig beider enticheibet die Stellung be8 Mannes in ber Gemeinde 
und im Staate.“ — Giehe auch nadhftehend lit. B aub b, ferner 
Anm. 96, ſowie die Min.-E. vom 10. Juni 1864 in ben BL für admin. 
Pr. Bd. 14 ©. 318 f. 

b. Bl. für admin. Br. 19, 399 f.: Nach Art. 11 der Gem.Ordn. ent- 
fcheidet nicht der Ort der Arbeit unb des Geichäftäbetriebes, fondern 
ber Ort des Wohnens, demgemäß ift das Domizil auch Vorausſetzung 
des Bürgerrechtserwerbes nad Urt. 201 Abi. I der Gem.-Orbn. 

c. Bl. für admin. Br. Bd. 38, 94: Das zweijährige Wohnen in einer 
Gemeinde ald Anipruchstitel zur Werleihung des Bürgerrechtes. 

d. BI. für admin. Pr. 37, 415 in Anm. 84a I. 

e. Bl. für admin. Pr. Bd. 31, 321 ff.: Erwerb bes Bürgerrechtes und ber 
Heimat nad) Art. 201 ber Gem. O.; hiezu ſ. auch Bb. 21, 192 und 30, 223. 

B. Bayer. Gemeindezeitung: 

8. Zube 1891 ©. 97 f.: Ueber den Begriff Inländer“ und „Aus⸗ 
länder” in der Gemeindeorbnung ; 

b. Jahrg. 1894 ©. 437, Antwort I; 

c. Jahrg. 1895 ©. 629: Bürgerrecht eined Ehemanned einer Anweſens⸗ 
beiigerin bei ausgeichloffener Gütergemeinſchaft. 

Siehe hiezu vorftehend lit. A sub a und Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes vom 9. März 1883 Bd. 4, 365 f., beſonders 356, ſowie vom 
14. Yuguft 1886 Bd. 8, 124 in Anm. 32a Nr. I lit. b und in Arm. 96. 
Bu Urt. 12. 

*) Bergl. hiezu Art. 10 und 11 der pfälz. Gem.-Orbn., |. oben 8 93 

Ziff. 3 und Note hiezu ©. 18. 
*” Die beöbezüglichen Beichlüfle werben durch die Gemeindeverwaltung 
geioht. Näheres hierüber f. unten bei Urt. 16. Ortögemeinden (Ortichaften nach 
rt. 6) find zu foldher Berleibung nicht befugt; es gibt fein Ortsbürgerrecht, 
jondern nur ein Bürgerrecht, bas fich auf bie ganze politifche Gemeinde erftredt. 

„Gemeinden“ im Sinne des Art. 12 find daher nur „politifche Gemeinden“ 

gu verſtehen. Siehe Entidh. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 599, oben Anm. 6 
t. a. Vergl. auch Anm. 159. 


es müßte denn fein, daß jemand einen Anſpruch nach Urt. 18 ober 15 beſitzt; 
. au Anm. 36). Siehe oben 8 95 ©. 110. 
Pohl, Handbuch. II. 9 
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se Einem nicht Befähigten (Art. 11) kann und darf die Gemeinde das 
Bürgerrecht nicht verleihen: abgeiehen natürlich immer von ber Ausnahme des 
Art. 16. Siehe auch 8 95 ©. 107, ferner oben Anm. 8. 


2) Der Verleihung nad Art. 12 muß ſtets ein Aniugen feitens des 
betr. Bürgerrechtälandidaten vorausgehen (vergl. Dagegen Art. 24: Berleihung des 
Ehrenbürgerredhtes; |. auch Urt. 17). 

*. Wird das Bürgerrecht durd Verleihung gemäß Art. 12 mit 16 
erworben, fo tritt die rechtliche Wirkſamkeit diefer Verleihung an ſich bezw. zu 
Gunften des Bewerberd ein mit dem Momente der Fafſung refp. mit der Broto- 
follierung des betr. Verleihungsbeichluffes; denn in diejem mit der Protolollierung 
vollendeten Verleihungsbeſchluſſe liegt einerjeit3 bie Beftätigung der vorhandenen 
Befähigung, andrerjeit3 die Annahme ber auf die ne gerichteten Antrags- 
erffärung des Bewerber. Damit aber die Wirkung dieſes Beſchluſſes auch gegen 
den Bewerber geltend gemacht bezw. die Erfüllung der nunmehr ihm obliegenden 
nerpihfungen von ihm begehrt werden fann, ericheint es nötig, daß ihm bie 
Verleihung auch zur Kenntnis gebradt, d. 5. der Berleihungsbeichluß publi- 
ziert wird. 

Bom Momente der Publikation an können auch die durch bie Bürger- 
ver taver eihung fällig gewordenen Bürgerrechtögebühren event. beigetrieben werben. 
(Bergl. Art. 57 mit 48.) Siehe Anm. 40a Nr. Il lit. b. 

Die Aushändigung einer Bürgerrechtsurkunde, — welde allerdingd am 
Geeignetften zugleich mit der Bublifation des Berleihungsbeichluffes Er Protokoll 
reſp. (aus praktiſchen Gründen) gegen Nachweis ber Entrichtung der Bürgerrecht3- 
gebühren erfolgt —, hat lediglich die Pedeutunß der Inehandiaung eines Nach⸗ 
weile ber „erfolgten Bürgerredytsverleihung, welcher auf Grund ber letzteren ge= 
währt wird. — 

Wird der Berleihungsantrag des Bewerber zurüdgewielen und von dem 
letztern — auf Grund eines ihm angeblich zufiehenden Anfpruches — Antrag auf 
Enticheidung bei der fompetenten Behörde geftellt und wird ihm feinem Antrage 
entjprechend durch behördliche Enticheidung das Bürgerrecht Bugelpeochen dann 
tritt — auch nach ber Praxis des Igl. Bertn.-Ber.-Holes — die Rechtswirkſamkeit 
der Berleihung vom Momente der Antragftellung ein. Siehe oben Anm. 4 und 
— de erw.er. Hofes vom 6. Juni 1888 in Unm. 6 lit. b, auch Anm. 

un . 


29 Wenn auch bie Gemeinden einerfeit3 frei befugt find, jedem Befähigten 
auf Anſuchen das NBürgerrecht zu verleihen, fo find fie Doch anbrerfeits nicht be- 
rechtigt, dieſe Verleihung an andere als die geſetzlich beftimmten Bedingungen 
oder Borausfegungen zu knüpfen. Insbeſondere bürfen fie feine höheren 
Bürgerrechtögebühren forbern, ald bie in Art. 20 vorgefehenen, desgleichen fünnen 
fie au) die Berle idung nicht von der Vorauszahlung der Bürgerrechtägebühr 
abhängig machen. Siehe Anm. 159 und 162 zu Art. 20. 

Bergl. BL. für admin. Pr. 26, 398 (Anm. 40a Nr. IN). 


) Alle Eigenfchaften, welche gegeben fein müſſen, um den Bewerber als 
um Bürgerrechtserwerb „befähigt“ zu qualifizieren, müſſen im Momente ber 
—5** des Verleihungsbeſchluſſes vorhanden ſein bezw. — wenn dieſe Verleihung 
durch verwaltungsrichterliche Entſcheidung erfolgt — im Momente dieſer Verbe⸗ 


ſcheidung. 
Faheres hierüber ſ. unten Anm. 52, 55 und 99, ferner Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes in Anm. 40a I lit. a und b; vergl. auch Anm. 8. 


»2) Bu Urt. 12 find folgende Enticheidungen bezw. Abhandlungen be⸗ 
fonder8 zu bemerfen: 

I. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. vom 22. Sebruar 1889 Bd. 11, 109 in Anm. 52 a. E.; 

b. vom 5. Zuli 1889 8b. 11, 822 f. in Anm. 84a I lit. e; 
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Art. 13 (11). 
I. Anfpruht!) auf Verleihung des Bürgerrechts Haben alle 


c. vom 9. März 1883 Bd. 4, 355 und vom 24. Auguſt 1886 Bd. 8, 
122, beionder3 124, in Anm. 82a I lit. b. 

II. Abhandlung in den DI. für abmin. Pr. Bd. 36, 397 ff. Höhe ber Bürger- 
rechtögebühr, Yurüdforberung eines zu viel gezahlten Betrages; ſpeziell die daſelbſt 
angeführte Reg. Entſchl. vom 4. Dezember 1870: Eine Gemeinde iſt no befugt, 
den Beſitzer eines gefeglichen Anfpruches auf dad Bürgerrecht als einen ſolchen zu 
bebanbeln, welcher feinen Anſpruch Darauf Habe, und eine höhere Gebühr zu er- 
heben, als das Geſetz und der darauf beruhende Tarif geftatten. Entſchieden un- 
richtig ift die Meinung, daB die Gebührenfchranfe bed Art. 20 ber Gem. Ordn. 
blos —* diejenigen Geſuchſteller gelte, welche einen geſetzlichen Anſpruch auf das 
Bürgerrecht haben, während bei denjenigen, welche on einen jolsen Anſpruch 
dad Bürgerrecht nach Urt. 12 — 25 — die Gemeinde fo viel verlangen dürfe als 
fie wolle und der Geſuchſteller ſich gefallen laſſe. Die Gem. Ordn. fpricht vielmehr 
in Urt. 20 ganz beftimmt aus, daß die Bürgerrechtögebühr den dort genannten 
Betrag nicht Überfteigen dürfe. Durch biejen fehr beitimmten Wortlaut ift jebe 
Ausnahme und jede mwilllürliche Ueberſchreitung, insbefonbere aber auch bie ana- 
loge Ausdehnung ber Beftimmung bed Art. 8 bes Heimatgeſetzes auf den Art. 12 
bezw. 20 der Gem.Ordn. völlig ausgeſchloſſen. Siehe oben Anm. 39. 

III. Abhandlungen in der Bayer. Gemeindezeitung: 

a. Jahrg. 1892 ©. 938 f.: Heimat- und NVürgerrechtöverleihung bei ber 

Eheſchließung im rechtshrein. Bayern. 

b. Jahrg. 1892 ©. 762 f.: Vom Momente des Berleihungsbeichluffes an 
kann ein geftelltes —— — nicht mehr zurückgezogen bezw. 
auf das einmal verliehene Buͤrgerrecht nicht mehr verzichtet und muß 
bie treffende Bürgerre tögebübt bezahlt werden. Diele Gebühr wir 
nach Urt. 20 mit der Berleihung fällig und ift Urt. 57 der Gem. Ordn. 
auf fie anwendbar. Rergl. Anm. 38. 

c. Jahrg. 1893 ©. 564 f.: Wird einem Wusländer das Bürgerrecht ver- 
iehen, jo Hat er die für Ausländer feitgeftellte Höhere Gebühr aud) dann 
u bezahlen, wenn er durch Raturalifation die bayer. Staatdangehörig- 
eit erwirbt. Bürgerrecht wie Heimat werben erſt mit ber Berleihung 
der bayer. Staatdangehörigfeit wirkſam. 


Bu Art. 18. 

) Anfprud ift das Durch verwaltungdgerichtliche Klage ver- 
folgbare Recht. Dieſer „Anſpruch“ ift nur bann gegeben, wenn einerfeits 
pofitiv) alle Vorausſetzungen des Art. 13 Abf. I erfättt find, andrerjeits 
negativ) feine einzige der in nal I lit. a bis g aufgeführten, die erfolg» 
reiche bung des Anſpruches ausichließenden Thatfachen gegeben ift bezm. 
von der Gemeinde geltend gemacht wird. 

Diefer Anſpruch auf Verleihung des Bürgerrechted nad) Art. 13 Abſ. I 
ift alfo begründet entweder: 

I. Wenn a. der dieſen Anſpruch Erhebende die Befähigung zum Bürgerrechts⸗ 
erwerb nad) Art. 11 befigt und zugleich 
b. in der Gemeinde, in welcher er das Bürgerrecht erwerben will, 
eimatberechtigt (vergl. Anm. 44) ift; oder: 
II ®em a. Lergeende bie Befähigung nad Urt. 11 beſitzt und 
zuglei 
b. mindeftens zwei Jahre in ber betr. Gemeinde gewohnt (vergl. 
Anm. 47) Hat und während ber ganzen Dauer dieſer zwei 
Jahre nicht nur mit einer birelten Steuer in biefer Gemeinde 
angelegt war, fondern dieſe Steuer auch wirklich bezahlt, zugleich 
aber mit und neben ihr auch die ihn treffenden Gemeindeabgaben 
9% 
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hiezu nach Art. 11 befähigte Perſonen,“) wenn fie entweder ‘®) in 
der Gemeinde das Heimatrecht wi befigen, oder *%) wenn fie feit zwei 4%) 
Sahren in der Gemeinde gewohnt,“) während dieſer Zeit*®) eine da= 
ſelbſt angelegte*9) direkte Steuer) und die fie treffenden Gemeinde- 
abgaben®!) entrichtet 49) haben.52) 


(d. 5. alle auf dem öffentlichen echte beruhenden Abgaben 
an die Gemeinde, |. Anm. 51) entrichtet Hat. 

Der vorftehenb sub I und II genannte an fi begründete Anſpruch 
wirb aber wieber vernichtet bezw. Tann mit Erfolg nicht geltend gemacht werben, 
wenn eine Thatfache gegeben Fi reip. jeitend ber Gemeinde Tonftatiert zu werden 
vermag, deren Borhanbdenfein nach Art. 13 Abſ. II lit. a bis g einen Verfagungs- 
grund bildet: vorausgejegt aber, daß dieſer Verſagungsgrund gegen ben 
Bewerber von ber Gemeinde wirklich geltend gemacht wird. Giehe Anm. 53. 

*2) Siehe Hiezu Anm. 8—18 und 40, 

*®) Siehe Anm. 41 Biff. I lit. a und b. 


*) Bu diefen Heimatberechtigten gehören auch bie in Art. 2 des Heimat» 
geſetzes genannten definitiven Beamten. 

9 Siehe Anm. 41 Biff. II lit. a und b. 

**) Bezüglich der Berechnung dieſer zwei Jahre |. das in Anm. 52 Gejagte. 
Bergl. au Anm. 55. 

#7) Ueber ben Begriff biefes „Wohnens“ |. oben Anm. 13, ferner die in 
Unm. 82a I lit. a angeführten Entſch. des Berw.-Wer.-Hofes. 

Das Erfordernis der Freiwilligkeit ift für biefes Wohnen nicht gefordert 
(wie dies in Art. 6 und 7 des Deimatgeiehed bezüglich des daſelbſt genannten 

ufenthaltes verlangt wird). Es wird Daher bie zweijährige Friſt nad) Art. 13 
Abt. I nicht unterbrochen, wenn der Betreffende während Diejer Beit eine Freiheits⸗ 
ftrafe in dDiefer Wohn- oder Aufenthalts⸗Gemeinde verbüßt; es ſchadet ihm aljo 
dieſe Berbüßung beim Anſpruchs⸗Erwerb nicht, foferne nicht etwa hiedurch ein Ber- 
Nagungagrund nach Abſ. II 1. c. gegeben wird. Auf jeden Fall muß aber biejes 
„Wohnen“ ein erlaubtes, nicht ein gefegtwibriges fein. Der (poligeilich) aus ber 
Gemeinbe Aus- oder von berfelben Abgewieſene kann baher durch einen troß biefer 
Aus- ober Abweiſung bethätigten, alfo rechtöwibrigen Aufenthalt in derfelben einen 
Anſprug auf Bürgerrechtöverleihung dDafelbft nicht erwerben. 

gi. hiezu Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 14. November 1884 Bd. 5, 
820, in Anm. 84a I lit. a, ferner v. Kahr ©. 174. 

Dagegen wird durch eine vorübergehende Abtvejenheit, bei welcher die Ab⸗ 
fit, in der Gemeinde weiter zu en nicht aufgegeben wird (wie 3. B. bei 
Geichäfts- oder Erholungsreifen), biefe zweijährige Friſt nicht unterbrochen, wohl 
aber durch Berbüßung einer Freiheitsſtrafe außerhalb der betr. Wohn⸗ oder 
Aufenthaltägemeinde. 

Vergl. Entich. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 24. März 1890 Bd. 12, 156, 
ipeziell 158 f. Siehe Anm. 84a I lit. b. 


**) Und zwar ununterbrochen während der ganzen Dauer diefer zwei Jahre, 
nicht etwa blos in einem Beitpunlte innerhalb diejer Periode. 


, Die betr. Veranlagung mit Steuer muß in diefer Wohn- oder Aufent- 
haltögemeinbe erfolgt fein, ferner genügt nicht — wie in Urt. 11 (vergl. Anm. 17) 
— die Veranlagung allein, fonbern ed muß die angelegte Steuer währenb reip. 
für diefe ganzen und vollen zwei Jahre auch entrichtet fein (ſoweit eben die ent- 
fprechenden Steuertermine zur Zeit der Anbringung, vielmehr ber Verbeſcheidung 
des Geſuches ſchon eingetreten find, alſo bie betr. Steuer fällig geworben tft) ; 
d. 5. diefe Steuer- Entrihtung muß mwenigftens zur Beit ber Werbeicheidung des 
Dürgerrechtögefuches erfolgt bezw. barf der Bewerber für biefe zwei Jahre mit 
feiner Steuer zu dieſer Zeit im Rückſtande fein. Daher muß dem Bewerber bie 
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Auflage gemacht werben, ben Nachweis ber Steuerentrichtung zu erbringen, oder 
es muß benbeaigliche Mufiatu event. bireft vom !gl. Rentamt erholt werben. 
Bergl. Art. 20 Abi. I Berw.-@er.-Hof3-Gef.) Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofe vom 24. November 1882 Bd. 4, 234, unten in Anm. 84a 1 lit. c, ferner 
über den Begriff: „Weranlagung mit einer Steuer“ Entich. des Berw.-Ser.-Hofes 
vom 1. Dezember 1882 Bd. 4, 251, ferner (für bie Pia) bom 17. Juni 1887 
2 9.170, unten in Anm. 135 Nr. I lit. a und b. rgl. auch nachitehende 


s®, Meber den Begriff „direlte Steuer“ |. oben Anm. 16. 


Mehrere Miteigentümer eined und besfelben Steuerobjeltes gelten alle als 
mit Steuer angelegt, joferne fie ald Miteigentümer dieſes Objelts und zwar als 
ſolche fteuerpflichtig in ben betr. Steuerliſten bezeichnet oder eingetragen find. 
Siehe Entſch. bes Berw.-Wer.-Hofes vom 1. Dezember 1882 Bb. 4, 251 in 
Anm. 135 I lit, a. 

Bergl. auch Anm. 126 a. E., fowie vorftehende Anm. 49, desgl. Anm. 16. 


2 Unter biefen Abgaben an bie Gemeinde find nur die auf Grund bes 
öffentlichen Rechtes fälligen, andrerjeitd aber auch alle besbezüglichen Ab- 
gaben an die Gemeinde, db. h. an die einfchlägige politiiche Gemeinde — event. 
auch Ortsſsgemeinde (vergl. Urt. 45 Abſ. II) — zu verfteben, alfo nicht blos bie 
Umlagen, Tondern auch Die auf Grund des Art. 40 bezw. 41 der Gem. Ordn. zur 
Erhebung gelangenden Verbrauchsſteuern und örtlichen Abgaben. 


Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 1. April 1881 Bd. %, 622: 
Rüdftändige Leiftungen zur Gemeinde» oder Armenkaſſe, welche nicht auf dem 
Gemeinbe- ober Urmenverbande, fondern auf einer civilrechtlichen Berpflichtung 
beruhen, find fein gejeplicher Grund zur Berfagung des Bürger: und des Heimat- 
rechtes in ber Gemeinde. 

Bergl. auch Entſch. des Verm.- Ger.- Hofes vom 8. März 1889 Bd. 11, 
114: Eine Berpflihtung gegen die Gemeindekaſſe (im Sinne des Urt. 6 
des Heimatgeſetzes) it nur dann und infomweit anzunehmen, als diefelbe gegen ben 
Heimat» (Bürgerrecht3-) Bewerber individuell begründet erfcheint. Bon einer 
Berpf (itung gegen die Gemeindekaſſe fpeziell in Bezug auf Gemeindeumlagen 
fan nur dann die Rede fein, wenn die Wufenthaltögemeinde von dem ihr geleß- 
lich zuftehenden Rechte ber Umlagenpfliht mit Beachtung ber desfallſigen gejeh- 
Hr Borihriften dem Heimat3- ober Bürgerrecht3-Weiwerber gegenüber thatjäc- 
lich Gebrauch gemacht, dadurch feine individuelle Teilnahmspflicht in erfennbarer 
Weiſe begründet und diefe in Unfpruch genommen bat (nicht aber dann, wenn 
3. B. die Gemeinde dem Vürgerrechtserwwerber gegenüber auf die betr. Umlage 
verzichtet bezw. ihm diefelbe nachgelafien hat.) Eiche hiezu Anm. 59 lit. a, 

Entſch. des Berw.-Ger.-Hofe vom 8. Juni 1880 Bd. 1, 361: Bur Be 
gründung bes erhobenen gemeinblichen Einſpruchs (gegen Ausftellung eines Ver⸗ 
ehelichungszeugniſſes nach Urt. 386 Abſ. I Hilf. 4 des Verehelichungsgeſetzes) er- 
Seinen nur Rüdftände bezüglich öffentlidy-rehtlicher Leiftungen zur Ge 
meinde oder Armenkaſſe geeignet. 

Der Erſatzanſpruch, welchen eine Armenpflege für gemährte Armenunter- 
fügung auf Grund be3 Wrt. 4 und Art. 5 bj. 2 und 3 des Gejehes vom 
29. April 1869 über bie dffentfiche Urmen- und Kranlenpflege gegen bie zur 
Alimentation des betr. Hilfsbebürftigen rechtlich verpflichtete Berjon erhebt, ift 
eivilrechtlicher Natur. 

Vergl. auch Entich. des Werw.- Ger.» Hofes vom 4. Dftober 1881 Bd. 8, 
291, ferner vom 18. Mai 1884 in Anm. 58 lit. o. 
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II. 52) 52») Die Gemeinde ift jedoch zur Verfagung des Bürger- 


rechtes befugt: 58) 
a. wenn der Bewerberdt) innerhalb der feiner Bewerbung 


3 Was den Zeitpunkt anbelangt, zu welchem alle Erforderniſſe des Art. 
13 Abſ. I gegeben fein müſſen, fo ſollte dies eigentlich der Moment ber Anbring- 
ung des Geſuches fein, allein nach dem Wortlaute bes Art. 13 Abſ. I genügt es, 
wenn dieje Borausjeßungen im Momente ber Verbeſcheidung bes Geluches ge- 
geben find, mag dieſe durch Beichluß ber Gemeindeverwaltung ober durch ver- 
waltungsrichterliche Enticheidung erfolgen; andrerſeits kann aber ein erhobener 
Anſpruch, melder zur Zeit der Anbringung des Geſuches begründet war, zurüd- 
eiwiejen werden, wenn im Beitpunfte der Berbeicheibung eines der gejeglichen 
Erforderniffe wieder weggefallen ift. 

Speziell braucht das Erfordernis der Befähigung zum Bürgerrechtserwerb 
bei dem in ber Gemeinde nicht Heimatberechtigten auch erit im Moment ber Ber- 
beſcheidung, nicht ſchon während des ganzen berfelben vorausgehenben ameijährigen 
Wohnens in der Gemeinde vorhanden zu fein. Sn gleicher Weife ift bezüglich 
des Borganbenfeind ober Ni toorbanbenfeind (bezw. Pe von Verſagungs⸗ 

ründen nad Art. 13 Abſ. II lediglich der Zeitpunkt der Verbeſcheidung des 
Fraglichen Geſuches maßgebend. | 

Es kann alfo ein bei der Anbringung begründetes Geſuch zurüdgemwieien 

werden, wenn inzwifchen bis zur Berbefcheidung ein Berfagungsgrund entfteht, da⸗ 
egen muß ein Geſuch genehmigt werben, wenn der zur Beit ber Stellung be3- 
eiben vorhandene Berfagungsgrund bis zur Verbeſcheidung in Wegfall gelommen 
it, jo 3. B. wenn i wiihen die zweijährige Friſt feit Gewährung einer Armen⸗ 
unterftügung fih vollendet hat. Bergl. v. Kahr ©. 177 fi. 

iehe Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes bom 22. Februar 1889 Bd. 11, 109: 
Sind Umftände, von denen nad Art. 11 Abf. 1 der Gem.-Ordn. bie Befähigung 
zur Erwerbung des VBürgerrechtes abhängt, nach erfolgter Geltendmachung bes 
Anſpruchs auf Verleihung des Bürgerrechtes im Laufe des darüber gepflogenen 
Streitverfahrens weggefallen, fo liegt hierin ein Hindernis für Die verwaltungs- 
ridhterliche Buerfennung bed Anſpruchs. 

Siehe au) Anm. 40, 55 und 99. 


a) Die Beitimmungen des Art. 13 Abſ. II charakteriſieren ſich dem 
Abſ. I gegenüber als Ausnahms-VBeftimmungen und find denigemäß aufs ftrengite 
(strictissime) auszulegen. Es ift daher auch eine Ausdehnung diejer Beſtimm⸗ 
ungen durch analoge Anwendung ausgefchloffen. Vergl. Entſch. des Beriwm.-Ger.- 
Hofes vom 7. Oktober 1884 Bb. 5, 312 f. Anm. 68 lit.p,q,r. ©. auch unten 
Anm. 83, ferner Anm. 84a Nr. 1 lit. b und £. 


9 Es fteht vollftändig in dem freien Ermefien ber Gemeinden, ob fie von 
einem wirklich vorhandenen Berjagungsgrund Gebrauch machen wollen oder nicht, 
fo daß aljo troß des Vorhandenſeins eines ſolchen da3 Bürgerrecht verliehen 
werden kann, foferne nur ber Bewerber bie Defähigung nah Art. 11 beſitzt. 
Dieje Befähigung ift allerdings abfolutes Erforbernis, da an Nichtbefähigte feine 
Bürgerrechtöverleihung erfolgen Darf. ©. oben Aum. 8, 34—36 und 8 95 ©. 107. 


»*, Allein nicht blos bie bem Bewerber, fondern auch die feiner Ehefrau 
und feinen Kindern gewährte, beziv. von oder für dieſelben nachgeſuchte Armen- 
unterftägung gibt einen Verſagungsgrund reſp. gehört hieher, überhaupt jebe 
Armenunterftüägung, welche benjenigen gewährt wirb, bezüglich deren ber Be— 
werber einerjeit3 die unterhaltungepfticht bat und zu welchen er andrerſeits im 
Berhältniffe des Yamilienoberhauptes fteht. 

Siehe Entich. des Berw.-Ger.-Hofes von 8. Juni 1880 Bd. 1, 361: Bei 
dem en Öffentlicher Armenunterftügung erhobenen gemeinblichen Einipruch kann 
regelmäßig nur diejenige Armenunterftügung in Betracht Tommen, welche von 
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porausgehenden zwei ZJahre55) eine Unterftügung de) aus 


bem Gefuchfteller felbft beanfprucht ober empfangen wurbe. Hiebei fann die einem 
Unterftügungsbebürftigen gewährte Armenunterftügung dem zur Alimentation 
desſelben Berpflichteten in ber Regel nur dann zugerechnet werben, wenn diejer 
zu dem Unterftügten in dem Berhältniffe des Familienoberhauptes fteht. 

Entf. des Berw.-Ger.-Hofes vom 23. März 1880 Bd. 1, 199: Bei 
Geltendmachung des gemeindblichen Einſpruchsrechtes ift dem (um Ausftellung eines 
Berehelichungszeugnifies) nachſuchenden Manne die Armenhilfe, welche einem Hilfs⸗ 
bebfirftigen geleiftet wurbe, zu deſſen Alimentation ober Unterftüßung derjelbe 
verpflichtet war, in ihrer rechtlichen Wirkung zuzurechnen, wenn erwiejenermaßen 
diefe Hilfe mit feinem Willen und Willen beanſprucht ober gewährt wurde. 

Siehe hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 15. April 1889 und BI. 
für admin. Pr. 41, 2: Die öffentlihe Armenunterftügung, welche den außer- 
ehelichen Kindern der Tochter gewährt worden ift, die ri aus dem väterlichen 
Haushalte abgefondert, kann dem ehelichen Bater der Tochter nicht zugerechnet 
Pre al hier der Bater nicht als Familienoberhaupt jener Kinder zu er- 
achten ift. 

Entidh. des Berw.-Ger.-Hofes vom 16. Januar 1883 Bd. 4, 285: Dem 
Ehemann ift auch die ohne fein Anfuchen von amtöwegen erfolgte Unterftüßung 
feiner rau durch die Öffentliche Armenpflege dann zuzurechnen, wenn er, von 
bem notwendig geworbenen Eingreifen der letteren amtlich in Kenntnis gejebt, 
ſich gleichwohl unthätig verhalten Hat. ©. hiezu auch die Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.Hofes vom 21. Februar 1888 in BL. für admin. Pr. 41, 1: Die Einmwend- 
ung des Ehemannes, daß die feiner Frau aus Öffentlichen Armenmitteln gewährte 
notwendige Krantenhilfe ohne fein Wiſſen und Wollen erfolgt fei, ift nicht 

eeignet, ihn gegen die aus feiner gejeglichen Alimentationspflicht folgende per- 

— Zurechnung der rechtlichen Wirkung jener Unterſtützung im Falle der 
Einſpruchserhebung gegen ſeine Wiederverehelichung zu ſchützen, nachdem er unter⸗ 
laſſen hatte, Erſatz zu leiſten. 

Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 14. Februar 1882 Bd. 8, 577: Die 
einem au Berehelichen Kinde gewährte öffentliche Armenunterftügung kann dem 
afimentationapflichtigen Water besjelben nicht angerechnet werden (ba er nicht 
er ‚gemilienoberhaupt im Berhältnis zu dieſem Kinde erjcheint). S. hiezu Anm. 

it. b. 

Entich. de Berm.-Ser.-Hofes vom 3. April 1891 Bd. 13, 95: Eine dem 
Schwiegervater gewährte Armenunterftüßung kann wegen Mangels eined natür- 
lihen Berwandtichaftsverhältnifies und ber fi) Hieraus ableitenden Unterhalt» 
ungsverpflidhtung dem Schtwiegerjohne nicht zugerechnet werben. 

Bergl. zu Anm. 54 ımb bie hier angeführten Enticheidungen auch nad)- 
Debende Anm. 56, ferner Anm. 58 lit. c, d, f, g, h und Anm. 569, enblid 

nm. 84a. 


se, „innerhalb ber feiner Bewerbung vorausgehenden zwei Jahre“ ift 
gan gleichbedeutend mit den Worten des Abi. I „feit zwei Jahren” und „während 
ieſer Beit“. MRahoehenb it, wie ſchon oben in Anm. 52 gefagt, auch für das 
Borhanden- oder Richtvorhandenfein der Berfagungägrände nad) Abſ. II des 
Art. 13 ber Zeitpunkt der Berbeicheidung des betr. Geſuches und — ba die „Be⸗ 
werbung“ d. h. das angebrachte Geſuch bis zu biefem Zeitpunkte gegeben bezw. 
vorhanden ift oder aufrecht erhalten wird, fo find auch Die hier gemeinten zwei 
Jahre vom Tage ber Berbejcheidung an zurüdzurehnen. Diefe „zwei Jahre“ 
müfjen aber der Bewerbung bezw. Berbeicheidung unmittelbar vorausgehen. ©. 
auch unten Anm. 70, beögl. Anm. 99. 


se Die Worte „Unterfügung aus Mitteln ber öffentlichen Armenpflege“ 
find vollftändig gleichbebeutenb mit den Worten „Ormenunterfüßung” in Urt. 6 
be3 SHeimats- und Berehelichungsgejeßes, ſowie „öffentliche Armenunterftüg- 
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Mitteln der öffentlichen Armenpflege 5°) nachgefucht oder er- 
halten Hat ; 57)58) 59) 


ung” in Urt. 36 Abi. I l.c. Bergl. Anm. 54 bezw. die dort angeführte Entſch. 
bes Verw. Ger.⸗Hofes. 

Was als eine „Unterftühung aus Mitteln ber öffentlichen Armenpflege“ oder 
als eine „öffentliche Armenunterftügung” erfcheint, ift ſtets nach ben Beſtimm⸗ 
ungen des rmengejegea vom 29. April 1869 a enticheiden. S. die Erörter- 
ungen hierüber in 8 170, fpeziell zu Urt. 1, 4, 6, 10, 11, 12 und 20 bj. 7 des 
Armengefepes. Vergl. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 6. Februar 1883 
8. 4, 325 in Anm. 58 lit. n und vom 13, Mai 1884 Anm. 58 lit. o, 
ferner lit. s. 

Als Armenunterftügung ift nicht anzufehen: 

a. die auf Grund Art. 20 des vorgenannten Armengefeßed gewährte 

Krankenhilfe (Art. 20 Abſ. VII I. c); 

b. die auf Grund des Reichskrankenverſicherungsgeſetzes von 1883/1892 
und Urt. 1 und 2 des baher. us führungegele ed hiezu von 1892 
Web. 31, 369) gemachten Leiftungen, mit Einſchluß derjenigen Unter- 

übungen, welche nad Maßgabe bes 257 Abſ. 2 und 3 des erftge- 
nannten Geſetzes erjegt find: ©. 8 77 des gen. Kranlenverficherungd- 
eſetzes (Web. 21, 279 unb 290); 

c. die auf Grund des linfallverfi A— vom 6. Juli 1884 ge⸗ 
währten Leiſtungen inkl. ber nach Maßgabe des 8 8 desſsſelben er⸗ 
jenten Unterlo sungen, beögl. der gemäß des Ausdehnungsgeſetzes vom 

. Mai ; 

d. die gemäß des Gefetes vom 5. Mai 1886 „bie Unfall- und Kranken⸗ 
verjiherung der in land» und forftwirtichaftlichen Betrieben beichäftigten 
Berfonen betr.“ nebſt bayer. Ausführungsgeieb biezu vom 5. April 
1888, besgl. die auf Grund des Bauunfallverficherungsgefeges vom 
11. Juli 1887 gewährten Leiftungen. 

Bezüglich des Begriffes der Armenunterftüßung im Sinne bes 

Ürt. 13 der Gem.Drbn, reip. des Art. 6 und 36 Abſ. 1 des Geſetzes über 
Heimat, Berehelichung und Aufenthalt bezw. darüber, was in einzelnen alle nicht 
als Armenunterſtützung zu erachten ift, hat der Verw. Ger. Hof vielfadhe Eut⸗ 
ſcheidungen erlafien, welche zum Zeil in Anm. 58 angeführt find, Wenn dieſe 
Enticheidungen auch fid) größtenteild auf die Anwendung des Heimatd- und Ver⸗ 
ehelichungsgeſetzes beziehen, jo gehören fie Doch auch Bieber, weil der Begriff der 
„öffentlihen Armenunterflügung” im Heimatgeſetze ſich mit demjenigen in ber 
Gem.⸗Ordn. vollftändig dedt. 


* Die Thatfache bes Nachfuchens um eine Armenunterftügung bezw. bed 
Empfanges einer ſolchen muß bereitd vollendet fein und ſich innerhalb ber 
wei Jahre, welche ber nunmehr zu erlaffenden Beicheibung vorausgegangen 
nd, vollzogen haben. Iſt ober war dies der Fall, jo kann auch bie Wieber- 
zurüderftattung einer empfangenen ee un, die Geltendmachung bed 
Verſagungsgrundes nicht verhindern. ©. Entich. des Verw.⸗Ger. Hofes vom 15. 
Februar 1881 Bd. 3, 541 in Anm. 68 lit. k. 


) Was im einzelnen Falle als Armenunterftügung zu erachten ift oder 
nicht als ſolche erfcheint, geht, wie oben Anm. 56 gejagt, aus den Beitimmungen 
des Siemengeieged hervor. Nur folche Unterftügungen, die fi) auf dad Armen- 
gejeg gründen, find Armenunterftügungen. 

Eine Hanbhabe für die Praxis bieten folgende Outiheibungen 

n. Entich. bes Verw.⸗Ger.Hofes vom 1. April 1881 Bb. %, 622. ©. 

oben Anm. 61. 
b. Entf. des Verw.-Ger.-Hofes vom 11. November 1879 Bdb. 1, B: 
Bahlungen, welche für Heimatangehörige ohne deren Anfuchen aus ber 
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> 


mube 


Urmenlaffe vorſchußweiſe geleiftet werben, Haben nicht den Charakter 

einer Öffentlichen Armenunterftügung. 

Entſch. des Verw.-Ger.-Hofed vom 23. Dezember 1879 Bd. 1, 41: Die 

freiwillige Gewährumg einer Ausfteuer von Seite ber Heimatgemeinbe 

ift ald Armenunterſtützung im Sinne bed Urt. 36 Abi. 1 Biff. 3 des 
erehelichungsgejeges (aljo auch des Urt. 13 Abſ. II der Gem. Ordn.) 

nicht zu erachten. 

Eine Urmenunterftüging, welche einem nicht mehr im elterlichen 
Unterhalte ftehenden, fondern einen eigenen Haushalt bejitenden Sohne 
gewährt wurde, ift nicht als Unterftüßung des Vaters anzufehen. S 
oben Anm. 64. 

Siehe auch Entich. des Berw.-Wer.-Hofes vom 6. März 1888, BI. 
für abmin. Pr. 41, 2: Die vom Manne für die Braut aus Mitteln 
der heimatlichen Armenpflege begehrte und erhaltene Ausfteuer-linter- 
ftügung fann als Einſpruchsgrund nicht verwertet werben, da bei ſolcher 
Unterftügung Die gejeglichen Borausfegungen ber öffentlichen Armen- 
unterftügung (Art. 1—4 und 10 des Armengeſetzes) nicht negeben find, 

. p in: 


. Entich, des Berw.-Ger.-Hofes vom 30. März 1 Bd. 1, 209: Eine 
Öffentliche Armenunterftägung im Sinne ded Urt. 36 Abſ. 1 ai 3 
rd.) 


des Verehelichungsgeſetzes (alfo auch des Urt. 13 der Gem.⸗ 

liegt nicht vor, wenn ein Kind des betr. Bewerbers Toftenfrei in einem 
Waiſenhauſe untergebracht ift, ohne da hiezu von der Armenkaſſe ber 
Heimatögemeinde bes Bewerbers oder von einer anderen Armenfafie 
etwas beigetragen wird, ©. Unm. 54. 

Entich. bed Berw.-Ger.-Hofes vom 13. April 1880 Bd. 1, 241: Eine 
Öffentliche Armenunterftügung im Sinne des Urt. 86 Abi. I Biff. 3 
be3 Berehelichungägefeßes (bezw. Art. 13 Abſ. II lit. a der Gem.Ordn.) 
liegt nicht vor, wenn blos die Thatfache bes Genuſſes einer Leiftung 
aus den Mitteln einer öffentlichen Armenpflege feitfteht, und nicht zu- 
glei die Abſicht bes betr. Wrmenpflegichaftörates, hiemit eine 
Öffentliche Armenunterftügung zu gewähren, durch einen rechtsförmlichen 
Beichluß besfelben bekundet if. Siehe unten lit. 1. 

Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 9. November 1880 Bd. 2, 191: Die 
Zahlung des Schulgeldes für arme Kinder durch die öffentliche Armen⸗ 
Offene if als öffentlihe Urmenunterftägung im Sinne des Geſetzes an⸗ 
zufehen. Bergl. hiezu auch Enticy. bes Werm.-Ger.-Hofes vom 8. März 
1881 8b. 3, 577, jermer vom 24. April 1883 Bd. 4, 450 f., desgl. 
vom 6. Juni 1888 Bd. 10, 60 f. — ©. Unm. 54 und Entſch. in 
Anm. 59 lit. c. 

Entſch. bes Bert. Ber. =Dofed vom 8. März 1889 Bd. 11, 114: Die 
—— une für Kinder des Heimat- (Bürgerrechts⸗)⸗Bewerbers 
aus einer Stiftung, beren Renten ftiftungsgemäß nicht zur Beftreitung 
des Bedarfs der öortlichen Armenpflege zu verwenden find, i ine 
Ürmenunterftügung im Sinne des Art. 6 des Heimatgejepes (aljo auch 
des Art. 13 der Gem.Ordn.). S. Unm. 54. 


. Entich. bed Verw.⸗Ger.Hofes vom 18. März 1883 Bd. 4, 357: Eine 


Öffentliche Armenunterftüpung erjcheint nicht als gegeben, wenn eine 
Perfon ſich mit ber Bezahlung von Schulgeld ober von Seranfentoften 
im Nüdftande befindet, ohne daß der Rüditand definitiv auf bie 
Armentaffe übernommen worben ifl. ©. Anm. 54. 


. Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed vom 30. November 1880 Bd. 2, 261: 


Die von einer Gemeinde auf Grund des Art. 12 Biff. 2 des Armen- 
geſetzes geleiftete Hilfe ift, abgefehen von den Fällen des rt. 11 und 
Art. 18 Abſ. 3 dieſes Geſetzes, als öffentliche Armenunterftügung im 
Sinne des Art. 36 Abſ. 1 Ziff. 3 des Verehelichungsgefepes (alfo auch 
bes Art. 13 Abſ. II der Gem.Ordn.) zu erachten, foferne fich nicht 
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aus den Umſtänden ergibt, daß die fragliche Hilfe nur im Falle eines 
beſonderen Notſtandes gewährt wurde und der Unterſtützte im übrigen 
ſich aus eigenen Mitteln und Kräften das zur Erhaltung des Lebens 
oder der Geſundheit untberuwez3 verſchaffen vermag. 

Siehe hiezu Entſch. des Berw.-Ber.-Hofe8 vom 13. Juni 1889 in 
den BI. für admin. Pr. Bd. 41, ©. 3 f. und Anm. *) und Anm. 1 
dbortfelbft: „die an arbeitsfähige PBerfonen in Fällen dringender Not 
geleijtete Hilfe (Urt. 10 Abf. 3 des Armengeſetzes) begründet meber 
nad Ziff. 5 nod nad Ziff. 6 des Art. 36 des Berehelichungögeieped 
einen Einſpruch. Vorausgeſetzt natürlih, daß nad) Beendigung der 
Not NRüderjab geleiftet wird. 


. Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 15. Februar 1881 Bd. 3, 541: 


Der Einfpruh einer Gemeinde (gegen Ausftellung des Ber- 
ehelichungszeugniifes nad) Maßgabe des Art. 86 Ab. 1 Biff. 3 des 
Verehelichungsgeſetzes) ift and dann zuläffig, wenn Die gewährte 
Armenunterftägung zurüderftattet wurde. ©. Anm. 57. 


. Entf. des Berw.-Ger.-Hofes vom 27. September 1881 Bd. 8, 274: 


Ein zur Abhilfe gegen einen augenblidlichen Rotftand aus einer Armen- 
faffe bewilligter, zwar unverzinslicher, aber doch in beitimmter Frift 
rüdzahlbarer Vorſchuß kann als eine öffentliche Armenunterftügung im 
Sinne des Art. 86 Abf. 1 Ziff. 3 des Verehelichungsgeſetzes ebenſowenig 
erachtet werden als der unentgeltliche Wohnungsgenuß im Armenhauſe, 
wenn biefer ohne einen hierauf bezüglicdhen Beichluß des Armenpfleg⸗ 
ſchaftsrates ftattgefunden hat. ©. auch oben lit. e. 

Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 12. Dezember 1882 Bd. 4, 258: 
Die Befriedigung von Gläubigern durch die Heimatgemeinde bes 
Schuldners kann leßterem nicht ala Armenunterftügung angerechnet werben. 


. Entih. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 6. Februar 1883 Bd. 4, 325: 


Zreimillige Leiftungen einer Gemeinde, welche nicht auf bem Geſetze 
vom 29. April 1869 über bie Öffentliche Armen- und Krankenpflege, 
fondern auf irgend einer anderen Nüdficht beruhen, berechtigen nicht 
aur Erhebung eines Einfpruches gegen die Ausftellung bed Verehe⸗ 
ichungszeugniffes auf Grund des Art. 36 Abf. 1 Ziff. 3 des Heimat- 
geiege (alfo auch nicht gegen ben WBürgerrechtserwerb nad Art. 13 
er Gem.-Ordn.). S. Anm. 56. 


, Ent. des Vertv.-Ger.-Hofes vom 13. Mai 1884 Bd. 5, 239: Die 


Thatfahe, daß eine Armenpflege die wegen Schulden verpfändeten 
Mobiliargegenftände auf mittelbared ober unmittelbares Anfuchen des 
Beſitzers (und bezw. Bewerbers) zu feinen Gunften auslöft, auch deren 
Transport an einen anderen Ort bezahlt und ben Erjag für dieſen nur 
unter Erjaßvorbehalt vorgefchoffenen Aufwand von demſelben noch nicht 
erlangt hat, bereditigt nicht zur Erhebung eines Einfpruches gegen 
die Ausftelung eines Verehelichungszeugniſſes (bezw. gegen Die Ver- 
leihung des Bürgerrechtes), da ſolchen Falles ein eipifrecht iches Schuld«- 
verhältnis zwiſchen Armentafle und dem Bewerber begründet wirb und 
die Leiftung (der Vorſchuß) der Armenkaſſe fich nicht auf da3 Armen- 
geieh gründet. ©. Anm. 51 und 56 


. Entih. des Bertv..Ger.-Hofes vom 7. Dftober 1884 Bd. 5, 312: 


Leiftungen ber Armenpflege zur Anichaffung von Gewerbelegitimationen 
und Wanderbüchern für minberbemittelte Gewerbetreibende find Teine 
öffentliche Armenunterſtützung. ©. Unm. 52a. 


. Enti. bed Berw.-Yer.-Hofed vom 9. Dezember 1884 Bd. 5, 326: 


Die einem orbnungsmäßig angezeigten Bienftboten von ber Dienit- 
gemeinde gewährte Krankenhilfe ift auch dann nicht als öffentliche 

rmennterftügung zu erachten, wenn Krankenhausbeiträge in ber Ge⸗ 
meinde nicht eingeführt find. ©. Unm. 52a. 
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b. wenn ihm durch vechtsfräftiges richterliches Urteil die bür- 
gerlichen Ehrenrechte aberfannt find, 8%) ſolange diefer Ver⸗ 


r. Entſch. bes Berw.-Ber.-Hofes vom 7. Februar 1888 Bd. 9, 342: Die 
Thatſache eines bei der Semeinbeverwaltung angebrachten Gefuches um 
einen Beitrag zu den Roften einer beabfichtigten Auswanderung ift 
nicht ala einjpruchbegründende Beanipruchnng einer Öffentlichen Armen- 
unterftügung anzujehen. ©. Unm. 52a. 

s. Entich. bed Berm.-Ger.-Hofes vom 14. Dezember 1888 Bd. 10, 332: 
Leiftungen aus der Armenkaſſe für einen eimatangehörigen, mögen 
diefelben auch urſprünglich ohne Willen und Willen des Unterjtüßten 
geichehen fein, gewinnen den Charakter einer öffentlichen Armenunter⸗ 
ftügung beim Vorhandenſein ber übrigen Vorausſetz- 
ungen des Wa hate Ka jedenfall dann, wenn fich der Unter- 
ftügte auch noch nach amtlich erlangter Kenntnis von ber für ihn ge- 
leifteten Zahlung unthätig verhält und zum Rückerſatz feine Anftalt 
macht. ©. Anm. 56. 

Weitere Entfcheidungen zu Urt. 13 der Gem.-Orbn. |. oben in Anm. 54, 

ferner in nadjftehenber Anm. 59, endlih Anm. 84a Nr. I (auf Urt. 13 bezügliche 
Abhandlungen |. Anm. 84a Nr. II und III). 


**) Siehe BL. für admin. Br. Bd. 41 ©. 1 ff. (aus der Praxis des 
Berw.-Ger.-Hofed nicht veröffentlichte Entjcheidungen über bie Frage, mas ale 
Armenunterftägung zu erachten ift 2c., aus welchen wir folgende anführen): 

a. Entich. vom 20. September 1889 Bd. 41, 4: Ein NRüdftandb zur Ge- 
meinde- oder Armenkaſſe (der De des Mannes) ift nur 
dann anzurechnen, wenn minbeitens die an fich liquide Leiftung fchon 
gefordert worden if. S. oben Anm. 51. tgl. hiezu Entſch. vom 
21. Februar 1888 Bd. 41, 1, nach welcher der Berw.-Ger.-Hof ſchon 
die Geltenbmahung bes Einjpruches (megen geleifteter Unterftügung), 
von welcher der betr. Bewerber amtlich verftändigt wurde, als bag 
Anſinnen oder die Aufforderung zus Erjepleiftung anerfannte. 

b. Entſch. vom 27. September 1889 Bd. 41, 5: Dem Stiefvater kann 
die aus Öffentlichen Armenmitteln erfolgte Unterftüßung feines nicht 
eingefindichafteten Stieflindes wegen Mangels ber gejeglichen Wlimen- 
tationspflicht nicht zugerechnet werben. ©. biezu Anm. 56. 

c. Entih. vom 29. September 1889 Bb. 41, 7: Die aus der Armen- 
fafie geleiftete Schulgeldzahlung, wenn fie wegen eines augenblidlichen 
Notitandes des Sculdigen erfolgte, ift nicht ala öffentliche Armen⸗ 
unterftügung zu erachten. (Solchen Falles ift aber vorausgejegt, daß 
nad) Beendigung bes fraglichen Notſtandes Rückerſatz des audgelegten 
Schulgeldes erfolgt.) Vergl. Anm. 58 lit. f unb nachſtehende lit. d. 

d. Entiheidung vom 15. November 1889 Bd. Al, 7: Eine von ber 
öffentlichen Armenpflege aus Öffentlihen Armenmitteln gewährte 
Unterftügung fann mangel® ber geſetzlichen Borausjegungen der- 
jelben (Art. 1 dir 1, Art. 3 und 4 des Urmengejeges) in Betreff ber 
Perſon des Unterftügten (d. 9. wenn die perjönlidhe Hilfsbe- 
dürftigkeit desfelben faktiſch fehlt), gleichwohl nicht als öffentliche 
Armenunterftügung erachtet werben. (Vorausgeſetzt ift bier natürlich, 
daß der irrtümlich Unterftügte nicht die erhaltene Unterftügung de» 
Kae unb fi dadurch jelbft zum wirklichen Unterftägungsempfänger 
macht). | 

) Maßgebend find Hier die Beftimmungen der 88 32 bis 36 des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuches. Bon diejen lauten: 

32: Neben der Tobdesitrafe und ber Zuchthausſtrafe kann auf den Ver⸗ 
luſt ber bürgerligen Ehrenrechte erkannt werden, neben ber Gefängnisftrafe nur, 
wenn die Dauer der erfannten Strafe drei Monate erreicht und entiweber das 
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luſt Dauert, 60) 61) oder wenn er auf Grund der vor dem 
1. Sanuar 1872 in Geltung geitandenen Strafgeiebgeöung 62) 
entweder wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens des 
Diebftahls, der Unterichlagung, des Betrugs, der Hehlerei 
oder Fälſchung verurteilt worden ift, oder infolge rechts⸗ 
fräftiger Verurteilung wegen eines anderen Vergehens Die 
im Art. 28 Biff. 4 und 5 des bayer. St.-Ge.-B. bon 
1861 bezeichneten Fähigkeiten oder einzelne derſelben ver: 
Ioren hat®2) und nicht feit der vollendeten Erjtehung oder 
ie Verjährung oder dem Erlaß der Strafe in den Fällen der 
Verurteilung megen Verbrechens zehn Jahre und in den 
übrigen Fällen fünf Jahre abgelaufen find, oder früher voll- 


Geſetz ben Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte ausdrüdlich zuläßt oder bie Ge⸗ 
fängnisftrafe wegen Annahme mildernder Umftände an Stelle von Buchthausftrafe 
ausgeiprochen wird. 

Die Dauer dieſes Werluftes beträgt bei zeitiger Zuchthausſtrafe mindeſtens 
—— und ee zehn Jahre, bei Gefängnisſtrafe mindeitens ein Jahr und 

ochſtens fünf „Jahre. 

88 33 und 84 behandeln bie etehungen der Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte im bürgerlichen und politifchen Leben. 

a 8 35 ſpricht von der Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
emter. 

8 36: Die Wirkung der Aberkennung ber bürgerlichen Ehrenrechte über⸗ 
haupt, ſowie der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter insbeſondere tritt 
mit der Rechtskraft des Urteils ein; die nn wird von Dem Tage be- 
rechnet, an dem die Freiheitsftrafe, neben melcher jene Aberlennung aus» 
geiprochen wurde, verbüßt, verjährt oder erlajien ift. — 

Mit dem Ablaufe bdiefer Friſt endigt bemgemäß auch die Befugnis ber 
Gemeinde, mit Rüdficht auf dieſen Berjagungsgrund einen Einfpruch gegen ein 
Geſuch um Bürgerrechtserwerb zu erheben bezw. da3 Bürgerrecht zu verweigern. 


*, Gemäß Art. 1 bes Geſetzes vom 10. zu 1861 „bie Aufhebung ber 
Straffolgen betr.” *) (Web. 5, 247) Tann die Wiebereinjegung eines wegen Ber- 
brechens oder Bergehend Berurteilten in die bürgerlichen oder politiichen echte, 
weiche er infolge der rechtäfräftigen Berurteilung verloren hat, durch Königliche 
Gnade gewährt werden, unb tritt nad Art. 2 Abſ. I 1. c. der Berurteilte von 
bem Tage ber Eröffnung bes kgl. Begnabigungs- Reffriptes an in alle durch die 
Verurteilung verlorenen Rechte wieber ein, ſoweit nicht das Reſtript eine Be⸗ 
ſchränkung verfügt und vorbehaltlich der Beſtimmung beö Wbj. II l. c. 

Demgemäk kann aud) von biejem Zage an im Falle einer ſolchen Be⸗ 
gnabigung ein Berfagungdgrund bes Art. 13 Abſ. II der Gem.Ordn. nicht mehr 
gelten gem werben. 

iehe zu bem genannten Geſetze auch bie Verordnung vom 4. September 

1861 „ben Vollzug bes Geſetzes vom 10. Juli 1861, bie Aufhebung der Straf- 
folgen betr.“ (eb. 5, 261 6 Neg.⸗Bl. 68% und hiezu bie Re > Min.Bel. von 
1. Dezember 1873 gleichen ** (Web. 5, 261 Rote 1, Reg.⸗Bl. 1665). 


) Siehe bayer. Str.⸗Geſ.⸗Vuch vom 10. November 1861, welches jebod) 

volfftändig außer Wirkſamleit getreten ift und zwar Urt, 1 bis 84 gemäß Art. 2 

if. 8 des Vollz.Geſ. vom 26. Dezember 1871 und Art. 85 bis 148 gemäß 
rt. 2 Biff. 13 des Ausf.Geſ. vom 18. Uuguft 1879. 


©) Aufrecht erhalten durch Urt. 8 Ziff. 8 des bayer. Unsf.-Gef. zur Neis-Etr-Prog-Drbn, 
dom 18. Anuguft 1879 (Web. 18, 196). 
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ftändige Rehabilitation ®) erfolgt ift;**) 

c. wenn gegen ihn durch rechtskräftiges richterliches Urteil 
die Zuläfigfeit der Stellung unter PBolizetanfjicht®5) oder 
nad Maßgabe der biöherigen®®) Straigefeggebung die Zu— 
täffigfeit der Verwahrung in einer Bolizetanftalt®®) oder 
nach dem Strafgefegbuche für das deutjche Reich die Ueber- 
weilung an die Landespolizeibehördee”) ausgeſprochen mar, 
und®) er fich von dem Zeitpunfte an, two die verhängte 
Maßregel beendigt, 89) oder deren Zuläſſigkeit erlojchen ift, nicht 
zwei?) Jahre vor der Bewerbung 70) klaglos71) verhalten hat; 


*) Auch bezüglich der nad dieſem Str.⸗Geſ.⸗VBuch von 1861 erfolgten 
Berurteilungen bezw. bezüglich der Rehabilitation gegen ſolche Urteile f. das in 
Anm. 61 Bemerfte. 

**) Ueber bie Folgen einer derartigen Verurteilung im Auslande jpricht 
die Entich. ded VBeriw.- Ger.» Hofes vom 6. Dftober 1885 Bd. 6, 204: Die im 
YWuslande ergangenen Strafurteile begründen in ber Regel ebenfo einen Einſpruch 
nad Art. 36 Abi. 1 Biff. 3 des Heimatgefeßes (alfo auch nach Art. 13 ber Gem.⸗ 
Ordn.), wie die inländiichen. 

*s, Siehe hiezu 8 38 bes Reichs⸗Str⸗Geſ.⸗Buches, welcher Iautet: 

Neben einer Freiheitsſtrafe kann in ben durch das Geſetz vorgejehenen 
dällen **) auf die Zuläffigkeit von Polizeiaufficht erkannt werben. 

Die höhere Landespolizeibehörde erhält durch ein ſolches Erfenntnid die 
Befugnis, nad) Anhörung ber Gefängnisverwaltung ben Berurteilten auf bie 
Zeit von höchſtens fünf Jahren unter Polizeiaufficht zu flellen. 

Diefe Zeit wirb von dem Tage berechnet, an welchem bie Freiheitsſtrafe 
verbüßt, verjährt oder erlofchen ift. 

) Siehe Art. 86, 37, 39, 40, 42 und 48 des bayer. Str.-Gej.-B. vom 
10. Rovember 1861; ferner Art. 11—13, 14 und 15 des bayer. Bol.-Str.-Gej.-B. 
vom 10. November 1861 (Art. 11—13: Polizeiaufficht, Urt. 14: Verwahrung in 
einer Polizeianftalt, Art. 15: —— — der Auslaͤnder). 

) Siehe 8 362 bes Reichs Str. Geſ.⸗VB.: Bei ber Verurteilung zur daft 
— in den Fällen des 8 361 Ar. 3—8 bes Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. — Tann zugleich 
erfannt werden, baß Die verurteilte Perſon nad) verbüßter Strafe der Landes⸗ 
polizeibehörde (fgl. Bezirksamt, unmittelbarer Magiftrat) zu überweilen ſei. Die 
Zandespolizeibehörbe erhält Dadurch bie Befugnis, bie verurteilte Berjon entweder 
bis zu zwei Jahren in ein Arbeitshaus unterzubringen oder zu gemeinnügigen 
Arbeiten zu verwenden. 

Iſt gegen einen Ausländer auf Ueberweifung an die Landespolizeibehörde 
ertannt, jo kann an Stelle der Unterbringung in ein Arbeitshaus Berwerfung aus 
dem Bundesgebiete eintretei. 

») Das „und“ bezieht ſich auf alle drei im Borausgehenden genannten 

le (Bolizeiaufficht, Verwahrung in einer PBolizeianftalt, Weberweifung an die 
espolizeibehörde bezw. bie infolge ber letzteren verhängten Maßregeln; vergl. 
nachſtehende Anm. 69). . 

*) D. h. wenn von der Befugnis gut Ueberweifung an bie Landespolizei⸗ 
behörbe nach 8 362 des Reichs⸗Str. Geſ.⸗B. Gebrauch gemacht und Verwahrung 
in einem Arbeitshaufe bezw. Verwendung zu gemeinnüßigen Arbeiten oder (bei 
Ausländern) Berweifung aus dem Bunbeögebiete wirklich verhängt wurde, erft von 
dem Zeitpunkte an, in welchem biefe legtgenannten Maßregeln ihr Ende erreicht 
haben. Siehe vb. Kahr ©. 184 Note 14. 

0, Dieſe „zwei Jahre” müflen der Bewerbung unmittelbar voraus 





**) Siehe hierüber näheres Bd. 3 8 297, auch unten Anm. 75. 
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d. wenn er zur Beit der Bewerbung 2) einer jtrafrechtlichen 
Berfolgung”®) wegen einer Handlung unterliegt, wegen welcher 


egangen fein. Wer fich nicht unmittelbar vor ber Bewerbung zwei Sabre lang 

aglos geführt Hat, unterliegt dem Einjprude, ba für ihn ſolchen alles der 
Beweis, daß er fich gebeilert hat und daher berechtigte Hoffnung gibt, daß er ein 
ordentlicher Bürger werden wird, nicht erbracht, vielmehr durch feine Rückfälligkeit 
dokumentiert if, daß bei ihm auf eine nachhaltige Beflerung nicht gerechnet werden 
kann. Es ergibt fi) dies aus dem Zwecke und der Abſicht ber geſetzlichen Ve⸗ 
ftimmung bes Art. 13, welcher will, daß nur ehrenmwerte Männer bezw. folche, 
welche — wenn fie ja einmal gefallen find? — body fi wieder aufgerafft und 
nachhaltig gebeilert haben, alſo nicht rüdfällig geworben find, der Ehre bes 
Bürgerrechtes teilhaftig werden jollen; es ergibt fich dies meiter aus der fonftigen 
Diltion oder Sprechweile der Gem.⸗Ordn., fpeziell in Art. 13. Vergl. auch 
Unm. 55, jowie Anm. 71; ferner v. Kahr ©. 184 f. Note 15. 
ieh BL Was unter „Haglos“ zu verftehen ſei, wird im einzelnen Falle feftzu- 
egen fein. 

Unter Berüdfihtigung be3 in vorftehender Anm. 70 Gefagten wird das 
„Tagloje Verhalten” als ein ſolches verftanden werben müffen, durch welches ber 
früher beitrafte Bewerber deigt, daß er fich nachhaltig gebeifert habe. 

Jedenfalls ift ein erhalten nicht als „klaglos“ zu bezeichnen, welches 
einen neuen Berfagungsgrund nad) Art. 13 Abſ. II entftehen läßt, aber auch nicht 
ein jolches, welches abgejehen hievon, eine Berurteilung herbeiführte, fei e3 wegen 
eines Verbrechens oder eines Bergehend*) oder auch einer im Str.⸗Geſ.⸗B. behan- 
beiten Uebertretung, die wie 3.8. Bettel, Landftreicherei (überhaupt 8 361 Nr. 8 
bis 8 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B.) bie Ueberweilung an die Landespolizeibehörde zur 
Folge haben Tann. 

Ergibt fidy neuerlich eine Thatjache, welche ein nicht Flaglojes Berhalten 
ertennen läßt, jo beginnt von der Beendigung diefer Thatfache bezw. beren 
Folgen (bei Buerlennung einer Strafe vom Zage ber Verbüßung dertelßen an, 
bei Berhängung einer Straffolge, 3. 8. Verwahrung im Arbeitähaufe, vom Tage 
der Entlafjung aus demjelben) wieder von neuem die zweijährige Verjährung, 
vor deren Vollendung ein einjpruchsfreier Anſpruch auf Bürgerrechtserwerb nicht 
gegeben, aljo eine Vererbung bei Geltendmadung des Einfpruches (Berjagung?- 
grunbes) erfolglos ift, auch wenn in früherer Zeit, d. h. vor diejer neuen Friſt, 
ein zwetjähriges Haglojes Verhalten einmal vorhanden geweien fein ſollte. Siehe 
vorftehende Anm. 70. ' 

Den Beweis des Haglofen Berhaltend muß der Bewerber erbringen (burd) 
Borlage von fogen. Leumundszeugniſſen). Kommt es zum Streit, fo ift die 
Frage, ob klagloſes Berhalten vorliegt oder nicht, im verwaltungsrechtlichen Ver⸗ 
fahren, in Iegter Inſtanz vom kgl. Berwaltungsgerichtähofe zu entjcheiben und 
gilt ſolchen Falles für bie Beiihafrung des Beweismateriales die Hegel des Art. 20 
Ubi. I des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ., nach welcher die Feſtſetzung bed Sachverhaltes 
in Berwaltungsrechtsfahen von Amtswegen zu erfolgen hat. 

Dh. in bem Beitpuntte, in welchem über feine Bewerbung entichieben 
wird. Siehe Anm. 52, 55, auch 99. 

’) Einfchlägig find hier die Beſtimmungen in 8 151 und 8 168 ber 
Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn., welche lauten: 


*) Jeboch nicht wegen aller Vergeben, ſondern wohl nur wegen ber nannten infa⸗ 
mierenben B. Diebftadl, Betru Unter! Tagung, Peblerel, yallaung Ruppele ergeben wiber 
Die Gittlichfeit, befonders aller berjenigen, en auf Berluft der bürgerlichen Ehrenvechte 
neben ber Gefängnisftrafe erfaunt werden Tann ıc., vergl Unm. 60; auf feinen aber wegen 
Verge der Blei ng ober der Leiten Körperverlegung ober Sachbeſchadigung, überhaupt 
Verjenigen, welche (au nad ber boffentlichen Meinung) den Verurteilten nit veraditie machen 
oder deſſen Leumund trüben. 
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der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte?*) oder die Zuläffig- 
feit der Stellung unter Bolizeiaufficht 7°) oder die Neber- 
weilung an die Landespolizeibehörde 6) ausgeiprochen werden 
ann; 

e. wenn er die Straffolge?”) des Berluftes eines öffentlichen 
Dienftes 77) durch richterliches Urteil verwirkt hat und nach Be- 
endigung des Strafvollzuges nicht zwei Jahre”8) verflofien find; 


8 151: Die Eröffnung einer gerichtlihen Unterfuhung ift durch Erhebung 
einer Klage bedingt. 

8 168: Bieten die angeftellten Ermittlungen genüigenden Anlaß zur Er- 
hebung der Öffentlichen Klage, jo erpebt die Staatsanwaltſchaft dieſelbe entweder 
durch einen Antrag auf gerichtliche Borunterfuhung oder durch Einreihung einer 
Anklageſchrift bei dem Gerichte. 

19 Siehe oben Anm. 60. 

"», Siehe Anm. 65. Die Polizeiaufſicht ift zuläffig in den Fällen der 
88 44, 49a; 115, 116 Abf. 2, 122 Abſ. 3, 125; 146, 147; 180, 181; 248, 256; 
262; 294; 306—308, 311—31%, 321—324, 325; aud 88 45, 48, 49, fowie 
38 57 und 76 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B.; ferner 8 91 der Seemanndorbnung vom 

7. Dezember 1872; 8 13 des Nahrungsmittelgefehes vom 14. Mai 1879 (Web. 
18, 21); 8 11 des Sprengitoffgefeges vom 9. Juni 1884 (Web. 16, 546). 

10) Giehe $ 362 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.B. in Anm. 67 und 8 361 Nr. 3 

bis 8 bed Reichs⸗Str.⸗Geſ.B. Näheres hierüber Bd. 8 8 209. 


N „Dienft“ ift gleichbedeutend mit „Amt“ incl. des Dienites im deutſchen 
Heere und in ber faijerl. Marine, Siehe hiezusg 31 und $ 359 des Reichs⸗Str.⸗ 
Geſ.⸗B. Much die Rechtdanwaltichaft *), das Notariat, ſowie die Funktion eines 
Schöffen oder Geſchworenen find hier mit inbegriffen. 

Bergl. 8 31 Abſ. 2 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. 

Es fallen demgemäß unter dieje Beſtimmung außer den vorſtehend Ge⸗ 
nannten alle, welche „im Dienfte be3 Reiches oder in unnıittelbarem oder mittel- 
barem Dienſte eined Bunbdesftaat3 auf Lebenszeit, auf Beit oder nur vor- 
läufig angeftellt find, ohne Unterjchied, ob fie einen Dienſteid geleiftet Haben oder nicht.“ 

Die Beitimmung ber lit. e des Urt. 13 Abſ. II trifft aber im Gegenhalt 
zu lit. b nicht alle Fälle, in welchen überhaupt bie bürgerlichen Ehrenrechte 
aberfannt find (durch welche Überlennung ja gemäß $ 33 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. 
der dauernde Berfluft der öffentlichen Uemter ꝛc. von Geſetzeswegen eintritt), 
auch nicht biejenigen, in welchen infolge ber Serueteitung zur Zuchthausſtrafe 
gemäß 8 31 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.B. die Fähigkeit zur Belleidung öffentlicher 

emter überhaupt abgejprodhen wird ohne Rückſicht darauf, ob ber Betreffende 
zur Beit ein öffentliches Amt beffeidet, fie bezieht fich vielmegr nur auf bie- 
jenigen Yälle, in melcdhen der Bewerber zur Beit ber Verurteilung ein öffent« 
liches Umt wirtlidy befleibet unb ihm basjelbe infolge feiner vechtäfräftigen 
richterlichen Verurteilung abgeiprochen oder von Geſetzeswegen zu Berluft gegangen 
it. Demjenigen gegenüber, welcher lediglich zur Zuchthausſtrafe verurteilt 
wurbe, ohne daß ihm bie bürgerlichen Ehrenrechte abgeiprocdhen wurden (Art. 18 
Abf. II lit. b) und bezw. ohne daß er durch feine Verurteilung ein Air dieſer Zeit 
von ihm wirklich beffeidetes öffentliches Amt verloren bat (Art. 13 Abſ. II lit. e), 
kann Daher ein Verſagungsgrund nach Art. 13 Abi. IL lit. b und e nicht geltend 
gemacht werden. Siehe v. Kahr ©. 187. 

’»), Dieſe vollen zwei Jahre müfjen zwifchen Beendigung bes Strafvollzuges 
nnd ber Verbeſcheidung des Geſuches in Mitte liegen. Das Erfordernis eines 
ri Beryaltend (vergl. Anm. 71) während biejer Zeit ift für lit. e nicht 
geſtellt. 


2) Vergl. dagegen unten Anm. 129 Ubf. 4 zu Art. 17 auf ©. 158, 
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f. wenn er einem gerichtlichen Verfahren wegen Verhängung”?) 
der Kuratel unterliegt; id 

g. wenn gegen ihn ein gerichtliches Gantverfahren®®) eröffnet ®!) 
wurde, jo lange dieſes Verfahren nicht beendigt 92) ift.8)84)84 = ) 


’) Soferne die Kuratel bereit „verhängt“ ift, gilt die Beſtimmung bes 
Art. 11 Ubf. II Ziff. 1 db. H. ber Bewerber ift dann überhaupt nicht mehr be- 
fähigt sum Bürgerrechtseriverb,. 

ü Lich bieler Ruratel, bezw. ihrer Berhängung gelten bie Beſtimmungen 
ber 88 3 Neichd-Riv.-PBroz.-Orbn. 

ee) „Santverfahren” ift gleich Konkursverfahren“ im Sinne ber Reichs⸗ 
kontursordnung vom 10. Februar 1877. 

*) Die Eröffnung des Konkurfes erfolgt gemäß ber Beſtimmungen in 
8 94—106 der Konkursordnung und zwar nur bei gegebener Zahlungsun- 
ähigleit des Gemeinichuldners, nur auf Untrag bes Schuldners ober eines 
feiner &läubiger und (gemäß 8 100 1. c.) durch beſonderen Beſchluß des Kon- 
furägerichtes, in welchem bie Stunde der Eröffnung anzugeben ift. 

22) Die Beendigung bes Konkursverfahrens erfolgt gleichfalls gemäß 8 161 
bezw. 188 ff. der Konkursordnung durch befonberen Beſchluß des Konfurd-Ge- 
rihtes und zwar ex officio nach der Übhaltung des Schlußtermines ober auf 
Antrag des Gemeinſchuldners, wenn er nach) bem Ablaufe der Anmelbefrift bie 
Zuftimmung zu Diefer Beendigung feitend aller Konkursgläubiger, welche For⸗ 
derungen angemeldet haben, beibringt. 

wa bereitö oben in Inm. 52a gejagt, find die Beftimmungen bes 
Art. 13 Abſ. II al3 Ausnahmen zu betrachten und —* strictissime zu inter⸗ 
pretieren. Es darf daher auch dad Wort „Bantverfahren” nicht ausgebehnt 
werden auf „Subhaftationsverfahren“ ober auf die Bwangsvollitredung in Das 
unbeweglihe Vermögen. Eine Zwangsvollſtreckung oder Subhaftation nach dem 
Geſetze vom 23. Februar 1879 bezw. 29. Mai 1886 (Web. 18, 14 ff.) über bie 
her — in das unbeweglihe Vermögen wegen Gelbforderungen betr. 
ällt daher keineswegs unter Art. 13 Abſ. II lit. g. 

Bergl. hiezu auch Art. 170 Abf. II der Gem.Ordn.) 

iehe Entfch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 15. Yuli 1887 Bd. 9, 189: Die 
in Bezug genommene Beftimmung in lit. g Wrt. 13 Abſ. II ber Gem.-Drbn. 
hen er Bewerberin insbeſondere ale nicht entgegen, weil von einem gegen 
ie eröffneten gerichtlichen Gantverfahren nicht geiprochen werden Tann und 
namentlich die Subhaftation ihres Anweſens, Yelbft wenn fie am 1. Juli 1869 
ſchon beichloffen gewejen wäre, ald Sant im Sinne ber bezeichneten Beſtimm⸗ 
ung (wie der kgl. Verwaltungsgerichtshof ſchon in früheren Enticheibungen an- 
erfaunt hat) nicht betrachtet zu werben vermag. — 

*), Bezüglich der Zuftändigfeit für altenfallfige Streitigfeiten nach Art. 13 
ber Gem.-Drdn. beögl. des betr. Verfahrens bezw. ber Berechtigung zur Ein- 
fegung von Beſchwerden gegen biesbezüglihe Beſchlũſſe oder Enticheidungen |. 
oben Anm. ba lit. A Bifl. 2 infl. der Bemerfung ad 1 und 2; au Anm. 8, 
desgleichen Anm. da lit. C. 

22) „Außer den in Anm. 54, 58 und 59 (über ben Begriff ber „Armen- 
unterftügung) mitgeteilten zahlreichen Entich. des ‚„Ger.-Hofed verweijen wir 
zu Art. 13 I weiter au folgende Entſcheidungen und Abhandlungen: 

I. Entidy. bes Bertv.-Ber.-Hofes: 

a. vom 14. November 1884 Bd. 5, 320: Unter einem freiwilligen Auf⸗ 
enthalt (im Sinne bes Art. 6 und 7 bes Heimatgefeges) ift nur ein 
foldyer au verftehen, welcher nach eigenem freien Willen gemählt 
worden tft und bezüglich deifen bie rechtliche Möglichteit befteht, 
benjelben beliebig zu & und fortzufegen. Vie legterwähnte 
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Vorausſetzung iſt dann nicht gegeben, wenn jemand in geſetzmäßiger 
Weiſe aus der Aufenthaltsgemeinde ansgewieſen und ihm die Fort⸗ 
jegung des Aufenthaltes poligeili unterfagt if. S. oben Anm. 47 


a. E. 
. vom 24. März 1890 Bd. 12, 158 und 156: Der ꝛc. N.N. —, welcher 


feit 1863 eine Sjährige Zuchthausitrafe Außerhalb feiner Wohnſitz⸗ 
bezw. Aufenthaltsgemeinde W. verbüßte — dien fi am 1. Juli 1869 
bereit3 nahezu 6 Jahre in der Gemeinde W. nicht meht auf und 
wohnte dort nicht: alfo ift er von der Ermwerbung be3 Bürger- 
lee fraft der Beſtimmung in Art. 201 Abſ. I mit Art. 11 der 
rechtärh. Gem.-Drdn. offen „ da er zu ben Berjonen gehörte, 
weihe am 1. Zuli 1869 eine —— — verbüßten. Dies gilt 
unter der gleichen Vorausſetzung gemäß Art. 15 der Gem. Ordn. auch 
von Berfonen, welche als Befiper eines beftenerten Wohnhauſes wirkliche 
Gemeinbeglieder waren, ohne daß es ſeitens ber b enden Gemeinde 
dur Abmwendung der Bürgerrechtserwerbung ber De enbmacjung eines 

inſpruches im Sinne deö Art. 13 der Gem.-Ordn. bedurfte ©. oben 
Anm. 47 a. E., auch 52a, ferner unten Anm. 106b; bejonberd aber 
die untenftehende lit. f; 


. vom 24. November 1882 Bd. 4, 284: Zur Begründung des Anſpruchs 


auf Verleihung des SHeimatrechtes (nach Art. 6 des Heimatgeſetzes — 
alſo analog auch des Bürgerrechtes) ift ed nicht erforberlich daß ber 
Bewerber während jebes einzelnen ber feiner Bewerbung voraus. 
nen fünf) Don die Steuern und Umlagen zur VBerfallzeit pünkt⸗ 
lich entrichtet hat, jondern es gerdet, wenn während dieſes Zeitraumes 
Die Steuerpflicht ohne Unterbrechung fortgebauert hat 
und der Bewerber in dem Zeitpunkte, in welchem er das Heimatrecht 
erwerben will, ſich mit Steuern und Umlagen aus jenem Beitraume 
nicht im Nüdftande befindet. ©. Unm. 49 a. E. zu Urt. 13, auch 
Anm. 121 zu Art. 17 der Gem.-Drbn.; 


. vom 1. Dezember 1882 Bd. 4, 251, ferner (für bie Pfalz) vom 


17. yuri 1887 8b. 9, 170, abgebrudt unten in Anm. 135 I lit. a 
und b (zu Art. 17 der Gem.-Drdn.); über den Begriff „Veranlagung 
mit einer Steuer” vergl. auch Anm. 49; 


. vom 5. Juli 1889 Bd. 11, 322 f.: Ein Hindernis für die ver- 


waltungsrichterliche Zuerfenmung eined beftrittenen Anipruches auf 
Verleihung des Vürgerrechtes begründet auch der im Kaufe des 
Berfahrens eingetretene Wegfall einer der im Art. 13 Wbj. I 
beziv. Art. 15 der rechtsrh. Gem.-Drbn. beftimmten befonderen Boraus- 
jegungen besjelben. 

tezu ſ. die Entſch. vom 22. Februar 1889 Bd. 11, 109, abge- 
drudt oben Unm.-52 a. E.; vergl. Anm. 40, 52, 55, 99; 
vom 5. Januar 1894 Bd. 15, 71: Die in Art. 13 Abſ. II ber 
rechtsrheiniſchen Gem. Ordn. aufgeführten Berfagungsgründe fanden 
ber Erwerbung bes Bürgerrechtes kraft des Geſetzes nach Urt. 201 
mit Art. 11 diefer Gem. -Orbn. nicht im Wege. ad andereö aber 
ift e8, wenn es ſich um bie Erlangung des Bürgerrechtes kraft Geſetzes 
auf Grund des Art. 201 Abi. I mit Art. 15 der Gem.-Drbn. 
ganbelt. Vergl. biezu bie oben unter lit. b angeführte Entſch. vom 

. März 1890 Bd. 12, 156, fpeziell 160: 


„Der im Urt. 201 ber Gem.Ordn. als Bebingung zum Aus⸗ 
drude gebrachte Vorbehalt bes Art. 15 und Hinwieber bie in lehterer 
ausgejprochene Anwendbarkeit der Beftimmungen in Art. 13 Abſ. II 
lit. a bis e und lit. g kann nur dahin ausgelegt werden, baß bie 
Borbebingung des Art. 15 mit 201 nur dann als erfüllt angejehen 
werben darf, wen ber Betreffende am 1. Juli 1869 im Beſitze eines 


Pohl, Handduch. I. 10 
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befteuerten Wohnhaufes in der Gemeinde war und wenn gegen 
ihn am gleihen Tage überbdied Feine derjenigen Thatjachen vor- 
lag, welche die Gemeinde berechtigt haben würde, einem auf Grunb 
des Bohnhaubejigen emäß Art. 15 der Gem.Ordn. ihr gegenüber 
erhobenen Anjpruche auf Verleihung des Bürgerrechtes die Unerlennung 
zu verfagen. Demnach genügt allein fchon bad Vorhandenſein 
einer der in Art. 13 dt II lit. a bis e und lit. g ber Gem. Ordn. 
näher bezeichneten Thatjadhe, um auf Geite des Beteiligten bie 
außerdem von Geſetzeswegen eintretende NBürgerrechtserwerbung zu 
verhindern. Diejenigen Thatfachen alſo, weldhe der Gemeinde bie 
geſetzliche Befugnis verleihen, nach ihrem Ermeflen die Verleihung 
des Bürgerrechtes zu verfagen, äußern demnach in Bezug auf bie 
ausnahmaweife Erwerbung bes Bürgerrechtes kraft des Gejeges (nach 
Urt. 201 der Gem.-Drbn.) die Wirkung eines abjoluten Hindernifies. 

Die Erwerbung des Bürgerrechte nad Art. 201 ber Gem. Ordn. 
tann daher bei dem faktiſchen Borhandenfein eines Berfagungs- 
grundes nach Art. 13 Abſ. II lit. a bis e und lit. g nicht eintreten 
und e3 ift Daher für die Beurteilung der rechtlichen Exiſtenz desſelben 
one Belang, ob gegen dieſe Erwerbung von der Gemeinde unter 

eltendmachung eines der vorftehend genannten Verfagungsgründe 
zu irgend einer Zeit Einfpruch erhoben wurde, foferne nur andrerfeits 
auch Teine Verleihung des Bürgerrechte nachher (d. 9. nach 1. Juli 
1869) ftattgefunden hat. 

Siehe Hiezu bef. die Anm. zu Art. 201 der Gem.Ordn., ferner 
Anm. 47 a. E., 52a, 99, 105 b, endlich die obenftehenbe lit. b. (An 
allen beöbezüglihen Fällen hat daher Die inftruierende Behörde 
gemäß Art. 20 Abf. I des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. ex oflicio jeftguftellen, 
ob —55 ein desbezüglicher Verſagungsgrund altfiſch vorhanden war 
oder nicht. 


II. Abhandlungen zu Art. 13: 

BL für admin. Br. Bd. 28, 94 und Bd. 21, 58 f.: Das Erfordernis 
eine8 zweijährigen Wohnfited nad Urt. 13 Abſ. I der Gem. Drbn. Hiezu 230, 
111: Berechnung dieſes zwetjährigen Zeitraumes. 

DL, für abmin. Pr. Bd. 37, 415: Armenunterſtützung ald Grund zur 
Berfagung des Bürgerrechtes, aus welchen Abhandlungen hervorzuheben ift: 

1) Es ift gleichgiltig, ob der Bewerber in feiner Aufenthalt3- oder in 
irgend einer anderen Gemeinde eine öffentliche Armenunterftühung 
nachgejucht ober erhalten Hat. 

2) Ein vom Gewerb- (Heal-)Schulreltorat au einer Gewerb⸗ (Real⸗) 
Schulkaſſe bezahltes Schulgeld ift nicht ald Armenunterftügung zu be- 
trachten. Vergl. Anm. 59 it c. 

3) Ein Geſuch an die bisherige Heimat3-Gemeinde, die Bürgeraufnahms- 
gebübr (in ber neuen Gemeinde) für den Bewerber zu bezahlen, ift 

ein Geſuch um Armenunterjtüßung. 

Bl. für admin. Br. Bb. 35, 396: Ausstellung eines Beugnijjes über dad 

Aichtorhandenfein der in Art. 13 ber Gem.Ordn. aufgeführten Verſagungs⸗ 
gründe, 


ferner BI. für admin. Pr. 41 ©. 1 ff. oben in Anm. 59. 


III. a. Bayer. Gem.-Beitg. Jahrg. 1893 ©. 243 ff.: Müller „Ueber 
bie Gründe der Verſagung des Gemeindebürgerrechts“, 
b. Bayer. Gem.-Zeit. Jahrg. 1891 ©. 463 ff.: Anſpruch der Nicht- 
bayern auf Verleihung des VBürgerrecht3 in einer rechtsrheiniſchen 
Gemeinde. Bergl. hiezu Anm. 29. 
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Art. 1485) (12). 


Die nad) Urtitel 12 und 13 zuläffige Verleihung des Bürgers 
rechtes an Nichtbayern®d) wird erjt wirkjam,®”) wenn Diele bie 
bayeriiche Staatsangehörigfeit erlangt haben. ) 38) 


Zu Art. 14. 


ss, Mer Art. 14 lautete bei Erlaß ber Gem. Ordn. folgendermaßen: Wirb 
auf Grund der Art. 12 und 13 das Bürgerredht an Ausländer verliehen, welche 
die nach dem Geſetze ihres Landes erforderliche Anatnanberungebewi igung bei⸗ 
gebracht Haben, jo erwerben fie durch den bewilligenden Beichluß, wofür ın ben 
einer Diſtriktsverwaltungsbehörde untergeorbnneten Gemeinden die Beftätigung biejer 
Behörde erforderlich ift, zugleich das bayerifche Inbigenat. — Seine jetzige Faſſung 
erhielt nun ber Art. 14 durch Art. 3 des Geſetzes vom 19. Januar 1872 „die 
Abänderung einiger Beſtimmungen der Gemeindeordnung für die Landesteile 
diesſeits bes Rheins vom 29. April 1869 betr.” (Web. 9, 284). Nach ber 
früheren Faſſung hatten aljo Ausländer mit ber Verleihung des Bürgerrechts 
auch das bayer. Indigenat eriworben. Allein dieſe Beſtimmung war angefichts 
der Borfchriften des Staatsangehörigleitögefeges vom 1. Juni 1870 nicht mehr 
zutreffend, nach welch' Ießterem nunmehr bie Staatdangehdrigkeit ausſchließlich 
nur nad) Maßgabe dieſes Geſetzes erworben werden kann. 

Demgemäß war es nötig, bem Art. 14 den jegigen Wortlaut zu geben. 
Zergl. Anm. 29, ferner nachftehende Anm. 86, 87 und 88. 

se, Nichtbayern ericheinen nach Art. 11 Abſ. IV gleichfalls als befähigt 
zum Erwerb bed Bürgerrechts, foferne fie — abgejehen von der bayer. Staats- 
angehörigkeit — alle die Eigenichaften befigen, welche der nad) Art. 11 zur Er- 
werbung bes Bürgerrecht? „Befähigte“ haben muß. 

Demnad find einerfeitd 

a. die Gemeinden befugt, jedem Rictbahern gemäß Art. 12, foferne er 

fonft nach Art. 11 befähigt ift, das Bürgerrecht auf Anſuchen zu ver- 
leihen, und haben andrerjeits 

b. auch Nichtbayern einen Anſpruch auf Verleihung des Bürgerrechts nad) 

Art. 13, foferne fie die Bedingungen dieſes letztgenannten Artikels er- 
fallt haben. — Es wird idod 

er, diefe Verleihung erft wirkſam, d. h. es treten bie rechtlihen Wirkungen 
der Bürgerrechtäverleihung, alſo die an das Bürgerrecht gefnüpften, mit ihm ver- 
bundenen Rechte und Pflichten erft dann ein, wenn ber Beliehene bezw. der Er- 
werber auch bie bayeriihe Staatdangehörigfeit auf Grund des Geſetzes vom 
1. Juni 1870 über ben Erwerb und Verluſt ber Staatsangehörigleit erworben hat.*) 
Dierüber |. 8b. 1 ! 42 und 8 45a ©. 148 ff. und ©. 185—200. 

So lange alto biejer Stantäangehörigteitderwerb noch nicht erfolgt ift, ruht 
die rechtliche Wirkſamkeit des nach dem Wortlaute bes Geſetzes an fich rechts⸗ 
Hiltig und bezw. bedingungslos verliehenen Bürgerrechtes. 

Selbftverftändlih Tünnen die Gemeinden, wie in jedem alle, jo auch bei 
derartigen Birgerseditöeriverbungen durch Nichtbayern — abgefehen von ber be- 
dalı aller Nichtdeutfchen (Ausländer) getroffenen Beltimmung bed Art. 20 

j. III der Gem.-Orbn. — gemäß Art. 20 Ubf. I die Wirkſamkeit bes Bürger- 

rechtes von der Bezahlung ber Bürgerrechtögebühr abhängig machen, allein im 
übrigen ift dieſe Berleihung eine bebingungalofe, insbeſondere kann bie Erwerbung 
der bayer. Staatangehörigkeit nicht zur Bedingun ß ber Verleihung bes Bür- 
gerrechtes gemacht werben. Anbrerjeitd aber wird Die Wusfertigung des betr. 


°, Die Berpfli Bezahlung ber BR ufnabmägebühr entfteht jebod) aud bier 
don mit ber B erl en 2 es —ã— nicht GER ak * — Neal —X ehbrig⸗ 
keit. Die Bürgerrechtögebühr muß daher auch in dem Falle bezahlt werden, daß nach erfolgten 
Bürgerrechtseriverb die bayer. Staattangehdrigkeit nicht ertvorben werben follte. Dgi. Anm.118 a. E. 


10* 
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Art. 15.80) 202) 
I. Inländer, »o) ↄ) welche in einer Gemeinde ein beſteuertes 


Infies über bie Burgerrechtsverleihung, veriehen mit ber Weftäti über 
—— ber ber Vürgerrechtögebühr, bei Geſuchen um Raturalijation einen voll- 
giltigen weis im Sinne der Biff. 5 Mn a Mi. 2 der Min.-E. vom 9. Mai 
1871 (Web. 9, 7 f.) barüber bilden, daß der Bewerber für ben Fall der Natura- 
Iation Tef jofort bie Heimat in einer bayer. Gemeinde erhält. ©. oben Bd. 1 


42 
5 * * ? Bayer Gem.-Zeitg. Jahrg. 1891 ©. 463: Aniprud der Richtbayern 
En —— ihn ng * "Bär gerrecht3 in einer vechtörh. Gemeinde. Vergl. bagegen v. 
©. 80 unb Rote 42 daſelbſt. 


m Durch Art. 14 wollte offenbar ein allgemeiner Grundſat aufgeftellt 
werben, nämlich ber, daß das Bürgerrecht in einer bayer. Semeinde nur von 
— Bayern ausgeübt werben kann reip. baf bie rechtlichen Wirkungen dieſes 

Vürgerrechtes erft dann eintreten, wenn derjenige, welcher im Befige eines jolchen 
VBürgerrechtes ift, aud bie bayerifche —— örigfeit erlangt hat bezw. beſitzt. 
—— nun bie Gem.Ordn. von dieſem Pr — iſt, ſo nf * 

zur Anwendung kommen, wenn nach ein Snländer, welcher 
ro —* aber kein er ift, das Bürgerrecht beanſprucht und verliehen 


Zu Art. 15. 
Art. 15 ſtatniert eine Ausnahme von Art. 11 und 13, indem er bie 
Fälle —*8 in welchen Perſonen, die nach Art. 11 bezw. 13 bie Befähigung 
gm VBürgerrecht3erwerb nicht befigen, doch das VBürgerredht beanjpruchen lönnen. 
ergl. hiezu bie * 11 und 12 des Gem.Ed. von 1818/1834 (Web. 1, 668). 
Durch den Art. 15 ıft au, da er das „Wohnen“ in einer Gemeinde nicht zur 
—— —— hat, die Möglichkeit zum Erwerb bes B Bürgerrechte in mehreren 


a) Die Erforberniffe des Art. 15 genligen ganz „len zum Anſpruch 
auf itrgervechtderwerb, alto ohne Verbindung derſelben mit ben Erforbernifien 
bed Art, 18 Abt. I ©. u. für abmin. Br. 36, 399, nten in Anm. 108 

it. c. 

”) „uländer” im Sinne bes Art. 15 find alle Reichöbeutichen, alſo nicht 
blos bie bayerischen Staatsungehörigen , jondern alle Angehörigen bed beutichen 
Reiches. Es ergibt fi aus ber Diltion der Gem. . im Infammen- 
halte mit Art. 3 der A efafiung Ro bie Gem⸗Ordn. Fe, be» 
—* will, gebraucht fie ben Ausdruck „Ausländer“ (vergl. Art. 20 bj. II), 


von "ch lbanerne — Art. 11 Abſ. IV und Art. 1 

Nachdem nun aber, wie in Anm. 88 geſagt, bi Gem.-Drbn. von dem 
Grundfage getragen ift, daß nur ein —X in einer bayeriſchen Gemeinde 
bie Rechte eines Bürgers auszuüben bezw. deſſen Pflichten zu erfüllen vermag, 
fo wird aud im alle bed Art. 15 bass 0 errecht, welches von einem nicht⸗ 
bayeriſchen Inlaͤnder db. 5. nichtbayer. Reich en erworben wird, erft dann 
wirljam, kann alfo dann zur Ausübung gelangen, wenn der betr. Er- 
werber auch bie bayerijche Staataangeoriateit erworben hat. 

Si e Anm. 88, vergl. anch Anm. 87 ferner D. Kar ©. 191 [. mb 
beionber8 ©. 220 ff.; dagegen vergl. v. ——— 6. 68 f., ſpeziel ©. 64 
Unm. 2, wo behauptet it, daß „Inländer nur Bayern finb“ unb bat bemnad 
„ein Nichtbayer, wenn er das Bürgerrecht nach Urt. 15 anfprechen will, et 
bie bayeriſche Dtnatsongehörigteit erwerben muß.“ Wllein es beft ie getagt, 
fein Grund, bad Wort „Zuländer* in Art. 15 anbers aufzufaflen, wie als 


5 958. Bon ben Gemeinbebärgern, beren Rechten und Pflichten. Art. 15. 149 


Wohnhaus befigen 92) 92*) oder mit Direften Steuern ?®) mindeftenz in 
bemjelben Betrage wie einer der drei höchftbefteuerten Einwohner %) 
angelegt ®) find, %) können das Bürgerrecht in Diefer Gemeinde auch 


„Reichgangehörige”,, nachdem das Geſetz vom 19. Janıtar 1872, welches e⸗ 
ſprochener Maßen (f. Verh. der Kammer der Abgeordneten 1871/72, ſtenogr. Be- 
richt Bd. 1, 153; Beil. 8b. 1, 66 8 4) bie Gem.-Orbn. der Beichögeiedgebung 
anpaflen wollte, den Wortlaut des Art. 15 in biefer Richtung nicht geändert u 
dad Wort Inlaͤnder“ nicht durch dad Wort „Nichtbayer” erſetzt hat, zumal es 
auf Grund des Art. 3 der Reichsverfaſſung ſowohl bem — ichen als dem 
landesgeſetzlichen Sprachgebrauch entſpricht, unter dem Ausdrucke Inlander“ alle 
Dentſchen und nicht blos die Ungehörigen eines einzelnen Bunbesftaates, alſo 
bier des Königreich Bayern zu verftehen. 

Vergl. au Commentar von v. Riedel, v. Müller-Bröbft zum Heimatgeſe 
Art. 9 und beſonders die Haren Darftellungen bei v. Kahr S. 221 und ſpezie 
S. 222. S. auch BI. für abmin. Pr. Bd. 37 ©. 139, enblich die Anm. zu Art. 20 
Abſ. LII der Gem. -DOrbn., auch Anm. 103. 

1, Die Beſtimmung bes Ubf. I des Art. 15 bezieht ſich nur auf vhyſiſche 
Berfonen” und zwar Sowohl auf Männer wie auf Frauen (letztere Anh alb 
richt ausgeſchloſſen, weil von Art. 15 die Befähigung nach Art. 11 nicht gefordert 
wird), Abi. III dagegen auf juriftiiche Perfonen. 

»2) a „Beſitzen“ ift gleichbebeutend mit „eigentümlich befigen“, „Beſitz“ im 

Sinne des Art. 15 ift gleichbebeutend mit „Eigentum“. ©. auch 
Anm. 100 zu Abſ. II; 
b. „beftenert“ ift gleichbedeutend mit „angelegt mit Grunb- ober 
Hausſteuer bezw. Grund⸗ und Hausſteuer“. Entſcheidend ift aljo 
ier die Veranlagung mit einer ſolchen Steuer, nicht Die faltifche 
trichtung dieſer Steuer; vergl. Anm. 17 zu Art. 11 und Dagegen 
Anm. 49 zu Art. 13 Abſ. I; 
c. „Wohnhaus“ ift gleichbedeutend mit „ein für menhliche Bohrungen 
eingerichtete8 beziv. beftimmtes Haus“, gleichviel, ob es zur betr. 
eit Baus £ bewohnt war; gleichviel auch, welchen Wert dieſes 
ohnhaus Hat und ob auf demſelben Schulden (Hypotheken) Laften 
oder nicht bezw. bis zu welcher Höhe. 

»2=) Ein ſolches beftenertes Wohnhaus, welches die (ungejchiebene) Ehefrau 
oder bie im Brote bes Bewerbers ftehenden minberjäpeigen inber in ber betr. 
Gemeinde befigen, werben bem Bewerber in feiner Eigenichaft als Yamilienhaupt 
und fo lange er als folches ericheint, zugerechnet. ©. Anm. 28 zu Art. 11 
Abſ. II und Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 9. März 1883 unten Yum. 96. 

»9) Ueber ben Begriff ber „birelten Steuern“ |. oben Anm. 16. 

» „Einwolmer“, nicht „Bürger“ ; alfo fommen hier alle in Betracht, 
welche in der betr. Gemeinde wohnen, gleichviel ob fie Bürger find ober nidjt. 

2 Auch Hier enticheidet nur bie Steuer-Anlage, nicht bie wirkliche 
Steuer-Entrichtung. Ueber „Veranlagung mit einer Steuer“ |. Entich. des 
Berw.-Ber.-Hofes in Anm. 185 Wr. I lit. a und b. 

x Der betr. Bewerber muß aber wenigſtens mit ber dritthöchften Steuer 
angelegt jein, d. 5. mit einer Steuer, welche mindeſtens die britthöchfte von allen 
Steuern ift, mit welchen biejenigen, die in ber Gemeinde wohnen, veranlagt finb. 

Auch Hier wird eine Steuer, mit welcher bie ungeichiebene Ehefrau bes 
Vürgerrecht3erwerber8 und minbderjährige in feinem Brote ftehende Kinder an- 
gelegt find, bem Bewerber als Familienhaupt zugerechnet. 

Siehe hienn Art. 11 Abſ. III, beionderd oben Anm. 28; |. v. Kahr 
&. 169; ferner Entfch. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 9. März 1888 Bb. 4, 855 

(und zwar zu Anm. 28, 92a): Das Yrundvermögen (alfo auch bie Grunb⸗ 
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darm anfprechen, 97) wenn fie die nach Art. 11 erforderliche Befähig- 
ung nicht haben.) Die Beitimmungen de Art. 13 Abſ. I 1it. a 
bis e und lit. g find jedoch auch in diefem Falle anwendbar.) 

II. Befindet fich ein befteuertes Wohnhaus im gemeinfchaftlichen 
Befige100) mehrerer Perfonen, jo kann nur eine derjelben die Ver- 
leihung des Bürgerrecht auf Grund dieſes Beſitzes 101) in Anſpruch 
nehmen.10%) 


unb bezw. Hausſteuer) ber Ehefrau ift in Den auf die Erwerbung unb 
Ausübung ber döffentlihden Rechte dem Ehemanne zuzurechnen. 

Demzufolge konnten nad) den Beſtimmungen des rev. Gem.-Ed. von 
1818/1834 Männer, deren Ehefrauen befteuerte Gründe in einem Gemeindebezirke 
beiaßen, auf Grund dieſes Beſitzes Die Eigenfeheft wirflicher Gemeindeglieder er- 
werben. (rt. 11 Abſ. III, Art. 15 Abſ. I, 201 der Sem Dedn); ferner Entſch. 
bes Berw.-Ger.-Hofes Bd. 4 S. 156 oben in Anm. 32a Nr. I lit. b. 

Bergl. au noch die Abhandlung in Anm. 32a Nr. II A lit. a. 


»n Sie haben aljo einen eventuell durch Art. 8 Ziff. 26 des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofs⸗Geſ. geihügten Anſpruch auf Bürgerrechtäverleihung. 

») Demnach können auf Grund des Art. 15 alle Inlaͤnder, d. h. Reich 
deutiche, welche die Borausfegungen des Art. 15 Abſ. I erfüllen, die Berleihung 
des Bürgerrechte beanfpruchen und zwar auch Frauen (jedoch mit Ausnahme ber 
Ehefrauen, weil deren Belig bezw. Steuern dem Ehemanne zugerechnet werben, 
. Anm. 92a, 96 und 28), Minderjährige, fonft unfelbftändige Perſonen, auch 

erfonen, die in der Gemeinde nicht wohnen, ferner auch ſolche, welche zwar 
nad Art. 11 befähigt find, die aber die Borausjegungen des Art. 13 Abi. I 
nicht erfüllt haben, endlich jogar auch die auf Grund richterlicher Verfügung unter 
Kuratel ftehenden Perſonen, ſowie ſolche, welche einem gerichtlichen Verfahren 
wegen Berhängung ber Kuratel unterliegen. 

») Die Vorausſetzungen des Art. 15 Abſ. I müſſen zur Beit ber Berbe- 
ſcheidung des betr. Antrages ober Geſuches vorhanden fein. Siehe Anm. 52. 
Deögleihen ift auch bezüglich des Vorhanden⸗ oder Nichtvorhandenſeins ber Ver⸗ 
ſagungsgründe ber gleiche Zeitpunft maßgebend. Siehe Anm. 55, ferner Anm. 70, 
wie überhaupt die Anm. zu Art. 13 Abt. II (Verfagungsgründe). 

Bezüglich der ausnahmömeifen Erwerbung des Bürgerrecht3 „traft des Ge⸗ 
feßes“ nach Art. 201 Abi. I ber Gem.-Drbn. genügte das feinerzeitige (1. Juli 
1869) faltiſche Vorhandenſein der in Art. 16 Abſ. I genannten Verſagungs⸗ 
ründe des Art. 13 Ab. II, um diefen Bürgerrechtserwerb Traft des Geſetzes ab- 
—* u verhindern; es war durchaus nicht erforderlich, daß ſeitens der Gemeinde 
einer dieſer thatſächlich gegebenen Verſagungsgründe gegen den fraglichen Bürger⸗ 
rechtserwerb erſt beſonders geltend gemacht wurde. Siehe hiezu Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.-Hofes in Anm. 844 Ar. I lit. b und beſonders f und das zu Art. 201 ber 
Gem.Drdn. Erörterte. 

, a. „Beſitz“ ift gleich „Eigentum“, |. Anm. 92 lit. a; 

b. gemeinfhaftlicher Befig ift hier: das in unteilbarer Gemeinſchaft 
ehe erfonen befindliche Eigentum oder das fogen. Eigentum 
nad) ibeellen Anteilen, die communio pro indiviso. Sieh hiezu 

Entſch. bed Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 9. Auguſt 1882 Bd. 4, 68, unten 
in Anm. 108a Nr. I lit. a, ferner BI. für admin, Pr. Bd. 36, 
399, in Anm. 108a Nr. II fit. b. Bergl. auch Anm. 102. 


0), D. h. auf Grund des Art. 15 Abf. I, im Gegenjage zu dem Anfpruch 
nad Art. 13. 

209, Iſt ein Wohnhaus zwar im Eigentum mehrerer Befiger, ſind aber bie 
einzelnen Zeile, die dieſen Befigern für fich zuftehen, räumlich von einander berart 
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IN. Unter den Borausfegungen des Abj. 1109,10“) fönnen auch 
juriftifche Perſonen 1%) und privatrechtlicde Vereinigungen 1%) Die 
Berleihung des Bürgerrechts anſprechen. 


IV. 16) Berjonen, 1%) welche auf Grund des Abf. I oder II das 
Bürgerreddt erworben Haben und nicht in der Gemeinde wohnen, dann 


juriftiiche Perſonen und privatrechtliche Vereinigungen können ihr 


getrennt, daß dieſe einzelnen Zeile auch Kir 16 R veher biefer eins mit Steuer re find (mie 

dies ja Ad bäuftg vorlommt), 

Eigentümer zum — Grm Di in: a ch Ne 
“ . e in Anıı. Entſch. Verw⸗Ger.⸗ 

—— —— 899 in 

Anm. 1082 Rr. DR a Dem, Kr. II it b. 


22) Alſo aucd nur inlänbiiche, b. 5. dem beutichen Reiche —— im 
Befige eines beſtenerten Wohnhauſes befindliche ober mit ber vom A 
geforderten ‚Stener angelegte juriftiiche Perſonen zc. Auslandiſche, d 


nad igum 
in einer bayer. Gemeinde ausgeichlofien. on beutichen Reiche aber 


se) Dieſe —* Berfonen ꝛc. unterliegen demgemäß aud) den in 
Art. 15 Abi. I genannten Kertagungägrünben beB Yirt. 13 Bibi. II; aumähft wird 


nannten wohl unr dann, wenn etwa bie nad) den Statuten zc. zur Ber- 
tretung ber betr. jnriftiichen Perſonen ober li Bereinigungen Be 
! ũ für ihre Berfon zur Zeit ber Verbe⸗ 


——* —— jemals vorlommen. Uebrigens bürfen die Vertreter dieſer 
juriſtiſchen PBertonen x. nach Art. 15 Abſ IV feinem ber in Art. 13 Abſ. II auf- 
gefteliten Gen nnökhliebungsgründe unterliegen. Bergl. auch Art. 47 Abſ. IV ber 


20) Unter bie „ ” fällt alles, was Geſetz oder 
Grub u: Bereifung bie furfikhe Periöligfeit erpatlen Jat: Slazt, Öemeinde, 


Stiftungen, gen, Mitiengeiellihaiten zc 
Unter ben tichen Bereinigimgen” des Art. 15 find nicht blos 
bie privatrechtlichen Genoſſenſchaften nad) dem Geſetz vom 29. April 1869 ver- 


Mehrheit Beriom "ernhen jo ba al bie ivatrechtli Bereini 
von en , n en” 
{ III bereits Klon in —— * ** 15 


i 8zeb I —— — —ã— umb zwar 
befimmt Abf. IV eigenen > Die Aeingnis zu dieſer Ausübung u einen 
Vertreter, während Abſ. V den Fall normiert, im welchem ſich eines V 
i 106 unb 107; vergl. and Art. 171 ab IT 


Anm. 
*) Alle Perionen, gleidwiel ob phofeidhe ob ober — — weide gemäß 
die jurikikhen Berfonen mub privattedtlien Berrimigungen and, bewn, wenn Fi 
in ber Gemeinde ihren Sig haben — haben das Recht, ihr Bürgerrecht, b. h. 
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Bürgerrecht uch einen Vertreter ausüben,10%) welcher das bayerifche 
Indigenat befitt, volljährig und felbftänbig ift und feinem der ın 
Art. 13 Abſ. 1 aufgefrellten Ausſchließungsgründe unterliegt. 


V.105) rauen, minberjährige und andere unjelbitändige Per⸗ 
fonen, dann juriftifche Perjonen und privatrechtliche Vereinigungen 
müf 1 en 30%) sich eines folchen Vertreters bedienen, wenn fie die mit 
dem Bürgerrechte verbundenen Stimmrechte!) ausüben mollen.108) 108) 


bie nach Art. 19 damit verbundenen echte durdy einen mit ben Eigenfchaften des 
Art. 15 Abſ. IV verjehenen Vertreter auszuüben. 

Dagegen muſſen bie in Abſ. V bezeichneien Perſonen einen Bertreter 
haben, wenn fie die mit dem Bürgerrechte verbundenen Stimmrechte ausüben 
wollen. Natürlich konnen auch Die gefeglichen Vertreter der in Abſ. V bezeich- 
neten vhyſiſchen ober juriftiiche n Terionen ıc. einen ſolchen Vertreter beftellen, 
wenn ie nicht ſelbſt die betr. est e ausüben wollen ober Tönnen. 

elbftverftändlich ift, daß Die betr. Berfon, 3. B. eine Frau zc., welche ſich 
eines —— zur —E ihres Stimmrechtes bedienen will, nicht felbft 
willendunfähig, 3.8. geifteögeftört fein darf. —— der —A— oift dieſe Perſon 
einerſeits überhaupt nicht befähigt, eine Wahlſtimme in giltiger (Bei abzugeben, 
anbrerjeitö aber auch nicht dazu, Bollmadht zur Abgabe eher oldhen an einen Ver⸗ 
treter zu erteilen. Die Wahlftinme, weldye ein von einem Willendunfähigen feldft 
bevollmächtigter Bertreter abgeben würde, wäre ungiltig. Siehe Entſch. des Verw.- 
Ger.-Hofes vom 21. 1883 Bb. 4, 378 in Anm. 1088 Nr. I lt. b; ferner 
ſ. Anm. 105, 107 und 1 


n Das „Stimmrecht“ zerfällt nach Art. 19 Abi. II 
a. in das Recht, bei (Beratung und) Abjtimmung über Gemeindeangelegen- 
heiten milzumirten ; 
b. in gr Bed, zu Gemeinbeämtern zu wählen. 
„unten Anm. 152 und 153.) 

Für die s a, nad a wie zur Wbgabe ber Wahlftimme nad b 
muß as Art. 15 an. v ein Vertreter aufgeftellt werben. BDiejer Bertreter 
ſoll fi wohl nad) der ihm gewworbenen Inſtruktion richten, doch ift er nicht an 
ſolche Inſtruktionen feitens feines Bollmachtgeberd gebunden und if daher fein 
Votum nicht ungültig, wenn ed über allenfallfige Inftruftionen hinausgeht. Auch 
ift derfelbe nicht an ber Abgabe der Stimme für fich ſelbſt verhindert, ferner Tann 
die — yon don mehreren als Vertreter aufgeftellt werden. (Vergl. auch 

Nach Art. 182 Abſ. IX der Gem.-Drbn. darf aber niemand für mehr als 
eine auf Grund des Art. 15 ftimmberechtigte Perſon zur Stimmabgabe zugelafien 


werben 
Das paffive Wahlrecht (Mrt. 19 Wß II Ziff. 2: das Recht, zu Gemeinde⸗ 
ämtern gewählt zu werden) gehört nicht hieher. Nach Art. 172 Abſ. 1 iſt zur 
Wählbarkeit die nah Art. 11 borgelchricbene Befähigung nötig. Siehe auch 
v. Kahr ©. 195; ferner Anm. 106 und 1 

.s) Es febt —— in dem hie Willen der in Abf. V genannten 
phyſiſchen und jurifti rg erſonen, ob fie da3 ihnen zuftehende Stimm aus» 
üben wollen oder nid) eben fie es aber aus, dann müſſen fie fih eines 
Vertreters bebienen, Welcher die in Abſ. IV des Art. 18 vorgeichriebenen Eigen- 
ſchaften befigt. Ein folder Bertreter müßte aljo auch dann aufgeftellt werden, 
wenn der eigentliche und zunächft berufene Vertreter einer juriftiichen Berfon oder 
eines Minderjährigen oder Geiſteskranken dieſe Eigenjchaften nicht bejiken würde. 


a) Bu Art. 15 verweilen wir noch auf folgende Eisticheidungen und Ab⸗ 
Handlungen: 
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a. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 9. Auguft 1882 Bd. 4, 68 f.: 
Unter dem in Art. 15 Nbj. II und Art. 201 Abſ. I der biesrhein. 
Gem.⸗Ordn. erwähnten gemeinihaftlidhen Beſitze eines 
Wohnhauſes feitend mehrerer Perſonen ift ein nad) ibeellen Teilen 

ro indiviso, nicht aber ein nach räumlich abgegrenzten Teilen be- 
ehender Belig zu verftehen. 
Sm Tebteren Falle iſt jeder der Befiger als Wohnhausbefiger 
zu erachten. Siehe oben Anm. 100 und 102. 

b. Entſch. bes Ber.» Ger.» Hofes vom 21. März 1883 Bd. 4, 878: 
Die Wahlſtimme eined von einer mwillensunfähigen Berfon zur 
Stimmabgabe bevollmäcdhtigten Stellvertreter3 ift ungiltig. Siehe 
oben Anm. 106 a. €. 

c. Entich. bes Verw.- Ger.- Hofes vom 24. März 1890 Bd. 13, 156 
und befonber3 160, j. oben Anm. 84a Nr. I lit. b und beſonders 
lit. f. Vergl. Anm. 99 a. €. 

d. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hoſes vom 5. Juli 1889 3b. 11, 322 f., 
oben in Anm. Aa Wr. I lit. e. Vergl. Anm. 99. 


. Abhandlungen: BI. für admin. Br.: 


Bd. 37, 139 f.: Weber den Einfluß der Reichsgeſetzgebung auf bie 
bayer. Sozialgejeßgebung. 


b. 8b. 26, 397 f.: Hausbeſitz als Anfpruchstitel, Höhe ber Bürgerrechts⸗ 


gebühr: 

Bei Beurteilung der Frage, ob Gemeinichaftlichleit des Beſitzes 

nad Art. 15 Abſ. II der Gem.-Orbn. gegeben ift oder nicht, ift von 
feinem Belang, ob mehrere Häufjer durch blos ſenkrechte oder auch durch 
wagrechte Zwiſchenwände getrennt und vielleicht auch durch gemein« 
Ihaftlide Eingänge und Zreppen verbunden find; entſcheidend 
allein if Die Gemeinſchaftlichkeit oder bie Abgeteiltheit bed Eigen- 
tums, die Selbftändigfeit der einzelnen Hausteile ald gejon- 
berter Eigentumsſtücke. Das Privateigentum enticheidet in dieſer Be⸗ 
ziehung jet unter der Gem.Ordn. von 1869 ganz ebenfo wie feither 
unter Der SHerrichaft des revid. Gem.⸗Ed. und bes revid. Anſäſſig⸗ 
machungs⸗Geſ., wo ber Beſitz eines häuslichen Anweſens für die Ge⸗ 
meindeglied-Eigenjhaft und für ben uequuß des gemeindlichen Veto 
von Bedeutung war, und wo auch ein halbes oder ein viertels Haus, 
wenn es nur ein ſelbſtändiges Beltg- und Steuer⸗Pbiekt bildete, 
al3 häusliches Anweſen galt. Vergl. oben Anm. 100 und 102 und 
Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 9. Auguft 1882 Bd. 4, 63 in vor- 
ftehenber Nr. I lit. a. " 
Ebenda (8b. 36, 399): Es ift u al ‚ ben im Urt. 15 ber Gem.- 
Drbn, genannten Hausbefig nicht fr Fi allein, ſondern nur in Ber- 
bindung mit den Erfordernifien des Art. 13 Abſ. I als Bürgerrechta⸗ 
titel anznerkennen. Der Art. 15 ift fo zu veritehen, wie er lautet, 
nämlich für fi allein, und es ift unzuläffig, weitere, in biefem Ar- 
tilel nicht genannte Erlorbernifie hineingniegen. Zudem ift die Herein- 
ziehung der Erforberniffe de3 Art. 13 Ubi. I in bie Beurteilung ber 
nad) Art. 15 zu bemeſſenden Fälle auch noch dadurch andgeichlofien, 
daß der Art. 15 die ‚m letzteren Fällen anwendbaren Dei mmungen 
des Wrt. 18 ausdrüdlich aufführt, bierunter aber befien Abſ. I nicht 
genannt iſt (jondern nur Art. 13 Abſ. II lie. a bi e und lit. g; 
vergl. Art, 15 Abſ. I letzten Satz). 
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Art. 16 (11 Abi. 3). 


I. Ueber Geſuche um Verleihung des Bürgerrechtes befchließt die 
Gemeindeverwaltung. 109) 

I. In Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung ift jedoch die Zu- 
ftimmung der Gemeindebevollmächtigten erforderlich, wenn das Bürger: 
recht einer Perſon verliehen werden foll, melche darauf feinen 
geleplichen Anfpruch 110) Hat ober welcher ein in Art. 13 Abſ. I 

ezeichneter VBerfagungsgrund entgegenfteht.111) 112) 


Zu Urt. 16. 

0, An Gemeinden mit ftäbtiicher Verfafiung der Dagiftrat, in Landge- 
meinben der Gemeindeausſchuß. Näheres f. oben 8 95 ©. 111 ff. 

2110) Vergl. Art. 13 Abf. I und 15 der Gem.Ordn. 

112) Aus praktiihen Gründen hat der Magijtrat auch in den Fällen, in 
welchen es nur zweifelhaft ift, ob ein folder Verſagungsgrund nad Art. 13 
Abf. II, desgleichen ob ein geſetzlicher Anfpruch gegeben ift oder nicht, die Alten 
ans Gemeindelollegium zur Beſchlußfafſung zu geben. 

Das Gemeinbetollegium iſt befugt, einen wirklich vorhandenen Verfagungs- 
grund nicht geltend zu machen bezw. auf Die Geltendmachung eined ſolchen zu 
verzichten; der Magiftrat kann einen ſolchen Verzicht nicht ausſprechen, muß 
vielmehr daB Gemeindelollegium hierüber hören und ift an den bieöbezüglichen 
Beſchluß des letztern gebunden — vorbehaltlich der Einberufung einer gemein- 
ſchaftlichen Sitzung nach Art. 114 der Gem.-Orbn. 

eiteres |. oben 8 95 ©. 113 Anm. 17. 

um Sieber iſt — abgeiepen von dem in Anm. 111 bezw. 8 95 ©. 112 ff. 
Gefagten — noch folgendes zu bemerken: 

A. Es fteht feit, daß in Gemeinden mit ftäbtiicher Verfaſſung der Magi- 
ftrat in allen Sällen, in welchen zweifellos ein gejeglicher Anſpruch 
auf Bürgerrechtsverleihung für den Bewerber befteht bezw. in welchen 
ebenſo zmeifellos ein Verſagungsgrund nad; Art. 13 Abſ. II nicht vor- 
hanben ift, allein und ausfchlieglich über die Bürgerrechtäverleihung 

eichluß zu fallen Hat und daß die Zuftändigfeit des Gemeindekollegiums 
nur dann gegeben ift, wenn e3 fich darum handelt, ob einem Bewerber 
das Bürgerrecht verliehen werben foll, obwohl berjelbe feinen Anſpruch 
hierauf bat bezw. obwohl demfelben erlagumgägrämbe nad Art. 13 
Abſ. II entgegenstehen, ferner dab jebe unter Verlegung dieſer Zu- 
jtändigfeitöbeftimmuug vom WMagiftrate einfeitig bethätigte NBürger- 
rechtsverleihung geſetzlich unwirkſam ift. — Allein es gibt auch noch 
Fülle, in welchen dieje Yuftändigfeit des Gemeinbdelollegiums nicht etwa 
abfichtlich oder bewußt oder auch nur fahrläffig ignoriert wurde, jondern 
in denen der Magiftrat nur irrtümlich fih für ausſchließlich 
zuftändig gehalten Hat, indem er 3. B. infolge mangelnder Sadinftruf- 
tion einen gejeglichen Anfpruch ala gegeben bezw. einen geſetzlichen Ber- 
fagungsgrund als nicht vorhanden beftimmt angenommen hat, jo daß 
er nur infolge dieſes Irrtums für fich allein und ohne das Gemeinde⸗ 
tollegium Das Bürgerrechtögefuch genehmigend verbeichieb und hierauf 
den betr. Beichluß dem Bewerber eröffnete. Die auf Grund eines folden 
thatſächlichen Irrtumes und der hiedurch herbeigeführten Verlegung 
oder Nichtbeachtung der ae ber Gemeindebevollmächtigten in 
formell unrichtiger Weile erfolgte Bürgerrechtöverleihung bleibt rechtlich 
beftehen ; nur kann unter Umftänben, wenn biefer Irrtum kein entichuld- 
barer ift, das Magijtratstollegium bezw. die einzelnen Mitglieder des⸗ 
jelben, welche bei der betr. Beihlußfaffung mitgewirkt haben — wenn 
und ſoweit fie ein Verſchulden trifft — für haftbar erklärt werben, 
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ioferme — — hievon (3. B. ), wegen hinterher ſich ergebenber Inaniprud- 
ege) der Gemeinde ein Schaden ve 
Eu 35 ⸗Ger.⸗ * vom 15. März 1889 Fe 


Gepmit:r Jeulzes cms fun. bar eine 
Tem tx Aushaz” rg einer PBürgerrehsurtzmde, bie eu’ Grub 
— bener-. zen seyarızigea Brihiztus amigriertigt beim. ansge- 
Sin wunde 

Ze se u Reit E. 753 8 Rote Sa m Art Si wu 
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zies euinerwit3 were Würz vorteher®e lıı A bir Werichung 
Eirgerssiters uzwer arnawr VBenkern: Ber Bit 11, :2. 15 eber 
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= 


1m Eee Mes Someisrmpandhdre — 
mi un bie beriichiotende Gremeinbehraicte, Desw. Das Geme:ube 
plemmur sber beitr Eoliegen s7 romm Sem über bir De ber 


Drı ber vanumg ikers hg: 3 Te angrasınmarz babe, Def 
eme an bez Pirsserher gemafne Setung mr ir Urmencmerkipueng 
ze enden ie, wü nf Iimerher erwe Duck eıme ipktere Euer 
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Art. 17 (13).10) 


I. Zur Erwerbung des Bürgerrechtes find nach Aufforderungt!4) 
der Gemeindeverwaltung 115) hiezu befähigte 11%) Perſonen 17) ver- 


aufolge Anfpruches gemäß Art. 6 und 7 des Heimatgejebes von 1868/72 
von Der @emeinbebehörbe verliehene Heimat lann nachträglich nicht 
baburh angefochten werben, baß fich Hiebei die @emeinbebehörde über 
i ie Berfon ober bie Familienangehörigen bed Heimatbewerbers 
betreffenden weſentlichen Thatumftand im Irrtum befand” ; ferner vom 
9. Januar 1885 Wd. 6, 28 f.: Im zuftändiger Weiſe beichlofiene 
Qeimatverleihungen fönnen von ben Gemeinden nicht einfeitig zurüd- 
gen onmen und kann bie Befugnis Hiezu auch nicht aus Art. 26*) bes 
eſetzes über ben Berwaltungsgerichtähof abgeleitet werben. 


Wenn fih Die vorangeführten Entſch. des Berw.-Ber.-Hofes auch auf 
eimat-Berleihungen beziehen, fo haben fie in analoger Weile boch auch auf bie 
erleihungen Des Bürgerrechts Anwendung zu finden. Insbeſondere find Bürger⸗ 

rechtsverleihungs Befchläffe der Gemeindeverwaltungen, ebenfo wie Heimat- 
verleihungsbeſchluſſe derjelben (j. Entich. bed VerwGer. „Hofes vom 9. Jannar 
1885 Bd, 6, 31, unten in Note *) zu vorftehenber lit. C) Teine behördlichen 
injtanziellen Entiheibungen, fonbern mar Alte berfelben in ihrer Eigenichaft 
ald Gemeindebehörden (und zwar aud die von unmittelbaren Dagiftraten 
gefaßten). Erſt wenn Streit über Anſprüche auf bezm. über Recht oder Pflicht 
zum m Direreed echtserwerb entfteht, erfolgt berwaltungßrechtliche Enticheibung nad 

iff. 26 des Verw.⸗Ger Sof⸗a eſetzes 

Far l. au noch die auf Ansnehung von Berehelichungszeugnifien bezüg- 


lichen Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 18. April 1884 und vom 9. Dezember 
1889 Bd. 5, 187 f. und Bd. 11, 695 f., Ipeziell 698. 
Zu Art. 17. 


zu9 Bu Urt. 17 vergl. aus ber früheren Gemeindegeſetzgebung bie Be— 
fümmungen der 88 11 und 12 bes revid. Gem.Ed., abgebrudt unten bei Art. 201 
er Gem.-Drbn., ferner |. Urt. 21 der Gem. -Drön. 


"10, Es Liegt vollftänbig im freien Ermefien der Gemeinbeverwaltung, biefe 
Aufforderung zu erlaffen oder auch zu unterlafien. Die Gemeindeverwaltung yat 
demnach wohl bad Recht, nicht aber die Pflicht, ben nach Urt. 17 gum Bü 
rechtserwerb Verbundenen Hiezu anzubalten. Sie kann auch durch Beichluß eh 
jegen, daß überhaupt einzelne Kategorien ober Klafien von Einwohnern, Die an 
ſich verpflichtet wären, nicht zum Bürgerrechtderwerb nad Art. 17 aufgefordert 
werden follen. ©. auch Anm. 115. 


1 Da nur ber „Gemeindeverwaltung“ dieſes Recht zur Aufforderung 
zufteht, jo muß Iegtere in ber Form erfolgen, in welcher emeimbeuerialtungen 
ihren Willen zu erflären haben; es ift aljo ein nn Beine Beichluß der 
Gemeindeverwaltung nötig, welcher dem nach Art. 17 Berpflichteten ordnungs⸗ 
mäßig, 3 uftellen . Unter Gemeinbeverwaltung ift in den Städten der Magi- 
ftrat, gemeindben ber Gemeindeausſchuß zu verftehen. Eine Zuftimmung 


*, Diefer Urt. 26 bezieht ſich wicht uf emeinbebenbrbtine Berleibungs-Be- 
ſchlafſe, fondern nur auf —— En d beſcheide, derwaltungd rechtlichen 
Berfahren ergangen find. Giche obige Li 8 Verw⸗Dex.Ooſes vom 9. Januar 1885 Gb. 6. 
81: —— in mpänd er — e veſq̃ Loffene Heimatverleihuugen einſeitig unter — 

een einben nirgends im Selche gugeflanden un 
a. * u 20 des Heimatgeſ. und auß Urt. 26 des Berw. —& 
—* —— Beeren, normierte ankerorbentlihe Rechtsmittel ber Wiederaufnahme 
Verfahrens ein — —A en Endbeſcheid geichloſſenes Berl —— 
erg Geimatvert ungsbeichläffe aber ols begöröliche inftangielle * 
era 
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pflichtet, 118) wenn fie feit fünf Jahren 119) in der Gemeinde wohnen?!) 


bed Gemeindekollegiums zur Aufforderung gemäß Art. 17 bebarf e8 (in Gemein- 
ben mit en range in gar feinem Falle. — 

Dem Einfchreiten nad Art. 163 Abſ. III der Gem.- 
Drbn. unterli — Beftäfle ber Gemeindeverwaltung nicht, da diefelbe nach 
völlig freiem emeifen entjcheiden kann. ©. vorft. Anm. 114 


10) Bergl. Hiezu Art. 11 der Sem.-Orbr. und bie Anm. zu demfelben. Unter 
ben „zum Bürge Serwerb befähigten Perjonen“ find nur bie nach Art. 11 
Befähigten*) zu hen. ©. v. Kahr ©. 200. 

Diete ung muß ebenfo wie jebe andere Vorausſetzung bes Art. 17 
zur Zeit ber Aufforderung vorhanden fein; gleichgiltig ift, ob fie während ber 
a eh, aan biele bieler Aufforberung zurüdgerechnet, vorhanden war ober nicht. 

auh Aum 

N „Berjonen” And nur phyſiſche Berfonen ‚8 nicht hurilice; 
aud nur großj jährige Berfonen männlichen Geſchlechis, da ja rauen und 
berjährige ohnedies nach Art. 11 nicht „befähigt“ find 

0), Diefe „Verpflichtung“ wird erfüllt durch bie Erflärung bed Aufge- 
forderten, das Bürgerr erwerben und bie betr. Bürgerrechtsgebühr bezahlen zu 
wollen bezw. durch die Entrichtung der lebteren. 

Einer Beihlußfaflung Hierauf feitend der Gemeinbeverwaltung bebarf es 
nicht mehr, es genügt vielmehr die feitend der legteren ergangene Aufforberu 
Mit der vorerwähnten ansdrüdlichen ober durch Entrichtung ber Bear Mi 
ſchweigend abgegebenen Erflärung ift ber Bürgerrechtserwerb vollendet. 


Die Ausſtellung der Bürgerrechtsurkunde bezw. die Aufnahme in das 
GSemeinbebürger-Berzeichnis hat auch hier nur die Bebeutung ber Gewährung 
eines Iepriftlichen Nachweiſes nr ben erfolgten Bürgerrechtderwerb. Bergl. Anm. 4 
auch 38. Siehe aud) Anm. 1 

Gibt der —— Biete Erklärung nicht ab, bezw. bezahlt er bie Ge⸗ 
meinbebürgerrechtögebühr nicht, jo wird legtere eventuell mangsieiß (vergl. Art. 
57 mit 48) eingehoben und der Aufgeforberte einfach ohne jein Zuthun in die 
Liften der Gemeindebürger eingejhrieben und ihm hievon Mitteilung gemadht. 
Auch die nad) dem Gebuͤhrengeſetze erwachienen Gebühren Hat ber Aufgeforderte 
in jebem Falle zu tragen. Iſt nach erfolgter Aufforderung eine zur Zeit ber 
jelben vorhanden gemwejenen Vorausſetzung des Art. 17  integgetatlen (4.8 
der Aufgeforderte hat nad) ber Aufforderung fein Haus verfauft oder jein Gewerde 
micber ergelegt, fo daß er die borgeichriebene Steuer nicht mehr entrichtet), fo ift 

bleibt er trogdem zur Bezahlung der mit dem Momente der berechtigten 
fforberung fällig getvordenen alrgerrehtägeb he verpflichtet. Vergl. Anm. 
116, aud 162, desgl. Anm. 87 Rote * 147; |. ferner bayer. Gem.Zeitg. 
Jahrg 1894 ©. 117. 


m, Dieſe fünf Jahre “on ber Wufforberung unmittelbar hen 
angen fein und muß das Wohnen in der Gemeinde ununterbroden 
jwährenb biefer fünf ah g ewwährt haben. Durch eine vorübergehende Abweſen⸗ 
it wird dad „Wohnen in der Gemeinde” dann nicht unterbrochen, wenn die Ab⸗ 
icht, bedin twieber zurüdzufehren, fortbefteht und aus biefem Qrune bie inne⸗ 
gehabte 4 ohn⸗ oder Schlafftätte bortfelbft beibehalten wi S. auch Art. 202 


2) Ueber ben v „Wohnen“ |. Anm. 13 und Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.-Hofed vom 9. Juli 1 888 BD. ®, 111 f. in Anm. 32a I t. a und bie 
weiter dajelbft angeführten Entſch. des Verw.⸗Ger. Hofes. 


*) Uber au ba biefelben u 1 Del. IV „Belfähtgt” 
erflärt And, foferne ei Fear Boransfegungen dei Urt. 1 fat als . beſabis 
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und während dieſer Zeit 121) mit direkten Steuern 122) im jährlichen 
Sefamtbetrage von mindeftens 
vier Gulden (6,86 4) in Gemeinden über 20 000 Seele113®) 


und 
drei Gulden (5,14 A) 1?) in den übrigen Gemeinden 125) 
angelegt waren. 128) 127) 128) 


II. Diefe Verpflichtung erftredt fich nicht auf Perſonen, welche ſich 
infolge eines öffentlichen 129) Dienftverhältniffes in der Gemeinde auf: 


21, Bezüglich ber Steueranlage gilt dasſelbe, was Anm. 119 vom Wohnen 
gefagt ift. Sie muß afo nicht blo8 ununterbroden die fünf unmittelbar der 
Aufforderung vorausgegangenen Jahre ftattgehabt haben, fondern auch noch zur 

eit der Aufforderung *— gegeben fein. Siehe hiezu jedoch die in Anm. 84a 
lit. ce angeführte Entſch. des Berw.-Ber.-Hofes vom 24. November 1882 Bd, 4, 
234, ferner Anm. 49. 

Ueber den Begriff „Veranlagung oder Anlegung mit einer Steuer” f. 
die Entich. des Verw.Ber.⸗Hofes vom 1. Dezember 1882 Bd. 4, 251, abgebrudt 
in Anm. 135 I lit. a und b. 


, Bezüglich der „direkten Steuern“ f. Anm. 16. 


2, Maßgebend ift immer das amtliche Nefultat ber lebten Volkszählung. 
©. Urt. 203 der Gem.Ordn. 

180) Auch bei Feſtſetzung bed Steuerbetrages nach Art. 17 gilt ber in ber 
Gem.-Drbn., fpeziell in Art. 11 Wbf. III niebergelegte öffentlich-rechtlihe Grund⸗ 
jag, dab „Steuern, welche die ungeichiedene Ehefrau und minberjährige im elter- 
lichen Brote ftehende Kinder zu entrichten haben, dem Familienhaupte zugerechnet 
werben.” ©. hiezu Anm. 28, auch 26. 

128) Vergl. hiezu Anm. 15. 

‚2, Siehe Anm. 17 und 18. Entrichten mehrere Berfonen für ein im 
Miteigentum befindliches Grundftäd ober ein gemeinjchaftlich betriebenes Gewerbe 
zufammen eine Steuer, fo ift für jede dieſer Perfonen die auf fie fallende Steuer- 
quote in Anrechnung zu bringen. 

Die Beitimmung des Art. 15 Abf. 2 kann Hier nicht zur Anwendung 
gebracht werden, die Aufforderung nach Art. 17 Tann vielmehr gegebenen Falles 
an jeden der mehreren Miteigentümer ergehen. Die Steuerpflicht diefer einzelnen 
Miteigentümer muß aber aus ber orbnungsmäßigen Steuerveranlagung hervor- 
gehen und bezw. durch ben Eintrag in bie Steuerliften feftgeftellt jein. Bergl. 
auch Anm. 49, ferner Entſch. des Berm.-Ger.-Hofes vom 1. Dezember 1882 
8b. 4, 251 und vom 17. Juni 1887 Bd. 9, 170, unten in Anm. 185 I lit a 
und b. ©. aud v. Kahr ©. 202 fowie 203 Note 5. 

n Bu Url. 17 bj. I fiehe die Ausnahmsbeftimmung des Art. 201 
Abi. IV der Gem.⸗Ordn., ferner 
it A Bl. für admin. Pr. Bd. 238, 29 und Bd. 24, 274 in Anm. 135 Nr. II 
it. A. 


se Durch den 8 13 Abſ. II der Reichs⸗Gew.⸗Ordn. ift Art. 17 der 
Gem.-DOrbn. in keiner Weife berührt, wohl aber Art. 20 ber Gem.Ordn. injoferne, 
als von denjenigen Gewerbetreibenden, welche gemäß 8 13 Ab. 2 ber Reichs⸗ 
Gew. Ordn. zum Bürgerrechtserwerb aufgefordert worden find, Bürgerrechts⸗ 
ebühren nicht erhoben werben dürfen. Näheres hierüber |. v. Kahr ©. 208 ff., 
peziell unten die Anm. 161 zu Art. 20 der Gem. -Drbn. 

Berg auch Entich. des preußiichen Ober-Berw.-Ber. vom 2. November 
1885, Reger Bd. 6, 371: Burgerrechtserwerb durch Gewerbetreibende, ferner vom 
10. Juni 1887 Neger Bd. 8, 268: Bivang zum Bürgerrechtäerwerbe). 
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halten, jolange fie im aktiven Dienfte jtehen und nur!30) mit Rapital- 
renten oder Einfommenfteuer in der Gemeinde angelegt find. 130) Das- 
jelbe gilt au von Perſonen, welche infolge ihres früheren Dienft- 
verhältnifjes aus einer Kaſſe des Staates, einer Gemeinde 181) oder 
Öffentlichen Stiftung 132) eine Benfion beziehen, folange fie nur mit 
Kapitalrenten⸗ oder Einfommenjteuer angelegt find. 188) 184) 185) 


9, Ein „öffentliches Dienftverhältnis" im Sinne des Art. 17 Abf. II 
ber Gem.Ordn. ift gegeben für alle, welche im aftiven Dienfte bes Staates, 
ber politifchen Gemeinde, der Diftriftsgemeinde, der Kreisgemeinde, ber öffent- 
lichen Kirchengefellichaften, der _dffentlihen Korporationen und Stiftungen, d. 5. 
derjenigen Korporationen und Stiftungen, welche vorzugsweiſe öffentlichen Zwecken 
und Intereſſen dienen (wie z. B. das germaniſche Mufeum), ftehen. 


Auch die Hofbeamten zählen nah Min.-E. vom 5. Oftober 1877 (mit- 

eteilt v. Kahr 207 Note 9) Hieher, welche — vergl. v. Dog! Verf.⸗Recht Aufl. V 

. 467 — „ben Glanz und die Würde des Regenten als ſolchen zu wahren und 
zu erhöhen beftimmt find.” Die Kronämter find ohnedies Staatsämter. 


Im einzelnen find zu ben öffentlichen Dienern im Sinne bes Art. 17 
Abſ. II außer den Beamten des Staates (Livil- und Militär-), ber Gemeinde 
und der Kirche noch zu rechnen: diejenigen, welche bei ber Berjon bes Königs 
militärische Dienfte leiften (Mdjutanten, Leibgarde der Hartichiere) alle, welche 
Militär-Dienfte leiſten, aud die Gensdarmen; die Thurn- und Taris’schen 
Gerichtäbeamten; nicht blos die wirklichen Lehrer, fondern auch Die Schulgehilfen; 
nad einem Plenarerfenntniffe des Bermw.-Ber.-Hofed vom 8. Februar 1893 (f. 
Anm. 135 Nr. I lit. c) Bd. 14, 73 auch die HR (Rentamtsſchreiber 
ſowohl als Rentamtsoberſchreiber), ferner die Bezirksamtsoffizianten und Bezirks⸗ 
amtsſchreiber (j. Anm. 135 Nr. II lit. B), endlich die Staaisdienſtadſpiranten. 
Es ift demnach auch gleichgiltig, ob das „öffentliche Dienftverhältnis" ein blos 
mwiberrufliches ift oder nicht. 

Nicht zu den Öffentlichen Dienern im Sinne des Art. 17 Abf. II gehören 
bie Necht3anmwälte*), die Rechts⸗ (Anwalts)- Konzipienten, die Bebienfteten ber 
Standesgerren, die Privateijenbahnbedienjteten, Die KForftichupbebieniteten von 
Brivaten und fonftige Brivatbedienitete. ©. v. Kahr ©. 207 f. 

ı0) Sind die im Öffentlichen Dienft (Anm. 129) ftehenden Perſonen außer 
mit Kapital» und Einlommenftener auch noch mit anderen direkten Steuern (3.8. 
Haud- oder Grund» oder Gewerbefteuer) angelegt, jo unterliegen fie nicht nur 
dem Art. 17, fondern e3 werben auch bezüglich der Berechnung der Steuergröße 
alle von ihnen zur Entrichtung gelangenden Steuern, aljo mit der Grunb- ꝛc.⸗ 
Steuer auch bie Kapital- und Einfommenfteuern z ujammengerechnet. Weber- 
fteigt die Geſamtſumme aller dieſer Steuern die Säge des Art. 17, dann find 
die betreffenden öffentlichen Diener zum WBürgerrechtderwerb verpflichtet. Ueber 
ben Begriff „Veranlagung mit einer Steuer” |. Anm. 121. 

2”, Ind zwar nicht blos einer politifchen Gemeinde, jondern auch einer 
Diſtrikts⸗ Kreis. und Kirchengemeinde. 

32) Ueber ben Begriff „öffentliche Stiftung” |. Anm. 129. 

ss, Siehe Hiezu Anm. 130. 

186, Bezüglich ber Zuftändigkeit (begm. bes Verfahrens) bei Streitigfeiten 
über den Erwerb des Bürgerreht3 nad) Art. 17 |. oben Anm. 5 lit. a und 
Anm. 5a lit. A Biff. 2. 


ss) In Bezug auf Art. 17 verweiſen wir noch auf nachftehende Ent- 
fcheidungen und Abhandlungen: 


9, Berge. bagegen oben Unm. 77 Ubſ. I gu Urt. 18 auf ©. 148, 
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Art. 18 (14). 
I. Das auf Grund der Art. 12 bis 14196) eriworbene Bürger: 


I. Entſch. des Berm.-Ger.-Hofes. 


a. vom 1. Dezember 1882 Bd. 4, 251: bie thatjädhlidhe Teilnahme 
(3. B. als ftiller Gefellichafter) an der Entricätung der Steuer, mit 
welcher ein Dritter angelegt ift, Tann der perjönlidhen Beran- 
lagung mit einer Steuer im Sinne des Art. 17 Abſ. I der Gem.- 
Drbn. nicht gleich geachtet werden: die Veranlagung mit einer 
Steuer (im Sinne der Gem. Ordn.) ift nur in dem alle vorhanden, 
wenn bie Steuerpflicht bes Beteiligten, umb zwar in ber bezüglichen 
Gemeinde, auf dem ege des geſetzlich vorgejchriebenen Verfahrens er- 
mittelt, reguliert und In die amtliden Steuerliften eingetragen ift. 
Die Burdführung dieſes Verfahrens obliegt den kgl. Rentämtern, 
deren Steuerliften hiernach über bie Steuerpflicht ber Gemeinbe- 
angehörigen legalen Aufichluß erteilen und in gleichem Maße auch, für 
d eventuelle Umlagenpflicht derſelben bie geſetzliche Grundlage 

ilden. 
Siehe Anm. 50 zu Art. 13 und Anm. 126 zu Urt. 17. 

. vom 17. Juni 1887 Bd. 9, 170: Als mit einer Steuer im Sinne des 
Art. 13 der Gem.Ordn. für die Pfalz ee Mrt. 17 der rechtörheiniichen 
Gem.-Drbn.) veranlagt hat eine Berjon dann zu gelten, wenn biefelbe 
im Wege bes vorſchriftsmäßigen Verfahrens in die amtliche Steuerlifte 
eingetragen ift. ©. oben Anm. 126. 

c. Plenarentidy. vom 8. Februar 1893 Bd. 14, 73; Rentamtögehilfen 

ftehen in einem öffentlichen Dienftverhältnifie im Sinne des Art. 17 
Abſ. II der Gem.Ordn. 


II. Abhandlungen : 


A. Bl. für admin. Br. Bd. 38, 111: Verpflichtung eines Rentamtsober⸗ 
jchreiberd zur Erwerbung des Bür errechtes. Hiezu vergl. für Die jetzt 
in ber Praxis herrſchende Anſicht des Plenarerk. des Verw.Ger.⸗ 
Hofes vom 8. Februar 1898 Bd. 14, 73 in vorſtehender Ar. I lit. c. 

Bl. für admin. Br. 38, 29 ff.: Die Verpflichtung der Gewerbe⸗ 
treibenden zur Erwerbung des Gemeindebürgerrechts nad 8 13 Der 
deutcjen Gew. Drbn. und 34, 274: Gerverbebetrieb und Bürgerrechts⸗ 
eriverb. 

B. Bayer. Gem.-Zeitg.: 

a. Jahrg. 1892 ©. 470: Verpflichtung zum Vürgerrechtserwerb Durch 
einen Nichtdeutſchen (Defterreicher) ; 

b. Jahrg. 1892 ©. 638 ff.: Ber pflichtung zum ee er 
duch einen —— Bezirksamtso Mplanten) ; ; 

c. Jahrg. 1892 ©. 805 ff.: Die Berpfli ichun zur erbung des 
en und bie Netretung von berſelben nach rechtsrhein. 

em.⸗Ordn 
d. Jahrg. 1893 ©. 265 ff.: Der Zwang zum Bürgerrechtserwerb. 


Zu Urt. 18. 


ıs*) Die Mitanführung des Art. 14 drückt aus, daß auch das von Nicht⸗ 
bayern erworbene bezw. Durch Erwerb ber baper. Staatsangehöri feit wirkſam 
getvordene —— bezüglich der Beſtimmungen über den Verl u ganz gleich 
behandelt wird, wie ba3 von Bayern erworbene, d. 5. aljo: mit bem Verluſt oder 
ber Wiederaufgabe der bayer. Stantsan ehörigleit wirb biefes Fr nicht 
blos unwirkſam, ſondern es geht —— verloren. fral hiezu v. Kahr S. 212 
Note 1. Siehe dagegen unten Rote *** zu Anm. 1 


= 
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recht geht mit dem Verluſte der nad) Art. 11187) erforderlichen Be- 
fähigung 188) verloren, injoferne nicht die Vorausſetzungen des 
Art. 15187) beſtehen. 139) 140) 

N. Das auf Grund des Urt. 15 Abf. I bis II von PBerfonen, 
welche die nach Art. 11 erforderliche Befähigung nicht befiten, er- 
worbene Bürgerrecht erlifcht mit dem Wegfalle der dortjelbjt bezeich- 
neten Vorausjegungen,1*1) joferne nicht jene Perſonen die in Art. 11 
vorgeichriebene Befähigung erworben haben. 140) 142) 142.) 


7) Alſo fällt auch das gemäß Art. 201 Abſ. I der Gem.⸗Ordn. Traft 
Geſetzes erworbene Bürgerrecht ebenfall3 unter Urt. 18 Abſ. I, fomeit fich dieſes 
auf das Vorhandenſein der Borausjegungen bed Art. 11 (nicht ded Art. 15) 
bibt. *, Das Gleiche gilt bezüglich de3 auf Grund des Urt. 17 eriworbenen 

Ärgerrechtes, weil auch Diejed die Befähigung nad Art. 11 vorausfept. 


‚) Das auf Grund der Art. 12—14 (nicht 15; bezüglich des letztern |. 
die Anm. 139 und 141) bezw. 17 (f. vorftehende Anm. 137 a. E.) erworbene 
Bürgerrecht geht alfo verloren: 

a. Durch Berluft der Selbftändigfeit ; 

b. durch Wegfall oder Aufgabe der bayeriſchen Staatsangehörigleit ; 

c. durch Verlegung des Wohnſitzes bezm. Aufgabe des Wohnfiges und 

d. durch Aufhören des Beranlagtieind mit einer birelten Steuer in ber 

betr. &emeinbe,** 
anne mar tritt der Berluft fchon ein, wenn au nur eine dieſer Borausfegungen 
aͤllt. 

Dagegen geht das erwähnte Bürgerrecht nicht verloren: durch nachtvagtichen 
Entftehen eines Berfagungsgrundes nad Art. 13 Abſ. II, durch bloßen Verluſt 
des Heimatrechted, durch Erwerb eines weiteren Bürgerrechte nach Art. 15 in 
einer anderen Gemeinde; endlich kann auf das Bürgerrecht auch nicht rechtäwirt- 
jam verzichtet werben, denn einen Verluſt des Bürgerrechtes durch Verzicht kennt 
die Gem. Ordn. nicht. Siehe au Anm. 141 a. €. 


em, Da ber Art. 15 die Befähigung nach Urt. 11 nit vorausfept, To 
fann es nur als felbftverftändlich erjcheinen, daß der Deegfall Diefer Befähigung 
das auf Grund des Art. 15 erivorbene Bürgerrecht nicht berühren kann. 

00) Jedes Bürgerrecht, gleichviel ob nach Urt. 12—14 oder 17 oder 15 
oder 201 der Gem.-Orbn. erworben, geht mit dem Tode des betr. Beſitzers ver- 
Ioren; das Bürgerrecht geht auf bie Erben, fpeziell auf bie Witwe des verftorbenen 
Bürgers nicht über. Siehe jedoch eine Art Ausnahme von dieſer Regel in 
Art. 32 Abi. II Ziff. 3. 


0) Das nad) Urt. 15 Abſ. I—III erworbene Bürgerredht geht demnach 
— vorbehaltlich der in Anm. 142 beiprocdhenen Ausnahmen — verloren: 
a. durch Verluſt der beutjchen Meichsangehdrigleit bezw. bei juriftiichen 
Serlonen und privatrechtlichen Bereinigungen durch Berlegung ihres 
itzes ins Ausland, d. H. in einen nichtbeutichen Staat; ***) 


*) Dab gemäß Art. 201 fraft des Geſetzes erworbene Bürgerret kann demnach nur der. 
Ioren geben, wenn ſowohl die Befähigung nad Art. 11 in Wegfall gekommen if, als auch jebe 
Boraußfegung bed Art. 15 fehlt. 

*n Zu lit. a His A f. die Anm. zu Art. 11. 

ve... Siehe hiezu bie Bemerkungen oben in Anm. 90, Beſahigt nos Art. 11 ik wohl nur 
der baver iſche Staatsangehörige; allein zum Büurgerrechtserwerb ne tt. 15 bedarf es nicht 
diefer Befähigung. es kann vielmehr auf Grund bes Urt. 15 jeder Inländer“, d. h. jeder „Deutfche“ 
daB Bürgerrecht ertverben. Boraußfegung nach Art. 15 iſt alfo nicht die bayeriſche Stantd«, ſondern 
die dentſche Reichgangehdrigkeit. Aber zur Unsäbung beb Bürgerrechts ift bie bayeriſche Staats⸗ 
angebörigleit nötig, 


Boy, Handbuch. II. 11 
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II. Wer nad) eingetretenem Verluſte des Bürgerrecht3 in einer 
Gemeinde dieſes in der nämlichen Gemeinde wieder erwirbt, ift von 
Bezahlung der in Urt. 20 und 22 bezeichneten Gebühren befreit, 
wenn und joweit143) er diefe Gebühren früher jchon an diefelbe Ge- 
meinde bezahlt hat. 148) 


IV. Erfolgt der Verluft des Bürgerrechts lediglich!“) deshalb, 
weil die betreffende Perſon aufhört, fteuerpflichtig oder jelbftändig zu 
jein,1#5) fo zieht derjelbe den Berlujt der Anſprüche auf Mitgenuß 
der örtlichen Stiftungen und Wohlthätigkeitsanftalten, fowie auf Mit- 
benügung der Gemeindeanjtalten nicht nach ſich. 14%) 147) 148) 


b — Wegfall des beſteuerten Wohnhauſes; 
c durch Zurückſinken der Steuer unter Die Steuerquote, welche der Dritt⸗ 
Höchftbefteuerte in der Gemeinde pro Jahr entrichtet, — 
und zwar tritt Berluft des Bürgerrechtes im Falle der lit. a unbedingt ein; bei 
lit. b und c aber nur dann, wenn der Betreffende weder ein Wohnhaus mehr in 
der Gemeinde befigt noch auch zu den drei Höchftbeiteuerten der Gemeinde gehört. 
Ord Bu vorſtehender lit. a—c ſ. die Anm. 90 bis 104 zu Urt. 15 der Gem.⸗ 
rdnung. 
Bergl. Hieher auch das in Anm. 138 Abſ. II Gefagte. 


145) Hat derjenige, welcher auf Grund der Borausjegungen de3 Art. 15 
Bürger geworden ift, nebenbei auch noch die Befähigung des Urt. 11, jo ericheint 
es ald natürlich, daB er das Bürgerrecht beibehält, auch wenn die Vorausſetzungen 
bes Art. 15 (Wohnhausbeſitz, Entrichtung der betr. Steuer) weggefallen find. 

Solchen Falles ift es auch ganz gleiheittig, ob er die Befähigung nad) 
Art. 11 ſchon zur Zeit des Erwerbes ded Bürgerrechte nad) Art. 15 betefien oder 
diefelbe erft nachher erworben Hat. Enticheidend ift, daß er dieſe Befähigung 
nad Art. 11 in dem Momente befitt, in welchem die vorgenannten Boraus« 
jegungen des Art. 15 in Wegfall kamen. 


2224) Dad gemäß Urt. 19 Abſ. I mit dem Bürgerrechte erworbene Heimat- 
recht geht mit dem Berlujte des Bürgerrechted in einer Gemeinde nur in bem 
alle verloren, daß der Betreffende entweder eine andere Heimat erwirbt oder 
Daß er die bayerijche Staatsangehörigfeit verliert. 


148) Hier verweilen wir auf das jeinerzeit vom Ausjchuß- Referenten Ge⸗ 
fagte: „Nur dann ift die Gemeinde nicht befugt, beim Wiedererwerbe des Bürger- 
rechtes eine Gebühr zu fordern, wenn fie die Gebühren für den früheren Erwerb 
nicht blos erhalten hat, fondern jene Gebühr auch in ihrer Kaffe geblieben ift. 
Wenn alio jemand bei frübzeitigem Wiederabziehen (vergl. Art. 21) von der Ge- 
meinde einen Teil der Gebühr gurtckbegabit erhalten hätte und ſpäter wieder 
eintreten würde, jo fünnte ihm dasjenige nicht zugute gerechnet werden, was er 
zurüdbezahlt erhalten hat.“ 

ergl. auch Art. 23 Abſ. IH und Urt. 201 bj. IV der Gem. -Drbdn. 
Sft die Bürgerrechtsgebühr zwiſchen der früheren und der neuerlichen Bürger⸗ 
rechtserwerbung erhöht worden, jo ift dad Mehr voll darauf zu zahleı. 


146, Kommt außer dem Aufhören der Steuerpflichtigleit und Gelbftänbig- 
Ki noch ein anderer Berluftgrund Hinzu, tritt Die Beſtimmung des Art. IV lc. 
nicht ein. 

108), Bergl. Anm. 10, 16—18 und/20—27 zu Urt. 11. 

146), Die Regel ift, daß mit dem Berlufte des VBürgerrechtes alle Rechte in 
Wegfall kommen, für deren Ausübung das Bürgerrecht ald Vorausſetzung gilt. 

Die Beltimmung des Abf. IV 1. c. erjcheint demgemäß als Ausnahme 
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Art. 19 (16). 1%) 


I. Mit dem Bürgerrechte wird das Heimatrecht in der Gemeinde 
nad oem Beitimmungen des Geſetzes vom 16. April 1868 Art. 5150) 
erioorben. 


and iſt als ſolche strictissime auszulegen. Bergl. auch Unm. 140 a. €. und 
Art. 32 Abſ. II Biff. 3 der Gem.-Orbn. 

Ganz naturgemäß find Hier nur jolche örtliche Stiftunge get au od Bit 
anftalten und bezw. Gemeindeanftalten*) gemeint, für beren Mitgenu oder Mit- 
benüßgung ber such des Bürgerrechts bejonders erfordert wird, wie 3. B. Die 
Aufnahme in eine Pfründeanftalt, welche nur für Bürger gegründet ift. — 

nm a. 

Ueber ben Begriff „Semeindeanftalten“ ſ. bie bieabegiiglichen Grörterungen 

zu Wrt. 38 und 112 Hiff. 5 der Gem.-Ordn., ferner Anm. 155 Wbf. 5 


77) Ueber den Berluft des Bürgerrechte in einer Gemeinde infofge von 
Gemeindebezirtöveränderungen ſ. oben 8 94 ©. 54 und v. Kahr ©. 114 f. 


148) Bei Streitigkeiten über ben Befig oder Berluft des Bürgerredhtes tritt 
das bermaltungärechtliche Berfahren nad Art. 8 Ziff. 26 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗ 
Geſ. ein. Siehe über Zuftändi igteit mm und 15, ſehren oben Ann. 5 unb bejonders 
ba Ziff. 1 zu Art. 10 und v. Kahr ©. 154 f. 


Bu Urt. 19: 


#9, Der Urt. 19 enthält nur eine ungefähre Weberjicht über die mit 
dem Bürgerrechte verbundenen Befugniffe und Pflichten; dieſe Ueberſicht ift in 
leiner Weife erichöpfend, auch wird bezüglich der Urt und des Umfanges ber 
Ausübung der hier beiſpielsweiſe aufgeführten Rechte auf die näheren Beftimmungen 
einerjeit3 des Heimatgeſetzes, andrerfeitd der Gemeindeordnung verwieſen. 


#0) Art, 5 bes Heimatgejeßes lautet: 


Mit dem Bürgerrecht wirb da3 Heimatrecht in der Gemeinde erworben. 

Wer das Bürgerrecht in einer anderen Gemeinde nur infolge Hausbefiges 
oder unter Beibehaltung jeines bisherigen Bürgerrechtes erwirbt, erlangt das 
Heimatrecht in jener Gemeinde nur dann, wenn er burd eine an die Verwaltungen 
beider Gemeinden abgegebene Erklärung auf jein bisheriges Heimatrecht verzichtet 
und das Heimatrecdht in der Gemeinde anjpricht, in welcher er zuletzt Bürger wird. 


Hiezu ſ. Entich, des Verw.- Ger.- Hofes vom 2. Juli 1880 Bd. 1, 436: 
Jene Perſonen, melde auf Grund des Art. 201 bj. I der Gem.-Drbn. bad 
Bürgerrecht in einer Gemeinde nicht infolge bloßen Hausbeſitzes, ſondern infolge 
bes Wohnfiges in Verbindung mit Realbelig erlangten, haben mit dem Bürger- 
rechte zugleich auch das Heimatrecht in dieſer Gemeinde kraft des Geſetzes er- 
mworben, ohne daß es ihrerfeit3 ber in Art. 5b Abſ. 2 des Heimatgeſetzes vorge- 
ſchriebenen Erklärung bedurfte. 

Darüber, was unter „bloßem Hausbeſitz“ im Sinne vorſtehender Entſch. 
bedeutet, ſ. die Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 15. Juli 1887 Bd. 9, 188: 
Unter bem in ber Entiheidung vom 2. Juli 1880 Bd. 1, 435 erwähnten 

„bloßen paußbeiip ift der Beſitz eines Wohnhauſes ohne Wohnfig in 
der Gemeinde zu verftehen. 
sun rähered hierüber ſ. bei Art. 5 des Heimatgejeßes; ferner |. v. Hauck⸗Lindner 
/76 


*) Die Benttzung ber Demeindeanftalten“, wie überhaupt aller gemeindlichen Einrichtungen 
ift im Bbrigen meiſteütells vom Beſitze des Bürgerrechtes ganz unabhängig. 


11* 
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I. Der Gemeindebürger genießt ferner das Recht, nad) den 
Beftimmungen des gegenwärtigen Gejegez :151) 


1) bei Beratung und Abftimmung über Gemeindeangelegenheiten 
mitzuwirken; 152) 
2) zu Gemeindeämtern zu wählen und gewählt zu werden; 15°) 


11) Die Ausübung der in Abf. II aufgeführten Rechte bemißt ſich alſo 
nad den für die einzelnen berjelben gegebenen näheren Beitimmungen der 
Gem.-Orbn. 

Auch find die in Art. 19 aufgeführten Rechte und Pflichten nicht aus» 
Itiebtich Totche ber Gemeinbebürger. (Vergl. z. ®. Urt. 47 ber Gem.-Orbn., |. 

nm. 152.) 

Andrerſeits ſ. bezüglich weiterer, hier in Art. 19 nicht aufgeführten Rechte 
be3 Gemeinbebürgers die Art. 37 Abſ. III, 145 Abſ. III Sa 2, 176 Ubi IV, 
191 Abſ. II Sat 1 und 196 Abi. V (auch Art. 189 Mbf. III letzter Sab) ber 
®em.-Orbn.; ferner Art. 47 und 48 des Heimatgef., Art. 11 des SJagdausübungs- 
geſ., Art. 3 des Diſtriktsratsgeſ., Art. 8 bes Lanbratägef., Urt. 13 des Bere 
markun agelege®, 

Berg . ®eber, Gem.-Orbn. ©. 23; v. Hauck⸗Lindner ©. 78.) 

3, Abſ. II Biff. 1 bildet gewiflermaßen eine Ergänzung zu Art. 122, 
beſonders aber zu 146 ber Gem. Ordn., und geht fpeziell aus der Beftimmung 
des Art. 19 Ar II Biff. 1 im Zufammenhalte mit Urt. 146 hervor, daß unter 
ben in letzterem Urtifel genannten „Stimmberedhtigten“ nur die „Bemeindbebirger” 
verftanden fein können. 

Ueber die Ausübung des Stimmrechtes, fpeziell die geſetzlich normierten 
Beihräntungen bdesfelben f. die Art. 103 Abſ. I, 118 Wbf. I, 145 Abf. IV und 
170, 171, 182 der Gem.Ordn.; ferner auch Art. 122; endlich ftatuiert Art. 47 
Bet DI :c. einen Yal, in welchem auch Nichtbürger zur Ausübung des Stinm- 
rechtes befugt find, vergl. Anm. 151. 


Zu Abſ. II Biff. 1 und 2 (Musübung des Stimm-, wie bes Wahlftimm- 
Nechtes) f. noch 8 34 des Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B., welcher ftatuiert, daß die Ab⸗ 
erfennung der bürgerlichen Ehrenrechte auch zur Folge bat, daß für die Dauer 
der im Urteile beftimmten Zeit für den Berurteilten die Unfähigfeit eintritt, im 
öffentlichen Angelegenheiten zu ftimmen, zu wählen ober gewählt zu werben. 
Derartig verurteilte Gemeindebürger fönnen daher auch während ber vorerwähnten 
Beit weder nad) Art. 122 bei Faſſung von Gemeindebeichlüffen noch nad) Art. 146 
bei Abftimmungen in Gemeindeverfammlungen — gleichviel welcher Art oder 
weldhen Inhaltes die betr. Beichlüffe find bezw. ob öffentlich» rechtlicher oder 
privatrechtlicher Natur — mitwirken; auch nad Art. 47 kann ber betr. Ber- 
urteilte nicht abſtimmen; vergl. aud) Art. 170 und 172 der Gem.-Orbn. 


Giehe v. Kahr ©. 215 f.; ferner eng Anm. 1563; endlich BI. für 
abmin. Pr. 80, 105: der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte in feiner Wirkung 
auf das Hecht zur Teilnahme an der Gemeindeverjammlung. 


»»”, Siehe vorftehende Anm. 152, letzter Abſatz. 

Das aktive und paifive Wahlrecht zu Gemeindeämtern ift ein ganz aus⸗ 
ichließliches Hecht der Gemeindebürger. Siehe hiezu Art. 170 bis 174 der Gem.- 
Ordn. Diefes Wahlrecht geht daher auch im alle des Art. 18 Abſ. IV (bei 
Wegfall lediglich der Steuer und der Gelbftändigfeit) verloren. 

Andrerſeits ift die Ausübung des Wahlſtimmrechtes vollftändig bem freien 
Ermeſſen des Gemeindebürgerd anheimgegeben; einen Zwang hiezu gibt es nicht. 

Ueber den Begriff: „Gemeindeamt“ f. Vorbemerkung zur Abteilung VI 
Art. 170 ff. der Gem⸗Ordn. und bayer. Gem.-Btg. Jahrg. 1892 ©. 719 ff. 

Bergl. Anm. 146, ferner 157. 
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3) an dem Gemeindegut und deilen Nubungen, ſowie nad 
Maßgabe der Stiftungsurfunden an den Vorteilen der ört- 
lihen Stiftungen teilzunehmen ;15*) 

4) die Gemeindeanftalten zu benüßen. 156) 

Er ift dagegen verpflichtet : 

1) zur Dedung der Gemeindebebürfniffe unter den gefeblichen 
Borausfegungen verhältnismäßig beizutragen; 150 

2) Semeindeämter, zu welchen er gewählt wird, foferne ihm 
nicht gejegliche Ablehnungsgründe zur Seite ftehen, an⸗ 
zunehmen und während ber beftimmten Dauer zu ver- 
walten.157) 168) 158 a ) 


‚#0, Siehe Art. 18 Abf. IV der Gem.⸗Ordn. und Anm. 146; ferner 
Art. 22, 28, 31, 32 und 201 Abf. II der Gem. Ordn.“) 

209) Siehe oben Anm. 146 und Rote * hiezu. In der Regel kann jeder, 
welcher die — etwa feftgefeßten — einichlägigen Bedingungen erfüllt, Gemeinbe- 
anftalten, überhaupt alle Öffentlichen gemeindlichen Einrichtungen benüßen: Diefe 
Benügung ift aljo fein Ausfluß bes Bürgerrechtes. 

Wenn nun diefelbe hier unter ben Mechten*) beſonders aufgeführt wird, fo 
fann Died wohl nur die Bedeutung haben, daß der Gemeinbebürger durch feine 
dieöbezüglicyen Beſchlüſſe, Regulative oder fonftige Beftimmungen von ber Be- 
nügung der Gemeindeanftalten ausgeſchloſſen werben darf, foferne er die allenfalls 
für dieſelben gegebenen Bedingungen oder Borichriften erfüllt, während ein ſolcher 
Ausſchluß für Nichtbürger in einzelnen Yällen wohl gedacht werden Tann, tie 
3. B. der Eintritt in eine gemeindliche Altersverſorgungs⸗ (Pfründner-) Anſtalt 
x. Natürlich wäre in jedem Falle die Beitimmung des Art. 32 mit Urt. 31 
Abj. II, auch Art. 33 bezüglich aller derjenigen Gemeinbeanftalten bezw. gemeind- 
lichen Einrichtungen, welde einen Teil des Gemeindevermögens bilden und an 
welchen Nutzungsrechte beftehen, zu beachten, fo daß gegebenenfalles im Hinblid 
auf die Vorjchrift der genannten Artikel auch Gemeindebürger vom Gebrauche 
einer Gemeindeanftalt oder gemeindlichen Einrichtung infolge diefer Nutzungsrechte 
ausgeſchloſſen fein können. 

Bergl. hiezu v. Kahr ©. 216. Siehe ferner BI. für abmin. Pr. Bd. 87, 
53: die Kommunbrauereien ober Kommunbrauhäufer; desgleichen über die ge» 
meindlihen PBenfionsanftalten die Entich. des Berm.-Ger.-Hofed vom 2. März 
1888 Bd. 9, 419 f., befonderd ©. 420, unten in Anm. 158a Nr. I lit. a. 

In Bezug auf Benützung von Gemeinbeanftalten f. Die bejondere Be- 
fimmung der Bem.-Drbn. in ben Art. 18, 39, 40, 57, 72, 106, 112, 138, 
140, 142 und 159. 

Ueber den Begriff von Gemeinbeanftalten |. bayer. Gem. -Zeitg. 1892 


©. 652 ff. 

s°, Diefe Verpflichtung hat nicht blos der Gemeindebürger, jondern nad) 
Art. 43 Abf. I jeber, welcher in der Gemeinde mit einer direkten Steuer an- 
gelegt ift, fomeit es fi um Entrihtung von Umlagen handelt, ferner find nad 

rt. 50 der Gem.⸗Ordn. zu Gemeinbedienften außer den &emeindebürgern noch 
bie in dieſem Art. Abi. I unter Ziff. 2 His 4 Genannten verbunden. 

#7) Die Verpflichtung nach Abf. III Hiff. 2 ift allerdings eine dem Ge⸗ 
meindebürger ganz fpeziell auferfegte, wie andrerſeits das aftive und paflive 
Wahlreht in — auf Gemeindeämter ein beſonderes Recht desſelben iſt. ©. 
Anm. 153. Bezuglich der Ablehnungsgründe |. Art. 174 der GemOrdn. 

180) Streitigkeiten über die nach Art. 19 den Gemeindebürgern zuſtehenden 


2 Bergl. —I— — des verwaltungdrichterll Schutzes der ſpeziel in Urt. 19 ge⸗ 
sıannten Rechte eines Bürgers die Entf. des Vertv..Ger..Hofeß vom 25. November 1887 Bb. 9. 
380, beionders 284 in $ 96a Um. 44 zu Urt. 27 und Anm. 64 I lit. c gu Urt.29 der Bem.-Orbn, 
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Art. 20. 
I. Die Gemeinden159) find befugt, 159) von jedem neu aufge- 


Rechte und Pilichten werden im verwaltungsrechtlichen Verfahren entichieden. ©. 
niezu Art. 8 Ziff. 26, 27, 28, 29, 30, 31, 33 und 35 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Gej. 
ergl. auch nachitehende Anm. 158a Nr. f lit. a, 
1888) Zu Art. 19 vermeijen wir auf folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes und bezw. Abhandlungen. 

I. Entih. des Berm.-Ger.-Hofes: 

a. vom 2. März 1888 Bd. 9, 419: Die mit ftaat3auffichtlicder Genehmig- 
ung von Gemeinden gegründeten und unter deren Verwaltung Nr 
den Benfionsanftalten für gemeindlide Beamte und Bedienftete find 
als Gemeindeanftalten zu erachten. Streitigfeiten zwiſchen den Mit- 
gliedern einer ſolchen Anftalt und der Gemeinde in Bezug auf die 
Auslegung der von der letzteren erlafjenen ftatutarijchen Normen über 
Benfiond- und Alimentationsanſprüche find im Verwaltungsrechtswege 
auszutragen. 

In Bezug auf bad oben Anm. 155 a. E. Gejagte ſiehe bejonders 
die Ausführungen der vorgenannten Enticheidung auf S. 420 f.: 
Für die Annahme, dab die von Gemeinden errichteten und unter deren 
Verwaltung ftehenden Benfionsanftalten für gemeindliche Beamte und 
Bedienftete ala Bemeindeanftalten zu erachten find, ſpricht insbejondere 
ber Umftand, daß bei der Beratung des Art. 19 Abi. II Biff. 4 der 
rechtörheiniijhen Gemeindeordnung in Bezug auf das Recht der Ge- 
meindebürger auf Benübung von Gemeindeanftalten im Sozialgeſetz- 
gebungsausfchuffe der Kammer der Abgeordneten hervorgehoben wurbe, 
daß den Gemeindeeinwohnern das Recht der beitimmungsgemäßen 
Mitbenügung de3 zum allgemeinen Gebrauche beftimmten Gemeinbe- 
vermögen? , jowie der Öffentlichen Gemeindeanftalten zuftehe, ſoweit 
nicht beftimmte Klaſſen von Berjonen ausſchließliche 
ober bevorzugte Rechte daran Haben, daß ſonach hier zweifel- 
108 zum Ausdrud gebracht ift, dab Gemeinbeanftalten auch für ein- 
zelne Kategorien von Berjonen geichaffen und beftimmt jein fünnen zc. 

b. vom 2. Zuli 1880 8b. 1, 435 und hiezu Entſch. vom 15. Juli 1887 
Bd. 9, 188 oben in Anm. 150. 

c. vom 25 November 1887 Bd. 9, 280, befonders 284, im 8 96a Anm. 44 
und 64 I lit. c. ©. vorftehende Anm. 154 Note *. 

II. Abhandlungen: 

Bayer. Gem.-Beitg. Jahrg. 1892 ©. 719 ff.: Ueber Gemeindeämter. 
S. oben Anm. 153 a. €, 
Bayer. Gem.-Zeitg. Jahrg. 1892 ©. 652 ff.: Ueber den Begriff der 
Gemeindeanftalt. S. Anm. 146 und 155. 
Bu Art. 230. 
ıe” Die politifchen Gemeinden — nicht die Ortsgemeinden*) oder Ort⸗ 
ſchaften, da e3 fein Ortögemeindebürgerrecht gibt, das Vürgerrecht vielmehr nur 
in einer politifchen Gemeinde erworben werben fann (Bergl. Anm. 33 und 
Anm. 6 lit.a) — haben das Recht, nicht aber die Pflicht, Bürgerrechtögebühren 
zu erheben. Sie können daher auch jeitens der Staatsauffichtsbehörde nicht hiezu 
gezwungen werden. ©. v. Kahr ©. 218. Da fie nur befugt, nicht aber ver- 
pfichtet find zu dieſer Erhebung, fo können fie auch für ganze Kategorien ober 
Klaſſen von Perfonen auf diefe Gebühr ganz oder teilmeife verzichten, auch Tarife 
mit verichiedenen Sägen unter Berückſichtigung der Steuergahlung, ober des Ber- 
mögend der Bewerber feftiegen; nur dürfen fie Die Sätze des Art. 20, melde 


eu u gurtögemeinben Lönnen jeboch gegebenen Falles (Orißc@emeindberehtögebühren erheben. 
. Knm. 182. 
*°, Eiche oben Anm. 39 zu Art. 12, ferner unten Anm. 168, 167 und 187 Ga 1. 
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nommenen Gemeindebürger 160) eine Aufnahmegebühr zu erheben, 18%) 
und Die Wirkſamkeit 162) des Bürgerrechtes von der Bezahlung diefer 
Gebühr abhängig zu madjen. 162) 


Maximalſätze find, nicht überſchreiten; *) alle biesbezüglichen Beftimmungen 
müffen aber in einen: allgemeinen Regulativ (Art. 23) mit gleihmäßiger Giltig- 
feit für alle betroffenen Berjonen feitgeießt jein, es darf nicht von Fall zu Fall 
enticyieden und demgemäß nicht jeder einzelne Bewerber bezüglich der Feſtſetzung 
* Zargetrechtsgebůhr für ſich beſonders behandelt werden. S. auch Anm. 160, 
erner 

Vergl. hiezu die Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes in Anm. 169 Nr. I lit. b 
und die Abhandlungen ebenda Wr. II lit. b. 

100) Die Gebühr Tann bezw. — wenn die Gemeinde einmal von dieſer 
Befugnis Gebrauch gemacht und ein desbezügliches Regulativ nach Art. 23 feit- 
gejebt bat — muß von jedem neu aufgenommenen (aljo nicht von dem 
gemäß Art. 201 Traft des Geſetzes Bürger gewordenen)*) Gemeindebürgern 
ohne Unterjchied nach Maßgabe dieſes Negulatives bezw. des in bemielben auf- 
geitellten Tarifes erhoben werben. ©. vorft. Anm. 159. 

Diefe Verpflichtung zur gleihmäßigen und ausnahmsloſen Behandlung 
aller, welche den einichlägigen Beitimmungen des erlaffenen Bürgerrechtögebühren- 
Regulatives unterworfen find, fchließt jedoch nicht aus, daß die Gemeinden nad) 
Art. 58 der Gem.-Ordn. befugt find, auch Nachläſſe an Bürgerrechtögebühren, 
welche zweifellos zu den „jonjtigen Leiftungen“ des genannten Artilel3 mitgehören, 
im einzelnen Falle „aus erheblichen Gründen“ zu gewähren. (Bergl. Art. 68, 
ferner Art. 112 Abſ. I Biff. 3 und 159 Abi. I di. 8 der Gem.-Drdn.) 

Siehe Entich. des Berw.-Ger.-Hofes in Anm. 169 Ar. I lit. b und c. 

10 Diefe Aufnahmsgebühr wird auch von denjenigen erhoben, welche das 
Bürgerredht auf Grund bes Art. 17 auf Aufforberung der Gemeindevermwaltung 
hin erworben haben bezw. erwerben mußten. Vergl. Anm. 118. ©. hiezu Entſch. 
des Verw.⸗Ger.Hofes in Anm. 169 Nr. I lit. e. 

Eine Ausnahme von Art. 20, vielmehr eine Einſchränkung bezw. teilmweije 
Aufhebung desſelben ift jedoch Durch 8 13 der Reichsgewerbeordnung erfolgt, und 
war injoferne, als der legtere beftimmt, dag Gewerbetreibende, wenn gegen 
ie vom Urt. 17 der Gem.Ordn. Gebrauch gemacht worden ift und fie aljo ge» 
zwungen wurden, bad ®emeindebürgerrecht zu erwerben, feine Bürgerrechtägebühr zu 
bezahlen haben, wenn bie betr. Sewerbetreibenden Lediglich Gemerbefteuer ent» 
rihten. Diefe Ausnahme tritt aber nicht ein, d. H. der zun Bürgerrechtäcrmwerb 
aufgeforderte Gewerbetreibende I: die Bürgerrechtögebühr bezahlen, weun er 
neben und außer ber Gewerbeiteuer noch eine oder einige andere Arten von 
direften Steuern während ber vorausgegangenen fünf Jahre entrichtete, melche 
entweber für fi oder alle miteinander zujammengerechnet (jedoch ohne daß die 
Gewerbefteuer mit in Anſatz gebracht wird) die von Art. 17 ber Gem.-Orbı. 
vorausgeſetzte Steuerhöhe erreihen. ft letzteres nicht der Fall, jo fällt Die 
Verpflichtung zur Bezahlung von Bürgeraufnahmögebühr für den betr. Gewerbe⸗ 
treibenden hinweg, da eine Steuerzahlung unter den Sätzen de3 Art. 17 nicht 
zum Bürgerrechtserwerb, alfo auch nicht zur Gebührenzahlung verpflichtet und 
— wie gejagt — die Gewerbefteuer bei jolchen Aufgeforderten überhaupt nicht in 
Rechnung gezogen werben darf. Siehe Hiezu auch Anm. 124. 

Ferner muß auch jeder &ewerbetreibende die Bürgerrechtsgebühr dann be- 
ablen, wenn er — ohne Aufforderung nach Art. 17 — freiwillig um Verleihung 

es Bürgerrechtes nachgeſucht hat. Vergl. oben Anm. 128; ferner v. Kahr 
S. 203—206; v. Hauck⸗Lindner, Comm. ©. 69 f. 

‚on Die „Wirkfamkeit“ d. h. der wirkliche Vollzug des Bürgerrechtes 

bezw. die faktiiche Ausübung der mit dem Bürgerrechte verbundenen Rechte und 


*%) Siehe Entf. bed Verw.⸗Ger.Hoſes dom 19. Auguft 1881 Bb. B, 246 in Anm. 169 
Nr. Ilie. a 
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I. Diefelbe darf!) 
in Gemeinden von mehr als 20000 Seelen 14) 100 fi. 
(171,43 A), 
in Gemeinden von mehr ala 5000 Seelen 75 fl. (128,57 A), 
in Gemeinden von mehr als 1500 Seelen 50 fl. (85,71 A), 
in fleineren Gemeinden 25 fl. (42,86 A) 
nicht überfteigen. 168) 
II. Für Ausländer!) können, ſoweit nicht Staatsverträge 
entgegenstehen, die für Inländer 196) feſtgeſetzten Beträge bis zum 
Doppelten erhöht werden. 197) 168) 169) 


Pflihten kann von der Bezahlung ber Bürgerrechtögebühr abhängig gemacht 
werden, nicht aber die Berleihung des Bürgerrechtes felbft, letzteres ganz be- 
fonderd nicht gegenüber denjenigen, welche nach Art. 13 bis 15 einen Anſpruch 
auf dieje Verleihung haben. Die Gemeinden können bemnach auch die Voraus⸗ 
bezahlung der Bürgerrechtögebühr nicht zur Bedingung für die Verleihung bes 
Bürgerrechtes machen; die Gebühr ift ja nit von aufzunehmenden zu 
entrichten, fie darf vielmehr nur von aufgenommenen Bürgern erhoben 
werben. 

u oben Anm. 39. 

Dieje „Wirkſamkeit“ des Vürgerrechtes ift aber auch nur dann von der 
Bahlung der Bürgerrechtögebühr abhängig, wenn ausdrüdlich in dem nad) Art. 23 
erlafjenen Regulativ ausgefprochen ift, daB das Bürgerrecht nur wirkſam werden 
foll, wenn die im Negulativ genannte Gebühr in_der dajelbft angegebenen Höhe 
wirklich bezaplt tft. Iſt Leine derartige Beſtimmung ausdrüdlich ftatuiert, 
dann tritt auch mit der Berleihung des Bürgerrechtes bie Wirkſamkeit desselben 
ein und die Gemeinden haben im ‘alle der Nichtzahlung nur die Befugnid zur 
Beitreibung des noch ſchuldigen Vetrages, event. nach Art. 57 mit 48 ber Gem.- 
Drdn. ©. Anın. 4 und 6 lıt. b, desgl. Anm. 38, auch 118; ferner Entjch. des 
Vermw.-Ger.-Hofed in Anm. 169 Nr. I lit. c, d und e, auch lit. a, b und f. 

20) Die in Art. 20 genannten Gebühren find die höchſt zuläffigen; über 
diefe hinaus dürfen die Gemeinden nicht gehen, Dagegen dürfen fie geringere 
Gebühren ae ja fogar ®ebührenfreiheit beftimmen, fei e3 für einzelne Kate- 
gorien (3. 8. für Minderbemittelte, die ohnedies ſchon nach Art. 23 Abi. II be- 
ſonders zu berüdfichtigen find) oder überhaupt für alle. Es empfiehlt fich übrigens, 
eine gemwifje Skala zu ftatuieren, um — vielleiht unter Bugrundelegung der 
Gteueranlage — bie Vermögens⸗ oder auch die Erwerböverhältniffe bei Feſtſetzung 
derjelben thunlichſt zu berüdfichtigen. Die Höhe des Steuerbetrages wird eine 
fidere Grundlage zu einer gerechten und billigen Feſtſetzung wohl erft dann bilden, 
wenn das Syſtem der allgemeinen Einfommenfteuer möglichſt zur Durchführung 
gelangt fein wird. 

Siehe Hiezu auch Anm. 159 und 167, audy 187. 

10%) Siehe hiezu Art. 203 der Gem.Ordn. Es iſt nicht geftattet, in einem 
nach Urt. 23 der Gem.-Orbn. erlaffenen Regulative zu beftimmen, daß bemfelben 
feine rüdwirfende Kraft auf den Tag der legten Boltäsählung zulomme und dem- 

emäß über biejen Tag hinaus bis zu einem andern Termin noch die Gebühr 
Far die höhere Seelenzahl zu erheben, während die endgiltige Feſtſtellung ergibt, 
daß am Tage der Volkszählung die Einwohnerzahl bereit3 der niederen Klaſſe 
angehörte 3. 8. von 5100 auf 4900 herabgejunfen war. Solchen Falles müfjen 
die nach dem Soltögählungstage hienach zu viel ade Bürgerredhtögebühren 
bezw. das Zuviel wieder zurüdbezahlt werden. ©. die Entich. des Verw.Ger.⸗ 
Hofes Ten —* leich Nichtdeut S. v. 80h 

„Ausländer“ ift hier gleichbedeutend mit „Nichtdeutfche". ©. v. Kahr 
©. 220-222, ferner Anm. 166. 
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200) „Inländer“ find „beutiche Reihdangehdrige” , alſo alle, welche bie 
Staatdangehörigkeit in einem deutichen Bundesftaate befiten. S. Anm. 165. 

20) Auch bier iR die Doppelte Gebühr, d. h. das Zweifache ber in 
Abſ. II feftgejepten Gebühr, der Maximalſatz, bis zu welchem die Gemeinden wohl 
gehen können, aber nicht müſſen, über welche hinaus fie aber nicht greifen bürfen. 

Bergl. Anm. 163, audy 159. 

208) Streitigfeiten über die Verpflichtung zur Bezahlung von Bürgerrechts⸗ 
gebühren werden im verwaltungsrechtlichen Verfahren nad) Art. 8 Hiff. 27 mit 
Art. 9 Abſ. I des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. entichieben. 

Ueber den SInftanzenzug |. Unm. 5a lit. B und — für den all be3 
Bufammentreffend einer Streitſache nah Art. 8 Ziff. 26 mit einem folchen nach 
Art. 8 Biff. 27 des Verw. Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes — die lit. C daſelbſt. Vergl. 
dv. Haud-Lindner, Comm. ©. 80. 

Siehe hiezu auch Entſch. des Verw. Ger.⸗Hofes vom 23. DOltober 1885 
Bd. 6, 269 in Aum. 169 Nr. I lit. g. Vergl. Hieher andy noch die in Arm. 
189 angeführte Entich. ded Bertv.-Ger.-Hofed vom 15. März 1893 Bd. 14, 199, 
desgl. vom 21. Mai 1880 Bd. 1, 307 bezw. 310. 


209) Enticheidungen und Abhandlungen zu Art. 20. 

I. Entſcheidungen des Verw.-Ger.-Hofes: 

a. vom 19. Nuguft 1881 Bd. 8, 246 f.: Die Erwerbung bed Bürger⸗ 
rechtes in einer Gemeinde auf Grund des Art. 201 Ab. I der rechts. 
rheinischen Gemeindeordnung erfolgte mit dem 1. Juli 1869 Traft 
des Geſetzes, ohne daß e3 eines hierauf bezüglichen Geſuches des 
Beteiligten und einer ausdrüdlichen Verleihung des Bürgerrechted durch 
die Gemeindevertretung bedurfte. Die Gemeinden find nicht befugt, 
von folhen Gemeindebürgern auf Grund des Art. 20 der Gem.-Ordn. 
eine Aufnahmsgebühr zu erheben. S. Anm. 160 Note *. 

Hiezu noch Bd. $, ©. 250: Es muß als belanglos begeichmet 
werden, wenn etwa ein altes Stadtrecht jeden neuangehenden Bürger 
zur Gebührenzahlung verpflichtete, da in Art. 20 der rechtsrheiniſchen 
Gemeindeordnung em bezügliches SHerlommen oder Ortsrecht als 
Duelle der Berpflicgtung nicht vorbehalten ift. 

b. vom 15. Oftober 1886 Bd. 7, 323: Die Geltendmahung der nad 
Urt. 20 der Gem.Ordn. ben Gemeinden zuftehenden Befugniſſe erſcheint 
nicht nur bezüglich der Beſtimmungen der GStufenfolge der von ben 
Beteiligten nad) ihren verjchiebenen Berhältniffen zu entrichtenden Auf- 
nahmögebühren nad) deren Betrag, ſondern ausnahmslos nad jeder 
Richtung Hinfichtlihd aller auf diefe Gebühren und mit ihnen zufam- 
menhängenden Verhältniſſe bei Gemeinden mit ftädtilcher Berfaffung 
an die Faſſung und Belanntmachung desfallfiger allgemeiner, ftatu- 
tariſcher Beichlüffe des Magiftrates unter Zuftimmung der Gemeinde- 
Berollmächtigten gebunden. Es geht daher nicht an, in irgend einer 
Weiſe von den gemeindlichen Nechten nach Art. 20 der Gem.-Drdn. 
Gebraud, zu maden, ohne fi hiefür auf eine nach den Borjchriften 
in Art. 23 der Gem.-Drdn. zu Stande gelommene und veröffentlichte 
beihylugmäßige Feſtſtellung ftüben zu können. ©. Anm. 159 und 160. 

<. die sub b genannte Entiheidung Bd. 7 ©. 322: Die Wirkſamkeit des 
Gemeindebürgerrechtes Tann von Bezahlung einer Aufnahmögebühr im 
Sinne des Art. 20 der Gem.Ordn. nur auf Grund und nad Mabgabe 
der Feſtſtellung diefer Bedingung durch ein nach Borjchrift des Art. 23 
der Gem.⸗Ordn. beichlofjenes und veröffentlichte8 Negulativ abhängig 
gemacht werden. ©. Anm. 159, 160 unb 162. 

d. vom 28. Mai 1886 Bd. 8, 77: Iſt in einer Gemeinde die Wirkſamkeit 
des Bürgerrechted von ber Bezahlung einer ordnungsgemäß feſtgeſetzten 
Aufnahmsgebühr abhängig gemacht worden, fo treten die rechtlichen 
Holgen einer unter der Bedingung der Bezahlung der Aufnahmögebühr 
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Art. 21 (15). 


Wenn ein in Anwendung des Art. 17 Abf. 1170) aufgenom= 


Kap) 


ms. 


erteilten Bürgerrechtäverleihung, insbejondere ber Heimaterwerb, erit 
nad vollftändiger Entrichtung der Aufnahmögebühr ein. ©. Unm. 162. 


. bom 28. Mai 1886 (j. oben lit. d), 8b. 8, S. 79: Die Beltimmung 


in Urt. 20 der Gem.-Drdn. findet auch für die Fälle der Bürgerrechts⸗ 
erwerbung infolge gejeglicher Verpflichtung (nad) Art. 17 der Gem.- 
Drdn.) Anwendung. ©. Anm. 161. 
vom 14. Dftober 1892 Bd. 14, 50 und ſpeziell 52: Iſt die Wirkſam⸗ 
feit de3 Bürgerrechtes ftatutgemäß von der Bezahlung der Aufnahms- 
Foühr abhängig gentacht, dann kaun in Gemeinden, in welchen die 
erehtigung zur Zeilnahme an den Gemeindenugungen 
ein Ausfluß des Bürgerrechtes ift, diefe Nutungsberechtigung 
an fich nicht früher, ala mit der Wirtjamfeit des Bürger- 
rechted, aljo nach Entrihtung der tarifmähigen Aufnahmsgebühr ent- 
ftehen. ©. Anm. 162, ferner Anm. 183 Nr. I lit. a. 


. vom 23. Oftober 1885 Bd. 6, 269 f.: Beltrittene Rechtsanſprüche 


und Berbindlichfeiten in Bezug auf Bürgeraufnahmsgebühren fallen 
nur dann unter Art. 8 Ziff. 27 des Berm.-Ger.-Hof3-Gej., wenn aus⸗ 
ſchließlich die Verbindlichkeit zur Entrichtung derfelben beftritten 
ift; wo dagegen die Beftreitung der Bahlungspflidt mit einer Ver⸗ 
waltungsrechtsſache de3 Art. 8 Ziff. 26 (Streitigfeit über Ermerb, Be- 
fig oder Zerluft des Gemeindebürgerrecdhtes) zufammenfällt, ift nur die 
legtere BZuftändigfeit gegeben. ©. Unm. 168, aud) Anm. 5a lit. C, 
ferner Aım. 189. 

vom 14. Dftober 1889 Bd. 11, 561: Für die Bemeflung ber nad) 
Art. 20 der diesrheinifchen Gem.Ordn. zuläfiigen höchſten Aufnahms- 
gebübren ift im einzelnen Falle da3 Ergebnis der lebten amtlichen 

olfszählung mit der vom fgl. ftatiftiichen Bureau endgiltig feitge- 
ftellten Seelenzahl einer Gemeinde und zwar unter Rüdwirkung big 
auf den Tag der Bolfszählung maßgebend. 

©. oben Anm. 164. 


. vom 26. DOftober 1883 Bd. 4, 599 in Anm. 6 lit. a zu Art. 10 der 


&em.-Ordn. 


. Abhandlungen: 
. Dt. für admin. Pr. Bd. 38, ©. 47: Nachträgliche Erhebung der Bür- 


gerrechtägebühr, 
auch Bd. 37 ©. 413: Rüdforderung der aus Anlaß einer Wieber- 
verehelihung gezahlten Gebühr; ferner Bd. 36, 397 f.; 


. Bayeriſche Gemeindezeitung: 


a. Jahrg. 1893 (Fälle aus der Praris) S. 11, 84, 85, 382 und 504 
(über Bürgeraufnahmsgebühren), 

b. Jahrg 1894 ©. 225 ff. und 253 ff.: Negulative über Erhebung 
von Heimatrechts⸗ Bürgeraufnahms⸗ und Gemeinderechtögebühren 
im rechtsrheiniſchen Bayern, 

c. Jahrg. 1894 ©. 383, 435, 525, ferner Jahrg. 1895 ©. 63, 564 f., 
629 f.: Fälle aus der Praris über Bürgerrechtögebühren bezw. 
Berpflichtung zu deren Entrichtung zc. 


Zu Art. 21. 


170) Art. 21 bezicht ih ganz ausſchlie ßlich nur auf diejenigen, welche 
da8 Bürgerrecht infolge Aufforderung nad) Art. 17 Abf. I erwerben mußten, 
alfo auf die in Art. 17 Abſ. II genannten Berjonen nur dann, wenn bei ihnen 
die Borausfegungen zur Verpflichtung zum WBirgerrechtserwerb gegeben waren 
und fie demnad gemäß Urt. 17 Abi. I zum Bürgerrechtserwerb aufgefordert 


wurden. 
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mener Bürger binnen zwei Jahren nad) Erwerbung des Bürger: 
rechtes aus der Gemeinde wegzieht!!) und binnen drei Jahren nach 
dem Abzuge das Heimatrecht für fich und feine Familienangehörigen 
in einer andern Gemeinde erwirbt, jo hat er Anſpruch 172) auf Rüd- 
erſatz der Hälfte der bezahlten Aufnahmsgebühr. 


Art. 22.173) 


1. Die Gemeinden find befugt, 17%) die Teilnahme an Almen- 
den 175) und fonftigen Nutzungen de3 Gemeindevermögend von Ent⸗ 
richtung einer Gemeinderechtägebühr 17%) abhängig zu machen, welche 
den fünjfachen Betrag des Turchichnittäwertes der einjährigen Nutzung 
nicht überjteigen dar. 17) 


329 „WWegziehen“ if gleichbedeutend mit „Aufgeben feines Wohnſitzes d. h. 
des fändigen Aufenthaltes mit Wohn- oder Schlafjtätte in der betr, Gemeinde“. 
Bergl. Anm. 13. 


ır2) Dieſen Anipruch hat der betreffende fogenannte Mufbürger auch dann, 
wenn er etwa zur Zeit des Wegzuges ein beiteuertes Wohnhaus in der Gemeinde 
befitt oder zu den brei Höchtbefteuerten in der Gemeinde gehört, (da er ſolchen 
Falles ja im Hinblid auf Art. 18 Abſ. I das Bürgerrecht in diefer Gemeinde 
beibehalten mwürbe), foferne er für fidy und feine samilienangehörigen die Heimat 
in einer anderen Gemeinde erwirbt. Bergl. v. Kahr ©. 223. 


Zu Art. 232. 

179, Die Gemeinberechtägebühr, von welcher Urt. 22 handelt, ift wohl zu 
unterfcheiden von ber Bürgerrechtsgebühr. Während Die letztere nad) Art. 20 
bj. I von jedem neu aufgenommenen Gemeindebürger erhoben werden fann 
und biefelbe, wenn die Gemeinde von biejer Erhebungsbefugnig Gebrauch macht, 
auch von jedem entrichtet werden muß (j. Anın. 160) fo it Dagegen Die Ge⸗ 
meinderechtögebühr nur von bemjenigen nach Art. 32 Abi. II Nupungeberechtigten 
zu bezahlen, weicher „an Almenden und fonftigen Rutungen des Gemeindever⸗ 
mögens“ Teil nehmen will. Dieje Teilnahme ift ıym aber voljtandig frei gegeben, 
fo Daß jeder foldye Nutzungsberechtigte von der Bezahlung dieſer Gebühr befreit 
ift, wenn er überhaupt auf diefen Nutzungsgenuß verzichtet. 

114) Vergl. hiezu Anm. 159, desgl. 160; auch Art. 18 Abi. III, be 
ſonders Art. 201 Abf. III der Gem.-DOrdn.: nach dieſer letzteren Beſtimmung 
kann eine Gemeinderechiägebühr überhaupt — vorbehaltlidy der Vorſchrift bes 
Art. 22 Abf. III — nur von foldhen Berjonen erhoben werden, welche nicht ſchon 
am 1. yulı 1869 Anſpruch auf Gemeindenugungen gehabt haben. S. aud 
Anm. 182a. 


119) „Almenden“ bedeuten den Hauptjächlichiten Teil ber Nubungen des 
Gemeindevermögend. Unter diefen Nutzungen find überhaupt „die aus dem 
Gemeinbeverbande fließenden Anſprüche auf Teilnahme an den Erträgnifien des 
unverteilten Gemeindevermögend” zu verftehen (j. v. Kahr S. 225); die „Almenden“ 
fpeziell find ſolche Nutzungen am Gemeindewald, an der Gemeindeweide unb 
an fonftigen unverteilten Gemeindegründen. Näheres hierüber bei Art. 32 und 
3. ©. aud) unten 8 96 ©. 180. 


120) Eine folche Gemeinderechtögebühr kann natürlih nur dann erhoben 
werden, wenn jeitensd der Gemeinde Polche Nupungen den Außungöberehtigten 
wirklich gewährt werden; außerdem nicht: jo z. B. auch nicht, wenn fämtlidhe 
Erträgni e diefer Nutzungen in die Gemeindetafje fließen. Zum Erjag etwa von 
Gemeindeumlagen wäre die Erhebung einer Gemeinderechtsgebühr unftatthaft. 
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I. Eine ſolche Gebühr kann nicht gefordert werden, wenn der 
Anſpruch des | Neneintretenden auf einem bejonderen Privatrechts⸗ 
titel 178) beruht oder nach rechtöbegründetem Herkommen 179) mit dem 
in 6) des von ihm erworbenen Haufes oder Gutes verbunden 
ist. 180 


‚m Auch bei diefen Gebühren ift es zuläflig, daß innerhalb der vom Ge⸗ 
fege gezogenen Grenzen durch Regulativ verichiedene Klaſſen bezw. Sätze feftge- 
jtellt werden; fo 3.8. kann für Die in ber Gemeinde vor dem Bürgerrechtserwerb 
bereit8 Beheimateten eine geringere Gebühr als für Fremde, für bisherige Wus- 
länder (Nichtdeutiche) eine höhere als für Inländer beftimmt werden. Siehe 
Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 14. Oftober 1892 Bd. 14, 50 in Anm. 183 

it. a 


Nr. Lit. a. 

329 8 B. Vertrag, Verjährung. 

179) Wo die Gem.-Drdn. von „rechtöbegründetem Herkommen“ ſpricht, if 
damit (nicht die Verjährung, fondern) dad örtlihe Gewohnheitsrecht ver- 
jtanden. Gleiche Bedeutung fommen den Worten „örtliche Herkommen“, „Orts- 

ebrauch”, „Ort3übung” zu. Näheres hierüber f. v. Kahr ©. 226 ff., fowie 291 f., 
—* unten bei Art. 32 in $ 96a Anm. 87 und 88, ſpeziell Die zu Art. 32 an⸗ 
‚geführten Abhandlungen in den BL. für admin. Pr. in $ 96a Anm. 101 Nr. III. 

m öffentlichen (Staat3-) Rechte find Abweichungen von den dies⸗ 
bezüglichen (öffentlich » rechtlichen) geſetzlichen Beſtimmungen durch örtliches Ge⸗ 
wohnheitsrecht nur infoweit anzuerlennen und rechtswirkſam, ald das betr. Geſetz 
einen ausdrüdiichen diesbezüglichen Vorbehalt jelbft enthält. Siehe v. Kahr 
©. 228 und 229, jowie bie Note 10 und 11 bafelbft. (Bergl. auch v. Seyd. 
Bd. 1, 586 Note 9 und Bd. 2, 636, 639, beionders Bd. 3, 310 f.; Laband, 
Staatsrecht 3. Aufl. Bd. 1, 553 f.) 

Mit diefer eben ausgejprochenen Einſchränkung find aud die in Anm. 183 
Nr. I lit. b angeführten ih. des Verw.⸗Ger.Hofes aufzufafien. Siehe hiezu 
auch die Entich. des Berw.-Ger.-Hofed in Anm. 183 Nr. I lit. c. 

Dieje Regel gilt auch für die Gemeindeordnung. Wo aber das „rechtäbe- 
gründete Herkommen“ ober das „örtliche Gemohnheitsrecht" in der Gemeinde- 
ordnung auf Grund bes von dieſer jelbit gemachten Borbehaltes Bla greifen 
kann, find für die Bildung dieſes Gewohnheitsrechtes diejenigen Grundjäge giltig, 
welche das einfchlägige bürgerliche Recht aufftellt. (Siehe bayer. Landrecht Ti. 
cap. II 8 15; bezfiglich de3 preuß. Landredit3 |. v. Kahr ©. 228 f. Note 10. — 
Das bürgerliche Gej.-Buch Hat hierüber keine Beſtimmung getroffen) Bergl. 
Anm. 183 I lit. d, aud lit. b Abi. 3. 

Ueber ben Unterichieb zwiſchen Verjährung und Gen onnheitenent 
j. v. Kahr ©. 227, ferner Entich. des Verw — vom 6. Juni 1884 Bd. 5, 
226 und vom 23. Februar 1886 Bd. 7, 71. 

Ueber bie trage, ob die betr. Hebung die Merkmale eines „rechtsbegrün- 
beten Herkommens“ an fich trägt, ſ. die Ausführungen der in Anm. 183 I lit. b 
angeführten Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 24. April 1891. 

180) Beiteht in einer Gemeinde demgemäß beifpieläweife ein örtliches Her⸗ 
fommen, daß die Eigentümer beftimmter (bereit beftehender) Häufer ein Hol 
oder Waldrecht oder ein fonftiges Nutzungsrecht am Gemeindeeigentum befigen, 
haben dieſe Nutzungsberechtigte feine Gemeindegebühr zu entrichten, ift hingegen 
dieſes örtliche Herlommen derart, daß jeder Hauseigentümer der Gemeinde, alſo 
auch der Beſitzer neu entſtehender Gebäude ein ſolches Nutzungsrecht anzuſprechen 
Hat, fo trifft Abſ. II nicht zu, d. h. es muß jeder Hauseigentümer, welcher das 
fraglihe Nutzungsrecht ausüben will, auch die treffende Gemeindegebühr bezahlen; 
vorbehaltlich natürlich der Beltimmung des Art. 201 Abſ. III der Gem.-Orbn. 
Ueber den Begriff „treifende” Gemeindegebühr |. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in 
Anm. 183 Rr. I lit. a. 

Siehe v. Kahr ©. 232; vergl. aud) Anm. 182a. 
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IN. Die Gemeinden find befugt, von juriftiichen Berfonen und 
privatrechtlihen Bereinigungen, 181) welche außer dem Falle des 
Abi. I die Teilnahme an Gemeindenugungen anfprechen, nach Ablauf 
von je fünfundzwanzig Jahren die in at. I bezeichnete Gebühr aufs 
neue zu erheben. 

IV. Borftehende Beitimmungen finden auch analoge Anwendung 
bei einzelnen Ortichaften (Art. 5), welche an ihrem bejonderen Ge: 
meindevermögen derartige Nutungen gewähren. 192) 182=)) 183) 


102) Vergl. hiezu oben Anm. 104 zu Art. 16. 

Die 2djährige Frift läuft von dem Zage an, an weldem bie erfte Gebühr 
bezahlt ift und wird durch den Umſtand, daß während ihres Laufes die eine oder 
andere Nutzung weggefallen oder ſich verändert hat, nicht unterbrochen. Will 
— Ablauf der 25 Jahre die Nutzung weiter ausgeübt werden, ſo iſt je die 

nde Gebühr neuerlich zu ar Bergl. hiezu auch Urt. 201 Abf. III be- 
end F hy bie juriftifchen Perſonen und privatrechtlichen Vereinigungen 
ufenden . 

100) Solchen Falles werden bie Gebühren uicht von ber politifchen Ge⸗ 
meinde, fondern von ber Drtägemeinbe erhoben, alſo die diesbezüglichen Regularive 
nach Art. 23 nicht von der Verwaltung bezw. Gemeindeverfammlung der politi« 
fchen Gemeinde, fondern von ber Ortögemeinde-Verfammlung bezw. ber Berjamm- 
Iung der im Orte wohnenden Bürger beichlußmäßig erlaffen. 

Siehe Art. 23 Abſ. I Sab 2, ferner Art. 153 der Gem.-Orbn.; v. Haud- 


1, Zu Art. 22 ift noch auf folgende Entſcheidungen und Abhandlungen 
zu verweilen: 
I. Entich. des VBerw.-Ber.-Hofes: 
a. vom 14. DOltober 1892 8b. 14 ©. 50: 

Die Gemeinden find berechtigt, die nach Art. 22 der Gem.-Drbn. 
zuläffige Semeinderechtögebühr in ihren öffentlich befannt zu machenden 
Regulativen für einzelne Klaffen von Gemeinbebürgern verfchieden ab- 
zuftufen. 

Die Gemeinderechtögebühr, welche bei ber Jnanfpruhnahme 
be3 wirtjam gewordenen zutungsrechted gejepmäßig fi in 
Geltung befindet, ift die „treffende* im Sinne der angeführten Geſetzes⸗ 
beftimmung. 

Bergl. hiezu Anm. 169 Nr. I lit. f und Anm. 180 a. €. 

b. vom 24. April 1891 3b. 18, 131 ff.: 

Anh auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes bildet die Ueber- 
eugung von der rechtlichen Notwendigfeit der Uebung eine Boraus- 
5* für die Anerkennung eines hierauf gegründeten örtlichen Ge- 
wohnheitsrechtes. 

Diefer Anerkennung ſteht aber der Umſtand nicht entgegen, daß 
fih die Uebung infolge Irrtums ber Beteiligten gebildet hat; immer- 
pin kann einem folchen aber nur dann eine rechtögründende Wirkung 

eigemefjen werden, wenn fie zulegt unb zwar eine gewiſſe Beit hin- 
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Art. 23.”) 
I. Ueber die Erhebung und Regulierung 18%) der Aufnahms- und 


durch in ber Apficht und Meinung betätigt worden ift, dab ihr In⸗ 
halt Rechtens fei. 

Ob die feftgeitellte Dauer der Uebung zur Entwidlung eine ört- 
lichen Gewohnhertörechtes genüge, hat im Geltungsbereiche bes gemeinen 
Rechtes der VBerwaltungsrichter in Betracht ber obwaltenden Berhältnijfe 
von Fall zu Fall zu enticheiden. Siche Anm. 179 Abſ. 4 a. E. 

Hiezu Entſch. vom 30. uni 1893 Bd. 14, 336: Der Verw⸗Ger.⸗ 
Hof hat auf bem Gebiete des öffentlichen Rechtes jederzeit den Stand⸗ 
puntt feitgehalten, daß gegen abfolute (d. H. Ichlechthin gebietende 
ober verbietende) Gejehe ein (abweichendes) Gewohnheitsrecht fich nicht 
bilden könne; 

ferner Entih. vom 17. Dai 1881 3b. 8, 33: Die Mectstitel des 
Herkommens und der Verjährung kommen auch auf dem Gebiete bes 
öffentlichen Nechtes zur Geltung; diefe Geltung fann aber nur da ein⸗ 
treten, wo dieſelbe als vom Geſetze zugelaſſen und anerlannt zu erachten iſt; 

Entſch. vom 19. September 1882 Bd. 4, 235 f.: Im Gebiete des 
öffentlichen Rechtes können durch Herkommen Rechte und Pflichten nur 
in denjenigen Yällen begründet werden, in welcden das Geſetz dieſes 
ausdrücklich zuläßt; hiegu Entid. vom 3, November 1887 Bd. 8, 313. 

Entſch. vom 13. Mai 18841 Bd. 5, 210: Insbeſondere könnte das 
Herlommen in Angelegenheiten des öffentlichen Nechtes, für welche 
durch die Geſetzgebung ein neuer Rechtsboden geichaffen wurde, als 
Entftehungsgrund für Rechte und Pflichten nur dann anerkannt werden, 
wenn dies das Gefeg ausdrücklich zuläßt; das Gleiche fpricht auch 
Entf. vom 19. Januar 1886 Bd. 7, 49 aus. 

Zu lit. b f. Anm. 179. 

c. Entſch. vom 9. April 1886 Bd. 7, 200: Die Bildung eines Herkommens 
mit öffentlich-rechtlihem Charafter ift an Die nerausiebung gebunden, 
daB dasſelbe ſich innerhalb des öffentlidy) -rechtlichen Berbandes und 
a Zwecke bewegt. Kin über die Grenzen de3 im gegebenen Falle 
raglichen Öffentlichen Verbandes hinausgreifendes Herlommen ift nur 
im Gebiete des PBrivatrechtes denkbar ; hiezu f. Entidh. vom 27. Juni 
1888 3b. 10, 132: Die Bildung eines dem öffentlichen Rechte ange» 
hörigen und für dieſes Nechtögebiet wirkenden Herkommens jeßt voraus, 
daß fi dasſelbe innerhalb des in Frage ftehenden Öffentlichen Ver⸗ 
bandes bewegt; ſoll aber (beifpielsweile) dag Herkommen über bie 
Grenzen eines fonfejlionellen Verbandes hinaugreihen (3. B. auf die 
außerhalb eines Tatholifchen Kirchenverbandes ſtehenden Proteftanten), 
jo wäre ein foldhes Herlommen nur im Gebiete bed Brivatrechtes 
dentbar. Siehe Anm. 179. 

d. Entſch. vom 21. Januar 1891 Bd. 13, 460: E3 wird im allgemeinen 
anerfannt werden müſſen, daß die Erforberniffe zur Bildung eines 
Gewohnheitsrechtes aud) für das Gebiet des öffentlichen Rechtes nach 
näherer Vorſchrift der an jedem Orte geltenden Civilgejege zu beur- 
teilen find. Siehe Anm. 179 Abf. 4. 

a diezu ſ. auch Entſch. vom 9. April 1881Bd. 13, 197 f. unten bei Art. 32, 
nm. 88. 
II. Abhandlungen aus den BI. für abmin. Br. f. gleichfalls bei Art. 32, 
Anm. 101 Nr. III. 
Zu Art. 28. 


*) Siehe Anm. 159, auch 160. 

Art. 23 Abſ. I bezieht ſich ſowohl auf die Bürgeraufnahms- als auf die 
Gemeinderechtögebühren, während Abſ. II und III nur die Bürgeraufnahmögebühren 
des Art. 20 betreffen. Siehe Anm. 184. 
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Gemeinderechtögebühren hat134) in Gemeinden mit ftädtiicher Ver⸗ 
fafjung der Magiſtrat unter Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten, 
in den übrigen Gemeinden Die Gemeindeverfanmlung zu beichließen. 
Im Falle des Art. 22 Abi. IV Steht die Beichlußfaffung der Ver: 
tammlung der im Orte wohnenden Bürger zu. 185) Die feftgeftellten 
Regulative find öffentlich) befannt zu machen. 186) 

U. Für gering bemittelte Perjonen darf, wenn fie jchon in der 
Gemeinde heimatberechtigt find, die Aufnahmsgebühr nicht die galt, 
wenn fie nicht heimatberechtigt find, nicht zwei Dritteile des in Art. 20 
feitgejegten Marimalbetrages überfteigen.187) Bu den gering Be- 
mittelten find jedenfalls 197) diejenigen zu rechnen, deren Steuerzahlung 
die in Art. 17 Abſ. I bezeichneten Jahresbeträge nicht überfteigt. 

II. Wer an die Gemeinde bereits eine Heimatgebühr entrichtet 
hat, darf den bezahlten Betrag an der ihn treffenden Aufnahmsgebühr 
abrechnen. 188) 180) 


— — 


0) Ueber Feſtſtellung eines Regulativs hat die Gemeinde zu beſchließen, 
d. h. es muß ein Regulativ durch geſetzmäßige Beſchlüſſe feſtgeſtellt und ordnungs⸗ 
mäßig veröffentlicht werden, welches als Grundlage für die Erhebung dient. 

Dieſe Erhebung ſelbſt darf nur auf Grund dieſes Regulatives erfolgen, 
ſoferne die Gemeinde überhaupt von ihrer Befugnis, Bürgeraufnahms- oder Ge- 
meinbderecht3-Gebühren oder beide zu erheben, Gebraucd machen will. 

Giehe vorjtehende Note *, ferner Anm. 159 und 160, desgleichen BI. für 
abmin. Pr. Bd. 26, 397: Höhe der VBürgerrechtägebühr und Burüdforberung 
eined zuviel gezahlten Betrages, fpeziell S. 398: Die Gem.-Ordn. jpricht in 
Art. 20 ganz beitimmt aus, daß die Bürgerrechtägebühr den dort genannten Be⸗ 
trag nicht überfteigen dürfe. Durch dieſen jehr beftimmten Wortlaut ift jebe 
Ausnahme und jede willfürliche Ueberjchreitung ausgeſchloſſen. 

7 Siehe hiezu Anm. 182. 

aee) Dieſe ordnungsmäßige öffentliche Bekanntmachung ber Regulative iſt 
unerlaßliches Erfordernis für ihre Giltigkeit. 

Dabei muß der etwaige Zuſatz, daß die Wirkſamkeit des Bürgerrechtes 
von der Entrichtung der Bürgerrechtsgebühr abhängig iſt, ganz beſonders und 
ausdrücklich mit veröffentlicht werden, wenn er rechtswirkſam fein foll. 

‚7, Aus den Worten „in Urt. 20 ꝛc.“ geht hervor, daß die „Hälfte“ bezw. 
die „zwei Dritteile“ eben die Hälfte 2c. des im Art. 20 normierten Marimal- 
betrages, nicht die der etwa niedriger gehaltenen Tarifſätze des Regulativs 
bedeuten. 

Vebrigend beutet das Wort „jedenfall3“ an, daß bem vernünftigen Er- 
meflen der Gemeinden anheimgegeben fein joll, auch noch anderen Kategorien in 
ähnlicher Weile wie den hier genannten „Minderbemittelten” niedrigere Gebühren⸗ 
fäge zu gewähren. 

Auf alle Fälle find bei Aufftellung einer Stala aud) diejenigen mit billigeren 
Sägen zu bebenfen, welche bereitd bie urjprüngliche Heimat in der betr. Gemeinde 
befigen; beögleichen follten die Regulative die Beitimmung aufnehmen, daß Die» 
jenigen, welde auf Grund des Art. 2 bes Te infolge ihrer definitiven 
Unftellung in der Gemeinde bie Heimat bajelbjt erworben haben, eine um den 
Betrag der nach Art. 11 des Heimatgefehed zu entrichtenden Heimatsgebühr 
niedrigere Büngerrechtögebüßr zu bezahlen haben. 

ee) ber nur ben wirklich bezahlten Betrag, nicht etwa auch den allen⸗ 
fall3 nachgelaffenen. 

Wem jeinerzeit das Heimatrecht (gemäß Urt. 11 Abſ. II und III bes 
Heimatgeſetzes in ber Faſſung vor der Novelle vom 17. Juni 1896 und rt. 11 
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Art. 24 (17). 


I. Die Gemeindeverwaltungen find befugt, volljährigen und 
jelbftändigen Männern das Ehrenbürgerrecht zu verleihen. ) 

I. In Gemeinden mit ftädtiicher Verfaffung ift die Zuftimmung 
der Gemeindebevollmächtigten, in Zandgemeinden die Zuftimmung der 
Gemeindeverfammlung erforderlich. 

II. Die Verleihung des Ehrenbürgerrecht? an Ausländer 191) 
bedarf überdies der Königlichen Bejtätigung. 


Abſ. IV dieſes Geſetzes in der Faflung der genannten Rovelle) unentgeltlich ver- 
liehen wurde, hat natürlich feinen Anſpruch auf Abzug der Heimatgebühr. 

Siehe Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 19. November 1888 Bd. 10, 
263: Berjonen, welche bie Heimat nach Art. 11 Abf. III (jet Abf. IV) bes 
Heimatgefehes unentgeltlich erlangten, können bei fpäterem Ermwerbe des Bürger⸗ 
rechtes leinen entiprechenden Abzug von ber Bürgeraufnahmögebühr beanfpruchen. 

Weitere VBefreiungen von der Bürgerrechts⸗ bezw. Gemeinberechtsgebühr f. 
Art. 18 Abſ. III und Urt. 22 Abſ. IL, auch Art. 21; vergl. auch Art. 32 
Abſ. II und Anm. 1828. 

Siehe ferner hiezu auch noch die Beftimmung des Urt. 11 Abſ. III bes 
SHeimatgejeges in der Faſſung nad) ber Novelle vom 17. Juni 1896: Wer in 
einer Gemeinde, an welche er felbit ober im Falle des (Art. 11) Ubf. II feine 
frühere Heimatgemeinde bezw. der Tgl. Fiskus die Heimatgebühr bezahlt Hat, 
ipäter das Bürgerrecht erwirbt, darf ben bezahlten Betrag an der Bürgeraufmahms- 
gebühr in Abzug bringen. 

229 Entſteht Streit über die Verpflichtung zur Zahlung von Bürgerauf- 
nahms- oder von Gemeinderechtögebühren auf Grund eines nad) Art. 23 erlajjenen 
Negulativs, fo wird derſelbe im verwaltungsrechtlicden Verfahren entichieben. 

Ueber ben Inftanzenzug |. oben Anm. ba lit. B (zu Art. 8 Biff. 27 mit Art. 9 
Abf. I des Berw.-Ger.-Hofs-Gej.), ferner Anm. 168. Fällt ein Streit über Ber- 
pflihtung zur Zahlung einer Gemeinderechtsgebühr nad Art. 8 Ziff. 27 1. c. zu- 
fammen mit einem Streit über Anſprüche aui allgemeine und befondere Nußungen 
be3 Gemeindevermögens und bie damit zufammenhängenden Berpflichtungen nach 
Art. 8 Ziff. 28 1. c., jo wird bezüglich Des Suftangenguge nit Art. 8 Ziff. 27 
mit Art. 9 Abſ. I, jondern Urt. 8 Ziff. 28 mit Art. 9 Abſ. IL I. c. angemwenbet 
und tritt das oben in Anm. ba lit. C Gefagte ein. Bergl. hiezu Anm. 168 unb bie 
dort angeführte Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 23. Oftober 1885 Bd. 6, 269 
in Anm. 169 I lit.g; ferner |. Entich. des Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 15. März 1893 
Bd. 14, 199: Beſtrittene Rechtsanſprüche in Bezug auf Gemeinberechtägebühren 
allen nur dann unter Art. 8 Biff. 27 (des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ.), wern aus⸗ 
chließlich die Verpflichtung zur Entrichtung folcher Gebühren ftreitig ift. Fällt 
Dagegen die Beftreitung der Zahlungspflicht mit einem Streite über Beſitz des 
a a Ba alfo einer Verwaltungsrechtsſache des Art. 8 # 28 
zufammen, jo ift nur die Ichtere Zuſtändigkeitsbeſtimmung mit dem fich darnach 
bemeffenden nitangenguge (Art. 9 Abſ. II 1. c.) anwendbar. Vergl. auch noch 
Entſch. des Bermw.-Ger.-Hofe3 vom 21. Mai 1 Bd. 1, 307, befonders 310. 


Bu Art. 24. 

100) Siehe hiezu oben 8 95 ©. 117 f. 

Da die elähigung nad) Art. 11 vom Urt. 24 nicht gefordert ift, Tann 
auch bemjenigen das Ehrenbürgerrecht verliehen werden, welcher nicht in ber Ge⸗ 
meinde wohnt und nicht mit direkter Steuer dafelbft angelegt ift. 

Der Begriff der „Selbftändigkeit” ift in Art. 24 der nämliche wie in 
Art. 11. Siehe bie einjhhlägigen Anm. zu letzterem. 

‚m, Ausländer” find „Nichtdeutſche“. 
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IV. Mit dem Ehrenbürgerrechte find weder die Rechte noch die 
Pflichten der Gemeindebürger verbunden. 192) 


Art. 25 (18). 

Wer in einer Gemeinde begütert19%) iſt oder ein bejteuertes 
Recht ausübt, ohne dafelbjt 19%) zu wohnen, hat 106) auf Verlangen 19%) 
der Gemeindeverwaltung zur Erfüllung feiner Verpflichtungen 197) gegen 
die Gemeinde einen Einwohner als Bevollmächtigten aufzuftellen.196) 198) 


2), Durch das Ehrenbürgerredht wirb daher weder Heimat noch ein Recht 
zu irgend einer Mbftimmung erworben, anbrerjeit3 hat der betr. Ehrenbürger auch 
keine Bürgerrechtögebühr zu bezahlen. 

v. Kahr ſpricht (©. 236 Note 1 Abf. 2) über die Verleihung bes Ehren- 
bürgerrechts die jehr beherzigendwerten Worte: Das Ehrenbürgerreht wird nur 
dann feinen Wert behaupten, wenn die Gemeinden bei deffen Berleihung mit ent« 
Iprechender Umficht verfahren und nur wirklich verdiente Männer zu Ehrenbürgern 


ernennen. — 
Zu Urt. 8. 
2) Alſo nicht blos der Hausbefiger, fondern audy der bloße Grundbeſitzer 
ohne Hausbefig und zwar gleichviel, ob ber betr. Begüterte (Ausmärker) das 
Bürgerrecht (gemäß Art. 15) in der Gemeinde befigt oder nicht. 


"se, D. h. im Bezirke der betr. politiichen Gemeinde. 
8, Diefer Aufforderung muß nachgelommen merben (Hat... auf 
uftellen), widrigenfalls fi der Aufgeforderte alle aus der Nichtbefolgung ent- 
Fehenben Schäden oder Unannehmlichfeiten (3. BV. wegen Uebertretung ort3polizei- 
licher Borjchriften, von deren Publikation er infolge feines Ungehorſams keine 
Kenntnis erlangte) felbft zugufchreiben hat. 

Eine ſpezielle Strate fteht auf dem diesbezüglichen Ungehorfam wohl nicht, 
Boch kann nach Art. 99 bezw. 143 der Gem.⸗HOrdn. dieſe Aufftellung gegebenen 
Falles von der Gemeindeverwaltung — event. auch durch Ordnungsſtrafe — nad 
Art. 21 und 22 de3 Pol.-Str.-Gej.-B. erzmungen werden. Siehe auch Anm. 198. 


#0) Gleichviel, ob dieſes Verlangen fpeziel und ausbrüdlich jedem Ein- 
zelnen der Betroffenen oder nur allgemein, 3. 8. durch eine öffentliche Aufforder- 
ung an alle in der Gemeinde begüterten Ausmärker geftellt wurbe. 


ꝛ2ei)y Siehe Art. 19 Abſ. III der Gem.Ordn. und die einichlägigen Anmr 

hiezu; vergl. Dagegen Urt. 15 Abf. IV und V und bie Anm. hiezu bezüglich be 

EN in Bezug auf die Musübung ber mit dem Bürgerrechte verbundenen 

gniffe. 

Art. 25 Handelt im Segeniaße zu Urt. 15 Abſ. IV und V nur von der 
Bertretung bei Erfüllung von Berpflihtungen. 


»»e), Die Beftimmung des Art. 25 ift nur im Intereſſe der Gemeinden ge- 
troffen, jo daß es alfo vollitändig dem Ermeſſen der Bemeindeverwaltungen anheim- 
gegeben ift, ob und inmwieweit fie hievon Gebrauch machen wollen. 

Weber, Gem.Ordn. ©. 28. 

Urteil bes OberlandesgerihtE Münden vom 14. Mai 1891, abgedrudt 
im Min.-Bl. ©. 203 ff., beionderd ©. 206: Der Umftand, dab N. nicht in 
ber Gemeinde L. wohnt, ſondern nur darin begütert ift, benimmt der allgemein 
und gemäß Art. 138 Abſ. V der Gem.⸗Ordn. ergangenen Wufforderung bes 
Bürgermeifterd nichts von ihrer Wirkſamkeit, welche auch davon nicht abhängig 
ift, daß von der Gemeinde das Verlangen an den Ungellagten gerichtet worden 
fei, zur Erfüllung jeiner Verpflichtungen gegen die Gemeinde einen Einwohner 
ala Bevollmächtigten aufauftellen, indem Dies Yediglich bem Ermeſſen ber Gemeinde 
angeimgegeden blieb. (Urt. 25 der Gem. Ordn.) 

ache der auswärts Wohnenben ift e8, in irgend einer Weile dafür zu 


Vohl, Hanbbub. TI. 12 
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III, Abteilung. 


Bon dem demeinde- und Hfiffungsvermögen, Deu d&e- 
meindebedürfniſſen und deu Mitteln zu Deren Befriedigung. 
(Art. 26 bis 69 der Gem.Ordn.) 


(Das gefamte gemeindlidhe Finanzrecht.) 


I. Abſchnilt. 
8 96. 
Bon dem Gemeindevermögen. 
(Art. 26—37 der Gem.⸗Ordn.) 


Unter dem Gemeindevermögen des erjten Abfchnittes der 
dritten Abteilung, Art. 26—37 der Gem.-DOrdn. iſt im Gegenſatze 
zum 3. Abjchnitt (Gemeindeichulden) das aktive (wirkliche) Gemeinde: 
vermögen verftanden. 

Es trifft demgemäß diefer Abfchnitt auch Beftimmungen über 
die Art und Weife der Benützung diejes gemeindlichen Altivvermögeng, 
jowie über die Veräußerung feiner einzelnen Beſtandteile. 

ö Alter die Gefchichte des Gemeindevermögene |. v. Kahr 


Schon das bayer. Landrecht von 1756 fpricht aus, daß das 
unverteilte Gemeindegut (die fogen. Almende oder das Almendgut) 
wirkliches Gemeindevermögen — und nicht Vermögen der nutzungs⸗ 
berechtigten Gemeindeglieder — ift, jo daß aljo die Nutzungsrechte 
der berechtigten Gemeindegenoffen — Nechte an einer fremden Sache 
(jura in re aliena) find. Der gleiche Grundfaß findet ſich auch bereits 
im Gemeinde-Edifte von 1808, ferner in demjenigen vom 17. Mai 
1818 bezw. 1. Juli 1834 (vergl. 88 24 und 25 dieſes Edikts, 
Web. 1, 559 f.). 

Ganz den nämlichen Standpunkt vertritt die Gem.Ordn. von 
1869 und zwar für das ganze vechtärheinifche Bayern, alfo nicht blos 
für Die Gebietsteile, in welchen dag bayer. Landrecht gilt. Eine 
juriftifche Perfönlichkeit innerhalb der politischen (oder einer 
Drt3-) Gemeinde, welcher als jolcher bezw. deren Angehörigen als 
ſolchen bejtimmte Eigentumsrechte an beitimmten Grundkomplexen 
oder einzelnen Grundftüden gegenüber der Gemeinde zuftehen, d. 5. 


forgen, daß fie von ben für fie wichtigen Vorgängen in ber Gemeinde, fo 3. B. 
von ben Belanntmachungen der Gemeinbebehörden zc. rechtzeitig Kenntnis er- 
langen. (Weber, Gem.-Drbn. Anm. zu Art. 25 und die bort angeführte Min.-E. 
vom 21. Yuli 1876.) 

Unterläßt dies ein folder, fo kann er fih nicht auf Unkenntnis berufen, 
um rg ben folgen feiner Berfäummiffe zu entgehen. Noch viel weniger aber 
fann eine folde Unkenntnis als genügenbe Entfchulbigung im Sinne von Art. 29 
be3 Pol.⸗Str.⸗Geſ⸗B. angejehen werden x. — 
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Die jogenannte Nealgemeinde im Gegenſatz zur politiichen Gemeinde 
oder zu den in der Gemeindeordnung (nad) Art. 5 und 153) aner- 
fannten Ortsgemeinden gibt es im ganzen rechtärheiniichen Bayern 
nidht. Es kann nad) dem gegenwärtigen Stande der Gemeindegefeh- 
ebung auf dem hier fraglichen Gebiete nur der rein ctvilrechtliche 
Tal gegeben fein, daß ein Grundftüd, ein Kompler im gemeinfchaft« 
lichen Eigentum mehrerer einzelner Berfonen fein fann, oder es 
fann fih auch um die Trage handeln, ob im einzelnen Falle ein 
Grundſtück 2c. im Eigentum einer Gemeinde bezw. einer Ortsgemeinde 
oder ob es im Miteigentum — fei e8 der Gemeinde und einer 
Brivatperfon oder der Gemeinde und einer juriftifchen Berjon (3. B. 
im Miteigentum einer Gemeinde und einer Stiftung) oder im ge- 
meinjchaftlihen Eigentum einer oder mehrerer politiicher oder Orts⸗ 
Gemeinden und einer oder mehrerer Privat- bezw. juriltiicher Per⸗ 
jonen fteht. Wenn nun aber einzelnen Perſonen aus irgend einem 
Rechtstitel Nußungsrechte am Gemeindevermögen zuftehen, fo haben 
Diefe Nutungsrechte nur die Eigenfchaften eines Rechtes an einer frem- 
den Sache, d.h. alſo an einer Sache, welche der Gemeinde gehört. 1) 
Gemeindevermögen in dem bier in Betracht kommenden 
Sinne der Gemeindeordnung ift daher: das Vermögen, welches 
einer politiichen Gemeinde oder einer Ortsgemeinde (Ortichaft nad 
Art. 5 der Gem.Ordn.) als folder und in ihrer Gefamtheit zu= 
gehört. Gehört dagegen das betr. Vermögen mehreren Gemeinden 
oder mehreren nicht zu einer Gemeinde verbundenen Ortichaften an, jo 
liegt Miteigentum diejer mehreren Gemeinden bezw. Ortichaften vor. 
Gemeindevermögen im vorliegenden Sinne ift ſolchen alles für 
die einzelnen am Miteigentum beteiligten Gemeinden bezw. Ortichaften 
ihr ideeller Anteil an diefem Meiteigentume. 
(Bergl. v. Haud-Lindner, Comm. zur Gem.-Drdn. ©. 89.) 


) Siehe hiezu Urteil des Appellationsgerichts Augsburg vom 6. Mai 
1874 in Bl. für admin. Br. Bd. 280 ©. 233 ff., beionderd ©. 234: „Un bie 
Stelle der alten Dorfgemeinde ift die politiiche Gemeinde als juriftifche Perſon 
getreten und die unverteilte Mark in deren Eigentum übergegangen, woneben bann 
die den früheren Marfgenoffen zuftehenden Rechte notwendig die Form eines 
Nehtes an fremden Sadhen annehmen mußten zc. 2.” 

Hiezu BI. für admin. Pr. Bd. 85, 298 ff. (Über Gemeinde-Eigentums- 
Streitigkeiten), |peziell ©. 301: Somohl die Rechtsgeſchichte als auch nicht minder 
die Rechtiprehung der Gegenmar find darüber einig, daß ſchon im Laufe bes 
vorigen Jahrhundert3 an die Stelle der alten Dorfgemeinden (Markgemeinſchaften) 
die politiſche Bemeinde ald juriftiihe Berfon getreten ift, wobei die 
den Borfgenofjen zuftehenden Rechte notwendig die Form eines echte an 
frember Sache annahmen. 

Siehe auch bayer. Landredt Teil II Rap. I 8 6, Kap. VIII 8 14. 

Vergl. auch über dieſe Hiltorifhe Entwidlung bezw. Umbilbung der alten 
Markgenoſſenſchaften zur politiichen Gemeinde die Ausführungen in den Entich. 
des XVerw.-Ger.-Hofed vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 211 ff., beſonders 215 ff.; 
vom 5. März 1890 Bd. 12, 135 ff., beſonders 137 f.; vom 80. Dezember 1890 
Bd. 18, 23 ff., bejonberd 30 f. und vom 10, Mai 1898 Bd. 14, 265 ff., ber 
ſonders 267 ff. 


12* 
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Wie der Begriff des Eigentums überhaupt, jo gehört auch der- 
jenige des Gemeindeeigentumes lediglich dem Privatrechte an. 

Es ergibt ſich hieraus von felbit, daß 

a. einerfeit3 auch die Gemeinde, welche Eigentumsanſprüche auf 

irgend eine Sache erhebt, diejes ihr Recht auf einem Privat- 
rechtstitel gründen muß und Daß 

b. andrerfeit3 die Givilgerichte darüber zu enticheiden haben, 

ob irgend eine Sache im Cigentume einer politiichen Ge- 
meinde oder einer Ortsgemeinde (Ortichaft nad) Art. 5 der 
Gem.:Drdn.) oder ob diejelbe z. B. im Privateigentum einer 
einzelnen Privatperjon oder eine anderen Rechtsſubjektes 
ſteht. Vergl. biezu die Entjch. des Verw.⸗Ger.⸗“Hofes vom 
26. November 1886 Bd. 8, 178 und 181 f.: „Der Ber: 
waltungsgerichtshof hat ſchon wiederholt anerkannt, daß die 
Entjcheidung darüber, ob ein Vermögensſtück Eigentum der 
Gemeinde oder Privateigentum einzelner Gemeindeangehöriger 
jet, im Gtreitfalle den Civil-Gerichten zufteht." Vergl. 
Anm. 1 ©. 179. 

Das gejamte Gemeindevermögen gliedert fich in vier größere 
Abteilungen; es umfaßt: 

1. Abt.: diejenigen Grundſtücke, Gebäude, Sachen, Anftalten, Ein- 
richtungen zc., welche dem allgemeinen öffentlichen Ge= 
brauche eines jeden dienen, wie 3. B. Straßen, Plätze, 
Öffentliche Anlagen ꝛc. 2c.; die fogenannten öffentlichen 
Sadjen oder res publicae; 

2. Abt.: ferner diejenigen Grundjtüde, Anjtalten, beweglichen oder 
unbeweglichen Sachen zc., welche ohne dem allgemeinen 
Gebrauche von jedermann zugänglich zu fein, doch den 
Öffentlichen Verwaltungszweden der Gemeinde dienen, wie 
3. B. Schulhäufer, Schlachthäufer und das dazu gehörige 
Inventar zc. auch Die Bureau-Lofalitäten bezw. die der 
gemeindlichen Verwaltung dienenden Gebäude ꝛc. zc.; 

3. Abt.: dasjenige Gemeindevermögen, welches rentierlich angelegt 
oder rentierlich gemacht ift, aljo einen Ertrag abwirft, 
welch’ letzterer feinerjeit3 wieder zur Befriedigung von 
laufenden Gemeindebedürfnijfen verwendet wird; 

4. Abt.: diejenigen Vermögensſtücke, welche den Gemeindeange- 
börigen als ſolchen zur Benützung anheimgegeben find: 
das fogenannte Almendgut, 3.3. unverteilte Wiejengründe, 
welche den gemeindeangehörigen Viehbefigern zur Beweid⸗ 
ung überlaſſen find ꝛc. zc. 

Die Abt. 1 bis 3 bilden — im Gegenlabe zu der jogenannten 
Almende (Abt. 4) — dag eigentliche Gemeinde» oder RKämmerei- 
vermögen (Gemeindevermögen im engeren Sinne), und zwar gehört 
Abt. 3 zum fogenannten € inan zvermögen, Abt. 1 und 2 zum fo= 
genannten Berwaltungsvermögen der Gemeinde. 
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Es ift jelbftverftändlich, daß bezüglich der einzelnen Gegenftände 
diefe Unterfchiede nicht immer klar beftimmt fein und daß manche derfelben 
mehreren diejer Abteilungen, ja jogar allen angehören können z. B. 
ein Gemeindewald, deilen Produkte teils verkauft?) teild an die Haus- 
befiger als Nutungsberechtigte gegeben werden,®) der aber zugleich 
auch als üffentliche Anlage dient, *) teilweife endlih auch dem all- 
gemeinen Zugang verichlojfen und als Baumschule, Waldgarten, oder 
Zurnipielplaß 2c. ꝛc. benußt 5) wird. 


Eine für die Anwendung der Art. 26 und 27 der Gem.-Drbn. 
wichtige Unterfcheidung des gemeindlichen Vermögens ift die in 
Örundftodvermögen und Nichtgrundftodvermögen einerfeit3, in ren- 
tierendes und nichtrentierendes Vermögen andrerfeits. 

Nach Urt. 26 1. c. find nämlich die Gemeinden verpflichtet, 
den Grundftod ihres Vermögens ungefchmälert zu erhalten 
und veräußerte Beitandteile des rentierenden Vermögens durch 
Erwerbung anderer rentierender Objekte fofort oder mindeſtens all: 
mäblich nad) vorher feitgeftelltem Plane zu erlegen. Won diejer die 
Gemeinden jtrifte bindenden Vorſchrift kann nur mit Genehmigung 
der vorgeſetzten Staatsauffichtsbehörde (fgl. Bezirfsamt bei Yandge- 
meinden und mittelbaren Städten oder Märkten, gl. Kreisregierung 
bei unmittelbaren Städten) abgewichen werden. ®) 


Was gehört nun zum Grundſtock des gemeindlichen Ver⸗ 
mögen? 

Unter Grundftodvermögen?) der Gemeinde iſt im all 
gemeinen zu verftehen die Gejamtheit aller derjenigen Beitandteile des 


Siehe oben Abt. 3. 
Siehe Abt. 4. 

*) Siehe Abt. 1. 

») Siehe Abt. 2. 

) Näheres hierüber j. $ 96a in den Anmerkungen zu Wrt. 26 der 
®em.-DOrbn. 

Im Commentar von Hand-Rindner ©. 91 ift hierüber folgendes aus- 
gerührt: „Das Grundftodvermögen kann in beweglichen und unbeweglichen 
achen beftehen; leßtere find immer ald Grundjtodvermögen zu erachten; zu 
erfteren gehören ausſtehende Kapitalien, Altien, Bibliothefen 2. Zum gemeind- 
lihen Srundftodvermögen gehören auch dingliche Rechte; es find nämlich hieher 
nicht 5103 Die cigenen Güter der Gemeinden und deren Nubungen zu rechnen, 
fondern auch jene Nugungen an fremden Gütern (oder Grundſtücken), an welchen 
die Gemeinden ein Recht haben, gleichviel ob die Gemeinde als Korporation 
diefes Nubungsreht ausübt ober nicht, (mit anderen Worten, ob das mit dem 
Rechte verbundene Erträgnis in die Gemeindekaſſe fließt oder sum Brivatvorteil 
der Gemeindeangehörigen als folcher verwendet wird), und ift der Gemeindeaus- 
ſchuß ald Verwalter des gemeinblichen Vermögens zur Geltendmachung folcher 
Rechte auch verpflichtet. 

Nicht als Orumditodvermögen find zu erachten: Renten des Vermögens, 
ewöhnliche Haudmobilien, Ernte-Worräte; allgemein geht bie Grunbdftodeigen- 
haft allen Mobilien ab, die auch ein forgjamer Familienvater vermiflen würde, 
ohne doß deshalb eine Verminderung des eigentlichen Wermögensftandes einge⸗ 
eten waͤre.“ 
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gemeindlichen Vermögens, welche nach dem Zwecke ſowie der für alle 
Beit angenommenen Lebensdauer der Gemeinden ihrer Natur nach 
oder gemäß bejonderer Beitimmung berufen erfcheinen, in dDauern- 
der Weile die gemeindlichen Bedürfniffe zu erfüllen, und welche dem⸗ 
gemäb „wenigſtens ihrem Werte nach der Gemeinde dauernd erhalten 
leiben“ müſſen. Alle anderen Bermögensbeitandteile dagegen, welche, 
behufs Erfüllung ihres Zweckes: „die gemeindlichen Bedürfniffe zu 
befriedigen” verbraucht werden müſſen und daher nur „vorübergehend 
im Befite der Gemeinde zu verbleiben” pflegen, gehören zum Nicht- 
grundftocdvermögen. Vergl. Hiezu v. Kahr ©. 246. 

So gehören unbedingt zum Grundftodvermögen alle unbe- 
weglihen Saden und alle (der Gemeinde zuitehenden) ding⸗ 
lichen Rechte, ferner alle Kapitalien, mögen fie in gegen Sicherheit 
(Hypotheken) Hingeliehenen Geldern oder in Staatöpapieren, Obligationen 
von Gemeinden, Banfen oder fonjtigen Brivatinftituten oder in Aktien 
von folchen beſtehen, deögleichen alle für die Dauer beftimmten ge= 
en Anftalten und Einrichtungen 3. B. eine jtädtifche Gallerie, 
ein Mufeum, ein Theater, eine nicht für den Bureaugebrauch be- 
ftimmte ſtädtiſche Bibliothek zc. zc. 

Nicht zum Grundjtodvermögen gehören dagegen in Der Regel 
die beweglichen Sachen, welche zum Gebrauche beftimmt find und da— 
her naturgemäß ſich abnüten, wie 3. B. die einzelnen Bücher einer 
für. den Bureaugebrauch beftimmten Bibliothel, die einzelnen Inven- 
tarftüde der ftädtifchen Bureaus oder der gemeindlichen Anjtalten und 
Einrichtungen, ferner die für die laufenden Wusgaben (nicht zur Ad⸗ 
maffierung) beftimmten Zinfen oder Renten aus den gemeindlichen 
Kapitalien, die örtlichen Abgaben, Gefälle, Gebühren, bejonders auch 
die Umlagen ꝛc. zc. 

Durh die Beitimmung nun des Art. 26 1.c. fol jede 
Schmälerung des gemeindlichen Grunditodvermögens bintange- 
halten werden, mag diejelbe durch Veräußerung oder jonft auf irgend 
eine andere Weile geichehen oder beabjichtigt fein. 

Speziell für die freiwillige Veräußerung von Realitäten und 
Nechten ift auch noch die gleichfalls Hieher bezügliche Beitimmung des 
Art. 159 Abf. I Ziff. 1 der Gem.-Orbn. zu beachten, nach welcher 
bei derartigen Beräußerungen, foferne der Wert des beräußerten 
Gegenftandes einen gewilfen — je nach Größe der Gemeinden ver: 
ſchiedenen — Betrag überfteigt, die vorherige Genehmigung der vor- 
gejegten Verwaltungsbehörde zu erholen ift. 

Die zu allen Handlungen der Gemeinde, welche eine Schmäle- 
tung des gemeindlichen Grundſtockvermögens mit ſich bringen 
fönnte, nötige jtaatsauffichtliche Genehmigung darf nad) dem Sinne und 
Bivede der Beſtimmung des Art. 26 1. c. (näheres hierüber ſ. bei 
den Anm. zu diefem Art.) nur aus ganz bejonders triftigen Gründen 
erteilt werden. 
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Run gibt es aber auch Ausnahmen von den ftriften Beftimm- 
ungen dieſes Art. 26; diefe Ausnahmen find in den Art. 27 big 
29 enthalten; außerdem laſſen die nachfolgenden Art. 31 und 32 
unter gewiſſen Umftänden auch nody eine Berteilung von Wenten- 
übertchüffen und von Nubungen zu. 


Zunächſt fann nach Art. 27 ausnahmsweiſe, und zwar wenn 
dies zur Förderung landwirtichaftlicher Kultur nötig oder nützlich er⸗ 
ſcheint, eine Verteilung von Beſtandteilen des Grundſtockver— 
mögens einer Gemeinde oder einer Ortſchaft (im Sinne des Art. 5 
der Gem.Ordn.) ftattfinden. Dieje Verteilung ift an folgende Voraus⸗ 
febungen gebunden: 

a. Die zu verteilenden Grunditodvermögens-Beitandteile dürfen 
nur in (nicht überbauten) Grundftüden oder in fogen. 
Gemeindegründen beitehen. Sonftige Immobilien 3. 
B. Wohnhäufer, Dekonomiegebäude, ferner dingliche Rechte 
3. B. Weiderechte, Toritrechte, find von diefer Teilung des 
Art. 27 ausgeſchloſſen. 

b. Rur ſolche Grundſtücke dürfen verteilt werden, welche 
fchon bisher ganz oder teilweife®) zum Vorteil der Gemeinde: 
angehörigen benügt worden find, z. B. ein ®emeindegrund, 
welcher ſchon bisher von den zur Gemeinde gehörigen Vieh⸗ 
befitern als Weideplab in Nubung genommen war. 

c. Die Verteilung muß zur Förderung der landwirtichaft- 
lihen Kultur dienen, alfo im Intereſſe diefer Kultur 
gelegen fein. Es foll aljo durch diejelbe die Kultivierung 
von Grund und Boden für landwirtichaftlicde Zwecke ge⸗ 
fördert werden. 

d. Es muß demjenigen, welcher an der Verteilung teil nimmt, 
ein auf dem ihm zugewiefenen Grundjtüdsteile Laftender 
Grundzins, der gegen Srlegung ſeines 25 fachen Betrages 
zur Gemeindelafje jederzeit abgelöjt werden kann, zu Gunſten 
der ebengenannten Gemeindekaſſe auferlegt werden. 

e. &3 muß — und zwar in Städten vom Magiftrate, in 
Landgemeinden vom Gemeindeausſchuſſe — ein fürnlicher 
Antrag auf eine Solche Grundverteilung und die biemit zu 
verbindende Feſtſetzung eines Grundzinies gejtellt werden. ?) 

f. Diefem Antrage müſſen mindeſtens drei Vierteile der!) 
Gemeindebürger zuftimmem und müfjen 

g. die Zuftimmenden zufammen mehr als die Hälfte der gejamten 
Grundfteuer entrichten, mit welcher die ſämtlichen (inkl. der 


— — 


Neber ben Begriff „teilweiſe“ |. 8 96a Anm. 23 Abſ. II zu Art. 27 der 
u 


*) Siehe Ann. 31 zu Art. 27 der Gem.Drbn. in 8 96a. 
7, D. 5. aller Gemeinbebürger, jo daß alfo auch Diejenigen mitzurechnen 
find, welchen das Stimmrecht nad) Art. 170 der Gem.-Örbn. fehlt. 
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nicht ftimmberechtigten) Gemeindebürger und Heimatberech⸗ 
tigten und die außer denjelben zur Teilnahme an den Ges 
meindenußungen berechtigten Perſonen in der Gemeinde an- 


elegt jind. 

h. Au der beablichtigten Verteilung von Gemeindegründen bezw. 
zu den Hierauf bezüglichen gemeindlichen Behhlüffen muß 
nad Art. 159 Abf. I Ziff. 2 der Gem.-Ordn. die Ge- 
nehmigung der vorgejegten Verwaltungsbehörde erteilt werden. 

Sind alle die vorftehenden 8 Borausfegungen erfüllt und er- 

folgt hierauf die betreffende Verteilung, fo geht im Momente der Zus 
teilung, d. i. mit der ftaatsauffichtlihen Genehmigung des vorliegen- 
den Teilungsprojeftes reſp. Teilungsbeichluffes der betreffende Grund- 
jtücteil in das Eigentum deſſen, welchem er zugewiejen wurde, über 
und genießt derjelbe den vollen Schuß, welchen das Civilrecht dem 
Eigentum bezw. dem Eigentümer gewährt.11) 


Alle diejenigen, welche nach Art. 32 zur Teilnahme an den Ge- 
meindenußgungen befugt find, Haben auch Anſpruch auf Zuweiſung 
eines Srunditückteilee bei erteilung von Gemeindegründen. Auch 
ijt bei jeder Gemeindegrundteilung ein bejonderer Anteil für den 
Volksſchulfond derjenigen Gemeinde, in weldyer die Verteilung ſtatt⸗ 
findet, auszufcheiden bezw. dem Volksſchulfond zuzuteilen und zwar 
ohne Belaitung dieſes Anteile mit Grundzins. 

(Näheres über diefe Materie fiehe bei den Anm. zu Art. 27 
in $ 96a.) 

Verſchieden von den vorftehend beichriebenen Ausnahmen von 
der Beitimmung des Art. 26 ift die in Art. 28 1. c. behandelte 
weitere Ausnahme, welche eine Verteilung von Gemeindegründen — 
ftatt zum Eigentum (Art. 27) — lediglich zur Nutznießung 
auf Lebensdauer oder auf beftimmte Zeit zuläßt. 

Diefe Grundftocvermögensteilung zur Nutznießung ift an ganz 
die nämlichen 8 vorftehend beiprochenen Vorausfegungen gebunden, 
infoferne die Nutznießung unentgeltlich oder gegen Entrichtung 
einer dem Nutzungswerte nicht entiprechenden Abgabe (aljo zum Teil 
unentgeltlich) gejtattet werden will. 

Eine dritte Ausnahme von der im Art. 26 aufgeftellten Regel 
der ungefchmälerten Erhaltung des gemeindlichen Grundftodvermögeng 
ift durch Urt. 29 der Gem.-Ordn. gegeben. Nach dieſer Gejehes- 
beftimmung können nämlih auh Gemeindewaldungen unter ge- 
willen vom Geſetze fpeziell normierten VBorausfegungen verteilt werden. 
Diefe Vorausfegungen find: 

a. die zur Verteilung beftimmten Gemeindewaldungen müſſen 

zur Waldfultur ungeeignet jein, oder es muß der örtliche 
Ueberfluß an Walpbeftänden einerjeit3 und zugleich der 


11) Siehe 8 96a Anm. 37, 88 und bei. 39 zu Art. 27 ber Gem. Ordn. 
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Mangel an Weide-, Ader- und Wiesgrinden andrerfeits eine 
Teilung im wirtſchaftlichen Intereſſe nötig er- 
ſcheinen laſſen; 

b. Die Teilung darf nur behufs Rodung der verteilten Wald⸗ 
gründe ftattfinden und muß die zur Teilung gebrachte 
Waldfläche abgetrieben und der Kultivierung im landwirt- 
ichaftlichen Intereſſe zugeführt, alfo in Weide-, Ader: und 
Wiesgründe umgewandelt werden. 

ce. Diefe Rodung muß nad den Forftgejeßen aulälig fein. 12) 

d. Der dur die Abtreibung erzielte Erlös muß in die Kaſſe 
der betreffenden Gemeinde oder Drtichaft fließen. 

Außer diefen vier für die Verteilung von Gemeindewaldungen 
Ipeziell normierten Vorausſetzungen müflen ferner auch noch die weitern 
acht für Verteilung von Gemeindegründen im Art. 27 überhaupt 
ftatuierten (oben ©. 183 f. angeführten) Bedingungen gegeben fein. 

Endli muß, da die Rodung diftriftspolizeilihe Genehmigung 
erfordert, auch dieje leßtere vor der Erholung der ftaatsaufjichtlichen 
(gemäß Art. 159 Abi. I Ziff. 2) oder mindeſtens gleichzeitig mit 
derjelben beigebracht werden. 

Eine äußerft wichtige Beitimmung für die Gemeinderwaldungen 
bringt Urt. 30 der Gem.-Orbn., welcher vorfchreibt, daß die Be- 
wirtihaftung der Gemeindewaldungen den gejeglidhen 
Vorſchriften unterliegt. Die nämliche Beitimmung enthält 
der Art. 68 der Gem. -Ordn. für die Stiftungsmwaldungen. 

2 Ausführliches über diefe wichtige Materie |. bei den Anm. zu 
rt. 30 


Dem von der Gemeindeordnung aufgeftellten Grundſatze (Art. 26) 
der ungefchmälerten Erhaltung des Grundftodvermögen® und der 
Wiedererfebung veräußerter Beitandteile des rentierenden Vermögens 
tritt ein weiterer ebenjo wichtiger ebenbürtig zur Seite, welcher im 
Art. 31 Abſ. I feinen Ausdruck findet: Der Ertrag des Ge- 
meindevermögens ift zur Beftreitung der Gemeinde: 
bedürfnifje zu verwenden. Dadurch ift jede Verwendung von 
Erträgniffen dieſes Vermögens für andere Zwede prinzipiell ausge- 
ihloffen. Doch wie der erite, fo hat auch diejer ziveite für das Ge- 
meindevermögen und deſſen Verwaltung normierte Grundjaß feine 
Ausnahmen und zwar nennt die Gem.Ordn. in Art. 31 und 32 ff. 
zwei folche erzeptionelle Beftimmungen : 

1) bie Verteilung von Ueberſchüſſen an die Gemeinde- 

ürger, 

2) die Verwendung von Nutungen des Gemeindever- 

mögens zum PBrivatvorteile. 

ad 1) Eine Verteilung von Ueberſchüſſen d. h. von 
altiven Bar⸗Ueberſchüſſen, vielmehr von Erübrigungen, melde 


2) Vergl. hiezu 8 96a Anm. 50 zu Art. 29 der Gem.⸗Ordn. 
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fi) beim Abfchluß der Gemeinderechnung (d. b. der Hauptrechnung) 
für das vorausgegangene Verwaltungs- oder Etats⸗Jahr (Rechnungs: 
jahr) nad) Abgleichung aller Einnahmen und fämtlicher Ausgaben 
rechnungsgemäß ergeben und ben jogenannten Aftiv-Kafjabeitand 
der betreffenden Jahresrechnung bilden, ift wohl autäiig, aber nur 
ausnahmsweiſe und unter den folgenden Vorausjeßungen des Art. 31 
Abi. I und IH: 

a. Eine Verteilung ſolcher Ueberſchüſſe darf nur an die, d. 9. 
an alle Gemeindebürger gleihmäßig und zu gleichen 
Teilen erfolgen. 

b. Die Ueberfchüffe müſſen nachhaltig fein, d.h. es müſſen, 
um mit dem Wortlaute der Gem.-Drdn. zu Iprechen, alle 
Semeindebedürfnifje ohne Erhebung von Gemeindeumlagen 
und örtlichen Berbrauchsfteuern fowie von fonftigen örtlichen 
Abgaben gededt fein und Dürfen zugleich größere Ausgaben 
für außerordentliche Bedürfniſſe nicht in Ausficht ftehen. 

c. In Gemeinden mit jtädtiicher Verfaſſung muß zu einem des⸗ 
bezüglichen Beſchluß des Magiftrates auf Verteilung von 
Ueberfchüffen die Zuftimmung der Gemeindebevollmädjtigten, 
in den übrigen Gemeinden die Zultimmung der Gemeinde: 
bezw. der Ortsverjammlung erholt jein und 

d. außerdem muß auch noch die ftaatsauflichtliche Genehmigung 
der vorgefebten Verwaltungsbehörde hiezu erteilt werden. 

ad 2) Bezüglihd der Verwendung von Nußungen des 

Gemeindevermögens find dreierlei Fälle zu unterjcheiden: 

a. Wenn e3 fi um (freiwillige) Gewährung von Nubungen an 
folchen Beitandteilen des Gemeindevermögens handelt, bei welchen 
eine folche Nutzungsgewährung bisher nicht üblich d. h. auf 
Grund eines örtlichen Gewohnheitsrechtes nicht hergebracht war, 
jo fann diefelbe nur in ftet3 widerruflicher Beile und nur 
unter deu nämlichen, vorjtehend sub 1 erörterten Boraus- 
ſetzungen erfolgen, welche auch für die Verteilung 
von Ueberſchüſſen an die Gemeindebürger gegeben fein 
müfjen (Art. 31 Abf. U Cab 2).*) 

b. Handelt e3 fi Dagegen um Nubungsrehte d. h. um 
Nutzungen am Gemeindevermögen, weldye auf bejonderen 
Rechtstiteln 18) oder auf recht3begründetem Herfommen?*) (auf 
örtlichem Gewohnheitsrecht) beruhen, und auf Grund folcher 
Titel bezw. ſolchen Herkommens bereit3 beim Inkrafttreten des 





2) Und zwar Nechtetitel des öffentlichen Rechtes im Gegenfat zu ben 
Privatrechtstiteln. Siehe $ 96a Anm. 86 zu Art. 32 der Gem.-Orbn. 

#) Weber den Begriff „rechtöbegrünbetes Herfommen“ fiehe $ 95a Anm. 179 
zu Art. ber Gem.-Orbn. und 8 96a Anm. 87 zu Art. 32 1. c. 

*) Bezüglich des Kreifes der ſolchen Falles zur Teilnahme an ben von der 
Gemeinde gewährten Nutzungen Berechtigten |. Art. 32 Abſ. II Ziff. 1-4 ber 
Gem.Ordn. Bergl. au ©. 188. 
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Gemeindeebitts von 1818 beftanden haben,15) jo hat es bei dieſen 
Nutzungsrechten fo lange fein Berbleiben, bis fie etwa in Ge⸗ 
mäßheit des Art. 35 der Gem.-Ordn. zurüdgezogen werden. 
Eine ſolche Zurückziehung durh die nah Vorſchrift des 
Art. 27 Abſ. I gefaßten Gemeindebeichlüffe kann aber nur 
bezüglich derjenigen Nutzungsrechte erfolgen, welche aus 
rechtäbegründeten Herfommen oder örtlichen Gewohnheits⸗ 
rechte, 15°) nicht aber bezüglich derjenigen, welche aus be- 
fonderen Rechtstiteln, 18) durch welche diefe Rechte ſchon vor 
dem Erlafje des Gemeindeediktes begründet waren, fich herleiten. 


Die auf foldhen bejonderen Rechtstiteln beruhenden 
Nubungsrechte einzelner Kategorien von Gemeindeangehörigen 
unterliegen einem derartigen Einzuge überhaupt nicht; aber 
auch die durch örtliches Herkommen begründeten Nubungs- 
rechte fünnen in dem Falle nicht durch gemeindfiche —55 — 
zurückgezogen werden, wenn ſie zugleich auf einem Privat⸗ 
rechtstitel beruhen, d. h. wenn im einzelnen Falle einem 
Gemeindeeinwohner, Gemeindebürger bezw. Anweſens⸗ oder 
Hausbeſitzer das betreffende Nutzungsrecht, welches allgemein 
in der Gemeinde auf Grund des örtlichen Gewohnheitsrechtes 


15) Die Gem.Ordn. erkennt den Fortbeſtand von Nutzungsrechten am Ge⸗ 
meindevermögen nur inſoweit an, als dieſelben bereits beim —— —* des 
Gemeindeediktes von 1818 beſtanden haben. Eine Neubildung ſolcher Nutzungs⸗ 
rechte unter ber Herrſchaft des Gemeindeediktes von 1818/34 und ganz beſonders 
der Gemeindeorbnung von 1869 gibt es nicht, ebenjomenig eine Ausdehnung der- 
felben auf ®rundftüde, welche von ber Gemeinde erft nad) dem Inkrafttreten 
des Gem.-Ed. von 1818 und feit diefer Beit neu erworben wurden. 

Vergl. Hiezu auch die Bemerkungen aus den Motiven (Weber, Gem.-Drdn. 
©. 37 f.): Die in vielen Gemeinden beftehendben Verſchiedenartigkeiten der Ge⸗ 
meindenugungsbefugniffe entwidelte fich regelmäßig daraus, daß die Beliger ber 
älteren Anweſen, welche urjprünglich bie Gemeinde allein repräfentierten, jeden 
neu Eintretenden von der Teilnahme an den Nupungen des Gemeindevermögens 
ganz oder teilweiſe auszuſchließen wußten, jo daß fie allmählich eine Ortsübung 
bildete, welche, wenn fie den Charakter ber Nechtmäßigleit angenommen hatte, 
auch fpäter mehr oder minder anerfannt wurde. Hieran wurde durch das Geleg 
nicht3 geändert. Dasjelbe beläßt es daher bei ben jeden Orts beitehenben Rechts⸗ 
verhältnijfen und namentli auch bei den Anſprüchen, melde den Hausbeſitzern 
als folhen in einzelnen Gemeinden zulommen. ©. bei Urt. 32 die Entich. bes 
Berw.-Ger.-Hofed vom 4. Januar 1882 und vom 80. Dezeniber 1890 Bd. 3, 493 
unb Bd. 13 ©. 34 Nr. 6, auch vom 11. März 1887 Bd. 9, 59. 


*«) Siehe hiezu bie Bemerkungen aus den Motiven bei Weber, Gem.- 
Drdn. ©. 37 Anm. 2: Durch die Beſtimmungen des Art. 32 mit Art. 35 find 
nicht nur Die bejonder8 erworbenen Rechte auf Gemeindenutzungen gewahrt, 
jonbern es ift den Gemeinden aud bie Befugnis eingeräumt, die Hertömm- 
i chen Gemeinbenugungen auch dann fortdbauern zu laffen, wenn bie regelmäßigen 
Gemeindeeintünfte zur Befriedigung der Gemeindebedürfniſſe nicht vollftändig aus⸗ 
reichen, eine Beitimmung, melde die Selbftänbigfeit der Gemeinden beſonders in- 
foferne weſentlich erweitert, ald fortan ber Einzug des herfümmlichen, in wirt- 
\naftlicher Beziehung für die einzelnen Gemeindean ehörigen oft fehr wichtigen 
aturalgenuffed Der Gemeindenugungen gegen ben Willen ber Gemeinde nicht 
angeorbnet werben kann. 
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entitanden ift, auch noch jpeziell durch einen dem Privat⸗ 
rechte angehörigen Erwerbstitel zufteht, welcher den Schuß 
des Livilrechtes bezw. der Gerichte genießt. — 

Wenn und foweit nun Nußungsrechte am Gemeindevermögen 
nicht durch beionderen Rechtötitel oder durch örtliches Geiwohn- 
Heitsrecht nur einzelnen Klafien von Gemeindeangehörigen 
zuftehen 3. B. lediglich den Vieh Haltenden Bürgern oder 
nur den innerhalb der Ringmauern mit Grundbefit oder 
mit Rohnhäufern Begüterten 2c.,15®) jondern folche Gemeinde- 
nußungen in der im Art. 32 Abj. I bezeichneten Weiſe über- 
haupt Hr die Nutzungsberechtigten im allgemeinen entitanden 
jind, fo Haben ebenjo wie im Falle der Gewährung nad) Art. 31 
Abſ. I Sat 2 alle die in Art. 32 Abi. 1I Ziff. 1—4 der 
Gem.⸗Ordn. aufgeführten Kategorien die Berechtigung, an diefen 
Nutzungen in der Art teilzunehmen, daß alle, ohne Rüdjicht auf 
Stand oder Vermögen ꝛc., den gleichen Anſpruch befigen. 16) 
Doc kann der Kreis der hier bezeichneten nutzungsberechtig⸗ 
ten Perſonen fih gemäß Art. 32 Ab. IH auf Grund eines 
beiondern Wechtstitel3 oder eines örtlichen Gewohnheits⸗ 
rechtes erweitern, wie auch nad Abſ. IV 1. c. fich der 
Grad der Berechtigung auf gleiche Weife zu ändern vermag. 
Als jelbitverftändlih muß es gegenüber der Faſſung des 
Art. 31 Abſ. I Sab 2 im ABufammenhalte mit Art. 32 
Abſ. I ericheinen, daß über die Beitimmung des Art. 31 
Abt. II hinaus Nutzungen nur infomweit und bis zu Dem 
Maße gewährt werden dürfen, als und in welchem Dies 
durch bejondere Rechtstitel oder dag örtliche Gewohnheitsrecht 
ſpeziell ftatuiert wird. Denn nur folche rechtsbegründete Nub- 
ungen fönnen überhaupt bezw. bis zur vollen Höhe ihres 
durch NRechtätitel oder Herkommen beſtimmten Inhaltes ohne 
Rückſicht auf die eigentlichen Bedürfniffe der Gemeinde ge- 
fordert und zu den fogen. bevorzugten Nubungen 17) ge- 
rechnet werden, bei welchen eben durch dieſe Ipeziellen Rechts: 
titel und das befondere örtliche Gewohnheitsrecht dies ausdrück⸗ 


250) Siehe Urt. 32 Abſ. II verb.: foferne diejelben nicht zc. 

20) Eiternloje Kinder vormals nutzungsberechtigter Gemeindeblirger Haben 
jedoch alle zufammen nur die Berechtigung auf einen Anteil. 

Art. 32 Abſ. II Ziff. 4 und Abſ. iv. 

Selbftverftändlich bleiben aud die Ausnahmen von der hier ftatuierten 
Gleichberechtigung aufrecht erhaften, welche fich Durch befonderen Rechtstitel ober 
drtliches Herfommen gebildet haben. 

7 Vergl. 8 96a Anm. 85 auch 88 und 101 Nr. I lit. c, d und e zu 
Art. 32 1. c. und v. Kahr ©. 291. 

„Bevorzugte” oder „qualifizierte Nutzungen“ find foldhe Nutzungsrechte, 
welche unter allen lUmftänden, aljo auch dann zur vollen Geltung kommen, 
wenn das Bebürfnis der Gemeinde es erfordern würde, daß Die ägniffe 
diefer Nutzungen in die Gemeindelaffe fließen, unb wenn denmacd der Entgang 
diefer Nugungs-Erträgniffe Durch Gemeindeumlagen gededt werden müßte. 
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lich feitgeftellt worden ijt. Alle anderen Nugungsrechte müfjen 
den gemeindlichen Bedürfniifen gegenüber zurücktreten und 
können erjt Dann zur Wirkſamkeit kommen bezw. zur Ge—⸗ 
währung gelangen, wenn alle gemeindlichen Bedürfniffe ohne 
Erhebung von Gemeindeumlagen, örtlihen Verbrauchsſteuern 
und fonjtigen örtlichen Abgaben befriedigt find. *) 

Als ebenso ſelbſtverſtändlich erſcheint es, daß diejenigen, 
welche Gemeindenugungen beziehen, hiefür die etwa herfümımn: 
lichen Gegenleiftungen an die Gemeinde zu entrichten, des— 
gleichen die auf den Objekten ihres Nutzungsrechtes ruhenden 
Laſten (Steuern, Bodenzinje) zu tragen, ſowie die zur Gewinn: 
ung der Nußungen, zur Erhaltung oder Erhöhung der Ertrags⸗ 
fähigfeit erforderlichen Ausgaben zu beftreiten haben (Art. 34). 

c. Eine bejondere Erwähnung verdienen noch diejenigen Rechte 
auf Gemeindenugungen, welche ſich auf den Gemeindeverband 
gründen und zugleih auf. einem bejtimmten Haufe 
oder Grundfjtüde ruhen. Bezüglich dieſer gemeind— 
lihen Nutzungsrechte gilt der Grundfag: daß jie In der 
Regel von dem betr. Haufe oder Grunditüde nicht ge— 
trennt werden dürfen. (Art. 33 Abſ. I.) 

Bon diefer Regel gibt es aber infolge der durch Geſetz 
vom 14. März 1890 beitimmten Faſſung des Art. 33 der 
Gem.-Drdn. zunächſt eine allgemeine gejegliche Ausnahme: 
Wenn nämlich ein Haus, auf welchem ein oder mehrere Ge- 
meindenubungsrechte ruhen, Durch Brand oder ein anderes 
Naturereignis zerjtört oder wenn es abgebrochen oder für 
einen Öffentlichen Ziwed abgetreten und wenn hierauf die 
bisherige Wohnftätte auf einem anderen Grundftüd des Be— 
rechtigten, welches in derſelben Gemeindemarktung 
(bezw. bei Nutzungsrechten am Vermögen einer Ortſchaft in 
derjelben Drtsmarkung, Art. 33 Abſ. VI) gelegen 
und mit weldhem ein Nutzungsrecht nicht verbunden iſt, 
wieder aufgerichtet wird, fo iſt folchen Falles die Leber- 
tragung der auf dem (bisherigen, nunmehr abgebrannten 
oder abgebrochenen oder zu Öffentlichen Zwecken abgetretenen) 
berechtigten Haufe haftenden Nupungsrechte auf das neue 
Haus durch die vorgejeßte Berwaltungsbehörde zu ge— 
ftatten. Der gemeindlihen Zuftimmung bedarf es 
in diefem Falle nicht; es hat auch die vorgeſetzte Verwal: 
tungsbehörde nur zu prüfen, ob die vorjtehend angeführten 
Borausjegungen des Art. 33 Abſ. IV gegeben find und kann 
diefelbe — foferne dies zu bejaben ift — Die Genehmigung 
zu dieſer Webertragung nicht verfagen. — Entſteht Streit 
darüber, ob die im vorjtehenden erörterte Uebertragung ftatt: 


*) Vergleiche hiezu auch bie Beſtimmung des Art. 89 ber Gem.Ordn., 
ferner bie Entich. des Berw.s@er.-Hofes in Anm. 101 I lit. kk und Il. 
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haft bezw. ob die vom Geſetze hiefür geforderten VBorausfegungen 
gegeben feien oder nicht, jo iſt derjelbe im verwaltungsrecht- 
lihen Verfahren auszutragen und enticheidet folchen Falles 
in erjter Inſtanz Die der betr. Gemeinde vorgejehte Verwal⸗ 
tungsbehörde, aljo bei unmittelbaren Städten die kgl. Kreis⸗ 
regierung und bei mittelbaren Gemeinden das fgl. Bezirks⸗ 
amt; legteren Falles geht die Beichwerde an die kgl. Kreis- 
regierung; in beiden Fällen ift die Bejchtverde gegen die Kreis⸗ 
tegierungen vom fgl. Berwaltungsgericht3hofe zu verbeicheiden. 
Außer diejer allgemeinen ftatuiert aber die jebige 
Faſſung des Art. 33 auch noch eine bejondere Aus: 
nahme im Abſ. I dieſes Artikels: Ausnahmsweiſe, 
jedoch nur aus wichtigen Gründen fann (nit: muß) 
die Uebertragung eines ſolchen auf einem Haufe oder Grund- 
jtüde ruhenden, auf den Gemeindeverband fich gründenden 
gemeindlichen Rutungsrechtes auf ein innerhalb derfelben Ge⸗ 
meindemarfung gelegenes Haus durch die der betr. Gemeinde 
vorgefegte Verwaltungsbehörde gejtattet werden, aber nur 
mit Zuſtimmung der Gemeindevertretung. Dieſe Geftattung 
durch Die vorgeiehte Berwaltungsbehörde genügt aber nicht 
immer, e3 muß vielmehr die Genehmigung des fgl. Staats- 
minifteriumg des Innern folchen Falles dann erholt werden, 
wenn entweder mit ein und demjelben Haufe mehr al ein 
volles Nutzungsrecht verbunden werden oder wenn andrer- 
feit3 ein Nutungsrecht in mehrere Teile zerftüdelt und Die 
einzelnen Teile auf mehrere Häufer oder Grundftüde gelegt 
werden follen. — Solden alles gehen Belchwerden gegen 
die dieöbezüglichen Beſcheide der vorgefebten Verwaltungs⸗ 
behörde, da dieje lediglich nach freiem Ermeſſen erfolgen, an 
die nächſthöhere Verwaltungsbehörde, in letter Inftanz an 
das kgl. Staatsminifterium des Innern, und ift der ver- 
waltunggredhtliche Weg ausgeichloffen (Art. 33 Abſ. I. 
Was ſchließlich die Zuftändigfeit für Die Entjcheidung von 
Streitigfeiten über die Berechtigung auf Nubungen am Gemeinde- 
vermögen anbelangt, jo hat die Gem.Ordn. in Art. 36 den Verſuch 
gemacht, die Zuftändigfeit der Gerichte gegenüber derjenigen der Ver⸗ 
waltungsbehörden möglichit Kar zu legeu und zu begrenzen, indem fie 
beſtimmt, daß 
a. die Gerichte zu enticheiden haben, foferne foldye Nubungen 
auf Grund eine® privatrehtlihen Titel in Anſpruch 
enommen werden, daß aber Dagegen 
b. die Buftändigfeit der VBerwaltungsbehörden zur Enticheidung 
ſolcher Streitigkeiten dann gegeben ift, wenn fich die betr. 
Anſprüche auf den Gemeindeverband gründen. 18) 


19 Vergl. hiezu die Bemerkungen aus den Motiven in Weber, Gem. Ordn. 
©. 38: Da die Aniprüde auf Semeindenupungen, welche auf ®runb bes Her- 
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Es ift nun im einzelnen Falle Sache des Klägers, — welcher 
ſowohl bei den Gerichten ala bei den Verwaltungsbehörden zur Be⸗ 
gründung jeined betr. Anjpruches diejenigen Thatſachen anzuführen 
bat, aus welchen feine Berechtigung zur Erhebung dieſes Anjpruches 
jowohl an fich als jpeziell aud) gegen den von ıhm belangten Be— 

hervorgeht, — diejenigen faftifchen und rechtlichen Momente 
im einzelnen Falle zu bezeichnen, welche erkennen lajien, ob der von 
ihm zur Begründung feine Anipruches geltend gemachte Nechtstitel 
dem PBrivatrechte angehört oder ob fich fein Anipruch lediglich auf 
den Gemeindeverband gründet. Näheres |. bei ven Anm. zu Art. 36. 

Schon Eingangd wurde bemerkt, daß die Beftimmungen der 
Gemeindeordnung — mo nicht ausdrüdlich durch fie felbit etwas 
anderes ftatuiert iſt — ſich nur auf Öffentlich-rechtliche Verhält⸗ 
niſſe beziehen. 

Es erklärt fich Hieraus von jelbit Die Faſſung des Urt. 37 
Abi. I, nach welcher „die Beitimmungen dieſes Abichnittes, d. h. der 
Art. 26 bis 37 feine Anwendung auf gemeinjchaftliches Privat: 
eigentum finden”; dies um fo mehr, da es ja in Bayern, wie jchon oben 
geiagt, feine Realgemeinden gibt. Streitigkeiten über derartiges gemein- 
tchaftliches Brivateigentum gehören zur Auftändigfeit der Eivilgerichte. 

Doch will die Gemeindeordnung bei jolchen Streitigfeiten, fo= 
ferne fie weitere Kreife berühren und daher das Öffentliche Intereffe 
mit berührt erjcheint, den Verwaltungsbehörden gewilje Befugnifje 
einräumen, um folchen Falles jelbitthätig beztv. vermittelnd eingreifen und 
auf diefe Weife die gemeindlichen Intereſſen thunlichft wahren zu können. 

Wenn daher ein Streit darüber ausbricht oder auszubrechen 
droht, ob ein Vermögensſtück im Eigentume einer Gemeinde oder 
im Brivateigentume mehrerer (nicht: eines Einzelnen) jtehe, oder 
darüber, ob und wie weit das Berfügungsrecht der Gemeinde über 
Gemeindevermögen fraft privatrechtlichen Titels durch Nutzungsrechte 
einzelner (und zwar wieder mehrerer, nicht eines Cinzelnen) be- 
ſchränkt ſei, jo ift Die der beteiligten Gemeinde vorgejegte Verwal: 
tungabehörde verpflichtet, einen Sühneverfuch zwiſchen allen Be— 
teifigten vorzunehmen, um auf dieſe Weile die obſchwebenden Differenzen 
in Güte auszugleichen oder beizulegen. 

Die genannte Behörde ift ſolchen Falles ſogar berechtigt, Die 
nötigen vorjorglichen Verfügungen zu treffen, foferne Selbfthilfe droht 
oder gar ſchon verübt ift oder wenn die Verhütung anderer dringender 
Gefahren dies erfordert, welch’ vorjorgliche Maßregeln dann jo lange 
aufrecht zu erhalten find, bis die zur Entſcheidung angegangenen Ge- 


kommens erhoben werden, regelmäßig im Gemeindeverbande ruhen, fo war bie 
Kompetenz Verwaltungsbehörden für dieje ſehr häufigen Fälle ausdrücklich 
hervorzuheben ; hiedurch wollte jedoch die Zuftändigleit der Gerichte nicht befchränft 
werben, biefelbe hat vielmehr überall einzutreten, wo Rugungen am Gemeinde⸗ 
vermögen aus einem privatrechtlichen Titel in Anſpruch genommen werben; ald- 
dann iſt aber überhaupt ber im Geſetze feftgehaltene Begriff „Bemeindenugungen“ 
nicht mehr gegeben. 
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richte eine andere vorjorgliche Verfügung getroffen oder in der Haupt- 
ſache ſelbſt — fei es über die Beſitz- oder die Rechtsfrage — rechts⸗ 
fräftig erfannt haben. 

Im Intereſſe der Gemeinde fann endlid) jeder Gemeinde- 
bürger felbjt die Einleitung eines folchen Nechtzftreites bei der vor⸗ 
gefegten VBerwaltungsbehörde beantragen. 

Näheres hierüber j. bei den Anm. zu Art. 37. 

Was jchließlih noch die Verwaltung des Gemeinde- 
vermögens betrifft, fo fteht diefe nach Art. 87 in Gemeinden mit 
ſtädtiſcher Verfaſſung dem Magiftrate zu und wird diefelbe durch die 
aus feiner Mitte aufgeftellten oder durch befondere von ihm (nach 
vorgängiger Bernehmung der Gemeindebevollmächtigten, Art. 85 Abi. I) 
eingejeßte Kaſſaverwalter bethätigt. Gleiche AZuftändigfeit Hat in 
Landgemeinden der Gemeindeausshuß (Art. 134 Abi. I). 

Den Bürgermeijtern in Stadt- und Landgemeinden, ſowie den 
Beigeordneten in lebteren ift es unterjagt, eine Kaſſa- oder Ber: 
mögenZberwalhung jelbft zu führen. — 

Näheres über dieſe Vermögensverwaltung |. bei den Art. 86, 
87, 88, 133, 134 und 135, auch 153 der Gem.⸗Ordn. bezw. den 
Anmerkungen hiezu, Desgleichen über die Nechnungsitellung Art. 89 
und 136 |. c. 


8 9a. 
Gefeßestert zu Abteil. IT Abſchn. I der Gem.-Drdn.: 
Bon dem Gemeindevermögen. 
(Art. 26 bis 37 der Gem. - Drbn.) 


Art. 26 (19).1) 
I. Die Gemeinden?) find verbunden,®) den Grunditodt) ihres 


— — — — 


Zu Urt. 26. 


!) Ueber den Begriff und Die einzelnen Arten des Gemeinbevermögens f. 
vorftehenden 8 96 ©. 179 f. Hieher ift noch zu bemerten, daß die Gem.-Orbn. 
von der Abficht getragen ift, die Beftimmungen über das Gemeindevermögen, 
ganz jpeziell diejenigen über feine Veräußerlichkeit erſchöpfend zu regeln, daß 

emgemäß aud) außer der Gem.Ordn. andere Beftimmungen darüber, in wie weit 

die Gemeinden in der Veräußerung ihres Vermögens, ipeziell des Grundftodver- 
mögens beſchränkt fein follen, nicht enticheibend fein können, vielmehr die Vor⸗ 
ichriften der Gem.-Orbn. ausschließlich maßzugeben haben. 

Siehe hiezu unten Anm. 20a Pr. II und III. 

2) Die Beltimmungen der ganzen Abteilung III in allen ihren vier Ab—⸗ 
ſchnitten (Art. 26 bis 69) gelten ebenfo wie die Beitimmungen der Wbt. I und II 
— 1 bis 25) ohne Unterſchied für alle Gemeinden, gleichviel ob fie ſtädtiſche 

erfafjung haben, ob fie unmittelbare oder mittelbare Städte find oder ob fie die 
Zandgemeindeverfaflung befiben. 

*) Nach Art. 1 der Gem.⸗Ordn. befigen die Gemeinden wohl das Recht 

ber Selbftverwaltung, jedocd) nur „nach Maßgabe ber Geſetze“ (f. Hierüber die näheren 
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Ausführungen zu Urt. 1). Sie find aljo hiebei den gejeglichen Bejchränkungen 
unterworfen. 

Eine ſolche Beſchränkung bildet auch die Veftimmung bes Art. 26 neben 
den Borjchriften des mit ihm verwandten Art. 159. 

Die ebengenannte Beſchränkung des Art. 26 bezieht fich einesteild auf das 
gejamte Grundftodvermögen, andernteild fpeziell auf das ſogen. ren- 
tierenbe Gemeindevermögen; und während ber vorermwähnte Art. 159 in Abf. I 
Ziff. 1 nur die Veräußerung von Realitäten und Rechten behandelt, 
und zwar bie Veräußerung jeder Art, gleichviel ob durch Verkauf ober Tauſch 
oder Schenkung ꝛc., bezieht ſich ber Art. 26 in feiner erften Hälfte nicht auf die 
Veräußerungen von Grundftodvermögen an jich, fondern nur auf Diejenigen, durch 
welche eine Shmälerung dieſes Vermögens überhaupt, gleichviel ob bes ren- 
tierenben oder bes nichtrentierenden herbeigeführt wird. Bergl. Anm. 5. 

Die Berpflichtung ber Gemeinden nad Art. 26 ift eine doppelte. Gie 
find verbunden: 

I. Den Grundſtock ihres Vermögens ungejchmälert zu erhalten; 

alfo bejonders für die Erhaltung des Kapitalwertes (des gemeinb- 
lichen Vermögens) zu forgen. Siehe Anm. 5 und 6. 

II. Beräußerte Beltandbteile bes rentierenbdben Vermögens durch Er- 
werbung anderer rentierender Objekte allmählich nad) vorher feft- 
geieltem Plane zu erjegen: demgemäß auf die Sicherung der Renten 

3 Gemeindevermögensd bedacht zu fein. Siehe Anm. 7 ff. 


*) Ueber den Begriff „Srundftod des Gemeindevermögend" oder „gemeind- 
liches Grundftodvermögen“ |. 8 96 ©. 181 f.; ferner v. Kahr ©. 246; v. Haud- 
Lindner ©. 91 Anm. 3 zu Abſ. I des Art. 26. 

Zum Grundftodvermögen gehören auch dingliche, der Gemeinde zuftehende 
Rechte, |. Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 23. Juli 1880 Bd. 1, 472 zu Nr. 2 
Abſ. 1 in Anm. 20a Wr. I lit. a Abi. 1. 

Gemeindeumlagen, Bieraufichlag, Jagdpachtſchillinge gehören nicht zum 
Gemeinbevermögen. rgl. hiezu 8 94 Anm. 27bb, oben ©. 51; ferner Entſch. 
be3 Derm.„Ber.-Hofes vom 30. November 1892 Bd. 14, 98, unten Anm. 20a 

. Ilit. b. 

Vergl. auch Hieher Art. 66 ber Gem. Ordn.: Verbot der Vermiſchung bed 
Gemeinbdevermögens mit dem Stiftungövermögen; ferner Art. 112 Ziff. 7 und 12 
mit 147 Abſ. I und endlich 159 der Gem.-Orbn. 

Nah Min.-E. vom 10. Oktober 1869, „das Etatd- und Rechnungswejen 
der Gemeinden und örtlichen Stiftungen betr.“, ift am Schluffe ber Rechnung nad) 
dem in Web. Bd. 8 ©. 369 abgebrudten Schema ein „jummarifcher Ausweis des 
Bermögenzitandes“ beizuflgen. Siehe Anm. 17. . 

Dem gemeinblicen Srundftodvermögen murde durch befonbere Geſetze zu- 
ewieſen: 
a a. das Bermögen (nnd die Schulben) jeber Abteilung der Landivehr älterer 
Ordnung nach Geſetz vom 29. Dezember 1873 „dad Vermögen unb Die 
Schulden der Landwehr älterer Ordnung betr.” (Web. 10, 178; Bamb. 
6. Erg.-Bb. ©. 238), defien Art. 3 beftimmt: Das reine Vermögen, 
welches ben Gemeinden nad Dedung der gemäß Art. 1 auf fie über- 
gehenden Schulden zc. verbleibt, ift als gemeindliches Grundftodver- 
mögen zu behandeln. Die Menten dieſes Bermögend fallen Der Ge⸗ 
meinde zur freien Verwendung fiir Gemeindebedürfniſſe innerhalb ber 
Beftimmung ber Gem. Ordn. vom 29. April 1869 anheim. 

b. Die Zumwenbungen gemäß d 21 des Fin.⸗Geſ. vom 28. Mai 1892 
(Web. 31, 373; Gei.- und Verordn.-Bl. ©. 154), welcher lautet: Die 
fgl. Staatsregierung ift ermächtigt, aus ben verfügbaren Mehreinnahmen 
des Bermwaltungsjahres 1890 eine Summe von 8000000 ME. an bie 
unmittelbaren Städte und Diftriftsgemeinben des Königreiches zu über- 
weilen. Die Verteilung an die einzelnen Gemeinden erfolgt nach dem 


Vohl, Handbuch. II, 18 
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Vermögens ungejchmälert®) zu erhalten®) und veräußerte?) Beitand- 
teile®) des rentierenden Vermögens?) durch Erwerbung anderer ren: 


— — 


Maßſtabe der im Bereiche derſelben am Schluſſe des Jahres 1890 zur 
Erhebung gelangten direften Steuern ıc. Der für jede unmittelbare 
Stadt und für jede Diſtriktsgemeinde überwiejene Betrag wird al3 ein 
unangreifbares Kapital verwaltet, deffen Zinſen zu gemeinnüßigen und 
wohlthätigen Bmeden zu verwenden find. Eine Kapitalrentenfteuer ift 
von dieſen Binfen nicht zu entrichten. 

mi Set. hieher noch die in der Anm. 17 abgedrudten Min.-E. und 

in.-Bel. 

) „Ungeichmälert“: Berboten ift aljo an fi) nur dasjenige Rechtögeichäft 
ober biejenige Verfügung oder Handlung der Gemeindeverwaltung, durch welche 
eine Shmälerung des Vermögens faktiſch herbeigeführt wird; zu ver- 
meiden ift alfo die Schmälerung des Grunbftocdvermögend. Eine ſolche 
„Schmälerung“ ift aber dann nicht vorhanden, wenn ein auf irgend eine Weiſe 
veräußertes ober in Abgang gefommenes gemeindliches Vermögensſtück gleichwertig, 
— wenigſtens nicht minderwertig wieder erſetzt wird. 

eräußerungen ohne aufſichtliche Genehmigung find alſo an ſich nad) 
Art. 26 — vorbehaltlich natürlich der Beftimmung des Art. 159 Abſ. I Ziff. 
nicht ausgeichtoffen, ſondern nur dann, wenn diejelben eine „Schmälerung“ be- 
wirfen, gleichviel ob an beiveglichem oder unberveglichem Bermögen. Bergl. Anın. 3. 

ad dv. Kahr ©. 249 und Note 10 dajelbit ift „eine Shmälerung des 
Grnndftodvermögens dann gegeben, wenn dieſes Vermögen dem Werte nad) eine 
Berminderung erleidet — und zwar auch dann, wenn etwa Borjorge getroffen 
it, daß der Abgang allmählich durch Erübrigungen aus den laufenden Einnahmen 
wieder erjebt (refundiert) werde” und „ift auch im legteren alle zu ber Beit und 
infolange, bis die Nefundierung vollendet ift, zweifellos eine Schmälerung bes 
Grundftodvermögensd gegeben, daher auffichtlicde Genehmigung, welche jich insbe- 
fondere auch auf den Refundierungsplan a erftreden hat, erforderlich”. 

Näheres hierüber |. v. Kahr ©. 249 f. 

Dieje „Erhaltungs“- Pflicht haben die Gemeinden aud dann, wenn ohne 
ihr Zuthun die Schmälerung herbeigeführt wird, z. B. infolge von Naturereig- 
niffen, Krieg ꝛc. Solchen alles find fie eben verbunden, dafür zu forgen, 
daß die Wiederherftellung oder der Erfah fo bald als möglich erfolgt: es müßte 
denn fein, daß Durch Genehmigung ber Auffichtäbehörbe fie von diejer Verpflichtung 
entbunden werben. 

) Bei dieſer zweiten Verpflichtung der Gemeinden nach Art. 26 (f. Anm. 3 
a. €. Nr. II) liegt der Schwerpunkt nicht in der „Schmälerung“ (mie bei ber 
erften Verpflichtung, Anm. 3 a. E. Pr. I), fondern in der Beräußerung: 
vorausgeſetzt iſt hier alfo eine bezw. jede Weggabe irgend eined Stüdes ren- 
tierenden Vermögens auf Grund einer Willenserflärung ber &emeinbe. 

Nach v. Haud-Lindner ©. 92 ift unter Veräußerung jede Rechtshandlung 
zu verftehen, infolge welcher ein Bermögensftüd bucch einen freien Willendalt ber 
Gemeindebehörde aus dem Vermögen ber Gemeinde ausjcheidet, fremdes Eigentum 
wird: alienatio im weitelten Sinne des Wortes. 

Auch der Verzicht auf das Eigentum gehört bieher, nicht aber die Ber- 
pfändung von Realitäten und Rechten. Eine Beräußerung kann auch in Dem 
Berzicht auf bie Durchführung eines Progeffed zur Behauptung von Bermögens- 
Beftanbteilen liegen, und kann folchen Falles Die Gemeinde ohne ftaatdauffichtliche 
Genehmigung auf eine derartige Prozekführung nicht verzichten. Vergl. Anm. 15 
u . 


9) Diefe Beſiandteile müſſen aber wirklich veräußert, d. h. in fremdes 
igeptum übergegangen und aus dem Eigentum ber Gemeinde getreten ſein; ein 
Uebergang von einer gemeindlichen Berwaltungsfparte in die andere gehört nicht 
hieher, 3. B. Uebergabe eines bisher als Schulhaus benügten Gebäudes, — deſſen 
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tierender Objekte 10) fofort 11) oder mindejtens allmählich 12) nach vor» 
her 18) feſtgeſtelltem Plane 19) zu erjeßen. 

II. Abweichungen!S) von diejen Borjchriften können nur mit Geneh: 
migung!®) der —— Verwaltungsbehörde ftattfinden.17)18)19)20)20« ) 


Barterre vermietete Läden enthält, beren Mietrente in die Schulkaſſe floß —, jeitens 
der Schultafle an die Rranfendaustaffe zur Einrichtung eines Kranfenhaufes, oder 
die Uebertafjung biäber berpachteter Wiejen, —— der Kämmereitaffe zu⸗ 
ging, an die Schulfaffe zur Einrichtung eines Turnſpielplatzes oder auch Die 
Niederreißung eined gemeindlichen Miethanſes und Verwandlung bes betr. Bau⸗ 
platzes in eine Öffentliche Anlage oder in fonft einen öffentlichen Pla ıc. ꝛc. 

) Dieje zweite Beſtimmung des Art. 26 (ſ. Anm. 3 a. E. Wer. II) bezwedt 
die Rachaltigkeit der Renten ded Gemeindevermögend. Gehören alſo die „ver- 
äußerten Beitanbteile” einerjeit3 nicht zum Grundftodvermögen — welchen Falles 
die erfte Beſtimmung (Anm. 3 a. €. Wr. I) Platz greifen würde —, anbrerjeits 
nicht zum rentierlidhen Vermögen, dann bemißt fich die Trage, ob aufficht- 
Sie Genehmigung zur Beräußerung nötig ift, lediglich nach der eftimmung des 
Art. 159 Abſ. I Ziff. 1. 

Rentierendes Bermögen ift alle Vermögen, welches Zinſen oder fonftige 
Erträge abwirft, die in die Gemeindelafje fließen. 

16%) Diefe neu erivorbenen rentierenden Objekte müfjen ınindeftend bie 
gleiche Rente abwerfen al3 die veräußerten Beftandteile, beögleichen mindeſtens in 
gleicher Nachhaltigkeit wie diefe. Würde das neu erworbene Objekt wohl zur Zeit 
rentierlich fein, aber nach erfolgter Ausbeute (3. B. eine Kiesgrube) Teine Rente 
mehr abiwerfen oder würde die Rente desfelben niedriger fein als die des ver- 
äußerten, an deſſen Stelle e3 zu treten hat, jo mäßte ftaatdauffichtliche Genehmigung 
erholt werden. 

3) Bei fofortigem Erjag ift natürlich die Herftellung eines Nefundierungs- 
planes nicht geboten, jonderu nur im Falle der allmählidhen Erfagverichaffung. 

12 Auch der „allmähliche” Erjag darf nicht auf zu lange Zeit verſchoben 
werden, die Gemeinde joll vielmehr nad) Kräften bemüht fein, jo bald als mög⸗ 
lich die Erfagleiftung zu bethätigen. 

12) Vorher, d. h. vor Beginn der Beichaffung des allmählichen Erſatzes. 

1) Die Plan Tseftftellung erfolgt durch die Gemeindebehörden, eine Ge⸗ 
nehmigung der Auffichtöbehörde zu diefem Plane ift nicht nötig, wohl aber zu 
einer allenfallfigen Abänderung desſelben oder einer Abweichung von demfelben. 
Siehe Anm. 15. 

Doch kann der Fall einer Geltendmachung der Handhabung der Staat. 
aufficht nach Art. 157 Abf. I eintreten, wenn 3. B. die Gemeinde bie Termine 
zur Herbeiführung des Erjages joweit hinausſchiebt bezw. bie Erfagquoten im jo 
geringer Höhe beftimmt, daß von einem „allmählien" Erjag im Sinne bes 
Art. 26 nicht mehr geiprochen werden fann. 

Sind die Borausfegungen des Art. 112 Ziff. 7 gegeben, ift in Gemeinden 
mit magiftraticher Berfaflung auch bie Zuftimmung ber &emeindbebevollmächtigten 
u erholen. 

5 38, Abweichungen jeder Art, fei es von der Beſtimmung, dab das Grund» 
ftodvermögen oder das Gemeindevermögen in feinem Kapitalwerte erhalten 
bleibt ober daß bie Renten des Vermögens nicht gemindert werben, unterli 
der ſtaatsaufſichtlichen Genehmigung der vorgejegten Verwaltungsbehorde, weiche 
die geiegliche Befugnis und Macht befigt, die Gemeinden zur Erhaltung 
ihres Vermögens zu zwingen; fpeziell auch Dazu, nötigen alles Prozeſſe zum 
Schutze und zur Erhaltung bes indfichen Vermögens oder befien Renten oder 
fonftiger Erträgnifie zu führen, ja jogar gegebenen Falles an Stelle der Gemeinden 
die Gebote ſtehenden tömittel zu erfhöpfen. — Bergi. Anm. 7 a. €; 
8. admin. Pr. Vd. 21, 49 fi. und 830, SO in Anm. Du Nr. III; ferner 
Entich. des oberen Gerichtshofs in Aum. 20a Rr. II, endlih unten Unm. 19, 
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Eine Ausnahme von Art. 26 gewähren lediglich die Art. 27 bis 29 ber 
Gem.Ordn., desgleichen Urt. 31 und 32; in dieſen gejetlich zugelafienen Aus- 
nahmsfällen ift wohl die Erholung einer ftaatsauffichtlichen Genehinigung nad) 
Art. 26 nicht geboten, die Notwendigtkeit einer ſolchen Genehmigung ergibt ſich 
aber aus ben in ben vorgenannten Artifeln, jowie in Art. 159 für die einzelnen 
Fälle getroffenen befonderen Beftimmungen bezw. richtet fich nach diefen fpeziellen 
Vorſchriften. S. Anm. 30, 37, 46, 49 und bie Anm. zu Art. 31 Abſ. II. 

10) Die vorgejeßte Berwaltungsbehörde ift bei unmittelbaren Städten die kgl. 
Kreisregierung, Kammer bed Innern, bei mittelbaren Gemeinden das kgl. Bezirksamt. 


7) Dem Zwecke unb der Abficht des Art. 26, Kapitalwert und Rente des 
gemeindlichen Vermögens vor Shmäterung und Rüdgang zu fichern, dienen auch 
eine Zahl von Verordnungen, Min.-E. und Min.-Bel,, die wohl zu Art. 112 und 
159 ergangen find, welche aber am geeignetiten ſchon hier — und zwar wegen 
ihrer Wichtigkeit, ſowie ihrer vielfachen Anwendung bei der praktiſchen Verwal⸗ 
tungäthäigteit ber Gemeindebehörden dem vollen Wortlaute nad — aufgenommen 
werden. 


Dieſe Verordnungen und Minifterialerlaffe find vorzugsweiſe: 

A. Verordnung vom 31. Juli 1869 über die Kapitaldausleihungen ber 
Gemeinden und Stiftungen (Web. 8. 241 ff.; Bamb. 4. Erg.-Bd. 
510 ff.). ©. weiter unten. 

. Die Bollzugsvorfchriften zu diefer Berordn. vom 6. Auguft 1869. ©. 198 ff. 

. Min.-Bel. vom 17. Mai 1886, die Kapitalsausleihungen der Gemein. 
ben und Stiftungen betr., hier Die verzinsliche Anlage von Geldern 
der Gemeinden und Stiftungen in laufender Rechnung. ©.203 fi. 

. Min.-Bel. vom 12. März 1885 zur Ergänzung 2c. der vorftehend sub B 
genannten Bollzugsvorichriften. ©. 207. 

. Die beiden Min.E. vom 5. Oktober 1889 und von 2. Juni 1890 

über ben Bermögens- und Schuldenftand der Gemeinden. ©. 208 ff. 

. Die Min.-E. vom 27. November 1878, unten ©. 213 lit. F. 

. Endlich fiehe noch die oben in Anm. 4 ©. 193 angeführte Min.-E. vom 
10. DOftober 1869 über das Etat3- und Rechnungsweſen der Gemeinden 
(Web. 8, 369), über welche Näheres unten bei Art. 88 und 89 ber 
Gem. Ordn. Vergl. auch noch Art. 131 Abſ. III lit. a bis der Gem.-Orbn. 


A. Verordn. vom 31. Juli 1869 (Web. 8, 241 ff.; Bamb. 4. Erg.-Bb. 510): 

Wir finden und im Hinblid auf die VBeftimmungen in Art. 112 Biff. 8 

und Urt. 159 Biff. 10 der Gem.-Orbn. für die LZandesteile diesſeits bes 

Rheins vom 29. April 1869, dann Urt. 91 Hiff. 9 der Gem.-Orbn. für 
die Pfalz von demfelben Tage bewogen, zu verorbnen, was folgt: 


81. Die Kapitalien der Gemeinden und örtlichen Stiftungen dürfen vor- 
behaltlid der 88 6 und 7 gegenwärtiger Verordnung nur ausgeliehen werden: 
1) an Privatperjonen gegen genligende hypothekariſche Sicherheit; 

2) an den bayeriichen Staat; 

3) an die unter unmittelbarer Aufſicht der Organe ber Staatöregierung 
ftehenden juriftifchen Berjonen des Inlandes, wenn und foweit diefelben 
zur Aufnahme eines Anlehens gejeglich ermächtigt find; *) 

4) an inländifche Gejellichaften und Kredit-Inftitute, foferne Die Anlage 
von Gemeinde- und Stiftungs-Rapitalien bei benjelben durch Mini— 
fterial-Borjchrift ausdrüdlich für ftatthaft erklärt ift.**) 

Ueberdies find die betreffenden Verwaltungen Hinfichtlich der Ausleihungen 
auf Hypotheken an bie Beſtimmungen ber 88 2—4, Hinlichtli der fonftigen 
Kapitalanlagen aber an bie in 8 5 enthaltenen Borjchriften und Bedingungen 
gebunden. 


— 


oO EM U 


*, Giehe biezu Ziff. 4 ber nachſtehenden (©. 198: Vollz⸗Vorſchr. vom 6. Auguſt 1869, 
°*) Giehe hiezu Ziff. 5 der Vollz⸗Vorſchr. vom 6. Auguſt 1869 und die bei derſelben noch 
weiter unter NB angeführten Entſchließzungen (&. 199). 
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(Au 8 1 j. Zirf. I der nadjftehenb unter lit. B abgebrudten Bollz.-Borjchr. 
vom 6. Auguft 1869 ©. 198, fowie die unter lit. C abgedrudte Min.-Bel. vom 
17. Mai 1886 ©. 202, endlich die unter lit. F ftehende Min.-E. vom 27. Ro- 
vember 1878 ©. 212.) 


8 2. Eine genügende hypothekariſche Sicherheit ift, abgejehen von ben 
ſonſt in Betracht fommenden und ber freien Würdigung ber Berwaltungen an- 
heimgegebenen Rüdlichten, nur dann als vorhanden anzunehmen, wenn die Hypo⸗ 
thefenobjelte in Bayern fich befinden und ber halbe Wert derjelben zur Dedung 
des Darlehens mit Einfchluß einer Binfen- und Koften-Raution zu 10 °,, und 
der etwa vorgehenden Hypotheken Hinreichen würde. Gebäude müfjen der in dem 
betreffenden Landesteile beftehenden Feuerverſicherungsanſtalt einverleibt jein und 
dürfen, auch wenn ihr Wert das Doppelte der Brandverficherungsfumme über⸗ 
fteigt, im äußerften alle nur bis zur Höhe der fegteren als Unterpfand für &e- 
meinde- und GStiftungd-Kapitalien in Anjchlag gebracht werden. 

Die Verwaltungen haben bei Bermeidung eigener daftung die Ermittlung 
bes Wertes des Hypothekobjekte mit Sorgfalt zu pflegen und die hierüber von 
den betreffenden Staatsminifterien oder mit deren Ermächtigung von den Kreis- 
regierungen, Kammern be3 Innern, erlaffenen Borjchriften zu beachten. ***) 


8 3. Die Beltimmungen des 8 2 finden auch Anwendung, wenn eine 
&emeinde oder Stiftung gegen Hingabe von Kapitalien eine Hypothekforderung 
im Wege der Geilion erwirbt. 


8 4. Das Kapital darf den Schulbner ober Gebenten nicht eher audge- 
hHändigt werden, als bi3 der Eintrag im Hypothekenbuche erfolgt iſt. 

Ergeben fich fpäter in dem Werte der Hypothekenobjekte oder in der Brand- 
verficherungdjumme folhe Minderungen, daß die nach 8 2 erforderliche Sicherheit 
nicht mehr beiteht, fo ift das Kapital ganz ober zum entiprechenden Teil zu 
fünben, injoferne nicht weiter genügende Sicherheit beftellt wirb. 

Kapitalien, deren Sicherheit in fonftiger Weife gefährdet erjcheint, find 
rechtzeitig zu finden. 


85. Dienah 8 1 Sir 2—4 zuläffigen Kapitalanlagen können ſowohl 
durch unmittelbare Hingabe des Darlehens an bie betreffende Kaffe, als durch 
Anlauf von Wertpapieren erfolgen. Im erfteren Falle darf die Hingabe nur 
gegen Empfang einer auf den Namen der barleihenden Gemeinde oder Stiftung 
lautenden und von den hiezu berechtigten Organen ausgeftellten Schuldverichreib- 
ung fattfinden, im anderen alle aber find die Verwaltungen, vorbehaltlich ber 
in Bezug auf die Sparkaffen jeweils geitatteten Ausnahmen?) verpflichtet, un- 
gejäumt die Umſchreibung der Nominalobligationen bezw. die Bintulierung der 
angelauften Wertpapiere au porteur zu veranlafien. Das Berfahren bezüglich 
Der Binkulierung wird dur) Rinifterialvorfchrift geregelt. }) 

Die Aushändigung des Kapitals für Rominalobligationen, welche im Wege 
der Gefjion erworben werden, darf nicht früher ftattfinden, als bi3 die notwendige 
Umjchreibung vollzogen: ift. 

Bertpapiere dürfen unter dem Breije, um welchen jie von ber betreffenden 
Gemeinde oder Stiftung erworben wurden, nur mit Genehmigung ber vorgejegten 
Staat3aufficht3behörbe veräußert werden, wenn nicht fofort die Differenz zwiſchen 
bem Anlaufd- oder Berfaufspreife aus laufenden Einnahmen an ben Bermögens- 
grundftod erjeßt wird. 


8 6. Die Verwaltungen find verpflichtet, fich bei der Rechnungsftellung, 





+94), Siehe hierüber die Ziff. — 10 ber Vollz.⸗Vorſchr. vom 6, Auguſt 1869, unten S. 199 f. 


+) Giche hiezu Biff. 16 der Vollz.⸗Vorſcht. vom 6. Auguſt 1869 (S. 201) ſowie das Nor« 
mativd über Sparfaffen dom 20. Rai 1874, ſpeziell Ziff. o be#felben, ferner Min.&. vom 27. No« 
vember 1878 (abgebrudt S. 218 unter Mit, F.:. 


++) Siehe hiezu Ziff. 17 DIS 20 der Vollz.⸗Vorſchr. vom 6. Auguft 1889 (&. 202 f.). 
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fowie bei Amts. und Kaffe-Bilitationen über die Beachtung ber vorftehenden 
Normen und der zum Vollzuge erlaffenen Borjchriften auszumweifen. 

Rapitalsausleihungen, welche gegen diefe Normen ftattfinden ſollen, bebfirfen 
nady Urt. 159 Biff. 10 der Gem.-Ordn. für die Landesteile diesſeits des Rheins, 
bezw. nad) Art. 91 Ziff. 9 der Gem.-Drdn. für die Pfalz der Genehmigung ber 
zuſtehenden Staat3auffichtäbehörben. 


87. Die Beftimmungen über den Betrieb der Leih-Anftalten und Hilfs- 
kaſſen ber Gemeinden, ſowie die Befugniſſe der Urmenpflegen, unbemittelte 
Semeinde-Angehörige durch Kleinere Darlehen aus ber Armenkaſſe zu unterftügen, 
werden durch gegenwärtige Verordnung nicht berührt. 


8 8. Gegenmwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Berfündigung 
durch das Reggs⸗Bl. bezw. durch dad Kreisamtöblatt der Pfalz int ganzen Um- 
fange des Königreich! in Wirkſamkeit. 


Zu vorftehender Verordnung vom 31. Juli 1869 wurden 


B) die Vollzugsvorjchriften vom 6. Auguft 1869 „die Kapitalsausleihungen 
der Gemeinden und Stiftungen betr.” erlafien, deren Abdruck hier 
gleichfalls nötig erfcheint und welche Tauten: 


Zum Bollzuge ber allerhöcjiten Berordnung vom 31. Juli 1869, die 
Kapitalsausleihungen ber Gemeinden und Stiftungen betr. werden nachftchenbe 
Borfchriften erlaſſen: 


1. Bu 81 der allergödften Berordnung. 


1) Die Wahl der nad) 8 1 ber allerh. Verordn. zuläffigen Kapitalanlagen 
bleibt im einzelnen Falle dem Ermeifen ber gejeglich zuftändigen Ber: 
waltungen anheim gegeben; nachdem jedoch dad Bedürfnis, Hypothek⸗ 
fapitalien zu erhalten, für Landwirtſchaft und Gewerbe auch dermalen 
noch ein dringendes ift, und die Hebung des Neafkreditd nicht blos im 
allgemeinen Intereſſe, jondern auch in demjenigen der Gemeinden liegt, 
fo wird zur Einficht der Verwaltungen vertraut, daß fie die Kapitalien 
der Gemeinden und Stiftungen vorzugsweiſe zu Hypotheldarlehen ver- 
wenden werden. 

2) Bezügli der Kündigungsfrift, fowie bezüglid der Höhe des Zins- 
fußes ift in der allerh. Berordn. Leine Borfchrift enthalten, da man von der 
Gewifjenhaftigleit der Verwaltungen erwartet, daB fie das Intereſſe 
der ihnen unterftehenden Kafjen entiprechend wahrnehmen werben; follten 
fig jedoch in der einen oder anderen Weile Mißbräuche ergeben, fo iſt 
e3 unbeſchadet der geſetzlich zuläffigen Einfchreitung gegen bie pflicht- 
vergejienen Beamten zum Behufe etwaiger meiterer Vorkehrungen an 
das betreffende Staatdminifterium zu berichten. 


3) Den bayerifchen Staat3papieren find die Schuldobligationen der Grund⸗ 
rentenablöfungdlafie gleichguachten. 

4) Unter den in 8 1 Ziff. 3 erwähnten juriftifchen Perſonen find aus- 
ichließenb die Gemeinden, die gemeindlichen Stiftungen und Anftalten, 
die fonftigen Öffentlichen Stiftungen, bie Diftriltd- und Kreidgemeinden, 
ſowie bie Landesuniverfitäten verftanden. Da die Ausleihungen an 
dieſe juriftifchen Berfonen nur ftattfinden bürfen, wenn und foweit fie 
zur Aufnahme eines Anlehens gejeglich befugt find, und da die dar- 

eihenden Berwaltungen nicht immer fofort ermeſſen können, ob jene 

Befugnis im einzelnen Falle vorhanden fei, fo ericheint es zwedmäßig, 

da in allen Fällen, in welchen nicht zufolge amtlicher Bekanntmachung 

ein Notorium vorliegt, die Befugnis zur Aufnahme bed Darlehens 
durch einfache Beftätigung der der fapitalfuchenben juriftiihen Perſon 
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vorgelegten Behörde nachgewiefen werde. Der Tag dieſer Betätigung 
oder der erwähnten Belanntmachung ift in dem Beichluffe, durch weichen 
das Darlehen bewilligt wird, ausdrüdlich zu erwähnen. Selbftuerfländ- 
lich darf die Aushändigung des Kapital® nur an die zur Empfang- 
ne gefeplich autorifterten Organe jener juriftifchen Perjonen er- 
olgen. 


5) Auf Grund des 8 1 Ziff. 4 der allerh. Verordn. wirb die Anlage von 

Gemeinde: und GStiftungs-Sapitalien bis auf weiteres geftattet: 

a. bei der !gl. Banf in Nürnberg und deren Filialen, 

b. bei der bayer. Hypothefen- und Wechjelbant zu Münden und deren 
Filialen und zwar bei diefen beiden Krebditinftituten in der Weile, 
daß fowohl die vorübergehende Kapitalanlage, als aucd die Erwerb- 
ung von Wertpapieren jener Inſtitute 3. B. von den durch bie fgl. 
Bank emittierten Eifenbahnobligationen, dann von Aktien und von 
Pfandbriefen der Hypothefen- und Wechjelbanf,**) jedoch unter Beacht- 
ung ber in 85 ber allerh. Berorbn. enthaltenen Beftimmungen und 
der hiezu weiter unten gegebenen Borjchriften zuläſſig ericheint. 

iehe hiezu die nadhitehende Bemerkung unter NB (nad) lit. c), 
lei unter NB. NB. 

c. Die Eijenbahnaktien und Anleihen, wenn und foweit biefelben die 
Binjengarantie des bayer. Staates genießen; auch bei der Erwerb- 
ung folder Wertpapiere find die Normen bed 8 5 der allerh. Ber- 
ordn. und die hiezu erlaffenen Vorſchriften genau zu beachten. 

Siehe hiezu oben S. 197. 


NB. den vorftehend sub lit. b angeführten Geldinftituten find im 
fe der Zeit noch folgende Hinzugetreten, bei welchen Gemeinde- 
und Stiftungsgelder angelegt werben dürfen: 

a. durch Min.-E. vom 15. März 1872 „die Andleihung von Ge⸗ 
meinde- und Stiftungskapitalien betr.” (Web. 8, 260 Note 3 
lit. a) wurde den Gemeinden im Hinblid auf 8 1 Ziff. 4 der 
Berordn. vom 31. Zuli 1869 geftattet „Kapitalien in ben 
Kommunal-Unlehend-Obligationen der baper. 
Bereinsbant zu Münden unter Beobadtung der Be 
ftimmungen im $ 5 ber genannten Berorbn. anzulegen. 

Ferner wurde noch die Kapitalsanlage für Gemeinde und 
Gtiftungägelder geftattet: 

3. mit Min.E. vom 20. März 1873 (Web. 8, 250 Note 3 lit. b) 
in Bfandbriefen der Süddeutſchen Bodenfredit- 
bant;*) 

y. mit Min.-E. vom 2. Oftober 1875 (Web. 8, 250 Rote 3 lit. c) 
in Aktien der bayer. Notenbant; 

d. Min.-Bel. vom 13. September 1885 (Web. 17, 392) in 3'/a- 
prozentigen Bfandbriefen der bayer. Hypothek⸗ und Wechſelbank; 

e. mit Min.-Bel. vom 27. Zuni 1886 (Web. 18, 69 f.) in 
Bfandbriefen und Kommunalobligationen ber 
Pfälziſchen Hypothetenbant in Ludwigshafen.“) 

c. mit Min⸗Bek. vom 5. März 1897 (Min.-Bt. ©. 72) in Pfand⸗ 
briefen*) der bayer. Lanbwirtjidhaftsbant. 


NB. XNB. Bezüglidy der verzindlichen Anlage von Geldern der Gemeinden 
und örtlihen Stiftungen in laufender Rehnung fiehe bie 
nadjftehend sub lit. C S 202 ff.) abgedrudte Min.-Bel. vom 
17. Mai 1886 (Web. 18, 1 ff.). 


Ueber bi t der wede des Vinlkuliern tes (genden © 
fenbung ie —— en Komm : Mai 1897 per erfotgen - 
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II. u 8 2 der aller höchſten Berordbnung.*) 

6) Die Frage, ob im einze'nen Falle genfigende Sicherheit vorhanden 
fei, ift von den Verwaltungen ftet3 mit voller Gewiſſenhaftigkeit zu 
prüfen; Diefelben Haben hiebei, außer den in 8 2 der allerhödhiten 
Berordnung bejonders angeführten Borausfegungen, namentlich die Be- 
laftung ber bezüglidyen Hypothekenobjekte Jnötigenfon durch Abforder- 
ung eines Hypothekenextraktes) ſowie die Wirtichaftlichfeit des Kapital- 

fucenben in Betracht zu ziehen, und daß dies geichehen, in bem Be- 

lee durch welchen das Darlehen bewilligt wird, ausdrücklich an- 
zuführen. 

ei Gebäuden ift jpeziell zu beachten, daß bezüglich derjelben nicht 
blos der Abf. I des 8 2 der allerhöchften Verordnung maßgebend ift, 
fondern daß fie überdied der Tyeuerverficherungsanftalt einverleibt fein 
müſſen. Ueberfteigt der ermittelte Wert eines Gebäudes das Doppelte 
der Brandverficherungsfumme, jo darf die Höhe ber letzteren gleichwohl 
nicht durch das Kapital nebſt Zinſen⸗ und Koſtenkaution überſchritten 
werden; dagegen darf in denjenigen Fällen, in welchen ein Gebäude 
nach ben gepflogenen Erhebungen weniger als das Doppelte der Brand⸗ 
verſicherungsſumme wert iſt, das I felbftverftändlich nicht Die 
Höhe der legteren erreichen, fondern muß innerhalb ber Hälfte des er- 
mittelten Wertes bleiben. 

Sollte fich infolge diefer Beſtimmung in einzelnen Fällen eine un- 
verhältnigmäßige Schmälerung be3 Kredites ergeben, jo fann mit ®e- 
nehmigung ber borgejepten Staat3auffichtöbehörde eine höhere Belaftung 
bewilligt werden. 

7) Was die Ermittelung des Wertes der zu verpfändenden Objelte betrifft, 
jo erfolgt jolhe in den Gemeinden der Landsteile diesſeits des Rheins 
in der Art, daß die darleihenden Berwaltungen eine Schäßung bei- 
bringen lafjen und ſodann nad) Bergleihung berjelben mit ber Steuer- 
verhältniszahl, der etwa me Ermwerböbriefe und gegebenen 
Falles der Brandverficherungsijumme den Wert, durch deſſen Hälfte 
das Darlehen nebft Kaution gededt fein muß, in eigenem Ermeſſen feit- 
jtellen, wobei jedoch feinesfall3 ein höherer Wert, als der durch Schäp- 
ung ermittelte angenommen werden barf. 

Die Aufftellung einer förmlichen Durchſchnittsberechnung auf ber 
Grundlage ber foeben erwähnten Faktoren bleibt zwar den betr. Ver⸗ 
waltungen unbenommen, ift aber nicht unbedingt geboten. 

Von einer Schägung kann Umgang genommen werben, wenn ber 
Kapitalfuchende den Bermwaltungen al3 ein guter Wirtichafter befannt 
ift und das Darlehen mit Einfluß ber Zinfen- und Koftenlaution und 
ber etwa vorgehenden Seelen fiberdie8 bei Gebäuden durch die 
Hälfte der Brandverfiherungsfumme, bei Liegenfchaften aber durd) bie 
Hälfte desjenigen Betrages gebedt iſt, welcher ſich durch Multiplikation 
ber Steuerverhältniszahl mit 10 ergibt. 

8) Die in Ziff. 7 vorgeichriebenen Schägungen find durch die für die Ge⸗ 
meinde, in welcher ſich die Objekte befinden, anfgeftellten vereideten 
HypotHefichäger vorzunehmen, den Verwaltungen bleibt jedoch anheim- 
—— die Schätzungen durch beſondere Sachverſtändige kontrollieren 
zu laſſen. 

In jedem Falle iſt die Schätzung ſchriftlich abzufaſſen (und von den 
Schaͤtzern mit der Erklärung, a fie für bie en — Abgabe 
ihres Butachtens haften, zu unterzeichnen. **)). Die Schäßungsurfun- 

*) Als Ergänzung bieler Nr. ge 8 2 der allerh. Berorbn. f. bie 6. 207 unter lit. D ab« 

der Min.Bel. vom 12 März 1 Über bie Erteilung ber Bewilligung zur Löfdhung von 

ppotbeffcrberungen und Bobenzinslapitalie 


n 
*, Die in © ftene) 8 über bie Unterzei b bie Schäger t 
bunt) Ziff.d der 6.207 f- unfer it. D aßgebrudien Diln.«Bet. vom 12. Wär) 1885 aufgehoben (87 206) 
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den bedürfen, injoferne nicht die darleihende Verwaltung ſelbſt darauf 
befteht, weder einer gerichtlichen noch notariellen Fertigung, fondern e3 
genügt, wenn die Unterjchriften durch den Gemeindevoritand des Wohn- 
ort3 der Schäßer beglaubigt find. 

[9) In den Gemeinden der Pfalz richtet ſich das Verfahren bei Ermittlung 
des Werted der Hypothekobjekte nach den von der dortigen Kreis- 
tegierung, Kammer ded „Innern, zu erlafienden Borfchriften (Reg. 
Te vom 12. Wuguft 1869 Sreisamtsblatt für die Pfalz 

. 1829)]. 

10) Die Verwaltungen haben in den das Darlehen bewilligenden Beichlüffen 
die Yaltoren, auf Grund deren fie den Wert feftgeitellt haben, ſohin 
gegebenen alles die Schätzungsſumme, die legten Erwerbspreiſe, Die 
Steuerverhältniszahl und die Brandverficherungsjumme genau anzu- 
ühren 


11) Bei Vorlage der Jahresrechnungen find die im Laufe des Nechnungs- 
iahre iiber bewilligte Darlehen erwachſenen Verhandlungen mit eim- 
zujenden. 

12) Segen Verwaltungsbeſchlüſſe, durch welche ein Darlehensgefuch zurüd- 
gewiejen wird, ijt Feine Beſchwerde zuläfjig. 


IH. Zu 83 der allerhödften Verordnung. 


13) Bei der onerofen Erwerbung von Hypothefforderungen haben die Ver—⸗ 
waltungen mit der nämlichen Sorgfalt wie bei der unmittelbaren Hin- 
abe von Darlehen zu Werte zu gehen und demgemäß die jämtlich vor- 
tehenden in Biff. 6—12 enthaltenen Beftimmungen zu beachten. Ge- 
langen Kapitalforderungen auf fonftige Weife 3. B. durch Vermächtnis 
oder Schenkung in den Befig von Gemeinden und Stiftungen, fo find 
die Verwaltungen verpflichtet, ungeſäumt deren Sicherheit nah Maß⸗ 
gabe des 82 der allerh. Berorbn. zu prüfen und bei dem Mangel 
genügender Sicherheit auf eine anderweitige Unlage Bedacht zu nehmen, 
foferne nicht die Beftimmungen der Zuwendung entgegenftehen oder mit 
Genehmigung der Stantdanfiichtäbehörbe eine Ausnahme zugelaſſen ift. 


IV. Bu 8 4 der allerhöchſten Berordnung. 


14) Die Verwaltungen haben darauf zu dringen, daß fich die Ehefrau bes 
Schuldners ſtets in dem jeden Ortes civilrechtlich geltenden Formen 
unter Verzicht auf bie weiblichen Freiheiten und Vorzugsrechte als 
Mitichuldnnerin verpflichtet. 

15) Das Kapital ſelbſt ift in der Regel nur nach Aushändigung des Hypo⸗ 
thelenbriefed auszubezahlen; wenn dasſelbe jedody zur Tilgung einer 
älteren Hypothekenſchuld verwendet werden fol, jo fann die Summe 
bei dem Notare oder im geeigneten Benehmen mit dem Hypothelen⸗ 
amte bei letzterem deponiert werden, damit bie gleichzeitige Löſchung 
der älteren und Konjtituierung der neuen Hypothekenſchuld möglich if. 


V. Bu 8 5 derallerhbödften Berordnung. 


16) Die unmittelbare Hingabe von ®emeinde- und Gtiftungslapitalien an 
den Staat ober die oben unter Ziff. 4 und 5 bezeichneten juriftiichen 
Berfonen oder Kreditinftitute und Gejellichaften dar! nur gegen Erwerb⸗ 
ung von Schuldbriefen, welche auf Namen lauten, erfolgen. Findet 
dagegen bie Kapitalanlage durch Unfauf von Wertpapieren ftatt, jo 
find dieſe fofort auf den Namen ber betreffenden Gemeinden ober 
Stiftungen umzufchreiben oder zu vinkulieren und findet eine Nusnahme 
nur hinſichtlich der Staat3obligationen au porteur ber Sparkaſſen ftatt 
ꝛc. ı. 


NB. Bezüglid) der Berhältniffe der Sparkaſſen trifft Buch Das 
Normativ v. 20. Mai 1874 (Web. 10, 353 ff., Bamb. 6. E. 354) Beltimm- 
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ung, fpeziel Ziff. 9 desfelben ; fiehe auch Min.-Entichl. vom 27. Novem⸗ 
ber 1878, abgedrudt unten ©. 213 lit. F. 

17) Für die Beichlüffe und Anträge ber Verwaltungen in Sen auf die 
Binkulierung und Devinkulierung ift feine Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörden erforderlich. 


18) Das Berfahren bei Binfulierung von bayerischen Staat3-Obliga- 
tionen au porteur ift folgendes: 
a. Sofort nah Empfang ber Obligation ift dieſelbe auf der 
Rückſeite mit folgendem Eintrag zu verjehen: 
„Bintuliert al3 Eigentum der Gemeinde (oder Stiftung) N. N.“ 
Diefer Eintrag muß unter Beibrud bes Gemeindefiegel3 von dem 
Semeindevorftande und bem betreffenden Kaffier unterzeichnet fein. 
Die Unterfchrift des Gemeindevorftandes und die Siegelung ift 
auch dann erforderlih, wenn örtliche Stiftungen durch befondere 
lediglich unter Kontrolle der Gemeindebehörden ftehendbe Verwalt⸗ 
ungen adminiftriert werben. 


b. Die in vorftehender Weife mit bem Vinkulierungsvermerke verjehenen 
Obligationen find fodann von den betreffenden Gemeinde- und 
Stiftungs-Berwaltungen mit einem die Kommiljions- und Ratafter- 
nummer, dann bie Kapitals - Beträge enthaltenden Berzeichnifle, 
jedoch ohne Beifligung der Koupons, und zivar gemäß 
der allerh. Verordn. vom 14. Oltober 1867, die Zentralifierung des 
Buchhaltungsdienftes der kgl. Staatäichuldentilgungsanftalt betr.,*) 
die Grunbrentenablöfungsichuldbriefe an bie kgl. Grundrenten-Ab- 
löjungstafje, die Eifenbahn-Anlehen3-Obligationen an Die kgl. Eijen- 
bayıı-Dotationd-Hauptlaffe, die übrigen Staatsobligationen an die 
fgl. Staat3fchuldentilgungd-Hauptlaffe in Münden zu überjenden, 
damit von dieſer den geiehlichen VBeftimmungen gemäß bie ftatt- 
gehabte Binkulierung in den Schuldfataftern vorgemerft und bie 
geichehene Bormerfung auf ben förderlich rüdzuiendbenden Sbli- 
gationen furz beftätigt werde. 

(c. Fallt weg, weil die Hier genannten Staatsjchuldentilgungsipezial- 
faflen in Wegfall gefommen find. S. Verordn. vom 7. Mai 1880 
Web. 14, 438.) 

19) Die Devinktulierung der im Beſitze von Gemeinde-Sparkaffen oder 
örtlichen Stiftungen befindlichen Staatdobligationen au porteur darf 
nur auf rund eines nach Maßgabe der Gemeindeordnung giltigen Be- 
ſchluſſes der betrefienden Verwaltung ftattfinden. 

Liegt ein folder Beichluß vor, fo ift die Löſchung auf den nad 
Anleitung der vorftehenden Ziff. 18 vinfulierten Obligationen durch 
folgenden Beijah zu verfügen: 

„Borftehende Binkulierung wird auf Grund bes KRerwaltungs- 
Beichluffes vom ....... aufgehoben und barf im Satafter ge- 
löfcht werden. 

N...... „den ........ 

Gemeinde⸗Stiftungs⸗)Verwaltung N. N. 
(oder Magijtrat N. N.).“ 

Diejer Eintrag muß in Gemeinden mit ftäbtiicher Verfaſſung von 
dem Gemeindevorftande und Kaflier, in ben übrigen Gemeinden von 
dem Gemeindevorftande (Bürgermeifter oder Beigeorbneten) und zwei 
chen en uhmitgliebern unterzeichnet unb mit dem Gemeinbefegel 
veriehen fein. 


*) Giche Web. Bd. 7, 108. 
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Handelt e3 fih um eine Obligation, welche fi) im Beſitze einer 
befonders verwalteten Ortfchaft oder Stiftung befindet, fo ift ber obige 
Eintrag durch den Pfleger oder befonderen Berwalter und überbies 
durch den betreffenden &emeinbevorftand unter Beidrüdung bed Ge⸗ 
meindefiegeld zu unterzeichnen. 

Die in vorftehender Art mit dem Devintulierungd-Bormerfe ver- 
fehenen Obligationen find fodann auf die unter Ziff. 18 lit. b und c 
beftimmte Weife an die Staatsfchuldentilgungstafle, weiche die Bin- 
fulierung vormerfte, zu überfenden und letztere Hat die Loſchung im 
Katafter zu vollziehen und daß bies geichehen, auf den rüdzufenbendben 
Obligationen zu beftätigen. 


20) Die Beftimmungen ber Biff. 18 lit. a und b und 19 finden amaloge 


Anwendung auf bie Obligationen au porteur der oben in Ziff. 4 und 
5 bezeichneten Kaſſen; j bftverftänbfich. haben ſich jedoch die Verwalt⸗ 
ungen in dieſen Fällen nicht an die Staatsſchuldentilgungskaſſe, ſondern 
vielmehr an diejenige Kaffe zu wenden, von welcher bie betreffende 
DObligation ausgeftellt ift. 


21) Die jeitherige Beſchränkung, wonach Wertpapiere nur gu Kurje bes 


22 


ar 


Nennwertes oder unter pari erworben werben durften, ift nicht aufrecht 
erhalten worden, ba man zur Pflichttreue der Verwaltungen vertraut, daß 
fie mit Umficht verfahren und leichtfertige Operationen vermeiden werben. 
Die Kündigung von Darlehen, die Ceſſion von Forderungen, bie 
Wiebereinziehung vorübergehend angelegter Kapitalien, 3. B. die Rüd- 
gabe eines Bankſcheines, die Empfangnahme der Kapıtalien heimbe- 
zahlter Obligationen, jowie bie Wiederanlage derjelben innerhalb ber 
verordnungsmäßigen Schranfen bedürfen vorbehaltlih der im 8 5 
Abi. III der allerhöchften Verordnung in Bezug auf die Veräußerung 
von Wertpapieren befonderd getroffenen Beftimmungen feiner Ge⸗ 
nehmigung der Staat3aufficht3behörben. 

Bei Eeflionen von bayerifchen Nominalobligationen ift die Ceſſions⸗ 
erflärung nicht auf die Obligationen felbft, fondern auf einen bejon- 
beren ftempelfreien Bogen zu jchreiben und auf die oben in Ziff. 19 
angeordnete Weije zu unterzeichnen und mit bem Gemeindeſiegel zu 
verjehen, worauf fobann bie Umfchreibung von der Berwaltung durd) 
Ueberjendung der Obligation nebft Ceſſionserklärung an die Staats- 
ſchuldentilgungskafſe veranlaßt wird, injoferne nicht ber Empfänger ber 
Obligation diefe Umfchreibung au veranlaflen unter fofortiger Aus⸗ 
Händigung des Wertbetrages felbft übernimmt. Die Duittungen für 
heimbezahlte ober zurücdgenommene Kapitalien find gleihfall3 auf bie 
oben in Ziff. 19 angeorbnete Weife zu unterzeichnen und mit dem Ge⸗ 
meindefiegel zu verfehen. 


23) Peg bleiben die Verwaltungen in allen Fällen für die 
p 


rechende Verwendung der zurüdempfangenen Kapitalien haftbar, 
in welcher Beziehung, namentlich auf Art. 26 der Gem.-Orbn. und 85 
Abf. III der allerhöchften Berorbnung hingewieſen wird. 


VI. Zu 36 der allergödften Berordnung. 


24) Die Staatsauffichtsbehorden haben fowohl bei der Durchſicht und 


KRevifion der Jahresrechnungen, ald bei Gelegenheit ber Kafle- unb 
Amtsvifitationen den Bollz der allerhochſten Verordnung vom 
31. Juli 1869, ſowie ber Vorfiehenden Beitimmungen namentlich hin- 
fitlidy der Vinkulierung der Obligationen zu überwachen und wahr- 
genommene Mißbräuhe unter Anwendung der Art. 167 und 158 der 
Gemeindeordnung abzuftellen. 

Kapitaldausleifungen gegen die verorbnungsmähigen Normen 
dürfen nur ausnahmsmeife genehmigt werben, wenn hiefür 
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befonbere LZwedmäßigfeitsrüädfihten beftehen unb 
überdies feine Berluftgefahr di" beforgen ift. 

Unter diefen Borausfegungen ift 4. ©. die Erteilung der Genehmig⸗ 
ung ftatthaft zu Kapitalsausleihungen auf Hypotheken, bei welchen 
zwar die Vorbedingungen des 8 2 der allerhödjiten Verordnung nicht 
volfftändig gegeben, aber gleichwohl feine Verlufte zu bejorgen find, 
ferner wenn die an fich unzweifelhaft genügenden Hypothekenobjekte in 
den Rachbarftaaten belegen find, ſodann zu Kapitaldanlagen in inlän- 
diichen ftanbes- oder gutsherrlihen Wertpapieren, jedoch bei diejen nur 
gegen Binkulierung, endlid) zur Ausleihung kleinerer Kapitalien gegen 
genügende Bürgſchaft u. dergl. 


Die Neuanlage von Gemeinde- und Gtiftungdfapitalien in aus- 
ländifhen Wertpapieren ift, nachdem fich genügende Gelegenheit zu 
Ausleihungen auf inländiſche Werte findet und die Binkulierung aus- 
[ändifher Papiere Häufig” gar mit möglih oder doch mit 
Schwierigkeit verfnüpft ift, bi auf weiteres nicht zu genehmigen. 

Ebenfo iſt vorbehaltlich der Beltimmungen n 8 1 Si 4 der 
allerhöchften Verordnung, fowie etwaiger bejonderer inifterial- 
Entſchließungen die Beteiligung der Gemeinden und Stiftungen an 
Altienunternefmungen, Kreditvereinen, Erwerbs: und Wirtichafts- 
genoſſenſchaften, Bankgeſchäften u. dgl. nicht zu geftatten, es fei denn, 
daß es fih um ein Unternehmen handelt, welches im unmittelbaren 
Intereſſe der betreffenden Gemeinden, wie 3. B. eine ——— 
anſtalt, oder zur Erreichung eines anerkannt gemeinnützigen Zweckes, 
wie z. B. die von den landwirtſchaftlichen Vereinen ins Leben gerufenen 
Kreditvereine, oder im Intereſſe der ärmeren Einwohner, wie 3. ®. 
Vereine zur Beſchaffung von Arbeiterwohnungen und dergleichen be— 
— wird und außerdem genügende Sicherheit gewährt. 

ndlih koönnen Ausleihungen gegen Berpfändung von Wertpapieren 

wegen der in diefer Hinficht ie ergebenden Haftungen und Inkon⸗ 
beniengen den Gemeinde- und Stiftungsverwaltungen nicht erlaubt 
werben. 


25) Schließlich wird bemerkt, daß die allerhöchfte Verordnung vom 31. Juli 
1869 zunächft nur die Kapitalien der Gemeinden und derjenigen Ört- 
lichen Stiftungen betrifft, welche nach Maßgabe der Gemeindeordnungen 
entweder unmittelbar von Gemeindeorganen oder doch unter Aufficht 
der Gemeindebehörden verwaltet werden. 

Hinfichtlich der Kapitalsausleihungen ber Pfarr- und Kirchenftiftungen, 
ſowie der nicht unter den Gemeindebehörden ftehenden ſonſtigen Gtift- 
ungsadminiftrationen haben daher die deöfalljigen bejonderen Beftimm- 
ungen auch fernerhin bis auf weiteres zur Anwendung zu kommen. — 


C. Min.-Bel. von 17. Mai 1886, die Kupitaldaudleigungen der Gemeinden 
unb Stiftungen, hier die verzindliche Anlage von Geldern der Gemeinden 
und örtliden Stiftungen in laufender Rechnung betr.: 


In Ergänzung der zum Bollzuge der allerhöchſten Werordnung von 
31. Zuli 1869, die Rapitaldausleihungen der Gemeinden und Stiftungen 
betreffend, untern 6. Auguft 1869 erlaffenen und in ben Kreisamts⸗ 
blättern veröffentlichten Borfchriften wird zu Ziffer I, 5 derſelben in 
Bezug auf die verzinsliche Anlage von Geldern der Gemeinden und 
örtlichen Gtiftungen in laufender Rechnung, und zwar, was bie Be- 
ftimmungen in ben nachftehenden Ziffern 1, 2, 10 und 11 betrifft, mit 
Geltung für dad ganze Königreih, Hinfichtlidy der übrigen Ziffern da- 
gegen lediglich mit Geltung für das rechtörheinifche Bayern folgendes 
verfügt: 
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1) Die verzinsliche Anlage von Geldern der Gemeinden unb ber unter 
emeindlicher Verwaltung ftehendben drtlichen Stiftungen in laufender 
echnung (Kontolorrent) darf nad) den zur Zeit geltenden Borfchriften 

uur bei ber tgl. Bank unb bei der bayerifchen Hypotheken⸗ und Wechfel- 
bank erfolgen. 

Gemeinden mit Landgemeindeverfaflung, in der Pfalz Gemeinben 
mit weniger als 5000 Seelen, ift die Eingehung eines Kontoforrent- 
verhältniffes nur ausnahmaweife und nur mit Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde geftattet. 

Die Anlage in laufender Rechnung ift nur hinfichtlich der Betriebs 
mittel zuläffig; die Anlage von Beitandteilen des Grundftodvermögens 
in laufender Rechnung ift ausgeſchloſſen. 

2) Die Einleitung eines Sontolorrentverfehres für eine Gemeinde oder 
örtliche Stiftung kann nur auf Grund gefegmäßiger gemeindlicher Be⸗ 
ſchlüſſe erfolgen. 

Hiebei ift es, wenn zur Benüßung im Kontolorrent von der Bant 
nah Maßgabe ihrer befonderen Bedingungen zugleih ein Kredit er- 
öffnet werden ſoll, um zeitweilig über das Guthaben aus den ge- 
meindlichen Anlagen hinaus verfügen zu können, geboten, den Höchit- 
betrag des in Anfpruch zu nehmenden Kredite, d. i. der hierauf zu 
gründenden Paffivbelaftung der Gemeinde beziehungsweile Stiftung, 
und die Urt der Bedeckung des Kredits — foferne von einer Beded- 
ung jeitend der Bank nicht Umgang genommen wird — im Voraus 
feftzufegen, unbeichadet bejonderer Beichlußfaflung in einzelnen Fällen, 
in welchen eine Ueberjchreitung dieſes Betrages veranlaßt ift. 

Das Erfordernis auflichtlicher Genehmigung bemißt fi, abgefehen 
von der Beftimmung in Ziff. 1 Abſ. II nach Art. 63 Abſ. I der Ge- 
meindeordnuug für die Zandesteile diesfeit3 des Rheins vom 29. April 
1869, beziehungsweife nad; Art. 47 Abſ. I der Gemeindeordnung für 
die Pfalz vom nämlichen Tage. 

Die vorftehend erwähnten gemeindlichen und auffichtlichen Beſchlüſſe 
find der Bank in beglaubigter Abjchrift mitzuteilen. 

3) Die jeweiligen Anlagen in laufender Rechnung find ſowohl im 
Kafletagebuche, als im Hauptbuche (Manual) unter den Ausgaben 
vorzutragen und zwar im Hauptbud) in Hauptabteilung II Tit. II 
des vorgeſchriebenen Rechnungsſchema („Auf Leiltung von Wftivvor- 
ſchüſſen“) in einer bejonderen Unterabteilung „Anlagen in laufender 
Rechnung“. Die Duittungen der Bank find im Kaſſatagebuch al3 Be- 
lege beizuziffern. Wo ein Kontogegenbuch geführt wird, ift im Kafle- 
tagebudy auf das betreffende Folium des Gegenbuches zu verteilen. 

4) Da3 von der Bank verabfolgte Checkbuch ift unter doppeltem Ver⸗ 
ſchluſſe — bes (SHurrent-)Hafjeverwalterd und eines Mitiperrerd — zu 
verwahren. Die Abgabe von einzelnen Chedbuchblättern aus dem ge- 
meinſchaftlichen Berichluffe darf nur an den Kaffeverwalter erfolgen. 

Ueber jede Abgabe eined Chedbuchblattes ift in einem eigenen fort- 
laufenden Buche oder im Checkbuche auf dem zurüdbleibenden Teile des 
treffenden Blattes eine von dem Verwalter und dem Mitiperrer zu 
unterzeichnende Vormerkung aufzunehmen, welche dag Datum und bie 
Nummer bes Ehedbuchblattes zu enthalten Hat. 

5) Der gehörig ausgefüllte Ched ift durch die Unterichrift des Kaflever- 
walter8 und des Bürgermeiſters oder feines Stellvertreter auszufer- 
tigen und mit dem gemeinblichen Siegel zu verjehen. 

Die Driginalunterjchriften ber zur Unterfertigung von Ched3 er- 
mächtigten Berjonen find bei der Banl zu hinterlegen. 

6) Jeder Check ift jufort nach gefchehener Unterzeichnung feitens des Kafje- 
verwalter® mit dem anzumeijenden Betrage im Kaſſetagebuch unter 
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8) 


9) 


den Einnahmen innerhalb der Linien vorzumerken. Der Bürgermeiſter 
bezw. deffen Stellvertreter hat fiy von der Beobachtung biejer Bor- 
ſchrift in jedem einzelnen alle bei der Unterjchrift bes perjönlidh 
zu überzeugen. Die mitteld Che erfolgten Abhebungen find fodamı 
— nad Empfangnahme des treffenden Betrages — als wirkliche Ein- 
nahmen im Tagebuche und im Hauptbuche vorzutragen, unb zwar 
in leßterem in Hauptabteilung II Zit. V des Rechnungsfchema („Aus 
Paſſivvorſchũſſen“) in einer befonderen Unterabteilung: „Abhebungen 
in laufender Rechnung“. 


Wird ein Ched an Stelle der Barzahlung an einen Dritten ausgegeben, 
fo ift der angewieſene Betrag fofort in den Kaffebüchern als wirkliche 
Einnahme zu behandeln; gleichzeitig ift derjelbe ald Ausgabe au 
den Empfänger des Ehed in ben Kaffebühern mit bem Beifügen vor- 
zutragen, daß die Zahlung durch Ehed erfolgt if. Der Quittung des 
Empfängers ift der Bormerf: „Zahlung dur Ehed Nr... .. ” Hei- 
zuſetzen. 
Entziffert ſich am Schluſſe des Jahres auf Grund der mit ber Bant 
gepflogenen Abrechnungen nach Abgleichung der von der Bank geichul- 
beten Zinſen mit den von der gemeinblichen Kaffe geichuldeten Provi⸗ 
fionen ein Binsguthaben der —A—ã Kaſſe, ſo iſt 
dasſelbe zur Richtigſtellung der Kaſſebücher im Tagebuch und im Haupt⸗ 
buch in nahme und Ausgabe vorzutragen und zwar im Hauptbuch 
in Sauptabteilung I Zit. VIII, bei örtlichen Stiftungen Tit. IV, 
„Sonftige Einnahmen”) al3 Einnahme und in Hauptabteilung II 
it. II („Auf Xeiftung von Aktivvorſchüſſen“) ald Ausgabe. 
Entziffert fih ein Zindguthaben ber Bant, jo ift biejes in 
den Kafjeblichern gleichfalls in Ausgabe und Einnahme vorzutragen, 
und zwar im Hauptbuch in Hauptabteilung I Tit. XII, bei örtlichen 
Stiftungen Tit. IX („Auf fonftige Ausgaben“) als Ausgabe und in 
Hauptabteilung II Tit. V („Aus Paſſivvorſchüfſen“) ale Einnahme. 


Der Bortrag in der bezüglich ber treffenden gemeindlichen Kaffe zu 
jtellenden Zahresrechnung hat in folgender Weife zu gejchehen: 

Ergibt fi) am Schlufle des Jahres auf Grund der mit der Bank 
gepflogenen Abrechnungen über Einlagen und Abhebungen, fowie über 
die von der gemeinblichen Kaffe zu beanipruchenden Zinfen bezw. ge- 
ſchuldeten Proviſionen ein Guthaben der leßtgenannten Kafle, fo tft 
diejes in SHauptabteilung II der Sahresrechnung unter Tit. IL des 
Rechnungsſchema („Auf Leiftung von Aktivvorſchüſſen“) in Ausgabe 
und unter Zit. I Kap. 2 („Aus zurücbezahlten Aktivvorſchüſſen“) als 
Einnahmerüdftand vorzutragen. Ergibt fich dagegen ein Gut- 
haben der Bank, fo ift dieſes in Yanptahteilung II der Jahresrechnung 
unter Tit. V („Aus Baffivvorfhüflen”) in Einnahme, dann in 
Sanptabteilung I unter Tit. XI Rap. 3, bei örtlichen Stiftungen 

it. VIII Kap. 3 („Heimzahlung von Paſſivvorſchüſſen“) al8 Bahlungs- 
rüdftand vorzutragen. 

Oreichaeitig in ein ſich etwa berechnendes Zins.» Guthaben der 
emeindlihen Kaffe (Ziff. 8 Abf. 1) in Hauptabteilung I Tit. VIII, 
et örtlichen Stiftungen Tit. IV, der Jahresrechnung („Sonftige Ein- 

nahmen") al8 Einnahme einzuftellen, ein etwaiges Zins⸗Guthaben 
der Bank aber (Biff. 8 Ubi. 2) in Hauptabteilung I Tit. XII, bei 
örtlichen Stiftimgen Tit. IX, („Auf fonftige Ausgaben“) als Aus⸗ 
gabe zu verrechnen. 

Im übrigen find die im Laufe des Jahres erfolgten einzelnen 
Anlagen und Abhebungen als bloße Abrechnungspoiten zu behandeln 
und daher in ber Jahresrechnung nicht zum Vortrage zu bringen. 
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10) Der Zived des Kontokorrent ift, ben gemeindlichen Kaffenverkehr zu 
erleichtern und den Gemeinden und drtlichen Stiftungen die al3baldige 
verzinsliche Anlage aeitweile entbehrlicher Betriebsmittel, ſowie im Be- 
darfsfalle deren jofortige Wiedereinziehung zu ermöglichen, ſodann nad 
Umftänden denfelben audy Gelegenheit zu geben, in Fällen, in welchen 
die zur Beftreitung der laufenden Ausgaben beftimmten Einnahmen 
augenblicklich noch nicht oder nicht in zureichendem Maße flüffig find, 
Die erforderlichen &eldmittel vorſchußweiſe vorübergehend zu beichaffen. 
Dagegen darf der Kontokorrent nicht dazu dienen, unter Umgehung der 
@Gejegeöbeftimmungen über Schuldaufnahme und Schuldentilgung eine 
dauernde Paffivbelaftung der Gemeinde bezw. örtlichen Stiftung ber- 
beizuführen und an Stelle planmäßig fundierter Schuldaufnahmen ſo⸗ 
genannte ſchwebende Schulden zu feßen. 

11) Die Auffihtäbehörden haben den Vollzug diefer Borjchriften jorgfältig 
zu überwachen und fich bei jeder Kaffenvifitation über den Stand ber 
Geldanlagen in laufender Rechnung, jowie über das Borhandenfein 
und die Aufbewahrung des Checkbuches und ber nicht verwendeten 
Chedbuchblätter Gewißheit zu verichaffen. 


12) Borftehende Borfchriften treten mit dem 1. Juli 1886 in Kraft. 

Sollte fi) für einzelne Stadtgemeinden mit Rückſicht auf bie ob- 
waltenden bejonderen Verhältnijfe eine Abweichung von dieſen Vor— 
ichriften in dem einen oder anderen Punkte al3 notwendig erweiſen, jo 
alle in Diefer Beziehung bejondere minifterielle Genehmigung vorbe- 

alten. 

Im übrigen bleibt es den Magiftraten anheimgegeben, veranlaßteı 
Falles nad) Maßgabe des Art. 107 Abſ. 3 der diesrhein. Gem.Ordn. 
ee Vorſchriften über den Verkehr in laufender Rechnung zu 
erlafien. 

Für ben Regierungsbezirk der Pfalz wird die kgl. Regierung, 
Kammer be3 Innern, auf Grund bes Art. 78 Abf. 10 der pfälz. Gem.⸗ 
Drdn. die erforderlichen weiteren Anordnungen treffen. 


D. Min.⸗Bek. vom 12. Märn 1085 „die Kapitaldauslerhungen der Gemeinden 
und Stiftungen betr.“ (Web. 17, 75 f.): In Ergänzung und bezw. Ab⸗ 
änderung der zum Vollzuge der allerh. Berordn. vom 31. Juli 1869 „die 
Kapitalsausleifungen der Gemeinden und Stiftungen betr.” unterm 
6. Auguft 1869 erlaffenen nnd in den Kreisamtsblättern veröffentlichten 
Borichriften wird und zwar zu Ziff. II derjelben verfügt: 

1) Die Erteilung ber Bewilligung zur Löſchung von Hypothelforderungen 
und Bodenzinsfapitalien der Gemeinden und örtlichen Stiftungen im 

ppothefenbuche darf nur auf Grund eines nad) Maßgabe der Gem.- 
rbn. giftigen Beſchluſſes der betr. Verwaltung erfolgen. 

Die auf Grund dieſes Bejchluffed — unter Verzicht auf nochmalige 
Vernehmung zum Hypothekenprotokolle — abzugebende Schriftliche 
Loöſchungsbewilligung ift in Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung von 
dem Gemeindevorſtande und dem Kajjier, in den übrigen Gemeinden 
von dem Gemeindevorftande (Bürgermeifter ober Beigeordneten) und 
zwei Ausieubmitgliebern zu unterzeichnen und mit dem Gemeinbdejiegel 
zu verjehen. Hiebei ift auf den vorausgegangenen Berwaltungsbeichluß 
unter Angabe ded Datums desſelben Deaug zu nehmen. 

Die Beitimmung in Abſ. 2 findet auf Die Gemeinden und örtlichen 
Stiftungen in der Pfalz feine Anwendung. 

2) Den &emeinde- und Stiftungsverwaltungen wird zur Picht gemacht, 
bei Erteilung von Loſchungsbewilligungen dem Hypothekenamte die be- 
treffende Urkunbe zum Zwecke der Kaffierung, oder, wenn nur eine teil- 
weiſe Abzahlung in Frage Steht, behufs Berichtigung vorzulegen. 
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3) Die Beſtimmung in Ziff. II, 8 Abſ. 2 der Vollz.⸗Vorſchr. von 


6. Auguft 1869, wonach die Hypothekenſchätzer ber von itpen abge⸗ 
gebenen Schätzung die Erklärung beizufügen haben, daß fie für Die ge- 
wiſſenhafte Abgabe ihres Gutachtens haften, wirb aufgehoben.*) 


E. Weiter find auch hieher — fpeziell bezüglich der Verpflichtung der Ge⸗ 


meinden, über ben gemeindlicyen Bermögend- und Schuldenftand Rn 
enaue Weberfichten nach vorgeichriebenem Formular (dieſes Form. |. bei 
—* 19, 731 f.) herzuſtellen und ber vorgeſetzten Behörhe in Borlage zu 
bringen — nod von Intereſſe die in nachſtehender Min.-E. vom 5. Ok⸗ 
tober 1889 „den Bermögend- und Schuldenjtand der Gemeinden betr.“ 
niedergelegten Grundfäge und Beftimmungen, die wir daher nebft ber in 
leihem Betreffe und in Bezug auf dieſe Belanntmachung erlaffenen 

in.»E. vom 2. Juni 1890 (Min.Bl. S. 235) gleichfalls dem Wortlaute 
nad) hier geben, indem wir zugleich noch weiter bemerken, daß nach einer 
bei v. Kahr S. 247 Note 7 angeführten, nicht veröffentlichten Min.E. 
vom 4. Oktober 1890 Nr. 14525 „da3 unmittelbar Berwaltungszmweden 
dienende Grundvermögen — einichließlich jener Gebäude oder Grundftüde, 
welche Lehrern oder &emeindebedienfteten zur unentgeltlihen Nutzung 
überlafjen jind — unter das nicht rentierende Vermögen einzuftellen tft“. 


I. Min.-E. vom 5. Oktober 1889 (Web. 19, 728 ff.), ben Vermögens- und 
Schuldenſtand der Gemeinden betr.: 


Die feitherigen jährlichen Erhebungen über den Schuldenftanb ber 
Gemeinden haben ſich, namentlich, was ihren ftatiftifchen Wert betrifft, in- 
joferne als einjeitig und mangelhaft erwiejen, als fich diefelben nur auf 
das Baffivvermögen der Gemeinden beziehen und ftatiftiiche Nachweifungen 
über dag Altivvermögen der Gemeinden fehlen. Erſt aus dem Zufammen- 
halte von Aktiv» und PBafjiovermögen und aus der Bergleichung, wie beide 
ab» oder zunehmen und ob und inwieweit etwa ber Sehuldgenahmme eine 
Bermehrung bes Gemeindeverniögend, indbejondere des rentierenden Ber- 
mögend entjpricht, würde ſich eine zutreffende Würdigung der gemeindlichen 
Bermögenslage ermöglichen. 

Es iſt daher veranlagt, die erwähnten Erhebungen von nun an auf 
dag gemeindliche Altivvermögen auszubdehnen. 

Außerdem erſcheint es wünschenswert, die teil in ber Min.-E. vom 
10. Oftober 1869 Nr. 10698 „das Etats⸗ und Rechnungsweſen der &e- 
meinden und örtlichen Stiftungen in den Gemeinden ber Landesteile diesſ. 
d. Rh. betr.“ Ziff. 19 enthaltenen, teils in einer Anzahl älterer Min.⸗E. 
zerftreuten Borjchriften über die Herftellung und Borlage der Leberfichter 
über den gemeindlichen Schuldenftand zufanımenfaffen und einer Reviſion 
zu unterftellen. 

Demnach werden folgende Anordnungen getroffen: 


A. Im allgemeinen. 


’ 1) Die Öemeinbeverwaltungen haben alljährlich auf Grund der rechnungs⸗ 


mäßigen Ausweiſe des Vorjahres nach den anliegenden Formularen I 
und II eine Weberficht über den Schuldenftand und die Schufdentilgung 
der Gemeinde und eine folche über die Vermögensverhältniſſe derſelben 
erzuftellen und bis zum 1. Oftober ber vorgefebten Auffichtöbehörbe 
Si Zandgemeindeverwaltungen und mittelbaren Dtagiftrate dem gl. 
ezirksamt, die unmittelbaren Magiftrate der Tgl. Regierung, Kammer 
des Innern) vorzulegen. 


— — — - 


17. 
1886 


iezu vergl. aud noch die Min.»Bel, vom 14. März 1885 „die Abquittierung unb 


> 

) 
ung —8* Hypothetforderungen ber Rirchen⸗ Pfrunde⸗ und unmittelbaren eriftungen (Beh. 
76 1.), nebft Juft.-Min Bel. vom 2. April 1885 (eb. 17, 76 Note 1) und vom 5. 


odember 
6.17, 77 Note 2), endlich Min.Bel. vom 4. Mat 1891 (Web. 17, 77 Note 3: Abguittierung 


unb Sdlhungsberoinigung bei Hypothek⸗ und VBobenzinsfapitalien der protefi. Piarrfiiftungen). 
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2) 


3) 


4) 





Die Auffichtsbehörden haben nicht blos die Nichtigkeit des Vortrages 
der vorgelegten Weberfichten unter genauer HR: mit dem 
Nechnungsvortrage zu unterfuchen und gegebenfalld Nichtigftellung her⸗ 
beizuführen, fondern auch, foweit dies nicht fchon bei der Rechnungs» 
prüfung geichehen, unter Zuhandnahme der einichlägigen Aktenſtücke, 
insbefondere der Tilgungspläne, die Geſetzmäßigkeit der neuen Schuld- 
aufnahmen und den vorſchriftsmäßigen Fortgang der Schuldentilgung 
zu prüfen und bie etwa erforderlichen auffichtlidhen Verfügungen zu 
treffen bezw. zu veranlajjen. 

Die tgl. Bezirksämter haben fobann nach den gleihen Formu— 
faren, ſohin unter Namhaftmachung der einzelnen Gemeinden, über 
die eingelommenen Schuldenftands- und Bermögendüberfichten je eine 
Hauptüberfiht — unter Ausſcheidung der Gemeinden mit ftäbtiicher 
Berfofiung von den Landgemeinden, in der Pfalz unter Ausicheibung 
ber Gemeinden mit 2500 Einwohnern und darüber von ſolchen mit 
weniger ala 2500 Einwohnern — berzuftellen und ſamt ben gemeind- 
lichen Ueberfichten der kgl. Kreisregierung, Kammer bed Innern, bor- 
zulegen. 

Die kgl. Regierungen, Kammern des Innern, haben dieſe Ueber- 
fihten vom oberauffichtlihen Standpunkte einer Durchfiht zu unter- 
ftellen, die etwa erforderlichen Verfügungen zu treffen und jodann jene 
Ueberſichten ſowie die Ueberfichten der unmittelbaren Stäbte nebit den 
Ueberfichten des Vorjahres bi3 zum 1. Dezember an das kgl. ftatiftifche 
Bureau einzufenden. Letzteres wird die Ueberfichten nad gemachten 
Gebrauche an bie gl. Regierungen, Kammern des Innern, zurüdleiten. 


B. Im einzelnen. 
Zu Formular 1®) 


a. In der Schuldenftandsüberficht find ſämtliche Schulden der poli- 
tiihen Gemeinde, gleichviel ob fie in der Gemeinderechnung oder in 
einer bejonderen Nebenrechnung verrechnet find, vorzutragen. Da- 
gegen find die Schulden der unter gemeindlicher Verwaltung 
ftehenden örtlichen Stiftungen nicht aufzunehmen. 

b. Zum Eintrag in Spalte 3 eignen ſich Schuldbeträge, welche im 
Borjahre bereits beftanden haben, aber aus irgend einem Grunde 
— fei e3 weil fie erft jpäter befannt wurben, oder aus Verſehen — 
in bie Ueberficht nicht aufgenommen worden find. Hiernach lönnen 
ih Einträge für Spalte 3 bei georbnetem paushalt und pünttlicher 
Rechnungsführung, ſowie forgfältiger Herftellung der Schuldenftands- 
überfichten höcyften3 ganz ausnahmsweiſe ergeben. 

c. Um bie Schwierigfeiten zu vermeiden, welche fich bei Anmwenduug 
de3 bisherigen Formulars ergeben haben, wenn, wie dies insbeſon⸗ 
dere bei halbjährigen Annuitätenzahlungen vorkommt, an einer neu 
aufgenommenen Schuld fofort im nämlichen Jahre eine teilmeife 
Abtragung jtattgefunden Hat, wurde Die Rubrik „Zugang durch neue 
Schuldaufnahme” ale Spalte 4 unmittelbar an die Rubrif „Zugang 
durch neue Ermittlungen” (Spalte 3) angereiht, jo daß die Spalte 5 
die Geſamtſumme ber im erichtäjahre erwachſenen Schulden dar- 
ftellt und nach Abzug der im Laufe des Jahres erfolgten Kapitald- 
abtragung (Spalte 10) der nach dem Abſchluſſe der Jahresrechnung 
verbliebene Schuldbeſtand (Spalte 12) ſich entziffert. 

d. Zu Spalte 6-11: Wenn einzelne gemeindlihe Einnahmen, 3. B. 
der Neinertrag des Lolalmalzaufichlages, als Schuldentilgungsfond 
mit der Beftimmung eingewiejen find, daß Mehrerträgniffe welche 


+), gorm. 11. ©. 211. 
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fih etwa in einzelnen Jahren im Vergleiche mit den einjchlägigen 
Ziffern des Tilgungsplanes ergaben, zur Beichleumigung der Schuld⸗ 
abtragung zu verwenden find, fu iſt Diejes Verhältnis ın Spalte 14 
mit Rückſicht auf das jeweilige Rechnungsergebnis kurz zu erläutern. 

e. In Spalte 13 ift dasjenige Jahr zu bezeichnen, in welchem nad 
den Tilgungsplänen die Tilgung der gefamten Gemeindeſchuld voll- 
endet werden foll. 

f. Zu Spalte 14 find die etwa erforderlichen Erläuterungen, insbeſon⸗ 
dere über allenfallfige Abweichungen von den Zilgungsplänen bei- 
zufügen. 

5) Bu Formular II*) 

a. Die Vermögensüberjicht hat ſich auf das geiamte gemeindliche Ver⸗ 
mögen an Rapitalien, Realitäten und Rechten mit Ausichluß bes 
örtlichen Stiftungsvermögend zu eritreden. 

b. Der Betrag der Rapitalien ift nach ihrem Nennwerte anzugeben. 

Die Realitäten und Rechte find mit ihrem jeweiligen Werte 
nad) einer forgjältigen Schäßung vorzutragen. 
6) Die voritehenden Vorſchriften find zum erjten Male in Anjehung des 

Rechnungsjahres 1889 in Anwendung zu bringen. 


II. Min.-Bet. vom 2. Juni 1890 
„den Vermögens⸗ und Schuldenftand der Gemeinden betr.” 


Mit Bezug auf die Belanntmachung vom 5. Oltober 1889 ***) (Amts⸗ 
blatt des fgl. Staatöminifterium3 des Innern ©. 305) wird aus Anlaß 
bieöbezüglicher Anfragen weiter folgende3 befaunt gegeben: 

1) die vorgejchriebene Bermögensüberficht (Beil. II der erwähnten Belannt- 
machung) iſt für alle Gemeinden herzuftellen, auch für ſolche, welche 
ſchuldenfrei find, 

2) In den von den Gemeindeverwaltungen anzufertigenden Vermögens— 
und Schuldenftands-Ueberfichten find nicht blos das Vermögen und bie 
Schulden der Gejamtgemeinde, jondern im Anjchlufje hieran wie bisher 
auch das Vermögen und die Schulden der einzelnen dazu gehörigen 
DOrtichaften aufzuführen; am Schluſſe ift die Summe zu ziehen. 

In den von den fgl. Bezirtsämtern herzuftellenden Hauptüberfichten 
ift bei den einzelnen Gemeinden lediglich dieſe Summe vorzutragen. 

3) Etwaige Einzehrungen am gemeindlichen Grundftodvermögen kommen 
in ber Vermögensüberficht zum Ausdrud; in der Schuldenftandsüber- 
ficht find fie nicht aufzuführen. 


— 


**) yorm. IT f. ©. 212. 
”*e) Siebe oben ©. 206 ff. 
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Aberſicht über den Schutdenſtand und bie Hcufdentilgung 


Yorm. 1. 


..’ im „Jahre 18....... 


der Gemeinde... ....... 





Schuldenſtand des Jahres (1889) 


Im Jahre (1889) wurden 


Im Jahre (1889) waren 
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F. Min.-E. vom 27. November 1878, die Anlage gemeindlicher Sparlaffe- 
gelder betr. (Web. 13, 505). 


Während die kgl. allerh. Verordn. vom 31. Juli 1869, die Kapitals- 
audleihungen von Gemeinden und Stiftungen betr., auf Grund der ein⸗ 
Ihlägigen gefeglihen Borbehalte der beiden Gemeindeordnungen dom 
29. April 1869 in 8 1*) vorichreibt, in welcher Weile die Gelber von 
Gemeinden und Gtiftungen anzulegen find, ıft in Biff. 9 Ab. I der 
Min.-E. vom 20. Mai 1874 **) die Sparkaſſen von Gemeinden unb 
Diftriften betr. (Min.-Bl. S. 301 ff.) ausgeiprodhen, daß in ben Spar 
faffefagungen außerdem auch folgende Arten von Anlagen als zuläffig er- 
Härt werden können; 
a. in verzinslichen Schuldverjchreibungen deuticher Bundesitaaten, 

b. mittel! Ankaufs von Binsabichnitten folder Schuldverjchreibungen, in 
weichen die Kapitalanlage zuläffig ift, wenn die Binsabfchnitte ent» 
weder bereits fällig find oder in den nächſten 6 Monaten fällig werben. 

c. gegen Brivatfchuidieine mit Bürgichaft. 

Diele Beitimmung ift dahin ausgelegt worden, daß ed zu Kapitals- 
augleihungen der foeben unter lit. a—c bezeicgneten Art ber in Art. 112 
Ziff. 8 und Art. 159 Ziff. 10 der rechtörheiniichen bezw. Art. 91 Ziff. 9 
ber pfälziichen Gem.Ordn. vorgeichriebenen Förmlichkeiten im einzelnen 
Falle nicht bedürfe, wenn die Statuten der betr. gemeindlichen Spartafie 
die bezügliche Anlage-Art für zuläffig erflären. 

Diefe Meinung ift irrig. Durh die Min.-E. vom 20. Mai 1874 
wollten lediglich die erwähnten Anlage-Arten für Sparkaſſen prinzipiell 
zugelajjen werden; für den einzelnen Fall einer Kapitalsausleihung aber 
fonnten ſelbſtverſtändlich die gejeglichen Erfordernifie der Zuftimmung bes 
Kollegium3 der Gemeindbebevollmädtigten bezw. der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde nicht befeitigt werden. 


Indem da3 kgl. Staatsminifterium vorftehendes zur Beachtung ein- 
fchärft, fieht es ſich zugleich zur Bemerkung veranlagt, daß auf Die aus 

itteln einer Sparkaſſe dotierten gemeindlichen Hilfslaffen die Beltinm- 
ungen über die Anlage ber Sparlafjegelder feine Anwendung finden. 
Bielmehr bewendet e3 hier bezüglich der Trage, in welcher Weiſe bie 
Mittel der Hilfskaſſe zu verwenden find, bei den Vorſchriften der bei 
Gründung einer ſolchen Hilfskaſſe von der vorgejegten Berwaltungsbehörde 
nad Art. 159 Ziff. 5 der biesrheinifchen und Art. 91 Ziff. 9 der pfälziſchen 
Gem.⸗Ordn. geprüften und genehmigten Statuten. 


0) Aus der Berpflichtung der Gemeinden zur ungeichmälerten Erhaltung 
des Grundſtockvermögens ergibt —* von ſelbſt auch ihre Pflicht zur Unterhaltung 
der zu dieſem Grundſtockvermögen gehörigen Gebäude (— Tragung der Baulaſt 
bezüglich derjelben —), desgleichen aud) der zu demſelben gehörigen Aeder, Wieſen, 
Wälder und jonftigen beweglichen oder unbeweglichen Sachen. Siehe Entjch. des 
Berw.@er.-Hofes vom 7. Januar 1881 Bd. 3, 451 in Anm. 20a Nr. I lit. c. 


1°, Nach den Beitimmungen des Art. 26 im Zujammenhalte mit Art. 159 
der Gem.Ordn. ift es auch unzuläflig, daß eine Gemeinde einer Klage gegenüber, 
deren Petition oder Geſuch auf eine Schmälerung des Gemeindegrunditodver- 
mögen gerichtet bezw. deren — für den Kläger günftiger Ausgang im Erfolge 
eine ſolche Schmälerung oder eine Veräußerung von Beltandteilen des rentieren- 
den Semeindevermögend bedeuten würde, fich einfach fügt ober durch Vergleich 





*) Siehe oben S. 196. 
*e) Diefelde ift abgebrudt bei der Behandlung der gemeindlichen Sparkaffen in 8 97: Ge⸗ 
zmeindeanftalten. 
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mit gleihem Erfolge die abſchwebenden Gtreitigfeiten beilegt, ohne die ftaatsauf- 
fichtliche Genehmigung hiezu zu erholen. Die Gemeinde ift vielmehr verpflichtet, 
derartige Prozeffe bis zur legten Inſtanz durchzuführen, fie kann aljo auch ohne 
ftaatdauffichtliche Genehmigung nicht auf Rechtsmittel (Berufung 2c.) verzichten ; 
und ift event. die Auflichtöbehörde fogar berechtigt, den Prozeß jelbft in die Hand 
zu nehmen und alle Rechtsmittel bis Hinauf zur legten Inſtanz gegen ein Died- 
bezügliche3 die Gemeinde verurteilende3 richterliches Erkenntnis zu gebrauchen. 


Siehe v. Haud-Lindner ©. 91; ferner Entſch. des Verw. Ger.Hofes vom 
23. Juli 1880 Bd. 1, 472 zu Nr. II Abſ. II (fpeziel für die Pfalz); ferner 
die Entich. des oberſten Ger.-Hofed in Bd. 5 (der Samml.) ©. 535 f. unten in 
Anm. 20a Rr. I lit. a und Nr. II, ferner (über Buftändigfeitäfragen) Entich. 
des Beriv.-Ger.-Hofes vom 23. Februar 1883 Bd. 5, 1 ff. ın Annı. 20a Nr. I 
lit. bh, deögl. auch Nr. III die dort angeführten Abhandlungen ; endlich die oben 
94 Anm. 27d ©. 53 angeführte Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 26. Novem- 
er 1886 8b. 8, 181. 


*° Wird die Genehmigung zur Abweichung von der Vorſchrift bes Art. 26 
unb von den auf demjelben fußenden Beltimmungen jeitend der Aufficht3behörde 
verfagt, fteht den Gemeinden das Beſchwerderecht zu. In gleicher Weile können 
Dieöbezügliche ftaat3auffichtlich genehmigte Beichlüffe von den Beteiligten ange- 
fochten werden. 


Da die Erteilung ber Genehmigung ober deren Berjagung eine Ermeſſens⸗ 
ſache, alfo vollftändig der freien Erwägung ber vorgefehten Aufficht3behörde anheim- 
gegeben ift, fo ift die Zuftändigleit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeichlofien, 
die Beichwerben gehen vielmehr an die nächft höhere Berwaltungsftelle, alfo gegen 
Beichlüffe der Vezirksämter an die kgl. Kreisregierungen, und gegen Entſcheide 
der legteren an das kgl. Staatsminilterium des Innern. Diele 2. Juſtanz ift 
bie legte Bermwaltungsinitanz; doch Tann gegen die zweitinftanziellen Ent- 
cheidungen der kgl. Kreisregierungen das Oberauffichtärecht des !gl. Staat3mini- 

eriums be3 Innern angerufen werden. Näheres hierüber bei Art. 159, ferner 
auch Art. 154 (155 und 160) und 161 der Gemeindeordnung. Vergl. auch 
Anm. 37 zu Urt. 27 


[Eine Berufung von den Entfcheidungen der kgl. Kreißregierungen an ben 
kgl. Berwaltungdgerichtshof ift nad Art. 10 Ziff 2 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes 
in Bezug auf "Berfügungen in Gegenftänden der Staatsauffiht in Gemeinder 
angelegenheiten” nur dann zuläjfig, wenn von einer Gemeinde behauptet wird, 
daß durch foldye Verfügungen das ihr gejetlich zuftehende Selbſtverwaltungs⸗ 
recht verlegt oder daß ihr eine gejeglich nicht begründete Leiftung auferlegt fei.*)] 

Siehe Entich. des Verw.-Ger.-Hofed vom 16. Januar 1880 Bd. 1 91 f.; 
vom 28. Januar 1881 Bb. 3, 526 f.; befonders vom 19. Mai 1882 Bd. 3, 701f. 
und vom 19. November 1880 Bd. 2, 214 f.; in Anm. 20a Nr. Ilit.d,e, f,g 
und auch h. Vergl. zu lebterer au 8 94 Anm. 27d oben ©. 53. 


2) Zu Art.26 verweilen wir befonders auf folgende Enticheidungen und 
Abhandlungen: 


I. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. dom 23. Juli 1880 Bb. 1, 472 (fpeziell für die Pfalz ergangen, jedoch 
analog auch für das rechtörheiniiche Bayer anwendbar) zu Nr. 2: 
Nach Urt. 19 der pfälz. Gem.Ordn. (Art. 26 der rechtörhein. Gem.⸗ 
Ordn.) find Die Gemeinden verpflichtet, den Grundftod ihres Vermögens 
ungeichmälert zu erhalten. Zu diefem Bermögen gehören auch dingliche, 
der Gemeinde zuftehende Rechte. S. oben Anm. 4. 


*) Hiezu f. ſpeziell bie Sutſch. des Deri..@er.Hofeß tom 19. November 1880 Bd. 2 
©. 221 in Anm. 20a Nr. I lit. 8 Ubſ. 2 unb vom 19. Mat 1882 in Anm. 2a Nr. I lie f, 
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Zur Geltendmachung ſolcher Rechte, bezw. zur Sicherung der ge- 
meindlichen Bermögensbeftandteile gegen Gefährdungen und Einjchränf- 
ungen ift aber der Gemeinderat (Gemeindebehörde) ꝛc. ald Verwalter 
des gemeindlichen Vermögens gejeblich berufen und hienach bie Prozeß⸗ 
führung ſowie die Beitreitung der mit Ießteren verbundenen Auslagen 
eine gejeliche Pflicht der Gemeinde [und ©. 473: Zur Prozeßführung 
bedarf der Gemeinderat — Gemeindebehörde — feiner Genehmigung 
(der vorgejegten Staatsaufſichtsbehörde)]. 

©. Anm. 19 a. E. und unten Nr. II Entich. bes oberften Ger.⸗ 
Hofes; 

b. vom 30. November 1892 Bd. 14, 98: Die Gem.-Orbn. hat die Ge 
meindeumlagen, Aufichläge ꝛc. nicht al zum &emeindevermögen ge- 
hörig, jondern als hievon getrennte bejondere Einnahmsquellen be- 
tradtet. Auch in den Motiven zu Urt. 22 des Regierungsentmwurfes 
der Gem.⸗Ordn. (Art. 26 des Geſetzes) wird ald Gemeindever- 
mögen lediglich jenes bezeichnet, weiches direft dem öffentlichen Ge⸗ 
brauche gewidmet ift ober deffen Erträgniffe zur Befriedigung der Ge- 
meindebebürfniffe dienen ober welches zum Brivatvorteile ber Ge⸗ 
meindeangehörigen benüßt wird. Nicht minder geht aus der Natur 
ber Sache hervor, daß Gemeindeumlagen und Aufichläge nicht gleich⸗ 
bedeutend mit Gemeindevermögen find 2c. ꝛc. S. oben Anm. 4. 


c. vom 7. Zanuar 1881 Bd. 2, 451: Urt. 26 ber diesrh. Gem.Ordn. 
legt ben Gemeinden, bezw. Art. 5 1. c. den Ortichaften die Verpflicht- 
ung zur ungefchmälerten Erhaltung bed gemeindlichen Vermögens auf. 
Dieie Obliegenheit fchließt notwenbigerweife die Sorge für die Unter- 
haltung eines zu folden Vermögensbeftändeu gehörigen Gebäudes und 
daher die Uebernahme der eh! Va Leiſtungen, injoweit nicht 
andere Baupflichtverhältnifje beftehen, in jih. S. Anm. 18. 


d. vom 16. Sanuar 1880 Bd. 1, 91: Bur letztinſtanziellen Enticheidung 
über den Anſpruch einer Gemeinde auf zeitweilige Berwendung des 
Srundjtodes eines ihrer Verwaltung anvertrauten Stiftungsvermögens 
ift der Verwaltungsgerichtshof nicht zuſtändig; jpeziell ©. 94: Sragen 
des freien Ermejiens find nach der ausdrüdlichen Vorſchrift des 
Art. 13 Abi. I Ziff. 3 de3 Verw.Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes der Buftändigfeit 
des Berw.-Ger.-Hofes entrüdt. ©. oben Anm. 20. 


e. vom 19. November 1880 Bd. 2, 214 ff.: Zur Enticheidung von Be- 
ſchwerden gegen ftaatsauffichtliche Veichlüffe der Verwaltungsbehörden, 
wodurch auf Grund des Art. 159 Ab}. I der Gem.Ordn. die ftaatd- 
aufjichtliche Genehmigung verfügt wurde, ift der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof nicht zuftändig. 

Speiel ©. 221: Das in Art. 1 ber rechtsrh. Gem.-Ordn. den 
Gemeinden gewährte Recht der Selbftverwaltung it für die in Art. 
159 der Gem.⸗Ordn. bezeichneten Fälle ein beichränftes. Hier ift für 
die Mechtsbeftändigfeit eines gemeinblichen Verwaltungsaktes die Er- 
teilung der ftaat3auffichtlichen Genehmigung erforderlih. Auf bie Er- 
teilung diefer Genehmigung hat eine Gemeinde feinen rechtlichen 
Anſpruch, ebenfowenig tanı die Berfagung berjelben ein Recht 
der Semeinde verlegen. Ob foldye Genehmigung zu erteilen oder zu 
verjagen fei, wird nicht Durch gewiſſe gefepliche Vorausfegungen be- 
ftimmt, es ift vielmehr Sache bed freien Ermeſſens, deſſen Uebung 
den Behörden der aktiven Verwaltung zukommt, während die 
EEG: des Berwaltungsgerichtähofes gemäß Ar@ 13 Abſ. I 

iff. 3 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 ausgeichloffen if. S. Anm. 20 
und nachſtehende lit. f. 
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f. vom 19. Mai 1832 Bd. 8, 701: Die Erteilung oder Verſagung der 
ftaatsauffichtlichen Genehmigung nach Maßgabe bes Art. 159 der Gem⸗ 
Drdn. ift dem freien Ermeſſen der zuftändigen Staatsauflichtöbehörden 
anheimgegeben. Bur Beſcheidung der Beſchwerde einer Semeinde wegen 
Verjagung der bezeichneten Genehmigung ift Daher ber Verwaltungs⸗ 

erichtähof nicht zuftändig. Speziell S. 703: Die Erteilung oder Ber- 
agung der ftaatdauffichtlichen Genehmigung ift nicht buch beftinnmte 
gejebliche Normen bedingt, ae handeln hiebei die zuftändigen 
Staatsbehörden nach freiem Ermefjen und unter Beurteilung des all- 
emeinen gemeindlichen Intereſſes. Jene Thätigfeit ift demnach ein 
ft des behördlichen Gutbefindend, wogegen gemäß Art. 13 Abf. I 
Biff. 3 des Gelege von 8. Yuguft 1878 der Berwaltungdgericht3hof 
wegen Mangels der Zuſtändigkeit überhaupt nicht angerufen werden 
kann. ©. voritehende lit. e und oben Anm. 20, auch Note * dajelbft; 
ferner Anm. 37 zu Art. 27; 


g. vom 28. Japnar 1881 Bd. 2, 526: Zur legtinjtanziellen Beſcheidung 
ber Beichwerde einer Kirchenverwaltung wegen Nichtgenehmigung ber 
Verwendung von Stiftungsfapitalien zur Beftreitung von geſetzmäßigen 
Ausgaben der Kirchenftiftung ift der Verwaltungsgerichtshof nicht zu- 
ftändig. Bergl. oben Anm. 20; 


h. vom 23. Februar 1883 Bd. 5, 1: Wenn Streit darüber entiteht, ob 
ein Bermögensftüd Eigentum der Gemeinde oder Privateigentum fei, 
und wenn die VBerwaltungsbehörden die Anerfennung des behaupteten 
Privateigentums verweigern und bis zu einer allenfallfigen gegenteiligen 
richterlichen Entfcheidung an den Gemeindeeigentume feitzuhalten be- 
neben, jo ift der Bvemaltumgager ihr zur Enticheidung einer Be- 
chwerde gegen einen derartigen Beſchluß der Berwaltungsbehörde nicht 
ae Bergl. 8 94 Anm. 27d ©. 53; ferner oben Anm. 20, 
auch 19; 


ji. vom 13. Januar 1888 Bb. 9, 377: Der Gemeindeausihuß ift ver- 
pflichtet, jederzeit die Nechte und die Antereffen der Gemeinde ala Kor- 
poration wahrzunehmen, und ift nicht berechtigt, in einem Gtreitver- 
fahren gemäß Art. 8 Hilf. 28 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. die Rolle 
einer im entgegengeſetzten Intereſſe beteiligten Partei zu übernehmen. 
Hiezu |. auch Entich. des Berw..Ger.-Hofes vom 28, März 1888 
Bd. 9, 454, mitgeteilt in Anm. 101 Nr. I lit. ee zu Urt. 31 und 
32 der Gem.-DOrbn., ferner nachftehende Nr. III lit. c. 


II. Entſch. bed oberiten Gerichtähofes, Samml. Bd. V, ©. 535 Nr. 220: 
Befugnis eines Bezirksamtes zur Einlegung einer Nichtigkeitsbeſchwerde in Ver⸗ 
tretung einer Gemeinde (zu Yrt. 26 und 159 der Gem.-Drdn.): Dur Art. 26 
der Gemeindeordnung find die Gemeinden verbunden erllärt, den Grundftod 
ihre3 Bermögend ungeſchmälert zu erhalten und Tönnen Abweichungen von diejer 
Borichrift jowie von der weiteren derjelben beigefügten Beftimmung, daß veräußerte 
Beftandteile des rentierenden Bermögend durch Ermwerbung anderer rentierender 
Objekte fojort oder mindeftend allmählich nach vorher feitgefegtem Plane erjeßt 
werben müſſen, nur mit Genehmigung der vorgefegten Verwaltungsbehörde ftatt- 
finden ꝛc. Es ergibt fih Hieraus mit Notwendigkeit, daß ſich eine Gemeinde nicht 
ohne Yuftimmung der vorgefegten Verwaltungsbehörde bei einer Klage einfach 
beruhigen fann, die gegen IM auf Anerlennung des Eigentums an einer ren- 
tierenden Liegenichaft gerichtet worden und eine weitere Folge Hievon ift insbe 
fondere, daß e3 der Berwaltungsbehörde zuftehen muß, namens einer Gemeinde 
felbjt gegen geren Willen Die gejehlichen Rechtsmittel gegen ein gerichtliches Urteil 
zu erihöpfen, durch welches die Gemeinde zur Abtretung eines zum Grundftode 
ihres rentierenden Vermögens gehörenden Waldes verurteilt wurde. Eine ber- 
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artige Befugnis kann einem Zweifel um jo weniger unterliegen, als, wenn diejelbe 
nicht beſtünde, die angeführten gejeglichen Beftimmungen, die fi) auf die Erhalt. 
ung des Grundſtockes von gemeindlichem Vermögen beziehen, auf Ummegen 
illuforifch gemacht werden Könnte. 
III. Abhandlungen: 
A. Bl. für admin. Pr.: 


a. Bd. 35, 298 ff.: Ueber Gemeinde - Eigentums. Streitigkeiten. Siehe 


b. 


Anm. 19; 


Bb. 20, 145 ff.: Die Erhaltung des Gemeindevermögend gegenüber 
Brivateigentumdanjprüchen; gegenüber ber vorft. Abhandlung in Bb. 30, 
145 fiehe diejenige in Bd. 21, 49 ff.: Schuß bed Gemeindeeigentumes. 


Bd. 30, 79 F.: Pflicht der Auffichtöbehörben zur Wachjamfeit über 
die Erhaltung der Gemeindevermögensſtücke, ſpeziell S. 80: Die den 
Gemeinden vorgejegten Berwaltungsbehörden find auf Grund des ihnen 
nah Art. 157 der Gem.Ordn. zukommenden Staatsaufſichtsrechtes 
berufen, dafür Sorge zu tragen, daB die Gemeinden den Grund» 
ftod ihres Vermögens ungejchmälert erhalten und die Erträgnifje ihres 
Vermögens den Vorſchriften der Gem.-Ordn. entiprechend verwenden ; 
die Ausübung dieſes Auffichtsrechtes wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
da ein Vermögensſtück von einem Teile der Gemeindeangehörigen al3 
Brivateigentum in Unfpruch genommen wird; felbit wenn ein jolcher 
Anfpruh von der Gemeindevertretung anerkannt wird, ift die vorge. 
feßte Berwaltungsbehörde, joferne fie den erhobenen Anſpruch als 
liquid nicht zu erachten vermag, berechtigt und verpflichtet, zu beftim- 
men, daß das betr. Vermögensftüd al3 Gemeindevermögen fo lange 
feftzugalten und zu behandeln fei, bis etwa der erhobene privatrecht- 
liche Anſpruch durch Nichterjpruch als vechtöbegründet anerkannt fein 
wird. — 

Bergl. Hiezu Entſch. des Berw..-Ger.-Hofed Bd. 9, 377 in vor- 
er Nr. I lit. i, desgl. vom 23. Februar 1883 in Nr. I lit. h. 

erner 


. Bd. 30, 385 fi.: Gemeinfames Privateigentum oder Gemcindeeigen- 
tum 


. 8b. 18, 129 ff.: Ueber das rechtliche Verhältnis der Gemeinde⸗Gründe: 


1) die alte Realgemeinde 129 ff, 

2) die neue bürgerliche Gemeinde 136 ff., 

3) Streit über das Eigentum (am Ulmendgut): 139 ff., 

4) Streit über die Nugungen: 148 ff. (Art. 31 und 32 der Gem.- 


Ordn.): 
6) Verteilung der Nutzungen neben Gemeindeumlagen (Art. 31, 32); 
155 


6) Ortögemeinden in der politiihen Gemeinde: 164 f., 

7) Recht der Gemeinderechtäbefiger am PBadıtichilling: 166 f., 

8) Recht der Gemeinderechtsbeſitzer am Kaufichilling: 167 f., 

9) Stimmredht derjenigen, welche fein Gemeinderecht bejigen: 168 f., 

10) Beſchränkung ber Gemeindeumlagen auf die Gemeinderedhtsbefiger: 
169 ff.; 


27 


f. Bd. 36, 171: Schutz eines adminiftrativen Proviſoriums (in Bezug 


g- 


auf unverteilte Gemeindegründe bis zur gerichtlichen Entſcheidung be- 
treff3 der Eigentumßfrage) ; 


Bd. 48, 121: Beweiskraft des Grundſteuerkataſters (bei Streitigkeiten 
darüber, ob Grundftüde den @emeindegliedern ald Privateigentum 
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ehören ober ob ihnen nur auf den Gemeindeverband ſich gründenbe 
dutzungsrechte en Urteil bes oberften Landesgericht? vom 
29, Zanuar 1892: Auch beim Mangel einer gegen bie Einträge im 
Grundfteuerkatafter erfolgten Reflamation kommt den Vorträgen im 
Grunbfteuerfatajter hinfichtlich der Eigentumsverhältnifje dritten Präten⸗ 
denten gegenüber eine unbedingte Beweiskraft nicht zu. Siehe das 
oberftrichterliche Erfenntnis unten in Anm. 44 Nr. II; 


h. Bd. 27, 294: Buftänbdigfeit bei Differenzen über das Eigentum an 
einem Kanal; endlich aud) noch 

. 8b. 230, 246: Ueber den Einfluß der Verkleinerung des Gemeinde- 
bezirfed auf das Gemeindevermögen. Vergl. Dazu auc oben 8 94 
G. 50 f. über die Ausicheidung des Gemeindevermögend bei Gemeinde⸗ 
bezirföveränderungen. 


B. Bayeriſche Gemeindezeitung: 

a. —2 1891 ©. 656 ff.: Die Herſtellung eines Gemeindevermögens⸗ 
buches (Lagerbuches) (Referat des Rechtsrates Alberftötter in München), 
ferner ©. 88: Veräußerung von Gemeinde-⸗Realitäten; 

b. Jahrg. 1892 ©. 145: Ausleihung gemeindlicher Kapitalien an Private; 
©. 555 ff. und 585 ff.: Ueber die Bertretung unb Stellung der Ge— 
meinde als Partei in der ivilrechtöpflege und die Prozekführung 
feiten3 der Gemeinben; 

c. Zahrg. 1893 ©. 102 und 561: Die Bermögensprobe in Gemeinbe- 
und Stiftungsrechnungen; 

d. Jahrg. 1894 ©. 237 f.: Gemeindeeigentum (buch unrichtigen Eintrag 
in ben Grumbfteuertatafter und Gemeindeplan fann Eigentum nicht 
erworben werden). ©. 82: Beweis des gemeindlichen Eigentums. 
©. 281: Kann die Gemeinde Arreit erwirfen zur Sicherung ihrer 
Öffentlich-rechtlichen Yorderungen? 

e. Jahrg. 1895 ©. 559 ff.: Staatsauffiht auf die Gemeinden und 
Privatrechtspflege. S. 393 ff. und 412 ff.; Vertretung der Gemeinden, 
Erwerb und Beräußerung von Wealitäten, Eingehung von Schuld⸗ 
verbindfichkeiten, Qöjchungsbewilligung der Gemeinden. 


IV. dv. Seydel, Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 2, 627 ff.: das Gemeinde- und 
Ortſchaftsvermögen und beifen Verwaltung; ſpeziell über Veräußerung des ge- 
meindlichen Grundjtodvermögens Bd. 3, 628 f.; über Veräußerung von Liegen- 
ihaften Bd. 3, 641 und 643. 


V. Bezüglich der Erhaltung des gemeindlichen Grundſtockvermögens reſp. 
deſſen möglichſt nugbringende Verwendung vergl auch noch bie bei Art. 27 in 
Anm. 44 Nr. IV mitgeteilte Min.-E. vom 6. März 1854 „die allmählie Kul- 
tivierung und befjere Benugung der Gemeindegründe betr.” (Web. 4, 651 f.) 
Die in diefer Min.-E. niedergelegten Grundſätze haben auch heute noch ihre Be⸗ 
rehtigung und Giltigfeit, und follten durch diefelben in&bejondere Die Gemeinden 
veranlaßt werden, zugleich in Verbindung mit der Verbeflerung ihrer Gründe auch 
die Ortsverjchönerung, desgleichen auch — wo dies nach Klima und Bodenbeichaffen- 
heit möglich ift — die Obſtbaumzucht zu fördern, gegebenen Falles durch Die 
richtige Auswahl ber zu pflanzenden Baumjorten auch die Bienenzucht zu heben 
und jo mit dem Nüglichen auch das Angenehme zu verbinden. — Wenn die Her- 
ftellung fogenanuter englifcher Anlagen möglich ift, kann auch eine nicht un⸗ 
meientlihe Grasnutzung in Betracht kommen. — Wo nur ein Plägchen fich zur 
Unpflanzung — fei ed mit einem Obftbaum ober einem Wildbaum eignet — 
jollte daher dieſe Anpflanzung nicht außer acht gelaflen mwerden. Ber Baum 
wächſt ind Geld, beſonders der Opftbaum, aber aug ſchon der Wildbaum, außer⸗ 
dem verſchönert er zugleich die Gegend; ein Paar gelegentlich und billig 


wu. 


8 96a. Geſetzesſstext zu Abt. III Abſchn. I der Gemeindeordnung. Art. 27. 219 


Art. 27 (20). 21) 
I. Die Verteilung von Beftandteilen des Grundſtockvermögens 22) 


herzuftellende Wege in oder durch ſolche Anpflanzungen, auch ein paar einfache 
Kuhebänke an paſſenden Plätzen werben ficy mit ber Zeit noch anbringen laſſen 
bezw. von fogen. Ortöverichönerungsvereinen oder von Privaten angebracht werden: 
und fo könnten ſich allmählicy in jeder Gemeinde ohne bemerkenswerte Koften 
Heine oder größere Anpflanzungen oder Anlagen bilden, welche nidyt nur eine 
Rente an die Gemeinbelaffe abzugeben, jondern zugleich auch den Gemeindebe- 
wohnern angenehme Gelegenheit zur Erholung im Freien und dadurch zur Stär- 
fung der Geſundheit (oder auch nur zur Annehmlichkeit) zu bieten vermögen. 


Zu Urt. 97. 


1) Siehe zu dieſem Artikel, insbejondere über Die Borausjegungen, unter 
welchen eine Gemeindegrundteilung ftattfinden darf, die Ausführungen in 8 96 
©. 183 f. Die Art. 27, 28, 29, 31 und 32 der Gem.-DOrdn. charafterifieren fich 
als Ausnahmen von ber im Art. 26 aufgeftellten grundfäglichen Regel; demgemäß 
gilt auch für fie der Auslegungsjag, dag Ausnahmen strictissime zu interpretieren 
find und nicht per analogiam auf andere Fälle ausgedehnt werden dürfen. Der 
Urt.27 mit 29 Handelt fpeziel nur von Verteilung von Grundftodvermögen und 
zwar zu vollem Eigentum; der Art. 28 dagegen handelt von der Verteilung 
von Grundftocvermögen lediglich zur Nutznießung; die Art. 31 und 32 endlich 
von der Berteilung der Nupungen (nicht bed Grund und Bodens) felbit, fowie 
der Rentenüberſchüſſe. 

Ueber die geſchichtliche Entwidfung der im Art. 27 behandelten Gemeinde» 
grundteilung |. v. Kahr ©. 255 f. 

Das revid. Gem.-Ed. von 1818.34 enthält hierüber die Beltimmung im 
8 25, daß Semeindegrunbteilungen nur wegen nachgemwiejenen überwiegenden Bor» 
teil3 für die Gemeinde mit Zuftimmung der Mehrheit von drei Bierteilen fänt- 
licher wirklicher Gemeindeglieder der Gejamtgemeinde, unter welchen drei Bierteilen 
jedoch die Großbegüterten der Gemeinde, ſowie der ober die Schäfereiberedhtigten 
begriffen fein müſſen, und mit höherer Kuratelgenehmigung ftattfinden können 
bezw. dürfen. 

Speziell die Teilung von Gemeinde walbungen durfte nur zum Bmede 
der Abtreibung und nur dann eintreten, wenn bie betr. Grundftüde zur Waldkultur 
nicht geeignet waren. 

Siehe hierüber die in Anm. 44 Nr. III aufgeführten Abhandlungen in den 
BI. für admin. Pr. Bd. 8, 369 ff.; 385 ff. und Bd. 18, 337 ff. und 395 ff., 
fowie die in Anm. 44 Nr. I lit. a angeführte Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 
25. Februar 1891 Bd. 12, 487; ferner die in BI. für abmin. Br. Bd. 8, 388 ff. 
genannte Min.-E. vom 6. März 1854, 14. Juni 1856 und 18. Auguft 1858, des⸗ 
gleichen Min.-E. vom 7. Auguſt 1881 „die wirtichaftlichen Verhältniffe der Ge- 
meinden und Dijtrikte betr.“ (Web. 15, 386 f.); vergl. v. Kahr ©. 256 Note 1 
und 2 und ©. 263 Nr. 10. 

Die Gem.- DOrdn. von 1869 hat im ganzen und großen Die vom revib. 
Gem.-Ed. aufgeitellten Grundſätze beibehalten. 

1) Siehe Anm. 21 am Eingang. Der Art. 27 befaßt ſich ausſchließlich 
nur mit Berteilung von Beftanbteilen des gemeindlihen Grundſtockvermögens 
einer Gemeinde zum Eigentum derjenigen Gemeindeangehörigen, welche an 
der Teilung teilzunehmen berechtigt find. Die Empfänger können alſo vollſtändig 
frei über den ihnen überwiejenen Anteil verfügen, ihn insbejondere auch jederzeit 
frei veräußern. In Verbindung mit Art. 27 befaßt fich Art. 29 fpeziell mit der 
Berteilung von Gemeindewaldungen. Bergl. Unm. 49 zu Urt. 29. — Un- 
erläßliche Borausjegung ift, baß die zur Verteilung gelangenden Semeindegründe 
im Eigentume ein und derfelben Gemeinde ſich befinden. Dies muß vor allen 


220 8 96a. Gefegedtert zu Abt. III Abſchn. I ber Gemeindeordnung. Art. 27. 


it nur bei den ganz oder teilmweile 23) zum Vorteile der Gemeinbe- 
angehörigen?®) benüßten2®) Gemeindegründen?*) zur Förderung ber 
[andtoirtichaftfichen Kultur25) gegen Auflegung 2°) eine im fünfund- 


Dingen feftftehen. Die Teilung von Grunbdftüden, welche mehreren (politiichen 
oder Orts⸗) Gemeinden gemeinschaftlich gehören, fällt nicht unter Art. 27, ift viel- 
mehr rein civilrechtlider Natur. Siehe Anm. 44 Wr. I lit. g. 

Ueber den Begriff „Srundftodvermögen“ |. 5% ©. 181. und Anm. 4 zu 
Art. 26; v. Haud-Lindner ©. 91. 

Die zur Verteilung beſtimmten Grundftüde müflen als ®emeindeeigentum 
im gemeinblichen Grundfteuerlatafter eingetragen fein. Siehe hiezu Anm. 44 

r. II. 

22) Was unter „Gemeindeangehörigen“ im Sinne bed Art. 27 Ubf. I zu 
verftehen ift, geht aus Art. 27 Abſ. IIL und Art. 32 hervor. Die Worte von 
„Semeindeangehörigen benügt” fprechen audy aus, daß bie fraglide Nutzung 
jih auf den Semeindeverband gründen muß; gleichviel ob dieie Benützung 
auf Herkommen oder auf einem anderen öffentlicy-rechtlichen Titel, 3. B. Gemeinde- 
beichluß beruht, foferne fie nur nicht den Geſetzen widerſpricht. Siehe Art. 31 
und 32. Bergl. hiezu die in Anm. 44 Nr. II angeführte Abhandlung in BI. für 
admin. Pr. Bd. 31, 338 und v. Kahr ©. 257. & unten Anm. 90, 97 und 98. 

Die „teilweiſe“ Benützung ift nicht jo zu — daß etwa nur ein 
räumlich abgegrenzter Teil des in Frage ſtehenden Grundſtückes von den Gemeinde—⸗ 
angehörigen benützt worden wäre, während ber andere Teil einer ſolchen Benügung 
nicht unterlag (aljo nicht jo, daß 3. B. von einem Wiejen- oder Weidekomplex von 
30 Tagw. beiſpielsweiſe nur eine Abteilung von 10 Tagw. oder weniger oder 
mehr von Gemeindeangehörigen benützt war), fondern jo, daß die ganze Rubung 
des gefamten fraglichen Grundkomplexes bisher geteilt war; fo 3.8. ift Teilung 
nad Art. 27 zuläffig, wenn eine in einem Walde liegende Dedung von den Ge⸗ 
meindeangehörigen zur Beweidung, dagegen von der Gemeinde felbft zur Torf- 
ausbeute benügt wird, oder wenn in einem Gemeindewald der Erlös aus dem 
Holz in die Gemeindelafje fließt, Dagegen die Streu herkömmlich von den nugungs- 
berechtigten Gemeindeangehörigen geivonnen, oder endlich wenn auf Gemeindewieſen 
da3 Heu von der Gemeinde geerntet, Dagegen das jogen. Grummet (2. Ernte) von 
den nußungsberechtigten Gemeindeangehörigen eingeheimft oder von ihrem Vieh 
abgeweidet werben darf. Entſchieden nicht Hieher gehört dagegen der audy bei 
v. Kahr ©. 257 Note 3 als nicht hier einjchlägig angeführte Fall, daß die frag- 
lichen Gemeindegründe vollitändig unbeichräntt von der Gemeinde zu gunften ber 
Gemeindekaſſe verpachtet oder fonft nugbar gemacht find und nur zur offenen 
Zeit auf Grund des allgemein auf der ganzen Gemeindeflur für die Haus- 
oder Biehbeliger herkommlich oder nad) bejonberem Rechtstitel beitehenben Weide- 
rechted die Viehweide auf denjelben ausgeübt wird. 


*) „Gemeindegrände” find lediglich Grundftüde im land⸗ oder forft« 
wirtichaftliden Sinne, alſo nicht Häuier oder fonftige nicht zu den ®runb- 
ftüden im vorangegebenen engern Sinne zu zählende Jmmobilien oder denſelben 
gleichgenttete Rechte, wie 3. B. Weide-, Fiich- oder Forftrechte. Siehe auch 

nm. 22. 

* Diefe Verteilung darf ausſchließlich und nur (vergl. Anm. 21) 
zur Förderung der landwirtfhaftlihen Kultur ftattfinden. 

Zur landwirtſchaftlichen Kultur kann im Gegenfag zum Gewerbe unter 
Umftänden alles gerechnet werden, was der Erzeugung von Rohprobulten dient, 
alfo nicht blos die Bebauung oder Bewirtihaftung von Nedern und Wiefen, jon- 
bern auch die Fiſchzucht, Viehzucht jeder Art, desgl. Bienenzucht, Moos - Kultur, 
Torfgewinnung, unter Umftänden auch Gewinnung von Steinen, Sand ıc. Ob 
das Erforbernig „der Förderung der landwirtichaftlichen Kultur“ gegeben ericheint, 
ift im einzelnen Falle durch Erholung von Gutachten tüchtiger Sachverftändiger 
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zwanzigfachen Betrage ablösbaren??) Grundzinſes 28) zum Beſten der 
Gemeindekaſſe20) zuläffig, 9) wenn dem Antrage®!) auf Teilung und 


— Julturingenieure oder Kulturtechniker — event. auch des bayer. Landwirt⸗ 
ſchaftsrates feftzuftellen. 

Giehe hieher auch die Ausführungen in Anm. 43 über die Zuftändigfeits- 
frage, ferner Anm. 44 Nr. I lit. f. 


20) Die Auferlegung des Grundzinjes geichieht durch Beichluß der Gemeinde» 
verwaltung, welche aljo auch die Höhe dieſes Grundzinies zu beftimmen hat und 
zwar ganz nach ihrem freien Ermeffen. Siehe Hiezu BI. für admin. Br. 37, 6 
in Anm. 44 Rr. III, A lit. b; Anm. 30, audy 29 und 28 Ubi. 2. 


29 Die durch da3 Geſetz garantierte Befugnis, ben Grundzins gegen ben 
25 fachen Betrag abzulöfen, kann durch Beichluß der Gemeindeverwaltung nicht 
abgeiprocdyen oder beichränft werden; es kann aljo auch dieſer Betrag durch Ge⸗ 
meindebeichluß nicht erhöht, ferner fann der beteiligte Rugungsberechtigte zur Ab⸗ 
Löfung nicht gezwungen werben; er ift hiezu wohl berechtigt, aber nicht ver- 
pflihtet. Bergl. auch BI. für admin. Br. 39, 187 Unm. 44 III A. a. 


20) Der feftgejeßte Grundzins ift Dinglicher Natur und erjcheint als eine 
auf dem zugewiejenen Grunbftüdsteil ruhende NReallaft, welche dem civilrechtlichen 
Gebiete angehört. Allenfalljige Streitigfeiten über die Verpflichtung zur Leiftung 
ihn oder über Die Höhe der Leiltung haben daher die Kivilgerichte zu 

iden. 

Siehe die in Anm. 44 Nr. III A lit. a angeführte Abhandlung in BL. 
für abmin. Pr. 39, 161 ff. und 177 ff., ferner SO, 58. 


2) „Zum Beften der Gemeindekaſſe“: in diefer Beſtimmung liegt 
einerjeit3, daß diefe Grundzinſen einer anderen Kaffe, 3. B. der Armentaffe, hir 
zugewielen werden bürfen, vielmehr in bie Gemeindekaſſe (die eigentliche 
Kämmereifaffe oder gemeindliche Hauptlaffe) fließen müffen, andrerſeits, daß bei 
Beltiegung der Höhe des Grundzinſes auch das Beſte oder die Intereſſen ber 
Gemeinde nah Möglichkeit gewahrt, alſo thunlichſt Hohe Grundzinſen ftatuiert 
werben follen. Siehe Anm. 30, auch 26 und 28. 


»°) Weber die „Buläfligfeit“ der Gemeindegrundteilungen Hat nach Art. 159 
Abſ. I Ziff. 2 die vorgefepte Werwaltungsbehörbe zu befinden, d. h. Die Diesbe- 
züglihden Beichlüffe der Gemeinbeverwaltungen bezw. Gemeindeverfjammlungen 
unterliegen der Genehmigung diejer Auffichtsbehörbe (f. Anm. 37). Letztere darf 
nur dann erteilt werden, wenn alle gejeglichen Erforderniffe des Art. 27 erfüllt 
Ind, tonn aber au beim Vorhandenſein derſelben verjagt werden. Vergl. 

nm. 43, 

Die vorgenannten Beichlüffe werden, nachdem der in Anm. 31 genannte 
Antrag geftellt bezw. genehmigt ijt, in Gemeinden mit ftädtiicher Verfaſſung vom 
Magiitrate, in Landgemeinden von der Gemeindeverfammlung gefaßt (f. Art. 27 
Abſ. IE) und beziehen ſich nicht bios auf die Verteilung fetoft, fondern auch auf 
bie einzelnen Modalitäten oder Bedingungen (3. B. auch auf die Höhe des Grund- 
ginies 2c.), unter welchen dieſe Verteilung erfolgen fol. Die vorgejegte Auffichts- 

ehörde hat daher auch alle dieje einzelnen Punkte ebenjo forgfältig zu prüfen, als 

die Frage jelbft, ob Verteilung überhaupt ftattfinden könne, und hat bemgemäb aud) 
die Genehmigung zu verfagen, wenn bie Bedingungen (3. B. die Höhe des Grund⸗ 
zinſes) dem gemeindlichen —* widerſprechen oder wenn geſetzwidrige Beding⸗ 
ungen (3. B. ein höherer Ablöſungsſatz als ber geſetzliche Betrag vom 25fachen 
des Grundzinſes) jtatuiert werden wollten. 

Vergl. Anm. 26 und 29. Ueber die Zuſtändigkeit der Gemeindebevollmäch⸗ 
tigten bei den bier in Frage ftehenden gemeindlichen Beichlußfaffungen f. nadı- 
ftehende Anm. 31. 
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Teitiegung des Grundzinſes mindeftend drei Vierteile der Gemeinde- 
bürger zuftimmen 82) und wenn die Zuftimmenden zujammen mehr als 


21) Diefer „Antrag“ muß ich ſowohl auf die Teilung ſelbſt als auf die 
Feſtſetzung des Grundzinjes bezw. deſſen Höhe beziehen und ift in Gemeinden mit 
ſtädtiſcher Verfaſſung vom Magiftrate — und zwar von diefem allein ohne Zu- 
ftimmung der Gemeindebevollmädtigten — zu jtellen; den legteren fteht jedoch 
auf Grund des Art. 115 Abſ. I letter Satz das Recht zu, die fchriftlihde An- 
regung zur Gemeindegrundverteilung u geben. Der Magiftrat ift wohl ver- 
pflichtet, auf eine ſolche Anregung ſchriftlichen Beſcheid zu geben, doch nicht Dazu, 
Diejer Anregung au im Sınne der Gemeindebevollmäcdhtigten Yolge zu Ieiften; 
lehnt vielmehr der Magiſtrat diefe Anregung in feinem eicheibe ab, o bat die 
Sache auf ſich zu beruhen. 

Sn Landgemeinden hat nach Urt. 146 Abi. II der Gem.-Orbn. der Ge- 
meindeausſchuß diejen „beftimmten Antrag” an die Gemeindeverfammlung zu geben, 
welch legterer bie Beratung und Beichlußfafiung hierüber zufteht. Demgemäß muß 
in Landgemeinden nady Art. 147 Abſ. II der Gemeindeausichuß einen folchen An- 
trag an die Gemeindeverfamnilung zur Beratung und Beichlußfafiung bringen, 
wenn ein Behnteil der ftimmberechtigten Gemeindebürger Diejen Antrag Ichriftfich 
einreicht, aljo die Snitiative zu einem jolchen Antrage in ähnlicher Weiſe ergreift, 
wie eine foldhe in Gemeinden mit ftäbtiiher Berfaffung nach Art. 115 Abf. I 
den Gemeindebevollmächtigten eingeräumt: ift. 

Eine weitere Mitwirkung, al3 die „Anregung“ nad) Art. 115 fteht ben 
Gemeindebevollmädhtigten auch bei der Beihlußfaffung über die Gemeindegrund- 
teilung und geitiebun des Grundzinſes felbft nicht zu, denn die in Art. 159 
Abſ. I Ziff. —5 aufgeführte „Verteilung von Gemeindegründen“ wird von 
der Gem.⸗Ordn. felbft als etwas anderes behandelt und bezeichnet, als die in 
Art. 159 Abi. I Ziff. 1 genannte freiwillige Veräußerung von Wealitäten und 
Rechten, welch letztere nach Urt. 112 Ab}. I Ziff. 7 der Zuftimmung der Gemeinde- 
bevollmäcdhtigten unterliegt. 

Für die „Verteilung von Gemeindegründen“ verlangt eben die Gem.-Orbn. 
noch mehr als die BZuftimmung Der Oe meinbebe oT mähtigten nämlich die Ab⸗ 
ftimmung der Bürgerſchaft ſelbſt, indem fie vorfchreibt, daß dem vom Magijtrat 
geitellten Antrage auf Teilung und Feſtſetzung bes Grundzinjes mindeſtens drei 
Bierteile aller Gemeindebürger zuftimmen und daß die Zuftimmenden zufammen 
mehr al3 die Hälfte der Grundfteuer entrichten müffen, mit welcher alle Ge- 
Gemeindebürger und Heimatberedhtigten und die außer diefen Gemeinde- 
bürgern und SHeimatberechtigten noch weiter zur Teilnahme an den Gemeinde 
nußgugen berechtigten Perjonen in der ®emeinde*) angelegt find. Da num Die 
Gemeindebevollmädhtigten als die Vertreter ber „Bürgerſchaft“ (gegenüber dem 
ragitate) ericheinen (vergl. Art. 111 der Bem.-Drbn.), fo ift es jelbitverftändfich, 
daß dieje Vertreter nicht noch einmal zu beichließen haben, wenn die Bertretenen 
felbft bereits Beichluß faßten bezw. wenn das Geſetz ausnahmsweiſe bie Bürger- 
ſchaft ſel bſt an Stelle von deren Vertretern zur Abjtimmung in einem fpeziellen 
Falle beruft. 

Bergl. hiezu dv. Kahr S. 259/260 und Note 7 und 8 bajelbft. 


29 Die Abftimmung erfolgt: 
a. in Gemeinden mit ftäbtifcher Berfaffung gemäß Art. 122 nach öffent- 


licher Belanntmahung des ganzen Antrages — nach feinem vollen 
Wortlaute — ſchriftlich zu Protololl, indem das Abftimmungs-Brototoll 





°, Unberüdfitigt bleibt alfo biebei die Grunbdfteuer der fog. Hußmärler, lowie berjenigen, 
welche nur in der Gemeinde wohnen, ohne das Bürger- unb re daſelbſt zu befigen. Slehe 
v. Kahr ©. 263. Auch dürfen nur die Steuern von Grund ſtücken im Gemeinbebezirke gerechnet 
werben. 
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Die pällte der Grundſteuern entrichten, womit die ſämtlichen Ge— 
meindebürger und Heimatberechtigten und die außer denſelben zur 
Teilnahme an den Gemeindenutzungen berechtigten Perſonen in der 
Gemeinde angelegt find. %®) 

I. Auf die in Fällen des Abſ. I von den Gemeindevertwalt- 
ungen und den Gemeindeverjammlungen zu fafienden Beſchlüſſe finden 
die Vorichriften der Art. 103 Ab}. I, Art. 118 Abi. I®4 Art. 145 
Abf. IV und V feine Anwendung. 85) 


IN. Der Anſpruch auf einen Anteil und der Teilunggmaßftab 
richten fi) nad) den Beitimmungen des Art. 32.86) 


IV. Denjenigen, welche in Gemeinschaft ihrer Anteile zu bleiben 
wünſchen, jollen diefelben im Zuſammenhange zugemeljen mwerden.36®) 
Die zur Berteilung gelangenden Anteile gehen fraft des genehmig- 
ten3”) Teilunggaftes 38) in das Eigentum®?) der Teilnehmer über. 39) 


innerhalb einer ausjchließenden Frift zur Aufnahme der Unterjchriften 
derjenigen, welche für den Antrag ftimmen, auf dem Rathauſe oder in 
Städten mit mehreren Diftrikten auch für jeden Diftrift bejonders in 
einem vom Magijtrat beftimmten Lokale aufgelegt wird. 

b. in Landgemeinden nad Art. 146 und 149 Abſ. III durch jchriftliche 

Abftimmung in einer eigen hiezu einberufenen Gemeindeverjammlung. 

Bei den drei Bierteilen find alle Gemeindebürger zu zählen, auch Die 
jenigen, welche 3. 3. nad) Art. 170 nicht ftimmberechtigt find. 

2 Ueber den Begriff der „Veranlagung mit Steuer“ vergl. $ 95a Anm. 17, 
18 umb beionberd 49 und 50 und Entich. des Verw.:-Ger.-Hofed ebenda Anm. 135 

a und b. 

29 Diefer Hinweis auf die Abftimmung im Kollegium der Gemeinde» 
bevollmädhtigten Tann fi nach dem in Anm. 31 Erörterten nur auf die Mit- 
wirkung bei denjenigen Bejchlüffen beziehen, durch welche (gemäß Art. 115) 
jeitend ber Gemeindebevollmädhtigten die Anregung zur Stellung eines Antrages 
auf Gemeindegrundteilung beim Magiftrate gegeben wird. 

(Weber, Gem.-Drdn. S. 33 Anm. 3 zu Art. 27 erflärt auch die Zuſtimm⸗ 
ung der Gemeinbebevollmäcdhtigten zu den nad Urt. 27 Abi. I zu faflenden Be» 
ſchlüſſen für notwendig; fiehe dagegen v. Kahr S. 260; die v. Kahr'ſche Anficht 
ift nach unferer Anjchauung begründet. ©. Anm. 31). 

**, In gleicher Weile, mie auch bei den Beſchlüſſen über Feſtſetzung oder 
Erhöhung von Gemeindeumlagen ıc. 

Nah) dem Sinne und Zwecke der Beftimmung des Abſ. II des Urt. 27 
bezieht fich diejelbe au auf die nach Art. 122 der Gem.-Ordn. zu vollziehenden 
Abftimmungen der Bürgerichaft gemäß Abſ. Il.c. ©. v. Kahr ©. 266 Note 19. 

20) Giehe die Anm. 90—99 zu Art. 32. 


262) Diele Teile werden bann gemeinichaftliched Eigentum oder Mit- 
eigentum der Beteiligten im civilrechtlichen Sinne. S. Anm. 39. Entfteht Streit 
über Abteilung diefer Grundſtücke zwiſchen den Miteigentümern, jo haben bie 
Gerichte zu entjcheiden. 

2) Die Genehmigung von Gemeindegrundverteilungs - Beichläffen nad) 
Art. 27 fteht gemäß Art. 159 Abi. I Ziff. 2 der Gem.Ordn. der vorgejegten 
Verwaltungsbehörde zu, aljo bei Landgemeinden, Märkten und mittelbaren 
Städten ben kgl. Bezirksämtern, bei unmittelbaren Städten den kgl. Kreidregier- 
ungen. Ohne biefe Genehmigung beſitzen ſolche Beichlüffe Feine rechtliche Giltig⸗ 
feit, andrerſeits werden fie jofort mit bieler aufjichtlichen Genehmigung rechtswirkſam. 
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Die Berwaltungsbehörde hat nach freiem Ermeſſen unter forgfältigfter Prüfung 
aller einichlägigen Verhältniſſe zu entſcheiden. Gegen ihre Beſchlüſſe können die 
Gemeindeverwaltungen gemäß Art. 161 der Gem.-Ordn. binnen 14 Tagen bie 
Beſchwerde zur nächſt höheren Berwaltungsftelle ergreifen und dieſelben fofort 
ober binnen einer weiteren Friſt von 14 Tagen ausführen. Die nächfthöhere 
Stelle enticheidet dann in letter Inſtanz, doch find Oberaufſichtsbeſchwerden gegen 
zweitinftanzielle Regierungsentfcheidungen zum tgl. Staat3minifterium de3 Innern 
zuläſſig. Da die deöbezüglichen Enticheidungen nach freien Erwägungen ber betr. 
Staat3aufficht3behörbe getroffen werden, jo ift die Yuftändigkeit des Serwaltungs- 
erichtähojed hier ausgeſchloſſen. S. Entich. des Beriw.-Ber.-Hofed Bd. 8, 701 
peziell 703 in Anm. 20a Nr. I lit. £.**) Ueber den Inſtanzenzug und die Zuftändig- 
feit in Berwaltungsre ht 8 ftreitigfeiten in Bezug auf Art. 27 f. die Anm. 43.**) 
Bezüglich der Prüfung der bei der Verbeſcheidung der Aufjichtöbehörben in Be⸗ 
trat zu ziehenden Berhältniffe find befonder3 auch die Beitimmungen ber 
Min-E vom 7. Auguft 1881 „die wirtichaftlichen Verhältniife der Gemeinden 
und Diftrikte betr.” (Web. 15, 386 ff., ipeziell 389) maßgebend, welche — foweit 
hieher gehörig — lauten: 

Ziff. 5: Das größte Gewicht legt die fgl. Staatsregierung auf die Er- 
haltung de3 gemeindlicdden Grundftodvermögend. Der Einhaltung der einfchlägigen 
geſetzlichen Beftimmungen ift bejondere Aufmerkſamkeit zuzumenden. 

Bei beabfichtigten Gemeindeverteilungen ift die Frage, ob die gemäß Art. 
159 Abi. I Ziff. 2 der Gem.-Ordn. erforderliche auffichtliche Genehmigung zu er- 
teilen oder zu veriagen fei, mit aller Umficht zu prüfen und insbejondere auch 
au ertvägen, ob nicht die durch die Grundverteilung erftrebten Vorteile auf andere 
Weile, jo 3. B. durch Verpachtung oder Verteilung zur Nubnießung auf längere 
Dauer, unter Erhaltung des gemeindlichen Eigentums erreicht werben können. 


ee) Eine notarielle Berbriefung hat demgemäß nicht ftattzufinden, ed hat 
vielmehr die betreffende Staatsauffichtsbehörde — nachdem der Zeilungsbeichluß 
ftant3auffichtlic genehmigt bezw. rechtäfräftig geworden ift — den beteiligten 
Nutzungsberechtigten bezüglich der ihm zugewieſenen Anteile jogenannte Beſitz⸗ 
zeugnifle auszuſtellen. 

Die Min.-E. vom 3. November 1871 „die Beurlundung von Gemeinde⸗ 
grundteilungen betr.” (Web. 9, 146) trifft bezüglich der näheren Behandlung 
dieſer Sache folgende Beltimmungen: 

1) Nah Art. 27 Abſ. IV der Gem.-Ordn. gehen bei Gemeindegründe⸗ 
verteilungen die zur Verteilung gelangenden Anteile frajt des genehmig- 
ten Berteilungsaftes in das Eigentum der Teilnehmer über. Für den 
Zweck des urkundlichen Nachweijes bes Eigentumsüberganged auf die 
einzelnen Teilnehmer erjcheint es jedody immerhin al geboten, daß 
denjelben von der der Gemeinde een Verwaltungsbehörde auf 
Grund der Berteilungsverhandlungen auch für die Folge Beſitzzeugniſſe 
ausgefertigt werben. 

Da nah Art. 27 Abi. IV der Gem.-Orbn. die Erhebung von 
Zaren und Stempelgebühren bei den Bejigveränderungen aus Anlaß 
von Gemeindegründeverteilungen nicht ftattindet, hat die Ausfertigung 
dieſer Befipgeugniffe tax⸗ und ftempelfrei (d. h. jet: gebührenfrei) zu 
erfolgen. (S. jet Art. 3 Ziff. 3 des Gebührengefehes.) 

2) Im Sntereffe der Evidenthaltung der Grundfteuerlatafter. ift erforder- 
ih, daß bei vorkommenden ®emeindegründeverteilungen dem ein- 
ichlägigen Tgl. Rentamte über die infolge der Berteilungen eintretenden 
Befigveränderungen von der der Gemeinde vorgejegten Verwaltungs⸗ 


**) Vergl. auch Entſch. bei Berto-Ber.Hofeh dom 25. November 1687 3b. 9 ©. 284 und 
©. 285 in Unm. 44 I lit. o Iehter Abfag und Mt. h. Bezüglich der Zuſtändigkeit |. auch Entſch. bes 
Derw.»Ger.. Hofe dom 10. Juni 1881 Bb. 8, 9 in Anm. 4a I uw. 1. 
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behörde von amtsmegen Mitteilung gemacht werbe. lieber die Form 
biefer Mitteilungen S. unten ©. 226 die Min.-Bel. vom 29. Januar 
1882 „dern Bollzug des Grundfteuergejepes betr.”. 


Hiezu ſ. die Ausführungen der Min.-E. vom 30. Dftober 1864 „die Be- 
urkundung ber Gemeindegrundteilungen betr. (Web. 6, 377 f.), aus welcher wir 
folgenbe3 anführen: 

1) Der Art. 14 des Notariatögejepes beftimmt, daß über alle Verträge, 
welche die Belitveränderung oder das Eigentun unbeweglicher Sachen 
betreffen, bei Strafe der Nichtigkeit Notariat3urfunden zu errichten feien. 

Bei Genteindegründeverteilungen findet nun allerdings eine Belik- 
veränderung in Anjehung unbemweglicher Sachen ftatt, indem die ver- 
teilten Gründe aus dem Eigentum der Gemeinde in dad Eigentum ber 
einzelnen Gemeindeglieder übergehen, aber dieſer Eigentumsübergang 
wird nicht durch Vertrag vermittelt. 

Die Verteilung erfolgt nämlich auf Grund eines Gemeindebeichluffes 
und der höheren Kuratelgenehmigung. Dieſem Beichluffe Hat jich, 
wenn die gejehliche Mehrheit dev Gemeindbeglieder fich dafür ausge- 
ſprochen Hat, auch die Minderheit zu unterwerfen. 

Hienach mangelt bei einer Gemeindegrünbeverteilung ein weſentliches 
Merkmal eines privatrechtlichen Vertrages. Nicht auf den Grund ber 
freien Uebereinftimmung der einzelnen Beteiligten, fondern auf Grund 
des Gemeindebejchlufjes und der höheren Suratelgenehmigung erfolgt 
die Ueberweiſung der Anteile an die einzelnen Mitglieder z2c. 2c. 

Durch die Gemeindegründeverteilung wird zwar bon den einzelnen 
Gemeindegliedern PBrivateigentum an Liegenſchaften erworben, allein der 
Alt, durch welchen diefer Eigentumserwerb vermittelt wird, gehört Dem 
Bereihe des Öffentlihen Rechtes an. Hienach findet alfo der 
Art. 14 des Notariatsgeſetzes auf Gemeindegrünbeverteilungen nad) 
8 25 des revidierten Gem.-Ed. (jeht Art. 27 der Gem.Ordn.) feine 
Anwendung; und da hiebei kein privatrechtlicher Bertrag über das 
Eigentun liegender Gründe abgejchloffen wird, bebarf ed auch der Er- 
richtung einer notariellen Vertrags urkunde nicht, und ift jomit auch 
fein Anlaß gegeben, vom Standpunfte der Verwaltung auf Errichtung 
folder hinzuwirken. ' 

2) Zur Umjchreibung in ben Öffentlichen Büchern reſp. zum Ausweiſe des 
Eigentumsüberganges anf Grund ber vorbezeichneten Gemeindegründe- 
verteilungen werben vielmehr die von den BDiftriftsverwaltungsbehörben 
ausgeftellten Zeugniffe und Befitattefte, welche jedoch Die nötige Be- 
zeichnung der Objekte zu enthalten haben, als genügend erfannt ıc. 2c. 

Hiezu die Fin.-Min.-E. vom 16. Dezember 1864 (Web. 6, 377 Note 2) 
Durch welche die vorftehende Entichließung vom 30. Oftober 1864 den Finanz- 
behörden mit folgendem Beifügen bekannt gegeben wurde: 


„Dabei wird nad; vorherigem Benehmen mit dem fgl. Staat3- 
minifterium des Innern darauf aufmerffam gemacht, daß 
1) zur BZuftändigleit der Kuratel- und Berwaltungsbehörben nur die Ver- 
teilungen eigentlicher Gemeindegründe — des Gemeindeeigentums — 
gehören, wogegen in dem nicht jelten vorkommenden Falle, wenn fo- 
genannte Gemeindegründe fi) im ungeteilten Eigentum eines Teiles 
ber Gemteinbeglieder, 3. B. der Großbegüterten, befunden Haben, in 
der Teilung eine vertrag3mäßige Verfügung über Privateigentum 
eiegen ie ‚ auf welche der Art. 14 des Notarintsgefeges Anwendung 
nbdet, um 
2) daß auch in ben Zereinbarungen, welche von den Beteiligten unter 
Abänderung bes von den Suratelbehörden hergeftellten Teilungsergeb- 
niffes bei eigentlichen @emeindegründen durch freiwilligen Austauſch 


Pohl, Handbuch IT. 15 
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von Losteilen eingegangen werben, ein Tauſch nach vollzogener Teilung 
und ein ber oben allegierten gejeglichen Beſtimmung unterliegender 
privatrechtlicher Vertrag erjehen werden muß. 

Es ift deshalb in der Min.-E. vom 30. Oftober 1864 (f. oben) 
nur bon der Verteilung eigentlihen Gemeind eeigentumes Die Rebe, 
und kann nur bei diefem auf Grund der von den Bermwaltungsbehör- 
ben ausgeftellten Beugniffe oder Befigattefte Die Umfchreibung in Dem 
Öffentlichen Büchern erfolgen, was hinſichtlich der Katajterumfchreibung 
zu beachten ift.“ 

Hiezu fiehe auch noch die nachftehenden Beſtimmungen ber Din.- 
Bel. vom 29. Januar 1882 „den Vollzug des Grundfteuergefeged von 
1828/81 betr.”: 

8 3: Die Anmeldepflicht nach 8 72 des Grundſteuergeſetzes liegt ob: 


3) den Berwaltungdbehörden in allen eine unbewegliche Sacde zum 
Gegenftande habenden Bejigänberungsfällen, welche ohne einer notariellen 
Berlautbarung zu bedürfen, durch behördliche Beichlüffe, Genehmigungen 
oder Vergleiche rechtswirkſam werden (Art. 27 und 159 Abf. I Hiff. 2 
der Gem.⸗Ordn. rechts des Rheins und Art. 20 und 91 Biff. 2 ber 
Gem.Ordn. für die Pfalz). 

8 6 und 7: Die Anmeldepflicht der Verwaltungsbehörden — wie 
die der Gerichte — wird erfüllt durch Mitteilung der a 
an das auftänbige Nentamt (db. 5. an das Nentamt, in beflen Bezi 
da8 von einer Aenderung in der Perjon des Beſitzers oder in ber 
ee des ‚fetaftrierten Beſitzes betroffene Grundſtück gelegen tft 
— ıC, —). 

Die Mitteilung jol enthalten: 

a. die fataftermäßige Bezeichnung des don ber Beſitzänderung betroffe- 
nen Objektes und die Steuergemeinde, innerhalb welcher dasſelbe 
gelegen ift; 

b. Kan Namen, Stand und Wohnort des früheren und des neuen Be- 
itzers; 

c. den Rechtstitel der Beſißänderung unter Bezeichnung des Tages 
der Rechtswirkſamkeit berjelben. 


Sollte eine diefer Angaben wegen Mangels aftenmäßiger Anhaltspunkte 
nicht gemacht werben können, fo ift dem Nentamte der mejentliche Inhalt des 
bezüglichen Beſchluſſes mitzuteilen; erforderlichen Falles bat auf rentamtliches 
Anſuchen Altenmitteilung zu erfolgen. 

Die Anmeldung Tann fofort nach eingetretener Rechtswirkſamkeit ber 
Beligänderung ftattfinden ; fie ſoll längftens in ben erften act Tagen bes der 
Rechtswirkſamkeit nächſtfolgenden Monats vollzogen fein. 

(Unberührt von vorftehenden Beſtimmungen bleiben bie Borjchriften in 
Art. 94 Abſ. I Ziff. 2 und Art. 95 Abſ. I der Subhaftationdordnung). 


°®) Sobald der Verteilungsbeichluß aufjichtlich genehmigt und bezw. redht2- 
fräftig ift, gehen die zugewiefenen Anteile in das Brivateigentum der einzelnen 
Beteiligten über, welche dann ihrerjeit3 vollftändig frei über diejelben verfügen 
fönnen. Der ganze Alt der Gemeindegrundverteilung gehört wohl dem öffent- 
lichen Rechte an, allein mit der Beendigung besjelben bezw. mit dem Momente 
des vorerwähnten Eigentums -Ueberganges hört jede Buftändigfeit ber Ver— 
waltungsbehörben auf bezw. beginnt die Sphäre bes Civilrechtes; alle nach⸗ 
her über bie den Einzelnen -zugeteilten Grundftüde getroffenen Berfügungen 
3. B. Verlauf oder Umtaufh der zugeteilt erhaltenen Parzellen fallen baber 
ımter die Beftimmungen des (ivilrechtes; allenfallfige Streitigfeiten find 
demnach auch durch die Civilgerichte zu enticheiben. Bor biefe Gerichte gehört. 
alfo auch die Entſcheidung von allen Differenzen, melde fi über bie 
Wirkung und bie folgen ber vollzogenen Gemeinbegrundteilung ergeben. 
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Die Erhebung von Zaren und Stempelgebühren findet bei folchen 
Befigveränderungen nicht ftatt. *9) 


V. Bei jeder Gemeindegrundteilung iſt ein bejonderer Anteil 
für den Volksſchulfond derjenigen Gemeinde, in welcher die er: 
teilung ftattfindet, auszufcheiden.*t) Der treffende Anteil bleibt von 
der Belaftung mit Grundzins frei. 


VI. Borftehende Beftimmungen finden aud) bei Verteilung von 
Gemeindegründen, welche fih im Eigentum einer einzelnen Drtichaft 
befinden (Art. 5), analoge Anwendung. +1) +2) 48) 44) 


Bergl. v. Kahr ©. 266. Mit dem Momente der vollzogenen Teilung nehmen 
auch alle auf Dem Gemeindeverbande beruhenden Nutzungsrechte an 
den verteilten Srundftüden ein Ende; ſolche d. H. die in Bezug auf biefe 
Srundftüde oder an denjelben Nupungsberehtigte haben auch Teinen 
Einjpruc gegen eine beabfichtigte Gemeindegrundverteilung. Siehe Entich. 
de3 Berw..Ger -Hofes vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 217 in Anm. 4 Wr. I 
lit. b; ferner v. Kahr S. 261 und Note 9 bafelbft. 

Privatrehtliche Nubungen bagegen b. h. folche, welche nicht auf dem 
Gemeindeverbande, jondern auf Brivatrecdtätiteln beruhen, werben Durch dieſe 
Teilung nicht berührt, wie überhaupt Privatrechte an ben zur Verteilung ge- 
Iangenden Gemeindegründen ohne die ausdrückliche Zuſtimmung der (eivilrechtlich) 
Berechtigten durch die Verteilung nicht beeinträchtigt werden können, fo 3. ©. 
Servituten auf diefen Grundftüden. rartige Rechte ftehen unter dem Schutze 
des einichlägigen Civilrechts und bezw. der Civilgerichte. 

Bergl. v. Hauck⸗Lindner S. 97 Anm. 4. 

*°) Siehe hiezu Art. 3 Hiff. 3 des Gebührengejepes von 1892. 

») Wie groß dieſer Anteil für die Schule fein joll, hat gleichfalls Die 
verteilende Gemeinde zu befchließen bezw. die zur Erteilung der Genehmigung 
uftändige Verwaltungsbehörde ihrer beſonderen Prüfung zu unterftellen. Jeden⸗ 
alla darf der Anteil der Schule nicht geringer fein, wie Der ber übrigen all- 

emein nad) Art. 32 Abſ. II Ziff. 1—4 und Abſ. IV Beteiligten. Vergl. BL. 
Für abmin. Br. Bd. 31, 343 und 844 in Anm. 44 Nr. III A lit. c. 

Die Beitimmung, daß die Schule einen Anteil zu erhalten habe, gilt auch 
für ben Tall des Abſ. V 1. c. bei Verteilung von Grundftüden einer Orts⸗ 
gemeinde. 

Das Eigentumsreht an biefem Schulanteil verbleibt der Gemeinde, der 
Ertrag aus bielem Unteile fällt jedoch der Kaffe derjenigen Schule zu bezw. wird 
zum Nuten der Schule verwendet, zu welcher die verteilende politiiche Gemeinde 
oder Ortögemeinbe gehört. ©. v. Kahr ©. 269. Vergl. Entſch. des Verw.Ger.⸗ 
Hofes in Anm. 44 I lit. c. 

Durch Min.-E. vom 26. September 1874 „bie Berteilung der Gemeinbe- 

nde betr.” (Web. 10, 474, Kult.-Min.-Bl. 443) ift auägeiprocen daß den 
emeinden Hinfichtlich ber Verwendung der den Schulen bei den Gemeindegrund- 
verteilungen zugewiejenen Anteile die gleichen Befugniffe zulommen, welche ihnen 
hinfichtlich der Verwendung der fibrigen Beftanbteile ded örtlichen Schulfonds 
gejeglich eingeräumt find. (S. auch Weber, Gem.Ordn. ©. 83 Anm. 2). Die 
Gemeinde Tann demnach beitimmen, daß diejer Ertrag dem Lehrer zufließt, aber 
ebenjo auch, daB er in die Schultafie fällt. — 

Bezüglich der früheren Gemeindegefeßgebung (Gem.-Eb.) vergl. Entſch. des 
Beriv.-Ger.-Hofed vom 12. November 1890 Bd. 1%, 373 bezw. vom 6. November 
1889 8b. 12, 374 unten Anm. 44 Nr. I lit, c; desgleichen Entich. des Verw.⸗ 
Ger.Hofes vom 21. Dezember 1892, Bd. 14, 105. 

Desüglic der Teilnahme der Pfarrpfründe an der Gemeindegrunbteilung 
j. v. Kahr ©. 267 Anm. 18 lit. c. (Die gegenwärtige Gemeinbegefehgebung 
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fennt eine ſolche at — wie fie von dem durch Art. 206 der Gem.Ordn. 
aufgehobenen $ 25 bj. II Ziff. 2 des Gem.-Ed. ftatniert war, nicht mehr. 
Bergl. BI. für admin. Pr. Bd. 21, 414 fi. Anm. 44 Nr. III A lit. f, und 
hiezu v. Kahr ©. 267 Note 22; ferner Weber, Gem.Ordn. ©. 33 Anm. 2.) 


*2) Soferne es fi um Rerteilung von Grundftüden einer Or ts gemeinde 
handelt, hat die Ortögemeindeverfammlung zu beichließen. ©. Art. 153 Wbf. 5 
und 6. Die Grundfteuer von Heimatberehtigten kann folden alles bei 
der Berechnung der Steuermehrheit natürlicherweife nicht in Betracht kommen, Da 
es ein Heimatsrecht in einer Ort3gemeinde ebenjomwenig gibt, wie ein Orts- 
gemeindebürgerredht. ©. v. Kahr ©. 270. 

Die Teilung von Grunbdftüden, an welchen zwei Ort3gemeinden ober 
politiide Gemeinden Miteigentum befigen, unter dieſe Gemeinden fällt nicht 
unter Art. 27 ber Gem.Drdn., ift vielmehr privatrechtliher Natur. ©. Entſch. 
des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 6, 14 unten Anm. 44 Nr. I lit. g. 

Bezüglich des Schul-Anteiles |. Anm. 41. 

Bergl. Bl. für admin. Pr. Bd. 31, 343 f. Anm. 44 Nr. III A lit. c. 


+2) Betreffs der verwaltungsrehtlidhen Yuftändigfeit in Bezug auf 
Gemeindegrunbverteilungen ift folgendes zu bemerfen: 


Eine Verwaltungs rechts ſache liegt vor, wenn „in Bezug auf Verteilung 
von Gemeindegründen“ Rechts anſperüche ober rechtliche Verbindlichkeiten 
beftritten find. (Art. 8 Ziff. 29 des Verw.Ger.⸗Hofs Geſ.) 

Es hat nun wohl niemand einen rechtlic begründeten Anfpruch auf 
Gemeindegrünbeverteilung bezw. auf Genehmigung einer ſolchen (ſ. Entich. bes 
Verw.⸗Gex.Hofes Bd. 9, ©. 285, unten Anm. 44 Nr. I lit. h; vergl. Anm. 30), 
dieſelbe ift vielmehr dem freien Beſchluſſe der Gemeinde vorbehalten bezw. der 
freien Erwägung der Staatsauffiht3behörde. Liegt aber ein folcher rechtsgiltiger 
und bezw. ftaatsauffichtlich genehmigter Beſchluß vor, fo entftehen hieraus aller- 
dings für die Beteiligten Nechte, welche durch verwaltungsrechtliche Klage ver- 
folgt werben können. Schon ber Streit Darüber, ob überhaupt ein foldher recht3- 

iltiger Beſchluß vorliegt, d. 5. ob der betr. Beſchluß auch rechtögiltig ei, 
eziw. ob bei Faſſung desjelben alle gejeglihen Vorausſetzungen des Art. 27 
erfüllt wurden, iſt im verwaltungärechtlichen Verfahren zum Austrag zu bringen, 
alto auch die Trage, ob jede einzelne ber in Art.27 verlangten Erforbdernifie 
erfüllt wurde und ob demgemäß der gefaßte bezw. ftaat3aufjichtlicdy genchmigte*) 
Berteilungsbeichluß in feinen einzelnen Teilen den Erforderniſſen dieſes Art. 
27 entipricht, jo 3. B. ob die Teilung zur Förderung ber landwirtſchaftlichen 
Rultur dient (fiche oben Anm. 25), oder ob bie ge Verteilung beitimmten 
Grundftüde ſchon feither ganz oder teilmeife zum Rorteile der Gemeinbeange- 
pörigen benugt waren ꝛc. 2c. (j. Entich. bed Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 25. Noven- 
er 1887 Bd. 9 ©. 284 Nr. II in Anm. 44 Nr. I lit. N) ferner ob der Grunb- 
zins richtig feſtgeſetzt, der Kreis der Nutzungsberechtigten dem Geiche entipredhenb 
feftgeftellt, ob die zugeteilten Anteile nach Art. 27 Abſ. III und Art. 132 gejeß- 
mäßig berechnet wurden ꝛc. 


Es iſt eben Regel, daß der Mangel eines wejentlichen Erfordernifjes eines 
Rechtsaktes die Nichtigkeit desſelben bewirkt und daß jeder Beteiligte ein Recht 
darauf bat, daß die vom Gelege verlangten wefentli Erforberniffe auch erfü 
werden. Die Nichtbeachtung bezw. das Fehlen auch nur einer ber Boraus- 
jegungen des Art. 27 bewirkt daher die Nichtigfeit der betr. Grundteilung 
auch dann, wenn fie jchon ftaatsauffichtlicdy genehmigt fein follte. *) 


*) Die erfolgte Genehmigung Hinbert nit, daß bie rechtliche Biltigfeit des ftaatsauffidte 
lich genehmigten Beſchlufſes bezw. feine Befegmäßigfelt im vertwaltungsredtligen Derfahren an« 
gefoßten wird. ©, dv. Kahr ©. 285. 
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In Berwaltungs redy tsftreitigfeilen (nach Art. 8 Ziff. 29 des Berw.-Ger.- 
Hofs⸗Geſ.) entfcheidet in eriter Inſtanz die der betr. Gemeinde vorgejegte Verwal⸗ 
tungsbehörde, aljo bei unmittelbaren Städten die kgl. Kreiäregierung, bei anderen 
Gemeinden das gl. Bezirksamt. Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der kgl. Bezirks⸗ 
ämter gehen an die !gl. Kreisregierungen ala zweite Inſtanz und gegen bie Ent- 
fcheidungen der legteren an den Bertwaltungsgerichtähof als dritte unb letzte 
Jukang entfcheiben die fgl. Kreisregierungen (bei Streitigfeiten in unmittelbaren 

täbten) als erfte Inſtanz, fo gibt e8 eben nur zwei Inſtanzen. 

Bergl. oben $ 95a Anm. 5a lit. A Nr. 2 ©. 121, f. ferner Art. 7 0). I, 
Art. 9 Abſ. II, auch Art. 13 des Verw.-Ber.-Hofa-Gef. 

Ueber die Frage, ob im Falle der Nichtgenehmigung eines Gemeinde» 
grundteilungsbeſchluſſes jemand Rechte aus dieſem ſtaatsaufſichtlich nicht gench- 
migten Beſchluß ableiten und diejelben auf bem Berwaltungs rechts wege erfolgen 
fann ſ. v. Kahr ©. 264 Note 12. 

Vergl. hiezu die Entich. des Berw.-Ser.-Hofes vom 25. November 1887 
Bb. 9, 280 bezw. 284, ferner vom 15. Februar 1893 Bb. 14, 145 ff. in Anm. 44 
Nr. I lit. e und h. 

Vergl. endlich Hieher auch noch die Beſtimmung bes Art. 10 Biff. 2 des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ.: Der Verwaltungsgerichtähof ift zuftändig zur legtinftanziellen 
Beſcheidung von Veichwerden gegen Berfügungen von Kreißregierungen in Gegen- 
ftänden ber Staatdaufficht über Gemeindeangelegenheiten, wenn von einer Gemeinde 
behauptet wird, daß durch folche Verfügungen das ihr geſetzlich zuftehende Selbft- 
verwaltungsrecht verlegt wird. 

Ueber die Yuftändigfeit der Staatsaufficht3- und bezw. Berwaltungsbehörden 
j. oben Anm. 37. 


“, Bu Art. 27 verweifen wir auf folgende Enticheidungen und Abhand- 
lungen: 
8 I. Entfch. des Verw.-Ber.-Hofes: 

a. vom 25. Februar 1891 Bd. 12, 487: Das Gem.-Ed. von 1818/34 
fannte zunächft nur eine Gemeindegrundteilung zum Brivateigen- 
tum. Giehe Anm. 21. 

b. vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 217: E3 mag allerdings die Entäußerung 
bes gemeindlichen Realbeſitzes auf bie te ber biöherigen 
Nutzungsberechtigten nachteilig influieren. Dieje Folge ift jedoch ledig⸗ 
lich eine Konſequenz der befonderen rechtlichen Natur und des begrenzten 
rechtlichen Umfanges des Nutzungsanſpruches. Da die auf dem Ge⸗ 
meindeverbande beruhenden Nupungsrechte eben als jelbftändige Rechte 
zu betrachten find, deren Charakter auf eigenartiger hiſtoriſcher Ent- 
widlung beruht, und diejelben nur fo lange Wirkung haben, ald das 
Nupungsobjelt im Eigentume ber Gemeinde fich befindet, jo Tönnen auf 
diefelben auch nicht die für die Realfervituten und den Nießbrauch, mit 
denen fie allerdings manche Aehnlichkeit haben, ſowie überhaupt 1% 
Neallaften geltenden Grundjähe Anwendung finden. S. Anm. 39 Ab}. I 
a. E. und Anm. 84 zı Art. 32. 

c. vom 12. November 1890 Bd. 13, 873: Ein unter ber Herrichaft der 
älteren Gemeindegejeßgebung bei Bemeindegrumdteilungen fiir die Schule 
ausgeichiedener Anteil verbleibt im Eigentume der verteilenden Gemeinde, 
wogegen die Nutzung desfelben jener Schule zufteht, welche jeweils von 
ben Kindern diejer Gemeinde befucht werden muß. 

iezu Entich. des Berm.-Ger.- Hofed vom 6. November 1889 
Bd. 13 ©. 374 und Note * daſelbſt. 

d. vom 19. Mai 1882 Bd. 8, 701, fpeziell 703, oben Anm. 20a Nr. I 
lit. ££ Siehe Anm. 37. 

e. vom 20. Rovember 1887 Bd. 9, 280: 

Wenn die Staatsauffichtäbehörde die Genehmigung zur Verteilung 
von Gemeindegründen verfagt hat, fteht den Beteiligten immerhin das 
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— ⸗⸗ 


Recht zu, die verwaltungsrechtliche Entſcheidung darüber anzurufen, ob 
die Vorausſetzungen einer Gemeindegrundteilung nach Art. 27 ff. ber 
rechtörhein. Gem. Ordn. gegeben find oder nicht. ©. Anm. 43 Abſ. 6 und 7. 

Ob ein Beſchluß den Charakter eines verwaltungsrechtlicden oder 
ftaatsauffichtlihen an ſich trägt, ift nicht nach der ıyorm, fondern nach 
dem Inhalt besfelben zu beurteilen. Siehe Anm. 43. 

benda ©. 284: Na Art. 19 Abf. II Ziff. 3 der Gem.-Orbn. 

genießen im allgemeinen die Bürger das Recht, an dem Gemeindegut 
und beifen Nutzungen teilzunehmen. Als ein Ausfluß dieſes Rechtes 
kann ein Anſpruch auf eine nach Art. 27 ff. der Gem.Ordn. ftatuierte 
Berteilung von Gemeindegrundvermögen gedacht werben. Ergibt fich 
Streit in Anfehung eines folchen Anſpruches — zwiſchen ben Antrag⸗ 
ftellern einerfeit3 und den übrigen Beteiligten, der Gemeindeverwaltung 
ober Auffichtsbehörde andrerſeits — fo liegt eine Verwaltungsrechtsſache 
vor. (Bergl. dagegen v. Kahr ©. 264 Note 12, |. oben Anm. 43. 

Dagegen bildet die Berfagung der Genehmigung, hinfichtlich welcher 
lediglich der ſtaatsaufſichtliche oder Turatelamtliche Stanbpunlt maß- 
gebenb ift, keinen Gegenſtand verwaltungsrichterlicher Prüfung und Ent- 
ſcheidung. Siehe Anm. 37. 

(Bergl. auch die Ausführungen zur Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes 
vom 15. Februar 1893 Bd. 14, 145 beionders 146 ff.) 


bie sub e angeführte Entſch. Bb. 9 ©. 284 Yiff. 2: 

Die Trage, ob eine Gemeindegrundteilung zur Förderung ber 
landwirtichaftlichen Kultur diene gehört zu den Fragen berwafkungd- 
rehtliher Natur, nicht zu denen des freien Ermefjend bezw. ber 
ftaatsauflichtlihen Erwägungen. Siehe Anm. 43, auch 25 und 26, 
ferner BI. für admin. Pr. 87, 6, unten Nr. III A. b. 


. vom 27. Dezember 1884 Bd. 6, 14: Die Teilung des Miteigentumes 


an einer von zwei Ortsgemeinden bisher gemeinfam befeffenen Grundfläche 
zwiſchen diefen Ortsgemeinden fällt nicht unter Urt. 27 der Gem.-Orbn. 
und bezw. Art. 8 Ziff. 29 des Verw.Ger.⸗Hofs⸗Geſ. Siehe Anm. 42. 


. die sub e angeführte Entich. Bd. 9, 285: 


Wenn auch vom tgl. Verwaltungsgerichtshofe anerkannt worden ift, 
daß ein Rechtsanſpruch auf Genehmigung einer Gemeindegrund- 
teilung nicht bejteht, jowie daß die Staatdaufjichtsbehörde auf 
Grund des Art. 157 Abſ. I Biff. 4 der Gem.-Orbn. berechtigt if, die 
Frage über die Erfüllung der gejeglich gebotenen formellen Bedingungen 
und bezw. über die Anmwenbbarkeit der einjchlägigen Beſtimmungen der 
Gem.⸗Ordn. auf eine beabfichtigte Gemeindegrundteilung ihrer Wür- 
digung zu unterftellen, jo kann andrerjeits ebenjowenig in Abrede ge- 
ftellt werden, daß ein Rechtsanſpruch ber Beteiligten auf der- 
waltungsredhtliche Entjicheidung darüber beftcht, ob bie gefeh- 
lien Borausfegungen ber Teilung nad Art. 27 ff. der Gem.⸗ 
Ordn. gegeben find oder nicht. Siehe Anm. 43, aud) 30. 


. vom 10. Juni 1881 Bd. 3, 94: Wenn ein Bezirksamt die Verteilung 


von Bermögensbeitandteilen einer Gemeinde unter Die none 
tigten @emeindebürger duch ſtaatsaufſicht liche Xerfügung auf 
Grund des Art. 157 der Gem.-Orbn. beanftandet hat und hiegegen von 
den Gemeindenugungsberechtigten auf Grund ihrer Nutzungsrechte Be- 
ſchwerde zur Kreisregierung, Kammer bes Innern, erhoben wurde, jo 
ift Diefe nicht in der Lage, in der Sache fofort zweitinftanzielle ver- 
mwaltungsrechtlide Entſcheidung zu erlaflen; vielmehr ‘ die vor- 
liegende verwaltungsrechtliche Streitigkeit zunächſt an das Bezirksamt 
zur erſtinſtanziellen verwaltungsrechtlichen Verhandlung und Entſcheidung 
zu verweiſen. Siehe Anm. 37. 
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& or Entſch. des ob. Gerichtshofs dom 10. Dezember 1873 Samml. Bd. 4 

über ben, Giegenbeiveis wider Einträge im Grundfteuerfatafter; ferner 
über Die 

Gleichſtellung von Gemeindenutzungsrechten mit Grundbdienitbarleiten in 

Bezug auf die Berjährungsfriften : 

„ber Katafter ijt nur Beweismittel, kann aber nicht den Klagegrund 
erjegen und begründet deshalb zwar allerdings vollen Beweis wie ein 
Saal- und Lagerbuch, kann aber ebenjomwenig wie biejed den &egenbeweig, 
db. h. den Beweis, daß das Verhältnis zwiſchen dem Berechtigten und 
Bflichtigen ein anderes geweſen ift, als im Katafter angeführt werde, nicht 
ausſchließen.“ 

„Es beſteht weder in irgend welchen geſetzlichen Beſtimmungen, noch in 
der Natur der Sache ein Grund, andere Verjährungsfriſt bei derartigen 
Gemeinderechten (Gemeindenugungsredhten), als bei Grundbdienftbarkeiten 
anzunehmen.“ 


Siehe hiezu Erkenntnis des oberften Landesgerichts vom 29. Januar 1892 
in Bl. für admin. Pr. Bb. 48, 121, oben Anm. 20a Nr. III A lit. g. 


III. Abhandlungen. 


A. Bl. für admin. Pr.: 
a. Bd. 389, 161 ff. und 177 ff.: Die dingliche Natur bes infolge einer 
Semeindegrundteilung aufgelegten Grundzinſes. YWırm. 28. 
® Hiezu beſonders Bb. 30, 58 ff.: Höhe des Grundzinſes bei Ge⸗ 
meindegrunbdverteilungen; auch 89, 187. 
Siehe Anm. 26, beſonders 28. 
b. 3b. 37, 4 ff.: Die ftaatsauffichtlihe Genehmigung und das verwal⸗ 
tung3rechtliche Verfahren bei Gemeindegrundteilungen. 
Giehe oben Anm. 25 und 26, aud) 43. 
c. Bd. 21, 337 ff.: Gemeindegrundverteilungen. 
1) Materielle Borausfegungen 338 ff. 
2) Formelle VBorausfegungen 340 f. 
3) Anteilöberechtigung 341 f. 
K Berteilung von Grundftüden einer Ortichaft 343. ©. Anm. 41 u. 42. 
5) Gemeindewaldungen 344 f. 
d. 8b. 22, 79 f.: Ueber Gemeindegrundteilungen (bei bevorftehender Be- 
rund unverteilter Gründe für Eifenbahnbauten). Vergl. Anm. 43. 
e. eb. 7 * ff.: Gemeindegrundverteilung und Stimmrecht (bezüglich 
erjelben). 

f. Bd. 21, 414 ff.: Unteilsrecht der Pfarrpfrünbe bei einer @emeinde- 

grundteilung. (S. dagegen dv, Kahr ©. 267 Note 22); auch 14, 9. 
. Anm. 41 a. €. 

g. Bd. 29, 23: Anteilsrecht bei einer Gemeindegrunbverteilung: Man⸗ 
geinber Beweis eines Herkommens. 

h. Außerdem ſ. noch für das ältere Recht Bd. 8, 369 ff.: Ueber Ber- 
teilung und Kultivierung ber Gemeindegründe (Unteilöberechtigung 369 
ff. ; einzelne Bedingungen des 8 25 bes Gem.Ed. 378 ff. und 385 ff.; 
Kultivierung der Gemeindegründe 388 ff.). 

Bd. 14, 93: Anſpruch der Pfarrei und der Schule an bie Nutz- 
ungen der unverteilten Gemeinbegrünbe. 
Bd. 18, 337 ff.: Herlommen unb Gemeinderecht; 
Bd. 18, 395 ff.: Ueber Gemeindegrundteilungen nach 8 25 des 
rebid. Gem.⸗Ed. 
B. Bayer. Gem.-Btg. : 

Jahrg. 1892 ©. 88: Gemeindegrunbverteilung; Zwang hiezu von Auf- 

ſichtswegen gibt es nicht. 
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Jahrg. 1893 ©. 10: Gemeindegrumdverteilung Durch Verlauf der unver- 
teilten Gründe an die Nußungsberechtigten. 

Jahrg. 1895 ©. 169: Gemeindegrundverteilung ; Buweifung von Anteilen 
a Schule und Meßnerei; Tragung der Laſten für die zugewieſenen 

eile. 

IV. Hieher vergl. auch noch die Normativ⸗Entſchl. vom 6. März 1854 
„die allmähliche Kultivierung und befjere Benützung ber Gemeindegründe betr.” 
(Web. 4, 621 f.) und bie in Note * daſelbſt angeführten Min.-E, vom 14. Juni 
1856 und 18. Auguft 1858. Die vorgenannte Normativ-Entichl. wollte nicht bie 
Berteilung ber Gemeindegründe zu Brivateigentum fördern, fie beabfichtigte viel- 
mehr die Erhaltung des gemeindlichen Beſitztums und deſſen möglichſt wirtichaft- 
liche Benũutzung zum Beſten der Gemeinde. 

Die Minifterial-Entihl. vom 6. März 1854 beftimmt nun unter anderem 
folgendes: Ein großer Teil gemeindlichen Beſitztums ift der Kultur oder befjeren 
Benutzung fähig und bietet Gelegenheit, die arbeit3lofen Angehörigen der Gemeinden 
zu beichäftigen, durch Ueberlafjung einzelner Parzellen in zeitliche Nugnießung an 
befiglofe tyamilien dieſen die Möglichkeit zu gewähren, Die notwenbigiten an 
mittel felbft zu erzeugen und außerdem die Einnahmen der Gemeindelaflen all- 
mählich zu erhöhen ꝛc. 

Demgemäß wird verfügt: 

1) und 2) Die Erhaltung, der Schub und die gehörige Vermarkung bed Gemeinde- 
eigentums hat den Gegenftand vorzüglicher Obforge 2c. zu bilden. 

3) und 4) Nachdem die Hutplätze in ihrer oft übermäßigen Ausdehnung bisher 
eines der erheblichiten Hinberniffe der Kultivierung und befieren Be⸗ 
wirtichaftung gebildet haben, jo ſoll der umfang derſelben auf das wirf- 
liche Bebürfnis zurückgeführt werden. Es ift daher je nach den befon- 
deren Berhältniften einer jeden Gemeinde genau feftzuftellen, welche 
Gründe auch fortan als gemeindliche Hut- und Biehtummelpläge oder 
für fonftige gemeindliche Bebürfniffe, 3. B. als Holzlagerpläge beitimmt 
jein ſollen. Hiebei ift einerfeit3 dDa3 Intereſſe Der Viehzucht zu 
wahren, anbrerieits jedes Uebermaß ferne zu halten. Nach Aus- 
ſcheidung des verbleibenden Hutlandes ift 

5) das noch weiter vorhandene Gemeindeland thunlichft der Kultur zuzu⸗ 
wenden. Wa3 hiebei nad) feiner Lage und Beichaffenheit zunächit für 
bie Waldkultur ji) eignet, wird hiefür,*) mas dagegen zu Acker⸗, 
Wies- oder Baumland fHultiviert werden kann, dazu zu beftimmen 
fein, und ſelbſt bei denjenigen Oedungen und Auen, welche feinem diefer 
Kulturzmede zugewendet werden können, wird & erwägen fein, ob den⸗ 
jelben nicht durch Bepflanzen mit Weiden, Erlen u. dergl. oder auf 
fonftige ®Weije*) eine Nugbarkeit abzugewinnen ift. 

6) Die Kultivierung wird am ziwedmäßigften von ben Gemeinden unter 
etwaiger Mitwirkung der Armenpflegen vorgenommen werden; doch foll 
nicht ausgejchlofien fein, Die zu Tultivierenden Gründe in paflenden 
Parzellen an die Gemeindeglieder unter ber Bedingung der Kultivierung 
auf beitimmte Zeit zu überlafien, nad) Ablauf derer fie wieder zur 
freien Berfügung ber Gemeinde bleiben. In diefem Falle ift jedoch 
iedenfall3 darauf Rüdficht zu nehmen, daB ein entiprechender Teil ber 
zu fultivierenden Gründe zurüdbehalten, von der Gemeinde ſelbſt Ful- 
tiviert und für befitloje arme Familien in der Gemeinde beftinmt wird ; 
ferner darauf, baß jene Parzellen, welche von den Nupnießern in ber 
beitimmten Zeit nicht kultiviert werben, diejen aldbald wieder entzogen 
und anderweit verwendet iverden. 


*) Vergl. bie in Anm. 20a Rr. V gemachten, auch hieher einfchlägigen Bemerkungen, beB- 
gleichen Anm. * Nr, IV. gemach ch hieh ſchlagig g 
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Art. 28 (21). 


Eine Verteilung von Gemeindegründen zur Nubnießung 45) auf 
Lebensdauer oder auf bejtimmte Zeit it ebenfall® an die in Art. 27 
Abf. I bezeichneten Borausfegungen gebunden, ?®) infoferne die Nutznießung 


7) Die zur Kultur gebrachten Gründe follen, fomweit nicht eine Gelbftbe- 
wirtihaftung durch die Gemeinde rätlich und zuläffig anerkannt wird, 
und mit Ausnahme der für Armenzwede beftimmien, in der Regel zum 
Vorteile der Gemeindekaſſen verpacdhtet und die Renten zur Beltreitung 
der Gemeindeausgaben und für jonftige Gemeindezwecke verwenbet 


werden. 

8) Ueber die fortjchreitende Kultivierung der Gemeinde ift alljährlich bie 
gum 1. Januar jeden Jahres 2c. dem unterfertigten kgl. Staatöminifterium 

e3 Innern ein Nachweis 2c. vorzulegen. 

9) Bezüglich des bereit? im kultivierten Zuſtande befindlichen Grunbbefiges 
der Gemeinden werden die (Kuratel-)Vehörden ihr Augenmerk darauf 
rihten, Daß dasſelbe fo wirtſchaftlich als möglich benügt, und deſſen 
Ertragsfähigfeit Durch mögliche Verbeſſerungen, 3. B. durch Bewäfler- 
ung oder Entwäflerung u. bergl., erhöht und hiemit zugleich ein nach⸗ 
ahmungswürdiges Beilpiel für Privatgrundbefiger aufgeftellt werde, 
überdie3 ift darauf zu jehen, daß die Renten jenes gemeinbdlichen 
Grunbbefiges, ſoweit nicht erworbene Rechte entgegenftehen, zum beiten 
Nugen der Gemeinden verwendet merben. 

10) &emeindevorfteher und Mitglieder der Gemeinbeverwaltungen, welche 
fi im Bollzuge vorftehender Anordnungen beſonders auszeichnen, find 
unter Darlegung ihrer Leiftungen zur Anzeige zu bringen, damit bie- 
jelben Seiner Majeſtät dem Könige zu Belohnungen und Auszeich— 
nungen in dem verdienten Maße empfohlen werden. zc. zc. 


Zu Art. 38. 


») Während Art. 27 die Gemeindegrundteilung zu Eigentum behandelt, 
bezieht ſich Art. 28 lediglid auf die Teilung zur Nußnießung, fei ed auf 
Lebensdauer oder auf beitimmte Zeit. Vergl. Anm. 22. 

W Diefe Art der Verteilung ift ganz genau den nämlichen Borjchriften 
unterworfen bezw. nur unter denjelben Borausjegungen zuläffig wie die Verteilung 
zu Eigentum gemäß Art. 27, foferne diefe Nutznießung entweder unentgeltlich oder 
gegen eine Abgabe geltattet werden will, welche bem Werte der gewährten Nutzung 
nicht entipricht. Es müffen Daher ſolchen Falles nicht nur alle Vorausſetzungen 
des Art. 27 Abſ. I (nicht aber die des Art. 31 Ab. II Sap 1, audy 2) gegeben 
fein, fondern es finden hieher auch alle Beftimmungen bes Art. 27 Abſ. II, ILL, 
V und VI analoge Anwendung. Insbeſondere unterliegen dieſe Berteilungen 
zur Nutznießung auch der Genehmigung der vorgejeßten Aufſichtsbehörde nad 
He 159 Ubi. I Ziff. 2*) und gehören auch diefe Nupteilungen dem öffentlichen 

echte an. 

Bergl. beſonders aud) die Min.-E. vom 7. Auguft 1881, oben in Anm. 37. 

Durch eine in rechtsgiltiger Weife beichloffene Nubteilung entftehen aber 
für die Beteiligten nicht — wie bei der Verteilung nah Art. 27 — Brivatredite, 
jondern lediglich auf dem Gemeindeverbande beruhenbe en und zwar 
ſolche Bffentlich-rechtliche Uniprüche, welche nach Art. 8 Ziff. 29 des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofs⸗Geſ. auf dem verwaltungsrechtlichem Wege verfolgbar find. 

Da ferner diefe Nugniegungen auf Grund eines nach Art. 27 Abſ. I ge- 
faßten Gemeinbebeichluffes gewährt werben, können fie offenbar auch gemäß Art. 86 
auf Grund eines in berjelben Art gefaßten Beichluffes mwieber eingezogen werben. 


°*, Denn diefe gefehliche Beſtimmung macht keinen Unterſchled zwiſchen MWertellung zum 
Gigentum und Verteilung zur Nubnießung. 
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unentgeltlich oder gegen Entrichtung einer dem Nubungswerte nicht 
entfprechenden Abgabe geftattet werden will, #7) 8) 


Art. 29. 
I. Gemeindewaldungen 9) können nur behufg der nach den Forſt⸗ 


Die Rechtsmittel egen die Erteilung ober die Verfagung der ftaatsauf- 
fihtlichen Genehmigung ſind im Falle bed Art. 28 Die nämficen, wie die in 
Art. 27. Siehe Anm. 37; über die verwaltungsrechtliche Buftändigfeit im Yalle 
beftrittener Mechte oder Berbindlichkeiten infolge bezw. auf Grund beichlofjener 
reip. genehmigter Verteilung |. Anm. 43. 

Näheres |. v. Kahr ©. 272. 

N Dieſe Nubungsverteilung ift wohl zu unterjcheiden von Verpachtung. 
Lebtere gehört bem Privatrechte an und erfolgt durch Vertrag, welcher mit bes 
ftimmten einzelnen Berfonen unter jpezieller Bereinbarung je der betreffenden Be 
dingungen abgefchloffen wird, und der auch der ftaatdauffichtlicden Genehmigung 
nad) Art. 159 nicht unterworfen ift. 

Bei Abych aſſen von Pachtverträgen gelten auch die Beſtimmungen der 
Art. 103 Abſ. I, Art. 118 Abſ. I, Art. 145 Abſ. IV und V, welche bei Nugungs- 
verteilungen feine Anwendung finden; ferner vollzieht ſich der Abſchluß von Pacht⸗ 
verträgen nad) Maßgabe des Art. 84, in beftimmten Fällen nach Art. 112 Abi. I 
Biff. 2 und 9, ferner nad) Art. 130 und 147 Abſ. I der Gem.-Orbdn. 

Siehe v. Rah ©. 272. Vergl. hiezu aber die Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes in Anm. 48 I a. 


) Zu Urt. 28 vergl. folgende Enticheidungen und Abhandlungen: 

I. Entich. des Verw.-Ger.-Hofes: 

a. vom 25. Yebruar 1891 Bd. 123, 484 f.: Hat eine Gemeinde gewiſſe 
gemeindliche Grundparzellen auf eine längere Reihe von Jahren an 
ihre ®emeindeglieder ın Anerlennung des dieſen zuſtehenden 
allgemeinen Nutzungsrechtes am Gemeindevermögen verpachtet, fo 
liegt ein im Gemeindeverbande wurzelndes Nutzungsrecht, johin ein 
öffentlich-rechtliche3 Verhältnis vor; es find deshalb zur Enticheibung 
darüber, ob in einem ſolchen Falle die Nutzung einer derartigen Ge⸗ 
meindeparzelle dem früheren Beſitzer des Anweſens, welchen bei der 
Verpachtung Die Parzelle zugeteilt wurde oder dem bdermaligen Be⸗ 
figer des Anmwejens zufteht, die Berwaltungsbehörben zuftändig. 

b. vom 21. November 1888 8b. 10, 315: Ein Anfprud auf Benüßung 
eines der Gemeinde gehörigen öffentlichen Plabes zu gewerblichen 
Zwecken bildet feine Verwaltungsrechtsſache im Sinne der Ziff. 28 des 
Art. 8 des Verw. —— 

II. Siehe auch das bei v. Hauck-Lindner S. 100 Anm. 4 angeführte Er» 
fenntni8 vom 26. Juni 1871 (Reg.⸗Bl. S. 1410) über die Berechtigung zum 
Baupolabezug aus einem Gemeindewalbe. 

Il. Abhandlung in BI. für admin. Br. Bd. 37, 126 ff.: Notwendigkeit 
ber auffichtlichen Genehmigung bei Teilung von Gemeindegründen zur Rupnießung 
nach Urt. 28 der Gem.-Orbn. 

1V. Siehe auch die in Anm. 44 Nr. IV mitgeteilte Min.-E. vom 6. März 
1854 (Web. 4, 621 f.) und die in Anm. 20a Nr. V gemachten, auch hieher be- 
güglichen Bemerkungen über das von den Gemeinden zu verfolgende Beſtreben, 

ucch zmwedentiprechende Anpflanzung von (öben) Gemeindegründen allmählich ge- 

meindliche Anlagen zu jchaffen, melde außer den Annehmlichleiten, bie fie ben 
Gemeindebewohnern bieten, allmählich auch noch — ganz abgefehen von der Gras⸗ 
nugung, jowie von einem allenfallfigen Obftertrage — bei entiprechender Auswahl 
der Holzart eine nicht zu unterfchägende Einnahme für die Gemeinbelafje zu ver- 
ſchaffen vermögen. 
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gefegen 50) zuläffigen Rodung 6i) und nur dann verteilt#9) werben, 


Bu Urt. 39. 


+, Die Berteilung von Gemeindewaldungen unterliegt allen Voraus—⸗ 
fegungen bezw. Bejchränfungen des Urt. 27, außerdem aber aud noch ben 
jpeziellen Beftimmungen des Art. 29. ©. 8 96 ©. 183 f. und 184 f. 

Die hier einfchlägigen Beſtimmungen des Sorfigeieges vom 28. März 
1852 in ber neuen Tertierung vom 4. Juli 1896 (Gej.- u. Verordn.⸗Bl. ©. 325 ff.) 
find in den Urt. 34 bi3 38 enthalten. Diefelben lauten: 

Airt. 34. Gänzliche oder teilmeife Rodungen (Musftodungen) find er- 

laubt, wenn 

1) die auszuftodende Fläche zu einer befjeren Benützung, insbefondere für 
Feld», Garten-, Wein- oder Wiejenbau, unzweifelhaft geeignet, 

2) das Fortbeſtehen des Waldes nicht zum Schutze gegen Naturereigniffe 
notwendig ift, und 

3) Die Forftberechtigten in die Rodung eingemilligt haben. 

Art. 35. Schupwaldungen, deren Rodung nad Urt. 34 Biff. 2 unzu- 

läfjig ift, find die Waldungen: 

1) auf Bergkuppen und Hohenzügen, an fteilen Bergwänden, Gehängen 
und fogen. Leiten; 

2) auf Steingerölle des Hochgebirged, auf deglagen der Alpen und in 
allen Oertlichkeiten, wo die Bewaldung zur Verhütung von Bergſtürzen 
und Lawinen dient, oder wo durch die Entfernung des Waldes den 
Sturmwinden Eingang verſchafft würde; 

3) in Ortslagen, wo von dem Beſtehen des Waldes die Verhütung von 
Sandſchollen oder die Erhaltung der Quellen oder Flußufer abhängig iſt. 

Art. 36. Das Vorhaben der Rodung iſt dem Forſtamte anzuzeigen, 

welches von dem Sachverhalte ſogleich Kenntnis zu nehmen und den Befund, 
unter Beifügung des geeigneten Antrages, an die Forſtpolizeibehörde zur weiteren 
Behandlung und Beſchlußfaſſung zu überſenden hat. 

rt. 37. Wer eine Waldung ausgerodet hat, iſt verpflichtet, den gerodeten 
Boden der im Art. 34 Ziff. 1 erwähnten Benützung zuzumenden. 

Zur Ausführung der hienach erforderlichen Kulturen hat Die Forftpolizei- 

behörbde fogleich bei Genehmigung der Rodung eine angemejjene Frift zu beitimmen. 

Art. 38. Hinfichtlidh der Rodbung von Gemeinde⸗, Stiftungs- und ſolchen 

Körperichaftöwaldungen, welche nicht Privatwaldungen find, finden außer den 
Borjchriften der Art. 34 His 37 des gegenwärtigen Geſetzes bie einfchlägigen be- 
jonderen @efjege Anwendung. *) 


*) Ausfchließlih nur zur Rodung und muß der ganze zur Verteilung 
gelangende Waldkomplex bis zum Meinften Teil und ohne jegliche Ausnahme ge- 
robet und „zur Förderung der Iandwirtichaftlidhen Kultur” (Art. 27 Abi. I) ver- 
wendet, d. h. in Uder, Wiefe oder Weide verwandelt werben. 

Zur Rodung ift Genehmigung der Forſtpolizeibehörde (fgl. Bezirksamt, 
unmittelbarer Magijtrat, Art. 109 Abſ. I Ziff. 1 des Forftgei.) erforderlich. Die- 
jelbe muß vor Stellung des Geſuches um ftaatsauffichtliche Genehmigung oder 
menigftend zugleich mit bemielben erholt und zu den Akten gebradjt erben. 
(Siehe Hiezu die in Anm. 5la mitgeteilte Min.-E. vom 2. Auguft 1871 Ziff. 2 
Abſ. I; Ferner bezüglich allenfallfiger Beſchwerdeführung gegen folche ſtaats⸗ 
auffichtlihe Genehmigungen die Entich. bes Berti. Ger.» Hofe vom 8. Novem- 
ber 1893 8b. 15 S. 34 Ab. I und IL in Anm. 58 Nr. 1 lit. ce und d, fowie vom 
25. Rovember 1887 Bd. 9, 280 in Anm. 44 Nr. I lit. e.) 

Bird die Rodung — ohne beren Bulafjung bie ftaatsauffichtliche Ge⸗ 
nehmigung nicht erteilt werden kann — verjagt, fo kann gegen den verfagenben 


*) @iche Anm. 5la: Min-E. vom 2. Auguſt 1871 Ziff. 1. 
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Beſchluß lediglih nach Maßgabe der Beltimmungen des Forftgejeges (Art. 109 
und 112 Abſ. II) Beſchwerde erhoben werden. Da die Genehmigung ober Ber- 
fagung der Rodung dem freien Ermefjen der Forſtpolizeibehörde anheimgegeben 
ift, fo fann eine Yuftändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes nicht gegeben fein. *) 
(Bergl. hiezu Entich. des VBerw.-Ger.-Hofes vom 8. November 1893 in Anm. 58 
Pr. I lit. b Ab. I, audh Bit. c und d.) . 

Die vorjtehend erwähnten Art. 109 und 112 Abſ. II des Forſtgeſetzes 
(Tertierung 1896) lauten: 

Art. 109. Inſoweit nicht das gegenwärtige Geſetz bejondere Beftimmungen 
enthält, wird die Forſtpolizei ausgeübt: 

1) in erfter Inſtanz durch die Diſtriktspolizeibehörden und in den Be— 
zirlen jener größeren Städte, welche einer Kreisregierung unmittelbar 
untergeordnet find, durch den Magiftrat (fForftpolizeibehörden) ; 

2) in zweiter und legter Inſtanz durch die Kreisregierungen , Kammern 
des Innern, (Forſtpolizeiſtelle). 

In denjenigen Fällen, wo die Kreisregierungen als Forſtpolizeiſtellen in 

Se Inſtanz enticheiden, geht die Berufung an das Staatsminiſterium bes 
mern. 

Art. 112 Abſ. II. Für die Berufung gegen Beſchlüſſe der Yorftpolizeibe- 
hörden, bezw. Stellen erfter Ynftanz, läuft eine unerftredliche Friſt von 14 Tagen 
— von der Eröffnung des Beſchluſſes an gerechnet. 

Abf. III. Eine Ausnahme findet in ben durch Art. 25—28 und 31 be- 
zeichneten Fällen**) ftatt, in welchen für die Berufung eine Friſt von 30 Tagen 
feftgejegt wird. — 

a) Bezüglich der Frage, inwieweit in Fällen der Veräußerung und Ber: 
teilung, dann der Rodung von Gemeindewaldungen die Einvernehmung ber kgl. 
Forſtämter ſich als geboten darftellt, Hat die Min.-E. vom 2. Auguſt 1871 „Boll- 
zug des Forſtgeſetzes, hier die Veräußerung und Berteilung, dann Rodung von 
Gemeindewaldungen betr.“ folgende Beitimmungen getroffen: 

1) Nach Art. 9 des Forſtgeſetzes vom 28. März 1852 (Urt. 38 ber 
Zertierung von 1896) }) finden Hinfichtlich der Rodung von Gemeinde-, 
Stiftungs- und Körperichafts-Waldungen, welche nicht Privatwaldungen 
find, außer der Vorſchrift des Art. 35 bis 38 (jetzt 34 bis 37)+) des 
Forſtgeſetzes Die einichlägigen befonderen Gelege Anwendung. Demgemäß 
kann es im Hinblide auf Art. 37 (jebt 36) F) des Forftgejebes und auf 
Art. 30 der Gem.Ordn. für bie Landesteile biesfeits des Nheins vom 
29. April 1869 feinen Zweifel unterliegen, daß über das Borhaben ber 
Rodung von Gemeindewaldungen das einfchlägige kgl. Forſtamt vor der 
Beſchlußfaſſung feitend der Yorftpolizeibehörbe gehört werden mmB.}t) 

2) Bezüglich der Verteilung von Gemeindewaldbungen beftimmt Art. 29 
Der angeführten Gem.⸗Ordn., diefelbe könne nur behufs der nach ben 
Forſtgeſetzen zuläffigen Rodbung und nur unter der Vorausſetzung ftatt- 
finden, daß die Waldbungen zur Waldkultur nicht geeignet find oder 
daß der örtliche Ueberfiub an Waldbeitänden und ber Mangel an 
Weide-, NAder- oder Wieögründen eine Teilung im wirtfchaftlichen 


*, Iſt die Dorfrage ber Sutäffigteit ber Rodung zu Gunften der betr. Gemeinde bejaht 
und bierauf die ftaat8auffihtlihe Genehmigung nad Urt. 159 Abſ. 1 Ziff. 2 erteilt worden, fo if 
von ber einf&Tägigen Fyorfipoligeiftelle Egl. Regierung, Kammer der Finanzen) nad Urt. 7 Xbf.2 
des Mrorngeiegeß die Frage zu enticheiben, ob und welche Ubänderungen bed gemeinblichen Forſt⸗ 
wirtſchaft planes einzuleiten feien. Diin.-@. vom 15. Oltober 1871, |. Anm. 58 Nr. II Ile. c. 


*+) Hiezu gehören die Robungen nicht, bezüglich letzterer Täuft alfo nur eine 14 tägige Be⸗ 
rufungsfrift. 

+) Den Wortlaut biefer Artikel bes Forſtgeſetzeßs |. Unm. 50. 

TP) Vergl. hlezu auch Art. ı14 deB fyorftgefeget: Den kgl. Forſtämtern fieht bie Antrag⸗ 
fiellung und das amtliche Gutachten bei den <Forftpolizeibehörden zu, obne Unterſchied, ob es fi 
hiebei um Staats. oder andere Waldbungen kanbelt. 
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wenn fie zur Waldfultur nicht geeignet jind52) oder wenn der örtliche 
Ueberfluß 3) an Waldbeftänden und der Mangel5d) an Weide⸗, 


Intereſſe nötig mahe Werden Geſuche um die Genchmigung der 
Berteilung von Gemeindewaldungen geitellt, jo wird die um die ®e- 
nehmigung angegangene Diftriftsverwaltungsbehörde des Beirates bes 
einichlägigen fgl. Forſtamtes meift Schon für dein Zweck der Würdigung 
der Frage bedürfen, ob die Waldungen fich als ungeeignet zur Wald- 
fultur darftellen und bezw. ob wirklich ein örtlicher Ueberfluß an Walb- 
beſtänden gegeben: ift. 

Jedes Geſuch um bie Geftattung der Verteilung von Gemeinde- 
waldungen aber muß, wenn es Ausficht auf Erfolg haben ſoll, nad 
Art. 29 der Gem.-Drdn. das Geſuch um die Genehmigung der Rodung 
der Waldungen in fich jchließen. Es kann daher gemäß Art. 37 (jegt 
36) des Foritgejepes in feinem alle die Genehmigung zur Berteilung 
von Semeindewaldungen nad Art. 159 Ziff. 2 der Gem.-Orbn. für die 
Landesteile diesjeit3 bes Rheins erteilt werben, ohne daß das kgl. Forft- 
amt zur Erflärungsabgabe in der Sache veranlaft worden wäre. 


3) Andere Beräußerungen von Gemeindewaldungen außer dem Wege ber 
Verteilung anlangend, jo ftellen ſich diejelben al3 gemeinwirtichaftliche 
Angelegenheiten dar. Die den Gemeinden vorgejegten Bermwaltungsbe- 
hörden werben fich auch in Angelegenheiten biefer Art vielfach veran- 
laßt finden müſſen, mit den tgl. Forſtämtern in das Benehmen zu 
treten. Die Beantwortung der Trage der Einvernchmung bes Hal. 
Forftamtes muß übrigens in den hier vorausgejepten Fällen dem Er- 
meflen der der Gemeinden vorgeiegten Berwaltungsbehörden je nad) 
Lage ber Sache anheimgeftellt werben. Insbeſondere läßt fi) aus 
Art. 14 des Forſtgeſetzes nicht ableiten, daß das fol. Forftamt in allen 
Fällen dieſer Art einvernommen werden mülfe. 


4) Dagegen find Die den Gemeinden vorgejepten Berwaltungsbehörben nad) 
Art. 6 bis 14 des Forſtgeſetzes gehalten, dem kgl. Forſtamte nicht blos 
über die Genehmigung von Rodungen und von Berteilungen, jondern 
auch über die Genehmigung anderer Beräußerungen von Gemeinde- 
waldungen jeweils Nachricht zu geben. Der entiprechende Vollzug der 
angeführten Geſetzesartikel erheifcht ferner, daß die Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörden Sorge dafiir tragen, daß die gl. Yorftämter von den Ver⸗ 
äußerungen von Gemeinbewaldungen aud in jenen Fällen Kenntnis 
erhalten, im welchen Diefe nach Art. 159 Hilf. 1 der Gem.-Ordn. für 
die Landesteile diesſeits des Rheins ohne vorgängige Genehmigung ber 
vorgefegten Berwaltungsbehörbe erfolgen. 


2 Hierliber find — vergl. Anm. 5la — forfttechnifche Gutachten zu er- 
Holen und zu den Alten zu bringen; die Enticheidung der Frage, ob eine be- 
fimmte Waldparzelle „zur Waldkultur nicht geeignet erkheint“ ift nicht dent freien 
Ermeſſen der Gemeinde⸗- oder der Auffichtsbehörde anheimgegeben, jondern nad) 
dem Gutachten der Sachverftändigen zu beftimmen. Sie ift Daher auch gegebenen 
Falles ebenjo wie die, ob die Vorausſetzung „zur Förderung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Kultur” nad) Art. 27 Abf. I gegeben ift, in letzter Inſtanz vor dem Ber- 
waltungsgerichtshofe zum Wustrag zu bringen. 

Siehe hiezu Entſch. des Berm.-Ger.-Hofes vom 8. November 1893 Bd. 15, 
33 f. und befonders 35 in Anm. 68 Nr. I lit. b. 


) Bei ben Worien „ber Örtliche Ueberfluß“ einerſeits und „ber örtliche 
Mangel“ andrerjeits ift das „örtlich“ nicht auf bie betr. Gemeinde zu befchränten, 
jondern auf die ganze Umgebung ober Umgegenb zu beziehen. 

Siehe v. Kahr ©. 274. 
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Ader oder Wiesgründen eine Teilung im ‚mwirtichaftlichen Intereſſe 
nötig macht.5*) 55) 56) 

II. Der durch die Abtreibung erzielte Erlös muß in die Kalle 
der betreffenden Gemeinde oder Ortſchaft fließen. 57) 58) 


s“ Die Frage, ob ein folder Ueberfluß bezw. Mangel vorhanden und 
daher eine Teilung im wirtichaftlichen Intereſſe nötig ift, ericheint al3 reine Er- 
meſſensfrage und ift Daher deren Berbeicheidung ber Buftändigleit bes Berwaltung3- 
gerichtähofes entzogen. ©. Urt. 13 Abſ. I Ziff. 3 des aan. Der. DoTa-Diejepen 
unb Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 8. November 1893 Bd. 15, 33 und 
fpeziell 34 Abſ. III in Anm. 58 Nr. I lit. b Abſ. I und e. 


» Die Teilung des Art. 29 bezieht fich ſowohl auf die Teilung zu Eigen- 
tum (Art. 27) al3 auf diejenige zur Nutznießung. Auch legteren Falles muß ber 
betrefjende Wald vollftändig und ausnahmslos gerodet und in der, Wieſe oder 
Weibegrund verwandelt werden. 


29 Soll eine Waldung geteilt werben, welde fih im gemeinjchaftfichen 
Eigentume mehrerer politifcher Gemeinden oder Ortsgemeinden befindet, fo ift 
dieje Teilung durchaus civilrechtlicher Natur und hat mit den Beftimmungen des 
Art. 29 nichts zu Ichaffen. 

Siehe Hiezu die Beitimmung bes Art. 20 des Forſtgeſetzes: 

Art. 20: Zur Verteilung gemeinfchaftlicher PBrivatwaldungen*) auf geſon⸗ 
derted Eigentum mit dem Zwecke ber fortzujegenden Forſtbenützung ift Die Zu⸗ 
fimmung der Forftpolizeiftelle erforberlih. Dieſe Zuftimmung darf nicht ver- 
weigert werden, wenn bie einzelnen Zeile auch noch nach der Verteilung einer 
regelmäßigen Bewirtichaftung fähig bleiben. 

Gegen ben Beſchluß der Forftpolizeiftelle (tgl. Regierung, Kammer ber 
Tinanzen), kann Beichwerde zum Berwaltungägeri ve erhoben werden. 

Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 17. März 1890 Bb. 12, 146 in 
Anm. 58 Nr. I lit. a. 


*” Bon diefer Borjchrift gibt es feine Ausnahme; aud die Auffichtsbehörbe 
kann hievon nicht entbindben. 
ft der Berteilungsplan genehmigt, fo hat die vorgejegte Verwaltungs⸗ 
behörbe bei der Eröffnung des betreffenden Beichluffed darauf aufmerffan zu 
machen, daß der durch die Übtreibun ergielte Erlös gemäß Art. 29 Abſ. II der 
Gem.-Ordn. in bie Gemeinde: reip. Ortslaffe zu fließen habe. Eine Verteilung 
biefes Erldjes ift unter allen Umftänden unzuläffig. 
Bezüglich der Beftimmung über die Verwendung des in die Gemeinde— 
(oder Ortögemeinde-)Kaffe geflojfenen Erldſes gaben im übrigen die Ge—⸗ 
meinden volle Freiheit (Urt. 1 der Gem. DOrbn.). Siehe hiezu BI. für admin. 
Pr. 21, 378 f. und 345 Anm. 58 Nr. II A lit. a und b. — (Ergeben fich hiedurch 
Ueberſchuſſe, jo könnte deren etwaige Verteilung nur nach Art. 31 Abf. II erfolgen.) 


s*, Au Art. 29 verweilen wir auf folgende Enticheidungen und Abhand⸗ 


en: 

I. Entich. de3 Berw.-Ger.-Hofes: 

a. vom 17. März 1890 Bb. 13, 146: Art. 20 bes revidierten Forſtgeſetzes 
findet auh auf die im Miteigentum mehrerer Gemeinden 
tehenden Waldungen Anwendung, wenn die Teilung nur zum 
Bwede der Auflöfung dieſes Gemeinſchaftsverhältniſſes und 
unter alt der fortzufegenden Forſtbenützung Der Walbteile be- 
antragt ift. 


lung 


*), Zu den Brivatwaldungen gehören jene Waldungen, welche nicht unter den Be⸗ 
ein der Gtaatäiwaldbungen, der Gemeinde- und Gtiftungs- ober Rorporationd-Walbungen fallen : 
HS. dei Berw.Ger.-Bofes dom 17. März) 1890 @d. 132, 147. 
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ferner ebenda: En Rehtsaniprud — alſo verwaltungeridhter- 
lid geihügter Anſpruch — auf die forftpolizeilidh notwendige &e- 
nehmigung emer Waldteilung (Art. 20 Ubi. II des Forſtgeſetzes) if 
ſohin den Belitern gemeinjchaftlicher Privatwaldungen unter der be- 
tonderen ſachlichen Vorausſetzung gewährleiftet, daß die einzelnen 
Baldteile nicht blos thatſächlich als Wald fortbefteben, fondern im 
forſtwiſſenſchaftlichen Sinne auch fernerhin noch bewirticyaftet werden 
fönnen. 

Siehe Aum 56. 

b. vom 8. Rovember 1893 Bd. 15, 33 ff.: 

In Streitiachen wegen Rerteilung von Gemeindegründen ift der 
Bermaltungägerichtähef zur Enticheidung der Stage, ob Gemeinde- 
walbungen zur Waldfultur nicht geeignet find, zuftändig, dagegen nicht 
ufändig, foweit es fih um die übrigen Vorausſetzungen des rt. 29 

. I der Gemeindeordnung, ferner um die Frage der fraatsauflicht- 
lien Genehmigung zur Berteilung (Art. 159 Abſ. I Hilf. 2 der 
Gem.-Drbn.) handelt. (S. Anm. 52 und 54, ferner unten lit. e). 

Ebenda ©. 35: Die Frage, ob bie Gemeindewaldungen zur Wald⸗ 
kultur nicht geeignet feien, ftellt fi ald eine Thatfrage (niit Er- 
meflensfrage), ſonach als eine Angelegenheit dar, in welcher nicht Die 
Berwaltungsbehörben nad ihrem Ermeilen zu verfügen berechtigt find, 
fonbern in weldyer im verwaltungsrecdtlichen Verfahren auf Grund 
tachverftändigen Gutachtens — wobei das freie richterliche Ermeflen 
keineswegs ausgeſchloſſen erjcheint — zu enticheiden ift. 

Diefe Annahme findet eine weſentliche Beſtärkung in der Recht- 
ſprechung des Verwaltungsgerichtähofed bezüglich der Verteilung von 
Gemeindegründen im allgemeinen. Denn nachdem die Frage, ob die 
Teilung zur Förderung der landwirtichaftlihen Kultur diene (Urt. 27 
ber Gem. Ordn.), in der Entidh. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 25. Nopem- 
ber 1887 (Bd. 9, 284 Biff. 2)*) als eine verwaltungsrechtliche erflärt 
worden ift, hat dies umiovielmehr bei der Frage zu gelten, ob Die 
Gemeindewaldbungen zur Waldlultur geeignet find oder nidt. ©. 
Anm. 52. Bergl. dagegen unten lit. e. 


c. biejelbe Enticheibung sub b ©. 34 Abſ. I: Nach ber Rechtſprechung 
des fgl. Bermwm.-Ger.-Hofes fteht feit, daß einerfeit3 Die Frage der ftaatd- 
auffichtlichen Genehmigung eines auf Verteilung von Gemeindegründen 
gerichteten Gefuches als in das freie Ermefien der Berwaltungsbehörden 
fallend, nach Art. 13 Abf. I Hilf. 3 des Verw.Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes ber 
Würdigung des Berw.-Ger.-Hofed entzogen, andrerfeit8 aber durd) 
Verweigerung ber ftaat3auffichtlichen Genehmigung die Enticheidung 
von Rechtsfragen, mwelhe anläßlich eines erteilungägefuches 
fi ergeben, durch den Gerichtshof nicht ausgeichloffen und daß bei 
Beurteilung ber Frage, ob ein jtaatsauffichtlicher oder ein verwaltungs- 
rechtlicher Beſchluß einer unteren Inſtanz vorliegt, nicht die Form, 
fondern der Anhalt maßgebend ift. (Siehe Ente, des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes vom 25. November 1887 Bd. 9, 280).**) Vergl. Anm. 51. 


d. diefelbe Enticheidung sub b ©. 84 Ubf. II: Die Entjcheidung über bie 
Buläffigleit einer NRodung — Art. 86 N 34) des Forſtgeſetzes — 
iſt dem kgl. Verwaltungsgerichtshofe durch keine gejeßliche Beſtimmung, 
insbeſondere nicht Durch eine der Ziffern des Art. 8 oder 10 des Geſetzes 
vom 8. Auguſt 1878 übertragen, würde fich aber auch nicht von dem 
Geſichtspunkte aus rechtfertigen laffen, daß der Gerichtshof Fragen 


*) Mitgeleilt oben Unm. 44 Nr. I lit. f gu Urt. 27 ber Gem.-Orbn. 
**) Siehe Unm. 44 Nr. I lit. e. 
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Art. 30 (23).*) 


Die Bewirtichaftung der Gemeindewaldungen 5%) unterliegt den 
gefeglichen Vorſchriften. 80) 81) 62) 68) 64) 





für weldje an ſich feine Buftändigfeit nicht gegeben ift, bann in ben 
Kreis feiner Würdigung zieht, wenn von deren Bejahung oder Ber 
neinung Der Ausſpruch über den Gegenftand des Gtreites abhängt. 
Denn daß die Frage der YZuläffigfeit der Rodung im Verfahren über 
die Genehmigung einer Gemeindewalbdteilung feinen Incidentpunkt, 
fondern in der That eine PBräjudizialfrage bildet, geht daraus hervor, 
daß Art. 29 nicht von Rodung überhaupt, fondern von der nad dem 
Forſtgeſetze zuläffigen Rodung d. i. ber nah dem bejon- 
deren Berfahren des soritgeieges zu erwirkenden Rodungs- 
erlaubnig fpricht, fowie daraus, daß eine ftaatsauffihhtlidhe Ge— 
nebmigung der Natur der Sache nad) unmöglich den Gegenſtand 
einer berwwaltung® rehtlichen Incidententſcheidung bilden Tann. ©. 
nm. 51. 

e. Diejelbe Entjcheidung sub b ©. 54 Abſ. III: Was die Frage betrifft, ob 
der Örtlicje Ueberflug an Walbbeitänden und der Mangel an Weider, 
Ader- oder Wiesgründen eine Teilung im wirtfchaftlichen Intereſſe nötig 
madht, jo find bei der Beantwortung derfelben niht rechtliche Er- 
wägungen, fondern jolde der Zweckmäßigkeit maßgebend. Diefe 
Frage fällt daher in das freie Ermeſſen der Berwaltungsbehörben und 
ift nach Wrt. 13 Abſ. I Biff. 3 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſetzes der 
„ürbinung be Berw.-Ger.-Hofes entzogen, was berfelbe in einer 
früheren Entjcheidung vom 13. Mai 1887, Rodung und Verteilung 
von Waldparzellen betr. anerfannt hat. — Siehe dagegen bezüglich der 
Frage, ob die Gemeindewaldungen zur Waldkultur nicht geeignet find, 
oben lit. b; ferner Anm. 54. 

. Abhandlungen: 

Bl. für abmin. Pr.: 

2. ab: 21, 378 ff.: Behandlung bes Holzerlöfes bei einer Gemeindewalb- 

odung; 

b. Bd. et, 411 ff.: Verkauf der Forftprodufte aus ben Gemeinde- und 

Stiftungswaldungen; hiezu aud) Bd. 21, 345, f. auch Anm. 61 Nr. II. 

c. Bd. 21, 381 f.: Kompetenz zur Genehmigung einer Gemeindewaldung: 

Auch über Rodungsgeſuche bezüglid) der Gemeinbewaldungen haben bie 
2 nrittepoligeibenörben in erfter Inftanz zu enticheiden. (Siehe da- 
gegen Bd. 20, 271: Kompetenz zur Genehmigung von Rodungen 
und außerordentlihen Holzhieben in Gemeindewaldungen, ferner Bd. 
31, 344 f., ipeziell 345: ®emeindewaldungen). ©. hiezu auch Note * 
oben zu Anm. 51. 


I 


vet 


Zu Art. 30. 

*) Der Wichtigleit der gemeindlichen Waldungen und deren ordnungs: 
mäßigen Beet khaftung entiprechend geben wir alle hierauf bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften möglichft dem Wortlaute nad, weil erfahrungsgemäß die Gemeindebe- 
hörden gerade mit diejer Materie ſehr viel beichäftigt zu Kein pflegen. 

*, Bezüglich der Stiftungsmwaldungen |. Art. 68 der Gem. Ordn. Be—⸗ 
zügli der NAufftellung und Verpflichtung des Waldſchutzperſonales in Land⸗ 
emeinden |. Urt. 141 Ubf. VII der Gem. Ordn. und hiezu Art. 10—13 des 
Serfgefehet Bertierung 1896), desgleichen Art. 15, auch 115 ]. c., unten Anm. 62 

. 244 un . 


Hiezu fiehe auch Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 19. Dezember 1879 
Bd. 1, 80 und vom 10. Dezember 1880 Bd. 2, 301, unten in Anm. 61 Nr. I 
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lit. c und d; ferner vom 15. April 1887 8b. 9, 98: Der den Gemeinden nad) 
Art. 38 Abi. I und Urt. 141 Abf. I obliegende Flurſchutz umfaßt auch bie 
Waldungen innerhalb der Gemeindemarlung; vergl. auch Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes vom 1. April 1887 BD. 9 ©. 91 und 93 in Anm. 61 I lit. g; 
enblich benilglich der Staat3auffiht auf diejenigen Gemeindewalbungen, welde 
außerhalb des Königreich Bayern gelegen find, Die Entich. des Verw⸗Ger.⸗Hofes 
vom 11. März 1891 Bd. 1%, 490 3 in Anm. 61 Ilit. a. 


* Diele geſetzlichen Vorfchriften über die „Bemirtichaftung der Gemeinde⸗ 
mwaldungen“ find in nachſtehenden Beitimmungen enthalten: 


I. Forſtgeſetz vom 17. Juni 1896 in der neuen Zertierung vom 4. Juli 


1896, (Min.-Bel. vom 4. Juli 1896, die Redaktion des Forſtgeſetzes 
betr., Gef.» und Berordn.-Bl. ©. 325 ff.), welchem nad Art. 1 diejes 
Geſetzes alle Waldbefiger, aljo auch die Gemeinden (und Stiftungen) 
unterworfen find. 
Für die Gemeinde- und Stiftungswalbungen bezw. deren Bewirt- 
ſchaftung gelten — abgejehen von den Beitimmungen in Art. 1, 2, 4, 
auch 20*) und 115, fowie von den forftpolizeilichen Beftimmungen der 
Art. 34—47 und 75—78 — ganz befonderd die Art. 6—18, 
II. Sie zum Vollzuge des Forftgejees in Anfehung der Gemeinde-, Stift- 
ungs⸗ und Körperfchaftswaldungen ergangenen Borjchriften in der 
Miniſterialbelanntmachung vom 12. Mai 1897 (Min.Bl. ©. 209 ff.). 
eiter find zum Vollzuge der Art. 2—5, 23—28, 50, 389, 40, 11 
und 112 des Forſtgeſetzes Borjchriften durh bie Min.Bek. vom 
18. Juli 1896 (Min.-Bl. S. 230 fr erlaffen worden, auf welche jedoch 
— da biejelben im allgemeinen für die Staatsbehörden bezw. für 
Staat3.- (nicht jpeziell für die Gemeinde-)Waldungen gegeben find — 
hier nur hingewieſen wird. 
Die vorftehend sub I und II genannten fpeziell auf Die Gemeinde- und 
Stiftungswaldungen bezüglichen geſetzlichen Beftimmungen bezw. minijteriellen 
Verfügungen find in Anm. 62 des Näheren angegeben. 


*), Entiheidungen und Abhandlungen zu Urt. 30. 


I. Entſch. des ee ur 

a. vom 11. März 1891 Bd. 123, 490 (für die Pfalz): Die Gemeinden der 
Balz ftehen rüdfichtlih ihres gejamten Bermögen®, ſonach auch be- 
züglich der außer Landes gelegenen Grunditüde unter Staatsaufſicht. 

Außer Bayern gelegene Waldungen einer prälzifchen Gemeinde find 
daher — vorbehaltlich der im auswärtigen Staatögebiete —I der 
Waldungen giltigen landesrechtlichen Vorſchriften — nach Maßgabe 
der hinſichtlich der Gemeindewaldungen in der Pfalz beſtehenden Vor⸗ 
ſchriſten zu bewirtſchaften. Vergl. Anm. 59 a. E.; ferner S. 497 ebenda: 
Auf Grund des bayer. Geſetzes vom 18. Auguſt 1879 zur Ausführung 
ber Reichs Str.⸗Proz.Ordn. wurde dem Art. 2 des revidierten Forſt⸗ 
ftrafgejeges für die Pfalz als Abſ. 3 die Beſtimmung angefügt, daß 
bayeriihe Staatsangehörige auch wegen der außerhalb des bayerijchen 
Staatögebiete3 von ihnen verübten Forjtfrevel nad) den Beftimmungen 
des erwähnten Geſetzes beftraft werden können; 

b. vom 20. November 1895 Bd. 16, 86: Größere mit wilden Holzarten 
bededte Flächen, welche thatjächlich zur Erzielung und Gewinnung von 
Holz benüßt werben, tönnen unter Umftänden als Waldungen im Sinne 
der Forſt⸗ und Gemeindegeſetze gelten; 


*) Siche Gntſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hoſes vom 17. März 1890 Bd. 12, 146 oben In Anm. 58 
I Ut. a. 


Pohl, Handbuch. II. 16 
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c. vom 19. Dezember 1879 Bd. 1, 30: Die den Forftpolizeiftellen vor- 
behaltene Betätigung des den Betrieb der Semeindewaldungen leitenden 
Sorftperfonals *) ift eine Ermefiensfrage. Beichwerben der Gemeinden 
gegen Verſagung biejer Beftätigung können nicht auf Grund des Art. 10 
Bi 2 bed Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes an den Berwaltungsgerichtshof 
gebracht werben. Siehe nadjftehend lit. d und Anm. 59; 


d. vom 10. Dezember 1880 Bd. 3, 301: Der Umfang des Bedarfs von 
— — perſonal für die Waldungen einer Gemeinde und die 
iſtungsfähigkeit der Gemeinde hinſichtlich des hiefür erforderlichen 
Koſtenaufwandes find ebenſo wie die der Forſtpolizeibehörde vorbe- 
haltene Beftätigung dieſes Perſonales Ermeſſensfragen. 

Beſchwerden der Gemeinden gegen diesbezüugliche Beſchlüſſe der 
Kreisregierungen, Kammern des Innern, können nicht auf Grund bes 
Art. 10 Ziff. 2 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes an den Berwaltungs- 
Gerichtshof gebracht werben. 

Siehe vorftehendbe lit. b und Anm. 59; ferner Art. 13 des Forſt⸗ 
geſetzes;**) 

e. vom 23. Dezember 1880 Bd. 2, 377: Wenn in einem Gemeindewalde 
einzelnen Gemeindeeinwohnern dingliche Nutzungsrechte zuſtehen und 
zwiſchen den RNurungeberechtigten und der Gemeindebehörde über die 
Befugniſſe der legteren in Bezug auf die Verwaltung ımd Bewirt- 
ſchaftung des Waldes Streit entfteht, fo kann von dem Nupungs- 
berechtigten gegen bie Diesbezüglichen Beſchlüſſe der Staatsauffichts- 
behdrben die legtinftanzielle Enticheidung des Berwaltungdgerichtähofes 
weder auf Grund des Art. 8 Ziff. 28, nod auf Grund bed Art. 10 
Biff. 2 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 angerufen werden; 


. vom 22. Februar 1884 3b. 5, 151: Die Aufforjtung einer gemeind- 
lichen Dedfläche kann von der Forftpolizeiftelle nur insoweit angeordnet 
werben, als dieſe Fläche bei Einführung des Forſtgeſetzes vom 28. 
März; 1852 als Waldgrundftüd zu erachten war. 

g. vom 1. April 1887 Bd. 9, 91: Anordnungen bezüglich der Aufftellung 
eines Betriebsleiter3***) für Gemeindewaldungen find von der Hgl. 
Negierung, Kammer des Innern, als Forftpolizeiftelle zu treffen, wo- 
gegen die Beſoldung des Betrieböleiterd von der der Gemeinde un- 
mittelbar vorgejegten Auffichtsbehörde feftzutegen ift. 

Speziell noch ©. 93 eodem: Bezüglich der DOberaufficht auf die 
Bewirtfchaftung der Gemeindewaldungen haben die Beitimmungen bes 
Forſtgeſetzes zur Anwendung zu kommen und nur, fomeit in denſelben 
eine —** Vorſchrift nicht enthalten iſt, haben die allgemeinen Be- 

flimmungen der Gem.Ordn. über Staatsaufſicht in Geltung zu treten. 
Giehe Anm. 59. 


h. vom 14. November 1888 Bd. 10, 312: Eine gemäß Art. 10 Ziff. 2 dee 
Geſetzes vom 8. August 1878 zum tgl. Berwaltungsgerichtähof ergriffene 
gemeindliche Beſchwerde, weldye die Verpflichtung ber Gemeinde, für 
den Gemeindewald einen Wirtichaftsplan herftellen zu Laffen, gegenüber 
der Forſtpolizeiſtelle beftreitet, Tann als begründet dann nicht erachtet 
werden, wenn die Waldeigenſchaft uud die Bewirtichaftungsfähigteit 


* 


°) Bergl. hiezu Art. 18 des Forſtgeſetzes. 

**, NRach bei v. Haud-Lindner ©. 108 zu Urt. 30 angeführten Min. E. vom 5. Junt 
einen Taber geben: Me And in Dieler Besichung bon {orhpoltaciwegen nit beicrönt, torasägeiegt 
dad ein anderer Ma chutzdiener mit ben gefeglichen Eigenfeaften gewählt ein j * 
eisen zegefmäbigen Bemirtihaftung nthl Thig And und fRr melde balır Die Baffekung, eims 

ewirticha ni u 
Wirttgoltäplen unterdl fans. 8 Ab und für ver bie g* 


‘ 
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im Itantsanffichtlichen Berfahren feitgeftellt ift und bie beſchwerdeführende 
Gemeinde jelbft weder bie Walbeigenfchaft mit Erfolg zu befämpfen, 

‚auch thatſächliche Berhältnifje, wodurch die Möglichtett einer regel- 
mä igen VBewirtichaftung des Waldes audgefchloffen fein ſoll, geltend 
zu machen vermag. 

. dom 16. Auguſt 1889 8b. 11, 159: Der !gl. Verwaltungsgerichtshof 
ift zur Beſcheidung eines Antrages auf Vornahme der Wahl einer be- 
jonderen, ‚von der Gemeinbeverwaltung unabhängigen Verwaltung für 
die Bewirtichaftung einer Körperichaftswaldung nicht zuftändig. 


II. Abhandlungen aus ben Blättern für abm. Praxis: 
a. Bd. 31, 411 ſ. Anm. 58 Nr. II lit. b, hiezu Art. 206 Ziff. 5 der 
Sem.-Drdn.: Aufftellung eines Tarifes für gemeinbliche Holzverfteiger- 
ungen findet nicht mehr ftatt, bejonders feine auffichtliche Genehmigung 
von . 907 886: Gemeint 
Gemeinjames Privateigentum oder ®emeinbeeigentum 
an einem oe meine; 
ce. Bd. 35, 298 ff.: Ueber Bemeinde-Eigentums-Streitigfeiten (in Bezug 
auf Waldungen); 
d. 8). 35, 109: Belig- und Eigentumsverhältnife an einem Orts- 
gemeindewald. 


eꝛ) Siehe Anm. 60 und Unm. 62 a. €. 


28. Mai 1852 , 
1. Forſtgeſetz vom 17. Xmi 1896 in der Tertierung vom 4. Quli 1896 


Art. 1. Jedem Wa ir fteht die freie Benügung und Bewirt⸗ 
Ichaftung feines Waldes zu, vorbehaltlich der Rechte Dritter, fowie ber Be— 
ftimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes. 

Art. 2. Die Forftwirtihaft in den Stantswalbungen hat die Nadyhaltig- 
feit der ae als oberiten Grundſatz zu befolgen und ihre Wirtichaftspläne 
auf ſorgaltig Ertragsermittelungen zu ſtützen. 

Ihre Aufgabe iſt es, unter Berückſichtigung ber vorhandenen 


we 


Rechte die ——— Produktion in den dem Bedürfniſſe der Gegend und des 


Landes rechenden Sortimenten zu erzielen. 
rt. 4. Auch der Abgewährung von Nebennuzzuungen iſt unbeſchadet der 
Schimmmnrgen in Art. 2 und 3 entipredyend Bedacht zu nehmen. 


Beiondere Beftimmungen 
in dus ber Semeinbe-, Stiftungd- und Körperfchafts-Waldungen, 
6. Die Bewiriſchaftung der Gemeinde⸗ und Stiftungswaldungen 
ſteht unter der Oberaufſicht der Staatsregierung. 

Art. 7. Dieſe Bewirtſchaftung muß auf Birtigaftäpläne geftügt fein und 
es finden bei berjelben die Vorfchriften der Art. 2 und 4 Anwendung, mobei je- 
doch die beſonderen Bedürfnifie der betreffenden Gemeinden und Stiftungen 
borzugäiveife zu berüdjichtigen find. 

Die Wirtichaftspläne find auf Veranlaſſung der Verwaltungen und auf 
Koften der einfchlägigen Gemeinden und Stiftungen durch Sachverftändige Herzu- 
ftellen und für Waldungen von mehr ald 10 Hektar Geſamtfläche der Genehmig- 
ung der Sorftpoligeiftelle, außerdem der Genehmigung der Forftpolizeibehörde zu 


un 
Die rn der Sachverſtändigen gefchieht durch bie Verwaltungen und 
unterliegt der Beſtätigung ber Forſtpolizeibehorde. 

Bon Wirtſchaftsplaͤnen kann nur bei denjenigen Waldungen Umgang — 
nommen werden, welche einer regelmäßigen Bewirtſchaftungen Br fähig find. 
Beftinnmung hierüber fteht für Waldungen von 10 Heltar © äche unb ba- 
runter der Forſtpolizeibehörde, außerdem der Sorfipofigeifiele zu. 


») Giehe oben S. 236 Anm. 51 Note *. 
16* 
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Art. 8. Bur Ausführung bed Betriebes nad) den Wirtfchaftsplänen haben 
die Gemeinden und Stiftungen entweber eigene Förfter aufzuftellen oder diefelbe 
einen benachbarten Sacıper ändigen zu übertragen. Die einen wie die andern 
mäffen die erforderliche Befähigung in ber Konfursprüfung für den Staatsforft- 
dienſt nachgewieſen haben. *) 

Ausnahmsweiſe kann Die yorftpolizeiftelle jenen Förſtern, welche bei Ein- 

rung des gegenwärtigen Geſetzes bereit? im Forſtdienſte ftehen, und ihre Be⸗ 
fähigung praftiich bewährt haben, den Nachweis der Konfursprüfung erlaffen. 

—* 9. Die Gemeinden und Stiftungen lönnen auch mit ber kgl. Staata⸗ 
forftverwaltung wegen Uebernahme der Betrieb3ausführung durch dad Forſtamt 

egen verhältnismäßigen Beloldungsbeitrag übereinfommen, ſowie ſich mehrere 
emeinden und Gtiftungen zur Aufteilung eines gemeinjchaftlichen Förfters ver- 
einigen können. 

Art. 10. Auch für die Handhabung bes Forftichußes haben die Ge- 
—5 und Stiftungen zu forgen und das erforderliche Schutzperſonal auf- 
zuſtellen. 

Art. 11. Bei kleineren Waldungen von geringerem Ertrage und bei 
Waldungen, welche einer regelmäßigen auf Wirtſchaftsplänen begründeten Be- 
wirtſchaftung nicht fähig ſind, kann mit Genehmigung der Forſtpolizeiſtelle die 
Betriebsausführung mit dem Forſtſchutze vereinigt werden. 

Art. 12. Befinden ſich diejenigen, welchen die Ausführung des Betriebes 
oder die Handhabung des Forſtſchutzes übertragen werden ſoll, bereits in anderen 
Digrſndghatmiſen, ſo iſt die — der ihnen vorgeſetzten Behörde er⸗ 
orderlich. 

Art. 18. Die Wahl ber Förfter und Sachverſtändigen (Urt. 8) unterliegt 
der Beitätigung der Yorftpolizeiftelle, jene des Schugperfonales ber Weftätigung 
der Forſtpolizeibehörde.*) 

Unterlaffen die Gemeinden und Stiftungen das nötige Forſtbetriebs⸗ und 
Schutzperſonal zu wählen, fo find fie hierzu im erften Galle durch die Forſtpolizei⸗ 
ftelle, im legteren Durch die Forjtpolizeibehörde unter Vorſetzung einer zwei⸗ 
monatlichen Friſt aufzufordern, nach deren fruchtlofem Ablaufe die Beſetzung im 
erfteren Falle von der Forſtpolizeiſtelle, im leßteren von der yorftpolizeibehörbe 
vollzogen wird. 

26 Diefe Folge der Friftverfäumung jift in der Wufforderung ausdrücklich zu 
erwähnen. 

Art. 14. Die der Staatsregierung nach Art. 6 zuftehende Oberaufficht 
wird zunächft von den gl. Forftämtern ausgeübt. 

Diefe Behörden And verbunden und ermächtigt, den Gemeinbe- und Gtift- 
ungsverwaltungen über ihren Yorftbetrieb Erinnerungen zu machen und, wenn 
fie nicht befolgt werden, Der vorgejegten Forſtpolizeibehörde oder Stelle darüber 
ice zu erjtatten, — in dringenden Fällen proviforifche Verfügungen jelbft 
zu treffen. 

Art. 15. Die Koften der Ausführung bes Betriebes und der Hanb- 
habung des Forſtſchutzes werden von den Gemeinden und Stiftungen getragen. 
Die dur die Ausübung der der Staatsregierung zuftehenben Oberaufſicht er- 
wachjenden often find aus Staatsmitteln zu beitreiten. 

Art. 16. In denjenigen Gebietsteilen bes Regierungsbezirfed von Unter- 
franten und Alchaffenburg, in welchen nad) den Ddafelbft zur Zeit beftehenden 
Belegen und Berordnunngen die Xeftellung der Gemeinbe-Oberförfter durch 
fandesherrlihe Ernennung und die teilmeife VBejoldung derfelben aus der Staats 
kaſſe gegen gewiſſe Leiftungen von Seite der Gemeinden und Stiftungen erfolgt, 
verbleibt es bei dieſer Einrichtung. 

Art. 17. Die Verfügung über die Erträgniffe der Gemeinde- und Stift⸗ 
ungswaldungen, fowie über bie Verteilung der Gemeindewaldungen richtet fidy 
nad) den einichlägigen bejonderen Geſetzen. . 


*) Giche Entf. bed Vertv..Bez.-Hofes auf ©. 242 lit. c mund d, and) €. 
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Urt. 18. Die Beſtimmungen der Art. 6 bis 17 finden auch auf Die 
jogenannten Körperjchaft3waldungen Anwendung, infofern dieje nicht Privat⸗ 
waldungen find. 

Art. 320. Abgebrudt oben Anm. 56. ©. Entſch. bes Berw.-Ger.-Hofes 
vom 17. März 1890 Bb. 12, 146 in Anm. 58 I lit. a. 

Art. 115. Hilfsperfonen zur Handhabung ber Forftpolizei find: 

1) alle im niederen Forftdienfte überhaupt oder zum Forftdienfte insbe- 
ſondere aufgeftellten Diener des Staates, der Gemeinden, Stiftungen, 
Körperihaften und Brivatperionen ; 

2) das gemeindliche Polizeiperjonal mit Inbegriff der Flurwächter; 

3) die Gendarmen. 

Tie von der Staatöregierung aufgeftellten Bezirfdgeometer werben bei Aus⸗ 

übung der Forftpolizei (Art. 34—42 und 75—78) zur Aushilfe verwendet. 


Horftpolizeilide Beftimmungen. 


Art. 34 His 38 über Rodungen |. oben Anm. 50 ©. 236. 

Art. 39. In Schugwaldungen ift der fahle Abtrieb oder eine biefem in 
der Wirkung gleichkommende Lichthauung nur mit forftpolizeilicher Genehmigung 
und unter den bei Erteilung derjelben feitgefegten Bedingungen zuläffig. 

Die Genehmigung ih wegen Drohenden Eingangs von Sturmminden nur 
dann zu verfügen, wenn infolge des Kahlhiebes oder ber Lichthauung für Ort⸗ 
ſchaften Gehöfte und Ortöfluren oder für angrenzende Walbungen ein unverhält- 
nismäßiger Nachteil zu befürchten ift. 

Die Genehmigung kann an die Einhaltung von Bedingungen zum Schutze 
der Gebäude, Ortäfluren und angrenzenden Walbungen geknüpft werden. 

Art. 40. Walbbefiger, welche im Zweifel find, ob ihren Walbungen bie 
Eigenichaft von Schugwalbungen zulommt oder nicht, können jeberzeit eine bezüg- 
lie Feltitellung bei der Forſtpolizeibehörde beantragen. 

Derartige Anträge, fowie Geſuche um Erteilung der nach Art. 39 erforber- 
tihen Genehmigung zur Vornahme von Kahlhieben oder Lichthauungen in Schup- 
waldungen find, und zwar in der Regel durch Vermittlung der Bemeindebehörde, 
bei dem zuftändigen Forſtamte anzubringen, welches den Sachverhalt prüft und 
den Befund ımter Beifügung feines Antrages der Forftpolizeibehörde mitteilt. 

Erachtet die Forſtpolizeibehörde meitere Verhandlungen nicht für not- 
wenbig, fo ift fie befugt, ſofort Beichluß zu erlafien, welcher lediglich im Wege 
des Einfpruche angefochten werden kann. Zur Erhebung des Einfpruches find 
das Forjtamt und der Antragiteller, fowie dritte Perſonen, welche an ber Er: 
haltung des betreffenden Waldes ald Schugwald unmittelbar inlereſſiert find, 
innerhalb einer unerjtredlichen Friſt von 14 Tagen beredtigt. 

Wird Einſpruch erhoben oder ift eine förmliche Verhandlung ausdrückich 
beantragt oder aus fonftigen Gründen veranlaßt, fo hat die Forſtpolizeibehörde 
biejelbe unter Zuziehung eines Vertreterd des Forftamtes, ſowie bed Walbbefikers 
und etwaiger amtsbekannter dritter Perſonen, welche an ber Erhaltung des be- 
treffenden Waldes als Schugmwald unmittelbar interefftert find, zu pflegen und 
hierauf Entiheidung zu treffen. 

Gegen bieje Entſcheidung fteht außer ben Beteiligten auch dem Forſtamte 
das Recht der Berufung an bie Forſtpolizeiſtelle zu. 

echtöfräftig gerwordene Beſchlüſſe und Enticheibungen können wieder auf- 
ge oben werden, wenn fich in ben Borausjegungen, auf Grund deren diejelben er- 
ajfen worden find, mwejentliche Veränderungen ergeben haben. 

Art. 41. Die der Holzzucht zugewendeten Grundftülde müſſen ftets in 
Holzbeitand erhalten, und bürfen nicht abgeichwendet werben. 

Unter Abſchwendung foll jede den Wald ganz ober auf einem Teile feiner 
Fläche vermwüftende, fein Fortbeſtehen unmittelbar gefährdbende Handlung ver- 
ftanden werben. 
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Art. 42. Waldblößen, welche nach der Bertündung bes gegenwärtigen 
Geſetzes entftehen und Fulturfähig find, mäflen aufgeforftet, und wo nach erfolgten 
Dolsichlage die natürliche Wieberbeftodung unvollftändig bleibt, muß nachgeholfen 
wer 


Zur Ausführung dieſer Kulturen ift von der Forſtpolizeibehörde eine an- 
gemefjene Frift zu beftimmen, nad deren fruchtlofem Ablaufe das Amtögericht 
neben der verwirkten Strafe zu verordnen hat, daß die Ausführung der Kulturen 
auf Koften bes Säumigen durch das Forſtamt bewirkt werde. 

Art. 48. Die Weide in den Waldungen darf nur unter der Aufſicht eines 
Hirten oder Hüter8 ausgeübt werben. 

Zunghölzer, Schläge und Holzanflüge find mit dem Eintreiben von Weibe- 
vieh injolange zu verjchonen, bi8 die Beweidung ohne Schaden für den Nachwuchs 
geichehen Tann. 

te Fehmel- (plänterweifem) Walbbetriebe ift von der Forſtpolizeibehörde 

ah 


die höchſte 3 l des eingntreibenhen Weideviehes zu beftimmen. 
n Die Weide nad) Sonnen-Untergang und vor Sonnen-Yufgang (Nacdhtweibe) 
ift verboten. 


Art. 44. Die Alpenweibe richtet ſich nach den beftehenden Rechtsverhält⸗ 
nifien und Alpenordnungen. 

Gleiches gilt Hinfichtlich der Weide in jenen Waldungen, two derartige 
Rechtsverhältniſſe und Ordnungen beftehen. 

Hinſichtlich der Erweiterung von Alpen-Wengern und Lichtungen fommen 
die Veftimmungen der Art. 34 bis 36 zur Anwendung. 

Art. 45. Das Feuermachen in ben Waldungen ober in einer Nähe ber- 
jelben von 300 bayeriichen Schuhen (87,6 m) darf nur unter Beobachtung ber 
zur Verhütung von Waldbränden nötigen Vorſichtsmaßregeln gejchehen. 

ei bejonbers trodener Witterung kann bad Feuermachen von der FYorft- 
voligeibendrbe gänzlich verboten werden. 

er Feuer anzündet, ift verbunden, dasſelbe, ehe er fich entfernt, voll- 
ftändig auszulöfchen. 

Die Vorſchrift des Ab. 1 findet auch auf das Verkohlen von Holz An⸗ 


wendung. 
Ft. 46. —* ſich Spuren ſchädlicher Inſekten, fo find die Vertilgungs⸗ 
und Sicherheitsmaßregeln, welche die Forſtpolizeibehörde auf Antrag bes Yorft- 
amtes anzuordnen hat, unweigerlich zu befolgen. 

Beſchwerden gegen ſolche Anordnungen bewirken feinen Aufichub, 

Werben diefelben nicht ungejäumt vollzogen, jo hat die Yorftpolizeibehörbe 
zu verfügen, daß die Ausführung auf Koften des Säumigen durch das Forſtamt 
bewirft merde. 

Art. 47. Wenn in Waldungen oder in einer Nähe derjelben von 1500 
bayeriichen Schuhen (437,8 m) was immer für Gebäude, insbefonbere zum Zwecke 
neuer Anjiedelungen oder zur Erridtung von Biegelbrennereien, Theeröfen oder 
anderen jeuergefährlichen Anlagen, aufgeführt werben wollen, jo ift vor Erteilung 
eh baupolizeiliden Genehmigung das Forftamt mit feiner Erinnerung zu ver- 
nehmen. 


Yorftpolizeiübertretungen. 


Art. 5. Wer ohne forftpolizeiliche Genehmigung eine Robung oder eine 
Erweiterung von WUlpenängern oder Alpenlichtungen oder in einem Schugmwalbe 
einen Sahlhieb oder eine biefem in ber Birlung gleihlommenbe Lichthauun 
unternimmt, ober wer ben bei Erteilung ber forftpolizeilichen Genehmigung gemäß 
Art. 39 feitgefegten Bedingungen, ober wer dem Verbote ber Abichwendung zumiber- 
ganbeit, wird mit einer Geldftrafe belegt, welche mit 200 Mt. bis 3000 DE. für 
as Heltar ber in Betracht lommenden Walbfläche zu bemefien ift. Beträgt bie 
Waldfläche weniger als füuf Ar, fo darf auf eine geringere Strafe ala 10 Mt, 
nicht erfannt werden. 





8 96a. Geſetzestext zu Abt. III Abſchn. I der Gemeindeordnung. Art.30. 247 


Die Beltimmungen in Abſ. 1 gelten gleihmäßig gegenüber demjenigen, 
welchem bie Holzgewinnung an dem betreffenden Waldteil überlaflen wurde, auch 
wenn er nicht ald Waldbefiger im Sinne des Art. 48 zu erachten ift. 

Erfolgt eine Verurteilung auf Grund des vorftehenden Abi. 2, jo ift 
der Waldbeſitzer als civilverantwortlich haftbar für die Geldftrafe mitzuverurteilen, 
joferne er nicht nachweift, daß er außer Stande war, die TForftpolizeiübertretung 
zu verhindern. Bon dem für haftbar erflärten Waldbefiger ift jedoch bie Geld⸗ 
ftrafe nur dann einzuheben, wenn fie nicht von bem auf Grund des Ubi. 2 Ver⸗ 
urteilten beigetrieben werben fan. Die Geldftrafe ift gegen lebteren in Haft- 
Rrafe umzumandeln, wenn fie weder von dieſem noch von bem für haftbar er- 
Härten Waldbefiter beigetrieben werden kann. 

Die Beftimmungen des Abi. 3 finden feine Anwendung, wenn wegen ber 
betreffenden Forſtpolizeiübertretung auch der Waldbefiter als HRiturheber oder als 
Gehilfe beftraft wird. In dieſem Falle find der Waldbejiger und der auf Grund 
des Ab. 2 zu Verurteilende ſamtverbindlich in Strafe und Koften au verfällen und 
ift im Urteile auszufprechen, gegen wen die Umwandlung ber Geldftrafe in Haft- 
ftrafe einzutreten hat, wenn erftere nicht beigetrieben werben Tann. 

Art. 76. Wer die im Art. 37 angeordneten Kulturen innerhalb der von 
ber Forſtpolizeibehörde beftimmten Friſt anöquführen unterläßt, verfällt in eine 
Geldſtrafe von neun bis hundertachtzig Marl. 

Art. 7. Wer es unterläßt, innerhalb der von ber Forftpolizeibehörbe 
vorgefegten Friſt Die kulturfähigen Waldblößen aufzuforften, oder da, wo nach er- 
folgtem Holzichlage die natürliche Wiederbeftodung unvollitändig bleibt, nachzu⸗ 
helfen, ebenjo wer ben auf Art. 46 geftügten Anordnungen ber Foritpolizeibehörde 
über die Bertilgungs- und Sicherheitämaßregeln gegen ſchädliche Inſekten nicht 
Folge reitet wird mit einer Geldftrafe von einer Mark achtzig Pfennig bis 
neunzig Mark beftraft. 

Einer Strafe von neunzig Pfennig bis fünfundvierzig Mark unterliegt der⸗ 
jenige, welcher den Borjchriften der Art. 43, 44 Abſ. 1 und 2, dann Art. 45 
oder den darauf geitühten Anordnungen ber Yorftpolizeibehörde über die Weide, 
über das Anmachen oder Ausldſchen von Feuer oder über das Holzverlohlen zu- 
wiberhandelt. 

Art. 78. In den Fällen der unerlaubten Rodung oder Erweiterung von 
Alpenängern und Wipenlichtungen oder des unerlaubten Kahlhiebes oder einer 
biefem in der Wirkung gleichlommenden Lichthauung in Schugwaldungen, ferner 
in den Fällen der Ablhwendung kann von ber Forftpolizeibehörde Das weitere 
verbotwidrige Verfahren fofort eingeftellt werben. Im Falle ber Zumwiberhandlung 
gegen eine folche Anordnung ber Forftpoligeibehörde kann die nach Art. 75 aus- 
au prechende Strafe bis zu 6000 ME. für das Hektar der ganzen in Betracht 
ommenben Waldfläche bemeſſen werben. 

Außerdem kann die Zorftpolizeibehörde für bie Erhaltung und beziehungs- 
weile Wiederherftellung bes Waldes auf Koften der Beteiligten Fürforge treffen. 


Bezuclich der übrigen Beſtimmungen des Forſtgeſetzes über Privatwaldungen 
Art. 19—22; Forſtberechtigungen Art. 23—33; Forfipolizeiübertretungen und 
Forftfrevel Art. 48—74 und 79—108 ; BZuftändigfeit und Verfahren in Anfehung 
der Yorfipolizeibehörben und der Sorftftrafgerichte Urt. 109—188 fiehe das Yorft- 
geſetz felbit. 

Do. een et una hung som 12. Mai 1897, beſondere Vorſchri 


Vollzuge des Forit cs vom 28. Mat 1852 bezw. 17. Juni 1896 in 
nfchusg der ende Stittungs- und Körperſchafts⸗Waldungen betr. 


I. Umfang und Ausübung der ſtaatlichen Oberauflidt. 


8 1. 1. Bei dem Vollzuge der Beftimmungen des Forſtgeſetzes über bie 
Gemeindbewaldungen ift ftet3 im Auge zu behalten, Daß die Gemeinden zur unge- 
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ſchmälerten Erhaltung des Grundftodes, fowie zur Beobachtung eines ordnungs⸗ 
mäßigen Berfahrend bei dem Bezuge der Früchte des Gemeindevermögend ver- 
pflichtet find, in diefen Grenzen aber an einer ihren bejonderen Bedürfniſſen ent- 
iprechenden Benutzung und Bewirtichaftung berfelben nicht gehindert werben lönnen. 


2. Der Schwerpunkt ber finatlichen Oberaufficht über bie Bewirtichaftung 
ber Gemeindewaldungen liegt daher in der Wufgabe, Darüber zu wachen, daß bie 
Gemeinden keine ber Nachhaltigkeit der Waldinugung jchähliche Uebergriffe machen 
und feine den Fortbeſtand bes Waldes gefährbende unpflegliche Behandlung des⸗ 
felben eintreten laſſen. 

8. Gleiches gift Hinfichtlich der Stiftungs- und Körperichaftswaldungen. 

4. ıc. 

82. 1. Die im vorftehenden 8 1 erwähnte Oberauffiht wird zunächft 
von ben Forftämtern ausgeübt (Mrt. 14 des Forſtgeſ. und 8 1 der allerh. 
Berorbn. vom 2. Mai 1885, den Vollzug bed 8 17 bes Finanzgeſ. vom 21. April 
1884 betr.)*) 


2. Bu dieſem Zwecke haben ſich bie Yorftamtsvorftände die genauejte ört- 
liche Kenntnis über alle dem Amtöbezirke einverleibten Walbungen ber Gemeinden, 
Stiftungen und Körperfchaften, ſowie über beren wirtſchaftliche Verhältniſſe zu 
verichaffen. Sie haben darüber zu machen, daß den Beltimmungen des Forftge- 
ſetzes entiprechend Wirtichaftspläne über jene Waldungen, welche einer regelmäßigen 
Berirtichaftung fähig find, aufgeftellt, bezm. rechtzeitig periodiſch revidiert oder 
erneuert werden, Daß der Vollzug derjelben nach forfttechnifchen Grunbjäben er- 
folge und ftet3 Sachverftändige zur Führung bes Betriebes, ſowie das zum Schuß 
der Walduugen erforderliche Perfonal aufgejtellt und nötigenfall3 geeignete Stell- 
vertreter rechtzeitig berufen werben. 


3. Der Forftamtsvorftand oder beifen Stellvertreter ift verbunden, in ben 
feinem Amtöbezirte einverleibten Waldungen der Gemeinden, Stiftungen und 
Körperfchaften nach Erfordernis, und zwar ſoweit Wirtichaftspläne beftehen, min - 
beftend einmal des Jahres Nachſicht zu pflegen und fih von ber Führung 
ber Wirtichaft und der Handhabung bes Forſtſchutzes Ueberzeugung und Kenntnis 
zu verſchaffen. Biejenigen Dane ngen welche bejondere Verfügungen oder 
abhelfende Maßnahmen notwendig oder wünſchenswert ericheinen laflen, ſind ben 
Gemeinde- und Stiftungsverwaltungen beziv. ben Vertretern ber Körperfchaften in 
Form amtlicher Erinnerungen mit ben nötigen Aufforberungen zu überfenden, und 
wenn legtere erfolglo8 bleiben, in angemefjener Friſt dem Beziridamte oder, wenn 
bie betr. Gemeinde⸗ oder GStiftungsverwaltung ber Kreisregierung unmittelbar 
unterftellt ifl, diefer zur Anzeige zu bringen. 

4. Findet der Forſtmeiſter ober beffen Stellvertreter, daß zur Verhinderung 
jehfer after Ausführung der Fällungen oder der Forftfulturen oder zum Schuße 

es Waldes gegen Frevel und andere Gefährden augenblidliche Abhilfe erforder- 
lich iſt, fo ift er in dem im Art. 14 Abſ. 2 des Forſtgeſetzes erwähnten Fee 
ermächtigt, die nötigen proviforifchen Verfügungen auf der Stelle zu treffen; 
er bat aber die einjchlägige Gemeinde⸗ oder Stiftungsverwaltung bezw. bie Ber- 
treter ber Körperfchaft al3bald davon in Kenntnis zu ſetzen und erforderlichenfalis 
bei der einjchlägigen Worjtpolizeibehörbe oder Forftpolizeiftelle das Weitere zu 
veranlaſſen 

. 2%. 


II. Die Aufftellung von Wirtſchaftsplänen. 


88. 1. Die Yorftwirtihaft in den Gemeinde-, Stiftungs- und Körper- 
Ihaftöwaldungen, welde einer regelmäßigen Bewirtihaftung fähig 
find, muß auf Wirtichaftspläne geftügt fein. 


— — — — 


°) Web. 17, 134. 
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2. Durch die Beftimmung des Art. 7 Abf. 1 des Forſtgeſetzes ift den Ge⸗ 
meinden, Stiftungen und Körperfchaften ein Recht auf die vorzugsmeiie 
Berüdfihtigung ihrer befonderen Bedürfniſſe eingeräumt. 

3. Bewirtihaftung und Wirtihaftsplan müſſen daher 
lesteren Rechnung tragen, jedoh mit der Maßgabe, daß Wirt- 
Ihaft3- und Nugungsbetrieb fi in den Grenzen der Nachhaltig— 
teit bewegen, und die Abgewährung von Nebennußungen unbe- 
Kr der Erhaltung der PBroduftionsfähigleit des Waldes 
erfolgt. 

4. Soweit die Nachhaltigkeit nicht leidet, iſt daher den wirtſchaftlichen 
Bebürfniffen der Gemeinden, Stiltungen und Körperjchaften volle Berückſichtigung 
zuzumenden. 


84. 1. Die Wahl der Sachverftändigen, welchen bie Herftellung oder 
Revifion der Wirtichaftöpläne übertragen werden will, hat nad Art. 7 Abi. 3 
des Forſtgeſezes durch die betr. &emeinde- ober Stiftungsverwaltung bezw. 
Körperfchaft zu geſchehen; fie unterliegt der Beſtätigung durch die Forſtpolizei⸗ 
behörde. 

2. Da e3 für Die waldbefigenden Gemeinden, Stiftungen oder Körper: 
haften von großer Bedeutung ift, da für ſolche Arbeiten nur tüchtige Sachver- 
fändige gewählt werben, welche ihre Befähigung für dieſes Geſchäft in theore- 
tifcher wie auch in praftifcher Beziehung bewährt haben, fo kann die Forſtpolizei⸗ 
behörde — nad vorherigem Einvernehmen mit dem einfchlägigen Forftamte — 
der betr. Gemeinde, Sttung oder Körperfchaft einen oder mehrere befähigte 
Sadperftändige vor der Wahl bezeichnen. 

3. Der getroffenen Wahl it binnen 14 Tagen nach erfolgter Anzeige Dic 
Beitätigung zu erteilen, wenn gegen die Wahl Fein Bedenken befteht. 

4. ⁊c. 


b. Die Feſtſetzung des Honorars für Heritellung des Wirtſchaftsplanes ift 
Sache der freien Bereinbarung zwiſchen ber Bermwaltung und dem von ihr zu 
wählenden Sachverſtändigen. Es ift jedody den Gemeinden, Stiftungen unb 
Körperichaften unbenommen, wegen der Höhe des Betrages, ber dem Sachver— 
ftändigen für die Herftellung des Wirtichaftsplanes bewilligt werden will oder von 
dieſem beanfprucht wird, fi) an das Bezirksamt zu wenden, welches im Benehmen 
mit dem Forftamte auf eine entiprechende Bemeffung des Honorars möglichft hiu⸗ 
zuwirken bat. 

⁊c. 

85. 1. Für die Anfertigung und die Erneuerung der Wirtſchaftspläne 
für Gemeinde-, Stiftungs- und Körperfchaftswaldungen wird das bisherige Ber: 
fahren empfohlen. 


ꝛc. 

2. Läuft der Zeitabſchnitt ab, für welchen ein Betriebsplan aufgeſtellt iſt, 
ſo iſt in Erwägung zu ziehen, ob eine Erneuerung oder lediglich eine 
Ergänz h ng desſelben unter Verlängerung des laufenden Beitabfchnittes not⸗ 
wendig ift. 

8, Iſt die Erneuerung für notwendig befunden, ſo hat die Erwägung 
zu folgen, ob der neue Betriebsplan für eine kürzere oder für eine längere 
deitperiobe aufzuftellen ift. 

. 2%. 


5. ıc. 
6. Zft eine bloße Ergänzung des Betrieböplaned für notwendig befunden 
mworben, jo hat dieſe durch den betriebsführenden Sachverftändigen im Einvernehmen 
mit ber Gemeinde, Stiftung oder Körperfchaft zu erfolgen. 

ꝛc. 


6. 1. Bon der Notwendigkeit der Erneuerung oder der Ergänzung 
eines Wirtichaftöplanes (cfr. 8 5) hat das Yorftamt zu Anfang des Jahres, in 
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— — — — — 


welchem der Betriebsplan abläuft, der betr. Gemeinde, Stiftung oder Körper⸗ 
ſchaft Mitteilung zu machen. Da letzteren durch Art. 7 Abſ. 1 ein Recht auf 
vorzugsweiſe Berädfichtigung ihrer befonberen Bedürfniffe eingeräumt ift, fo find 
diejelben in ſolchem Falle zugleich zu veranlaflen, etwaige bezügliche Anträge ober 
Wünſche auf Grund eines gefehmäßig ausgeführten Beſchluſſes darzulegen. 

2. Die Yorftamtdvorjtände werden — wenn erforberlih und möglid — 
vor biefer Beihhlußfaffung mit den betr. Verwaltungen fih in mündlihes Be— 
nehmer fegen, um ſchon auf diefem Dege eine vorläufige Berftändigung über 
die in Betracht kommenden Fragen und Verhältniffe herbeizuführen und durch 
unmittelbare3 Benehmen und ſachgemäße Aufklärung meitwendigen Verhandlungen 
nad) mbglicteit im voraus zu begegnen. 

x 


4. Die Anträge felbft find mit dem Nachweije über den erwähnten Be- 
ſchluß und etwaigen jonftigen Belegen verjehen beim einichlägigen Forſtamte ein- 
zureichen, und zwar, wenn es fi) um Reviſion oder Erneuerung eines beitehenden 
Wirtfchaftsplaned handelt, jeweild längftend 1. Juni desjenigen Jahres, mit 
welchem der Wirtichaftsplan abläuft. 

5. Hat die Gemeinde, Stiftung oder Körperichaft beiondere Anträge unb 
Wünſche zu dem vorbemerkten Termine nicht eingebracht, jo ſetzt das Forſtamt 
den gewählten Sadjverftändigen hievon in Kenntnis, damit derjelbe unverweilt 
in die Bearbeitung des Operates eintreten Tann. 

6. Hiebei wird beftimmt, daß in jenen Gemeinde⸗, Stiftungd- und Körper- 
ichaftswaldungen, für welche reguläre Etat3 aufgeftellt werden, dieſe nad) Haupt- 
und Zwiſchennutzungen gejonbert auszufcheiden und abzugleichen find. 


87. 1. Liegen befondere Anträge vor, fo find diejelben zunächft 
der förmlichen Genehmigung zu unterftellen. 

x. 

2, Die eingelommenen Anträge und Wünſche find vom Yorftamte — fo- 
weit erjordberliy unter Einvernahme des betriebsführenden Sachverſtändigen — 
zu prüfen, mit feiner Zuftimmung oder mit etwaigen Erinnerungen zu verjehen 
au jodann famt allen Belegen ber Gemeinde, Stiftung oder Rörbericaft zurüd- 

uftellen. 
' 3. Soferne forftamtlihe Erinnerungen gegen die gemachten Anträge und 
Wunſche nicht erhoben worden find, oder die Gemeinde, Stiftung oder Körper- 
ichaft mit den forftamtlichen Erinnerungen einverftanden ift, übergibt fie die be- 
treffenden Altenftüde dem gewählten Sachverftändigen. 

4. Handelt es fich jedoh um Anträge auf Aenderung der Holzart oder 
Betriebsart oder Umtriebszeit, fo hat zunächſt eine Vorlage an bie Yorftpolizei- 
behörde zu erfolgen, welche den forftpolizeilidhen Beſcheid zu erlaflen, reip. — 2 
zuführen (Art. 7 Abſ. 2) und ſodann die Alten an die betreffende Verwaltung zur 
Aushändigung an ben Sachverſtändigen zurüdzugeben hat. 

5. Der letztere hat hierauf Die Ausarbeitung des Wirtichaft3planes bezw. 
die Waldſtandsreviſion alsbald in Angriff zu nehmen und — gegebenenfalles im 
Anhalte an vorerwähnte Feftftelungen — förderlichſt durchzuführen, 

ꝛc. 


88. 1. Iſt die Gemeinde, Stiftung oder Körperſchaft mit den vom Forſt⸗ 
amte gegen ihre Erfiärungen bezw. Anträge erhobenen Erinnerungen nicht ein- 
verftanden, fo bat fie unter Wiedervorlage der Akten ihre Gegenerinnerungen 
binnen 14 Zagen beim Forſtamte einzureichen. 

2. Können diefe Gegenerinnerungen nicht von kurzer Hand behoben werben, 
fo hat das Forftamt die erlaufenen Alten mit gutachtlicher Aeußerung ber Forft- 
polizeibehörde zu übergeben. 

3. Die en bat fodann die Anträge, falld es fih um 
Baldungen handelt, bezußlig derer ſie zur Genehmigung des 
Wirtſchaftsplanes zuſtändig iſt (Art. 7 Abſ. 2), und zwar in wichtigeren 
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Sehe nad Einvernahme der betr. Gemeinde, Stiftung oder Körperſchaft zu be- 
eiden. 

4. Kann bei diefer Einvernahme eine Einigung nicht erzielt werden, fo 
hat die Yorftpolizeibehörde der betreffenden Berwaltung zu eröffnen, daß es Eh 
freiftehe, binnen 14 Tagen ausfchließender Friſt Antrag auf Erhebuug von Su 
verftändigen-Butachten einzubringen. Vezüglich diefer Sacdjverjtändigen und ber 
von ihnen abzugebenden Gutachten haben die Beltimmungen des folgenden 8 9 
Abi. 7—10 Anwendung zu finden. 


5. Rad Einlauf der Gutachten, oder wenn die betreffende Verwaltung 
innerhalb der erwähnten Friſt von 14 Tagen Antrag auf Erhebung von Sad. 
verftändigen-Gutachten nicht geftellt hat, enticheidet bie Forſtpolizeibehörde — 
veranlaßten Falles nad Einvernahme des Yorftamtes. 

6. Handelt e3 jich dagegen um Balbungen, bezüglich welder die 
Forftpolizeiftelle zur Genehmigung des Wirtfhaftsplane3 zu- 
ſtändig ift (Art. 7 Abi. 2), fo find die vom Forſtamte eingefommenen Witen 
(Abi. 2) von der Forſtpolizeibehörde, wenn geboten nach Einvernahme der Ge⸗ 
meinde, Stiftung oder Körperſchaft, mit gutachtlicher Aeußerung der kgl. Regier- 
ung, Kammer des Innern, zur Verbeſcheidung vorzulegen, welche bieje nach den 
Beffimmungen de3 folgenden 8 9 zu bethätigen hat. 


89. 1. Die kgl. Regierung, Kammer bes Innern, wird in wihtigeren 
Fällen, bejonderd aber dann, wenn erhebliche Erinnerungen de3 Forſtamts 
gegen die Anträge der Gemeinden, Stiftungen oder Körperichaften beſtehen, bie 

bordnung des einfchlägigen Bezirksinipeltionsbeamten und bes Sachreferenten 
der Negierungsforftabteilung zur Prüfung der Angelegenheit und znr Begleichung 
der Differenzpunfte an Ort und Stelle veranlaffen. 

2. Die bezügliche Verfügung wirb die fgl. Regierung, Kammer bed Innern, 
der Forftpolizeibehörde mit dem Auftrage eröffnen, auch die betreffende Gemeinde- 
oder Stiftungsvermwaltung, bezw. Körperfchaft anzumeilen, einen oder zwei Ver⸗ 
treter aus ihrer Mitte zur genannten Kommiſſion zu beftellen. 

. 2%. 

4. ıc. 

b. Die Kammer des Innern wird, joferne bei ben fommiffionellen Berhand- 
fungen Einigung erzielt worden ift, die Vorlage — eventuell nach eingeholtem 
Gutachten ber Regierungsforftabteilung — verbeicheiben. 

6. Kann bei den fommilfionellen Verhandlungen ein Ausgleich nicht herbei- 
geführt werben, jo hat der Vorſitzende der Kommiſſion den Vertretern ber Ge⸗ 
meinde oder Stiftung, bezw. Körperjchaft zu Protokoll zu eröffnen, Daß eö der 
Gemeinde 2c. frei jtehe, binnen 14 Tagen ausichließender Frift durch die Forſt⸗ 
polizeibehörbe bei der igl. Regierung, Kammer des Innern, Antrag auf Erhebung 
von Sachverſtändigen⸗Gutachten einzubringen, Gleichzeitig gibt der Vorſitzende 
der Kommiſſion hierüber Mitteilung an bie Forſtpolizeibehörde. 


7. Die Sachverftändigen dürfen nicht aus der Reihe der Intereſſenten ge- 
wählt werden. 


8. In einfachen Fällen wird das Gutachten eines — von ber Gemeinde, 
Stiftung oder Körperichaft vorzuichlagenden Sachverftändigen genügen. Wenn in 
bejonders wichtigen Fällen die Anhörung mehrerer (aber höchſtens dreier) Sach⸗ 
verftändigen angezeigt ericheint und dies auch ausdrüdlicd von der betreffenden 
Gemeinde- oder Stiftungsverwaltung, beziv. Körperichaft beantragt wird, fo ift 
der erfte Sagverftänbige von ber betreffenden Verwaltung bezw. Körperjchaft, der 
zweite vom Bezirksamte, ber dritte vom einfchlägigen landwirtfchaftlichen Bezirks: 
ausſchuß vorzufchlagen. 

9. Die Entihädigung der Sachverftändigen obliegt unter allen Umſtänden 
ae betzefjenben Gemeinde, Stiftung ober Körperjchaft, bezw. dem Nugnießer bes 

aldes. 
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10. Die Sachverſtändigen haben ihr Gutachten in der ihnen von der Forſt⸗ 
polizeibehörde vorgeftedten Zeit |hriftlich abzugeben. 
11. 2. 


12. ıc. 


8 10. 1. Bon dem Beicheide, welchen bie Forſtpolizeibehörde in eigener 

Auftänbigfeit (vorftehender 8 8 Abj. 3—5) gegeben hat ober welcher von ber kgl. 

egierung, Kammer bed Innern, auf die nad 8 6—9 abgegebenen und behan- 

beiten Erklärungen und Anträge Der Gemeinden, Stiftungen oder Körperichaften 

ergangen ift, hat die Forftpolizeibehörde die betreffende Gemeinbe- oder Stiftungs- 

verwaltung, bezw. Die Körperichaft, ſowie das einjchlägige kgl. Forftanıt und den 
Operatfertiger unter Mitteilung einer Abichrift des Beſcheides zu verftändigen. 

2. Der Beicheib Hat die Grundlage des neuen Wirtichaftsplanes zu bilden. 

3. Bei der fobann nah Maßgabe ber Beltimmung in den 88 6 und 7 

in Angriff zu nehmenben Bearbeitung ber neuen Wirtichaftspläne und bezw. 
Waldſtandsreviſion ift ꝛc. mit aller Gründlichkeit und Genauigfeit vorzugehen. 


8 11. 1. Die fertig geftellten Operate, welche in der Regel aus Fällungs-, 
Kultur, Wegbau- und Streunugungspları nebit einer Wirtfchaftäfarte und der er- 
örterndben Darſtellung beftehen, * vorerſt der betreffenden Gemeinde⸗ oder 
Stiftungsverwaltung bezw. Körperſchaft mitzuteilen, welche ſodann — binnen 14 
Tagen — diejenigen Operate, welche vom Forſtamtsvorſtande ſelbſt hergeſtellt 
find und ber Gemeinde, Stiftung oder Körperſchaft zu einer Erinnerung feinen 
Anlaß geben, unmittelbar der Forftpolizeibehörbe, alle übrigen aber, mit Bu- 
ftimmung oder Erinnerung verjehen, dem kgl. Forftamte vorzulegen hat. 

2. Das tgl. Forftamt hat die bei ihm eingelommenen Operate — fofern 
jie nicht vom Forftamtsvorftande felbft aufgeftellt Ad —, nad) erfolgter Prüfung 
mit feinen etwaigen Erinnerungen verjehen, an die Gemeinde, Stiftung, bezw. 
Körperichaft zurüdzuleiten, welche fodann die vollftändigen Operate mit etwaigen 
Gegenerinnerungen längftend binnen weiteren 14 Tagen der Forſtpolizeibehdrde 
in Borlage zu bringen hat. 

3. Iſt die Forſtpolizeibehörde zur Genehmigung des Dpe- 
rates zuftändig (Urt. 7 ri 2) und waren Erinnerungen erhoben, die nicht 
ausgeglichen worden find, fo Hat die Forſtpolizeibehörde in wichtigeren Fällen die 
Genehmigung erft nad) Einvernahme der Gemeinde, Stiftung oder Körperjchaft 
zu erteilen. Kann aud bei einer foldhen Einvernahme eine Einigung nicht erzielt 
werben, jo wird bie Forftpolizeibehörde, wenn nad den Verhältniffen möglich, 
Erhebung an Ort und Stelle anordnen, welcher je ein ertreter der betreffenden 
Berwaltung oder Körperjchaft, des Forſtamtes und der Yorftpolizeibehörde beizu- 
wohnen hat, und fobann die Enticheidung treffen. 

4. Iſt bagegen Die Jorftpolizeiftelle zur Genehmigung des 
Dperates zuftändig (Art. 7 Abſ. 2), fo ift basfelbe von der Forſtpolizeibe⸗ 
hörde — veranlaßten Falles nach wiederholter Einvernahme ber Gemeinde x. — 
der fgl. Regierung, Kammer bed Innern, mit gutachtlihem Antrage in Vorlage 
zu bringen. 

5. ꝛc. 


8 12. 1. Das von der Sorftpoligeibehörbe und bezw. fyorftpolizeiftelle 
genehmigte Operat geht mit Entichließung, reip. jachdienliher Eröffnung 
— bei gleichzeitiger Berftändigung des Yorjtamtes über die erfolgte Genehmigung 
— an die betreffende Verwaltung oder Körperſchaft mit dem Wuftrage, dasſelbe 
dem Berfertiger zuzuftellen, welcher ſodann eine Abjchrift (Duplifat) nebft Kopie 
der BWirtichaftäfarte für die betreffende Gemeinde, Stiftung oder Körperfchaft her: 
auftellen hat ac. 
. 26. 


3. ꝛc. 
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8 18. 1. Mit ber forftpolizeilicden Genehmigung treten die Wirtichafts- 
pläne in Vollzug und es bleibt jedwede Abweichung von denjelben ohne vorherige 
Gene migung der zuftändigen Sorftpolizeibehörde oder -Stelle (Art. 7 Ubi. 2) 
unterfagt. 

2. Den Gemeinde- und Stiftungsverwaltungen, bezw. Körperfchaften ift 
(bei Eintreten befonderer Umftände) bie ee zur teilmeifen oder 
ganzlichen Abänderung eines Wirtſchaftsplanes vorbehalten. 

. %. 


4. Wird ber Antrag — von ber hiefür zuftändigen (Art. 7 Abſ. 2 des 
Borfigeichee) Behörde oder Stelle — für zuläffig erachtet, fo ıft die Abänderung 


bes Wirtichaftäplanes nach vorgängiger ericpöpfenber Inſtruktion der Genehmigung 
der zuftändigen Sen moligeibegdrbe ezw. -Stelle, gleichwie bei neuen Wirtjchaftd- 
plänen, zu unterftellen. 

6. ıc. 

6. ꝛc. 

T. ıc. 


814 1. Die duch Art. 7 Abf. 4 des Forſtgeſetzes den Forſtpolizeibe⸗ 
hörden und bezw. -Stelleu zur Enticheibung anpeimgegebenen Faͤlle, in welden 
von Aufftellung der Wirtfhaftspläne Umgang genommen 
werden darf, find von ber Erörterung der Borfrage abhängig, ob der betreffende 
Wald oder dad Waldgrundſtück einer regelmäßigen Bewirtichaftung fähig ift 
oder nicht. 

x. 


2. Waldungen von geringem Flächeninhalte oder von geringen jährlichen 
Erträgen können, wenn eine plänterweife Benutzung nach Standort und Holzart 
nicht zuläffig erjcheint oder nicht gewünjcht wird, im ausfegenden Betriebe 
bewirtichaftet werden, wenn die Waldnupungen nicht vorzugsweife und regelmäßig 
zur jährlichen Befriedignng von geholgun drehten, von Bejoldungsholzempfängern 
Chiarter, Lehrer ac.), oder der Bedürfnifje von gemeindlichen Unftalten (Schulen, 

mt3lofale zc.) dienen, oder -— wie bei manchen Gtiftungswaldungen — zum 
ausschließlichen Genuffe einer Perſon (ded Inhabers einer Pfarrpfründe, Saul. 
ſtelle zc.) beftimmt find. 

x 


3. ⁊c. 
4. ı. 
5. x. 


6. Durch die Erlaſſung der Aufſtellung ordentlicher Wirtſchaftsplaäne wird 
die Verpflichtung zur Beſtellung einer Betriebsleitung an ſich nicht aufgehoben. 
Die Yorftpolizeiitelle kann * auf Anſuchen des Waldbeſitzers genehmigen, daß 
die Betriebsausführung mit dem Forſtſchutze vereinigt werde (cf. 8 20 gegen- 
wärtiger Vollzugsvorſchriften). 


815. 1. Die den fgl. Kreisregierungen unmittelbar unter 
eordneten Gemeinde- oder Stiftungsvermaltungen haben ihre 
(ärungen und Anträge bezüglich der Grundlagen zu den Wirtichaftäplänen, 
ferner ihre Anträge auf Beftätigung ber für Unfertigung neuer Wirtſchaftspläne 
ober Waldſtandsreviſionen gewählten Sadyverftändigen, dann die Anträge auf Ge⸗ 
nehmigung der Wirtichaftspläne oder Erinnerungen gegen biejelben, endlich etwaige 
Anträge auf Ergänzung oder Abänderung beitehender Wirtichaftspläne oder auf 
außerordentliche Holzhiebe, fowie auf Erholung des Gutachtens von Sachverſtän⸗ 

digen unmittelbar bei der kgl. Regierung, Kammer des Innern, einzureichen. 
2. Zn allen Diefen Fällen ift der Vorlage die mit dem einichlägigen Forſt⸗ 

amte vorher gepflogene Korreipondenz anzufügen. 

3. In jenen befonderen Fällen, in welchen die Einvernahme mehrerer 
Sadverftändigen (bid zu drei) vorgeichlagen werben fann, ift ber erfte vum be- 
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treffenden Magiftrate, ber zweite von der Regierung, Kammer de3 Innern, der 
dritte vom einſchlägigen landwirtichaftlidhen Bezirksausſchuß zu benennen. 


111. Betrieb3ausfühbrung und Forſtſchutz im allgemeinen. 


8 16. 1. Die Betriebsausführung in den Gemeinde-, Stiftungs⸗ 
und Körperfchaftwaldungen obliegt den Forſtämtern nur injoweit, als diefelbe 
nad Maßgabe der einichlägigen Beftimmungen des Forſtgeſetzes von der Staats- 
forftverwaltung fibernommen wurde oder zu bethätigen ift. 

. Den Gemeinden, Stiftungen und Sörperichaften ift die Wahl ber 
Sadjveritändigen, welchen fie Die usführung Des Betriebes nach den Wirtichafts- 
plänen übertragen wollen, vorbehaltlich der Beitätigung der Yorftpolizeiftelle, an- 
heimgegeben. Die Gewählten — feien fie nun eigene Yorftbeamte der Gemeinde, 
Stiftung oder Körperfchaft, oder feien fie benachbarte, in anderen Dienften ftehenbe 
Sachverſtaͤndige — müfjen ihre Befähigung durch das erfolgreiche Beſtehen der 
Konfuröpräfung für den Staat3forftverwaltungsdienft nachgewieien haben. 


.. 2%. 

4. Steht der gewählte Sachverftändige im Dienfte des Staates, fo ift vor 

Erteilung ber Beltätigung die Zuſtimmung der betreffenden kgl. Regierung, 

Kammer der Finanzen, Forftabteilung, zu erholen; fteht er aber im Dienfte von 

Gemeinden, Stiftungen, Körperichaften oder Privaten, fo ift der Nachweis über 

Suftimmung der betreffenden Waldbeflger bei Erholung der Beltätigung ber kgl. 
egierung, Kammer des Innern, vorzulegen. 


8 17. Biehen die waldbeſitzenden Gemeinden, Stiftungen oder Körper- 
Icpaftem vor, wegen Uebernahme der Betrieb3ausführung in ihren 
aldungen gegen verhältnismäßigen Bejoldungsbeitrag mit 
der Staatsforftverwaltung ein Mebereinlommen zu treffen 
(Art. 9 des Forſtgeſetzes), jo ift Antrag hierauf bei dem einjchlägigen kgl. Forft- 
amte zu ftellen. Das Forſtamt fchließt unter Vorbehalt der Genehmigung ber 
Ygl. Regierung, Kammer der Yinanzen, Forftabteilung, mit der Gemeinde, Stift- 
ung oder Körperichaft einen Vertrag ab, in welchem die Forſtbehörde, welche die 
Betriebsausführungen zunächft zu übernehmen hätte, ſowie der zu vereinbarende 
VBefoldungsbeitrag, dann der Zahlungs⸗ und Kündigungstermin jpeziell zu bezei 
nen find, und legt das getroffene Uebereinkommen der Regierungsforftabteilung 
vor, welch’ letzterer die Vertragsgenehmigung zufteht. zc. 


8 18. 1. Hat die Staatsforftverwaltung die Betriebsausführung in Ge⸗ 
meinde-, GStiftungs- oder Körperjchaftswaldungen übernommen, fo ift in allen 
Angelegenheiten, welche die Benutzung und Bewirtihaftung dieſer Waldungen be- 
treffen, auf bie Förderung der Intereſſen und die Befriedigung 
der Bedürfnijje der betreffenden Gemeinden, Stiftungen und 
Körperjhaften möglihft Bedacht zu nehmen. 

2. Zu diefem Zwecke haben die mit der Betriebsausführung betrauten Be- 
amten fi mit den einjchlägigen Verwaltungen thunlichft in unmittelbare Be⸗ 
nehmen zu jegen und im mündlichen Berfehre fich über ihre Beſchlüſſe genau 
zu unterrichten, fowie Die Verwaltungen über die ziwedmäßigite Art der Befriedig- 
ung derſelben oder über hinderlih im Wege ftehende Umftände und Berhältnifie 
aufzuklären ıc. 

Abi. 3—7 ⁊c. 2c. enthalten Direktiven für die betreffenden Forſtbehörden. 


8 19. 1. Bei Ausübung des VBeftätigungdrechtes der Forft- 
polizeibehörden bezüglih des aufzuftellenden Forſtſchutz— 
pyerjonales (Art. 10 und 13 des Forftgejeges) ift auf die Beſtimmungen der 
Art. 115, 119 und 120*) des Forſtgeſetzes und, wenn die aufzuftellenden Schuß- 


*) Urt. 115 liebe oben ©. 245; Urt. 119: Die im Urt. 115 „Zeramuten Perſonen finb 
zugleich Glifäperfonen ber Zorfiftrafgerihtäbarkeit. Gie dürfen feinen Anteil an ben Gelbftrafen 
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bebienfteten nach Art. 122 des Forſtgeſetzes ein Forſtrügeverzeichnis zu führen 
haben, auch darauf Rüdficht zu nehmen, daß ihnen die hiezu erforderliche Be- 
räbigung zur Seite fteht. i 

. Den Gemeinden, Stiftungen und Körperjchaften bleibt unbenommen, mit 
anderen Gemeinden, Stiftungen und Körperichaften gemeinfam für den Forftichuß 
Sorge zu tragen, oder auch mit der Staatöforftverwaltung eine Vereinbarung da- 
bin zu treffen, daß der Schuß durch Forftihugorgane ber Staatsforftverialtung 
übernommen werde. 


8 20. 1. Art. 11 bes Forſtgeſetzes bezwedt, Gemeinden, Stiftungen und 
Körperichaften mit Meinem Waldbefige von geringem Ertrage, oder im Be e von 
Waldungen, die einer regelmäßigen, auf Wirtichaftspläne gegründeten Bewirt⸗ 
ihaftung nicht fähig find, eine weſentliche Erleihterung im Koftenaufiwande für 
ben Betrieb und den Schuß ihrer ZBaldungen zu ermöglichen. Zur Verwirklichung 
dieſes Zweckes ift Gefuchen, die auf eine Bereinigung ber Betriebdaus- 
führung mit dem Forſtſchutze gerichtet find, möglich? entgegenzulommen, 
und ift unter den im Art. 11 bezeichneten Borausfegungen die Genehmigung nicht 
h verfagen, wenn eine pfleglide Waldbehandlung fonft genügend gelichert er- 
eint. ꝛc. 


IV. Ausführung des jährlichen Betriebes. 
A. Allgemeine Beftinnmungen. 


231. 1. Die Ausführung bes jährlichen Betriebes hat nad) Maßgabe 
des forjtpoligeilich genehmigten Wirtſchaftsplanes und, in den Brenzen desjelben, 
unter möglidhfter Berüdfichtigung der jeweiligen bejonderen Bebürfniffe der ®e- 
meinden, Stiftungen und Körperfchaften — und im Falle die Betriebsausführung 
pon der Gtaatsforftverwaltung übernommen ift, unter genauer Beachtung der 
eftimmungen in 8 18 gegenmwärtiger Borichriften zu erfolgen. 

2. Behufs der Einleitung und Führung des laufenden Betriebes hat der 
betriebsführende Sachverftändige Jahresvorſchläge (Betriebsvorſchläge, Betriebs- 
anträge) für die ihm unterftellten Gemeinde», Stiftungs⸗ und Körperichaftsmwald- 
ungen über das zu gewinnende Holzmaterial (Hiebärepartition), ſowie über Die 
anfallenden Forftnebennugungen, dann über die notwendigen Verbeſſerungen (als 
Forſtkulturen, Holzabfuhrwege und fonitige Berbefferungen) zum beitimmten Xer- 
mine (8 25) zu entwerfen und ſodann in doppelter Ausfertigung der betreffenden 
Gemeinde oder Stiftungdvermaltung, bezw. Körperichaft zu übermitteln. 

x 


4. Die Gemeinde- ober Stiftungsverwaltung, bezw. Körperichaft hat die 

ihr zulommenden Betriebsanträge, mit ihrer Buftimmung oder ihren eventuellen 

ln oe verjehen, dem emichlägigen Forſtamte vorzulegen bezw. zurüd- 
zuftellen. 

5. Die Betriebsvorſchläge für Waldungen, in weldyen die Betrichdaus- 
führung nicht von der Stantslorftvermaltung übernommen ift oder bethätigt wird, 
werben vom Yorftamte unter Würdigung ber von ben @emeinden, Stiftungen 
und Körperichaften etwa erhobenen Erinnerungen geprüft und beftätigt, ober ſoweit 
nötig, abgeändert. 

6. Waren gegen Vetrieböanträge für Waldungen, in melchen bie Betriebs⸗ 
ausführung durch die Staatäforftverwaltung erfolgt, Erinnerungen erhoben, fo 
find letztere — veranlaßten Falls im wiederholten Benehmen mit der betreffenden 
Gemeinde, Stiftung oder Körperfchaft gleichfall3 zu würdigen und die Betriebs⸗ 
anträge, wenn den Erinnerungen ftattgegeben werben kann, entiprechend abzuändern. 

7. Die in den vorftehenden Abſäten 5 und 6 bezeichneten Betriebsanträge 
find hierauf vom Yorftamte Der betreffenden Bermaltung oder Sörperfchaft zu- 
äuftellen, welche, joferne fie weitere Erinnerungen dagegen nicht zu erheben hat, 








den ; Unzet d da d den. — Urt. 120: Ala di Ab t unb 
—ã— bene Daslın au 33 ige und unbeſcholtene ae ee Rech, 
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da3 Original dem betriebsführenden Sadyveritändigen beziv. dem Forftamte, zum 
Bollzuge behändigt, dad Duplikat aber bei ihren Alten behält. 

8. Beftehen zwiſchen der Gemeinde, Stiftung oder Körperichaft einerjeits 
und dem Yorftamte andrerjeitd in Bezug auf die orfamtliche Feſtſtellung ber 
VBetriebsanträge Meinungsverjchiedenheiten, welche im Wege gütlicher Verftändig- 
ung nicht ausgeglichen werden konnten, jo find bie Alten ber Negierungsfinanz- 
fammer, Yorjtabteilung, zur Prüfung und Beihlußfaffung vorzulegen. 

9. Erachten fih die Beteiligten durch diefe Beichlußfaflung für beichwert, 
fo bleibt ihnen unbenommen, bie Entjcheidung der zuftändigen Yorftpolizeibehörbe 
beziehungsmweife Yorftpolizeiftelle anzurufen, welche hiebei in michtigeren Fällen 
nach $ 11 Abſ. 3 ff. bezw. 8 I Abſ. 1-4 zu verfahren hat. Bon ber getroffenen 
Entſcheidung ift der betriebführende Sachverftändige in Kenntnis zu feßen. 

10. Dur das nach Abſ. 8 oder 9 eingeleitete Verfahren erleibet jedoch 
un Fe ber nicht beanftandeten Bofitionen ber Betriebdanträge keinen 

uffchub. 

11. Sind Waldungen einer der Sreisregierung unmittelbar unterftellten 
Gemeinde oder Stiftung, für welche ein eigener Betrieb3beamter aufgeftellt ift, 
in mehreren Forſtamtsbezirken gelegen, fo find bie jährlichen Betrieb3- 
anträge durch die Magiftrate bezw. unmittelbaren Stiftungsverwaltungen der ein- 
ſchlägigen !gl. Regierung, Kammer der Finanzen, Yorjtabteilung in Vorlage zu 
bringen, welche diejelben prüft und beftätigt, ober foweit notwendig abänbert. 
Ergeben ſich Meinungsverfchiebenheiten zwilchen ber Gemeinde ober Stiftung 
einerjeitd und Der Negierungsforftabteilung andrerſeits, fo bleibt die Enticheibung 
nach Maßgabe des obigen Ubi. 9 vorbehalten. 


8 223. 1. Wenn eine Gemeinde, Stiftung ober Körperichaft durch außer- 
ordentlide Bedürfniſſe veranlaßt fein jullte, an bie Erträgniffe ihres 
Waldes außeretatgmäßige — jedoch zu einer Aenderung bes Wirtichaftsplanes 
nicht Anlaß gebende — Unſprüche (8 13 Abſ. 5 und 6 gegenmwärtiger Borichriften) 
gu erheben, fo hat fie daS bezügliche Geſuch rechtzeitig vor Aufftellung der jähr- 
ee Betriebanträge unmittelbar bei ber vorgelegten Aufſichtsbehörde einzu- 
reichen. 

2, Diele Behörde hat das Geſuch insbefondere in Bezug auf die Rotivendig- 
teit umd Dringlichleit des Bedürfniſſes, fowie auf bie wirtfchaftlihe Lage ber 
eiuchitellenden Gemeinde, Stiftung oder SKtörperfchaft im Benehmen mit bem 

oritamte eingehend zu prüfen und ſodann zu verbeicheiden, ıc. 

3) Der betriebführende Sachverftändige wird, zum Bivede entiprechender 
Rückſichtnahme bei Aufftellung der Diebsrepartition — fofern nicht die Betriebs⸗ 
ausführung durch die Stantsforftverwaltung erfolgt — burch bie betreffenbe 
Gemeinde» oder Stiftungsverwaltung bezw. Körperfchaft, anderen Falles durch das 
Forſtamt von dem Beichluffe der Forftpolizeibehörde in Kenntnis geſetzt. 

4. und 5. ıc. 


6. Hinfichtlih der einer Kreidregierung unmittelbar untergeordneten Ge⸗ 
meinbe, und Gtiftungd-Verwaltungen find die Beltimmungen be3 8 15 zu 
eachten. 


8 28. 1. Nach Beendigung bed jährlichen Betriebes (8 21 und 22) er- 
holt der betriebführende Sachverftändige von ben einzelnen &emeinde- und Gtift- 
ungsverwaltungen bezw. Störperichaften bie bei denſelben befindlichen Duplikate 
der Betriebsanträge, fertigt im Original und Duplikat bie Nachmeifungen und 
übergibt jodann dieſe Nachweifungen in duplo ber betreffenden Gemeinde» oder 
Stiftungdverwaltung bezw. Körperfchaft zur Anerkennung oder etwaigen Er- 
innerung. 
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2. Rad) vollzogener Unerlennung bezw. der Behebung etwaiger Erinner- 
ungen bat die Gemeinde, Stiftung oder Körperfchaft die Originale an ben be 
triebführenden Sacverftändigen zurüdzuleiten; die Duplifate haben Belege zur 
Gemeinde- ıc. Rechnung zu bilden. 


B. Beſondere Beitimmungen. 
I. Kapitel. 


Holznugung. 

8 24. 1. Der Anfertigung des Betriebsvorjchlages (8 21) hat in Anfeh- 
ung der Holznugungen die Aufftelung einer Holzbedarf3lifte vorauszugehen. Dieje 
ift in der Regel im Monat Juni jeden Jahres, wenn bie Holzfällung im folgen« 
ben Winter, dann im Monat Oktober, wenn bie Holzfällung im kommenden 
Sommer ftattfindet, von ber betreffenden Gemeinde⸗ oder Stiftungsverwaltung 
bezw. Körperfchaft — wenn geboten, nach Einvernahme ber Nutzungsberechtigten 
— anzufertigen und dem betriebführenden Sachverſtändigen mitzuteilen. 

2. Die Holzbedarfsliſte det alles Holz, welches im treffenden Etatsjahre 
zur Nutzung gezogen werben fol, in folgender Ordnung zu enthalten : 

1) das erforderliche Holz zur Befriedigung der auf dem Walde laftenden 

Beholzungsredhte ; 

2) das Pfarr-, Schul- und jonftige Beſoldungsholz; 

3) das zuläffige Gabholz ber Einwohnerſchaft ober Korporationsteilhaber ; 

4) da8 Holz für die Bedürfniſſe dee Gemeinden bezw. Stiftungen zu 

Bauten und zur Teuerung, zur Unterftügung der Armen u. |. w.; 

5) das zum Berlauf beitimmte Holz. 

3. Sit die Bedarfsgröße mehr ftänbiger Urt, jo genügt eine jeweilige Be— 
zugnahme auf die vorjährige, bezw. auf die für längeren Zeitraum aufgeitellte 
Holzbedarfsliſte. 


8%. 1. Nach Empfang ber in 8 24 erwähnten Holzbedarfsliſten fertigt 
ber mit ber NBetriebsausführung betraute Sachverſtändige nach Maßgabe bed 
jährlichen Abgabejages 2c. innerhalb der Grenzen des periodiſchen Wirtihaftd- 
planes bie jährliche Hiebsrepartition (Formular Anlage A zc. *) 

2. Die Hiebörepartition ift längftend am 1. September jeden Jahres, wenn 
die Fällung im Winter, und am 1. Januar, wenn biejelbe im Sommer ftattfindet, 
ber betreffenden Gemeinde⸗ oder Stiftungsverwaltung bezw. Körperichaft zu über- 
—5 weiter nach Maßgabe der einſchlägigen Beſtimmungen des 8 21 zu 

ehanbeln. 


26. 1. Bor Beginn ber Fällungen werben bie Schlagaußzeichnungen 
nad) Maßgabe der geprüften und genehmigten vorag durch den betrieb⸗ 
führenden Sachverſtändigen unter Zuziehung und Beihilfe des einſchlägigen 
Schutzperſonals vorgenommen. 

2. Die Schlagauszeichnungen ſind zeitlich ſo zu bethätigen, daß die Fäll⸗ 
ungen in der den Bedürfniſſen oder befonberen Wünjchen ber Gemeinden, Stift- 
ungen ober Korperſchaften entiprechenden Zeit in Vollzug gefegt werden lönnen. 

3 und & ıc. 

5. Die bei Vornahme der Schlagauszeichnung erforderlichen Wrbeitäträfte 
hat bie betreffende Gemeinde, Stiftung ober Korporation zu ftellen. 

6. Der betriebführende Sachverftändige hat für den entiprechenden Vollzug 
bes Fällungsbetriebe Sorge zu tragen. 


+ Siehe Min.-BL 1897 ©. 249. 
Pohl, Handbuch. 11. 17 
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8 27. 1. Nach den Anordnungen bed betriebführenden Sachverſtändigen 
bat die rechtzeitige Einftellung der Holzhauer in die Arbeit, bie Fällung und 
Sortierung bes Materials zu gefchehen, wobei ben bezüglihen Wünjchen der Ge⸗ 
meinen, Stiftungen und Körperichaften nad) Möglichkeit Rechnung zu tragen ift. 

2. Die fpezielle Aufficht über die Holzarbeit hat ber für Die betreffende 
Waldung aufgeftellte Forſtſchutzbedienſtete genaueftend nach der ihm erteilten Unter- 
weiſung zu beſorgen. 

ꝛec. 


4. ⁊c. 


8 28. 1. Die Fällung und Aufbereitung bes Holzes ſoll in ber Regel, 
infoweit nicht bejondere Berhältniffe eine Abweichung erfordern, nicht durch Die 
Empfänger, fondern durch taugliche Holzhauer geichehen, welche ihren Lohn auf 
Grund des vom betriebführenden Sachverftändigen auögeftellten Berbieniticheines 
zu empfangen haben. 

2. Bei einigermaßen ausgebehntem Yällungsbetrieb ift den Gemeinden, 
Stiftungen oder Koͤrperſchaften zu empfehlen, alljährlich oder periobijch förmliche 
Hauerlohnsaktorde abzuſchließen; find ſolche nicht abgeſchloſſen, jo hat ber be- 
triebführende Sadjverftändige die Gemeinde, Stiftung oder Körperichaft um Be⸗ 
kanntgabe ber zu bewilligenden Löhne anzugehen. 

3. Die zur Holzarbeit qualifizierten Angehörigen der betreffenden Ge⸗ 
meinden oder Körperichaften find zu den Füllungen zuzulaffen. Diejenigen, welche 
ſich indeſſen mährend be3 Arbeitsverlaufes als unbrauchbar erweilen, ſich ben 
feſigeſetzten Bedingungen nicht unterziehen wollen, böjen Willen zeigen ober zu 
Freveln und fonftigen Unordnungen Veranlaffung geben, find fogleich aus ber 
Urbeit zu mweifen. 


8 29. 1. In der Regel ift ſämtliches Stamm⸗, Nutz⸗, Geſchirr⸗ und 
Werkholz vor ber Abgabe oder Verwertung zu fällen und Das anfallende Breun- 
holy von den eingeftellten Holzhauern aufzubereiten. 


2 und 3 ıc. ıc. 


8 30. 1. Sogleich nad) Yertigftellung eines Schlages — eventuell eines 
Teiles desfelben, 3. B. des Stammholzes, wenn diejed getrennt vom Saiahkdolge 
verwertet wird, oder des Winterfällungsergebniffes im Schälmalde u. berg 
ift Die Abzählung (Aufnahme) des Materials vorzunehmen. 

2. Erfolgt hienach die Abzählung (Aufnahme) durch den für die betr. 
Waldungen aufgeftellten Schugbebdienjteten ober durch eine andere von der betr. 
Verwaltung oder Körperfchaft hiezu befonders beftimmte Berfon, fo haben Dieje 
Perſonen die abgeichlofjenen, mit dem Datum der Abzählung und mit ihrer 
Unterjchrift verjehenen Aufnahmeliften (Nummerbücher) dem betriebführenben Sach⸗ 
verftändigen vorzulegen, worauf diefer jobald als möglich die Reviſion ber Ab⸗ 
zählung in Bezug auf die Maffe und die Klaffififation des Materialed vorzu⸗ 
nehmen bat. 

3. Diefer Nevifion hat ein ertreter der Gemeinde, Stiftung ober Körper- 
(haft beizumohnen, hHiebei zugleich das abgezählte Material zu übernehmen und 

ie richtige Uebernahme durch Mitunterzeichnung des Rummerbuches zu beftätigen. 

4. Nimmt dagegen der betriebführende Sachverftändige bezw. in den vom 
Staate zur Betriebsausführung übernommenen Waldungen der zultänbige Beamte 
ber Staatöforftverwaltung die Abzählung (Aufnahme) vor, jo Hat diejem Geichäfte 
jofort ein Vertreter der einfchlägigen Gemeinde, Stiftung oder Körperſchaft anzu- 
wohnen, zugleich dad Material zu übernehmen und zur Beftätigung der richtigen 
Uebernahme dad Nummerbuch mitzuunterzeichnen. 

5. Nach dem in jolcher Weife hergeftellten und abgeichloffenen Nummerbuche 
fertigt der betriebführende Sachverjtändige fodann unverweilt das Loseinteilungd- 


De 00 —— 
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verzeichnis *) und übergibt dasſelbe ber betr. Gemeinde» oder Stiftungsvermaltung, 
bezw. Körperſchaft zum weiteren Gebrauche. 


6. In einfach gelagerten Fällen kann von einer förmlichen Revifion ber 
Abzäglung Umgang genommen und auf Grund ber vorgelegten Aufnahmeliften 
(Abf. 2) vom betriebführenden Sadjperftänbigen fofort das Loseinteilungsverzeichnis 
nach den Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes hergeſtellt werden. ꝛc. 

7. Die zur Betriebsführung in Gemeinde⸗, Stiftungs⸗ und Körperſchafts⸗ 
waldungen verwendeten kgl. Foͤrſter n. O. haben das von ihnen zu fertigende und 
mitzuunterzeichnende Loseinteilungsverzeichnis ſamt dem abgeſchloſſenen Nummer⸗ 
unverweilt dem Forſtamte vorzulegen, welches das Loseinteilungsverzeichnis 
nach vollzogener Prüfung und amtlicher Fertigung der Gemeinde⸗ ober Stiftungs⸗ 
verwaltung bezw. Körperſchaft übergibt, ꝛc. 


8. sr dem Loseinteilungsverzeichnifle find, foweit bei größeren Waldungen 
nicht beiondere Preistarife beftehen ober jene ber nächftgelegenen Staatswalbungen 
Anwendung finden können, für ſämtliche Holzanfälle bezw. für befonbere, in den 
Preistarifen nicht enthaltene Sortimente die beim Verlaufe oder zum Zwecke ber 
Nachweifung anzumendenden Forfttaren gutachtlich in Vorſchlag zu bringen. 

9. Auf Grund der Loseinteilungsverzeichnifje ift ſodann von der einjchlägigen 
Gemeinde- oder Stiftungsverwaltung bezw. Körperihaft die Verwertung, Bertei- 
lung oder jonftige Berwenbung des gewonnenen Materials zu vollziehen. 


8 31. 1. Gleichzeitig mit dem Loseinteilungsverzeichnis teilt ber betrieb» 
führende Sachverſtändige ber betr. Verwaltung oder Körperichaft auch bie etwaigen 
forfttechnifchen Bedingungen mit, unter welchen die Ubgabe und Verwertung zu 


bollgie n ift und welche dem Übgabe- oder Berlaufsprotololle zu Grunde zu 
egen find. 


2. Die Beltimmung über Verwenbung ober Verwertung des Materiald- 
anfalles ift zunächft Sache der betr. Verwaltung oder Körperichaft. 


3. Die Verteilungsliften oder Verkaufsprotokolle, als welche auch die Los⸗ 
einteilungsverzeichnifje (Schlagregifter) dienen können, find ſogleich nad) vollzogenem 
Alte abzufchließen und die Sefamtjummen der Erldfe uud Materialerträge mit 
Worten einzutragen, fodann von ben mit der Verteilung ober mit dem Verkaufe 
beauftragten Vertretern der Gemeinde» oder Stiftungsverwaltung bezw. Körper⸗ 
ſchaft zu unterzeichnen. 

4. Wird bei einem Verlaufe die vorgeichlagene Taxe nicht erreicht, jo kann 
die betr. Verwaltung oder Körperfchaft ben betriebführenden Sachverſtändigen um 
ein Gutachten barüber angehen, ob gleichwohl den gelegten Angeboten der Zu 
Ichlag zu erteilen ſei. Dieſem Anſuchen ift zu entiprechen. 

5. Die vorgemertten Prototolle und Gutachten nebft den Logeinteilungs- 
verzeichniffen haben ben Gemeinde» und Stiftungsrechnungen als Rechnungsbelege 
zu dienen. 

6. Die Kontrolle über die Verwendung und Verrechnung ber Forſtprodukte 
wird von der Staat3aufficht3behörbe vorzugsmeife bei Revilion der Rechnung geübt. 


8 32. Den Käufern oder fonftigen Bezugsberechtigten find bei ber Ueber- 
weiſung Abfuhrſcheine zu Handen zu ftellen. 


8 83. 1. Sobald die Fällungsgeſchäfte bes laufenden Betriebsjahres voll- 
ftändig durchgeführt find, erholt ber betriebführende Sachverftändige von ben ein- 
zelnen Gemeinde- und Stiftungsverwaltungen bezw. Körperichaften rechtzeitig die 
Duplifate der Hiebörepartition und fertigt — im Originale und Duplitate — bie 
in Formulare mit ber Hiebsrepartition verbundene) Fällungsnachweiſung, ꝛc. 

iehe Beftimmungen des 8 23. 


* Form ular blefür |. Min.dl. 1897 G. 282. 
17* 
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II. Kapitel. 
Horfinebennugungen. 


8 84. 1. Ueber bie im Laufe eines VBetriebsjahres zu gewinnenden Forſt⸗ 
nebennußungen find jährliche Anträge im Anhalte an den Wirtſchaftsplan und 
bezw. Streunugungsplan — nad) Einvernahme der betr. Gemeinde⸗ und Stiftungs- 
verwaltungen bezw. Körperfchaften — nebft einer Veranichlagung der mutmaß- 
Iihen Einnahmen und Koften aufzuftellen und in der durch $ 21 und 23 ange- 
ordneten Weife zur Genehmigung und feinerzeitigen Nachweifung zu bringen. 

2. Für alle Forfinebennugungen, welche zu einer Gelbeinnahme ober Geld⸗ 
ausgabe Veranlafjung geben, find vom betriebführenden Sachverſtändigen Forft- 
nebennubungsregifter auf Grund der vom einfchlägigen Forftichugdiener bezw. der 
fonft von der Gemeinde, Stiftung oder Körperjchaft beauftragten Perfjönlichleit 
angefertigten unb beftätigten Wuffchreibungen herzuftellen. Für deren Behandlung 
pen bei der Holznugung gegebenen Vorjchriften finngemäße Anwendung 
zu finden. 


835. 1. Waldfireunubung Die Negelung der Waldftreunugung 
geſchieht durch Aufftellung periodiicher Nutzungspläne (8 3 u. ff.) für alle jene 
Gemeinde-, Stiftungd- und Körperichaftäwaldungen, in welchen eine nachhaltige 
Streunugung zuläffig und Bebürfnis ift. 

2. Im Anhalte an dieſen periodiichen Nutzungsplan ift das jährlidhe 
Streunugungsguantum (bezw. die Nupungsflähe) im Forfinebennugungsantrage 
mit Bedachtnahme auf Anfammlung von Reſerven für beſondere Notjahre und 
unter ee Berüdfichtigung des etwa durch das Stroh⸗ und Futterergebnis 
bes laufenden Jahres bedingten momentanen Bedürfnisgrades zu bemeffen. 

8. Machen außerordentliche dringende Streubebürfniffe eine Abweichung 
dom Streunupumgäplane überhaupt oder vom bezüglichen jährlichen genehmigten 
Antrage erforderlich, jo ift das Geeignete im Sinne der Beftimmungen des 8 22 
einzuleiten und bei der Beſcheidung Tolcher Anträge möglichft entgegenzulommen. 

4. Auf Grund ber genehmigten Foritnebennugungsanträge bat der betrieb- 
führende Sachverſtändige unter Zuziehung des für die betr. Waldungen aufge 
ftellten Schußbedienfteten bie ber Streunupung zu Öffnenden Waldorte den Ver⸗ 
tretern der betr. Gemeinde, Stiftung oder Körperihaft an Ort unb Stelle genau 
und fo rechtzeitig vorzumeilen, daß die Streugewinnung in einem den Bedürfniffen 
und drtlichen Verhältniffen (Arbeitskräfte) entjprechenden Beitraume und ber für 
bie Streugewinnung günftigen Jahreszeit erfolgen kann. 

5. x. Tritt die Heide in erheblidem Maße auf, fo hat die Nubung ber- 
Ietben einen bejonderen Gegenftand der Aufnahme in den Streunußungsplan zu 

ilden. 

6. Als nutzungswürdig find ferner die Befenpfriemen, Farrenträuter, Gras, 
Schilf, Torf u. ſ. m. zur Dedung des Streubedarfd beizuziehen. 

7. Die Ueberwachung der Streunugung obliegt — unbeichabet einer Kon⸗ 

trolle ſeitens des betriebführenden Sachverftändigen — dem für die betreffende 
Waldung bejtellten Forftichußdiener oder einer anderen von der einichlägigen Ber- 
waltung oder Körperichaft beftimmten Berjönlichleit; letztere Perjonen haben über 
die Mengen de3 geivonnenen Streuwerks genaue Aufichreibung zu führen und 
ſolche dem betriebführenden Sachverftändigen behufs Anfertigung der Nachweifungen, 
weiche auf Nutzungsfläche und Material fi zu erftreden hat, zu übergeben. 
56. 1. Lohrindennugung. In den Mittel- und Niebermaldungen, 
in weldyen zur Eichenlohrindengewinnung geeignete Eichenholziortimente gewonnen 
werden Tonnen und ein angemefiener Preis filr die Lohrinbe erzielt werden kann, 
ift auf Benutzung derfelben befondere Rüdficht zu nehmen. 

2., 3. und 4. ıc, 
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8 37. Leſeholznutzung. Wo dur die walbbeſitzende Gemeinde, 
Stiftung oder Körperichaft getestet ift, Lefeholz zu ſammeln, hat Diejes nur inner- 
—28 forſtpolizeilichen Schranken und nur an den hiezu feſtgeſetzten Tagen zu 
9 en. 


8 38. 1. Weide- und Grasnutzung. Der betriebführende Sach⸗ 
verftändige hat die nach Maßgabe etwaiger Nutzungsberechtigungen, des Her⸗ 
kommens und der geſetlichen Beſtimmungen für die Weide zu öffnenden Waldteile 
der Gemeinde, Stiftung oder Körperſchaft fpeziell zu bezeichnen und — vorbehalt- 
lich gelegentlidyer Kontrolle — zu veranlaſſen, daß rechtzeitig im Frühjahre die 
von der Weide auszujchließenden Waldorte verhängt oder nach jonft üblichem Ge⸗ 
brauche im Walde bezeichnet und die Hirten fachdienlich inftruiert werden. 

2. Ebenfo find den Gemeinden, Stiftungen und Körperichaften jene Wald- 
orte zu bezeichnen, welche einer unfchäblichen Graſsnutzung geöffnet werden können. 


839. 1. Steingemwinnung. Die Eröffnung nener oder bie Erwei⸗ 
terung beitehender Steinbrücde und Erdgruben im Walde ift, fobald zu dieſem 
Bwede ein Holzbeftanb oder ein erheblicher Teil desjelben entfernt werden muß, 
al3 Wlterierung des Wirtfchaft3planes zu betrachten und demnach von ber forit- 
polizeilihen Genehmigung (Art. 7 Abſ. 2 des Forſtgeſetzes) abhängig. 

2. Die mwaldunfhäbliche Abgabe von Steinen und Erde aus bereits er- 
öffneten Brüchen und Gruben, ſowie von Lefefteinen und Findlingen aus hiezu 
geöffneten Waldorten kann wohl in den meiften Fällen der betreffenden Verwaltung 
bezw. Körperjchaft überlafien bleiben, doch wird über den Vollzug folder Nutz- 
ungen der betriebführende Sachverſtändige jeweils in Kenntnis zu fegen fein. 

3. Der für die Walbung beftellte Forſtſchutzdiener hat die Ausübung ber 
Nutzung zu überwachen. 


8 40. Torfnugung Wo Torfnutzung in Gemeinde-, Gtiftungs- 
oder Körperichaftäwaldungen vorlommt, hat bezüglich der Geichäft3behandlung 
ein ähnliches Verfahren wie bei der Holznugung Bas zu greifen, foferne die auf 
Torf zu benutzende Fläche in ben Wirtfhaftsplan miteinbezogen worden ift. 


8 4. Sonftige Nebennupungen. Wo anberweitige Neben- 
nußungen, wie Benutzung der Maft, Sein ung von Gra3- und Holzjämereien 
ꝛc. üblich find, haben die bezüglichen forftpolizeilichen Rückſichten fachdienliche Be- 
achtung zu finden. 


III. Kapitel. 
Sorftlulturen, Waldmwegbauten und fonftige Berbefferungen. 


8 4%. Der Jahresvorſchlag für die fForftverbefferungen, als Forſtkulturen, 
Holzabfuhrwege ꝛc. wird durch ben betriebführenden Sachverſtändigen unter Ver⸗ 
wendung des Formulars Unlage O*) mit Rückſicht auf das jeweilige Bedürfnis 
im Anhalte an den periodijchen Betriebsplan oder die vorliegende generelle Be- 
ſchreibung nach vorherigem Benehmen mit ber betreffenden Verwaltung oder 
Körperfchaft über bie zu verwendende Summe und die etwa erforderlichen und 
reip. vorrätigen Samen- und Pflanzenquantitäten aufgeftellt zc. 


8 43. 1. Die Ausführung der Forftlulturen, Wegbauten und fonftigen 
Berbeflerungen gefchieht auf Grund bed genehmigten jährlichen Forſtkultur⸗ und 
Wegbauvorichlages, ſowie ber allgemeinen Beſtimmungen bes Wirtichaftsplanes 
auf Anveihung des betriebführenden Sachverftändigen. 

und 3 ıc. ıc. 


8 44. 1. Können bie zu den Kulturen nötigen Sämereien und Pflänz- 
Iinge nicht von Seite der mwaldbefigenden Gemeinde, Stiftung oder Körperichaft 








— 


*) Siehe Min.-Bl. 1897 ©. 259. 
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felbft gewonnen oder aus ihren Waldungen bezogen werben, jo hat der betrieb- 
führende Sachverftändbige zum Anlaufe die nötige Unleitung zu geben, die Prüfung 
des bezogenen Samens vor der Ausjaat vorzunehmen und über die befte Aufbe⸗ 
wahrungsart bis zum Gebrauche das Sadjdienliche zu veranlafien. 

2. Die kgl. Forftämter haben den Gemeinde- und Stiftungsverwaltungen 
bezw. Körperichaften auf Verlangen über die Breife und die Bezugsorte ber für 
bie Staatdwaldungen angefchafften Sämereien Mitteilung zu machen. 


845. 1. Wo für Gemeinden und Körperichaften bare Mittel flüffig 
emacht werden können, liegt ed im Intereſſe einer guten Ausführung der Forſt⸗ 
Aulturen und jonftigen Forjtverbefierungen, zu benjelben möglichſt nur tüchtige 
Taglöhner *— verwenden. 

2. Manche Kultur⸗ und Wegbauarbeiten können mittels Minderverſteiger⸗ 
ung oder Akkord an den Wenigſtnehmenden vergeben werben ꝛc. 

3. Die Megelung des Verfahrens gefchieht auf Antragitellung im jähr- 
lichen Forfttulturvoranichlag durch defien Genehmigung. Etwaige Bänke ber Ge⸗ 
meinben, Stiftungen und Körperfichaften find hiebei thunlichft zu berüdfichtigen. 

ꝛe 


5. Erfolgt die Ausführung ber Kulturen u. j.w. im Taglohn, fo find die 
ade Sulturarbeiter von der betreffenden Berwaltung ober Körperichaft ein⸗ 
zuftellen. 

6. Im Einverftändnis mit ber Verwaltung ober Körperichaft kann jedoch 
Die Einftellung der Arbeiter auch durch den betriebführenden Sacdjverftändigen er» 
been, insbejonbere für die Ausführung folher Kulturen, zu welchen nur ganz 


bejonder3 geübte Arbeiter befähigt find. x. 
ern Raturaldienfte geleiftet, fo find dieſe 


7. Werden von Gemeinbegli 
möglichft auf folche Arbeiten zu beichränten, welche ohne bejondere Vorkenntniſſe 
oder technifche Fertigkeit ausgeführt werden können. 

8. Im Falle die Leiftung von Naturaldienften beabfichtigt ift, hat Die be⸗ 
treffende Verwaltung oder Körperichaft möglichft ſchon vor Aufftellung bed Yahres- 
vorichlages das Erforderliche mit dem betriebführenden Beamten zu vereinbaren, 
Damit bei Aufftellung und Genehmigung des jährlichen Voranſchlages auch dieſer 
Punkt entiprechende Würdigung finde. 


8 46. Läßt es eine Gemeinde, Stiftung ober Körperfhaft an der An- 
fhaffung des benötigten Kulturmateriald oder an der Stellung der erforderlichen 
Arbeiter fehlen, fo bat ber betriebführende Sacdhverftändige der einjchlägigen 
Forſtpolizeibehörde Anzeige zu erftatten, welche fodanı die Musführung bed ge- 
nehmigten KRulturvorichlages auf Koften der Gemeinde, Stiftung oder Körperichaft 
verfügen wird. ꝛc. ꝛc. 


847. 1. Die für Forftverbefferungen in einem Jahre feſtgeſetzte Geld⸗ 
fumme fol nicht überjchritten werden. zc. 

2. Behufs Auslohnung der im Taglohn verwendeten Arbeiter und der 
Aftordanten wirb von den für bie betreffenden Waldungen beitellten Forſtſchutz⸗ 
Dienern , bezw. von den mit der Aufſicht über die Arbeiter betrauten Perſonen 
auf Grund ihrer Aufichreibungen — unter Betätigung der Arbeitleiltung — 
ber Verbienftichein hergeftellt und an die einichlägige Kalle zum Vollzuge der 
Auslohnung abgegeben, dem betriebführenden Sadjverftändigen aber be * des 
Uebertrages in die betreffende Nachweiſung bie erforderliche Mitteilung gemacht. 

3. Auf Anſuchen ber Gemeinden, Stiftungen oder Körperſchaften haben 
übrigens die betriebführenden Sachverſtändigen die Zahlungsanweiſungen auf 
Grund der vorbemerkten Aufſchreibungen vorzunehmen, wo immer dies als 
mögli und nützlich ſich erweiſen ſollte; unter allen Umſtänden obliegt ihnen bie 
Anmweilung der Werdieniticheine, wenn von ihnen (nach $ 45 Abſ. 6) im Einver- 
Kändni® mit der ®emeinde, Stiftung oder Körperichaft die Einftellung ber 
Ürbeiter erfolgt. 
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Art. 31 (24).60) 


I. Der Ertrag des Gemeindevermögens ift zur Beftreitung 
der Gemeindebedürfnifje zu verwenden. 6) 66) 66) 


4. Auf den vom betriebführenden Sachverftändigen ausgeftellten Zahlungs» 
anmeifungen —* diejenige Perlönlichkeit, auf Grund deren Aufſchreibungen Die 
— erfolgt, die richtig vollzogene Arbeitsleiſtung durch Unterſchrift zu 

aͤtigen. 

Nach Beendigung ber ſämtlichen Arbeiten hat ber betriebführende Sach⸗ 
verftänbige die Racmeitungen unter Summierung ber Koftenbeträge abzujchließen, 
fodann in ben von der betreffenden Verwaltung ober Körperichaft zurückzu⸗ 
fordernden Duplikaten der Anträge ebenfalls die Nachweifung zu fertigen und 
Deren Weiterbehandlung nad) Maßgabe der Beitimmungen des 8 23 gegenmärtiger 
Bollzugsvorichriften zu veranlafien. 

Die Formularien 

2. zu 5 25 ber Vollz.Vorſchr.: Hiebs-Nepartition und Fällungs⸗Nach⸗ 

weilung; 

b. zu 8 30 der Bollz. - Borichr.: Loseinteilungsverzeichnis über dad an⸗ 

gefallene Holz; 

c. zu 8 42 der Vollz.⸗Vorſchr.: Kultur⸗Vorſchlag und Nachweiſung |. 

Min.Bl. 1897 ©. 249-256. 

e24) Bezüglich des Abtriebe3 von Privatwaldungen wurden — —A 
weie um der zunehmenden Abſchwendung entgegenzutreten — buch Min.-Bel 
vom 11. Februar 1897 Beitimmungen getroffen, a welche hier gleichfall3_ver- 
wieſen wird. Dieielben befinden jih im Min.-Bl. 1897 ©. 50-53. Siehe 
ferne: hiezu Min.E. vom 20. Juni 1897, den Abtrieb von Privatwaldungen 
betr. (Min.⸗Bl. 273 f.). 

Zu Art. $1. 


*” Die Art. 31 ff. enthalten nur Beſtimmungen des Öffentlichen 
Nechtes; fpeziell beziehen ſich diejelben nur auf die im Bemeindeverbande 
begründeten Nutzungen bezw. Nubungsrehte. Eine privatrechtlihe 
Regelung in Bezug auf Gemeindenubungen will und mollte die Gemeindeordnung 
nicht treffen. ©. hiezu v. Kahr ©. 282 f.; ferner Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes 
in Anm. 101 Nr. I lit. q Abi. 3 und 4, au Anm. 81, deögleichen Anm. 128 I 
lit. k 9). 3 a. €. 

9 Von der in Art. 31 Abf. I aufgeftellten Grund- und Generalregel ift 
bie gelamte gemeindliche Finanzwirtſchaft beherricht; dieſelbe gilt überall im 

emeindlichen Finanzweſen, foferne und fomweit nicht von ber Gemeindeordnung 

uß etwas anderes ſtatuiert iſt. Die weiteren Beſtimmungen des Art. 31, ſowie 
des Art, 32 f. erſcheinen demnach der Vorſchrift des Art. 31 Abſ. I gegenüber als 
Ausnahmen und find baher gegebenen alles strictissime zu interpretieren. 
Vergl. Entſch. des Verw.Ger.Hofes Bd. 8, 494 in Anm. 101 I lit. 11. ©. Art. 39 
der Gem. Ordn. ımd unten Arm. 69. 

—2 Der Ertrag des Gemeindevermögens ift teils Geldertrag, teils Natural- 
ertrag oder Naturalnutzung an den zum Gemeindevermdgen gehörigen Sachen 
(Srundftüden). 

Der im Art. 1 der Gem.Ordn. aufgeftellte Grundfag führt nun von jelbft 

der Regel, daß die Gemeinden auch befugt find, frei über den Ertrag des 
emeindevermögend zu verfügen, jedoch „nad) Maßgabe der Geſetze“, aljo unter 
genauer Beobachtung ber jedesmal in Bezug Hierauf gegebenen gefeblichen Vor⸗ 
ſchriften. Vergl. hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 1. Mai 1889 Bd. 11, 
180 in Anm. 101 I lit. g. 

Demgemäß können die Gemeinden Pr — unter Berädfichtigung ber Hiefür 

gegebenen Beſtimmungen — fiber Ueberſchüſſe (Geldertrags⸗Ueberſchüuſſe), desgl. 
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I. Die Verteilung von Ueberfhüffene”) an die s) Gemeinde- 
bürger ift nur dann zuläffig, wenn alle Gemeindebedürfnifje%) ohne 
Erhebung von Gemeindeumlagen und örtlichen Verbrauchzfteuern 70) 
gedect find, 6°) und wenn größere Ausgaben für außerordentliche Be— 


über Naturalnugungen gemäß Art. 31 Abſ. II verfügen, foferne eben die für 
bieje Fälle von der Gemeindeordnung geforderten Borausfegungen erfüllt find. 


*) Was in und zu Art. 31 ff. über Berteilung von Ueberihüffen und 
über Nugungsgewährungen bezw. Nutzungsrechte in politijchen Gemeinden gefagt 
ift, gilt auch bezüglich der DO rt3gemeinden in Bezug auf deren fpezielled Orts- 

emeinbeoermögen oder deſſen Erträgnifje. Vergl. Art. 33 Abſ. VI und bj. II 
es Urt. 31. 


*’) Meber den Begriff „Ueberichüffe” |. oben 8 96 ©. 185 f. v. Kahr be- 
zeichnet als „Ueberſchuß“ im Sinne des Art. 31 Abſ. II ber Gem.Ordn. „die am 
Schluſſe eines Rechnungsjahres nach Abgleihung fämtlicher Einnahmen und Aus- 
gaben rechnungsmäßig verbleibenden Erübrigungen (Kaffenbeitand). Aus welchen 

eftandteilen e dieſe Ueberſchüſſe zufammenfegen, ift für die Anwendung des 
Art. 31 gleichgiltig. So können fich diefelben z. B. audy aus Holzerlöjen er- 
geben, welche nad Art. 29 Abf. II in die Gemeindelafle zu fließen haben. 

Weiter f. über die gejeglichen Borausjegungen zur oe einer Ber 
teilung von gemeinbdlichen Ueberjchüfien oben 8 96 ©. 186; BI. für adınin. Be. 
21, 81 beſonders 84 und Anm. 57 oben zu Urt. 29 Abſ. II der Gem.Ordu., 
ferner unten Anm. 89. 


*) D. h. an alle Gemeindebürger ohne Unterfchied und an jeden :in- 
zelnen zu gleichen Teilen. Die Berteilung von Ueberſchüſſen unterjcheidet fich 
von der Gewährung von Nußungen beionders dadurch, daß die Ueberſchüſſe der 
allgemeinen Regel des Urt. 19 Abf. II Ziff. 3 der Gem.Ordn. gemäß an alle 
Gemeindebürger zur Berteilung gelangen, während die Bewährung von Rubıngen 

emäß der fpeziellen Ausnahmebeftimmung des Art. 32 Abſ. II nur an dee da- 
Bert unter Bu 1—4 Genannten erfolgt, foferne nicht der Kreis diefer Nuzungs⸗ 
berechtigten noch weiter verändert und einer fpezielleren Ausnahme entipreche durch 
beſondere Rechtstitel oder nach rechtlichem Herkommen gemäß Art. 32 Ibſ. I 
entweder verringert ober gemäß Art. 32 Abf. III erweitert ift. Berg. hiezu 
Zuthardt in BL. für admin. Pr. 21, 81 ff., vielmehr 84 ff.: Die Verteilung von 
Ueberſchüſſen nad) Urt. 31 der Gem.⸗Ordn. bezw. die Erwiberung bes Heraud- 
gebers (Luth.) auf diefe Abhandlung. 

Beiter kann an Gemteindenugungen nur derjenige Anteil nehmen, welcher 
die in der betreffenden Gemeinde etwa eingeführte Gemeinberechtägebühr bezahlt 
hat. Eine ſolche befondere Leitung ift dagegen bei der Teilnahme an verteilten 
Ueberſchüſſen in feinem Falle vorausgeſetzt. 


) Vergl. hiezu Art. 39 der Gem.Ordn., deſſen Veſtimmungen inſoferne 
mit Urt. 31 harmonieren, als in Urt. 39 der im Art. 31 Abſ. I auſgeſtellte 
Grundſatz durchgeführt und in Durchführung besjelben beftimmt ift, daß in erfter 
Linie der Ertrag de3 Gemeindevermögens zur Dedung der Gemeinbeausgaben zu 
verwenden ift, weshalb auch die fubfidiären Einnahmen: Gemeindeumlagen, Ber- 
brauchöftenern und fonftige Örtliche Abgaben erſt dann zur Erhebung kommen 
follen, wenn unb ſoweit die primären Dedungsmittel d. h. eben befonders die Er- 
trägniffe aus dem Gemeinbevermögen zur völligen Befriedigung der &emeinde- 
bedürfniffe nicht ausreihen. Bergl. Anm. 70 und 64. 


10) Aus dem in vorftehender Anm. 69 Geſagten ergibt fih auch, daß nad) 
dem in den Urt. 31 und 39 gleichmäßig ausgeiprodhenen Grundjage auch Ueber⸗ 
Ihüffe nicht eher zur Berteilung gelangen bürfen, als bis alle Gemeindebedärf- 
nifje ohne die Zuhilfenahme eines ber fubfidiären Dedungsmittel des Art. 39 
Abſ. II, alfo nicht blos ohne Erhebung von Gemeindeumlagen und Berbrauchs- 
fteuern, fondern auch ohne Zuhilfenahme aller fonftigen örtlichen Ab- 
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bürfniffe nicht in Ausficht ftehen.”!) Die Gewährung von Nubungen 72) 
an Beitandteilen de Gemeindevermögens, bei welchen dieje bisher 
nicht üblich's) war, ift nur unter den gleichen Vorausſetzungen?9) 
und nur in widerruflicher Weile zuläflig. 7*) 75) 


gaben im Sinne des Art. 39 Abſ. II ihre Befeiebigung gefunden haben, und 
uur dann, wenn dieje Ueberſchüuſſe nachhaltig find. ©. oben 8 96 ©. 186 
ad 1 lit. b; dv. Kahr S. 280 f. Note 2d. Bergl. auch nadjitehende Anm. 71. 


1) Dieſes „Inausſichtſtehen“ bezieht no nicht etwa blo8 auf das nächſte 
oder eined der nächſten Berwaltungsjahre. ie bier verlangte Vorausſetzung 
ift vielmehr erft dann gegeben, wenn überhaupt in abjehbarer Zeit ſolche grö er 
Ausgaben für außerordentliche Bedürfniſſe nicht zu erwarten ftehen. Eine 
umfichtige Gemeinbeverwaltung wirb übrigens in allen Fällen erit für die Ge- 
meindelafje einen fräftigen Wejervefond für unvorbergejehene Bedürfniſſe zc. 
Ichaffen, außerdem aber vor allen Dingen erft fi einen ausgiebigen Be- 
triebsfond für die gemeindliche Hauptkaſſe fowohl, als deren Nebentkaflen 
ſichern, bevor jie zu einer Verteilung von Ueberſchüſſen ſich entichließen wird; auch 
Die Auffichtabendrbe wird diefem wichtigen Momente der vorherigen Beichaffung 
ausreichender Betrieb3d- und Reſerve⸗-Fonds eine ernitlihe Beachtung zu 
ſchenken Haben. 


”) Nubungen am Gemeindevermögen jind: 

a. entweder eigentliche wirkliche Nußungen im Sinne der Gem.-Orbn., 
welche von der Gemeinde nad) freiem Beſchluſſe gewährt werben bezw. 
nad) Maßgabe des Art. 31 Abſ. II Satz 2 gewährt werben können; 

b. oder Nutzungs rechte, welche den Berechtigten auf Grund eines Rechts⸗ 
titel oder des Örtlichen Gewohnheitsrechtes zuftehen. Vergl. Anm. 101 
Nr. II Abſ. 4. S. nadjjtehende Anm. 73, ferner 128 I lit. k. 


Der Art. 31 Abi. II Sap 2 Hat nur die eigentlichen und wirklichen 
Gemeinbe Ru gungen sub a im Auge, alfo rein fattifche Nutzungen, welche 
ohne rechtliche Verpflichtung Hiezu von der Gemeinde — foferne fie thatſächlich 
Ion eriftieren — freimillig teiter gewährt oder — joferne fie bisher noch nicht 
beftanden — neu bewilligt werden. ©. Anm. 76. 

(Bergl. dagegen Art. 32 Abſ. I welcher von Nutzungs rechten fpricht, die 
auf Grund eines befonderen Rechtstitels ober eines recht3begründeten Herkom⸗ 
mens beitehen.) 

Sole Nutzungen nad vorftehender lit. a bezw. im Sinne des Art. 31 
Abſ. II Satz 2 dürfen aljo nur unter ben nämlichen vier Borausjegungen (|. 8 96 
©. 186), unter welchen „Ueberjhüffe” zur Verteilung kommen fünnen, gewährt 
werden und barf dieſe Gewährung nur in ftet3 widerruflicher Weife geichehen. 
Sole Nutzungsrechte können daher zu jeder Zeit von der Gemeinde und zwar 
in Städten durch übereinftimmenbe Bejchlüffe der beiden ſtädtiſchen Kollegien, 
in Zandgemeinden bezw. Ortögemeinden durch Beichluß der Gemeinde- bez. 
Ortöverfammlung (vergl. Urt. 31 Abj. III) ebenjo wieder zurüdgezogen werden, 
wie fie auf gleidem Wege vorher verliehen worden find. 

Dieje Zurüdziehfung muß aber erfolgen, fobald die Vorausfegung für Die 
Gewährung dieſer —* ungen weggefallen iſt, d. h. ſobald ohne Erhebung von 
Gemeindeumlagen, örtlichen Verbrauchsſteuern und ſonſtigen örtlichen Abgaben die 
Gemeindebedürfniffe nicht mehr vollftändig befriedigt werden können. 


) Die Beftimmung des Urt. 31 Abſ. II Say 2 fteht gewiffermaßen im 
Gegenjage zu der in Art. 32 Abſ. I. Bon dem Grundſatze ded Art. 31 Wbi. I, 
bat der Ertrag des Gemeindevermögend, zu welchem dauptſaguig auch die Nutz⸗ 
ungen dieſes Vermögens gehören, nur zur Vefriedigung von Gemeindebebürfniffen 
u verwenden find, ftatuiert Art. 32 Abſ. I eine Ausnahme bezüglich derjenigen 

ußungen, welche auf einem befonderen Nechtstitel oder rechtöbegründeten Her⸗ 
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IN. Für Verteilung von Weberfchüffen aus dem Ertrage des 
Gemeindevermögens, jowie fir Gewährung”e) von Nußungen an Be— 
ftandteilen des Gemeindevermögen® auf Grund des 16 HD ift in 
Gemeinden mit ftädtiicher Verfaffung die Zuftimmung der Gemeinde- 
bevollmächtigten, in den übrigen Gemeinden Die Auftimmung der 
Gemeinde= bezw. der Drtsverfammluug?”) und außerdem?) die Ge⸗ 
nehmigung der vorgejeßten Verwaltungsbehörde 7%) erforderlich. 7%) 80) 


fommen berufen. Im Gegenhalte zu dieſen legtgenannten Nutzungs rech ten be- 
ndelt nun, wie in Ann. 72 gejagt, der Art. 31 Abſ. II Sak 2 diejenigen 
tungen, welche nicht auf Rechtstitel, bezw. nicht auf Herlommen, Ortsübung oder 
örtliche Gewohnheitsrechte fich gründen; das „nicht üblich” im Sinne diefer Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung ift alfo gleichbedeutend mit „nicht auf Ortsübung oder örtlichem 
Gewohnheitsrecht beruhend“. 
Eine Nutzung am Gemeindevermögen kann alſo ftattfinden entweder 
a. nad) Art. 32 Abſ. I: wenn fie auf einem Rechtstitel oder einer rechts⸗ 
begründeten Drtsübung beruht (Nutzungs recht, Anm. 72 Ubf. I lit. b) 
oder 

b. infolge Gewährung ſeitens der Gemeinde nach Art. 31 Abf. II Sap 2, 

wenn fie nicht auf örtlichem Gewohnheitsrecht beruft, alfo „nicht üblich“ 
im Sinne biejer Geſetzesbeſtimmung ift, gleichviel, ob fie noch gar nicht 
eriftierte oder ob fie ın der Zeit von 1818 (jeit Erfcheinen ded Gem.- 
Ed.) bis jetzt thatſächlich (ohne Recht hierauf infolge Rechts⸗ 
titels oder Herkommens) ſchon geübt worden iſt (vergl. Anm. 83). 

An beiden letztgenannten Fällen (lit. b) gehört eine ſolche Nutzung 
nicht unter Art. 32, foudern kann nur unter Art. 31 Ab. II fallen, 
da die Gemeinbeorbnung ebenjo wie das Gem.-Eb. von 1818 und 1834 
— vergl. nachſtehende Anm. 80 — nur die zur Zeit ihres Erſcheinens 
bereit8 vorhandenen Nechtöverhältniffe aufrecht erhalten, nicht aber 
neue Derartige Nutzungsrechte entitehen laſſen mwollte bezw. will. 
— Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Anm. 101 I lit.g, h,q 

j. 2. 

Giehe hiezu v. Kahr ©. 283 ff. Note 4 zu Art. 31 und 32, aud 
©. 287 Note 6 Abj. II, ferner Anm. 72 und Entich. des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes in Anm. 128 I lit. k. 

’*) Bergl. hiezu Anm. 72 und 8 96 ©. 186. 

"*, Auf die Verteilung von Gemeindegründen zur Rupnießung auf Lebens. 
dauer oder auf beftimmte Zeit findet Urt. 31 Abſ. II Feine Anwendung; für die⸗ 
felbe ift durch Art. 28 befondere Beſtimmung getroffen. 

’e) Gleichviel ob eine Neugewährung einer folchen freiwilligen, widerruf⸗ 
lichen Nugung nad) Urt. 31 in Frage fteht, oder die Fortgenießung einer wohl 
thatj 19119 (während der Beit von 1818 bis jegt) bereit3 gegebenen Nutzung, 
bezagic welcher aber ein ſchon aus der Zeit vor 1818 herrührendes rechtsbe⸗ 
grünbetes Herkommen nicht vorhanden iſt. Vergl. v. Kahr S. 287 f. und Note 
15 auf ©. 288; ſ. auch vorſtehende Anm. 75 a. E., desgleichen Anm. 72. 
©. bagegen Anm. 101 Nr. III B, Bl. für admin. Br. 88, 305 fi. unter Ziff. 6 
©. 287, auch Note * bajelbft. 

’n) Der übereinftimmende Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes ift nicht nötig, 
ed genügt vielmehr bie BZuftimmung der Gemeinde- begin. der Ortsverſammlung. 
Bezüglich der Icpteren f. oben Anm. 66. v. Kahr ©. 288 Note 10, vergl. auch 
Ürt. 83 Abſ. VI. 

"0, Diefes „außerdem“ gilt ſowohl für die desbezüglichen Beſchlüſſe der 
näbtifchen Kollegien als für Die ber &emeinde- bezw. Ortöverjammlungen; bei allen 
in dieſem Artikel behandelten Fällen ift ftaatsauffichtliche Genehmigung nötig zur 
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Gewährung, nicht aber zur Zurückziehung ſolcher ftet3 widerruflich gewährter 
Nutzungsbefugniſſe; zum Widerruf genügt einerfeits ein ae Beine 
der betreffenden Gemeinde, ober andrerfeit3 die Zurüdziehung der ftaatsaufficht- 
lichen Genehmigung für ſich allein. Vergl. Anm. 79. 


‚ Die Erteilung Diefer ftaatsauffichtlihen Genehmigung ift wohl dem 
freien Ermeſſen ber vorgejegten Berwaltung&behörbe Fi ee lan fie 
Darf einerfeitö nur erteilt werben, wenn jämtliche Vorausſehungen des Art. 31 
Abt. 1I erfüllt find, andrerfeit3 muß bie Genehmigung zur Gewährung von 
ſolchen „nicht üblichen“ (d. h. nicht durch Gewohnheitsrecht aus der Zeit vor 1818 
begründeten und bis jetzt fortgejegten) Nußungen wieder zurüdgezogen werben, 
fobalb eine der Borausfegungen für ihre feinerzeitige Genehmigung Iwieber in Wegfall 
kommt. Ein NRüderjag der einmal verteilten Ueberfchüffe findet in feinem Falle 
mehr fatt. Die Frage, ob dieſe gefeglichen Worbedingungen gegeben bezw. 
weggefallen find, wilrde im Streitfalle der verwaltung rechtlichen Enticeibung 
unterliegen, während im übrigen bezüglich derartiger ftaat3auffichtlicher Genehmi⸗ 
gungen lediglich Die Buftändigfeit der aftiven Bermaltungs-Behörben bezw. Stellen 
gegeben ericeint. 

Vergl. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 2. Mai 1890 Bb. 12, 205 in 
Anm. 101 Nr. I lit.q, hieher ipeziell ©. 209: Eine Verteilung von Ueberſchüſſen, 
welche übrigens nicht blos den Gemeindenugungsberechtigten, Tondern allen Se- 
meinde- reip. Orts a ern zugutlommen müßte (BI. für admin. Pr. 31, 84 ff.), 
hi ae dann zuläflig, wenn alle Borausjeßungen bes Art. 31 Abſ. 2 nk 
ind. 


, Die Erteilung oder Verſagung ber ftaatsauflichtlihen Genehmigung zu 
einer solchen Berteilung bildet zwar dann, wenn die Vorausſetzungen bes 
Art. 31 Abſ. II ſowie Die Bujtimmung der Gemeinde» bezw. Ortsverſammlung 
vorliegen, eine Trage bes freien Ermefjend; in Ermangelung auch nur einer 
Diefer Borausfegungen muß dagegen bie ftaatdauflichtliche Genehmigung ver- 
weigert werden und eine gleichwohl erteilte Genehmigung wäre jebenfalld gegen- 
über den Umlagenpflichtigen, zu deren Schu die Vorjchriften im Art. 31 Abſ. 
II und III vorzugsweije beitimmt find, verwaltungsrechtlich wirkungslos. 
Hienach ift alfo eine Verteilung von Ueberſchüſſen jeweils ftet3 nur nad Er- 
füllung ſämtlicher in Abj. II und IIT des Art. 31 aufgeführten Vorbeding- 
ungen, d. h. immer blos von Fall zu Fall ftatthaft. Mit Rüdficht auf einen 
vordringenden Gemeinbebedarf kann bei Gemeindebeichlüffen nicht — wie bei der 
fortlaufenden Gewährung von Gemeindenugungen — eine Einjtellung ber 
Verteilung, fondern nur die Zulaffung oder Nichtzulafiung einer folchen für jede 2 
einzelne Jahr in Frage kommen. Bergl. auch Entſch. bed Berw.-Ger.-Hofes 
in Anm. 101 I lit. ss Abſ. 2. 


Bu Urt. S1 und 32. 


°°) Enticheidungen und Wbhandlungen zu Art. 31 jiehe wegen ber Bu- 
fammengehörigfeit der beiben Art. 31 und 32 in der Anm. 101 zu Art. 32. 

Zu Art. 31 und 32 ift noch weiter beſonders zu bemerken, daß von beiden 
Artikeln die zur Zeit des Inkrafttretens der Gemeindeordnung vorhandenen, alſo 
von letzterer vorgefundenen Rechtsverhältniſſe in Bezug auf Gemeindenutzungen 
prinzipiell aufrecht erhalten wurden, daß aber an dem Grundſatze, daß neue 
Rechte auf Grund von Herlommen, überhaupt neue auf dem Gemeindeverbande 
beruhende Nupungsrechte (über die Veftimmungen des Art. 31 und 32 Hinaus) 
unter der Geltung der Gemeindeordnung nicht mehr entjtehen können und Dürfen, 
durchaus feftgehalten wird: ebenjo wie auch ſchon unter der Herrichaft des Ge⸗ 
meinde⸗Ediktes 1818/34 neue Nupungsrechte nicht mehr entitanden find und 
auch auf Grund von örtlichem Gewohnheitsrecht nicht mehr entftehen fonnten. 

Vergl. hiezu ben im 8 34 des Gem.-Ed. aufgeftellten (mit Art. 31 Abi. I 
der Gem.-Orbn. im wejentlichen übereinftimmenden) Grundjag und bie von 
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Art. 32 (25).%) 


I. Abgejehen von dem Falle des Art. 31 bj. 1122) ift die 
Verwendung 88) von Nußungen des Gemeindevermögenss+) zum Privat- 


dieſer 7— duch 8 26 mit 8 19 Ziff. 3 des Gem.Ed. — ähnlich wie durch 
Art. 31 Abſ. II und 32 der Gem.Ordn. — geichhaffene Ausnahme. *) 
Weiter fiehe Hiezu v. Kahr ©. 289 f., ferner folgende Entſcheidungen und 


Mbhandlungen 
a. Entich. des Verm.-Ger.-Hofed vom 4. Januar 1882 Bb. 8, 49 Um. 
101 I lit. ea. E.; vom 11. März 1887 Bd. 9, 61 f. Anm. 101 I 
lit. fa. €; vom 5. März 1890 Bd. 12, 135 ff. Anm. 101 I lit. g; 
vom 21. Mai 1890 Bd. 12, 211 ff.; ferner vom 23. Mai 1884 
8b. 15, 191 in Anm. 101 Nr. Ilit.qg a. €. und p; 
b. eopanblungen Bl. für abmin. Pr. Bd. 18, 155 fpeziell 162 ff.; 30, 
155 ff.; 28, 223; 43, 301 f. in Unm. 101 Rr. III lit. Bb ©. 287 f. 


Bu Art. 82. 


“) zu Art. 32 muß weiter ebenſo wie zu Art. 31 wiederholt betont 
werden, daß beide Artikel ſich lediglich auf das Öffentliche Recht beſchränken 
und alle privatrechtlichen Nutzungsrechte vollftändig unberührt gelaffen haben. 
Bergl. oben Anm. 63. Siehe hiezu v. Kahr ©. 282 f. und die bajelbft ange 
führte Yeußerung ded Min⸗Komm. in den Ausjchußverhandlungen der Abgeord⸗ 
neten-fammer: „Unter Gemeindenugungen (im Sinne ber Gemeindeordnung, 
fpeziell Art. 33 und Art. 31 wie 32) feien nur die aus bem Gemeinde- 
verbande fließenden Anſprüche auf die Teilnahme an den Erträgnifien des un⸗ 
geteilten Gemeindevermögend verftanden.” Siehe au v. Haud-Linbner ©. 110 
unb 111; ferner unten Anm. 84. 

Vergl. Entih. bed Verm.-Ger.-Hofed vom 9. Mai 1888 Bd. 10, 29, aud 
vom 7. Oktober 1891 Bd. 13, 246 fi., fpeziell 255; deögleichen vom 21. Mat 
1890 8b. 13 ©. 211— 213, fpeziell 212; unten Anm. 101 Nr. I lit. d, m 
und q Abſ. 3. 


eꝛ) Siehe oben Anm. 69—72, bejonders auch 73. In Urt. 31 Abſ. II 
find „nicht übliche“ d. H. nicht auf Ortsübung oder örtlichem Gewohnheitsrecht 
beruhende Nutzungen behandelt, hier bei Art. 32 Handelt es fich Dagegen um 
ſolche Nußungen, welche aus einem durch (einen Rechtstitel oder) ein Herlommen 
eben Gewohnheitsrecht) begründeten Nutzungs rechte fich herleiten, und in- 
olgedeifen „üblich“ geworden find. 


* Eine Verwendung von Nubungen ded Gcemeindevermögend zum 
Privat vorteil kann gegeben fein: ' 

a. wenn die Beteiligten auf Grund eines Privat rechtstitels 3.0. eines 

dem Civilrechte angehörigen Vertrages auf das fragliche Bemeinde- 

nugungsrecht einen event. Durch gerichtliche Klage verfolgbaren Anſpruch 


*) Diefe Beftimmungen bed Bem.-Eb. lauten: 

$ 34. Gemeinderlimfagen oder Beiträge an Gelb ober Naturallen aus dem Privatver⸗ 
mödgen der Gemeindeglieber finden zu Bemeinbeziweden nur bann ftatt, wenn bie Bebürfniffe der 
Gemeinde weder durch ben Ertrag des ftändigen Gemeinde-⸗Vermbgens, noch durch andere ben Ge⸗ 
meinden beroifligte Gefälle, no durch die Zuſchüſſe aus bem GStantl-Bermögen, noch durch freie 
wißige Zuſammenwirkung ber @emeindeglieder felbit. gedeckt werden Tönuen; — ebenjo, wenn bas 
Bedürfnis der örtlichen Stiftungen nicht auß dem GErtrage ihres Vermögens beftritten werben fann. 

826. So Tange Gemeinde-Bründe underäußert ober unvertellt bieiben, richtet fi bie 
Benußung berletben nos en beftehenden Berorbnungen und bem rechtmäßigen Herkommen. 

. 1. und 2. ıc. 

3. ıc. Wenn nicht befondere Verträge ober partituläre Ortsrechte ein anderes beſtimmen, 
wird vermutet, daB jedes Bemeindeglied von ber Zeit feined Gintritteß gleiche Gemeinde-Btedhte be⸗ 
fige und auch gleiche @emeinde-Laften zu tragen Babe. 
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1534 
Anh tozaen bie dem allgemeinen Gebrauche gewidmeten öffentlichen 
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vorteile 85) nur foweit ftatthaft, als biefür ein befonderer Rechts— 
titelss) oder rechtöbegründetes Herkommen 87) 870) beſteht.88) 89) 


* Die Nutzungen zum Privatvorteile nach Art. 82 Abſ. I unterſcheiden 
fi in bevorzugte oder qualifizierte und in nicht bevorzugte oder nicht qualifizierte, 
je nachdem fie Traft (eines fogenannten qualifizierten) Herfommensd*) ober auf Grund 
eines bejonderen Rechtötitel3 unter allen Umftänden ohne Rüdficht auf die Bebürf- 
niffe der Gemeinde zur vollen Gewährung gelangen müſſen (fogen. qualifizierte 
Nupungen), oder nur dann geftattet reip. weiter gewährt werden, wenn es die 
Befriedigung gemeindlicher Bedürfniffe nicht erforderlich macht, daß die betreffenden 
Erträgniffe in die Gemeindekaſſe fließen. Siehe 8 96 ©. 188 Anm, 17. 

Nicht qualifizierte Nugungen müſſen ftet3 den gemeindlichen Bedürfniſſen 
weichen; andrerjeit3 darf aber die Gemeinde, mern fie nicht felbft von den be- 
treffenden Erträgniffen Gebrauch machen will oder Tann, dieſelben nicht anderen, 
als den NRupungsberechtigten zuwenden. Bergl. v. Kahr ©. 291 f., v. Haud- 
Lindner ©. 112. 

Siehe Entſch. de Verw.-Ger.- Hofes vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 193 in 
Anm. 101 I lit. u, ferner über das fogenannte „qualifizierte Herkommen“. Entich. 
des Verw.⸗Ger.Hofes vom 7. Oktober 1891 Bd. 18, 265, beögleichen über bie 
Entitehung bevorzugter Nutzungen unter der Herrichaft des Gem.-Eb. von 1818/34 
Entich. des Beriv..Ger.-Hofed vom 30. Dezember 1890 Bd. 13, 23 in Anm. 101 
I lit. k, weiter vergl. bezüglid qualifizierter Rubungen überhaupt auch bie 
Entih. vom 10. Juli 1890 Bd. 11, 451 ebenda lit. z, endlih vom 4. Jannar 
1882 Bd. 3, 494 ebenda lit. 1. Betglic der Gegenleiftungen für ſolche 
Sonder oder Vorzugsrechte |. Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 9, 65 in Anm. 101 
it. 00. 


20) Unter „Nechtstitel” im Sinne des Art. 32 ift nur ein auf dem 
öffentlihen Rechte beruhender Erwerbstitel zu verftehen, da — wie wiederholt 
betont wurde — die Öemeinbeorbnung bei dem hier behandelten @ebiete ins 
Privatrecht abjolut nicht eingreifen will. 


Derartiger Rechtstitel gibt es verfchiedene und ericheint al3 ein folcher über- 
paupt jede Thatjache, welche auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes einen recht⸗ 
ich verfolgbaren Anſpruch zu begründen vermag, jo —* eine Conceſſion oder 
ſonſt eine rechtskräftige Verfügung, eine landesherrliche Verordnung im Sinne des 
8 26 des Gem.-Ed., ein gemeindliches Regulativ oder ein Gemeinbeitatut, über- 
haupt eine gemeindeftatutarijche Beftimmung (vergl. Entich. bes Berw.-Ber.-Hofes 
vom 21. Mai 1890 Bd. 12, 211 in Anm. 101 I lit. x und vom 7. Öftober 1891 
Bd. 18, 255 f. in Unm. 101 I lit. m; auc ein Vertrag, welcher und inſoferne 
er dem öffentlichen Rechte angehört ꝛe. Vergl. v. Kahr ©. 290; ferner die 
Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes von 9. April 1880 Bb. 1, 224; vom 23. Novem⸗ 
ber 1883 8b 5, 42; vom 23. Mai 1894 Bb. 15, 190 Anm. 101 I lit. v,w,p. 


7, Ueber „rechtäbegründetes Herlommen” |. oben 8 95a Anm. 179, auch 
nachſtehende Anm. 88. 


Auch in Art. 32 ber Gem. Ordn. iſt der Ausdruck „rechtsbegründetes Her⸗ 
kommen“ gleichbedeutend mit „örtliches Gewohnheitsrecht“. 


Was ſpeziell die Vorausſetzungen anbelangt, unter welchen ſich ein Örtliches 
Gewohnheitsrecht bilbet‘, fo entidheiden, wie 8 95a Anm. 179 gejagt, die am 


*) Diefeß Herfommen, durch welches ein — (im Bergleich zu ben allgemein Ablichen) — 
Höheres oder ein unter allen Umſtänden gu befriebigendes Nuhungsrecht eingeräumt wird, 
muß aber ſchon vor dem Inkrafttreten dei Gem. Ed. von 1818 beftanden haben bestw. vorhanden 
eweien fein. Siehe Entf. bes Berw.⸗Ger⸗Holes vom 7. Oktober 1891 Bd. 18, 255 f.; vom 80- 
ember 1890 Bb. 13, 34; vom 9. Aprit 1891 Bd. 18, 197 f.; vom 4. Januar 1882 Bd. 8, 498, 
bom ” Mat 1868 3. 10, 29 und vom 31. Mai 1893 Bb. 14, 302 f. in Anm. 101 Nr. I 
‚c,d, eund o. 
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betreffenden Orte giltigen Civilgeſetze. Vergl. Entich. bes Berw.-Ger.-Hofes vom 

23. Februar 1886 Bd. 7, 71, ferner bie in 8 95a Anm. 183 I lit. d ange 

führte Entich. des Verw.-Ber.-Hojes vom 2. Januar 1891 Bd. 123, 460, ſowie 

bie Entie des Berw.-Ger..Hofed vom 9. Aprıl 1891 Bd. 15, 197 f. in Anm. 
a. €. 


Ueber die — in der Regel nad) freiem richterlichen Ermeſſen — erfolgende 
Terftellung eines Herfommens ſ. Entich. bed Berw.-Ger.-Hofes in Bd. 12, 460, 
aud 409 und Bd. 13, 202 unter Anm. 101 I Hit. i Abſ. 2 und 1 Abſ. 2; ferner 
Erf. des ob. Ger.-Hofes vom 27. März 1882 in Anm. 101 III A lit. e. 


Bergl. dagegen bezüglich der Geltendmahung privatrehtlidher Nutz- 
ung3befugnifle an dem unverteiften Gemeindevermögen auf Grund ber unvordent- 
en Berjährung das oberft. Erf. vom 17. September 1884 Bd. 10, 507, unten 

r. DI A lit. £. 


Ueber die Erforderniſſe zur Bildung eine3 Herlommens |. v. Haud-Linbner 
©. 112: Sleihförmigfeit, Deffentlichleit und Häufigfeit der betr. Uebung, Dulbung 
Derjelben durch Die Geiesgebung und Bethätigung berjelben in der Ueberzeugung 
von ihrer Berechtigung (Uebung ohne Furcht und Zwang). 


2240) Die Gemeinden find befugt, herkömmliche Gemeindenugungen, 
welche fie im Zalle des Bebürfniffes nach Art. 35 einziehen fönnen, doch aud) 
dann fortzugewähren, wenn bie regelmäßigen Gemeindeeinnahmen reſp. primären 
Dedungsmittel zur Befriedigung der Gemeindebedürfniffe nicht vollftändig aus» 
reichen; f. hiezu Anm. 15a zu 8 96 ©. 187. 


* Sowohl die Nechtätitel oder Ermwerbstitel (Anm. 86) als auch da3 drt- 
lie Gewohnheitsrecht oder rechtöbegründete Herkommen (Arm. 87) des Art. 32 
mäffen einerjeits jchon mit dem SInfrafttreten des Gem.-Ed. von 1818 gegeben 
gewejen fein — f. Anm. 80 — ; andrerfeit3 muß aber, was bie herfömmlichen 
Gemeinderugungsrechte anbelangt, das betr. örtliche Gewohnheitsrecht auch bis 
zur Erhebung des durch dasſelbe begründeten Nutzungsrechtsanſpruches fortge- 
dauert haben, ba ſelbſtverſtändlich nur das zu dieſer Zeit noch beitehende Her- 
fommen (von ber Gem.Ordn. anerlannt bezw.) durch vermwaltungsrichterliche 
Klage mit Erfolg geltend gemacht werden fann. Am öffentlichen zum allgemeinen 
Gebrauch beftimmten Gemeinde-Eigentum fünnen durch einen — wenn auch noch 
fo langen — Gebrauch individuelle Rechte nicht begründet werden. 

Vergl. Ann. 84. ©. hiezu v. Kahr ©. 291 f. 

Bergl. Entich. des Verw. Ger.Hofes vom 26. DOftober 1883 Bd. 4, 608; 
vom 4. Januar 1882 Bd. 8, 493; vom 11. März 1887 Bd. 9, 59; vom 
9. Mai 1888 Bd. 10, 29, vom 5. März 1890 Bb. 1%, 135 ff. (140); hiezu 
Entſch. vom 23. April 18 Bb. 13, 184 und 179; ferner vom 21. Januar 1891 
8b. 12, 459; vom 30. Dezember 1890 Bd. 13, 23 ff, ſpeziell ©. 34; vom 
9. April 1891 Bd. 18, 197 f.; vom 7. Oktober 1891 Bd. 13, 246 ff., beſonders 
©. 256 f.; vom 23. November 1892 Bd. 14, 89, bejonders 94 und vom 31. Mai 
1893 Bd. 14, 302; endlich vom 23. Mai 1894 Bd. 15, 190 f. (Anm. 86) unten 
in Anm. 101 Nr. Ilt.b, d a. &,e,f,g, h,i. 


", Nach dem in Arm. 88 Gejagten können Nutzungsrechte auf Grund⸗ 
ftüden, welche von der Gemeinde erft nach dem Snfrafttreten des Gem.⸗Ed. von 
1818 bis heute erworben wurden, nicht neu entftehen bezw. auf ſolche feit 1818 
erft erworbenen Grundftüde dieſe vor 1818 beftandenen Nechte nicht ausgedehnt 
werben. 

Siehe Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 5. März 1890 Bd. 13, 185 in 
Anm. 101 I lit. g. 

Ein aus der Robung eined Gemeindewaldes anfallender außerorbent- 
licher Holzerlöß gehört nicht zu ben regelmäßigen Nußungen, fällt alſo den Nutz⸗ 
ungsberechtigten nicht zu, berjelbe fließt vielmehr nad Wrt. 29 Abſ. II in bie 
Bemeinbetafte 


272 8 96a. Geſetzestext zu Abt. III Abjchn. I der Gemeindeordnung. Urt. 32. 


I. Zur Zeilnahme 80) an Gemeindenugungen find, foferne die: 
jelben nicht nach befonderen Nechtstiteln oder nach rechtlichem Her: 
fommen einzelnen Klafjen von Gemeindeangehörigen allein zuftehen, 
berechtigt : 99) 

1) alle Gemeindebürger, 91) jedoch in Gemeinden, in denen eine 
Gemeinderechtögebühr eingeführt ift, nur jene, welche die fie 
treffende Gebühr bezahlt haben ;91) 

2) vormalige nutzungsberechtigte Gemeindebürger, welche das 
Bürgerrecht lediglih wegen Berluftes der Gelbftändigfeit 
im Sinne des Art. 11 Abſ. II verloren haben ; 92) 

3) Witwen) nubunggberechtigter Gemeindebürger, wenn fie 
nach dem Tode ihres Gatten den Hauzftand in der Ge- 
meinde fortjegen und daſelbſt direkte Steuer zahlen; ?*) 


BI. für admin. Pr. 21, 378 ff.: Behandlung bed Holzerlöfes bei einer 
Gemeindewald-Rodung. Ergibt fich durch dieſen außerorbdentliden Anfall ein 
Ueberſchuß, fo hat eine etwaige Verteilung desjelben nach den Beltimmungen des 
Art. 31 Abſ. II der Gem.Ordn. zu erfolgen. ©. oben Anm. 57 und 67. 


», Während in Art. 31 Abſ. II und III fowie Urt. 32 Abſ. I diejenigen 
Borausjegungen beftimmt werden, unter welchen eine Gewährung von Gemeinbe- 
zum Brivatvorteil überhaupt ftattfinden darf, fegt nım Art. 32 
Ab). II den Kreis derjenigen feit, welche foldhen Falles an biejer Nutzungsge⸗ 
währung teilzunehmen berechtigt find. Das find nun in erjter Linie die Beſitzer 
von Nubungsrechten, welchen „nach bejonderen Rechtstiteln oder nach Herlommen“ 
die betreffenden Nutzungen allein und ausfchlieglich zuftehen, fodann in zweiter 
Linie und für den Fall, daß bezw. inſoweit als ſolche ausfchließliche Nutungs- 
rechte nicht beftehen, in der Regel alle in Urt. 32 Abf. II Ziff. 1 bis 4 aufge- 
führten Nupungsberecdhtigten, und zwar biefe in zweiter Linie Berufenen fämtlich 
zu gleichen Teilen (Abſ. IV). 

Ausnahmsweiſe fanın der Kreis der nad) Art. 32 Abſ. II Ziff. L—4 VBerufenen 
auch noch gemäß Abf. HI. c. erweitert fein, jo 3. B. wenn herkömmlich das frag- 
liche Nutzungsrecht auf beftimmten Häufern ruht, ohne Rückſicht Darauf, ob ber 
betreffende Hausbefiter da8 Bürgerrecht befigt oder nicht. S. Unm. 98, desgl. 
Entic. er. dofer vom 23. November 1892 Bd. 14, 89 in Anm. 101 
Ilit.n . 3, 


2 Siehe hiezu bie VBeftimmung bed Art. 201 Abſ, II der Gem.-Drbn., 
ferner 8 95a Anm. 154, 176, 177, 180 zu Urt. 19 Abſ. II Ziff. 3 und Art. 22 
jowie 201 Abſ. III der Gem.-DOrbn. 

Die Bedingung, daß die Semeinderechtägebühr gezahlt fein muß, wenn der 
betreffende Bürger an den Gemeindenugungen teilnehmen will, tritt Traft bes 
Geſetzes ein, alſo auch dann, wenn eine derartige Beſtimmung in bem betreffenden 
Semeindeitatut nicht beſonders vorgejehen ift. Siehe hiezu auch Urt. 22 Abſ. II 
der Gem.Ordn. 

”), Stehe 8 95a Anm, 144—146 zu Art. 18 Ubf. IV unb Anm. 10, 16, 
18 und 20—27 zu Urt. 11. 

»), 9. h. folche Frauen, welche bis zum Tode des betreffenden nutzungs⸗ 
berechtigten Bürger mit biefem in giltiger Ehe gelebt haben. 

*ı) Die Veranlagung mit direkter Steuer allein genügt nicht, es ift viel- 
mehr bie wirkliche Entrichtung nötig, jo daß alfo diejenigen, welche an ben Nutz- 
ungen teilnehmen wollen, mit Steuern nicht rädftändig fein dürfen. 
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4) elternlofe Kinder ®5) vormals nuhungsberechtigter Gemeinde- 
bürger, joferne fie den elterlichen Hausftand 9%) in der Ge- 
meinde unverteilt?®) fortjegen und direkte Steuer zahlen. 9) 


IH. Andere Berfonen 97) können an Gemeindenugungen nur auf 
Grund eine bejonderen Rechtstiteld oder rechtsbegründeten Her⸗ 
fommens teilnehmen. 98) 


IV. Alle Teilnahmsberedhtigten haben gleichen Anſpruch, foferne 
nicht eine Ausnahme durch bejonderen NRechtstitel oder rechtliches Her- 
tommen begründet ift.9) Im Falle von Ziff. 4 ſteht jämtlichen 
Kindern®9*) nur die Berechtigung auf einen Anteil zu.100) 101) 


»), D. h. Kinder, beren verftorbene natürliche Eltern Gemeinbebürger — 
bezw. Witwen nad Biff. 3 — waren und als folde überhaupt gemäß Art. 32 
Vera 1 bezw. 3 nutzungsberechtigt geweſen find. Siehe hiezu auch Abſ. 


»*, „Unverteilt“. Faällt alfo nur ein Zeil 3 B. durch Verheiratung, 
Selbſtändigmachung ꝛc. nur eines der betreffenden Geſchwiſter hinweg, jo geht 
dieſes Nutzungsrecht der Kinder ganz verloren, weil dann fein „unverteilter“ 
Hausftand im Sinne diefer Beftimmung mehr vorhanden ift. 


N „Perſonen“ ift Hier offenbar gleichbedeutend mit „Bemeindbeangehörige” 
und zwar ſolche Angehörige im meiteren Sinne, aljo alle Perſonen, welche ent» 
weder ba3 Bürgerrecht oder das Heimatrecht in der Gemeinde befigen oder in 
ber Gemeinde wohnen ober, foferne letzteres nicht der Yall ift, wenigſtens mit 
Grundbefig in der Gemeinde begütert find. Giehe v. fahr ©. 296 Anm. 22b. 

Nupungsrechte, welche Perjonen zulommen, die in gar feiner Beziehung 
um Gemeindeverbanbe ftehen, können nur rein privatrechtlidher Natur fein, und 
he werden von der Gem.-Orbn. nicht behandelt. Vergl. bie Entich. des oberften 
Gerichtähofes in Anm. 101 Nr. III A. 


») Siehe Anm. 90 a. €. 


Co kann aud ein fogenannter Ausmärker, d. h. jemand, welcher außer- 
—* ber Gemeinde wohnt, aber in der Gemeinde begütert iſt, nutzungsberechtigt 
ein, wenn cr 3.8. ein Wohnhaus in der Gemeinde beſitzt, auf welchem nach 
einem Hertommen ober Rechtstitel ein (öffentlich-rechtliches) Gemeindenutzungsrecht 
ruht, welches auch von einem Nichtbürger ausgelibt werben kann, zu deſſen Aus- 
übung vielmehr auch ein in ber Gemeinde lediglich auf Grundbeſitz Angeſeſſener 
zugelaffen wirb. 


2) Auch bieje Rechtstitel und diefes Herlommen können nur dann recht- 
Iihe Geltung haben, wenn jie bereit3 vor dem Inkrafttreten bes Gem.Ed. ge- 
geben waren reſp. wenn das Herlommen zugleich auch bis zur Jetztzeit d. 5. 

i8 zur Geltendmachung des betr. Anſpruchs noch weiter beftanden hat. 

Siehe Entſch. des Bermw.-Ger.-Hofes vom 11. März 1887 8b. 9, 59 ff., 
beſonders 61 f. in Anm. 101 Nr, I lit. f. 

92) Siehe oben Anm. 95, auch 96. 

‚oe, Weber der Schulitelle noch der PBfarrftelle als folcher ſteht — ſoweit 
nicht etwa befondere Rechtstitel oder örtliches Herlommen anberes beftimmen — 
ein Unteil an den Gemeinbenußungen zu. Die Inhaber der Kirchen- ober 
Schulftellen können daher — abgejehen von bejonberen Rectätiteln und Her⸗ 
kommen — nur dann an den Nußungen a uen wenn fie für ihre Berjon 
feldft zu den nach Art. 32 Abſ. IL Ziff. 1—4 Berechtigten gehören. 


Nohl, Handbuch. 1, 18 
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1004) Berfahren und BZuftändigkeit. 

Nah Art. 8 Ziff. 28 des Gejeged über den Verw.Ger.Hof find Ber- 
waltungs r echt s ſachen: alle beftrittenen Rechtsanſprüche und Verbindlichkeiten be- 
üglich allgemeiner und beſonderer Nutzungen des Gemeindevermögens und der 
amit zufammenhängenden Verpflichtungen. Dabei iſt aber vorausgeſetzt, daß das 
betreffende Nutzungsobjekt ſich im Eigentume der Gemeinde befindet. 

Siehe Entſch. des Verw⸗Ger.Hofes vom 29. Januar 1886 Bd. 7, 168 f. 
in Unm. 101 I lit. s. Bezügli der bereits üblichen Gemeindenugungen 
allen unter biefen Art. 8 Ziff. 28 alle Streitigkeiten ſowohl über die Gejegmäßig- 

it ihrer Begründung, ihre Statthaftigkeit, ferner über die Berechtigung zur Teil- 
nahme an bdenfelben und den Maßſtab biefer Teilnahme, als auch über bie Zu- 
läfligfeit ihres Fortbeſtandes, beögl. ihrer Surädgiehung jowie ihrer Uebertragung; 
dagegen fällt nicht unter Art. 8 Ziff. 28 bie Berbeicheidung ber frage, ob eine 
Berteilung von Ueberſchüſſen, d.h. die Vornahme und —— einer ſolchen 
ſtattfinden, ebenſo der Frage, ob bie Reugewährung oder Fortgewährung von bis⸗ 
nicht üblichen Nutzungen geſchehen oder unterbleiben oder ob ſolche 
utzungen wieder zurückgezogen werden ſollen. 
ergl. Anm. 79, |. auch Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 28. Mai 1886 
Bd. 8, 79 ff, unten Anm. 101 I lit. dd. Ueber die Zuftänbigfeit unb ben 
Snftanzenzug im Berwaltungsrecht3verfahren ſ. unten Anm. 126 zu Urt. 393. 


20) Zu Wrt. 31 und 32 find vielfache wichtige Enticheidungen ergangen, 

desgl. viele Abhandlungen erjchienen, auf welche Hier zu verweilen iſt. 

I. Entſch. des Berw.-Ber.-Hofes: 

a. vom 25. Juni 1880 Bd. 1, 401 f.: Gemeinbliche Wafjerleitungen und 
öffentliche Brunnen bilden einen Beltandteil des gemeindlichen Grund⸗ 
ftodvermögend mit der Beltimmung für ben allgemeinen, öffentlichen 
Gebrauch ohne Rückſicht auf die &emeindeangehörigleit und die Stell- 
ung bes VBenüpenden im Gemeindeverbande. Sie find fohin ihrem 
naturgemäßen Zwecke nad nicht an und für ſich geeignet, Nutzungs⸗ 
objette für au8 dem Gemeindeverbande entipringende Sonderrechte nad) 
Maßgabe des Art. 32 ff. der Gemeindeordnung abzugeben. 

Die Bedeutung derartiger Gemeindevermödgensobjekte ftellt fich ber 
Einwohnerſchaft in erfter Linie als eine Öffentliche gemeindliche Ver⸗ 
enftaltung aut Befriedigung eined allgemeinen Bedürfniſſes dar. Siehe 

nm ; 


a. &; 

b. vom 26. Oktober 1883 Bd. 4, 603: In Bezug auf öffentliches, bem 
allgemeinen Gebrauche beitimmtes Eigentum können burch eine wenn 
auch noch fo lange Benützung individuelle Nechte nicht begründet 

Imerben. ©. Unm. 84 a. E. und Unm. 87 a. E., ſ. auch nachitehend 
it. c; 

c. vom 9. April 1891 Bd. 18, 197 f.: Ob fi ein Herfommen — Ge- 
wohnheitäreht — in Bezug auf bie Höherberechtigung einzelner An- 
wejensbefiter gegenüber anderen Gemeindebürgern an den @emeinbe- 
nußgungen vor bem “jahre 1818 gebildet hat, ift im allgemeinen nach 
dem jeden Ortes giltigen Civilrechte zu beurteilen. Schreibt lebteres 
iefür einen gewiſſen Beitraum vor und ift der Beſtand dieſes Her- 

mmens während diejer Zeit nicht erwielen, fo Tann berjelbe 
gleichmoht dann ald gegeben erachtet werden, wenn ber Nachweis bes 
eitandes de3 Herlommend dor dem Beginne dieſer Zeitperiode in 
geaubmürbiger Weiſe geliefert it. S. Anm. 85 Note * und Unm. 
Ta €. f. aud vorftehend lit. b; 

d. vom 9. Mai 1888 Bd. 10, 29: Ein im öffentlichen Rechte be- 
ründeter, aus dem Gemeindeverbande abgeleiteterr bevorzugter 
jogenannter qualifizierter) Nutzungsanſpruch ift gemäß Wrt. 32 Abi. I 
der diesrgeinilchen Gent.» DOrdn, nur dann anzuterfennen, wenn dem⸗ 
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jelben ein rechtöbegründetes Herfommen zur Seite fteht oder wenn ber- 
jelbe auf einen andermweitigen, bem Gebiete des Öffentlidhen 
Rechtes angehörigen Rechtstitel geftüst werden kann. Ein zum 
Nachweiſe eines ſolchen Galifgierten a re dienliches Her⸗ 
kommen würde (ſ. Entſch. bed Verw.Ger.⸗Hofes vom 4. Januar 1882 
Bd. 8, 493 in lit. e) nur dann anzunehmen fein, wenn eine aus ber 
Erhebung von Umlagen erkennbare, dem Bedarfe ber Ortögemeinbe 
vo r gehende Verwendung der Nubungen bed Gemeindevermögens zum 
Brivatvorteile ſchon vor Einführung des Gem.-Ed. vom 17. Mai 1818 
in rechtsherlömmlicher Weife ftattgefunden und dieſer Rechtszuftand 
bi3 zu der Zeit jortgebanert haben würde, in welcher der betreffende 
Anſpruch thatſächlich geltend gemacht worden ift. 
Siehe Anm. 85 Note * und Anm. 88. Hiezu auch 


e. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 4. Januar 1882 Bb. 8, 493: Die 
Verwendung von Rußungen des Gemeindevermögend zum Privat⸗ 
vorteile fann neben der Erhebung von Bemeindeumlagen 
auf Grund eines rehtsbegrüändeten Herfommend nur dann 
in Anfprucd genommen werden, wenn eine folche Verwendung troß ber 
Rotwendigteit von Gemeindeumlagen ſchon vor ber Einführung des 
Gem.-Ed. vom 17. Mat 1818 in rechtöberlömmlicher Weile Kae 
funden und biefer Rechtszuftand bis zur Geltendmachung bes Anipruches 
fortgedauert bat. ©. Anm. 85 Rote * und Anm. 88. 

ergl. auch unten lit. bh, k, a. E., kk, Il, m Abi. 2. 

Ebenda ©. 496 f.: Der Zeitpuntt, bis zu welchem fich ein Rechts⸗ 
auftand überhaupt bilden konnte, ber eine herkömmliche, auf dem Ge⸗ 
meinbeverbande ruhenbe Nußung des Gemeindevermogens zum Privatvor- 
teile rechtfertigen fol, hat jedenfalls mit der Gemeindegeſetzgebung 
des Jahres 1818 feinen Abichluß gefunden, ein Grundſatz, welcher in 
Theorie und Praxis ftet3 zur Unerlennung gebracht ift. Nach dieſem 
Beitpuntt war demnad) die Re ugeftaltung eines ſolchen Rechtszuſtandes 
ausgeſchloſſen, wenngleich deſſen Fortdauer erfolgen mußte, um bie 
fpätere Geltendmachung desjelben zu rechtfertigen. ©. Anm. 80; 


£ vom 11. März 1887 Bd. 9, 59: Eine ausſchließliche Beredhtig- 
ung ober body teilweile Bevor rechtigung gewiſſer Klafien von Ge⸗ 
meindeangehörigen an den Gemeindenugungen Tann auf Herlommen 
nur dann geftügt werben, wenn fon vor Erlaß ded Gem.-Eb. vom 
17. Mai 1818 in der Gemeinde nody andere Klaffen von Gemeinde⸗ 
angehörigen beftanben haben, durch dern Ausihließung Bon 
ober deren geringere Beteiligung an ben Gemeindenußungen 
fih das Bewußtſein einer Rechtsausübung feitend der Sonder- oder 
ber Höher. Berechtigten deutlich bekundet hat. S. Anm. 85 Note *, 
desgl. Anm. 88, aud 87; 
ebenda ©. 61 f.: Dad Gem.-Ed. von 1818/84 ftellte in 8 19 
Ziff. 3 die Vermutung (d. 5. den Grundjag) auf, daß jedes Gemeinde⸗ 
glied von ber Beit feines Eintrittes an gleiche —— beſitzen 
und gleiche Gemeindelaſten zu tragen habe, wenn nicht beſondere Ver⸗ 
träge oder partikuläre Ortsrechte ein anderes beſtimmen, wie auch 
in 8 26 bed Gem.-Ed. für die Venutzung umverteilter Gemeindegründe 
das rechtmäßige Herkommen vorbehalten wurde zc. zc.; gegenüber ber 
ausdrüdlichen Borichrift des 8 19 Biff. 3 des Gem.Eb. fonnte fi 
ein abweichendes Gewohnheitsrecht nicht mehr neu bilden, fondern 
nur noch ein zum partifulären Ortörechte gewordener Rechtszuſtand 
forterhalten; anbrerjeits fann man fi} auf ein vor 1818 beftandenes 
Herlommen jebt dann nicht medt mit Erfolg berufen, wenn dasjelbe 
jpäter durch eine gegenteilige, d. 5. zur geepmäßigen Regel ber all- 


18* 
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gemeinen und gleichheitlichen Anteildberechtigung zurüdkehrende Uebung 
wieber beieitigt worden ift. 
©. Unm. 80; 


. vom 5. März 1890 Bb. 13, 135 ff.: Durch Uenderungen in dem Um- 


fange eine3 gemeindlichen Grundvermögend werden zivar bie an dem- 
felben rechtlich begründeten Gemeindenugungen an fich hinfichtlich des 
der Gemeinde verbliebenen Teile nicht berührt, es können a 
Nutzungsrechte an den alten Semeindegründen nicht auf ein erft na 
dem Sahre 1818 an deren Stelle oder zu denfelben von der Gemeinde 
erworbened Grundftüd ausgedehnt werben. Auch ſchon unter der 
Herrichaft des revidierten Gem.Ed. von 1818/34 konnten durch kuratel- 
amtlich genehmigte Gemeindebeſchlüſſe am ®emeindevermögen nicht 
neue Nubungsrechte geichaffen, fondern nur neue Rußungen zeit- 
werlig und in widerruflicher Weife eingeräumt werden. (Vergl. 
unten lit. k.) 

dien ebenda ©. 140: Das Gem. Ed. von 1818|34 I eine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung darüber, unter weldyen Borausjeßungen eine 
Neuge w ährung von Bemeindenugungen zuläffig fei, wicht enthalten, 
während Urt. 31 Abſ. II der nunmehrigen Gem.-Orbn. insbejondere 
vorjchreibt, daß bie Gewährung von Nutzungen an Beſtandteilen bes 
Gemeindevermögend, an welchen bieje bisher nicht üblich war, unter 
den fonftigen gejeglichen Borbedingungen nur in wiberr uf licher 
Weiſe zuläffig iſt. Allein Die letzterwähnte Veſchränkung iſt an ſich nur 
eine ſelbſtverſtändliche Konſequenz des der Gemeindegeſetzgebung von 
181834 und jener von 1869 gemeinfamen Grundſatzes, daß die 
Erträgnijje des Gemeindevermögens zur Beftreitung der Gemeinde 
bebürfnifje beftimmt und dauernde Ausnahmen von diefer Regel nur 
u Gunften bereit3 erworbener Rechte zuläffig find ꝛc. ©. 
nm. 88, auch 80; 


. vom 23. April 1890 Bd. 12, 184 und 179. 


©. 184: Wenn ein rechtöbegründetes Herlommen im Sinne bes 
Urt. 32 Abſ. I der Gem -Drbn. anerlannt werben foll, jo muß bie 
(Dehauptete) Berwendung von (jogen. bevorzugten oder qualifizierten) 
ubungen bed Gemeindevermögend zum Privatvorteile ungeachtet der 
Notwendigkeit einer Gemeindeumlagenerhebung fchon vor Erlaffung des 
Gem.⸗Ed. von 1818 herkömmlich geweſen fein, ferner muß dieſer Rechts⸗ 
zuftand auch nach dem Jahre 1818 bis in die neuelte Zeit fortgebauert 
haben |. obige lit. e, ferner Anm. 85 Note * und 88. 
©. 179: Eine zeilmeilige Einkelfung ber Nugungdbezüge 
ift für Die Fortdauer eines rechtsbegründeten Herkommens im Sinne 
des Urt. 82 Abſ. 1 der Gem⸗Ordn. dann belanglos, wemn die Ge⸗ 
meindeberechtigten mit Rückſicht auf eine bejondere Notlage ber Ge⸗ 
meinde freiwillig und vorübergehend auf genau beftimmte Zeit von 
ihren Nutungen zurüdtraten, ohne daß jeitens ber Gemeinde. Kor- 
poration oder Semeinde-Suratel ein Vorrecht auf die Nutzungen geltend 
gemacht und feitend ber Nubungsberechtigten unzweideutig anerlannt 
worden ift; 
vom 21. Januar 1891 8b. 13, 459: Bur Unnahme eines rechtsbegrün⸗ 
beten Herlommend im Sinne de3 Urt. 32 Abſ. I ber Gem.Ordn. ift 
es im @eltungäbereiche bed bayer. Landrechts nicht unbedingt geboten, 
daß für einen Zeitraum von 30 Yahren, von 1818 zurlüdgerechnet, bie 
das Bewußtſein einer Rechtsausübung befundenben Erforbernifie bes 
Gewohnheitsrechtes dargethan find; vielmehr genügt e8 unter Um- 
ftänden, wenn diefer Nachweis für eine Reihe von Jahren vor 1818 
erbracht ift und aus früherer Zeit Anhaltspunkte, welche gegen bie 
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Annahme einer opino necessitatis ſprechen, nicht gegeben find. Siehe 
Anm. 87, vergl. auch lit. 1. 


Ebenda ©. 460: Für die Feitftellung eines Gemohnheitärechtes 
reift der Grundfah freier richterlicher Beweiswürdigung injomeit 
lag, ala letztere nicht ausdrücklich durch pofitive Vorſchriften über 

Zahl, Beichaffenheit und Zeitdauer der Uebungsfälle eingeichräntt iſt: 
j. oberftr. Erf. unten in Nr. III A lit. e; 


. vom 30. Dezember 1890 Bd. 13, 23: Die öffentlich-rechtliche Wirk⸗ 


jamteit einer Xereinbarung zwiſchen Gemeinderechtsbeſitzern und ber 
Gemeindebehörde in Bezug auf die Nutzung gewiſſer Gemeindegrund- 
ftüäde unter der Herrichaft des revidierten Gem.-Ed. von 1818/34 war 
von einer rechtöförmlidhen Beichlußfaffung der Gemeindeverwaltung 
und der Genehmigung ber Kuratelbehörde abhängig. Derartige Zu⸗ 
ertennungen bevorzugter Sin pungredite in Bezug auf Gemeinde- 
grundftüde an Gemeinderechtsbeſitzer Tonnten (unter der Herrichaft bes 
Gem.-Ed.) nur zeitweilig und in widerruflicher Weile eingeräumt 
werden. Bergf. oben lit. g. eodem ©. 34: Um ein recht3begrürbetes 
Herlommen annehmen zu können, muß nachgewieien fein, daß die in 
einer Gemeinde üblich gemefene Nutzung des Gemeindbevermögend durch 
Demrinbeangehbrige zu ihrem Privatvorteile gegen und troß ein- 
getretener NRotwendigfeit zur Erhebung von Gemeinbe- 
umlagen fchon vor Einführung bes Gem.Ed. von 1818 in ve ht - 
herkömmlicher Weife ftattgefunden und dieſer Nechtözuftand bis 
zur Beltendmahung des Anſpruchs fortgedauert habe. 


Siehe oben lit. e; 


. dom 9. April 1891 Bd. 18, 197 f., |. oben lit. c. 


Ebenda ©. 202: Für Feitftellung eines Gewohnheitsrechtes greift 
der Grundſatz freier richterlicher Würdigung Platz. (Vergl. 8 259, 
265 der Eiv.Proz.-Ordn. und Entich. bes —* Ger.» por? in 
Sammlung Bd. 9, 569, unten Nr. III A lit. o.) ©. oben Anm. 87 
a. &. und $ 96a ©. 172 Unm. 179 Abi. 4. 


Vergl. hiezu oben lit. i. 


. vom 7. Oktober 1891 Bd. 18 ©. 246 ff. fpeziell 265 f.: Die Gewährung 


von bisher nicht üblichen Semeinbenupungen in Art. 31 Abſ. II und 
III ift vor allem von der materiellen Borausfegung abhängig gemacht, 
daß alle GSemeindebebürfniffe ohne Erhebung von Gemeinbeumlagen 
und örtlichen Verbrauchsſteuern gebedt und größere Ausgaben für 
außerordentliche Bebürfniffe nicht in Ausficht find, ferner werben nur 
unter den gleichen Vorausſetzungen felbft bisher übliche Nugungen am 
Gemeindevermögen geftattet, während im entgegengejesten Falle, dann 
in&befondere, wenn Gemeindeumlagen erhoben werben müfjen, gemäß 
Urt. 32 Abſ. I der Gem.Ordn. Nutzungen am Gemeindevermögen zum 
Vorteile der Gemeinbeangehörigen nur auf Grund eines vom Geſetze 
anerfannten rechtlichen Ausnahmeverhältniſſes zulälfig find, falls 
nämlih für bie Verwendung von Gemeindenußungen zum Privat⸗ 
vorteile neben der Erhebung von Gemeindeumlagen ein beionderer 
Nechtstitel oder ein recht3äbegründetes Herfommen be- 
fteht. Denn in ſolchem Falle ift die allgemeine gejegliche Befugnis 
der Gemeinde jur Berwenbung ihrer Bermögenserträgnifje für die ge- 
meindlichen Bedürfniffe duch bevorzugte beiondere Rechte ihrer 
Ungehörigen entweber befchränkt oder ganz ausgejchloflen. (Entſch. bes 
Berw.-Ger.-Hofes vom 1. Mai 1889 Bd. 11, 178 fi. bejonders 
©. 184; |. unten Anm. zu Urt. 35.) 
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Ebenda ©. 256: Was nun vor allen Dingen dad Herfommen 
betrifft, fo hat ber Igl. Berw.-Ger.-Hof fchon in mehrfachen Entſch. 
(f. Bd. 8, 496, oben lit. e) ausgejprocdhen, daß der Rechtszuſtand, 
welcher eine bertömmliche, auf dem Gemeindeverbande ruhende 
Nutzung bed Gemeindevermögend zum Privatvorteile neben ber Er- 
bebung von Gemeindeumlagen rechtlerti en foll, jedenfalls mit der Ge⸗ 
meinbegefebgebung des Jahres 1818 jeinen Wbichluß gefunden Hat. 
Andrerfeitd find die einjchlägigen Beſtimmungen biefer Geſetzgebung, 
nämlich des Gem.-Ed. vou 1818 maßgebend für die Beurteilung 
ber Frage, in wie weit und unter welchen befonderen Vorausſetzungen 
eine Abweichung von der auch in diefem Geſetze — 8 25 Abſ. I und 
8 84 — aufgeitellten Regel, daß die Renten des Gemeinbevermögend 
zur Beſtreitung ber Bemeinbebebürfniffe zu dienen haben, aufrecht er- 
halten worden ift. Letzteres iſt aber in 8 26 1. c. nur inſoweit ge= 
ſchehen, als die Benutzung der umverteilten @emeindegrünbe ſchon 
damals auf beftehenden Verordnungen und rechtmäßigem Herkommen 
berubte. Hienach muß der von der Regel des Geſetzes abweichende 
Buftand, wenn er fernerhin als zu Recht beftehend anerkannt werden 
ſoll, fchon im Zeitpunfte der Einführung des Gem. Ed. von 1818 ein 
rechtmäßiger gewejen fein, indem Die Verwendung von Gemeindelanb 
ganz oder teilweife zum Vorteile von Gemeindeangehörigen entweder 
auf einer landeöherrlichen allgemeinen oder bejonderen für die betr. 
Gemeinde jpeziell erlajjenen Verorbnung oder auf einer von der Ge⸗ 
meinde in Kraft ihrer autonomen Befugniffe beſchloſſenen ftatutarifchen 
Beitimmung oder eventuell auf der in der Gemeinde herrſchenden all- 
gemeinen Ueberzeugung berubte, daß die Nubungsverteilung an bie 
Gemeinbeangehörigen, I wie fie vor fich ging, Rechtens fei und von 
rechtswegen fo een dürfe und müfle Ein derart örtliches Her- 
kommen (Gewohnheitsrecht, partituläres Ortsrecht, Samnıl. Bd. 12, 
211 |. unten lit. x) würde insbeſondere auch im Herrſchaftsgebiete des 
preußijchen Landrechts nicht ausgeſchloſſen jein. 


Vergl. 8 95a Anm. 179 und vorftehende Anm. 87, ferner Anm. 
86 und 88; 


n. vom 23. November 1892 Bd. 14, 89: Nach Art. 34 Abſ. II ber 
Gem.-Orbn. ift ſowohl für ald gegen die Gemeinde ein rechts⸗ 
begrünbetes Herlommen zuläſſig. Dieſes Herkommen muß gleich jenem 
in Urt. 32 beichaffen fein und demnach eine Befreiung der Rechtler 
von den in Urt. 34 der Gem.-Ordn. bezeichneten Laften troß der 
Notwendigteit der Erhebung von Gemeindeumlagen ſchon vor Ein- 
führung des Gem.Ed. von 1818 in rechtöförmlicher Weile ftattgefunden 
und diejer Nechtözuftand bis zur Geltendmachung bes Anfpruded fort- 
gedauert haben. 


Ebenda ©. 98 }.: im ganzen I. Abfchnitt ber III. Abt. der Gem.⸗ 
Ordn. ift das mmen nur in ben Art. 82 und 34 ermähnt. 
Urt. 32 bi. geitattet die Verwendung von Nutungen bed Ge⸗ 
meindevermögens zum Brivatvorteile Einzelner, wenn biefür ein rechts⸗ 
begrünbetes erfoanmen Beet und muB nach ber feftitehenden Recht⸗ 
iprehung des Berw.-Ger.-Hofes, um ein foldyes Hertommen annehmen 
zu können, nachgewieien fein, daß eine derartige Verwendung neben der 
Erhebung von Gemeindeumlagen fon vor ber Einführung bes 
Gem.Ed. von 1818 in rechtöherfömmlicher Weife ftattgefunden unb 
dieſer Rechtszuſtand bis zur Geltenbmadung des Anfpruchs fortgebauert 
babe (Entidh. vom 4. Januar 1882 Bd. 8, 494, unten lit. 11). 


v 
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Ebenfo muß dad im IL, III. und IV. Abſatz des Art. 82 er- 
wähnte Herfommen, wonah die Teilnahme an Gemeindenußungen 
einzelnen Klaffen von Gemeindeangehörigen allein zuftehen kann, auch 
andere Perfonen ala die im Geſetze bezeichneten Gemeindeangehörigen 
an den Gemeindenugungen teilnehmen und die Zeilnahmöberechtigten 
auch ungleiche Anteile an den ubungen haben Tönnen, ſchon vor 
dem Anslebentreten bes Gem.-Ed. von 1818 begründet 

ewejen jein. S. Anm. 90, aud 98. (Bl, auch Entich. des 

erm.-Ger..Hofe8 vom 24. Juli 1889 Bd. 11, 464 und vom 14. 
Dftober 1891 Bd. 18, 270; 5. Urt. 33 Anm. 128 I lit. b, c, dagegen 
aber die Plenarentiheibung d. V.G.⸗H. unten bei lit. pp., bezw. in 
Anm. 128 Nr. I lit. h). 


. vom 31. Mai 1893 Bd. 14, 302 f.: Die Entrichtung von Gemeinde⸗ 
umlagen vor der Einführung des Gem.-Ed. von 1818 ala Erfordernis 
eines rechtlichen Herlommend im Sinne des Art. 32 Abſ. T der Gem.- 
Drdn. gilt nur dann als feftgeftellt, wenn Pflichtbeiträge an Geld oder 
Katuralien von allen Gemeindbegliedern und für wirflide Ge⸗ 
meindezmede (jedoch nicht lediglich als Entgelt für Benützung be 
ftimmter gemeindliher Einrihtungen oder an Stelle perjönlicher Dienft- 
leiftungen) nah) Maßgabe bes jeweiligen gemeinblihen Bebürf- 
nijjes, aljo nicht in unmwandelbaren, jährlich ftändig mwiederlehrenden 
Beträgen erhoben worden find. 
Siehe Anm. 85 und Note * dafelbft. 


. dom 23. Mai 1894 Bd. 15, 190 f.: Nach den zu ben beftehenben 
Verordnungen im Sinne de3 8 26 des Gem.Ed. von 1818 zählenben 
Beitinmungen des preußiichen Landrechtes in Teil II Tit. 7 88 1, 2, 
18, 20 und 28 konnte fih für den ausſchließlichen Genuß einzelner 
Klafien von Gemeindeangehörigen an ben Gemeindenugungen ein 
Nechtätitel oder Rechtöverhältnis im Sinne des Art. 32 Abi. II (Ein- 
leitung) der Gem.Ordn. bilden. ©. Anm. 86, ferner 8 95a Anm. 179 
Abi. 4 oben ©. 172, deögleichen unten lit. x. 


. dom 21. Mai 1890 Bd. 12, 205: Eine Verteilung von Ueberſchüſſen 
ber Ortögemeindelafje nad Art. 31 Abſ. II der Gem.Ordn. hat nicht 
blos den Gemeindenugungsberechtigten, jundern allen Ortsbürgern zu- 
aufommen; Diefelbe kann jedoch ftet3 nur nad Erfüllung fämtlicher in 

bj. II und III a. O. aufgeführten Vorbedingungen, daher immer 
blos von Fall zu Fall ftattfinden. 


Die unvorbenkliche Verjährung ift Fein beionberer Nechtstitel für 
öffentlich-recht li che Nutzungsanſprüche am unverteilten Gemeinbe- 
vermögen im Sinne des Urt. 32 der Gem.Ordn. Vergl. Anm. 79 
und 86. ©. hiezu bejonders die Ausführungen zu diefer Entjcheidung 
auf ©. 211 f., unten lit. x auf ©. 281. 


Weiter ebenda ©. 212: Die ebeufung bes 8 26 be3 Gem.⸗Ed. 
von 1818/34 Tiegt darin, daß berjelbe die Nechtönormen, auf Grund 
welcher öffentlih-rechtliche Befugniffe zur Benügung unverteilter 
Gemeindegründe anerfannt werben follten, erſchöpfend feftitellte und 
für die Zulunft im weſentlichen abſchloß, nämlich nur die be- 
reits beftehende Verordnung und das ſchon begründete Her- 
fommen aufrecht erhielt; dagegen hat fi) dad Gem.Ed. mit der 
Frage, ob losgelöft von den Beziehungen ber einzelnen Gemeindeglieber 
zum Gemeinbeverbande, aljo innerhalb des rein privatrechtlichen Ge⸗ 
ietes Nutzungsrechte am Gemeindbevermögen auch ferner noch erworben 
werben können, gar nicht befaßt ꝛc. 
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Die Gem.⸗Ordn. von 1869 beabfichtigte aber, den in Bezug auf 
die Benutzung des unverteilten ®emeindevermögens überlommenen 
Nechtszuftand aufrecht zu erhalten ac. 

Siehe Anm. 80 und 81. 


r. vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 211: „Gemeinbenugungen” im Sinne des 
Urt. 82 der Gem.-Drdn. beichränfen ſich el Nealbelig und find an 
dem beimeglichen Gemeinbevermögen, insbejondere an Altivfapitalien, 
feibft in dem Falle ausgejchloffen, wenn aus irgend einem Grunde an 
bie Stelle des bisher den Gegenſtand der Nutzung bildenden Realbe- 
figes ein Altivfapital tritt. 


Ferner ebenda ©. 217, abgedrudt oben Anm. 44 Nr. I lit. b 
zu Art. 27. ©. Unm. 84 und Unm. 39 a. €. 


s. vom 29. Januar 1886 Bd. 7, 168: ine Berwaltungsrechtsfadye im 
Sinne des Art. 8 Ziff. 28 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. jebt voraus, daß 
dad Objekt, an welchem bad Nubungsredht in Anſpruch genommen 
wird, ſich im Befige ber Gemeinde befindet. S. Anm. 84. 


t. vom 19. Mai 1880 8b. 1, 281: Beftrittene Anſprüche auf Rubungen 
bes Gemeinbevermögens3 aus bem Titel de3 Gemeindeverbanbes verlieren 
nicht dadurch den Charakter einer Verwaltungsrechtsſache, daß bie Be⸗ 
ftreitung nicht von ber Gemeindeverwaltung oder einzelnen Gemeindes 
bürgern, jondern von der vorgefegten VBermwaltungsbehörbe ausgeht, und 
daß dieje ihren desfallfigen Beichluß von aufſichtswegen erläßt. 


Siehe beſonders ebenda bie Ausführungen auf S. 283 und hiezu 
oben Unm. 84 a. E. 


u. vom 16. Mai 1884 8b. 5, 191 f.: Anſprüche aus dem Gemeindever- 
bande, insbefondere auf Nutzungen am Bemeindevermögen find zunächft 
gegen die betreffende Bemeinde zu richten und zwar felbft dann, wenn 
thatfächlidh Die Geineinde aus den Erträgnifien des fraglichen Gemeinde⸗ 
gutes eine Einnahme nicht beziehen, ſondern der Geſamtertrag bes be- 
treffenden Vermögensgegenſtandes ausſchließlich beftimmten Gemeinde⸗ 
bürgern zufließen ſollte, ſo daß die Anerkennung eines erhobenen Nutz⸗ 
anſpruches an ſich lediglich eine Aenderung des den einzelnen Nutzungs⸗ 
teilhabern bisher zugekommenen Bezuges zur Folge hätte. 

Bei derartigen Anſprüchen ſind jedoch auch die Nutzungsberech⸗ 
tigten (die ſogen. Gemeinderechtler) einzuvernehmen und letztere als 
mittelbar beteiligt ſelbſt dann zu erachten, wenn der erhobene Antrag 
auf eine von der bisherigen Uebung abweichende Nutzungsverteilung 
eine Minderung ihrer ſeither beſtehenden Bezüge nicht in ſchließt. 


Vergl. Anm. 85. 


Ebenda S. 193 f.: Das Nebeneinanderbeſtehen des ſeither üblichen 
und eines andern von dieſem verſchiedenen Verteilungsmaßſtabes iſt 
weder geſetzlich zuläffig noch auch nur denkbar und thatjächlich möglich. 

Ebenda ©. 194: Die rechtärhein. Gem.-Orbn. hat ber Zpatia , 
Daß Gemeindenuhungen etwa nach beitehendem Ortsrechte mit Dem Be— 
fige gemiffer Höfe oder Grundftüde verbunden find — fo in Art. 22 
Abſ. II und ın Art. 33 — entichiebene Bedeutung beigelegt. 


v. vom 9. April 1880 Bd. 1, 224: Vertrag und Herlommen fönnen als 
Befreiungsgründe (bezüglich der Entrichtung örtlicher Abgaben) im ver- 
waltungsrechtlichen Verfahren nur dann Berüdfichtigung finden, wenn 
fie ihre Begründung im öffentlichen Rechte haben. 

Siehe Anm. 86, aud 87. 


8 968. Gefegestert zu Abt. III Abjchn. I der Gemeindeorbnung. Art. 32. 281 


W. 


vom 28. Februar 1883 Bd. 5, 42: Die Berufung auf einen Vertrag 
ichließt an fich Die verwaltungsrechtliche Zuftändigkeit in einer dem öffent- 
lichen Rechte angehörigen Angelegenheit nicht aus. ©. Anm. 86. 


. vom 21. Mai 1890 8b. 13, 211: Der 8 26 des Gem.-Ed. von 1818/34 


beftimmte, daß fi die Benützung der unverteilten Gemeinbegründe 
nach den beftebenden Verorbnungen und dem rechtmäßigen Her- 
tommen richte. Unter den beftehenden Verordnungen maren zwar 
nicht blos die allgemeinen (etwa in ben älteren Kulturmandaten ent- 
paltenen) und die fpeziell für einzelne Orte ergangenen lanbesherr- 
ihen Verordnungen, fondern auh gemeinbeitatutarifche Ber 
flimmungen verftanden und infoferne maren für die Beit vor 1818 die 
beiden Urten, in welchen ſich die forporative Autonomie zu äußern 
pflegt, nämlich die Erlafjung von Statuten und die Bildung von 
Dbjervanzen, im 8 26 als Quellen objektiver Rechtsnormen über 
bie Benuntzung unverteilter Gemeindegründe anerkannt. Wit Diefer 
Auffaffung ftimmt auch 8 19 Biff. 3 des Gem.-Ed. überein. Auf 
Grund des Gemeindeverbandes konnten daher Anſprüche auf 
Benußung ber unverteilten Gemeindegründe unter ber Herrichaft des 
Gem.-Ed. von 1818/34 nur dann mit Erfolg geltend gemacht werben, 
wenn fich diefelben auf ausdrüdliche, ſei es landesherrliche, ſei es ge= 
en matusarilige Ordnung oder auf das Herkommen zurüdführen 
ießen ꝛc. 
Siehe Anm. 86, auch 87 und 88; oben lit. m a. E.; ferner lit. p 
auch q und 8 95a ©. 172 Unm. 179 Abf. 4. 


. vom 1. Mai 1889 Bd. 11, 180: Wenn es fih darum handelt, in 


welcher Art ein Gemeindegrundftüd, deſſen Erträgniffe zum beften 
der Bemeindelaffe zu verwenden find, für die Gemeindefaffe auch am 
meiften und ficherften rentierlich gemacht werden Tann, fo liegt eine 
reine Berwaltungs- bezw. eine Ermefjendfrage im Sinne des Wrt. 13 
Abſ. I Ziff. 3 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 vor. Die Beftimmung 
ber einträglichften und zmedmäßigiten Bewirtichaftungsarten fällt dem 
emeindlihen Selbftverwaltungsrehte anheim; auch infoferne 
egtere8 unter Umftänden gejeplichen Beſchränkungen und ftaatsauflicht- 
lihen Einwirkungen unterliegt, wird eine Zuftändigteit des kgl. Verw.⸗ 
Ger.Hofes nur unter den durch Art. 10 Ziff. 2 des Geſetzes vom 
8. Auguſt 1878 bezeichneten Borausfegungen Platz greifen. 
Siehe Anm. 65. 


. vom 10. Juli 1889 8b. 11, 461: Eine rechtsfräftig gewordene ver- 


waltungsrechtliche Enticheidung des Inhalts, daß ein bevorzugtes 
Nupungsreht der Gemeinbebürger am ®emeinbevermögen nicht anzu⸗ 
erfennen und die Verteilung diefer Nutzungen zum Privatvorteile bei 

leihzeitiger Erhebung von Bemeindeumlagen unzuläffig 
ki, enthält zugleich den Ausſpruch, daß die Erhebung von Gemeinde- 
umlagen ſchon vom Beginne des Streited an inſoweit unzuläffig und 
ungejeglih war, als durch ben Ertrag be3 Vermögens ber Gemeinde 
die Bedürfniffe der Ietteren gededt werben konnten. Vergl. Anm. 85. 


vom 10. Juni 1881 Bd. 3, 94, oben Anm. 44 I lit. i. 


. vom 22. April 1881 3b. 2, 684: Wenn in einer Gemeinde Streit ent- 


fteht, ob Nutzungen an Beitandteilen des Gemeinbevermögend für Die 
Gemeindelaffe oder zum Brivatvorteile einer Klaffe von Gemeindeange⸗ 
hörigen zu verwenden feien, unb hiebei der Anſpruch ber letzteren auf 
einen Privatrechtätitel geftügt wird, fo find die Berwaltungsinftanzen 
zwar nicht zuftändig, über die behauptete privatrechtliche Natur der 

ugungen, wohl aber darüber Enticheidung zu treffen, ob auf Grund 
des Borbringens der angeblih Nutungsberechtigten eine Abmeichung 
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dd. 


gB- 


br” 
BE: 65’ 


von ber gejeglichen Regel bed Art. 31 Abſ. I und Art. 32 als zuläffig 
anzuerfennen jei. Enticheidbungen von Berwaltungsbehörden, in biejem 
Ginne erlaffen, waren auch jchon vor dem Inslebentreten bes Geſetzes 
vom 8. Auguft 1878 der Rechtskraft fagig S. auch Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.Hofes vom 80. Dezember 1890 Bb. 18, 23, oben unter lit. k. 
Bergl. auch unten Anm. 156 I lit. a und 157 a. E. 
vom 30. Dezember 1885 Bd. 7, 119: Die Umtlagenpflichtigen einer 
Gemeinde können, auch wenn fie nicht im Gemeindebezirfe wohnen, in 
einem vermwaltungsrechtlichen Streite über Gemeindenutzungen als Be 
teiligte erachtet werden. 

Giehe auch unten lit. gg. 
bom 28. Mai 1886 Bb. 8, 79: Die Frage, wem ber Genuß eines 
auf dem Gemeindeverbande beruhenden Nutzungsrechtes am Gemeinbe- 
vermögen zuftehe, fällt ebenjo in die Zuftändigfeit der Bermwaltungs- 
rechtöinftanzen, wie die Frage der Eriftenz eines foldhen Rechtes. 
vom 13. Januar 1888 Bd. 9, 377, ſ. oben Unm. 20a Wr. Ilit. k 
zu Art. 26; Hiezu bie Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 28. März 
1868 Bd. 9, 454: Nach den Beitimmungen bes revib. Gem.-Eb. von 
1818/34 war der Gemeindeausſchuß nicht legitimiert, Anſprüche ein- 
zeiner Kategorien von Gemeinbeangehörigen (3. ®. der jogen. Rechtler) 
gegen eine andere Klaſſe von Gemeindemitgliedern oder gegen bie ge- 
meindliche Körperichaft jelbft wahrzunehmen. 


. vom 9. Mai 1888 Bd. 10, 24: Wenn eine Gemeinde den Nichtbeftand 


eines Nubungsrechtes an ihrem Bermögen im vermwaltungärechtlichen 
Berfahren zur Geltung bringt und für eine mit Unrecht bezogene 
Nutzung von dem Empfänger den Erjab bes Geldwertes beanſprucht, 
fo unterliegt biefer letztere Anſpruch der Enticheibung ber für bie 
auptjache zuftänbigen Verwaltungsbehörde, in letzter Inſtanz aljo der 
cheidung bes Verwaltungsgerichtshofes. 
vom 23. April 1890 Bd. 12, 179: Die Umlagenpflichtigen find legiti⸗ 
miert, die Berechtigung beftimmter einzelner Gemeinbebürger zur Zeil 
nahme an den Gemeindenugungen dann zu beitreiten, wenn es fi um 
bie Buläjfigkeit gemefjjener Nupungsbezüge hanbelt. 
Bergl. auch oben lit. cc. 


. vom 25. Februar 1891 Bd. 13, 484, oben Anm. 48 I lit. a. 
. vom 21. Oktober 1891 Bd. 13, 241: Art. V bes Geſetzes vom 22. Juli 


1819, die Umlagen für Gemeindebedürfniſſe betr., findet auf Veſchlüſſe 
der Gemeinde über Einziehung von Gemeindenugungen zum Vorteile 
ber Gemeinbefaffe und zur Beftreitung von Ausgaben, welche ber Ge⸗ 
meinde auf übernommene freiwillige Leiftungen für Kultuszwecke er- 
wachſen find, feine Anwendung, —** dadurch nicht neue Umlagen 
perborgerufen ober beftehenbe nicht erhöht werden. (Vergl. hiezu ch. 
es Berm.-Ger.-Hofes Bd. 6, 156.) 

Einem ®emeinbeangehörigen fteht Tein Recht s anſpruch darauf 
zu, daß die Renten des Gemeindevermögend nur für eigentliche Ge⸗ 
meinbezwede verwendet werben. Bergl. hiezu Anm. 150 1 lit. a. 
bom 1. Mai 1889 Bd. 11, 178: Gcmeindenugungen, welche — ohne 
auf einem bejonderen Rechtstitel zu beruhen — von einer Gemeinde 
nach einem ſchon vor dem Jahre 1818 beftandenen Ortsgebrauche ge- 
währt werben, Tönnen, injolange die Gemeinde Umlagen, Berbrauchd- 
fteuern u. bergl. nicht erhebt, zwar mweber von einzelnen Gemei 
bürgern noch don ber Staatdauffihtsbehörbe beanftanbet, wohl aber 
von der Gemeinde im Falle eines — wenngleich noch nicht die Erhebung 
fubfidiärer Dedungsmittel erheiſchenden — Bedürfniſſes für Gemeinde 
zwecke in Gemäßheit bes Art. 85 der Gem.Ordn. ganz ober teilweije 
zurüdgezogen werden. 
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nn. 


PP- 


ana 


Dagegen müffen derartige ortsübliche Nutzungen, jobald die Er- 
hebung jubfidiärer Dedungsmittel erforberlich wird, von ber Gemeinde 
fraft des Geſetzes eingeitellt werden, wenn fie nicht auf einem rechts⸗ 
begründeten Herkommen (Entſch. des Berm.-Ger.-Hofed Bd. 3, 493, 
oben lit. e) beruhen; auch in biefem Iebteren Falle kann jedoch die 
Gemeinde alsdann gemäß Wrt. 35 die Zurüdziehung der Nubungen 
ganz ober teilmeije verfügen. | 

Bergl. die Unm. 145 und 150 I lit. b zu Urt. 35 der Gem.-DOrbn. 


. vom 4. Januar 1882 Bd. 3, 494: Nach der Regel bed Art. 31 Abf. I 


mit Art. 39 Abſ. I der Gem. Ordn. ift der Ertrag bed Gemeinbever- 
mögens laljo auch die Nutzungen) zur Beitreitung ber gemeinblichen 
Bedürfniſſe und zwar in erſter Reihe zu verwenden; folche Verwendung 
muß ftattfinden, wenn in einer Gemeinde die Notwendigleit eingetreten 
ift, zu einem jubfidiären Dedungsmittel für ben Gemeindehaushalt 
nach Maßgabe des Art.39 Abſ. Il der Gem.Ordn. zu greifen. Dieſer 
gejeglihe Zwang kann nur in jenen Yällen nicht zur Anwendung 
fommen, in melden nad Art. 32 der Gem.-Drbn. ein beionberer 
Nechtstitel oder ein rechtöbegründetes Herfommen einzelner oder be» 
ftimmter Klaffen von Gemeindeangehdrigen ben Bezug des Ertrages 
aus dem Gemeindevermögen gemährleijtet.*) Vergl. Unm. 64, aud) 85 
ferner oben lit. e u. n Abi. 2. 


. vom 6. uni 1884 Bd. 5, 246: Das Herfommen als Entitehungsgrund 


fubjeltiver Mechte (die Unvorbenflichkeit) jeßt Handlungen voraus, 
welche den Charakter ber Rechtsausübung an fich tragen. 

Hiezu Entich. vom 28. Juli 1882 Bd. 4, 145: Much im öffent» 
lihen Rechte wird zur Begründung eines Herkommens erfordert, daß 
bie dasſelbe fTonftituierenden Mlte in ber Meinung einer rechtlichen 
Verpflichtung hiezu vorgenommen wurden. 
vom 24. April 1891 Bd. 13, 131 Abſ. II ſ. 8 95a Anm. 183 I lit. b 
zu Art. 22 der Gem.-Orbn. 
vom 11. März 1887 Bd. 9, 65 f.: Wo mit einer Gemeindenugung 
herkömmliche Gegenleiftungen als Ausflug eines beftehenden Sonder- 
ober Vorzugsrechtes verbunden find, kann jchon nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundjägen die Gemeinde bei Richtentrichtung jener Gegenleiftung zwar 
nachträgliche Erfüllung derſelben oder entiprechenden Schabenserjat be- 
anipruchen und zur Verwirklichung diefer Forderung die Nußung etiva 
zeitweile vorenthalten, nicht aber dauernd einziehen. S. Anm. 85 a. E. 
Blenarenticheidung (gegenüber ben Entich. vom 14. Oftober 1891 Bd. 18, 
270 und vom 25. Yuli 1889 Bd. 11, 464 ff., fpeziell 469) vom 
16. Januar 1895 Bd. 16 ©. 1 ff., unten in Anm. 128 I lit. h. 


. Entic. vom 5. Februar 1896 Bd. 17, 189 in Anm. 128 I lt. i. 
. Entf. vom 11. März 1896 Bd. 17, 197 in Anm. 128 I lie. k. 
. vom 23. Dezember 18968d. 18, 125: Auf die Barbeftände einer Ge⸗ 


meindekaſſe erjtreden fi) Gemeinbenugungsrechte nicht. Dies gilt ins⸗ 
bejondere auch dann, wenn bie einer Gemeinde gehörigen Mealitäten 
oder nußbaren Rechte, an denen einer beitimmten Klaſſe von Gemeinde 
angehörigen ein ausjchliegendes Nutzungsrecht zufteht, von der Ge⸗ 
meinde zu Gunſten der Gemeindekaſſe verpachtet find. S. Anm. 84. 

Die Prüfung eines gemeindlichen Beſchluſſes bezüglich der gejeh- 
lichen Zuläffigkeit einer durch denfelben beichloffenen Verteilung von 
Ueberſchüſſen (nach Art. 31 Wbf. II der Gem.⸗Ordn.) betrifft wohl 
zweifellos eine Nechtöfrage, fie ift aber nicht vertwaltungsrechtlicher, 


*) Sogenannte qualifizierte Nuhung bezw. qualifigierte® Herkommen, auf welchem biefe be⸗ 
borzugie ober Gunlifigierte —2* beruht a Beta. qualifl de ch | 
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ſondern rein ftaat3auffichtlicder Natur. Denn auf die Berteilung von 
Ueberjhüffen aus dem Ertrage des Gemeinbevermögeng fteht den Be⸗ 
teiligten niemals ein DermDgenreajttich verabfolgbarer Anſpruch zu und 
die vorgeſetzte Berwaltungsbehörde, von deren Genehmigung die Ber- 
teilung von Meberfchüffen unter allen Umftänden abhängt, if zwar 
bann, wenn bie gejeblichen orausfegungen für die Verteilung er- 
mangeln, zur Berjagung diefer Genehmigung verpflichtet; fie ift aber 
im entgegengejeßten alle keineswegs gebunden, dem einichlägigen Be⸗ 
ihluffe der &emeinde- oder Ortöverjammlung die Genehmigung zu 
erteilen. S. Anm. 79, vgl. au) Anm. 1008. 

Ebenda ©. 128: Gemeindenugungsrechte find nicht blos an ben 
unverteilten Gemeindegründen, fonbern auch an den ber Gemeinde zu- 
ftehenden Rechten geſetzlich zuläſſig. Es befteht ferner für die Nup- 
ungsberechtigten kein unbedingter Awang, bie Nugungen in natura zu 
beziehen ; e3 ift vielmehr unter Umftänden rechtlich möglich, daß ein 
Nutzungsberechtigter bie Nutzungen einem anderen gegen Entgelt über- 
läßt und daß aus diefen oder aus anberen Gründen der Ruben, den 
die Nutzungsberechtigten aus ihrem Rechte beziehen, in Bargeld ftatt 
in Naturalbezügen befteht. 

Wenn aber die der Ortſchaft (oder Gemeinde) gehörigen Aecker unb 
Wiejen, fowie dad gemeindliche Fiſchereirecht (an welchen bie fraglichen 
Nutzungen ftattfinden) — nit etwa durch die Rubungsberechtigten, 
fondern — in Belorgung einer gemeinblichen Ungelegenheit burdy Die 
Ortſchaft (Gemeinde) als ſolche verpacdhtet wurbe und der Pachterlds 
2c. in die Drtichafts- (oder Gemeinde-)Kafje gefiofien ift, jo folgt Daraus 
mit Notwendigkeit, daß von einer Nutzung des betreffenden Gemeinde⸗ 
bermögens Durch die Gemeinderechtler nicht Die Rede ſein kann. Denn 
ein Nutzungsrecht an den Barbeftänden einer Ge— 
meindekaſſe ift rehtlih undenkbar. 


II. v. Seydel bayer. Staatsrecht 2. Aufl. Vd. II ©. 634 ff.: „Beſondere 
Beſtimmungen treffen die Gemeindeordnungen bezüglich der &emeindenugungen. 
Diefe Vorſchriften beziehen fih nur auf Nußgungen, die ihren Grund im ®e- 
Es es erbanbe, nicht auf folche, die ihren Grund in einem privatrechtlichen 

itel haben. 


Gemeindenugungen find nicht an allen Beltanbdteilen des Gemeindever⸗ 
mögens möglid. Sie find nicht möglich an Öffentlichen Sadyen und am gemeind- 
lichen Verwaltungdvermögen, weil fie mit der Zweckbeſtimmung dieſer Gegenſtände 
in Widerſpruch ftehen würden. Sie find auch nicht an allen Arten gemeindlichen 
Yinanzvermögens möglich, fondern nur an Liegenjchaften und an binglichen Rechten, 
weldye der Gemeinde an fremden Liegenfchaften zuftehen. 

Dem Begriffe der Gemeindenutzung ift weſentlich, daß fie auf der 
Gemeindbezugebörigfeit beruft. Sobald daher bezüglich einer Nugung am 
Gemeindevermögen feftiteht, daß diejelbe in einer von der Gemeindbezugehörigleit 
unabhängigen Berechtigung begründet ift, fteht auch feit, daß fie feine Gemeinde⸗ 
nußung im Sinne der Gemeindbeorbnung ift. 2c. 

Die diesrheinifche Gemeindeordnung unterfcheidet zwiichen der Gewährung 
von Gemeindenußungen, melde ohne Verpflichtung hiezu ſeitens der Gemeinde 
—8* 9— freiwilligen Verwaltungsakt ſtattfindet, und Gemeindenutzungs⸗ 
rechten. 

Widerrufliche Gemeindenutzungen können unter denſelben Vorausſetzungen 

ewährt werden, unter welchen die Verteilung von halle zuläjfig if, und 
ie fönnen nur unter den nämlichen Borausfegungen fortbeitehen. 


*) Giche oben Anm. 72. 
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Die Einräumung von Gemeindenugungsrechten ift ımftatthaft. Die Ge- 
meindeordnung hält nur die beftehenden Nupungsrechte aufredt. Sie unter- 
ſcheidet hiebei Gemeindenugungsrechte, die auf einem befonderen Rechtstitel und 
folche, die auf Herfommen beruhen. Der bejondere Rechtstitel muß jelbftverftänd- 
fi ein folcher des öffentlichen Rechtes fein 2. Nutzungsrechte, welche in einem 
ſolchen Rechtstitel begründet find, find unentziehbar. 

Wo Gemeindenugungsrechte auf Herlommen beruben, Tann das Herfommen 
ſowohl dahin gehen, daB Nutzungen nur foweit beanſprucht werden können, als 
bie gemeinbliche Finanzlage es zuläßt, als auch dahin, daß Die Gemeinde- 
nußungsredite ohne Rückſicht darauf beftehen, ob Gemeindeumlagen 2c. erhoben 
werben oder nicht ıc. 

Das Herlommen ift von ber Gem.Ordn. als örtliche Regzteſabung gefaßt. 
Dieſe Rechtsſatzung iſt, ſo lange ſie beſteht, für die Gemeinde bindend. Aber die 
Gemeinde kann durch einen Akt der Selbſtgeſetzgebung die Rechtsſatzung 
ändern oder beſeitigen. Sie kann ſolche Nutzungsrechte im Falle des Bedürf- 
niffes für Gemeindezwecke ganz oder teilweiſe zurüdziehen. zc. ꝛ⁊c.“ 


III. A. Enticheidungen des oberſten Gerichtshofes bezw. des oberiten 
Zanbesgeridhtes : *) 

a. vom 25. Juni 1875 Bd. 5, 629: Nur dann, wenn dad Nutzungsrecht 
an Gemeindegründen einem beftimmten Haufe oder Anweſen in ber 
Art anklebt, daß der Befig des Haufes oder Anweſens ſchon an und 
für fih, unabhängig von dem Verhältnifje, in weldem. 
ber Befiger zur Gemeinde fteht, die Bezugsberechtigung ge- 
währt, daß aljo das Recht, als gleichjam eine inhärierende Eigenichaft 
der betreffenden Liegenichaft bilbend, mit biefer auf jeden Beliber 
derjelben, ohne Rüdlicht darauf, ob er dem Gemeinbeverbande angehört 
oder nicht, übergeht, ift ein dingliches Recht im privatredtlichen 
Sinne ald gegeben anzunehmen. 

Ganz ber nämliche Grundſatz ift ausgeiprocdhen in der Entich. des 
oberiten Landesgericht vom 17. September 1884 Bd. 10, 503 f.; 

b. Entf. des oberften Landeögerichts vom 12. Juli 1889 Bd. 13, 377 f.: 
Die Nutzungsrechte an unverteilten Gemeindegründen find Yäufig an 
ben Befig gewiſſer Anweſen gebunden und gehen in biefem alle als. 
Pertinenzen derjelben mit der Hauptfadhe auf bem Wege ber Univer- 
fal- und Singular-Succeffion von einem Beſitzer auf den anderen über, 
ohne daß damit ein ſicheres Kennzeichen für den privatrechtlichen 
Charakter diefer Rechte gegeben wäre, da nichts entgegenfteht, daß 
auch im öffentlichen Rechte wurzelnde Vermögensrechte mit dem Beſitze 
von Anweſen verfnüpft find und insbeſondere kein Gejeg aus Dem 
Beltehen eines Pertinenzverhältniffes die Folgerung zu ziehen geftattet, 
daß, mweil der Beſitz der Hauptſache auf privatrechtlichem Titel beruht, 
unter allen Umftänden für das als Zubehör erjcheinende Recht ber 
privatredhtliche Charakter gleichfalld gegeben jei. 

Eine ſolche Annahme ift vielmehr bezüglich derartiger Berechtig- 
ungen nur dann flatthaft, wenn ber Befib des Anweſens für ſich un- 
abhängig von bem Verhältniffe des Beſitzers zur Gemeinde bie Nuß- 
ungöberechtigung gewährt und die Beſitzer bed Anweſens als ſolche 
über das fraglidhe Recht, wie über ihr Anweſen jelbft, unter Aus— 
ſchluß jeder gemeindbliden Einwirkung frei verfügen fönnen. 
Daß die Verbindung eines Gemeinderechtes mit dem Beſitze eines 
Haufes oder Gutes nicht notwendig für das Beſtehen eines Privat-- 
rechtstiteld fpricht, ergibt ſich übrigens fchon aus den Beftimmungen. 
der Art. 22 Abſ. II und Urt. 33 der Gem.Ordn.; 


®), Giche au unten Anm. 152 zu Art. 86. 
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c. Erf. des oberften Lanbesger, vom 6. März; 1894 Bb. 15 ©. 0 ff.: 
Rechte einzelner Bemeindeglieder am Gemeindeeigentum können Aus⸗ 
Hüfje eines ihnen zuftehenden Brivatrechtes oder ihrer Yugehörigfeit 
ur Gemeinde fein. Auch auf legterem Gebiete find Verſchiedenheiten 
ın den Anſprüchen ber einzelnen Gemeinbeangehörigen an die &e- 
Gemeinde auf NRubungen am Gemeindevermögen nicht ausgeſchloſſen; 
ed können fich jolche insbefondere auf dem Wege bed Herkommens ge- 
bildet haben. 

Der weſentliche Unterjchied in ber Bedeutung berartiger Nutzungen 
äußert ſich darin, daß eintretenden Yalled dieſe Rubungen, wenn fie im 
Gemeindeverbandbe wurzeln, bem Berechtigten injomeit entzogen 
werben können, al3 fie zur Dedung ber Gemeinbebebürfniife erforderlich 
find, daß ihnen aber dieje Rechte, wenn fie privatrehtlidher 
Natur find, unvertürzt belajjen und Die zur Dedung der &e- 
meindebedürfniffe erforberliden Mittel durch Umlagen und fjonftige 
Örtliche Ubgaben Flüffig gemacht werben müſſen zc. 

Der Nachweis eines Rechtserwerbs wird nicht blos auf dem Gebiete 
des Privatrecht, ſondern auch auf dem bes öffentlichen Rechts durch 
Darlegung einer entiprecdhend langen Ausübung erjegt, und ift letzteres 
gerabe bezüglich der Nutungen von Gemeindegründen vom Geſetze an- 
erfannt (Urt. 31 und 32 der Gem.-Orbdn.) 

Die Kläger, melde ein privatrechtliches Bezugsrecht für ſich 
ennahruchen, haben aljo auch diefen privatrecdhtlichen Charakter nad 
zuweiſen. 

d. Vergl. hiezu auch noch Urteil des oberſten Gerichtshofs vom 29. 
Oktober 1877 Bd. 7, 135: Gerichtliche Zuſtändigkeit für Entſcheidung 
über die Klage einer Gemeinde auf Zuerkennung der Gegenleiſtung 
für ein an Ortsangehörige überlaſſenes Weiderecht, ferner vom 8. Oltober 
1887 8b. 11, 709: Kann eine Forftnugung auch aus öffentlichen Rechten 
fließen, jo gehört bie Behauptung, daß jene ein Privatrecht ſei, zum 
Klagegrund; 

endlich vom 10. April 1893: Privatrechtlicher Charakter der aus 
einer Markgenoſſenſchaft ſich herleitenden Rußungeredite einzelner Ge⸗ 
meinbeangehöriger am @emeinbeeigentume. — Daß ſolche Rupungd- 
rechte privatrechtlich mit dem Beſitze gewiſſer, im Gemeindebezirke 
gelegener Anweſen verbunden fein Tönnen, obwohl bie Gemeinde als 
die Eigentümerin ber zu benübenden Grunbftüde anerlannt werben 
muß, it für Bayern in der Gem.Ordn Urt. 35 und 36 ausdrücklich 
beftimmt. Ebenſo fteht feit, daß, wenn in einer Gemeinde einzelne 
Anmejendbefiger derartige (d. 5. auf dem Privat rechte berubenbe 
Nupungs-)Rechte für ſich in Anſpruch nehmen, fie dieſe Rechte, im 
Falle fte beftritten werden, zu erweifen haben zc.; 

e. Erf. vom 27. Mär; 1882 Bd. 9, 569: Auch für Feſtſtellung eines 
Gewohnheitsrechtes greift der Grundſatz freier richterlicher Beweis⸗ 
würdigung Platz. Vergl. oben Nr. I lit. i und 1; ferner 8 95a 
S. 172 Anm. 179 und 8 96a Unm. 87; 

f. Ob. Erf. vom 17. September 1884 8b. 10, 507: Bei Geltendmachung 
privatrehtliher Nutungsbefugnifie an unverteilten Gemeinde 
befitungen auf Grund unvordenfliher Berjährung ift die Rüdficht- 
ame eu Befißhanblungen nad bem Jahre 1818 nicht ausgefchlofien. 

. oben Anm. 87. 


B. 3. für admin. Br.: 


8. —* Herkommen; Begriff des Herkommens; desgleichen Beweis des⸗ 
elben: 
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ob. 21, 391 und 401 ff.: Herlommen nad der Gem.-Orbn. von 


2 
Bd. 22, 273 ff.: Ungenügenber Beweis des Herkommens für Ge- 
Gemeindenugung neben Umlagen; 
223 fj.: Alter des zur Verteilung von Gemeindbenupungen 

erforderlichen Herfommen?; 

Bd. 29, 200 ff.: Erforichung des Herlommens für Verteilung ber 
Gemeindenußungen ; 

Bd. 39, 23 ff.: Anteildrecht bei einer Gemeindegrund-Berteilung. 
Mangelnder Beweis eines Herkommens; 

d. 30, 350: Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 9. April 1880: 
Bertrag und Herfommen können als Befreiungsgründe im 
verwaltungsredhtlichen PBerfahren nur dann Berüdfichtigung 
finden, wenn fe ihre Begründung im öffentlichen Rechte haben; 

Bd. 38, 182 ff.: Zur Trage der Nutzungsberechtigung von einer 
gemeindlichen Biehweide; das Herlommen zur ausjchließlichen 
pre berechfigung einer beftimmten Slaffe von Gemeindegliedern 
muß ſchon vor dem Jahre 1818 beitanden haben; die Beftimmungen 
des Art. 32 ber Gem.-DOrdn. find auch maßgebend für Nußungen am 
DO rt3gemeinbevermögen; 
8b. 38, 305 ff.: v. Seydel: Zur Auslegung des Art. 31 Abf. II 
der Diesrheiniichen Gemeindeordnung: Als Ergebnis diefer Abhand- 
fung find folgende Säge (S. 312) niebergelegt, welche auch bei v. 
Haud-Lindner S. 108 wiedergegeben find: 
1) Neue Gemeindenugungsrechte können nicht mehr begründet 
werden. 
2) Widerrufliche Gemeindenubungen lönnen unter den Borausjegungen 
des Art. 31 Abſ. II gewährt werben. 
3) Beitehenbe widerrufliche Gemeindenugungen fünnen unter benjelben 
Borausfegungen fortbeitehen, unter benen fie gewährt werben dürfen. 
4) Die Neueinführung miderruflider Gemeindenugungen barf nur 
unter Einhaltung der Vorſchriften bed Art. 31 Abſ. III ſtatt⸗ 


finden. 

5) Der Fortbeitand folcher Nubungen, falls fie nicht überhaupt mit 

geiticher Begrenzung gewährt worden find, bedarf Teiner neuen 

eſchlußfaſſung, aber nicht wegen der Beitimmung des rt. 31 
Abſ. II, jondern weil Abſ. III nur von Neueinführung hanbelt, 
der eben aufgeiteilte Sa ſich alfo von jelbft ergibt. *) 

6) Beftehende Gemeindenutzungsrechte bleiben aufrecht. Beruhen fie 
auf bejonderem Rechtstitel, jo Tönnen fie überhaupt nicht bejeitigt 
werden; beruhen fie auf Herkommen, jo können fie durch einen 
Alt der Gemeindegefeßgebung nach Art. 35 befeitigt werden. **) 
Bergl. hieher auch Bd. 39, 17 ff.: Stellung des Gemeinbeausichufies 

in einem Gtreite über Einziehung von Gemeindenugungen. 

Bd. 42, 283 ff. und beſonders 301 f.: Ueber Gemeindenupungen 
ipeziell die Frage: Sind die Beliker ber auf Herlommen be- 
ruhenden Sonder-Nupungsrechte verpflichtet, nachzuweiſen, daß bereits 
bot — Jahre 1818 ihr ausſchließliches Nutzungsrecht auf Herkommen 
eruhte 

Bd. 48, 245 und 247: Entſch. bes Ber. Ober. „Bofee in Bezug auf 
Herlommen: Sammlung Bd. 13, 270; 183, 197; 2, 684; 18, 23; 8, 
Er und 5, 1. 81. für abmin. Br. Bb. 35, 187; 323, 293 und 88, 


*) Stehe bie v. Kahr’fche Anſicht oben Anm. 76, welche wir gleichfalls teilen. 
**) Dergl. hiezu vd. Kahr, Gommt. zur Gem.-Orbn. ©. 309 ff., beſonders 311 und Eniſch. 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes dom 1. Mat 1889 unten Anm. 145. 
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Bd. 44, 140: Herlommen im Ortichaftsrecht; Erforderniſſe des 
Herlommens: (hiezu Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 12, und 
459, Bd. 13, 198, auch 12, 23 und 18, 131 ff.) 

1) Die Uebung muß aus ber Ueberzeugung hervorgegangen fein, bag 
eine rechtliche Verpflichtung zur Vornahme ber Handlung beiteht; 

2) die Hebung darf feine vereinzelte geweſen fein, fondern muß eine 
gewiſſe Dauer aufmweifen zc.; 

3) die Uebung muß gleichförmig fein; fie darf nicht durch Alte ber 

Nihtübung oder einer entgegengefegten Uebung unterbrochen jein zc. 


b. Ueber Gemeindenugungen überhaupt: 
Bd. 13, 155 ff.: Verteilung der Nubungen neben Gemeindeum⸗ 


lagen; 

Bd. 20, 129 ff.: Die Gemeindenugungen nad) der Gem. Ordn. 
von 1869; 

8b. 20, 155 ff.: Die herkömmliche Verteilung von Gemeindenutz⸗ 
ungen neben der Erhebung von Gemeindbeumlagen ; 

21, 289 ff.: Staatsaufjicht über die Gewährung von Ge- 
meindenugungen bei gleichzeitiger Erhebung von Gemeinbeumlagen ; 

BD. 32, 300 ff.: Charakter ber Gemeindenugung; 

Bd. 24, 33 ff. und 235, 32: Eine auf dem Gemeinbeverbanbe 
ruhende Nutzung; 

Bd. 37, 111: Verwaltungskompetenz bei dem Streite über &e- 
meindenußungen ; 

8. 28, 198 ff.: Wiedereinziehung einer geſetzwidrig verteilten 
Gemeindenugung, dagegen Bd. 28, 357 ff. und dagegen 345 ff.; 

Bd. 38, 383: Einziehung eines verteilten Gemeindenutzens; 

Bd. 238, 378: Gemeindenugung und Gemeindekaſſe; 

Bd. 39, 81 ff.: Die Grenze der Staatsaufſicht; fpeziel in Bezug 
auf pemeindenupungen ©. 84 und 87 Qualifizierte Nutzungsrechte!! 

Bd. 39, 205: Einziehung ber Walderträgniffe zur Gemeindelaſſe 
trog früherer angebliher Abfindung eines Bürgers buch Mbtretung 
einer Gemeindewaldparzelle; 

Bd. SO, 14f.: Gewährung von Nutzungen am Gemeinbevermögen ; 

Bd. 30, 46: Befig mehrerer Gemeinbe-Nupungsanteile; 

8b. 31, 46 f.: Staatsaufliht und Gemeindenugung ; 

Bd. 31, 21, 43 und 49 f.: Umlagenerhebung neben Nutzungs- 
verteilung; Verhältnis der ftreitigen Verwaltungsſachen zu ben @e- 
meindeangelegenheiten ; 

2 f.: Der Eintrag der Nutzungsberechtigung gewiſſer 

Unmefen an einem Gemeindevermögen im Grunbfteuerfataiter, ſowie Die 

Bahlung der Steuern und Abgaben hiefür durch die Beſitzer diefer Un- 
weien jchließt das Nutzungsrecht Dritter nicht aus; 
d. 38, 305 ff.: oben unter vorftehenber lit. a; 

Bd. 39, 17 ff., desgl. 

Bd. 42, 289 ff. und 301 f. f. oben unter lit. a gegen bas Enbe; 

i Bd. 48, 121 f.: Gemeindenugung, Beweiskraft des Grunbfteuer- 
ataſters; 
d. 45, 278 ff.: Zu Urt. 31 und 32 ber Gem.-Drbn.; 

Bd. 46, 321 fi. und 353 ff: Gemeindenubungen und 

@emeinbebedarf von Dr. Preger. 


c. Ueber Verteilung von Ueberichüffen: 
Bd. 30, 269 f.: Genehmigung zur Berteilung von Gemeinde- 


enten: 
Bd. 21, 81 f.: Die Verteilung von Ueberihüffen nad) Art. 81 der 
&em.-Drbn. ; 
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Art, 33. 102) 
I. Auf den Gemeindeverband 10%) fich gründende Nechte auf Ge— 


Bd. 31, 378, beſonders 381: Behandlung bes Holzerlöfes bei einer 
Gemeindewald-Rodung ; 

Bd. 32, 206: Die Verwendung des Ertrages aus ben unperteilten 
a 

Bd. 22, 862: Berteilung von Gemeinbde-lieberichüffen ohne rechts⸗ 
begrünbetes Herlommen. 

d. Speziell über die in manchen Kreifen Bayerns (Franken, Oberpfalz, 
Niederbayern) vorhandenen Kommun - Brauereien DB. für abmin. Br. 
Bd. 37, 49 ff., 65 ff.: Die Nechtöverhältniffe der politiihen Gemeinden 
und der brauberechtigten Gemeindebürger bei Kommun⸗VBrauereien. 

IV. Bayerifche Gemeindezeitung: Beijpiele aus der Praxis in Bezug auf 

Gemeindenutzungen in 
Jahrg. 1892 ©. 466 und 659; 
Jahrg. 1893 ©. 48; 
Jahrg. 1894 ©. 156 und 177; 
Jahrg. 1895 ©. 80 und 170. 


Bu Urt. 38. 


°®, ©. Geſetz vom 14. März 1890 (Web. 30, 98, Gef.- unb Verordn.⸗Bl. 
111), durch welches der Art. 33 feine jegige Faſſung erhalten Hat. Dieſer Artikel 
lautete bi8 zum Inkrafttreten des vorgen. Gefepes folgendermaßen: „Auf den Gemeinde» 
verband ſich gründende Rechte auf Semeindenugungen, welche auf einem Haufe 
oder Grundftüde ruhen, dürfen hievon nicht getrennt werben.“ Dieſes Verbot des 
Art. 83 nad) der Faſſung vom 29. April 1869 (alfo vor dem Gejehe vom 
14. März 1890) war ein unbebingtes; es konnte hievon auch aus Billigfeitd- 
gründen nicht dispenſiert werben. & Entich. bed Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 10. Juli 
1889 Bd. 11, 474 in Anm. 128 Nr. I it. e. 

Das Gem.⸗Ed. 1818/34 kannte überhaupt feine Beftimmung über eine der- 
artige Uebertragung von Gemeinbenupungsrechten, welche auf einem Haufe ober 
Grunditüde ruhen. | 

Durd eine Zuftiz-Min.-E. vom 16. November 1868 (Web. 7, 522) wurde 
erflärt, daß „das Eigentumsrecht der Gemeinde an den dem Dendigungörechte 
unterworfenen Gütern bewirkt, daß ohne Buftinmun der Gemeinde und der vor⸗ 
gejegten Verwaltungsbehörde — ſoweit lebtere nad gejeglicher Vorſchrift erholt 
werden muß — Teine Veränderung an ben @emeinderechten durch gänzliche oder 
teilweife Webertragung von den bisher berechtigten auf andere Häufer ober An⸗ 
wejen vorgenommen werden fann.“ 

Die Rechtſprechung des Berm.-Ger.-Hofes hat ſich — bezüglich der Zeit 
vor Inkrafttreten der Gem.-Orbn. von 1869 bezw. für die Zeit der Herrichaft des 
Gem.-Ed. — unter Bezugnahme auf 8 26 des Gem.-Ed.*) dahin geneigt, anzu- 
eriennen, daß eine folche Uebertragung auf andere Realitäten innerhalb Der- 
felben @emeinde oder Ortſchaft mit Zuftimmung der einfchlägigen Gemeinde 
als Beligerin bed den Gegenftand der Nu ung Silbenben Grundeigentumes über- 
haupt zuläffig fei, bezw. — |. Entſch. Bd. 11, 464 ff. und Bd. 18,270 — nur dann, 
wenn ſich in der Gemeinde vor Einführung des Gem.-Eb. von 1818 ein diesbezüg⸗ 
liches Herfommen gebildet hatte. Die allerneuefte Rechtiprechung erflärte (Blenar- 
entidh. d. B.-©.-9. vom 16. Januar 1895), daß biefe vorgenannte Webertragung 
überhaupt nicht verboten war. Und bie in biefer Plen.-Entich. miedergelegte 
Anſchauung ift nunmehr für die Praxis maßgebend. S. Entſch. bed Beriv.- 
Ger.-Hofed vom 28. Mai 1886 Bb. 8, 85; vom 24. Juli 1889 Bd. 11, 
464; vom 14. Dftober 1891 Bd. 18, 270 und vom 10. Mai 1893 Bd. 14, 265 


*) 5 26 des Gem.-&d. f. oben Anm. 80 Note *. 
Pohl, Sanhbud. II. 19 
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meindenugungen, welche auf einem Haufe oder Grundftüde ruhen,1%%) 
dürfen hievon in der Negel105) nicht getrennt werden. 105%) 


und vor allen Dingen die vorgen. Plenarentich. vom 16. Januar 1895 Bd. 16, 
1 ff. in Anm. 128 Nr. I lit. a, b, c, d und h (dei. Abi. IV u. V). 

Durch die Juſtiz-Min.E von 8. Januar 1876 (Web. 11, 313) murbe 
unter Hinweis auf Art. 33 der Gem.-Orbn. von 1869 darauf aufmerfjam gemacht, 
„Daß durch das Verbot bieje Art. 33 (in der sallıng don 1869) die obengen. 
Min.-E. vom 16. November 1868 eine mwejentlicde Mobifilation erfahren hat und 
auch nad) der Richtung außer Wirkſamkeit gejept erfcheint, daß eine Abtrennung 
FAR Augum rechten der im Art. 33 bezeichneten Art auf gemeindliche Zuftinnmung 

attfinden könne.“ 

Gemäß der jegigen Faſſung des Art. 33 ber Gem.-Drdn. auf Grund 
des Geſetzes vom 14. März 1890 find die obengenannten Zuftiz-Min.-E. von 
1868 und 1876 duch Yuftiz-Min.-E, vom 20. Mär; 1893 **) nebft Min.-E. vom 
4. April 1893 außer Kraft gejegt worden. (Min.-Bl. 1893 ©. 67 bis 69.)***) 

Näheres über die hiſtoriſche Entwidlung des Art. 33 ſ. bei v. Kahr 


Ueber die Grundſätze, welche für die Enticheidungen von Streitigfeiten in 
Bezug auf jene im Gemeindeverbanbe wurzelnden Hechte auf Gemeindenuhungen, 
welche auf einem Hauje oder Grundftüde ruhen, zur Anwendung zu fommen 
haben, |. nunmehr vorzugsweiſe die ſchon obenerwähnte Plenarentſch. des Verw.⸗ 
a ofes yom 16. Januar 1895 Bd. 16, 1 fi. in Anm. 128 I lit. h, bei. 

.XuXl. 

0%), Im Gegenfat zu ben „auf einem Privatrecht stitel beruhenden“. — 
Urt. 33 bezieht ſich — wie in ber alten fo auch in ber neuen Faſſung — aus 
ihließlih nur auf die wahren und mirflihen Gemein denutzungsrechte, d. 5. 
auf diejenigen Nutzungsrechte, welche ſich ausichließlih aus dem Gemeinde» 
verbande herleiten. 

00, Das auf dem Gemeinbeverband begründete Nubungsreht muß auf 
einem ganz beftimmten Haufe, d. h. Wohnhaufe oder häustidem Anweſen (Haus- 
ftätte, Hofitätte) ober einem ganz beftimmten Grundftüde ruhen, d. h. mit bem- 
jeben ohne Rüdficht auf den jeweiligen Beſitzer verbunden fein. 

Bergl. dien Entich. des Bermw.-®er.-Hofe3 vom 10. Mai 1893 Bd. 14, 
265 und 267 f. und vom 23. Mai 1894 Bb. 15, 193 in Anm. 128 I lit. d 
Abi. 1, d*, & und audi. 

200) Die Einichaltung der Worte „in ber Regel” bezeichnet den wejent- 
lichen Unterſchied zwiichen der jepigen Faſſung des Art. 33 gegenüber derjenigen 
ber Sem.-Orbn. von 1869, nach welch leßterer dieſe Uebertragung aus nahmslos 


tetle dies]. d. Rh. vom 29. April 1869 in der Fafſung des Gefetzes vom 14. März 1890 (Gef. und 
Berorbn. Bl. ©. 111 9 war bie Uebertragung berartiger Nugungsredgte anf ein andere inner⸗ 


a 868 (Juftiz- 
BI. S. 9) erlaffenen Entſchliezungen gleiden Betre nd autzer Wirkſamkeit getreten.” 
9) Plafenen Gattungen geiden Beires fab außer Mierämkct gizee > 
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I. Ausnahmsweiſe 106) kann 107) aus wichtigen Gründen 10%) Die 
Uebertragung auf ein innerhalb derjelben Gemeindemarfung 109) ge= 
legene3 Haug 110) mit Zuftimmung der Gemeindevertretung 109) durch 
die der Gemeinde vorgejette VBertvaltungsbehördel1!) geftattet twerden.107) 
Eine Häufung von Rutungsrechten, wodurch mit Einem Haufe mehr 


verboten war. S. Anm. 102 Ab. 1. Auch nach dem jetzigen Stande ber Geſetzgebung 
il dieſe Uebertragung regelmäßig unterfagt, jedoch unter ben im Gejebe 

. 5. im jeßigen Art. 33 felbit ftatuierten Borausfegungen ausnahmsweise ge- 
ftattet fein. 

00, Diefe Ausnahmsbeſtimmungen find aber — eben als ſolche — strietissime 
au interpretieren. Eine Ausnahme kann daher nicht gewährt werben, wo (— nad) 

bſ. II —) nit „wichtige Gründe” im Sinne dieſes Abſ. II vorliegen oder 
wo nicht die geieplichen orausjegungen des Abſ. IV überhaupt zweifellos ge- 
geben find. ©. Unm. 108, 118, 120. 

7, „Tann“ (nit: muß) d. h. die Verbeſcheidung im einzelnen Yalle 
ift dem Ermefjen ber Berwaltungsbehörde anheimgegeben. Bergl. dagegen Abj. IV 
verb: jo ift 2c.; Anm. 124, auch 118, desgl. nachit. Anm. 108. 

08) Die Frage, ob „wichtige Gründe“ vorliegen, ift lediglich nach freiem 
Ermeſſen von der zuftänbigen Berwaltungsbehörde zu beantworten und demgemäß 
von ihr Entiheidung zu treffen, da das Geſetz Geioft es unterlajlen Hat, die 
Gründe feitzuftellen, aus welchen dieſe ausnahmsweiſe zugelafiene Uebertragung 
gemährt werben fol. Die verwaltunggrehtliche Zuftändigkeit ift daher bei 

treitigfeiten, welche unter Abſ. II des Art. 33 fallen, ausgeichloffen. Beſchwerde 
gegen die betr. Beichlüffe der Verwaltungsbehörden gehen daher an die den letz⸗ 
teren vorgejegten Bermwaltungsftellen. In allen dieſen Fällen enticheibet das kgl. 
Staatsiminifterium des Innern in letter Inſtanz. S. Unm. 117. 


Auf keinen Fall foll diefe Genehmigung zur Uebertragung von Nutzungs⸗ 
rechten erteilt werden, wenn dadurch Öffentliche Intereſſen, fpeciell Die der betr. 
Gemeinde gejchädigt würden, ganz bejonders joll nad den Gejegesmotiven ber 
Spekulationsſucht in Bezug auf den Handel mit Gemeinderechten entgegengemirft 
werben. Bergl. hiezu v. Kahr ©. 300 f Note 4. ©. auch nachſtehende Anm. 109, 
ferner Anm. 122. 


it Die Gemeinde, — und zwar in Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung 
ber Magiſtrat (ohne Zuftimmung ber Gemeindebevollmädtigten), in Landgemeinden 
ber Genieindeausſchuß — beichließt Traft des ihr zuftehenden Selbſtverwaltungs⸗ 
rechtes und nach freiem Ermeſſen, bie zur Genehmigung kompetente Verwaltungs⸗ 
behörbe ift aber natürlich an dieje Buftimmung fowie an bie derjelben zu Grunde 
fiegenden Erwägungen nicht gebunden. S. Unm. 108. Bergl. Hiezu aud) Art. 
33 Abi. VI und Anm. 127, auch Entſch. des Bermw.-Ger.-Hofes vom 28. Mai 
1886 Bd. 8, 85 f. Anm. 128 I lit. a. 


110, Haus iſt gleichbedeutend mit „Wohnhaus“. ©. hiezu Abſ. IV, wo 
das Wort Haus und hierauf in Bezug auf das legtere das Wort „Wohnftätte” 
in dem Sinne gebraudt ift, daß hiemit die in biefem Haufe befindliche bezw. be 
findlich gemwejene Wohnſtätte gemeint jein ſoll. 

Die Uebertragung auf ein unüberbautes Grundftüd oder au ein ſeinem 
guede nach nicht zur menschlichen Wohnung beftimmted Haus, z. B. auf einen 

tadel, einen Stall, ein ZTanzianlgebäube ohne Wohnftätte zc. iſt unzuläflig. 
Bergi. Entich. db. Berm.-Ger.-Hofed dom 10. Mai 1893 Bd. 14, 265 bejonderd 
267 f. in Anm. 128 I lit. d beſonders d, auch lit. g und i. 

Bergl. BI. für abm. Pr. Bd. 232, 816 über die Webertragung eines 

Gemeinderechtes auf ein Leerhaus. 


111) Die fgl. Kreisregierung, K. d. J., bei unmittelbaren Städten, die kgl. 
Bezirlsämter bei den übrigen Gemeinden. Bgl. Anm. 117. 


19* 
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als Ein volles112) Nutzungsrecht verbunden wirb,112®) desgleichen Die 
Berftüdelung 118) eines Nutungsrechtes in Bruchteile kann nur von 
dem Staat3minifterium des Innern geftattet werben.11#) 


III. Gegen den Befcheid der vorgeſetzten Vertwaltungsbehörde!!5) 
fteht ſowohl dem Berechtigten!1®) al8 der Gemeindevertretung!) in- 
nerhalb einer ausjchließenden Frift von vierzehn Tagen die Beſchwerde 
ur nächſthöheren Verwaltungsbehörbe!15) und gegen die Enticheidung 
Der letzteren, joferne diefe eine Kreisregierung, Kammer des Innern, 
ift,117) Beichwerde zum Staatsminifterium des Innern!08) offen. 


IV.113) Wird ein Haus ,t19) auf welchem ein oder mehrere 
Gemeindenugungsrechte ruhen, durch Brand oder ein anderes Natur 
ereigniß zeritört, oder abgebrochen, oder für einen Öffentlichen Zweck 
abgetreten, und wird Die bisherige Wohnftättel20) auf einem anderen 


119) Auch nicht ber geringfte Bruchtheil über Einem vollen Nutzungs⸗ 
recht 3. B. auch nicht 12/410 oder noch weniger Über 1 darf auf ein und das— 
felbe Häusliche Anmefen ohne eine ftaatliche Genehmigung gehäuft werben. 
Siehe Anm. 1128. 

120) Es ift keineswegs auögeichtoffen, bezw. bedarf ber minifteriellen Ge⸗ 
nehmigung nicht, daß ein und Derjelbe Befiter mehrere Häufer oder Grund⸗ 
ftüde erwirbt oder eigenthümlich befigt, auf welchen foldye gemeindliche Nugungs- 
rechte ruhen und baß er hiedurch mehrere Nutzungsrechte in feiner Hand vereinigt. 
Siehe Unm. 112, auch 128 Nr. IIb und Wr. III. 

112) z. V. die Zerlegung eined ganzen Nutzungsrechtes in 2 Halbe, 3 drittels, 
4 viertel8 ıc. 2c. Nubungsrechte oder bie eines halben Nutzungsrechts in 2 viertels, 
3 fechfteld, 4 achtels ꝛc. 2c. Rechte. 

11°) Ueber die Motive zu diefer Beftimmung ſ. v. Kahr ©. 302 Note 8. 

28) Giehe Biegu oben Anm. 108, auch 111. 

116) Der „Berechtigte” im Sinne der vorliegenden Beſtimmung ift der⸗ 
jenige, welcher Eigenthümer desjenigen Hauſes bezw. Grundſtückes iſt, mit welchem 

as in Frage ſtehende Nutzungsrecht zur Zeit der Antragſtellung bezw. ber Ver⸗ 

—55 der Sache verbunden iſt, Dagegen nicht derjenige, welcher das Haus 
beſitzt, aut welches diejed Nutungsrecht nunmehr übertragen werden fol. Bergl. 
hiezu v. Kahr ©. 303; auch Anm. 121 und 124 Abf. 2. 

119 Iſt fie Dagegen — wie dies der Fall, wenn vormwürfige Sache in einer 
mittelbaren Stadt oder in einer Land⸗Gemeinde fpielt — ein kgl. Bezirksamt, 
dann geht die Beſchwerde erft an die kgl. Kreisregierung und von dieſer an das 
aa enifiertum, Solchen Falles giebt es aljo 3 Inſtanzen. S. Anm. 108, 
an . 

‚0, Im Gegenfag zu Abſ. II behandelt Abſ. IV diejenigen Fälle, in 
welchen bie Uebertragung eines Nutzungsrechtes auf ein anderes häusliches An⸗ 
weien nicht an bie Zuftimmung der Gemeinde gebunden bezm. deren freiem Er⸗ 
mefien anheimgegeben, desgleichen auch nicht von ber auf freiem Ermeſſen beruhen⸗ 
ben Genehmi ung ber vorgejeßten Berwaltungsbehörde abhängig gemacht a in 
denen vielmebr ie Betheiligten gegebenen alles, d. h. wenn bie vom Geſetze 
ſelbſt ftatuierten Borausjegungen vorliegen, einen Durch verwaltungsrechtliche Klage 
geihüpten Anjpruch auf dieje Uebertragung befigen. (Entfteht Daher ſolchen alles 

treit über bie Zuläffigfeit oder Nichtzuläffigkeit der Uebertragung, fo wird der⸗ 
jelbe im verwaltung recht li chen Verfahren ausgetragen. ©. unten Anm. 126. 

129 Siehe Anm, 110. 

“0, d. 5. wenn an Gtelle des bisherigen durch Brand zc. rei 
ober abgebrochenen oder für einen Öffentlichen Zweck — fei es zum Abbruch ober 
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Grundftüde des Berechtigten,121) welches in derfelben122) Gemeinde- 
markung gelegen und mit welchem ein Nutungsrecht nicht verbunden 
ift, 128) wieder aufgerichtet,120) fo ift 124) Die Uebertragung der auf 
dem bisher berechtigten Haufe haftenden Nubungsrechte auf das 
neuel25) Haus durch die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde zu geitatten.124) 
Der gemeindlichen Auftimmung bedarf e8 in diefem Falle nicht. 

V. Streitigkeiten über die Zulaſſung der im vorftehenden Abſatz 
bezeichneten Uebertragungen find Verwaltungsrechtsfachen im Sinne 


nicht — abgetretenen Wohnhaufes ein anderes Wohnhaus neu aufgebaut 
wird: nur dieſer Fall gehört zu Abſ. IV; wird hiegegen ein folder Wohnhaus- 
Neubau nicht bethätigt, will vielmehr das auf bem zerftörten, abgebrochenen oder 
abgetretenen Bohnhaufe rubende Nutzungsrecht tediglich auf ein bereits beftehendes 
Wohnhaus übertragen werden, fo find die Beftimmungen des Abſ. II maßgebend. 

93), Der „Berechtigte” im Sinne vorwürfiger Beftimmung ift der Eigen- 
thümer des bisherigen Wohnhaufes, welches zerftört 2c. wurde und auf wel» 
chem dad nunmehr auf dag neuerbaute Wohnhaus zu übertragende Nutzungsrecht 
ruht bezw. geruht Hat. Vergl. Anm. 116, auch 124 Ubi. II. 

9) Die Trandferierung eines Nutzungsrechtes gemäß Art. 33 d. Gem.-Drdg. 
in die Markung einer anderen politiſchen Gemeinde iſt abjolut unzuläflig u. kann 
auch nicht mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde reip. mit minift. Genehmigun 
erfolgen. Eine folche Uebertragung ift nach dem Gejege nur denkbar Innerhal 
des Bezirled ein u. derſelben (politifchen) Gemeinde, aljo auch von der Mar⸗ 
fung einer Ortdgemeinde in die einer anderen, foferne beibe betheiligten Ortsge⸗ 
meinden zu ein und derjelben politifchen Gemeinde gehören und es ſich um ein 
Nugungdreht an einem Grundftüde der politijchen Gemeinde handelt; Dagegen 
bei Nutzungsrechten am beſonderen Ortſchaftsvermögen einer DOrtögemeinde 
(im Sinne des Art. 5 und 163 d. G.O.) ift Die Uebertragung auf ein außer- 
yalb derjelben Orts markung gelegenes Haus auch dann ausgeſchloſſen, wenn 

ieſes Haus in derfelben politiichen Gemeinde Tiegt. Bergl. aud) Anm. 109 und 
bj. VI des Art. 35; ferner Zuft.-Min.-E. vom 20. März 1893 oben Anm. 102 
Note *). Bol. E.V.⸗G.⸗H. in Unm. 128 I lit. a und h Ubi. II und IV. 

3ꝛ9 Eine Häufung von Nupungsrechten auf ein und bemjelben häuslichen 
Anweſen in ber Art, daß mehr ald ein volles Nutzungsrecht auf demfelben ruht, 
fol überhaupt möglichft vermieden und nur ausnahmsweiſe mit minifterieller 
Genehmigung für zuläflig erklärt werden. S. Anm. 112 und 114 zu Abi. II. 
Würde alfo auf dem Grundftüde, auf welchem ber fraglide Neubau errichtet 
werben fol, ſchon irgend ein Nußungsrecht (menn auch fein volles) ruhen, jo 
fönnte Abſ. IV nicht eintreten, e3 wäre vielmehr zur beabfichtigten Uebertragung 
die nad) Abſ. II vorgefchriebene Genehmigung der Wuffichtsbehörbe bezw. des 
Minifteriums, ebenfo bie Zuſtimmung der Gemeinde nothwendig. Wgl. aud) 
Anm. 120 u. 124. 

If zu geitatten: Die vorgejeßte Verwaltungsbehörde (Tgl. Bezirksamt 
bei allen nicht unmittelbaren Gemeinden, kgl. Kreisregierung bei unmittelbaren 
Städten) Hat alfo nur zu prüfen, ob alle eſetzlichen Erforderniſſe des Abſ. IV 

egeben ſind; iſt dies der Fall, dann muß 1 die Genehmigung ertheilen, anbern- 
Falle dagegen wäre eventuell das Verfahren nach bj. II Art. 33 einzuleiten. 
Siehe Unm. 107, 118, auch 120 u. 123. 

Allen Betheiligten (nicht blos den Berechtigten nach Anm. 116 u. 121) 

— ein durch verwaltungsrechtliche Klage verfolgbarer Anſpruch auf Ertheilung 
ieſer Erlaubniß zu, ſoferne die geſetzlichen Vorausſetzungen für dieſelbe gegeben 

erſcheinen. ©. Anm. 126. Ueber den Begriff „Betheiligten“ |. Entjch. bed Berm.- 
Ser.-Hofes in Anm. 1281 lit. £. 

2»), Siehe Anm. 120. 
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des Art. 8 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878, die Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in Verwaltungsrechts⸗ 
ſachen betreffend.12%) Iſt die zur Enticheidung in erfter Inſtanz 
berufene vorgejegte Verwaltungsbehörde ein Bezirksamt, fo entjcheidet 
in zweiter Inftanz Die Kreisregierung, Kammer des Innern. 126) 12602) 

VI. Die vorstehenden Beſtimmungen finden auf Nutzungsrechte 
am Ortichaftsvermögen (Art. 5) mit der Maßgabe Anwendung, daB 
ſolche nur auf ein Sud innerhalb derjelben Ortsmarkung und zwar 
in den Fällen des Abi. 2 nur mit Zuftimmung der Ortövertretung 127) 
(Art. 153) übertragen werden Dürfen. 128) 


0, Wie bereitd Anm. 118 angedeutet, ift die Deranlafjung zur Einleitung 
eine3 verwaltungsrechtlihen Verfahrens dann gegeben, wenn Streit darüber 
entfteht, ob bie Borausfegungen bes Abſ. IV gegeben find bezw. wenn mit ber 
Begründung, es ermangele bie eine oder bie andere dieſer Borausjegungen oder 
e3 fehlen fämmtliche, die Wuffichtsbehörde ihre Genehmigung verfagt ober auch 
aus gleihem Grunde die über das Uebertragungsgefud, im Inftruftionsverfahren 
vernommene Gemeinde Einfpruch gegen die projeftierte Transferierung erhebt und 
die Aufficht3behörde diefen Einipruch für berechtigt erachtet und demgemäß die 
beabfichtigte Uebertragung nicht geftattet. ©. v. Kahr S. 304 Note 11. 

Sol die fraglihe Tranzferierung in einer unter einem kgl. Bezirksamte 

ftehenden Gemeinde ftattfinden, jo enticheidet 
in I. Inſtanz diejed Bezirksamt, 
in II. n die dem legteren vorgeſetzte kgl. Kreißregierung, 
in DI. n der tal. Berwaltungsgericht3hof. 

Iſt Dagegen Die betreffende Uebertragung in einer unmittelbaren Stadt 
beabfichtigt, jo enticheidet in I. Inſtanz die derjelben vorgeſetzte kgl. Kreisregierung, 
in II. und leßter Inſtanz der Tgl. Berw.-Ger.-Hof. 

Siehe hiezu die Entſch. des Berwm.-Ger.-Hofes vom 3. Juli 1889 Bd. 11, 
449 ff.; vom 24. Yuli 1889 Bb. 11, 464 und vom 10. Mai 1893 Bd. 14, 265 
in Anm. 128 Nr. I lit. f, b, d; vergl. auch Entich. bes Berw.-Ger.-Hof3 vom 
28. Mai 1886 Bd. 8, 79 ff. 

Siehe endlid die Beſtimmung bes Art. 8 Ziff. 28 bes Verw. Ger.Hofs⸗ 
ee oben Anm. 1002) Weiter |. v. Fahr S. 304 Anm. 11, beögl. Note 12 

ajelbft. 

26a) Ueber die Hupothecierung von Gemeinderechten ſ. Min.-E. vom 18. 
Sanuar 1835*) (Web. 8, 7.) 

oT, Diefe ift entiweber nach Urt. 153 Abſ. III der Gemeindeausſchuß ber 
Gejammtgemeinde oder nad) Art. 153 Abſ. IV der dafelbft genannte Ortsaus- 
ſchuß oder — menn weder der Fall des Abſ. III noch ber bes Abſ. IV 1. c. ge 
geben in — nad) Art. 153 Abſ. V die Ortsverfammlung. ©. v. Kahr S. 304 

nm. 


n 128) gu rt. 33 verweilen wir auf folgende Entfheibungen u. Abhand- 
ngen: 


*) Diefelbe Iautet, ſoweit Hier don Intereſſe, und zwar Ziff. 3: Gemeindenugungs rech te 
Bunen nur bann, wenn fie dinglicher Natur, b. b. wenn fle ald Bugehdrungen eines Gute mit 


& 
dem perſbnlichen Verbältniffe und der © 
thekenbũ eingetragen werben ac. xt. 

ff. 4: Die Beantiwortung der frage, ob ein Gemeindenntzungsrecht auf dem binken Ge⸗ 
meinbeaezuß, wofßt nad %$ 11, 18, 19 Nr. 8 u. 26 d. Gem.⸗Ed. die Vermutbung fpridht, oder anf 
dera Befige eines Gutes in ber Gemeinde oder fonft auf einem Redtstitel 3.8. —2 x. berube, 
a nl elta ——— 
r civilrechili rung und erforder n ung in separato. x. x. 
(Bergl. Art. 86 u. 87 der Gen Orb.) ß ® 
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I. Entich. des Sera ungdgerichtaofes: 
2. 


vom 28. Mai 1856 Bd. 8, 85: Nach den älteren gemeindegejeglichen 
Normen — 8 26 des Gem.-Ed. von 1818/34 — hatte fih bie Be— 
nügung der unvertheilten Gemeindegründe nach den beitehenden Ber- 
ordnungen und dem rechtmäßigen Herlommen zu ridhten. Während nun 
bie Uebertragung eines im &emeinbeverbande wurzelnden Nugungs- 
rechtes am Gemeindevermögen in eine „andere (polit.) Gemeinde” oder 
in eine „andere Ortichaft mit gefordertem Bermögen derjelben Ge⸗ 
meinde“ jelbftverftändlid in Folge des untrennbaren Zufammenhanges 
bes Nechtes mir dem engeren gemeindlichen Berbande unbedingt al3 
unftatthaft zu erfennen war (— |. Min. Entſchl. vom 12. November 1837 
Döll. 11, 265*), —), mwurde eine ſolche Uebertragung auf andere Rea⸗ 
Iitäten innerhalb der ſelben Gemeinde oder Ortichaft mit Zuftim«- 
mung der einichlägigen Gemeindevertretung als Befiberin des den Ge⸗ 
enftand der Nubung bildenden Grundeigentumes als zuläffig erachtet 
S Entſchl. des Yuft.-Min. vom 16. Rovember 1868, ZYuft.-Min.-BI. 

. 241). ©. hiezu Anm. 102 auch 122, bejonders aber die unten bei 
lit. h angeführte Plena rentſch. vom 16. Januar 1895 Bd. 16 ©. 1 ff. 


. vom 24. Juli 1889 Bd. 11, 464 f.: GStreitigfeiten über die Rechts⸗ 


giltigfeit einer unter der Herrichaft bes revid. Gem.Ed. von 1818/34 
ftattgehabten Lostrennung eine auf einem Haufe oder einem Grund- 
ftüde ruhenden und im öffentlichen Rechte wurzelnden &emeinderechtes 
find Verwaltungsrechtsſachen im Sinne de3 Art. 8 Ziff. 28 des Berm.- 
Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes. (Ein rechtmäßiges Herlommen im Sinne des $ 26 
bes erwähnten Gem.-Ed. für die Xostrennung eined derartigen ®e- 
meinberechtes mußte ſich Thon vor Einführung dieſes Gem.-Ed. gebildet 
haben) ©. Anm. 102 auch Anm. 101 Ilit.na. E. u. nadjft. lit c. 
ganz beſonders aber die Blenarenticheidung vom 16. Januar 1895 Bd. 
6 ©. 1 ff. unten bei lit. hund Note * hiezu. Vgl. audy Anm. 126. 


. dom 14. Oftober 1891 Bd. 13, 270f: Eine unter ver Derrichaft des rev. 


Gem.-Ed. von 1818/34 erfolgte Uebertragung eines im Gemeindeverbande 
wurzelnden Gemeinderechte® von einem Anweſen auf ein anderes ift 
vom Öffentlich-rechtl. Standpunfte nur dann wirkſam, wenn (Ni in der 
Gemeinde vor Einführung dieſes Gem.-Ed. ein diesbezügliches Her- 
fommen gebildet u.) bie Gemeinde bezw. Ortichaft zu der in Frage 
ftehenden Transferierung die Zuftimmung ertheilt hat. S. Anm. 102 auch 101 
Ilit. a a. E. u. vorltehende lit. b, auch nachſt. lit. d, fpec. auch die 
oben ſchon bei lit. a u. b genannte Plenarentiheidung vom 16. Ja⸗ 
nuar 1895 Bd. 16, ©. 1 If unten bei lit. hund Note * Hiezu. 


. dom 10. Mai 1893 Bd. 14, 265: Die aus der ehemaligen Marf- 


genofjenichaft abgeleiteten Gemeindenugungsrechte find in der Regel mit 
dem Grund und Boden der alten Haud- und Hofftätten verbunden. 
(S. hiezu die Ausführungen unten lit. d* u. g). 

Als Trangferierung eines Gemeinderechtes N nur die wirkliche Los⸗ 
trennung der Semeindenugungen von den Häufern oder Grundftüden, 
worauf he ruhen, nicht auch eine ſolche Abmachung zu betrachten, welche 
für die Zukunft das Gemeindenugungdredht 
mit der alten Stätte zu durchbrechen, lediglich auf einen beftimmten 
Zeil derſelben räumlich einengt und fixiert. Aum. 102 u. vorft. lit. a 
u. b. Bgl. auch Anm. 126. 


ohne deſſen Berbindung 


. vom 10. Mai 1894 Bd. 14, 266 ff. befonders 267 f. (f. oben lit. d Abſ. 1): 


Wie der kgl. Vermwaltungsgerichtähof wiederholt ſchon anerfannt bat 
(Entih. vom 16. Mai 1884 Bd. 5, 211 ff., ſpeziell 215 f.) laſſen fich 
die Nutzungsanſprüche am Gemeindevermögen, joweit fie zu indivi⸗ 


*) Siehe biefe Entſchl. bei Web. 7, 522 Note **. 
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duellen Rechten ber Gemeinbebürger oder einzelner en von 
Gemeinbeangehdrigen geworden find, rechtögeichichtlich auf die ehemalige 
Markgenoſſenſchaft bezw. ben unverteilten, genofjenichaftlichen Beſitz der 
fog. Realgemeinde zurüdführen. - Der Grundbeſitz, welcher |. 3. ben 
Markgenoſſen bei Ausſcheidung und Zuweiſung beftimmter Anteile an 
ber Mark zugejallen war, hatte feine wirtichaftliche Ergänzung in bem 
Anipruche auf fortdauernde Benugung ber unverteilt gebliebenen 
Weiden, Wälder u. |. m. zu finden. Sowohl die in bag Privateigentum 
der Einzelnen übergegangenen Teile der Mark ald die Berechtigung zur 
Benügung der Mark galten in der Regel als Zugehör des „Haufes unb 
Hofes im Dorfe oder vielmehr ber Haus- und Hofftätte”. „Denn 
bie Wohnung im Dorfe oder vielmehr der Grund und Boden, auf 
welhdem Haus und Hof ftand (die Hofftatt .. . area, mansus 
u. |. w.) wurde von jeher als ber wichtigfte Beftanbteil und ala bas 
Haupt be3 ganzen Bejigtums betrachtet.” Schon in der älteften Beit 
beitand aber der Bauernhof nicht blos in ber Behaufung unb den er- 
forderlihen Nebengebäuden, jondern umfaßte in gemeinjamer Um- 
friedung weiter auch noch den zur baus- und Tandwirtichaftlichen 
Benutzung unentbehrliden Hofraum und Hausgarten. Wo aljo in 
bäuerlichen Gemeinden örtliche Abweichungen und Beionderheiten nicht 
nachweisbar find, muß ald Regel angenommen werden, daß weder 
die Behaufung im engften Sinne, nod bas Geſammtanweſen, fondern 
vielmehr die Haus- und Hofftätte der Träger ber Markberech⸗ 
tigung war. 

Soferne baher die aus der Markberedhtigung hervorgegangene Teil» 
nahme an den Nußungen des Gemeindevermögend herfömmlidy nur be» 
ftimmten Anweſen zufteht, ift daran feftzuhbalten, dab auch fie regel- 
mäßig auf den Haus- und Hofftätten ruht, an weldhe urjprüng- 
lich die Markberechtigung gefnüpft war. ©. Unm. 104 u. 110, aud 
unten lit. g u. i. 


e. vom 10. Zuli 1889 Bd. 11, 474: Das in Art. 33 der Bem.-Drdn. 
feftgeiegte Verbot der Lostrennung der auf dem &emeinbeverbanbe ſich 
gründenden und auf einem Haufe oder Grundſtücke ruhenden Rechte auf 
Gemeindenugungen war — vor Erlajjung bes Gejeged vom 14. März 
1890 betr. die banderung des Art. 33 der Gem.Ord. — ein unbe 
dingtes. ©. Anm. 102 Abi. 1. 


f. vom 3. Juli 1890 Bd. 11, 449: In einem Streite darüber, ob ein mit 
einem Anweſen verbunden geweſenes Nutzungsrecht an unverteilten 
Gemeindegründen in rechtägiltiger Weife von diefem abgetrennt und auf 
ein andere Anmelen übertragen werben konnte, ift — außer der &e- 
meinde und den Nutzungsberechtigten — auch der Beſitzer bes letzteren 
Anweſens als Beteiligter zu eradhten. Anm. 124 a. E., auch 126. 


g. vom 23. Mai 1894 Bd. 15, 193: Nach den beutichredhtlichen Grund» 
fägen über das Benutzungsrecht an den gemeinen Marten ruht bie 
Markberehtigung auf den Haufe und Hofe und zwar auf ber 
Zauptwohntätte, nicht aber auf den Nebengebäuben. Wenn baber neue 

ebäude neben der Hauptwohnung auch von einem Marfgenofien er- 
richtet wurden, fo erhielten fie, wenn Die übrigen Martkgenoſſen nicht 
zugeftimmt hatten, feine Marknugung ꝛc. ꝛc. ©. Unm. 104 und 110; 
ferner oben lit. d u. d?, desgl. lit. i. 

h. Blenar-ÜEntich. vom 16. Januar 1895 Bd. 16, 1 f.:°) 

I. Unter den „beitehenben Berorbnungen” im Sinne Des 8 26 bes 
Gem. Ed. vom 17. Mai 1818 find zunädit die ediktsmäßigen Be⸗ 


en bie Eutf&. bes Verw⸗Ger⸗Hofß vom 24. Yult 1889 3b, IL, 404 ff. ie. 469, 
vom 14. — 1801 ds 870, oben irn Ut. dc S. Unm. 102 N. ſper 
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ftimmungen jelbft, außerbem etwaige neben dem Edikte beftehende all- 
gemeine oder partituläre Verordnungen, beögleichen oe ent 

ormen zu verftehen; e3 dürfen aber auch bezügliche Beitimmungen 
ber einichlägigen Civilrechte darunter begriffen werben. 

II. Die Trandferierung von im Gemeindeverbande wurzelnden 
Rechten auf Gemeindenugung, welche auf einem Haufe ober Grund⸗ 
ia e ruhen, in eine andere Gemeinde oder Ortihaft war auch na 
em Gem.&d. vom 17. Mai 1818 abſolut unzuläffig. Rgl. 
Unm. 102 u. 122. 


III. Im @ebiete der Gemeinderechte und Gemeindenußungen Tann 
der Nachweis eines bereit? vor dem Jahre 1818 abgeichlofienen rechts- 
begründeten Herkommens nur dann gefordert werben, wenn e3 fih um 
Abweichung von einem im mehrerwähnten Edifte enthaltenen und in 
der rechtsrheiniſchen Gem. Ordn. aufrecht erhaltenen, für die Zukunft 
maßgebenden Srundjage handelt, dem gegenüber ein bereit3 vor dem 
Jahre 1818 begründetes Herlommen im & 26 des Ediktes vorbehalten ift. 


IV. Die WMbtrennung von Gemeindenugungsrechten, melde im 
Gemeindeverbande mwurzeln und auf A oder Grundftäden ruhen, 
fowie die Uebertragung ſolcher Rechte auf andere Häufer ober Grund⸗ 
ftüde innerhalb berjelben Gemeinde oder Ortichaft war mweber im 
Gemeindeedikte vom 17. Mai 1818 felbft, noch auch durch eine fonftige 
allgemeine Verordnung, ebenfo nicht durch eine Beftimmung bes im 
Nechtögebiete ber vorwürfigen Streitfache geltenden preußiichen Land- 
rechtes verboten. Vgl. Anm. 102 u. 122, 

V. Demzufolge ift der Nachweis eines bereit3 vor dem Jahre 1818 
beitandenen rechtsbegründeten Herkommens, gemäß weldyem Die Ab⸗ 
trennung jowie Trandferierung zuläffig war, feine notwendige Voraus 
fegung der Rechtmäßigkeit einer in der Zeit vom 20. Mat 1818 bis 
1. Juli 1869 ftattgefundenen Abtrennung oder Transferierung. 

VI. Auch die Anwendung der in den einfchlägigen Civilrechten ent- 
baltenen ®rundjäge über Verjährung einfchließlid der Klagenverjähr- 
ung ift im Gebiete der Gemeindenubungsrechte nicht ausgejchloffen. 

VII. Die rechtswirkſame Abtrennung ſowie Uebertragung von Ge— 
meinderechten war in ber oben (Abf. Mil bezeichneten Zeitperiode regel- 
mäßig an die Zuftimmung ber Gemeinde gebunden. 

III. Die Genehmigung der zuftändigen Kuratelbehörbe war für 
derartige Afte nur dann erforderlih, wenn in dem Inhalte oder 
Umfange des Gemeinberechte3 eine auf die Belaftung bes dienenden 
Grundſtückes Einfluß übende Beränderung eintreten ſollte. Zugleich 
mußte diesfalld in den Städten I. Klaffe der Geldanichlag dieſer Ver⸗ 
änderung den Wert von 1000 fl. (taufend Gulden) überfteigen. 

Ob gegebenen Falls die gemeindlihe Zuſtimmung ſowie die Ge⸗ 
nehmigung der Kuratelbehörde als vorhanden angenommen werden 
kann oder nicht, iſt nach den konkreten Thatbeſtands⸗Verhältniſſen der 
einzelnen Streitſache zu beurteilen. 

X. Borftehende Grundfäße beziehen fih nur auf jene im Ge— 
meindeverbande mwurzelnden Rechte auf Gemeindbe- 
nugungen, welche auf einem Haufe oder Grundftüde 
ruhen. 

Bezüglich jener perjönlichen Nutzungsrechte am Gemeinbevermögen, 
melde durch das Gemeinbeedilt von: 17. Mai 1818 bezw. 1. Sur 
1834 an bie @emeinbemnitgliebfchaft und durch Die rechtsrheiniiche 
Gemeindeordnung von 29. April 1869 an bie Bürgereigenſchaft oder 
gleichwertige Qualitäten geknüpft find, ift durch Borftehendes nichts 
entichieden worden, noch weniger über bie dem Civilrechte angehörigen 
rein dinglidhen Nechte anı Gemeindevermögen. 
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XI. Wenn in Streitſachen über im Gemeindeverbande wurzelnde, 
auf Häuſern oder Grundſtücken ruhende Nutzungsrechte am Gemeinde- 
vermögen ber Thatbeſtand n ach dem Inslebentreten der rechtsrheiniſchen 
Gemeindeordnung Tiegt, jet der Art. 33 der lebteren, bezw. nach bem 
Inslebentreten der Novelle vom 14. März 189%, die Mbänderung de 
Art. 33 der Gem.Ordn. für die Landesteile diesjeitd bed Rheins vom 
29. April 1869 betr., biefer Artikel in der dort enthaltenen Faſſung 
zur Anwendung fommen. 

Siehe Hiezu Anm. 102. 


. vom 5. Februar 1896 Bd. 17, 189: 


Auf Grund eines Gemeindenupungsrechtes kann Streu aus dem 
Gemeindewalde in ber Regel nur behuf3 Verwendung auf den zum 
Anweſen gehörigen Grundſtücken beanſprucht werben. 

In dieſer Beziehung iſt von dem Grundſatze auszugehen, daß, wie 
das Recht an ber Almende von jeher ein Beſtandteil und gewiſſer⸗ 
maßen eine notwendige Ergänzung ber berechtigten Sonbergüter bildete 
und von den lebteren regelmäßig nicht losgetrennt werden kann, fo 
die Nutzungen an dem Gemeindevermögen (nur) zum Vorteile der 
berechtigten Anweſen zu dienen beftimmt find ꝛc. Bgl. Unm. 
104 u. 110, |. auch oben lit. d, d’ n. g. 


. dom 11. März 1896 Bd. 17, 197: 


Die rechtörheinifche Gem.-Ordn. von 1869 kennt fein öffentlich-recht- 
liches Gemeinderecht, welches von dem Haufe, auf welchem es urjprüng- 
fi} ruhte, losgetrennt felbftändig forteriftiert. 

Ebenda ©. 198: Die diesrheiniiche Gem.-Ordn. von 1869 kennt 
vier Kategorien von Gemeinderechten, nämlich: 

1. Gemeinderechte im Sinne ber Art. 19 Ziff. 3 und Art. 32 Abf. II 
Biff. 1—4 der Gem.-Drdn., welche auf dem Gemeindeverbande fich 
gründen und die in Ziff. 1—4 aufgeführten Gemeindebürger ſowie 
bie denjelben gleichgeachteten Gemeindeangehörigen zur Zeilnahme 
an ben Gemeindenußungen zulaffen, 

2. die Gemeinderechte im Sinne des Art. 32 Abf. II (Einleitung) der 
Gemeindeordnung, welche auf Grund beſonderer Rechtstitel oder 
nad rechtlichem Herkommen einzelnen Klaſſen von Gemeinbeange- 
hörigen zuftehen; 

3. die Semeinderechte im Sinne des Urt. 33 der diesrheiniſchen Ge⸗ 
meindeordnung, welche auf ben Gemeindeverband fi) gründen und 
auf beftimmten Häufern oder Grundſtücken ruhen, 

4. die Gemeinderedhte im Sinne des Art. 36 der Gemeindeordnung, 
welche auf Grund von privatrechtlichen Titeln dingliche Nutungs- 
rechte an dem Grundbeſitze einer Gemeinde bilden. 

Wird ein Gemeinberecht der eriten 3 Kategorien in Anſpruch 
genommen, fo enticheiden im Fall des Streites die Verwaltungs⸗ 
behörden; wird ein Gemeinderecht der A. Kategorie in Anſpruch 
genommen, jo haben im Streitfall die Gerichte zu enticheiden. 

Vgl. Hiezu Anm. 83, audy 63, 72 u. 73. 


. Entich. des oberften Ger.-Hofs Bd. 2, 511, 
. Urteil vom 2. Dezember 1872: Die gerichtliche Verfolgung von 


Nutzungsrechten an Gemeindbeeigentum jept deren Ermwerbung durch 
privatrechtlichen Titel voraus. 
Statthaftigkeit der Beräußerung von Nubungen, welche als Aus 
uß privattechtlicher Befugnis mit einem Anweſen verbunden find. 


fl 
. Erf. vom 26. Oktober 1877 Bd. 7, 66: Die Fertinigung mehrerer auf 


dem Gemeindeverbande beruhender Nutzungsteile in der Perſon Eines 
Gemeindegliedes durch Erwerbung mehrerer nutzungsberechtigter 
Anweſen ift an ſich rechtlich nicht ausgeſchloſſen. S. unten Nr. ILL und 
oben Anm. 112a. 
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Art. 34 (26).129) 


I. Diejenigen, welche Gemeindenugungen 180) beziehen 181) find 
verpflichtet, die auf den Objekten ihres Nubungsrechtes ruhenden 
Laſten 183) zu tragen, Die zur Gewinnung der Nußungen, zur Erhal- 
tung oder Erhöhung der Ertragsfähigkeit erforderlichen Auslagen 138) 


c. Erf. vom 25. Juni 1875 Bd. 5, 628 ff.: Rechtliche Natur der 
Nutzungsbefugnis von emeinbdegliedern an unverteilten Gemeinde- 
gründen, insbefonbere bei deren Berbindung mit einem Haufe oder 
Grundftüde und dem Eintrage derjelben in den Grundfteuerlatajter. 
Ebenda ©. 29. ©. Anm. 101 Nr. III A zu Wrt. 32. 


III. Abhandlungen: 
Bl. für admin. Pr. Bd. 80, 46: Beſitz mehrerer Gemeindenugungsrechte 
f. oben Nr. IIb, auch Anm. 112a. 
Bd. 22, 316: Uebertragung bes Gemeinderechtes auf ein Leerhaus. 


Bd. 38, 198 ff. beſonders ©. 202 Abſ. 2: Wiebereinzichung einer 
(gefegwidrig verteilten) Gemeindenutzung. 


Zu Art. 34. 


129%, Aus ben Motiven ift hieher zu bemerken, daß früher d. h. vor Ein- 
führung der Umfagengejege von 1819 die Umlagen-Pflichtbeiträge in der Regel 
von ben fog. Gemeindeberedhtigten und zwar nad) dem Maßſtabe ihrer Gemeinde⸗ 
rechte geleiftet werden mußten. S. Weber Gem.-Drdn. ©. 42. 

Siehe hieher beionders die Ausführungen der Entich. des Verw.-Ger.-Hofes 
vom 23. November 1892 Bd. 14, 89 fi. (j. Anm. 140 Nr. I lit. a), insbeſon⸗ 
dere auf ©. 90 f. unter lit. b. über die Urt des Buftandelommend der jegigen 
Beitimmung des Urt. 34, durch welche der Grundſatz zur Geltung gebracht werden 
fol, daß diejenigen, welche einen Vortheil von irgend einer Sache haben, auch 
die barauf ruhenden Laften tragen müſſen. Vergleiche ebenda ©. 96: Daß übri- 
gen? der in Art. 34 der Gem.-Orbn. außgeiprochene Grundjag der Verpflichtung 

er Nutzungsberechtigten zur Da an den mit dem Nutzungsobjekte ver- 

bundenen Xaften auch unter der Herrichaft des Gem.Ed. Beachtung gefunden 
dat, kann im Hinblid auf die Motive, wonach mit der betr. Beſtimmung lediglich 
er Grundſatz ber Beitragdleiftung ber Nupungsberecdjtigten zu den mehter- 
wähnten Laften beibehalten werden mollte, nicht wohl bezweifelt werden, denn 
hieraus geht mit Sicherheit hervor, daß diefer Grundjag jchon früher maßgebend 
war. Und auf biefem Boden wuchs Art. 34 ber Gem.Ordn. 

180) Auch die Nutzungen des Urt. 34 fünnen nur folche des öffentlichen 
Rechtes d. h. folche fein, welche auf dem Gemeindeverbande beruhen. Wuf 
privatrechtliche Nutzungsrechte oder Dienftbarkeiten ift der Urt. 34 nicht anwend⸗ 
bar. ©. v. Hauck⸗Lindner S. 118, vergl. auch) Anm. 140a. 

1, Beziehen” d. 5. wirtlih und faktiſch im Genuſſe ſich be— 
finden, nicht blos etwa nur ein Recht auf foldhe bejigen; gleichgiltig ift, ob 
dieſe Nutzung fepinig gemäß Art. 31 Abſ. II von der Gemeinde gewährt wird, 
oder ob ſie auf Grund eines Nutzungsrechtes nach Art. 32 geſtattet werden muß. 
Vergl. Anm. 135. 

19 d. h. Steuern, und demgemäß auch Umlagen, ferner Bodenzinſe, 
Gegenreichniſſe für Forſtnutzungsrechte ꝛc. 

129 Gewinnungskoſten z. B. Holzhauerlöhne bei Holzrechten, Auslagen 
für Flurſchutz, für Feidwege und deren Unterhaltung (Art. 55 der Gem. Ordn.) 
für Verbeſſerungen, Bewäſſerungen, Entwäſſerungen ꝛc.; ſpeciell bei Commun⸗ 
brauhäufern die bauliche Unterhaltung derſelben. Bl. für admin. Pr. Bd. 37, 
54 unb befonbers 58 f. über die Communbrauereien. 
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zu beitreiten und die etwa herkömmlichen 134) Gegenleiftungen an bie 
Gemeinde zu entrichten. 785) 186) 


II. Werden die Erträgnifle eine® Gemeindegutes teilweife zum 
Beſten der Gemeindekaſſe, theilweife zum Privatvorteile verwendet, jo 
find die in Abf. I erwähnten Laften und Auslagen verhältnismäßig 187) 


Bergl. hiegu Entſch. bed Berw.-Ger.-Hofed vom 23. Zuli 1880 Bd. 1, 466 
(für die Piatz je och analog aud) anwendbar für das diesrheiniiche Bayern): In 
Gemeinden Bfalz find Ausgaben für einen Nechtöftreit, welcher von einer 
Gemeinde aut Sicherung eines der Gemeinde felbft zuftehenden, aber einzelnen 
Gemeinbeglieden zum Genuſſe überlafienen Yorftnugungsrechtes geführt wird, 
feine Laften ober Auslagen im Sinne ded Urt. 26 Abf. I ber pfälziichen (Mrt. 
34 Abſ. I der rechtsrheiniichen) Gem. Ordn. Diefelben find Daher nicht von ben 
einzelnen Genußberedhtigten, fondern von der Gemeinde und zwar in Ermangelung 
anderer —— Fear burh Umlagen zu deden. Ein hierauf zielender 
Gemeinbeverwaltungsbeihluß kann nicht wegen Mangel3 der gejeglicheu Not 
wenbigfeit der Ausgabe von Geite der Hödhjftbefteuerten angefochten werben ; * 
Ausgaben fallen weder unter die auf dem Objekte des Nutzungsrechtes ruhenden 
Laſten, noch können fie unter jene Auslagen gerechnet werben, die zur wirtſchaft⸗ 
fihen Ausnägung bes Rechtes zu verwenden find oder hierauf Bezug haben. (Bgl. 
vd. Haud-Lindner ©. 118 f.). 

Siehe hiezu befonder3 die Ausführungen ebenda ©. 471f. (zu Ziff. I), 
ferner v. Kahr ©. 308; vergl. hiezu auch Luthardt Bl. für admin. Praxis 81, 
136. Rote *%*) a. E., deögl. Entich. des Berim.-Her.-Hofes vom 16. Mai 1884 
3b. 5, 191 f. oben in Anm. 101 I lit. u. zu Art. 32 ber Gem.-Ordn. 

130) Bergl. Hiezu Anm. 129 auch unten Anm. 139; ferner v. Kahr S. 308 und 
beſonders v. Haud-Lindner ©. 118. 

Ras frühere Herlommen, nach welchem die Nutzungsberechtigten ausſchließ⸗ 
ih verpflichtet waren, die Gemeindeumlagen zu bezahlen, ift auf jeden Fall durch 
die Gemeindeordnung von 1869, welche bie Berpflihtung zur Umlagenzahlung 
vollftändig für ſich regelt, befeitigt. 

Vergl. Hieher audy die Entich. des VBerw.-Ger.-Hofes vom 9. April 1880 
Bd. I 224 ff., ferner Entf. in Anm. 140 I lit. a u. d. 

Die pfälzifche Gem. Ordn. hat ftatt „herkömmlichen“ das Wort „beitehenden“, 
letzteres ift wohl richtiger, denn bei Nutzungs rechten können bie Gegenfeiftungen 
auch uf beſonderem NRechtätitel beruhen. ©. v. Seydel Staatsrecht Bd. 3, 639 

ote . 


2», Es iſt wohl felbitverftändlih, daß dieſe Verpflichtung nicht über den 
Werth der Nutzungen hinaus fich erftreden foll und Tann, und daß daher aud) 
jeder Nutzungsberechtigte, welchem dieſe Laften und Leiftungen zu hoch wären, 
fi den diesbezüglichen Verpflichtungen dadurch entziehen kann, daß er auf bie 
betreffende Nutzung beziv. auf die Ausübung des ihm zuftehenden Nutzungsrechtes 
verzichtet. Denn die Berbindlichkeiten bes Art. 34 hat eben nur Der zu erfüllen, 
welcher fih im faktiſchen Genufie ber fraglichen Nutzung befindet, alſo auch 
nur fo fange und infomweit al3 dies wirklich der Fall if. S. Anm. 131. (Art. 
84 Abi. I, verb: Diejenigen, welche G@emeindenugungen beziehen zı.) ©. 
auch Anm. 1382, ferner v. Haud-Rindner S. 118 Anm. 1 Abi. 3. 

20) Art. 34 Abſ. I findet Anwendung nicht blos auf bie Fälle, in welchen 
die bezogenen Nutzungen aus Laften beftehen, welche auf Gemeindeeigen- 
tum ruben, fondern auch auf diejenigen, in welchen die von ben Berechtigten 
ausgeübten Rubungen al3 ſog. Servituten oder Dienftbarfeiten ericheiuen, welche 
der Gemeinde ſelbſt an fremdem Eigenthum zuſtehen. ©. Geib 8b. I 
S 230 zu Art. 26 der pfälziihen Gem. Ordn. 

#°) Bei Gleichartigleit der Nupung erfolgt unter mehreren gleihmäßig 
Berechtigten diefe Tragung von allen Betheiligten nad bem gleihen Maßſtab; 
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von der Gemeindekaſſe und den Nußungsberechtigten 139) zu tragen, foferne 
nicht ein andermweitiges recht3begründetes Herfommen 189) bejteht 140) 1498), 


bei Uingleichartigfeit je nach dem Werthe der faktiſch von den einzelnen Beteiligten 
bezogenen Nutzung. Bergl. v. Haud-Lindner S. 119 Anm. 2 zu Urt. 34. 

»2*) Siehe hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 26. Dftober 1892 
Bd. 1, 31f. in Anm. 140 I lit. e über ein ber Gemeinde bezüglich diefer Leiftungen 
zuſtehendes Retentionsrecht. Diefe Enticheidung ift wohl für die Pfalz ergangen, 
jedoch bei dem Gleichlaut der Beſtimmung von Art. 26 Abi. I der pfälziichen 
Gem.-Drdn. mit Art. 34 Abſ. I der rechtörheiniichen Gem.-Ordn. auch für letztere 
anwendbar. 

sea) Die Verpflichtung des Art. 34 zur Tragung ber Laften ift — ab⸗ 
gejehen von dem in Abſ. II am Schluß genannten Herfommen — eine geſe tz⸗ 
liche, von welder die Nutznießer, jofern und fomweit fie fih im fakt iſchen 
Genufie der Nutzung befinden, ſeitens der Gemeinde nicht entbunben werben 
fönnen. Jeder Gemeindeumlagenpflichtige würde im Falle ber Entbindung von 
dieſer Berpflichtung gegen einen diesbezüglichen Beſchluß Beſchwerde erheben 
können. ©. hiezu auch Art. 157 Abſ. J 3.2 d. Gem.Ordn. Bergl. v. Kahr ©. 
306; aud) oben Anm. 185. 


18°, Über diefes Herkommen f. Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 23. No- 
vember 1892 Bd. 14, 89 f. in Anm. 101 I lit. n, ferner Bd. 14, 94 in nad 
ftehender Anm. 140 I lit. a, beögleichen von 16. Januar 1895 Bd. 16, 225 in 
Unm. 140 I lit. d. Vergl. auch Anm. 134. ' 


Es können durch biejes Herkommen jomohl zu Gunften ald zu Un⸗ 
gunften der Gemeinde Ausnahmen von ber regelmäßigen bezw. verhältnismäßigen 
Berteilung ber Laften und Wuslagen nad Art. 34 der Gem⸗Ordn. begründet 
werden. ©. v. Kahr ©. 308 Rote 6. 


*°, Enticheidungen und Abhandlungen zu Art. 34. 


1. Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes. 

a) vom 23. November 1892 Bd. 14, 89 oben in Anm. 101 Nr. I lit. n; 
ferner diejelbe Enticheidung ©. 94 (unter lit. b): Es beiteht ſchon an 
IF fein verläffiger Grund, anzunehmen, baß der Geſetzgeber das redht- 
lihe SHerlommen des Urt. 34 der Gem. Ordn. ander als jenes bes 
Art. 32 geftaltet wiffen wollte. Beide Artikel befinden fi) unter einem 
und demjelben Abſchnitte der Gem.-Ordn., beide beziehen fich ebenfo 
wie Die boranägehenben, ber dazmifchenliegende und die nachfolgenden 
Urtifel auf die Nutzung des Gemeindevermögend und die damit zu- 
fammenhängenben Berhältniffe, beide haben biejelbe Materie zum Gegen⸗ 
ftande und ftehen mit ihren Rechtsbeziehungen in innigem Zuſammen⸗ 

ange ꝛc. ꝛc. diena⸗ muß daran ſeſtgehauuen werden, daß das rechts⸗ 
egründete Herkommen des Art. 34 der Gem. Ordn. ebenſo wie jenes 
des Art. 32 ſchon vor der Einführung der Gem.-Ordn. beftanden haben 
muß. S. Anm. 129, 134 und 139, besgleichen unten lit. d. 

b) vom 23. Juli 1880 Bd. 1, 466 oben Anm. 133. 

c) vom 23. April 1890 8b. 13, 179 ff., beionders 187 f.; |. oben Anm. 
101 I lit, gg, auch lit. h Abf. 2. 

d) vom 16. Januar 1895 Bd. 16, 225: Gegenleiftungen zum Vorſchub 
ber Gemeinde im Sinne des Art. 34 Abi. I der Gem.Ordn. fönnen 
buch ein dem einfchlägigen Zivilechte gemäßes Herkommen entjtehen 
und erweitert werden, auch wenn dieſes Herkommen erft nach 1818 
ſich gebilbet Hat. Dagegen ift die Bildung eines rechtswirkſamen Her⸗ 
kommens in Bezug auf Segenleiftungen nad) 1818 dann ausgejchloffen, 
wenn durch ein ſolches dad vor 1818 begründete Recht der Gemeinde 
auf eine Gegenleiftung aufgehoben oder geminbert werden foll. 

Siehe Anmerkung 134 und 139 beögl. oben lit. a. 
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Art. 35. 


Die Gemeinden !41) find befugt14), durch nach Vorfchrift des 
Art. 27 Abſ. I gefaßte Gemeindebeichlüffe14) Nutzungsrechte 14) am 


e) vom 26. Dftober 1892 Bd. 14, 31: Die Gemeinden (der Pfalz) find 
im allgemeinen al3 berechtigt zu erachten, Forderungen für Laften oder 
Gegenleiftungen im Sinne bes Art. 26 der pfälz. (Art. 34 der rechtarh.) 
Gem.-Drdn., welde aus einer früheren ®emeindenupungsverteilung 
herrühren, im Wege der Netention bei einer nachfolgenden Berteilung 
gegen die Pflichtigen geltend zu machen. ©. Anm, 138. 

II. Abhandlungen: 

Bl. für admin. Br. Bd. 20, 135 ff. über Gemeindenugungen, und 
zwar: Gegenleiftungen ; 

Bd. 38, 223: Alter des zur Verteilung von Gemeindenngungen 
erforderlichen Herlommens; 

d. 37, 49 ff., beſonders 54 und 58 f.: Die Rechtöverhältnifie ber 
politiihen Gemeinde und ber brauberedhtigten &emeinde-Bürger bei 
Kommunbrauereien ; 

Bl. für admin. Br. 39, 185: Die Eugen bezieht der 
Berechtigte kraft feiner Gemeindegliedeigenfchaft: folglich gehört ein 
Gtreit über bie entiprechende Gegenleiftung dem öffentlichen Rechte 
"an ꝛc. 2c. 


4°g) Streitigkeiten über die nah Art. 34 den Nutzungsberechtigten zu⸗ 
ſtehenden eiftungen gehören zur Yuftändigfeit ber Sermaltungäbehörben. ©. v. 
Kahr ©. 316. DL. für admin. Br. 39, 185 in vorftehender Anm. 140 Rr. II. 
Bergl. Anm. 130. 


Zu Urt. 85. 


#1) Und zwar fowohl die politiihen Gemeinden ala die Ortägemeinden 
(vergl. Urt. 27 Abſ. VI, 31 Abſ. II und 33 Abſ. VI). 

im, Die Gemeinden haben nur die Befugnis, nicht die Verpflichtung zu 
der in Art. 35 zugelaflenen engiehung von Rugungsrecdhten ; fie fönnen aljo weder 
durch Verfügungen der Aufſichtsbehörde noch durch Anträge ber Gemeindebürger, 
oder vielmehr ber Semeindeumlagenpflichtigen hiezu gezivungen werden. 

Demgemäß hat die Gemeinde nad Art. 35 auch die Befugnis, Herföümm- 
liche Gemeindenugungen felbft dann fortdauern zu laflen, wenn die regel- 
mäßigen Gemeindeeinfünfte zur Befriedigung der Gemeindebebürfnifje nicht voll- 
ftändig ausreichen. 

Siehe Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 1. Mat 1889 Bd. 11, 178, oben 
in Anm. 101 I lit. kk; ferner ebenda ©. 186 unten in Unm. 150 I lit. c; be 
gleigen oben 8 96 ©. 187 Note 15a. BI. für admin. Pr. Bd. 38, 83 8. 3: 

usübung des Gemeinderechts. 

Diefe Befugnis zur Einziehung nad) Art. 35 fteht der Gemeinde auch dann 

u, wenn fie Gemeinderechtögebühren erhoben hat. ©. v. Kahr 309. Wergl. audh 
m. 143, 145 und 146. 


#2) Es muß alfo feitens der Semeindeverwaltung — Magiftrat, Gemeinde⸗ 
ausihuß — ein Antrag geftellt werben, diefem Antrage müffen drei Biertel aller 
Gemeinbebürger zuflimmen und die Buftimmenben müflen zuſammen mehr als 
die Hälfte der Grundfteuern entrichten, womit die ſämtlichen Gemeinbebürger 
und Heimatberecdhtigten und die außer denfelben zur Teilnahme an ben @emeinde- 
migungen berechtigten Perſonen in der ®emeinde angelegt find. ©. auch Art. 27 
Abi. II und Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 1. Mai 1889 Bd. 11, 189: Bei 
Beſchlußfaſſungen nah Art. 36 find die Vorjchriften des Art. 145 Abſ. 4 und 5 


8 96 a. Gejegestert zu Abt. IIL Abſchn. I der Gemeindeorbnung. Art. 35. 308 


Gemeindevermögen, welche nach bisherigem Drt3gebrauche 145) gewährt 
worden find, im alle des Bedürfnifjes14%) für Gemeindezwecke 147) 


durch jene in Art. 27 Abſ. II ausgeſchloſſen — es finden alfo bei Beichluß- 
[eifungen nad Art. 35 die Vorfchriften von Art. 145 Abſ. IV und V ebenfo wie 
ie von Art. 103 Abſ. I und Art. 118 Abſ. I keine Anwendung. 

Einer ftaat3auffihtlichen Genehmigung bedarf dieſer Einziehungsbeſchluß 
nicht. ©. v. Kahr ©. 309. Vergl. oben Anm. 142, deögl. Ann. 148 u. 150 Llit. c. 

) Nutzungs rechte. Es fallen alfo nicht unter Art. 35 die nah Art. 
81 Abf. II freiwillig und widerruflich gewährten Nubungen, melde ohnedies 
nicht weiter gewährt werden dürfen, fobalb eine der Vorausfegungen für ihre &e- 
währung in Wegfall fommt. S. Anm. zu Urt. 31 Abſ. II. Es gehören hieher 
aber auch nur die Nußungsrechte, melde dem Öffentlichen Nechte angehören, 
b. 5. auf dem Gemeinbeverbande beruhen, nicht die privatrechtlichen. S. Unm. 149 
und 130, auch Anm. 145 und 148, ferner Anm. 156 I lit, b. 


06) &3 unterliegen aljo dem Einzuge nad) Art. 35 nur die herfömm- 
lichen, auf örtlidem Gewohnheitsrecht, nicht Die auf einem Rechtstitel — auch des 
öffentlichen Rechtes — beruhenden Nutzungsrechte. 

Der Art. 35 entiprang der Anſchauung, daB herlömmliche Nutzungen prä- 
fumtiv auf einem Wlte der Gemeindeautonomie beruhen und baß diejelben daher 
durch eine fpätere Aeußerung bed Gemeindewillend auch wieder zurüdgenommen 
werben können: Entſch. des Berm.-Ger.-Hofes vom 1. Mai 1889 Bd 11, 184, 
ferner ebenda ©. 184: Es entſteht die trage, ob Urt. 85 unter den „nach bis- 
berigem Ortsgebrauche gewährten Nutzungsrechten“ nur öffentlich-rechtlich 
herkommliche Nußungen folder Art Haie welche auch im alle einer notwendig 
werdenden Umlagenerhebung aufrecht erhalten werden können, oder auch jene 
auf Ortsgebrauch beruhende Nutungen umfaßt, welche zwar gegenüber dem Ge- 
meindebedarfe nicht bevorzugt, jedoch injolange, als jubfidiäre Dedungsmittel nicht 
erhoben werden, zuläffig find. Sowohl der Ausdrud „nach bisherigem Ortsge⸗ 
brauche”, als innere, ſachliche Gründe ſprechen dafür, daß Urt. 35 beide Arten 
von Nußungen, ſonach herkömmliche Nutzungsrechte im weiteren, wie im 
engeren Sinne in fich begreift. — 2c. ꝛc. Wlle auf Ortsgebrauch, auch die nicht 
auf qualifiziertem Herkommen beruhenden Gemeindenugungen haben durd) 
die Länge der Zeit einen gewiſſen rechtlichen Charakter angenommen 2c., jo daß es 
gerechtfertigt ift, ihre Zurückziehung nicht lediglich dem Belieben der jeweiligen 
Gemeindeverwaltung oder jelbit der einfachen Mehrheit der Gemeindeverjammlung 
anheimzugeben. Die Garantie, welche Art. 35 gegen eine nicht wirklich durch 
ein gemeindliched Bedürfnis geforderte, willkürliche Zurüdziehung von Nutzungs⸗ 
rechten ben Inhabern bietet, wird daher an ſich auch jenen Nutzungsrechten zu⸗ 
gebacht fein, deren bevorzugter Charakter nicht oder noch nicht feftfteht zc. 
S. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 11, 178 in Anm. 101 Pr. I lit. kk. 

Siehe dagegen v. Kahr ©. 309 ff. Note 4, bejonderd ©. 311; auch BI. 

r admin. Br. Sb. 20, 139; Bd. 39, 87 Note ** und 38, 311; endlich v. Seyd. 
db. 3, 636, unten Anm. 150 Nr. II und ILL, ſpec. über den Begriff „Orts 
gebrauch“ in Art. 35 f. BL. f. adm. Pr. 31, 405 in Anm. 150 II a. €. 

146) Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 1. Mai 1889 Bd. 11, 185: 

Im Sinne des Art. 35 ift ein Bedürfnis nicht erft dann gegeben, wenn 
außerdem zur Erhebung jubfidiärer Dedungsmittel geichritten werden müßte, 
fondern auch fon dann, wenn die Gemeinde durch autonome Zurückziehung der 
Nutzungen die Möglichkeit erhält, Gemeindezwecke reichlicher, nachhaltiger oder 
Schneller zu verwirklichen als font der Fall wäre. 

7) Nur für Gemeinbeziwede, nicht zu Gunſten fremder Zmede, z. 8. 
behufs Leiftung einer Unterftügung an (auswärtige) Überſchwemmte, Abgebrannte 
ober fonft Berunglüdte kann eine ſolche Zurüdziehung ftattfinden. 
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ganz oder teilweiſe zurüdzuziehen 148), foferne nicht das Nutzungsrecht 
auf einem privatrechtlichen Titel149) beruht 150), 


‚“*) Ein „Burüdziehen” im Sinne des Urt. 35 und in ber Form bes 
Urt. 27 Ubi. I Tann da nicht gegeben fein, wo eine Nutzung (nicht auf einem 
Nutzungs rech te, fondern) auf freiwilliger Gewährung beruht und dengemäß 
fofort fiftiert werden muß, wenn das Bedürfnis der Gemeinde e3 erheiſcht. Kur 
Einziehung folher Nutungen genügt einfacher Gemeindebeihluß. S. Anm. 144 
u . 


” Diefe Schlußbeftimmung, „ſofern nicht ꝛc.“ bemeift wieder, daß die 
®emeindeordnung, mie wiederholt gejagt, bei ber Regelung der Materien ber 
Abt. ITI Abſchn. I einerjeit3 das Beftehende möglich aufrecht erhalten, andrer⸗ 
—* aber ganz beſonders nicht in die Sphäre des Privatrechtes eingreifen und 
peziell nur Belimmungen über bie dem öffentlichen Rechte angehörigen Nutzungen 
treffen will beziehungsweiſe wollte. 


Siehe Entih. des Verw.-Ger.-Hofes in Anm. 156 Nr. I lit. c, aud) 8 % 
©. 187; BL. für admin. Pr. Bd. 31, 405 in Anm. 150 II a. E., ferner vergl. 
Anm. 150 Nr. III a. €. 


#0) Entſcheidungen und Abhandlungen zu Urt. 35. 
I. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes. 
a) vom 21. Oftober 1891 Bd. 18, 241 in Anm. 101 Nr. I lit. ü Abſ. 2. 


b) vom 1. Mai 1889 Bd. 11, 178 in Anm. 101 Nr. I lit. kk, ©. vor 
ftehende Anm. 145. 
c) Diefelbe Entſcheidung wie sub b.) Bd. 11, ©. 186: 

Wenn die Motive (zu Art. des Entw. — Art. 31, 32, 39 bes 
Geſetzes — |. oben 8 96 ©. 187 Anm. 15a) von einer den Gemeinden 
zuſte henden Befugnis ſprechen, herkommliche Gemeindenutzungen auch 

ann fort da uer n zu laſſen, falls „bie regelmäßigen Gemeindeeinkünfte 
zur vetriedigung der Gemeindebedürfniſſe nicht vollſtändig ausreichen“, 
jo befindet ſich Die hier fchon im Entwurfe den Gemeinden eingeräumte 
Befugnis volllommen im Einflange mit der Entwidlung jebt 
geltenden Rechtes; die Ausübung jener Befugnis fegte aber (auch ſchon 
nad dem Geſetzentwurfe und der Faſſung der Motive) voraus, daß 
die in Frage ftehenden Nutzungen wirklich auf „rechtmäßigen Herfommen“ 
im Sinne jene3 Art. 28 des Entwurfes — Art. 31, 82, 89 der Gem.- 
Ordn. — d. h. auf einem rechtbegründeten Herfommen in der oben 
bezeichneten Bebeutung beruhe. [dann kann ihre Einziehung 
weder bon Umlagenpfttchtigen noch von der Gtaatdauffihtäbehörbe be- 
aniprucht werden; die Gemeinde Tann ſolche Nußungen daher fort- 
beftehen lafien, Tann aber wer deren ZuUrückziehung beichliegen, 
nur ift Hier ihr Dispoſitionsrecht in legterer Hinficht (alfo bezüglich 
der Snridgiehung) dur die Vorſchriften des Art. 35 formell und 
materiell beichränft. 

Siehe Anm. 142, 143 auch 148. 

2 Dieſelbe Enticheidung sub b) ©. 189 oben in Anm. 148. 
e) Diejelbe Enticheidung sub b) S. 184 in Anm. 145. 
f) Diejelbe Enticheidbung sub b) ©. 185 in Anm. 146. 
g) Vom 4. Januar 1882 Bd. 3, 493 in Anm. 101 I lit. e, (Anm. 88). 
Anm. 144, 145, 147. 
. 2. Wbhanblungen. 
Bl. für admin. Br. Bd. 38, 83 |. Anm. 142. 
Bd. 38, 198: Wiedereinziehung einer gejegwibrig erteilten Gemeinde⸗ 
nußung ; 
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Art. 36 (27) 161). 
Werden Nutungen am &emeindevermögen auf Grund eines 
privatrechtlichen Titels 152) in Anfpruch genommen 158), fo ent/cheiden 


Bd. 38, 345: Wiedereinziehung einer geſetzwidrig verteilten Ge— 
meindenugung: Grenze der Staatsaufſicht, ſpeziell: Gegenbemerkung 
zu dieſer Ausführung ſeitens des Herausgebers (Luthardt). 

Bd. 38, 383: Einziehung eine Gemeindenutzens. 

Bd. 29, 205: Einziehung der Walberträgniffe zur Gemeindekaſſe ꝛc. 
Speziell zu Anm. 145: 

Bd. 30, 139: Rüdfall ber Gemeindenugungen an bie Gemeinbe. 


Bd. 29, 87 Note **: Lutharbt über Einziehung von Nutzungs⸗ 
rechten, welche auf einem fogenannten gialifizierten SHerfommen be» 
ruben (hiezu |. Bl. für abmin. Pr. Bd. 20, 155; 22, 273 u. 238, 
223), beſonders der Schluß (1. bagegen die in Anm. 145 angeführte 
Entſch. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes, ferner Bb. 38, 311 f. (v. Seydel) oben 
Anm. 101, III, B lit. a). 

endlich Bd. 31, 405 über ben Begriff „Ortsgebrauch“: „Was den 
in Urt. 35 der Gem.Ordn. allein gewählten Ausdrud Ortsgebrauch“ 
anlangt, fo ergiebt fich aus dem dortgemachten Vorbehalte („soferne dad 
a et nicht auf einem privatrechtlichen Zitel beruht”) von 
jelbit, daß diefer Ortsgebrauch nur eine auf öffentlichem Nechtögebiete 
beruhende örtliche Rechtsnorm bezeichnet. 


III. v. Seydel Staatsrecht Bd. 2, 636: „Das Herlommen ijt von der Gem.- 
Ordn. ald örtliche Rechtsſatzung gefabt. Diele Rechtsſatzung ift, folange 
fie befteht, für die Gemeinde bindend. Uber die Gemeinde kann durd) 
einen Alt der Selbftgejeggebung die Rechtsſatzung ändern oder befeitigen. 
Gie kann foldhe Aupungsrechte (— durch nad) Borjchrift des Art. 27 Abſ. 
I gefaßte Gemeindebeihlüffe —) im Yale des Beduürfniſſes für Gemeinbe- 
awede ganz oder teilweife zurüdziehen. Hiezu noch ebenda Note 86: 
Der Beilap „joferne nicht das Nutzungsrecht auf einem privatrechtlichen 
Zitel beruht” ift überflüſſig unb überdies nicht erichöpfend, da noch der 
bejondere öffentlich-rechtlihe Titel zu erwähnen war. ©. v. Kahr ©. 309 ff. 
und Entidh. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 11, 178 (184). 


Bu Urt. 86. 


m) Der Art. 36 macht den Berfuch, die guftändigfeit einerjeitd der Ge⸗ 
richte, anbrerjeit3 der Berwaltungsbehörden in Bezug auf die Entſcheidung von 
Streitigfeiten über Gemeindenugungen genau zu prägijieren. 


182) Auf Bridatrechtätitel beruht die Nutzung am Gemeindevermögen dann, 
wenn das betreffende Nutzungsrecht völlig frei und unabhängig von dem Ber- 
bältniffe ber Gemeindezugehörigfeit ausfchließlich ala ein Rechtsverhältnis zwiſchen 
der berechtigten Brivatperfon als Rechtsſubjekt des Civilrechtes einerjeit3 und ber 
Gemeinde als vermögensrechtlichem Subjekte gleichfall3 des Privatrechtes (als 
Eigentümerin des Grundſtückes, an welchem die Nutzung ſtattfindet) andrerſeits 
erſcheint; wenn alſo z. B. das in Frage ſtehende Nutzungsrecht einem beſtimmten 
ber Gemeinde eigentümlich gehörigen Haufe oder Grundſtücke in der Art anklebt, 
daß ber Befib diefes Haujes oder Grundſtückes ſchon an und für fi, ganz 
unabhängig von dem Berhältniß, in weldem ber betreffende 
Befiger zur Bemeinde fteht, die Bezugsberehtigung gewährt, jo daß alfo 
das fragliche Nutzungsrecht — als gleichiam eine inhärierende Eigenjchaft ber 
betreffenden Liegenschaft bildend — mit biefer auf jeden Beſitzer berjelben 
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hierüber im alle eines Streiteg die Gerichte, gründen ſich die An- 
jprüche auf den Gemeindeverband 154), jo enticheiden die Verwaltungs- 
behörden. 156) 1658) 156) 


ohne Rüdficht darauf, ob er bem Gemeinbeverbanbe angehört oder nicht, über- 
geht. S. die oberjtrichterliche Entſch. m. Anm. 101 Nr. III A. 


Ferner die Erf. vom 17. September 1884 Bd. 10, 503, 505 u. 507 unb 
vom 12. Juli 1889 Bd. 13, 376, desgl. Entich. des Berw.-Ger.-Hofs vom 21. Mai 
1890 Bd. 13, 212 f. in Anm. 1566 I lit. c und II lit a—c. 


Siehe hierüber, fpeciell auch über bie Unterſcheidungs⸗ bezw. Erkennungs⸗ 
merlmale der privat- oder der öffentlich⸗rechtlichen Natur der im einzelnen Yalle 
vorliegenden —e—— reſp. der Zuſtändigkeit ber Gerichte oder der Verwaltungs⸗ 
behörden die ausführliche Zartelung bei v. Kahr ©. 313 ff., ferner Krais, Hand- 
buch (3. Aufl.) Bd. III ©. 297 (befonders bie bort aufgeführten oberftr. Erf.), 
endlich BI. für admin. Br. Bd. %7, 111. (Anm. 156 III.) 


8%), Die Zuftändigleit ber Gerichte oder der Berwaltungsbehörben ergibt 

fih im einzelnen Falle aus dem Klagdvorbringen oder aus ber thatjächlichen Be- 

ünbung des erhobenen Klagsanſpruchs, gleichviel wie der Kläger die von ihm 

ehaupteten Thatſachen rechtli qualifiziert, geichbiel auch ob fich diefe that- 

fähhlichen Behauptungen, auf welche ſich die Klage ftüht, als der Wahrheit ent- 
ſprechend hinterher ergeben ober nicht. 

Entiheidend für die Trage der Competenz iſt alfo gumächh immer ber 
Klagegrund, d. h. die Thatfachen, aus welchen hervorgeht, daß Der erhobene Klags- 
anipruch wirklich in der Perjon des Klägers und wirklid gegen die Perjon 
Bellagten entftanden ift. 

Diefer Klagegrund muß in jedem einzelnen alle vom Kläger angegeben 
fein und muß aus diefem erhellen, daß die Gerichte zuftändig find, wenn Diele, 
bezw. daß die Berwaltungsbehörden Tompetent find, wenn leßtere um ihre 
Entjcheidung angegangen werden. 

Siehe hierüber Näheres bei v. Kahr S, 316 ff.; ftehe auch nachitehende 
Anm. 154 und 155; ferner dv. Hauck⸗Lindner ©. 120 f. Anm. 2 und die dafelbft 
angeführten Entich. des oberften Gerichtöhofes in Bd. 5 ©. 629, 633 und 639. 


280) Auf den Gemeindeverband“ gründet fich das beanfpruchte Nutzungs⸗ 
recht, wenn e3 fich berleitet aus den Öffentlich-rechtlichen Beziehungen, in welchen 
ber Berechtigte in feiner Eigenſchaft als Bemeindeangehöriger oder al3 Bemeinde- 
glied zur Gemeinde als öffentlich-rechtlicher Korporation, ald Subjelt des öffent- 
lichen Rechtes fteht. 

Das gekommen gehört — ebenfo wie der Vertrag — ſowohl dem 
öffentlichen als bem Privatrecht al3 Quelle für die Entftehung von Anjprücden an. 
Aus dem Umftande allein, daß ein Anſpruch auf das Herlommen geſtützt wird, 
fann daher an fih nicht erkannt werben, ob er dem Privat» oder Öffentlichen 
Necht angehört. Wird daher eine Klage auf Herkommen gegründet, jo müſſen 
in derjelben die befonderen Thatſachen angegeben werben, aus welden heraus 
erfichtlich wird, ob das auf Herfommen begründete Nechtöverhältnis bezw. das 
Serfommen ſelbſt privat- oder Öffentlich-rechtlicher Natur if. S. vorftehende 

nm. 153. Vergl. 81. für abm. Pr. 39, 405: Gemeinderecht einer Pfarrpfründe 
auf Grund Bergleiches ; Berwaltungsfompetenz trotz Bertrag. 

Siehe auch die Bemerkungen aus den Motiven zu Urt. 36 bei 
v. Hauck⸗Lindner, S.120 Anm. 1, endlich PBlenarentich. des Verw.Ger.⸗Hofs vom 
16. Januar 1895 Bd. 16, 3 in Anm. 156 I lit. b. 

28%) GSelbftverftändlih hat die angegangene Berwaltung3behörde in erfter 
Linie zu prüfen, ob die behaupteten Thatfachen, weiche den Klagegrund bilden, ihre 
Suftänbigfeit begründen. ft Ießteres nicht ber Fall, jo hat fich die Berwaltungs- 

ebörde als unzuftändig zu erflären und bemgemäß die erhobene Klage abzumeijen. 
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Bergl. Anm. 153; ferner Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofs vom 22. April 1881 
Bd. 3, 684 beſonders 694 f. in Anm. 101 Nr. I. lit. bb und vom 30. Dez. 1890 
Bd. 18, 23 befonders 27 f. in Anm. 156 I lit. e; audy bie Entſch. in lit. d u. f, 
ſ. auch Krais, Handbuch 3. Aufl. Bd. 3, 297. 

a) Steeitigfeiten über Nutzungsanſprüche, welche auf dem Gemeinde- 
verbande beruhen, find gemäh Art. 8 Ziff. 28 Verwaltungsrechtsſachen. 

Näheres hierüber |. v. Kahr ©. 318 f. In 1. Inſtanz enticheidet die der 
betr. Gemeinde vorgejegte Verwaltungsbehörde, alſo bei unmittelbaren Städten bie 
kgl. Kreisregierung, Kammer des Innern, bei anderen Gemeinden bie gl. Ne- 
zirtdämter, (ehteren Falles in 2. Inſtanz die kgl. Kreidregierungen; in beiden 
Fällen gehen Beſchwerden gegen die Megierungsenticheibungen an den fgl. Ber- 
waltungdgericht8hof (Art. 9 Abi. II des Verw. Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes). Vergl. Entich. 
des Berw.-Ger.-Hof3 vom 13. April 1883 Bd. 4, 429 in Anm. 156 Nr. Ilit. f, 
ferner die Ausführungen zur Enticheib. bes Verwm.-Ger.-Hofd vom 1. Mai 1889 
Bd. 11, 178 fi. auf S. 189 f. dafelbft, desgl. bezüglich der Aufgaben ber Ge⸗ 
meindebehörden bei ſolchen Streitigkeiten die Entſch. des Verw.Ger.Hofs bei 
Anm. 158 I lit. d; endlidy noch die ebenda unter lit. g bis k angeführte Entjch. 
bes Verw.⸗Ger.Hofs. — Bergl. auch die Plenarentih. vom 16. Januar 1895 
Bb. 16, 3 in Anm. 166 I lit. b. 

Beim Zufammentreffen eines Streited über Gemeinberechtägebühr nach Art. 8 
Ziff. 27 mit einem GStreite über Nutungsrecht nach Art. 8 Ziff. 28 gilt bezüglich 
bes Inſtanzenzuges die Beltimmung des Art. 9 Abi. 2 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Ge⸗ 
ſetzes d. h. es enticheidet der Bermw.-Ger.-Hof erft gegen Entich. der Kreisregierung 
ſ. biezu 8 95a ©. 121 f. Anm. 6 lit. C. 


156, Entſcheidungen und Abhandlungen zu Urt. 56. 

I. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofs: 

a. vom 22. April 1881 Bd. 3, 684 befonders 694 f. oben Anm. 101 
Nr. I lit. bb. 

b. Alenarentic. vom 16. Januar 1895 Bd. 16, 3 (j. auch oben Anm. 
128 I lit. h): Die rechtsrh. Gemeindeordnung kennt drei Hauptarten 
von Gemeindenugungsrechten. In Art. 36 iſt nämlich unterjchieden 
zwifchen ſolchen Nutzungen, welche auf einem privatrechtlichen Titel be- 
ruhen, welche alfo nur uneigentlich Gemeindenugungen genannt werden, 
dem Gebiete des Gemeinderecht3 gar nicht angehören und im Streit- 
falle der Zuhändigfeit der Verwaltungsbehörden entrüdt find, einerſeits 
und den auf den Gemeindeverband ſich gründenden Gemeindenugungen 
andrerfeit3. Dieſe lebteren Fubungsrechte find entweder perjönlicher 
Natur und Inüpfen fih an die Gemeindebürgereigenfchaft oder fie find 
von bdiefer Eigenichaft unabhängig und ftehen einzelnen Klaſſen von 
Gemeindeangehörigen, fo namentlich den Anweſensbeſitzern oder einem 
ewiflen Zeile derteiben allein zu. In den Fällen der legtbezeichneten 
Ft fommt ben Gemeindenugungsredhten, obwohl fie im Gemeindever- 
bande mwurzeln, eine gewiſſe dingliche Eigenichaft of Daß dies rechtlich 
möglich ift, ift in Urt. 33 u. 36 fowie in Art. 22 Abſ. II der @em.- 
Drdn. unzweideutig zum Ausdruck gebracht. 

Vergl. Anm. 154 u. 152, auch 144, 145 u. 155. 


c. vom 21. Mai 1890 8b. 13, 212 f.: Das Gemeinbeedilt bat fich mit 
der Frage, ob Los geldft von den Beziehungen der einzelnen Gemeinde- 
glieber zum Gemeinbeverbanbde, aljo innerhalb des rein privatredht- 

Me en Gebietes Nutzungsrechte am Gemeindevermögen auch ferner 
erworben werden können, gar nicht befaßt. 

Hieraus ergiebt ſich, daß auf die unvordenkliche Verjährung privat- 
rechtliche tzungsbefugniſſe an unverteilten Gemeindegründen mit 
Bezugnahme auch auf die nach 1818 vorgenommenen VBeſitzhand⸗ 
lungen geftügt werden können, vorausgejegt allerdings, daß nachweisbar 
während der Berjährungszeit der Befig und bie Unsübung des Nutungd- 
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een von dem Gemeindeverbande wirklich auh unabhängig ge- 
weſen ift. (Entich. des oberiten Gerichtähofes Bd. 10, 503, 505, 607 
unten in Nr. II a bis c. 

Die Gem.-Drdn. aber beabjichtigte den in Bezug auf die Benugun 
des umverteilten &emeindevermögend überlommenen NRechtözuftan 
aufrecht zu erhalten 2c.: Die unvorbenflihe Verjährung ih alfo 
fein befonderer Rechtötitel für öffentlih-rehtliche Nubungsrechte 
am unverteilten Gemeindevermögen im Sinne des Urt. 32 der Gem.- 
Ord. S. Anm. 152, ferner Anm. 101 Nr. I lit. x zu Art. 32. 


. bom 13. Sanuar 1888 Bd. 9, 377; — und vom 28. März 1888 Bd. 


9, 454 in Anm. 101 I lit. ee ſ. auch unten lit. f. 


. vom 30. Dezember 1890 Bd. 18, 27 f.: Mag man einen — zwifchen 


Gemeinderechtöbefipern und der Gemeindebehörde in Bezug auf die 
Nutzung gewifler Gemeindegrundftüde abgeichloffenen — Bergleich ala einen 
öffentlich-rechtlichen oder ald privatrechtlichen charakterifieren oder mag 
er ſich auf beiden Nechtögebieten bewegen — in dem einen wie in bem 
anderen Falle wird hiedurch die Zuftändigfeit der Berwaltungsbehörden 
zur Beicheidung ber Streitfrage, wie fie vorliegt, nicht alteriert. Denn 
ift der Vergleich öffentlich⸗rechtl. Natur, fo iſt bie en der 
Berwaltungäbehörden zur Würdigung desjelben an ſich gegeben und 
eht man von der Anſchauung aus, daß derjelbe die Eigenfchaft eines 
Brivatrechtätiteis in fi) trage, fo find zwar die Vermwaltungsinftanzen 
nicht befugt, über die behauptete privatrechtliche Natur der Nubungen 
zu enticheiden, aber immerhin — wenn Streit entiteht, ob Nutzungen 
an Veltandteilen des Gemeindevermögend für die Gemeindekaſſe oder 
um Privatvorteile einer Klaffe von Gemeindeangehörigen zu verwenden 
Sind, unb hiebei der Anſpruch ber Lepteren auf einen Privatrechtötitel 
eftügt wird — zuftändig, darüber zu enticheiden, ob auf Grund des 

orbringend ber angeblich Nubungsberechtigten eine Abweihung 
von der gefeplichen Regel ded Art. 31 Abf. I und Art. 39 Abf. I der 
Gem.-Drdn. als zuläffig anzuerkennen it. (Vergl. Entich. bes Verw.⸗ 
Ger.Hofs Bd. 2, 684 in Anm. 101 I lit. bb u. Anm. 175 I lit. £.) 


vom 13, April 1883 Bd. 4, 429: VBeichlüffe Der gemeindlidhen Or⸗ 
gan in Streitigkeiten über Angelegenheiten, welche im Gemeindever- 
ande wurzeln und auf Grund der Gem.-Ordn. zu enticheiden find, 
können lediglich als Berwaltungsbeihluß und — abgejehen 
von dem Ausnahmsfalle des Art 176 Abſ. 5 der diedrh. (Art. 105 
Abſ. V d. pfälz) Gem.Ordn. nicht als inftanzielle Redtsent- 
fheidungen betrachtet werben. 

Die inftanzielle Entſcheidung biefer Streitigkeiten fteht ber 
der Gemeinde unmittelbar vorgejegten Berwaltungsbehörde, johin gegen- 
über einer der Kreiäregierung unmittelbar untergeorbneten Gemeinde 
nicht dem Stadtmagiftrate, fondern der Sreiregierung, Kammer des 
Innern, zu. Gem.-Ordn. Urt. 96, 154, 155, 162, 163 Abi. I, 176 Abſ. V. 

Siehe oben Anm. 1552, ferner die Entich. des Berm.-Ger.-Hofs 
oben bei lit. d über die Stellung ber Gemeindeverwaltungen bei Strei⸗ 
tigfeiten über die Yuläjfigfeit von Gemeindenugungen. 


. vom 14. Mai 1880 Bd. 1, 281 in Anm. 101 I lit. t. 
. vom 23. Dez. 1880 Bd. 3, 377: Wenn an einem Gemeinbewalde ein⸗ 


zelnen Gemeinde-Einwohnern bingliche (auf einem Privatrechts⸗ 
titel beruhende) Nupungsrechte zuftehen, und zwiſchen den Nutzungs- 
berechtigten und der Gemeindebehörde Über die Befugniffe ber letzteren 
in Bezug auf die Verwaltung und Bewirtichaftung des Waldes Streit 
entfteht, jo kann von den Nubungsberechtigten gegen bie biesbezügl. 
Beichlüfle der Staats aufſichtsbehörden bie legtinftanzielle Ent- 
ſcheidung des Berm.-Ger.-Hofs weder auf Grund des Art. 8 Hiff. 28 
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noch auf Grund des Art. 10 Ziff. 2 des Gefepes vom 8. Aug. 1878 
angerufen werden. ©. hiezu die Ausführungen ebenda ©. 384 u. 385. 

i. vom 26. Nov. 1886 Bd. 8, ©. 182 oben in 8 94 ©. 53 Anm. 27 d 
Abf. 2; ferner hiezu Entſch. vom 23. Februar 1883 Bd. 5, 1: Wenn 
Streit darüber entiteht, ob ein Bermögendftüd Eigentum der Gemeinde 
oder Privateigentum fei und wenn die Berwaltungsbehörben bie An- 
erfennung des behaupteten Privateigentumd verweigern und bi3 zu einer 
allenfalljigen gegenteiligen richterlichen Enticheidung an dem Gemeinde- 
eigentume feitzuhalten bejchließen,, jo ift der Verwaltungsgerichtshof 
zur Entſcheidung einer Beſchwerde gegen einen derartigen Veſchluß 
er Berwaltungsbehdrde nicht auftändig. 

k. vom 80. Dezember 1885 Bd. 7, 119; vom 28. Mai 1886 Bd. 8, 79; 
vom 9. Mai 1888 Bd. 10, 24 und vom 29. Januar 1886 Bd. 7, 168 
in Anm. 101 I lit. cc, dd, ff und s. 


1. vom 11. März 1837 Bd. 9, 89: Gtreitigleiten unter den Gemeinbe- 
angehörigen in Bezug auf Die ra A an den Gemeindenugungen 
und auf den Maßſtab der Verteilung jeen nicht notwendig eine vor⸗ 
gängige oder gleihgeitige Teititellung darüber voraus, ob eine etwaige 

evorrechtung der Nußungen gegenüber der Gemeinde und ber Dedung 
gemeindlicher Bedürfniffe zufolge bejonderen Nechtätiteld oder rechtd- 
begründeten Herkommens gegeben fei. (Vergl. Dean oberftrichterliche8 
Erkenntnis in Nr. II lit. f) S. auch Anm. 101 I lit f. 


Il. Enticheidungen bes oberften Gerichtshofs (oberften Landesgerichts): 


a. Urteil vom 17. September 1884 Bd. 10, 503: Blos dann, wenn ein 
Nutzungsrecht am Gemeindevermögen mit einem beftimmten Haufe oder 
Grundftücde derartig verbunden ift, daß der Beſitzer des Haufes oder 
Anweſens für jih, unabhängig von einem Berhältnifje zum 
Bemeinbeverbanbe, die NBezugsberechtigung gewährt, ift eine 
dingliche Befugnis im privatrechtlichen Sinne ald vorhanden anzu» 
nehmen. ©. Anm. 152. 

b. Urteil vom 17. September 1884 Bd. 10, 505: Der privatredt 
liche Entitehungsgrund eines Nupungsrechtes am Gemeindevermögen 
fann durch den bloßen Eintrag im Grunbfteuerfatafter ebenfowenig als 
durch folden in bie erſte Rubrik des Hypothenbuches nachgewielen 
werben. Dem Grunbdfteuerfatafter fommt die Eigenichaft eined Sal- 
und Lagerbuches nur bezüglich ſolcher dinglicher Rechte zu, melche 
Gegenitand der VBeitenerung find, wie Dominikalien, Holz- und Fiſch⸗ 
rechte, Alpenweide 2c. 2c., bezüglich aller fonftigen Nechte, insbeſondere 
Baulaft, reale Gewerbsrechte, gewöhnliche Weiderechte und Serpituten, 
wozu auch die betreffenden binglichen Nutzungsrechte zählen, kann von 
einer Beweiskraft des Katafterd feine Rede ein 2c. 2c.; der Satafter 
enthält nie den Entftehungägrund des eingetragenen Rechtes, er ſchafft 
feinen neuen fjelbftänbigen Nechtätitel und Tann bie Stelle eined privat«- 
rechtlichen Erwerbstitels nicht vertreten; der SKatafter ift Lediglich 
Mittel zum Beweiſe des Klagsgrundes, keineswegs ein Mittel zu 
deffen Erſetzung. 

Huch die betreffenden Hypothefen-Einträge (in Rubrik 1) und Proto- 
tolle zc. find nicht im Stande, für die privatrechtliche Natur der ftrit- 
tigen Nupungsrechte ein Beweismoment abzugeben. 

Siehe Anm. 152. 

c. Urteil vom 17. September 1884 Bd. 10, 507: Bei Geltendmachung 
privatrechhtlicher Rubungsbefugniffe an unverteilten Gemeinde⸗ 
befigungen auf Grund unvordenklicher Verjährung ift die Rüdfichtnahme 
auf Beſitzhandlungen nach bem Jahre 1818 nicht ausgejchloflen. 
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Art. 37 (28). 17) 


I. Die Beftimmungen diejes Abjchnittes finden feine Anwendung 
auf gemeinfchaftliches PBrivateigentum. 158) 


Giehe hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes oben in Nr. I lit. c. 
Weiter |. noch die bei Kraid (3. Aufl.) 8b. III ©. 297 angeführten 
oberſtrichterlichen Enticheibungen. 

d. Urteil vom 10. Dezember 1873 Bd. 4, 402: Gegenbeweis wider Ein- 
träge im Grundfteuerfatafter; @leichftelung von Gemeindenugungs- 
rechten mit Grunddienftbarkeiten in Bezug auf die Verjährungsfriſt. 

e. Urteil vom 17. November 1876 Bd. 6, 389: Eintragung im Grund- 
fteuerfatafter erjeßt nicht den Erwerbögrund, fondern bildet nur einen 
Beweisbehelf. 

f. Urteil vom 23. Juni 1874: Für die Entfcheibung von Gtreitigleiten 
zwilchen Gemeindegliedern unter fich über die auf dem ®emeindever- 
bande berubende Teilnahme an Gemeindenugungen find Die Abmini- 
ftrativbehörden zuftändig. 


III. Abhandlungen. 


Bl. für admin. Pr.: 

—8 27 3 : Eine auf dem Gemeindeverband ruhende Nutzung, hiezu 

Bd. 37, 111: Verwaltungskompetenz bei dem Streite über &e- 
meindenugungen. 

Siehe Anm. 152, 

Bd. 28, 399 f.: Form ber Gemeindeweide⸗Verpachtung. 

Bd. 29, 102: Ausübung ber Bemeindeweibe: Die Frage, in 
welcher Weile und mit wie viel Bieh dad unbeftrittene Nubungs- 
recht im Intereſſe der Ordnung und mit Rüdfiht auf die Ergiebigkeit 
bes Weidegrundes ausgeübt werben bürfe, ift feine adminiftrativ-recht- 
liche, fondern eine @emeinbeangelegenbeitd - Frage. d. h. ein durch bie 
Gemeindeverwaltung zu regelnber @egenftand. 

Bd. 29, 97: Streit über Ausübung einer Gemeindeweibe. 

Bd. 30, 63: Brivatrechtlicher Charakter einer von ber Gemeinde 
geftatteten Weidenusübung. 

Bd. 85, 109: Beſitz⸗ und Eigentumsdverhältniffe an einem Orts 
gemeindewald. 

Bd. 85, 298: Ueber Gemeinbeeigentumd-GStreitigfeiten. 

5 8* 41, 394: Zur Zuſtändigkeit der Gerichte und Verwaltungs⸗ 
ebörden. 


Zu Art. 87. 


#7) Der Art. 37 verfolgt den Zweck, die Interefien der Gemeinde in Bezug 
auf den ug ihres Eigentums gegenüber den Anſprüchen mehrerer (nicht 
einzelner Berfonen) zu wahren, befonders für die Fälle, in welchen diefe Mehreren 
Eigentumsaniprühe auf die von ihnen benubten Gemeindegrundftüde erheben, 
während die Gemeinde blos Nutzungs rechte gewähren will oder gewähren zu 
mũſſen glaubt. 

Derartige Differenzen unterliegen wohl ber Berbeicheidung ſeitens ber Ge⸗ 
richte, allein die Gemeindeordnung will im öffentlichen Intereſſe den in bie Ber- 
hältniffe befler eingemweihten und baher zum rafcheren, rechtzeitigen Eingreifen mehr 

eeigneten Berwaltungsbehörben bie Befugnis einräumen, bis zu ber doch erft 
päter möglichen gerichtlichen Entiheidung proviforische Verfügungen in treffen, 
um die Gemeinden möglichft vor Schaden zu betwahren, auch drohende Selbitbilfe 
oder fonftige Gefahren zu verhüten bezw. zu befeitigen. Die VBeltimmungen des 
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I. Entjteht Streit 159) darüber, ob ein Vermögensſtück Eigentum 
der Gemeinde oder Privateigentum mehrerer 180) fei, ober entfteht 
darüber Streit,159%) ob und wie weit das Verfügungsrecht der Ge- 


Art. 37 treffen aljo nur für die Ale zu, in welchen an ſich die Zuſtändigkeit der 
Gerichte für die diesbezügliche endgiltige Verbeicheibung gegeben ift, alſo nur in 
Streitigkeiten über PBrivatrechtöverhältnifie. Iſt Iepteres nicht der Fall, dann 
haben die Bermwaltungsbehörden ohnedies jelbjtändig zu enticheiden. Vergl. Weber, 
Gem.-Orbn. ©. 45. 

Auch will der Art. 37 (in Abſ. TIT) dem Gemeindebürger felbft ein Mittel 
zur Wahrung der gemeindlichen Intereſſen nach ber angezeigten Richtung in bie 
Hand geben, wenn etwa bie jeweilige Gemeindevertretung in ihrer Mehrheit es 
ablehnt, das vermeintliche Recht der Gemeinde mit dem nötigen Ernte zu vertreten. 

Bergl. hiezu meiter die Ausführungen bei Weber, Gem. Oron. ©. 45 und 
v. Haud-Rindner ©. 124 (Min.-E. vom 6. Yebruar 1876): 

„Die Buftändigfeit ber Verwaltungsbehörden in Bezug auf die Aufficht 
über das Gemeindevermögen wird dadurch in Feiner Weiſe befeitigt, daB fich ein 
Beteiligter auf einen privatrechtlichen Anſpruch beruft, jelbit dann nicht, wenn 
diefer Anſpruch von der Gemeinde anerfannt werben follte. 

Die Gemeindeglieber find in ſolchen Fällen ohnehin in der Megel Partei 
und baher weder im Gemeindeausſchuſſe noch in ber Bemeinbeverfammlung ftinm- 
berechtigt (Art. 145 Abſ. V der Gem.⸗Ordn.). 


Die Berwaltungsbehörben werben demnach in Kollifionsfällen der fraglichen 
Urt, wenn fie den erhobenen Anſpruch als liquid nicht anerkennen, beftimmen 
müflen, Daß das betreffende Vermögensſtück fo lange als Gemeindevermögen feft- 
zubalten und zu behandeln jei, bis etwa durch Richterſpruch das Gegenteil dar- 
gethan fein wird. 

Bergl. Bl. für abmin. Br. Bb. 30, 145 und hiezu 31, 49; 24, 33 f.; 
80, 79 und 385; 35, 109 und 298 unten Anm. 175 Nr. III. 

Ueber die Rechtswirkſamkeit der vorgenannten Provifionalverfügungen ber 
Sermaltungabehörbe ſ. 9. für admin. Br. Bd. 36, 171 und 174, ß unten 
nm. 


Vergl. auch noch Entſch. des Beriv.-Ger.-Hofed dom 23. Februar 1883 
Bd. 5, 1 in Anm. 156 I lit. i und vom 30. Dezember 1890 Bd. 18, 23 in 
Anm. 101 I lit. i; vom 7. Oftober 1891 Bd. 18, 246: vom 15. März 1898 
8b. 14, 198 in Anm. 175 Nr. I lit. a und b, auch Entid. vom 22. April 1881 
oben Anm. 101 Wr. I lit. bb. 


180), Es erllärt fich died daraus, daß das bayerifche Gemeinberecht Feine 
Realgemeinde d. h. feine juriftiihe Perjönlichteit kennt, welche innerhalb der po⸗ 
be Vemeinde Eigentümerin bed Gemeindevermögend oder eines Teiles beö« 
elben ift. 

Vergl. Hiezu dv. Kahr ©. 238 bis 246. 


3 Gleichviel ob gerichtlich oder außergerichtlich. Ein derartiger Streit, 
ob ein Vermögensſtück Eigentum der Gemeinde ober Privateigentum mehrerer, 
auch darüber, ob und inwieweit das gemeindliche Eigentums- ober Verfügungsrecht 
durch privatrechtliche Nutzungsrechte beichränft jei (j. Anm. 161), ift gegebenen 
Falles von ben Eivilgerichten zu enticheiden und fällt nicht unter Art. 8 Bin 28 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. 

Bergl. hiezu Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 23. Februar 1888 Bd. 5, 
1 und vom 26. Februar 1886 Bd. 8, 178, in Anm. 175 I lit. c und d; ferner 
Bl. für abmin. Br. 30, 146. 


») Es müflen aljo mehrere, nicht ein einzelner mit Eigentumdaniprüchen 
ber Gemeinde gegenüberjtehen, wenn Art. 37 Bla greifen ſoll. 
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meinde über Gemeindevermögen 159) kraft privatrechtlichen Titels 161) 
duch Nutzungsrechte einzelner 182) beſchränkt ſei, jo hat 1608) Die der 
beteiligten Gemeinde vorgeſetzte Verwaltungsbehörde 16) den Sühne- 
verſuch vorzunehmen. 188) Diefelbe ift berechtigt 16%) im alle ver- 
übter oder drohender Selbithilfe oder wenn die Verhütung anderer 
dringender Gefahren es erfordert, die nötigen vorjorglichen Verfüg— 
ungen zu treffen.1%) Dieje find fo lange aufrecht zu Halten, big die 
Gerichte eine andere vorforgliche Verfügung getroffen oder in der 
Hauptjache, fei es über die Beſitz- oder die Rechtsfrage, rechtskräftig 
erfannt haben. 185) 166) 


102) Werden dagegen Augungen auf Grund Öffentlich-rechtlihen Titels 
bezw. folche, welche auf dem Gemeindeverbande beruhen, in Anſpruch genommen, 
fo find durchaus die Verwaltungsbehörden zuftändig. Diefe Fälle gehören nicht 
zu Art. 37. Siehe BI. für admin. Pr. 39, 86 Note *. 

202) Auch bier find mehrere „Einzelne“ vorausgeſetzt. 

ıe®, Bur Bornahme dieſes Sühneverjuches it die betreffende Bermwaltungs- 
bebörde verpflichtet. 

Diefer Sühneverfud muß aljo vorgenommen werden; body richtet fich diefe 
Berpflichtung nur fpeziell gegen die betreffende Behörde; dagegen ijt der Sühne 
verſuch nicht etwa (mie bei Stellung von PBrivatbeleidigungsflagen) bie Woraus- 
fegung zur Klageftellung bei ben Gerichten; letztere Tann von ben Beteiligten jeber- 
zeit au) vor der Vornahme des Sühneverſuchs erfolgen. 

Bergl. 88 268, 471 der Reichs⸗Civ.⸗Proz.⸗Ordn. nebft 8 14 Abi. I des 
Einf.-Gef., ferner Art. 11 des bayer. Ausf⸗Geſ. hiezu vom 23. Yebruar 1879. 
Giehe dv. Hauck-⸗Lindner ©. 125 Anm. 4. 

Siehe ferner Entf. des ob. Landesgerihtd vom 10. März 1891 Bd. 18, 
338 in Anm. 175 Nr. MH und BL. für admin. Br. Bd. 26, 171 und 174 in 
Anm. 175 Nr. III lit. b, ferner ſ. nachſtehende Anm. 164. 

0, Die vorgejegte Verwaltungsbehörde ift im Falle des Art. 37 Abſ. II 
Sat 1 unter allen Umftänden verpflichtet, einen Sühneverſuch vorzunehmen. 
Dagegen fteht es im Falle des Art. 37 Abi. II Sat 2 vollftändig in ihrem freien 
Ermejjen, die nötigen vorforglichen Verfügungen zu treffen, foferne überhaupt die 
Vorausfegungen der letztgenannten @efebesftelle gegeben find. Sie darf aljo eine 
ſolche Provifionalverfügung aud nur dann erlaſſen, wenn Gelbithilie droht oder 
Ichon verübt ift oder wenn die Verhütung anberer dringender Gefahr dies erfordert. 
Ob died nun der Fall ift, Hat fie nach eigenem Ermeſſen zu enticheiden. 

Berneint fie diefe Frage, dann ift jede Einmiſchung ihrerjeit3 unzuläfftg. 
Bejaht fie dagegen biejelbe, dann fteht es wieder in ihrem Ermeſſen, ob u 
welche PBrovifionalverfügung fie erlaffen will. Niemand hat alfo ein Recht auf 
eine foldhe; diesbezügliche Verfügungen bezw. die Unterlaffung einer ſolchen troß 
geitellten Antrages können daher nur mit Beichwerbe an die vorgejegte Verwal⸗ 
tung8behörde angefochten werden, das verwaltungdrechtliche Verfahren bezm. bie 
Ur de3 Verwaltungsgerichtähofes ift hier ausgejchlofien (Art. 13 Abſ. I 
Ziff. 2 des Berm.-Ber.-Hof3-Gef.). — Vergl. Anm. 171. 

Ueber die Durchführung dieſer Brovifionalverfügungen (eventuell durch 
Smangämittel) f. 81. für admin. Pr. Bd. 26, 171 ff. und 174 f. (Anm. 175 
Nr. III lit. b.) j. oben Anm. 157 a. €. 

ıe®, Mit dem Eingreifen der an ſich zujtändigen Gerichte, jei es auch nur 
duch Erlaß einer vorjorglihen Verfügung — mag dieſelbe mit der von ber Ver⸗ 
waltungsbehörde erlaffenen übereinftimmen ober von ihr abweichen — hört bie Ver⸗ 
waltungsthätigfeit auf. 

Vergl. biezu die treffenden Ausführungen in BL. für admin. Br. Bd. 80, 
79, befonder8 80 in Anm. 175 Nr. III lit. e (v. Haud-Lindner ©. 126 f.). 
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II. Jeder Gemeindebürger 167) kann im Interefje der Gemeinde 168) 
die Einleitung eines ſolchen Rechtsſtreites beantragen.1) Wird von 
der Gemeindevermwaltung 169) feinem Antrage nicht ftattgegeben, 189) fo 
ıjt170) die Entjcheidung der vorgelegten Verwaltungsbehörde zu er- 
holen, 170) welche berechtigt ift,171) den Sühneverfuch 172) vorzunehmen 
und, wenn diefer miklingt, einen Anwalt 178) zur PBrozepführung im 
Namen der Gemeinde aufzustellen. 171) 178) 174) 176) 


200, Wenn die Gemeinde einen ungerechtfertigten (— nicht rechtöfräftig 
feititehenden —) Anſpruch auf ein gemeindliches Vermögensſtück anerfennen wollte, 
jo würde dies gleichbedeutend fein mit einer freiwilligen Veräußerung gemeind- 
lichen Vermögen? nah Art. 26 der Gem. Ordn. Es müßte alfo zu einer folchen 
Anerfennung vorher ftaatsaufjichtlihe Genehmigung erholt werben. 

Bergl. hiezu auch Art. 145 Abj. IV und V. ©. v. Hauck⸗Lindner ©. 126, 
ferner Bl. für admin. Pr. Bd. 30, 141 (Unm. 175 II lit. a.) 

‚en, Ohne einen jolhen Antrag, zu welchem jeder Gemeindebürger be- 
rechtigt ift, Tann wohl die Einleitung eine? Rechtsſtreites ſeitens der Auffichts- 
behörde auf Grund des Urt. 37 Ubf. III nicht erfolgen, doch Tann, (abgejehen 
davon, daß Art. 37 ſich nur auf privatrechtliche Nubungen bezieht), gegebenen 
Falles möglicherweije ein ftaat3auffichtliches Eingreifen im Hinblid auf Art. 26 
der Gem.-DOrbn. veranlaßt jein. 

Siehe hiezu Anm. 166; vergl. auch Anm. 170 und 171, ferner BI. für 
admin. Pr. Bd. 29, 85 f. unb 86 Note *, desgl. Anm 7 und 15 zu Art. 26. 

208), Nicht in feinem eigenen Brivatinterefje, fondern nur zur Wahr- 
ung der Öffentlichen bezw. gemeindlidhen a 

z2e9 Ueber diejen Antrag ift beichlußmäßig durch den Magiſtrat bezw. Ge- 
meindeausſchuß zu enticheiden und ftehen dem Antragfteller die gegen joldye Be⸗ 
ihlüffe gegebenen Nechtämittel an die vorgejegte Verwaltungsbehörde zu. Das 
Verwaltungs re ht 3 verfahren ift ausgeichloffen. S. Anm. 170. 

70, ft zu erholen. Nach bielem Wortlaut muß die Gemeinbeverwalt- 
ung — abgejehen von dem dem Antragfteller ſelbſt auftehenden Berufungsrechte 
(j. Anm. 169) —, wenn fie den gejtellten Antrag ablehnt, die erwachſenen Ber- 
handlungen der vorgelegten Verwaltungsbehörde ex ufficio vorlegen bezw. deren 
Entjheidung erholen. Letztere entjcheibet in diefem Falle als Aufſichtsbehörde. 

Siehe v. Kahr S. 325 Anm. 7. Bergl. hiezu nachſtehende Anm. 171. 

‚71, Mur „berechtigt“, nicht verpflichtet; aljo ift auch das Ver⸗ 
waltungs recht s verfahren ausgeichloffen und lediglich Beſchwerde an bie vor- 
geſetzte Verwaltungsſtelle zuläflig. 

Siehe vorſtehende Arm. 170; vergl. auch Anm. 164; ferner bezüglich der 
etwaigen Beſchwerden der Gemeindeverwaltung die Art. 161 der Gem.Ordn. 
und Art. 10 Hiff. 2 bes Geſetzes über den Berw.-Ger.-Hof. 

119 Bu dieſem Sühneverſuch find alle Beteiligten zu laben, alfo außer 
dem Antragiteller und der Gemeindeverwaltung auch alle im entgegengejehten 
Intereſſe beteiligten Perſonen. 

178, Soferne die Gemeinde nicht ſelbſt einen ſolchen auswählt bezw. auf⸗ 
ſtellt. Vergl. auch die Beſtimmungen über den Anwaltszwang bei Kollegial⸗ 
gerichten. Reichs⸗Civ.Proz.Ordn. 8 74 und Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ. 8 23. 

174) Ueber Recht und Pflicht der Gemeinde den gemeindbliden Beſitz⸗- 
ftand Dritten gegenüber bezw. gegen Anfprüche jeder Art — fei es in Bezug 
anf Eigentum oder auf Nutungen — aufrecht zu erhalten und event. zu ver- 
teidigen ſ. Art. 26, 159 Abi. I Ziff. 1 auch 2 und 157 der Gem.-Drbn. ; beſon⸗ 
ders v. Kahr ©. 325 f. und die dajelbit auf Seite 326 angeführte Dkin.-E.; ferner 
Entih. des Vermw.-Ger.-Hofe3 vom 23. Februar 1883 Bd. 5, 1 in Anm. 156 Ti; 
vom 30. Dezember 1890 Bd. 18, 28 (lit. a) und vom 15. März 1893 Bd. 14, 
198, au vom 6. Auguſt 1880 Bb. 3, 12 in Anm. 175 Ili. b,e, fu.g. 
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? Entſch. bed Verw.⸗Ger.⸗Hofes, des oberiten Ger.Hofs (oberften Landes⸗ 
gerichts), desgl. Abhandlungen zu Art. 37. 


I. Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes: 


0 


nr 


vom 7. Oktober 1891 Bd. 18, 246: Die Berechtigung der Vermwaltungs- 
behörden, bei Beichlußunfähigteit ber @emeindevertretungen (vergl. 
Urt. 103 Abſ. II und Nrt. 145 Abſ. IV und V der Gem.Ordn.) 
an Stelle ber Ietteren die nötigen Verfügungen zur Wahrung ber 
Gemeinbdeintereffen zu treffen und erforderlichen Falles einen Necht3- 
anwalt aufzuftellen, gilt auch Ortichaften gegenüber in Streitfällen über 
die Buläffigfeit von Nugungen am Ortichaftövermögen zum Privat⸗ 
vorteile der Ortsburger, ıft jedoch von ber unmittelbar vorgejehten 
N und nah Maßgabe ber Art. 103 Abi. II bezw. Art. 145 
Ab). IV und V ber Gem.-Orbn. zu bethätigen |. Unm. 157. 


. vom 15. März 1893 Bd. 14, 198: Wenn die Staatsauffichtäbehörden 


an dem Eigentume der Gemeinden bezw. Ortichaften bezüglich einzelner 
Grundftüde bis zur Entſcheidung der Civilgerichte feftzuhalten entichlofjen 
find, muß dies von benjelben in unzmweideutiger Weiſe zum Ausdruck 
gebradyt werden. Siehe hiezu ebenda ©. 19: Die Berechtigung der 
Staatsaufficht3behörden, an dem Eigentum der Gemeinden bezw. Orts⸗ 
gemeinden bezüglich einzelner Grundſtücke jo lange feitzuhalten, bis das 
Gegenteil durch die Enticheidung der Civilgerichte ausgeſprochen wurde, 
ift nicht zu beftreiten (ſ. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes in Bd. 5, ©. 1 ff.); 
vorausgeſetzt ift aber dabei, daß die diesbezügliche Auffaflung der 
Staat3behörden entichieden und unzweideutig zum Wusdrude gelangt. 
Bar nach der eigenen Annahme der Stoatsautfichtöbehörben eine Ge⸗ 
meinde, als deren Eigentum dermalen gewiffe Grundftüde in Anſpruch 
genommen werben, zur Beit der Einführung des Gem.-Ed. von 1818 
noch gar nicht vorhanden, fo muß zuerit der Nachweis des rechtlichen 
Beitanbes einer jolchen Gemeinde erbradjt und Tann jebenfalld dem 
Inhalte der Steuerliquidationdverhandlungen eine gemeindebildenbe, 
Privateigentum in emeindeeigentum verwandelnde Rechtswirkung 
nicht beigelegt werben. 

Giehe Anm. 157. 


. vom 23. Februar 1883 Bd. 5, 1 ff. in Anm. 156 1 lit. 1. 
. vom 26. Februar 1886 Bd. 8, 178 ff.: (Zum Begriff einer Ortfchaft 


ift das Vorhandenjein einer bejonderen Ortsflur, nicht aber auch ber 
Beſtand eines örtlichen Sondervermögend unerläßlich). 

Wenn über die Verwendung der Srträgnifie eines enge en 
DOrtövermögend zur Dedung von Bedürfniſſen der politiichen Gemeinde 
Streit entiteht, fo kann vertwaltungsredhtlich zwar nicht über den Be⸗ 
ftand eines Ortsvermögens bezw. über da3 Eigentum an ben als Orts⸗ 
vermögen bezeichneten Gegenſtaͤnden, wohl aber darüber Entſcheidung 
getrofien werden, ob eine ausgeichiedene Ortsflur und folgeweife eine 
befondere Ortſchaft vorhanden fei; und hiezu beſonders ©. 181 f., fpeziell 
©. 182 oben in 8 94 ©. 53 Anm. 27 d Abſ. II Bergl. Anm. 159. 
vom 30. Dezember 1890 Bd. 18, 23 Abf. II lit. a: Zur Enticheibung 
barüber, ob die Gemeinderechtäbefiger (oder bie politiiche Gemeinde 
oder eine Ortögemeinde) Eigentümer von Gemeindegründen feien, find 
die Verwaltungsbehörden nicht berufen und zur Enticheidung von Bes 
fchwerben über Sefthaltung bes Eigentums der Gemeinde an ®emeinde- 
gründen feitens der Auffichtöbehörden it der Verwaltungsgerichtshof 
nit auftändig. (Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Bd. 5, 1 ff). ©. 

nm. 174. 


. Diejelbe Entſch. sub e Bd. 18, 23 Abſ. II lit. b.: Bei einem Streite 


über die Verwendung von Nubungen am emeinbevermögen für bie 
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II. 


Gemeind ebedürfniſſe ober zum PBrivatvorteile einer Klaſſe von 

Gemeindeangehörigen find die Verwaltungsbehörben über die Zuläffig- 

feit einer Abweichung der gejeglichen Regel des Art. 31 Ab}. I und 

Art. 39 Abſ. I der rechtsrheiniſchen Gem. Ordn. zu enticheiden zuftän- 

dig (Entich. des Verw.⸗Ger⸗Hofes Bb. 3, 684 in Anm. 101 I lit. bb). 
iehe auch Anm. 156 I lit. e zu Urt. 36 der Gem.-Orbn., 


. vom 6. Auguft 1880 Bd. 2%, 12 f.: Gegen Verfügungen in Gegenftän- 


den der Staatsaufficht über die Verwaltung ber eigentlichen &emeinbe- 
angelegenheiten kann auf Grund des Art. 10 Ziff. 2 des Verw.⸗Ger.⸗ 
— nur von der Gemeinde durch ihre zur Verwaltung der 
eigentlichen Gemeindeangelegenheiten geieplich erufenen Organe, nicht 
aber von einzelnen bei der Cache beteiligten Gemeindebürgern Be- 
jchwerde zum Verw.⸗Ger.⸗Hof erhoben werden. S. Anm. 174. 


Entich. des oberften Landesgericht vom 10. März 1891 Bd. 18, 338: 

Borforgliche Verfügungen, welche bie Gemeindebehörden bei Streitig- 

feiten darüber treffen, ob eine Waldung Eigentum der Gemeinde oder 
inateigentum mehrerer fei, führen feine Beränderung im Beſitze 
erbei. 

Giehe ferner bie bei dv. Haud-Rindbner ©. 126 |. in Anm. 6 an⸗ 
geführten oberftrichterlichen Erlenntniffe, befonders die vom 25. Juni 
1858 und 14. März 1859: Die Civilgerichte find zuftändig, wenn der 
Anſpruch auf eine ausſchließliche Nutzung als ein feit unvorbenflicher 
Zeit mit beitimmten Häufern verbundenes Recht geltend gemacht wird, 
über welches von den jeweiligen Befigern von jeher in privatrechtlicher 
Weiſe (Kauf, Berpfändung) disponiert worden ift. 


III. Abhandlungen in den BI. für abmin. Pr.: 


c 


zu Anm. 157: Bd. 30, 140 f., beſonders 141: Wahrung des ge» 
meindlihen Vermogensintereſſes; Zuftändigfeit; 

Bd. 20, 145: Die Erhaltung des Gemeindevermögend gegenüber 
Pre gentums· nfprü hen; biezu die Abhandlung in 

Bd. 21, 49: Schuß des Gemeindeeigentums; 

Bd. 234, 33 ff.: Eine auf dem Gemeindeverbanbe ruhende Nutzung; 

Bd. 29, 86 Note * zu Art. 37 Abſ. III; 

Bd. 30, 79: Pflicht der Auffichtsbehörde zur Wachſamkeit über die 
Erhaltung der Gemeindevermögensftüde ; 

Bd. so, 885: Gemeinfames Privateigentum oder Gemeinbeeigen- 


um 

Bd. 85, 109 ff. und 115 ff.: Befit- und Eigentumsverhältnifle an 
einem Ortsgemeindewald; 

Bd. 85, 298 ff. und 305 ff.: Ueber Gemeinbeeigentums-Streitig- 
keiten; endlich 

vo 13, 139 ff.: Streit über das Eigentum an Gemeindegründen; 
un 

Bd. 37, 294: Eigentum einer Gemeinde an einem Kanale und 
Entiheidung von Differenzen bezüglih ber Benützung des Waſſers 
eines folchen Kanales (Bu i 


ſWndigreith 
. zu Anm. 163 und 164: Bd. 26, 171 ff. und 174: Schuß eines ad⸗ 


miniftrativen Proviſoriums; 
u Anm. 165 8b. 30, 79: Pflicht der Wuffichtsbehörde zur Wach- 
Samteit über die Erhaltung der Gemeindevermögensſtücke. 
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II. Abſchnilt. 


Die Gemeindebedürfniſſe und die Mittel zu deren 
efriedigung. 
(Art. 38—60 der Gem.-Drdn.) 


8 9. 
A. Allgemeines. 


Der Hauptzwed, fozufagen der Kernpunkt aller gemeindlichen 
Verwaltungsthätigkeit ift die Führung des gemeindlichen — 
und mit derſelben die Befriedigung aller gemeindlichen Bedürfniſſe. 
Unter dieſen „Gemeindebedürfniſſen“ des II. Abſchnittes der Gem.- 
Ordn. ſind überhaupt alle Bedürfniſſe zu verſtehen, welche aus 
emeindlichen Mitteln zu befriedigen ſind, mögen dieſelben in den 
ſogenannten eigentlichen Gemeindeangelegenheiten oder in den (durch 
beſondere geſetzliche Beſtimmungen oder geſetzmäßige Verordnungen) 
den Gemeinden zur Beſorgung übertragenen Gegenſtänden oder auch 
in den von der Gemeinde freiwillig übernommenen Leiſtungen ge— 
legen fein. 

Zu Ddiefen „Semeindebedürfniffen” zählen nun in erfter Linie 
die in Art. 38 der Gem.:Drdn. angeführten Dbliegenheiten, 
welche allen Gemeinden, mittelbaren mie unmittelbaren, gleichmäßig 
zuſtehen. Die Aufzählung des Art. 38 ift wohl in der Beziehung 
eine vollftändige, als diefer Artikel diejenigen Obliegenheiten be- 
nennt, welche in der Regel von jeder Gemeinde ohne Ausnahme zu 
erfüllen find, dagegen ift fie infoferne nicht erichöpfend, ald — ab= 
gejehen von den in befonderen Beftimmungen der Gem.-Ordn. oder 
in fonftigen Geſetzen und gejegmäßigen Verordnungen gleichfalls für 
alle Gemeinden feftgeftellten Verpflichtungen — außerdem noch für 
einzelne Gemeinden ſpezielle Werbindlichkeiten beitehen (und 
entjtehen) können, welche von den betreffenden Gemeinden auf Grund 
irgend eines Rechtstitels oder einer Nechtnorm!) zu erfüllen find 
oder Die von ihnen — wenn auh nur freiwillig (auf Grund 
des ihnen zuftehenden Gelbitverwaltungsrechtes) — in rechtögiltiger 
Weile bezw. durch einen rechsgiltig gefaßten Gemeindebeſchluß beſon⸗ 
der3 übernommen worden find.?) 

Es kann alfo im einzelnen Falle aus der Nichtaufführung einer 
gemeindlichen Laſt im Art. 38 nicht darauf gejchlofjen werden, daß 
dieſe Laſt für eine Gemeinde nicht beiteht. 


) Diefe Rechtsnorm kann auch ein auf dem Wege der Ortögewohnheit 
ober bes örtlichen Gewohnheitsrechtes entftanbener Rechtsſatz, d. H. ein Herlommen 
fein. Vergl. v. Pözl, Berf.-R. 5. Aufl. ©. 274 Note 1. 

Bine zur Befriedigung diejer Gemeindebedürfniſſe müſſen die erforber- 
Iihen Mittel auf irgend eine geſetzliche Weije aufgebradht werden. ©. v. Pözl 
ebenda ©. 274, v. Haud-Lindbner ©. 129. 
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Andrerjeit3 hat dieſe Aufzählung und Befchreibung der gemeind- 
lichen Berbindlichfeiten in Urt. 38 auch Die Bedeutung, daß die 
betreffende gejegliche Verpflihtung für alle Gemeinden nur 
in dem in Art. 38 aufgeführten, beftimmt benannten ober be= 
grenzten Umfange beiteht, alfo die Gemeinden über den hier be= 
Ichriedenen Krei3 hinaus auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes 
zu anderweitigen Leiftungen nicht gezwungen werden können: es 
müßte denn wieder jein, Daß eine weitere Ausdehnung dieſer Ob⸗ 
(tegenheiten jpäter d. 5. nach dem 1. Juli 1869 durch Geſetz erfolgt, 
oder daß eine derartige Erweiterung in einem Geſetze enthalten ilt, 
welches bereitd am 1. Juli 1869 in Geltung war und nach diefer 
Richtung Hin Feine Aufhebung oder Abänderung durch die Gemeinde: 
ordnung erfahren hat.®) 

Selbftverftändfich erjcheint wohl auch, daß öffentlich-rechtliche 
gemeindliche Lajten nur für den betreffenden Gemeindebezirk, d. 6. 
den Umfang der politiichen Gemeinde gelten können (foferne fie jich 
überhaupt nicht als jpezielle Laſt einer Ortsgemeinde lediglich auf vie 
betreffende Ortsmarkung beichränten): Weber den Gemeindebezirk 
hinaus gibt es aljo für die Gemeinde feine auf dem öffentlichen Rechte 
berubende Verbindlichkeit (3. 3. in Bezug auf Bau und Unterhaltung 
der Gemeindewege). 

Die wichtigiten Beftimmungen, durch melche die gemeindlichen 
Obliegenheiten nach Art. 38 ergänzt bezw. vermehrt werden, find: 

I. in der Gemeindeordnung ſelbſt enthalten und find nad} 
diefer Richtung folgende Artikel derjelben zu bemerken: 


a. Art. 26: Verpflichtung zur ungejchmälerten Erhaltung des 
Grundſtockvermögens ıc. 

b. Art. 34 Ab}. II: Verhältnismäßige Tragung der Laften und 
Auslagen des Art. 34 Abi. I (in Bezug auf Gemeinde= 
nugungen). 

c. Art. 62: Fertigung, Vorlage und beſonders auch Einhaltung 
der Schuldentilgungspläne bezüglich aller Gemeindeſchulden 
bezw. planmäßige Verzinſung und Tilgung der legteren. 

d. Art. 74 bis 77 (fpeziell für Stadtgemeinden): Aufitellung 
und bezw. Unterhaltung der in Diejen Artikeln genannten 
gemeindlichen Beamten und Bedieniteten (vergl. unten lit. 
f und g). 

e. Art. 92 bis 97, fpeziel Art. 95 (desgl. für Stadtgemeinden) : 
Die Führung der Orts» und bezw. der Diſtriktspolizei⸗Ver⸗ 
waltung jowie die Erfüllung der damit verbundenen Ob- 
liegenheiten und Beſtreitung der hiefür erwachlenden Kojten 
(vergl. unten lit. h). 

f. Art. 125 Abſ. II (jpeziell für Landgemeinden, vergl. hiezu 


9) Bergl. hiezu auch Art. 59 und Urt. 206 Abſ. II der Gem.Ordn. 
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oben lit. d): Leiftung von Funktionsbezügen bezw. Entichä- 
Digungen an den Bürgermeifter rejp. die KRaflavermalter.*) 

g. Urt. 129 (desgl. für Landgemeinden): Aufwand für bie 
Gemeindefchreiberei (vergl. oben lit. d).*) 

h. Urt. 141 und 142 (gleihfall® fpeziell für Landgemeinden): 
Aufftelung und Unterhaltung der nötigen Gemeindediener 
zur Handhabung der DOrt3polizei und des Feldſchutzes, des⸗ 

leihen überhaupt die Tragung der Koften der örtlichen 
Bofizeivermwaltung und der hiefür erforderlichen Einrichtungen 
und Anſtalten (vergl. oben lit. e).*) 

i. Art. 188 (für alle Gemeinden): Tragung der Koften für die 
Gemeindewahlen. 

k. endlich Art. 59 der Gem.-Drdn. Siehe Hiezu unten Nr. I 
(bayr. Landesgeſetze) lit. b, c, d, e, f und Nr. II (Reichs⸗ 
geſetze) lit. a, b, c.*) 

Bon den bieher gehörigen anderen 

U. bayrijchen Landesgejegen find ir zu nennen: 
29. April 1869 ..... 

a. Vor allem das Gefeh vom 3. Tebruar 1888 über die Armen⸗ 

und Krankenpflege. Siehe unten bei UArmenpflege. 

Bon den übrigen bayrifchen Geſetzen: 
b. Geſetz vom 12. März 1850 (Web. 4, 98 f.) „die Ber: 
pflihtung zum Erſatz des bei Aufläufen diesſeits des Rheins 

verurſachten Schaden betreffend“ Art. 1, 2 und 4 Abj. I), 


*) Für die Pfalz ſ. Art. IL, V und VI bes Geſetzes vom 17. Juni 1896 
„Abänderung der Gem.Ordn. für die Pfalz betr.” (Web. 28, 656 f.); durch Art. V 
dieſes Geſetzes hat Die oben 8 93 ©. 16 Hiff. 14 berührte Aufftellung befondrer 
Gemeinbeichreiber eine Abänderung dahin erfahren, daß fie nunmehr durch ben 
Gemeinderat erfolgt. 
! Diefe lauten: Art. 1. Jede politiiche Gemeinde, in deren Bezirk von 
einer zujammengerotteten, bewaffneten oder unbewaffneten Menge oder von Ein- 
zelnen aus derjelben mit offener Gewalt Derbregen oder Vergehen gegen Perjonen 
oder dad Eigentum verübt worben find, ift verbunden, den dadurch verurjachten 
Schaden zu erfegen. Für jenen Betrag des Schadens, welcher den Beichädigten 
aus Berfiherungsanftalten erjegt wird, haftet bie Gemeinde weder den Be⸗ 
Schädigten noch der treffenden Anftalt. 
Art. 2. Der erite Abſatz des vorstehenden Artikels findet feine Anwendung: 
1. wenn die zulammengerottete Menge überwiegend aus Perſonen befteht, 
die aus einer andern Gemeinde gelommen find, und die Einwohner 
ber Gemeinde, in welcher die Gewaltthätigkeit begangen wurde, außer 
Stande waren, die Belchädigung zu hindern, oder 

2. wenn die zufammengerottete Menge überwiegend aus nicht beurlaubten 
Soldaten befteht. 

Die Pflicht bes Schadenerjages geht im legteren Falle auf den Staat 
über; im erfteren Falle find bie Gemeinden ober die Gemeinde, aus deren Mitte 
die Teilnehmer an der Bufammenrottung gelommen find, zur Schabloshaltung 
verbunden. 

Art. 4 Ubi. I. Die Haftbare Gemeinde kann mit dem Beichädigten eine 
gütliche Uebereinkunft fchließen, und zivar: 

1. In Gemeinden mit magilkrafifcher Berfaffung durch den Magiftrat mit 

Zuftimmung ber @emeinbebevollmädhtigten. 
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aufrecht erhalten durch Art. 59 und 206 Abi. II Ziff. 1 
der Gem.⸗Ordn.; hiezu aud) 

c. Gefeg vom 4. Mai 1851 (Web. 4, 247 f.) „das Ein- 
ichreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung der gejeb- 
lihen Ordnung betreffend“ Urt. 145); vergl. Art. 59 der 
Gem.-Drdn. 

d. Die beiden Geſetze über die Landräte und die Diftriktsräte 
vom 28. Mai 1852 Art. 30-32 bezw. 16%). Bergl. 
Urt. 59 der Gem.⸗Ordn. 

e. Geſetz vom 15. Juni 1850, den Erjab des Wildſchadens 
betr. Art. 1 Ziff. 2 und Art. 37); vergl. Art. 59 der 
Gem.:Drdn. 

f. Geleb vom 28. Mai 1852, den Uferſchutz und den Schub 
gegen Ueberſchwemmungen betr. Art. 17 und 18°); auch 


2. In Landgemeinden durch den Gemeindeausfhuß in Gemäßheit eines 

uftimmenden Beichluffes ber Gemeinbeverfammlung. 

Siehe hiezu ferner bezüglich der civilprozefjualen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes, ferner bezüglich der an die Stelle derfelben getretenen Vorſchriften ben 
Art. 10 des bayr. Ausf.Geſ. zur Civ.Proz. Ordn. vom 23. Februar 1879 bei 
Web. 4, 98 f. Note 3. 


9) Diejer Art. 14 lautet: Hinfichtlid der mit dem Einfchreiten der be» 
wafneten Macht verbundenen Koften fommen bie Beitimmungen be3 Geſetzes vom 
12. März 1850 die Verpflichtung zum Erjah des bei Aufläufen dies). d. Rh. ver- 
urfadhten Schadens betr. zur Anwendung. 

9) Siehe unten bei Diftriftö- bezw. Kreid-Gemeinden. 

) Dieſe Beftimmungen lauten: Art. 1 Biff. 2: Zum Erſatze des vom 
de Mchter und Boden oder an Erzeugniffen desjelben verurfacdhten Schadens 
ijt verpflichtet: 

1. zc. xc. 2. die Gefamtheit derjenigen Grundeigentümer, auf beren zu 

einem Jagdbezirke vereinigten Grundftüden die Jagd gemäß Urt. 4 
bis 6 und 11 des Jagdgeſetzes vom 30. März 1850 entiveder ver- 
pachtet ift oder in GSelbitverwaltung ausgeübt wird. 

Art. 3. An dem duch Ziff. 2 des Urt. 1 bezeichneten Falle muß der 
Schaben- und Koftenerfab zunächſt aus der Gemeindekaſſe geleiftet werden. 

Sind mehrere Gemeindebezirte zu einem Jagdbezirk vereinigt, fo haften 
die mehreren Gemeindelaffen ſamt und fonder8 für Schaden- und Koſtenerſatz 
vorbehaltlidy jedoch ber verhältnismäßigen Wiedererftattung aus den nicht belangten 
Gemeindekaſſen. 

Sn allen Fällen ift der aus Gemeindekaſſen geleiſtete Erſatz von den ein- 
zelnen Grundeigentümern der betreffenden Gemeinde zu vergüten, und auf die- 
jelben verhältnismäßig zu verteilen. 

Der Gemeinde ift unbenommen, in bem Jagdpachtvertrage den oder bie 
Häcter der Jagd für den Rüderjah des aus ber Gemeindelafie geleifteten Wild- 
ſchadens Haftend zu erflären. 


*% Urt. 17: Sind zur Abwendung brohenber ober bereits eingetretener 
Waſſergefahr augenblidlihe Vorkehrungen notwendig, fo find alle benachbarten 
Befiger und Gemeinden zu Hand⸗ und Spanndienften, ohne Nüdficht darauf, ob 
fie innerhalb de3 vom Waſſer bedrohten Gebietes liegen oder nicht, verbunden. 

Jede Polizeibehörde Hat in ſolchem Yalle in ihrem Diftrifte die augen- 
blicklich notigen Vorkehrungen zu treffen und vollziehen iu lafjen, wogegen feine 
Einiprache, jondern nur nachträgliche Beſchwerde zuläflig ift. 
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das Gele vom 28. Mai 1852 die Waflerbenügung betr. 
Bergl. Art. 59 der Gem.-Ordn. 

g. Das Forſtgeſetz (von 1852) in der neuen Faſſung von 1896. 
Siehe oben $ 96a ©. 243 ff. 

h. Das Geſetz vom 10. November 1861 „die Aufbringung des 
Bedarfes für die deutichen Schulen betr.”, bei. Art. 18»). 
Siehe hierüber Bd. III bei Volksſchule. 

i. Örandverficherungsgejeb vom 3. April 1875 Art. 3 Abſ. I 
Ziff. 3, 26, 48, 49, 69, 87, 88, 91°). Siehe unten Nr. 


IV it. g. 
4, Juni 1848 
k. Landtagswahlgeſetz vom 31. März 1881 
oben $ 51 Bd. I ©. 246 ff. 
l. Bayer. Ausführungs-Geleg vom 21. März 1881 zum Reich3- 
gejeg vom 23. Juni 1880 über die Abwehr und Unter- 


z. B. Urt. 6, 7 ſ. 


Die Gemeindebehörden find verpflichtet, ben Polizei- und Baubehörden die 
nötige Beihilfe zu leiften und für bie jchnellfte Stellung von Mannichaften und 
Lieferung von Materialien zu forgen. 

Art. 18: Damm- oder Deichbauten zum Schuge von Ortöfluren oder Ort- 
ichaften gegen Ueberſchwemmungen liegen, foferne nicht nach Geſetz, beſonderen 
Rechtsverhältnifien ober Herlommen anders beitimmt ift, den betreffenden Ge⸗ 
meinden ob. 

Die Berpflichteten können bei nachgewiejenem Bebürkniffe zu beren Her⸗ 
ftelung oder Unterhaltung von ber Verwaltungsbehörde angehalten werden. 

°a) Diefer Art. 1 lautet: Die deutichen Schulen find Gemeinde-Anftalten 
und es Liegt deshalb die Verpflichtung zur Beftreitung bes gefamten Aufwandes 
für die Erridtung und für den Unterhalt derfelben, vorbehaltlich der Beltimm- 
ungen der Artikel 6 und 7, den politiichen Gemeinden infoweit ob, als nicht 
biefer Aufwand von Pritten vermöge privatrechtlicher Berpflichtung geleiftet 
werden muß oder aus den für Schulzwede beftehenden örtlichen Stiftungen, dann 
aus den für dieje Zwecke beftimmten bejonderen Einnahmen gebedt ift. 


) Art. 3 Abi. I Ziff. 3. Ausnahmsweiſe müſſen ber Brandverficherungs- 
Anftalt einverleibt werden: 3. die Gebäude der Gemeinden, der Kirchen, der 
Schul⸗ und fjonftigen Stiftungen. 

Art. 26: Die Aufnahms-Urkunde ift dem Antragiteller durch die Gemeinde» 
behörde zuitellen zu laſſen, welche daraus von ber Verſicherung Kenntnis zu 
nehmen hat. 

Urt. 48. Die Gemeindebehörbe hat von einem jeden Brandfalle innerhalb 
24 Stunden bei Bermeibung disziplinärer Einfchreitung dem Brandverficherungs- 
inipeftor Kenntnis zu geben zc. 

Urt. 49. Die von dem vorherigen Zuftande der beichädigten &egenftände 
am beften unterrichteten Nachbarn und der Beichädigte find von der Bemeinde- 
behörbe zur Teilnahme an der Beichreibung und Schägung bed Schabens einzu- 
aden 2c. 

Art. 69 Abſ. I. Die Einziehung der Beiträge erfolgt nad) den Beltimm- 
ungen über Erhebung und smangötweile Beitreibung der Staatöfteuern 

a. in unmittelbaren Städten durch die Magiftrate ꝛc. zc. 

Die Art. 87, 88, 91 beziehen ſich auf bieje Erhebung. ©. hiezu Min.-E. 
vom 13. Dezember 1875, den Vollzug des Brandverſicherungs⸗Geſetzes betr. 
(Web. 11, 257 f.), desgl. vom 8. Juni 1880 (Web. 14, 480 f.) 

Näheres in Bd. III unter Brandverficherung (Immobiliar⸗Verſicherung). 
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drüdung von Viehfeuchen Urt. 1119), (hiezu ferner bezüglich 
der Mithilfe der Gemeinde- bezw. der Bolizeibehörden beim 
Bollzuge dieſes Geſetzes die Art. 4 auch 5 desſelben ſowie 
Art. 5 des Geſetzes vom 26. Mai 1892 über die Entichä- 
dDigung für Viehverlufte infolge von Milzbrand (Web. 14, 
734 f. und 21, 368). 

Weiter find bejonder durch folgende 


IM. Reichsgeſetze den Gemeinden fpezielle Verpflichtungen auf: 
getragen worden: 
25. Juni 1868 


a. Reichsgeſetz vom 31. Sumi 1887 über die Quartierleiſtung 


für die bewaffnete Macht während des Friedenszuſtandes 
beſonders 88 2—5. Vergl. Art. 59 der Gem.-Drdn. 


13. Februar 1875 _ ’ Pr 

b. Reichsgeſetz vom 51. Juni 1887 über die Naturalleift- 
ungen für Die bewaffnete Macht im Frieden 88 2, 7. Bergl. 
Art. 59 der Gem.-Drdn. 


c. Reichägefe vom 13. Juni 1873 über die Kriegsleiftungen 
88 3 ni Vergl. Art. 59 der Gem.Drdn. 


d. Das Neichstagsmwahlgejet vom 31. Mai 1869 $ 16 fiebe 
oben Bd. 18 11 ©. 33 und Anm. 34 dafelbft. 


e. Neichögeleg vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung 
des Perjonenftandes und die Eheſchließung SS 4, 6—19. 


19 Art. 11: Den Gemeinden find vorbehaltlich beftehender Berpflichtungen 
Dritter folgende Leiftungen überwieſen: ’ 

1) Diefelben Haben die zur wirkfamen Durchführung der angeordneten 
Schugmaßregeln in ihrem Bezirke zu verwendende Wachmannfchaft auf 
ihre Koſten zu ftellen. 

2) Denjelben fallen die Koften der Biehrevifionen (8 8 bes Reichsgeſetzes) 
ſowie die Koften derjenigen Einrichtungen zur Laft, welche zur wirk⸗ 
ſamen Durdführung der Orts⸗ oder Feldmarfiperre in ihren Bezirken 
borgejchrieben werden. 

3) Iſt die Tötung kranker ober verdäcdhtiger Tiere, oder bie Zerlegung 
und unſchädliche Befeitigung der Kadaver oder einzelner Teile ber- 
jelben, oder bie Impfung i ährdeter Tiere angeordnet, jo hat die Ge⸗ 
meinbe des GSeuchenort3 das zur Ausführung der Maßregel nötige 
girfaperfonal und die dazu erforderlihen Transportmittel auf ihre 

often zu ftellen. 

4) Fehlt es dem Befiger ber verendeten oder getöteten Tiere an einem 
ur unſchädlichen Befeitigung der Kadaver ober einzelner Teile der» 
—* der Streu, des Düngers oder anderer Abfälle geeigneten Raume, 
jo ift Ießterer von der Gemeinde des Seuchenorts ohne Vergütung zu 
überweifen unb mit den nötigen Schugvorrichtungen zu verjehen. 

In den vom Gemeindeverband ausgeichlojfenen Markungen (Urt. 3 der 
Gem.⸗Ordn. für die Landesteile diesſeits des Rheins vom 29. April 1869) find 
dieſe Leiftungen von den Eigentümern der zur Markung gehörigen Grundftüde 
nach Verhältnis ihres Beſitzanteils zu übernehmen. , 


Pop, Ganbbuch. U. 21 
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15. Sunt 1883 . 
f. Reichsgeſetz vom 10. April 1808 über die Kranfenverficher- 


ung ber Arbeiter $ 9 Abſ. 3 und 411), 
g. Reichsgeſetz vom 11. Juli 1887 über die Unfallverficherung 
der bei Bauten beichäftigten Perſonen $ 4 Ziff. 3, aud 
8 21 b, $ 3022). 
h. Reichsgeſetz vom 29. Juli 1890 über die Gewerbegerichte 
(Web. 20, 305 ff.). 
IV. Endlich find auch noch durch Verordnungen oder zum Vollzuge 


von Geſetzen ergangene höchſte Entjchließungen den Gemeinden 
befondere Verbindlichkeiten auferlegt, jo 3. B. durch 


23. November 1869 „” 
"27. Sanur 1883 über bie Rormaleiqh— 


ungskommiſſion im Vollzuge des Reichsgeſetzes vom 26. No- 
vember 1871 „die Einführung der Maß: und Gemichts- 
ordnung für den Norddeutichen Bund vom 17. Auguft 1868 
in Bayern betr.“ (Web. 16, 105 ff.) 

b. Verordn. vom 28. April 1875 über die Koften der Im— 
pfung im Vollzuge des Impfgeſetzes vom 8. April 187419), 


a. Verordn. vom 


1) 89 des Kranken⸗Verſ.⸗Geſetzes in ber Faſſung vom 10. April 1892: 

Abf. 1: Die von ber Gemeinde zu erhebenden Krankenverſicher⸗ 
ungsbeiträge follen zc. 

Abf. 2: Die Beiträge fließen in eine befondere Kaffe ac. 

Abſ. 3: Die Einnahmen und Ausgaben biejer Kafle find getrennt von den 
fonftigen Ausgaben der Gemeinde feitzuftellen und zu verrechnen. Die Ber- 
waltung der Kaffe Hat die Gemeinde unentgeltlih zu führen Ein 
Jahresabſchluß der Kaffe nebft einer Weberficht über die NWerficherten und Die 
Krankheitsverhältniſſe ift alljägrlich der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen. 

Abf. 4: Reichen die Beſtände der Krankenverſicherungskaſſe nicht aus, um 
die us werdenden Ausgaben derjelben zu beden, fo find aus der Gemeinde 
kaſſe die erforderlichen Vorſchüſſe zu leiten, welche ihr — vorbehaltlich bes 
8 10 — demnädjt aus ber Kranlenverficherungstaffe mit ihrem Nejervefonds zu 
erftatten find. 

Hiezu 8 10 1. c. (Web. 21, 254). — 


8 4 Biff. 3: Die Verfiherung (von Wrbeitern, welche bei der Aus⸗ 
fübrung von Bauarbeiten beichäftigt find und nicht ſchon auf Grund anderer 
nfallgejege gegen Unfall verjichert find) erfolgt: 3. bei Bauarbeiten, welche in 
anderen ald Eijenbahnbetrieben von einem Kommmnalverbande oder einer anderen 
öffentlichen Korporation als Unternehmer ausgeführt werden, vorbehaltlich der 
eftimmung des 8 5 Ubf. 3 durch den Rommunalverband bezw. die Korporation, 
foferne die Yandeszentralbehörde auf deren Antrag erflärt, daß diefer Kommunals 
verband bezw. dieje Korporation zur Uebernahme der durch die Verſicherung ent⸗ 
Kehenben Saften ‚für Teiltungsfäbig zu erachten ift. (8 21 dit. b und 8 30 fiehe 
NN u . 


1a) Nach 8 2 diejer Berordn. haben die Gemeinden die Koften ber Yes 
zu en Den Gemeinden ift unterjagt, die FImpfloften auf die Impfpflichtigen 
auszufchlagen. 
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ce. Verordn. vom 23. März 1881 (Web. 14, 747 f.) zum Voll⸗ 
zuge des Reichs⸗-Viehſeuchengeſetzes vom 23. Juni 1880 und 
es bayer. Ausführungsgefebes hiezu vom 21. März 1881 
(f. Art. 11 dieſes Gejeges oben Nr. II lit. 1 Anm. 10). 

d. Berordn. vom 20. November 181514) über die Vermehrung 
der Zupeblenter, jedoch ſpeziell mit Min.-E. vom 30. Juni 
187415), 

e. Min.-E. vom 23. November 1889 über die Koſten des Er- 
lasgeichäfte® und zwar lit. A Nr. I auch IV bezüglich der 
unmittelbaren Städte und Nr. III bezüglich aller Gemeinden 
(Web. 19, 744 f.) 

f. Zandtagsabfchied vom 23. Mai 184610) über dag Schnee- 
räumen; biezu die Min.-E. vom 14. April 183716%) und 
befonder3 vom 31. Dftober 1848179). Siehe auh Min.-E. 
vom 9. April 1842 18), 


2 Web. 1, 484: 1) Alle größeren Gemeinde-, Stiftungs- und Kirchen- 

gebäude jollen nach und nad zc. mit Bligableitern verjehen werden. 

2) Lie Koften find aus dem Vermögen ber beteiligten Gemeinden, Stift⸗ 

ungen und Kirchen zu fchöpfen. Die Koften für die Ableiter auf den Kirchen- 

thürmen insbefondere jollen zur Hälfte aus Mitteln der Kirchen, zur Hälfte aus 
itteln der Gemeinden beftritten werben ꝛc. ꝛc. 

‚ Web. 10, 372: Die Anorbnungen der Verordn. vom 20. November 
1815 finden gemäß Art. 206 Abf. I Biff. 5 der Gem.Ordn. keine Unwendung mehr. 

Demgemäß ift bezüglich der Anbringung von Bligableitern auf den größeren 
Gebäuden der Gemeinden und örtlichen Stiftungen Die Betretung des Zwangs⸗ 
mweges für die Folge zu unterlafien. Uebrigens beiteht voller Grund, die Segung 
von Blitableitern auf den erwähnten Gebäuden auch fernerhin auf gütlichem 
Wege, joviel möglich, zu fürdern zc. ıc. 

1) Sanbtngsubtieb Abſchnitt III 8 22 (Web. 3, 619): Die gänzliche 
Befreiung ber Gemeinden von der Verbindlichkeit zur Wegräumung des Schneed 
auf den Staatsſtraßen ift mit den Geboten der Borjorge fir die Erhaltung eines 
ununterbrochenen Verkehrs unvereinbar. 

168) Meb. 3, 97 „Die Beichwerde der Gemeinde N. gegen die Berfügung 
der kgl. Regierung zc. 2c., wodurch derjelben die Deffnung der Winterbahn auf 
dem innerhalb ihrer Gemeindemarfung befindlichen Zeile der Staatsſtraße auf- 
erlegt wurde, ift als nicht begründet befunden worden zc. zc. 

1 in.E. vom 31. Oktober 1848 „Das DBepräumen des Schneed auf 
den Staatsftraßen durch bie Gemeinden betr.“ (Web. 4, 1 f.): 

1) vom Ctatsjahr 1848/49 an iſt in allen Fällen, wo der Verkehr auf 
Staatsſtraßen durch Schneefall oder Schneewehen gehemmt und berjelbe 
durch Aufbieten der Gemeinden wieder hergeftellt werden muß, ber 
ortsübliche Taglohn der Arbeiter an die unweigerlich Folge zu leilten 
und die gewöhnlichen WUrbeitzjtunden einzuhalten habenden Gemeinden 
auf Grund der von den Gemeinbevoritehern oder Bürgermeiftern her- 

eftellten Wrbeitstiften aus den Staatskaſſen vergüten zu lafjen. 

2) Bu diefen Koften find aud) bie Ausgaben für Anſpann bei dem allen- 
fallfigen Gebrauche von Bahnfchlitten oder Wägen zur Wegräumung 
des Schnees zu rechnen 2c. 2c. 

Vergl. Hiezu das Manbat vom 16. Februar 1785 (Web. 1, 34), das 
Mandat vom 27. Dezember 1788 (Web. 1, 35) und die zu der in Anm. 16a an- 
geführten Min.-E, vom 14. Upril 1837 bei Web. 3, 97 beigefügten Noten. 

m Min.-E. vom 9. April 1842 (Web. 3, 455), die Schneezeichen an den 


21* 
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g. Min.-E. vom 3. YAuguft 1878, die VBerficherung von Staats⸗, 
Gemeinde» und Stiftungsgebäuden betr. 19) 

Sit nun einerfeit3 durch Art. 38 der Gem.-Drdn. und dur 
die zu demfelben gehörigen gejeglichen oder verordnungsmäßigen Be: 
ftimmungen der Kreis der Qerpffichtungen, welche allen Gemeinden 
obliegen und zu deren Erfüllung eventuell auch alle Gemeinden ge— 
nötigt werden fünnen, genau und erichöpfend beſtimmt (vergl. 
hiezu Entfch. des VBeriw.-Ger.-Hofes Bd. 2, 522 unten in $99 Anm. 7a 
lit. e), jo zeigen andrerfeit3 die nachfolgenden Artikel 39 ff. die ge- 
feglichen Wege, auf welchen die Mittel bejchafft zu werden vermögen, 
die zur Befriedigung diefer — wie der fonjt in den Gemeinden 
fich ergebenden Bedürfniſſe nötig erſcheinen. Auch hier d. h. bei Be- 
Ihaffung dieſer Dedungsmittel gilt in allererfter Linie der in Art. 31 
Abf. I der Gem.-Drdn. aufgeftellte Grundfag: Der Ertrag des 
Gemeindevermögens ift zur Beftreitung der Gemeinde- 
bedürfniſſe zu verwenden. 29) 


Als Dedungsmittel, mit welchen vor allen anderen „zunächſt 
die Öemeindeausgaben zu beftreiten find“ bezeichnet Daher 


Staatäftraßen betr.: Da in ben beftehenden Berorbnungen über die Unterhaltung 
ber Straßen, insbefondere über das Schneeaufichaufeln auf denfelben die Ver⸗ 
pflihtung der Gemeinden zur Aufftellung von Ir Ara a auf ben 
ihre Flurmarkung durdhziehenden Straßen nirgendb erwähnt wird, ift diefe Auf- 
ftelung von Schneezeichen ald eine Bedingung bed möglichen Gebrauches ber 
Straßen zu betrachten, daher den die Unterhaltung derfelben bezielenden Anftalten 
beizuzählen und von den Wegmachern zu bejorgen zc. (aljo joweit der Gemeinde 
die Unterhaltungspflicht obliegt, von den gemeinblihen Wegmachern b. 5. 
von der Gemeinde). 

i) Web. 12, 422 f.: Auf Grund des Art. 100 des Geſetzes vom 3. April 

1875, die Brandverficherungsanftalt zc. betr., werben bezüglich des Minimums 
ber Berficherungsfumme der im Art. 3 Ziff. 1, 3 und 4 des genannten Gejeges 
bezeichneten @ebäube nachitehende Vorſchriften erlaffen: 

1. Die fämtlichen Gebäude des Staates müſſen, infoferne fie von dem 
Eintritte in die Brandverficherungsanftalt gemäß Art. 9 nicht au 
geichtofien find, wenigſtens mit dem halben Werte der verbrennbaren 

eile verfichert werben. 

2. Die Gebäude der Bemeinden und Stiftungen, bezüglich welcher 
bem Staatsärar die ausſchließliche Baulaft obliegt, find ohne Rüdficht 
darauf, ob das Staatsärar ober ein Dritter die Brandverficherungs- 
beiträge zu entrichten hat, wie die Staatsgebäude zu behandeln. 

3. Dad Minimum der Verfihernngöfumme bei allen übrigen Gebäuden 
der Gemeinden, der Kirchen, der Schul- und jonftigen Stiftungen 
ıc. befteht: 

a) in ber Hälfte des Wertes der verbrennbaren Teile, wenn das &e- 
bäube der eriten Bauartsklaſſe (Art. 58) angehört. 

b) in drei Xierteilen des Werted der verbrennbaren Zeile, wenn das 
Gebäude der zweiten ober dritten Bauartsklaſſe angehört. 

c) in bem ganzen Betrage bed Wertes der verbrennbaren Teile, wenn 
bas Gebäude ber vierten Bauartsflaffe angehört ac. 


*) Vergl. 8 96a Anm. 64 u. 69 zu Art. 31, oben ©. 263 u. 264. 
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auch in Durchführung diefeg Grundfages der Art. 39 Abi. I der 
Gem.⸗Ordn. an erfter Stelle 
a) Die Renten ded Gemeindevermögeng; 
ferner hierauf 
b) die für bejondere er vorhandenen (gemeindlichen) Stift- 
ungen oder die hiefür geleifteten freiwilligen Beiträge; 
c) die der Gemeindelafje gejetlich zugewieſenen Gebühren und 
Strafgelder ; 
d) die für Benubung von Gemeindeanftalten feitgefeßten Ge: 
bühren und fonftigen Erträgniffe diefer Anftalten ; 
e) etwaige Zuſchüſſe des Staates und anderer öffentlichen Kaſſen; 
f) — die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden Leiſtungen 
ritter. 


Sämtliche vorſtehend sub a big f genannten Einkunftsquellen 
werden die „primären Dedungsmittel“ zur Beltreitung der 
gemeindlichen Wusgaben, d.h. zur Befriedigung der gemeindlichen Be- 
dürfniſſe genannt. 

Soferne nun Ddiefe Einfünfte des Art. 39 Abi. I der Gem.- 
Drdn. oder vielmehr erft dann, wenn diele fogenannten primären 
Dedungsmittel nicht ausreichen und nur jomweit als dieſelben zur 
Befriedigung aller Gemeindebedürfniffe nicht genügen, fünnen und 
Dürfen die Gemeinden zur Erhebung der im Art. 39 Abi. IT ange- 
geführten fogenannten ſubſidiären Dedungsmittel fchreiten ; dieſe 
legteren find 

a) Gemeindeumlagen 

b) Verbrauchsſteuern 

c) fonjtige, d. b. in Art. 39 Abſ. I nicht fpeziell angeführte 

Örtliche Abgaben. 


Diefe Aufzählung der Einkunftsquellen der Gemeinden in Art. 
39 ift aber eine völlig erfchöpfende: andere im Öffentlichen 
Rechte begründete Einnahmequellen, als die in Art. 39 
der Gem.Ordn. angeführten, gibt es für die Gemein- 
den nad) dem gegenwärtigen Stande der Gejehgebung 
nicht”) Die örtlichen Abgaben des Art. 40 Abſ. I und Abf. IV der 
Gem.⸗Ordn. find alfo völlig identisch mit den „jonftigen örtlichen 
Abgaben“ des Art. 39 Abſ. U und den in Abi. I beſonders an⸗ 
geführten Gebühren oder Erträgnifien zc., jo daß aljo Art. 40 
nicht etwa weitere oder andere Einnahmequellen gewähren will, als 
bereit3 im Art. 39 zugelafjen find; jpeziell find die in Art. 40 Ab]. 
IV genannten „örtlichen Abgaben, welche nicht unter die Beitimmungen 


*) Erſt jüngft wurde beim Landtage der Antrag eingebracht, Durch Geſetz 
audzuiprechen, daß die Gemeinden ermächtigt fein fjollen, beim Verkaufe van 
Srundftüden innerhalb des Gemeindebezirks unter- gewiffen Vorausſetzungen auch 
DVelipveränderungsgebühren zu Gunften der Gemeindekaſſe zu erheben. 
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des Abſ. I fallen“ in den im Art. 39 Ubf. II erwähnten „jonftigen 
örtlichen Abgaben“ mit inbegriffen. (Vergl. Hiezu die Anmerkungen 
bei Art. 39 und 40 in $ 112; ferner meine Abhandlung über Die 
Einführung und Erhebung einer gemeindlihen Hundegebühr in 
der bayr. Gemeindezeitung Jahrg. 1896 Nr. 24 ©. 425 ff.) 

Die Bezeichnung und der Charakter bezw. Der Unterfchied von 
primär und fubfidtär bezieht fi aber nur auf die einerfeit3 im 
Abſ. I andrerjeit3 im Abſ. II des Art. 39 vereinigten Gruppen von 
Dekungsmitteln, fo daß ſich nur ein Gegenſatz der einen Ddiejer 
Gruppenvereinigungen zu der anderen in der Weile ergibt, daß eben, 
wie bereit? gejagt, zunächſt und in erfter Linie ſämtliche Dedungs- 
mittel des Abſ. I herangezogen werden müjlen, während Diejenigen 
des Ab. IT erjt herangezogen werden dürfen, wenn ſämtliche Ein- 
nahmequellen nad) Art. 39 Abſ. I zur ordnungsmäßigen Befriedigung 
aller Gemeindebedürfniffe nicht ausreichen. Innerhalb diejer Abfähe 
dagegen ftehen die daſelbſt aufgeführten Dedungsmittel jo zu jagen 
im gleichen Range; e8 geht daher nicht an, zu beaupten, daß die ſub⸗ 
ſidiären Einnahmequellen des Abſ. II nur in der Reihenfolge, in welder 
fie dajelbjt genannt find, zur Einführung bezw. Erhebung gebracht, alfo 
3.3. „ſonſtige örtliche Abgaben” des Ab}. II 1. c. erft dann eingeführt 
oder erhoben werden dürften, wenn die Einnahmen aus Gemeinde- 
umlagen und VBerbrauchsiteuern erihöpft wären. Die Gemeinden fünnen 
vielmehr zur Einführung von Verbrauchsſteuern oder von fonftigen 
örtlichen Abgaben oder auch von beiden jchreiten, bevor fie Ge⸗ 
meindeumlagen erheben; fie fünnen aber auch ganz auf die Erhebung 
von Verbraudjsftenern und örtlihen Abgaben verzichten und die Ge— 
meindebedürfniffe, foweit die Einnahmequellen des Art. 39 Abſ. I 
nicht ausreichen, nur durch Gemeindeumlagen befriedigen: jo lange 
und fo weit jedoch dieſe Befriedigung durch die Dedungsmittel des 
Abſ. I erreicht zu werden vermag, dürfen weder Gemeindenmlagen, 
noch Verbrauchsiteuern noch fonjtige örtliche Abgaben des Ab. Il. c. 
zur Erhebung gelangen. Auf irgend ein Dedunggmittel des Art. 29 
Abi. I, alfo auch auf die durch gefegmäßige gemeindliche Beſchlüſſe 
wirklich eingeführten Bürgerrecht3- und Heimatsgebühren?!) fowie auf 
die in gleicher Weiſe gejekmäßig feitgejegten Gebühren für Die 
Benugung von Gemeindeanftalten könnten und dürften daher nur 
diejenigen Gemeinden verzichten, welche in der glüdlichen Lage find, 
von der Erhebung von Gemeindeumlagen bezw. vom Gebrauche der 
jubfidiären Dedungsmittel des Art. 39 Abi. IE abjehen zu können. 

Würde ein Jolcher Verzicht auf Einnahmequellen des Art. 39 
Abi. I trog und neben Umlagenerhebung erfolgen, jo müßte das 


22) Bur Einführung von Bürgerrechts⸗ und peimats ebühren jelbit Tönnen 
aber die Gemeinden auch nicht durch Art. 39 Abi. I der Gem.-Orbn. gezwungen 
werden. Nur wo dieſe Gebühren wirklih eingeführt find, muſſen fie im 
Hinblid auf Art. 39 Abf. I erhoben werben. 
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Staatsauffichtsrecht nach Art. 157 geltend gemacht werden; andrer= 
feit3 fünnten die Umlagepflichtigen die Zahlung von Umlagen ver- 
weigern und diesbezügliche Enticheidung im verwaltungsrechtlichen 
Verfahren auf Grund des Art. 8 Ziff. 30 des Berw.-Ger.-Hofg- 
Geſetzes herbeiführen. 22) 

Nicht zu den Dedungsmitteln des Art. 39 gehören die Ge- 
meindedienfte. Diejelben find in Art. 50 bis 54 bejonders be- 
handelt und gehen neben den primären ſowohl ala den ſubſidiären 
Dedungsmitteln des Art. 39 einher, ohne von denjelben beeinflußt zu 
werden. Sie können alfo auch einerjeit3 angeordnet werden, obwohl 
die primären Mittel des Abſ. I]. c. augreichen, andrerfeit? kann auf 
ihre Einführung nicht gedrungen werden, wenn auch zu den jublidiären 
Einnahmequellen des Abi. I 1. c. gegriffen werden muß oder reip. 
es können auch diefe lettgenannten Einnahmen von den Gemeinden 
Hüffig gemacht werden, obwohl Gemeindedienfte nicht eingeführt bezw. 
den nach Art. 50 ff. hiezu Verpflichteten nicht auferlegt find. 

(Vergl. Hiezu v. Kahr S. 405 f. Anm. 11 lit. a und b.) 


B. Spesielles. 
8 98, 
Die Gemeindcanftalten. 


Gemeindeanstalten (im engeren Sinne) find jene gemeind- 
fichen Einrichtungen oder gemeindlichen Gebrauchsgegenjtände, welche 
im Art. 38 der Gem.-Drdn. aufgezählt find und zu deren Herjtellung 
bezw. Unterhaltung, — vorbehaltlid) der Verpflichtungen Dritter — 
alle Gemeinden verpflichtet find, nämlid) Gemeindegebäude, öffentliche 
Uhren, öffentliche Begräbnispläge!), Feuerlöichanitalten und Löfch- 


29 Vergl. hiezu die Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 30. Dezember 
1885 Bd. 7, 120 (vergl. au $ 96a Anm. 101 lit, cc): Den in der Gemeinde 
Umlagenpflidtigen als ſolchen, mögen fie perjönlich dem Gemeindever- 
bande angehören oder nicht, muß vom Standpunfte des Art. 8 Ziff. 30 des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes aus die formelle Berechtigung zu einer gegnerifchen 
Stellungnahme in einem &emeindenugungsftreite nah Art. 8 Ziff. 28 1. c. zu⸗ 
erfannt werben, weil die bejahende oder verneinende Enticheidung über die Nup- 
berechtigungsfrage einen unmittelbaren Einfluß und eine beftimmte Nüdwirkung 
auf den Umfang ihrer Umlagenpflicht hat, ſonach auch die Beteiligung der Aus- 
märler an dem Nubungsjftreite gegeben erfcheint. 

1) Siehe Entſch. des Verw.-Ger.-Hofed vom 27. Februar 1889 Bd. 10, 
885 ff.: Durch den Erlaß ftatutarifcher Beftimmungen über Benutzung von Ge⸗ 
meindeanftalten (hier: Leichenordnung, Statut über Benutzung eines Friedhofes) 
werden örtliche Rechtönormen geichaffen, deren verbindenbe Kraft nach den allge- 
meinen Srundjägen über räumliche und zeitliche Geltung von Rechtsvorſchriften 
zu bemeſſen ift. | 

Diefer verbindlichen Kraft fönnen fich auch die Gemeinden ihrerſeits jeden- 
falls infoweit nicht entziehen, als fie in Durchführung und auf Grund derartiger 
Ratutarifcher Beitimmungen zu Privaten bereitd in Beziehungen getreten find. 
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geräte, öffentliche Brunnen, Wafjerleitungen, Abzugsfanäle, Flur- und 
Markungsgrenzen, Drtöftraßen und Gemeindewege, Brüden, Stege 
einfchließlich der nötigen Sicherheitsvorrichtungen an denfelben, Fähren, 
Wegweiſer, Ort3: und Warnımgstafeln, endlich die von der Gemeinde 
anzufchaffenden Gejeg- und Amtzblätter. In einer Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.:Hofed vom 4. November 1891 ift ausgeführt, Daß nach der 
Natur der Sache und nach dem allgemeinen Begriffe einer Gemeinde- 
anjtalt, einer gemeinblichen Unternehmung unter Die Gemeindeanitalten 
wohl nur jene Einrichtungen oder Unternehmungen jubjumiert werden 
fönnen, welche teil3 freiwillig teil3 in Erfüllung einer gejeglichen 
Pflicht von einer Gemeinde aus Gemeindemitteln ind Leben gerufen 
wurden, aus Gemeindemitteln unterhalten werden, zum allgemeinen 
Gebrauche bezw. zur Benugung der Gemeindeangehörigen oder ein- 
zelner Kategorien derjelben beftimmt find und unter ftändiger Aufficht, 
Kontrolle und Verwaltung der Gemeindebehörde ftehen. 


In treffender Weife definiert Dr. Windel die Gemeindeanftalten 
(im weiteren Sinne) in der bayr. Gem.-Zeit. Jahrg. 1892 ©. 665 
folgendermaßen: „Semeindeanftalten find mehr oder weni- 
ger beionderen polizei-rehtlihen Normen unterliegenbe 
Einrihtungen, deren Zweck in der Regel örtlich begrenzt 
und deren vermögensredhtliches Subjekt die Gemeinde ijt.“ 


Die Gemeindeordnung enthält nirgends eine Definition des Be— 
griffes einer Gemeindeanftalt.e. Won gemeindlichen Anftalten ijt Die 
Rede in den Urt. 18 Abſ. IV, 19 Abf. I, 39, 40, 57, 72, 106, 
112, 138, 140, 142 und 159 der Gem.-Orbdn. 


‚ Näheres über „Gemeindeanftalten" fiehe in der bayr. Gem.- 
Beitung Jahrg. 1892 ©. 651 ff., 663 ff.; ferner vergl. dv. Seydel 
Bd. 2, ©. 627 f. 

Mit zu den mwichtigften Gemeindeanftalten (im engeren Sinne) 
gehören die Gemeindemwege. Siehe nadjit. $ 99. 

Eine bejondere Behandlung haben die gleichfall® zu den Ge— 

meindeanftalten gehörigen gemeindlihen Sparfafjen erfahren. 


8 99, 
Die Gemeindewege und die Ortsftraßen. 


Gemeindemwege (beziv. Gemeindeverbindungswege) find Die- 
jenigen öffentlichen Wege, welche den Verkehr mehrerer (benachbarter) 
Gemeinden oder Ortſchaften unter einander oder mit anderen Straßen 
oder mit Eifenbahnen oder fonftigen Verkehrswegen (3. B. Kanälen 
zc.) vermitteln und welche als ſolche d. h. als Gemeindewege (bezw. 
Gemeindeverbindungsmwege) von der Gemeinde entweder ausdrüdlich 
durch Gemeindebeichluß erklärt oder ftillfchweigend durch Fonkfludente 
Handlungen (3. B. durch Wiederherftellung oder Unterhaltung) 
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anerkannt oder auch durch rechtsfräftige Beichlüffe der Verwaltungs: 
bezw. Staatsauffichtsbehörben beftimmt worden find.) In einer 
Abhandlung der BL. für admin. Pr. Bd. 43, 338 werden ala „Ge- 
mein dewege“ diejenigen Wege bezeichnet, welche zur nachbar— 
lihen Berbindung der innerhalb eines Gemeinde-Bezirkes gelegenen 


2) Hiezu fiehe folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes. 

a) vom 17. Mai 1881 Bd. 8, 34: Es Tiegt zunächſt in ber Hand ber 
Gemeinden, einen Feldiveg als Dorfweg d. ı. ald einen Weg ber zur 
Verbindung zwiichen Dörfern benubt wird, zu erflären; fo lange biejes 
nicht — müſſen eben die beteiligten Landwirte den Weg als 
Feldweg unterhalten, weil er jedenfalls für die Bewirtſchaftung ihrer 
Grundſtücke nötig iſt; es ſteht ihnen aber die Möglichkeit offen, im 
Sniangenäuge eine Erflärung zum @emeindewege herbeizuführen, ſo⸗ 
erne hiezu die faktifchen Worausfegungen gegeben find; 

vom 28. November 1882 Bd. 4, 138: Die Verpflichtung einer Ge⸗ 
meinde zur Unterhaltung eines öffentlichen Weges ift nach Art. 38 
Ubf. I der diesrhein. Gem.-DOrdn. nur dann begründet, wenn es ſich 
um einen Gemeindeweg handelt. 

Einem öffentlichen Wege fommt aber die Eigenfchaft eine Gemeinde⸗ 
wege3 nur dann zu, wenn entweder bie Gemeinde bieje Eigenjchaft 
ausdrücklich oder durch konfludente Handlungen anerfannt Hat oder 
der Weg durch rechtsfräftigen Beſchluß der Verwaltungsbehörde zum 
Gemeindeweg erflärt worden ift. 

Die Frage, ob ein Weg, welchem biöher die Eigenichaft eined Ge⸗ 
meindemweges nicht zukam, zum Gemeindeweg zu erheben jei, ift eine 
abminiftrative Ermefjensfrage und daher der Zuſtändigkeit des Ber- 
waltungdgerichtähofes entzogen. 

Die gleihen Grunbfäge wurden ausgeſprochen in der Entſch. des 
Verw.-Ger.-Hofs vom 11. November 1887 Bd. 8, 223 f. 

c) vom 13. März 1885 Bd. 6, 95: Die Gem.-Ordn. hat an dem jchon 
vorher im diesrhein. Bayern beftandenen Sprachgebrauche feitgehalten, 
wornach mit dem Ausdrude „Gemeindeweg“ ber Ortsverbindungd- 
weg (d. 5. der Weg, welcher den Verkehr zwiſchen benachbarten Orten 
vermittelt) — im Gegenſatze ſowohl zu Ortsſtraßen innerhalb ber Ort- 
Ichaften al3 zu bloßen Feldwegen — bezeichnet wurde (vergl. Min.-E. 
vom 18. Februar 1835 Riff. 1 lit. D (Döllinger 16, 582; Web. 3, 11); 
fiehe unten Anm. 28). Siehe aud) unten Anm. 20. 

vom 12. Juli 1887 8b. 8, 306 f.: Aus der anerkannten Eigenichaft 
eines Weges als Kirchen und Leichenweg ergibt fich von feibft feine 
Eigenſchaft als Gemeındeweg im Sinne des Urt. 38 Abf. I der Gen.- 
Ordn. Die Frage, in welcher Urt ein folcher Weg feiner Beltimmung 
entiprechend zu unterhalten fei, fällt in das Gebiet des freien Ermeſſens 
der Berwaltungsbehörden. Siehe hiezu auch Entich. des Beriw.-Ger.- 
Hofs vom 22. Dezember 1888 Bb. 10. 334; ferner unten Anm. 40. 
vom 23. Geptember 1889 Bd. 11, 555: Belteht eine Gemeinde aus 
mehreren Ortichaften (Art. 153 Abi. II u. X der Gem.-Orbn.), jo muß 
in einem Verwaltungsrechtäftreite über die Verpflichtung zur ortichafts- 
weifen Herftellung und Unterhaltung eines Gemeindeweges den geſetz⸗ 
mäßigen Bertretungen der im entgegengeſetzten rechtlichen Intereſſe ein- 
ander gegenüberftehenden Ortichaften bie Möglichleit gegeben werden, 
ihre bezüglichen Rechte und Anſprüche als Prozekparteien im Gtreit- 
verfahren zur Geltung zu bringen. Der Hauptort einer ſolchen Ges 
meinde kommt gegenüber den übrigen Oxtichaften gleichfalls nur ala 
DOrtichaft in Betracht. 


b 


u 


d 
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—— 
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DOrtichaften unter fich und mit benachbarten Ortichaften und Gemeinden 
een oder unter Zuhilfenahme der Staats und Diſtriktsſtraßen 
dienen ?®). 

Nah) Art. 38 der Gem.-Drdn. find nun fämtliche Gemeinden 
verpflichtet, die notwendigen Gemeindewege herzuftellen und zu unter- 
halten und unterliegen lebtere den Beltimmungen der Gemeinde: 
ordnung über die eigentlihen Gemeindeangelegenbheiten. 
Bergl. Art. 1, 84 ff. und 130 ff. der Gem.Ordn. 

Es haben demgemäß die gemeindlichen Organe fowohl da- 
rüber zu bejchließen, ob ein Gemeindeweg Hergejtellt bezw. ein Weg 
zum Gemeindeweg erhoben, ferner daß oder wie er unterhalten werden 
ſoll, als auch darüber ob er wieder aufgegeben, aljo als Gemeinde- 
weg aufgehoben oder außer Betrieb und Unterhaltung gejegt werden 
jol. Würde eine Gemeinde ihre diesbezüglichen Verpflichtungen (Art. 
38 der Gen.-Drdn.) vernachläffigen, jo fünnte fie gemäß Art. 157 
Abſ. I Ziff. 3 der Gem.-Drdn. durd) die vorgeſetzte Staatsaufſichts⸗ 
behörde zur Erfüllung derfelben gesiwungen werden. Siehe hiezu aud) 
Art. 161 der Gem.-Drdn. und Art. 10 Ziff. 2 des Verw.-Ger.-Hof- 
Geſetz; ferner Art. 157 Abf. VI der Gem.-Ordn. 3) t) 


a) Bl. für admin. Pr. Bd. 48, 337 ff.: Ueber Entftehung und Ende 
der öffentlichen Wege nach bayerischen Verwaltungsrechte, ferner die bajelbft S. 338 
Note 1 angeführte Min.-E. vom 18. Februar 1835 (Weber 3, 11): Die Aus- 
ſcheidung der Straßenzüge betr. lit. D: „Semeinbde- oder Ortswege find 
diejenigen, welche zunächſt dem Verkehre einer einzelnen Gemeinde oder einer 
einzelnen Ortichaft mit einer anderen benachbarten dienen”, weiter Art. 8 bes 
bayer. Weg-Gejepentwurf3 vom Jahre 1855 f, nach welchem fich in die Klaſſe Der 
Gemeindeverbindungsmwege eignen: 
1) Die Verbindungsmwege ber zu einer Gemeinde gehörigen Ortichaften. 
2) Die Verbindungsmwege einer Gemeinde mit den benachbarten Gemeinden 
oder mit den innerhalb der Markung gelegenen Staats⸗, Kreid- oder 
Diftriftsftraßen. 
Endlich ift noch die Allerh. Entichl. vom 27. Februar 1809 (Weber 8, 11 
Note *) zu erwähnen, melde beftimmt: I. Die Chauſſeen, Kunftftraßen des Landes 
2c. werden vom (ftaatlihen) Finanzvermögen beitritten. II. Die dem Iolalen 
Berfehre einzelner Orte (und Diftrikte) dienenden Vizinalwege und bie an dieſen 
Wegen liegenden Brüden, als ebeumäßige Beftanbteile und Fortſetzungen dieſer 
Wege, werben aus dem Communalvermögen bejtritten. III. Das Bflafter in den 
Städten und Märkten und jene Straßendiftrifte außer denjelben, welche feine Be⸗ 
ftandteile der allgemeinen Kunftftraßen deö Landes ausmachen, jondern nur zur 
Bequemlichkeit und Berjhönerung der Lolalität dienen, mit ben hiezu gehörigen 
Brüden, werden aus dem Communalvermögen beftritten. — Siehe weiter auch 
noch unten Anm. 23. 
2) Siehe hiezu bie Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
a. vom 26. April 1881 Bd. 2, 710: Bur legtinftanziellen Beſcheidung von 
gemeindlichen Beſchwerden, worin das Bedürfnis der Herftellung einer 
Brude oder eines Durchlafjes an einem Öffentlichen Gemeindeverbindungs- 
wege und die bezügliche Leiftungsfähigleit der Gemeinde beftritten wirb, 
ift der Berw.-Ger.-Hof nicht sutändig ; denn der Verw.Ger.⸗Hof bat 
fi immer nur mit der Feſtſtellung der beftrittenen Rechte und Ber- 
bindlichkeiten zu befaffen; Dagegen bleibt die Trage, ob und in welchem 
Maße die Auferlegung einer Leiftung, bezüglich deren die gefetliche 





II. Abſchn. 8 99. Die Gemeindewege und die Ortöftraßen. 331 


Ein Gemeindeweg wird alfo erft durch die von der Gemeinde- 
verwaltung (event. Staatsauffichtzbehörde) zu bewirfende Widmung 
für den nachbarlichen Verkehr zum „Gemeindeverbindungsweg“, d. h. 


Berbinblichkeit feftfteht, im öffentlichen Intereſſe notwendig oder zweck⸗ 
mäßig ſei, ald Ermeifendfrage der Verwaltung vorbehalten. 

b. vom 3. Januar 1882 Bd. 3, 488 u. 491f: Die Enticheidung über die 
Pflicht zur Unterhaltung eined Weges ald Gemeindeweges im ver 
waltungsrichterlichen Verfahren kann nicht erfolgen, ehe dieſe Eigenjchaft 
beB ee durch die Behörden der aktiven Verwaltung endgiltig aner- 
annt ift. 


c. dom 20. Juni 1882 Bd. 4, 108: Zur letztinſtanziellen Beicheibung der 
Beichtwerde einer Gemeinde, worin nicht die BVerpflihtung zur 
Unterhaltung eines Gemeindeweges, fondern nur die angeordnete Zeit 
und Art ber Unterhaltung desfelben beftritten wird, ift der Berm.-Ber.- 
Hof nicht zuftändig, ba die Befugniſſe der Verwaltungsbehörde über 
die Art und das Maß der Unterhaltung eines Gemeindeweges 
zu beichließen, dem Staatsauffichtsrecht angehört. Vergl. unten Anm. 
30 a a. E. und 31. 


d. vom 13. Januar 1890 Bd. 12, 87: In einem Verwaltungsrechtsſtreit 
über die Unterhaltung eines Gemeindeverbindungsweges iſt gegenüber 
einer Gemeinde ober Ortſchaft eine einzelne Perſon ald rechtlich zur 
Sache beteiligt nur dann zu erachten, wenn biejelbe ihren Anſpruch auf 
jelbftändige verwaltungsrechtliche Verfolgung ihres Intereſſes an einer 
befonberen Rechtäftellung gegenüber den einen "entgegengejegten Stand⸗ 
punkt vertretenden Gemeinden oder Ortichaften zu ftüben vermag, ins⸗ 
befonbere wenn fie von ber Gemeinde bezw. Ortichaft kraft bejonderen 
Öffentlich-rechtlichen Titeld zur Wegunterhaltung herangezogen werden 
will. Siehe Anm. 37 lit. e. 

e. vom 10. März 1890 Bd. 13, 141: Der Untrag, eine Gemeinde zur 
Inſtandſetzung eines Öffentlichen Weges ala Gemeindeverbindungsweg 
zu verhalten, berührt die verwaltungsrichterfiche Zuftändigfeit aud) dann 
nicht, wenn basjelbe in der Form eines Rechtsanſpruchs erhoben worden 
it. Siehe aud unten Anm. 37 lit. e. 


vom 28. November 1882 Bd. 4, 438: Die Verpflichtung einer Gemeinde 
zur Unterhaltung eines öffentlichen Weges ift nad) Art. 38 Wbf. I der 
Gem.-Orbn. nur dann begrünbet, wenn es fi um einen Gemeinde- 
weg Handelt. Einem öffentlichen Wege kommt aber die Eigenichaft 
eined Gemeinbeweges nur dann zu, wenn entweber die Gemeinde dieje 
Eigenſchaft ausdrücklich oder durch fonfludente Handlungen anertannt 
hat oder ber Weg durch rechtäfräftigen Beſchluß der Verwaltungsbe⸗ 
hörde zum Gemeindeweg erflärt worden ift. Siehe auch Anm. 37. 


*, BI. für admin. Pr. Bd. 28, 155 ff. und Bd. 24, 337 ff.: Wegftreitig- 
feiten (64 verjchiedene Fälle bezw. Bunte). Siehe unten Anm. 37 Nr. II. 

Bd. 25, 141 ff.: Deffentliche Wegſervitut. 

Bd. 26, 146 ff.: Zur Rechtskraft in Wegſachen; Enticheidung über Bau- 
pfliht und Anlage des Weges. 

Bd. 28, 28 ff.: Streit zwifchen Ortsgemeinde und polit. Gemeinde über 
Wiederherftellung einer Brüde. 

Bd. 30, 391 ff.: Unterhaltungspflicht für die Zufahrftraße zum Bahnhof. 

Bd. 87, 209 ff.: Die Wegunterhaltungspflicht der Ortichaften und das Her- 


kommen. 
Bd. 42, 362 ff.: Die Wegbaulaft in ben zu einer Gemeinde vereinigten 
Ortſchaften. 


* 
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zum Objekte des Gemeingebrauches der Gemeindeangehörigen und der 
mit ihnen in Verkehr tretenden auswärtigen Berjonen. 

Den Polizeibehörden fteht in Bezug auf Herſtellung und 
Unterhaltung der Gemeindewege feine Competenz zu **). 

Die Sorge dafür, daß Gemeindewege Hergeftellt und unterhalten 
werden, iſt (und war fchon unter der Herrichaft des Gem.-Ed.) eine 
eigentliche Gemeindeangelegenheit. Verſchieden hievon ift allerdings 
die auch den Polizeibehörden zuftehende Aufficht und Ueberwachung, 
daß die beftehenden Gemeindewege fid in einem der Sicherheit des 
Verkehrs entiprechendem Zuſtande befinden *®). 

‚ Dritte Perjonen, Privatperjonen oder auch benachbarte Ge⸗ 
meinden haben fein Recht darauf, daß ein Gemeindeweg hergeftellt 
oder ein Weg zum Gemeindeweg erklärt wird (fiehe Entich. de Verw.⸗ 
Ger.:Hofes Bd. 14, 379 unten in Anm. 6; ferner Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.:Hofe3 in Bd. 12, 349 unten in Anm. 37 I lit. f); nur ber 
Staat (Staatsauffichtsbehörde) allein hat die Befugnis, zu verlangen, 
daß von den Gemeinden die notwendigen Gemeindewege gebaut 
und unterhalten werden®). Andrerfeit3 wird ein bereit3 vorhandener 
Weg 3. B. ein bisheriger Privatweg ober ein Feldweg nicht Dadurch 
zum Gemeindeweg, daß der öffentliche Verkehr auf demfelben immer 
mehr anwächſt, Sondern erft und nur dann, wenn er durd) die Ge⸗ 
meinde felbft oder durch Beichluß der zuftändigen Verwaltungsbehörde 
gum Gemeindemweg erklärt oder erhoben wird. Durch eine Enticheidung 

ed Verwaltungs gerichte8 kann letzteres nicht gejchehen; der Der: 
waltungsgrichter kann nur entfcheiden, ob ein Weg die Eigenichaft 
eine Gemeindeweges hat ober nicht hat, er kann aber nicht einem 
Wege dieſe Eigenjchaft verleihen. Ebenſo verliert ein bisheriger Ge- 
meindeweg diefen Charakter nur dadurch, daß er von der Gemeinde 


a) Vergl. hiezu BI. für admin. Pr. Bd. 42, 366 ff. auch Bd. 48, 339. 
Siehe aud) Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 12. Februar 1884 unten in Anm. 13. 
) Dagegen darf Niemand, fo lange der betr. Weg ein öffentlicher bezw. 
ein Gemeindeweg ift, mwillfürlich von ber Benügung desjelben ausgeichloffen oder 
in berjelben bejchräntt werben. 

Vergl. hiezu die Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 19. Zuli 1889 Bd. 11, 
826: Gemeinden, deren Ungehörige in ihren Verkehrsbedürfniſſen auf Die Benügung 
eines Weges angemiejen find, find berechtigt, den Anſpruch auf den Gebrauch des⸗ 
jelben, folange der ned nicht orbnungsgemäß feiner Beftimmung entzogen ift, 
gegen den widerjprechenden Teil in den hiezu geeigneten Fällen im verwaltungs- 
rechtlichen erfahren geltenb zu machen. 

Siehe Hiezu auch die Entſch. des Verw.Ger.Hofes vom 10. März 1890 
Bd. 12, 141 oben in Anm. 3 lit. e und vom 20. Dftober 1893 Bd. 14, 379 ff. 
in Anm. 6; ferner die Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 24. Mai 1881 Bd. 3, 
88: Als das berechtigte Subjelt in Anfehung eines Gemeindeweges, mag berjelbe 
über Gemeinde- oder PBrivateigentum führen, ift bie Gemeinde ald Korporation 
aufzufafien. Den einzelnen Gemeindegliedern fteht der Gemeinde gegenüber kein 
verwaltungsrechtlich verfolgbarer Anſpruch zu, daß ein Weg als dffentlicher Ge⸗ 
meindeweg anerfannt oder behandelt werde, endlich Entich. bes Berm.-@er.-Hofes 
vom 20. Upril 1886 Bb. 7, 242, in welcher der nämliche Örunbiap, ausgeiprodpen 
worden ift, ferner Bl. für admin. Pr. Bd. 48, 377 f, auch Bd. 38, 169. 
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als jolcher beſchlußmäßig aufgegeben wird. Eine Genehmigung hiezu 
iſt an fih nur nötig, wenn ein Sal des Art. 26 der Gem.-Drdn. 
vorliegt; abgejehen hievon aber könnte das Staatliche Auffichtsrecht 
nad) Art. 157 der Gem.-Drdn. geltend gemacht werden, wenn es fich 
un dag Aufgeben eines von der StaatsauflichtSbehörde ala notwendig 
anerkannten Gemeindeweges handeln würde. (Siehe Hiezu BI. für admin. 
Pr. Bd. 43, 34lf; ferner oben Anm. 3, bejonders lit. fl, Was 
ipeziell die Bau- und Unterhaltungspflicht bezüglich der Ge— 
meindewege anbelangt, fo haben, wie bereitö oben erwähnt, die Ge- 
meinden und zwar — foweit nicht unter Umjtänden nad) Maßgabe 
des Art. 153 Abf. II der Gem.-Drdn. dieje Verbindlichkeit den einzelnen 
Drtichaften obliegt5°?) — die politifhen Gemeinden die Ver— 
pflihtung, die notwendigen Wege zu bauen und zu unterhalten; 
diefe Notwendigkeit ergibt jich nad) den im einzelnen Falle gegebenen 
Verkehrsverhältniſſens). In ausmärkifhen Bezirken fällt dieſe 
Verpflichtung nach Art. 3 Abſ. I der Gem.:Ordn. auf die Eigen- 


sa) a. Entſch. des VBerw.-Ger.-Hofes vom 11. Januar 1881 Bd. 23, 460: 
Der durdy Art. 153 Ubf. II der Gem.-Ordn. den zu einer Gemeinde 
vereinigten Ortichaften unter gewiffen VBorausjegungen eingeräumte 
Fortbeſtand gejonderter Nechte mit den entjprechenden Obliegenheiten 
begreift gemäß dem in Art. 38 Abf. I der Gem.-Ordn. aufge- 
nommenen Vorbehalte des Wrt. 153 Abf. II auch die Unterhaltung 
der Gemeindemwege in fi. Eine ſolche Sonderftelung der zu einer 
Gemeinde vereinigten Ortichaften kann nur durch Uebereinkunft der 
beteiligten Ortichaften, keineswegs aber dur Beſchlußfaſſung der 
politifchen Gemeinde oder durch amtliche Verfügung geändert werden. 
b. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed vom 23. Februar 1886 Bd. 7, 62: 
Bei den unter Art. 163 Abi. II der Gem.-DOrdn. fallenden Weg» 
ftreitigfeiten ift neben der fpeziellen Uebung bezüglidy des gegebenen 
Streitobjektes audy die allgemeine Uebung im ganzen Gemeinbebe- 
zirfe ind Auge zu fafjen und legtere als ausichlaggebend regelmäßig 
in jolange zu erachten, als fich nicht bezüglich des Einzelnobjektes 
eine entgegengejegte Uebung nachweifen laßt. Vergl. hiezu noch 
Fa admin. Br. Bd. 4%, 353 ff. ſpez. 387 if.: Wegbaulaft der 
aften. 
°, Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 20. Dftober 1893 Bd. 14, 379 und 
381: Dritten Berjonen fteht ein verwaltungsrechtlich verfolgbarer Einſpruch gegen 
ni von der @emeindeverwaltung verfügte Schmälerung eined Gemeindeweges 
nicht zu. 
Die öffentliden Wege haben nach ihrem Zwecke als Verkehrsmittel inner- 
alb ihrer jeweiligen bejonderen Beftimmung zum allgemeinen Gebrauche zu dienen. 
r in diefer Umgrenzung können fi” — abgejehen von PBrivatrechtäverhältniffen, 
welche etwa im einzelnen alle in Betracht fommen mögen — während der Dauer 
des Beftandes ber betreffenden Wege die bezüglichen Aniprüche einzelner Berfonen 
auf deren Benügung bewegen zc. Wie für Die urjprünglihe Anlage, jo find 
auch für bie weitere Erhaltung ber öffentlichen Wege die Nüdfichten auf den all« 
gemeinen Berlehr ausichlaggebend, nach welchen ſich auch die Frage bemißt, ob 
ein Öffentlicher Weg, den wechjelnden Verhältniſſen des Verkehrslebens entiprechend, 
in feiner Anlage zu vervollfommmen, zu erweitern ift, ob derjelbe auch ganz oder 
teilweife aufgegeben werden Tann. 
Dieje Fragen unterftehen nach der Natur der Sache der Beurteilung der 
Berwaltungsbehörden. 
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tümer der zu Dielen Bezirfen gehörigen Grundftüde. Dieſe Ver- 
pflichtung der Gemeinden zur Unterhaltung bezw. Herftellung der Ge- 
meindewege beichränft jih auf die Grenzen ihres Bezirkes 
oder ihrer Markung: über dieje hinaus gibt e8 überhaupt für 
die Gemeinden feine öffentlich-rechtliche Verpflichtung, alfo auch feine 
Verbindlichkeit zur Zahlung von Konkurrenzbeiträgen für Gemeinde- 
wegjtreden in fremden Gemeindemarfungen (vorbehaltlid} natürlich 
alfenfallfiger bejonderer Vereinbarungen; fiehe unten). Die Berpflich: 
tung der Gemeinde erjtredt fich eben genau fo weit, als ihre Markungs- 
grenze geht”). Dagegen bejteht dieſe Wegbau- und Unterhaltungs- 
pfliht innerhalb ihres Bezirkes jogar auch dann, wenn nicht ein- 
mal ihr ſpezielles eigenes Intereſſe, ſondern nur die allgemeinen 
Öffentlichen Verfehrzintereflen die betr. Gemeindewege als notwendig 
ericheinen Laflen”?*). 


) Liegt daher eine Brüde, melde über einen Grenzfluß geht, mit dem 
einen Enbe in der einen, mit dem andern in der anderen Gemeinde, fo bat jebe 
Gemeinde den Teil der Brüde herzuftellen und zu unterhalten, welcher innerhalb 
ihres Bezirkes liegt, (e3 geht nicht an, die Koften einfach zu halbieren). Siehe Entich. 
des Verwm.-Ser.-Hofes vom 25. Januar 1881 Bd. 3, 517 und fpez. 525 unten in 
Anm. 12 sub ce lit. «. Vergl. auch Luthardt BI. für admin. Pr. Bd. 87, 266. 

"a) Ueber dieſe Unterhaltungspflicht der Gemeinden bezw. beren territoriale 
Begrenzung fiehe noch folgende Entjcheidungen und Abhandlungen: 

T Entich. des Verw.⸗Ger.Hofs: 

a. vom 25. Mai 1880 8b. 1, 327: Durch Urt. 38 Abſ. I der Gem. Ordn. 
wurde als fernerhin geltendes öffentliches Recht die Norm aufgeftellt, 
da jede Gemeinde die innerhalb ihrer Flur gelegenen öffentlichen 
Wege, welche weder zu den Diſtrikts⸗ noch zu den Staatsftraßen zählen, 
zu unterhalten habe. 

b. vom 28. März 1882 Bd. $, 624: Steht unbeftritten feft, daß ber Weg, 
auf dem fich die betr. Brüde befindet, ein Gemeindeverbindungsweg 
bezw. daß dieſe Brüde ein gemeindliches Verkehrsmittel ift, jo rejultiert 
hieraus gemäß Art. 38 Abſ. I der Gem.-Ordn. für die Gemeinde, in 
deren Bezirk die Brüde liegt, die Verpflichtung, diejelbe zu unterhalten. 
Giehe auch die Entſch. des Berw.-Ber.-Hof8 unten in Anm. 12 lit. c. 

c. vom 1. Mai 1883 Bd. 4, 454 und beionders 457 unten in Anm. 12 
sub c lit. 4. 

d. vom 12. $uni 1883 Bd. 4, 506: Nach der rechtsrh. Gemeindeordnung 
von 1869 erftreden jich die den Gemeinden als öffentlichen Korporationen 
obliegenden Öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen nur auf den Gemeinbe- 

ezi 


Hievon abweichende Nechtöverhältniffe, welche auf ber Grundlage 
der früheren Demeinbegeiengebuung entftanden jind, haben ihre rechtliche 
Unterlage mit dem 1. Juli 1869 verloren und fönnen im Gtreitfalle 
nicht mehr wirkſam geltend gemacht werben und find inäbefonbere nicht 
durch ben Abſ. II des Art. 38 der Gem.-Orbn. geſchützt. Siehe auch 
Entich. des Bermw.-Ger.-Hof3 Bd. 4, 454 ff. unten Anm. 12 c B. 

e. vom 25. Januar 1881 Bd. 3%, 522: Die Gem.-Orbn. von 1869 hat 
grundfäglich Die Verpflichtungen aller Gemeinden in Bezug auf dffent- 
liche Einrihtungen und Anftalten nicht nur fachlich, fondern auch terri⸗ 
torial abgegrenzt. Dieſes Geſetz verzeichnet in Art. 38 erfchöpfend bie 
Öffentlicherechtlichen Obliegenheiten aller Gemeinden als felbftändiger 
Öffentlicher Korporationen ꝛc. Siehe oben ©. 324. 
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Sanz jelbjtverftändlich iſt es aber, daß mehrere benachbarte Ge⸗ 
meinden vertraggmäßige Vereinbarungen darüber treffen können, in 
welcher Weile die ihre Markungen gemeinfam durchziehenden Wegitreden 
bezw. gemeinjchaftlichen Brüden (3. B. die über einen Grenzfluß führen- 
den) von ihnen hergeftellt und unterhalten rejp. auf weldye Urt und 
nach welchem Maßitabe die Hierauf erwachlenden Koften von ihnen 
getragen bezw. zwilchen ihnen verteilt werden follen; ſolche Berein- 
barungen gehören den öffentlichen Rechten an.®) 

Bezüglich) der jahlihen Ausdehnung der Wegbau- 
pflicht d. h. der Frage, wie weit diefe gemeindliche Baupflicht — 
abgejehen von der vorjtehend erörterten räumlichen Ausdehnung 
derjelben — in ſachlicher Beziehung gebt, find im Allgemeinen 
(vorbehaltlich allenfallfiger Verpflichtungen Dritter nach Urt. 38 Abf. 
DI der Gem.-Ordn.) folgende Sätze aufzujtellen: 


1) Die gemeindliche Wegbaupflicht umfaßt „alle Leiltungen und 
Aufwendungen, welche notwendig find, um den Weg in einem 


Zu den fo feitgejegten Verpflichtungen aller Gemeinden gehört gemäß 
Art. 38 1. c. auch die „Herftellung und Unterhaltung der Gemeinde- 
wege, Brüden und Stege“. 

Die territoriale Begrenzung diejer Verpflidhtung auf den Gemeinde- 
bezirk ift zwar in dem Gefege nirgends ausdrücklich angeordnet, allein 
biefelbe ift nicht nur in der Natur der Sache und in dem Syſtem bes 
Be begründet, fondern fie ergibt 2 insbeſondere aus der Ver⸗ 
gleihung des Geſetzes von 1869 mit ber früheren einfchlägigen Gejeh- 

ne und indireft aus einzelnen Xorjchriften des neuen Geſetzes 
elbit zc. 

Bergl. auch Entich. in Bd. 6, 73 ff.; ferner in Bd. 10, 337 unten 
in Anm. 9. 

II. Abhandlungen. 

Bl. für admin. Br.: 

Bd. 33, 196: Wegftreitigfeiten, hier: Die gejegliche Negel der Ge⸗ 
meindeunterhaltungspflicht gegenüber dem Kataſter. 

Bd. 24, 343 ff. fpeziell 346: SHerftellung eines Verbindungsweges. 

Bd. 26, 224: Gemeindliche Weg- und Brüdenbaupflicht (Eritredung 
der gemenbrihen Verpflichtung auf ihre ganze Ylurmarkung). 

d. 37, 121: Das öffentlihe Bedürfnis als Verpflichtungsgrund 
für die Gemeinde zur Herftellung eines Verbindungsweges. 

9) Erf. des Oberft. Landesgericht? vom 13. Juni 1881 (Reg. 2, 443): 
Wenn es fi um die Verpflichtung eines Dritten — Urt. 38 Abſ. II der Gem.- 
Drdn. — zur Wegbauunterhaltung Handelt, wird für die Kompetenzfrage ftet3 
darauf gejehen werden müſſen, ob der Dritte zur Unterhaltung des Öffentlichen 
Weges durch Beitimmungen des öffentlichen Rechtes verpflichtet ijt oder nicht. 
Sit Erftered der Fall d. H. wird die Verpflichtung des Dritten auf öffentlich- 
recht liche Verhältniffe geftügt, jo Hat, auch wenn behauptet wird, daß dieſe 
Öffentlich»rechtlichen Verpflichtungen zwiſchen den Beteiligten durch Verträge oder 

ertommen näher geregelt jind, über die Hieraus für den Dritten refultierenden 

erpflichtungen die Verwaltungsbehörde zu enticheiden. Iſt dagegen Letzteres ber 
Hall d. H. ift der Dritte zu einer Leiftung durch Öffentlicy-rechtliche Beitimmungen 
überhaupt nicht verpflichtet, fondern hat derſelbe ohne jeden Öffentlich-rechtlichen 
Verpflihtungsgrund die in Frage ftehende Leiftung durch Vertrag u. ſ. w. über- 
nommen, fo liegt ein rein privatrechtliches Verhältnis vor. 
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feiner Beſtimmung entiprechenden gebrauchsfähigen Zuſtand 
berzuftellen und zu erhalten“ (fiehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗ 
De vom 22. Dezember 1888 Bd. 10, 334 ff. fpeziell 
337. ’ 

2) Diefe Wegbau- und -Unterhaltungzpflicht erjtredt ſich auf 
alle Beitandteile, aljo ebenjo wie auf die Hauptjadhe d. 9. 
auf den eigentlichen Weg: oder Straßenförper, fo auch auf 
alle Zyaehornugen oder Nebenbeſtandteile dieſer Gemeinde- 
wege. 10 


) Siehe auch unten Anm. 17, ferner: Entſch. vom 22. Dezember 1888 
Bd. 10, 334 und 337: Das Schneeräumen und die Aufftellung von Schneezeichen 
bildet einen Beftandteil der den @emeinden nad Urt. 38 der Gem.-Drdn. ob- 
liegenden Wegeunterhaltung,; denn „bie Unterhaltung eines Öffentlichen Weges 
umfaßt nach der Natur der Sache alle Keiftungen und Aufwendungen, welche not- 
wendig find, um den Weg in einem feiner Beftimmung entiprechenden gebraudys- 
ae Buftande zu erhalten. Es fällt daher — unbeichadet etwa begrünbeter 
bejonderer Nechtöverhältniffe — in die Aufgabe der Wegunterhaltung nicht nur 
die Ausbeſſerung von Gebrechen, welche am WWegkörper ſelbſt durch WUbnügung, 
Elementarereignifje ꝛc. entjtanden, fondern auch die Bejeitigung fonftiger Hemm- 
niſſe des Verkehrs, welche ohne Beichädigung des Wegkörpers auf der W 
eingetreten ſind, ſohin auch die Entfernung darauf angeſammelter Schneemaſſen, 
durch welche der beſtimmungsmäßigen Benutzung des Weges Hinderniſſe bereitet 
werden. Dieſe Grundſätze —* auf Staats⸗ und Diſtriktsſtraßen ebenſo wie auf 
Oemeinbeivege Anwendung und ift insbejondere rüdfichtlich der letzteren durch die 
bermalen geltende Gemeindeordnung eine abweichende Beftimmung nicht getroffen 
worden. 

Siehe hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 11. April 1882 Bd. 8, 
637 u. 639 unten in Anm. 22 lit. b; ferner über Schneeräumen und Aufftellung 
von Sämesgeihen da8 Mandat vom 16. Februar 1785 und 27. Dezember 1788 
Web. Bd. 1, 34 u. 35, desgl. die Min.-E. vom 14, April 1837, 9. April 1842, 
bei. 31. Oftober 1848, mit Landtag3abichied vom 23. Mai 1846 8 22; Web, 
Bd. 3, 97, 465; 4, 1 ff. mit 8, 619; Ziff. 197 I lit. d cc, dd u. gg ber Bollz.- 
Borichr. vom 31. Öftober 1837 zum Gem.-Ed. (Web. 8, 176), nach mweldyem bie 
k. Streisregierungen verpflichtet find „zur fteten Wahrnehmung des YZuftandes der 
Wege und Stege", „zur gleichen Yürjorge bezüglich der Brüden, Stege und Wafler- 
leitungen” und „zur Bewirtung des Schneefchaufelns zc. 2c.” der „frequenten 
Wege und Pläge“ ꝛc. zc. 

Comm. von Niedel-Pröbft zum Pol. Str.Geſ.⸗B. 5. Aufl. Note 5 und 6 zu 
Art. 29; vergl. Hieher überhaupt die Berorbn. vom 16. Wuguft 1865 (Web. 1, 
106 ff.) „die Verbeſſerung ber öffentlichen Straßen betr.“, welche, ſoweit fie fich 
auf die Sicherheit und Bequemlichkeit bes Berlehrs auf Staatäftraßen und beren 
Bugehörungen bezieht (befonderd auch in Bezug auf Die „die Städte, Märkte und _ 
DOrtichaften“ aurchäichenben Straßenftreden), dur 8 2 Ziff. 1 der Verordn. vom 
28. April 1863 (Web. 6, 167) ausdrücklich aufrecht erhalten wurde; ferner Ber- 
ordn. vom 13. Februar 1809 (Web. 1, 277) „die Auslichtung der Gehölze an 
den Zandftraßen betr.” und Min.-E. vom 7. Dezember 1850 (Web. 4, 202) „die 
Breite ber Waldauslichtung an den Staatsftraßen betr., endlich auch Landtags⸗ 
abichieb vom 17. November 1837 Tit. I lit. C Abi. 2 (Web. 8, 197). Schließlich 
fiehe noch oberftrichterliches Erk. vom 27. März 1890 (Min.Bl. ©. 114). 

30) Vergl. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 4. Mai 1886 Bd. 7, 227 f.: 
Ein Biadult ftellt fich immer nur als eine durch konkrete Verhältniffe veranlapte 
befondere Art einer Straßenanlage dar und ift fohin nicht blos Pertinenz, fondern 
vielmehr integrierender Beſtandteil der betr. Straße. Siehe auch Erf. des Ob. 
Ger.-Hofed vom 24. November 1877 3b. 7, 653: Ausſchluß einer Privatberedhtigung 
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Als folche Beitandteile oder Zugehörungen der Gemeinde: 
wege ericheinen: 

a. Die Straßen» oder Seitengräben, die Abzugsrinnen 
und Durchläffe, welche zur Entwäſſerung diefer Wege 
dienen. 11) 11a) 

b. Die Böſchungen 11) und Stübmauern. 

c. Die Brüden und Stege, welche als VBerbindungsglieder 
diefer Wege erfcheinen. 12) 128) 


an Staatäftraßengräben. Die nähere Ausführung diejes Erf. fiehe nacht. Unm. 11, 
und hierauf weiter: „Wenn der Straßengraben auch nur als Pertinenz ber 
Straße, um derentwillen und zu deren Unterhaltung er vorhanden ift, betrachtet 
wird, fo nehmen auch die Pertinenzien regulariter naturam rei principalis an.” 

2) Vergl. in analoger Anwendung die Entſch. des Oberft. Ger..Hofes vom 
24. Rovember 1877 Bd. 7, 53: Es Hat ſich nunmehr die Rechtsanſchauung vor- 
wiegend dahin gebildet, daß der Staat bezw. die Gemeinden als Eigentümer ber 
Staats⸗ und bezw. ®emeindeftraße zu betrachten jeien. 

Allein hiedurch ijt die Erwerbung von Dienftbarkeiten und der Beſitz an 
jolhen nicht zuläffig geworden, vielmehr bleiben die öffentlichen Plätze, Land- 
und Waſſerſtraßen als res, quae in usu publico babentur, jo lange fie ihrem 

wede dienen, gleichwohl dem Berlehre des Einzelnen entzogen. a3 von bei 

taatd- (Gemeinde-) Straßen jeLlbft gilt, das hat auch auf die dazu gehörigen 
Straßengräben Anwendung zu finden. Es ift nicht abzufehen, warum ein 
Beitandteil einer Straße anderen gejeglichen Beftimmungen unterliegen follte, al3 
den für bie Straßen im allgemeinen und für alle ihre Teile maßgebenden, da Der 
Beftandteil in jeder Beziehung bem Rechte des Ganzen folgt. Siehe aud) 
nachjtehende Anm. Ila und 13 und vorftehende Anm. 10 a. €. 

ı!a) Siehe BI. für admin. Pr. Bd. 80, 404: Nach Urt. 38 Abf. I der 
Gem.-DOrdn. find die politiichen Gemeinden zur Unterhaltung ihrer Gemeindemege 
und ber zur Verhütung von Unglüdsfällen an ſolchen nötigen Sicherheitsvorrich⸗ 
tungen verpflichtet ꝛc. 2c. Bei diefer Verpflichtung Tann bezüglich der Unter- 
haltungspflicht eine Unterjcheidung zwiſchen der Fahrbahn und den übrigen Zır- 
gehörungen dieſer Wege nicht gemacht werben, fondern bie Gemeinde hat die betr. 
Wegſtrecken als ſolche mit allen mwejentlichen Bejtandteilen zu unterhalten. Die 
Böihungen und Gräben müflen aber unbedingt al3 folche mejentliche Be⸗ 
ftandteile diejer Wege betrachtet werben, während die Alleepflanzungen und 
deren Unterhaltung der Gemeinde gejeglich nicht überbürdet, oder ſie zwangsweiſe 
zur Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit nicht angehalten werden fönnte, jondern 
von derjelben nach Urt. 38 Abf. Il. c. nur die Herftellung bezw. Unterhaltung 
der erforderlichen Sicherheitsgeländer verlangt werden kann. Bergl. auch 
vorftehende Anm. 11, auch 10. 

2) a. Urteil des Reichögericht3 vom 12. Mai 1880 (Meg. 3, 97 f.): Begriff 
von „Brüde”. 

b. Min.-E. vom 16. Mai 1830 (Web. 2, 538): „Brüden find pars viae. 

Die BVerbindlichleit des Baued und der Unterhaltung derſelben liegt 
daher in der Megel nur jenen ob, welche den daran ftoßenden Weg zu 
machen oder zu beflern haben zc. ꝛc. 

c. Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes: 

a) vom 25. Januar 1881 Bd. 2%, 517 und fpeziell 525: 
Die Beihränkung der gemeindlichen Weg- und Brüdenbaupflicht 
auf den Gemeindebezirkift als die gefegliche Regel anzunehmen. 
Das Geſetz unterjcheidet nirgends in Bezug auf die Baupflicht 
zwilhen Wegen und Brüden, beide haben vielmehr in der That 
auch jetzt noch gleiche Qualität, da die Brüden nur ala kunſtmäßige 
Vohl, Handbuch. II. 22 
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d. Die Sicherheit3- oder Schubporrichtungen und Schuß- 
geländer. 112) 18) 


Straße in Betracht kommt. So menig ed daher zweifelhaft ift, daß 
die gemeinbliche Straßenbaupflicht auf den Gemeindebezirk einge- 
ſchränkt fei, ebeniowenig kann ein folcher Zweifel bezüglich der 
Brüdenbaupflicht beftehen. Siehe oben ©. 334 Anm. 7. 

3. vom 1. Mai 1883 Bd. 4, 454 und 457: Die Gemeindegefeßgedung 
von 1869 Hat ohne Rückſichtnahme auf die SYntereffenbeteiligung 
biefer oder jener Gruppe von @emeindegliedern — von dem in 
Urt. 153 Abt. II der Gem. Ordn. geregelten Berpflichtungsverhältnis 
der zu einer Gemeinde vereinigten Ortichaften abgejehen — 
&emeinde bie volle Unterhaltungspflicht bezüglich der Gemeinde⸗ 
wege und damit ber zu derfjelben gehörigen Brüden 
überbürdet unter der Vorausſetzung, daß dieſe Wege innerhalb der 
Gemeindeflur Tiegen und die Eigenichaft von öffentlichen Gemeinde⸗ 
wegen haben. (Bergl. Entich. des NBerw.-Ger.-Hofes Bd. 3, 6522 
und oben lit. «.) 

Siehe hiezu auch Entſch. bes Berw.-@er.-Hofes Bd. 4, 506, 
oben Anm. 7a I lit.d. 

y. vom 30. Oktober 1883 Bd. 5, A ff.: Wenn durch rechtskräftigen 
Beſchluß auf Grund Herlommens die Berpflihtung einer Ortichaft 
zur Herjtelung und Unterhaltung einer gemeinbiichen Brüde aus 
geiprochen wurde und es fich nach Berftörung dieſer Brüde um die 
gerftellung einer neuen Brüde Handelt, welche einem gefteigerten 

erfehre dienen ſoll und mit weſentlich erhöhter Tragfraft, aljo auch 
mit einem weſentlich vermehrten Koftenaufmande wieder hergeftellt 
werben muß, jo kann das Herfommen nicht mehr ald maßgebend 
und demzufolge die auf Grund bes Herkommens getroffene, die Ver⸗ 
pflichtung der Ortſchaft feftitellende inftanzielle Enticheidung als 
fortwirtend nicht mehr erachtet werben; es hat vielmehr die gejeß- 
liche Negel des Art. 38 Abſ. I der rechtsrhein. Gem. Ordn. einzu- 
treten, wornach die Gemeinde zur Herjtellung und Unterhaltung der 
gemeindlichen Brüden verpflichtet erjcheint. 

d. endlich auch vom 5. Mai 1890 Bd. 12, 225: bezüglich deö Ueber⸗ 
anges der Diſtriktsſtraßen auf ben Diftrift, ſowie die Entich. des 
erw.⸗Ger.⸗Hofes Bb. 3, 624, oben in Unm. 7a I lit. b. 

d. Bl. für admin. Br. Bd. 31, 352 ff.: Trennung der Brüdenbaulaft von 
der Wegbaupflicht von U. Luthardt: 


3) Weg und Brüde ©. 352 ff. 
2) Kanalwände und Brüdenwölbung ©. 359 ff. 
3) Brüde über einen Bewäfjerungsgraben ©. 361 ff. 
5 Müpffanal und Biftriftäftraße ©. 364 ff. 
5) Brüden an Diftriktsftraßen ©. 369 ff. 
6) Beſtellung einer Brüdenbaulaft ©. 375 f. 
7) Kompetenzverhältniffe ©. 376 f. 
Bd. 22, 336: Umwandlung einer Privatbrüde in eine öffentliche 
Brüde durch den Verkehr. 
Bd. 38, 221 f.: Wegftreitigleiten; Bau einer Brüde ftatt ber jeit- 
erigen Durchfahrt. 
b. 85, 395 ff.: Verteilung einer auf Vertrag beruhenden gemein- 
ſchaftlichen Wafler- und Brüden-VBaulaft „nach Billigkeit“. 

135) Seiten- ober Ueberfahrtäbrüden, welche die Zufahrt von oder zu be- 
nachbarten Srundftüden vermitteln, find feine Beitanbteile oder Zugehörungen ber 
Gemeinbewege. 
ie) Siehe Art. 6 des Uferfchubgefeged vom 28. Mai 1862, welcher lautet: 
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e. Die für die betreffenden Gemeindewege nötigen Fähren. 1%) 
f. Die zu und auf diefen Wegen nötigen Wegweiſer, Orts⸗ 
und Warnungstafeln. 15) 


„Die zum Schutze der an den Ufern :hinziehenden Straßen und Eifenbahnen er- 
forderlihen Vorrichtungen find von denjenigen Herzuftellen und zu unterhalten, 
welche die Straßen oder Eifenbahnen zu unterhalten haben.“ 

Vergl. ferner Entich. bed Berw.-Ger.-Hofes vom 12. Februar 1884 Bd. 5, 
127 fj.: Die den Gemeinden gemäß Art. 38 Abf. I der Gem.-Orbn. obliegenbe 
Berpflihtung zur Unterhaltung der Gemeindemwege fchließt nicht unbe- 
Dingt die Verpflichtung in fi, an einem Gemeindewege, welcher kraft Serbitut- 
berechtigung der Gemeinde über fremden Grund und Boden führt, Abhänge, 
Gruben und dergleichen, weldhe vom Brundeigentümer bergeftellt wurden, 
mittelft Sicherheitsvorrichtungen zu verwahren. - 

Die Yeitftelung der Frage, wem in diefem Falle die Verpflichtung zur 
Vegfiherung nad) Maßgabe der Hiefür allein zuftändigen polizeilidhen An- 
forderungen obliegt, ob der Gemeinde oder dem Grundeigentümer, Tann nicht den 
Gegenſtand einer vermwaltungsrechtlichen Enticheidung bilden. Die Buftändigfeit 
des Verw.Ger.⸗Hofes erftredt fich nicht auf beftrittene Werpflichtungen zur Siche- 
rung des Verkehrs im Sinne des 8 367 Biff. 2 des Reichsſtrafgeſetzbuchs. Siehe 
oben Aım. 4a, ferner Anm. 36. 

Siehe auh BL. für abmin. Pr. Bd. %1, 33 ff.: Pflicht au Herftellung 
einer Schubbräftung an einem Gemeindewege, weldyer zugleich ala Leinpfad dient; 
Berwaltungszuftändigkeit, auch wenn ſolche Pflicht auf Grund eines Bertrages 
beanfprucdyt wird; und Bd. 80, 404 |. oben Anm. 11a (Sicherheitägelänber). 

) Hiezu vergl. Art. 17 des Wafjerbenupungsgefeged vom 28. Mai 1852, 
welcher lautet: „Neue Weberfahrtsanftalten über öffentliche Flüſſe mittelft 
Fähren oder Nähen (Prahmen) oder fliegenden Brüden können nur in Gemäßpeit 
einer Betvilligung der Kreisregierung und unter ben von derfelben feitzufegenden 
Beſtimmungen errichtet werden.“ 

8) Vergl. hiezu die Min.-E.: 

a. vom 2. uni 1840 (Web. 8, 341 f.): Das NAnftreichen der Tafeln und 

Säulen ıc. ꝛc. an den Straßen betr. und hiezu die Min.-E. vom 25. 
Dftober 1840 gleichen Betreff (Web. ebenda Note ***). 

b. vom 7. Februar 1841 (Web. 8, 368 f.): Die Ortichaftstafeln, Wege- 
zeiger, Warnungstafeln u. f. w. an den Straßen betr., hiezu die Min.-E. 
vom 27. Juli 1842 (Web. 3, 464): Die Aufftelung von Wegweiſern 
auf den Staatsftraßen betr, nad welder „die DOrtstafeln an 
ben Staatäftraßen von den treffenden Gemeinden anzujchaffen und 
zu unterhalten find, und die Aufftelung und Erhaltung der Wegmeifer 
an den Einmündungen von Ortswegen und Bezirks⸗ oder Staatsſtraßen, 
ebenfo wie an den Scheibepuntten der Ortswege von den betr. Ge- 
meinden zu geichehen habe” zc. ıc. 

Siehe endlich Min.E. vom 12. Februar 1889 (Min.-Bl. ©. 73, Web. 19, 

429): Die Aufichriften auf den Ortstafeln betr., nach welcher diejelben fortan zu 
lauten haben: 


Bemeinde...- 22er 
Amtsgericht onen 
Bezirlsamt und Uushebungäbezirl ........... 
Randiwehrbezitl. ....- eurer rennen 
Hauptmeldeamt ......- 220er nnnn 


Hiezu die Min.-E. vom 31. Januar und 28. Februar 1873 (Web. 9, 706 
und Note * bafelbft). 
Endlich vergl. die Inſtruktion für Erridtung von Stunbenfäulen, Gelän- 
2* 
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Zur Anlegung und Unterhaltung von Baumpflanzungen 
oder Alleen an Gemeindewegen influfive der Ortsſtraßen find 
die Gemeinden zwar nicht verpflichtet (vergl. Anm. 11a), 
allein die Gemeinden follten im eigenjten Interefje freiwillig 
der Anpflanzung von Bäumen, ganz beſonders — wo fli- 
matifche und Bodenverhältniffe dies gejtatten — von Obſt⸗ 
bäumen die größte Sorgfalt widmen. 16) 

3) Bur gemeindlichen Wegbaupflicht gehört auch dag Schnee: 
räumen und dag Ausſtecken von Schneezeichen 17) (ſchon mit 
Rückſicht auf Die letztere Verpflichtung empfiehlt fich dag An⸗ 
pflanzen von Alleen längs der Gemeindewege, wo Died nur 
irgendwie möglich ift). Die Beleuchtung der Gemeindewege 
zur Nachtzeit ift nicht als zur gemeindlihen Wegbau- 
pflicht gehörig zu erachten: Die Verpflichtung zur Her- 
ftellung einer folchen kann aber gegebenen Falles aus ficher- 
heits⸗ oder fittenpolizeilichen Gründen nad) Art. 93, 95 und 
142 der Gem.-Drdn. ftatuiert werden. 19) 


dern, Wegmweijern und Ortstafeln im Königreich) Bayern vom 1. November 1829, 
im Auszuge mitgeteilt bei Web. 2, 483 f. und hiezu die Min.-E. vom 3. Oktober 
1871, die Einteilung der Staatsftraßen betreffend (Web. 9, 118 f.) bezüglich der 
GStraßeneinteilungszeichen. 

1*) Siehe hiezu Landtagsabſchied vom 25. Auguſt 1843 Abſchn. IV 8 40 
(Web. 3, 515) und hiezu H.-Min.-E. vom 11. Dezember 1848 „die Baumpflar- 
zungen an den Straßen betr.“ Ben 4, 8); ferner Landtagsabſchied vom 23. Mai 
1846 Abſchn. III 8 33 (Web. 8, 621) „daß die Laſt der Bepflanzung der Staats⸗ 
ftraßen mit Alleebäumen den Gemeinden nicht aufgebürdet werbe, haben Wir ıc. 
bereit3 eröffnet.“ 

Endlich vergl. die Min.-E. vom 10. Juni 1882 „die Baumpflanzungen an 
ben Staatzftraßen betr." (Web. 15, 702 f.) mit einer ausführlichen „Inſtruktion 
über Anlage und Unterhaltung der Baumpflanzungen an den Staatsftraßen“. 

39 Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes in Bd. 3 637 ff. unten Anm. 25 und 
22 lit. b, ferner Entſch. bed Berw.-Ger.-Hofes vom 22. Dezember 1888 Bd. 10, 
334 oben Anm. 9. 

Auch in der Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 27. November 1889 Bb. 11, 
518 ff. wurde der Grundjag ausgeiprocdhen, daß das Schneeränmen (Nusbahnen) 
und Schneezeichenjegen auf den Gemeindewegen nach den über bie Verpflichtung 
aur an altung ber Gemeindewege geltenden gejeglichen Beftimmungen zu beur- 
teilen jei. 

Siehe bejonder3 oben Anm. 9. 


9. Kahr ©. 818 zu Art. 92 ff. der Gem.-Drdn. 

Vergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Bd. 3, 413, ferner fiehe Entſch. 
bes Berw.-Ger.-Hofes vom 28. Dezember 1894 Bd. 16, 123: Eine Verpflichtung 
ber Gemeinden zur Straßenbeleuchtung kann nicht ohne Weiteres aus Art. 38 der 
rechtörhein. Gem. Ordn. abgeleitet werden. Sie kann aber unter Umftänden in 
Art. 92—95 bezw. 141 und 142 dafelbft begründet fein. Hiezu ebenda ©. 127: 
Bei Teitfegung des Art. 38 der Gem.-Ordn. war die Abjicyt der gefeggebenben 
Faktoren dahin gerichtet, allgemein nur jene (Sicherheits-) Vorrichtungen als in 
ber gemeindlichen Wegbaupflicht inbegriffen zu erklären, welche ſich als integrie- 
rende Beltandteile oder Zugehörungen jener Wege barftellen und erforderlich find, 
um die Weganlage als ſolche für jenen Zweck vollfommen gebrauchsfähig zu 
madyen, dem fie als gemeindliche Anſtalt zu bienen bat, nämlich der geficherten 
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Soweit die Herftellung und Unterhaltung der Gemeindewege 
influfive der Unterhaltung der Ortsſtraßen und der öffentlichen Pläße 
ed unabmweisbar erfordert, daß fachverftändige Techniker hiezu aufge- 
ftellt werden, fann ſich die Gemeinde auch der Verpflichtung zur An- 
stellung und Bezahlung des nötigen ſachkundigen Perfonales nicht 
entziehen. 19) 
Zu den gemeindlichen Wegen im weiteren Sinne — und wohl 
mit zu den wichtigften unter denteiben — gehören die DOrtsftraßen. 
Ortsſtraßen find diejenigen gemeindlichen Wege, welche dem 
Verkehre innerhalb einer zufammenhängend gebauten Stadt-, Land: 
oder Ortögemeinde zu dienen beftimmt find und melche weder zu einer 
Staats- oder Diftriftzftraße noch zu einem Gemeindeverbindungsweg 
(Gemeindeweg im engeren Sinne) gehören. 2%) 


Bewerkitelligung des öffentlichen Verlehrs. Die Straßenbeleuchtungsanlagen find 
aber als Beitandteile der Weganlage ſelbſt nicht anzufehen und den in Art. 38 
genannten GSicherheitsvorrichtungen nicht beizuzählen. Kann aber hienach bie 
gemeindliche Verpflichtung zur Herftellung einer Straßenbeleuchtung nicht ohne 
Weiteres aus Art. 38 der Gem. Ordn. abgeleitet werben, fo kann ſich dieſe Ver⸗ 
bindlichleit doch unter Umftänden aus den polizeilichen Verpflichtungen der Ge- 
meinden ergeben. Die Beurteilung nım der Frage, ob unter den gegebenen Ber- 
hältniffen oder Umftänben fich eine Notwendigkeit zur Beleuchtung einer Straßen- 
ftrede ergibt, ift in erfter Linie dem pflichtmäßigen Ermeilen der kraft ihres 
Seibitvertvaltungsrechtes zunächft zur Belhtubfaflung berufenen Gemeindebehörde 
anheimgegeben ꝛc. Berfäumen aber biejelben, ihrer Berbindlichfeit nachzukommen 
und eine ihnen im Bereiche der örtlichen Polizeiverwaltung obliegende notwendige 
Einrihtung zu treffen, fo find bie Auffichtsbehörben befugt, nad) Maßgabe der 
Art. 156 Ubſ. IV mit Art. 157 Abſ. III, V, VI, VII zwingend vorzugehen. 
ꝛe) Vergl. biezu die — analog auch auf Gemeindewege anmwenbbare — 
Entſch. bes —— .bofes vom 4. Oltober 1887 Bd. 8, 301 ff.: Die von ber 
Auffichtöftelle einem Diftrikte gemachte Auflage, ftatt eines Sachverſtändigen einen 
eigenen Diftriftstechniler für das Straßenweſen aufzuftellen, wodurd ein Mehr: 
aufwand in Ausficht fteht, kann nur dann als geſetzlich erachtet werden, wenn 
durch die ntandige Verwaltungsbehörde mit Beſtimmtheit konſtatiert iſt, daß ſich 
Die nach Art. 27 Abſ. I lit. b Ziff. 4 des Diſtriktsratsgeſetzes dem Diſtrikte ob- 
liegende Aufgabe in anberer billigerer Weife nicht genügend erfüllen läßt. 


°) Siehe Entich. des Verw. Ger.⸗Hofes vom 13. März 1885 Bd. 6, 93 
unten in Anm. 22, auch oben Anm. 2 lit. c; ferner Entidh. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
vom 19. Juli 1889 Bd. 11, 325 und fpeziell 330: 

Zunächſt ergibt fi bie öffentliche Eigenichaft der Ortsſtraßen jchon aus 
ihrer Zwedbeitimmung, wonach fie ben Bertehr innerhalb einer zufammenhängend 
gebauten Ortichaft zu vermitteln haben. Da jedoch das Verkehrsbedürfnis fich 
nicht auf bie Ortsbewohner beichräntt, fondern auch ihre mwirtichaftlichen Be⸗ 
ziehungen mit den Angehörigen ausmwärtiger Gemeinden umfaßt, fo find auch 
Ortsſtraßen regelmäßig als Öffentliche Wege zu erachten 2c. In ben vielfachen 
Fällen, wo in Folge ber Ausdehnung einer Stadt, eines Marktes oder Dorfed 
(demeinder) Begitreden, welche dem allgemeinen Verkehre dienten, jedoch außer- 
halb des Mrtäbezirfes gelegen waren, nunmehr aber innerhalb der Stadt, bes 
Marktes oder Dorfes zu liegen fommen und unbeichadet ihrer fortbeftehenden all- 
gemeinen Verkehrsbeſtimmung jebt auch noch die Bedeutung eines örtlichen Ber- 
kehrsmittels annehmen, kann aus diefen ebengenannten Umftänden eine Einſchränkun 
der allgemeinen Gebrauchäberehtigung in Anjehung diefer Straße etwa au 
die Ortdangehörigen nicht abgeleitet werben. 
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In Bezug auf die Erhebung einer Straße oder eine Weges 
zur Drtsftraße, ferner bezüglich der Unterhaltung der Ortsſtraßen, 
desgleichen über ihre Wiederauflaffung, auch ihre Sperrung zc. zc. 
gelten die nämlichen Grundfäge und Nechtsregeln wie für Gemeinde- 
wege im engeren Sinne (Gemeindeverbindungsmwege) überhaupt. Auch 
die öffentlichen Plätze innerhalb einer Gemeinde werden den Drt3- 
itraßen gleich geachtet und behandelt, injofern und infoweit fie ebenfo 
wie dieje dem öffentlichen Verkehre zu dienen beftimmt find. 

Was dagegen die Heritellung von Ortsſtraßen anbelankt, jo 
wurde dieſelbe, wohl auch im Hinblid auf Die Beitimmung in $ 62 Abi. 3 
der allgemeinen Bauordnung in der nunmehrigen Faſſung vom 31. Juli 
1890 21), durch Art. 38 der Gem.-Drdn. nicht ala Pflicht aller Ge- 
meinden erflärt. Someit allerdings diefe „Ortsftraßen" als Gemeindeiwege 


Ebenda ©. 325: Als dffentlihe Wege find alle diejenigen anzuerkennen, 
welche als Verkehrsmittel zum allgemeinen Gebraudye bienen, fei ed, daß fie 
biezu durch eine Verfügung der zuftänbigen Bermaltungäbehörbe beitimmt wurben, 
oder daß ihre öffentliche Eigenichaft aus der Art und fortgejegten Dauer ihres 
allgemeinen Gebrauches rechtlich zu folgern ift. 

In ber Regel find auch DOrtsftraßen als öffentliche, dem allgemeinen 
@ebrauche dienende Wege zu erachten. 

Entich. bes ——— vom 19. Juni 1896 Bd. 17, 312: Die Ver⸗ 
pflichtung, der Gemeinden zur Unterhaltung ber Ortsftraßen erftredt ſich auch auf 
die zur Verhütung von Unglüdsfällen an ſolchen nötigen Sicherheitsvorrichtungen. 

Weiter vergl. Erf. des Oberft. @er.-Hofed vom 21. Juni 1878 (Min.«Bl. 228). 

1) Diele Betimmung lautet: Die Bewilligung zu Bauführungen in neuen 
Bauanlagen von Städten, Märkten und zufammenhängenb gebauten Dörfern darf 
erft erteilt werben, wenn vorher bie Herſtellung des Etraßenförperd für ben 
treffenden Teil der Straße von einer Querftraße bis zur nächſten Querſtraße und 
für bie Verbindung mit einer bereits beftehenben Straße gefichert oder wenigftens 
Ehe —7 dafür geleiſtet iſt, daß dieſe Herſtellung binnen einer zu beſtimmenden 

ri olge. 

In ber ſchon mehrfach citierten Abhandlung ber BI. für admin. Pr. Bd. 
48, 321 ff. iſt über bie Eröffnung von Ortsſtraßen auf ©. 339 f. folgende 
beachtungswerte Aeußerung niedergelegt: 

Die Ortsſtraßen nehmen gegenüber ben Gemeindeverbindungswegen inſo⸗ 
ferne eine eigentümliche rechtliche Stellung ein, als eine Xerpflidhtung ber &e- 
meinden zu ihrer Herftellung gejeglich nicht beiteht. Nachdem aber Reubauten 
in neuen Bauanlagen und Bauquartieren erſt dann baupolizeilich genehmigt wer- 
ben dürfen, wenn Die Anlage ber erforderlichen Ortsſtraßen geiert ift, fo bringen 
bie Berhältniffe e8 mit fich, baß die Bauunternehmer den Grund zum Straßen- 
förper abzutreten und Die Straße jelbit herzuftellen haben. Inſoferne die Her- 
ftelung der neuen Drtöftraße von ben Bauunternehmern bethätigt worden ift, 
muß noch bie —— Du derfelben von der Bemeindeverwaltung und ihre Ueber- 

abe an ben Berfehr hHinzufommen, wenn die Straße ein Objelt des allgemeinen 

ebrauches werben fol. In größeren Gemeinden wird zwedmäßig die Herftellung 
der neuen Ortsſtraßen von ber @emeindeverwaltung beforgt, welche bieje gegen 
die nötige Yrunbabtretung und weitere Beitragsleiftung von Seite der Bauunter⸗ 
—2* übereinkunftsgemaß bethätigt. Letzteren Falls gilt im Betreffe ber Ent- 
ſtehung der offentlichen Eigenſchaft ſolcher Ortsſtraßen das, was von ben Gemeinde⸗ 
verbindungswegen gilt b. h. fie werden Öffentliche Straßen dadurch, daß fie Seitens 
ber emeindeverwaltung dem offentlichen Verklehre gewidmet bezw. übergeben 
wer J 
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bezw. Oemeindeverbindungswege überhaupt in Betracht kommen, ob- 
liegt den Gemeinden auch die Herstellung derfelben; Doch der 
über die Heritellung als Gemeindemweg hinausgehende fojtipieligere 
Ausbau zur „Ortsſtraße“ wollte von der Gemeindeordnung nicht als 
gejfegmäßige Verpflichtung aller Gemeinden ftatuiert merden und 
Daher wurde im Art. 38 lediglich die Sorge für Unterhaltung 
und Reinlichfeit der einmal gefchaffenen und beftehenden „Orts⸗ 
ſtraßen“ allen Gemeinden zur Pflicht gemacht. 22) 

Erjcheint aber eine durch eine Gemeinde führende Straße als 
Teil oder Strede einer Staatzjtraße oder Diftriktsftraße — und 
Died iſt der Fall, wenn und jo lange die betr. Strede als Staats⸗ 
bezw. als Diſtriktsſtraße vom Staate oder Dijtrifte refp. von der dem 
Diftrikte vorgejegten Staatsaufficht3behörde anerfannt oder erklärt ift 
— So obliegt die Unterhaltung dem Staate oder dem Diſtrikte, vor- 
behaltlich der den Gemeinden bejonders zugeteilten diesbezüglichen 
Verpflichtungen. 29) 2%) 35) 


#2) dergl Bl. für admin. Pr. Bd. 48, 321 ff. in vorſtehender Anm. 21, 
ferner Entſch. des Bermw.-Ger.-Hofes: 

a. vom 13. März 1885 Bd. 6, 93: Geſetzlich obliegt den Gemeinden 
lediglich die Unterhaltung, nicht audy die Herftellung und Ermei- 
terung ber Ortsſtraßen. 

b. vom 11. April 1882 8b. 8, 639: Die gejegliche Verpflichtung der 
Straßenunterhaltung umfaßt die Aufgabe, die Straßen zu jeder Zeit 
in einem ihrem Zwecke entiprechenden, verfehrsfähigen Zuftande zu er- 

alten, fohin alle Störungen dieſes Buftandes zu befeitigen und vor 
Uem bie biefür erforderlichen Mittel bereit zu ftellen. Es kann ins- 
bejonbere nirgends ein enticheidender Grund bafür gefunden werben, 
daß bie Schneeräumung auf den Diftriktäftraßen, beren zivedentiprechende 
Unterhaltung den Diftriltägemeinden obliegt, feinen Beſtandteil biejer 
Obliegenheit bilde. Vergl. oben Anm. 9. 

29) Siehe hiezu Art. 32 Abſ. I und 37 bes Diftriftöratsgefeges vom 28. 
Mai 1852, welche lauten: 

Art. 32 Abſ. I: Dem Diftriftsrate ift vorbehalten, die Veitragdquote für 
einzelne Semeinden oder abgejonderte Gemarlungen je nach der Teilnahme an 
den Vorteilen der betreffenden Anftalt oder Einrichtung verjchieden abzuftufen. 

(v. Haud: Bayer. Straßen- und Wegerecht, B. Gem.-Beitg. 1891 ©. 605 ff, 
685 ff., 730 ff.) 

Art. 37. Einzelnen Gemeinden bleibt vorbehalten, für Unternehmungen 
und Einrichtungen, die ihren ausfchließenden Gemeindenupen betreffen, oder be- 
züglich welcher ihnen ausichließliche Verpflichtungen obliegen, unbeſchadet der Be- 
ftimmungen beö gegenwärtigen Geſetzes in befondere Verbindung zu treten oder 
in ſolcher zu verbleiben. 

Vergl. Hiezu Entich. des RBerw.-Ger.-Hofed vom 8. März 1881 Bd. 2, 
667: Die Unterhaltung der in dem Bezirke einer unmittelbaren Gtadt- 
gemeinde gelegenen Yortfegung einer Diftriktäftraße (alfo nicht einer Strede 
ober eines Teiles der Diftriktäftraße felbft, welche durch bie Gemeinde führt, 
— vergl. ben nachſtehenden Abſatz —) ift eine dieſer Gemeinde gemäß Art. 38 
Abf. I ber Gem.-Orbn. obliegende Verpflichtung. Die längere Nichterfüllung der 
einer Gemeinde geieglich obliegenden Wegunterhaltungspflicht reicht allein nicht 
aus, um bie Gemeinde von biefer Pflicht zu befreien. Eine ſolche Befreiung tritt 
nur bayn ein, wenn eine Verpflichtung Dritter nachgewiejen ift. Siehe auch oben 

nm. 2a. 
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Die Beitimmungen über die Herftellung bezw. Unterhaltung der 
Feldwege find durch Art. 55 der Gem.-Drdn. geregelt. 

Siehe hierüber die einfchlägigen Ausführungen zu diefem Artikel. 

Unlangend die Zuftändigkeit der Verwaltungs- und Gerichtö- 
bebörden in Bezug auf Gemeindewege, ſowie das Verfahren in Ges 
m olachen, jo find hierüber in Kurzem folgende Säge aufzu- 
tellen:: 

1) Die Gemeindewege (Gemeindeverbindungswege) find von den 
Gemeinden als Korporationen des öffentl ichen Rechtes 
in Erfüllung der ihnen vom öffentlichen Rechte auferlegten 
Verpflichtungen zu ſchaffen, herzuſtellen und zu unterhalten. 

Es liegen alſo die Grundſätze, nad) welchen ſich dieſe Her: 
Dagegen ſiehe bezüglich der wirklichen Strecken oder Teile von Diſtrikts⸗ 
ee welche durch eine politische Gemeinde gelegt find, die Entſch. vom 
5. Juli 1881 Bd. 3, 157 befonbers 164: Die Unterhaltung und im Bedarfsfalle 
Neuanlegung von Diftriftsftraßenftreden, welche zugleich als Ortsſtraßen 
dienen, mit den dazu gehörigen Brüden obliegt bem Biftrifte und nicht der 
beteiligten politiihen ®emeinde oder DOrtichaft, foferne nicht eine Verpflichtung 
der legteren durch einen bejonderen Rechtstitel begründet ift. 
Bergl. hiezu die Entſch. des Berw.-@er.-Bofed Bb. 3, 111 in Anm. 37 


t. a. 
24) Giltigkeit Haben noch die VBeflimmungen der 88 I und II der landesh. 
Verordn. vom 16, Auguft 1805 (Web. 1, 106 ferner die in Note **) dafelbft 
angeführten Erlaffe): Die Verbeſſerung der öffentlichen Straßen betreffend. 

1. In allen Städten, Märkten und Ortichaften, auf welchen die Berbinblidy- 
feit der Unterhaltung des Ortspflaſters oder der burchziehenden Chauſſeen 
ruht, fol bi3 zum 1. Dezember d. %. das Pflafter, oder der Bruchſtein⸗ 
und Kiesweg dauerhaft bergejtellt, und fodann für die Zukunft ftet3 in 
gutem Zuftande erhalten werden. Die Straßen-Baubeamten haben hiebei 
mit De Hate an die Hand zu gehen, damit bie Herftellung nicht allein 
dauerhaft, jondern auch mit der erforderlichen Bequemlichkeit für das Zug⸗ 
vieh und Fuhrwerk gejchebe. 

II. Jr denjenigen Ortfoaften, worin Die dDurchziehende Straße auf Öffentliche 
often mit Kied oder Bruchfteinen unterhalten werden muß, haben die 

Einwohner jowohl die Straßen, al3 bie Seitengräben von dem Schlamme 

zu reinigen, ehe Die Bededung mit dem Materiale von Seite des Straßen- 

bauperjonale3 vorgenommen wird. 

Zu vorftehender Ziff. II wurde dur Din.-E. von 16. Januar 18% (Min.- 
BI. 36) zur Erleichterung der betr. Gemeinden bejtimmt, daß bi8 auf Weiteres 
den legteren ein mehr als zweimaliges Abjchlammen der Staatäftraßen- 
Zraverien während des Jahres nicht aufgebürdet werben will. 

Vergl. auch BL. für admin. Br. Bd. 27, 292: Pflicht der Gemeinde zur 
Reinigung eines Staatsſtraßendurchlaſſes. (Ein folder Durchlaß gehört zu den 
Gräben, auf welche ſich die NReinigungspflicht erftredt.) 

**), Vergl. Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 11. April 1882 8b. 8, 637 ff.: 
Die Fragen, ob eine Gemeinde erhöhte Vorteile von einer Diftrifts-Unftalt oder 
Einrichtung (hier: Diftriktsftraße) habe und ob ihre Beitragsquote diejen Bor- 
teilen entiprechend abgeftuft jei, find nicht Ermeflend- fondern Rechtöfragen und 
im Gtreitfalle der leptinftangiellen Würdigung des Berwaltungsgerichtähofes unter- 
ftellt. Bergl. Anm. 29 u. 22 lit. b. 

Das Schneeräumen auf ben Diftriftäftraßen bildet einen Beſtandteil ber 
den Difteiftögemeinben obliegenden Straßenunterhaltung und zählt nicht zu den 
allgemeinen Staatslaften der GSicherheitspoligei. 
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ftellung bezw. die Erklärung ala oder zum Gemeindeweg, 

ferner die Unterhaltung und auch die Wiederauflafjung der 

Gemeindewege zu vollziehen hat, im Gebiete des öffentlichen 

Rechtes bezw. Find im öffentliden Rechte begründet; 
demgemäß gehören auch Streitigkeiten über dieſe Begründung, 
Erhaltung und Auflafjung der Gemeindewege zur Kompetenz 
der Verwaltungsbehörden 20). Das Gleiche gilt in Bezug 
auf die Unterhaltung der Drtsftraßen und öffentlichen Plätze, 
welche dem öffentlichen Verkehre dienen. 

2) Wo es fi) dagegen um Enticheidung der Frage über das 
Eigentum an dem Grundftüde, auf welchem der Gemeinde- 
weg angelegt ift oder über den er führt, oder über eine 
Servitutberehtigung an dieſem Grunditüd oder über 
Die Freiheit von Wegefervituten, über das Vorhandenſein 
privatrechtlicher Nutzungsrechte am betr. Grundſtücke oder 
ſonſtige rein privatrechtliche Verhältniſſe und beſonders auch 
darüber handelt, ob ein Privater als Eigentümer einer be— 
ſtimmten Wegfläche, d. h. des Grund und Bodens, über den 
dieſe Wegſtrecke führt, verpflichtet iſt, die Benützung dieſer 
Wegſtrecke für den allgemeinen, öffentlichen Verkehr zu dulden, 
iſt zur Entſcheidung hierauf bezüglicher Differenzen die Zu— 
ſtändigkeit der Gerichte gegeben?). 





30 Vergl. Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 10. November 1893 Bd. 15, 8: 
Nach den Grunbjägen, welche der kgl. Verwaltungsgerichtshof in Uebereinſtimmung 
mit dem kgl. oberften Landesgerichte und dem Kompetenzgerichtshofe für bie Aus- 
jheidung der gerichtlichen und der vermwaltungsbehördlicdyen, bezw. verwaltungs- 
richterlichen Zuſtändigkeit bisher als maßgebend anertannt hat, find Streitigkeiten 
über die Eigenfchaft, Herftellung, Unterhaltung, Benügung und Bejeitigung öffent- 
licher Wege und ihrer Bugehörungen Berwaltungsrechtsſachen, mährend 
Streitigfeiten über privatrechtliche Anſprüche, weiche ſich an Yingelegenpeiten biefer 
Urt rüpfen, vor die Sivilgerichte gehören, und find die Berwaltungsbehörden 
— vorbehaltlich etwaiger propviforifher Verfügungen zur 
Bahrung des dffentlihen Interejjes*) — namentlich nicht Auftändig, bie 
Deftentlichleit eines Weges gegen ben aus privatrechtlichen Gründen erhobenen 
Widerjpruch ded Eigentümers ber Wegfläche auszufprechen. Siehe auch nach⸗ 
ftehende Anm. 27. 
7) Vergl. über dieſe wichtige Frage ber Zuſtändigkeit folgende Ent- 
ſcheidungen und Abhandlungen. (Siehe auch —A Anm. 26): 
. Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes: 
a. vom 28. Juni 1880 Bd. 1, 405: Die Entſcheidung von Streitigkeiten 
über die Ausdehnung eines unbeftritten öffentlichen Weges auf Privat- 
a fieht nicht den Verwaltungsbehdrden, jondern den Civilge⸗ 
richten zu. 
Die Verwaltungsbehörden können in ſolchen Fällen nur_vorjorgliche 
Maßregeln treffen, deren rechtliche Würdigung jedoch der Buftändigkeit 
bes Berw.-Ger.-Hofes entrüdt ift. ei auch Anm. 28 ir. b. 
b. vom 17. Sanuar 1882 8b. 8, 521: Bur Enticheidung von Gtreitig- 
feiten über die Belaftung eines im Privateigentume befindlichen Grund⸗ 
ftüdes mit einer Wegbienftbarfeit find nicht die Verwaltungsbehörden, 


*) Siehe unten Anm. 28a, auch 28. 
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fondern bie @erichte zufländig. Die YZuftänbigleit des Verw⸗Ger. 

Hofes erftredt fidy nicht auf die Fragen: 

1) ob ein Öffentlicher Weg an eine andere Gtelle zu verlegen fei, 

2) ob Anlaß oder Bedürfnis beftehe, einen über Brivateigentum führen- 
ben Weg als einen Öffentlichen in Anſpruch zu nehmen. 


. vom 19. September 1882 8b. 4, 236 f.: Im Gebiete des öffentlichen 


Rechtes können durch Herlommen Rechte und Pflichten nur in denjenigen 
Fällen begründet werden, in welchen das Geſetz dieſes ausdrücklich zu- 
läßt. Verpflichtungen Dritter zur Herftellung und Unterhaltung ge- 
meindlicher Einrichtungen im Sinne des Urt. 38 der Gem.-Orbn. können 
demgemäß auf dem Boden des öffentlichen Rechtes nicht durch Her⸗ 
fonımen begründet werden. 

Zur Enticgeidung von Streitigkeiten über die gegenjeitigen Grenzen 
der Srundfläcdyen eined Gemeindeverbindungdweged und ber anftoßen- 
ben Grundſtücke find die Gerichte zuftänbig. 


. dom 2. Dftober 1883 Bd. 4, 565: Die abminiftrative Veltimmung 


einer Grundfläche zu einem öffentlichen Gemeindewege Tann erft bann 

erfolgen, wenn vorher feftgeftellt ift, Daß die Gemeinde Eigentümerin 
fäche ift oder eine bezügliche öffentliche Wegſervitut beſitzt. Zu 

dieſer Feſtſtellung find im Streitfalle nur die Gerichte zuftändig. 


. vom 18. März 1884 Bb. 5, 170: Die Bermwaltungsbehörben find — 


unbeichadet etwaiger proviſoriſcher Verfügungen zur Wahrung des 
öffentlichen Intereſſes — nicht berechtigt, die Deffentlichleit eines Weges 
gegen ben aus privatredhtlihen Gründen erhobenen Widerſpruch bes 
igentümerd der We näde enbgiltig auszufprechen. 
vom 1. Juli 1884 Eh. ‚236: Nimmt eine Gemeinde einen Öffent- 
lichen Weg über fremde Grunbftüde in Anſpruch, wird aber biefem 
Anſpruche gegenüber von bem Eigentümer der Grunbftüde bie Weg⸗ 
ſervitut beftritten, fo fällt der Streit über die Deffentlichleit bes Weges 
mit dem Gtreite über bie Servitut bezw. über bie freiheit bes Eigen⸗ 
tums zulammen und find deshalb zur Entfcheibung jenes Streites bie 
Civilgerichte zuftändig. 


. vom 10. November 1893 Bd. 15, 7 ff.: Die Berwaltungsbehörben find 


nicht zuftändig, bie Deffentlichfeit eines Weges gegen den aus privat- 
rechtlichen Gründen erhobenen Widerſpruch jei es des Eigentümers 
ber Wegfläche oder eines anderen binglih Berechtigten aus 
zufprechen. (Siehe auch Anm. 26.) Wer als binglich Berechtigter aus 
privatrechtlichen Gründen gegen die Deffentlichleit eined Weges Wider- 
ſpruch erhoben hat, ift, wenn feine Einwendungen unberüdfichtigt blei- 
ben, in bem Verfahren vor ben Berwaltungsrechtöinftanzen zur Be- 
ſchwerdeführung legitimiert. 


. SOberftrichterliche Erkenntniſſe: 
. 8b. 1, 118: Für die Beurteilung ber Frage, ob eine Yuftiz- ober Ber- 


waltungsſache vorliege, find bie Behauptungen der Klage allein maß- 
gebend (d. h. nicht das Borbringen des Klägers an ſich, fondern bie 
Thatumftände, welche ber Kläger zur ründung feiner Klags⸗ 
behauptung angeführt bat [Urteil Bd. 6, 652)). Insbeſondere Tann bie 
ker hi der Gerichte bezüglich einer Klage auf Unerlennung ber 
reiheit eines Grunbftüdes von einer Wegejervitut durch die Behaup- 
bes Beklagten, daß ber Weg ein Öffentlicher jei, nicht aufgehoben 


wer 
. Bd. 4, 709: Die Buftänbigfeit der Gerichte für Die Negatorienflage 


wird durch bie Einwendung des Bellagten, daß bie von ihm zur Fahrt 
benugte Fläche nicht Eigentum des Negatorienflägers, jondern ein 
öffentlicher Platz ſei, nicht anageiatoffen. 

. 6, 241: Der Begriff bes Gemeinde⸗ 
eigentums gehört nicht dem Öffentlichen echte, fonbern dem Privat⸗ 


— — — 


nr. 
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rechte an. Will die Gemeinde ala öffentliche Korporation an einem in 
ihrem Bezirke gelegenen Grundftüde das Eigentumdreht gegen 
einen Brätendenten besfelben Rechtes geltend machen, fo bedarf fie zur 
Begründung ihres Anipruches wie jedes andere Subjelt von Privat- 
rechten eine privatrehtlihen Titel und über ben Rechtsbeſtand 
biejed Titels fteht die Enticheidung ben Berichten und nicht ben 
Berwaltungsbehörden zu. 

Die Berwaltungsbehörden Haben nur zu beftinmen, welche Wege 
bem allgemeinen Gebrauche zu dienen haben, und zu veranlaflen, daß 
diefelben von ber Gemeinde als öffentliche Wege bergeftellt und in 
Stand erhalten werden, fie haben aber nicht bie Streitigfeiten zu ent- 
icheiden, welche fi) dadurd) ergeben, dab bie Gemeinde an der Grund⸗ 
tläde, melde als öffentlicher Weg benügt werben fol, dad Eigen- 
tumsrecht*), aus welchem privatrecdhtlihen Titel immer, gegenüber 
einem Prätendenten besjelben Nechtes in Anſpruch nimmt. 

Berg. hiezu auch Urteil vom 10. März 1877 8b. 6, 556; 6, 647 ff. 
bejonder3 652; vom 25. Juni 1872 (NReg.-Bl. 1550); vom 27. Dezember 
1872 (Meg.-Bl. 1873 ©. 63) und vom 23. April 1873 (Reg.-Bl. 913). 


. Urteil vom 28. November 1877 8b. 7, 132: In Bezug auf die gericht- 


liche Zuftändigfeit für eine Klage wegen wiberredhtlihen Eingriffs in 
das Eigentum eine3 Dritten durch eine Gemeinde bei Herftellung eines 
öffentlichen Weges ift allein der Inhalt ber Klage maßgebend. Iſt 
die Klage auf den Privatredhtstitel des Eigentums und 
auf eine diejes Eigentum auf eine rechtswidrige Weile benachteiligenbe 
Einwirfung von Seite einer Gemeinde gegründet, fo liegt eine reine 
Civilrechtsſache vor und find zur Enticheidung diejer Rechtsangelegenheit 
bie Gerichte allein zuftändig. 

Vergl. weiter Urteil vom 9. Februar 1878 Bd. 7, 230. 

Urteil vom 16. Oftober 1882 Bd. 9, 700 ff.: Erwerb einer Wege- 
gerechtigfeit durch unvordenkliche Verjährung für eine ®emeinde ver- 
mittelft Handlungen der ihr zugehörigen Ortseinwohner (fiehe auch Ur- 
teile in Bd. 4, 421 unb Bd. 6, 241 derfelben Sammlung); Ausſchluß 
ber Erloſchung dieſes Nechtes durch Verwendung der dienenden Grund⸗ 
ftüde zu einem Eiſenbahnbau. 

Buftänbigfeit der Gerichte für Enticheidung ber Fortausübung bes 
Rechtes unter den aljo veränderten Berhältnifien. 

Speziell ebenda ©. 703: Auch ein Öffentlicher Weg, wenn er als 
Dienftbarleit über fremde Grundſtücke führt, ftellt ſich als privatredjt- 
liche Servitut gegenüber dem jeweiligen Befiter von Grund und Boben 
dar und Tann als foldde von ber Gemeinde, innerhalb beren Markung 
er ſich befindet, geltend gemacht werben; denn jolchen Falls wird bie 
Gemeinde als Eigentümerin bezw. Serpitutberechtigte betrachtet ; vergl. 
Fi Urteil vom 24. November 1877 Bdb. 7, 53 * Ausſchluß einer 

rivatberechtigung an StaatsſtraßenGräben; ſpeziell ©. 55: Es Hat 
fi) nunmehr die Rechtsanſchauung vorwiegend dahin gebildet, daß der 
Staat bezw. die Gemeinde als Eigentümer der Staats- und bezw. 
der Bemeinde-Straßen zu betrachten jei. 


Neichägerichtliches Urteil vom 7. März 1882: Steht den Eigentümern 

ber an einer Offentlien ftäbtifchen Straße belegenen Häufer als ſolchen 

ein privatrechtliches Gebrauchsrecht an der Straße, und wegen Berin- 

trädytigung bes legteren durch eine im Öffentlichen Verkehrsintereſſe vor- 

enommene Beränderung ber Straße ein Entſchädigungsanſpruch zu? 
eje Frage ift in vorftehendem Urteile bejaht. 





*) ober ein Wegefervitut-Regt. 
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3) Entitehen Streitigkeiten über Gemeindewege, welche von den 
Gerichten zu enticheiden find, fo find bis zur definitiven Ent- 
icheidung derfelben die Verwaltungsbehörden befugt, provi⸗ 
joriiche Anordnungen zur Aufrechthaltung der Ordnung 
und der Sicherung des Verkehrs auf dem ftrittigen Straßen: 
teile zu treffen 28) 28=), 

Bergl. hieher aud) die Beftimmung des Art. 20 des Bolizei- 
ſtrafgeſetzes29), ferner die Vorjchrift des 8 6 der Min.: 
Belanntmahung vom 4. Januar 1872 „die Sicherheit und 





III. 9. für abmin. Br.: 

Bd. 24, 216: Kompetenz in WWegftreitigleiten. 

Bd. 37, 189 ff.: Die richterliche Kompetenz zum Schuge des Privat- 
eigentumd gegenüber den auf die Eigenjchaft eines öffentlichen Weges 
fi beziehenden Anſprüchen ift als feitftehende Praxis nunmehr anzu- 
nehmen. Siehe Bd. 20, 321; 24, 39; 23, 125; 24, 128, 216, 337 
un . 

Bd. 29, 110 ff.: Die Einrede der öffentlichen Wegegerechtigfeit gegen- 
über der Klage auf Eigentumsfreiheit (oberftrichterliches Urteil vom 9. 
Februar 1878). 

Bd. 239, 248: Gerichtliche Zuftändigfeit für eine Klage wegen wider- 
rechtlichen Eingriffe in bas Eigentum bes Klägers durch eine Gemeinde 
bei Herjtellung eines Öffentlichen Weges (oberftr. Urteil vom 28. November 
1877. Siehe oben Nr. IL lit. d). 

Bd. 31, 349: Erwerb von Servituten an Öffentlichen Wegen (oberftr. 
Urteil vom 25. November 1830). 

Bd. 86, 129: Entfernung einer Hufbeichlagbrüde von der Straße. 

Hiezu ebenda ©. 328: Bur Frage der Entfernung einer Hufbeidhlag- 
brüde von der Straße. 

2) Enticheidungen des Verw.⸗Ger.⸗Hofs: 

a. vom 28. Yuni 1880 Bd. 1, 405 in Anm. 27 I lit. a und vom 10. 
November 1893 Bb. 15, 8 in Anm. 26. 

b. vom 9. November 1880 Bd. 3, 189: Zur Ieptinftanziellen Enticheidung 
von Beſchwerden gegen vorjorgliche Anordnungen über Unterhaltung 
eines Gemeindeverbindungsmweges ift der Verwaltungsgerichtshof nicht 
zuftändig. Siehe Anm. 27 1 lit. a. 

c. vom 2. Oftober 1883 Bd. 4, 569: Nach Tonftant anerfannter gericht- 
fiher Rechtiprehung find auch dem Privateigentümer gegenüber abmini- 
ftrative Provijorien (bei Wegftreitigleiten) al3 vechtlich zuläffig erachtet 
worden. Siehe auch Anm. 27 Nr. I. 

200) Entich. des oberſten G@erichtähofes Bd. 1, 120: Der Diftriktöpolizei- 
behörbe bleibt e3 für den Fall, daß fie einen Weg für einen Öffentlichen und feinen 
Fortbeſtand mit dieſer Eigenihaft im öffentlichen Intereſſe für notwendig erachten 
jollte, vorbehalten — unbeichabet der gerichtlichen Enticheidung ber civilcecht- 
lichen Seite des betr. Wegftreited® — die Gemeinden nad Urt. 38 unb 157 der 
Gem.-Drbn. von 1869 zur gerichtlichen Geltendmachung ihres Rechtes ober zur 
andermeitigen SHerftellung bed erforderlichen Weges anzumeijen, ſowie je nad Um⸗ 
ftänden proviforifche Verfügungen hierüber bis zur gerichtlichen Entſcheidung zu er- 
lofien. (Siehe auch Urteil des Fgl. Oberlandesgerichtd Münden vom 18. März 
1883 [Min.-Blatt ©. 181)). 

2 Bergl. weiter Hiezu BI. für abmin. Br. 48, 356 ff.: Polizeiliche und 
privalte tliche Streitpunfte in Streitigkeiten über bie öffentliche Eigenſchaft 
von Wegen. 
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Bequemlichkeit auf öffentlichen Straßen und Pläßen betr.“, 
auh Min.-Belanntmahung vom 9. Januar 1878. 


4) Nach Art. 8 Ziff. 34 des Geſetzes über den Verwaltungsge⸗ 
richtsHof find Verwaltungs recht Sſachen „beitrittene Recht?- 
anſprüche und Berbindlichkeiten 30)" in Bezug auf die öffent- 
liche Eigenſchaft ?o2) eines Weges mit BZugehörungen, einer 


”, Siehe hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes von 10. März 1890 Bd. 12, 
141 ff. bezw. die Ausführungen zu berjelben: Linter biefen „beftrittenen Berbind- 
lichkeiten“ hat das Geſetz nur eigentliche PBarteiftreitigleiten d. i. ſolche Streit- 
jahen im Uuge, bei weldyen e3 ſich darum Handelt, welche von ben Gtreit3- 
teilen die Pflicht zur Wegunterhaltung anzuerfennen habe. 

Vergl. hieher auch die Entich. des Verw⸗Ger.Hofes vom 22. Januar 1897 
Bd. 18, 107 unten bei ben zu Art. 55 der Gem.Ordn. Anm. 1 angegebenen 
Entſcheidungen. 

a) Mit Einſchluß der Streitigkeiten über den Umfang und das Maß 
der Oeffentlichkeit dieſes Weges z. B. ob er als Fahrweg oder nur als Fußweg, 
ob nur als Leichenweg oder als Schulweg, ob auch nur für gewiſſe Kategorieen 
von Perſonen oder beſtimmte Arten von Fuhren ꝛc. dem öffentlichen Verlehre zu 
dienen hat, alſo auch mit Einſchluß der Streitigkeiten darüber, welche öffentlich⸗ 
rechtlichen Gebrauchsbefugniſſe den einzelnen Beteiligten in Bezug auf einen 
Gemeindeweg ober an Demjelben bezw. an jeinen Zugehörungen zuftehen. 

Dergl- hiezu: 

a. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 20. April 1886 Bd. 7, 238: Wenn 
die Eigenfchaft eines Weges als eines öffentlihen Fußweges unbe- 
ftritten, die rechtliche Qualität dieſes Weges ald eines öffentlichen Fahr⸗ 
weges aber ftreitig ift, fo fteht feine jtraßenpolizeiliche Regelung des 
öffentlichen Verkehres auf Diefem Wege in Trage, jondern e3 liegt eine 
verwaltungsredhtliche Streitſache im Sinne des Art. 8 Biff. 34 des 
Verw.⸗Ger⸗Hofs⸗Geſ. vor. 

b. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 19. Juli 1879 Bd. 11, 325: Unter 
Art. 8 Ziff. 34 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. eignen ſich auch jene Streit- 
fälle, weiche nur die Art und das Maß bes Gebrauches eines 
öffentlichen Weges in verjönlicher oder ſachl icher Hinficht betreffen. 

(Dagegen unterliegt die Enticheidbung über Art und Maß ber 
Unterhaltung eined Gemeindeweges den Staat3auffichts- (d. h. den 
—— * Behörden. Siehe oben Anm. 3 lit. c und nachſtehende 

nm. 31. 

c. auch Entidh. des Verw.Ger.Hofes dom 22. Dezember 1888 Bd. 10, 
334; Aus der anertannten Eigenjchaft eines Weges als Kirchen- und 
Schulweg folgt von jelbit, daß auf denfelben, joweit er biefen Zwecken 
dient, die für Gemeindewege geltenden Rechtsgrundjäge zur Anwendung 
u fonımen haben. 

Entich, des Berw.-Ger.-Hofes vom 26. September 1890 Bd. 12, 344: 
Die Trage, ob einem Wege bie Eigenichaft eines Gemeindemweges 
bereit3zufomme, bildet einen Incidentpunkt im Verwaltungsrechts⸗ 
ftreit über feine öffentliche Eigenjchaft oder über die Verpflichtung in 
Bezug auf feine Herftellung und Unterhaltung und kann demnad nur 
Ertig eidungsgrund, micht aber ſelbſt Gegenftand ber Ent» 
ſcheidung fein. 

Das Letztere gilt auch, wenn von der Berwaltungsbehörde im ftantd- 
auffichtlichen Verfahren über die Unterhaltung eined Weges aus Ge- 
meindemitteln zu befchließen ift. Vergl. biezu vd. Kahr ©. 402 lit. c, 
ferner ©. 395 f. Anm. 140 u. 141. 


350 I. Abſchn. 8 99. Die Gemeindewege und die Ortsſtraßen. 


Brüde oder eines Abzugskanales; Berbindlichkeiten in Bezug 
auf Heritellung und Unterhaltung der nicht in die Klaſſe der 
Staatsſtraßen gehörigen öffentlichen Wege (aljo auch der Ge⸗ 
meindewege), Brüden, Fähren, Stege, Abzugstanäle3®), un⸗ 
beichadet der gefeglichen Befugnis der Verwaltungsbehörden 31), 
über die Anlage von Diftriftsftraßen und Gemeindever- 
bindungswegen und über deren Unterhaltung aus Diftrifts- 
und Gemeindemitteln zu bejchließen 82). 


5) Die Berfügungen der Staat3auffichtsbehörden in 
Gemeindewegjahen — wie überhaupt in allen Gemeindean- 
elegenheiten — gehören nicht zu den Verwaltungsrechts⸗ 
fahen; gegen dielelben findet daher auch — mit der einzigen 
Ausnahme des Art. 10 Ziff. 2 des Verw.-Ger.-H0f3-Gef. 33) 
— feine Bejchwerde zum Verwaltungsgerichtshofe ſtatt; durch 
den Beilab zu Art. 8 Biff. 34 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗-Geſ. 
„unbefchadet der geſetzlichen Befugnis der Verwaltungsbe⸗ 
hörde zc. ꝛc.“ (ſiehe vorjtehend Nr. 4) find alle diejenigen 
Fälle, in welchen Die Verwaltungsbehörden in Gemeindeweg: 
angelegenheiten als Staat3auffichtsbehörden entweder aus 
eigener Initiative oder auf Antrag oder Veranlafjung Seitens 
Dritter ihr Aufficht3redyt gegen Gemeinden geltend machen, 
prinzipiell al3 reine Verwaltungsſachen erklärt und daher ab- 
gejehen von der ebengenannten Ausnahme des Art. 10 Ziff. 2 
des VBerw.-Ger.-H0f3-Gej. lediglich der Kompetenz der Ber- 
waltungsbehörden vorbehalten. " 


db, Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 11. Juni 1897 Bd. 18, 325 
unten in $ 112 bei Art. 38 Anm. 15. 


21) d. h. ber Staatsaufſichtsbehörden, fiehe oben im Tert sub Nr. 5. 
Vergl. audy Anm. 3 lit. b und bejonders lit.c; ferner Anm. 308 lit. b Abſ. 2; 
endlich Entich. des Verw.Ger.Hofes vom 16. Januar 1880 Bd. 1, 95 ff. befonders 
100 in Anm. 34; vergl. aud) Anm. 40, desgl. die Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes 
in Anm. 37 bejonders lit. d u. f. 


29) Siehe Entich. des Verw.Ger.Hofes Bd. 8, 637 in Anm. 25 und Entſch. 
bed Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 10. November 1893 in Anm. 26. 


W Bergl. Entich. des Berm.-Ger..Hofes vom 16. Januar 1880 Bb. 1, 
95 fi. beſonders 100: GStreitige Verwaltungsrechtsſachen im Sinne des Art. 8 des 
Berw.-Ger.-Hofs-Gef., welche in einem nad) Art. 167 ber Gem.-Orbn. eingeleiteten 
ftaat3auffichtlichen Verfahren anhängig gemadyt wurden und für ba3 legtere präju- 
Diziell find, dürfen in den unteren Inſtanzen nicht nach den Borfchriften des Art. 
45, fondern müfjen nach den Borjchriften der Art. 16—38 des Berw.-Ger.-Hofb- 
Geſetzes prozeſſual behandelt und entidhieden werden. 


Nah Art. 10 Ziff. 2 des ebencitierten Geſetzes ift ber Berwaltungdgerichts- 
hof zur lehtinftanziellen Enticheidung in Gegenftänden ber Staatdauffiht über 
Gemeinbeangelegenheiten berufen, wenn von einer Gemeinde behauptet wird, daß 
ihr durch ftaatsauflicgtliche Verfügung eine gejeglich nicht begründete Leiftung auf- 
erlegt fei. Siehe auch nachſtehende Anm. 34 und Anm. 36 lit. c. 





II. Abſchn. 8 99. Die Gemeindewege und die Ortsitraßen. 351 


In gleicher Weiſe erjtredt fi — auch in Gemeindeweg⸗ 
jachen — die Zuftändigfeit des Verm.-Ger.-Hofes gemäß Art. 13 
Abſ. I Ziff. 3 des ebenerwähnten Geſetzes nicht auf Die- 
jenigen „Angelegenheiten und Fragen, in welchen die Ber- 
waltungsbehörden nach ihrem Ermeffen zu verfügen be- 
rechtigt find, d. i. alfo in allen fogenannten Ermeſſens⸗Fragen, 
deren Enticheidung oder Regelung der freien Erwägung ber 
aktiven Verwaltungs- (oder der Staatsaufjichts-) Behörden 
anheimgegeben find. 3%) 

Ebenſo können Unträge auf Schaffung eines Gemeinde- 
weges nicht vom VBerwaltungsrichter behandelt werden, die⸗ 
jelben müſſen vielmehr von den Beteiligten bei der zuftändigen 
Verwaltungsbehörde (in eriter Linie Gemeindeverwaltung und 
event. StaatsauflichtSbehörde) geftellt werden. 

Siehe hiezu oben S. 332 Abſ. 3.35) 

Endlich gehören wegpolizeiliche Fragen gleichfalls nicht 
zur Buftändigfeit des Verwaltungsgerichtshofes bezw. find 
nicht Verwaltungsrechts⸗, auch nicht Gemeinde-, ſondern ledig- 
lid) Bolizeijachen. 8%) 


**) Bergl. die in Anm. 38 genannte Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Bd. 1 
©. 100: Der in Art. 8 Ziff. 34 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. enthaltene Vorbehalt bes 
abminiftrativen Anordnnungsrechtes hat nur den Zweck, Har zu ftellen, daß Ber- 
waltungsrechtsſachen von den Tragen des Ermeſſens getrennt werden müſſen; er 
weift daher die erfteren geradezu der Kompetenz des Verwaltungsgerichtshofes in 
letzter Inſtanz zu, während für letztere ragen die Zuftändigfeit der Verwaltungs⸗ 
behörde aufrecht erhalten wird. Siehe auch oben Unm. 31; ferner vergl. hiezu 
v. Kahr ©. 399/400 Note 147; endli unten Anm. 40. 


30) Bergl. gies die Entſch. des Verm.-Ger.-Hofes vom 11. November 1889 
8b. 11, 585 f.: Bei einem Antrag auf verwaltungsrihterliche Anerkennung 
ber öffentlichen Eigenjchaft eines Weges gemäß Art. 8 Ziff. 34 des Berm.-Ber.- 
Hofs⸗Geſ. obliegt der verwaltungsrechtlichen erften Inſtanz die Ermittelung und 
Feſtſtellung, ob dem betr. Weg nach ben vorliegenden fpeziellen rechtlichen und 
thatjächlichen Verhältnifien die behauptete bezw. beftrittene Eigenſchaft eines allge- 
mein zugänglichen und innerhalb jeiner Beftimmung von Jedermann zu gebrauchen- 
den Berlehrsmitteld bereits zukommt. 

20) Enticheidungen des Verwaltungsgerichtshofes: 

a. vom 16. November 1880 Bd. 2, 211: Zur letztinſtanziellen Entſcheidung 
von Beichwerden über Störung des öffentlichen Verkehres auf einem 
andaınen öffentlichen Wege ift ber Verwaltungsgerichtshof nicht zu⸗ 

dig. 

b. vom 1. Februar 1881 Bd. 2, 530: Yur legtinftanziellen Entſcheidung 
über beftrittene, auf Grund A Vorichriften in Anſpruch 
genommene Berbindlichleiten in Bezug auf die Herftellung ber Straßen- 
trottoire in einer Gemeinde durch die angrenzenden Haus- und Grund⸗ 
befiger ift der era gegerichtäbet nicht zuftändig. 

c. vom 16. Dezember 1881 Bd. 3, 447: Gegen Beichlüfle der Kreis- 
regierungen, Kammern des Innern, wodurch ortöpolizeilichen (bier: weg⸗ 
polizeilihen) Borjchriften bie Vollziehbarkeit verſagt wird, kann nicht 
auf Grund des Art. 10 Hilf. 2 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. wegen Ver⸗ 
leyung des gemeindlihen Selbftverwaltungsredhtes 2 lümerbe zum 
Beriv.-Ger.-Hof erhoben werden. Bergl. oben Anm. 33 Abſ. 2. 
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Einzelne Fälle, in denen eine ftaat3aufjichtliche (nicht 
verwaltungsrechtliche) Angelegenheit gegeben iſt, fiehe bei 
v. Kahr ©. 401.37) 


vom 12, Februar 1884 Bd. 5, 127 oben in Anm. 13. 
Vergl. Bieher auch Enticheidung vom 20. April 1886 Bd. 7, 238 in 
Anm. 30 lit. a. 

Bergl. Hiezu auch oben Anm. 4a unb 13. 


7, Vergl. über die Frage, ob oder wann im einzelnen Falle eine ftaat2- 
auffichtlidge ober eine verwaltungsrechtliche Angelegenheit vorliegt, ferner über ver- 
fchiebene Fälle von „Weg-Streitigfeiten” aus der Praxis bie nachjtehenden Ent- 
ſcheidungen und Abhandlungen. 


Fi 


. vom 28. März, 1882 Bd. 3, 619: Zur lehtinftanzie 


Enticheidungen bes Berwaltungsgerichtähofes: 

vom 19. Oftober 1880 3b. 3, 111 ff.: Wenn bei Beicheidung ber Ver⸗ 
handlungen eines Diſtriktsrates durch legtinftanziellen ftaatsauffichtlichen 
Beſchluß ausgeſprochen wurde, daß zur Vornahme einer notwendigen 
baulichen Berbefjerung an einer Diftriktäftraßenftrede innerhalb einer 
Ortſchaft nicht die Diftriltögemeinde in Anſpruch zu nehmen fei, weil 
die Herftellung und Unterhaltung einer ſolchen Straßenftrede der betr. 
Gemeinde obliege, und wenn ſodann die zur fraglichen Leiftung aufge- 
jorberte Gemeinde dieſe Herftellung und Unterhaltung unter Beſtreitung 
ihrer Berpflichtung verweigert, fo fann bieje Berpflichtung nicht ſchon 
burch den ergangenen ftaatsauffichtlichen Beſchluß als endgiltig feitge- 
ftellt angenommen und hienach nicht im Wege des ftaat3auffichtlichen 
Verfahrens gegen die Gemeinde vorgegangen werden. Vielmehr liegt 
in diefem alle eine ftreitige Verwaltungsrechtsſache im Sinne des 
Art. 8 Hilf. 34 des VBerw.-Ger.-Hof3-Gef. vor, welche nach den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes über das Berfahren in Berwaltungsrechtsjachen 
zu verbejcheiden ift. Siehe auch Anm. 23 a. E. 


. vom 30. Tezember 1880 Bd. 2, 413: Im Wege des ftaat3auffichtlichen 


Berfahrend nach Maßgabe des Art. 152 Abf. I Ziff. 3 der Gem.-Drdn. 
kann, — abgejehen etwa von proviforiihen Maßnahmen — gegen eine 
Gemeinde nicht vorgegangen werden, wenn diejelbe behauptet, daß die 
Erfüllung der ihr angejonnenen Berpflichtung nicht der Gemeinde, ſondern 
einem anderen Rechtsſubjekte auf Grund des öffentlichen Rechtes obliege. 
In diefem Falle liegt eine öffentlicy-rechtliche Streitfache vor, welche 
ordnungsgemäß im bvorgeichriebenen Inſtanzenzug auägutragen ift. 
en Entideibung 
über die beftrittene NRotmwendigleit einer Brüde auf einem Ge- 
meindeverbindungswege ift ber Verwaltungsgerichtähof nicht zuftändig ; 
(denn hier ift eine reine Ermefjendfrage gegeben). 


. vom 1. März 1887 Bd. 8, 226: Ein verwaltungsredhtlich verfolgbarer 


Rechtsanſpruch darauf, daß Gemeindeverbindungswege, welche einen über 
die nachbarliche Verbindung einzelner Gemeinden erheblich hHinausgehen- 
ben Berfehr zu vermitteln beftimmt oder geeignet find, zu Diftrikts- 
ftraßen erhoben werben, fteht den beteiligten Gemeinden nicht zu. Ob 
eine Straße, bei welcher die vorbemerfte Borausfegung zutrifft, zur 
Diſtriktsſtraße zu erheben fei, iſt ausfchließend der ftaatsauffichtlichen 
Verfügung der Verwaltungsbehörden anheimgegeben, wie aus Art. 8 
Ziff. 34 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. deutlich hervorgeht. Siehe unten 
Anm. 40, auch oben ©. 332 und ©. 333 Anm. 6. 


. vom 10. März 1890 Bd. 12, 141, vom. 13. Januar 1890 Bd. 12, 87 


beionber 91 und bom 28. Rovember 1882 Bd. 4, 438 oben Anm. 3 
it.d, eu. f. 

vom 26. September 1890 Bd. 12, 849: Ein verwaltunggredhtlidher 
Anſpruch barauf, daß ein Gemeindeverbindungdweg neu angelegt oder 
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ein beitimmter anderer bereit3 beftehender Weg zu einem Gemeinbever- 
bindungsweg erhoben, bezw. daß die bezügliche Verpflichtung gegen 

. eine Gemeinde verwaltungsrichterlich ausgeſprochen werde, fteht aber 
mweber einer benachbarten Gemeinde noch einem Einzelnen zu (Bd. 8, 
38; Bd. 7, 242). Siehe oben ©. 332 bei Anm. 5. 


Hienach ift dann ein vermwaltungsredhtlicher Streit fiber bie Ber- 
pflihtung in Bezug auf bie Berftellung und Unterhaltung eines Ge⸗ 
meinbeweges und danach eine Berwaltungsrechtsjache nach Urt. 8 Biff. 
34 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. überhaupt nur in den Fällen gegeben, wenn 
über dieſe Berpflichtung in Anfehung eines bereits b ehegenden 
Weges dieſer Art_und Klaſſe zwilchen einer Gemeinde und einzelnen 
u ihr gehörigen Ortichaften bezw. den dieſen rechtlich gleich zu achten- 

n Einöden und Weilern (Urt. 153 ber Gem. Ordn.) ober zwiſchen 
den lehteren unter ſich Streit belteht oder wenn Die Unterhaltung eines 
beftehenden öffentlichen Weges zwiichen dem Diftrifte und einer 
zu bemfelben gehörigen Gemeinde oder zwiichen der letzteren und ben 
in Anſpruch genommenen Grundbefigern ftreitig ift oder menn bie Ge- 
meinde die ihr angefonnene Verpflichtung mit der Behauptung ablehnt, 
daß kraft befonderen öffentlicherechtlichen Titels bie Werbindlichteit einem 
Dritten Einzelnen obliegt. (Bb. 123, 87). 

Hievon weſentlich verichieden ift Dagegen der Streitfall geartet, wenn 
es fih lediglich darum handelt, ob ein bisher al8 Gemeindeverbindungs⸗ 
weg noch nicht anerlfannter oder behandelter öffentlicher Weg fortan als 
folder unterhalten, mit anderen Worten, ob bemjelben mit Ruückſicht 
auf bie bisherige thatſächliche Benügung und feine Bedeutung für ben 
Verkehr die Eigenichaft eined Gemeindeweges zuerfannt, diefer Weg zum 
Gemeindeverbindungsweg erflärt werden fol. Die Berfügung ber 
Berwaltungsbehörde, worin bas Bedürfnis einer ſolchen Weganlage an- 
erfannt und bezw. ein bereitö allgemein benußter Weg zum Gemeinde 
verbindungsweg erflärt wird, bewegt WA innerhalb des Kreifes bes 
freien abminiftrativen Ermeſſens und die Verfügung jelbft ift nicht eine 
inftanzielle Entſcheidung in einer Verwaltungsrechtsſache, jondern lebig- 
lich Verfügung in einer Verwaltungsſache. Siehe auch unten Anm. 40. 

IH. 81. Als admin. Br.: 
d. 20, 343 u. 365 f.: Deffentliche Wege, hier über Frage der Zu- 
ee ob Gerichte oder Berwaltungsbehörbden, in Füllen bed Urt. 


Bd. 31, 357f.: Verweigert die Gemeinde bie Anerlennung der 
Brüdenbaupflicht, weil nicht fie, ſondern nad) Art. 38 Abſ. II ber 
Gem.-Drbn. ein Anderer baupflichtig fei, fo liegt — vorbehaltlich des 
etwa möglihen PBrivatrechtäftreites — ein abminiftrativer Rechtsftreit 


vor 2c. 
Bd. 21, 376 f.: Kompetenzverhältniffe bei beſonderer Bruckenbaulaſt. 
w Bb. 10: Bum Berfahren bei Anerkennung eines Öffentlichen 
eges. 
—* 28, 155 ff.: Weg⸗Streitigkeiten: 
1. Richterliche Kompetenz bei einer Wegeſervitut ©. 155 ff. 
2. Ein Eigentumsftreit S. 158. 
3. Beſchaffung der Zufahrt zu einem Neubau ©. 169. 
4. Brivatrechtliche Natur eines Feldweges ©. 161. 
5. Verfügung über einen Abhang neben der Straße ©. 162 f. 
6. Kompetenz und Katafter. 
7. Broviforiihe Offenhaltung eines Fußweges ©. 166. 
8. uch ber Beſeitigung eines Weges ©. 166. 
9. Kompetenz zur Sperre eines Fußweges ©. 167. 


Pohl, Handbuch. 11. 23 
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6) Bei verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten über die Deffentlic}- 
feit eines Weges find die rechtlich an der Sache Beteiligten, 
befonder3 (wenn Gemeindemwege in Trage find) die betr. Ge- 
meinde, fowie Diejenigen, welchen — außer der Gemeinde 
— die Unterhaltungzpfliht angeblich obliegt, mit ihren Er- 
innerungen zu hören 38). 


. Entbehrlichfeit eines Yußmeges ©. 169. 

. Erhaltung ber Breite eines Fußweges ©. 171. 

. Charalter eines Privativeged ©. 172. 

. Unbefugte Weganmaßung ©. 174. 

. Schaffung eines neuen Verbindungsweges ©. 177. 

. Unnötigteit eines zweiten Verbindungsweges ©. 179. 

. Weg zur Eifenbahnftation S. 180f. 

. Rüglichkeit oder Notwendigkeit einer Weganlage ©. 182. 

. Ein im Widerfprud mit dem SKataftereintrag entftandener Ber- 


bindungsweg ©. 183. 


. —— eines ea ang einem Alpweg; Einfluß auf 


die Unterhaltungspflicht S. 184 


. Beanftandung der Grenzlinie für die Gemeindeflur ©. 186. 
. Sirhrung. der geſetzlichen Regel gegenüber einem früheren Irr⸗ 
tum S. 187. 


. Aufhebung einer früheren Anordnung ©. 189. 
. Notwendigkeit der Wegbenügung S. 190. 
. Uenderung der Unterhaltspflicht durch Anerkennung der öffentlichen 


Eigenjchaft eines Weged ©. 193 


fl. 
. Die be egliche Regel der Gemeindeunterhaltäpflicht gegenüber dem 
t . 


Kataſter ©. 196 


. Einfluß des gefteigerten Verkehrs auf die Unterhaltspfliht S. 197. 
. Unterhaltspflicht an einem zum VBerbinbungswege gewordenen Feld⸗ 


wege ©. 199 


. Ein antiquiertes Bautonfurrenzverhältnis. 
. Auflöſung eines Wegverbandes nad) Art. 37 des Diſtriktsratsgeſetzes 


©. 203 fi., desgl. 
Bd. 34, 337 ff.: Weg-Streitigleiten: 


. Kompetenz beim Anjprud des Fahrtrechtes über einen öffentlichen 


Platz ©. 337 ff. 


. Damm- und Brüdenbau auf fremdem Boden ©. 340. 


erftellung eines ‚Berbinbungbivege ©. 343. 
ehandlung eines mehrere Amtsbezirke berüßrenden Berbinbungs- 
weges ©. 353 f 


. Waldweg oder Berbindungsweg? ©. 355 f. 

. Unterhaltspflicht an einem öffentlichen Serpitutwege ©. 358. 

. Ein Öffentlicher Berbindungsweg für Nebenorte S. 360. 

. Wiederherftellung eines zerftörten Alpweges S. 364. 

. Ortöpolizeilihe Vorſchrift Aber die Benützung eines öffentlichen 


Weges ©. 369, 


. Wiederherftellung eines überaderten Weges S. 370. 
. Deifnung eines eigenmädhtig geiperrten Weges ©. 372. 
. Offenhaltung eines Weges bi 


8 zu defien rechtöförmlicher Verlegung. 
Bb. 35, 49 ff.: Verfahren bei dem Antrag auf Anerkennung der 


Öffentlichen Eigenfchaft eines Wege2. 
29 Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 16. Januar 1880 Bb. 1, 95: Die 
öffentliche Eigenichaft eines Weges kann ohne vorherige Einvernahme der bei ber 
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7) Iſt in einer vechtöfräftigen verwaltungsgerichtlichen Ent: 
Iheidung ein Weg überhaupt als öffentlicher bezw. ala 
Gemeindemweg erklärt, d. h. alfo, wenn dag rechtliche Verhältnis 
des betr. Weges ſelbſt (ob Gemeindeweg oder nicht, ob öffent- 
fh und in welhem Maß oder Umfang) im allgemeinen 
entjchteden ift, jo muß die Gemeinde dieſe Enticheidung in 
der Regel auch allgemein einem Jeden gegenüber anerkennen 
und gelten lafjen, nicht blos demjenigen gegenüber, welcher 
dieſe Enticheidung im Streit mit der betr. Gemeinde erwirft 
hat. Vergl. hiezu v. Kahr ©. 397 f. 

8) Die Enticheidung erjter Inſtanz fteht in vermwaltunggrecht- 
lichen Gemeindewegjtreitigfeiten nah Art. 8 Ziff. 34 des 
Verw.⸗Ger.“Hofs⸗Geſ. den Diftriktsperwaltungsbehörden — 
fol. Bezirkgämtern und unmittelbaren Magiftraten®?) — zu, 
in zweiter Inſtanz entfcheiden nad) Art. 9 Ab. II des Verw.⸗ 
Ger.Hofs⸗Geſ. die St Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
in Dritter Inſtanz der fgl. Verwaltungsgericht3hof +9). 

Wer fich näher über dieſe hochwichtige Materie der öffentlichen, 
jpeziell der Gemeinde-Wege informieren will, den verweilen wir 
auf die ausführlichen und Lichtvollen Darftellungen diejes Betreff3 im 
Commentar v. Kahr's zur Gemeindeordnung S. 338 bi8 403 (An: 
hang zu Art. 38 der Gem.-Drdn.); desgl. auf den Comm. v. Haud- 


Herftellung und Unterhaltung bderjelben Beteiligten nicht recht3giltig vertwaltungs- 
gerichtlich feftgeftellt werben. 

Vergl. auch Enticheibung vom 11. November 1887 Bd. 8, 223: In einem 
Streit über die Eigenfchaft eined Weges — ob ein Gemeinde- oder ein Feldweg 
beftehe — find die betreffenden Grundbeſitzer, welche an der Enticheidung nicht 
blos ein allgemeines, auf den Verkehr zurüdzuführendes, fondern ein entichieden 
rechtliches auf die Wegunterhaltungapflicyt fich beziehendes Anterefie haben, als 
zum Streit der Gemeinde gegenüber legitimiert. Vergl. ferner Entich. des Verw.⸗ 
Ger.Hofes vom 22. Januar 1897 Bd. 18, 107 unten 8 112 bei Wrt. 55 der 
Gem.Ordn. Anm. 1. 

) Vergl. Entich. bes Verm.-Ger.-Hofes vom 8. März 1881 Bd. %, 667: 
Die —— eines ber Kreidregierung unmittelbar untergeordneten Stadt⸗ 
magiſtrates zur erftinftanziellen Entſcheidung einer ftreitigen Verwaltungsſache wird 
durch den Umftand, daß die treffende Stadtgemeinde ald Partei beteiligt ift, 
nicht ausgeſchloſſen. 

*°) Siehe hiezu die Vorſchrift des Urt. 13 des Verw.Ger.⸗Hofs⸗Geſ. und 
dazu Entich. des Verw⸗Ger.Hofes Bd. 1, 100 oben in Anm. 34, ferner vom 25. 
April 1882 Bd. 8, 654: In Angelegenheiten, deren fachliche Würdigung dem 
Berwaltungdgericht3hofe entrüdt it iſt derjelbe auch zur Prüfung formeller Ftechts⸗ 
fragen nicht zuftändig. (Bd. 2, 295). Ueber die Notwendigleit der Heritellung 
und Unterhaltung eines Gemeinbeverbindungsweges und die Leiftungsfähigfeit der 
Gemeinde bezüglich des erforberlichen Koftenaufmandes haben die Behörden ber 
aktiven Verwaltung, nicht der Verwaltungsgerichtshof zu enticheiden (Od. 2, 710; 
8, 384), ferner Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 12, 349 oben Anm. 37 I lit. f; 
vom 28. November 1882 Bd. 4, 438: Die Frage, ob ein Weg, welchem bisher 
die Eigenfchaft eines Gemeindeweges nicht zulam, zum Gemeindeweg zu erheben 
fei, it eine adminiftrative Ermefjensfrage und dader ber Buftändigleit des Ver⸗ 
waltungsgerichtähofes entzogen. Siehe auch die Entich. in Bd. 8, 226 oben Anm. 
37 I lit. d und Bd. 8, 306 oben Anm. 2. Siehe auch Anm. 31 u. 34. 


95* 
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Lindner” zur Gem.-Drdn. 2. Aufl. S. 134 bis 154 und ©. 157 
bis 159 Anm. 8, 11 und 12 zu Art. 38 der Gem.-Ordn.; endlich 
v. Haud: Bayeriſches Straßen: und Wegerecht, welch' legtere Abhand⸗ 
lungen in den Iahrgängen 1891 big 1896 der Bayer. Gem.-Zeitg. 
erichienen find. 

Vergl. auch die in Ann. 37 Nr. II oben ©. 353 und 354 
angeführten vielen Fälle von „Weg-Streitigfeiten” aus der Praxis 
in Bd. 23 und 24 der BL. für admin. Pr. 


Die gemeindlihe Yinanzgewalt. 
Die Berbrauchsfteneru und die örtlichen Abgaben, 
8 100. 


Im Allgemeinen. 


Wie bereits oben 8 97 ©. 324 f. bemerkt wurde, beftimmt der 
Art. 39 der Gem.-Drdn. in erfchöpfender Weife, welche Mittel den 
Gemeinden gejehlich zur Verfügung yet werden, um durch Benubung 
derfelben alle gemeindlichen Bedürfniſſe zu befriedigen. Abgeſehen nun 
von dem bereits oben $ 97 erörterten wichtigen Unterſchiede auilhen 
ben primären (Art. 39 Abſ. D) und fubfidiären (Art. 39 Abſ. D 
Deckungsmitteln bewegen ſich die gemeindlichen Einnahmequellen teils 
auf dem Gebiete der direkten, teils auf dem der indirekten Be- 
ftenerung. 

Die indirekten Gemeindefteuern, welche fich einesteils an bie 
Berzehrung von Gegenjtänden, andernteil® an die Benutzung gemeind- 
licher Anftalten und Einrichtungen knüpfen, find in Art. 40 und 41 
der Gem.⸗Ordn. näher behandelt und bejtehen nach dieſen geſetzlichen 
Beitimmungen in: 

1) Verbrauchsſteuern, 

2) Dertlihen Abgaben für die Benugung gemeind- 
lihen Eigentum?, gemeindlicher Anftalten und 
Unternehmungen, und 

3) Sonftigen örtlichen Abgaben. 

Die direkten Gemeindefteuern oder die Gemeindeumlagen 
finden ihre eingehende Behandlung in Art. 42 bis 48 der Gem.⸗Ordn. 

Hieran ſchließen fih dann in Art. 49 bis 54 Die Erörterungen 
über die gleichfalls oben $ 97 fchon erwähnten Gemeindedienfte, welche 
noch neben den gemeindlichen Dedungsmitteln des Art. 39 einhergehen. 
(Siehe oben Seite 327.) 

Ueber das fogenannte Beicheidverfahren bei Zuwiderhandlungen 
in Bezug auf Entrichtung von Gemeindegefällen fiehe unten $ 112 
Anm. 15 zu Urt. 41 der Gem.-Drdn. und oben Bd. 18 86 ©. 40 ff. 
in Anm. 9 und 10 dafelbft. 
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8 101. 
Die Berbrauchsftenern. 


Berbraucdsfteuern im Sinne der Gemeindeordnung find 
diejenigen gemeindlichen Steuern, welche auf den Verbrauch oder 
bie Berzehrung beftimmter Gegenjtände, Nahrungs- oder Genuß- 
mittel innerhalb des Gemeindebezirkes gelegt find. 

Da die gemeindliche Finanzgemwalt ſich immer nur auf den 
Bezirk der Gemeinde erftreden kann, fo verfteht es fich von ſelbſt, 
daß eine gemeindliche Verbrauchs- oder Verzehrungs- Steuer 
ſich nur auf folche Gegenftände erjtreden kann, welche zum Ver⸗ 
Draud) oder zur Verzehrung innerhalb des Gebietes der betreffen- 
den Gemeinde bejtimmt find bezw. wirffih im Gemeindebezirk ver- 
braucht oder verzehrt werden, ferner daß diefe Steuer, ſoviel ala bei 
deren Vollzug nur thunlich ift, nicht die Produktion und den Handel, 
jondern eben unr die Verzehrung treffen fann und foll (Art. 41 
Abi. I).2) Undrerfeits muß fich aber die Steuer auf den gefamten 
Konfum des betr. Gegenstandes innerhalb des ganzen Gemeinde- 
bezirfes beziehen, nicht etwa blos auf einzelne Zeile der Gemeinde 
oder nur auf die in den Gemeindebezirk eingeführten Quantitäten.?) 


An ſich ift nun wohl der Begriff der Verbrauchsſteuer ein fehr 
weiter und würde demgemäß das Beſtimmungsrecht der Gemeinden 
ein jehr ausgedehntes fein. 


Allein durch den Beiſatz zu Art. 40 Abſ. I „ſoweit nicht Gejeße 
oder Staatöverträge entgegenfießen“ ift der Kreis dieſer Steuern ganz 
weſentlich beſchränkt worden. So ift die Erhebung ſolcher Steuern 
zu Gunften der Gemeinden insbefondere dann unzuläfjig, wenn ein 
Steuerobjeft ausfchließlich der ftaatlichen Beſteuerung vorbehalten und 
die diesbezügliche Beſteuerungsangelegenheit ausjchließend bezw. in der 
Art geregelt ift, daß neben der ftaatlichen eine Kommmunal-Befteuerung 
feinen Pla mehr zu finden vermag. Ferner ift e8 Ungefichts dieſes 
Beiſatzes auch ganz unmöglich, eine gemeindliche Verbrauchsfteuer in 
höherem Betrage zu ftatuieren oder auf amdere Verbrauch®- oder 
BVerzehrungsgegenftände zu legen als durch den nunmehr zum Reichs⸗ 
ejeß gewordenen Lollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 ges 
—* iſt. Auch iſt nach Art. 2 der Uebereinkunft vom 8. Mai 1867 
(Web. 7, 17) eine örtliche Abgabe von Salz unzuläflig. 

(Näheres hierüber fiehe unten $ 112 Anm. 4 zu Art. 40 der 
&em.-Drdn.) 


') Siehe Hiezu die Entich. des Verw. Ger.Hofes vom 11. November 1881 
Bd. 8, 353 unten in 8 102 Anm. 12. 

”) Siehe hiezu Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 13. Februar 1885 DBb. 
6, 59 und vom 20. Februar 1889 Bd. 11, 90 in ber nachftehenden Anm. 3. 
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Eine weitere Einfchränfung erleidet die Befugnis der Gemeinden 
zur Erhebung von Verbrauchaftenern durch die Beſtimmung bes Art. 
40 Ab. IL, nach welcher: „Neue in den Landesteilen diesjeit3 des 
Rheines „bisher“ d. h. am 1. Juli 1869 nicht in Uebung geweſene 
Verbrauchsſteuern nur mit geſetzlicher Ermächtigung eingeführt 
werden können.“ 

Nach dem oben erwähnten Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 
1867 (Art. 5 II 8 7 Abſ. 2) dürfen örtliche Verbrauchsſteuern über- 
haupt nur zur Erhebung kommen von: Bier, Eijig, Malz, Cider 
(Obſtwein) und den der Mahl- und Schlachtſteuer unterliegenden Er- 
zeugnifien, alſo Getreide, Mühlenfabrifate, Backwerk, Schlachtvieh, 
Fleiſch, ferner von Brennmaterialien, Marktviktualien u. Fourage; 
desgleichen vom Weine, von letzterem jedoch nur „in denjenigen Teilen 
des Zollvereins, welche zu den eigentlichen Weinländern gehören“. 

Nach den Motiven nun zur Gem.-Orbn. (Art. 40) und reip. 
nach den im Jahre 1882 gepflogenen Erhebungen (fiehe v. Kahr ©. 
428) find am 1. Juli 1869 folgende Verbrauchsiteuern, fei es allge- 
mein oder auch nur in einzelnen Teilen des diesjeitigen Bayerns er⸗ 
hoben worden: " 

Getreide und Mehlauffchlag, Fleifchauffchlag, Lokalmalz⸗ und 
Bieraufichlag, Auffchlag von Wein (in Unterfranfen), Wilbpret inet. 
Wild: Geflügel, Gänfen, Obſt, Kaffee, Kraut und Kohlen (endlich auch 
und zwar in einer Gemeinde von Branntwein?*), — nicht aber von 
zahmem Geflügel (mit Ausnahme der eben genannten Gänfe). 

Für andere als dieſe vorftehend aufgeführten Gegenftände könnten 
daher nur auf Grund eines neuerlichen Geſetzes Verbrauchsſteuern ein- 
geführt werden, foferne und foweit diefelben überhaupt nad) der oben- 
genannten Beitimmung des Zollvereinigungsvertrages zuläffig find. 

Dagegen bedarf e8 zur Einführung von ſolchen gemeindlichen 
Verbrauchsſieuern, deren Erhebung bereit am 1. Juli 1869 im dies⸗ 
feitigen Bayern — und wäre es au nur in einer Gemeinde — 
in Üebung gewejen war, nur der Genehmigung des fgl. bayer. Staats⸗ 
minifteriums des Innern. 

Bei der Erhebung des Sleifch-, Getreide: oder Mehl-Aufichlages 
dürfen die Durch Verordnung feſtgeſetzten Marimalbeträge nicht über: 
fchritten werden; ferner ift bezüglich aller Verbrauchsſteuern zu be- 
achten, daß fie den durch den mehrermähnten Zollvereinigungsvertrag 
augeiaflenen Sägen entfprechen rejp. die durch denſelben feltgefepten 

arimalfäge nicht überjchreiten dürfen. (Näheres hierüber jiehe bei 
den einzelnen Aufichlägen in 88 104 ff.) 

Was endlich die gemeindliche Beſchlußfaſſung über Die 
Einführung von Verbrauchsfteuern überhaupt und über die erjte 


23) Siehe hiezu v. Sicherer, gemeindliche Finanzgewalt S. 16 Note 1, und 
unten 8 108 Anm. 4. Ferner fiehe unten $ 107 ©. 375 Anm. 4. 
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Feſtſetzung der Süße bderjelben bezw. deren Erhöhung insbelondere 
anbelangt, fo steht dieſelbe (Art. 40 Abſ. II) in einden mit 
ftädticher Berfafjung dem Magiftrate unter Zuftimmung der 
Gemeindebevollmädtigten, in Landgemeinden der Gemeinder 
verjammlung zu.®) Dieſe gemeindlichen Bejchlüffe, durch welche 
die fraglichen Steuern zugleich reguliert werden, haben die recht- 
liche Eigenchaft von Gemeindeftatuten, gelten alfo fo lange, big 
fie auf gleichem Wege wieder aufgehoben werden, foferne nicht von 
vorneherein die betreffende Verbrauchsjteuer-Erhebung nur auf eine 
beitimmte Zeit bejchloffen war beziw. vom fgl. Staatäminifterium nur 
auf eine beitimmte Frift genehmigt iſt. Lebteren Falls muß nach 
Ablauf Diefer Frift, foferne feiteng der Gemeinde eine weitere Er: 
hebung gewünſcht wird, neuerlicher Beſchluß jeiten® der beiden 
jtädtiichen Kollegien gefaßt und neuerliche Genehmigung beim kgl. 
Staatsminifterium erholt werden.*) Gleiches ift der ‘Fall, wenn der 
Bwed, für welchen die Erhebung einer Verbrauchsſteuer beſchloſſen 
bezw. genehmigt wurde, geändert werden joll. 


Die von den gemeindlichen Organen alfo beichloffenen Gemeinde- 
ftatuten werden nun mit den einichlägigen Alten dem fgl. Staats- 
minifterium des Innern zur Brüfung und Genehmigung nad) Urt. 40 
Ab}. IV vorgelegt. Ihre Giltigfeit datiert, da fie erſt Durch Diele 
Genehmigung zur rechtlichen Eriftenz gelangen, vom Tage der mini- 
fteriellen Genehmigung bezw. dem Publikum gegenüber mit ihrer 
Vghftcrtlichung, 6) Eine rückwirkende Kraft kommt dieſen Statuten 
nicht zu. 


2) Siehe hiezu Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 18. Februar 1885 Bd. 
6, 59: Die Gemeinden find nicht berechtigt, die Erhebung einer gemeindlichen 
Berbrauchäftener mit Beſchränkung auf ſolche VBerbrauchögegenftände, welche in 
den Gemeindebezirk eingeführt werden, alfo unter gänzlicher oder teilmweijer Frei⸗ 
loffung der im Gemeindebezirke felbft hHergeftellten Erzeugnifje gleicher Art zu 
beichließen. 

Ferner Entich. des VBerm.-Ger.-Hofes vom 20. Februar 1889 Bd. 11, 90: 
Ein Gemeindeftatut, durch welches nicht alles in ber Gemeinde zur Konſumtion 

langende Mehl und Brot, fondern nur daB von ben Bädern und Melbern in 
ie Gemeinde eingeführte Mehl zum Aufichlage herangezogen wird, ijt unzuläffig. 
Bergl. au) 8 102 Unm. 1 und oben ©. 367 bei Unm. 2. 

*) Bergl. Hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 10. Juni 1884 Bd. 5, 
243 in $ 102 Anm. 2. 

Ferner fiehe über die ftatutarifche Regulierung der Verbrauchsſteuern und 
ber örtliden Abgaben bezw. bie Notwendigkeit diejer Regulierung die analog 
auch Hier einjchlägigen Ausführungen der Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 12, 
November 1890 1 12, 371 f. unten in 8 102 Anm. 1, ferner ebenda Entich, 
des Berm.-Ger.-Hofe3 vom 9. April 1880 Bd. 1, 224. 

®, Vergl. hiezu Entich. bes Verw.⸗Ger.Hofes vom 19. Juni 1889 Bd. 11, 
436: Es befteht ungeachtet der minifteriellen Genehmigung zur Erhebung oder 
Korterhebung des Lolalbieraufichlages in einer Gemeinde Leine Verpflichtung zur 
Entridtung besjelben, wenn der darauf bezügliche Beſchluß der Gemeindeverſamm⸗ 
Jung in der Folge ald nichtig erfannt wird. Wenn ein jolcher Beſchluß nachträg« 
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Heben diefen ftatutarifchen Beſchlüſſen — und auch der Form 
nad) getrennt von denſelben — können die Gemeinden ferner zur 
Kontrolle und Sicherung der befchlofienen bezw. genehmigten Ber: 
ae a ern ort3polizeiliche Vorfchriften nach Art. 41 Abi. IH er- 

en. 


Da — wie bereit oben gejagt — die Berbrauchsfteuern ledig⸗ 
Ich die Verzehrung innerbafb des Gemeindebezirtg — treffen 
follen, jo ergibt fich Hieraus die Derpftihtung der Gemeinden zur 
Rüdzahlung oder Nüdvergütung der bezahlten Steuern für den Yall, 
daß Die verjteuerten Gegenftände nicht in der Gemeinde verzehrt, ſon⸗ 
dern aus Dderjelben wieder herausgebracht oder ausgeführt werden. 
Auch die Beſchlußfaſſung über die Torauafegungen ‚ Art und Höße 
der Nüdvergütung unterliegt dem Art. 40 Abi. II der Gem.-Drdn., 
wird aljo gleichfalls im betreffenden Gemeindejtatute geregelt, ſoweit 
überhaupt die Regelung der Rücdvergütung der gemeindlichen Beichluß- 
faffung anheimfällt. (Näheres hierüber fiehe bei den Anm. zu Art. 41 
Abi. U der Gem.-Drbn.)”) 
(Siehe auch 88 104 biz 106 ©. 367 ff.) 


8 102. 


Derilije Abgaben oder Gebühren für die Benntzung des 
Eigentums, der Anftalten nnd Unternehmungen der Gemeinde. 


Diefe örtlichen Abgaben oder Gebühren (Art. 39) für Benugung 
des Gemeindeeigentumg, der Gemeindeanftalten und der gemeindluchen 
Unternehmungen können im weiteſten Umfange ſeitens der Gemeinden 
zur Einführung befchloffen und erhoben werden; in der Befugnis zur 
Erhebung derjelben find die Gemeinden im „figemeinen lediglich Durch 
den Zuſatz in Art. 40 Abf. I „ſoweit nicht Gefehe oder Staatsver- 
träge entgegenstehen“, beſchränkt und Speziell nur in Bezug auf Pflafter-, 
Weg- und Brüdenzölle an die Genehmigung des fgl. Staatsminiſteriums 








lich in giltiger Weife zu Stande kommt, fo wird die Erhebung vom Tage ber 
letzteren Beichlußfaffung an eine gejegmäßige und recht3verbindfiche. 

©) Ueber das fogenannte Beicheidverfahren nad) Art. 41 Ubi. IV der Gem.» 
Ordn. bei Uebertretungen diefer Borjchriften fiehe unten 8 112 Anm. 15 zu Urt. 
41 ber Gem.-Ordn. und oben Bb. I 8 86 ©. 404 ff. und befonders Anm. 9 und 
10 dafelbit bezw. bie dort abgedrudten, auch hier einſchlägigen Beitimmungen der 
Art. 97 und Art. 86 bis 91 des bayer. Ausf.⸗Geſetzes zur Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. 
und der 88 459 bis 463 der Reichd-Str.-PBroz.-Orbn. 

) Speziell über Lokalmal zaufſchlag und bie näheren Musführungen 
über Höhe, Erhebung, Sicherung, Perzeption, Rüdvergütung desſelben 2c. fiehe 
unten $ 108, bdeögleihen aud 8 112 Anm. 16 und 17 zu Art. 41 Abſ. V ber 
Gem.-Ordn.; weiter oben in Bd. I 8 82 ©. 373—376. 

Ferner über Rückvergütung von Fleiſch⸗ bezw. Getreide⸗ und Mehlaufſchlag 
fiehe unten 88 105 und 106, vielmehr die 88 4 bis 9 ber daſelbſt abgebrudten 
Verordnung vom 27. November 1875. 
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de3 Innern gebunden. Im Uebrigen können die Gemeinden nad 
vollem freien Ermeſſen bezüglich Einführung, Erhöhung und Erhebun 
diefer örtlichen Abgaben oder Gebühren beſchließen und zwar durd 
Erlaß von Gemeindeftatuten, welche durch Beſchlüſſe der beiden 
ſtädtiſchen Kollegien in Gemeinden mit ftäbtiicher Verfaflung und durch 
——— der Gemeindeverſammlung in Landgemeinden zu Stande 
ommen. 

Durch dieſe Gemeindeſtatuten wird nicht blos die Erhebung 
an ſich verfügt, ſondern es werden dieſe örtlichen Abgaben oder 
Gebühren durch dieſe ſtatutariſchen Beſtimmungen zugleich reguliert, 
da es eben „überhaupt zur Natur dieſer dem öffentlichen Rechte 
angehörigen örtlichen Abgaben oder Gebühren gehört, daß über Die 
Vorausſetzungen ihres Anfalled und die Bemeſſung ihrer Höhe be- 
jtimmte, ein für allemal giltige, für alle Beteiligten im Wejentlichen 
gleiche Grundſätze beftehen d. h. eben, daß fie reguliert find. Die 
Notwendigkeit einer derartigen Regulierung (vergl. hiezu Gem.-Drdn. 
Art. 112 Ziff. 10 und Art. 159 Ab. I Ziff. 6) deutet an fich ſchon 
darauf Hin, daß die Feitfegung vieler Gebühren in der Regel auf 
Bee ftatutarifher Beſchlußfaſſung zu erfolgen haben 
wird. 12) 








) Wohl zu unterſcheiden von dieſen Öffentlich-rechtlichen örtlichen Abgaben 
find die Leitungen, welche an bie Gemeinde nicht als öffentliche Korporation, 
jondern als Privatrechtsſubjekt für Benutzung gemeindlichen Eigentums oder auch 

emeindlicher Unftalten, — wie 3. B. die Miet- und Pachtgelder — immer von 

Fall zu Fall von einzelnen PBerfonen oder einer beftimmten eh von Ber- 
fonen auf Grund befonderer Nereinbarungen oder auf rund ein für allemal 
erfolgter Feſtſetzung zu machen und welche civilrechtlicher Natur find. Derartige 
dem Civilrechte angehörige Abgaben find 3. B. die Zahlungen für bezogened Gas 
aus einer ftädtiichen Gasanftalt, unter Umftänden auch für bezogenes Waſſer aus 
einer ſtädtiſchen Waflerleitung, für Elektrizität aus einem gemeindlichen Eleltri- 
itätömwerfe, Theaterbillet8 zum Eintritt in ein ftädtifches Theater, der Mietichilling 
Ir einen Stand in einer gemeindlichen Berfaufshalle ꝛc. 

Bergl. Entich. des Berwm.-Ger.-Hofes vom 22. Yanuar 1890 Bd. 123, 63: 
Leiftungen für Benutzung gemeindlicher Kanäle, welche Mangels jeder öffentlich. 
rechtlichen Normierung und Regulierung nur von Fall zu Fall im Wege befonberer 
Vereinbarung zwiſchen der Gemeinde und den Gegenbeteiligten feitgejegt werben, 
find keine örtlichen Abgaben für Benupung einer Gemeindeanftalt im Sinne des 
Art. 40 ber Gem.-Drdn. Siehe dagegen Entich. bed Verw.⸗Ger.Hofes vom 
5. Dezember 1888 unten in Anm. 5 bezüglich der durch ftatutarifche Bor» 
ſchrift auferlegten Leiftungen. 

Bergl. ferner nadhftehende Ausführungen d. Entih. des Verw.-Ger.-Hofes 
vom 12. November 1890 Bd. 13, 371: 

Als örtliche Abgabe kann nicht jede Gegenleiftung, welche eine Gemeinde 
für Benutzung ihres Vermögens und ihrer Einrichtungen von einem Dritten er- 

bt, bezeichnet werden. Schon der Ausdrud „örtliche Abgabe” deutet darauf 
in, daß die Gemeinde, joweit fie im Bereiche der obenerwähnten Beieheäbeitim- 
mung ſich betvegt, nicht al3 Privatrechtsfubjelt, fonbern als öffentliche Korporation 
thätig wird; die Auferlegung örtlicher Abgaben bildet hienad) einen Ausfluß des 
der Gemeinde innerhalb ber geſetzlichen Grenzen zuitehenden Rechtes, allgemein- 
verbindliche Anordnungen in Gemeinbeangelegenheiten und für die Gemeinde- 
angehörigen zu erlaſſen, aljo örtliche Rechtsnormen zu jchaffen. 
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Eine Einführung von örtlichen Abgaben durch die genannte 
jtatutarifche Beichlußfaffung ift nur dann nicht erforderlidh, wenn 
diefe örtlichen Abgaben in der Gemeinde fchon vor Erlaß der Ge- 
meindeordnung bezw. vor dem 1. Juli 1869 zu Recht beitanden 
haben, aljo fich etwa auf ältere landesherrliche Verleihung, rechts⸗ 
begründetes Herfommen oder auf Gemeindebeichlüffe gründen, welche 
ſchon unter der Herrichaft des Gemeindeedift3 von 1818 giltig gefaßt 
und, joweit erforderlich, von Kurateliwegen genehmigt wurden“. (Entſch. 
des Verw.⸗Ger.“Hofes vom 22. Januar 1890 Bd. 12, 63 ff., ſpeziell 
©. 64 und 66). 

Neben dieſen Gemeinde- oder Drtsftatuten über Einführung 
und Einhebung von örtlichen Abgaben — welche, foferne fie fich auf 
Pflajter-, Weg- und Brüdenzölle beziehen, ebenfo wie die über Ver— 
brauchzfteuern dem kgl. Staatsminijterium zur Genehmigung vorzu- 








Es gehört daher aud zur Natur örtlicher Abgaben, daß über die Voraus- 
fegungen ihres Anfalles, die Bemefjung ihrer Höhe u. ſ. w. feite, ein für allemal 
maßgebende, für die Beteiligten im Wefentlichen gleihförmige Grundfäße beftehen 
d. h. daß die Gebühren reguliert find. Eine derartige Regulierung, melde 
gewöhnlich im Wege ftatutarischer Beichlußfaflung erfolgen wird, kann N zwar 
auf Feſtſetzung der Abgaben für ein einzelnes Objekt z. B. einen beſtimmten ge⸗ 
meindlichen Kanal beſchränken, ſetzt jedoch immer voraus, daß dieſe Feſtſetzung nicht 
von Fall zu Fall eintritt und wird ſich, — zwar nicht notwendig aber doch regel⸗ 
mäßig — auch auf eine Mehrzahl von im vorneherein unbeſtimmten Gegen⸗ 
beteiligten bezw. Zahlungspflichtigen erſtrecken. Selbſtverſtändlich iſt, wie jedes 
andere Rechtsſubjekt, ebenſo die Gemeinde befugt, die Benutzung ihres Eigentums 
und ihrer Anſtalten dritten Perſonen auch gegen ein von Fall zu Fall beſtimmtes 
Entgelt einzuräumen; derartige Gegenleiſtungen, mögen ſie als Mietzinſen, 
Pachtgelder, Entſchädigungen oder wie immer bezeichnet werben, find jedoch nicht 
örtliche Abgaben im Sinne bes Art. 40 der Gem.-Orbn. und des Art. 8 Ziff. 31 
bes Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ.; Anfprüche auf diejelben unterliegen vielmehr im All 
gemeinen den privatrechtiichen Vorjchriften und im Streitfalle der civifrechtlichen 
eurteilung. 

Bergl. auch Entih. vom 27. Februar 1889 Bd. 10, 385 in Anm. 3; 
ferner Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 9. April 1880 Bd. 1, 224: Die Ent- 
richtung von örtlichen Abgaben für die Benutzung gemeindlichen Eigentums, ge- 
meindlicdher Anftalten und Unternehmungen hat fich nach den hierüber beftchenden 
Borichriften zu bemeflen, welche die Gemeinden kraft ihres Selbftverwaltungs- 
rechtes, ſo weit nicht Geſetz oder Staat3verträge entgegenftehen, zu 
erlafjen befugt find. Vertrag und Herfommen können al3 Bejreiungdgründe im 
verwaltungsrechtiichen Verfahren nur dann Berüdfichtigung finden, wenn fie ihre 
Begründung im Öffentlichen Rechte haben. 

?) Gtreitigfeiten zwifchen der Gemeinde unb ben nad einer ſolchen ftatu- 
tariichen Beltimmung in Anſpruch Genommenen über die Verpflichtung zur Ent- 
richtung örtlicher Abgaben find nach Urt. 8 Ziff. 31 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes 
Verwaltungsrechtsſachen. 

Vergl. hiezu Entſch. bes Verw.-Ger.-Hofes vom 10. Juni 1884 Bd. 5, 
243: Eine gemäß Art. 40 Abi. IV der Gem.-Orbn. minifteriell genehmigte 
Brüdenzollordnung ift ihrem vollen Umfange nad ftatutariiche® Belek. 

Wenn über deffen Anwendung auf einen gegebenen Fall Streit entfteht, fo 
ericheint die Gemeinde, welche das betreffende Statut erließ, als Partei, und es 
fest demgemäß die Auslegung ber Beſtimmungen eines ſolchen Statut3 nicht mehr 

er Gemeinde, jondern lediglich dem Berwaltungsrichter zu. 
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legen find und erft von diefer minifteriellen Bewilligung an rechtliche 
Wirkſamkeit haben fünnen (vergl. oben ©. 359) — fünnen die Ge: 
meinden zur Kontrolle und Sicherung auch Diefer örtlichen Gefälle 
gemäß Art. 41 Ubj. ortspolizeiliche VBorjchriften erlaſſen. Im 
Uebrigen fiehe bezüglich der Grenzen der Giltigkeit, ferner der Wieder- 
aufhebung, der rüdwirfenden Kraft 2c. dieſer ftatutariichen Beſtim⸗ 
mungen das in $ 101 ©. 359. Gefagte. 

Es bleibt nun wohl dem Selbftverwaltungsrecht der Gemeinden 
anheimgegeben, ob fie örtliche Abgaben oder Gebühren für die Be- 
nugung ihres Vermögens nad) Art. 40 Abſ. I ftatuieren oder ob fie 
bon Fall zu Fall mit den einzelnen Beteiligten Vereinbarung treffen 
wollen. Allein e3 fteht unter allen Dingen N daß eine öffentlich: 
rechtliche Gebühr nad) Art. 40 Abf. I der Gem.Ordn., eine foge- 
nannte „Örtliche Abgabe" nur auf Grund ftatutarifcher Be- 
ſch lußfaſſung eingeführt zu werden vermag. Unter allen Umſtänden 
iſt aber die gemeindeſtatutariſche öffentlich-rechtliche Regelung geboten, 
wenn die Benutzung einer Gemeinbeanftalt den Beteiligten zur Zwangs⸗ 
pflicht gemacht werden joll.®) 

Die wichtigiten dieſer Gebühren find wohl diejenigen für Be- 
nutzung des gemeimbligen Pflaſters, der Gemeindewege und der ge- 
meindlihen Brüden (Näheres über Pflafter-, Weg: und Brückenzölle 
fiehe in $ 109), die Gebühren für gemeindliche Begräbnispläge t), 





) Bergi. v. Fahr ©. 410. Siehe hiezu auch die Entich. des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes vom 27. Februar 1889 Bd. 10, 385: Durch den Erlaß ftatutariicher Be- 
flimmungen über Benutzung von Gemeindeanftalten werden örtliche Rechtsnormen 
geichaffen, deren verbindende Kraft nad den allgemeinen Grundfägen über räum- 
lihe und zeitliche Geltung von Rechtsvorſchriften zu bemeflen ift. 

Dieſer verbindlichen Kraft können ſich auch die Gemeinden ihrerſeits jeden- 
Ka infoweit nicht entziehen, ala fie in Durchführung und auf Grund derartiger 

atutarifcher Beitimmungen zu Privaten bereits in Beziehungen getreten find. 
Siehe auch Entih. vom 12. November 1890 Bd. 12, 371 in Anm. 1; ferner 
vergl. Entich. des Vermw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 539 in nadjitehender Anm. 4. 

*) Vergl. hiezu Entich. des VBerw.-Ber.-Hofed vom 27. Februar 1883 Bd. 
4, 848: Da den Gemeinden nirgends die Verpflichtung auferlegt ift, die in ihrem 
Eigentume befindlichen öffentlichen Begräbnispläße durch wen immer unentgeltlich 
benügen zu laſſen, denfelben vielmehr ausdrüdlic durch Art. 40 der Gem.-Drbn. 
das Recht eingeräumt ift, Abgaben für die Benugung ihres Eigentums und ihrer 
Anftalten zu erheben, fo muß dieſes Necht wohl auch die Befugnis in fich jchließen, 
in der angegebenen Form angemeifenen Erjag für die Einräumung einer 
Srabftätte von beujenigen zu fordern, welche die Koſten der Beerdigung einer 
Leiche zu tragen haben. 

Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 24. Auguft 1883 Bd. 4, 539: Wenn 
eine Gemeinde die Benugung ihres Begräbnisplapes nach gewiſſen Gräberklaſſen 
regelt, den Beteiligten jedoch Hinfichtlicy ber Benutzung einer höheren Gräberklaſſe 
feinen Zwang auferlegt, fondern volltommen freie Wahl läßt, fo bedarf fie zur 
Regelung der Gebühren feiner ftaat3auffichtlichen Genehmigung. 

Entih. vom 23. Noveniber 1883 Bd. 5, 42: Die Friedhöfe find, ſoweit 
fie nicht durch kirchliche Verbände angelegt find, als gemeindliche Einrichtungen 
im Sinne des Art. 38 Abſ. I der Gem.-Dron. zu betrachten. Die Venupung 
berjeiben unterliegt daher, vorbehaltlih der gejeglich zuläfligen polizeilichen An⸗ 
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Leihenhäufer, Leichenwagen, für Benutzung der gemeindlichen Kanäles), 
Waſſerleitungen ®); für Stäbtifche Schlachthäuſer, für Fleiſchbänke und 
Markfthallen, für gemeindliche Waagen”), für Lagerhäufer, Lagerplätze 
3. B. Holzhöfe®), für Wichanftalten; aber auch die Marktgebühren, 
welche bei den von den Gemeinden veranftalteten Märkten für die 
Benugung des eingeräumten Platzes, der betreffenden Ein- 
rihtungen und der überlafjenen Geräte zur Erhebung kommen, 
fallen unter Art. 40 Abſ J.) (Ueber Martt-Gebühren fiehe 
v. Sicherer: Die gemeindliche Finanzpolizeis und Strafgewalt in 
Bezug auf Verbrauchsſteuern und andere örtliche Abgaben ©. 61 ff., 
ipeziell ©. 64 |. und v. Kahr ©. 410 f. beſonders 411)9), endlich 


ordnungen, ber Regelung der @emeinbeverwaltungen. Streitigfeiten hierüber 
fallen unter Art. 8 Ziff. 31 des Verw.-Ger.-Hof3-GSejehed. Vergl. unten 8 112 
Anm. 10 zu Art. 38 der Gem.Ordn. 


°) Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 5. Dezeniber 1888 Bb. 10, 281: Bu 
den örtlichen Abgaben für Benugung einer Gemeindeanftalt gehören auch ein- 
malige @eldfeiftungen, welche den Hausbefigern für Geftattung der Einmündung 
von Hauslanälen in die von der Gemeinde hergeftellten Abzugskanäle burdy ft a- 
tutariſche Vorſchrift auferlegt find. 

Siehe dagegen Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes vom 22. Januar 1830 oben 
in Anm. 1 bezüglich der nicht — ftatutarifche Vorſchrift ſondern durch 
vertragsmäßige Vereinbarung von Fall zu Fall auferlegten Leiſtungen. 

Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 25. Juni 1880 Bd. I, 396: Auf 
Grund der Art. 38 Abſ. I, 40 Abf. I, 84 ımb 130 der Gem.Ordn. fteht den 
Gemeinbebehörben bie Befugnis zu, die Anlage von Waflernebenleitungen aus ber 
allgemeinen öffentlichen Wajjerleitung oder aus Öffentlichen Brunnen der Gemeinbe 
zum Borteile Einzelner ohne Schädigung des allgemeinen Intereſſes zu geftatten 
und die Art und Weije, ſowie die Beichränfungen dieſes Sonberbezuges, dann bie 
Entrihtung von Gebühren hiefür, ſoweit nicht Geſetze oder Staatsverträge ent- 
gegenfteben, zu beſtimmen und näher zu regeln. 

Diefe Befugniſſe find öÖffentlich-rechtliher Natur und demnah zur Ent- 
fcheidung hierüber im Streitfalle die Werwaltungsbehörden zuftändig. Einwen⸗ 
dungen, welche fich auf privatrechtlihe Titel ftügen, Fünnen jedoch von ben Ber- 
waltungsbehörben nicht gewürdigt werben, jondern müſſen ber civilrichterlichen 
Enticheidung vorbehalten bleiben. 

y Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed vom 30. März 1883 Br. 4, 388: Die 
Gemeinden find berechtigt, für die Benutzung der auf der Schranne aufgeftellten 
dffentlihen Waagen und gemeindlichen Getreidewäger eine Örtliche Abgabe in der 
Form eined® Waaggeldes zu erheben und Dabei zu beflinnmen, an wen fich die 
Gemeindebkaſſe —32* der Bezahlung dieſer Abgabe zu halten habe. 

°, Entich. des Verw. Ger.Hofes vom 20. Februar 1880 Bd. 1, 152: Der 
öffentlich-rechtlihe Charakter ber Verbindlichkeit zur Entrichtung von befonberen 
Gebühren für Benubung einer gemeindlichen Anftalt (hier: gemeindlicder Holy 
lagerplatz; an die betreffende Gemeinde wird Durch die Verpachtung diejer Ge⸗ 
bühren an eine Brivatperfon feitend der Gemeinde nicht verändert. 

Privatrechtliche Titel, worauf die Befreiung von einer Öffentlich-rechtlichen 
Verbindlichkeit geftüßt werben will, find der Eognition ber Berwaltungsbehörben 
enträdt. Siehe au Anm. 10 und 11; ferner 8 110 Anm. 8. 

*) Eine minifterielle Genehmigung ift daher zur Einführung folder 
Marktgebuhren nicht nötig. 

) Siehe Luthardt BI. für admin. Pr. Bd. 36, 234 fj.: Ueber Markt⸗ 
gebühren; ferner ebenda ©. 226 ff., deögleihen Bd. 83, 408 f.: Die Kompetenz 
zur Einführung oder Erhöhung von WMarftgebühren. 
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auch die Sreiihbeicjangebühren 10), desgleichen die Zrichinenbeichau- 
gebühren für Benugung einer gemeindlichen Trichinenbeichauanftalt. 

Richt unter Art. 40 Abſ. I fallen die nad) Art. 22 und Art. 
23 Abf. I zu beurteilenden Gemeinderechtsgebühren, ferner nicht die 
Bürgeraufnahmd= und Die Heimatrechtägebühren, endlich auch nicht die 
Gebühren, welche von den Gemeinden für amtliche Handlungen der 
Bemeindebehörden gemäß Art. 40 Abf. I und Art. 188 des Gebühren- 
ejees vom 6. Juli 1892 nebſt Verordn. vom 20. September 1879, 
—* nach Art. 189, 190, 202 des Gebührengeſetzes nebſt 8 21 der 
Berordn. vom 30. März 1881 erhoben werden dürfen. 

Siehe oben Bd. 18 88 ©. 425 nebit Anm. 60 daſelbſt und 
©. 427 und 

Das Grträgnis ſolcher örtlichen Abgaben für die Benutzung 
gemeindlichen Eigentums oder gemeindlicher Anitalten, 3. B. der ge= 
meindlichen Holzlagerpläge, der Marftgebühren ober des Pflafterzolles 
ꝛc. x. fan aud) —* der Gemeinde an einen Privaten oder an 
ein Konſortium gegen Entrichtung eines jährlichen Averſums über- 
laſſen, aljo verpachtet werden. Hiedurch wird der öffentlich-rechtliche 
Charakter der Verbindlichkeit zur Entrichtung ſolcher e eure oder 
Gebühren in feiner Weife verändert, (vergl. hiezu die Entſch. des 
Berw.-Ger.-Hofes vom 20. Februar 1880 Bd. I, 152 in Anm. 8), 
da a Vachier an die Stelle der zur Erhebung berechtigten Gemeinde 
tritt, 1 

Endlich ift noch zu bemerfen, daß aud die hier behandelten 
örtlichen Abgaben — in gleicher Weile wie die Verbrauchsſteuern — 
nicht den Verkehr oder den Handel treffen dürfen, ſondern 
lediglich Die Qenupun 9 gemeindlihen Eigentums12) (vergl. 
Art. 41 Abi. I). 


0), Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 25. Juni 1886 Bb. 8, 2: Ein 
Streit über die Berpflichtung zur Benutzung der örtlichen Fleischbefchau unb über 
Die Berbinblichfeit zur ichtung ber Fleiichbeichaugebühr nad) Maßgabe einer 
polizeilichen Borjchrift über Vornahme der F 58 fällt unter Urt. 8 Ziff. 
31 bes Verw.Ger.Hofs⸗Geſetzes. 

Zu einem foldyen Streite ift auch bei vorliegenden Bebüßrenpadptverhäit- 
niffe gegenüber dem ben Streit erhebenden Ortsbewohner die Gemeinde 
eigentiäihe Streitögegner. Der Pächter if jedoch als beteilinter zu enden 

baber zur Veichwerbeführung gegen einen ihm nachteiligen Verbeſcheid eben- 
eos berechtigt. 

») Bergl. auch Entich. des Verw Ger.Hofes vom 25. Juni 1886 in bor- 

hender Anm. 10 Abi. 2 —3 ferner Oberſtrichterl. Erk. vom 21. Juli 1871 R 
L ©. 1474 ff., Desgleichen das Erf. ve berft. Ger.-Hofes vom 23. Dezem er 
—* und dam. 6 4. Juli 1875 unten in 8 110 Anm. 8, jowie die Enticheidungen 
in nm. 6. 
Siehe hiezu auch bezüglich der Vera kun srechtlichen ne für 
— Sale die — in 110 bei Anm. 8. Siehe ferner Entſch. 
Berw.-Ser. «Hofes in Bd. a2 2 ha 
dh. des Verw —— — vom 11. Rovember 1881 Bd. 8, 868: 
Die Seminden find geſetzlich nicht erechtigt zur Erhebung von örtlichen Abgaben, 
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8 103. 
Souftige örtliche Abgaben. 


Diefe „jonftigen örtlichen Abgaben”, welche nicht unter Art. 40 
Abſ. I der Gem.-Drdn. fallen, werden im Art. 40 Abf. IV behandelt 
und bilden im Vereine mit den in Abſ. I diejes Artikels angeführten 
Abgaben für Benutzung gemeindlichen Vermögens zufammen die „jonjtigen 
örtlichen Abgaben” des Art. 39 Abſ. I. 

Der Kürze halber und nach herfümmlicher Gepflogenheit jollen 
auch Hier unter den „fonftigen örtlichen Abgaben“ nur diejenigen des 
Art. 40 Abſ. IV verftanden fein. Durch die weite Faſſung des Be— 
griffes der örtlichen Abgaben in legtgenannter Geſetzesſtelle wollte man 
offenbar nicht blos diejenigen Gefälle, welche bisher den Gemeinden 
bewilligt waren, auch weiter aufrecht erhalten bezw. fortbeftehen Laffen*), 
ſondern man wollte auch die Möglichkeit gewähren, daß den Gemeinden 
neue derartige Abgaben durch minifterielle Genehmigung gewährt werden 
fünnen, foferne die Befriedigung der gemeindlichen Bebürfniffe nad 
den Stand des gemeindlichen Haushaltes eine folche Bewilligung für 
nötig erjcheinen laffen. 

Die Gemeinden find daher auch in der Auswahl bezüglid) der 
Beltimmung und Einführung folcher örtlichen Abgaben an fich nicht 
gebunden, nur dürfen, wie überhaupt bei allen Gefällen, welche zu 
Gunſten der Gemeinden eingeführt werden wollen, fo auch bier geleß- 
liche Beitimmungen einer Einführung der betr. örtlichen Abgabe nicht 
entgegenitehen.!) So dürfen beifpielsweile nach 8 10 Abi. IV des 
Gelehea über das Paßweſen vom 12. Dftober 1867 Aufenthaltztarten 
für den Aufenthalt Fremder weder eingeführt noch beibehalten, aljo 
feine desbezüglichen Gebühren erhoben werden; ferner ift e8 nach $ 8 
des Tzreizügigfeitögejeßes verboten, von Nenanziehenden wegen des 
Anzuges eine Abgabe zu erheben); endlich) ift den Gemeinden durch 


2. uni 1876 
das Geſetz vom 31. Januar 1888 ” 


die Erhebung einer Gebühr für 
welche nicht den ortlichen Konſum, ſondern lediglich den Verkehr mit Ge— 
treide (Getreidehandel) innerhalb bed Gemeindebezirkes treffen, ohne baß hiebei 
eine Benugung don gemeindlihen Anftalten und Unternehmungen ftattfindet. 
Siehe oben Seite 357 $ 101 bei Anm. 1. 

Ein gegenteilige8 Herlommen entbehrt der rechtlichen Wirffamleit. 

*) Vorausgeſetzt aber, daß eine folche aus früherer Zeit herrührende Ab⸗ 
abe ſich in der That rechtlich als ein gemeindliches Gefälle im Sinne der früheren 
emeinbegejeßgebung darſtellt: fiehe Entich. des Berw..Ger.-Hofes vom 12. Mai 

1897 Bd. 18, 187 befonders 189. 

1) Giehe hiezu v. Sicherer: Die gemeindliche Finanzgewalt ©. 71f. 

2) Berg. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 30. November 1883 Bb. 5, 53: 
Die Befimmung bes 8 8 des Freizügigkeitsgeſetzes, wonach neu Anziehende ben 
Gemeinbdelaften nicht unterworfen find, wenn ihr Aufenthalt in ber Gemeinde bie 
Dauer von drei Monaten nicht überfteigt, bezieht fich nur auf folde &emeinde- 
Far weiche gmit dem Anzuge in ber Gemeinde zuſammenhängen. Bergl. unten 

nm. 8a. 
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dag Halten von Hunden betr." die Möglichkeit genommen, eine ge- 
meindliche rag zur Erhebung zu bringen ?®). 

Anz früherer Zeit gehört noch in einzelnen Gemeinden zu diejen 
„Örtlichen Abgaben“ die jog. Holzabwurfa- oder Brennholzabgabe ; aus 
neuerer Zeit gehören hiezu Die im Art. 18 Abf. I Ziff. 4 des Arımen- 
geſetzes von 18694) aufgeführten Abgaben, welche auf Grund eines 
Gemeindeſtatuts zu Gunſten der Armenfafje eingeführt werden dürfen. 
Die hier genannten bezw. zugelafjenen Gebühren dürfen aber nur zu 
Gunften der Armenkaſſe, nicht auch der Gemeindefaffe eingeführt 
werden, andererjeit3 Dürfen andere Abgaben als die in vorftehender 
gejeglicher Beitimmung aufgeführten auch zu Gunften der Armentaffe 
nicht erhoben werden, da die Aufzählung des Art. 18 Ab. I Ziff. 4 
l. c. eine erfchöpfende, aljo jede weitere Ergänzung derſelben ab- 
jolut ausgeſchloſſen ift. 

Die Neueinführung oder die Erhöhung aller örtlichen Abgaben 
des Abj. IV des Art. AO kann nur mit Genehmigung des kgl. Staats⸗ 
minijteriums des Innern erfolgen. 

Die Beihlußfaflung über diefe Einführung und Erhöhung ürt- 
licher Abgaben, durch welche zugleich auch die Negulierung diefer 
Abgaben zu erfolgen hat5) und welche daher in der Form eines Ge- 
meindeftatut3 bethätigt wird, fteht in Gemeinden mit jtädtiicher Ver⸗ 
faflung dem Magiftrate unter Zuftimmung der Gemeindebevollmäch- 
tigten, bei Landgemeinden der Gemeindeverfammlung zu. Das dies- 
bezügliche Statut wird nach feiner Genehmigung durch die zuftändigen 
gemeindlichen Organe dem kgl. Staatsminifterrum zur Genehmigun 
vorgelegt und tritt erſt mit leßterer in Geltung. Weiter gilt ud 
bier das oben in 88 101 bei Anm. 3, 4, 5 u. 6 und $ 102 bei 
Anm. 1 bis 3 ©. 359 ff. und 361 f. Gejagte. 


Spezielles über die wichtigften der gemeindlihen Verbrauchs— 
fteuern und örtlichen Abgaben. 


8 104. 
Allgemeines, 
Wie bereit3 oben in 8 101 angedeutet wurde, find laut der 


*) Siehe hiezu aud meine Abhandlung über die Einführung und Er- 
hebung einer gemeindlichen Hundegebühr in der bayriichen Gemeindezeitung 
Jahrgang 1896 Nr. 24 ©. 425 ff. Bergl. audy oben ©. 325 und Note * dajelbft. 
a * Dieſe Beſtimmung und die näheren Bemerkungen hiezu ſiehe unten beim 

rmengeſetz. 

Durch Urt. 178 bes Gebüuhrengeſetzes in der Faſſung von 1892 ift jedoch 
die Abgabe für Tanzunterhaltungen nunmehr burdy Geſeß der Armentafle zu- 
geiieien, tritt alfo aus der Reihe der durch Gemeindeftatut zu beſchließenden 
bgaben heraus und in diejenige ber in Biff. 3 bes Art. 18 Abſ. I aufgezäplten 
geieglichen Einnahmen über. 

*) Vergl. oben S. 361. in 8 102 Anm. 1. 
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Beltimmung des Art. 40 Abi. I u. U der Gem.Ordn. Verbrauchs⸗ 
fteuern und örtliche Abgaben im Sinne der Art. 39 u. 40 1. c. über- 
haupt nur dann zuläflig, wenn nicht Gelege oder Staatöverträge ent- 
gegenftehen und können weiter in den Zandesteilen diesſeits des Rheins 
am 1. Juli 1869 nicht in Uebung gewejene Berbrauchsftenern nur 
mit gefeglicher — fei es reichs- oder landesgeſetzlicher — Ermächtigung 
eingeführt werden. 

Demgemäß ift der Kreis derjenigen Gegenftände, welche der 
gemeindlichen indirekten Beſteuerung unterworfen zu werden vermögen, 
durch die hier enicnägigen Beitimmungen des BZollvereinigungsvertrages 
vom 8. Juli 1867 und zwar Art. 5 Ziff. I und Art. 5 Biff. US 7 
desſelben 1), ferner durch 5 1 des Gelehes vom 27. Mai 1885!) „die 
Abänderung des Bollvereinigungsvertrages betr.“ genau beſtimmt. 
Hierüber fiehe Näheres unten in $ 112 Anm. 4 zu Art. 40 der 
Gem.-Drdn. 

Nach diefen Beitimmungen ift bezüglich der in denjelben ent- 
haltenen erichöpfenden und ausſchließenden Aufzählung der 
fteuerpflichtigen Gegenftände die Erhebung einer gemeindlicdyen Ver⸗ 
brauchsſteuer einerjeit3 nur bon den dafelbft aufgeführten Verbrauchs⸗ 
oder Verzehrungsartifeln zuläjlig, andererfeit3 aber darf dieſe Steuer 
nicht etwa erft bei oder nach der Verzehrung, jondern fie fann bereits 
vor derjelben zur Erhebung gelangen. Es ergibt fich dies aus dem 
Wortlaute des Art. 5 af 187 Abſ. 1 des Zoll⸗Vereins⸗Ver⸗ 
trages: „für Gegenftände, welche zur örtlichen Konjumtion be= 
ftimmt find“. 

Demgemäß ift e3 aber auch nötig, bezüglich derjenigen Gegen 
ftände, welche — ohne verzehrt oder verbraucht worden zu fein — 
aus dem Gemeindebezirt ausgeführt werden — Beltimmungen über 
entiprechende Nüdvergütung der bezahlten Verbrauchsſteuer zu treffen. 
(Siehe auch $ 101 ©. 360 bei Unm. 7.) 

Die einzelnen Gruppen nun von Verbrauchsfteuern, welche nad) 
den vorgenannten reichsgeſetzlichen Beſtimmungen und nad) Art. 40 
der Gem.-Drdn. für die rechtörh. bayr. Gemeinden in Betracht fommen 
fönnen, find folgende: 

Gruppe I. A. Fleifhaufihlag und B. Getreide- und 
Mehlauffchlag ($$ 105 u. 106). 

Gruppe II. Die ſonſtigen — abgejehen von den vorftehend 
in Gruppe I genannten Auffhlägn — am 1. Juli 1869 im 
rechtsrh. Bayern in Uebung gewejenen Berbraud3- 
fteuern (8 107). 

Gruppe II. Ber Lofalmalz- und der Lolalbier-Auf- 
ſchlag (8 108). 


1) Der Wortlaut biefer Beftimmungen findet ſich unten in 8 112 Anm. 4 
zu Art. 40 der Gem.-Drbr. 
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Bon den örtlichen Abgaben find wohl die wichtigften und Daher 
gleichfalls Tpezieller Behandlung zu unterziehen: die Bflafter-, Weg- 
und Brüdenzölle ($ 109). 

Bezüglich dieſer teot genannten Bölle kommen im Hinblid auf 
den Schluhlat des Art. 40 Abſ. I der Gem.Ordn. in Betracht: 

. a. Art. 22 des Bollvereinigungsvertrages vom 8. Suli 18672). 

b. 8 8 des Vereinszollgeſetzes vom 26. September 18692). 

c. Art. 14 des Handels⸗ und Bollvertrages zwiſchen Dem Deutjchen 

Reich und Defterreich-Ungarn vom 6. Dezember 1891 (Reichs⸗ 
Geſ.⸗Bl. 1892 ©. 3)2). 


88 105 n. 106. 
I. A. Der Fleifhauffhlag*) und 


B. Der Getreide- und Mehlaufichlag. 


Die Einführung dieſer beiden Aufichlags- oder Verbrauchsſteuer⸗ 
Arten ift den Gemeinden unbedingt geftattet — abgejehen natürlich 
von ber Beitimmung des Art. 39 Abſ. II (Subfidiarität diejer Auf- 
ſchläge) — jedoch nur in der verordnungsmäßig augelalfenen Höhe ; 
ferner fann Ni der bieöbezügliche Aufichlag im Hinblid auf Art. 40 
Abt. II nur auf diejenigen Fleifch- oder Getreidearten beziehen, von 
welchen bereit? am 1. Zuft 1869 Verbrauchsfteuern erhoben wurden. 

Maßgebend einerjeit für bie hier zuläffigen Steuerobjefte und 
andererjeit3 für die Martmalhöhe der Steuer felbft ift Die nachitehende 
Verordnung vom 27. November 1875 „der Fleiſch⸗, Getreide und 
Mehlaufichlag und Die Rückvergütung der "Aufichläge i in den Gemeinden 
der Zandesteile diesfeit? des Rheins betr.” U): 

8 1. Bei der Erhebung des Fleiſch⸗, Getreide- und Mehlauf- 
ſchlags Dürfen, infoferne nicht nach $ 3 der gegenwärtigen Verordnung 
Suuanahmen zugelafien find, nachftehende Säte nicht überfchritten 


A. Fleifhaufidlag*). 
1) 4.4 30.J von einem Dchfen ?) im Gewichte von 300 Kilogramm 
oder 6 Centner und darüber. 


78 Wortlaut dieſer ne fiehe in 8 109 Anm. 1 ©. 387. 
105/106: | Giehe En es Verw.-Ger.-Hofes vom 5. Dezember 
1888 0, 317: Seit dem 1. gut 1869 ift Die frühere Befreiung bes fgl. 
Mititär.Vierars von Entrihtung des Fleiſchaufſchlages —— Siehe hiezu 
unten Anm. 10. 

ı) Die Gemeinden können wohl unter den in biefer Verordnung ent- 
plteen Sägen bleiben, bürfen aber Diejelben niemals übe reiten. Desbezüg- 
‚ice en gemeinbebeihtäfle, welche innerhalb der von ber Berorbnung vom 27. 
Pr ember 1875 gezogenen Grenze bleiben, bebürfen feiner ſtaatsaufſichtlichen 

ehmigung 

9 Dabei ift dad Lebendgewicht, nicht das fog. Schlacht» ober Fleiſchge⸗ 
wicht verſtanden. Werden alſo die vier Vieriel eines geſchlachteten Ochſen einge⸗ 

Vohl, Handind. II. . 24 
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2) 2.4 % von einem Ochſen mit geringerem Gewicht. 

1 30 „ von einem Gtiere. 

30 „ von einer Ruh. 

15 „ von einem jungen Ninde. 

30 „ von einem Kalbe. 

20 „ von einem Bod, einem Schafe, einer Ziege. 

8 — „ X „ von einem Schwein?) im Gewicht von 45 Kilogramm 
oder 90 Pfund und darüber. 

9) — „ 30 „ don einem Schwein?) im Gewichte von 15 bis 45 
Kilogramm oder von 30 bis 90 Pfund. 

10) — „ 15 „ von einem Schwein?) im Gewichte unter 15 Kilo- 
gramm oder 30 Pfund. 

11) — „ 65 „ von 50 Kilogramm oder einem Qentner, dann 

— „1, vom halben Kilogramm oder vom Pfund eingeführten 

Tsleifches 3) oder Fleiſchfabrikats t). 

Die Gemeinden können ftatt der bevorftehend unter Ziff. 8, 9 
und 10 aufgeführten Sätze einen Durchichnittsfag von 60 Pfg. für 
das Stüd beftimmen, in welchem Falle ſodann Schweine mit weniger 
un a an oder 60 Pfund?) Gewicht vom Auffchlage frei zu 
allen find. 


>) 

De 

pi 
SS 3 203 


führt, fo ift ber Fleifhanfichlag nicht nach Lit. A Ziff. 1, fondern nad Lit. A 
Ziff. 11 zu erheben. Daß bier Nebendgewicht gemeint ift, ergibt ſich einesteils 
aus ben: Wortlaut und der Natur der Sache. Ochſen, Schweine ꝛc. find beftimmte 
Begriffe; wenn von einem ſolchen Tier nach jeiner Schladhtung die Haut, der 
Kopf, das Blut, die Innerei, Unfchlitt oder Fett entfernt find und jo das Schlacht⸗ 
oder Fleiſchgewicht gewonnen ift, jo ift nicht mehr ein Ochſe, ein Schwein gegeben, 
fondern es ift nur Ochjen- oder Schweinefleifch vorhanden. Die Richtigkeit dieſer 
Anficht ergibt ſich auch aus der Beſtimmung in 8 5, durch welchen im Gegenſatz 
u81 Ziff. 1, 2, 8, 9 u. 10 verfügt ift, daß für Tiere, die im lebenden gu- 
ande wieder ausgeführt werben, der bezahlte Aufichlag wieder im vollen Be- 
trage zurüdzuvergüten if. Bergl. auh 8 6 Lit. A mit 8 8. 

Giehe Hiezu v. Sicherer ©. 18 f. in der Anmerkung 1 dafelbft. 

Tagegen fiehe Entich. bes Verw.-Ger.-Hofed vom 21. Oftober 1891 Bd. 18, 
279, welche allerdings zu nächſt noch die Praxis beherrict. 

) gm „Fleiſch“ gehört auch Zunge und Leber, natürlich auch Herz und 
Nieren, Milz, der (nicht ausgefottene) Sped, da3 lediglich nur zum menichlichen 
Genuß beftimmte Fett, ſowie die an oder in der Fleiſchſubſtanz befindlichen Knochen, 
nicht aber das (nicht ausfchließlich zum menſchlichen Genuß, fondern auch zu ge 
werblichen und anderen Bweden dienende) jog. Schweinefett; letzteres ift auch fein 
„Fleiſchfabrikat“. Nur vom Fleifche aufſchlagpflichtiger Tiere wird Auf 
ſchlag erhoben. Siehe aud) Anm. 4. 

*) Nur diejenigen Tyleifchfabrilate unterliegen dem Aufſchlage nicht, welche 
ausfchliegli aus Fleiſch von Tieren bergejtellt find, welche (wie 3. 8. zur Zeit 
die zahmen Bänje, das zahme Geflügel überhaupt) dem Fleiſchaufſchlage nicht 
unterworfen find. Siehe auch Anm. 3. 

„Ras durch Ausfieden oder Nöften von fetthaltigen Teilen bes Schweines 
gewonnene und in den Handelsverkehr gebrachte jog. Schweinefett fällt (laut einer 

ei dv. Kahr ©. 432 Note 76 mitgeteilten Min.-E. vom 2. Auguft 1878) weder 
unter den Begriff „Sleiich“, noch unter ben Begriff „Fleiſchfabrikat“. 
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B. Getreide- und Mehlaufichlag.*) 


40 vom Heftoliter oder vom Faß Kern, Waizen, Korn oder Gerite, 
jedoch von legterer nur dann, wenn fie nicht zur Malzbereitung 
beitimmt ift. 

von 50 Kilogramm oder dem Gentner diefer Getreide-Arten. 
von 50 Kilogramm oder dem Gentner, dann 

vom Kilogramm eingeführten Mehles dieſer Getreide-Arten. 
von 50 Kilogramm oder dem Centner, dann 

vom Kilogramm eingeführten Brote2. 

8 2. Pferdefleiſche) und Geflügel®) fallen nicht unter 
den Aufſchlag. Zur Einführung eines Aufichlage® auf Wildpret, 
dann auf Haber, zuttermehl*), Kochgerfte und Hülſenfrüchte ijt die in 
Art. 40 Abi. IV der Gem.⸗Ordn. für die Landesteile recht3 des 
Rheins vorgejehene Genehmigung erforderlich®*); in Gemeinden, in 
welchen zur Zeit ein derartiger Aufichlag befteht, dürfen die dermaligen 
Sätze ohne jene Genehmigung nicht überfchritten werden. 

3. Wir behalten Uns vor, denjenigen Gemeinden, welche 
den Fleiſch⸗, Getreide- oder Mehlaufſchlag zur Zeit in höheren, als 
den in $ 1 bezeichneten Säben beziehen, den Fortbezug dieſer höheren 
Säge zu bewilligen, wenn mit Rückſicht auf den Haushalt Der be- 
treffenden Gemeinde ein Bedürfnis Hiefür vorhanden ift. 

8 4. Der Anſpruch auf Rüdvergütung”) bei der Ausfuhr 
der in der gegenwärtigen Verordnung behandelten aufichlagspflichtigen 
Produkte ijt im Allgemeinen bedingt: 


*) Siehe hiezu Entich. des Berwm.-Ger.-Hofed vom 18. März 1896 Bd. 17, 
207 über den Begriff „Futtermehl“. 

5) Ueber Pferbefleiich ſiehe S. 374. 

DD. h. zahmes Geflügel (wildes Geflügel gehört zum Wildpret); fiehe 
©. 374. Die Verpflichtung zur Bezahlung von allenfallfigen Marktgebühren wird 
hiedurch natürlich nicht berührt. 

°a) Siehe hiezu 8 107. 

”) a. Entidh. des Berw.-Ger.-Hofes vom 16. Juli 1890 Bd. 123, 271: Die 
Nüdvergütung des Wildpretaufichlaged bemißt ſich nad) ber Berord= 
nung vom 27. November 1875, den Fleiſch⸗, Getreide- und Mehlaufichlag 
und die Rücvergütung der Aufſchläge in den Gemeinden biesfeit3 des 
Rheins betr. 

Ein Tranfit im Sinne des 8 5 dieſer Verordnung ift nur dann 
gegeben, wenn ein Gegenstand yon von vorneherein für einen dritten 
rt beftimmt ift und den Yufichlagabegizt in unveränderter Form unb 
Berpadung regelmäßig fofort oder in 
Die Rüdvergütung des Aufichlage® auch für das nicht im Wege 
des Tranjites aus dem Aufichlagdgebiete wieder ausgeführte Wildpret 
kann mangels einer diesbezüglichen verordnungsmäßigen Feſtſetzung nicht 
beansprucht werben. 
Entio, des Berw.-Ger.-Hofed vom 23. Mai 1888 Bd. 10, 31: Die 
bloße Durchfuhr von Mühlenfabrifaten durch den Bezirk einer zur Er- 
hebung eined Mehlaufichlages berechtigten Gemeinde unterliegt ber Auf- 
Nölagopficht nicht. 
ie Müdvergütung des gemeindlichen Mehlaufſchlages unter Abzug 
der ftatutarifch feitgejegten gemeindlichen Kontroliloften hat bezüglich 
248% 


3 333 


2888 


⁊R 


urzer Zeit verläßt. 





372 II. Ubichn. 88 105 u. 106. B. Der Getreide- und Meblaufichlag. 


a. Durch den Nachweis, daß der Aufichlag entrichtet wurde. 

b. Durch die Beobachtung der zur Kontrolle und Sicherung Des 
Gefälles in Bezug auf die Rückvergütung von den Gemeinden 
erlaffenen Vorjchriften, welche jedoch den Handel und die 
Produktion nicht unnötig erjchweren dürfen. 


85. Für Getreide, welches unvermahlen aus dem Ge- 
meindebezirfe wieder verbracht wird, ferner für Tiere, melde im 
lebenden Zuſtande wieder aus dem Gemeindebezirfe ausgeführt 
werden, ſowie für Gegenftände, welche durch den Gemeindebezirf nur 
tranfitieren”), ift der Auffchlag, wenn ein ſolcher aus befonberen 
Rüdfichten der Kontrolle erhoben worden fein follte, in vollen Be- 
trage zurüdzuvergüten?). 

6. Außerdem find die Gemeinden in der Regel nur ver- 
pflichtet zur Rüdvergütung”): 

A. des Fleiſchaufſchlages, wenn geichlachtete Tiere in der Haut 

und unzerteilt aus dem Gemeindebezirfe verbracht, 

B. des Getreide- und Mehlaufichlages, wenn Mühlenfabrikate 

von dem Produzenten oder Händler in QUuantitäten, für 
welche bei der Einfuhr ein Aufichlag von mindeitens 30 
Pfennig in der betr. Gemeinde zu entrichten wäre, durch eine 
und Diefelbe Sendung ausgeführt werden). 

8 7. Die Größe der Rüdvergütung für ausgeführte Mühlen- 
fabrifate, welche aus dem in der Gemeinde veraufichlagten Getreide 
bereitet wurden, bemißt ſich im Allgemeinen nad) dem Quantum, 
welches von dieſen Fabrikaten durchichnittlic aus dem Heftoliter oder 
dem Faß der einzelnen Getreidearten erzeugt wird. Dieſes Quantum 
ift vorbehaltlich des Beſchwerderechtes der Beteiligten durch Die Ge— 
meindeverwaltungen unter Berüdfichtigung der örtlichen Fabrikations⸗ 
weile im Voraus fejtzuftellen und öffentlich bekannt zu machen). 

8. Die Gemeinden find befugt, bei der nah 8 6 zu leiiten- 
den Nüdvergütung 5 Prozent des entrichteten und gegebenen Falles 


aller veraufichlagten Mübhlenfabrifate einzutreten, welche aus dem Be⸗ 
zirke der aufichlagSberechtigten Gemeinde ın einer mindeftend einem Ein- 
gangsaufſchlage von 30 Pfennig unterliegenden Menge unter Einhaltung 
der beftehenden Kontrollvorfchriften durdy den Produzenten oder Mehl⸗ 
Aänbier auögeführt tverden. 

tich. des Rerm.-Ger.-Hofes vom 18. Juli 1889 Bd. 10, 148: 
Für die in 8 6 B der Verordnung vom 27. November 1875 feſtgeſetzte 
Nüdvergütung ded Meblaufichlages ift e3 gleichgiltig, ob das betreffende 
Mühlenrabritat — foferne ed nur von einem im Gemeindebezirke mohn- 
haften Brodugenten oder Händler verfauft worden iſt — gegen 
Barzahlung oder auf Borg gelauft und ob die Berbringung besfelben and 
m re von dem Käufer oder dem Berläufer bewerfftelligt 
worden ift. 
” Bezüglich ber Nüdvergütung an bie kgl. Militärveriwaltung fiehe Anm. 10. 
*) Siehe hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in vorftehender Anm. 7 lit. 


) Siehe hiezu dv. Kahr ©. 483. 
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unter Anwendung des 8 7 berechneten Auffchlages, und wenn diefer 
für die einzelne Sendung weniger al® 2 Dit. beträgt, 10 Pig. als 
Entichädigung für die Kontrollfoften abzuziehen. Bfennigbruchteile, 
welche fie im erjteren ‘alle bei der Berechnung ergeben, können zu 
Gunjten der Gemeindelafje abgerundet werden. 


8 9. Unter Staatsminifterium des Innern ift ermächtigt, in 
einzelnen Gemeinden auf Antrag der Beteiligten und nach Vernehmung 
der betreffenden Gemeindeverwaltung ausnahmsweiſe die Gemährung 
einer entiprechenden Rüdvergütung des Aufſchlags für Fleiſch und 
Fleiſchwaren, dann für Brot: und andere Mehlfabrifate unter Be: 
rüdjichtigung der örtlichen Fabrikationsweiſe, ſowie der im vorjtehen- 
den $ 8 enthaltenen Beitimmungen anzuordnen, wein dies im Intereſſe 
der Produktion und des Handels geboten ericheint. In Gemeinden, 
in welchen eine derartige NRüdvergütung bisher ſchon geleistet wurde, 
iſt diefelbe bis zu einer von Unſerem Staatzminifterium des Innern 
verfügten Aenderung an Produzenten ımd Händler auch ferner zu 
gewähren. 


8 10. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 
1876 ın den Zandesteilen diesfeits des Rheins in Wirkfamfeit 10). 


Mit diefem Tag erlöfchen die Verordnungen vom 28. Juni 1869, 
vom 22. Dezember 1871 und vom 6. Dezember 1872, den Fleiſch⸗, 
Getreide: und Mehlaufichlag und die Rückvergütung der Aufichläge 
in den Gemeinden der Zandesteile diesſeits des Rheins betr. 11) 


Nach der Diin.-E. vom 31. Januar 1884 (Min.-Bl. 27, Web. 
16, 444 f.) ift vom kgl. Bezirksamt bezw. in unmittelbaren Städten 
vom Stadtmagiftrate jedes Mal, jo oft in einer Gemeinde der Fleiſch⸗, 
Getreide- und Mehlaufjchlag entweder neu zur Einführung kommt 
oder die betreffenden Erhebungsſätze Veränderungen erleiden, dem kgl. 


1%), Meber die Nüdvergütung bes Fleifch-, Getreide- und Mehlaufichlages 
an bie fgl. Militärverwaltung in den Gemeinden rechts des Rheins beftimmt Die 
Verordnung vom 12. März 1883 (Gef.-Berorbn.-BIl. ©. 193) und Die hiezu er- 
lafiene Min.-Belanntm. vom 24. März 1883 (Min.A.⸗Bl. ©. 111) — Web. 16, 
131 ff. — auch abgedrudt bei v. Haud-Lindner Comm. zur Gem.-Ordn. ©. 605 fi, 
Hiernach iſt für diefe Nüdvergitung im Ullgemeinen auch die Verordnung vom 
27. November 1875 maßgebend. 

Wenn von der Militärverwaltung Fleiſchkonſerven, für welche bei der Ein- 
bringung in einen Gemeindebezirk der Fletichaufichlag entrichtet wurde, aus dem 
Gemeindebezirt audgeführt werden, fo hat diejelbe Anſpruch auf Rüdvergütung 
de3 entrichteten Aufichlages. Auch find bie Gemeinden verpflichtet, ber Militär- 
verwaltung in Anjehung bes aus dem Gemeindebezirte ausgeführten Brote und 
Bwiebades Rüdvergütung des Getreide- und Mehlaufichlages zu gewähren. Be- 
züglich der Größe der Rüdvergütung fiehe 8 4 der allegierten Berordnung vom 
12. März 1888, 


39 Für die Pfalz fiehe die Verordnung vom 27. November 1875: Die 
Marimaljäge des Fleiſchaufſchlages und Die Nüdvergütung bei der Ausfuhr auf- 
fhlagpflichtiger Brobufte in den Gemeinden der Pfalz betr. 
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Staatsminifterium des Innern nach dem untenftehenden*), Formular 
unmittelbar Anzeige zu erftatten und zugleich ein Abdrud der be- 
züglichen Auffchlagsordnung vorzulegen. 

Der Begriff des Fleiihaufichlages nad) der Gem.-DOrdn. von 
1869 bezw. der Verordnung vom 27. Rovember 1875 ijt der näm⸗ 
liche, welcher bisher gemäß der Verordnung vom 31. Dezember 1808 
und gemäß Hiff. 25 bis 28 der Bollz.-Vorfchriften zum revidierten 
Sem Eh. (Web. 1, 261 und 3, 111) maßgebend war. Siehe v. Kahr 

. 4311. 


S 

Nicht zum Fleiſchaufſchlag im Sinne der Verordnung vom 
27. November 1875 gehört daher der Aufſchlag vom Pferdefleiſch, vom 
Geflügel und vom Wildpret.**) Zur Einführung eines Wildpretauf⸗ 
(erlages iſt nad) $ 2 1. c. minifterielle Genehmigung erforderlich; ein 

ufſchlag vom zahmen Geflügel und vom Pferdefleifch könnte Ange- 

ficht3 der Beitimmung des $ 2 1. c. nur auf Grund einer gejeß- 
lichen Ermächtigung gemäß Art. 40 Abj. II der Gem.Ordn. zur 
Einführung gelangen. (Siehe oben ©. 371 Anm. 6.) 

Die Erhebung des Getreide- und Mehlauffchlages erfolgt teils 
bom Getreide und zwar bei der Verbringung desfelben zur Mühle, 
teil3 vom eingeführten Mehle, teild vom eingeführten Brote. 
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**) Vergl. jedoch bezüglich der analogen Anwendung dieſer Verordnung 
auf die KRüdvergütung bes Wildpretaufichlags die Entich. des Verw. Ger. 
Hofes vom 16. Zuli 1890 8b. 12%, 271 oben in Anm. 7 lit. a. 
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8 107. 


N. Die fonftigen am 1. Juli 1869 in Uebung gewejenen Ver- 
brauchsſteuern.) 


(Hiezu ſiehe oben $ 101 ©. 358 f.) 


Es find dies die Abgaben von: Wein?), Wildpret®), Gänſen °*), 
Obſt, Kaffee, Kraut, Kohlen und Branntweint). 

Hiezu kamen noch durch $ 2 der in 88 105 und 106 näher 
behandelten Verordn. vom 27. November 1875 die Aufichläge auf: 
Haber oder Habergries, Futtermehl5), Kochgerfte und Hülfenfrüchte. 

Zur Neueinführung einer dieſer „jonjtigen Verbrauchsſteuern“, 
ebenjo zur Weitererhebung nad) Ablauf der Friſt, für welche dieje 
Verbrauchsſteuer gewährt worden war, ift ſtets minifterielle Genehmi- 
gung erforderlich. 


8 108, 


IM. Der Lokalmalz- und der Lokalbier-Aufſchlag. 


Der Lotalmalzaufihlag wird von dem in der Gemeinde 
bezw. im Gemeindefteuerbezirfe1) ſelbſt erzeugten Biere erhoben, 


1) Es ift gleichgiltig, ob Die eine oder bie andere dieſer Berbrauchsfteuern 
allgemein in allen rechtörhein. bayer. Gemeinden oder nur in einzelnen oder auch 
nur in einer am 1. Juli 1869 eingeführt war bezw. zur Erhebung gelangte. 

) Ein Aufſchlag auf Wein darf nur in den eigentlichen Weinländern ge- 
währt werben, aljo in Dayern nur in der Rheinpfalz und in Unterfranten. 

Bergl. hiezu auch Entich. des Berwm.-Ger.-Hofed vom 26. November 1890 
Bd. 12, 375: Die Erhebung des gemeinblihen Weinaufſchlages durh Bau- 
ſchalierung der jährlihen Schuldigkeit des Pflichtigen im Wege ber freien Ver⸗ 
einbarung mit legterem fteht im allgemeinen ein gefegliches Hindernis nicht 
entgegen. 

) Hiezu fiehe oben 88 105 und 106 Anm. 7 lit. a. 

*a) Siehe jeboch hiezu 8 2 der Berorbn. vom 27. November 1875 oben 
6. 371 Anm. 6 und 8 105/106 ©. 374 Ubi. 2. 

*) Giehe hiezu v. Sicherer, die gemeindliche Finanzgewalt S. 16 Note 1: 
Der gemeindliche Aufichlag von Branntwein ift nunmehr in Bayern aufgehoben 
(fehe Geſetz vom 24. Zuni 1887 die Beſteuerung des Branntweins betr.), nach⸗ 

Bayern gemäß Gele vom 27. September 1887 in die Branntweiniteuer- 
gemeinfchaft eingetreten ift. Siehe oben 8 101 bei Anm. 2a ©. 358. 

*) Futtermehl ift nad) einer Min.-E. vom 13. März 1891 (angeführt bei 
v. Kahr ©. 432 Note 79) „dasjenige Mahlerzeugnis, welches mit freien Augen 
ſichtbare Kleinteile enthält“. 

) Wenn Ni auch die Erhebung der gemeindlichen Verbrauchsſteuern nur 
auf den Gemeindebezirk beichränft, fo ift (vergl. Urt. 87 des Diftriftsratäge).) 
andrerjeit3 doch geftattet, daß fich mehrere politische Gemeinden, denen (beifpiels- 
weije) zur Erreichung des gleichen Zwecks, 3.8. zur Errichtung eines gemeinfchaft- 
Iihen Schulhaufes oder einer gemeinichaftlich Herzuftellenden Brüde, ein jolches 
Gefäll genehmigt wurde, zur gemeinichaftlihen Erhebung der gleichen Ver⸗ 
braudhäfteuer (3. B. ſpeziell des Bieraufichlags) oder der gleichen drtlichen Abgabe 
(3. 8. eines Bflafter- und VBrüdenzolles) vereinigen und in Bezug hierauf einen 
gemeinfchaftlichen Gemeinbefteuerbezirt bilden. 

Näheres hierüber fiehe bei v. Kahr ©. 416 f. 
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der Lofalbieraufichlag dagegen von dem in die Gemeinde bezw. in 
den Gemeindefteuerbezirt!) eingeführten Biere?) 

Der Lokalmalzaufſchlag wird ebenfo wie der Lofalbieraufichlag 
in der Regel nur für einen beftimmten Zeitraum 3. B. auf 10 Jahre 
gewährt. Wie nun für die Neueinführung und die Erhöhung Diejes 
Gefälles, jo ift auch für die Fortführung desjelben nach Ablauf der 
gewährten Friſt Die Genehmigung des kgl. Staatsminiſteriums des 
Innern (Art. 40 Abſ. IV der Gem.-Drdn.) zu erholen. 

Für den Lofalmalz- und bezw. Lofalbieraufichlag find befonders 
die Beitimmungen in Art. 1 big 3, auch 6 Abſ. I und Art. 82—88 
des Geſetzes über den Malzaufichlag vom 16. Mai 1868 in der 
Faſſung vom 10. Dezember 18898) maßgebend. 


*) Vergl. hieher Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 26. März 1890 DB. 
12, 161 und 162 und vom 12. Dezember 1884 Bb. 5, 333 und 343 Nr. III 
unten in Anm. 12 Rr. I lit. a und b, und in Anm. 6. 

) Dieſe Artikel Iauten: 

hob Art. 1. Vom Malze wird eine beſondere Steuer, ber Malzaufſchlag, 
erhoben. 

Art. 2. Unter Malz wird alles künſtlich zum Keimen gebrachte Getreidbe 
verftanden. 

Art. 3. Steuerbar wirb das Malz, fobald es für den Zwed der Erzeugung 
von Bier oder Eſſig zum Brechen zur Mühle gelangt. 

Art. 6 Ubi. I. Soll Malz zu anderen als den in Urt. 3 bezeichneten 
Bweden gebrochen werben, jo ift Daßtelbe von ber Aufichlagentrichtung befreit zc. 

Art. 82. Die im gegenwärtigen Geſetze bezüglih ber Erhebung und 
Sicherung des Aerarialmalzaufichlaged getroffenen Beſtimmungen finden auch auf 
den Totalmalgaufichtag Anwendung. 

Art. 83. Wird in einer Gemeinde erzeugtes Bier in Gebinden aus dem 
Gemeinbebezirt ausgeführt, fo hat der Ausführende Anſpruch auf Rüdvergütung 
des Lofalmalzaufichlageds. Das Maß der geringften Sendung, für welches bie 
Nüdvergütung angefprochen werben kann, wird auf 16 Liter feftgeiebt. 

er gl. Staatöregierung bleibt es vorbehalten, durch Verordnung die 
Höhe des Rudvergütunge atzes zu beftimmen®). 

Art. 84. Defraudationen des Aufichlages von dem in den Gemeindebezirk 
eingeführten Biere unterliegen neben Entrichtung des betreffenden Aufichlages 
einer Strafe im zehnfadyen und beim Rüdfalle im zmanzigfachen Betrage desſelben. 

Die Strafe darf jedoch niemals ben Betrag von 360 M. überfteigen. 

Urt. 85. Wer bei der Ausfuhr von Bier aus dem Gemeindebezirke zum 
Bwede der Rüdvergütung des Lolalaufihlages unrichtig beflariert, oder fonft in 
widerrechtlicher Weife eine Rüdvergütung ſich gi verichaffen fucht, ıft mit bem 
zehnfachen, im Rückfalle mit dem zwanzigfachen Betrage der Nüdvergütung, welche 
er ſich widerrechtlich zu verfchaffen fuchte, zu beftrafen. 

Die Strafe darf jedoch ben Betrag von 360 M. niemals überfteigen. 

Am Rüdfalle kann dem Verurteilten bie Rüdvergütungsbewilligung burdh 
die Verwaltungsbehörbe auf beftimmte Zeit entzogen werden, wenn das Gericht 
im Strafurteile die Maßregel für zuläflig erflärt hat. 

Der Berurteilte ift außerdem zum Nüderfafe ber etwa widerrechtlich 
bezogenen Rüdvergütung verpflichtet. 

Ürt. 86. Zur Kontrolle und Sicherung des Lofalmalzaufichlages lönnen 
ortöpolizeiliche Vorſchriften erlaffen werden. Bumiderhandlungen gegen diejelben 
unterliegen einer ®eldftrafe bis zu 45 Marl. 


°) u VBerorbn. vom 5. U 1882, ebrudt Mb. I 8 82 ©. 874 Aum. 4 und 
web. 18, (u ng nguft 1888, abg 
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Nach Art. 82 mit Art. 3 des Malzaufichlaggefehes ift auch der 
gemeindliche Zofalmalzaufichlag nur zu erheben „von dem (— andrer: 
jeit3 aber auch von allem —) zur Erzeugung von Bier (— gleidh- 
viel ob Braun- oder Weißbier —) und von Ejjig verwendeten Malze“ 4) 
und zwar unterliegt dasjelbe dem Aufichlage „ſobald es für den 
Bwed von Bier oder Eſſig zum Brechen zur Mühle gelangt. 6), 

Unzuläffig ift e8, an Stelle des Lolalmalzaufichlages auch 
von dem in einer Gemeinde jelbft gebrauten Biere zugleicd) mit dem 
in den Gemeindebezirk eingeführten einen Bieraufichlag zu erheben. °) 

Der Bieraufichlag ift vielmehr die notwendige Ergänzung 
des Lofalmalzauffchlages und wird neben dem legteren erhoben. 

Es unterliegt demjelben (joferne nichts anderes beichloffen ift), 
jedes in den Gemeindebezirk (bezw. Gemeindefteuerbezirf) einge- 
führte Bier, gleichviel welchen Namen es führt (Bod, Salvator, 
Porter, Ale); andrerjeit® aber auch nur dag eingeführte Bier. 

Als Bier ift „jedes Gebräu zu erachten, welches fich als pri- 
märes Erzeugnis von Hopfen und verfteuertem Malz darftellt“. 7) 

Der regelmäßige Höchftbetrag des Bieraufichlages iſt im 
Hinblid auf die Beitimmung des Art. 5 Abi. I87 mit $2 Ziff. 2 
de3 Bollvereinsvertrages vom 8. Juli 1867 65 Pfg. vom Hekloliter 
eingeführten Bieres, der regelmäßige Höchſt betrag des Lolalmalz- 
aufichlages 1 M. 40 Pfg. vom SHeftoliter Malz. Derjenige Sat 
dagegen, welcher gewöhnlich vom kgl. Staatsminijterium gemährt zu 


Art. 87. Auf die im Art. 84 und 85 vorgejehenen Handlungen finden 
die Art. 49 bis 65 mit nachfolgenden näheren Beftimmungen Anwendung: 

1) Als rüdfällig im Sinne der Art. 84 und 85 ift zu betrachten, wer, 
nachdem er bereit3 auf Grund eines dieſer Artifel verurteilt worden 
ift, fih neuerdings, ehe vom Tage der früheren Kerurteilung drei Jahre 
verjtrihen find, einer nach bemjelben Artikel ftrafbaren Uebertretung 
ſchuldig macht. 

2) Die in den Art. 77 und 85 angedrohten Strafen ſind auch in dem 
Falle neben einander zu verhängen, wenn ſich jemand der in dieſen 
—5 — vorgeſehenen Uebertretungen durch eine und dieſelbe Handlung 

uldig macht. 

Art. 88. Die in Anwendung der Art. 84 bis 86 erfannten Geldſtrafen 
fließen in Die Gemeindekaſſe. 

*) Bezüglich des zur Branntweinbereitung fowie zur Bereitung von Hefe 
dienenden Malzes fowie des Grünmalzes vergl. den Art. 58 und 61 des Brannt- 
wweinftenergeieges vom 25. Februar 1880 (Web. 14, 338) nebit Min.-E. vom 
6. Juli 1 (Web. 14, 529). Siehe v. Kahr ©. 435 Note 82. 

*) Siehe Hiezu die Plen.-Entjch. des Berm.-Ger.-Hofe vom 12. Dezember 
1884 Nr. III Bd. 5, 343 unten in Anm. 12 I lit. a. 

9) Siehe hiezu Entich. bes Werm.-Ger.-Hofes vom 26. März 1890 Bd. 12, 
162: In denjenigen Gemeinden, in denen fich Bierbrauereien befinden, ift die 
Einführung eine® Lofalbieraufichlages ftatt des Lokalmalzaufſchlages nicht 
zuläfiig und kann der Solalbieranfiäfag nur von dem eingeführten Biere 
erhoben werden. Siehe oben bei Anm. 2; ferner unten Anm. 12 I lit. b Abf. 2. 


?) Siebe Entih des Verw⸗Ger.Hofes vom 16. Juli 1880 Bd. 1, 458 
unten in Anm. 12 I lit. d, ferner fiehe unten Anm. 11a ©. 883. 
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werden pflegt, beträgt 1 M. für den SHeftoliter Malz und 60 Pig. 
für den Heftoliter und 3 Pig. von je 5 Liter Bier: dies ift der 
fogenannte einfache Aufichlag. 7°) 

In bejonderen Fällen wird ausnahmsweiſe auch ein Sab von 
1 M. 20 Pig. bis 1 M. 40 Pig. pro Heftoliter Malz und von 
65 Pig. vom Heftoliter bezw. von je 2 Pfg. von je 3 Liter Bier 
gewährt. ®) 

Der fogenannte doppelte Lokalmalz⸗ und Bierauffchlag berechnet 
ih auf 1 M. 95 Pig. vom Hektoliter Malz und auf 1M. 20 Bfa. 
vom SHeftoliter Bier. 

Derjelbe wird jedoch nur in den vom Zollvereinsvertrag vor- 
gejehenen Ausnahmsfällen gewährt, nämlich, wenn „einzelne Kommunen 
ihon am 1. Januar 1868 (fiehe dv. Kahr S. 421 Note 44) eine 
höhere Abgabe erhoben haben, welchen Falles dieſelbe fortbeitehen 
kann.“ Siehe aud) v. Kahr ©. 437 und Note 85 dafelbft. 

Es fünnen aber von einzelnen Gemeinden aud) niedrigere Sätze 
als die des einfachen Aufichlages erhoben werden, wie die Gemeinden 
auch jelbft einen Unterfchied zwiichen Braun- und Weißbier machen 
und das letztere geringer bejteuern können. 

Das Ziel und die Abfiht der Gewährung eines Lofal- 
malz- und Bieraufichlages an die Gemeinden tft in erjter Linie: den 
Gemeinden die Mittel zu gewähren für ganz außerordentliche Zwecke, 
deren anderweitige Befriedigung die Gemeinden zu jehr belaften würde, 
oder dazu, um die Schuldentilgung ohne erhebliche Umfagenbelaftung 
zu ermöglichen. ?) 


’a) Vergl. hiezu die Min.-E. vom 7. Dezember 1875 (Min.-Bl. 699, 
Web. 11, 240). 

°*, Durch Min.-E. vom 16. März 1883 „die Berehnung bes Lolalmalz- 
und Bieraufichlag3 betr.” (Min.⸗A.⸗Bl. 97, Web. 16, 130) ift beftimmt, daß bei 
ber Erhebung des Bieraufichlages für Bruchteile eines Heftoliters (3. B. 70, 80 
oder 90 ꝛc. Xiter) keinesfalls mehr, als der für den ganzen Hektoliter genehmigte 
Aufſchlagsſatz (66 bezw. 60 Pig.) in Aufrechnung gebracht werden darf. 

) Hieher einkhlägig ift die Beltimmung der HYiff. 3 der Min.-Bel. vom 
7. Auguft 1881 „die wirtichaftliden BVerhältnifje der Gemeinden und Diftrikte 
betr.” (Web. 15, 388): 3) Als bejonderes Hilfsmittel zur Befriedigung außer- 
ordentlicher Bedürfniſſe, insbejondere um die Ausführung oder Botierung von 
gemeindfichen Unternehmungen, Anftalten und Einrichtungen, welche einen außger- 
ordentlichen Koftenaufwand erfordern, zu ermöglidyen, dann auch zur Anfammlung 
eıned gemeinblichen Grundftodvermögend, namentlich eines Armenfonds, fommt 
der Lofalmalz- und Bieraufihlag in Betracht. 

Je mehr das kgl. Staatsminifterium de3 Innern geneigt ift, begründeten, 
auf die Erhebung des Lolalmalz- und Bieraufſchlags gerichteten Gefuchen eine 
Folge zu geben, um jo eindringlicher muß andrerfeit3 darauf beftanden werben, 
dab bie Erträgnifie dieſes Gefälles ausſchließend und unver- 
rarzt gu den fpeziell bezeihneten Zwecken verwendet werden. 

ie Staatdaufficht3behörden haben die vorſchriftsmähige Verwendung auf 
das Gorgfältigfte zu überwachen und eigenmächtigen Abweichungen mit allem 
Nachdrucke entgegenzutreten. 

Ebenfo ift bei Geſuchen, welche die Forterhebung des mehrerwähnten Ge⸗ 

fälles zum Gegenftand haben, jeberzeit der Nachweis über die biöherige vorſchrifts⸗ 
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Dabei ift grundfäglich nicht außgefchloffen, daß der Lokalmalz⸗ 
aufichlag auch für freiwillige Leiftungen — (3. B. für Kirchen- 
bauten auch in Fällen, in melchen die Gemeinde nicht die Baulaft 
trifft) — oder au für Bebürfniffe von Ortfchaften Verwendung 
finde 19); ift aber ſolchen Falles im Hinblick auf Art. 159 Abſ. I Ziff. 7 


mäßige Verwendung zu liefern und bie Nichtigkeit dieſes Nachweiſes durch bie 
Aufficht3behörde zu prüfen. 

4) In gleicher Weiſe ift die vorfchriftgmäßige Verwendung des Pflafter- 
und Brüdenzolles entiprechend zu überwachen. Siehe ferner nachſtehende Anm. 10. 

30 Siehe hiezu vorftehende Anm. 9, ferner die Min.-Bel. vom 19. Zuli 
1892 Ziff. 3a (Web. 31, 679): Zur Dedung außerordentliher Bedürfniffe, zur 
Ausführung unentbehrlicher Unftalten und Einrichtungen wird auch fernerhin den 
Geſuchen um Einführung oder Forterhebung des Lolalmalz- und Bieraufichlages 
thunlichfie Berüdfichtigung zugemwendet werden; aber auch zur Bildung oder Ver⸗ 
mebrung von Armen- und Schulfonds kann das Erträgnis Diejes Gefälles ge- 
währt werden, um aus ben Renten folder Fonds die laufenden Ausgaben der 
Armenpflege und der Schule zu beftreiten. 

Ganz bejonders aber ift hier der Inhalt der Min. Entſchl. vom 24. Februar 
1894 „Lofalmalze und Bieraufichlag, Hier geichäftiiche Vereinfachung betr.“, zu 
beadhten: Bei Würdigung der Vorlagen über Genehmigung der Einführung oder 
Yorterhebung des Lolalmalz- und Bieraufihlags werden namentlidy auch die 
Bmede, denen bie Erhebung des Aufichlags dienen fol, des Näheren in Betracht 
gezogen und wurde, wie auch in ber Min.-E. vom 19. Juli 1892, die wirtichaft- 
lichen Verhältniffe der Gemeinden und Diftrifte betr. unter Ziff. 3 lit. a hervor. 
gehoben, biäher daran feftzuhalten, daß die Einnahmequelle des Lolalmalz- und 
Bieraufihlagd nur zur Befriedigung außerordentliher größerer Gemeindebebürf- 
niffe, jet e3 in unmittelbarer Dedung des darauf erwachjenden Aufwandes oder 
in Berzinfung und Tilgung der dafür aufgenommenen Darlehen ober in allmäh- 
tier Anfammlung von Mitteln (befonderen Fonds) dazu verwendet werde. In 
Berfolg deffen werden auch bei Genehmigung der Einführung oder Forterhebung 
des Aufichlaged Die Zmwede, für welche die Erträgnifje besjelben in Verwendung 
a fommen haben, ftet3 ausdrüdlich beftimmt und entiprechendbe rechnerifche 

achweife darüber zur Auflage gemacht. 

Am Berlaufe der meift auf zehn Jahre bemeilenen Erhebungsperiode wer⸗ 
ben indes vielfach von Gemeinden — fei e8 daß unvorhergefehene höhere Ueber⸗ 
ſchüſſe im Unfchlagertrage fi ergaben oder in Verzinſung und Tilgung ber 
Schulden Aenderungen eintreten oder neue außerordentliche Bedürfniſſe der Ge⸗ 
meinde fih einftellen — weitere Kredite auf die Aufſchlagserträgniſſe oder bezw. 
Modifilationen in den genehmigten Krediten beſchloſſen und wurden die gemeind- 
lichen Beſchlüſſe in ſolchen Fällen bis jet mit Berichten des Bezirksamts unb 
ber Regierung, Kammer des Innern, fowie mit ben zugehörigen Belegen ftet3 
dem fgl. Staatöminifterium des Innern zur Genehmigung in Vorlage gebradt. 

Bon diefen Vorlagen wird, um den auf Die —— und Bericht⸗ 
erſtattung zu denſelben erwachſenden Zeit- und Arbeitsaufwand zu erſparen, für 
die Folge Umgang genommen und die Nachgenehmigung von Ausgaben auf den 
gemeindlichen Malz⸗ und Bieraufſchlag oder von Aenderungen an den darauf ge- 
nehmigten Krediten den Aufſichtsbehörden, d. i. filr die unmittelbaren Städte den 
Igl. Regierungen, Kammern des Innern, für die übrigen Gemeinden den kgl. Bes 
zirtsämtern überfaffen. 

Dabei ift jedoch zu beachten: 

1) Rah Art. 40 und bezw. 31 ber beiden Gemeindeordnungen unterliegt 
die Erhebung des Lolalmalz- und Bieraufichlagd in den Gemeinden 
ber Genehmigung des Tgl. Staat3minifteriums des Innern; an ben 
hierauf bezüglichen Borlagen wirb deshalb mit gegenmwärtiger Entſchließung 
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nicht3 geändert und wird hiewegen auf bie Min.-E. vom 10. Zuli 1893 
„die Vereinfachung der gemeindlichen Geſchäftsführung betr.” Ziff. 2*) 
hingewiejen, mober bemerkt wird, daß nach den feitherigen Wahrnehm- 
ungen fragliche Vorſchriften bis jetzt vielfach nicht beachtet murben. 

An den Berwendungszweden, wie fie auf Grund der gemeindlichen 
Beichlüffe bei Genehmigung des Aufichlags in der einjchlägigen Min.- 
Entſchl. beftimmt find und fünftig werden, ift auf Die Dauer der 
Erhebungsperiode feftzuhalten; nur in bem alle, wenn etwa 
Projekte nicht zur Ausführung gelangen ober Abweichungen ftattfinben, 
fönnen — mit der allenfall3 Dazu erforderlichen ftaat3auffichtlichen Ge⸗ 
nehmigung — auf Anfuchen ber Gemeindevertretung auch Modifilationen 
an den auf das Aufichlagsgefälle angewieſenen Krediten zugeftanden 


werden, 

8) Fur die nachträgliche Genehmigung neuer Ausgaben auf den Lokalmalz⸗ 
und Bierauffchlag ift davon auszugehen, daß beifen Erträgnifje grund 
fäglih von einer Verwendung auf laufende Gemeindebebürfnifie 
ausgeichlofien bleiben jollen; es ſind deshalb nur für ſolche Zwecke, wie 
fie in Abſ. I diefer Entichließung angedeutet find, Berausgabungen auf 
die Aufſchlagskaſſe zu genehmigen. 

4) Nach den Art. 39 und 40 bezw. 30 und 31 a. D. bildet der Lokal⸗ 
malz- und Bierauffchlag eine Einnahmäquelle ber Gemeinde; es Tann 
deshalb nicht von irgenb welchen Anſprüchen ber einzelnen Ortfchaften 
auf die in benfelben etwa anfallenden Aufichlagerträgnifie oder auf 
deren Berteilung an bie Ortichaften nach bem Steuerkuße geiprochen 
werden; wohl aber kann geftattet werben, daß von der Gemeindever⸗ 
tretung ortichaftlidhe Bedürfniſſe ober Schulbbeitände zur Dedung auf 
Die gemeindliche Aufichlagskaffe übernommen werben; in diefem Falle 
ift aber auf rechnerifche Durchführung diefer Ausgaben in ben Auf- 
ſchlagsrechnungen zu beitehen. 

5) In den Miniterialentichließungen über Genehmigung bed Aufichlags 
gu Einführung oder Forterhebung wird ſtets gejonbertes Kaſſen⸗ und 

echnungswejen für den Aufichlag angeordnet; in dieſe Aufichlagredy- 
nungen find aber auch alle Nachgenehmigungen auf das Gefälle aufzu⸗ 
nehmen und überhaupt alle auf den Aufſchlag eingewielenen Kredite 
und Anlehen unter der Rubrik „Bemerkungen“ nach dem Soll» und 
Iſt⸗Stande zur Rechnung jährlich nachzuweiſen; werben für größere 
aus dem Aufichlage zu beftreitende Unternehmungen ꝛc. in zweckmaͤßiger 
Weiſe Spezialrechnungen geftellt oder Leiftungen an andere Kaflen zu 
Yondsanfammlung (3. B. Schule, Armenfonds) gemacht, jo hat der er- 
mie Kreditausmweis in die Aufichlagrechnung jummarifh zu er- 
olgen. 

6) Eigenmädhtige und orbnungswidrige Ausgaben auf den Lolalmalz- und 
Bieraufihlag find hintanzuhalten; zu bem Behufe ift aber der Ber- 
wendung und Nachweiſung des Aufichlagertrags alljährlich bei Prüfung 


2 


— 


*) Dieſe Ziffer 2 lautet (Web. DL, 216): Zu ben Borlagen über Einführung ober Fort⸗ 
erbebung von Lokalmalz⸗ und Beraufihlägen, Bflafter- und Brüdenzöllen find feitens ber Ge 
meinden fünftig formgiltige Beſchlüſſe mit ben beiden neueften gemeinbiichen —— uud 
Kedinungen, ſowie mit ben bezäglicdyen Seänsreimungen, fomwelt letztere nicht ſchon 
Unlaffe dem fol. Etaatsminiſte rium beB Innern vorgelegt waren, baun bei Einführung des Gefällen 
Unstveis über deſſen mutmaßlichen beigubringen: beſondere Gefuche. Veberfiäten und andere 
Nacmeifungen dazu werben erlaſſen; bob iſt dabei Doransgefegt, daß bie Beilüffe alles Nötige 
enthalten; daß etwaige befondere Berhältniffe im gewöohnlichen Berichtswege aulgeflärt werden unb 
daß ae Ren ngen jelbft einen Haren und erihöpfenden Einblick in allen ein\Slägigen Nichtungen 
entnehmen Iaffen. 
Die — Min.⸗E. vom SI. Januar 1884 Nr. 1116 (Min.⸗Bl. 27; Web. 16, 444) vorge 
chriebenen Einfenpungen Über die Einführung oder Wbänderung gemeinblicder Getreide, Mehl» oder 
leiſchaufſchläge Tönnen in der Folge auf die Borlage einer Abſchrift oder eines Abdruckes der 
sügliden Aufſchlagkorbdnung mit Angabe des Zeitpuukles ihres Inkrafttretens beſchränkt werden. 
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die Genehmigung der Staatsauffichtbehörde nötig, fo iſt Diefe vorher 
zu erholen. (Bergl. BI. für admin. Br. Bd. 39, 13 ff. und bayer. 
Gemeindezeitung 1893 ©. 341 f. und 369 f.) 

Was die formelle Behandlung der Gefuche um Gewährung 
oder Torterhebimg des Lokalmalz⸗ und Bieraufichlages anbelangt, fo 
ift hierüber in Kürze Folgendes zu erwähnen: 

a. Es ijt die Abfafjung fürmlicher Gejuche nicht nötig; es ge- 
nügt vielmehr die Vorlage der betr. gemeindlichen Bejchlüfje 
und Ddiesbezüglicher Vorlagebericht, in denen das zur Prüfung 
und Verbeicheidung Nötige niederzulegen iſt. (Siehe die in 
Anm. 10 Note * auf vorftehender Seite 380 angeführte 
Min.-E. vom 10. Juli 1893 Ziff. 2.) 


b. Die betr. gemeindlichen Beſchlüſſe müffen einerfeit3 den Be- 
trag, in welchem der Aufichlag zur Erhebung kommen foll, 
andrerjeits die Zwecke, für welche er nachgeſucht wird, 
enthalten. 

Dabei muß erjichtlich gemacht werden, daß der verfolgte 
Zwed ein wirkliches Gemeindebedürfnis zu befriedigen 
geeignet ift und auch nicht über die Kräfte der Gemeinde 
hinausgeht. (Vergl. Hiezu Ziff. 1, 2 und 3 der Min.-E. 
vom 7. Auguſt 1881 — Min.Bl. 288; Web. 15, 387 f. 
— und Ziff. 2 und 3 der Min.-E. vom 19. Juli 1892 — 
Min.⸗Bl. 311; Web. 21, 679 — „die wirtfchaftlichen Ver— 
bältnifje der Gemeinden und Diftrikte betr.“) 

Demgemäß ift auch der Nachweis für den zur Erreichung 
diejeg Zweckes nötigen Koftenaufwand beizufügen. (Siehe 
weiter Die bereit3 obenerwähnte Ziff. 2 der Min.-E. vom 
10. Juli 1893.) 

c. Weiter iſt den Alten einzuverleiben: 

Die ftaatsauffichtliche Genehmigung, foferne folche nach 

Art. 159 erforderlid); 

ein genauer, von den Gemeindeorganen feitgejeßter bezw. 
enehmigter Echuldentilgungsplan, soferne der Aufichlag zum 

wede der Schuldentilgung nachgejucht wird; 


der Rechnung genaue Beachtung zuzumenden, da erfahrungdgemäß nad) 
längeren Jahren die Herftellung ber Ordnung in jeder Beziehung fehr 
erſchwert ift; dabei ift ftet3 auch Dauer und Ablauf der Erbebungs- 
periode in Betracht zu halten, damit bie aus Verſehen und Berjäum- 
niffen den &emeinden entftehenden Nachteile und Verlegenheiten ver⸗ 
mieden werden. 

Anläßlich der Vorlagen zur weiteren Genehmigung des Aufſchlags 
ift defien Verwendung für die abgelaufene Periode auf rund der Rech⸗ 
nungen in Kürze zifrermäßig darzulegen, um bie Einhaltung der in 
diefer Entichließung erteilten Direftiven erfehen zu können. Den kgl. 
Bezirksämtern ift geeignete Eröffnung in ber Sache zu machen unb ber 
ſachgemaͤße Vollzug zu überwachen. 





DL. 
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ferner eine Berechnung des vorausſichtlichen Reinertrages 
des erbetenen Auffchlags; bei Gejuchen um Zorterhebung, ift 
deſſen Verwendung für Die abgelaufene Periode nachzuweiſen 
(ſiehe Ziff. 6 der Mlin.-E. vom 24. Februar 1894 in Anm. 
10 oben ©. 380 und Nr. 3 der Min.-Bel. vom 7. Auguft 
1881 in Anm. 9 oben ©. 378). 
Die Entgegennahme einer Erklärung der in der Gemeinde 
vorhandenen Bierbrauereibefiger ift nicht nötig. 
d. Die diesbezügliche Berichterftattung — unter Vorlage der 
Akten — hat durch Vermittelung der Auffichtöbehörden an 
das fol. Staatsminifterium des Innern zu geichehen. 10*) 


‚ 3m Uebrigen Siehe die oben ©. 379 f. in Anm. 10 aufgeführten 
Min.⸗Entſchl. fpeziell die vom 24. Februar 1894 (Web. 22, 407 f.). 


Was nun die Einhebung des genehmigten Lofalmalz- Auf: 
ſchlags betrifft, jo ift Folgendes zu fagen: 

‚Den Gemeinden jelbft ift die Einhebung nicht geftattet, Die leßtere 
hat vielmehr gemäß Art. 82 des Malzauffchlaggefehes durch die zur 
Einhebung des ftaatlichen Malzaufichlages berufenen Behörden der 
Zoll- und Aufichlagsverwaltung zu ertofgen. Hiefür ift an Die 
Staatöfafje eine Vergütung nach Maßgabe des Negulativg vom 15. 
Dezember 1875 (Web. 11, 261) und der Min.-E. vom 29. Dezember 
1875 (Min.Bl. 1876 ©. 1 und Web. Il, 261 Anm. **) zu ent: 
richten. 106) 


Mit den betr. Einnehmern können die Gemeinden die Aufrecht- 
machung einer Kaution vereinbaren (DMin.-E. vom 11. November 1868 
mit Finanz Min.E,. vom 6. November 1868 bei v. Kahr ©. 441). 

Der Bierauffchlag wird dagegen von den Gemeinden felbft 
eingehoben. 

Die Rückvergütung bes Lolalmalz- und Bieraufichlages bei 
der Ausfuhr von Bier ift gemäß Art. 41 Abf. V der Gem.-Drdn. 
nad den Beitimmungen des Malzaufichlagsgejebes zu bemefjen. 11) 


‚*e) Bergl. hiezu Min.E. vom 29. Juni 1874 (Min.-Bl. 341; Web. 10, 
371): „Die Gefuche der Gemeinden um bie Genehmigung ber Einführung und 
der Erhöhung bes Lolalmalzaufichlages betr.” 

‚d) Dieſes Negulativ ift, ſoweit hier einfchlägig, abgebrudt oben Bd. I 
©. 875 Anm. 7 zu 8 82. Weiter beftimmt 8 4 dieſes Regulativs, daß die Ein- 
hebung der von den Gemeinden hiernach zu vergütenden Verwaltungdfoften mittels 
verhältnismäßigen Abzugs an ben Gefällslieſerungen erfolgt, welche bie den 
Lolalmalzaufihlag pereipierenden Aufichlageinnehmereien à conto bed vorgeſetzten 
Hauptamts an die bezugöberechtigten Gemeinden gegen vorihriftögemäße Abrech- 
nung an ben orbentlihen Terminen zu bewirken haben. Inſoweit jedoch bie 
Bergütung für die Perception des Lofalmalzaufihlages in firen Beträgen befteht, 
hat es bei der biäherigen Art der Bahlungsleiftung fein Bewenden. 

1) Siehe Art. 88 des Malzaufichlagsgejeges oben S. 876 Anm. 3 und bie 
mit 1. Januar 1883 in Kraft geiretene Verordn. vom 5. Auguft 1882 „bie Rüd- 
vergütung des Lolalmalzaufichlags in ben Landesteilen diesſeits des Rheins betr.” 
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Diefe Rücvergütung wird ſowohl bezüglich des Malz- als 
des Bieraufichlage8 nur bei der Ausfuhr von Bier und zwar 
in Gebinden und bei gleichzeitiger Ausfuhr von mindeſtens 
16 Liter, dann aber jedem Ausführenden gewährt, gleichviel ob 
er Brauer ift oder nicht; vorausgeſetzt ift aber jedesmal auch noch, 
daß wirklich Bier d. h. das primäre Erzeugnis von Hopfen und 
verjteuertem Malz 11“), nicht etwa fogenanntes Nachbier, auch nicht 
Sit oder Branntmwein oder andere Spirituojen oder Hefe ausgeführt 
werben. 

Auch von ausgeführtem Malz wird feine NRüdvergütung von 
Lokalmalzaufſchlag gewährt. 

Der im Art. 41 Abf. I der Gem.-Drdn. ausgeiprochene Grund- 
fat, daß örtliche Auffchläge, foweit tgunlich, nur die VBerzehrung inner- 
halb des Gemeindebezirkes, nicht die Produktion und den Handel 
treffen jollen, hat — abgejehen von der Beitimmung des Art. 83 des 
Malzaufſchlaggeſetzes — auch in der Verordnung vom 5. Auguft 1882 
über die Rüdvergütung feine Berüdfichtigung gefunden. 11) Vergl. 
v. Kahr ©. 461. 

Die Gemeinden können auch freiwillig höhere Nüdvergütungs- 
ſätze gewähren, als Durch die vorgenannte Verordnung feitgejett find, 
nur dürfen diejelben nicht höher ein, als der bezahlte Aufichlag be- 
trägt. Bergl. v. Kahr ©. 463. 

Näheres über Rückvergütung des Lokalmalz- und Bieraufichlages 
jowie über die Beitrafung von Defraudationen und von Zumider- 
handlungen gegen die auf diefes Gefälle bezüglichen VBorjchriften fiehe 


(eb. mi 751 f.), abgedrudt oben Bd. I 8 82 ©. 374 Unm. 4; fiehe aud) unten 
nm. 11b. 

18) Siehe oben ©. 377 bei Anm. 7 und die Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
in Bd. 1, 458 unten in Unm. 12 I lit. d. Demgemäß wird NRüdvergütung wohl 
auch gewährt von Dünnem Bier (Dünnbdier), wenn es jih nur ald primäres 
Erzeugnis darftellt; jedoch von ſolchem Dünnbier felbftverftändlich nur nad; Maß⸗ 
gabe und im Berhältnifje deö wirklich bezahlten Aufichlages. 

Bergl. aud) die Entich. des Oberft. Ger.-Hof3 in Bd. 7, 509 ff., in welcher 
ausgeiprochen ift, daß Scheps oder Hainzl oder Nachbier in der Regel nicht als 
itdentiih mit „Bier“ zu erachten ift; Bier ift eben das betr. Prodult nur dann, 
neun guachgewieſenermaßen prim äres Erzeugnis von Hopfen und verſteuertem 

alz it. 

Entich. des Berm.-Ger.-Hofes in’Bd. 4, 327 unten Anm. 12 I lit.h und 
vom 12. Dezember 1884 Bd. 5, 344: Der Art. 83 bed Malzaufſchlaggeſetzes ge- 
währt einerfeit3 einen Rückvergütungsanſpruch bei ber Ausfuhr nur von Bier, 
nicht auch von fonftigen, aus auffchlagspflichtigem Malz hergeftellten Produkten; 
er beichränkt aber jelbjt bei der Ausfuhr von Bier die Rüdvergütung auf folches 
Bier, weldhes in Gebinden — im Begenjaße zu Flaſchen — (vergl. Bd. 4, 
Be und in Sendungen von mindeftend 15 Maß (bezw. jept 16 Litern) aus⸗ 
geführt wird. 

15) Giehe bie Ausführungen der Plenar-Entih. des Verw.Ger.Hofes 
bom 12. Dezember 1884 in vorftehender Anm. 11a und in nachitehender Anm. 

it, a. 

Ueber die Berordn. vom 5. Auguſt 1882 fiehe Anm. 11. 
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unten $ 112 Anm. 16 und 17 zu Art. 41 Abſ. V der Gem.Ordn. 
und bejonders bei v. Kahr ©. 460—466. (Vergl. auch Entich. des 
a SgGofes Bo. 3, 323 und Bd. 16, 170 in Anm. 12 I it. 
e und o. 

Weiter vermweifen wir über die in diefem 8 108 behandelte 
Materie auf die unten in Anm. 12 angeführten Enticheidungen des 
Verw.⸗Ger.Hofes 12), ſpeziell bezüglich der Verjährung des An- 
ſpruches auf Rüdzahlung von zuviel gezahltem Aufichlag auf Die Entich. 
des Verw.-Ger.- Hofes vom 22. Januar 1886 Bd. I, 91/92 in 
Anm. 12 I lit. r, desgleichen auf die Ausführungen in $ 112 bei 
Anm. 15. 


12) Ueber Lofalmalz- und Bieranffchlag find nachſtehende Enticheibungen 
und Abhandlungen von Intereſſe: 

I. Entich. des Verw.Ger.Hofs: 

a. vom 12. Dezember 1884 Bd. 5, 333 (und fpeziell ©. 343 Nr. IID: 

Der BZollvereindvertrag vom 8. Juli 1867 und Art. 41 Abſ. I der 
rechtörhein. Gem.Ordn. ftehen der Erhebung einer gemeindlichen Ver⸗ 
brauchöfteuer von einem zur Ausfuhr beftimmten Berzehrungägegen- 
ftande nicht unbedingt entgegen. 

Bufolge Art. 82 des Malzaufichlagsgefehes entfteht der gemeinblidhe 
Anſpruch auf Entrichtung des Lokalmalzaufſchlags in dem durch Art. 3 
obigen Geſetzes bezeichneten Zeitpunfte auch für jenes Malz, welches 

ur Herftellung eines ſchon urjprünglich nur zur Ausfuhr beftimmten 
Bien oohe ber. ide des Lokalmalzaufſchl fü 

ie Höhe der Nüdvergütung des Lolalmalzauffchlages für e⸗ 
führtes Bier bemißt ſich gemäß Art. 83 ad. In a. a. O. Fri 
1 chließlich nad dem durch die jeweilige kgl. Berorbn. beftimmten 


aß. 

Ebenda S. 343: Der gemeindliche Lokalmalzaufſchlag ift den Vor⸗ 
ichriften des Art. 3 des Malzaufſchlagsgeſetzes unterworfen, jo bat 
nur dasjenige, oder auch alles dasjenige Malz, welches nach den 
jeweils beſtehenden gejeglichen Anordnungen dem Gtaatsaufichlage 
unterliegt, jobald e3 für ben Zweck der Erzeugung von aufidhlage- 
pflichtigen Produlten zum Brechen zur Mühle gelangt und ohne 
Rückſicht auf die etwaige ſpätere Ausfuhr diefer Pro— 
dukte gleichzeitig fjowohl zu Gunften des Aerars, als da, wo über- 
haupt ein Lofalmalzaufichlag befteht, auch zu Gunſten ber Gemeinde 
iteuerbar wird ꝛc. Siehe oben bei Anm. 5 und 11 b. 

b. vom 26. März 1890 3b. 13, 161: Gemeinden, welchen bie Erhebung 
des Lofalmalzaufichlages genehmigt ift, dürfen von demjenigen ®iere, 
welches vor der Zeit biefer Genehmigung gebraut und nach diefem 
Termine verſchänkt worden ift, ben Lolalmalzaufichlag nicht erheben. 

Ferner ebenda ©. 161 f.: 

Der Lolalmalzaufidlag it von bem Lolalbieraufichlag weſentlich 
verichieden und bildet nach der Ausdrucksweiſe der Motive zu Art. 82 
des Malzaufichlagsgefehes fediglich einen Zufchlag zum Staatsanfichlage. 
Siehe oben Unm. 6. 

Bufolge Art. 82 1. c. haben die im Malzaufichlagsgefeß bezüglid) 
ber en des Nerarialmalzaufichlags getroffenen Beſtimmungen 
auch auf den Lolalmalzaufichlag Anwendung zu finden. Rad Urt. 1 
und 3 dieſes Geſetzes erfolgt die Erhebung des Aerarialmalzaufichlages 
nit vom fertigen Produkte, dem Biere, fonbern Iedigli von dem 
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behuf3 Biererzeugung zur Verwendung gelangenden Malze, weshalb in 
denjenigen Gemeinden, in benen Bierbrauereien fich befinden, bie Ein- 
führung eines Lolalbieraufichlages ftatt des Lofalmalzaufichlages 
nicht zuläffig ift und der Lokalbieraufſchlag nur von dem eingeführten 
Biere erhoben werben kann. Siehe oben Anm. 2 u. 6 ©. 376 u. 377. 


c. vom 2. Januar 1880 Bd. 1, 65 in 8 110 Anm. 4. 


d. vom 16. Juli 1880 9b. 1, 458: Als Bier im Sinne bes Delanf- 
ſchlagsgeſetzes, wofür gegebenen alles die Rückvergütung des Malz⸗ 
aufichlages in Anſpruch genommen werben Tann, ift jedes Gebräu zu 
erachten, welches jich ald primäres Erzeugnis von Hopfen und ver- 
fteuertem Malz darftellt. (Siehe oben bei Anm. 7.) 

Der Beſtimmung in 8 1 der Berordn. vom 30. November 1875 
(jegt Berordn. vom 5. Auguſt 1882), die Rüdvergütung des Lolalmalz- 
aufichlag® betr. Tiegt die Abficht zu Grunde, daß ald Nüdvergütung 
nicht mehr und nicht weniger zu gewähren fei, als ber Bräuer für das 
ausgeführte Bier im Verhäliniß des hiezu verwendeten Malzes, wenn 
auch nad) Abrechnung der ber Gemeinde ermachlenden Bermwaltungs- 
toften, an bie Lolalauficylagsfaffe entrichtet hat. Hienach hat die Nüd- 
vergütung des Lolalmalzaufjchlages für ausgeführtes geringhaltiges 
Bier, fogenanntes Dünnbier, nicht nad) dem ın der angeführten Ber- 
ordnungsbeſtimmung normierten allgemeinen Satze von 35 Pfg. (jebt 
383 Big.) für den Hektoliter Bier, fondern nur in dem Betrage zu er- 
folgen, in welchem für das zu biejem Biere verwendete Malz der Auf- 
ſchlag an die Gemeinde entrichtet wurde, wobei noch die der Gemeinde 
errachfenen Vermwaltungskoften in Abzug zu bringen find. (Siehe auch 
unten lit. f.) Vergl. oben bei Unm. 11a, 

e. vom 28. Oktober 1881 Bd. 3, 323: Eine Beftimmung, daß der An⸗ 
ſpruch auf Rüdvergütung bes Lofalmalzaufichlages für das aus einer 
Gemeinde ausgeführte Bier durch Die vorherige Anzeige ded Quantums 
biejes Bieres bei der betreffenden Gemeindebehörde bedingt fei, ift aus 
dem Dre aan fichlngögeien: nicht zu entnehmen und kann auch nicht im 
Wege ort3polizeilicher Vorfchriften zur Kontrolle und Sicherung des 
Lokalmalzaufſchlages erlaffen werben. 


f. vom 23. Dezember 1881 Bd. 8, 475: Wirb in einer Gemeinde, in 
welcher für eingeführtes Bier ein Lofalaufichlag erhoben wird, einge- 
führtes Bier in Gebinden und in Quantitäten von mindeſtens 16 Liter 
aus bem Gemeindebezirfe wieder ausgeführt, fo hat der Ausführende 
Anipruch auf Rüdvergütung des Aufichlages nach bang ber auf Er- 
Hebung und Kontrolle des Gefälles etwa erwachſenden Gemeindeloften. 
(Siehe auch oben lit. d, ferner unten lit. h.) 


g. vom 26. Januar 1883 Bd. 4, 311 in 8 110 Anm. 1. 


h. vom 9. Februar 1883 Bd. 4, 327: Bei der Ausfuhr von in einer 
Gemeinde erzeugtem Bier aus biejer Gemeinde ift der hievon erhobene 
Lokalmalzaufſchlag nur dann zuräüdzuvergüten, wenn die Ausfuhr in 
Sahgebinden, nicht audy dann, wenn fie in Flaſchen ftattfindet. 

ie Strafandrehung des Art. 25 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſetzes be- 
zieht fi) nur auf Beſchwerden gegen inftanziell ergangene verwal⸗ 
tungsrechtliche Beichlüffe. Siehe auch oben lit. f und lit. d. 

. vom 23. Dezember 1885 Bd. 7, 81: Wenn eine Gemeinde vor Ablauf 
ber Bewilligungsperiode zur Erhebung des Lolalmalzaufichlages um bie 
Bewilligung zur Forterhebung dieſes Gefälles nachgefucht Hat, Die 
minifterielle Genehmigung Hiefür jedoch erſt längere Zeit nach Ablauf 
ber früheren Bewilligungsperiode, aber mit der Beltimmung, erteilt 
worden ift, daß fich die Neubewilligung der Gefällserhebung unmittelbar 


Bohl, Handbuch. H. 25 


be 
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. Bl. für abmin. Pr. 35, 398: Ueber das Berfahren der Gemeindeorgane, 


III 


. vom 22. Januar 1886 


. vom 19. Juni 188 . 
. vom 21. Juni 1893 Bd. 14, 325: Unter ben Borausjegungen bes 
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an bie frühere Genehmigung anzuſchließen habe, jo erleidet bie Ber- 
pflichtung zur Entrichtung des Aufichlages feine Unterbrechung. 
Sp. 7, 87 ın $ 110 Anm. 9 lit. a (BZurüd- 
forderung zuviel begahtten Bieraufichlages). 
Bd. 11, 436 in 8 101 Anm. 5. 


Art. 83 Abſ. 1 und 2 des revibdierten Malzaufichlagsgejeges find Die 
Gemeinden zur Rüdvergütung des Lolalmalzaufichlages nad) dem Maß- 
itabe und erhältniffe des in 8 1 der Zerorbn. vom 5. Auguſt 1882 
betreffend bie Nüdvergütung des Lolalmalzaufichlagd 2c. normierten 
Satzes auch dann verpflichtet, wenn der Lolalmalzaufichlag weniger 
als 1 ME. vom Heltoliter Malz beträgt. 


. vom 12, Dezember 1894 Bd. 16, 97: Den Lokalmalzaufſchlag Hat 


berjemige zu entrichten, ber das Bier in den Gemeindebezirk einführt. 
Wenn der Bräuer das Bier über bie Gemeindegrenze bringt, ift ber- 
felbe in der Negel auch als der Einführende zu erachten. 


. bom 20. Yebruar 1895 Bd. 16, 170: Dur einen auf Grunb bes 


Urt. 86 des Malzaufſchlagsgeſetzes zur Kontrolle und Sicherung bes 
Lokalmalzaufſchlages erlaffene ort3polizeiliche Vorſchrift kann bei An- 
ſprüchen auf Rüdvergütung dieſes Aufichlages für die zur Ausfuhr bes 
Biered aus dem Gemeindebezirke verwendeten Gebinde die periodifche 
Aichung und Stempelung gefordert werden. 

Die Nichtbeachtung einer folden unter Strafe geftellten Anorbnung 
at aber den Berluft des Nüdvergütungsanfpruches nicht zur Folge. 
er Ausführende ift bielmehr berechtigt, Durch Nachaichung der Gebinde 

ober in anderer Weije den Nachweis der auögeführten Quantitäten zu 
erbringen. 


. vom 13. Februar 1895 Bd. 16, 185: Ein verwaltungsrechtlicher An- 


ſpruch der Auffchlagpflicytigen auf Feſtſetzung bed Berhältnifies des 
Bierauffchlages zum Lofalmalzaufichlag durch Tetftelung bezüglich ber 
einzelnen Importe befteht nicht. 


. vom 15. Mai 1895 Bd. 16, 262: Verträge, in welchen die Gemeinde 


dem Befiger einer im Gemeindebezirke befindlichen Bierbrauerei die 
Nichteinführung des Lofalmalzaufichlages oder die Befreiung von dem⸗ 
jelben zufichert, find öffentlich-rechtlich unwirkſam. 


. bom 22. Januar 1886 Bd. 7, 91 f.: Die Einrede ber Verjährung fteht 


den Anfprüchen der Wirte auf Hüdforderung des zuviel gezahlten (Bter-) 
Aufichlages nicht entgegen, da (die allgemein rechtsgrundſaßzliche Frift ber 
Klageverjährung noch nicht abgelaufen ift, da ferner) Forderungen Der 
fraglichen Art nicht in den Rahmen des Geſetzes vom 26. März 1859, 
die Berjährungsfriften betreffend, fallen, unb da endlich die durch 8 31 
Des Yinanzgejeges vom 28. Dezember 1831 feftgejegten Beitimmungen 
über die Verjährung der Staatögefälle hier gleichfalls nicht einichlägig 
find. Vergl. hiezu die Ausführungen in 8 111 bei Anm. 15 über die 
Verjährung gemeindlicher Stener- und Gebührenforberungen. 


Abhandlungen: 


wenn bie orterhebung des Lolalmalzaufichlages in Frage if. 
Bd. 89, 13: Kirchliche Bedürfniffe und der Lolalmalzaufichlag. 


. Bayer. Gemeindezeitung, Jahrg. 1892 ©. 542 ff. und 562 fj.: Der 


Lokal⸗Bier⸗ und -Malzaufichlag, Urt und Weife der Bewilligung desfelben 
und feine Wichtigkeit für die Gemeinden von Dr. Franz Mößmer. 


v. Seydel, Staatsrecht Bdo. 3, 674 ff., peziell über Verjährung von 
Bemeindeftenern 20. Bd. 2, 684, unten in 8 111 Anm. 15; hiezu 
Dürgerl. Geſetzbuch 88 194 und 195, auch 198, 
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8 109. 
Die Pflafter-, Weg- und Brüdenzölle. !) 


Die Erhebung der Pflafter-, Weg: und Brüdenzölle bat fih — 
abgejehen von den Art. 40 u. 41 der Gem.-Drdn. — nad) den ge- 
jeglichen Beitimmungen des Art. 22 (beſonders Ab. I diejes Artikels) 
des Bollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 18672) und des $ 8 des 
Zollvereinggejeße® vom 26. September 18692), ferner 8 16 des 
Reichspoſtgeſetzes vom 28. Dftober 18712), auch Art. 14 des Handels- 
und Bollvertrages zwifchen dem deutichen Reich und Defterreich-Ungarn 
vom 6. Dezember 18912) zu richten, bezw. ift durch diefe Beitimmungen 
eingejchräntt). 


1) Eiehe v. Kahr, Comm. zur Gem. Ordn. ©. 444 ff.; dv. Sicherer, Gemeind- 
Tihe Finanzgewalt ©. 57 ff. 

*, Diefe Borichriften lauten: 

Urt. 22 des Zoll-Vereinig.-Bertrages Abi. I: EChauffeegelder oder andere 
ftatt derjelben beftehende Abgaben, ebenjo PBflafter-, Damm-, Brüden- und 
Fahrgelder oder unter welchem anderen Namen dergleichen Abgaben beftehen, ohne 
Unterjchied, ob die Erhebung für Rechnung des Staats ober eines PBrivat-Bered)- 
tigten, namentlich einer Kommune gejchieht, jollen ſowohl auf Shaufjeen, als auch 
auf undanjfierten Land⸗ und Heeritraßen, welche die unmittelbare Verbindung 
zwifchen aneinander grenzenden Bereinsftaaten bilden und auf benen ein größerer 
Handels⸗ und Neijeverfehr ftattfindet, nur in dem Betrage beibehalten oder neu 
eingeführt werden können, als fie den gewöhnlichen Herftellungs- und Unterhal- 
tungstoften angemeflen find }). 

8 8 des Boll-Bereind-Gejehed: Binnenzölle, ſowohl des Staats als ber 
Kommunen und Privaten, find unzuläffig. 

Dahin gehören jeboch nicht jolche Abgaben, welche für Benügung von Häfen, 
Kanälen, Schleußen, Brüden, Fähren, Kunftftraßen, Wegen, Krahnen, Waagen, 
Niederlagen unb anberen zur Erleichterung des Verkehrs beftimmten Unftalten 
erhoben werden. 

$ 16 des Reichspoſt⸗Geſetzes: Die ordentlichen Poften nebit deren Bei⸗ 
wagen, die auf Koften des Staates beförderten Kuriere und Eftafetten, die von 
Boftbeförderungen ledig zurüdtommenden Poftfuhrwerle und Poſtpferde, die Brief- 
träger und die PBoftboten find von Entrichtung der Chaufjeegelder und anderen 
Kommunilationsabgaben befreit. Dasſelbe gilt von Perſonenfuhrwerken, 
welche durch PBrivatunternehmer eingerichtet und als Erfah für die ordentlichen 
Voſten ausjchließlich zur Beförderung von Reiſenden und deren Effelten und von 
Boftfendungen benügt werben. Diele Befreiung findet auch, jedoch unbeſchadet 
wohlerworbener Nechte*), gegen die zur Erhebung ſolcher Abgaben berechtigten 
Korporstionen und Gemeinden oder Privatperjonen ftatt. 


Urt. 14 des Handeld- und Boll-Bertragd mit Defterreih: Die Venützun 
der Ehaufjeen und fonftigen Straßen, Kanäle, Schleußen, Fähren, Brüden um 
Brüdenöffnungen, ber Häfen und Landungspläge 2c., injoweit die Anlagen ober 
Anftalten für den öffentlichen Verkehr beftimmt find, ſoll, gleichviel ob diejelben 
vom Staate oder von Privatberechtigten verwaltet werden, den Angehörigen bes 
anberen vertragfchließenben Teiles unter gleichen Bedingungen und gegen gleiche 


, D Wie Ion der Wortlaut erfehen Iäßt, bat biefe BeRimmung für bie baperifgen Ge⸗ 
meinben a ——— zuht imergl. dv. Sicherer a. a. D. S. 59. — Auch gibt ed 
Bayern | mehr. 
in ” hiezu Min.⸗Entſch. Dan 10. Juni 1848 bei v. Giderer a. a. O. ©. 59 Rote 1. 


2b* 
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Die Berechtigung zur Erhebung fpeziell eines Pflaſterzolls er- 
gibt fich daraus, daß das gemeindliche Pflafter als eine jelbftändige 
gemeindliche Einrichtung erfcheint®). 

Berechtigt zur Erhebung des Pflafter-, Weg- und YBrüdenzolls 
find nur politiihe Gemeinden, nicht Drtichaften; die gemeindliche 
Finanzgewalt ift ja überhaupt nur den politiichen Gemeinden verliehen *); 
dies fchließt jedoch nicht aus, daß ſeitens der Gemeinde das betreffende 
Gefäll z. 3. ausſchließlich für eine von einer Drtichaft erbaute Brüde 
beriwendet wird. 

Was die Befreiungen von Pflafter-, Weg- und Brüdenzöllen an- 
belangt, jo ift e8 nunmehr, abgejehen von den erwähnten gejeßlichen 
Beitimmungen, befonders des Reichspoſtgeſetzes, Sache des kgl. Staats⸗ 
minifteriums, bei der Genehmigung diefer Zölle diefe oder jene Be⸗ 
freiungen zu bedingen **). (Ueber Befreiungen auf Grund vertrags- 
mäßiger Vereinbarungen fiehe Entſch. des Beriw.-Ger.:Hofes vom 
3. März 1885 Bo. 6, 87 in 8 110 Anm. 5.) 

Anlangend das Verfahren, fo find die Pflafter:, Weg- und 
Brüdenzölle — wie alle örtlichen Abgaben für Benützung gemeind- 
lichen Eigentums ꝛc. — durch ein Gemeindeftatut, die fog. Bflafter-, 
Weg- und Brüdenzollordnung), feitens der zuftändigen gemeindlichen 
Organe (Art. 40 Abi. II) zu beichließen und bezw. zu regulieren und 
gemäß Art. 40 Abf. IV minifteriell zu genehmigen. Durch diefe Ge- 
nehmigung werden dieſe Zollordnungen ihrem vollen Umfang nad 


Gebühren, wie den Angehörigen des eigenen Staates, geftattet werden. Gebühren 
bürfen nur bei wirklicher VBenügung folder Anlagen oder Anftalten erhoben 
werden. 

) Daraus folgt ferner, daß auch von den die Gemeinden burchziehenden 
Staatd- (oder Diſtrikts⸗) Straßen, joferne deren Pflafter die Gemeinden unter- 
halten jr zu unterhalten haben, feitend der Gemeinde der Pflafterzoli erhoben 
werden darf. 
ortſch — Vergl. dagegen v. Kahr ©. 416 Note 7 a bezüglich des Pflaſterzolls für 

aften. 

*a) In der Regel werden folche Befreiungen ftatuiert: 

a. für alle zur !gl. Hofhaltung gehörigen Fuhrwerke und Transporte, desgl. 

b. für alles Staatdgut und das zu ftaatlichen Zwecken beftimmte Material, 

jpeziell für das Militärärar bezüglich aller in militärbienftlicher Ver⸗ 
wendung ftehenden Pferbe. 

c. für Die tat Beamten und Bedienfteten des Eivil- und Militärſtandes 

in ihrer dienftlichen Thätigkeit, Ipegiel auch (Min.-Entich. vom 11. Zuni 
1881) für die Dienftpferde der Offiziere und zwar auch dann, wenn 
fih die Offiziere in Urlaub oder außerhalb ber Garniſon befinden. 
Bergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 16, 279 in Anm. 7 lit. a, 

d. für die mußerungspfiichtigen Bierde (Min.⸗Entſch. vom 11. Juni 1878). 

(Siehe außerdem noch die Min.Entſch. vom 11. Mai 1875, 5. November 

1880, 18. Mai 1871.) Bergl. v. Kahr ©. 447. 
Weiter wird vorzugsweiſe aud) (vergl. Min. Entſch. vom 27. Februar 1879, 
12. Januar 1883 und 25. November 1884) darauf gejehen, daB bie landwirtichaft- 
liden uhren möglihft vom Zolle befreit bleiben; deögleichen die uhren zur 
Hilfeleiftung 3. B. bei Feuersgefahr. 

Siehe hiezu die Entſch. des Beriw.-Ger.-Hofes vom 3. März 1885 Bd. 6 
©. 87 ff. beſonders 89 unten in 8 110 Anm. 5. 
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ftatutariiche Getehed). Getrennt von diefem Gemeindeftatut find zur 
Kontrolle und Sicherung dieſes Gefälles nach Art. 41 Abi. TI der 
Gem.-Tron. ortpolizeiliche Borjchriften zu erlaſſen. (Siehe oben 
g 102 ©. 362 5.) 

Die Geſuche um Genebmigung einer ſolchen Zollorimmg bez. 
um Reugewäbrung oder Sorterhebumg 6) von Pflaſter⸗, 
Brüdenzoll find mit den obenerwähnten nad) Art. 10 a I de 
Gem :Irdn. getakten Beichlünen nebſt der „und die letzteren feft- 
geſtellten Pflafterzollordnung, ſowie mit dem Nachweiſe des Be- 
dũrfnifſſes mit Vorlagebericht des (unmittelbaren) Stadtmagiftrates 
bezw. tl. Bezirksamtes an die kgl. Sreisregierung, Kammer des 
Imern, zu Dirigieren. Siebe hiezu Rr. 2 der Rin.-Entihl vom 
10. Juli 1893 oben $ 8 1088 . 380 Anm. 10 Rote * (Web. 22, ‚ 210) 


d. —— —— "für die Bollbefreiungen“®), endlich 
beſonders 

e. die Zolltariñãtze 

Die gl Kreisregierung gibt die Alten zur Einſicht und allen⸗ 
tallıgen. rinnerungsabgabe am bie TgE Oeneralbizeftion der Böle 

und indireſten Steuern, bierauf werden fie dem fgl. Staatsminiſterinm 
des Iunern zur Berbeieitung in in Borlage 

Dabei nd und folgende Grunbiäge zu bewerten: 

Fũr ungevflaiterte Straßen und werden Pflafterzöfle 

—— alio find Fuhren, welche das Pflafter nicht berũhren, 

nicht pilichrig (vergl. Anm 7 hit. b); mar dann wird Tür ungepflajterte 
Strafen die Pileiterzollerbebung — geftattet, wem bs die 
betreffenden Straßen nit Grundbau und mit gepjlafterten Rinnen 
a ee an undingen Derjeben, aud) mit nädhtficher 
ee 
Averja fließen ſelbjwerſtãndlich nur im die Prlaiterzolllafte. 


®, Bergl. hiezn Entich. bes Berm-Ser-Hote3 vom 10. Juni 1884 W. 5, 
— — 
Ber Geinchen um Forterhebang it deu Alten auch ber Rachweis darũber 
— bei des bisher genehmigte Gejalle jeit ber legten Genehmigung vor- 
Berwendet worden ik. 
‘2 Exriy. des Berw-Ger-Geied Bd. 16, 267 in nacdhrhenber 


—8* Earih bes Berw⸗ex⸗Hoſes Bo 16 279 in Kam 7 Di a 
ferner m Be. de Sun Di Bern Be -üoi DO 16, 279 i vergl. and Die 
Austührnugen oben bei Ram. 4a. 
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3. Der Reinertrag der Pflafter-, Weg: und Brüdenzölle darf 
ausfchließih nur zur Beitreitung der Koften für SHerftellung und 
Unterhaltung des Pflafter3 bezw. der Brüden, für welche der Zoll 
genehmigt iſt, Ddesgleichen zur Verzinjung und Tilgung der Pflafter- 

Brüdenbaufchulden verwendet werden. Jede anderweitige Ver⸗ 
wendung iſt abjolut ausgeſchloſſen. 
ur Kontrolle und Sicherung diejer Beitimmung ift auch für 
die BPflafterzolllaffe befondere Rechnung zu ftellen und alljährlich 
der StaatsauffichtSbehörde vorzulegen. 

Die minifterielle Genehmigung wird in der Regel nur in wider: 
ruflicher Weife bezw. auf eine gewiſſe Zeitdauer, meift 10 Jahre er- 
teilt, und muß nad) Abfluß bieler Zeit das Geſuch um Forterhebung 
geftellt werden (jiehe S. 389 und Anm. 6 dafelbit). 

Bezüglich der auf Landesherrlichen Privilegien berufenden Rechte 
auf Erhebung von Pflafter-, Weg: und Brüdenzoll fiehe v. Kahr 
©. 449 und die dafelbft angeführte ‚plenarentichelbung des kgl. bayer. 
Oberappell.-Ger. vom 18. April 1844 im Reg.Bl. ©. 574. 

ur Forterhebung des einer Gemeinde ſchon vor dem Insleben⸗ 
treten des Gefehes vom 22. Juli 1819, die Umlagen für Gemeinde- 
bedürfniffe betr., ohne Zeit beſchränkung bemilligten Pflafterzolles 
ift eine ftaatliche Genehmigung nicht notwendig. foferne dabei nicht 
eine Erhöhung des Bolles in Frage kommt. Siehe Enticheidung des 
Berw.-Ger.-Hofes vom 5. Dftober 1892 Bd. 14, 33 ff. 

Weiter fiehe noch über diefe Materie die unten in Anm. 7 ans 
geführten Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes7). 


) a. Entich. des —— — vom 19. Juni 1895 Bb. 16, 279: 
Der Bezirkötierarzt hat auf die in einer Pflafterzollorbnung für die 
Dienftpferde der T. Beamten zugejtandene Pflafterzollfreiheit dann An- 
ſpruch, wenn fein Geſpann vorwiegend für den fentfichen Dienft ge 
alten wird. Giehe bei Anm. 4a lit. c und 6b. 

b. Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 5. Juni 1895 Bd. 16, 267: Bur 
Entrihtung des zur Dedung bed Aufwandes für die Ortsftraßen be- 
en gemeindlichen Pflaſterzolles ift derjenige nicht verpflichtet, ber 

r den Transport zwar die im Gemeindebezirke befindlichen Eifen- 
bahnen, nicht aber bie Ortsftraßen benügt. Siehe bei Anm. 6 a. 

c. vom 10. Juni 1884 Bd. 5, 243: Eine gemäß Art. 40 Abf. IV der 
Gem.-Drbn. minifteriell genehmigte Brückenzollordnung ift ihrem vollen 
Umfang nad) ſtatutariſches Geſetz. 

n über defien Anwendung auf einen gegebenen Fall Streit ent- 
fteht, jo erfcheint die Gemeinde, welche das betreffende Statut erliek, 
als Partei, und es fteht demgemäß die Auslegung der Beitimmungen 
eines ſolchen Statutes nicht mehr Der Gemeinde, jondern lediglich dem 
Bermwaltungsrichter zu. Siehe oben bei Anm. 5. 

d. vom 3. März; 1885 Bd. 6, 87 ff., beſonders auch 89 unten in 8 110 
Anm. 5: Berwaltungsrichterliche Zuftänbigkeit nach Art. 8 Ziff. 19 des 
Berwm.-Ger.-Hof3-Gei., aud wenn die Befreiung von Bflafter- ımb 
Brüdenzoll auf Vertrag gegründet werden will. 

Siehe hiezu auch Erf. des oberften Gerichts⸗Hofes vom 23. Dezember 
1874 in 8 110 Anm. 8. 
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8 110. 
Zuftäudigkeit u. Berfahren in Gemeinde-Gefäll-Streitigleiten. 


Die Berechtigung zur Erhebung von Verbrauchsſteuern und 
örtlichen Abgaben nach Art. 40 fußt überhaupt im gemeindlichen Be: 
jteuerungsrecht, aljo im öffentlichen Rechte. Streitigkeiten hierüber 
find alfo auch nach den Grundjägen des öffentlichen Rechtes von den 
Verwaltungsbehörden zu enticheiden, vorbehaltlich natürlich ftet3 Der 
Buftändigteit der Gerichte nah Art. 13 Abi. I Ziff. 1 des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofs-Geſ. Berwaltunggrehtsjaden find nun nah Art. 8 
Ziff. 19 u. 31 des Verw.-Ger.⸗Hofs-Geſ. 

Streitigfeiten über 

19) das Recht zur Erhebung von Weg- und Pflafter-, Brüden- 
und Ueberfahrtögeldern, ſoweit es ſich nicht um das Ber- 
leihungsrecht der Staatsregierung Handelt, jowie die Ver: 
bindfichfeit zur Entrichtung derartiger Gebühren; ferner über 

31) die Verpflichtung zur Entrichtung von gemeindlichen Ver- 
brauch3fteuern 2) und jonftigen örtlichen Abgaben; Benugung 
der Gemeindeanftalten und Verbindlichkeit zur Entrichtung 
von bejonderen Vergütungen biefür; Anſprüche auf Rüdver- 
gütung des Lolalmalz- oder DBierauffchlages?) und fonftiger 
örtlicher VBerbrauchafteuern und Abgaben 8). 


In folchen verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten entjcheidet in 
eriter Inſtanz die Der betreffenden Gemeinde vorgejehte Verwaltungs⸗ 


1) Vergl. Entich. bes Verw.⸗Ger. Hofes vom 26. Januar 1883 Bd. 4, 311: 
Der Berwaltungdgericht3hof ift zur Teptinftangiellen Beſcheidung von Einwendungen, 
welche anläßlich des Geſuches einer Gemeinde um die minifterielle Genehmigung 
ur Einführung des Lolalmalz» oder Vieraufichlages von Seite Beteiligter gegen 

tie Bwedmäßigfeit oder Zuläffigleit der Einführung diefer Verbrauchsſteuer er- 
hoben werden, nicht zuftändig. Siehe auch unten Anm. 3. 

est. Entich. des Bermw.-Ger.-Hofes vom 28. Mai 1886 Bd. 8, 29: 
Die im Bezirke der vormaligen Markgrafihaft Bayreuth zur Erhebung gelommenen 
Bierumgelder find, ſoweit fie eine Berbrauchäfteuer zu Gunften ber Gemeinde dar⸗ 
ſtellen, durch die am 1. Oftober 1810 erfolgte Einführung des f. bayer. Aufichlag- 
manbdat3 vom 28. Juli 1807 aufgehoben. 

) Bergl. Entich. bes Verm.-Ger.-Hofes vom 29. Juli 1881 Bd. 8, 218: 
Auf Angelegenheiten, bei welchen es fich Tebiglich um die Nichtvollziehbarkeit oder 
Außerkraftfegung ort3polizeilicher Borfchriften über die Ordnung für den Getreibe- 
verkehr auf einer öffentticen Schranne (Schrannenordnung), ſowie der darin ent⸗ 
haltenen Beitimmungen über Schrannengebühren im Allgemeinen handelt, 
erftredt ficy nicht die BZuftändigleit des Verwaltungsgerichtähofes. 

Eine zur letinftanziellen Zuftändigfeit des Verw.⸗Ger.⸗Hofes gehörige Ber- 
waltungsrechtsfadhe im Sinne des Art. 8 Ziff. 31 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. liegt 
erft dann vor, wenn in einem fontreten Falle auf ®rund ber erwähnten 
Vorſchriften feitend der Gemeinde die Entrichtung einer bereit3 fälligen 
Gebühr von einem beftimmten Berpflichteten in Anfpruch genonmen 
und von Lebterem verweigert wird. Siehe auch Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
Bd. 4, 811 oben in Anm. 1. 
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behörde“), aljo bei unmittelbaren Städten die fgl. Kreisregierung, 
Kammer des Innern, bei den übrigen Gemeinden das kgl. Bezirks- 
amt. Bezüglich der Entſcheidung in 2. Inſtanz ift zu unterjcheiden 
zwilchen Beſchwerden in Sachen nad) Ziff. 19 und denen nach Ziff. 31. 

In Streitfachen nach Ziff. 19 ift gegen einen bezirfsamtlichen 
Beichluß die Beichwerde an die kgl. Kreiregierung zu richten, Die 
ſolchen Falls in 2. Inſtanz enticheidet; Beſchwerde gegen Diele zweit- 
inftanzielle Entjcheidung geht dann an den Tal. Verwaltungsgerichts⸗ 
hof gemäß Art. 9 Abſ. II des Verw.⸗Ger.Hofs-Geſ. 

In Streitfachen nad) Ziff. 31 dagegen gibt es durchaus nur 
zwei Inſtanzen, jo daß alfo gegen alle erjtinftanziellen Beichlüffe, 
auch die bezirfsamtlichen, die Beichwerde an den Verwaltungsgerichts- 
hof gebt. Bergl. Art. 9 Abſ. I des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗-Geſ. 

Die verwaltungsrichterlicde Zuftändigkeit Ipeziel nah Art. 8 
Ziff. 19 ift dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß ein auf Befreiung von 
der Pflicht zur Entrichtung von gemeindlichen Brüden- und Pflaſter⸗ 
zoll erhobener Anſpruch Durch einen mit der Gemeinde abgeichloffenen 
Bertrag begründet wird, auch dadurch nicht, daß fich etwa die Be— 
rechtigung zur Erhebung auf ein älteres kaiſerliches oder landesherr⸗ 
liches Privilegium gründet, da Privilegien ſowohl dem Civil- ala dem 
öffentlichen Rechte angehören können, vorliegenden Falles aber offen: 
bar —— ‚ofentlichen Nechte faktiſch angehörend). (Vergl. v. Kahr 


*) Entf. des Berm.-Ger.-Hofes vom 21. Januar 1880 Bd. 1, 8: Die 
Beichläfie der den Kreisregierungen unmittelbar untergeordneten Dagiftrate über 
Anſprüche auf Rüdvergütung örtlicher Abgaben find Gemeindeverwaltungsbefchlüfie 
in einer eigentlihen Gemeindeangelegenheit und nicht arſtinanzietn DBeichlüfie 
einer Diftriftäverwaltung3behörbe in einer Verwaltungsſache. Die auf Beſchwerden 
gegen ſolche Beichläffe getroffenen Enticheibungen ber vorgejegten Kreisregierung, 
Kammer bes Innern, find hiernach als in eriter Inſtanz erlaflen zu erachten. 

Beſchwerden biegegen an den Bermaltungsgerichtähof, welche nicht inner- 
halb ber gejeglichen Rotfrift bei der genannten Kreisftelle eingebracht 
wurden, Tönnen nicht al3 rechtzeitig erhoben gelten und find nach Art. 32 Wbf. I 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. zu behandeln. 

Giehe hiezu auch Entih. des Verw⸗Ger.Hofes vom 2. Januar 1880 
Bd. 1, 65 f., vom 13. April 1883 Bd. 4, 429 ff. (oben 8 96 a Anm. 166 I lit. f} 
und vom 30. März 1885 Bd. 6, 128: Bei verwaltungsrechtlicyen Streitigleiten 
in eigentlichen @emeindeangelegenheiten, d. h. bei Streitigkeiten fiber Rechte und 
Pflichten, welche ſich aus dem Gemeindeverbande ableiten, bildet die Zuftändig- 
te enoriceift in Art. 163 ber Gem.-Drbn. in Verbindung mit Art. 154 u. 156 
die Grundlage für Die Bemeſſung des verwaltungsredhtlichen Inftanzenverhältnifies. 

*) Siehe Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 23. November 1883 Bd. 5, 42: 
Die Berufung auf einen Vertrag fchließt an ſich bie verwaltungsrechtliche Zu⸗ 
ftänbigfeit in einer dem öffentlichen Rechte angehörigen Angelegenheit nicht aus. 

Ferner Entich. bed Berw.-Ger.-Hofes vom 3. März 1886 Bd. 6, 87: Die 
verwaltungsrichterliche Buftändigkeit ift dadurch nicht ausgeichloflen, daß ber er- 
bobene Anſpruch auf Freiheit von Entrichtung gemeindlicher Brüden- und Pflafter- 
zölle durch einen mit der Gemeinde abgejchlojfenen Vertrag begründet wird, Ipegiel 
ebenda ©. 89: Brüden- und Pflafterzölle, welche von Bemeinden erhoben werden, 
gehörten ſchon nach früherer Gejebgebung zu denjenigen Lolalgefällen, bezüglich 
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Wird endlih in den Fällen des Art. 40 Abi. IV der Gem.- 
Ordn. die Dafelbft vorgejehene Genehmigung des kgl. Staatsminifteriums 
verfagt, kann felbitverftändlich eine Beſchwerde zum fgl. Verwaltungs- 
gerichtshof nicht erhoben werden®), wohl aber ıft nach Urt. 10 Ziff. 2 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. eine Beſchwerde zum Tal. Verw.⸗Ger.⸗Hof 
gegen die jtaatsauffichtlichen Verfügungen einer gl. Kreisregierung 
zulällig, wenn der Gemeinde durch eine folche die Erhebung einer ört- 
lichen Abgabe (angeblich mit Unrecht) verboten worden fein follte. 7) 

Endlih wird die verwaltungsrichterliche Zuftändigfeit auch da⸗ 
Durch nicht alteriert, daß das Erträgnis der gemeindlichen Gefälle an 
einen Dritten verpacdhtet wurde und nun der Pächter gegen den Ver: 
pflichteten auftritt®). 


welcher der Staatsgewalt die Bervilligung des Rechtes zur Erhebung unb Die 
Genehmigung der darüber aufgeltellten Tarife, fomit auch die Beftimmung ber zu 
ihrer Entrihtung Verpflichteten oder davon Befreiten zuſtand, und es find Die- 
jelben auch in Art. 40 der Gem.Ordn. als örtliche Abgaben aufgeführt, welche 
nur mit Genehmigung des Staatsminiſteriums eingeführt oder erhöht werben 
können. Dieje Gemeindegefälle haben demnach unzweifelhaft ihre Grundlage im 
öffentlichen Rechte und ift bezüglich derjelben die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
behörden begründet, was auch in Art. 8 Ziff. 19 des Berw.-Ger.-Hof3-Gej. jeinen 
Ausdrud gefunden Hat. Der Umftand aber, daß die beanfpruchte Freiheit von 
Entrichtung des Brhden- und Pflafterzolles au3 einem in früheren Jahren mit 
der Gemeinde zuftande gelommenen Vertrage abgeleitet wird, vermag nicht Das 
bezüglich des erwähnten Zolles beitehenbe öffentliche Rechtsverhältnis in ein privat- 
rechtliches umzuwandeln und die Buftändigfeit der Verwaltungsbehörden aufzu- 
heben, da Berträge nicht nur im Privatrechte, jondern aud im öffentlichen Rechte 
als Nechtstitel vortommen und die Zuftändigfeit zur Enticheidung immer nad) der 
inneren Natur des in Frage ftehenden Nechtöverhältniffes, nicht nach der Form, 
worin es entftanden oder in die äußere Ericheinung getreten ift, fich au bemefjen hat. 

Siehe ferner die Entich. des Berm.-Ger.-Hofes in Bd. 1, 152, 224 u. 396; 
desgl. Erf. des Ob. Ger.-Hofes vom 6. Juni 1879 Bd. 7, 966: Ueber die Zahlungs» 
verbinblichleit für Benutzung einer Schranne haben die Berwaltungsbehörden zu 
entfcheiben. Die Gewährung von Zahlungsnachſicht ift für Entftehung eines civil» 
rechtlichen Titel nicht geeignet. 

9 Bergl. die Eingangsworte des Art. 10, ferner Art. 13 Abſ. I Ziff. 3 
des Berw.-Ger.-Hof3-Gei. 

N) Entſch. des Berw.-Ger.-Hofe3 vom 13. Februar 1885 Bd. 6, 59: Gegen⸗ 
über ber von der Staatsauffichtsftelle gemäß Urt. 153 Abſ. III der Gem.Ordn. 
an eine Gemeinde erlafjenen Aufforderung, einen gemeindlichen Beichluß zurüd« 

unehmen, it auf Grund des Art. 10 Biff. 2 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. Be- 
Pnwerbefügrung ber beteiligten ®emeinde zum fgl. Berwaltungsgericht3dof dann 
zuläffig, wenn jene Aufforderung nach vorgängiger Einvernahme der Gemeinde er- 

angen ift und die definitive Verneinung einer von der Gemeinde zufolge ihres 
Selbftvermaltungdrechted angeiprochenen Befugnis bereits in fich ſchließt. 

Siehe 8 102 Unm. 8, 10 u. 11, auch die vorftehende Anm. 6. 

k. de3 oberften Gerichtöhofes vom 9. April 1873 Bd. 8, 260: ur Ent- 
fheidung über Streitigkeiten in ſtädtiſchen Öefälläangelegenpeiten find die Ber- 
waltung&behörden berufen, wenn nicht zwiſchen den Beteiligten durch bejondere 
Umftände ein Privatrechtäverhältnig feftgeftellt it. 

Erf. des Ob. Ger.-Hofe3 vom 4. Juli 1875 Wh. 5, 244: Die Anordnung 
ber Erhebung von Abgaben nad) Art. 40 ber Gem.Ordn. ftellt ſich als ein Akt 
der Öffentlichen Gewalt bar, und die betreffenden Abgaben ericheinen als 
Öffentliche. Die Enticheidung über die Frage, ob und in welchem Betrage 
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Mit dem 1. Juli 1869 find gemäß Art. 206 Abi. I Ziff. 5 
der Gem.⸗Ordn. alle bisher in den einzelnen Landesteilen giltig ge- 
weſenen Gejege und Vorfchriften in Bezug auf die Einführung von 
Verbrauchs- und anderen örtlichen Abgaben außer Wirkſamkeit ge- 
treten. — 

Bezüglich der zwangsweiſen Beitreibung von Verbrauchziteuern, 
örtlichen Abgaben, Gebühren für Zenubung von Gemeindeanſtalten 
ſiehe die Ausführungen zu Art. 57 und bezw. Art. 48 der Ge— 
meindeordnung. 


Endlich iſt noch zu bemerken, daß auch die Zurückforderung 
von irrtümlich zu viel bezahlten oder mit Unrecht erhobenen gemeind- 
lihen Verbrauchsſteuern und örtlichen Abgaben als zuläffig erfcheint, 
da auch auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes überhaupt die Rüd- 
forderung alles deſſen, was unbegründeter Weiſe geleiltet wurde, an 


fih nicht ausgeſchloſſen ift®). 








ſolche Abgaben zu erheben jeien, gehört nad den über die Ausicheidung bes 
Wirkungskreiſes unter den verichiedenen Stantdorganen beftehenden Normen zur 
Buftändigkeit der Berwaltungsbehörden. 

Erf. des Ob. Ger.-Hofed vom 23. Dezember 1874: GStreitigleiten über 
flafterzolfpflichtigleit jelbft find, auch wenn bezüglich ber Pflaſterzollhöhe zwiſchen 
ollpächter und Dritten ein Vertrag abgejchloffen worden ift, von den Berwaltungs- 

behörden zu enticheiden. 

®) Ueber die Zurüdforderu ng zu viel oder mit Unrecht erhobener bezw 

irrtümlich bezahlter Verbrauchsſteuern und örtlicher Abgaben fiehe nachftehende ch. 
des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. vom 22. Januar 1886 Bd. 7, 87: Ein feitens einer Gemeinde ımter 
Ueberichreitung der minifteriell genehmigten Sätze zu viel erhobener 
Lolalbieraufichlag kann von den beteiligten Wirten zurüdgeforbert werden. 

Solche Rückforderungsanſprüche And Verwaltungsrechtsſachen im 
Sinne des Art. 8 Ziff. 31 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. 


b. vom 19. Juni 1889 Bd. 11, 440: Nach der Rechtipredung des kgl. 
Verwaltungsgerichtshofes ift auf dem Gebiete des difentlihen Rechtes 
die Rüdforderung deſſen, was ohne Verpflichtung geleiftet wurde, nicht 
ausgeſchloſſen. Im einzelnen alle haben bei der Frage über die Zu⸗ 
läffigfeit folder Rüdforderungen in Ermangelung öffentlich. rechtlicher 
Beitimmungen die jeweils geltenden Grunbfäbe des einichlägigen Eivil- 
rechted zur analogen Anwendung zu kommen. 

ec. vom 22. Januar 1890 Bd. 12, 63: Für bie Frage der (verwaltungs- 
rihterfihen) Zuftändigkeit ift e8 ohne Belang, ob der Streit die 
Entridhtung einer angeblich nicht geichuldeten Zahlung betrifft ober 
die Rüderftattung einer bereits geleilteten Zahlung gleicher Art zum 
Gegenftand bat, und legteren alles Tann es in obiger Hinfiht aud) 
nicht von Bedeutung fein, ob die Nüdfordberung lediglich auf den all» 
gemeinen Rechtsjag, daß eine ohne Rechtsgrund erfolgte Zahlung durch 
ben bereicherten Empfänger zurfdzuerftatten ift oder aber auf die Ber 
hauptung geftügt wird, es ſei eine Rüdzaptung ber Leiftung ſchon von 
vorneherein für einen beftimmten all bebungen worden und dieſe 
Bedingung inzwiſchen wirklich eingetreten; enticheibend für die ver- 
waltungsrichterlihe Zuftändigleit (bei Rückforderungsfragen) ift mur, 
daß der Gegenitand der urjprünglichen Leiftung Y als ortliche Ab⸗ 
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Solde Rüdforderungsaniprüche fallen unter Art. 8 Ziff. 31 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes bezw. vießbezügliche Streitigfeiten ge⸗ 
—* 2 Maßgabe diefer Beitimmung zu den Verwaltungsrechts- 
achen. 

(Bergl. hiezu auch die Bemerkung in $ 111 bei Anm. 8 — 
Burüdforderung umd bezw. Nachforderung von Gemeindeumlagen — 
und die Plenar-Entich. des Verm.-Ger.-Hofes vom 4. Juli 1888 
Bd. 10, 245, 248 und 252 in diefer Anm. 8.) 

Ueber die Verjährung folder Zurüdforderungsanfprüche fiehe 
8 108 a. €. und Anm. 12 I lit. r dajelbit, ferner über die Ver- 
jährung von Gemeindefteuern, Gemeindegefällen, Gemeindegebühren 
überhaupt fiehe $ 111 bei Anm.15 und v. Seydel, Staatsrecht Bd. 
, 


8 111. 
Die Gemeindeumlagen.!) 


Die Gemeindeumlagen find eine öffentlich-rechtliche 
Einnahmequelle der Gemeinden — ebenfo wie die Verbrauchsſteuern 
und Die anderen örtlichen Abgaben; allein während die leßteren zu 
den indirekten Abgaben gehören, ericheinen die Umlagen al3 direkte 
Gemeindeiteuern, welche die Gemeinden auf Grund der gejeglichen 
Beitimmung des Art. 42 und des ihnen durch dieſelbe verliehenen 
Beiteuerungsrechtes zu erheben befugt find. 


Doch fteht ihnen nach Art. 39 der Gem.-Drdn. dieſes Befteuer- 
ungsrecht im einzelnen alle d. H. bei der jedesmaligen Feſtſetzung 
des Etat? nur dann und infoweit zu, wenn und inwieweit die in 
Art. 39 Abſ. I. c. den Gemeinden in erfter Linie zugewiejenen 
Pen Einkünfte für den gejeglich feitgeitellten Bedarf nicht aus⸗ 
reichen. 

Die gejegliche Feſtſtellung dieſes Bedarfes gejchieht nun durch 
die gemeindlichen Organe und zwar von Jahr zu Jahr bei der nach 
Art. 88 der Gem.Ordn. erfolgenden Feſtſetzung des gemeindlichen 
Haushaltzplanes oder des Gemeinde-Etats. Bet dieler bes 
des Bedarf und bezw. der zur Dedung desjelben zu bejtimmenden 


gabe oder befondere Vergütung für Denupung einer Gemeindeanftalt 
im Sinne des Art. 8 Biff. 31 des Verw.Ger.⸗Hofs⸗Geſ. darftellt und 
daher auch über bie Verbindlichkeit zur Entrichtung jener Leiftung 
jeldft, wenn fie verweigert worden wäre, im Bermwaltungsrechtömwege 
hätte entjchieden werden müſſen. 
?) Ueber bie geichichtliche Entwicklung ber Gemeindeumlagen fiehe v. Kahr, 
Comm. zur Gem.Drdn. ©. 466—476. 
ergl. überhaupt zu diefer Materie die verdienftvolle Darftellung über 
„Semeindeumlagen” von Herrn Bezirksamtsaſſeſſor im fgl. Staat3minifterium des 
Innern ©. Kahr in v. Kahr's Comm. zur Gem.-Drdn. ©. 466 bis 589, 
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Umlagenhöhe ift einerjeitS zu berücfichtigen, daß Gemeindeumlagen 
— vorbehaltlich der Beftimmung des Art. 39 Abi. II (Subfidiarität) 
— zur Beitreitung von Ausgaben jeder Art, welche den Gemeinden 
nad) Geſetz und bejonderen Rechtstiteln oder nach den von ihnen 
innerhalb der gefetlichen Schranten freiwillig gefaßten Beſchlüſſen 
obliegen, erhoben werden dürfen, andrerſeits daß e8 — abgeiehen 
von einigen nad) Geſetz befonders zu berüdjichtigenden Fällen?) — 
an fich gleichgiltig ift, aus welchen einzelnen Ausgaben fich der 
Fehlbedarf im Gemeinde-Etat zufammenfeßt, zu deilen Dedung Die 
Umlagenerhebung nötig erfcheint, daß alfo die Gemeindeumlage nicht 
für einzelne fpezielle gemeindliche Zmwede, fondern unausgeichieden 
im Ganzen und in einem Betrage zur Beftreitung aller in Art. 42 
genannten Ausgaben erhoben wird. ®) 


Weiter ift hiezu ausdrüdlich zu bemerken, daß Gemeindeumlagen 
(vergl. Art. 42 verb.: „nad gejegmäßigen Beſchlüſſen“) auch für 
fafultative oder freiwillige Leiftungen der Gemeinden er- 
hoben werden können, wenn folche von den gemeindlichen Organen 
in geſetzmäßiger Weiſe bejchlofjen worden find. *) 5) 


Das Recht der Gemeinde zur Erhebung von Umlagen ift wohl 
nad) dem Wortlaute de Art. 39 Abſ. II (verb.: für den er; 
fejtgeftelltet Bedarf) und Art. 42 beichränft auf die Höhe des dur 
diefe Umlagen zu dedenden gemeindlichen Bedarfs; allein dadurch ift 
abfolut nicht ausgefchloffen, daß — da ja der Etat immer von Jahr 
u Jahr, alfo auf die Dauer eines ganzen Jahres feitgeftellt wird — 
Kir die Beitreitung unvorhergejehener Ausgaben auch eine den Ber- 
altnillen entiprechende Reſerve in den Etat eingefebt und bezw. zur 

eichaffung derjelben Umlagen erhoben werden. Sollte die Verwen⸗ 
dung diefer Nejerve nicht geboten, aljo eigentlich eine höhere Summe 
an Umlagen erhoben worden fein, al3 nötig war, fo ift doch ein der⸗ 


») Bergl. hieher 3. B. den Urt. V bes Gemeindeumlagengefeged vom 
22. Juli 1819, aufrechterhalten durch Art. 206 Abſ. II Ziff. 2 der Gem. Ordu. 

) Vergl. auch Anm. 2 zu Art. 42 in $ 112; ferner Bl. für abmin. Br. 
38, 101. 

) So 3. B. für gemeindliche Einrichtungen, wie zum Beiſpiel gemeinbliche 
Babdeanftalten, deren Herftellung nach Urt. 38 nicht zur Pflicht aller Gemeinden, 
alſo nicht u den eigentlichen Gemeindeangelegenheiten nach Art. 38 gehört. 

ntich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 10. Oftober 1884 Bd. 5, 298: Auf 
Grund geſetzmäßiger Beſchlüſſe der Öemeindeorgane konnen Gemeinbeumlagen audy 
ur Beftreitung von Ausgaben für außerhalb des „geieglinen Berpflichtungsfreijes 
Ber Gemeinden liegende Zwecke unbejchadet bejonderer gejehlicher Verbote und 
innerhalb der in Urt. 159 Ziff. 7 der Gem.Ordn. gezogenen Schranke erhoben 
werben. 

Giehe auch 8 112 zu Art. 39 Anm. 15. 


° Schranfen für dieje gemeindlihe Beichlußfaffung find z. B. durch Art. 
39 abſ 1 Art. 55 der Gem.Ordn. gezogen. Vergl. auch fit. 47, 56 der 
Gem.-Drdn. 
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artiger Umlagenbeſchluß — wenn der gemeindliche Voranjchlag nach 
Mahgabe des Art. 88 der Gem.-Ordn. vollziehbar getworden ift — 
durchzuführen bezw. die Umlage in beichloftener Höhe einzuheben. ©) 
Ueberhaupt find gejegmäßig gefaßte Umtagenbeihtüie nad) endgiltiger 
Feſtſetzung des Etats ohne Rückſicht auf Die Höhe des wirklichen Um⸗ 
lagenanfalles oder auf die Notwendigkeit der Verwendung diefer Um: 
fagen zu vollziehen. 6) ' 


Eine Anfechtung des Gemeinde-Etat3 in Bezug auf die nad 
demjelben einzuhebenden Umlagen ift übrigen® nach feinem gejeß- 
mäßigen Abſchluß (Urt. 88 Ab. VID) nur noch zuläffig, wenn der 
betreffende Umlagenbeſchluß geſetzwidrig ift.”) 


Andrerjeits ift aber auch die Rüdforderung einer ohne Rechts⸗ 
grund bezahlten Gemeindeumlage im allgemeinen als zuläffig und — 
unbejchadet der Vorfchriften über die allgemeine Klageverjährung — 
an eine bejtimmte Ausjchlußfrift nicht als gebunden zu erachten. ®) 


*) Bergl. hiezu Entich. des Berm.-Ger.-Hofed dom 30. Dfltober 1885 Bd. 
6, 275: Das gemeindlihe Recht auf eine Umlagenn a & forberung erlifcht nicht 
mit der Dedung des einjchlägigen gemeinblichen Bedarfes. Siehe auch Plenar- 
Entid. vom 4. Juli 1888 Bd. 10, 252 unten in Anm. 8 Ubi. 5. 

Entich. des Berm.-Ger.-Hofes vom 23. Juli 1890 Bb. 13, 309: Die nach⸗ 
trägliche Heranziehung eines Anfangs unbelannt gebliebenen ober überjehenen 
Pflichtigen zu den Gemeindeumlagen erfordert nicht Herftellung einer neuen Um⸗ 
lagenrepartition, jondern ericheint lediglich ald Durchführung der ſchon urſprüng⸗ 
lich bejchlofienen Umlagenerhebung. 

Siehe ferner hiezu die Plenar⸗Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 4. Yuli 
1888 unten in Unm. 8 und zwar ſowohl bezüglich der Nachforderung als der 
Zurüdforderung von Gemeindeumlagen. 


) So 3. 8. wenn beichloffen worden wäre, Umlagen zur Dedung der 
nach Urt. 55 der Gem.-Ordn. nötigen Ausgaben zu erheben. 
Bergl. BI. für abmin. Br. Bd. 239, 316. 


°) Blenar-Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 4. Yuli 1888 Bd. 10, 245: 
Für die Beurteilung der Rüdforderung von ohne Rechtsgrund bezahlten @emeinde- 
umlagen jind die civilrechtlicyen Grundſätze der condictio indebiti analog anzu. 
wenben (fiehe auch Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Bd. 8, 420; 4, 383 u. 525). 


Gegenüber dem Anſpruch auf Nüderftattung einer ohne Mechtögrund be- 
zahlten Umlage ift die Einrede der Gemeinde, daß fich eine Bereicherung nur zu 
Sunften der Umlagenpflichtigen, nicht aber zu Gunften der Gemeinde ergeben 
habe, unzuläflig. 

Eine Gemeindeumlage, welche auf Grund einer allgemein herrichenden 
Rechtsanſchauung und in Anerkennung einer desfalls beitehenden Verpflichtung 
bezahlt wurde, kann nicht zurüdgefordert werben. 

Speziell ©. 245: Für die YZuftändigleit bes Verw.-Ger.-Hofed nach Art. 8 
Ziff. 30 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes iſt es ohne Belang, ob je nad) Lage des 
einzelnen Falles der Untrag auf Befreiung von der Zahlung angeblich nicht ge- 
ſchuldeter oder auf den Rüderjaß an ei ohne Verpflichtung ve hite Umlagen 
ſich richtet. (Siehe hiezu die Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes in Bd. 3, 42 
383 und 524; 7, 87 und 16, 108 

Ferner ©. 252: Auf dem Wege der entwickelten Rechtsauffaſſung, welche 
dahin führt, die erhobene Rückforderung grundſätzlich für zuläſſig und dieſelbe — 


. 
’ ’ 
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(Bergl. hiezu auch die Ausführungen über Zurüdforderung von 
Berbrauchzfteuern und örtlichen Abgaben in $ 110 a. E. ©. 394 f. 
bei Anm. 9 und die Enticheidungen in diefer Anm. 9.) 


Die VBerpflihtung zur Umlagenbezahlung überhaupt erſtreckt 
fih auf alle, andrerjeit3 aber auch nur auf diejenigen, welche in der 
Gemeinde mit einer direkten Steuer angelegt jind, gleichviel ob 
fie im Gemeindebezirfe wohnen®®) oder nicht. Dieſe Umlagenjchuld 

ründet fich auf den Art. 43 der Gem.-Drdn. Das durch dieje Ge— 

—— geſchaffene Schuldverhältnis iſt ein öffentlich— 
rechtliches. Die Entſcheidung von Streitigkeiten über die aus 
diefem Verhältniſſe entftehenden bezw. behaupteten Rechte und Pflichten 
find daher von den Verwaltungsbehörden zu enticheiden. (Art. 8 
Ziff. 30 des Verw.-Ger.-Hof3-Gefehez.) 


Wie nun durch Art. 43 der Gem.Ordn. der Kreis der Um- 
lagen Bflihtigen feitgejegt wird, fo ftatuiert Art. 45 den Maß- 
ftab für die Verteilung der zu erhebenden Umlagen unter die ein- 
zelnen Pflichtigen,, indem dafelbft beftimmt wird, daß „Diefen Maß- 
jtab die Gejamtheit aller in der Gemeinde zu erhebenden oder 
nad) Art. 43 Abſ. I und II und Art. 44 Ziff. 2 zu berechnenden 
direften Steuern zu bilden” hat. 


Demnad ergibt ſich der Satz der zur Dedung der gemeindlichen 
Bedürfniffe für das betreffende Jahr nötigen Umlagen, ausgedrüdt in 
Prozenten dieſer Staatsjteuern, einfach dadurch, daß mit dem nad) 


unbeichadet der Vorſchriften über die allgemeine Klageverjährung — an eine be- 
ftimmte Ausfchlußfrift nicht als gebunden zu erachten, ergibt ſich zugleich der volle 
Einklang mit der Entſch. des Berw.-Ger.-Hofe3 vom 30. Oktober 1885 Bd. 6, 
276, wonach da8 gemeindliche Recht auf Nachforderung emer Umlage nicht 
mit der Dedung des gemeindlichen Bedarf3 erliicht. Und in der That Liegt nichts 
näher und ift nichts natürlicher, als die Yuläffigkeit der Rüdforderung und Rad 
forderung von Umlagen cinem gemeinfamen Geſichtspunkte zu unteritellen und es 
als eine Forderung der Billigkeit anzuerkennen, daB, wenn der Abſchluß des jähr- 
liden Haushaltes einer Gemeinde ihr das Recht der Nachforberung nicht benimmtt, 
durch denſelben auch Niemandem das Recht der Rückforderung entzogen wer⸗ 
en kann. 

°a) Vergl. Entſch. des Verw.Ger.Hofes vom 30. November 1893 Bd. 5, 
53 oben in 8 103 Anm. 2; ferner Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 26. No— 
vernber 1880 Bd. 3, 249: Die Grundlage und weſentliche Vorausſetzung für bie 
Umlagenpflichtigfeit in einer Gemeinde bilbet die Veranlagung mit einer 
Direlten Steuer in der Gemeinde. Zur Enticheibung der Frage aber, in 
welcher Gemeinde die Steuerveranlagung zu erfolgen hat, find die Behörden ber 
inneren Verwaltung, fowie der Verwaltungsgerichtshof nicht zuftändig (jonbern 
nur die Finanzbehörden). 

Der 8 8 des Tyreizügigfeitögejeges übt Daher auf die Umlagenpflicht feinen 
Einfluß. Auch der Keuangebenbe, welcher mit Steuern in der @emeinde ange- 
legt ift, muß Umlagen entrichten. 

Bergl. oben 8 103 Anm. 2, auch die Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes unter 
in Anm. 10. 
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Maßgabe des Art. 45 Ubi. I berechneten, vom fgl. Rentamte zu 
erholenden Steuerjoll in die Summe dividiert wird, welche bei Teit: 
jegung des Gemeinde-Etat3 ſich als diejenige ergibt, welche durch 
Gemeindeumlagen aufzubringen ift.*) 

Die Beitimmung über diefe Umlagenfumme erfolgt durch die 
gemeindlichen Drgane nach Vorjchrift des Art. 88 der Gem.-Drdn. 

Iſt daher der gemeindliche Voranichlag nach Art. 88 definitiv 
feftgeftellt, beztw. abgejchlojfen, genehmigt und als vollziehbar erflärt, 
mit demjelben die Dedung des Mehrbetrages der Gemeindeausgaben 
gegen die Einnahmen (d. h. des Paſſivreſtes) durch Gemeindeumlagen 
unter beihlußmäßiger Feſtſtellung des betreffenden Prozentſatzes der- 
jelben beitimmt und hat das neue Etatsjahr feinen Anfang genommen, 
jo ift die Gemeindeumlagenfchuld ihrem ganzen Betrage nad) für das 
betreffende Etatzjahr jedem Umlagenpflichtigen gegenüber fällig ge: 
worden und fann nad) Art. 48 der Gem.:Ordn. die Einhebung der: 
jelben jeiten® der &emeinde bethätigt werden. Die Umlagenpflich- 
tigen find dann verbunden, ihre jchuldigen Beträge, welche nach ihrem 
Sahresfteuerfoll nad) Maßgabe des beichlofjenen Umlagenprozentfaßes 
berechnet werden, an den zur Einzahlung feitgefegten Terminen an die 
aufgeltellten Einnehmer abzuliefern, haben aljo fein Recht darauf 
zu verlangen, daß der betreffende Umlagenbetrag bei ihnen abgeholt 
werde. (Näheres hieüber fiehe $ 112 zu Art. 48.) 


Maßgebend für die Berechnung der Umlagenfchuldigkeit ift das 
Steuerjoll desjenigen Jahres, in welchem und für welches die Um- 
lage erhoben wird, und zwar nicht das Steuerjoll der einzelnen 
Duartale, jondern das ganze (eventuell durchichnittliche) Jahres⸗ 
ſteuerſoll (vergl. hiezu v. Kahr ©. 491).°) 


Steht das Steuerjoll des Erhebungsjahres zur Zeit der Um- 
lagenperzeption noch nicht feft, jo fann wohl die Erhebung der Um- 
lagen nad) dem zu diejer Zeit vorhandenen Soll (de Vorjahres) 
erfolgen, es hat jedoch — möglichjt gegen Ende des Jahres — nach— 
trägliche Ausgleihung zu erfolgen. 19) 


*) Entziffert fih alſo 3. ®. ber Betrag, welcher durch Umlagen gededt 
werden muß, auf 26700 ME. und das Steuerjoll beträgt für das betreffende Jahr 
35600 ME., jo berechnet fi Hieraus ein Gemeindeumlagenprozentfag von 75 
Prozent der Staatäfteuer. 

*) Es werden aljo bie vier Quartals⸗Steuerſoll zufammengezählt und bie 
dadurch erhaltene Summe wird mit 4 geteilt. 

10) Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 2. Dezember 1881 8b. 3, 426: Die 
Erhebung von Gemeindeumlagen ift ſtets nach dem Stenerjoll des Erhebungs- 
jahres zu vollziehen, ohne Rüdficht auf den Beitpunkt, in welchem die Umlage 
beſchloſſen mwurbe. 

Entjch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 18. Mai 1883 Bd. 4, 474: Die be 
Ichlußmäßige Einftellung der Umiagen in ben gemeinblichen Boranichlag bildet 
Die Grundlage für die Jahresſchuldigkeit der Umlagenpflichtigen ohne Rüdficht 
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Da Umlagen nur nad) Maßgabe der direkten Staatsfteuern 
erhoben werden dürfen, jo fällt die Umlagenerhebung ganz oder zum 
Zeil hinweg, wenn Steuerbefreiungen oder Steuernachläffe eintreten. 11) 

Die Gemeinden haben auch die Befugnis, aus erheblichen Gründen 
} B. bei Zahlungsunfähigkeit — fei eg, daß dieſelbe notoriich oder 

urch die Fruchtloſigkeit verjuchter Zwangsvollſtreckung konſtatiert ift 

— im gegebenen alle gemäß Art. 58 der Gem.Ordn. Nachläſſe 
an Gemeindeumlagen zu gewähren, dagegen find fie nicht befugt, von 
vorneherein oder ein für alle Mal einzelne Pflichtige oder beitimmte 
Kategorien zum Nachteil der übrigen Umlagenpflichtigen von der Um- 
lagenzahlung ganz oder teilweiſe zu befreien. 12) 

Schließlich ift Hieher noch zu bemerfen, daß bei Steuernadh- 
holungen nad) Maßgabe des nachgeholten Betrages auch die ent- 
Iprechenden ®emeindeumlagen nach dem Umlagen⸗-Prozentſatze für Die 


darauf, in welchen Quoten und zu welchen Beiten während des Etatsjahres Die 
Umilagenerhebung ftattfindet. 

Die Normen über die Schuldigkeit und Fälligkeit der Staatsfteuern bilden 
auch den Maßſtab für die Regelung der Gemeindeumlagenpflidt. 

Entich. des Bermw.-Ger.-Hofes vom 21. April 1885 Bd. 6, 137: Die Er- 
bebung der Diſtriktsumlagen ift ftetS nach dem Steuerfoll zu vollziehen, welches 
zur Zeit ihrer Erhebung befteht. Vergl. auch die Entſch bed Berw.-Ger.-Hofes 
oben in Anm. 8a. 

2) Siehe Geſetz vom 1. Juli 1834 „die Steuernachläfle betr.” (Web. 2, 
741 ff.; Geſetzbl. ©. 49.) 

Urt. 12 Abſ. II des Geſetzes vom 13. Februar 1884 über bie Hagel- 
verficherungsanftalt (Web. 16, 457). 

Art. 54 Abſ. II des Gemwerbfteuergejeges vom 19. Mai 1881 (Web. 15, 152). 

Ueber Steuerbefreiungen fiehe v. Kahr S. 493 Note *. 

Entich. des Vermw.-Ger.-Hofes vom 17. Dezember 1880 Bb. 3, 310: Die 
Reichsbankanſtalten in Bayern find bezüglich ihres @ewerbebetriebes nicht ge- 
meindeumlagenpflichtig. 

Entid. bes Berw.-Ger.-Hofes vom 19. Dezember 1894 Bd. 16, 103: Bor- 
bebaltlih der in den Art. 43 Abf. ILI und Urt. 44 Abf. I Hiff. 2 der Gem.⸗ 
Ordn. und in Urt. 16 lit. b bes Gewerbeſteuergeſetzes vom 19. Mai 1881 ent- 
Haltenen Ausnahmen find nur die für Die —EA zu erhebenden Steuern 
umlagenpflichtig. Insbeſondere haben die Gemeinden keinen Anſpruch auf Um- 
lagen aus benjenigen Steuerbeträgen, bezüglich deren das gl. Staatäminifterium 
der Finanzen auf Grund des Art. 54 Abſ. II des vorerwähnten Gewerbftener⸗ 
geiede? Hat Umgangnahme von deren Erhebung bezw. bie Zuriderftattung ange- 
ordniet bat. 

19) Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofs vom 15. Dezember 1882 Bd. 4, 261: 
Die Gemeinden find nicht befugt, einzelne Umlagenpflichtige von ihrer Umlagen- 
pflicht zum Rachteile der Uebrigen gegen den Widerjpruch der letzteren ganz ober 
teilmeife zu befreien. 

Gemeindebeſchlüſſe, wodurch Umlagenpflichtige in der irrigen Annahme, 
daß fie nach ben beftehenden Gejegen nicht zu Umlagen herangezogen werden 
tönnen, von der Umlagenpflicht befreit wurden, können jederzeit auf dem im @e- 
ſetze borgegeichueten Wege zurüdgenommen oder abgeändert werden. 

ntich. bes Verw.Ger.Hofes vom 20. Dezember 1893 3b. 15, 51: Nach- 
läffe an Gemeindeumlagen können nur aus folchen erheblichen Gründen, melde 
bie indivibuelle Leiftungsfähigteit des Umlagenpflichtigen betreffen, und immer nur 
von Fall zu Fall gewährt werben. 
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Sabre, für welche die betreffende Nachholung erfolgt, gleichfall3 nach- 
träglich zu erheben find (nicht aber für Strafen bei Steuerbefrauba- 
tionen). 18) 14) 

Da die Beitimmungen des bürgerlichen Rechtes über die Ver- 
jährung von Klagen und Forderungen auch auf dem Gebiete des 
Öffentlichen Nechtes im allgemeinen Anwendung finden, — foweit 
nicht pofitive Vorjchriften entgegenftehen — jo kann die Verpflichtung 
zur Umlagenzahlung bezw. die Berechtigung zur Umlagenerhebung 
durch Verjährung erlöfchen; da ferner die Gemeindeordnung ſelbſt 
über die Verjährung feine Beitimmung trifft, jo gelten im einzelnen 
Falle analog die einschlägigen Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes, 
m) in der betreffenden Gemeinde zur Anwendung zu kommen 

at, 1 | 

Näheres hierüber fiehe bei v. Kahr ©. 612—514. 


Was endlich die Zuftändigkeit und dag Verfahren in Gemeinde- 
umlagenjadyen anbelangt, jo find nad) Art. 8 Biff. 30 des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes Verwaltungsrechtsfachen die Streitigkeiten über 
die „Verbindlichkeit zur Teilnahme an Gemeindelaften mit Ein- 
Thluß der Umlagen und anderer Leiftungen für die Urmenpflege. 


19) Vergl. hiezu v. Kahr ©. 496 bis 502. 
.. Siehe hieher auch bie Bemerkung unten 8 112 Anm. 6 zu Wrt. 43 
Abf. II der Gem.DOrbn. ©, 421. 


’*) Bergl. Plenar⸗Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes dom 20. November 1890 
Bd. 11, 578: Die analoge Anmwenbung bes Berjährungsgejege vom 26. März 
1859 auf ſolche Anfprüche, welche bem Gebiete des öffentlichen Rechtes ange- 
hören, ift nicht ausgeſchloſſen. Vergl. giezu auch Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed 
vom 3. Juli 1889 Bd. 11, 442. (Die Umlagen-Forderung iſt jedoch „feiner der 
im Berlährungögeiege von 1859 angeführten Forderungsarten anzugleichen, 
namentlich find fie feine „jährli oder in Fürzeren Friſten wiederlehrenben 
Leiftungen“ im Sinne bes Art. 1 a. a. D., vielmehr alljährlich neu entitehende, 
jelbftändige Schuldigfeiten“. Siehe v. Kahr ©. 513 f.) Vergl. BI. für admin. 
Br. 29, 316 f. auch 379 ff. und 21, 68. 

Bergl. auch dv. Seyd. Staatsredht 2. Aufl. Bd. 2, 684 f.: 

„Die Gemeindeorbnungen enthalten feine Beftimmungen über die Xer- 
jährung der Steuer- und Gebührenforberungen ber Gemeinden. Someit bie Ge- 
meindejteuern an bie Staatsfteuern fih anſchließen, aljo bei den Um⸗ 
lagen, ergibt es fich von felbft, daß, wo eine Steuernachzahlung nicht mehr 
efordert werden kann, auch eine Umlagennachforderung nicht mehr ftatthat. 

omeit ferner die Gemeinden Gebühren nach dem Gebührengejehe erheben, 
richtet fidy deren Verjährung nach Urt. 267 dieſes Gejeges zc.“ rner in Bezug 
auf bie übrige Verjährung „möchte ich einen Rechtsſatz bes Spalt? behaupten, 
daß Steuer- und Gebührenforderungen ber Gemeinden nad) ben allgemeinen Regeln 
besjenigen bürgerlichen Rechts verjähren, das für die Gemeinde Geltung hat.“ 

Vergl. noch bie Entich. des Vermw.-Ger.-Hofes in Bd. 7, 87 ff. befonders 
91/92 und Bd. 8, 629 beionders 631; fiehe oben $ 108 a. E. und Anm. 12 I 
lit. r bafelbft. 

Ueber die Verjährung nach bem bürgerlihen Geſetzbuch fee bie 88 195 ff. 
desfelben, ferner bayer. Jahrbuch 1898 ©. 209. Nach $ 195 des bürgerlichen 
Geſetzbuches beträgt die regelmäßige Verjährungsfrift 30 Jahre. 

Pohl, Handbnd. IL 26 
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Unter diefe Zuftändigfeitsbeitimmung fallen alle Streitigkeiten ſowohl 
über die Eriftenz der individuellen Umlagenpflicht von beitimmten 
Perſonen, ald auch über den Umfang diejer Verpflichtung, desgleichen 
auch über die Fälligkeit der Umlagen, jowie die Rüdforderung bezw. 
den Rückerſatz von Tofıhen. 16) 

(Bergl. Hiezu auch die Ausführungen am Schluffe des $ 110 
oben ©. 395.) 


Zuſtändig zur Enticheidung ift in 1. Inftanz die VBerwaltungs- 
behörde, welche der Gemeinde, von der die Umlage erhoben wird, 
vorgefegt ift, alfo bei unmittelbaren Städten die kgl. Kreisregierung, 
Kammer des Innern, bei den übrigen Gemeinden das betreffende Tal. 
Bezirksamt; in 2. Inftanz enticheidet nach Art. 9 Ubf. II des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes eriteren Falls der kgl. Verw.⸗Ger.⸗Hof, letzteren 
Falles zunächſt die kgl. Kreisregierung und erſt bei Beſchwerden gegen 
deren Entſcheidung in letzter Inſtanz der kgl. Verw.⸗Ger.⸗Hof. J 

Als eigentlicher Gegenſtand des Rechtsſtreites erſcheint dabei 


16) Vergl. v. Seyb. 2, 685; ferner nachſtehende Entſch. des Verw. Ger.⸗ 
Hofes: 

a. vom 16. April 1880 Bb. 1, 244: Das Verfahren bei Streitigkeiten 
über die Konkurrenz zu Umlagen für kirchliche Bivede hat ſich nach ben 
Borjchriften Aber das Verfahren in Verwaltungsrechtsſachen in Abt. II 
bes Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes zu bemefjen, wenn die Umfagen, welche 

ur Erhebung kommen, Umlagen ber politifhen und nicht ber 
Birdengemeinde find. 

b. vom 31. Juli 1890 Bd. 13, 319: Der Berwaltungsgerichtähof ift 
nicht zuftändig, endgiltig über Differenzen zu enticheiden, die fidh 
zwiſchen einem Umlagenpflichtigen und einer Gemeindeverwaltung an- 
läßlih der Ausübung des jedem Imlagenpflichtigen freiftehenben Er- 
innerungsrechted zu gemeindlichen Nechnungen und Boranichlägen 
ergeben; insbejondere Tann berjelbe nicht darüber enticheiden, ob bie 
Sebahrung einer Semeindeverwaltung in Saden bed Gemeindehans- 
haltes überhaupt eine richtige war oder nicht. 

Dagegen ift der Berwaltungsgerichtöhof dann zuftändig, wenn eine 
®emeinde die individuelle Umlagenpflicht einer beftimmten Berjon 
in Anſpruch nimmt und dieſe ihre Zeilnahmspflicht allgemein oder für 
beftimmte Zwecke in Abrede ftellt. 

c. vom 22. Mär; 1893 8b. 14, 208: Der Berw.-&er.-Hof ift in Streit 
ſachen über Gemeindeumlagen gegebenenfalls legtinftanziell auch berufen, 
über die Frage der Unentbehrlichleit einer Dienftwobnung im Sinne 
Des Art. 44 Nbf. I Ziff. 2 der Gem. Ordn. zu erfennen. 


29 Bergl. hiezu BL. für abmin. Pr. Bd. 32, 207; ferner folgende Entſch. 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 13. April 1883 Bd. 4, 429 ff. in 8 96 a Anm. 156 I 
lit. f zu Art. 36 der Gem.-Ordn., hiezu Entſch. vom 30, November 1883 Bd. & 
©. 55, vom 22. Xanuar 1886 Bd. 7, 183; ferner vom 12. Mär; und 19. No⸗ 
vember 1886 Bd. 8, 174: Beſchlüfſe der gemeindlichen Organe in Streitigfeiten 
über Angelegenheiten, welche im Gemeindeverbande witzem und auf Grund der 
Gemeindeordnung von 1869 zu faffen find, können lediglich als Verwaltungs⸗ 
beichlüffe und — abgejehen von dem Ausnahmsfalle des Art. 176 Abſ. V der 
Gem⸗Ordn. — nicht als inftanzielle Hechtsenticheidungen betrachtet werben. 
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immer die von der betreffenden Gemeinde behauptete individuelle Ver- 
pflihtung einer beſtimmten Perſon (vergl. Hiezu Entjch. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofs unten in Anm. 18 lit. b und c). 


Ein Antrag auf verwaltungsrechtliche Entjcheidung kann auch 
noch gegenüber einer bereit? anhängigen Zwangsvollſtreckung geftellt 
werden; die Zwangsbeitreibung kann übrigend nur erfolgen, wenn 
die Umlagenpflicht ihrem ganzen Umfange nach unbeftritten oder Durch 
rechtskräftigen Beſcheid feſtgeſtellt ift.18) 

Ueber die formelle und materielle Rechtskraft der diesbezüglichen 
verwaltungsrechtlichen Entſcheidungen bezw. die Wirkung der letzteren 


18) Siehe hierüber folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. vom 7. Januar 1881 Bd. 3%, 436: Wenn in einer Gemeinde auf Grund 
de3 in rechtsförmlicher Weiſe feftgeitellten Jahresvoranſchlags der Ein- 
nahmen und Ausgaben und der hiezu gefertigten, ftaatdaufjichtlich ge» 
uehmigten und rechneriſch beichtedenen Rechnung Umlagen erhoben 
werden, und ein Umlagenpflichtiger feine Teilnahme an diejen Umlagen 
unter nachträglicher Beanftandung bes Voranſchlags und der Rechnung 
verweigert, ſo liegt eine Streitſache vor, deren Entiheibung nad ben 
gejeglihen Borichriften fiber das verwaltungsredhtliche Verfahren, fomit 

von ber reißregierung durch ben verwaltungärechtlichen at nad 

öffentlich-mündlicher Verhandlung zu erfolgen hat. 


b. vom 14. Wuguft 1886 Bd. 6, 119: Mit der von einer &emeinde- 
verwaltung vollzogenen eintelung einer Perjon in einen gemeindlichen 
Umtfagenplan unter Unführung der treffenden Umilagenquote ift ber 
emeindliche Anſpruch hierauf al8 gegen jene Perfon im Sinne bes 
Art. 8 Ziff. 30 des Berw.-Ger.-Hof3-Gejehes erhoben zu betrachten. 

c. vom 4. Mai 1892 Bd. 18, 505: Ob und inmwieferne die Enticheidung 
über die Umlagenpfliht für ein beftimmtes Jahr zugleich eine Ent- 
ſcheidung über das gejamte der Umlagenverbindlichleit einer Berfon zu 
Grunde liegende Nechtsverhältnis in fich geſchloſſen habe, ift lediglich 
no Se) Umftänben de3 einzelnen Falles zu beurteilen (fiehe auch Bd. 

, 528). 

In der Negel erftredt fich die Rechtskraft vermaltungsrechtlicher 
Enticheidungen nur auf die Streitbeteiligten, nicht auch auf folche, 
welche der nämlichen Berjonenfategorie wie die Streitbeteiligten an- 
green oder nach gleihen Nechtögrundfägen wie letztere zu beurteilen 
ind, 

d. vom 18. Mai 1886 Bd. 7, 140: Die mit Gemeindeumlagen oder Ge⸗ 
meinbebienften in Anfpruc genommenen Berfonen können auch gegen- 
über einer bereit3 im Gange befindlichen Zwangsvollſtreckung ihre Ein- 
wenbungen gegen ben Nechtäbeitand der bezüglichen Anforderungen er- 
geben und über die beftrittenen Verbindlichkeiten eine verwaltungßrecht- 
iche Entiheibung beantragen. 

Bergi. auch die Abhandlungen in Den 

BI. für admin. Pr. Bd. 30, 175: Zwangsvollſtreckung gegen ben !gl. 

Fiskus, Gemeinden, Körperfchaften und Stiftungen. 

Bd. 31, 6, 11 (Bedeutung der Erelutionsbefugnis der Gemeinden), 23, 26, 

36 (Streit über die Umlagenpflicht). 

Br. 89, 307 f. (Wiederaufnahme bes Verfahrens in Bermwaltungsrechts- 

ſachen, bier fpeziell: die Rechtskraft ber Beſcheide). 

26* 
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ſiehe v. Kahr ©. 516 f. und die in Anm. 19 angeführten Entjchei- 
Dungen. 19) Liegt ein rechtsfräftiges Urteil vor, fo kann dieſes Urteil, 
ſoweit feine Nechtsfraft reicht, auch vollzogen werden. Siehe hiezu 
Art. 46 des Verm.-Ger.-Hof8-Gejeges und über das aud) bezüglich 
der Gemeindeumlagen-Beitreibung gegebene gemeindliche Exekutions⸗ 
vecht den Art. 48 der Gem.⸗Ordn. *0) 

Eine Aufrechnung civilrehtliher Gegenforderungen gegen 
die gemeindliche Umlagenforderung braucht fi) Die Gemeinde nicht 
gefallen zu Iaffen, nur öffentlich-rechtliche bezw. im öffentlichen 
Rechte begründete Gegenforderungen können zur Aufrechnung kommen, 
— ra nicht gejegliche Beitimmungen dieſer Aufrechnung entgegen- 
tehen. 21 


29 Entich. bes Verwm.-Ger.-Hofed vom 7. Dezember 1880 Bd. 2, 282: Die 
vom Berwaltungsgerichtähofe in einer Beſchwerdeſache entichiedenen ragen find 
als endgiltig entichieden zu eradjten und von ber Borinftanz bei jeder in der 
nämlidhen Sade noch weiter zu treffenden Enticheidung, gleichviel, ob ver- 
waltungsrechtlicher oder rein abminiftrativer Natur, als rechtsträftig feftftehend an⸗ 
Quneimen. Eine nodhmalige Würdigung und Beicheidung diefer Fragen durch Die 
eye ift fomit ausgeichloffen. (Siehe auch oben 8 94 a Unm. 74 I lit i 

. 102 f.) 

Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 4. Zuli 1894 Bb. 15, 269: Einer be- 
züglich der Gemeindeumlagenpflicht ergangenen rechtäfräftigen Enticheidung kommt 
eine rechtliche Wirkung dann nicht zu, wenn in dem früheren Verfahren die Ge- 
meindezugehörigleit bes ftenerpflichtigen Objektes ftillichweigend angenommen 
wurde, bieje Borausfegung fich jedoch ſpäter al3 unrichtig erwieſen Bat. 

Ebenda ©. 272: Rechtskräftige Enticheidungen über perfönlicdhe Rechte 
und Pflichten haben auch für die Rechtsnachfolger eine zechtäverbinbliche Wirkung, 
jedenfalls dann, wenn die letzteren Univerſalſucceſſoren ſind. 

Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 17. Dezember 1884 Bd. 6, 11: Unter 
Umftänben kann in einem in zuftändiger Weije erlaffenen vertwaltungsrechtliden 
Beicheide über bie Semeindeumlagenpflicht eines Grunbjtüdes, defjen Zugehörigkeit 
sur Markung der politifchen Gemeinde beftritten ift, auch die Entiheidung über 

ie präjubizielle Markungsfrage als mitinbegriffen erachtet werden. 

Entich. des Berw.-Ger.-Hofes vom 27. uni 1894 Bd. 15, 203: Gegen 
bie unbe einer verwaltungsrechtlichen Entſcheidung ijt Bejchwerbe nicht 
zuläffig. 

Bergl. au BI. für abmin. Pr. Bd. 2%, 408 bejonders 409 Abi. 1; ferner 
Bd. 28, 398: Aenderung einer auf thatſächlichem Irrtum beruhenden früheren 
Entſcheidung. 

20) Siehe hiezu bie Anmerkungen zu Urt. 48 der Gem.Ordn. 

Ferner vergl. BI. für admin. Pr. Bd. 30, 169 ff. und 177 ff.: Voll⸗ 
ſtredunggrech der Verwaltungsbehörden. 

d. 31, 11 (fiehe oben Anm. 18) und 20 ff. ſpeziell 23. 

Bd. 39, 33 ff.: Streit Über Verteilung von Wegbaulaſten in einer Ge⸗ 
meinde oder Ortichaft, beſonders ©. 37: Den mit Gemeindeumlagen oder Ge⸗ 
meindedienjten in Anipruch genommenen Perjonen bleibt daher das Recht unbe» 
nommen, auch gegenüber einer bereit3 in Gang befindlichen Zwangsvollſtreckung 
ihre Einwendungen gegen den Rechtsbeſtand der bezüglichen Anforderungen zu 
erheben und über bie beftrittenen Werbindlichfeiten eine verwaltungsrechtiiche Ent- 
iheidung zu beantragen. 

2, Vergl. Entich. des Verm.-Ger.-Hofes vom 9. April 1880 Bd. 1, 224: 
Die nad der Gem.Ordn. zuläffigen Befreiungsgründe von der in Urt. 43 der⸗ 
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Endlich fiehe bezüglich der Vorzugsrechte, welche den Umlagen- 
forderungen der Gemeinden zur Seite ftehen, die unten in Anm. 22 
angeführten Gejeßezbeitimmungen. 22) 

Weiter verweilen wir auf die bereit3 oben in Anm. 1 erwähnte 
ausführliche Darftellung über „Die Gemeindeumlagen‘ in v. Kahr's 
Commentar ©. 466 big 589. 


8 112. 


Geſetzesſstert mit Erläuterungen 
zu Abt. IT, Abſchn. II, Art. 38 bis 60 der Gemeindeordnung. 


Bon den Gemeindebedärfnifien und den Mitteln zu deren Befriedigung. 
Art. 38.1) 
I. Außer den in bejonderen Beitimmungen des gegenwärtigen 


felben ftatuierten allgemeinen Gemeindeumlagenpflicht find in den Wrt. 44, 45 
Abi. DI, 206 Abi. II Biff. 2 der Gem.-Ordn. enthalten, Herlommen und Ber- 
träge zählen nicht En diefen Vefreiungsgründen. 

Ferner ebenda ©. 230: Wenn und foweit auf Grund eines Vertrages oder 
eines Herkommens gegenüber dem gemeindblichen Umlagen- und Abgabenforderungs- 
recht vor den Berwaltun 92 inftangen ein Anſpruch auf Anerkennung der Frei⸗ 
heit von biejfen Leitungen überhaupt zur Geltung gebradht werben fönnte, müßte 
der behauptete Vertrag oder das Herlommen jedenfall im öffentlichen Rechte 
feine Begründung haben. 

Bergl. auch BI. für abmin. Pr. Bb. 41, 100 ff.: Abrechnung ber Gemeinde⸗ 

umlage gegen eine Forderung an die Gemeinde. Siehe Urt. 8 des Jagdaus- 
übungsgejetes vom 30. März 1850 und $ 7 der Vollzugs-Borjchriften Hiezu vom 
3. Februar 1857 (Web. 5, 28): Die Einzahlung der Pachtſchillinge von den Durch 
bie Gemeindeverwaltung vollzogenen Kagbverpachtungen hat unter allen Um- 
ſtänden in Die Gemeindelaffe zu gejchehen. 
Hiezu Entich. bes Verm.-Ger.-Hofes vom 18. März 1880 Bd. 1, 195 und 
vom 13. April 1886 Bd. 7, 235: Grundbefiger, weile feine Umlagen zur 
Gemeindelafie zu entrichten — können Die Herausbezahlung des nah Maß—⸗ 
Far ihres &rundbefiges treffenden Jagdpadhtichillingsanteiles von der Gemeinde 
anſprechen. 

2) Siehe Art. 108 Biff. 1, Urt. 151 Ziff. 1 und Urt. 97 Ziff. 1, ferner 
Art. 145 mit 134 Biff. Do bayr. Subhaftationdordnung vom 23. Februar 1879 
(nebft Novelle vom 29. Mai 1886). 

Ferner 8 54 Ziff. 2, auch 88 126 u. 127 mit 102 Abſ. I der Reichskonkurs⸗ 
orbnung; (vergl. aud) oben 8 94 ©. 24 lit. E). 


») Bu Urt. 38 fiehe oben die 88 97, 98 u. 99. 

v. Kahr, Commentar zur Gem.-Orbn. ©. 826 ff., beſonders aber bie ver- 
bienftvolle Darftellung über das Wegerecht im Anhang zu Urt. 38 daſelbſt: „Die 
öffentlihen Wege" ©. 338 bis 403. 

vd. Hauck⸗Lindner, Comm. zur Gem.-Drbn. ©. 128 ff., befonder3 in gleicher 
Weiſe bie jehr bemerkenswerten Erörterungen in Anm. 8 zu Art. 38 daſelbſt „Unter- 
haltung und Neinlichleit ber Ortsſtraßen, Herftellung und Unterhaltung der Ge⸗ 
meindewege" ©. 134 bi3 154. 

Bergl. auch über Gemeinbeangelegenheiten: v. Seybel, bayr. Staatsrecht 
2. Aufl. 8b. 2, 20 ff. 
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Geſetzes?) oder in jonftigen Gefegen und gefegmäßigen Verordnungen ?) 
feftgeftellten Verpflichtungen gehört vorbehaltlich des Art. 153 Abi. II®) 
zu den Obliegenheiten 5) aller®) Gemeinden die Herftellung und Unter 
haltung der nötigen Gemeindegebäude”)3), öffentlichen Uhren?) und 


) Siehe 8 97 ©. 317 f. 

*) a, Bezüglich der landesgeſetzlichen Beſtimmungen fiehe 8 97 ©. 318 ff. 

b. Bezüglich der reichögejeglichen Vorſchriften 8 97 S. 321 f. 

? D. H. alfo vorbehaltlih derjenigen Verpflichtungen, welche nicht der 
politijhen Gemeinde, fondern nach den Beſtimmungen bed Art. 153 Abf. II 
ſpeziell einer oder mehreren zu einer politiihen Gemeinde gehörigen Ortichaften 
obliegen, bezw. von diejen zur eigenen Vertretung bejonber8 übernommen 

Siehe hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofes in Bd. 23, 460 oben 8 97 
Anm. 5a und in Bd. 11, 521 f. unten bei Art. 153 Abſ. II, endlich Entſch. bes 
Verw.⸗Ger.Hofes vom 11. Juni 1897 Bd. 18, 331: Bei Gemeindeverbindungs- 
wegen, welche bie regelmäßige Verbindung der Gejamtgemeinde mit ben Nachbar- 
gemeinben herftellen, auf welche johin bie Gemeinde in ihrer Gejamtheit in dem 

ertehre mit den Nachbargemeinden angewieſen ift, ift in der Regel eine Gemein- 
ichaft des VBedürfniffes und des Gebrauches im Sinne des Art. 153 Abi. II der 
Gem.-Drdn. anzunehmen, welche bei Vermeidung der Geltendmachung bes Staats- 
ae durch zwangsweiſe Anhaltung nad) Art. 167 ber Gem.-Drbn. zu 
üllen find. 

», welche bei Vermeidung der Geltendmahung des Staatsaufſichtsrechtes 
bezw. ber guangömeifen Unhaltung nach Urt. 157 der Gem. Ordn. zu erfüllen ſind. 

l hne Unterjchied, ob Stadt- oder Landgemeinden, ob mittelbare oder 
unmittelbare Städte. 

Herftellung d. h. Bereitftellung (fei e3 durch Bau oder Miete) und Unter- 
haltung (Meparatur) der nötigen Gemeindegebäude d. h. der Gebäude, ohne 
welche nad) der Natur ber Sache einerfeit3 die gemeindliche Verwaltung und 
andrerjeit3 die Erfüllung ber Obliegenheiten de3 Art. 38 nicht bethätigt zu werden 
vermag. Zu diefen nötigen Gebäuben gehören daher 3. B. das Rathaus ober 
Gemeindehaus, die Schulhäufer, die Feuerlöfchremijen, auch Krantenhäufer, Dagegen 
nicht diejenigen @ebäude, welche nicht unmittelbar gemeindlichen Zweden dienen, 
fondern nur zur geeigneteren oder befferen Durchführung polizeilicher Einriötungen 
ober gemeinnüßiger — — zweckdienlich erſcheinen und nach freiem Er⸗ 
meſſen der Gemeinden hergeſtellt werden, wie z. B. Schlachthäuſer, Leichenhäuier, 
Badehaͤuſer, Gebäude für Kindergärten ꝛc. Errichtung und Verwaltung von Ge 
bäulichkeiten leßterer Art oder 3. B die Einrichtung, Unterhaltung von Badean- 
ftalten inkl. Aufftellung bes hiezu gehörigen Dienftperjonales (Babediener 2c.) ge- 
bört Daher auch nicht zu den „eigentlichen Öemeinbeangelegenbeiken 1 jonbern 
ericheint als ein Teil des Vollzuges der Bolizei- ober der Diſtriktsverwaltung 
nach Art. 96 (liebe Anm. zu Art. 96 und bei der Einleitung zu Art. 84 ff.). 

' * In Bezug auf Gemeindegebäude ift auf folgende Betimmungen hinzu⸗ 
weiſen: 

a. Min.Entſchl. vom 29. Juni 1840 „Die bauliche Unterhaltung der 

Gemeinde- und Stiftungdgebäube betr.“ (Web. 3, 344) und hiezu Min.- 

Entichl. vom 25. Zuli 1848 (Web. 3, 722): Geichäftsvereinfadhung, 

ger die Kommunal» und Stiftungsbauten betr. (Vergl. hiezu auch die 

erordnungen über die Drganijation des Staatsbauweſens vom 13. 

November 1857 (Web. 5, 86) und beſonders vom 23. Januar 1872 

(Web. 9, 288). Bezüglich der Bauten der Gemeinden aber enticheiben 

nunmehr die Beitimmungen und Grundſätze der Gemeindeordnung.) 

b. Ueber die Verpfigtung ꝛre. zur verſ grung der Gemeindegebaude ſiehe 

Art. 3 Abſ. I Ziff. 3 des BrandverſicherGeſ. oben 8 97 Anm. 9 auf 

©. 320 und er Art. 14 u. 20 dieſes Gefebes, ferner Min.-Enticht. 

vom 3. Augujt 1878 (Web. 13, 422), desgl. 8 5 Ziff. 3 der Bollzugs- 
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Begräbnisplätze 10), der erforderlichen Feuerlöſchanſtalten und Löfch- 


Vorſchriften vom 30. Yuni 1875 (Web. 11, 48), ſowie die anderen in 
Unm. 9 8 97 angeführten Min.⸗Entſchl. (Näheres ftehe bei Immobiliar⸗ 
1 rliherung.) 

c. Ueber die Errichtung von Bligableitern hehe oben 8 97 ©. 323, ferner 
bie Min.-E. bei Web. 1, 484 über die Vermehrung ber Blibableiter 
bezw. deren Herftellung auf größeren Gemeinde-, Stiftungs- und 
Kirchengebäuben ; 10, 371 über die Errichtung der Bligableiter auf den 
Gebäuden der Gemeinden und Öörtlihen Stiftungen und 18, 
704 über die Unterhaltung ber Wligableiter auf Kirchen gebäuben. 

Bergl. Entich. bed Berw.-Ger.-Hofes vom 21. Januar 1881 Bd. 2, 
494 : Die Berordn. vom 20. November 1815, die Vermehrung ber Blit- 
ableiter betreffend, gehört dem Öffentlichen Rechte an, ift mit Gefepes- 
fraft verfehen und ift Durch fein fpäteres Geſetz ala aufgehoben zu er- 
achten (vergl. Entſch. in Bd. 3, 501.)*) BVBeftrittene Necht3anfprüche und 
Berbindlichleiten bezüglich der Heritelung von Bligableitern auf ben 
Gebäuben der Gemeinden, Kirchen und Stiftungen find feine Ber- 
waltungsrechtsſachen im Sinne des Art. 8 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. 

Auf Grund des Art. 10 Ziff. 2 des genannten Gefebes können Gemeinden 
wegen Beiziehung zu den Koften zur Derftelung von Blitableitern auf 
den Kirhtürmen nur dann die legtinftanzielle Entſch. des Verw.Ger.⸗ 
Hofes anrufen, wenn diele VBeiziehung im Wege bes ftaatsauffichtlichen 
Verfahrens nach den Borichriften bes Art. 157 der Bem.-DOrbn. erfolgt ift. 

Die legterwähnten Borjchriften finden auf ftaatsauffichtliche Ver⸗ 
fügungen gegenüber den Kirchenverwaltungen und Sirchengemeinden 
feine Anmendung. 

Bergl. hierher auch Entich. de Verw.Ger.⸗Hofes vom 16. Januar 
1885 8b. 6, 55 und vom 7. Kanuar 1881 Bd. 3, 441 ff., ferner vom 
FR rt 1897 8b. 19, 55, beögleihen vom 17. Januar 1896 

) D. H. ſolche Uhren, welche allgemein fichtbar und hörbar find und dem- 

nach dem allgemeinen Zwecke bienen. 

Vergl. Entich. des Beriw.-Ger.-Hofes vom 23. Yuli 1886 Bd. 8, 52: Zur 

Setenbmagung eine3 faſſionsmäßigen Unjpruches auf Richten und Uufziehen ber 
Kirchturmuhr gegenüber einem Lehrer in feiner Figenfaft als Meßner iſt nit 
die Semeindeverwaltung, jondern die Kirdjenverwaltung legitimiert. 

Siehe auch BI. für abmin. Pr. Bd. 35, 105 ff.: Reparatur ber Kirchturm- 

ubr, ein Beilpiel aus der Praxis. 

0) Siehe Entich. des Berm.-Ger.-Hofes in Bd. 10, 385 ff. oben in 8 102 

Anm. 3, ferner Entich. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 24. Dftober 1884 Bb. 5, 314: 
Eine Verwirklichung der in Urt. 38 der Gem.-Orbn. den politiichen Gemeinden 
für Errichtung und Unterhaltung von Friedhöfen überwielenen Verpflichtungen 
fann nur dann in Frage fommen, wenn für biefe Aufgabe nicht anderweitige Ver⸗ 
pflichtete — 3.8. eine Kirchen- (oder eine Sepultur-) Gemeinde — vorhanden find. 
Vergl. auch Entich. des Bermw.-Ger.-Hofes vom 20. Januar 1888 und 
Blenarentih. vom 9. März 1888 Bd. 9, 428 ff., ſpeziell 489 ff., ferner bie Entich. 
oben in 8 102 Anm. 4 und Entſch. in Bd. 14, 346 ff. Weiter ſiehe Berordn. 
vom 14. Wuguft 1865 (Web. 6, 505): über Anleitung in Bezug auf Anlage und 
Ermeiterung von Friebhöfen; endli Neger: Bd. 8, 181: über: Friedhöfe inner- 
halb bewohnter Stätten. 
Abgejehen von den in eriter Linie giltigen orts⸗, biftrilt3- oder oberpolizei⸗ 
lichen Borfchriften unterliegen Die gemeindlidhen Begräbnigpläße der Regelung 
burch die Gemeinden. Siehe Entſch. des Werwm.-Ger.-Hofes in Bd. 5, 42 oben 
8 102 Anm. 4. 

*) Siehe dagegen bie obengenannten Min.»@, vom 80. uni 1874 Web. 10, 371 bezüglich 


der größeren Gebäude der Bemeinden und drtliden Eılllungen (im Gegenfage su ben 
Kirchengebäuben). 
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geräte 11), Die Sorge für Unterhaltung und Reinlichkeit der Ortsftraßen 22), 
Öffentlichen Brunnen 12), Wafferleitungen 14) und Abzugskanäle 15), die 
Herftellung und Unterhaltung der Flur⸗ und Markungsgrenzen, der Ge- 
meindewege, Brüden und Stege1%) und der zur Verhütung von Un— 


Das Eigentum an ben neu angelegten Begräbnisplägen fteht in der Regel 
berjenigen politifchen Gemeinde zu, welche den Begräbnisplag angeregt bezw. bie 
a und Unterhaltung besjelben zu tragen hat. BI. für admin. 

r. Bd. 11, 166. 

Weiteres über Begräbnispläße ober Friedhöfe fiehe unten Bd. III bei Ge⸗ 
fundheit3polizei, ferner v. Haud-Lindner ©. 131 und oben Bd. I ©. 557 |. 8 Wa 
zu 8 100 ber 2. Berf.-Beil. 

Bl. für admin. Pr. Bd. 29, 385: Mafftab für die Konkurrenz zweier 
politifchen Gemeinden zu den Koften eines gemeinjchaftlichen Wegräbnisplages. Vd. 
28, 255: Baulaft an Kirchhofmauern. 

Min.-E. vom 4. Dezember 1877 (Web. 13, 193): Die Aufficht auf Die 
Begräbnisplähe betr. 

Din.-E. vom 7. September 1869 (Web. 8, 277): Die Erridtung von 
Kapellen und Begräbnisgrüften auf Kirchhöfen und Bekanntmachung vom 11. 
Februar 1805 (Web. 1, 103): Die Verlegung der Kirchhöfe aus den Städten unb 
Maärkten betreffend. 

m) Bu ben Feuerlöihgeräten gehören bie Löſchmaſchinen oder Feuer⸗ 
fprigen nebft Zubehör: Schläude, Eimer, Schlauchwagen ꝛc.; aber aud) die Ret⸗ 
tungövorridhtungen, Rettungs⸗ und Feuerleitern, Rettungs-Körbe und -Schläude, 
Sprungtüder 20. ꝛc. — je nach Lage der örtlichen Berhältniffe und dem Stande 
des Feuerldſchweſens. 

Seuerlöih-Anftalten find 3. B. bie Feuerlöſch-Remiſen (Gebäude zur 
Aufbewahrung der Teuerlöfchgeräte, Teuertelegraph oder -Telephon, Feuermel⸗ 
onen), Waſſer⸗Reſervoirs (Feuerweiher), Wafferleitungen nebft den nötigen 

ydranten ꝛc. 2c. 

Vergl. hieher auch Art. 89 des Brandverſicher.Geſ. vom 3. April 1875 
und Art. 7 des Geſetzes vom 5. Mai 1890: An Stelle ded Art. 89 des Geſetzes 
vom 3. April 1875 tritt folgende Beftimmung: 

Aus den regelmäßigen jährlichen Beiträgen kann das kgl. Staatsminifterium 
de3 Innern bis zu 5 Prozent ber Gefamtjumme zur Unterjtüägung verunglüdter 
Feuerwehrmänner und deren Hinterbliebenen, ſowie zur Förderung des TFeuerlöjch- 
wejend vermenben. 

Siehe auch Art. 27 Abſ. I Ziff. 5 des Diftriftäratögejehes. 

Weiteres über Feuerlöſchweſen fiehe Band III bei Yeuerpofizei. 

2, Bezüglich der Herftellung von Ortsſtraßen fiehe 8 99 ©. 842, ſowie 
Die in Anm. 21 und 22 dafelbft enthaltenen Erörterungen und Enticheidungen. 

In Bezug auf Unterhaltung und Wieberauflafiung von Ortsſtraßen gelten 
bie nämlichen Grundjäge wie für Gemeindewege. Siehe $ 99 ©. 333 ff. Speziell 
über die Verpflichtung zur Straßenbeleuchtung ebenda S. 340 und Anm. 18. 

Bergi. hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 19. Dftober 1880 Bd. 2, 
111 oben in 8 98 Unm. 37 Ilit. a, und Bd. 3, 667 oben 8 98 Anm. 23. 

2) Vergl. Entich. des Verw. Ger.Hofes vom 2. November 1883 Bd. 5, 15. 

29 Vergl. hiezu Entſch. bes Verw.-Ger.-Hofes Bd. 1, 396 in 8 102 Anm. 6. 

5) Vergl. Entich. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 10, 281 in 8 102 Anm. 5, 
und Bd. 12, 63 in 8 102 Anm. 1; ferner Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes dom 
11. Juni 1897 8b. 18, 325: Die Bezeichnung „Abzugslanal” in Urt. 8 Ziff. 34 
bed Verw.Ger.Hofs⸗Geſ. umfaßt alle zur Ableitung von Abwaſſer und Unrat 
bienenden Kanäle, gleichviel ob fie mit einem Wege in Verbindung ftehen ober 
nicht. Die Hinfichtlich der Deffentlichkeit ber Wege geltenden Rechtsgrundſätze find 
auf bie grage der Deffentlichkeit von Abzugslanälen entiprechend anzumenden. 

6) Veber Gemeindemwege, Brüden und Stege bezw. deren Herftellung 
und Unterhaltung fiehe 8 99 ©. 328 fi. 
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glüdsfällen an jolden nötigen Sicherheitvorrichtungen 17), die Auf- 
jtellung des zur Handhabung der Ortspolizei, ſoweit fie den Gemeinden 
zufteht, erforderlichen Ortspolizei- und Feldſchutz⸗Perſonals 18), Die 
Herjtellung und Unterhaltung der nötigen Gen 19), Wegweiſer, Orts⸗ 
und Warnungstafeln 20), ſowie die Anſchaffung der Geſetz- und Amts⸗ 
blätter 21). 

I. Verpflichtungen Dritter zur Herſtellung und Unterhaltung 
ſolcher Einrichtungen oder zur Beftreitung des erforderlichen Koſten⸗ 
aufwandes werden Hiedurch nicht berührt. 22) 28) 24) 


19 Hiezu gehört die Straßenbeleuchtung nicht. Siehe oben 8 99 Anm. 18. 

22, Diele Beſtimmung, welche für alle Semeinden, auch bie Städte gilt, 
bildet demnad eine Ergänzung des Art. 141 Abi. I der Gem.-Ordn. — Bum 
Flurſchutz, welcher gemäß Art. 38 Pflicht aller Gemeinden ift, gehört auch ber 
Waldſchutz, vorbehaltlidh jedoch ber Beitimmung in Urt. 45 Ubf. III der 
Gem.⸗Ordn. 

Vergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes vom 15. April 1887 Bd. V, 98: Der 
den Gemeinden nach Art. 38 Abſ. I und Art. 141 Abſ. I der Gem.Ordn. ob⸗ 
liegende Flurichug umfaßt auch die Waldungen innerhalb der Gemeinbentarfung. 

2 Siehe 8 99 ©. 339 Anm. 14. 

20) Siehe 8 99 ©. 339 f. Anm. 15. 

1, Diele find: 

a. Nach Min.-Bel. vom 15. Juni 1872 (Regbl. ©. 1443, Web. 9, 415) 

da3 Amtsblatt des k. Staat3minifteriums des Innern. 

b. Nach Verordn. vom 29. Ottober 1873 8 5 (Megbl. ©. 1553, Web. 10, 

149) das Gejep- und Verordnungsblait. 
c. Rad) Minift.-Bel. vom 8. Oftober 1875 (Web. 11, 158, Geſ.⸗ u. 
Berorbn.-Bl. 626) das Kreisamtäblatt. 

d. Das Amtsblatt des vorgeſetzten kgl. Bezirksamtes bezw. (bei unmittel- 

baren Städten) da3 Amtsblatt des betreffenden Ctadtmagiftrates. 

e. Nah Min.-Entjchl. vom 13. März 1871 Zeb. 8, 734) das Reichs⸗ 

Foblatt „Die Gemeinden find im Hinblick auf Art. 38 der Gem.- 
rdn. zum Halten des Neichögejeßblattes verpflichtet. ine unentgelt- 
liche Abgabe an die Gemeinden findet nicht ftatt 2c. ꝛc.“ 


»22) Dieje Verpflichtungen find entweder privatrechtlicher oder öffentlich- 
rechtlicher Natur. Letztere liegen in der Regel in gejeglichen Beitimmungen bed 
öffentlichen Rechtes; hierher zählen 

a. Urt. 44 Abſ. II ber Gem.Ordn. 

b, Urt. 20 Abſ. 7 des Waſſerbenützungsgeſetzes vom 28. Mai 1852. 

Hiezu Entſch. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes vom 27. September 1881 Bd. 
8, 282 ff.: Eine Brücke, welche fi) auf einem Wege befindet, ber zu- 
gleich als Leinpfad und als Gemeindeweg benutzt wird, iſt auf Grund 
er beiden konkurrierenden öffentlichrechtlichen Verpflichtungstitel des 
Art. 38 Abſ. I ber Gem.Ordn. und des Art. 20 Abſ. 7 des Waſſer⸗ 
benützungsgeſetzes von der Gemeinde, in beren Bezirk fie gelegen ift, 
und vom Staate gemeinfchaftlich zu unterhalten 2c. ꝛc. 

c. Art. 37 des Diſtrirtaratsgeches Vergl. hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger⸗ 

Hofes in Bd. I, 322 und Bd. 3, 619.) 

d. 88 8, 10 Biff. 3 und 14 der Berordn. vom 20. Juni 1855 die Er- 
bauung von Eijenbahnen betreffend (Web. 4, 708 f.); ferner Art. 1 
Abi. 2 des Geſetzes vom 15. April 1875 „die Erwerbung der Oftbahnen 
betreffend“ (Web. 10, Kur wonach der Staat in alle Berbinblichkeiten 
der früheren Oftbahngefellichaft eintritt. 
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20 Hiezn Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes vom 13. April 1886 Bd. 7, 
7: 


Die ſtaatliche Konzeſſionierung zum Bau und Betrieb einer Eifen- 
bahn begründet ein öffentlich-rechtliches Berpflichtungsverhältuis nur 
zwiſchen dem Staate und dem Konzefliondempfänger, nicht aber auch 
zwiſchen dem legteren und dritten Berfonen. 

Es läßt fi jonach eine im öffentlichen Rechte begründete Ber- 
pflihtung bed Konzeifionierten gegenüber einer Gemeinde zur 
Unterhaltung von Gemeindewegen aus der Konzeflionsurfunde nicht 
ableiten. 

Hiezu bie Entſch. in Bd. 7, 218, nach welcher ein in Bayern kon⸗ 
zeflionierter Bahnunternehmer dem Staate gegenüber öffentlich⸗rechtlich 
verpflichtet erjcheint, die von den zuftändigen Organen der Staats 
verwaltung als notwendig erklärten Vorkehrungen zur Beleitigung ber 
durch den Bahnbetrieb verurjahten Störungen und Gefährbungen Des 
ee auf einer von der Bahn durchkreuzten Diſtriktsſtraße zu 
treffen. 

e. 8 62 Abf. 8 ber Bauorbnung vom 31. Juli 1890 (Web. 30, 345); 
hiezu Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 6, 95: In der Bauordnung 
hat der Grundſatz Unmwendung gefunden, daß in neuen VBauanlagen 
von Städten, Märkten 2c. zunächft der Bauunternehmer jelbR für den 
a einer Bauanlage an die fchon beftehenden Ortöftraßen zu 
orgen habe. 

Weiter vergl. Entich. des oberften Landesgeridht3 vom 13. Juni 1881 

Bd. 9, 202 (Reg. 2, 443) in 8 99 ©. 335 Anm. 8. 

Siehe auch Entich. des VBerw.-Ger.-Hofed unten Anm. 24 lit. a. 

m), Someit die Gemeinden gefetlich verpflichtet find, eine Einrichtung 
jet uftellen oder zu unterhalten (Art. 38), überhaupt foweit benjelben irgend ein 

ufwanb auf Grund gejeßlicher Beitimmung obliegt, Tönnen fie hiezu auf Grund 
des Art. 157 ber Gem.-Drbn. gegebenen Falles zwangsweiſe angehalten werben. 
Giehe Art. 157. 

Als freiwillige Leiftungen der Gemeinden im Gegenſatz zu ben ihnen 
durch Geſetz (Art. 38) auferlegten erfcheinen 3. B. die Aufwendungen nad Art. 
52 und 53; Art. 55 Abſ. IV, auch Art. 56; weiter gewifle Unterhaltungsbeiträge 
3. 3. für die Aufſtellung eines Arztes, Tierarztes, einer Hebamme, für Ein- 
richtung von gemeinnügigen bejonderd hygieniſchen Einrichtungen (Badeanftalten, 
Unlagen ıc.). 

ut 29) Bu Art. 38 find noch folgende Entſch. des Verw. Ger⸗Hofes zn be» 
merken: 


a. Bd. 4, 235 und 454 (oben 8 95a Anm. 183 1 lit. b): Verpflichtungen 
Dritter zur Herjtellung und Unterhaltung gemeindlidher Einrichtungen 
im Sinne des Art. 38 der Gem.-Orbn. Tönnen auf dem Boden des 
öffentlichen mechte nicht Durch Herfommen begründet werden. 

Hiezu Bd. 5, 269: Bei der in Art. 38 Abſ. II der Gen.-Orbn. 
borbehaltenen Verpflichtung zur Herftellung von Gemeinbewegen fan 
das Herlommen als ein im öffentlichen Rechte wurzelnder pflich- 
tungögrund nicht geltend gemacht werben. 

b. Vd. 1, 417: Das Recht der Beſchwerde gegen Beicheide der Verwal- 
tungsinſtanzen, wodurch einer Gemeinde Die Uebernahme einer firittigen 
Begunterhaltungspflicht zugewieſen wurde, fteht allein dem Gemei 
ausichuffe zu. Die Beichwerbeerhebung durch einzelne Gemeindeglieder 
ift unitatthaft. 

c. 8d. 3, 710; 8, 619 und 654, auch 3, 521: Unzuftändigleit des Bermw.- 
Ger.-Hofes für Entſcheidung der Trage, ob die Herftellung einer Brücke 
ꝛc. Bedürfnis fei, überhaupt in Bezug auf Fragen bes Ermellens. 
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Art. 39 (30). ) 


I. Die Gemeindeausgaben find zunächft?) aus den Nenten des 
Gemeindevermögeng®), aus den für bejondere Zwecke vorhandenen 
Stiftungen) oder hiefür geleifteten Ireiiotigen "Beiträgen, aus den 
der Gemeindekaſſe gejeglich zugewiejenen Gebühren) und Strafgel- 


d. Bd. 3, 276: Der Beſchluß eines ber Streisregierung unmittelbar unter- 
geordneten Magiftrates, Durch welchen ein Geſuch um gemeindliche In⸗ 
ftandfegung eines Wegitrede ohne vorausgegangene® Verfahren zur 
Ermittlung des Sachverhaltes und ohne Ladung ber im gegenteiligen 
Intereſſe Beteiligten abgewiejen wird, iſt nicht ala ein erftinftanzieller 
biftriftöpolizeilicher Beſchluß, fondern als ein einfacher Gemeindebeſchluß 
diejeg Magiftrates zu erachten. 

Auf eine Beſchwerde gegen einen folchen Beſchluß Tann daher die 
vorgefeßte Kreisregierung, Kammer bes Innern, nicht in zweiter Inſtanz 
veriwaltungsrichterlide Enticheidung erlaffen, ſondern hat die geeignete 
Sachinftruftion und Entjcheidung durch die zuftändige erfte Inſtanz 
anzuordnen. 


g Zu Art. 39 fiehe die Ausführungen oben in 8 97 ©. 324 fi. 
u den Einkünften ber Gemeinden bezw. als von Art. 39 Abſ. I getroffen 
fönnen auch noch Hieher gezählt werben: 

Die Verpflichtungen Dritter nach) Maßgabe bes Art. 34 und 88 Abſ. II 
der Gem. Ordn.; 

die — allerdings nur als durchlaufende Poſt in bie Gemeindekaſſe fließen⸗ 
ben — Jagdpachtgelder nad Art. 8 bed Jagdausübungsgeſ vom 20. März 1850; 

in gewillem Sinne die aufgenommenen Schulden (Art. 61 ff.), 

endlich können auch bie Gemeindedienſte, foferne und foweit jolche eingeführt 
find infoferne hier Erwähnung finden, als durch biefelben wenigſtens Gemeinde- 
audgaben eripart werden; Dedungsmittel im Sinne des Art. 39 find biejelben 
allerdings nicht. 

(Bergl. oben 8 97 ©. 327). 


) Ueber die primären Dedungsmittel des Art. 39 Abſ. I fiehe oben 
8 97 ©. 325. Siehe auch unten Anm. 15 I lit. a, 

) Bergl. Art. 31 Abſ. I, beögleichen ben übrigen Anhalt des Art. 31 und 
den Art. 32; auch Art. 22, 26 bis 29 und 34 ber Gem.-Orbdn. 

Bezüglich de Vermögens der Ortichaften verweilen wir auf bie Bemerl- 
ungen zu Art. 5 und 153 ber Gem.-Orbdn. 

ezüglich ded Wermögend ber Landwehr älterer Orbnung und bed vom 

Staate im Jahre 1892 geleifteten Bufchuffes fiehe oben 8 96 a ©. 193 f. Unm. 4 
zu Art. 26 der Gem.Ordn. 


*) Siehe Urt. 65 ff. der Gem.Ordn. 
®) Siehe hiezu: 8. Juni 1876 
. Suni 
a. Urt. 5 des Hundegebührengefeßes vom zT Tannar 1888. 
Bd. I ö 85 a ©. 394 Anm. 5 B Ar. 51. c.) 


b. Die auf Grund bes Gebührengejeges in der Tertierung don 1892 zur 
Fehung für die Gemeindefaffe gelangenden Gebühren. Siehe oben 


Gergl. oben 


c. 8 70 des Perjonenjtandögejehes vom 6. Februar 1875. (Bergl. auch 
Anm. 6 lit. c. 

d. Urt. 20 des Armengeſetzes. 

e. Gebühren nach Art. 8 Abſ. I und Art. 11 des Heimatsgeſetzes vom 
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dern®), aus den für Benügung von Gemeindeanftalten feſtgeſetzten 
Gebühren”)?7*) und ſonſtigen Erträgniffen diefer Anftalten®), aus 
etwaigen Zuſchüſſen des Staates und anderer öffentliher Kaffen?), 
fowie aus den auf bejonderen Nechtstiteln 10) beruhenden Leitungen 
Dritter zu bejtreiten. 

I. Soweit diefe Einfünfte für den geſetzlich 11) feitgeftellten Be⸗ 


. Juni 1896, ſoweit ſolche Gebühren nach Gemeindeſtatut eingeführt 
in 


f. Gebühren nach Art. 20, 22, 27 und 28 der Gem.MOrdn. ſoferne und 
fomweit ſolche laut gefegmäßiger Beichlußfaflung der Gemeinden zur Er- 
arbung gelangen (vergl. borftehend lit. c). *) 

*) Siehe hiezu: 

8. Art. 41 Abſ. III, 99, 100 Abſ. II, 143, 144 Abſ. II, (148, 165, 167 
Abſ. III), 174 Ubf. III der Gem.-Orbn. (Die Strafen der Art. 148, 
165 und 167 Abſ. III fließen in die Armenkaſſe.) 

Art. 88 des Malzaufſchlaggeſetzes dom 16. Wei 1868 _ 
1 10. Dezember 1889. 

70 rar Pestonenflanbögefebes bom 6. Februar 1875 (vergl. auch 

nm. 6 lit. c). 

. Art. 21 Abſ. VI und Urt. 124 des Polizei-Str.-Gel.-B. 

. Vergl. auh Urt. 17 des Nahrungsmittelgefeges vom 14. Mai 1879 
(Web. 18, 22). 

) Dieie Gebühren find die nämlichen wie die in Art. 40 Abf. I genannten 
„Örtlichen Abgaben für die Benükung des Eigentums, ber Anftalten und Unter- 
nehmungen“ der Gemeinden. Siehe v. Kahr ©. 404 Anm. 5, ferner befonders 
oben 88 102 und 104. 

’s) Vergl. Entich. des Verw.-Ger.-Hofed vom 16. Januar 1895 Bd. 16, 
165: Gebühren, welche eine Gemeinde für Benütung einer Gemeindeanftalt zu 
erheben berechtigt ift, find Gemeindeeinnahmen im Sinne des Art. 39 Abſ. I ber 
Gem.-Ordn., nicht aber Einkünfte im Sinne des Abſ. II a. ©. 

Die Erhebung von Gebühren für Benügung von Gemeindeanftalten if 
feine Borbedingung für erpebung von Gemeindeumlagen. 

Ebenda ©. 166: Nach dem Wortlaute des Art. 40 find die Gemeinden 
zur Einführung von örtlichen Abgaben für bie Benügung gemeindlicher Anftalten 
nur berechtigt, nicht aber verpflichtet. Wenn demnadh in Art. 89 Abſ. I der 
Gem.⸗Ordn. die Beſtimmung ficy findet, daß die @emeindeausgaben „zunächſt aus 
ben Renten bed Gemeindevermögend 2c. und aus den für Benügung von Ge⸗ 
meindeanjtalten feitgejepten Gebühren zu beftreiten feien“, fo ift dieſe Beſtimmung 
offenbar nur dahin zu verftehen, daß bie Gemeinbeausgaben aus Gebühren für 
Benützung von Gemeinbeanjtalten bann zu deden find, wenn eben foldye Gebühren 
von den Gemeinden freiwillig eingeführt werden. Siehe auch unten Art. 40 
Anm. 3 ©. 414. 

®) 3. B. aus einer gemeindlichen Badeanftalt oder aus einer Anftalt mehr 
gewerblichen Betriebes wie Sparlaffe, Pfandhaus, Gasfabrik, Eleltrizitätämwert. 

ergl. hiezu S. 414 Anm. 3. 
) z. B. Zuſchüſſe zur Gemeindekaſſe für die Handhabung der Polizei, auch 

Zuſchüfſe zur örtlichen Schul- und örtlichen Armenkaſſe. 

4 1? Bergl. Art. 34 Abſ. I und 38 Abſ. II der Gem.-Orbn. Siehe oben 
nm. 1. 

29 d. h. „auf geſetzmäßige Weile”. Eine gejeglich d. h. auf geſetzmäßige 
Weiſe feltgeftellter Bedarf ift Daher nicht nur dann gegeben, wenn es ch um Er- 


*) Un den Landtag ift auch ber Untrag geftellt. den Gemeinden durch Gefch bie Erhebung 
einer eigenen Ts ah eh PA bis au !/, Brogent des betreffenden KRaufpreifes gu geRatten. 
Diefer Antrag ift im Finanzausſchuß der Wbgeorbnetenfammer bereits einftimmig genehmigt worden 
unb wird vorausfitliä mit aller Veftimmtheit zum Geſetz erhoben. 


en oo o 
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darf nicht ausreichen, tft derfelbe durch Gemeindeumlagen 12), Ver⸗ 
brauchsfteuern 19) und ſonſtige örtliche Abgaben 19) zu deden. 


1. Berbraudsftenern nnd andere örtliche Abgaben. 


Art. 40 (31).) 
I. Die Gemeinden find zur Erhebung von Berbrauchsfteuern ®) 


füllung von Rerbindlichkeiten Handelt, welche nach Borjchrift einer geſetzlichen 
Beftimmung zu erfüllen ift, fondern auch dann, wenn von der Gemeinde auf 
Grund ihres Selbftverwaltungsrechtes bezw. nach Maßgabe geſetzmäßig gefaßter 
Gemeindebeſchlüſſe eine Verpflichtung freiwillig übernommen wurde und bie hiezu 
nötigen Auslagen zu decken find, doch natürlich mur vorbehaltlich der durch bag 
Gejeß für den einzelnen all jpeziell gezogenen Grenzen, jo vergl. 3. B. Art. 55 
Abſ. IV der Gen.-Drdn. (auch die jtaatsauffichtlichen Beſtimmungen des Art. 
159). Siege v. Kahr ©. 404 Unm. 7 unb bie Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes 
unten in Anm. 15 1 lit. c. 

1?) Hierüber fiehe jpeziel die Darftellungen in $ 111. 

18) Siehe fpeziell 88 101 und 104. 

29) Giehe fpeziell 88 103 und 104, 

Die „jonftigen dÖrtlichen Abgaben” des Urt. 39 Abſ. II find die nämlichen 

Abgaben, wie die in Art. 40 Abſ. I und IV genannten „örtlichen Abgaben“. 

10) Zu Art 39 fiehe noch fpeziell folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 

und Abhandlungen. 

I. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofs: 

a. vom 3. Dezember 1890 Bd. 12, 399: Aus dem Umſtande, daß die 
Renten des Gemeindevermögens auch zur Beſtreitung von Bedürfniſſen 
einer Schule und Kirche verwendet werden, die nicht allen Gemeinde— 
angehörigen gemeinfam find, können diejenigen, welche zu einer anderen 
Kirche und Schule gehören, für fich feinen im Verwaltungsrechtswege 
verfolgbaren Anſpruch auf Herausbezahlung eines verhältnismäßigen 
Anteiles diefer Renten ableiten. 

b. vom 21. Oftober 1891 Bd. 13, 241 oben 8 96a ©. 282 Unm. 101 
Nr. I lit. ii zu Art. 32 der Gem.-Orbn. 

c. vom 10. Oftober 1884 8b. 5, 298 oben in 8 111 Anm. 3. 

II. Abhandlungen: 

Bl. für admin. Br.: 
Bd. 22, 144 ff. bejonder 153: Der Umfang der Staatsaufficht 
nad Art. 157 der Gem.-Orbdn. 
Bd. 24, 305 ff.: Dürfen Gemeindeumlagen auch für freimillige 
Reiftungen erhoben werden ? 
Zu Urt. 40. 


*) Ueber Art. 40 fiehe die Abhandlungen oben in 88 101 bis 108. 

Ferner vergl. zu Urt. 40 und 41 der Gem.-DOrdn. bie befonders empfehlens- 
werte Schrift von Dr. v. Sicherer: „Die gemeindliche Finanz-Bolizei» und Straf- 
gene! in Bezug auf Verbrauchsſteuern und andere örtliche Abgaben nach den 

rtiteln 40 und 41 der bayer. Gem.⸗Ordn. für die Landesteile rechts bes Rheins.“ 
J. Schweiter Verlag, München 1893. 

) VBerbrauchsiteuern. Die Erhebung von Steuern, welche nicht zu 
ben Berbraud3- oder Berzehrungs- Steuern gerechnet werden können, ift 
überhaupt den Gemeinden entzogen, Dürfen daher von ben Gemeinden nicht 
erhoben werden; und zwar auch nicht mit minifterieller Genehmigung. 

Sogar neue in den Landesteilen diesſeits des Rheins am 1. Juli 1869 
nicht in Uebung gewejene Verbrauchsſteuern fönnten nur mit geſetzlicher 
Ermädtigung eingeführt werden (Urt. 40 Abſ. II). Weiteres fiehe oben 88 100 
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und von örtlichen Abgaben für die Benützung ihres Eigentums, ihrer 
Anftalten und Unternehmungen®) befugt, ſoweit nicht Gejee oder 
Staat3verträge entgegenftehen. %) 


und 101. An direlten Steuern, deren Erhebung den Gemeinden zufteht, gibt 
e8 nur bie Gemeindeumlagen. — Ortſchaften ijt für fich befonders die Er- 
pebung von Berbrauchgiteuern kr geftattet, fondern nur politifchen ®emein- 

en; aber auch letztere find nicht befugt, die Erhebung von Verbrauchsſteuern 
etwa nur auf einen Zeil ihrer Bezirke zu befchränten: Die Verbrauchsſteuern 
müſſen gleihmäßig für den ganzen Gemeindebezirk zur Erhebung kommen. 

2) Siehe fpeziell 8 102, ferner oben Anm. 7, 7 a und 8 zu Art. 39 ©. 412, 
Bergl. Hiezu audy noch bezüglich des Vorzugsrechtes folder Abgaben im Konkurſe 
den 8 41 Biff. 1 der Reichs Konkurs⸗Ordn., mozu bemerkt wird, daß eine „Örtliche" 
bezw. „Öffentliche Abgabe" im Sinne biejer Beftimmung immer dann gegeben ift, 
wenn bie betreffende Abgabe auf Grund gemeinde ftatutarifher Beftimmung 
oder Regulierung erhoben wird, nicht von Fall zu Fall mit den einzelnen 
Beteiligten beſonders vereinbart ift. Siehe hiezu die näheren Ausführungen oben 
in 8 102 ©. 361 f. Anm. 1 und ©. 364 Anm. 5, 

*) Diefer Beltimmung gemäß ift der Kreis derjenigen Werbrauchögegen- 
ftände, welche einer gemeindlichen Beſteuerung mit minifterielecr Genehmigung 
(oder gemäß Art. 40 Abſ. II durch landesgeſetzliche Ermächtigung) unterworfen 
werden können bezw. bürfen, Durch den aum Neichögejeb gewordenen Zollvereins⸗ 
Fach vom 8. Juli 1867 beftimmt, und zwar dur Art. 5 Ziff. I und II 8 7? 
esjelben. 

Diele nunmehr reichögefeglichen Vorſchriften lauten: 

Art. 5 Ziff. I Abſ. I: Von allen bei der Einfuhr mit mehr als 15 
Groſchen (1 M. 50 Pig.) vom Centner (alfo 3 M. von 100 Kilogramm) be» 
legten Erzenguilien, bon welchen entweder auf die in der Bollorbnung vorge- 
fchriebenen Weiſe dargethan wird, daß fie als ausländiſches Ein- oder Durch- 
gangagut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehörbe bed Vereins 
bereitö beftanden haben oder derjelben noch unterliegen, barf feine weitere Abgabe 
irgend einer Art, jei e3 für Nechnung bes Staates oder für Rechnung von 
Kommunen oder Korporationen erhoben werben ac. 

Abf. TI. Unter diefen Steuern find für jet (1. Januar 1868) die Steuern 
von der Fabrikation des Branntweind, Bieres und Eſſigs, ingleihen die Mahl⸗ 
und Schladytiteuern zu verftehen, welchen daher das ausländiſche Getreide, Malz 
und ieh in gleihem Maße wie das inländiiche und vereingländifche unterliegt. 

Durch 8 1 des Gejehes vom 27. Mai 1885 ift vorjtehender Urt. 5 Ziff. I 
geändert worden. Diefer 8 1 lautet: „Die Beltimmung unter Biff. I des 

rt. 5 des Bollvereindvertraged, wonach von allen bei der Einfuhr mit mehr als 
3 M. von 100 Kilo belegten ausländiichen Erzeugniffen feine weitere Abgabe 
irgend einer Urt, fei e3 für Rechnung des Staates oder für Rechnung von Kom- 
munen und Korporationen erhoben werben barf, findet auf Mehl und andere 
Müphlenfabrilate, desgleihen auf Bäckerwaren, Fleiſcht), Fleiſchwaaren“) 
und ett*), fowie ferner, ſoweit e3 fih um die Beſteuerung für Rechnung von 
Kommunen und SKorporationen Handelt, auf Bier und Branntwein feine An- 
wendung.” **) 

Art. 5 Hiff. II 8 7 Iautet: 

Abi. I. Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kom- 
munen, fei es durch Zufchläge zu ben Staatsfteuern oder für fich beftehend, foll 


*) alfo kaun feit 1885 auch ber Fleiſchaufſchlag von dem fogenannten corned beef, über- 
hanpt von allem vom Wuslande (Amerikä, England zc.) eingeführten Fleiſch oder Fleiſchwaren. 
Speck oder Ionftigen Fette erhoben werben. Die Min.E. dom 21. Juni 1883 (Neger 4, 84) iſt Baber 
fett 1885 hinfällig geworden. 

**) Siehe * auch bie Min.-E, vom 28. März 1864 (Web. 16, 251 Anm. 5) — welche 
erlaffen wurbe, um eine gefegtwibrige gegen ben Boflvereinävertrag verftohenbe gemeindliche Be⸗ 
fteuerung hintanzuhalten. 
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D. Neue in den Landesteilen diesſeits des Rheins bisher nicht 
in Uebung geweſene Berbrauchsfteuern können nur mit gejeblicher 
Ermädtigung eingeführt werden. 5) 

I. Die Beihlußfaffung über Einführung oder Erhöhung von 
Verbrauchsſteuern und örtlichen Abgaben fteht in Gemeinden mit 
ftädtiicher Berfaffung dem Magiſtrate unter Zuftimmung der Ges 
ee, nacniglen, in Landgemeinden der Gemeindeverfamm- 
lung zu. 

IV Bei Erhebung des Fleiſch⸗, Getreide: oder Mehl-Aufichlages 
dürfen die Durch Verordnung feitgejegten Maximalbeträge nicht über- 
Schritten werden.) Sonftige Verbrauchsſteuern 8), desgleichen Pflafter-, 
Weg- und Brüden- Zölle?) und örtliche Abgaben, welche nicht unter 
die Beitimmungen des Abj. I fallen 19), können nur mit Genehmigung 
des betreffenden Staatsminiſteriums 19) eingeführt oder erhöht werden. 12) 


nur für Gegenftände, die zur örtliden Konſumtion beftimmt find, 
bewilligt werden ze. 

Abſ. II. „Zu den zur örtlichen Konſumtion beftimmten Gegenftänben, von 
welchen hiernach die Erhebung einer Ubgabe für Rechnung von Kommunen allein 
ſoll ftattfinden dürfen, And allgemein zu rechnen: Bier, Eſſig, Malz, 
Cider (Obftwein) und die der Mahl- und Shladtfteuer unter- 
liegenden Erzeugnijfe, ferner Brennmaterialien, Marktviktua— 
lien und Fourage.“ 

Abi. III. Vom Weine joll die Erhebung einer Abgabe ber vorgedachten 
Art Pi Al nur in denjenigen Teilen des Vereins zuläflig fein, welche zu den 
eigentlichen Weinländern gehören.“ 

Die wichtigften Gruppen von Verbrauchsſteuern, welche nach dem Voraus 
gefagten und bezw. nach Art. 40 der Gem.-Orbn. zuläflig find und für die rechts⸗ 
rheiniſchen Gemeinden bejonders in Betracht kommen, find oben in den 88 104 
bis 110 näher behanbelt. 

Die Beltimmung bes Abſ. II bezieht ſich ausfchlieglih nur auf Ver⸗ 
braudsfteuern. 

Dieſer Beltimmung entiprechend ift auch ein Aufichlag von zahmem Ge- 
flügel, desgleichen von Pferdefleiſch ohne beſondere gejegliche Ermächtigung unzuläſſig, 
da eine jolche Berbrauchäfteuer bisher d. h. am 1. Zuli 1869 in feiner bayerischen 
Gemeinde in Hebung war. Siehe oben ©. 371 und Anm. 5 und 6 bafelbft. 

° Hierüber fiehe oben 8 101 ©. 369. 

) Siehe oben 88 105 und 106. 

°\ Siehe oben 8 101. 

9 Siehe oben 8 109. 

Hier ift die Genehmigung in der Regel eine zu jeder Zeit widerrufliche. 
Siehe auch Entich. des Verw.-Ger.-Hofes in Anm. 12. 

0) Siehe oben 8 103. 

ı1) Jetzt des Tal. Staatdminifteriumd des Innern. Dieje Genehmigung 
kann auch auf eine beftimmte Zeit bezw. Zahl von Jahren (3. ®. 10 Jahre) 
beichräntt und an gewiffe Bedingungen gelnüpft werden. Siehe oben 8 101 und fpeziell 
bezüglich bed Lokalmalzaufſchlages 8 108 und bezüglich bes Pflajterzolles 8 109. 

12) Handelt e3 fi um die Un veränderte WWeitererhebung eines Gefälles, 
welches bereit3 am 1. Juli 1869, d. 5. beim Inslebentreten ber Gem.-Ordn. in 
einer Gemeinde in berechtigter Weije eingeführt war, fo ift hiezu miniftertelle 
Genehmigung nicht nötig. 

4 auch Entich. des Berim.-Ger.-Hofed vom 5. Oftober 1892 Bd. 14, 
33: Zur Forterhebung des einer Gemeinde ſchon vor dem Inslebentreten des 
Geſetzes vom 22. Zuli 1819, die Umlagen für @emeindebebürfniffe betreffend, 
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Art. 41 (32). 


I. Dertliche Auffchläge!) follen, ſoweit thunlich, nur Die Ber- 
zehrung innerhalb?) des Gemeindebezirkes, nicht die Produktion und 
den Handel treffen. ®) 

I. Unter welchen Borausfegungen und in welchen Größen 
Rüdvergütungen *) bei der Ausfuhrd) auffchlagpflichtiger®) Produfte 
zu gewähren find, wird durch Verordnung *) fejtgejegt.”) 


ohne Beitbeichräntung bemilligten Pflafterzolles ift eine ftaatlihe Genehmigung 
nicht notwendig, foferne nicht dabei eine Erhöhung des Zolled in Frage kommt. 

2) Siehe Über Verbraudyäfteuern 88 100, 101, auch 104 und 107, ſpeziell 
über Lofalmalz- und Bieraufichlag 8 108, über Fleiſch⸗, Getreide» und Mehlauf- 
ſchlag 88 105/106. 

Da die Örtlihen Aufichläge nur die Verzehrung und zwar nur 
innerhalb des Gemeindebezirfes treffen dürfen, jo ergibt fich hieraus Die Ver⸗ 
pflichtung der Rüdvergütung nach Urt. 40 Abſ. II bei der Ausfuhr. Siehe 
Anm. 4, 5 und 6. 

*) Siehe hHiezu Entſch. des PBerm.-Ger.-Hofed vom 11. November 1881 
Bd. 3, 353 oben in 8 102 Anm. 12, ferner Plenar-Entich. vom 12. Dezember 
1884 Bd. 5, 333 in $ 108 Anm. 12 Ilit.a. 

Vergl. ferner die Beitimmung in Art. 5 Abi. II 8 7 bes Bollvereins- 
vertraged vom 8. Juli 1867 oben S. 414 Anm. 4 und hiezu bie ebengenaunte 
Plenar⸗Entſch. in Bd. 5, 333 ff., befonders ©. 340 Nr. II. „Durch Abi. I des 
Urt. 40 der Gem.Ordn. wurden inzbejondere jene Beichräntungen, welche in den 
einichlägigen Beſtimmungen des kurz vorher zu Stande gefommenen Bollvereind- 
vertrages vom 8. Juli 1867 enthalten find, landesgeſetzlich den Gemeinden 
eu eine bei Erhebung von Berbrauchäfteuern einzuhaltende Norm förmlich 
auferlegt.“ 

*) Siehe Anm. 2. Für die Nüdvergütung bes Fleiſch⸗, Getreide- unb 
Mehlaufichlages find die oben in 88 105/106 ©. 371 f. abgedrudten Beitimmungen 
ber Berordn. vom 27, November 18725 maßgebend. (Web. 11, 194). Durch diefe 
Verordnung iſt der Minimalfag beftimmt, weicher von den Gemeinden unter allen 
Umftänden zurüdvergütet werden muß. Dagegen können die &emeinben über 
diefe Säge hinaus freiwillig höhere Rücvergütungen bewilligen. Auch für Wild⸗ 
pret muß der allenfall3 erhobene Aufichlag rüdvergütet werden, joferne dasſelbe 
lediglid) die Gemeinde tranfitiert. Giehe Entic, des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 13, 
271 oben 58 105,106 ©. 371 Anm. 7; fpeziell über die Rüdvergütung des Yleifch-, 
Getreide- und Mehlaufichlages an die Militärverwaltung trifft die Verordn. vom 
12. März und die Min.sBel. vom 24. März 1883 Beftimmung. (Web. 16, 124 
und 131.) Siehe oben 88 105/106 ©. 373 Anm. 10. . 

DBezüglih der Rüdvergütung des Lofalmalz- und Bieraufichlages ift die 
Berorbn. vom 5. Auguft 1882 (Web. 15, 751) maßgebend. Siehe oben 8 108 
S. 382 f. Anın. 11 und Bd. I 8 82 ©. 374 f. Anm. 4; auch unten Anm. 16 und 17. 
. ) Siehe Anm. 2. Berechtigt, die Rüdvergütung zu beanſpruchen, ift ber- 
jenige, welchem im einzelne alle dieſe Berechtigung durd bie betreffende Verord⸗ 
nung zugeiprochen wird, fo 3. B. bezüglich des WMehlaufichlages der Produzent 
und der Händler. Bergl. hiezu oben ©. 372 Anm. 7 lit. c. 

Bergl. auch nachitehende Anm. 7. 

*) Das Produft muß als aufichlagspflichtig in ber betreffenden Auf- 
chlagsordnung bezeichnet ſein; ob der Aufſchlag im einzelnen Falle wirklich bezahlt 
ſt, iſt für die Verpflichtung zur Rückvergütung nicht ausſchlaggebend. 

Vergl. auch Anm. 2. 

’) Rückvergütung kann daher nur nach Maßgabe der Verordnung d. h. nur 
unter den verordnungsmäßig feſtgeſetzten Vorausſeßungen gefordert werden, z. B. 
der Fleiſchaufſchlag nur von unverteilten in der Haut beänblichen Tieren, nicht 
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II. Die Gemeinden?) find berechtigt, ort3polizeiliche Vorfchrif- 
ten3) zur Kontrolle und Sicherung örtlicher Gefälle?) zu erlaſſen 19) 
und in benjelben die Gefährdung!) der Gefälle?) durch Zuwider⸗ 
handlung gegen derartige Vorjchriften mit Geldftrafe12) bis zu zehn 
Gulden (18 M.), die rechtswidrige Entziehung oder Verkürzung 12%) 


von Fleiichftüden oder von fonjerviertem Fleiſch in Büchſen (abgejehen jeboch von 
der Rückvergütung an bie Militärverwaltung, ſiehe oben S. 373 Anm. 10) ober 
von Fleifchfabrilaten (3. B. Wurftwaren), von Mehl und Bier nur bei einer 
beftimmten Ouantität ıc. 

Bezüglich des Wildpretaufichlages vergl. die Entich. bes Verw.⸗Ger.Hofes 
vom 16. Juli 1890 Bd. 12, 271 oben 8 106 Anm. 5, ferner oben ©. 374 


Abj. U. 

D. h. die politiichen Gemeinden. Bei Bildung von Gemeinbefteuer- 
bezirfen (fiehe oben ©. 375 Anm. 1 zu &100) find diefe Vorſchriften von ſämt⸗ 
lichen beteiligten Gemeinden in gleicher Weile und möglichft nad) gleichem Wort- 
laute zu erlafjen. 

®, Hiezu fiehe Art. 1 ff. des Polizei-Str.-Gef.-B. und bie Erörterungen 
hiezu im Comm. von v. Riedel-PBröbft. 

Speziell über die Hier in Betracht kommenden ort3polizeilichen Vorfchriften : 
v. Sicherer, die gemeindliche Yinanzgewalt 2c. ©. 73 ff. Siehe auch BI. für ad- 
min. Pr. Bd. 20, 231 ff.: Die ortöpolizeilichen Vorſchriften nach Art. 41 Ubi. 
III der Gem.-Ordn. 

®) Unter den „örtlichen Gefällen“ des Art. 41 Abf. III find alle ge- 
meindlichen Steuern und Abgaben zu veritehen, welche im Art. 40 ber Gem.- 
Ordn. genannt ſind. 

) und zwar äußerlich getrennt von den ſogenannten Aufſchlagsordnungen, 
welch Iebtere in der Form von Gemeindeftatuten zu fallen find. Giehe oben 
8 101 ©. 359 und 360. 

1) sei es auf dem Gebiete ber Erhebung und Enitrichtung oder der Rück⸗ 
vergütung dieſer Gefälle, 

Doch kann durch dieſe Kontrollvorfchriften — für den Fall ihrer Verlegung 
— nicht der durch Gefe oder Verordnung begründete Nüdvergütungsanfprud) 
vernichtet werden. Vergl. hiezu Entich. de Verw.Ger.⸗Hofes in Bd. 3, 323 f., 
befonder 327 oben in 8 108 Anm. 12 I lit. e, auch Entich. des Verw.Ger.⸗ 
Hofes Bd. 10, 31 oben in 8 106 ©. 371 Anm. 7 lit. b; vergl. auh BI. für 
admin. Fa — bie f. Art. 3 Abſ. 1 Sf. 2 des b Ausfah 

) Siehe hiezu Art. iff. es bayer. Ausführungsgeſetzes zur 
Reichs⸗Str.⸗Proz.Ordn. vom 18. Auguſt 1879 (Web. 13, 196) und Geſetz vom 
8, November 1875 „die Beftimmung von Gelditrafen und einigen Geldjägen nad 
der Reichswährung betreffend“ (Web, 11, 180). 

Bergl. auch Erf. des oberſten Ger.-Hofed vom 20. September 1878 (Bd. 
8, 495): Wenn bie zur Sicherung eines ſtädtiſchen Pflafterzolles erlaſſenen orts- 
polizeilichen Vorſchriften zwar Die rechtäwidrige „Entziehung oder VBer- 
kürzung“ dieſes Gefälles mit Strafe bedrohen, für die Mebertretung der zur 
Bermeidung von Gefährdungen desſelben erlaffenen Kontrollvorfhriften 
aber fein Strafgebot enthalten, fo können Berfehlungen gegen letztere auch 
nicht beftraft werben. 

128) Siehe Erf. des Oberlandesgericht3 München vom 30. Dezember 1884 
Samml. Bb. 8, 281 ff. und 640: Zum Thatbeſtande rechtswidriger „Entziehung“ 
oder „Berfürzung” eines örtlichen Gefälled im Sinne des Art. 41 Abſ. UI ber 
Gem. Drbn. ift nicht erforderlih, daß durch die Handlung das Vermoͤgen ber 
Gemeinde wirklich beichädigt worden if. In Bezug auf die Nüdvergütung eines 
örtlichen Gefälles iſt eine Hinterziefung daher fon vollendet burch unrichtige 
Deflaration zum Zwecke der Rüdvergütung. Siehe auch vorftehende Anm. 12 Abſ. 2. 


Pohl, Handiug. U. 27 
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der Gefälle, joferne Ddiejelbe den Betrag von zwei Gulden dreißig 
Kreuzer (4 M. 50 BF.) nicht überfteigt, mit Geldftrafe bis zu Fünf- 
undzwanzig Gulden (45 M.), bei höheren Beträgen 10) mit Geldftrafe 
bis zum zehnfachen, im Rückfallen8) bis zum zwanzigfachen Betrage 
des entzogenen Gefälles zu bedrohen. 12) Die erkannten Geldftrafen 
fließen in die Gemeindekaſſe. 1%) 

IV. Die lebertretung 14°) der betreffenden Vorſchriften unter- 
liegt der Aburteilung der hiefür zuftändigen Gerichte.14*) Der Ueber- 
treter kann duch unbedingte freiwillige Unterwerfung unter den 
Ausſpruch der Gemeindeverwaltung die richterliche Aburteilung ab⸗ 
wenden, in welchem Falle diefer Ausſpruch die Wirkung eines vecht3- 
fräftigen richterlichen Urteils hat. 15) 


’") Die Worte „im Nüdfalle” ꝛc. beziehen fich lediglich auf die Worte „bei 
höheren Beträgen”. 

Bei Defraudationen, welche den Betrag von 2 Gulden 30 Kreuzer = 
4 M. 50 Pig. nicht überfteigen, gibt es nur Die eine Gelditrafe bis zu 45 M. 
(oder 25 Gulden). 

4) Dieje Beftimmung ift noch in Kraft. 

Die betreffenden Strafgelder find von ber eigentliden Gemeinde fafie, 
nicht von der Urmenlaffe zu vereinnahmen. Siehe auch oben Art. 39 Anm. 6. 


**a) Die gerichtliche Aburteilung erfolgt gemäß 8 27 Ar. 1 und 2 md 
$ 73 Nr. 1 des Reichs⸗Ger.⸗Verf.Geſ. — vorbehaltliih 8 75 Hilf. 15 1. c. — 
durch die Straflammer bes kgl. Landgerichts, wenn die betreffende llebertretung 
mit Geldftrafe über 600 M. bedroht ift, außerdem durch das Cchöffengericdht. In 
jedem alle aber haben diefe Zuwiderhandlungen ben Charakter von Ueber» 
tretungen, 

Eiehe hiezu Art. 5 des Ausführungsgeiebes zur Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordu.: 
Handlungen, welche durch ein neben dem Strafgejepbuche für das Deutiche Neid; 
in Geltung gebliebenes ach mit Strafe bedroht find und vor Aulraft- 
treten jenes Geſetzbuchs die Eigenſchaft von Polizeiibertretungen ober Ueber- 
tretungen an Ni) trugen, behalten in ftrafrechtlicher Beziehung auch künftig bie 
Eigenichaft von Uebertretungen, wenngleich die hiefür angebrohte Strafe dasjenige 
Maß überfteigt, welches in $ 1 Abi. 3 und 8 18 bes Reich8-Gtr.-Gefeh- Buchen 
für Mebertretungen fetzgeſetzt ift. 

20) Diefe gegenwärtige Saffung erhielt Urt. 41 Abſ. IV ber Gem.-Lrbn. 
durch ben Art. 4 des Geſetzes vom 19. Januar 1872 „die Abanderungen eini 
Beftimmungen der Gem.-Drdn. ꝛc. betreffend“. Zu diefem Abf. IV bezw. bein 
Vollzug find die nachftehenden en Beitimmungen zu beachten: 

6 Abſ. 2 Ziff. 3 des Einführungsgeieges zur Neich3-Str.-Broz.-Drbn.: 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Beltimmungen über das Verfahren im 
Verwaltungswege bei Webertretungen, wegen deren die Bolizeibehörben zum Erlaß 
einer Strafverfügung befugt find, und bei Zumwiberhandlungen gegen bie Vor— 
ray ren über die Erhebung Öffentlicher Abgaben und Gefälle, inſoweit nicht bie 
88 453, 454, 455 und 459 bi 463 ber Strafprogegorbnung abändernde Beftim- 
mungen treffen. 

Art. 3 Ziff. 2 und 18, ferner Art. 97 Abſ. 1, Art. 86, 87 Abſ. 1, 85 
Abſ. 1, 89 Abſ. 1-3 und 5, 90—92 des bayer. Musführungsgeiehes zur Reichs 
Str.-Proz.-Drbn. vom 18. Auguſt 1879 und die 88 459 bis 468 der Net 
Str.⸗Proz. Ordn. ſelbſt. Dieſe eſtimmungen lauten: Art. 3 Ziff. 2 und 13 Des 
Ausführungsgefeßed: „Won den bisher geltenden Ianbesgejeplichen Normen über 
Strafrecht und Strafverfahren bleiben mit ben im gegenwärtigen Geſetze ent- 
Haltenen Abänberungen und Bufägen in Kraft: 
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V. Die Nüdvergütung des ———— bei der Ausfuhr 
von Bier 160), ſowie die Beſtrafung der Defraudation und der Zu⸗ 


2) Die in den Gemeindeordnungen für die Landesteile rechts des Rheins 
und für die Pfalz, ſowie in dem Geſetze über Heimat, Verehelichung 
und Aufenthalt enthaltenen Strafbeſtimmungen nebſt den einſchlägigen 
Vorſchriften über das Verfahren im Verwaltungswege vorbehaltlich der 
Beitimmungen in Art. 97 des gegenwärtigen Gefeßes ꝛc. ⁊c. 

13) Die noch geltenden ſtrafrechtlichen Vorſchriften über Verfehlungen in 
Bezug auf Zoll-, Steuer-, Aufichlag- und ähnliche Gefälle und Abgaben, 
einthliehfich ber Strafbeftimmungen in Bezug auf Weg-, Brüden- und 
Pflaftergeldabgaben an den Staat, an Gemeinden und jonftige Korpo- 
tationen, Gejellichaften oder Privatperjonen fowie die bezüglich biefer 
Berfehlungen erlaſſenen Borfchriften über das Verfahren im Verwal⸗ 
tungswege, vorbehaltlich der in Art. 85—101 des gegenwärtigen Geſetzes 
enthaltenen bejonderen Beitimmungen.“ 

Urt. 97 Abſ. I; ferner Art. 86, 87 Abſ. 1, 88 Abi. 1, 89 Abſ. 1—3 und 

5, 90 und 91 fiehe oben Bd. I 8 86 ©. 405 Anm. 9. 

Art. 92: „Die Veräußerung der eingezogenen Gegenftänbe wird, ohne Unter- 
ſchied, ob die Enticheidung im gerichtlichen oder im Verwaltungswege erfolgt ift, 
durch die Zollbehörde (Hier: Gemeindebehörde) bewirkt. 

Ebenſo erfolgt durch dieſelbe die Bollftredung von rechtsträftigen Straf- 
beicheiden auf dem Wege des adminiftrativen Zivangsvollzugs.“ 

88 459 bis 463 ber Neich3-Str.-Proz.-Ordn. fiehe oben Bd. I 8 86 ©. 
405 f. Anm. 10. 

Ueber dieſes fogenannte Beicheidverfahren, nad) welchen die Gemeinde⸗ 
verwaltungen die Mebertretungen der nad) Art. 41 Abf. III erlaffenen ort3polizei- 
lichen Vorſchriften verfolgen Tönnen, fiehe oben Bd. I 8 86 ©. 404 bis 407; da3 
dortfelbft gejchilderte Verfahren ift analog auch hier in Anwendung zu bringen. 
Weiter ift noch zu bemerken: die Genteindeverwaltungen — d. 5. der Magijtrat 
oder der Gemeindeausihuß — find wohl berechtigt, nicht aber verpflichtet, den 
Weg bes Beicheidverfahrens zu betreten; doch wird fich derjelbe zunächſt in der 
Regel ftet3 empfehlen. Wird dieſer Weg eingeichlagen, jo iſt auf erfolgte Anzeige 
in der Thatbeftand genau feftzuftellen und dann burch förmlichen Beſchluß des 

agiftrat3 beziv. des Gemeindeausſchuſſes Strafbeicheid zu erlafjen, Hierauf Der- 
jelbe vecht3förmlich auszufertigen, zuzujtellen und — foferne innerhalb der Friſt 
von einer Woche nicht gemäß 8 459 der Reichs⸗Str.Proz. Ordn. Einſpruch er» 
oben wird, — zu vollftreden. Die Vollftredung erfolgt laut des oben angeführten 

rt. 92 des Ausführungdgefetes auf dem Wege des adminiftrativen Zwangsvoll- 
zuge3 gemäß Urt. 4 bis 8 des Ausführungsgelepes zur Reichs⸗Civil⸗Proz. Ordn. 
vom 23. Februar 1879. 

1) Siehe oben 8 108 ©. 382 f. und Anm. 11 bis 12b daſelbſt, beſonders 
die Ausführungen der in Unm. 11a und 12 Wr. I lit. a genannten Plenar- 
Entich. des Vermw.-Ger.-Hofes vom 12. Dezember 1884 Bd. 5, 333 ff. 

Darauf, ob das Bier ftärker oder ſchwächer eingebraut ift, kommt es nicht an; 
auch von ſchwach eingebrautem Bier ift, foferne e8 nur primäres Erzeugniö von 
Bohn und verfteuertem Malz und nicht jogenanntes Nachbier, Hainzle oder Sehens 
it (fiehe oben ©. 383 Anm. 11a Abſ. 2), ber Lokalmalzaufſchlag zu entrichten, Doc) 
nit nad) dem allgemein normierten Sat bezw. nicht ın einem höheren Betrag als 
überhaupt ein Aufichlag hiefür entrichtet wurde, gleichzeitig unter Abzug eines Be⸗ 
trages für bie betreffenden Verwaltungskoſten. Stehe Entidy. bes Verw⸗Ger.⸗Hofes 
®b. 1, 458 oben in 8 108 Anm. 12 Nr. I lit.d. — Für Flaſchenbier wirb feine 
NAüdvergütung gewäbtt, besgleichen auch nicht für verborbenes, lediglich zu Eſſig 
verwenbbared Vier. Siehe bezüglich der Rückvergütung noch des Weiteren Die 
pier analog zur Anwendung gelangenbe Anmweifung, betreffend bie Nüdvergütung 

ed ärarialiihen Malzaufſchlags, vom 22. Dezember 1889 (Gef.- u. Berordn.-BI. 
683 Web. 30, 47 ff.), fowie den oben ©. 876 abgebrudten Urt. 88 des Malz- 
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wiberhandlung gegen die zur Kontrolle und Sicherung dieſes Gefälles 
geſetzlich erlaſſenen Boricriften 17) iſt nach den Beitimmungen des 
Malzaufichlaggefeges zu bemeſſen. 


II. Gemeindeumlagen. ?) 
Art. 42 (33). 
Zur Beftreitung von Ausgaben, welche den Gemeinden nad) 
Geſetz, bejonderen NRechtztiteln oder gejegmäßigen Beſchlüſſen obliegen, 
fönnen Gemeindeumlagen erhoben werden. ?) 


Art. 43 (34).1) 
1. Umlagenpflicätig?) find nad) Maßgabe der nachfolgenden 


aufſchlagsgeſetzes nebſt der in Wb. IS 82 ©, 374 Unm. 4 (beögl. bei Web. 15, 
751) abgedrudten Berorbn. vom 5. Wuguft 1882 „die Nüdvergütung des Malz 
aufichlags betreffend“. 
7) Dieſe geſetzlich erlaſſenen Vorſchriften find enthalten in den oben bei 
8 108 ©. 376 f. abgedrudten Urt. 84 bis 88 des Malzaufſchlagsgeſetzes. 
Bu Art. 42, 

1) Sierüber fiehe die ausführlichen Erörterungen oben in 8 111, beögleichen 
die Bemerkung in Anm. 1 Abi. 2 zu diefem 8, oben ©. 395. 

2) Für fatultative ober freiwillig übernommene Uusgaben, welche auf ge 
jeamäbig gefaßten Beichlüffen der gemeindlichen Organe beruhen, können ebenjo 

mlagen erhoben werden, wie zur Erfüllung ber nad Urt. 38 ber Gem.-Orbn. 
den Gemeinden obliegenden Berpflichtungen. Dieſe Befugnis der Gemeinden 
ergibt fi) aus dem in Art. 1 der Gem.-Ordn. ausgeſprochenen Grundjage des 
freien Selbftbeftimmungsrechtes der Gemeinden innerhalb der vom Gefete gezogenen 
Grenzen, mwelcher die ganze Gemeindeordnung beherrſcht. 

Bergl. oben $ 94 ©. 19 f.; ferner Geib Bd. 1 ©. 235 zu Art. 33 ber 
pfälz. Gem.⸗Ordn. 

Vorausgeſetzt ift aber ausdrüdlich, daB die diesbezüglichen Beſchlüſſe ge - 
jegmäßig find b. h. daß fie ſowohl in Bezug auf ihren materiellen Inhalt als 
au in Bezug auf die Art und Weile 1 Formellen Buftandelommens mit feiner 
gejeglichen Beitimmung in Widerfpruch \tehen. Siehe v. Kahr ©. 484; BL für 
abmin. Pr. Bd. 47, 234 f.; ferner Sail des Berw.-Ger.-Hofes vom 10. Oktober 
1884 Bb. 5, 298 oben 8 111 ©. 396 Anm. 3. 

Bl. jür admin. Pr. Bd. 32, 153 Anm. 7 und Bd. 34, 305 ff. und Hiezu 
Bb. 47, 228 ff. Gemeindeausgaben und Gemeindeumlagen für gejeblich nicht 
notwendige Zwecke; weiter 33, 200; 28, 55; 89, 39; 42, 48. 

Bergl. jedoch Art. V des Umlagengeſetzes von 1819, ferner Art. 39 Abſ. 
U, 47, 55, 56 der Gem. Ordn. 

Vergl. ferner Entich. des Verw.-Ger.-Hofes vom 7. Mai 1886 Up. 8, 9: 
Die Erhebung von Gemeindeumlagen ift nur zur Dedung eines ber Gemeinde 
thatgacig nicht blos zeinbar erwachſenden Bedarfes zuläſſig. Siehe hiezu 
v. Kahr ©. 486 Anm. Ib. 

Bu Art. 48. 


?) Siehe zu Urt. 43 oben 8 111 ©. 395 ff. Die VBeitimmungen des Art, 
43 ff. find durchaus zivingender Natur und iſt daher eine von diefen Beftimmungen 
abweichende Regelung der Umlagenpflicht. burch vertragämäßiges Lebereinfonmen 
ober durch Herfommen oder durch Verzicht der Gemeinde unzuläffig, Siehe 
v. Kahr ©. 518 Anm. 3. 

Bergl. hiezu Entich. bes Verw.-Ber.-Hofes Bd. 8, 605: Abgeſehen von 
den Ausnahmsfällen des Art. 44 ift nach ber Bem.-Ordn. von 1869 die Um- 
lagenbefreiung einzelner Kategorien von Pflichtigen grunbfählich verworfen, 
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Artikel alle diejenigen, welche in der Gemeinde mit einer direkten 
* ggelegt 8) ſind, auch wenn fie nicht im Gemeinbebezirte *) 
wohnen. 

I. Inder Gemeinde mohnhafte Staatsangehörige, welche Kapital- 
renten aus dem Auslande beziehen, find auch dann nach dem vollen 
Betrage der mit Einrechnung dieſer Renten fich entziffernden Kapital⸗ 
rentenjteuer umlagenpflichtig, wenn dieſer Betrag für die Staatskaſſe 
nicht erhoben wird. Dasfelbe gilt auch von juriftiichen Perſonen und 
privatrechtlihen Vereinigungen, welche in der Gemeinde ihren gejeß- 
lichen Wohnſitz haben. ®) 

II. Das Staatsärar ift bezüglich feiner im Gemeindebezirke 
gelegenen Befigungen und bafelbft betriebenen Gewerbe vorbehaltlich 
des Art. 44 umlagenpflichtig, wenn auch die ermittelte Steuer für 
die Staatskaſſe nicht zur Erhebung gelangt.7)®) 9) 


Ferner Entſch. des Bermwm.-Ger.-Hofes Bd. 4, 261 und Bd. 15, 51 in 
8 111 ©. 400 Anm. 12 Abſ. 1 und 8. 

) Die Umlagenpfliht ift eine öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit, welche 
eine Geldleiftung zum Gegenftand hat. 

2) Enticheidenb ift Die Beranlagung mit einer direkten Steuer b. h. Grund» 
Haus-, Gewerbe-, Kapitalrenten-, Eintommen- und Haufier-Steuer. (Be üglich 
der —— nabgabe fiehe unten Anm. 7 Abi. 2 a. E.) Die Steuerveranlagung 
ift ausſchließlich Sache ber Sinangbegürben. Ueber ben Begriff der Steuerveran- 
lagung Siehe Entſch. des Verw. Ger⸗Hofes oben ©. 160 in 8 95a Anm. 135 

t. a und b; vergl. auch Entich. des Bertv.-Ger.-Hofed vom 26. November 
1880 Bd. 2, 249 oben 8 111 ©. 398 Anm. 8a und vom 21. tember 1883 
Bd. 4, 554, oben 8 94a bei Urt. 3 ber Gem.-Drdn. Anm. 30a I lit. n, des- 
gleihen in Vd. 12, 309 unten in Anm. 9 lit. b. Siehe auch v. Kahr. 

Endlich die PBlenar-Entih. des Berw.-Ger.-Hofes vom 16. Januar 1896 
unten in Anm. 9 lit. g. j 

9 D. 5. im Bezirke ber betreffenden politischen Gemeinde. 

Die Verpflichtung zur Entrihtung ber Gemeindeumlagen Iept einerſeits 
das Vorhandenſein eines genau abgegrenzten Gemeindebezirkes, andrerſeits die 
Steuerveranlagung in dieſem Bezirke voraus. Siehe Eric bes Berw.-&er.-Hofes 
oben in Anm. 8, ferner Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 8, 708: Die Frage 
der Zugehörigkeit eined Grundſtückes zu einer Gemeindemarkung ift präjudiziell 
für die Frage der Umlagenpflicht des Grundbeſitzers und daher vor ber letzteren 
zur Entjcheidung zu bringen. (Siehe auch Bd. 1, 278.) 

Entich. des Vertv..Ger.-Hojed Bd. 15, 269: Urt. 48 und 45 ber Gem.⸗ 
Ordn. beziehen fich nicht auf die Steuergemeinbe, ſondern auf die politiiche Ge⸗ 
meinde. Es ift daher die Yugehörigleit einer gewerblichen Betriebsſtätte zur 
politiichen Gemeinde bie unentbehrliche Borausfegung ber Umlagenpflidht aus der 
betreffenden Gewerbfteuer. 

) Ueber den Begriff „Wohnen“ fiehe oben 8 95a ©. 123 Anm. 13. 

ergl. hiezu die Entich. des Verw.-Ger.-Hofes in Bd. 6, 285 und 10, 
245 unten in Unm. 9 lit. a. 

*) Die Beftimmung des Abſ. IL ift hinfällig geworden, nachdem durch 8 11 
des Finanzgeſetzes vom 27. Zuli 1874 (Ben. 10, 377) — (fiehe auch Kapitalrenten- 
ftenergefet vom 19. Mai 1881 Art. 1 Abſ. 2 und Urt. O [Web. 15, 128 und 126]) — 
bie Steuerfreiheit der aus dem Auslande bezogenen Sapitalrenten aufgehoben 
wurde. (Bergl. auch Web. 7, 690 und Note 89 dajelbft.) 

”) Das Staatdärar hat demnach Gemeindeumlagen zu bezahlen aus ber 
für dasſelbe zu ermittelnden Haus-, Grund» und Gewerbe-Steuer. ; 2 des Haus⸗ 
fteuergeießes, 8 117 des Grundſteuergeſetzes und Urt. 6 bes Gewerbeſteuergeſetzes 
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von 1881, deögleichen auch für den ftaatlichen Bergwerksbetrieb bezw. das Raat- 
liche Zergwertgeigentum rt. 9 des Einkommenſteuergeſetzes von 1881. Siehe 
v. Kahr ©. 522. 

"ai im Betriebe des Staates befindlichen Verkehrsanſtalten find nah Art. 
16 bj. 3 bes era nicht fteuer-, aljo auch nicht umlagenpflichtig ; 
von „der Grubenfeldabgabe (Gejeg vom 6. April 1869) werden Umlagen nicht 
erhoben. 

h Für die ärarialiſchen Gebäude, welche zu Dienſtwohnungen verwendet 
werden, iſt aus der zu ermittelnden Haus⸗ und Grundfteuer die Umlage in der 
Regel zu entrichten. Siehe dagegen den nächſten Abjay und unten Unm. 9 lit. f, 
ferner Urt. 44 Abſ. I Ziff. 2 und Anm. 3—5 bhiezu, unten ©. 424. 

Bezüglich der nach 8 2 des Haus- und 8 36 des Grundfteuergejeged fteuer- 
freien, zum Öffentlihden Gebraude bienenden Gebäude oder Grundſtücke 
werden, auch wenn fie im Beſitze des Staates find, eben wegen der Eteuerfreiheit, 
die fie überhaupt genießen, keine Umlagen bezahlt. 

Nach 8 1 Abi. 2 des Neichögejehes vom 25. Mai 1873*) (Web. 9, 766): 
Die Nechtöverhäftniffe der zum dienftlichen Gebrauche einer Reichsverwaltung be- 
ftimmten @egenjtände betr., ferner 8 21 des Reichsbankgeſetzes vom 14. März 1875 
und Art. 16 Abſ. I lit. b des Öemerbiteuergejege von 1881 gilt für ben Reichsfiskus 
und die in Bayern befindlichen Neichsbanfnebenftellen bezüglich der Umlagenpflicht 
das Nämliche, wa3 für das bayer. Staatdärar gilt. 

Bezüglich der Vertretung de3 Staatsärard in Umlagenangelegenheiten fiehe 
die Finanz-Min.-E. vom 21. März 1870. Nach derjelben erjcheint der betreffende 
fgl. Nentbeamte als ärarialiicher Vertreter. 

Weiter fiehe die Min.-E.: 

vom 4. Dftober 1864 (Web. 6, 375): Die Umlagenbeiträge bes kgl. Aerars, 
hier Die Belegung der Finanzrechnungen bel lich diejer Umlagen, und die Min.-E. 
gleichen Betreff vom 4. Oktober 1870 (Web. 8, 663), ferner die Min.-E. vom 

. Februar 1886 (Web. 17, 643) über die Beitragdleiftung bes Staatsärars zu 
ben Jemeinde- und Diftrift3umlagen. Siehe hiezu unten ©. 429 Anm. 1 zu 

rt. 46, 

) Ausnahmen von der Umlagenpflicht gibt es nur nad) Art. 44, 45 Ubi. 
III und Urt. 206 Abſ. II Ziff. 2 der Gem.-Drdn. bezw. Urt. V des Geſetzes 
vom 22. Juli 1819, die Umlagen für Gemeindebedürfniffe betreffend. 

Andere Befreiungen von der Umlagenzahlung koͤnnen nicht Platz greifen. 
Siehe oben Anın. 1 und Entſch. des Verw.-Ger.-Hofed Bd. 1, 224 ın 8 111 
Unm. 21. Ueber die Beitimmung des erwähnten Art. V bes Umlagengeſetzes von 
1819 fiehe Näheres unten bei Urt. 206 Abſ. II Ziff. 2, deögleichen die daſelbſt 
angeführten Entich. des Berw.-Ger.-Hofes; ferner von Kahr ©. 524 ff.: Anhang 
zu Art. 43. 

) Bu Art. 43 verweijen wir noch auf folgende Enticheidungen des Verw⸗ 
Ger.⸗Hofes und nachitehende Abhandlungen. 

I. Entjch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. vom 4. Dezember 1885 Bd. 6, 285: Die Verpflihtung zur Zahlung 
von Semeindeumlagen wird nicht fchon durch die Thatjache der Steuer- 
anlage in der Gemeinde begründet, fondern jegt vielmehr eine durch 
Wohnſitz oder Realbeſitz (einichließlich gewerblicher Einrichtungen) bes 
Beiteuerten im Gemeindebezirfe gejchaffene, vermittelft der Steueranlage 
nur ziffermäßig zum Ausdrud gebrachte perfünliche oder fachliche Be⸗ 
ziehung desjelben zur Gemeinde voraus. 

Siehe hiezu Entih. von 28. September 1883 Bd. 4, 562: Die 
Nachholung der an dem früberen Aufenthalt3orte eines Steuerpflichtigen 
hinterzogenen Steuern und ber lediglich durch das Steuernadhholungs- 
verfahren veranlafte Eintrag in bie Steuerlifte derjenigen Gemeinde, 


, * Diele BeRisumung lautet: Hinſichtlich der Befreiung don Steuern und fonftigen bing« 
lichen LVaften find die im Eigentume des Meicheö befindi:hhen enftände ben im Gigentume des 
einzelnen Staates befindlichen gleichartigen Gegenſtänden gleichgeftellt. 
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Art. 44 (35).1) 
I. Zu Gemeindeumlagen fünnen nicht beigezogen werden: 


in welcher fich der Steuerpflichtige zur Beit der Nachholung aufhält, 
vermag eine Umlagenpflicht desfelben in ber letzteren Gemeinde für den 
Beitraum der Steuernadhholung nicht zu begründen. 

Ferner Plenar-Entidh. vom 13. November 1888 Bd. 10, 245. 

b. vom 23. Juli 1890 Bd. 12, 309: Die Frage, in welder Gemeinde 
eine Steuerveranlagung zu erfolgen habe, ift der Würdigung der Be- 
hörden der inneren Berwaltung entzogen und kann in verwaltungsred)t- 
lichen Streitigkeiten über eine an die Steueranlage gefnüpfte Umlagen- 
pflicht auch nicht als bloßer verwaltungsrechtlicher Kräjudieinfincident. 
punkt betrachtet werben. Vergl. oben Anm. 3. 

c. vom 6. November 1889 Bd. 11, 528: Ob und inwieferne die Ent- 
fcheidung über die Umlagenpflit einer Perjon für ein beftimmtes 
Jahr zugleich eine Enticheidung über das gefamte, der Umlagenverbinb- 
lichkeit jener PBerjon zu Grunde liegende Rechtsverhältnis in fich ge- 
ichloffen und Iegtered daher auch in Bezug auf Umlagen fpäterer Yahre 
anerlannt oder verneint hat, muß nad den Umftänden des einzelnen 
Falles beurteilt werden. Siehe auch Entich. in Bd. 18, 505. 

d. vom 12. Oftober 1892 Bd. 14, 47: Der Ausipruch des Givilrichters, 
daß in der Schulhausbaupflicht die Werbindlichleit zur Leiftung der 
Hand- und Spanndienfte nicht enthalten fei, befreit den Baupflichtigen 
von ber öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeit der Beitragsleiftung zu den 
Koften der Hand» und Spanndienfte mitteld Umlagen dann nicht, wenn 
die Gemeinde in gejegmäßiger Weiſe den desfallfigen Aufwand auf die 
Gemeindelaffe übernommen hat. 

e. om Ei Dezember 1894 Bd. 16, 103 oben ©. 400 in 8 111 Anm. 

. 6. 

f. vom 19. uni 1895 Bd. 16, 276: Die einem Rentamtmann in dem 
Amtsgebäude eingeräumte Dienftwohnung ift in der Megel als für den 
—A— des Gebäudes unentbehrlich im Sinne des Art. 44 Abſ. 1 

if. 2 der Gem.-Drdn. zu erachten. Siehe Anm. 3 zu Art. 44 und 
oben Anm. 7 Abi. 3. 

g. Plenar⸗Entſch. vom 16. Januar 1896 Bd. 17, 35: Die Nachzahlungs- 
erhöhung im Sinne des Art. 38 Abſ. 3 Sab 2 des Geſetzes vom 
19. Mai 1881, die Kapitalrentenfteuer betreffend, ift eine nachträg- 
lihe Steuerveranlagung und deshalb umlagenpflidhtig. 

Giehe oben Anm. 3 a. E. 

a Plenar-Entſch ändert die Entſch. in Bd. 4, 562; 7, 293 
und 9, 75. 

h. vom 23. Dezember 1895 Bd. 17, 102: Verpachtete Grunbftüde dienen 
nicht unmittelbar den Zwecken einer Wohlthätigfeitsftiftung im Sinne 
de3 Art. 44 Abi. 1 Ziff. 2 der Gem.Ordn. 

Siehe Anm. 2 zu Urt. 44. 

(Ueberhaupt find diejenigen Grundftüde und Gebäude nicht um⸗ 
lagenfrei, aus beren Erträgniffen cine öffentliche Unftalt Mittel zur 
Beſtreitung ihrer Bebürfniffe erhält, fo 3. B. genießt eine öffentliche 
Krankenanftalt wohl Umlagenfreiheit für einen Garten, der zur Erho- 
lung der Refonvalescenten benugt wird, nicht aber von einem ſolchen, 
der zur Gewinnung von Produkten oder zur Erzielung einer Rente dient.) 

Siehe ©. 426 Unm. 5 lit. ea. E. und f. 


Zu Urt. 44. 


Die Beftimmungen des Urt. 44 find Ausnahmsbeſtimmungen, baher 
an me, alfo im Zweifel zu Gunften der Umlagenberedhtigung der Gemeinde 
auszulegen. 
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1) Schlöffer und Gärten, welche zur kgl. Civilliſte gehören, 
desgleichen Schlöfjer nebjt den dazu gehörigen Gärten, welche 
ih) im Privateigentum des regierenden Königs befinden; 

2) Gebäude und Grundftüde, welche unmittelbar?) zu Zwecken 
des Staates, der Gemeinde, des Gottesdienftes, des öffent- 
lichen Unterricht und der öffentlichen Wohlthätigfeit dienen. 
Befinden fich in einem folchen Gebäude Dienft- oder Miet- 
wohnungen, die für den Hauptzweck des Gebäudes nicht 
unentbehrlich®) find, fo Tann dasſelbe nad; Maßgabe der 
Mietertragzfähigfeit diefer Wohnungsräume zu den Umlagen 
beigezogen werden ;*)®) 


a 43) Bergl. Entich. des Verw.Ger.Hofes Bd. 17, 102 in Anm. 9 it. h zu 
tt. 


) Vergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 16, 276 in Anm. 9 lit. f zu 
Art. 43 und Entſch. des Verw.Ger.Hofes vom 22. März 1893 Bd. 14, 201: 
Lie Rektorswohnung in dem Staat3gebäude eines humaniftiichen kgl. Symmafiumz 
ift nicht Schon infolge der einen ſolchen Gebäude zulommenden Haußfteuerfreiheit, 
jondern nur dann von ber Deigiehung zu Gemeinbeumlagen frei zu laſſen, wenn 
im Sinne des Art. 44 Abſ. I Bilf. 2 der Gem. Ordn. nach den jeweiligen Ber- 
hältnifjen Diefe Wohnung für den Hauptzwed bed Gebäudes unentbehrlich if. 

Siehe auch nachſtehende Anm. 4 und Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes in 

nm. 5. 


Für die Anwendung in der Praxis find hier von Bedeutung die betr 
Ausichußverhandlungen. Bei denjelben äußerte der Ausfchußreferent (mitgeteilt 
bei dv. Kahr ©. 537): Wenn ber Zwed eined Gebäudes barin befteht, daß für 
Bwede ber tet oder des Staates beitimmte Berjonen darin wohnen 
müſſen (3. B. Kajernen, Spitäler), jo tft dieſes Gebäude unbedingt fteuerfrei. 
Nur dann, wenn außer den Durch die Zwecke der Vohlthätigfeit oder des Staates 
erforderlichen noch fonftige Wohnungen fich darin befinden, fünnen dieſe nad) 
ihrer Ertragsfähigkeit eingeftenert werben. Nur folde Wohnungen, bie wicht 
ftrikte den öffentlichen Zwecken dienen, können befteuert werben, nicht aber — 
deren Benutzung mit dem Zwecke des Hauſes und der Anſtalt zuſammen fallen. 
(So dient 3. B. eine Kaſerne den öffentlichen Zwecken des Staates, die Wohnungen 
der Soldaten darin können alfo nicht befteuert werden; das Gleiche gilt in Deus 
auf Krankenhäuſer von den Lolalitäten für Kranke, für das Warteperfonal 

das Ärztliche Hilfsperjonal; wenn aber ber Direltor bes Kranlenhaufes eine 
une darin hat, fo Tann dieſe allerding3 beiteuert werden) — Was die 
Wohnungen der Eifenbahnbedienfteten betrifft, jo fallen die Wohnungen der Ober- 
beamten, die fi nicht mit Notwendigkeit im Haufe befinden müflen, unter die 
Steuerpflicht; find e3 aber Wohnungen des im Haufe unentbehrlichen Unuter- 
perfonales 3. B. der Hausmeijter, jo fallen fie nicht darımter. 


Die Frage, ob etwas zur Erfüllung des Zweckes notwendig ift, muß im 
concreto mit Rüdjicht auf die Erfahrung in anderen Fällen entichieden werben. 
So ift e8 wohl 3. 8. für wünſchenswert zu halten, wenn jeder Bezirkdamtmann 
und Landrichter (Oberamtsrichter) in dem Gebäude wohnt, wo er jein Amtslołal 
hat, aber daß dies notwendig ſei, iſt nicht anzuerkennen, denn in einer Reihe 
von Fällen wohnt ber Bezirkfsamtmann ꝛc. in einem Privathauſe. 

In allen Fällen ift eben immer zu fragen, ob der betreffende Beamte ober 
Bebienftete bes Dienſtes halber im Gebäube wohnen müfje. 

Weiter fiehe über diefe Frage v. Kahr ©. 538 f.; ferner die Math rungen 
einerjeit3 in der Entſch. bes Re vom 19. Juni 1895 8b. 16, 276 
(Dienftwohnung eined Rentamtmanns, jiehe oben Anm. 9 lit, f zu Wirt. 43), 
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andrerjeit vom 22. März 1893 Bd. 14, 201 (Dienftwohnung eine Gymnaſial⸗ 
reltors, oben Anm. 3). 
Siehe ferner BI. für admin. Pr. Bd. %1, 29; 24, 158; 30, 236. 
Eine Befreiung ber Pfarrpfründen findet nicht mehr ftatt, ſoweit fie mit 
Direlten Steuern angelegt find. 
Bergl. auch K.⸗Min.Entſchl. vom 22. November 1871 (Web. 9, 158): Die 
ahlung von Gemeinde- und Diſtriktsumlagen Seitens gering botierter Tirchlicher 
nben betreffend, und Entich. des Berw.-Ber.-Hofes Bd. 8, 603 unten in 
nm. 6 lit. a. 
FIR ae die Umlagenpflicht der Vollksſchullehrer fiehe BI. für admin. Br. 
Nach den Motiven findet ferner in denjenigen Fällen, in welchen der Ge⸗ 
nuß ärarialiicher Beſitzungen als Gehaltsteil an einzelne Beamte überlaſſen ift, 
eine Beiziehung des Aerars zu Gemeindeumlagen nicht ftatt, injolange die In⸗ 
aber den ihnen überlaffenen Naturalgenuß als Einkommen zu verfteuern haben. 
ient ein Gebäude der Ausübung eined Gewerbes Seitens der Staaten, mie 3. 
B. bie Gebäude der kgl. Bank, fo ift natürlich von Befreiung feine Rede. Sieke 
Weber, Comm. zur Gem.-Drbn. ©. 75 zu Art. 44. 


} Siehe außer den in Anm. 8 genannten noch folgende Entich. bes Verw.⸗ 

Ger.Hofes: 

a. Bb. 8, 603: Die Befiger kirchlicher Pfründen find hinſichtlich ihrer 
Einfommenfteuer, auch wenn das Pfründeeinkommen bie Kongrua nicht 
erreicht, als konkurrenzpflichtig zu den Umlagen der politiichen Gemeinde 
zu erfennen, unbejchadet Der Geo, ob biefefben etwa für bie entrich⸗ 
teten Umlagen Erjat Seitens ber Kirchengemeinde beanfpruchen können. 
Siehe vorftehende Anm. 4 Abi. 6 und 7. 


b. vom 17. Dezember 1880 Bd. 3, 310: Die Reichdbanlanftalten find 
bezüglich ihres Gewerbebetriebes in Bayern nicht gemeinde 
umlagenpflichtig. 

c. Plenar⸗Entſch. vom 11. Dezember 1885 3b. 7, 19: 

Ueber die Unentbehrlichkeit einer Dienftwohnung im Sinne be3 Art. 
44 Ubf. I Hilf. 2 der Gem.-Örbn. Hat Iektinftanziell der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof zu enticheiden. 

Die einzelnen Gebäude einer Eilenbahnftation find in ihrer Ver⸗ 
bindung als Gejamtanlage aufzufaflen und tft der Begriff „Bebäube“ 
im Sinne be3 genannten Artilel3 der Gem.Ordn. auf die Gefamt- 
anlage zu beziehen. 

enn daher im Rayon einer Eifenbahnftation das Borhandenjein 
einer ober mehrerer Dienftwohnungen für die Erfüllung des Haupt⸗ 
zwedes der Unlage notwendig — unentbehrlid — ericheint, jo ift es 
gleichgiltig, ob für dieje Wohnungen ein Gebäude ausichlieglich beftimmt 
und verwendet it, ober ob dielelben Beftanbteile von Gebäulichkeiten 
bilden, welche außerdem einem realen Betriebszwecke ber Unlage dienen; 
auch fommt es nicht darauf an, ob ber perjönliche und reale Betriebs⸗ 
weig in demſelben Gebäude der Station zur Erfüllung gelangt. 
—* bie thatſächliche Beurteilung der Unentbehrlichkeit einer ſolchen 
Dienſtwohnung iſt nur der geregelte und ordnungsmäßige Dienſtgang 
maßgebend. 

Die Entſcheidung über die Umlagenbefreiung von Dienſtwohnungen 
in einer Eiſenbahnſtation bildet eine nach ben wechſelnden Dienſtes⸗ 
befegungs- und Vetriebsverhältniffen ber betreffenden Eifenbahnjtation 
von Fall zu Fall zu beurteilende Frage. 


d. 8b. 7, 131: Eine Raferne dient unmittelbar der Erfüllung eines ftaat- 
lichen Zweckes. 


496 8 112. Gejetestert zu Abt. III Abſchn. II der Gemeindeordnung. Art. 44. 


3) die in $ 55 der IV. Beilage zur Verfaſſungsurkunde bezeich- 
neten Befigungen der Standeöherren, woferne Iebtere nicht 
Borteile aus den Gemeindeverbande ziehen. ©) 


Dienftwohnungen der Landivehrbezirfs-Feldwebel find als ein 
Kafernenbeitandteil zu erachten. 

. 11, 410 f.: Das Borhandenfein der Vorausjegungen des Art. 44 
Abi. I Ziff. 2 der Gem.-Ordn. kann nicht blos für einen aus einer 
Bielbeit von Grundftüden beftchenden Geſamtbeſitz des Staates, ſondern 
auch für einzelne Zeile eines ärarialiichden Gejamtbefites in Streit ge» 
zogen werben. 

Für die Umlagenpflicht ober Umlagenfreiheit dieſer Grundftäde ift 
die thatſächliche Verwendung derfelben im Sinne der erwähnten Geſetzes- 
beftimmung zu der Zeit, für welde Gemeindeumlagen beanſprucht 
werden, maßgebend. 

Die Erzielung eines Nebenertrages von einem ben Biweden bes 
Staates unmittelbar dienenden Grundſtücke jchließt bie jonft gerecht⸗ 
fertigte Gemeindeumlagenfreiheit nicht aus. Siehe hiezu Entſch. des 
Berm.-Ger.-Hofes Bd. 17, 102 bei vorftehendem Art. 43 Ann. 9 lit. h. 
f. 8b. 12, 120: Für die Umlagenpflicht oder Umlagenfreiheit von Grund⸗ 

ftüden, die einem öffentlichen Zwecke dienen, ift die thatjächliche Ver⸗ 

wendung berfelben entjcheidend. Die geſetzliche Vorausſetzung des un. 
mittelbaren Dienens von Grundftüden für Staatszwecke erfüllt ſich bei 
direkter Benutzung derjelben für den fpeziellen ftaatlichen Zweck. 

Die in Iandwirtichaftlichen Selbftbetrieb genommenen Grundſtücke 
eines Arbeitähaufes dienen einem Staatszweck. 

g. Bd. 13, 536: Die den fommandierenden Generalen der bayer. Armee 
zu Dienftwohnungen eingeräumten Gebäude dienen, folange fie beftim- 
mungsgemäß verwendet find, unmittelbar einem Staatszwecke im Sinne 
des Art. 44 Abſ. I Ziff. 2 der Gem.-Ordn. 


*, Diefen 8 55 fiehe oben Bd. I 8 90a ©. 565; auch Anm. 32 dafelbft. 

Ferner vergl. hiezu nachftehende Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. Bd. 8, 565: Unter den in 8 55 ber 4. Beilage zur Verfaſſungsurkunde 
und Art. 44 Abi. I Ziff. 3 der Gem.-Ordn. erwähnten Borteilen 
ausdem Gemeindeverbande, deren Bezug die dort flatuierte 
Umfagenfreiheit der Standesherren rüdjichtlich der von ihnen zur Beit 
der Einanierung der Verfaſſungsurkunde innegehabten Beligungen aus 
ſchließt, ſind nicht bloß die aus fin Bd des Gemeinbever- 
mögens fließenden Vorteile zu verftehen, fondern alle Vorteile aus 
gemeindlichen Einrichtungen und Anftalten, welche den Standesherren 
vermöge der rechtlidhen Stellung zwiſchen Gemeinde und Gemeinde» 
angehörigen zu Zeil werden, und von deren Genuß die Standeöherren 
ausgeichloffen wären, wenn deren Befigungen dem Gemeindeverbande 
nicht angehören würden. 

b. Bd. 4, 581: Unter den in 8 55 der 4. Beilage zur Derfaffungd- 
urkunde bezeichneten Beſitzungen ber Standesherren, welche unter der 
bort beftimmten Vorausjegung nicht zu Gemeindeumlagen beigezogen 
werben können, find nur die ehemals reichsſtändiſchen elidungen 
derjelben, nicht auch jene Beligungen zu verftchen, welche die Standes⸗ 
herren erſt nad ihrer Mediatifierung erworben haben. Siehe auch 

:d, 

c. 8b. 7, 120 f.: Für die einem Gemeindeverbande angehörigen ehemals 
reichöftändifchen Beſitzungen eines Standesherren erwächſt im Falle 
einer Umlagenerhebung eine Umlagenpflicht nur inſoweit, als die 
Umlage zur Deckung bes Bedarfes für eine gemeindliche Einrichtung 
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DI. Verpflichtungen, welche dem Hausbeſitzer als ſolchem nach 
polizeilichen Vorſchriften obliegen, bleiben vorbehalten. ”) 


Art. 45 (36 Abi. 1, 2).*) 


L Die jäntlichen in der Gemeinde zu erhebenden oder nad 
Art. 43 Ubf. II und II und Art. 44 Ziff. 2 zu berechnenden direkten 
Steuern der Umlagenpflicdhtigen bilden den Maßſtab für die Ver- 
teilung der Gemeindeumlagen. !) 


dient, aus welcher der Stanbesherr hinſichtlich ber bezeichneten Be⸗ 
fgungen jeweilig einen Vorteil zieht. 

eiter fiehe hierüber auch bie Entich. in Bd. 9, 33 f., Bd. 9, 97 f., 
ferner Bd. 11, 549: Die in einem vermwaltungsrechtlichen Streitver- 
fahren über Gemeindeumlagenpflichtigfeit von einer Gemeinde erfolgte 
ausdrüädliche Anerkennung ber Eigenidyaft eines Grundſtückes als eines 
vormals reichsftändifchen Beſitzes enthebt die zuftändige Behörde nicht 
der Uufgabe, die Trage nad) der reichsftändiichen Eigenſchaft dieſer 
Grundftüde jelbftändig zu unterfuchen und in Würdigung zu ziehen. 

Eine verwaltungsrechtliche Enticheidung fann nicht auf einen That« 
umftand gegründet werden, über welchen nicht verhandelt wurde. 

) Welcher Art dieſe Verpflichtungen find, ift im einzelnen Falle auf Grund 
der einichlägigen Polizeigeſetze oder der betr. ober-, diſtrikts⸗ und ortöpolizeilichen 
Borfchriften zu erjehen. Auf Grund des Urt. 44 Abſ. II können folche Berpflicht- 
ungen nicht auferlegt werden. Dieje polizeilichen Vorſchriften werden vielmehr 
aus Grund bes 8 366 Ziff. 10 des Neich3-Str.-Gei.-B. und des Art. 2 Ziff. 6 
des Bolizei-Str.-Gej.-B. erlaſſen und beziehen fi auf Heritellung und Reinigung 
von ZTrottoird, auf Pflafterung und Reinigung von Ctraßenteilen, Herftellung 
bezw. Sicherung von Ortöftraßen zc. 

Siehe hiezu R 62 der allgemeinen Banordnung vom 31. Juli 1890; 
88 80 und 81 ber Munchener Bauordnung vom 29. Juli 1895; 

Bayer. Gem.-Beitg. Sabre 1891 ©. 302 ff., audy 404, und dagegen Sahrg. 
1892 ©, 76 ff., ferner v. Kahr ©. 5627. 

Vergl. weiter Entich. des Berm.-Ger.-Hofed vom 1. Februar 1881 Bd. 2, 
580: Zur lestinftanziellen Entjcheidung über beftrittene, auf Grund polizei- 
liher Vorſchriſten in Uniprud genommene Berbindlichfeiten in Bezug auf 
die Herftelung ber Straßentrottoire in einer Gemeinde durch die angrenzenden 
Haus- und Grundbefiger ift der Verwaltungsgerichtshof nicht ziabie. 

Bl. für admin. Br. Bd. 26, 1 ff.; 17 f.; 33 ff.; Bb. 45, 31 f. 

Bergl. hiezu Entſch. des oberften Öer.:pofeB in Straffahen Sanıml. Bd. 
d, 74 und Bb. 6, 567. v. Kahr ©. 5563 und die bdafelbft angegebenen oberft- 
rihterlihen und oberlanbesgerichtlidhen Enticheidungen, beſonders die oberlandes- 
gerichtlichen Entich. im Min.⸗Bl. 1885 ©. 239; 1886 ©. 52; 1883 ©, 241 und 
424; 1891 ©. 359; 1895 ©. 568 und 329; 1896 ©. 105. 


Zu Urt. 45. 


K Giehe hiezu v. Kahr S. 554—563. 
3) Nach den Gefebed-Motiven hat der hier beftimmte Maßftab für bie 
Bolge zur feiten Norm zu dienen, von ber die Gemeinden behufs etivaiger 
höherer Belaſtung einzelner Steuergattungen und dergleichen ohne Yuftimmung 
aller Beteiligten nicht abweichen können. 

Ueber die Umlagenpflicht ber Wandergewerbe fiehe die Min.-Vel. vom 
1. Februar 1882 (Web. 15, 598): Die Vefteuerung des Gemwerbebetriebes im 
Umherziehen, hier die Diftrifts- und Gemeindeumlagen betreffend. 
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N. Werden Umlagen notwendig für Bebürfnifie, deren Beftrei- 
tung nach Art. 153 bj. IT einer Ortichaft allein obliegt, jo bilden 
die jämtlichen Haus- und Grundfteuern, welche für die innerhalb Der 
Ortsmarkung gelegenen Realitäten angelegt oder ermittelt find, ſowie 
die fämtlichen übrigen Direften Steuern, womit die innerhalb des 
Ortsbezirkes wohnenden umfagenpflichtigen Berjonen in der Gemeinde 
angelegt find, den Maßſtab für die Verteilung der Umlagen. 2) 


IM. Befinden ſich geſchloſſene Waldungen von mindeſtens fünf: 
Hundert Tagwerk Flächeninhalt, welche nicht unter die Beitimmungen 
des Art. 3 fallen, oder arrondierte Gutskomplexe von ſolchem Flächen: 
inhalte im Eigentume einer oder im ungeteilten Eigentume mehrerer 
Perjonen, jo ijt Ddenjelben auf Verlangen zu geitatten, den Wal- 
beziehungsteie Feldſchutz in den betreffenden Befigungen jelbft zu 
übernehmen, in welchem Falle fie mit dieſen Beſitzungen nicht zu den 
Koften des Wald- und Feldſchutzes in den übrigen Markungsteilen, 
jomweit ſich ſolche Koften nicht für den Schub des Gemeindeeigentums 
ergeben, umlagenpflichtig find. 3) 


Vergl. Hiezu Entſch. des „Veriv.-Ger.-Hofes in Bd. 4, 261, Bd. 15, 51 
oben in 1 Anm. 12 ©. 400. 

aßgebend ift bo Steuerſoll des Grhebungsiahres, fiehe Entſch. des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Bd. 3, 426 in 8 111 Anm. 10 © 

Würden die Gemeinden ben nad) Art. 45 borgeichrieberen geſetzlichen Maß: 

ftab nicht einhalten, gmühle Einſchreitung ber Snatsauifiht2bepörbe erfolgen. 

ergl. a u . für admin. Pr. Bd. 30, 257; 21, 174; 232, 71; 
369; 28, 59; 34, 4 


2) Für die vrtögemeinbfien oder ortihaftlichen Umlagen gelten biefelben 
Beftimmungen und Grundfäte wie für die Gemeindeumlagen ü berhaupt 

Dieſe ortichaftliden Umlagen, welche den Ortsgemeinden oder Krtichaften 
(im Sinne de3 Art. 5 der Gem.-Orbn.) die Erfüllung der ihnen nach Art. 153 ber 
Gem. Ordn. bejonders zuftehenden Verpflichtungen ermöglichen jollen, werden mur 
an biele DE Ort aften geſchuldet und von deren Organen vereinnahmt. Siehe 
weiter Art. 

Beni. Entf, des Berw.-Ger.-Hofes Bb. 8, 595: In der Pfalz hat die 
Verteilung bed Aufwandes für eine mehreren Gemeinden. gemeinjame Volksſchule 
unter Die einzelnen Gemeinden nad) dem Berhältniffe der Gejamtfteuer der be 
teiligten Gemeinden zu geichehen (Art. 36 Abſ. I der pfälz. Gem.-Orbn.). 


) Siehe Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes vom 7. Mai 1890 Bd. 12, 196: Bei 
Berechnung der in Art. 45 Abſ. III der Gem.-Drdn. erwähnten Minimalfläche 
von 500 Tagwerken fönnen bei geſchloſſenen Waldungen auch Feldgrund 
fowie bei arrondierten Gutskomplexen Waldgrundftäde mit in Anja gebradt 
werden, joferne bei benjelben die Borausjegung des Zufammenhangs gegeben iR. 
Letzterer ift au Bann als gegeben anzunehmen, wenn die einzelnen Grundſtücke 
lediglich durch Wege oder Fluſſe geichieden find. Jedoch erfordert ein Bufanımen- 

ang im Ginne der erwähnten Gefehesbeftimmung, DaB die felbftändige Bewirt⸗ 
haltung ber betreffenden Fläche der Waldungen nad) den Grundfägen ber 
—— , der arrondierten Gutskomplexe nach jenen ber Landwirtſchaft er- 
olgen kann 

Die Anwendung bed Urt. 45 Abſ. III hat natürlich zur Vorausſetßung, 
daß bie fraglichen Wald- oder Gutskomplexe mit ihrem Flächeninhalte von min- 
beitend 500 Tagwerk ein und ber nämlidhen politiichen Gemeinde angehören. 
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Art. 46 (36 Abi. 3). 


Die kgl. Rentämter find verpflichtet, den Gemeindeverwaltungen 
zum Behufe der Herftellung der Umlagenregifter die Einficht und 
Abſchriftnahme der amtlichen Steuerliften zu geitatten. 1) 


Art. 47 (37).1) | 
I. Die Beichlußfaffung über die Einführung neuer?) und die 


Bu Urt. 46. 


) Bu den Artikeln 42 bis 46 der Gem.-Ordn. find noch die beiden Min.- 

Entſchl. vom 4. Oftober 1870 und 5. Februar 1886 hieher mitzuteilen: 

a. Min.-E. vom 4. Oktober 1870: Uınlagenbeiträge des fgl. Staatsärars, 
gier die Belegung Der Finanzrechnungen bezüglich dieler Umlagen (Web. 

‚ 633), durch welche ein den Betimmungen der Gem.Ordn. ent⸗ 

ſprechendes Formular für Liquidation der vom fgl. Staatsärar zu 

entrichtenden ®emeindeumlagen an die gl. Regierungen, Kammern des 

Innern, mit verichiedenen Hinweiſungen mitgeteilt wird. 

b. Min.E. vom 5. Februar 1886 betreifend Beitragsleiſtung des Staats⸗ 
ärar3 zu den Gemeinde- und Diſtriktsumlagen. (Min.-Bl. ©. 35; Web. 

17, 643.) Dieſe beitimmt: 

1) in den gemeindlihen Jahresvoranſchlägen und Jahresrechnungen 
find die zur Erhebung kommenden Diitriftsumlagen, entiprechend 
ben beitehenden Vorſchriften, jederzeit ausgeichieden von den Ge⸗ 
meindenmlagen, und zwar unter Zit. IX der Einnahmen („Direlte 
Gemeindeumlagen“) und unter Tit. X der Ausgaben („Befonbere 
Leiftungen“) in einer eigenen Unterabteilung vorzutragen. 

Die Vermengung mit den Gemeinbeunlagen iſt ſchon mit Rück⸗ 
fiht auf den bezüglich der Diſtriktsumlagen gemäß Urt. 31 des 
Kann ittsratsgeſebes geltenden abweichenden Umlagenmaßftab unzu- 
läflig. ' 

Bo bie Uebung befteht, daß da3 fol. Uerar die dasſelbe treffenden 

Diſtriktsumlagen für den ganzen Diſtrikt unmittelbar an den 

Diſtriktskaffier entrichtet, kann dasſelbe jelbftverftändlich in ben ein- 

zelnen Gemeinden zur Entrihtung von Diftriktsumlagen nicht mehr 

beigezogen werden. WUndernfall3 aber haben die Gemeindebehörben 
für die Seitens des fl Aerars an die Gemeinde zu entrichtenden 

Gemeindeundlagen und Diftriftsumlagen gefonderte Ligquibationen 

aufzustellen (und zwar für erftere nad) Formular in der Min.-E. 

vom 4. Oktober 1870 [eb. 8, 633] und für legtere nach Formular 

B ber Min.-E. vom 4. Oltober 1864 [Web. 6, 376)). 

3) Die gemeindlichen Liquibationen über die vom kgl. Aerar zu ent- 
richtenden Gemeinde- und Diſtriktsumlagen find immer redjtzeitig 
an die betreffende verrechnende Staatöbehörde abzugeben. 

4) Die Liquidationen über Gemeindeumlagen bebürfen in mittelbaren 
Sgemeinben ber bezirfdamtlichen Beltätigung ꝛe. Siehe oben ©. 422 

nm. 7 a. €. 


2 


— 


Bu Urt. 47. 

ı) Die Beftimmungen des Art. 47 finden aud in allen den Fällen An⸗ 
wendung, in welchen für irgend ein jpezielles gemeinbliches Bedürfnis, zu deſſen 
Befriedigung either Umlagen überhaupt nicht erhoben wurden, nunmehr Umlagen 
neu erhoben bezw. bie bisher erhobenen erhöht werden follen; vergl. auch Anm. 4. 

DD. h. Umlagen, welche nicht fchon feither regelmäßig d. h. alljährlich 
iwiederfehrten, bezw. wenn im vorausgehenden Berwaltungsjahre Umlagen nicht 
erhoben wurden, jo daß alſo nach jedem umlagenfreien Jahr bie Erhebung einer 
Umlage überhaupt nur auf Grand von befonderen KBeichlüffen, welche nad 
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Erhöhung®) bejtehender Gemeindeumlagen, fowie über Unternefmungen 
und Einrichtungen, zu deren Ausführung eine Umlage erforderlid 
iſte), fteht in Gemeinden mit ftädtiicher Verfaſſung dem Magiftrate 
unter Zuftimmung der Gemeindebevollmäcdhtigten, in den übrigen Ge- 
meinden der Gemeinde= beziehungsweije der Ortsverfammlung zu. 

11.5) Bor der Beſchlußfaſſung in der Gemeindeverfammlung hat 
eine Borberatung im Gemeindeausicufie ftattzufinden. 

1II.5) Wird mehr als ein Dritteil der fämtlichen in der G&e- 
meinde angelegten und bei der in Frage ftehenden Umlage in Berech⸗ 
nung zu ziehenden direkten Steuern von fünf oder weniger als fünf 
Berfonen gezahlt, jo ift jede Diefer PBerfonen in der Gemeindever- 
fammlung ftimmberedtigt 2 und muß, wenn fie nicht ohnehin Mit- 
glied des Gemeindeausſchuſſes ift, zur Teilnahme an der Vorberatung 
und Beſchlußfaſſung geladen”) werden. 

Die Ladung hat an die Perſon?), oder im Falle diefelbe nad) 
Art. 25 einen Bevollmächtigten aufzuftellen hat, an diefen zu ergehen. 
Sit ungeachtet der Aufforderung der Gemeindeverwaltung ein Bevoll- 
mädhtigter nicht aufgeftellt worden, jo kann die Ladung durch öffent- 
Iihe Anheftung am Gemeindehaufe giltig bewirkt werden. 

IV.5) Dieje Höchitbefteuerten fönnen hiebei in jedem Falle durch 
Bevollmädhtigte?) vertreten werden, welche jedoch die in Art. 15 


Art. 47 Ubf. I gefaßt find, erfolgen lan. Siehe zu Abſ. I des Art. 47 v. Kahr 
©. 565 ff. (Außerdem vergl. die Beftimmungen des Art. 88 und 135 der Gem.- 
Ordn., nad) welchen ohnedies die Feſtſetzung des Etat3 und bezw. die Einftellung 
einer jeden einzelnen Pofition in denjelben, aljo auch die der Einnahmen aus 
Gemeindeumlagen alljährlih von Neuem in Städten durch die Beſchlüſſe der beiden 
Stollegien, in Landgemeinden durch den Gemeindeausjchuß zu erfolgen hat.) 

Bergl. die Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 7, 109 fi. und Bd. 8, 9 Fi. 
unten in Anm. 10 lit. a und b, ferner für die Pfalz Bd. 8, 719. 

*) Diefe Beftimmung bezieht fi nur auf die Erhöhung des Brozent- 
ſatzes, welche von der gemeindlichen Beſchlußfaſſung abhängig iſt, nicht etwa auf 
die Erhöhung der Einnahmen aus Umlagen, welche infolge eintretender ung 
bes Steuerio 8 fi) ergibt. Siehe Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes unten in Anm. 10 
lit. a und b. 

) D. h. bezüglich jeder Unternehmung und Einrichtung, für welche bezw. 
zu deren Ausführung überhaupt eine Umlage ar Erhebung gelangen muß, 
alfo nicht blos dann, wenn Neueinführung oder Erhöhung von Umlagen nötig 
erſcheint. verg auch Anm. 1. 

° Die Beftimmungen des Abſ. II bis VII beziehen fi nur auf Land» 
gemeinden. Siehe hierüber Näheres v. Kahr ©. 575 bis 581. 

% In Abſ. III des Urt. 47 ift der Ausnahmefall gegeben, daß auch Ber- 
— Mr t das Bürgerrecht befigen, in der Gemeindeverfammlung fimm- 

erechtigt find. 

Best. oben 8 95 a ©. 164 Anm. 151 Abi. 2 und 152 Abſ. 2 und 8 a. E., 
ferner ©. 152 Anm. 107 Abſ. 2 a. €. 

”) Diefe perfönliche Ladung hat aud dann zu erfolgen, wenn die Be⸗ 
treffenden auswärts wohnen, joferne die Gemeinde von ihnen nicht bie Auf. 
ſtellung eines Bevollmädhtigten verlangt hat. 

) Diefe Bevollmächtigung ift an feine beftimmte Form gebunden, nur 
muß der Bevollmächtigte die bayer. Stantsangehörigteit beiigen, volljährig unb 
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Abſ. IV bezeichneten Eigenschaften beſitzen müſſen. Frauen müffen 
ji) einer folchen Vertretung bedienen. Juriſtiſche Perſonen, privat- 
rechtliche Vereinigungen, minderjährige und unter Kuratel ftehende 
Perſonen werden durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch von 
dieſen aufgeftellte taugliche Bevollmächtigte®) vertreten. 

V. In den Fällen des Abi. I ift bei den Beichlüffen der Ge- 
meindeverfammlung für Die Zahl der Stimmen der einzelnen Stimm- 
berechtigten der Gejamtbetrag der direkten Steuern maßgebend, mit 
welchen die Stimmberechtigten im Gemeindebezirt angelegt und im 
einzelnen Sale umlagenpflichtig find. 

v1.5) Ein jährlicher Steuerbetrag bis zu zehn Gulden (17 M. 
14 Pfg.) gibt eine Stimme, über zehn Gulden bis zu zwanzig Gul- 
den (über 17 M. 14 Big. bis zu 34 M. 29 Pfg.) zwei, über zwanzi 
bis zu dreißig Gulden (über 34 M. 29 Big. bis zu 51M. 43 Pfg. 
drei Stimmen. Bei höheren Steuerbeträgen erhöht fich die Stimm: 
zahl in der Weile, daß jeder Mehrbetrag bis zu zehn Gulden (17 M. 
14 Bfg.) je eine weitere Stimme gewährt. 

VD.5) Die Zahl der Stimmen eines Einzelnen darf jedoch ein 
Dritteil der Zahl der fämtlichen in der Gemeinde ftimmberechtigten 
Berjonen nicht überfteigen. Bruchteile, die fich bei diefer Berechnung 
ergeben, kommen nicht in Betradht. 

VII. Die Beftimmungen der Abſ. TI bis VII find analog an- 
wendbar, wenn für die Bedürfniffe einer befonderen Ortſchaft Die 
os neuer oder die Erhöhung bejtehender Umlagen ftattfinden 
off. 9) 10) 


ſelbſtändig (Art. 11 der Gem.Ordn.) fein und feinem Ausſchließungsgrunde nad) 
Art. 18 Ab}. II unterliegen. Vergl. auch oben 8 95a ©. 152 Anm. 107 Abſ. 2. 

) Auch die Beftinnmung des Abf. II hat analoge Anwendung auf Abſ. VIII 
zu finden und hat demnach vor der Beichlußfaflung in der Ortsverſammlung aud) 
eine Borberatung im Ortsausſchuſſe, foferne ein folcher befteht, außerdem im Ge- 
meinbeausichuß —— Vergl. die Faſſung des im Abſ. VIII einbegriffenen 
Abſ. III, ferner v. Kahr ©. 581 f. 

10) Bu Art. 47 ſiehe folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. Bd. 7, 109: Eine Erhöhung der beſtehenden Gemeindeumlagen im 
Sinne bed Art. 47 Abi. I der Gem.-Orbn. liegt nicht unbedingt ſchon 
dann vor, wenn die zur Gleichſtellung der Ausgaben und Dedungsd- 
mittel eine3 Jahres erforderlihde Bejamtfumme der Umlagen 
eine höhere Ziffer als im Borjahre al fie wird dagegen regel«- 
mäſßig dann gegeben fein, wenn die Belaltung ber age ichtigen 
im Vergleiche mit dem Vorjahre bei ſonſt gleicybleibenden Berhältniffen 
durchgängig gefleigent db. 5. ein höherer Prozentſatz des nad) Art. 
43 und Art. 45 Abi. I diefer Gem.-Ordn. der Umlagenverteitung zu 
Grunde liegenden Steuerfolles erhoben werden joll. 

b. ®b. 8, 9 ff.: Die Beſchlußfaſſung nad Art. 47 der Gem.-Drbn. be- 
züglich ber Erhebung einer Gemeindeumlage ift in allen Faͤllen geboten, 
in welchen ein rechtägiltiger Beichluß auf Erhebung einer Gemeinde- 
umlage in mindeftens gleicher Höhe für die unmittelbar vorhergehende 
Umlagenperiode nicht vorliegt. 

Nichtbeachtung der Vorichriften in Art. 47 und 149 der Gem.-Ordn. 
bei Faſſung von Gemeindebeichläffen hat deren Ungiltigleit zur Folge. 
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Art. 48 (38).1) 

I. Die Umlagenpflichtigen Haben ihre fchuldigen Beiträge an 
dem feitgefegten Termine an die aufgeftellten Einnehmer abzuliefern. 2) 

I. Diefe find ermächtigt, die Säumigen nach) Ablauf jenes 
Termines zu mahnen. Der Betrag der Mahngebühr wird in Ge: 
meinden mit ftädtifcher Verfaffung durch den Magiftrat mit Zuftim- 
mung der Gemeindebevollmächtigten, in den übrigen Gemeinden Durch 
den Gemeindeausſchuß mit Genehmigung der vorgejegten Verwaltungs» 
behörde feitgejekt. 

II. Bleibt die Mahnung erfolglos, jo bat die Gemeindever- 
waltung dag Ausſtandsverzeichnis als vollitredbar zu erklären und 
für die Beitreibung der Rüdjtände zu forgen, wobei ihr gleihe Ere- 
tutionsbefugniffe zuftehen, wie den fol. Nentämtern bezüglich der 
Beitreibung der Staatsgefälle. 8) 4) 


Bu Art. 48. 


1) Die Beitimmungen des Art. 48 gelten auch für ben Vollzug bes Art. 
54 Ubf. II, für die Einhebung der nad Art. 59 fich eventuell ergebenden beion- 
beren Umlagen, jowie der in Art. 57 genannten Gebühren ꝛc. Siehe auch oben 
8 94 ©. 25 Anm. 11. 
Bergl. unten Anm. 4 lit. a Zar des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 4, 426; 
ferner Entich. des Beriw.-Ger.-Hofed Bd. 8, 155: Ein Verfahren nach Art. 32 
und 46 des Geſetzes über den Verw.Ger.⸗Hof ift unzuläffig, wenn der Recht s⸗ 
beftand der Forderung, wegen welder die Zwangsvollſtreckung eingeleitet 
wurde, beitritten und hierüber noch nicht rechtskräftig entichieden ift. 
Bergl. zu Art. 48 aud) oben 8 111 Anm. 20. 
2) Ueber das Borzugsrecht der Gemeindeumlagen, überhaupt der Gemeinde⸗ 
efälle und öffentlich-rechtlichen Anſprüche ber Gemeinden fiehe 88 41 und 54 ber 
onfurdordnnung jowie Art. 108 und 151 der Subhaftationdordnnung. 
Art.« Siehe oben 8 94 lit. E ©. 24, ferner vergl. oben ©. 414 Anm. 3 zu 

rt. 40. 
2) Siehe hiezu Art. 8 mit 4, 6 und 7 des Ausführungsgefebes vom 23. 
Februar 1879 zur Reichs-Civ.-Proz.Orbn, und Konkurdorbnung; Verordn. vom 
14. Juli 1879, den Vollzug bes rt. 6 Abſ. 3 des Gefehes vom 23. Februar 
1879 betr. (Web. 18, 116), (durch welche gewiſſe Vollzugsbeſtimmungen bezüglich 
der Beitreibung rüdftändiger Semeindegefälle getroffen find) ; ferner Hinanz Dit. 
Bel. vom 27. September und 3. November 1879 betr. die Vorfchriften über die 
Beitreibung der Stantögefäll (Web. 14, 64 und 237) und Finanz-Min.-VBel. vom 
81. Dezember 1889 (Web. 14, 70 Note 19); ferner Finanz⸗Min. Entſchl. vom 
24. Dezember 1875, die Inſtruktion über die Beitreibung der Staatsgefälle, ab- 
gebrudt im Comm. von v. Haud-Lindner ©. 535. Ebenda ift abgedrudt 
und zwar ©. 513 bis 529 Die obengenannte Finanz-⸗Min.⸗Vek. vom 27. September 
1879 „bie Vorſchriften Aber die Beitreibung der Staatögefälle betr.“ und ferner 
auf S. 529—535 die Finanz-Min.-Bel. vom 3. November 1879 betr. die Vor⸗ 
ſchriften Aber die Beitreibung der Staatsgefälle, hier die Bornahme von Pfän- 
dungen und Berfteigerungen. 

*) Siehe na Repende Entich. des Verw.-Ger.-Hofes: 

a. in Bd. 4, 426: Ridhändige Reiftungen zu den von der Gemeinde» 
verwaltung gemäß Art. 55 Abſ. II und III der Gem.-Ordn. feſtgeſetzten 
und auf bie Pflichtigen verteilten Wusgaben find nad) ben Beftimmungen 
des Urt. 57 und 48 der Gem.Ordn. und bes rt. 46 Abi. 3 bes 
Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes beizutreiben. Siehe oben Anm. 1. . 

b. 8b. 12, 278: Gemembeausichußmitglieber, welche eine Pfändung zur 
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III. Gemeindebienfte. ?) 


Art. 49 (39). 


I. Für Gemeindezwede?), ingbefondere auch zur Handhabung 
der en Sicherheit, Fönnen®) Gemeindedienftet) angeordnet 
werden. 5 

N. Als folche können wiflenfchaftliche, kunſt- oder handwerks⸗ 
mäßige Arbeiten nicht gefordert werden. 67) 8) 9) 


Veitreibung gemeinblicher Forderungen unter Umgangnahme von An- 
fertigung und Bollitredbar-Erflärung eines Ausſtandsverzeichniſſes be- 
ſchloſſen haben, machen ſich einer Leberfchreitung ihrer Amtsbefugniſſe 


ſchuldig. 
Bu Urt. 49. 


') Ueber „Semeinbedienfte” fiehe bie jehr bemerkenswerte Darftellung 
des kgl. Bezirksamtsaſſeſſors im kgl. Staatsminiftertum bes Innern ©. Kahr in 
v. Kahr's Comm. zur Gem.-Ordn. ©. 589—614. 

„Gemeindezwecke“ ift gleichbedeutend mit dem Ausdrude in Urt. 42 
Abf. I „Ausgaben, welche den Gemeinden nad Geſetz, beſonderen Nechtstiteln 
oder gefehmähi en Beichlüffen obliegen“., 

) Die Gemeindedienfte gehen, wie ſchon oben 8 97 ©. 327 gejagt, neben 
den Gemeindeeinnahmen des Art. 39 einher und können (nicht müfjen) neben 
Denfelben angeordnet werden, und zwar ſowohl neben den primären, als den 
jubfidiären bezw. neben beiden; es ift burchaus nicht nötig, daß erft die primären 
Einnahmen des Art. 39 Abſ. i erihöpft find, bevor Gemeindedienſte angeordnet 
werben. (Siehe auch nachftehende Anm. 4.) 

*) Semeindedienfte find: individuelle perjönlide Dienft- 
leiftungen, welde von den nad Art. 50 der Gem.-Orbn. hiezu Ber- 
pflichteten nad Verhältnis ihrer Arbeitäfraft zur Erfüllung von Arbeiten 
behufs Befriedigung einzelner gemeindlicher Bedürfniffe neben den in Urt. 39 
der Gem.-Ordn. aufgeführten gemeindlihen Einnahmöquellen auf Unordnung 
Der Gemeindebehörde geleiftet werden. Siehe voritehende Anm. 3 und 
nachſtehende Anm. 5, ferner Entſch. des Veriw.-Ger.-Hofes Bd. 11, 194 unten in 
Anm. 8 lit. d. 

5) Buftändig — iſt in Landgemeinden der Gemeindeausſchuß, in Stadt⸗ 
gemeinden der Magiſtrat; handelt es ſich letzteren Falles um Anordnung bisher 
nicht beſtandener Gemeindedienſte, fo iſt nach Art. 112 Ziff. 11 der Gem.Ordn. 
die Zuſtimmung des Gemeindelollegiums erforderlich. 

Siehe hiezu auch Art. 131 Abſ. III lit. d der Gem.Ordn., auch Urteil 
bei Oberlandesgerichts München vom 16. Dezember 1876 bei v. fahr ©. 597 

te 1 


*) Gemeinbebienfte fönnen 3. B. angeordnet werben: 
a. für Schulzwede (3. 9. (einmach n oder Bufuhr von Schulholz) vergl. 
Entſch. des Berm.-Ger..Hofes Bd. 16, 225 in Anm. 8 lit. a. 
b. Herftellung und Hnterbaltung ber Gemeindewege infl. Bejeitigung von 
chnee und jonftigen Verkehrshinderniſſen vergl. oberlandesgerichtliches 
Erf. vom 21. März und 16. Oktober 1884 (Min.-Bl. ©. 104 u. 373) 
und vom 8. Februar 1898 (Min.⸗Bl. 205); Entſch. des Beriwm.-Ber.- 
Hofes Bd. 11, 520; 
c. geritellung und Unterhaltung 'gemeinblicher Gebäude, Errichtung von 
runnen ıC. 
d. Radıt- und Firchenmadhen im Turnus (vergl. Entſch. bes Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes unten Anm. 8 lit. e), poligeifighe Streifen (oberftrichierliche Erf. 
: vom 29. Mai 1883 Min-Bl. S. 226); Abſperrungsmaßregeln bei 
Viehſeuchen; Bertilgung jchädlicher Infelten (Art. 46 bes Forſtgeſetzes). 
Pohl, Sandtud. II. 28 
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Dagegen nicht Seueriöjöpbienfte fiehe Entſch. des Verw.-Ber.-Hofes 
Bd. 4, 151 in Anm. 8 lit 
) Siehe $ 22 be Geſetzes vom 28. Dfktober 1871 über dad Poſtweſen 
des deutichen Reichs: Die vorjchrift3mäßig zu Haltenden Poſtpferde und Boftillone 
bürfen zu den behufs ber Staatd- und Kommunalbebürfnifie zu leiftenden Spann- 
dienſten nicht Derangegogen werden. 

Eh auch 8 21 dieſes Geſetzes; vergl. ferner unten Anm. 9. 

y) u Art. 49 fiehe folgende Entſch. bes Verw.⸗Ger.Hofes und Abhanb- 
lungen: 

I. Entic). des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. ®d. 16, 225: Gemeindebienfte find aud für Schulzwede zulöffig unb 
als befonbere Einnahmen im Sinne der rt. 1 und 6 Abf. 1 des 
Schulbedarfsgeſetzes vom 10. November 1861 zu erachten. Siehe 
Anm. 6 lit. a. 

b. ®d. 4, 151: Die Dienftleiftungen, welche von den Einwohnern einer 
Gemeinde für die auf Grund bilteiftäpoligeificher Vorſchrift angeordnete 
Feuerwehr in Anſpruch genommen werden, find nidyt al3 Gemeinde⸗ 
dienft im Sinne der Art. 49—54 der Gem. Ordn. zu eradıten. 

an legtinftanziellen Entſcheidung von Differenzen über die Ber- 
pflihtung zur Serftung ſolcher Dienfte it ber Verw.⸗Ger.⸗Hof nicht 
„gr ndig. Siehe Anm. 6 lit. da. 

15, 89 f.: Der Gemeinbeaustehuß ift zur felbftändigen Anordnung 
von Hanb- und Spannbienften auf Grund des Art. 49 und 130 ber 
Gem.-Drdn. befugt. 

Die Anordnung derſelben fteht mit Gewährung von Gemeinde⸗ 
nugungen nicht im Bufammenhange und beiteht daher tein geießlicher 
Grund, wegen erfolgter Unordrung von Gemeindedienſten die Gewähr- 
ung von Nubungen des Bemeindevermögend zu verjagen zc. 

Hand- und Spanndienfte fallen nicht unter den Wegriff von &egen- 
leiftungen gemäß Art. 34 ber Gem.-Ordn., wenn fie mit den Nutungs- 
objekten in feinem Bujammenhange itehen und wenn insbeſondere im 
Gemeinbebezirke von an bei Leiftung von Hand- und Spanndieniten 
zur Unterbaltung und Gerftellung der Gemeindewege alle Gemeinde⸗ 
angehörigen, auch bie —ã sberechtigten, beigezogen worden ſind. 

d. ®d. 11, 194: Gemeindedien nnen einerſeits nicht auf Gemeinde⸗ 
nußungäberechtigte beichräntt, fondern müflen nach Der zwingenden 
Regel der Borichrift des Art. 50 ff. der Gem. Ordn. allen nad 
gele lichen Beſtimmung Berpflichteten und nur nad bem ge 

aßftabe d. i. nad dem Berhältnifje ber Zahl der p * 
* en Perſonen und Geſpanne, nicht aber nach der Zahl der 
—— endlich nur zu einzelnen von der Gemeindebehörde 
anzuorbnenden, nicht aber zu einer unbeftimmten Anzahl fi) ſtändig 
wiederhofenben Ürbeiten, wie ſolche die fortdauernde Unterhaltung einer 
beftimmten Wengſtrecke mit ſich bringt, auferle tue werben. Vergl. oben 
—A 4 und Entſch. bes Verw⸗Ger.⸗Hofes ‚151 bei Art. 50 


e. Bd. 1 485: Die VBeftellung einer gemeindlichen Nachtwache ift als 
eine Gemeinbeangelegenheit im Sinne des Art. 10 Biff. 2 des Verw.- 
Ger.-Hoj8-Gef. zu erachten. 

Die Beſchwerdeführung gegen Verfügung ber Staatsaufſichtsbehörden 
fteht lediglid) dem Gemeindeausichufle, nicht aber ber Gemeinbever- 
fammlung zu. Siehe oben Anm. 6 d. 

II. Be Bl. für admin. Pr. Bd. 84, 241 fi; Bb. 89, 33; 
1 
) Giehe ferner über Dienftleiftungen in der Gemeinde: Art. 59 ber Gem.- 
Drbn. und die Anm. zu bemfelben. Art. 60 der Gem.-Ordn.; Urt. 17 des Ufer- 
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Art. 50. 


I. Zur Leiftung von Gemeindedienften find verpflichtet: 1) 

1) die Gemeindebürger ; 

2) diejenigen, welche nach Art. 32 Ziff. 2 bis 4 an Gemeinde- 
nusungen teilnehmen; 

3) jene jelbjtändigen Gemeindeeinwohner, melche feit ſechs Mo— 
naten in der Öemeinde wohnen und dafelbft mit einer direkten 
Steuer angelegt find; 

4) die Beier eines in der Gemeinde gelegenen Wohnhaufes. 


DO. Bon Leiſtung der Handdienfte2) find befreit im aftiven 
Dienfte ftebende Perfonen, welche zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht 
oder infolge eines öffentlichen Dienftverhältnifjes®) ih in der Gemeinde 
aufhalten. Diejelbe Befreiung kommt denjenigen zu, welche zur Er- 
füllung einer öffentlichen Pflicht von der Gemeinde ihres Wohnſitzes 
abweſend find. 

III. Gemeindedienfte Dürfen Durch geeignete Stellvertreter geleiftet 
erden. 

IV. Niemand Tann zu Gemeindedienften angehalten werden, 


fchußgefehes vom 28. Mai 1862, Art. 18 Abf. 3 des Armengejeges vom 29. April 
1869; 88 3 und 6 des Kriegsleiftungsgejeges von 1873 und $ 5 bes Ninderpeft- 


geſetzes. 
Siehe auch Art. 54 Abſ. IV der Gem.-Orbn. und Anm. 4 daſelbſt. 


Zu Urt. 50. 


) Die Aufzählung des Art. 50 ift erichöpfend, die Ausdehnung ber hier 
ftatuierten Berpflihtung auf Andere als die hier genannten Berpflichteten ift ab- 
jolut ausgeſchloſſen. 

2) Richt aber von ber Leiftung der Spann dienſte. Entich. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes Bd. 15, 171 in Art. 51 Anm. 2. 


) Ueber „Öffentliches Dienſtverhältnis“ fiehe oben 8 95 a ©. 159 Anm. 
129 zu Art. 17 Abſ. II der Gem.-Orbn. 

Deffentliche Bedienftete find von der Leiftung von Handdienften aud, befreit, 
wenn fie Semeindebürger find oder wenn fie in der Gemeinde Grund⸗ und Haus⸗ 
bei haben. Siehe unten Entich. bes Berw.-Ger.-Hofes Bd. 14, 73. BI. für 
admin. Pr. Bd. 23, 270. Weber, Comm. zur Gem.-Örbn. ©. 85. Vergl. aud) 

a. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 12, 219: Auch ein auf Dienjtvertrag 

angeftellter PBofterpeditor ift als ein öffentlicher WBedienjteter im Sinne 
des Art. 50 der Gem.-Ordn. zu betradhten. 

Ob berfelbe infolge feines öffentlihen Dienftes fich in der Ge⸗ 
meinde aufhält und demnach auf Befreiung von der gemeindlichen Hand⸗ 
dienftleiftung Anſpruch hat, enticheibet fich nad) den jeweiligen That⸗ 
umftänben. 


b. Entich. des Verw.-Ger.-Hofs Bd. 14, 73 (oben in $ 95a ©. 160 Anm. 
135 I lit. c zu Urt. 17 der Gem.Ordn., ferner): Die Freiheit von 
Leiftung gemeindlicher Handdienfte kommt denjenigen PBerfonen, welche 
infolge eines öffentlichen Dienftverhältniffes fich in der Gemeinde auf- 
halten, auch dann zu, wenn fte in diefer Gemeinde Bürger find. 

28* 
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welche Zwecke betreffen, deren Erfüllung durch Umlagen ihn nidht 
treffen würde. %) 


Art. 51. 


L Die Spanndienfte werden ausjchließend unter den mit Ge- 
Ipann verjehenen, die Handdienſte aber nach der Zahl fämtlicher zu 
emeindedienjten Berpflichteten verteilt.!) Leben mehrere Berpflichtete, 
welche nicht Gemeindebürger find, in einer Familiengemeinſchaft zu- 
jammen, jo find fie nur einem Berpflichteten gleichzuadhten. 


Falle des Art. 50 Ziff. 4 ift ebenfall® nur eine Verpflichtun 
zunehmen, wenn fih ein Wohnhaus im gemeinjchaftlichen Defite 
Mehrerer befindet. 


I. Die Spanndienfte find hiebei nach einem billigen Anfchlage 
an den zu leiftenden Handdienften in Wbrechnung zu bringen. 


IM. Das Maß der Spanndienfte richtet ſich nach der Zahl der 
in der Gemeinde vorhandenen, nicht zum öffentlichen Dienfte gehaltenen 
Geſpanne der Verpflichteten. 2) 


IV. Da8 bei den Spanndienften zwilchen den Beſitzern von 


*) Siehe weiter BI. für abmin. Pr. Bd. 39, 33, Bd. 42, 48, Bb. * 82 
und 337 ff., ferner Entich. des Verw.-Ger.-Hofes in 8. 12, 303: Wei Zeitung 
von Gemeinbedienften ift bie Feſtſetzung ber Reihenfolge für die einzelnen Pflidh- 
tigen der Bemeindeverwaltung anheimgeftellt; dieſelbe ift jedoch verpflichtet, ‚auveige 
von Gemeindedienftpflichtigen gemachte Mebr- bezw. Boraußleiftungen bei 
an von Gemeindedienſten nad dem ftreng geſetzlichen —5 auszu⸗ 
gleichen 

Bd. 11, 151: Der in Art. 49—51 der Gem.-Ordn. für bie Lei * 
Gemeindedienfien feſtgeſetzte Maßſtab iſt ein ausſchließender; etwaige 3386 
gabe des Gem. Ed. von 1818/34 früher beſtandene anderweitige Ortsrechte Dunen 
feine uam me mehr begründen. 

erteilung ber &emeindedienfte zur Herftellung eine? Gemeindeweges 

muß dem an emäh nad dem Maßſtabe ber Geſpanne und ber Bahl ber zu Gemeinde 
dienten Berpflichteten und darf nicht nad) Maßgabe der Steuer ftattfinden. Siehe 
auch vorftehenden Art. 49 Anm. 8 lit. d. 


Zu Urt. 51 
) ee hiezu antid. bes Verw. „Oer.-Dofe? 8b 11, 151 bei Art. 50 
Anm. 4 u bei Urt. 49 Anm. 8 li 


Gene Bi. Kir admin Pr. 8b. 21, 78; 28. 220; 29, 390; 89, 39; 41, 
Oberftrichterlicyes Erk. in Bd. 6, ©. 911. 
2) Siehe hiezu $8 21 un 22 des Neichäpoftgeiepes oben bei Art. 49 
Anm. 7, au Urt. 50 Anm. 2, ferner Eutſch. des Verw Ger.Hofes Bd. 15, 
171: Der Aufenthalt in einer —** infolge offentlichen D 
niſſes befreit nur von der Handdienſtpflicht, nicht auch von der S —e 
Bon letzterer befreit nur die Thatſache, daß ein Geſpann zum Öffentlichen Dienſt 
gehalten wird. Die von prabtiſchen Aerzten für ihre Privatpragis gehaltenen 
ae Formen aud dann nicht al3 zum öffentlichen Dienfte gehaltene Geipanne 


ejehen werden, wenn biefelben für bie Dienftg gejjäfte eines besirtsärgtlichen 
Stelvertveterd oder eines Bahnarztes mit benügt 
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Pferden und von anderem Zugvieh einzuhaltende Verhältnis ift von 
den Gemeinden feftzufeten. ®) 


Art. 52. 


Den Gemeinden ift freigeftellt, Gemeinbearbeiten auf Rechnung 
der Gemeindelafje in Afforb zu geben oder durch Lohnarbeiten her⸗ 
ftellen zu laſſen. Wird Hieburch die Einführung neuer oder die Er⸗ 
höhung beftehender Gemeindeumlagen veranlagt, jo find die Beitimm- 
ungen der Art. 43 bis 47 zu beobachten.) 


Art. 53. 


Die Gemeinden find ferner befugt: 

1) zur Abwendung etwaiger Veberbürdung mäßige Vergütung 
ei Leiftung von Gemeindedienſten aus der Gemeindekaſſe zu 
bewilligen ; 

2) die zu feiftenben Gemeindedienfte einzelnen oder allen Pflich⸗ 
tigen auf deren Antrag gegen eine nach den ortsüblichen 
Fuhr⸗ und Taglöhnen zu regelnde Geldabgabe abzunehmen 
und für diejelben zu bejorgen. 


Art. 54. 


I. Gemeindedienfte, deren Leiftung nicht rechtzeitig ) erfolgt, läßt 
der Bürgermeijter nach vorgängiger einmaliger Dlahnung?) auf Koften 
des Säumigen leiften. 

II. Die erwachienen Koften werden auf dem für die Beitreibung 
der Gemeindeumlagen vorgefchriebenen Wege erhoben. ®) 


) Bu Urt. 51 fiehe Entih. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 11, 518: Eine 
ausihlieplih nah räumlichen Räückſichten (ftredenmweife) vorgenommene 
Berteilung von Gemeindedienften ift unzuläfiig. 

Die Aufhebung geſetzwidriger gemeindlicher Beſchlüſſe Tann in einer ver- 
waltungsrichterlichen Enticheibung nicht erfolgen, ift vielmehr als ftantsauffichtliche 
Mapregel den Behörden ber aktiven Verwaltung im beionderen Berfahren über- 

en. 


Ferner Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 123, 308 in Art. 50 Anm. 4 und 
Bd. 11, 194 in Art. 49 Anm. 8 it. d. 


DL. für admin. Pr. Bd. 32, 156. 


Bu Urt. 52. 


) Siehe ie Entich. des VBerw.-Ser.-Hofes Bd. 14, 47 f. oben bei Art. 
43 Anm. 9, aud) BI. für abmin. Br. 38, 56 und 246 f. 


Bu Urt. 54. 
») D. 5. zu der von ber Gemeindebehörbe feſtgeſetzten Zeit. 
*) Eine Mahngebügr ift Hier nicht * erheben. 
Siehe Art. 48 der Gem. Ordn. Eine weitere Mahnung hat dieſer Er- 
bebung nicht vorauszugehen. 
Vergl. Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes Ob. 14, 371: Nah Maßgabe der 
Veftimmungen in Art. 54 ber Gem.-Drdn. ergibt fi) von felbft die Berechtigung 
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IM. Kann die Dienftleiftung auf Koften des Säumigen nicht 
ftattfinden, jo ift derſelbe zur Nachholung der Leiſtung oder Zahlung 
eined entjprechenden Betrags an die Gemeindefajje verpflichtet. 

IV. Die im Artikel 29 des Polizei-Str.-Gel.-3. vom 26. De- 
zember 1871 vorgejehene Strafeinjchreitung findet bei allen nad) Art. 50 
gemeindedienftpflichtigen Berjonen Antvendung. *) 


IV. Befondere Beitimmungen. 
Art. 55 (40).1) 
I. In Ermangelung bejonderer Rechtstitel1*) gehört zu den 


des 2 ürgermeifters, die troß erfolgter Mahnung nicht geleifteten Raturalbienite 
auf Koften des Säumigen durch Dritte vornehmen zu lafjen, ohne daß es hiezu 
noch einer fhriftliden Mahnung ober der Borjegung einer weiteren Fr 


gr Der Art. 29 Abſ. I des Bolizei-Str.-Gei.-B. Tautet: 

Un Geld bis zu 5 Thalern (15 M.) werden Pilidytige ober deren Stell- 
vertreter geftraft, weiähe die nach Feſtſetzung der Gemeindeverwaltung fie treffenden 
Dienfte zur Uebernahme der Siherheitsmarhe, fowie zur Erhaltung der Fahrbar⸗ 
feit der Gemeindewege und Diſtriktsſtraßen ohne genügenbe Entihulbigung nid 
oder nigt zur rechten Zeit oder nicht in gehöriger Weiſe leiften. 

Siehe hiezu die bei dv. Kahr ©. 613 f. angeführten Urteile des Oberlandes- 
geriht3 Münden vom 29. Mat 1883 (Min.⸗Bl. 226); vom 21. März 1884 
(Min. . 104); vom 16. Oftober 1884 (Min.-BL. 373); 9. Mai 1885 (Min-BL 
147); 27. März 1890 (Min.-Bl. 114); 17. Dezember 1890, 14. Mai und 10. 
Oktober 1891 (Min.-B1. 1891 ©. 14, 203 und 379); vom 12. Rovember 1891 
(Sammlung Bd. 6, 626), endlid, vom 8. Februar 1898 (Min.-BL 205). 

Ferner die ebenba sitierten Abhandlungen in den BL. für abmin. Br. ©. 
32, 241; 89, 241; 41, 43 ff. und 347 f. 

Der Art. 29 des Bolizei-Str.-Gei. ift natürlih nur —— auf die in 
demſelben beſonders genannten ———— bezüglich ander er. 3.0. Straßen- 
reinigun , Trottoiranlage, Schneeräumen, Straßenfprigen fiehe 8 366 Ziff. 10 des 
Reichs tr. Beſetz⸗B.; ferner wegen Yeuerlöjchdienft (Prlichtfeuerwehr) 8 368 Hin. 

8 bes Reicha-Str.-Sefep-B. 

Bergl. au rt. 120 Biff. 2 des Polizei-Str.-Geieg-B., desgleichen Comm. 

zum Boligei-Str. Geſetz⸗B. von v. NRiedel-PBröbft 5. Aufl. zu At. 6. 7 ff. 
Zu Art. 55. 

) Die Angelegenheiten des Art. 5 gehören wohl nicht zu den eigentlichen 
Gemeindeangelegenheiten des Art. 38 der Gem. Ordn., Doch aber zu den Ge⸗ 
meindeangelegenheiten im weiteren Sinn. 

Bergl. BI. für admin. Br. Bd. 236, 262; 238, 376; 41, 55. Entſch. 
bes Berw.-Ger. „Hofes Bd. 2, 733 Abſ. 2 und 'B. 14, 161 Abſ. 4 unten 
in Unm. 8 lit. a, ferner Bd, 3, 728: In den Fällen bes Art. 55 der Gem.-Orbe 
hat ſich das Berfahren der Gemeindeverwaltung bei Wusübung der 
ihr zugemwiejenen Zhätigfeit nach ben geſetzlichen Borichriften über das Berfa 
in eigentlihen Gemeindeangelegenheiten zu bemeſſen und haben bie Grunbjäße 
des Wirt. 163 Abſ. I der Gem. Ordn. über dad Beſchwerderecht gegen gejegwibrige 
Gemeinbeverwaltungäbejchlüffe analoge Anwendung zu finden. Dagegen ſteht 
Gemeindeverwaltung ein jelbftändiges Beſchwerderecht nicht zu, wenn deren An- 
ordnungen auf Betrieb eines Beteiligten von ber vorgejegten Staatöverwaltungs- 
begörbe * oder aufgehoben werden. 

Diebe ferner zu Art. 55 die Entich. des Berw.-Ger.-Hofe3 vom 22. Jen. 
1897 8b. 18, 107 ff.: Beſteht auf Grund bes Art. 8 Biff. 34 bes Verw.-Ger. 
Hofs-@efepes ein Berwaltungärechtöftreit darüber, ob einem Wege bie Eigenkhaft 
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Gemeindeausgaben jener Aufwand nicht, der für den Schub der 
Grundſtücke gegen außerordentliche Clementarereignijfe?), für Her- 
ftelung und Erhaltung der zur Bewirtichaftung der Grundftüde er- 
forderlihen Feldweges) und Abzugsgräben‘), für Haltung Der 


eines Gemeindeweges oder eines öffentlichen Feldweges zukomme und ob demzu⸗ 
folge die Unterhaltung besfelben der Gemeinde bezw. Ortichaft_ ober der Geſamtheit 
der beteiligten Grundbefiger obliege, fo find die beteiligten Grunbbefiger (Urt. 55 
ber Gem.⸗Ordn.) in das Gtreitverfahren einzubeziehen. 

Die Frage der Beteiligung der einzelnen Grundbeſitzer und des Maßes 
ihrer Beteiligung ift aber, auch wenn ber Weg als Feldweg erfannt wird, nicht 
gum Gegenftand der Entiheibung zu machen. Vielmehr ilt es alddann, wenn 
ie beteiligten Grunbbefiger die Inſtandſetzung des Weges nicht freimillig bethä- 
tigen, Sache der Gemeindeverwaltung, von N aus oder auf Antrag eines Be⸗ 
teiligten das in Art. 55 der Gem.Ordn. vorgezeichnete Berfahren einzuleiten, 
worauf e3 den Beteiligten, fall8 fie fi mit ber von ber Gemeindeverwaltung 
getroffenen Unordnung nicht zufrieden geben wollen, unbenommen bleibt, ver⸗ 
waltungsrechtlihe Enticheidung über ihre Beitragspfliht auf Grund des Art. 8 
Biff. 32 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 Bee üren. 

2a) Siehe Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 8, 29 f. in Anm. 11 lit. b, 
ferner Bd. 1, 254 in Anm. 11 lit. c. 

2) Vergl. hiezu Art. 18 des Uferfchubgefebes vom 28. Mai 1852, nad 
weichem ber Schup von Ortsfluren oder Ortichaften gegen Ueberſchwemmungen 
eine Verpflichtung der politiihen Gemeinde ift. Unter Art. 55 fällt — abgefehen 
von andern Elementarereignitien — der Schub gegen Ueberſchwemmungen nur 
dann, wenn es ſich um einzelne Grundflächen oder Parzellen im Gemeindebezirke, 
nicht um die Gemeindeflur als folche handelt. 

Siehe Neuß: Die Waſſergeſetze bei Art. 18 Abſ. 2 bes Uferichubgeieded. 

Der Schug gegen Iäbtice tere (Heufchreden, Mäufe, Soloradoläfer, 
Maitäfer, Raupen ꝛc fällt unter Art. 120 Abſ. 2 des Pol.⸗Str.Geſ.⸗B. Siehe 
Bl. für admin. Pr. 36, 261. 

Bergl. Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 1, 259 unten in Anm. 7. 

Der Wald- und Flurſchutz ift Sache ber politifhen Gemeinde. 

) Feldwege find biejenigen Wege, melche beitimmungsgemäß in erjter 
Linie zur Vewirtſchaftung von Grundftüden dienen. Sie zerfallen in öffentliche 
und in Privatfeldwege;; letztere ftehen nur einzelnen Privatperfonen auf Grund 
Privatrechts zu, während die öffentlichen durch die Gemeinde dem öffentlichen 
Gebrauche gewidmet find. Die Beitimmungen bed Art. 55 beziehen ſich nad) 
v. Kahr ©. 386 nur auf die öffentlichen Feldwege, nicht auf die Privat- 
felbwege. (Siehe dagegen bie nachftehende Entich. ded Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 8, 
29.) Zu diefen Feldwegen im Sinne des Art, 55 gehören auch bie fogenannten 
Holz⸗ oder Waldwege, welche der Holzabfuhr dienen. 

Näheres über Feldwege ic v. Kahr ©. 386 ff. und ©. 626 ff. 

Entih. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. $, 29: Unter den zur Bewirtichaftung 
der Grundſtuͤcke erforderlichen Yeldiwegen, beren in Urt. 55 Abi. I Erwähnung ge- 
ſchieht, find öffentliche wie nicht Öffentliche TFeldwege zu verftehen. 

Der Umitand, daß ein Feldweg außer zur Bewirtichaftung ber Orundftüde 
nebenbei noch zu anderen Zwecken 3. B. zur Verbindung einzelner Anweſen mit 
et Mühle oder Diſtriktsſtraße bient, fchließt die Behandlung nad) Art. 65 
nicht aus. 

Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 6, 209: Unter bie in Art. 56 der 
Gem.Drdn. genannten Feldwege fallen auch die Waldimege. 

Als beteiligte Grundftüde im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung ericheinen 
alle diejenigen Grundſtücke, welche binfichtlich ihrer Bewirtichaftung in irgend einer 
Desichung zu dem Wege ftehen und gewiffermaßen zufammen einen Flurabſchnitt 
bilden. 
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Hirtend) und für Anihaffung und Unterhaltung der Zuchttiere®) ge- 
madıt wird.) 


Die Zugehörigkeit eines ſolchen Grundftüdes oder feines Beſihers zu ber 
Gemeinde, in welcher der Feldiveg Liegt, ift nicht Bedingung für ben Begriff der 
fraglichen Beteiligung. 

Entſch. bes Verw.-Ger.-Hofes Bd. 8, 387: Die Erftattung der Koften für 
Inftandjegung eines Feldweges, welch' letztere auf einjeitige Anorbnung des 
Burgermeiſters der betreffenden Gemeinde ohne bie nad) Art. 55 Abſ. II der 
Gem.-Drdn. gebotene Bernehmung des Ausſchuſſes ber beteiligten Grundbeſitzer 
und ohne Beichlußfaflung der Gemeindeverwaltung vollzogen wurde, kann im 
Streitfalle nicht als eine Verwaltungsrechtsſache im Sinne des Art. 8 Ziff. 32 
Des Berw.-Ger.-Hof3-Gej behandelt werben. 

Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 14, 364 f.: Behufs Dedung bes Auf 
wandes für SHerftellung und Unterhaltung von Feldiwegen können von ben &e- 
meindeverwaltungen im Bollzug des Url. 55 Wbf. II auch Naturalleiftungen und 
(Hand- und Spann-) Dienfte der beteiligten Grundbefiger angeorbniet werden. 

Das gemeindliche Zwangsverfahren hat fidy in diefem Falle nach Analogie 
des Art. 54 zu bemefjen. 

Endlich fiehe noch Urteil des Oberlandesgerichts Münden vom 8. Februar 
1898 Min.-Bl. S. 205, nach welchem ber Art. 29 des note Ste Gelee au 
auf Öffentliche Feldwege anwendbar ift. Diefen Art. 29 fiehe oben ©. 438 4. 

) Abzugsgräben d. h. die Gräben, welche das überichüflige Waller, jei es 
ober- oder unterirdiſch abführen. 

Zu den Feldivegen gehören auch al3 Teile derfelben die Brüden, desgleichen 
die Fähren. 

°, Entich. des Verw. Ger.⸗Hofes: 

a. Bd. 14, 122: Bu ben Soften des gemeinjamen Hirten und der Weide 
gründe haben in ber Platz. nur diejenigen Viehbeſitzer beizutragen, 
welche mit ihrem Vieh die Weide betreiben. 

b. Bd. 14, 160: Als „beteiligt“ an der Haltung des Hirten im Sinne 
bes Art. 65 Abſ. II der Gem.-Drdn. find diejenigen Biehbefiger nicht 
zu eradhten, welche entweder nach ihren wirtichaftlichen Verhältniſſen 
nicht in der Lage find, den Hirten für ihr ieh zu benußen, oder nach 
Bedarf für Aufitellung eines ſolchen fowie für die nötigen Wei 
innerhalb ihres Wirtichaftäbetriebes felbft zu forgen vermögen. Vergl 
auch unten Anm. 9. 

c. Bd. 3, 267: Der Anſpruch eines Gemeinbehirten auf Entricdhtung des 
ie ber Gemeindeverwaltung vereinbarten Hirtenlohnes ift civilredht- 
icher Natur. 

*) Ueber „Anſchaffung und Unterhaltung der Buchttiere” beftimmt nun 

Art. 55 der Gem. Ordn. nur noch infoweit, al® es ſich nicht um Buchtftiere 
— ———— ber letzteren iſt jetzt das Geſetz vom 5. April 1888 „bie 
altung und Körung ber Zuchtſtiere betreffend“ (Web. 19, 20 IL) maßgebend. 

Bu letzterem Geſetze fiehe Entſch. des Vermw.-Ger.-Hofes Bd. 12, 109; 12, 
112 und 12, 116. 

) Die Aufzählung in Art. 55 Abſ. I ift eine erjchöpfende, die Anwendung 
dieſer Beſtimmung auf andere, bier nicht genannte Fälle ift daher ausgeſchlofſen. 

Entich. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 1,259: Die Anwendbarkeit des Art. 55 der 
Gem.⸗Ordn. ift auf bie im Abſ. I dieſes Artikels Speziell aufgeführten Fälle be» 
ſchraͤnkt umd kann nicht auf andere gleichgeartete Fälle ausgedehnt werben. 

Für Ausgaben nah Art. 55 Abf. I dürfen Mittel in den Gemeinbe-Etat 
nicht eingejeht werben. Iſt Died Doch geichehen, fo ift eine ſolche Poſition geieh- 
widrig und kann auch noch nach befinitiver Feſtſetzung des Etats (Art. 88 Abi. 
V und VIII) angefochten werden; aud wird fie durch Nichterhebung einer Er- 
innerung (Urt. 88 Wbj. III) nicht giltig. Siehe jedoch Art. 65 Abi. IV. 
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I. Wenn die Beteiligten“) nicht unmittelbar ſolche Einrid): 
tungen treffen und deren Koften unter fich aufbringen, jo iſt die 
Gemeindeverwaltung befugt und auf Antrag eines Beteiligten ver- 
pflichtet, nach Vernehmung eines unter Leitung des Bürgermeiſters 
von den Deteitinten aus ihrer Mitte zu wählenden Ausſchuſſes von 
drei bis fünf itgliedern die notwendigen Anordnungen zu treffen 
und über den erforderlichen Aufwand zu beichließen. 7P) 

IT. Liegt eine anderweitige Uebereinfunft nicht vor, jo werden 
Ausgaben im Intereffe der Viehzucht nad) dem Viehſtande, ſonſtige 
Ausgaben für landwirtfchaftliche Zwecke nad) Maßgabe der auf den 
beteiligten Grundſtücken haftenden Grundfteuer verteilt. 

IV. Der Gemeinde bleibt jedoch unbenommen, zur Förderung 
der landwirtichaftliden Kultur auch derartige Ausgaben ganz oder 
teilmeife auf die Gemeindekaſſe zu übernehmen, ſoweit dies ohne 
Einführung neuer oder Erhöhung bejtehender Umlagen geichehen 
kann. 8) 9) 10) 11) 12) 


'8) Siehe Entich. bes Veriw.-Ger.-Hofes Bd. 11, 99 unten in Anm. 9 und 
Bd. 17, 145 in Anm. 11 lit. d. 

1b) Giehe Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 426 in Anm. 11 lit. a 
und ®b. 8, 29 in Anm. 11 lit. b. 

e) Nach Art. 8 Biff. 32 des Geſetzes über ben Verw.⸗Ger.⸗Hof find Ber- 
waltungsrechtsſachen: Beftrittene Rechtsanſprüche und Berbindlichleiten in Bezug 
auf Leiftungen auf Grund des Art. 55 der Gem.-Orbn. rechts des Rheins. 

Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. 8d. 14, 161 Abi. 4 a. E.: Die Anträge einzelner, welche gegen ihre 
von der Gemeindeverwaltung beſchloſſene Inanſpruchnahme zu den 
Koften der Einrichtung geftellt, aljo gegen ihre perjönlicdhe Bei- 
trag3pflicht gerichtet find, Können nur als verwaltungsrechtliche 
Klage aufgefaßt werben, — während dagegen Beichlüffe der Gemeinde⸗ 
verwaltungen, worin die zur Ausführung notwendigen Anordnungen 
getroffen und die Koſten feftgefeßt werden, als Gemeindeverwal— 
tung3bejchlüjje im Sinne des Art. 163 der Gem.Ordn. anzufehen 
find. Bergl. oben Anm. 1. 

b. Bd. 5, 308: Die in Art. 8 Biff. 32 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes ald 
bejondere Kategorie der vermaltungsrechtlihen Streitigkeiten aufgeführten 
Leiftungen auf Grund des Art. 55 der Gem.Ordn. umfaffen nur bie 
Streitigfeiten über dieje Leiftungen zwilchen den beteiligten Bieh- und 
Grundbefigern unter ſich und mit ber Gemeinde. 

c. Bd. 6, 292: Streitigfeiten, ob gemäß Art. 55 Abi. 4 der Gem.-Drdn. 
die Uebernahme der dort bezeichneten Anägaben auf die Gemeindelaffe 
zuläflig ift, bilden feine ſelbſtändige vertwaltungsrechtliche Angelegenheit 
im Sinne des Urt. 8 Bil. 32 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes. 

d. Bd. 16, 121: Ein Streit über die Verpflichtung zur Entridtung von 
Sonderumlagen nad) Art. 55 der Gem.-Orbn. kann nur auf dffentlich« 
rechtlihem Gebiete liegen. Durch etwaige Mängel in ber Geichäfts- 
behandlung, welche bei dem Worgehen nad diejer Gejegeöbeitimmung 
unterlaufen, erleidet bie Hffentlicherechtliche Natur des Streites Feine 

rung. 

8. 11, 98: us „Beteiligte“ an einer Einrichtung im Sinne des 
Art. 55 der Gem.Ordn. find in der Negel nur jene zu erachten, welche bie Ein- 
richtung thatſa vuq zu benutzen in der Lage ſind. 

ergl. auch Entſch. des Verw.Ger.Hofs Bd. 14, 160 oben Anm. 5. 
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Art. 56 (41).1) 
J. Wenn in einer Gemeinde zum Vorteile mehrerer!) an Pri- 
vatgewäfjern?) beitehender Triebwerke oder anderer Stauvorridhtungen 


10, Entih. de3 BVerw.-Ger.-Hofes Bd. 10, 148: Worbehaltli der Be- 
flimmung des Art. 6 Abi. 2 des Körgeſetzes vom 5. April 1888 ſetzt die Ueber- 
nahme de3 in Art. 55 Abſ. IV der Gem.-Drbn. angeführten Ausgaben auf die 
Gemeindekaſſe lediglich voraus, daß diejelbe ohne htrung neuer oder Erhöhung 
beftehenber Umlagen gejchehen könne, nicht aber, daß die Gemeinde ihre Bedüri- 
nie pa ohne Inanſpruchnahme von Gemeindeumlagen zu beftreiten im 

tande jet. 

Bei Prüfung des Vermögensſtandes der Gemeinde ift der Zeitpunkt der 
Uebernahme der fraglidhen Uusgabe auf die Gemeindetafje maßgebend und hiebei 
keineswegs auf Die Beit der Erlafiung der Gem.-Orbn. zurüdzugreifen. 

Ferner Entidh. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 6, 292 oben in Anm. 8 lit. ec 

11) Er Urt. 55 fiehe auch noch Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 4, 426: Die von Gemeindeverwaltungen auf Grund des Urt. 55 
Abſ. II der Gem.-Ordn. gefaßten Beichlüffe erwachſen, wenn fie nicht 
innerhalb der gefeglichen Friſt in dem duch Urt. 163 1. e. vorgezeich 
neten SInftanzenzug angefochten werden, in Rechtskraft. Weiter fiehe 
oben Art. 48 Aum. 3, 

b. 8b. 8, 29: In den Fällen des Art. 55 haben für die Feſtſtellung ber 
öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeit der Beteiligten zur Aufbring- 
ung des Aufwandes für die in Abf. I bezeichneten Zwecke die Redht3- 
titel des Herkommens und der Verjährung nicht in Betracht zu fommen; 
auch ift die thatfächliche Teilnahme der Einzelnen an der betreffenden 
Einrihtung als Konfurrenzmapftab ausgeſchloſſen, Ausgaben für die 
in Frage ftehenden Zwecke find vielmehr im Streitfalle, foferne eine 
andermeitige Webereinfunft nicht vorliegt, nur nad dem Maßſtab der 
auf den beteiligten Grundftüden haftenden Grundfteuer zu verteilen. 
Siehe oben Anm. 1a. 

c. 8b. 1, 254: Beftrittene Anfprüde auf Leiftungen für einen ber in 
Art. 55 der Gem.Ordn. bezeichneten Zwecke find, wenn biefeiben auf 
einem privatredhtlichen Titel geftübt werden, nicht von ben Verwal⸗ 
tungsbehörden, jondern von den @ivilgerichten zu befcheiden. Siehe 
oben Anm. 1a. 

d. Bd. 17, 145: Die Ladung der Beteiligten zur Vornahme der Wohl 
des Beteiligten-Ausichuffes nach Art. 55 Abj. II der Gem.-Ordn. mus 
nach Art und Zeit jo befchaffen fein, daß der Zweck des Geſetzes er- 
reiht werden kann. Siehe Unm. 7a. 

ı Bu Art. 55 fiehe auch noch folgende Abhandlungen: Bl. für abmin. 

Pr. Bd. 28, 268; 36, 241 und 251, 261, 267; 27, 125; 28, 328 ff., 369 und 
375 f.; 30, 356; 34, 57 und 60 ff.; 35, 358; 39, 142 (zum Koͤrgeſetz); 41, 49 
(62 ff. 54 ff.) und 41, 56. 

Zu Urt. 56. 

) Siehe zu Art. 56 das Wafjerbenügungsgefeb vom 28. Mai 1852, be- 
ſonders Art. 85 besjelben (Web. 4, 437), als defien Ergänzung ber Art. 56 erfcheint. 
VBorausjegung der Anwendung ded Art. 56 ift, daß es fih um mehrere b. bh. 
mindeſtens zwei Triebwerke zc., nicht um eine einzelne Derartige anlage banbelt. 

*, Urt. 85 des Waſſerbenützungsgeſetzes ift, ſoweit er durch Art. 56 ber 
Gem.⸗Ordn. inhaltlich erſetzt ift, aufgehoben; es fallen alfo unter Art. 85 des 
Waſſerbenützungsgeſetzes diejenigen gemeindlihen Anlagen, melde an dffent- 
lichen Fluͤſſen liegen, während für die in Art. 56 der Gem.Ordu. genannten 

emeindlihen Waflerbauten, melde an Brivatgemäffern gelegen find, ber 
rt. 56 1. c. maßgebend ift. Zu den in Urt. 56 angeführten an Brivatgewäflern 
gelegenen gemeindlihen Wafferanlagen gehören auch Diejenigen, welche zwar 
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auf Koften der Gemeinde Waflerbauten errichtet worden find oder 
unterhalten werden, jo ift die Gemeindeverwaltung nach Vernehmung 
eine? unter Leitung des Bürgermeifters von den Waſſerwerkbeſitzern 
aus ihrer Mitte zu wählenden Ausfchuffes von drei bis fünf Mit- 
gliedern berechtigt, wegen Benützung des Waſſers und der biezu 
dienenden Einrichtungen, jowie wegen der von den Waflerwerkbefigern 
zu leiftenden Koftendedungsbeiträge und Gebühren die erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. ®) 

I. Sene Beiträge und Gebühren werden, wenn nicht im Ein- 
verftändnifje mit dem Ausſchuſſe ein anderer Maßſtab feitgeitellt wird, 
nach Verhältnis der dem Einzelnen zugewieſenen Dynamiichen Waffer- 
traft berechnet. 

II. An beftehenden Rechten und Verpflichtungen wird durch die 
vorftehenden Beitimmungen nichts geändert. %) 


Art. 57. 


Die Beftimmungen des Art. 48 gelten auch für die Beitreibung 
rüdftändiger Gefbftrafen 1), Taren, Heimat: und Aufnahmsgebühren, 
Verbrauchsiteuern, örtlicher Abgaben, Gebühren für Benügung von 
Gemeindeanftalten und ähnlicher 2) Liquider®) Leiftungen an die Ges 
meinde-, Schul» oder Armen-Kaffe. *) 


Art. 58 (42). 
Die Bewilligung von Nachläſſen an Gemeindeumlagen!) oder 


außerhalb des Gemeindebezirkes, aber zu Gunften ober zu Zwecken von Trieb- 
werlen oder anderen Stauvorrichtungen im Gemeindebezirke errichtet werben. 

*) Dieje Anorbnungen find beſchlußmäßig zu erlajjen. 

*) Streitigkeiten über den Vollzug des Art. 56 der Gem.-Orbn. fallen unter 
die Beitimmung des Art. 8 Ziff. 14 des Verw.Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes. 

Zu Art. 57. 

ı) D. h. der von der Gemeindebehörde ſelbſt verhängten Strafen. 

Vergl. bie Art. 99, 100 Abſ. II, 143, 144 Abf. II, 148, 165, 167 Abſ. 
III, 174 Abſ. III der Gem.-DOrbn. Ferner Art. 21 Abſ. 2 und 6 und Art. 22 
des Polizei⸗Str.⸗Geſetz⸗B. 

Die von anderen Behörden oder von den Gerichten zu Bunften der &e- 
meinde» oder Armenkaſſe verhängten Geldftrafen gehören nicht Hieher. 

D. h. dem öffentlichen Rechte angehörigen, nicht privatrechtlichen Leift- 
ungen; letztere 3. B. Mietzinje, Oppothelenzinjen, Erlöje aus verfauften Gegen- 
ftänden 2c. fallen nicht unter Art. 57, 

2) Sämtliche in Art. 57 genannten Leiftungen müſſen liquid fein, wenn 
der genannte Urtilel auf fie anwendbar fein fol. 
Bergl. BI. für admin. Br. SL, 11f., 23 und 85, ferner Bd. 21, 318, 


Bergl. auch Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 8, 155 oben bei Wirt. 48 
1 


9) Art. 57 gilt auch für Krankenkaſſenbeiträge und zwar auch für die- 
jenigen, welche nach Art. 20 Abf. VI des Armengefeges in eine befondere Kranken» 
hauskaſſe fließen. 

Bu Urt. 58. 


») Siehe Anm. 8. 


' 


nm. 
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fonftigen Leiftungen an die der Gemeindeverwaltung untergebenen 
Kaſſen darf nur aus erheblichen Gründen erfolgen.?) Dieſelbe fteht 
in Gemeinden mit ftädtilcher Verfaſſung vorbehaltlich der Beitimmung 
de3 Art. 112 Ziff. 3 den Magijtraten, in den übrigen Gemeinden 
den Gemeindeausichüffen zu. ®) 


Art. 99 (43). 


Die Behandlung der Kreis!) und Diftriftsumlagen?), die Ber: 
pflichtung der Gemeinden und Gemeindeangehörigen bezüglich Der 
Militäreinquartierung und Vorfpanngleiftung in Friedenzzeiten?), Der 
Kriegsfuhren und Kriegalieferungen*), dann des Erjaßes für den bei 
Aufläufen verurſachten Schaden®), und bezüglich der mit dem Ein- 
ichreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung der gejeglichen Drd- 
nung®) verbundenen Koften, ferner bezüglic) des Wildichadenerfages”), 
fowie bezüglich des Wferfchuges und der fonftigen Wafjerbauten ®) 
unterliegt den Beitimmungen der befonderen Gejepe. 9) 


Nachläſſe dürfen nur von Fall zu Fal und unter Prüfung eines jeden 
einzelnen Falles gewährt werden, ferner müflen die Gründe, aus welchen fie ge- 
währt werden, erhebliche d. h. es muß ber betreffende Pflichtige zur Leiftumg 
wirflich nit im Stande fein. Würden diefe Grundjäge nicht beachtet, wäre 
ſtaatsaufſichtliches Einfchreiten geboten. Siehe Entſch. des Verw. Ger.Hofes in 
nachſtehender Anm. 3. 

2) Zum Nachlaß von Diſtriktsumlagen iſt die Gemeinde nicht befugt (ſon⸗ 
dern nur ber Diſtriktsrat), wenn auch die Gemeinde die Einhebung ber Diſtrikte- 
umlagen beſorgt. 

Siehe Entſch. des Verw.Ger.Hofes Bd. 15, 51:_ Bezüglich geichuldeter 
Diftrift3umlagen kann nur die gejeßliche Vertretung der Diftriltägemeinde, wicht 
aber jene der betreffenden politiichen Gemeinde Nachlaß gewähren. 

Nachläſſe an Gemeindeumlagen können nur aus folchen erheblidhen Gründen, 
welche die individuelle Leiftungsfähigfeit des Lmlagenpflichtigen betreffen, und 
immer nur von Fall zu Fall 1 werden. 

Siehe aud) nody Art. 159 Abſ. I Ziff. 8, deögleihen Urt. 26 der Gem. Ordn 


Zu Art. 59. 

9 Side Geſetz, die Landräte betreffend vom 28. Mai 1852. 

9 Giehe Gejeß, die Dijtriltäräte betreffend vom 28. Mai 1852. 

9 Siehe Neichögefeg vom 25. Juni 1868 bezw. vom 21. Juni 1887 urit 
Einführungsgefep vom 9. Februar 1875, die Quartierleiftung für die bewaffnete 
Macht während des Friedenszuſtandes und Gele vom 13. Februar 1875 bezw. 
21. Juni 1887, die Raturalleiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden betr. 

Ueber Quartierfeiftung und fonftige Naturalleiltungen fiehe Entſch. bes 
Verw.⸗Ger. Hofes Bd. 5, 260; 6, 167; 8, 175; 9, 137 und 217; 18, 208; 15, 
154; 16, 20 und 111. 

9 Reichsgeſetz vom 13. Juni 1873 über die Kriegsleiſtungen. 

°) Geſetz vom 12. März 1850 die Verpflichtung zum Erſatze bed bei Auf⸗ 
läufen biesfeit3 des Rheins verurjachten Schadens betreffend. 

9 Gele vom 4. Mai 1851 das Einfchreiten der bewaffneten Macht zur 
Erhaltung der gejeglihen Ordnung betreffend. 

Geſetz vom 15. Zuni 1850, Erſatz des Wildſchadens betreffend. 

9 Die beiden Gelege vom 28. Mai 1852 den Uferjhug und den Schuß 
gegen Ueberichwemmungen, ferner die Benützung des Waſſers betreffend. 

897 & 318 vorftehende in Anm. 1 bis 8 aufgezählte Geſetze vergl. auch oben 

. 318 ff. 
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Art. 60 (44), 


Die Verpflichtung zu Dienftleiftungen oder Umlagen, welche fich 
aus dem Kirchengemeindeverbande ergeben, bemißt ſich nach den hier- 
über bejtehenden beionderen Beitimmungen. !) 


8 113. 
Die Gemeindeichulden. !) 


Wohl die meilten Gemeinden find nicht in der günftigen finan- 
ziellen Lage, daß fie im Stande wären, große, außerordentliche oder 
auch in unvorbergejehener Weije an fie herantretende Ausgaben ohne 
unerträgliche Belaftung der Umlagenpflichtigen aus laufenden Mitteln 
In deden. So müßten dann jelbft unvermeidliche oder zum dauernden 

orteile der Gemeinde gereichende Ausgaben faft immer unterbleiben, 
wenn der Gemeinde nicht Die Möglichkeit gegeben wäre, durch Auf: 
nahme von Anlehen fi) die nötigen Mittel hiezu zu verfchaffen. 
Uebrigens erjcheint es nicht blos zweckmäßig, fondern auch billig, daß 
im Intereſſe der Gemeinden und ihrer Bewohner gelegene Einrich- 
tungen, die durch ihren dauernden Beitand auch den nachfolgenden 
Generationen zu Gute kommen, nicht ausfchließlich von der gegen- 
wärtigen Generation auf ihre alleinigen Koften gejchaffen werden. 
Andrerfeit3 dürfen aber auch die auf die Zukunft gezogenen MWechfel 
ein gewiſſes Maß nicht überfchreiten, da ſelbſtverſtändlich auch 
Ipäter wiederum außerordentliche Bedürfniffe auftreten werben, für 
deren Befriedigung in gleicher Weile Mittel zu beichaffen fein dürften. 
Und jo Hat auch die Gemeindeordnung einerjeit® den Gemeinden die 
Befugnis zur Anlehensaufnahme eingeräumt, andererfeit3 aber diejelbe 
an gewilje Vorausfegungen gefnüpft und an beftimmte Grenzen ger 
Kunden, jie auch in formeller Beziehung mit gewillen Garantien be- 

eidet. 

Abgejehen von dieſen durch die Gemeindegejebgebung felbft 


Bu Art. 60. 
1) Siehe hiezu rt. 206 Abf. II Ziff. 2 und 3 und Abf. III der Gem.Ordn. 
23 des Landtagsabichiebs vom 28. Mai 1892 (Geſ.⸗ u. Berordn.-BL. 
130 und Web. 31, 381 f.): Verhältniſſe der Kirchengemeinden diesſeits des Rheins. 
Ferner Art. Ziff. 3, Ziff. 12 und Ziff. 13 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes. 

Art. V des Umlagengeſetzes vom 22. Juli 1819 88 59 Wbf. III bis V 
und 94 Abſ. V bi3 VILI de3 revibierten Gemeindeedikts (Ziff. 186—146 ber 
Min.E. vom 31. Oktober 1837 (Vollzug des Gemeindeeditts, Web. 8, 150), be- 
ſonders gift. 1) Ueber die hier einfolägigen firchengemeindlichen Be tniffe 
fiehe die Entich. des VBerw.-Ger.-Hofes in Bd. 1, 310; 23, 9 und 546; 2, 255; 

, ; 2, 494; 8, 135 und 234; 4, 23 und 694; 5, 108; 6, 163; 9, 297 
unb 447; 10, 71, 214 und 309; 12, 70; 14, 346; fpeziell in Bezug auf Art. V 
Des Umlagengejetes die Entich. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 6, 156 und 18, 506 
Siehe auch unten bei Kirchengemeinbe. 


Zu 8 118. 
) Siehe hiezu v. Kahr ©. 656 bis 663; v. Geybel Bd. 2, 646 ff. 
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ezogenen Schranfen wurde noch außerdem durch zwedentiprechende 

inifterialerlafje?) den Gemeindebehörden dringend ang Herz gelegt, 
nicht blos fich überhaupt der größten Sparjamfeit zu befleißigen, 
fondern ganz bejonder® in Bezug auf die Sontrahierung neuer 


Es find bied die Min.-E. vom 7. Auguſt 1881 (Min.-Bf. 288) und vom 
19. Juli 1892 (Min.Bl. 311), die fogenannten Spar-Erlaffe, welche, joweit hieher 
einfchlägig, folgenden Wortlaut haben: 

a. Min.-E. vom 7. Auguft 1881 (Web. 15, 386 ff.) die wirtfchaftlichen 
Verhältnifle der Gemeinden und Diftrifte betreffend: Die ungünftigen 
wirtichaftlichen Beitverhältniffe erheifchen ftrengfte Sparjamleit auf allen 
Gebieten des gemeinblichen Haushalts 2. Das Igl. Staatsminifterium 
bes Innern Sieht fich daher veranlaßt, im Anſchluſſe an frühere in 
biefem Betreffe ergangene WMinifterialentichliegungen (vergl. Min E. 
vom 17. Oktober 1877 und 19. Februar 1879, Web. 12, 182 unb 
577) 2c. nacdhftehende Anordnungen zu treffen: 


1) Zunächſt wird zu den gemeindlicden Vertretungen vertraut, daß ſie 
bei Feſtſtellung bed Gemeindebedarfs das Maß ber vorhandenen 
Mittel und die Leiftungsfähigkeit der Umlagenpflichtigen forgjam 
im Auge behalten zc. 

2) Bezüglich der Aufnahme von Schulden ift es einesteild geredht- 
fertigt, außerordentliche Ausgaben, welche notwendig und Dabei fo 
beträchtlidy find, daß fie weder aus ben laufenden Einnahmen be- 
ftritten, noch mittelft Umlagen ohne zu große Velaftung der Ge⸗ 
meindeangehörigen gedeckt werden können, durch Aufnahme eines nad 
und nad) abzutragenden Anlehens auf eine Reihe von Jahren zu 
verteilen. 

Andrerfeit3 ift jeboch die Gefahr nicht ausgeſchloſſen, daß ſich 
einzelne Gemeinden durch die Leichtigkeit diefer Art von Koften- 
aufbringung zu nicht notwendigen Unternehmungen verleiten lafien 
und dabei durch übermäßige Ausdehnung ber Schuldentilgungs- 
periobe die Laft vorzugsmweife auf künftige Generationen abzu⸗ 
wälzen fuchen. Aufgabe ber Auflichtsbehörden ift e8 in solchen 
Fällen, Die dauernden Intereſſen der Gemeinde durch ftrenge Hand⸗ 
habung der Staat3aufficht entiprechend wahrzunehmen und unbered, 
tigten Beitrebungen der bezeichneten Art entgegenzutreten. Dabei 
darf, foferne Unternehmungen in Trage ftehen, welche nicht ſchlech⸗ 
hin unauffchiebbar find, die Frage nicht unerwogen bleiben, ob es 
nicht zur Vermeidung des Aufwandes für Zinjenzahlungen vorzu- 
ziehen wäre, von der Aufnahme eines ee ganz abzufehen und 

att deifen den nötigen Fond durch allmähliche, nach einem beftimmten 
lane regelmäßig jtattfindende Anjammlung zu gewinnen zc. 
b. Min.-E. vom 19. Juli 1892 (Web. 21, 679 ff.): 

1) Vor allem haben bie Gemeinden felbft auf größte Sparjamteit in 
ben Auslagen Bedacht zu nehmen zc. 

2) Bor Aufnahme von Gemeindeſchulden ift reiflich zu erwägen, 
ob der damit verfolgte Zwed auch wirklich fo dringlich if, um fo- 
fort zu einer Anleihe zu fchreiten; wo immer Unternehmungen 
einen Aufſchub erleiden oder größere Baufälle erft in Ausſicht ftehen, 
wird ed zur Vermeidung bed Aufwandes für Binfenzahlungen fich 
empfehlen, zunächſt einen Fond dafür anzufammeln, zu weldhem 
Zweck, wie es feither ſchon mehrfach geichehen, den Gemeinden auch 
die Verwendung der Erträgnifie des Lofalmalz- und Bieraufſchlages 
geftattet werden wird ıc. 
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Gemeindeſchulden Die größte Vor- und Umfiht walten zu laſſen und 
insbejondere auch in den einzelnen Fällen jorgfältigft in Erwägung 
zu ziehen, ob nicht fchon rechtzeitig Die Anjammlung von Fonds ing 
Auge zu fallen wäre, um gegebenen Falles aus diefen beiondere, 
außerordentliche Ausgaben bejtreiten und auf folche Weife neue Schuld: 
aufnahmen möglichſt vermeiden zu können. 
Im übrigen verweilen wir auf die nachitehenden Beftimmungen 
der Gemeindeordnung und Die zu denjelben gemachten Bemerkungen. 


8 114. 
Gefebestert der Gem.-Ordn. Art. 61—64. 


III. Abſchnitt. 
Bon den Gemeindeſchulden. 


Art. 61 (45). 


Die Aufnahme eines Anlehens der Gemeinde?) kann nur?) zur 
Abtragung aufgefündeter Kapitalien oder zur Beitreitung unvermeid- 
ficher®) oder zum dauernden Vorteile?) der Gemeinde!) gereichender 
Ausgaben ftattfinden *), wenn die Dedung diejer Ausgaben aus anderen 


Bu Art. 61. 


) Bergl. giep Art. 66 Abſ. IV der Gem.-Drdn., nad welcher Beſtimmun 
die Unlehen der Stiftungen denfelben Borjchriften (Urt. 61—64 der Gem.Ordn. 
unterliegen wie die Gemeinde-Anlehen. 

Ueber gemeindliche Unlehen zur Befriedigung kirchlicher Bedürfniſſe Ich 
BI. für abmin. Br. Bd. 39, 15, welcher Abhandlung gegenüber zu bemerken ift, 
daß auch für Firchliche Bedürfniffe d. h. für freiwillige Leiftungen zu kirchlichen 
Bweden ein Gemeindeanlehen zuläflig ericheinen muß, wenn der politiichen &e- 
meinde nad) Lage des fpeziellen Falles nachweisbar hiedurch ein Dauernder 
Vorteil sugeht, 

») Diefe Beftimmung des Art. 61 ift eine ausſchließende; zu anderem als 
hier genannten Zwecke dürfen Anlehen nicht erhoben werden. 

) 3. B. zur Befeitigung der Folgen von Naturereigniffen, von Krieg zc. 
(unvermeidlichen Ausgaben). Daß die fragliche Ausgabe eine geſetzlich not- 
wendige nad) Art. 38 der Gem.Ordn. ift, wird nicht erfordert. 

) Die Art und Weiſe der Darlehendaufnahmen beftimmt ſich je nach Lage 
der gegebenen Verhältniſſe. Sie kann auch auf dem Wege der Hinaudgabe ‚se 
meindlicher Scyuldobligationen, welche (in gleicher Weile wie die Staatsjchuld- 
icheine) auf den Inhaber lauten, erfolgen. 

Zu dieſer Ausgabe von Inhaberpapieren ijt minifterielle Genehmigung 
eboten. Vergl. Art. 16 und 17 des Gejeped vom 18. März 1896 (Geſ. u. 
erorbn.-B!. 174), einige Beftimmungen über Die Ynhaberpapiere betreffend, ferner 

8 2 der Vollz.⸗Vorſchr. Hiezu vom 18. März 1896 (Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. 186). 

Eine eranögebung von Inhaberpapieren mit Prämien ift den Gemeinden 
im Hinblid auf 8 1 des Reichsgeſetzes vom 8. Juni 1871 (Reichs⸗Geſ.Bl. 210) 
über die Inhaberpapiere mit Brämien nicht geftattet. 

Die von ben Gemeinden audgegebenen Inhaberpapiere (Schuldicheine auf 
ben Inhaber) unterliegen dem Reichsſtempel: Neichöftempelgejeg vom 27. April 
1894 (Reichs⸗Geſ.Bi. 381) und Bundesratsbeſchluß vom 9. Juli 1894 (Gef.- u. 
Berorbn.-Bl. 531). Werner find nach bayer. Gebührengefeg von 1892 Urt. 285 
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Hilfsquellen der Gemeinde nicht ohne Meberbürdung der Gemeinbe- 
angebörigen gejchehen fann. 


Art. 62 (46). 


I. Für alle!) Gemeindejchulden müfjen ZTilgungspläne!) ange- 
ferfigt werden, welche auf nachhaltigen Einnahmen?) für Verzinſung 
und Tilgung beruhen?) und der vorgejehten Verwaltungsbehörde vor⸗ 
zulegen find. *) 

D. Mit Ausnahme außerordentlicher Notfälle5) darf ohne vor- 
gängige TFeititellung und Vorlage des Tilgungsplanes fein neues An- 
leben aufgenpmmen werden. 

II. Für die richtige Erhebung und Verwendung des Tilgungs- 
fonds haften zunächſt die Verwalter. ®) 


zn 20 und 21 Quittungen über heimbezahlte Inlenen und über die Zinſen von 
nlehen (Koupons) gebührenfrei. (Siehe oben Bd. I ©. 444.) 
Bu Art. 62. 

) Diefe Tilgungspläne müffen aljo auch bei der Ausgabe gemeindlidyer 
Schuldobligationen auf ben Inhaber aufgeitellt und bezw. eingehalten werben. 

2) als ſolche Einnahmen kommen in eriter Linie die aus dem Lokalmalz- 
u he oa in Betracht. Vergl. oben 8 108 ©. 378 f. und Anm. 9, aud 

ajelbit. 

° Für Verzinfung und Tilgung wird faft durchgehends ein beftimmt 
firierter Betrag ein für alle Mal ausgeworfen, der alljährlich Hiefür in gleicher 
Höhe verwendet wird, fo daß alfo — da ſich mit der fortichreitenden Tilgung bie 
Ausgabe für Zinſen ftetig vermindert — der zur Heimzahlung zur Verfügung 
ftehende Betrag in gleicher Weije ftetig fich erhöht. 

Das Formular eines ſolchen Tilgungsplans ift folgendes: 





* und zwar mit kurzem Norlageberiht und unter Beilage der desbezüg⸗ 
fihen Beichlüffe und ber vollftändigen Alten, aus welchen alles Nötige erfeben 
werben Tann, insbeſondere ob alle Borausjegungen bezw. ‚Bebingungen der Art. 


61—64 gegeben reip. erfüllt find. Bergl. auh Min. E. vom Februar 1894 
oben 8 108 ©. 379 Anm. 10 Abi. 2. 
*) 3. B. verheerende Ueberfhwemmungen, Brände ober jonftige Unglüdsfäle. 
a4 Vergl. hiezu auch bie Art. 86 Ab. II und 183 Abf. IL; 87 Wbf. LIE 
und 134 Abſ. III; 88 Abi. IX und 135 Abſ. VI, auch bezüglich der Sekiedung 
ber aitungeberbinblichfeit der Gemeinbebeamten im einzelnen Falle Urt. 158 
er Gem. Ordn. 
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Art. 63 (47). 


I. Die Aufnahme eines Anlehens — wozu in Landgemeinden 
die Zuftimmung der Gemeindeverfammlung erforderlih!1) — iſt nur 
mit Genehmigung der vorgejehten Verwaltungsbehörde zuläflig, wenn 
der Betrag, um welchen die Schuldenlaft in demjelben Rechnungsjahre 
vermehrt wird, 
in Gemeinden mit weniger al3,!2500 Seelen?) 500 Gulden 
(857 M. 14 Pfg.), 

in Gemeinden von 2500 bis 50008) Seelen 1000 Gulden 
(1714 M. 29 Pig.), 

in Gemeinden von 5000 bis 20000°) Seelen 5000 Gulden 
(8571 M. 43 Pfg.), 

in Er vi größerer Seelenzahl 10000 Gulden (17142 M. 
86 Pfg.), 

überfteigt. 

I. In anderen®) Fällen kann die Verwaltungsbehörde binnen 
vierzehn Tagen nad) Empfang des Tilgungsplanes die Schuldauf- 
nahme unterjagen, wenn den Beitimmungen des Art. 62 Abf. I nicht 
genügt ijt, oder wenn Die VBorausfegungen des Art. 61 nicht ge- 
geben find. 

IN. Jede Abweichung vom Zilgungsplane, wodurd die Tilgung 
ganz oder teilweiſe eingeftellt wird, bedarf der Genehmigung der Ber: 
waltungsbehörde. 5) 


Art. 64 (48). 


I. Vorſchüſſe aus bejonders dotierten Gemeinde: oder Stiftungs⸗ 
faflen an andere unter ‚derjelben Verwaltung ftehende Kaſſen find, 
wenn folche Vorſchüſſe nicht binnen Jahresfriſt zurüderjegt werden, 
glei) den Gemeindeichulden zu behandeln.) 


Zu Art. 68. 

) Nach Urt. 112 Abſ. I Hiff. 13 iſt die Zuftimmung des Bemeindelolle- 
giums in Gemeinden mit ftädtiicher Verfaſſung geboten. 

Dieje Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten reſp. der Gemeindever- 
ſammlung ift abfolute Vorausſetzung der Rechtswirkſamkeit des betreffenden Be⸗ 
ſchluſſes bezw. de? Anlehensvertrages; ohne ſolche ift berjelbe für die Gemeinde 
nichtig. Siehe oberftrichterliche Erfenntn. in 8b. 4, 500; 5, 417; 7, 727 
(Sammiung für Eivilfachen) ; vergl. auch BI. für admin. Br. Bd. 30, 297. 

”, Giehe eg Art. 203 der Gem.-Ordn. 

9 D. h. bis 4999 bezw. 19999 inkl. 

9) D. h. in den Fällen, in welchen die Genehmigung der vorgejegten 
Behörde nach Abi. I nicht vorgejchrieben ift. 

) Siehe Art. 112 Ziff. 18, wonach in Gemeinden mit ftädtiicher Ver⸗ 
fafjung die Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten auch Hier nötig ift; Dagegen 
tann in Landgemeinden nach Urt. 147 Abi. I Choofelbit Biff. 13 des Urt. 112 
nicht genannt ift) die Buftändigleit der Gemeindeverfammlung auf bloße Abweich⸗ 
ungen vom Schuldentilgungsplan nicht ausgedehnt werben. 

Zu Art. 64. 
ı), Diefe Vorichrift bezieht fih auf alle Vorſchüſſe der hier bezeichneten 
Bohl, Handbuch 11. 29 
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JH. Die Gewährung folder Borfchüffe darf nur?) auf Grund 
eines Beſchluſſes der Gemeindeverwaltung erfolgen. 2) 


8 115. 
Das örtliche Stiftungspermögen.*) 


Sn älterer Zeit waren die Stiftungen kirchliche Anftalten: 
piae causae und teilten ſich in jolche für Suftus, Wohlthätigfeit und 
Unterricht. Allmählich entjtanden auch weltliche Stiftungen und 
gingen aud viele kirchliche in die weltliche Verwaltung der Ge: 
meinde und des Staates über. 

So hat ſich von felbft der Boden für die Entitehung der ge- 
meinnügigen Stiftungen gebildet. 

Die verichiedenartigen Rechtsverhältniffe auf dem Gebiete Des 
Stiftungsweſens in Bayern wollten zunächft durch die Verordnungen 
vom 29. Dezember 1806 (R.-BL. 1807 ©. 49), die Berwaltung der 
Stiftungen betreffend, vom 9. März 1807 (R.Bl. 425) und vom 
30. Dezember 1807 (R.⸗Bl. 1808 ©. 209 ff.) über die General: 
adminiftration des Stiftungs- und Kommunal-Vermögens im König- 
reiche Bayern und das Vollzugsdekret vom 16. Dezember 1810 beitimmt 
geregelt werden. Der beabfichtigte Zwed wurde jedoch nicht erreicht. 
Die unhaltbaren Zuftände führten zu der grundlegenden Verordnung 
vom 6. März 1817, die Verwaltung des GStiftungsfommunal-Ber- 
mögens betreffend (Web. 1, 511 ff.), welche „den Ausgangspuntt der 
neueren Entwidlung für das Öffentliche Recht der Stiftungen bildet” 
(v. Seydel, Staatsrecht Bd. 2, 714). 


Art ohme jegliche Ausnahme, foferne nicht von Anfang an in dem nad Abſ. TI 
u faſſenden Beichluffe beitimmt ift, daß die betreffenden Vorſchüſſe binnen Jahres- 
en vom Tage der Borjchußleiftung an wieder zurüdzuerjeben find. 

2) Bon einer foldhen Beichlußfaflung darf in feinem Falle abgejehen wer 
den; dieſe Vorſchüſſe find in den Sturrentlaffetagebüchern der betreffenden Kaſſe 
verwaltung ald Ausgabe bezw. Einnahme zu buchen. 

Siehe Dtin.-E. vom 12. Oktober 1869 „die formelle Behandlung des Kaſſa⸗ 
weſens in ben ®emeinden mit Landgemeindeverfafjung” (Web. 8, 382 ff.): ipeziell: 

Nr. I Biff. 4: Den Vermwaltern ift bei Meidung eigener Haftung unterjagt 
(Art. 135 der Gem. Ordn.), ohne fchriftliche Anweifung des Bürgermeifters eine 
Bahlung a machen ꝛc. 

Nr. II Biff. 11: Borfchüffe, bezüglich deren auf die in Art. 64 der Gem. 
Ordn. enthaltene Vorſchrift verwieſen wird, find von dem Verwalter, weldyer ben 
Vorſchuß leiftet, in dem betreffenden Kurrentlaffatagebuh in Ausgabe zu ftellen 
und von demjenigen Verwalter, welcher den Vorſchuß empfängt, in dem Kurrent⸗ 
faffatagebuch des betreffenden Fonds zu vereinnahmen; der letztere Verwalter hat 
überdies einen Empfangichein audzuftellen, welcher bis zur Müdzahlung des Bor- 
ſchuſſes in derjenigen Kafla, aus welcher ber Vorſchuß gegeben wurde, ald Beleg 
aufzubewahren ift ꝛc. 

Siehe auch BL. für admin. Br. Bd. 89, 145. 

*) Siehe hiezu die ausführliche Darftellung über das örtliche Stiftungs- 
vermögen in v. Kahr's Comm. ©. 664 bis 704, ferner v. Seydel, Staatsrecht 
9. 23 710,4 bis 728 und BI. für admin. Pr. Sb. 38, 171 ff. 
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Neine Privatitiftungen werden von Diefer Verordnung nicht 
berührt (BL. für admin. Pr. 38, 171), Ddiefelbe befaßt ſich vielmehr 
nur mit den öffentlichen Stiftungen. 

Diefe legteren werden von ihr in drei Gruppen gefchieden: 

1) Orts- und Gemeindeftiftungen, jet örtliche Stif— 
tungen genannt, das find folche, welche nad) ihrer Zweck⸗ 
beftimmung nicht über die räumliche Grenze einer Drtichaft 
oder einer Gemeinde hinausreichen. 

2) Allgemeine Stiftungen d. 5. folche, welche fich über 
die Orts⸗ oder Gemeindegrenzen hinaus erftreden 3. B. all- 
gemeine Stipendienfonds. 

3) Solche Stiftungen, welche „zu Gunſten von Privaten, Fa⸗ 
milien, erlaubten Gejellichaften, beftätigten SKongregationen 
und Bruderſchaften“, überhaupt für einen enger gezogenen 
Kreis von Berjonen beitimmt find. 1) 

AZ Stiftungszwede fommen auch nach diefer Verordnung nur 

in Betracht: 

a. Kultus oder die Kirche, 

b. Erziehung und Unterridt, 

c. Wohlthätigfeit. 

Durch das Gem.:Ed. vom 17. Mai 1818 erhielt die Verwal⸗ 
tung der örtlichen Stiftungen ihre endgiltige gejeßliche Regelung. 

Nah $ 59 dezjelben wurde die Verwaltung des Infalen Stif- 
tungsvermögens in Gemeinden mit jtädtiicher Verfaſſung dem Dlagiftrate, 
in Zandgemeinden nah $ 94 1. c. dem Gemeindeausſchuſſe über- 
tragen. ?) 

Dur) die beiden TFormationsverordnungen vom 9. Dezember 
1825 (88 63 und 74 a) und vom 17. Dezember 1825 (88 34, 39, 
49, 61, 69-75) ift die Kompetenz der Verwaltungsbehörden in 
Bezug auf das Stiftungsmwejen neu geregelt tworden. 

Durch das revidierte Gem.-Ed. vom 1. Juli 1834 88 59 und 
94 ift die Verwaltung des Kirchenvermögeng jeder Konfejlion und 
Barochie einer befonderen Kirchenverwaltung übertragen 
toorden.®) 

Die hiedurch getroffene Ordnung bezüglich der Verwaltung des 
Kirchenvermögens ift von der Gemeindeordnung von 1869 aufrecht 
erhalten worden. *) 


ı) Näheres hierüber fiehe in der Verordn. vom 6. März 1817 (Web. 1, 


2) Siehe au Tit. IV —* Abſ. 4 und 8 10, ferner Beil. 1I 88 4649 
ber Verfaſſungsurkunde oben Bd. I ©. 485, 486 nebſt Anm. 63 und ©. 548 f. 

ey) Siehe ierüber Näheres unten bei Kirchengemeinde. 

*) Siehe Art. 206 Abſ. II Ziff. 3 und Abſ. III der Gem. Ordn. vergl. 
auch Landtagsabjchied vom 28. Mat 1892 8 23 (Gef.- u. Verorbn.-Bl. 121 und 
Web. 21, 381 f.). 
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Die durch dieſe Gem.-Ordn. in Art. 65 bis 69 getroffenen 
Beitimmungen über örtliches Stiftungsweſen beziehen ſich gleichfalls 
nur auf öffentliche Stiftungen und ebenjo wenig wie die der oben- 
genannten Verordn. vom 6. März 1817 auf reine Brivatitiftungen. 

5 Unter „Stiftung“ im Sinne der Gem.Ordn. ift num zu ver- 
ſtehen: 

Eine ſeiner Subſtanz nach die Gewähr der Dauer darbietende 
Vermögensgeſamtheit, welche durch eine dem bürgerlichen Rechte 
entiprechended) Verfügung einer Berfon (des Stifters) einem beftimmten 
(Öffentlichen) Zwecke gewidmet und durch (diefe Stiftungsverfügung 
genehmigende) landesherrliche Beitätigung ®) mit juriftiicher Berfünlich- 
feit ausgeſtattet worden iſt.) Bergl. hiezu v. Kahr ©. 672 fi. 

Siehe Entich. des Verw.Ger.⸗“Hofes Bd. 12, 100, wofelbft 
auch ausgeiprochen ift, daß die bejondere Namengebung ein notwen- 
diges Requifit einer jelbjtändigen Stiftung nicht ift. 

Wenn eine zu gründende Stiftung an eine Gemeinde zur Ber- 
waltung übergeben werden foll, jo ift auch die Zuftimmung der be- 
treffenden Gemeindebehörde, in Städten im Hinblid auf Art. 112 
Abſ. I Ziff. 1, (foferne und foweit die Vorausſetzung dieſer Beftimmung 
gegeben erjcheint), auch die der Gemeindebevollmächtigten erforderlich. 
(Siehe aud) Art. 147 Ab. I der Gem.-Ordn.) 

Zu den öffentlichen Stiftungen d. h. denjenigen, welche 
einem Öffentlichen Zwecke dienen”), gehören außer den im $ 10 Tit. IV 
der Berfaflungsurfunde genannten Stiftungen für Kultus, Erziehung, 
Unterriht und Wohlthätigfeit auch Diejenigen für die gemein- 
nützigen Bmede (vergl. Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 17, 276 f. 
in Anm. 9); reine Brivatitiftungen d. 5. folche, melde ausfchliep- 
Lich den Kr ivatzweden dienen, erhalten die landesherrliche Geneh⸗ 
migung gemäß Art. 69 Abf. II der Gem.Ordn. nicht. 

Wie bereit3 oben gejagt, jind örtliche öffentliche Stiftungen 
diejenigen, welche auf eine beftimmte Gemeinde, auch auf eine einzelne 
Drtichaft oder mehrere Ortichaften dieſer Gemeinde beichränft find®?‘, 


°* Maßgebend ift ftet3 das zur Zeit bezw. am Orte der Errichtung giltige 
Beat. Bergl. Entich. des Verw. Ger⸗Hofes Bd. 123, 100 ff. in 3 116 zu Art. 
69 Anm. 2. 

*) Für örtliche Stiftungen nach Art. 69 der Gem.-Urbn. ift das kgl. 
Staatsminifterium des Innern‘ zuftändig. Vergl. auch Entſch. bed Verw.Ger.⸗ 
Hofes Bd. 12, 95 Abſ. I. 

) Vergl. Entfch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 18, 14 ff.: Bu ben öffent- 
lichen Stiftungen gehören auch Stipendienftiftungen für Studierende und zwar 
au in dem Falle, wenn der Kreis von Berfonen, innerhalb deffen die Erfällung 
des Stiftungszweckes fich zu bewegen hat, vom Stifter auf jeine Verwandten be- 
ſchränkt worden ift. Siehe auch unten Anm. 11, 

*) Siehe hiezu Entſch. des VerwGer.⸗Hofes Bd. 2, 123: Dertlihe Sti- 
pendienftiftungen find wie bie übrigen örtlichen Stiftungen der gejeglichen Staat3- 
aufficht unterftelt 

Die Staatsaufficht erftredt fich auf Die Ueberwadhung nicht blos ber Ber- 
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mährend Diejenigen, welche über dieſe Grenze einer politifchen Ge- 
meinde hinausgehen, allgemeine Stiftungen genannt werden. 

Da die örtlichen Stiftungen durch die Tandesherrliche Beftätigung 
die juriftiiche Perſönlichkeit erlangen, jo gelten für fie auch alle des- 
bezüglichen Beitimmungen des einjchlägigen bürgerlichen Rechtes, ganz 
Gefondera bejigen fie Vermögens- und Erbfähigfeit. (Siehe biezu 
v. Kahr ©. 682. Ebenda fiehe die Begünftigungen, welche einzelne 
Stiftungsarten in Bayern genießen, und zwar nad Urt. 44 Abſ. I 
Ziff. 2 der Gem.-Ordn., ferner Art. 2, 13, 34 Ziff. 3 und 48 des 
Heimatgejeges, $ 2 des Hausſteuergeſetzes; Art. 12 Ziff. 1 des Ein- 
tommenjteuergejege® und Art. 4 des SKapitalrentenfteuergefeges vom 
19. Mai 1881, Art. 3 des Erbſchaftsſteuergeſetzes und Urt. 221 
(bezw. 218 ff.) des Gebührengefeßes von 1892.)?) 


Die Verwaltung der örtlichen Stiftungen fteht gemäß Art. 65 
der Gem.:Ordn., foferne nicht durch ſpezielle Geſetze oder die Stift- 
ungsurfunde etwas anderes verfügt ift, den Gemeinden bezw. für 
Ortichaftsftiftungen den Drtichaften zu, und haben für dieje Ver— 
waltung gemäß Art. 66 Abſ. IV der Gem.-Drdn. in der Negel die 
Vorſchriften über Verwaltung des Gemeindevermögeng Anwendung 
zu finden. 

Ueber die Verwaltung der Kultusftiftungen fiehe unten bei 
Kirchengemeinde. 10) 

Die fogenannten allgemeinen Stiftungen werden in eriter 
Linie nah Maßgabe der Stiftungsurfunden und, foweit diefe nichts 
beitimmen, nach der in Ziff. VII der Verordn. vom 6. März 1817 
(Web. 1, 512 und Anm. * dafelbft) vorgefehenen Regelung verwaltet. 


Was endlih Zuftändigkeit und Verfahren bei Streitigkeiten in 
Stiftungsjachen anbelangt, jo find in Art. 8 Ziff. 35 als Verwal: 
tungsrechtsfachen erklärt: Beftrittene Nechtsaniprüche auf den Genuß 
oder Mitgenuß von Stiftungen; Streitigkeiten über Rechte in Betreff 
der Stiftungsverwaltung und der Verleihung des Stiftungsgenufjes. 


maltung bes Stiftungsvermögens, fondern auch der zmedentiprechenden Berwen- 
dung der Renten besjelben, aljo der ftiftungsgemäpen Stipendienverleihung durch 
den hiezu Berechtigten. 

) Vergl. auch Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 6, 198; 8, 308; 11, 400; 
12, 378 und ſpeziell über den Begriff „gemeinnützig“ 17, 276 beſonders 277: 
unter Stiftungen und Zuwendungen zu gemeinnügigen Zwecken müfjen bei 
der im Geſetze gebrauchten Nebeneinandertellung zu den frommen, milden und 
Unterricht3-Bmeden ſolche Stiftungen und Zuwendungen verftanden werden, welche 
ber Allgemeinheit (im Gegenjag zum Eigennub) zum Nutzen gereichen und welche 
außer ber Förderung ber Frömmigkeit, der unter tpung, der Hulfsbedärftigfeit 
jowie der Förderung bes Unterrichtes und der Erziehung, der Förderung von 
Kunft und Wiffenihaft, überhaupt der Förderung des Wohle der Allgemeinheit 
im Gegenfage zur Förderung von Parteiintereffen dienen 2c. Vergl. hiezu aud) 
Entſch. des Berw.-Ger.-Hufes Bd. 15, 259; ferner Bb. 2, 214. 

%) Siehe auch v. Kahr ©. 685 Nr. 2. 
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(Siehe hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 9, 390 Ziff. I und I 
unten in Anm. 13. 

Unter dieſe Kompetenzbeftimmung fallen nur öffentliche 
Stiftungen.11) Auch) geniehen nur die öffentlichen Stiftungen Den 
von den Verwaltungsbehörden nach Maßgabe der Art. 66 bezw. 154 
der Gem.-Ordn. und der oben S. 451 angeführten Beitimmungen 
der Formationsverordnungen ausgeübten ftaatlichen bezw. verfaſſungs⸗ 
mäßigen Schuß nach Tit. IV 88 9 und 10 und Beilage 1I 88 46—49 
der Berfajlungsurfunde. 

Bezüglich der vermwaltungsrechtlichen oder andererjeit3 der ge- 
rihtlichen Zuſtändigkeit in Stiftungsangelegenheiten vergl. die Entſch. 
des Verm.-&er.-Hofes in Bd. 12, 95 ff., ferner Bd. 6, 231f.; 9, 
31 if I Abſ. 22); 10, 269 5, 271 Nr. 2 und 3 und 274 f. 


Die Enticheidung der frage, ob eine Stiftung als üffentliche 
der Staatsaufſicht unterftellt ift, Tiegt zweifellos in der Zuftändigkeit 
der Verwaltungsbehörben. 

Bloße Stiftungszuflüffe find wohl feine befonderen felbjtändigen 
Stiftungen, fie werden aber nach gleichen Grundſätzen wie dieſe be- 
handelt und genießen gleichfall® den Schuß des Art. 8 Ziff. 35 des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſehes. 18) 


29 Bei Brivatftiftungen ift bie Buftändigfeit der @erichte gegeben. Siehe 
v. Kahr ©. 691 Abſ. 2 und De bort angeführten Entfcheidungen, Ferner ©. 68 f. 
Bergl. hiezu befonder8 die Entſch. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 18, 14 f.: 
An einem Streite über ben Genuß ober Mitgenuß einer Stiftung ift für Die 
Beurteilung ber öffentlich-rechtlichen Natur bed Streitgegenftandes und ber hievon 
abhängigen Suftändigt eit der verwaltungsredhtlichen Snftanzen vor allem ber Ge⸗ 
ſichtspunkt enticheibend, ob die betreffende Stiftung nach der Gemeinnützigkeit ihres 
Zweckes und der mehr oder minder allgemeinen Bugängigfeit des Stiftungsgennffes 
als öffentliche Stiftung zu erachten tft. Weiter fiehe oben Anm. 7. 
ebenda Bd. 18, 14 f.: Die Zuſtändigkeit ber verwaltungsrecdhtlichen YrRanzer 
erftredt fi in ber Regel auch auf die Würdigung von privatrechtlihen Bor- und 
Suülenfengen, weiche in Gtreitigleiten über den Genuß oder Mitgenuß ver 
tiftungen auftauchen, wenn und ſoweit bie Löſung folder Tragen mit ber an- 
hängigen Verwaltungsrechtsſache im Zufammenhange fteht und behufs Enticheibung 
der letzteren notwendig ilt. 

Dem Inhalte nad ift ein verwaltungsrechtliher Anſpruch auf den Genuß 
oder Mitgenuß einer Stiftung nicht al3 fubjeftives Necht auf wirfliche Verleihung 
bes Gtiftungdgenufjes, ſondern nur als das gejeglich gemwährleiftete Verlangen 
aufzufaffen, daß die behauptete ftiftungsmäßige Bewerbungs⸗ und bezw. bevoraugte 
Bewerbungs-Berechtigung vom Berwaltungdrichter unterfudyt und begründeten 
Falles dem widerſprechenden Teile gegenüber urteilemäßig anerfannt werde. 

Die wirflide Bergebung der Stipendien felbft muß der Gti s- 
verwaltung unter Kontrolle der Aufſichtsbehörden überlaſſen werden: vergl. 
bes VerwGer.⸗Hofes Bd. 18, 15 Note *. 

Siehe auch $ 116 bei Art. 65 Anm. 1. 

‚ 9%) „Soferne ein Streit über das Eigentumsrecht einer Stiftung beiteht, 
tft die Zuftändigfeit ber Gerichte, bagegen, joferne e8 fi) um bie Zuweiſung einer 
Stiftung von einer Gemeinde an bie andere handelt, ift — vorbehaltlidy der 
etwa beitehenden Rechtsanſprüche — jene der Berwaltungsbehörden gegeben.“ 

"*) Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 9, 386 ff. beſonders 390 Ziff. I 
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Die Staatsauffiht auf Stiftungen, welche ganz oder zum Keil 
der gemeindlichen Verwaltung zuftehen, richtet fich nach den Beftimm- 
ungen der Gem.-Drdn. und zwar ohne NRüdficht auf allenfallfige 
desbezügliche Beitimmungen des Stifter® (Art. 66 der Gem.- 
Drdn.).1%) 

Buftändig zur Entjheidung verwaltungsrechtlicher 
Stiftungsftreitigfeiten ift in erjter Inſtanz diejenige Ver⸗ 
waltungsbehörde, welche zunächſt der betreffenden Gemeinde⸗ bezw. 
Stiftungsverwaltung als Auffichtabeh orde vorgeſetzt iſt (vergl. Entſch. 
des ————— Bd. 7, 171).15) 

Ueber da8 Verfahren find die Beitimmungen des Art. 16 ff. 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes maßgebend. 1°) 

Gegen Enticheidungen des kgl. Bezirksamtes ift Beſchwerde zur 
tgl. Regierung zuläſſig; erit gegen Enticheidungen der letzteren Die- 
jenige an den Verw.⸗Ger.Hof (Art. 9 Abſ. II des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗ 
en Siehe Hiezu Entich. des Verw.-Ger.⸗“Hofes Bd. 5, 228 


Staatsauffichtliche Verfügungen fallen nicht in dieje verwaltungs- 
rechtliche Kompetenz 14), ebenjo auch nicht die Beſchlußfaſſung über 
die wirkliche Verleihung des Stiftungsgenuffes. 17) 

Weiter fiehe über die Herjtellung von Ueberfichten bezüglich des 
Standes der Stiftungen und der Epidenthaltung derfelben: 








unb II: Die erfte Borausfegung für die Anwendbarkeit des Wrt. 8 Biff. 35 des 
Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſetzes ift die rechtliche Exiſtenz einer Stiftung überhaupt. 
Dieſe rechtliche Eriftenz aber kann injoferne eine verichiedene fein, als die Stiftung 
entweber von dem Landesherrn genehmigt wurde und biedurd die jelbitändige 
Nechtsfähigleit erlangte, oder beim Mangel einer folden Genehmigung nur als 
ein Fundationszuſchuß am ein ſchon beſtehendes Rechtsſubjekt ſich angeſchloſſen 
hat. Im letzteren Falle wurde dieſelbe ein Beſtandteil dieſer Perjönlichkeit und 
genießt daher diejenigen Rechte, welche der erſteren zuſtehen. 
Giebe auch Entich. des Berm.-Ger.-Hofes Bd. 11, 167 Abſ. 2 und 3. 
*) Vergl. hiezu Entidh. des Berm.-Ger.-Hofes Bb. 11, 166: Die im Be 
reiche des Stiftungsweſens formationdgemäß ben fgl. Regierungen, Kammern bes 
Innern, übertragenen Aufſichtsbefugniſſe fallen nicht in ben — durch Art. 31 
Abi. 3 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes auch auf die ragen bes freien abminiftra- 
tiven Ermeſſens ausgedehnten — Zuſtändigkeitskreis der vermaltungsrechtlichen 
Regierungsſenate. 

18) Siehe auch Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 18, 233: Bezüglich der 
kirchlichen Pfründen iſt die ausſchließliche Zuſtändigkeit der kgl. Kreisſsregierung 


gegeben. 

10) Vergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 570 (Ladung ber Mit⸗ 
bewerber nötig); und hiezu Entſch. des Verw.Ger.Hofes Bd. 11, 331 f., auch 
8b. 11, 166 bl. 1. 

Weiter fiehe Vd. 4, 144 (Begriff der Rechtsanſprüche auf den Stiftungs- 
genuß und hiezu Bd. 18, 238: Die Anwendung bes Art. 8 Ziff. 35 des Berw.⸗ 

er⸗Hofs⸗Geſetzes bat auf folche beftrittene Verbindlichkeiten beſchränkt zu bleiben, 
weiche fich aus der Bwedbeftimmung der Stiftung felbft ohne Aus- 
behnung auf fremdartige aus bejonderen Nechtstiteln herrührende Zwecke ergeben. 

’) Siehe Anm. 11 und Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 537, beö- 
gleichen Bd. 7, 174 Abſ. 3. 
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a. Min.-Entichl. vom 16. November 1871 (Web. 9, 153). 

b. Min.⸗Entſchl. vom 2. Dftober 1887 (Web. 18, 592): Er: 
hebungen über den Stand der Stiftungen betreffend. 

c. Min.-Entihl. vom 13. Juli 1889 (Web. 19, 696): Statift:t 
der Stiftungen betreffend, endlich 

d. Min.-Entihl. vom 1. Juli 1882 (Web. 15, 737): Armen: 
ſtatiſtik (Leitungen der Wohlthätigfeitsftiftungen) betreffend. 


8. 116, 


Beftimmungen der Gemeindeordnung über das gemeindlidhe 
Stiftungsvermögen. 


IV. Abſchnitt. 
Bon dem örtlichen Hfiffungsvermögen. 
Art. 65 (49). 


Die Verwaltung 1) des örtlichen Stiftungsvermögeng fteht”) den 
Gemeinden 8) zu, wenn nicht durch ſpezielle Gefeßet) oder die Stif: 
tungsurfunden eine andere Verwaltung 5) angeordnet ift. 


Art. 66 (50). 
I. Das der Verwaltung der Gemeinden anvertraute Stiftungs- 


Bu Art. 68. 


*) Siehe hinzu Entſch. bes Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 11, 332: Als Partei im 
verwaltungsredhtlichen Streitverfahren über einen Rechtsanſpruch auf den Genuß 
ober Mitgenuß einer Stiftung kommt, abgejehen von den Bewerbern, biejenige Ver⸗ 
waltungsbehörde in Betracht, welcher Mftungsmäßig oder nach gejeblicher Anord- 
nung die Xerleihung bed GStiftungsgenuffes übertragen ift. Letztere Behörde 
erfcheint fodann auch berechtigt, Die geſetzlich zuläfligen Rechtsmittel zu gebrauchen, 
wenn fie durch einen inftanziellen Beicheid in der Sache bie Rechte der Stiftun 
als verlegt erachtet. — In der Regel begreift, namentlich bei öffentlichen Stif- 
tungen, das Recht der Stiftungsverwaltung auch Die Befugnis in fich, unter Auf- 
fiht und Kontrolle der ſtaatlichen Stiftungsturatel bie Renten des Stiftung®- 
vermögens beftimmungsgemäß zur Verwendung zu bringen, bei einer Stipendien- 
ftiftung demnad) den Stiftungagenuß in ber Form von Stipendien zu verleihen. 

Siehe auch 8 115 Anm. 11; desgleihen BI. für admin. Pr. Bd. 30, 238 
und 286; 21, 92; 25, 343. 

*) Kirhenvermögen und Kultusftiftungen gehören nicht hieher. Siehe unten 
bei Kirchengemeinde und Anm. 4. 
® oh ezuglich ber Ortichaftäftiftungen den Ortſchaften (Art. 5 und 153 ber 

em.-Drdn). 

*) Siehe Urt. 206 Abi. II Ziff. 3 der Gem.-Drbn. und 88 59 Abi. 3—5 
und 94 Abſ. 5—8 bes revidierten Gem.Ed., ferner 8 96 der 6. Berfaflungs- 
Beilage (oben Bd. I ©. 572 f. und €. 573 Anm. 10). 

s) Siehe Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 11, 332 Abf. 4; in dem da⸗ 
ſelbſt behandelten Falle ift die VBermögensverwaltung von der Stipendienverleihung 
getrennt und erftere einer bejonberen Stiftungsvermwaltung, legtere der Gemeinde 
anvertraut. 

Die ſtaatsaufſicht liche Zuſtändigkeit bleibt aber Die gleiche auch in 
dem Falle, daß eine folche andre Berwaltung vom Stifter beftimmt ift. Vergl. 
Entich. bes Verw. Ger.⸗Hofes Bd. 3, 129/130. 
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vermögen !) darf mit dem Gemeindevermögen nicht vermifcht und zu 
feinem anderen al3 dem Stiftungsziwede verwendet werden. 2) 

I. Dasjelbe fol im Grundftod 8) ungefchmälert erhalten und im 
Falle unvermeidliher Verluſte thunfichit durch Rentenadmaſſierung 
wieder ergänzt merden. *) 5) 

II. Abweichungen von den Vorjchriften des Abſ. II können nur 
nit Genehmigung der vorgejeßten Verwaltungsbehörde ftattfinden ®). 

IV. Für die Verwaltung des Stiftungsvermögens finden in Er- 
mangelung befonderer gefeßlicher oder ftiftunggmäßiger Beftimmungen 
die Vorfchriften über Verwaltung des Gemeindevermögene Anmwen- 
dung. 7) ®) ®) 

Art. 67 (51). 
Sit der Zweck einer Stiftung 2) unausführbar 3) geworden, fo 


Zu Urt. 66. 


i) alfo nit blos das der örtlichen, fondern auch das der allgemeinen 
Stiftungen, überhaupt aller Stiftungen, ſoweit jolche der gemeindlichen Verwaltung 
unterftellt find. 

2) Siehe hiezu 8 10 Tit. IV und Beilage II 8 47 der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde; ferner vergl. Art. 67 der Gem.-Ordn. (Oben Bd. I ©. 486 und Anm. 
53 daſelbſt, ferner ©. 543 nebit Anm. 85.) 

*, Giehe hHiezu Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 1, 91 in Anm. 20 a I 
lit. d zu Art. 26 der Gem. Ordn. oben ©. 215. 

*) Giehe hiezu bie Ausführungen zu Art. 26 der Gem⸗-Ordn. oben in 
8 96 a Anm. 1—14 ©. 192 ff., welche auch hieher einjchlägig find. 

°), Die Beftimmung bes Urt. 26 der Gem.-Ordn. „veräußerte Beſtandteile 

des rentierenden Vermögens durch Ermerbung andrer rentierender Objekte zu er- 
fegen” bat bier feine Aufnahme gefunden ; die Gemeindebehörden find demnach 
als Bermwalter der Stiftungen nur verpflichtet, allenfallfige unvermeidliche Berlufte 
dur Admaſſierung von Renten thunlichſt wieder zu erſetzen. 
S ros Siche hiezu oben bei Art. 26 Abſ. II in 8 96 a Anm. 15 ff. auf 
) aljo auch die Beftimmungen über bie Staatdauffiht ebenjo wie alle 
Beitimmungen über die Verwaltung der gemeindlichen Finanzen; vergl. jpeziell 
die bei Art. 26 oben ©. 196 ff. abgebrudten Min.-E., bejonderd die über Die 
Kapitalsausleihungen 2c. 

®) Bergl. aud) folgende Entich. des VBerm.-Ger.-Hofes Bd. 1, 180 oben zu 
Art. 1 der Gem.-Drdn. ©. 65 Anm. 2 lit. a; Bd. 2, 123 ebenda ©. 65 Anm. 2 
lit. b; ferner die bereit3 in 8 115 angeführten Entſch. in Bd. 4, 537 und 570; 
5, 113; 6, 231; 7,171; 9, 383; 11, 166 und 331; 13, 95; 18, 14, 15, 232 f.; 
endlih auch 17, 335. 

) Bergl. auch F zu Art. 65 und 66 die Min.-E. vom 10. Februar 
better „hie notarielle Beurkundung von Berträgen der Gemeinden und Stiftungen 

etreifend” : 

Bur Fernehaltung ber Nachteile, welche burch die notarielle Beurkundung 
von Berträgen ber Gemeinden und Gtiftungen vor erfolgter Kuratelgenehmigung 
(jet ftaat3auffichtlihe Genehmigung nach Urt. 159 der Gem.Ordn. in den da- 
jelbft vorgejehenen Fällen) entftehen können, jind die Gemeinde- und Stiftungd- 
verwaltungen darauf auſmerkſam zu maden, daß in allen Fällen, wo die Kuratel⸗ 
genehmigung (bezw. jetzt: ftaat3auffichtliche Genehmigung) erforderlich ift, dieſe 
por Errichtung der Notariatdurfunden nachzuſuchen fer 2c. 

Bu Urt. 67. 


2) Art. 67 ift in der Form bes Tit. X 8 7 der Berfaffungsurfunde erlaflen, 
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fann in Gemeinden mit ftädtifcher Verfaffung unter Zuftimmung der 
Gemeindebevollmächtigten, in den übrigen Gemeinden unter Zuftimmung 
der Gemeinde: Besiebungsweife Drtöverfammlung eine Veränderung 
des Ipeziellen*) Stiftungszwedes unbeichadet des Hauptzwedes*) der 
Stiftung mit Zuftimmung der Beteiligten?) und mit Genehmigung 
der Verwaltungsbehörde vorgenommen werden. Sind beitimmte Be- 
teiligte nicht befannt und haben fich auf öffentliche Aufforderung folche 
nicht angemeldet oder nicht legitimiert, fo ift durch die Verwaltunge- 
behörde ein Vertreter der Stiftungsintereffen aufzuftellen, deſſen Zu: 
ftimmung zu erholen ift und, wenn fie ohne genügenden Grund 
verweigert wird, durch Ausspruch der Höheren Inſtanz erjegt wer- 
den Tann. ®)7) 


weil er eine teilweife Abänderung des Tit. IV $ 10 der Zerfafjungs-Urfunde in 
Bezug auf alle unter gemeindlicher Verwaltung ftehenden Stiftungen enthält. Siehe 
oben Bd. I ©. 486 und Anm. 53 daſelbſt. Im Zinbiid auf Art. 67 der Gem.⸗ 
Drdn. findet 8 10 Tit. IV ber Rerfaffungs-Urkunde nur mehr Anwendung auf 
ſolche öffentlihe Stiftungen jeder Urt, welche der Verwaltung der Gemeinden 
entzogen find bezw. von den legteren nicht verwaltet werden. Siehe auch nad)- 
ftehende Anm. 2. 

°) d. h. ber bezw. aller unter gemeinblicher Verwaltung ftehenden Stif- 
tungen ohne Ausnahme, aljo ſowohl aller drtlidyen weltlichen Stiftungen, bie von 
der Gemeinde verwaltet werden als auch derjenigen nicht örtlichen (allgemeinen: 
Stiftungen ſowie örtlichen Kultusftiftungen, welche unter die Verwaltung ber 
Gemeinde geftellt find. Siehe v. Seydel, Staatsrecht Bd. 23, 721; ferner vergl. 
vorftehende Anm. 1. 

°») d. h. wenn der Zweck ber Stiftung vollftändig, nicht blos zum Teil, im 
Wegfall gekommen ift. 

Siehe v. Seydel, Staatsrecht Bd. 3, 722 Abſ. 2 und Anm. 30 bafelbk 
Siehe Anm. 4 und 5. 

) d. 5. des bejonberen Zweckes innerhalb der von der Berfafiung 8 10 
zit. IV aufgeftellten drei Hauptzmede: „Kultus“, „Unterricht“ und „Wohlthätig- 
feit“, wozu jetzt auch noch bie „Demeinnäpigteit” tritt. So 3. B. fol eine 
Kultusftiftung ftet3 zu einem Kultuszwecke 2c. Verwendung finden. Siehe Entid. 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in Anm. 7. Berg. hiezu v. Seyd. Bd. 3, 722 Wbf. 8. 

®, „Beteiligte“ find alle, welche ein Recht auf die oder an der Verwal⸗ 
tung der Stiftung oder auf den Beſtand derjelben haben, desgleichen alle, welche 
ein bereit3 erworbenes Recht aus der Stiftung befigen (jedoch nicht die, denen 
ein folches Recht erft in Ausficht fteht oder ftehen fann). 
bafelbit iehe hiezu v. Seydel, Staatsrecht Bd. 3, 720 und 723 nebſt Anm. 31 

ajelbft. 

*, Eine derartige Ergänzung der Zuftimmung für erfchienene Beteiligte 
ift unzuläflig; die Zuftimmung der leßteren ift zur Stiftungsänderung abfolut er- 
forderlich. Eiche v. Kahr ©. 715 Anm. 12. 

N Bu Art. 67 fiehe DB. für admin. Br. Bd. 88, 171 ff.; ferner Entſch. 
des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 5, 81: Die Erteilung der Genehmigung zur Menderung 
be3 fpeziellen Zweckes einer gemeindlichen Stiftung unter Vorbehalt des Haupt- 
weckes derfelben im Sinne des Art. 67 der Gem.-Ordn. ift dem freien Ermeflen 
er Staatdauffichtsbehörden anheimgegeben und der Buftänbigleit des Berw.-Ger.- 
Hofes entrüdt. 

Die Gemeinde ift berechtigt, ein von ihr begründetes lokales Lehrer-Relikten- 
Benfioneinftitut — vorbehaltlich bereit ermorbener Rechte Dritter — jederzeit 
wieder aufgubeben, ohne hiezu einer ftaat3auffihtlichen Genehmigung zu bedürfen. 
Bergl. auch Entich. des Berm.-Ger.-Hofes Bd. 13, 324 Abſ. 8. 
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Art. 68 (52). 


Die Bewirtichaftung der Stiftungswaldungen unterliegt den 
gefeglichen Borichriften. 1) 


Art. 69 (53). 


I. Neue örtliche!) Stiftungen bedürfen der königlichen Bejtäti- 
gung ?), mit bleibenden Laſten verfnüpfte Stiftungszuflüffe®) jener der 
vorgefetten Verwaltungsbehörde. Bezüglich anderer Stiftungszuflüffe 
fann jährliche Anzeige angeordnet werden. +) 

II. Die Stiftungen erlangen durch die landesherrliche Beftäti- 
gung die Rechtsfähigfert 5) und den verfaffungsmäßigen Staatsichug. ©) 7) 


Zu Urt. 68. 


*) Siehe hiezu oben Art. 80 ber Gem.-Ordn. und die bei demjelben abge» 
drudten DE MITIANBET des Forſtgeſetzes unb ber zu demjelben erlaflenen Boll- 
angdboriart ten vom 12. Mai 1897, beögleichen die Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes, 


Zu Art. 69. 


9 Art. 69 behandelt nur die örtlichen, auf den Bezirk einer politischen 
— oder einer oder mehrerer Ortſchaften der nämlichen Gemeinde begrenzten 
tiftungen. 

Für örtliche Stiftungen ift die Zuſtändigkeit des Staat3minifteriums 
des Innern gegeben; bie Sachinſtruktion jolcher Geſuche hat die ber betreffenden 
Gemeinde vorgefegte Staatsaufſichtsbehörde bezw. Stelle Ar bejorgen. 

- Rergl. Entſch. des VBerw.-Ger.-Hofes Bd. 13, 100 f.: Zur Begründung 
einer jelbitändigen Wohithätigfeitsitiftung ift eine nad den Beſtimmungen des 
bürgerlichen Nechtes giltige Dispofition notwendig, wodurch ein feiner Subftan 
nad) die Gewähr der Dauer darbietendes Vermögen entweder unmittelbar an Pr: 
oder in jeinen Früchten und Nenten für ben beftimmten wohlthätigen Zwed aus- 
ejegt und felbftändig gemacht wird und worin zugleich über den Sig und die 
ertretung und Verwaltung der Stiftung die zur Bmwederfüllung nötigen Ne: 
ſtimmungen getroffen find. Siehe oben 8 115 Anm, 5 ©. 452. 
a *, Vergl. 8 115 Anm. 13 ©. 455. Siehe auch v. Seyd. Bd. 2, 727 
nm. 


*) Hiezu ftehe oben bei 8 115 a, E. die dajelbft angeführten Min.-E. 

+) Die Stiftungen genießen die Rechtswohlthaten der Deinderjährigen. 

© Siehe oben 8 115 ©. 454. 

Schlußbemertung zu Abt. I big III (Art. 1 bis 69) der 
Gem.-DOrbn.: Die vorftehenden Art. 1—69 der Gem.-Ordn. wurden Angefichts 
ihrer bejonderen Wichtigleit und fpeziell wegen ber vielfachen Schwierigfeiten, die 
12 bei ihrer Unmwendung beziv. ihrem Bollzuge in ber Praxis ergeben, mit Müd- 
fit auf den erften Zweck dieſes Hanbbuches, den Gemeindebehörden zu dienen, 
in möglichfter Uusführlichleit behandelt. — 

Ungelicht3 des nunmehr noch zur Verfügung ftehenden Raumes (unb bei 
der Abjicht der VBerlagsbuhhandlung, die Erwerbung diejes Handbuches auch den 
feinen Gemeinden möglichſt zu erleichtern und es daher — ftatt ber früher be- 
abfichtigten minbeftend 125 — auf circa 100 Bogen inhaltlich zu bejchränten,) 
ericheint von jett an die möglichfte Zujammenfaffung des noch zu behandelnden 
Stoffes geboten. Und jo werden bie weniger wichtigen oder vielmehr diejenigen 
Materien, welche die Geichäftsaufgaben der Gemeindebehörben weniger berühren, 
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IV. Abteilung. *) 


Bon der Berwaltung der Gemeinden. ”*) 
I. Abſchnill. 
Don der Berwaltung in Gemeinden mit flädtiſcher 
Berfaffung.**) 
8 117. 
Allgemeines. 
Art. 70. 


In den Städten und Märkten mit ftädtiicher Verfaffung werden 
vorbehaltlich der Befugniffe der Bürgerjchaft) die Gemeindeangele- 
genbeiten?) bejorgt: 

N durch den Magiſtrat als Verwaltungsbehörde ®), 
2) durch die Gemeindebevollmäctigten ala Gemeindevertretung. *) 


teils in gedrängterer Kürze behandelt, teild wird von bem in ber „Borläuft 
Ankündigung“ (Bordrud zu Lief. I S. 3 Abf. 2) gemachten Vorbehalt, „lediglich 
auf bie vorhandenen viel verbreiteten Werke von Kraid, Pechmann-Brettreich, 
Stadelmann⸗Wachter 2c. zu verweifen“, nunmehr öfter und audgiebiger Gebrauch 
gemacht werden, ſoweit Died eben „Angeſichts des gegenwärtigen Standes 
der Geſetzgebung und des fpeziellen Zweckes dieſes Buches thunlich erfcheint.“ 

Das in der Praxis mwohlbewährte für die Rheinpfalz bearbeitete treffliche 
Geib'ſche Handbuch foll bei dieſer Art der Bearbeitung möglichit ald Muſter 
gelten. (Siehe vorläufige Ankündigung erfte Seite Abf. 3.) 


*) Sie vorſtehenden 8 116 bei Art. 69 Anm. 7: Schlußbemerfung. 
**) Siehe hiezu: dv. Seyd., Staatsredht, 2. Aufl. Bd. 2, ©. 88 ff.:? „Die 
Drgane ber Ortsgemeinden“. 
+) Vergl. biezu meine Ubhandlung über den Rirfungsfreid der gemeind- 
lichen „gone in ber Bayer. Gem.-Zeitg. Jahrg. 1895 Nr. 35 und 36 und Jahrg. 
1896 Nr. 1—13, 














Zu Art. 70. 

\riebe Art. 9 Abf. III und V; 27 Abf. I; 28; 35; 153 Abſ. III bis 
V und VIII, und 122 der Gem-Ordn. 

2) Unter Gemeindeangelegenheiten im Sinne des Art. 70 find nicht bios 
die „eigentlichen Gemeindeangelegenheiten nach Art. 38, jondern alle &emeinde- 
angelegenheiten (auch Polizei) berkanden, 

*) Ueberall, wo in ber Gemeindeordnung demnad von „Bemeindever- 
waltung“ die Rede ift, muß darunter bei Gemeinden mit flädtifcher Verfaflung 
der Magiltrat (in Landgemeinden ber Gemeindeausichuß) verftanden werben. 

9 Iſt demgemäß irgendwo in der Gem.-Ordn. der Ausdrud „Gemeinbe- 
vertretung“ gebraucht, fo find barunter in der Regel die Gemeindebevoll⸗ 
mädhtigten zu verftehen. 

Siehe dagegen Urt. 33 Abf. II der Gem.-Ordn., wo unter Gemeindbe- 
vertretung (in Städten) in ber Regel ber Magijtrat zu verftehen ift, da im Falle 
des Art. 33 Abſ. II die Zuftimmung der ®emeindebevollmädtigten nur dann 
nötig ift, wenn „im gegebenen alle eine Erweiterung des Nutzungsrechtes in 
Frage wäre.“ 

dv. Kahr ©. 303 Anm. 7. (Siehe oben 8 96 a ©. 291 Anm. 109). 

a al. Art. 111, dagegen aber auch Art. 84 a. E.; fiehe v. Kahr ©. 722 
nm, t. c. 
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8 118. 
Speziell: I. Bildung des Magiftrats. 


Art. 71. 
J. Der Magiftrat foll!) beftehen: 
1) aus einem?) Bürgermeifter; 
2) im Falle des Bedürfniffes aus einem oder mehreren rechts- 
fundigen Räten.®) 
3) aus den bürgerlichen Magijtratsräten, und zwar 


6 bi3 10 in den Gemeinden bis zu 10,000 4) Seelen, 

8 bis 12 in den Gemeinden von 10,000 big 20,000 *) 
Seelen, 

10 big 16 in den Gemeinden von 20,000 big 50,000 *) 
Seelen, 

14 bi3 20 in den Gemeinden mit größerer Seelenzahl.°) 


I. Die einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städte 
find verpflichtet, mindeftens ein rechtöfundiges Magiftratsmitglied ®) 
aufzuftellen. 

II. In Städten mit mehr ala 10,000 Seelen fünnen”?) zwei, 
in Städten mit mehr als 50,000 Seelen drei Bürgermeiſter auf- 
geftellt werden. 


IV. Rah Erfordernis können“) für das Baumwelen technische 
Bauräte, für Schulangelegenheiten, Forftwirtichaft, Gefundheitspflege 


Zu Urt. 71. 
’ „ſoll“ ift gleich „muß“. 
gleichviel ob ein rechtskundiger oder ein bürgerlicher. Es ift auch mög- 
lich bezw. zuläffig, einen Juriſten, welcher die für den „rechtsfundigen NBürger- 
meifter” vorgeichriebenen Bedingungen (vergl. Art. 172) erfüllt Hat, als bürger- 
hen a. Argermeifter im Sinne bed Art. 75 Abf. I zu wählen. Siehe aud 
nm. 3. 

* Die Gemeinden können übrigens Juriſten auch in anberer Stellung wie 
als Bürgermeifter ober Rechtsräte für fi) gewinnen und können ſolche — ab- 
gejehen natürlich von der Verpflichtung des Art. 71 Ubf. II (fiehe Unm. 6) — 
auch als juriftiihe Funktionäre, als Ratsadjunkten, Ratzaffefforen, Rechtskonſu⸗ 
lenten ac., ohne daß fie Mitglieder des Magiſtratskollegiums wären, Deögleichen 
ſowohl als gemeindlihe Beamte ald auch gewiffermaßen nur als Sachverſtändige 
aufftellen, fo daß fie legteren alles nicht ihre ganze Arbeitskraft ber Gemeinde 
zu widmen, fondern berfelben nur von Fall zu Fall zu dienen hätten. (Bergl. 
auch Art. 104.) 

9 d. H. bis inkl. 9999, 19099 und 49999. 

») d. h. von 50000 (nicht 60001) Seelen an. 

*) Diefer Nechtsfundige muß aber wirkliches Magiftratsmitglied fein, aljo 
die Boranzfepungen des Art. 171 Abf. II jämtlich erfüllt Haben; ob die Auf- 
ftellung dieſes Nechtöfundigen als Biürgermeifter oder als Rechtsrat erfolgt, ift 
für die Erfüllung der Beſtimmung des Art. 71 Abſ. IE gleichgiltig. 

9 Durch die Saffung der Abſ. III und IV ift den Wemeinben in der 
hier genannten Richtung vollftändig freie Befugnis eingeräumt und kann aljo 
auch auf diefem Gebiete gegen fie kein ſtaatsaufſichtlicher Zwang ausgelibt werden. 
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und Medizinalpolizei Sachverftändige®) als Mitglieder des Magiftrate 
mit voller Stimmberechtigung in Gegenftänden ihres Wirkungskreiſes 9) 
aufgeftellt werden. 0) 


Art. 72.9 


I. Die Gemeinden find ferner berechtigt, Verwalter des Stadt— 
vermögend (Stadtlämmerer), Verwalter?) de Stiftungsvermögens 
und einzelner Gemeindeanftalten, Beamte für Forſt- und Baumefen 
und öffentliche Gefundheitzpflege und andere höheres) Bebienftete 
aufzuftellen. 

I. Gemeinden ohne rechtskundiges Magiftratsmitglied find zur 
Aufftellung eines Stadt- oder Marktichreibers verpflichtet,*) wenn 


9 Sog. gemeinblide WBauräte, Schulräte, Forfträte oder Forftmeifter, 
Bemeinde- oder Bolizeiärzte 2c. vergl. auh Anm. 3 und Art. 104 (Rechts- 
tonfulenten). 

d. H. in allen denjenigen Gegenftänden und Angelegenheiten, für welche 
fie aufgeftellt find und die fie Daher auch zu bearbeiten haben — fei es aud nur 
gutachtlich; alſo gleichviel ob fie das betreffende Referat jelbft erftatten ober 
nicht; fo 3. B. der Schulrat in allen Schulangelegenheiten, auch dann, wenn 
e3 fi um die Gewährung von Mitteln für die Schule hanbelt, fojerne und fo: 
weit durch eine folche finanzielle Regelung die Schule oder dad Schulweſen birelt 
oder indirelt mitberührt ericheint. 

Durd die magiſtratiſche Geſchäftsordnung bezw. Geichäftsverteilung können 
beftimmte Regelungen diejed Stimmrechtes z. B. bei Abteilung ber Referate in 
Unter-Referate (etwa de3 Bauweſens in Hoch⸗, Tief, Straßen- oder Waſſer⸗ 
bau 2c.) erfolgen. 

10) Bu Art. 71 ſ. Art. 73. 


Zu Urt. 72. 


) Während Art. 71 von denjenigen Gemeindebeamten — bürgerlichen, 
technifchen und rechtskundigen — fpricht, weile Mitglieder des Magiftrats 
tollegiums (mit vollem oder beichränftem Stimmrecht) find und welche in 
Ihrer Gejamtheit das ugikratötoltegium bilden, behandelt Dagegen 

rt. 72 Diejenigen Beamten unb höheren Bedienſteten der Gemeinde, —* 
nicht zum Magiſtratskolhegium gehören. 

*) Vergl. Art. 87 Abſ. I „Bejondere Verwalter“. 

) Welche Gemeindebedienftete ald höhere und welche als niebere zu gelten 

aben, darüber haben im allgemeinen die ftädtiichen Sollegien nach 3* 

8 Urt. 73 nach freiem Ermeſſen zu befinden, jedoch nur ſoweit als nicht das 
Geſetz ſelbſt hierüber enticheidet. Nach dem Geſetze ſelbſt haben aber zweifellos 
bie in Art. 72 Ubf. I und II, Art. 73, Abi. I und Art. 86 Ubf. I beſonders an- 
geführten Gemeindebeamten, foweit fie nicht zum Magiftratstollegium gehören 
(Siehe Anm. 1) unter allen Umftänden als Höhere Bedienſtete zu gelten, ebeufo 
wie die in Art. 72 Abf. IV genannten ſtets zu den niederen Bedienfteten gehören. 

) Dieje Beitimmung ift für Magiftrat ohne Nechtslundigen von größter 
Wichtigkeit und demgemäß ift auch die Stellung des Stabtichreibers, der folchen 
Falles an die Stelle des Rechtskundigen tritt, entiprechend aufzufaſſen. Zweifellos 
ericheint der Stabtichreiber als ber erfte ber höheren ®emeindebebienfteten, da 
ihm allein von diejen die Befugnis zufteht, nicht blos den Magiftratsfigungen — 
aud dann, wenn er nicht dad Prototoll führt bezw. als Sekretär fungiert — 
anzuwohnen, fondern auch dajelbit eine beratende Stimme abzugeben, (eine ent- 
ſcheidende Tann io beshalb nicht zuftehen, weil er nicht Mitglied bed Magiftrats- 
tollegiums iſt). Es ift nicht zu viel behauptet, wenn man jagt, daß im 
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nicht der Bürgermeifterd) eine der in Art. 77 Abſ. I bezeichneten 
Prüfungen®) mit Erfolg bejtanden hat. 

nI. Den Stadt: und Marktichreibern fommt eine beratende 
Stimme in den Magijtratsjigungen zu.) 

IV. Für die Bejorgung untergeordneter Geſchäfte ift Das nötige 
niedere Dienftperfonal von Gehilfen, Schreibern, Boten, Polizei⸗ 
dienern u. |. w. aufzuitellen. 


Art. 73. 


I. Der Magiftrat beichließt mit Zuftimmung der Gemeinde- 
bevollmächtigten innerhalb der Vorfchriften der Art. 71 und 72 über 
die Zahl!) der bürgerlihen Meagiftratsmitglieder, über die Auf- 
ſtellung?) und Zahl?) rechtsfundiger und technifcher Magiſtratsmit⸗ 


Städten ohne recht3fundigen Beamten von der Tüchtigfeit, Gewandtheit und Pflicht- 
treue bes Stabtichreiberd ein gut Teil ber gemeindlichen Wohlfahrt abhängig ift. 
Daher dürfte auch der Ausſpruch der Motive, daß es „nicht nur billig, ſondern 
auch im Intereſſe der Gemeinde felbft gelegen fei, wenn fie denjenigen ihrer Be- 
dienfteten, welche fich durch Treue, Wohlverhalten und fonftige Tüchtigkeit erprobt 
haben, Penſionsanſprüche gewähren" auf tüchtige Stabt- und Marftfchreiber ganz 
bejonders anwendbar erjcheinen. Näheres |. von Kahr ©. 728 ff. 

Wenn etwa ein bürgerliher Magiſtratsrat diefe Prüfung beſtanden 
haben jollte, wird die Gemeinde von dieſer Verpflichtung des Art. 72 Abſ. II 
nicht befreit. 

*) Siehe bie bei Art. 77 näher behandelte Min.-Bel. vom 28. Yuli 1888 
(Min.-Bl. 284; Web. 19, 235 f.) 

) und zwar in allen Fällen dann, wenn ein rechtskundiges Magiftrats- 
mitglied nicht aufgeftellt ift; andernfalld offenbar nur in den ihnen zur Bearbeitung 
und Bortragerftattung zugemwiefenen Referaten. 

Durch die Min.-E, vom 5. April 1833 und 12. Dezember 1844 (Döll. 
Berorbn.-S. Bd. 11, 1014 und Bb. 236, 264) wurde ausgeſprochen, daß den 
Stadt⸗ und Marktichreibern in der Eigenichaft von Kommiſſären die Aufnahme 
von Brotofollen ebenjo geitattet fei, wie in Städten mit rechtäfundigen Magiftratd- 
mitgliedern den Iehteren. Hiezu jagt dv. Kahr S. 731 Note 12 fehr richtig, daß 
„auch nach den Beitimmungen der Gem.Ordn. von 1869 nichts entgegenfteht, dem 
Stadt⸗ und Marktſchreiber (als Kommiſſär) innerhalb des magiſtratiſchen Ge⸗ 
ſchäftskreiſes die Aufnahme von Protokollen zu geſtatten, unbeſchadet der etwa 
aus beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen, namentlich hinſichtlich der Eidesab⸗ 
nahme, ſich ergebenden Einſchränkungen.“ Auch können den Stadtſchreibern auf 
Grund des Art. 101 und 94 der Gem.Ordn. magiſtratiſche Referate unter 
Leitung des öltrgermeilterd zur jelbftänbigen Behandlung übertragen werden, 
fpeziell auch das Referat über Ortspolizei. 

Bu Art. 78. 

) D. 5. darüber, aus wie viel bürgerlichen Magiftratsräten bezw. 

5 br J ch Bürgermeiftern das Magiſtratskollegium beſtehen fol. (Urt. 71 
. iff. 3. 

) d. h. darüber, ob überhaupt und — wenn ja — in mwelder Zahl 
rechtöfundige und technifche Magiftrat3mitglieder und unter welchen Anitellungs- 
bedingungen (Gehalt zc. 2c.) biejelben aufgeftellt werden follen. Die Wahl der 
betreffenden Perjönlichleiten vollzieht bezüglich der rechtskundigen Magiftratsräte 
das Gemeindekollegium, gemäß Urt. 194; die Ernennung der als technifche 
Magiftratsmitglieder in Ausficht genommenen Berjonen zu folchen erfolgt nach 
Art. 85 Abſ. I vom Magiftrate mit Buftimmung des Gemeindelollegiums. 


464 8 118. Speziell I. Bildung des Magiftratd. Art. 74. 


glieder, ſowie über die Aufitellung®) der Stadt- und Marftichreiber 
und des übrigen Höheren Dienſtperſonals. 

I. Die Yeititellung der Zahl des niederen Dienſtperſonals 
nad Mehgabe er hiefür beſtimmten Mittelt) ſteht dem Magiſtrate 
allein zu. 


Art. 74. 


J. Die für die Stelle eines rechtskundigen Bürgermeiſters oder 
rate Gemwählten müſſen in der Gemeinde ihren Wohnfit 
nehmen. 

I. Sie erhalten bei ihrer Anftellung eine angemeſſene Bejol- 
dung!) und treten nach drei Sahren,2) wenn fie zu derjelben Stelle 
wieder gewählt®) worden find, analog in die Verhältniffe und Rechte 
der im Berwaltungsdienite definitiv angeftellten Staatsdiener, *) jo 


°») d. h. darüber, ob ein Stabt- oder Marktichreiber bezw. ob und welches 
höhere Dienftperjonal überhaupt aufzuftellen ift und unter welchen Anftellungs- 
edingungen (Gehalt, Benennung der dienftlihen Stellung: Verwalter, Rendant, 
Dfficiant zc. 2c.). Die Ernennung der betreffenden Perjönlichkeiten erfolgt nad 
Art. 85 Abi. 1 nach vorgängiger Vernehmung (nicht Zujtimmung) der Gemeinde 
bevollmädhtigten. 

*) Diefe Mittel Lönnen aber nur mit Zuftimmung des Gemeindefollegiums 
beſchlußmäßig feitgeftellt werben. 

) Bu Art. 73 f. folgende Entich. des Verw.Ger.Hofes Bd. 1, 432: Zur 
legtinftanziellen Beicheidung der Beſchwerde eines Gemeindebedienfteten wegen 
Feftftellung feiner Gehaltsbezüge ift der Verwaltungsgerichtshof nicht zuftändig. 

Bb. 2, 244: Zur letztinſtanziellen Entiheidung über beftrittene Anjprüche, 
welche von einem früheren Gemeindebedienfteten auf Grund jeines ehemaligen 
Dienftverhältniffes zur Gemeinde an lettere in Bezug auf Beſoldung, Suften- 
tation und Unterftügung geftellt werden, ift der Verwaltungsgerichtshof nicht 
zuftändig. 

Bu Art. 74. 

') Hierüber beichließt der Magiftrat mit Buftimmung des Gemeinde- 
follegiumsd (Art. 112 Abſ. I 3. 3). Der ftaatdauffichtlichen Kontrolle oder Ge⸗ 
nehmigung unterliegt dieſe Beſchlußfaſſung nicht. 

2) Diefe drei Jahre werden vom Zage ber Beitätigung der erfien Wahl 
an gerechnet. 

) alfo nur bei Fe (j. Anm. 4 a. E.); welche gemäß Art. 
194 f. zu erfolgen hat, ein Beſchluß des Gemeindekollegiums genügt nicht. 
Auch der Wiederwahl Hat eine Öffentliche Ausjchreibung der Stelle nad) Urt. 177 
Abſ. I vorauszugehen. Eine ſolche darf nur dann unterbleiben, wenn bie @e- 
meinbebevollmächtigten für ben jpeziellen Wall beichliefen, daß von einer Aus- 
ſchreibung Umgang zu nehmen fei. 

*) Während des Proviſoriums fünnen die rechtskundigen, auf 3 Jahre 
gewählten Gemeindebeamten — abgejehen von der Entlafjung auf Grund fraf- 
rechtlicher ober disziplinarftrafrecgtlicher Erfenntniffe (ſ. Art. 167 Abſ. I, welcher 
für proviforifche und befinitive Gemeindebeamte gleichmäßig, gilt) — nur wegen 
Berluftes der Wähibarleit (Art. 172) ihres Amtes für verluftig erklärt werben. 
Siehe v. Kahr ©. 734 ff. Auch kann ein folcher proviforiicher Rechtskundiger, 
da er eben auf Drei Jahre gewählt ift, nicht Durch Beſchluß bed Bemeinde- 
tollegiums während bes Proviſoriums wider feinen Willen penfioniert werben. 
Penſionsrechte befigen bie im Proviſorium befindlichen Rechtskundigen, ſoferne 
ihnen ſolche nicht freiwillig (3. ©. durch Dienftvertrag) gewährt worden find, 
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ferne nicht durch befondere Dienftverträge eine andere Beitimmung 
getroffen ift. 5) ©) 


Art. 7 5. 


I. Die nicht vechtötundigen Bürgermeiſter und Magiftratsräte 
werden auf ſechs Jahre und zwar legtere in der Urt gewählt, daß 
alle drei Jahre die Hälfte derjelben nach der fie treffenden Reihen⸗ 
folge, das erfte Mal nach dem Loofe, austritt und durch neue Wahl 
erjegt wird. 1) 

DI. Auch diefe Bürgermeifter und Magiftratsräte müffen in der 
Gemeinde ihren Wohnfit haben. 


wicht, doch Tönnen ihnen bezw. ihren Hinterbliebenen jelbftverftändlich durch frei- 
willige VBeichlüffe ber ftädtifchen Sollegien Penfionen gewährt werben. Solche 
Beichlüffe bedürfen jedoch der ftantdauffichtlihen Genehmigung. Fur bie defi- 
nitiven d. h. diejenigen rechtöfundigen aragitratsmitglieber, welche nad drei» 
jäpeigem Broviforium zu der nämlichen Stelle wiebergemählt find, ericheinen 
Die fiimmungen der 9, Berf.-Beil. und ber Dienftespragmatit vom 1. Januar 
1805 durchaus ala maßgebend. Siehe oben Bb. 1 8 62 ©. 309 Anm. 2 und 
90 a 6.59 ff. Die Wiederwahl muß zur nämlidhen Stelle erfolgt fein. 
ird daher ein befinitiver Rechtsrat am nämlichen Magiftrate zum rechtskundigen 
DBürgermeifter gewählt, jo tritt er troß feines biöherigen Deftnitivums doch als 
VBürgermeifter ind Provijorium und wird erft nach der Wiederwahl zum Bürger- 
meifter bezw. nach ber Beitätigung diefer Wiederwahl wieder definitiv. Siehe 
auch nachftehende Anm. 6. 
Diefe Beitimmung über bie Zulaſſung von Dienftverträgen hat den 
Zweck, die Möglichkeit zu gewähren, den Eintritt de3 Dienftes-Definitivums trog 
der Wiederwahl g verhindern, ift aber keineswegs fo zu verftehen, daß etwa den 
Gemeinden die Befugnis zuftünde, jchon vor Ablauf des Zjährigen Broviloriums 
oder vor der zweiten Wahl ein Dienftesbdefinitivum zu verleihen. Dieſe Ver⸗ 
leihung mit der rechtlichen Wirkung des Art. 74 Abſ. II kann nur durch die in 
Urt. 78 Ubf. I vorgejehene Betätigung nach erfolgter Wiederwahl zur näm- 
lihen Stelle erfolgen. Siehe Anm. 4 a. E. Bergl. auh Art. 76 Anm. 1. 
Bergl. Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 3, 145: Den Gemeinden fteht nicht das 
Necht zu, den von ihnen gewählten rechtsfundigen Gemeindebeamten vor Burüd- 
legung des dreijährigen Dienftesproviforiums die Rechte der im Berwaltungsdienft 
dehnikin angeftellten Staatsdiener durch befonderen Dienftvertrag zu gewähren. 
* Die Giltigleit de8 hier in Urt. 74 Abſ. II genannten Dienftvertrags 
it von der Wiederwahl bes betreffenden ®emeinbebeamten bedingt. Erfolgt 
diefe Wiederwahl nicht, kann überhaupt aus einem foldyen Vertrage kein Recht 
abgeleitet werden. 
Zu Urt. 75. 


1) Die ältere Hälfte geht ber jüngeren vor; zu ber jüngeren Hälfte ggebören 
ftet3 die bei der legten Wahl neu oder wieder Gemählten, aljo ohne Rückſicht 
darauf, ob und wie lange fie jchon früher oder bisher Dem Magiftrate angehört Haben. 
Innerhalb jeder Hälfte entfcheidet die Zahl der erhältenen Stimmen, bei Stimmen- 
gleichheit das Loos. Die während ber Wahlperiode durch Ergänzun wa Be 
rufenen treten an die Stelle der betreffenden Ausgeichiedenen, für welche fie ge- 
wählt wurden. (Siehe auc Art. 200 Abſ. III Say 2) und Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.-Hofes Bd. 18, 155: Streitigkeiten über die Reihenfolge — wicht auch ſolche 
über die StellbertretungebefugniB — der bürgerliden Magiftratsräte find Ver⸗ 
waltungsrechtäfachen. Ein durch Ergänzungswahl — Urt. 200 d. Gem.-Orbn. — 
ewählter bürgerlicher Magiftratsrat hat in ber Reihenfolge ber Magiftratsräte 
ie Stelle besjenigen einzunehmen, für welchen er gewählt ift. 


VPohl, Hanbbuch. II. 30 
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IN. Die Bürgermeijter können) für die Dauer ihrer Amts- 
führung einen Funktionsgehalt?), die Magiftratsräte eine verhäftnis- 
mäßige Entihädigung2) erhalten;3) jedenfalls Haben dieſelben auf 
Vergütung der durch den Dienft verurfachten Auslagen Anjpruch.2) *) 5) 


Art. 76. 


Techniſche Magiftratsmitglieder (Art. 71 Abf. IV.) werden, ab: 
gejehen von befonderen Dienftverträgen, ) in mwiderruflicher Weile an- 
geftellt und können eine Bejoldung oder verhältnismäßige Entſchädigung 
erhalten. 


Art. 77. 
I. Die Anftellung eines Stadt- oder Marktſchreibers jebt den 


Der Amtsantritt der neugewählten Magiftratsräte erfolgt erft mit 1. Januar 
bes auf bie biöherige (nach Kalenderjahren ſich berechnende) Wahlperiode folgenben 
Jahres beziv. nad) erfolgter Beftätigung, formell nad erfolgter Berpflichtung. 
Giehe Anm. 4. Vergl. Dies Bl. für admin. Br. 39, 117 ff. (dagegen 39, 113 fi.); 
ob. er 20 ff. (dagegen 38, 17 ff.; v. Seybel Bd. 2, 214; v. Kahr ©. 74 
te 1c). 
») Ein Anfpruc auf Gewährung eined Funktionsgehaltes befteht nich 
fondern nur auf gemachte Auslagen, (allenfallfige Beichwerden wegen leßterer 
wären gemäß Art. 163 zu erheben), foferne und ſoweit diefe Auslagen durch ben 
Dienft verurjacht wurden, db. H. eine direkte Folge des Dienftes Sind, jo 3.9 
Reiſekoſten für Dienftreifen (nicht aber für den Aufwand, weldyen 3. B. ein bür- 
gerüicher Bürgermeijter oder Magiſtratsrat mit Rüdficht auf feine Stellung „zur 
epräfentation“ für nötig erachtet). 

2) Nach ber Saflung des Art. 75 Abſ. III können Benfionärechte an 
bürgerlihe Da iſtzatemitgieder nicht gewährt werden, desgleichen ift mit ben- 
felben der — * bon Dienſtverträgen unzuläſſig; anders wird es allerdings 
in der Praxis bezüglich der hie und da bürgerlichen ‚Dürgermeiftern gewählten 
Rechtsfundigen — — die Verträge, Durch welche den Letzteren bezw. ihrem 
Ungehörigen Penſionsrechte eingeräumt werden, gehören dem Civilrechte an. 

? Ueber Berpflihtung und Einweifung der bürgerlihen Magiftratsmit- 
glieder fiehe Art. 79. 

h Zu Art. 75 ff. fiehe aud 8 21 der Verordn. vom 30. März 1881, 
(Web. 15, 24 ff.) Abgaben für Anftellungen und befondere Berleihungen betreffend, 
welche lautet: Die Regulierung, Erhebung und Verwendung bejonderer Abgaben 
für Anftellungen und Beförderungen der Gemeindebeamten unb ber Beamten der 
unter gemeindlicher Verwaltung ftehenden Stiftungen bleibt ben Gemeinden 
innerhafb ihrer gefehlichen Befugniſſe anbeimgegeben. 


Zu Art. 76. 


” Durch dieſe Dienftverträge können ihnen wohl Benfionsrechte, ferner Die 
Stabilität oder Unwiderruflichkeit eingeräumt werden, nicht aber die pragmatiichen 
Rechte der im Berwaltungsbienfte definitiv angeftellten Staatädiener, wie fie Traft 
der gejeglihhen Beſtimmung des Art. 74 Abſ. II die zur nämlichen Stelle 
—— — Rechtskundigen durch ihre Beſtätigung nach dieſer Wiederwahl 
erwerben, (ſofern — nicht etwas anderes beſtimmen). 

Dieſe progmatülhen echte des Art. 74 Ubf. II können nicht einmal 
an rechtöfundige Magiſtratsbeamte durch Dienftvertrag verliehen werden. ©. oben 
Urt. 74 Anm. 5, au 8 und 4. 

Vol. auch Urt. 77 Ubf. III bezw. Anm. 5 Hiezu und Art. 78 Anm. 1a. E. 








vr 
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Rachweis der für dieſes Amt erforderlichen Kenntniffe durch Beſtehen 
einer von der Kreigregierung anzuordnenden oder der in Art. 172 
Abf. U. erwähnten Prüfung voraus. 1) 2) 8) 

I. Die Gemeindebedienjteten erhalten angemeſſene Befoldungen 
oder Funktiongbezüge.*) 


II. Das Dienftverhältnis ift widerruflich und zieht weder Pen⸗ 
ſions⸗ noch Alimentations-Ansprüche nad) fih. Der Magiftrat kann 
jedody mit Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten einzelnen Ge⸗ 


meindebedienjteten unmwiderrufliche Anjtellung und Benfionsanfprüche 
gewähren. *)5)®) 


Bu Urt. 7%. 


2) Diefe Brüfung richtet fich nach den Deftimmungen d. Min.-Bel. v. 28. Zuli 
1888 „die Srüfung für ben Stadt- und Marktichreiberbienft betr.” (abgebrudt: 
Web. 19, 235 ff.; Min.-Bl. 284; v. Haud-Lindner, Comm. ©. 536 ff. 

Nach derjelben finden bei der Tgl. Regierung von Oberbayern alle 2, bei 
den übrigen tgl Regierungen alle 3 Jahre ſolche Brüfungen ftatt (Ziff. 1). Ge⸗ 
fuche um Zulafjung ind 4 Boden vor dem Beginn (welcher ausgejchrieben wird) 
bei der betreffenden Regierung einzureichen nebſt folgenden Nachweiſen: 

a. Heimatſchein, 

b. amtliche Beugnis über untabelhaftes fittliches Verhalten, 

c. amtliches Zeugnis über 3jähr. Vorbereitungsprari3 bei einem kgl. 

Bezirfdamte, unmittelbarem oder mittelbarem Magiftrat mit einer den 
Feäfungöanforderungen entiprechenden, nicht einjeitigen Verwendung 


if. 2). 

Die 3 Tage andauernde fchriftliche Prüfung umfaßt: 

a. 5 Uufgaben aus dem Bereiche ber eigentlichen Gemeinbeangelegenheiten 
mit Einfchluß des Heimat- und Armenweſens, jowie der Kranken⸗ und 
Unfallverfiherung. 

b. 5 Aufgaben aus dem fogenannten übertragenen Wirkungskreiſe der 
Gemeinde inkl. Standeamtsführung, insbejondere aus der örtlichen 
Be ung (Sicherheits-, Feuer-, Bau-, Geſundheits⸗ Gewerbe⸗ 

olizei 2c. 

c. einen praktiſchen Fall (Ziff. 4.) 

Der Gebrauch gedrudter und gejchriebener Hilfäquellen ift gejtattet 


(Biff. 5). 
Die Noten find I (jehr gut), II (gut), III (genügend), IV (ungenügenb) ; 
Geprüfte mit Note IV find als nicht befähigt zu Par Die Ge⸗ 
prüften erhalten von ber Tgl. Regierung ein Beugnis (Biff. 6. 7.) 
) Ueber die Stadt- und Marktſchreiber und deren Stellung |. oben bei 
Art. 72 Abſ. II und V mit 71, ferner Art. 73, 77 Abſ. I-IIL, 112 Abſ. I 
Biff. 3, 166 Abf. I, 167 Abſ. I. 
) Ueber die angemellene Bejoldung der Stadt- und Marktichreiber |. M.-E. 
vd. 1. April 1878 (M.⸗Bl. S. 93 und Web. 1%, 257), Vezliglich eines Dienft- 
— Wiſchen dem Stadtſchreiber und der Gemeinde ſ. Bl. für admin. Pr. 
d. 48, 188. 


) Die Beftimmungen des Abſ. II und III gelten ſowohl für die höheren 

als für die niederen Gemeindebedienfteten. 
2 Siehe hiezu das bei Art. 76 Anm. 1 Geſagte, ferner vorſtehende Anm. 3. 
ie „Untiderruflichkeit“ hat nicht etiva Die Bedeutung, daß bem betreffenden 
Bebdienfteten die Befugnis zur Dienftleiftung nicht entzogen werden könnte, fondern 
nur die, daß Dies nicht ohne Gewährung einer Benfion geichehen kann (abgejehen 
natürlich von der Entlafjung in Folge jtrafrichtenlihen oder Disziplinar-Erfennt- 
niffes). Unter welchen (einchräntenden) Bedingungen eine ſolche Stabilität gewährt 

30 * 
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Art. 78. 


I. Die Bürgermeifter und rechtskundigen Magiſtratsräte behürfen 
der Beftätigung, N welche bezüglich der einer Kreisſtelle unmittelbar 
untergeordneten Städte dem Staatminifterium des Innern, bezüglich 
der übrigen Städte und Märkte der vorgefehten Kreisregierung zufteht. 


II. Die Beftätigung kann nur unter Ungabe der Gründe verjagt 
werden. Gegen die von einer Kreisregierung außgegangene Verſagung 
der Betätigung iſt in allen Yällen Beichwerde?) zum k. Staats» 
minifterium de3 Innern zuläffig.®) 

III. Wird die Beitätigung verfagt, fo ift zu einer neuen Wahl 
zu jchreiten, wobei der Nichtbeftätigte nicht wieder gemählt werden darf. 


Art. 79. 
I. Die Berpflichtung 1) und Einweifung der Bürgermeifter geſchieht 
in Gegenwart des Magijtrat3 und der Gemeindebevollmächtigten Durch 


—* Voll, ift übrigens vollftändig dem freien Ermejjen der ftäbtiichen Kollegien 
anheimgegeben. 

Giehe ferner zu Urt. 77 Abſ. II und III die Beftimmung in 8 2 bi. 1 
Biff. 2 und 8 2b Abſ. 2 des Krankenverſicherungs⸗Geſetzes von 1883/10. April 
1892 mit Wrt.1 des bayrifchen Mufübrunge-eicnen vom 26. Mai 1892 (Reichs⸗ 
Geſ.Bl. 417 und Geſ.⸗Verordn.⸗Bl. 144, Web. 31, 248 f. und 369). 


Bu Art. 78. 
q Ueber dieſes Beſtäͤtigungsrecht vergl. UI. für admin. Pr. Bd. 30, 26. 
ie fgl. Staatsregierung ift in Bezug auf die Ausſibung diejes Beftätigungs- 
rechtes an gar Teine Schranfen gebunden; bie Veftätigung oder Nichtbeftätigung 
ift vollftändig ihrem freien Ermeſſen anheimgegeben. Ohne biefe Betätigung bat 
bie Wahl keine Rechtswirkſamkeit, Doch wirb andererfeit3 eine nichtige Wahl durch 
die Beſtätigung nicht vera gültig. Bergl. v. Kahr ©. 747 Anm. 3. 

Siehe hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. 4, 54 Abi. 1: 

Eine nad) Art. 196 Abſ. IV der Gem.Ordn. nichtige Gemeindewahl wird 
dadurch nicht rechtägältig, daß biejelbe bei ber gemäß Abſ. II a. a. D. vr 
genommenen auffichtlihen Prüfung unbeanftandet geblieben und dem gewählten 

ürgermeifter oder Beigeordneten (gemäß Art. 126) die Beſtätigung erteilt worben 
it. Eine joldye Wahl kann baher nachträglich von Amtswegen aufgehoben werben. 

Die einmal erteilte Beitätigung aber kann micht mehr Aurücgegogen werben. 

Techniſche Magiftratsnritglieder (Art. 71 Abſ. IV) bedürfen der Beftätigung 
nicht, Bönnen aber auch feine pragmatiichen Rechte im Sinne ber Dienftespragmatif 
beziv. 9. Verf.-Beil. (vergl. Art. 74 Abſ. II) erlangen. Giehe Art. 76 Anm. 1. 

Berechtigt zu Erhebung der Beichwerde find teoiglich Diejenigen, denen 
die Beftätigung verfagt wurde. Vergl. v. Kahr ©. 748. l. ne tſch. des 
——ea— d. 4, 54 ff. (fiehe vorſtehende Anm. 1); Bd. 10, 8: ber 
meindeverivaltung als ſolcher eht bei Gemeindewahlen ein Beſchwerderecht nicht 
zu; ferner Bd. 15, 149 ff. unten bei Art. 196 Abſ. 5. 

9 Die Beichwerdefrift ift analog Art. 161 der Gem.⸗Ordn. eine 14tägige, 
Labaeiehen vom ftaatlidhen Oberauffichtsrecht, weiches jederzeit geltend gemacht werben 
ann). Vergl. v. Kahr ©. 748. 


Zu Art. 9. 
1) Ueber die Verpflichtung fiehe die Min.-Entichl. vom 12. Oktober 1869 
„Die Gemeindewahlen in den Landesteilen diesſeits des Rheins betr.” (Web. 8, 
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einen von der vorgefegten SKreisregierung ernannten Kommiſſär oder 
durch die unmittelbar vorgejehte Verwaltungsbehörde. 

HD. Die übrigen Magiftratsniitglieder und Gemeindebeanten, 
fowie das Unterperjonal?) werden durch den Bürgermeifter verpflichtet 


und eingewiefen. ®) 
Art. 80. 


J. Bürgerliche Magiſtratsmitglieder ſind wegen erwieſener körper⸗ 
licher oder geiſtiger Dienſtesunfähigkeit oder wegen zurückgelegten ſech⸗ 
zigſten Lebensjahres zum Austritte berechtigt. %) 

D. Der Austritt muß 1°) erfolgen, wenn ein bürgerliche Magiſt⸗ 
ratsmitglied die zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenschaften?) verliert, 
oder wenn Verhältniſſe eintreten, welche die Fortführung des Amtes 
unmöglidy) machen. ®) . 

III. Ueber die Zuläffigfeit oder Notwendigkeit des Austrittes ent- 
ſcheidet der Magijtratmit Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten. *)6)®) 


3% ff. Ziff. 7: Die in den Art. 79 und 126 ber Gem. Ordn. vorgeichriebene Ver⸗ 
pflihtung der Magiftratd- und Gemeindeausfchuß- Mitglieder emijchließlich ber 
Bürgermeifter und Beigeorbnreten erfolgt burd Abnahme eines Eides, worin Die 
gewiſſenhafte Erfüllung der Dienftesobliegenheiten gelobt wird. 

Zugleich erfolgt bei diefer Verpflichtung der Hinweis auf Die Umtsver- 
ſchwiegenheit; außerdem wird dem zu Berpflichtenden — ſoweit dies nicht ſchon 
geichehen — der Staat3bürgereid (jtehe oben 8 90 ©. 516 883 Tit. X ber Berf.- 
Ur.) und der Eid in Bezug auf Teilnahme an Vereinen gemäß Berorbn. vom 
15. März 1850 (Web. 4, 101) abgenommen. 

? Hinfihtlih der Berpflihtung des Waldſchutzperſonals fiehe Art. 141 
Abſ. VII der Gem.-Orbn. bezw. die Anm. biezu. 

u Abſ. I und II. Erft vom Zeitpunkt der Berpflihtung und Ein- 
weiſung ericheinen die betreffenden Nerpflichteten bezw. Eingewieſenen ald Beamte 
im Sinne des Geſetzes. (Big aur Berpflichtung der neugewählten Magiſtratsräte 
bleiben daher auch die Ausfcheidenden noch in Funktion.) 


Bu Urt. 80. 


tt; 
andere, als die bier aufgeführten, giebt e8 nicht. Vergl. auch Art. 109 und 197 


Bergl. auch Urt. 105 Abſ. IV Gap 1. 
*) 3. B. auch bei Berluft des Bürgerrechtes, bei Wegzug aus ber Gemeinde. 
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IV. Außerdem kann einem bürgerlichen Magiftratsmitgliede aus 
triftigen?) Gründen die nachgejuchte Entlaffung durch übereinftimmenden 
Beſchluß des Magiſtrats und der Gemeindebevollmächtigten bewilligt 
werden. 


Art. 81. 


I. Rechtöfundige 1) und techniſche!) Magiſtratsmitglieder können 
jederzeit ihre Stellen niederlegen, womit alle Anſprüche auf Gehalt 
und Penſion erlöjchen. 

ID. Rechtskundige Magiftratsmitglieder ohne definitive An— 
ftellung, 2) welche die Wählbarfeit zu Gemeindeämtern (Art. 172) 
verlieren, 3) werden damit ihres Amtes verluftig. 


Art. 82. 


Magijtratsmitglieder und Gemeindebedienftete, welche wegen eines 
Verbrechens oder eines jolchen Vergehens, wegen deilen auf Berluit 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann, in die öffentliche 
Situng eines Strafgericht® verwieſen find, unterliegen für die Dauer 
des Strafverfahreng der Sujpenfion vom Amte, welche in Bezug aut 
Bürgermeifter die vorgejeßte Verwaltungsbehörde, in Bezug auf andere 


5) Nach Art. 8 Ziff. 33 des Verw.-Ger.-Hof-Gel. find beftrittene Recht⸗ 
anſprüche und Verbindlichkeiten über Berechtigung und Berpflidhtung zum Muse 
aus Gemeindeämtern Verwaltungsrechtsſachen. 

Sn eriter Inſtanz enticheibet die ber betreffenden Gemeinde vorgelegte 
Behörde, in zweiter und letzter Inſtanz in allen Fällen ber kgl. Verwaltungs 
gerichtähof. (Urt. 9 Abſ. I des Verw.Ger.⸗Hof⸗Geſ.) 

Beichwerdeberechtigt erjcheint hier auch ber beteiligte Magiftrat bezw. Ge⸗ 
meindeausſchuß. 

*, Da in ben Fällen des Abſ. II der Austritt erfolgen muß, kann ge 
gebenen Falles auch die Staatdauffichtäbehörde das Verfahren nad) Art. 8 Ziff. 33 
des Berw.-Ger.-Hof-Gef. einleiten, wenn die beiden ftäptifchen Kollegien ſich nicht 
einigen. Bergl. v. Kahr ©. 754 lit. b. Siehe hiezu Entſch. d. Berw.-Ber.- Hofes 
Bd. 1, 129 bejonders 132f; Bd. 8, 169. 

9 Ob ein folcher „triftiger” Grund vorliegt, ift ganz ausſchließlich der 
Enticheidung der ftäbtiichen Kollegien anheimgegeben; ein ftaatsauffichtliche3 Ein- 
fchreiten ift hier ausgeſchloſſen; auch fteht den bürgerlihden Magiſtratsmitgliedern 
in Fällen des Art. 80 Abi. IV ber Gem.-Drdn. gegen die gemeinbebehörblidhe 
Abweiſung ber nachgeluchten Entlaffung von ihrem Amte ein Beſchwerderecht nicht 
zu: Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 1, 394. 


Bu Art. 81. 


1) Gleichviel ob definitiv oder proviſoriſch bezw. ftabil oder nicht ftabil. 

*) Der notwendige oder geziwungene Austritt (Entlafjung) bei definitiven 
rechtöfundigen Magiftraismitgliedern bemißt ſich gemäß Art. 74 Abſ. II nad) ben 
Beitimmungen der 9. Verf.-Beil. (bezw. ber Dienftespragmatif). 

Die Benfionierung eines definitiven rechtöfundigen Gemeinbebeamten fann 
auch gegen feinen Willen erfolgen. Siehe Hiezu Art. 112 Abſ. I Ziff. 3 und 159 
Abi. I Ziff. 9 und Abſ. II. 
*) Mit dem Verluſt biefer Wählbarfeit tritt der Amtsverluſt ohne weiteres ein. 
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Magiftratsmitgliever und Gemeindebedienftete der Bürgermeifter in 
Bollzug zu ſetzen bat. !) 
Art. 83. 


Die Dienftzeichen der Magiftratsmitglieder werden Durch Verord- 
nung beitimmt.!) 


88 119 bis 122. 
II. Wirkungskreis des Magiftrats.*) 
8 119. A. Eigentlihe Gemeindeangelegenheiten.1)2) 


Art. 84. 
Der Magijtrat verwaltet unter Borbehalt3*) der den Gemeinde: 


Zu Art. 82. 

», Der Art. 82 ift erfegt durch Art. 111 und 112 des Ausführungsgefehes 
vom 18. Auguft 1879 zur Neich3-Str.-Broz.-Ordn. Auch Funktiondbezüge, welche 
Magiitratsmitglieder 3. B. für Kaffenbermaltungen beziehen, werden mit dem Ein- 
tritt der Suipenfion, welche ohne mweitered mit Eintritt der in Art. 111 1. c. ge 
nannten Thatſache kraft Geſetzes erfolgt, eingezogen. In mwiberruflicher Weiſe 
angeftellte Gemeindebedienſtete können von ber Gemeinde, ſobald der Fall einer 
Suipenfion nah Art. 82 der Gem.-Orbn. bezw. Art. 111 bes Ausf.-Gej. gegeben 
ift, jelbitverftändlich jederzeit ohne weiteres entlafjen werden. 

Die nach Art. 167 Ubi. III und 168 Abi. V im Disziplinarverfahren zu- 
läffige Sufpenfion wird durch die nach Art. 111 und 112 des Ausf.Geſ. auf Grund 
bes Geſetzes und kraft desfelben eintretende Sujpenfion nicht berüßrt. 


Bu Urt. 88. 

') Siehe hiezu die Berorbn. von 4. Wuguft 1896, die Dienftzeichen ber 
Gemeindeverwaltungsmitglieder, dann die Dienftlleidung und Abzeichen ber zu 
polizeilichen Verrichtungen verwendeten ®emeinbebedieniteten in den Gemeinden 
DieBteits bes Rheins betreffend, abgebrudt Neg.-Bl. 1869 ©. 1457; Web. 8, 
243 ff; ferner in v. Haud-Lindner'3 Comm. ©. 539 ff. 


8 119. 
*) Siehe hiezu meine Abhandlung über den Wirkungskreis der gemeind- 
fihen Organe in der Bayer. Gem.-Beitg. Jahrg. 1895 Nr. 85 und 36 und 
Jahrg. 1896 Nr. 1—13. 
Bu Urt. 84. 


') Siehe v. Seydel, St.-R. Bd. 3, 19 ff. v. Kahr ©. 759 ff. 
) Die Gemeindeangelegenheiten im weiteren Sinne jcheiden ſich 
a. in eigentliche, 
b. in übertragene. 

Siehe oben die Dieöbezüglihen Ausführungen zu Art. 38 der Gem.-Drbr. 
Zu den „eigentlichen“ ober eigenen Angelegenheiten ber Bemeinden gehört Alles, 
wa3 ihnen ihrer Natur nad, als öffentlich-rechtlichen Korporationen mit dem 
Nechte der Selbftverwaltung nah Maßgabe der Geſetze von felbft zufteht 
und fi) aus der ihnen innerhalb ber gefeglihen Schranken gewährten Hand- 
Iungsfreifeit von jelbft al3 ihnen auftchenb fi ergibt. 

Nach den Beitimmungen der Gemeindeordnung ſelbſt gehören hieher in 
erfter Linie alle diejenigen ningelegenheiten bezw. Einrichtungen, deren Beſorgun 
ober VBeichaffung oder Erhaltung allen Gemeinden ohne Ausnahme durch Art. 3 
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bevollmächtigten zukommenden Befugniffe die Gemeindeangelegen: 
beiten, 2)3)8*) erläßt innerhalb feiner Zuftändigfeit ftatutariiche Be- 
ftimmungen*) und vertritt die Gemeinde in ihren Rechten und Ber: 
bindlichfeiten nach Außen. ®*) 5) )7) 8) 


der Gem.-Drbn. zur Pflicht gemacht ift, in zweiter Linie alle in den Art. 84 
bis 91 ımter der Rubrik „Eigentlihe Gemeinbeangelegenheiten“ angeführten Zu⸗ 
ſtaͤndigkeiten; demgemäß vor allen Dingen bie Yührung des Gemeindehausha 
im weiteſten Sinne (Art. 86) inkl. ber Berwaltung ded Gemeinde⸗ und örtlichen 
Stiftungsvermögend unb ber bazu gehörigen Etatäfertigung und Rehuungd- 
ftellung, ber Erhaltung biefes Vermögens, der Erfüllung der Berbindlichkeiten 
Gemeinde, der Aufbringung der hiezu nötigen Mittel, der Erlafiung der zu 
letzterem Awede nötigen Gemeinbeftatuten (vergl. z. B. Urt. 20, 23, 40 Abſ. III 
der Gem. Ordn.), einichließlich ferner der gemeindlichen @Geichäftsführung nebſt 
Aufftellung des Hiezu bezw. zur gemeindlichen Verwaltung nötigen gemeinb- 
lien Bienftperjonals (Art. 85) jowie ber inneren Organifation und ber Ord⸗ 
nung bed Geichäftäganges innerhalb des gejeglichen Rahmens. . 

Bu den übertragenen Gemeindeangelegenheiten zählt bejonbers: Die 
Verwaltung und Handhabung der &emeinde- ober Ortöpolizei, weiter diejenigen 
Geſchäfte, bei welchen bie Gemeinden den ftaatlichen Behörden zur Hilfeleiftung ver- 
pflichtet find z. B. beim Bollzug verichiedener Geſetze wie der Steuergeiche, 
neuerdings des Gejebes über Anle ung des Grundbuchs, ferner bei unmittelbaren 
Städten das weite Gebiet der Diftrikftsverwaltung und Diftritts polizei x. 
Siehe unten die Art. 92 ff. und die Anmerkungen biezu. 

‚ Ar alle Gemeinbeangelegenheiten ift in ber Regel der Magiſtrat 
allein und ausſchließlich zuftändig, ſoweit nicht feine Zuſtändigkeit ausdrüclich 
beſchraͤnkt bezw. die Buftändigfeit ber Gemeindebevollmächtigten im @ejege für 
den einzelnen Fall beſonders flatuiert ift. Näheres fiehe bei Wrt. 112. Der 
Magiftrat if nicht befugt, auf feine Zuftändigfeit zu verzichten oder die Kom⸗ 
petenz des Gemeindekollegiums zu erweitern, Tann aber da8 Gemeindekollegium 
in Angelegenheiten, welche außer defien Kompetenz liegen, Doch einvernehmen d. & 
die betreffenden Sachen an das genannte Kollegium zur Beratung und Beſchlu 
fefiung hinüber geben. Die diesbezüglichen Beſchlüſſe dieſes Kollegiums haben 
aber joihen alles nur den Wert von Gutachten und entbinden ben Magiftrat 
in feiner Weiſe von feiner ausſchließlichen Haftbarteit. 

*a) In allen Fällen, in welchen bie Buftändigleit ber Gemeindebevoll⸗ 
märhtigten vorbehalten ift, liegt ein rechtäverbinblicher Gemeindebeſchluß — auch 
nah Außen — nur vor, wenn die Zuftimmung des Gemeindekollegiums erholt 
bezw. von letzterem der betreffende Magiſtratsbeſchluß genehmigt it. Vergl. 
v. Kahr ©. 763 ff. Anm. 4. Siehe BL. für abmin. Br. Bd. 30, 84; 32, 248 }i. 
und beionders 38, 17 ff.; ferner bie bei v. Kahr ©. 768 und 769 angeführten 
Entich. des oberft. Ger.-Hofes bezw. oberft. Landes⸗Ger, Samml. Bd. 4, 600; 
5, 417; 7, 727; 11, 511 und 18, 96. 

er Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bb. 6, 31; 7, 295 ff.; 10, 208; 
11, 116 und 18, 31. 

Bergl. hieher auch die Beftimmung bes 8 26 Abf. II des Bürgerl. Geſ. 
Buchs über die Buläfligfeit einer Beichränfung ber Vertretungsmacht einer 
juriftiichen Perfon mit Wirkſamkeit nach Außen. 

‘ . bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd, 10, 281 oben 8 102 ©. 364 Anm. 
5; Bd. 12, 64 f. oben in 8 102 ©. 361; besgl. ®b. 1%, 371 ebenda Anm. 1 
Ab. 3; ferner BI. für admin. Br. Bd. 31, 305; Al, 240 ff.; 42, 280; weiter 
S 142 ber Rei 3Gew.-Drdn., hiezu 8 60 der bayer. Dollg,Berorön. vom 29. März 

892 (Web. 21, 189); 8 1 Abſ. 2 und 3 und 8 81 Abi. 2 des Gef. Über bie 
Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 und 8 4 der Bollz..Berordn. hiezu vom 
16, Auguft 1890 (Web. 20, 306, 324 unb 358). 
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Art. 85. 


I. Der Magiftrat ernennt?) die technifchen Magiftratsmitglieder 
mit Zuftimmung, die Stadt- oder Marktichreiber und andere höhere 
Bedienftete nach vorgängiger Vernehmung?) der Gemeindebevollmäch- 


Bergl. au Art. 130 und 147 Ubf. I ber Gem.Drbn. 

) Dieje gemeindliche Vertretung nah Außen duch den Magijtrat ift 
wohl zu unterfcheiden von ber ben @emeindebevollmädtigten zuftehenden Ver⸗ 
tretung der Gemeinde gegenüber dem Magiftrate (Urt. 111). 

Diefe — in den meilten Füllen Namens oder im Wuftrag des Magiftrates 
durch den Bürgermeifter perſönlich bethätigte — Vertretung nach Außen begreift 
ſowohl die Vertretung der Gemeinde bei allen anderen Bermwaltungs- jowie den 
Gerichtäbehörben in allen Angelegenheiten bes öffentlichen wie des Privatrechtes, 
deögleichen gegenüber allen Privat- und juriftiihen Berfonen, Vereinen, Gejell- 
ſchaften, —2 — Korporationen und anderen Gemeinden, als auch die eigentliche 
Nepräfentation ber Gemeinde in Sch Siehe Hiezu meine obenerwähnte Abhand- 
lung in ber Bayer. Sem.-Beitg. Jahrg. 1895 Nr. 35 ff., beſonders ©. 606 und 
Nr. 36 S. 627, desgl. yar9. 1896 Nr. 1.; ferner vergl. BI. für abmin. Pr. 
Bd. 30, 297; 33, 248; 33, 17; 34, 92; 38, 296. 

) Zu Urt. 84 fiehe Entſch. bes VBerw.-Ger.-Hofes Bd. 3%, 12 oben bei 
Art. 37 Anm. 175 I lit. g, ©. 315 und Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 8, 
208: In Fällen des Art. 10 Biff. 2 des Verw.Ger.Hofs⸗Geſ. kann für eine 
Gemeinde mit ftädtiicher Verfaffung nur vom Kollegium des Magiſtrats, nicht 
aber von jenem der Gemeinbebevollmächtigten, und noch weniger von einzelnen 
Mitgliedern des einen ober anderen Kollegiumd Beichwerbe zum Verwaltungs⸗ 
gerichtahof erhoben werben. 

a3 Kollegium der Gemeindebevollmächtigten ift in foldem alle zur 
jelbftändigen Veichwerbeerhebung auch dann nicht berechtigt, wenn die beſchwerende 
ſtaatsaufſichtliche er igung in einer Angelegenheit ergangen ift, bei welcher bie 
—— ige Mitwirkung biefes Kollegiumd nad) geſetzlicher Vorſchrift ftatt- 
zufinden hat. 

Ueber dad Beſchwerderecht der &emeinbebevollmädhtigten fiehe auch BI. 
für admin. Pr. Bd. 38, 257. 

) Bezüglich der Sans ber Gemeinden infolge von rechtäwidrigen 
Handlungen unb Unterlafiungen ihrer Vertreter fiehe bie bei v. Kahr S. 769 
angeführten Entich. bes oberft. Landes⸗Ger. in Bb. 11, 639; 13, 602 bezw. 
606; Entich. des Meichd-Ger. Bb. 19, 348 und Bd. 29, 141; ferner BI. —* 
admin. Br. Bd. 38, 170 ff. 

Siehe auch oben 8 94 ©. 17 ff., befonders lit. M 32f.; ferner 8 94a bie 
Anmerkungen zu Art. 1 der Gem.-Ordn. ©. 65 ff. 

*), Ausnahmen von der Berechtigung und Berpflihtung des Magiltrats 
zur Vertretung ber Gemeinde nah Außen finden ſich in folgenden geiepligen 
Beitimmungen: Art. 27 Abf. I des Armengeſetzes, Art. 27 Ubi. II; 36 Abſ. II 
mit 37 Abt II und 40 Abſ. II Biff. 2 des Gef. über Heimat, Werehelichung 
und Aufenthalt. Siehe hiezu v. Kahr S. 771 Note-30; vergl. auch Entſch. des 
Berw.-Ser.-Hofes in Bd. 10, 20. 


Zu Urt. 8. 

1) Die Ernennung beziv. Aufftellung des unter Art. 85 fallenden Beamten- 
und Dienftperfonales, das für die Führung der gemeindlidhen Verwaltung 
nötig ift und zu dieſem Zwecke angeftellt wird, ift eine eigentliche @emeinbean- 
gelegenheit. Bergl. Anm. 2 zu Urt. 84. 

2) Diefe Vernehmung hat lediglich die Bedeutung der Erholung eines 
Gutachtens, an welches der Magiftrat nicht gebunden ift, das aber unbedingt vor 
der Ernennung bei Bermeibung der Ungiltigkeit ber legteren erholt werben muß. 
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tigten. Die Aufftellung !) des niederen?) Dienftperjonal® jteht dem 
Magiftrate allein zu, melcher hiebei die in Art. 34 des Wehrver- 
faffungsgefeges vom 30. Januar 18684) und in Art. 11 des Geſetzes 
vom 16. Mai 1868, die Verjorgung invalider Unteroffiziere ıc. be⸗ 
treffend), bezeichneten Perſonen möglichft berüdfichtigen ſoll. 

I. Die Dienftfleivung der zu polizeilichen Berrichtungen ver- 
wendeten Gemeindebedienfteten wird durch Verordnung bejtimmt.®) 


Art. 56. 


I. Der Magiftrat führt den Gemeindehaushalt!); er hat für 
Erhaltung des Vermögens?) und für Erfüllung der Verbindlichleiten 
der Gemeinde zu forgen. 3) 


" Siehe Art. 72 Abi. IV. 

*) An Stelle diefer Beftimmungen find Er getreten 38 58 und 75 ff. des 
Neichögefeges vom 27. Juni 1871 über die Penjionierung und Verforgung ber 
Militärperfonen 2c. (Web. 9, 85 und 88 ff.) mit 8 10 der Novelle hiezu vom 
4. April 1874 (Web. 10, 237) unb beſonders Art. 12 8 77 ber Novelle vom 
22. Mai 1893 (Web. 33, 174): „Die GSubaltern- und Unterbeamtenftellen bei 
den Reichs⸗, Staatd- und Kommunalbehörben zc. oder bei ſolchen —— 
welche ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reiches, Staates oder der Gemeinden 
unterhalten werden, jedoch ausſchließlich des Forſtdienſtes, werden nach Maßgabe 
der darüber von dem Bundesrate feſtzuſtellenden allgemeinen Grundſätze vorzugs- 
weile mit Inhabern bes Eivilverforgungsicheines (Militäranmwärtern) befegt.“ 

Bis jegt find jedoch dieſe „Brundfäge” noch nicht feftgeftellt worden, alfo 
die Gemeinden an ſolche nicht gebunden. Bergl. au die Ausführungsbeftinm- 
ungen zu vorftehenbem Geſetze vom 11. Juni 1893 (Web. 33, 189), welche gleich 
falls nicht3 hierüber enthalten. 

Für die Gemeinde beiteht daher zur Beit keine Pflicht zur befonderen 
Berüdfichtigung ber Militäranwärter. 

Bergl. auch Entſch. des Verw.Ger.Hoſes Bd. 8, 11: Nach Art. 85 ber 
Gem.⸗Ordn. beiteht für Gemeinden mit ftädtifcher Verfaffung eine Zwangs⸗ 
pfliht, die niederen Gemeinbedienfte mit Berjonen ber dort bezeichneten Kategorien 
u befegen, nicht; ferner Bd. 5, 27: Art. 141 Abf. 2 der Gem. Ordn. begründet 

r die Landgemeinden feine Zwangspflicht in Bezug auf die Beſetzung der Bo- 
lizeidienerftelen mit Militäranwärtern. 

*) Siehe hiezu bezüglich der Dienftlleidung der Polizeimannſchaft, Flur⸗ 
hüäter und Forftfchupbedieniteten die Verordn. vom 12. Mai 1888, die Dienft- 
Heidung und die Dienftauszeichnung ber zu polizeilichen Derrichtungen verwenbeten 
Gemeindebedienfteten in den Gemeinden des Königsreichs Bayern betreffend (Web. 
19, 62 ff.; Geſ.⸗ u. Berordn.-Bl. 453 und dv. Haud-Lindner Comm. ©. 541 ff.,. 


Zu Art. 86. 


) Hiezu gehört vor allen Dingen bie Vermögensverwaltung, überhaupt bie 
gejamte gemeindlihe Finanzverwaltung und Yinanzgebahrung; außerdem aber 
auch die Erfüllung der fonft noch den Gemeinden Traft des Geſetzes obliegenden 
oder in gejegmäßiger Weile von ihnen übernommenen Wufgaben. 

Vergl. hiezu v. Kahr ©. 774 unb befonders die jehr beherzigenswerten 
Worte auf ©. 775 Note 4. 

& 192} Bergl. Hiezu Urt. 26 ff. der Gem.Ordn. und bie Anm. hiezu oben 

) uk hiezu bie fogenannten Spar-Erlaffe d. h. die beiden Min.-Entichl. 
vom 7. Auguſt 1881 (Min.-Bl. 288; Web. 15, 886) und vom 19. Juli 1892 
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D. Seine Mitglieder haften für allen durch die Nichterfüllung 
ihrer Dienftobliegenheiten entitehenden Schaden. *) 


Art. 87. 


I. Er verwaltet!) da8 Gemeinde- und örtliche Stiftungsvermögen ?) 
durch die aus feiner Mitte aufgeftellten oder durch die befonderen 3) 
Verwalter. 3°) 4) 5) 


(Min.-Bl. 311, Web. 21, 679) „die wirtichaftlichen Berhältniffe der Gemeinden 
und Diftrikte betreffend”, durch melche die Gemeinden in ausführlicher und ein- 
dringlicher Weile zu größter Sparſamkeit einerjeit3 und zur Ordnung und Ein- 
fadhheit in der Führung des Gemeinbehaushaltes anbrerjeits, desgleichen zur aus» 
giebigften Benugung ber den Gemeinden geſetzlich zuftehenden Einnahmen, endlich 
zur größten Vorficht bei Aufnahme neuer Gemeinderhul en ermahnt werben. Ab- 
gedrudt find diefe Entichließungen zum Teil auch oben 8 113 ©. 446 Unm. 2. 

) Bergl. hiezu Urt. 62 Abſ. III; 87 Abſ. 111; 88 Abi. IX; 133 Abi. 
II; 134 Abf. III und 135 Abſ. VI, ferner Art. 158 der Gem.-Orbn. 

Bezüglich der Geltendmachung eines Entichädigungsanipruches gegen einen 
Gemeindbebeamten fiehe auch oben 8 94 a ©. 66 Note *** (bei Anm. 3 zu Art. 1 
der Gem.-Orbdn.); ferner unten Unm. 5 zu Art. 87. 


Bu Art. 87. 


) Nach den Motiven geht die Gemeindeordnung „in Bezug auf die Ber- 
mögens⸗ und Kafjeverwaltung von dem Grundſatze aus, daß bie lebtere zunächit 
von den Magiftratsmitgliedern*) zu führen ſei, da bies im finanziellen Intereſſe 
der Gemeinde gelegen ift. Nur beim Borhandenfein eined großen Gemeinbe- oder 
Stiftungsvermögens, beffen Verwaltung die Kräfte der Magiftratsmitglieder un- 
verhältnismäßig in Anſpruch nehmen würde, und defien Erträgniffe die Beftellung 
eined eigenen Kämmerers gejtatten, joll lebtere auch fernerhin ftattfinden.“ 

*) einjchließlich des für Armenzwecke beſonders ausgeſchiedenen Genteinbe- 
grundftocdvermögend (Armenfonds) und der Wohlthätigkeitsftiftungen. Bezüglich 
der Berwaltung jedod der Armenkalfe fiehe Art. 19 mit 18 und 33—35 des 
Armengeſetzes. 

) Dieſe beſonderen Verwalter find Gemeindebedienſtete im Sinne des 
Art. 73 Abſ. I bezw. Art. 85 Abſ. I. 

Darüber, ob befondere Verwalter überhaupt und für welche Geichäftsauf- 
gabe folche zu beitellen ſeien, hat Beichlußfafjung nach Art. 73 Abi. I zu erfolgen, 
Dagegen bie Ernennung der betreffenden Perjönlichkeiten erfolgt nad) Art. 85 Ab]. I. 
Sür da3 Dienftverhältnis dieſer beſonderen Verwalter ift bie Beitimmung bes 

rt. 77 Abſ. IIT maßgebend. 

33) Dieſe befondberen Verwalter brauchen nicht aus ben Gemeindebürgern 

enommen zu werden; fie haben auch Feine Nachweije formeller Urt (3. B. Prü⸗ 

Pın Szeugnid wie die Stadtjchreiber ꝛc.) zu erbringen, jedoch follen nur jolche 
Berjonen aufgeftellt werden, welche — wenn fie auch nicht NRechnungsverftändige 
von Fach find — doch nach ihren Kenntniffen und ihrer Befähigung die ausreichenden 
Garantien bieten, daß fie bie ihnen anzuvertrauenden Verwaltungs, dann Kafie- 
und Rechnungsgeſchäfte volllommen ordnungsgemäß führen werben. 

Bergl. Min.-E. vom 28. Februar 1870 zu Art. 134 der Gem.-Orbn. „die 
formelle Behandlung des Kaſſaweſens in den Gemeinden mit Yandgemeinbeverfafjung 
betr.” (Web. 8, 504), welche analog auch hier zutrifft. nergl. auch Art. 72 Abi. I 
der Gem.-Ordn., ferner Art. 129 Abſ. III und 134 Abſ. 1. 

*) Vergl. Entich. des Verm.-Ger.-Hofes Bd. 18, 137: Der Verw.⸗Ger.Hof 
ift zur legtinftanziellen Beſcheidung der Beſchwerde eines Gemeindeausſchußmit⸗ 


*%, Golden Falls erfotgt die Aufſtellung ber Kaſſenderwalter im Wege der Geſchäftsver⸗ 
teilung nad) Art. 101 Ubdf. I der Gem.-Orbn. dürch ben Bärgermeifter ober deifen Stellvertreter. 
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cat g Den Bürgermeiftern ift unterfagt, eine Verwaltung jelbft zu 
ühren. 

II. Die Verwalter haften®) zunächft für die richtige Erhebung 
der Einkünfte, für die Einhaltung der Voranfchläge und Hr die vor⸗ 
Ihriftsmäßige Ordnung in den Ausgaben. ”) 

IV. Der Magiftrat bat mit Zuftimmung der Gemeindebevoll- 
mädhtigten über die von den Verwaltern zu leiftende Kaution?) und 
über die denjelben, joferne fie nicht für ihre Funktion einen beftimmten 
Gehalt beziehen, zu gewährende Entihädigung zu beichließen; er kann 
jeboch mit Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten in einzelnen Fällen 
von Anforderungen einer Kaution Umgang nehmen, ®) wenn die Ver: 
waltung durch Mitglieder des Magiftrats geführt wird. 9) 


Art. 88. 
I. Das Rechnungsjahr läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember. 1) 


and ‚wegen Enthebung von der Funktion eines Gemeindelaſſenverwalters wicht 
zuftändig. 
) Bezüglich der den Gemeinden gegen ihre Kaffenverwalter bezw. deren 
Bermögen zuftehenden Vorzugsrechte fiehe $ 12 Ziff. 2 des Hypothekengeſ. vom 
1. Juni 1822 (Web. 2, 86); auch 8 54 Hilf. 2 der Reichskonkursordn. und Art. 
108 und 151 der bayr. Subhaftationgordrnung. Siehe auch oben Art. 86 Anm. 4 
Abf. 2 und nachſtehende Anm. 7. 

*, Dieſes Verbot erftredt ſich auf alle Bürgermeifter und deren Stellvertreter, 
da biejen bie Ueberwachung und Kontrolle des gemeindlihen Kaflen- und Redh- 
nungsweſens zuitcht. 

—8 hiezu Min.-E. vom 7. Mai 1883 (Web. 16, 216f.) „Das gemeind⸗ 
liche Kaſſenweſen in den Landesteilen rechts des Rheins betreffend,” beionders 
auch über die Fälle, in welchen die Einhebung ber Umlagen nidyt unmittelbar 
Durch den Verwalter, fondern durch einen eigenen Bercipienten erfolgt. (Auch 
ſolchen alles haften die Verwalter in erfter linie.) 

Bergl. Hiezu auch bezüglich ber Erlafjung von Kafienvorfchriften Art. 107 
Abſ. III der Gem.-Orbn., ferner Min.-E. vom 12. Oktober 1869, erlaflen zu 
Art. 145 Abſ. VIII der Gem.Ordn., „bie formelle Behandlung des Kaſſenweſens 
in den Gemeinden mit Zanbgemeindeverfafjung betreffend.“ 

*) Nah Min.E. vom 7. Mai 1883 (Anm. 7) Ziff. 1 Abi. 3 a. E. barf 
den „bejonderen Berwaltern” diefe Kaution nicht erlaffen werden. Die Feſt⸗ 
jegung ber Kaution und deren Art und Höhe erfolgt von Fall zu Fall burch bie 
beiden ftädtifchen Kollegien. 

Bergl. nachſtehende Unm. 9. 

) Doch gilt auch bier bie Stellung einer Kaution als die Regel (vergl. 
auch Urt. 134 Abſ. IV der Gem. Ordn.). Eine Ausnahme hiervon muß von 
Ball zu Fall durch Beſchluß der beiden ftädtifchen Kollegien beftinmt werben, 
allerdings nach freier Würdigung ber einjchlägigen Verhältniffe und ganz nach 
freiem Ermeflen der genannten Kollegien. 

Auch bie Art ber Kautiondleiftung desgleichen die Höhe der Kaution ift 
ber gleichen Beichlußfaffung der beiden ftädtifchen Kollegien von Fall zu Fall 
unterworfen. 

Bergl. auch vorftehende Anm. 8. 

Zu Art. SS. 

) Die Gemeinden haben nach Art. 88 einjährige Etatsperioben. Die in 
bie Etat3 eingefepten bezw. mit Diefen genehmigten Säbe haben baher in der Regel 
nur Giltigfeit für ein Jahr, d. h. für dasjenige Werwaltungsjahr, fir welche die 
betreffende Etatspofition genehmigt if. Sind daher ſolche Poſitionen — fiehe 
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I. Im Monat Oktober hat der Magiftrat den Voranſchlag 1*) 
fämtlicher vorausfehbarer Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde 
für das nächſte Jahr aufzuftellen 2) 8) und denjelben nach vorgängiger 
Bekanntmachung vierzehn Tage lang öffentlich aufzulegen. 

II. Jedem Umlagenpflicätigen *) fteht frei, jeine Erinnerungen) 
fchriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu erklären. ®) 


Anm. 20 Hit. b. — nicht vollzogen worben, fo dürfen fie ohne. Genehmigung ber 
ſtäͤdtiſchen Kollegien, d. h. ohne neuerliche Einjegung in den betr. Etat, in einem 
anderen Jahre nicht zum Vollzug gelangen. Dieſer Grundſatz gilt jedoch nur für 
Etat3pofitionen im engeren Sinne, db. 3 für folche Bofitionen, zu welchen nur 
deshalb die Zuſtimmung des Gemeindekollegiums (in Städten) erforderlich ift, 
weil fie in den Etat eingejeht find, nicht aber für bie ein für alle Mal zu einem 
beftimmten Zweck, 3. B. einem Neubau, einer Ranalifierung ıc. genehmigten Mittel; 
der vorgenannte Sap findet Teine Anwendung —* derjenigen Angelegen⸗ 
eiten, bei welchen nach beſonderer Vorſchrift des Geſetzes, z. V. Art, 112 der 

em.Ordn., die Zuſtimmung des Gemeindekollegiums gefordert und bie fragliche 
Ausführung unter gleichzeitiger Genehmigung der Hiezu erforderlichen Mittel durch 
fpezielle Beichlüffe der beiden ſtädtiſchen Kollegien ein für alle Mal genehmigt 
worden ift. Bergl. Hiezu unten Anm. 20, auch Anm. 18. 

"a) lieber die Formulare zu den Voranſchlägen fiehe Art. 107 Ubi. IV 
bezw. Min.-E. vom 10. Oktober 1869 (Web. 8, 345 ff., ipeziell 346). 

) Es ift Pflicht der Wuffichtsbehörbe, nach Maßgabe des Urt. 157 ber 
Gem.-Drdn. darauf zu ſehen, daß wirklich ſämtliche voraußfehbaren 
Einnahmen und Ausgaben in ben Yahresetat aufgenommen werden. Insbeſondre 
or alle zum Etat bezw. zu den einzelnen Bojitionen des Etats gefaßten Be⸗ 
hlüffe der ftädtiichen Kollegien, welche meift ber [ormellen Aufftelung bed Etats 
vorausgehen und aus bem fich der letztere in Der Regel in feinen twichtigften 
Buntten aufammengufegen pflegt, genau zu berüdjichtigen 6 B. Beſchlüſſe über 
auszuführende Neubauten, Kanaliſierungen, Pflaſterungen, Weganlagen, Schuld⸗ 
aufnahmen ſowie Verzinſung und Tilgung der Schulden ꝛc.). 

Auch ein entſprechender Reſervefond für unvorhergeſehene Ausgaben iſt in den 
Etat einzuſetzen (ſiehe Anm. 17), desgleichen ſoll möglichſt ein ausreichender Kafja- 
beftand aus dem orjahre in das neue Etatsjahr herübergenommen werben, um 
die nötigen Betriebsmittel für die erfte Zeit des Jahres zu befiten, für welche 
die etatifierten Einnahmen (3. B. aus Gemeindeumlagen) noch nicht in hinreichen- 
dem Dtaße fließen. 

Siehe aud) Entich. des Berm.-Ger.-Hofes Bb. 14, 195: Die Gemeinden 
find berechtigt, für größere &emeindeanftalten einen Betriebsfond in den gemeind- 
lien Boranjchlag unter die vorausfehbaren Ausgaben einzuftellen. Darüber, in 
eher Fr dieſer Betrieböfond nötig ift, zu urteilen, fteht dem Verwaltungs⸗ 
richter nicht zu. 

Die Aufftellung des Etats unter Mitwirfung der GemeindebevollI- 
mäcdtigten bezw. mit deren Genehmigung muß auch dann erfolgen, wenn 
Gemeindeumlagen nicht erhoben werben. 

Bergl. hiezu v. Kahr ©. 786 Note 9. 

) Bezüglich des Etats ber Armenkaſſe, welcher nach Art. 34 Ubf. II 
und IV des Armengeiede? vom Urmenpflegichaftsrat zu entwerfen und feftzuftellen 
if, wird auf die Min.-E. vom 14. Mai 1870 (Web. 8, 533 ff.), das Etatd- und 
echnungsweſen ber Urmenpflegen betreffend vertiefen. 

*) Ohne NRüdficht darauf, ob er in ber Gemeinde wohnt ober nicht. 

As „umlagenpflichtig” erjcheint jeder, welcher nach Art. 43 der Gem.-Orbn. 
gut Entrihtung von Umlagen an ſich gejeglih verbunden ift, ohne NRädficht 
arauf, ob er im konkreten Falle Umlagen wirklich bezahlt oder nicht oder ob 
er mit folchen überhaupt angelegt ift. 
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"IV. Der Boranfchlag nebft den abgegebenen Erinnerungen ®*) wird 
den Gemeindebevollmächtigten mitgeteilt, ift von denjelben zu prüfen 
und noch vor Jahresſchluß feitzuftellen. 7) 

V. Gibt der Voranichlag zu Feiner Beanftandung ®) Anlaß, jo 
wird derjelbe fofort genehmigt. Findet eine Meinungsverschiedenheit 
Statt und tritt der Magiftrat nicht der Anficht der Gemeindebevoll: 
mächtigten bei, fo ift eine gemeinfchaftliche Situng beider Kollegien 
zu veranitalten, in welcher auf Grund gemeinfamer Beratung die 
Feſtſtellung des Voranſchlages durch Beichlußfaflung der Gemeinde: 
bevollmächtigten erfolgt.) 

VI. Bisher10) nicht beitandene Einnahmsquellen und bisher !9) 
nicht beftandene Ausgaben, fowie Erhöhungen der in Antrag!) ge- 


°», d. h. Beanftandungen der einzelnen Etatöpofitionen entweder in Bezug 
auf ihre Zweamaßigteit ober ihre geſetzliche Zuläſſigkeit. Siehe Anm. 6a, ferner 
vergl. Anm. 15. 

9) Werben dieſe Erinnerungen unberüdfichtigt gelafien, jo Tann das 
Aufſichtsrecht des Staates nach Art. 157 angerufen, eventuell je nad) dem 
gegebenen Falle Beichwerde nad) Art. 163 der Gem. Ordn. ober verwaltungsredht- 
fihe Klage erhoben werben (foferne es fih um perjönlidhe individuelle 
Nechte beftimmter Einzelner Handelt). Ueber die Zuftändigfeit einerjeits 
der Gtaatdauffichtäbehörben, andrerjeit3 des Verw⸗Ger.Hoſes in Fällen vorliegen- 
der Art fiehe die Entich. des Verw.-Ger.-Hofed in Bd. 123, 319 oben 8 111 ©. 
402 Anm. 16 lit. b und die ausführlichen, interefianten Entſcheidungsgründe zu 
derfelben, Speziell ebenda ©. 320 f.: Weder in dem Geſetze über den Ber- 
waltungsgerichtshof noch in einem jpäteren Spezialgejege ift eine Beftimmung ent- 
halten, aus welcher die Zuftändigkeit des Berm.-Ger.-Hofes abgeleitet werben könnte, 
endgiltig Über Differenzen zu enticheiden, die ſich zwiſchen einem Umlagenpflid. 
tigen einerjeit8 und der betreffenden @emeindebehörde andrerjeitd anläßlich Der 
Ausübung des gemeindepofitiichen Rechtes der Erinnerungen zu gemeinblichen 
Rechnungen und Voranſchlägen ergeben ꝛc. Berwaltungsrechtlih Tann der fgl. 
Berw.-Ger..Hof nicht darüber enticheiden, ob das Verfahren einer Gemeinde (bei 
der Etatsfeftſetzung) zu ändern ober ein Beſchluß berjelben aufzuheben fei o 
nicht, fondern nur Darüber, ob auf Grund jenes Verfahrens ober einer beftimmten 
Beſchlußfaſſung der Gemeinde die individuelle Berpflidhtung einer Berfon 
zu einer beftimmten Leiftung gegeben jei oder nicht ac. 

) Durch Nichtbeanftandung einer geſetzlich unzuläfligen Etatspoſition 
(vergl. Urt. 55 Abf. I) wird diefelbe nicht —2 Vergl. auch Anm. 5 u. 15. 

) Das Hauptgewicht bei der Etatdaufftellung liegt demnach, foweit es fidh 
um bie formelle Geite derfelben handelt, in den Händen des Gemeindekolle⸗ 
giums; während der Armenetat vom Urmenpflegichaftsrat ſowohl entworfen als 
definitiv feitgeftellt wirb (fiehe Anm. 8), iſt dagegen der Gemeindeetat vom 
Mogiftrate nur zu entwerfen, dagegen von ben Gemeindbebevollmädtig- 
ten feitzuftellen. 

Siehe jedoh Anm. 13, auch 14 bezüglid ber ſachlichen Geite dieſer 
Frage. Bergl. aud) v. Kahr ©. 784 ff. 

) Siehe Anm. 5 und 6, auch 6a. 

9 Siehe Anm. 7. 

120) d. h. bis zur Borlage bes Etats nicht beftauben, weil vom Magiſtrate 
in den Etat nit aufgenommen, d. h. alfo alle in den Etatdentwurf vom Ma- 
giftrat nicht eingejehte Einnahmsquellen bezw. Ausgaben. Siehe hierüber bie 
lihtvollen Ausführungen bei v. Kahr ©. 782 bis 789 (ſpeziell S. 784 Abſ. 1), 
denen vollftändig beizupflichten ift. 

) d. h. der vom Stadtmagiftrat in den Etatsentwurf eingefepten und da⸗ 
durch von ihm beantragten Einnahmen oder Ausgaben. 


$ 119. II. Wirkungskreis des Magiftrats. Art. 88. 479 


brachten Einnahmen oder Ausgaben können nur mit Zuftimmung des 
Magiftrat? 12) von den Gemeindebevollmäcdhtigten in den Voranſchlag 
eingeftellt werden. 18) 1%) 

VI. Der vorgejegten Verwaltungsbehörde ift fofort Abjchrift 
des feitgeftellten Voranichlages zu überfenden. Sieht fich Diefe Be- 
börde hiedurch zur Ausübung ihres Auffichtsrechtes nach Art. 157 15) 


) Kann aljo diefe Zuftimmung bes Magiftrates bezw. die Uebereinitim- 
mung beider Kollegien auch durch gemeinſchaftliche Sigung (fiehe Abſ. V bes 
Art. 88 und Art. 114) nicht erreicht werden, jo bleibt es foligen „alles bei den 
Anträgen bed Stadtmagiftrats. 

2 Das Gemeindelollegium kann alfo für ſich allein die vom Magiftrate 
beantragten Etatöpofitionen entweder nur annehmen bezw. verweigern ober Die- 
jeiben rebuzieren, nicht aber erweitern oder erhöhen. 

Durch Diele Beſtimmung wird das Gleichgewicht zwiſchen Dlagiftrat und 
Gemeindebevollmädtigten, welches ſich durch die — allerdingd nur formelle — 
Beſtimmung bes Abi. IV zu Gunften bes Gemeinbelollegiums jcheinbar verjchoben 
hat, wieber hergeftellt, jo daß fachlich (vergl. bezüglich, der formellen Geite 
oben Anm. 7) eben doch einerjeit3 die Gemeinbebevollmäcdhtigten vom Magiftrate 
nicht beantragte Einnahmen und Ausgaben nicht in den Etat einftellen oder 
ziffernmäßig erhöhen dürfen, wie andrerjeitd au vom Magiftrat eingefehte Etat3- 
pofitionen, die vom ®emeindelollegium nicht genehmigt find, boch nicht definitiv 
im Etat verbleiben können, ſchließlich alſo der Gemeindeetat Doch als das Produkt 
des gegenjeitigen Einverftändnijfes der beiden ftädtiichen Kollegien erjcheint und 
demgemäß das Prinzip der Gleichberechtigung zwijchen den beiden Kollegien zur 
Durchführung gebradht it. Siehe auch) Anm. 14. 

20) Vom Magiftrate überhaupt nicht beantragte Einnahmen oder Ausgaben 
können auch von den Gemeindebevollmächtigten überhaupt in den Etat nicht ein- 
geftellt werden. (Siehe vorftehende Anm. 13.) Die Gemeinbebevollmächtigten 
fönnen nur gemäß bes ihnen nach Urt. 115 zuftehenden Rechtes der Initiative 
in den ihrer Mitwirkung vorbehaltenen Angelegenheiten anregen, daß vom Ma- 
giftrate noch nachträglich eine bisher nicht eingeftellte Einnahme ober Ausgabe 
eingeftellt werde. 

Kommt ber Magiftrat diefer Anregung nicht nad, dann Tann gemeinjchaft- 
liche Sigung nach Art. 114 provoziert werden. Führt dieje zu keinem Reſultate, 
dann wirb die von Gemeindelollegium gemachte Anregung hinfällig. Eventuell 
fönnte übrigens auch durch Urt. 157 Abhilfe getroffen werden, joferne die Bor- 
ausjegungen besfelben gegeben find. 

Siehe Hiezu die Ausführungen bei v. Fahr ©. 782 ff. (Anm. 4 zu Art. 88). 
Bergl. aud) nachſtehende Anm. 15. 

8) Bei der Aufftelfung des Etats find alle gejeglichen Beitimmungen, be- 
fonders bie der Gem.-Ordn. (3. B. Urt. 31 Abſ. I, 39 Abſ. II, 55 Abſ. I, 95 
Abſ. I 2c.) zu beobachten, desgleichen allenfall3 vorher gejegmäßig gefaßte ge- 
meindliche Beſchluſſe, erlaffene Gemeinbeftatuten (3. V. über Einführung und Er- 
hebung von Bürgerredhts-, von Heimat-, von Gemeinderechtögebühren, Berbrauchd- 
fteuern, örtlichen Abgaben 2c.); auch müſſen Die F Erfüllung der geſetzlich den 
Gemeinden obliegenden oder in geſetzmäßiger Weiſe von ihnen übernommenen 
Verpflichtungen nötigen Ausgaben bewilligt bezw. in den Etat eingejegt werben. 
Siehe auch oben Anm. 2, ferner 5 und 6a. 

Ueberhaupt haben die Auffichtöbehörden die Etat3 nach allen in Urt. 157 
angedeuteten Richtungen zu prüfen, beſonders auch nad) der ©eite, daß in allen 
Fällen, in welchen bie Genehmigung nach Art. 159 zu erholen tft, diefelbe vorher 
erteilt wurde. 

Bergl. hiezu v. Kahr —— ſpeziell BI. für admin. Pr. Bd. 88, 262 ff.; 
39, 192 und 194 ff. beſonders S. 196. 
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veranlaßt, fo Hat fie binnen vier Wochen dem Magiftrate die geeignete 
Eröffnung zu machen. 

VID. Der Boranjchlag bildet die Grundlage des Gemeinde- 
haushaltes.1%) Unvermeidliche im Etat nicht vorgejehene Ausgaben 
erfordern die zuvor eingeholte Zuftimmung der Gemeindebevollmäch- 
tigten. 17) 18) 19) 20) 


6) Ind zwar ſowohl bezüglich der in benfelben aufgenommenen Einnahmen 
als bezüglich der durch ihn bewikigten Ausgaben. 

v. Kahr äußert ſich hierüber ©. 782 und 791 in trefiender Weife folgender- 
maßen : „Wie der Boranichlag in feinem äußeren Aufbau bie formale Unterlage 
Dr die Kaffaführung und die Nechnungsftellung bildet, jo ift er ſachlich Die 

ichtichnur für Die gemeindliche Verwaltung im Laufe des Jahres.“ „Der Bor- 
anfchlag bildet für den Magiſtrat die Vollmachtsurkunde, auf Grund deren er bie 
darin vorgefehenen Einnahmen und Ausgaben ohne weitere Einvernahme Der 
Gemeindebevollmädtigten vollziehen darf.“ 

29 Mit Rückſicht auf Diefe Beſtimmung ericheint die Einftellung eines 
entiprechenden Reſervefonds (fiehe oben Anm. 2) als geboten. Siehe das in ber 
Min.E. vom 10. Oktober 1869 — oben Anm. 2 — enthaltenen Etat3-Formular: 
Ausgaben, Tit. XII: Auf jonftige Ausgaben (Web. 8, 366). 

Dur diefe Einftellung eines Reiervelonda und bie dadurch bethätigte Be- 
willigung der betreffenden Mittel durch die Gemeindebevollmächtigten wird in ber 
Regel — d. 5. foferne nicht die Gemeindebevollmächtigten bei Bewilligung dieſes 
Reſervefonds einen beſonderen dbesbezüglichen Vorbehalt gemacht haben und joweit 
nicht nach fpeziell geſetzlicher Beſtimmung (3. B. Art. 113 Abſ. I) eine befondere 
Genehmigung des Gemeindelollegiums für den beireffenden Fall geforbert ift, — 
der Magiſtrat ermächtigt, ſolche unvorbergejehenen unvermeidlichen Ausgaben obne 
weitere Zuftimmung bed Gemeinbefollegiums bis zur Höhe bed genehmigten Re⸗ 
jervefonds aus den Mitteln des legteren zu beitreiten. 

Bom Gemeindelollegium aus bem Etat3entwurf geftrichene bezw. abge 
lehnte Ausgaben dürfen jedoch vom Magiftrate allein nicht aus dem Reſervefond 
genommen reip. beitritten werden. 

Siehe Weiteres über diefe Frage v. Kahr ©. 791 f. 

ei) Der im 2. Satze des Abſ. VIII aufgeftellten gejelichen Beſtimmung unter- 
fiegen alle einzelnen Etatspofitionen für ſich. Es ift daher in der Hegel nicht 
geftattet, Einjparungen bei der einen Bofition auf eine andere Etatspoſition zu 
übertragen und fie für den in diefer Iebteren angegebenen Zweck ohne vorherige 
Buftimmung bes Gemeinbelollegiumß zu verwenden: es müßte denn fein, daß fchon 
im voraus bei der Etatöfeftftellung eine oder mehrere Etat3pofitionen als gegen- 
feitig bertragbat von beiben jtäbtiichen Kollegien bezeichnet und in folder Art 
genehmigt find. Vergl. auch oben Anm. 1. 

19, Außer den im Etatsformulare ber Min.-E. vom 10. Öftober 1869 
(Web. S, 350 ff.) aufgeführten Titeln unb Kapiteln, welche eingehalten werden 
miüfjen, können von den ftäbtiichen Kollegien auch noch andere Kapitel zc. beige- 
fügt, alſo nody für weitere Zwecke Mittel gewährt werden. 

20) Bezüglich der Verpflichtung des WMagiftrates zum Vollzuge des Etat 
in allen feinen einzelnen Bofitionen ift folgendes zu bemerfen: 

a. Sinb Pofitionen in Frage, bei denen es ſich um Gegenflände ober 
Angelegenheiten Handelt, welche von ben Kollegien zur Ausführung 
bet onder3 beichloffen wurden und für welche, (wie 3. B. für die in 

Art. 112 genannten ober für die durch @emeinbeftatut befonbers feit- 
ufegenden), die Buftimmung bed Gemeinbelollegiums — abgejehen von 
en Etatsvorjchriften bes Art. 88 — an ſich und durch das Geſeß jpeziell 
gefordert ift (vergl. Anm. 1), dann muß der Magiftrat die besbezüglichen 
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IX. Die Verwalter dürfen ohne Schriftliche une made a 
des Magiſtrats bei Meidung eigener Haftung feine Zahlung machen. 21) 

X. Vorftehende Beftimmungen finden auch Anwendung auf den 
Stiftungshaushalt.2) Die Voranſchläge künnen jedoh für eine 
längere Beriode feitgeftellt werden, joferne Die vorgejegte VBerwaltungs- 
behörde nicht im einzelnen alle anders verfügt. 


Art. 89, 


. IL. Die Rechnungen!) über die Verwaltung de Gemeinde» und 
Stiftungsvermögen3?) im abgelaufenen Jahre müſſen in den einer 
Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten ſpäteſtens bis 
zum 1. Juli, in den übrigen Gemeinden ſpäteſtens bi® zum 1. Mai 
geſtellts) fein und nach vorgängiger Bekanntmachung vierzehn Tage 
lang öffentlich aufgelegt) werden. ®) 


Beichlüffe vollziehen und demgemäß den Bollzug des Etats in Bezug 
auf die betreffenden Poſitionen bethätigen. 
b. ganbeit e3 fi) Dagegen um Angelegenheiten, zu deren Beſorgung und 
urhführung ber Dlagiftrat für N allein zuftändig ift, fo hat der- 
jelbe in der Regel auch die Befugnis, nach Lage der Sade von ber 
Durchführung der betreffenden Angelegenheit, — obwohl bie Mittel 
hiezu im Etat vorgefehen und vom Gemeindelollegium genehmigt find 
— aud ohne die ulimmung be3 letzteren abzujehen. 
Sie auch oben Anm. 1, desgleihen Anm. 18. 
Serg v. Kahr ©. 793 f. (lit. c). 
2) Nähere beöbezügliche Uusführungsbeftimmungen find in Städten in bie 
nad) Art. 107 zu erlaffenden Raflavorichriften aufzunehmen; für Landgemeinden 
Dee Beltimmung in Ziff. 4 der Min.-E. vom 12. Oftober 1869 (Web. 


Die betreffende Anweiſung erfolgt burd ben Dagiftratsvorjtand. Derfelbe 
bat bezüglich der Ausgaben, welde nicht ziffermäßig im Etat gegeben find, bie 
Genehmigung zur Anweilung durch Magiftratöbeichluß zu erholen. 

29 Siehe hiezu Art. 66 Abſ. IV der Gem.-Orbn. 


Bu Art. 89. 


?) Ueber die Yormulare zu dieſen Rechnungen, besgleihen auch über bie 
allgemeinen Beftimmungen bezw. Gebrauchsanweiſungen bezüglich Diefer Formulare 
fiehe die unten in Anm. 14 genannte Din.-E. vom 10. Öftober 1869. 

) infl. der Rechnungen bes Armenfonds (nicht aber ber Armenkaſſe, über 
leßtere fiehe Art. 35 des Urmengefepes) fowie der Nechnungen aller von ber Ge- 
meinbdebehörde unmittelbar verwalteten WohltHätigkeitsanftalten bezw. der Wohl- 
thätigkeitsftiftungen; deögleichen auch des Schulfonds und der gemeindlichen Schul- 
kaſſen (Kaſſen der Volksſchule und ber fonftigen gemeindblichen oder von der Ge⸗ 
meinde ganz oder teilweite unterhaltenen Lehranftalten 3. B. Yortbildungsichule, 
Lateinſchule 2c.). 

) Die Stellung der Rechnung beforgt der betreffende Kaſſaverwalter 
nd Nach erfolgter Stellung werden die Rechnungen im Magiftrate abge- 

ört ird feine Beanſtandung erhoben, jo wird die betreffende Rechnung vom 

Magiftrate und zwar von fämtlichen bei der Abhör zugegenen Mitgliedern des⸗ 
felben unterzeichnet. Gibt es Beanftandungen und Lönnen bdiejelben nicht im Be⸗ 
nehmen mit dem Rechner behoben werben, jo werben diep Erinnerungen vor der 
Unterzeichnung beſonders in der Rechnung angeführt oder im Sitzungsprotokolle 
konſtatiert. Hierauf erfolgt 

*) die 14 tägige Auflegung der Rechnung. In der betreffenden Bekannt⸗ 

Pohl, Sanbbud. II. 31 
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Il. Jedem Umlagenpflichtigen jteht frei, binnen Diefer Friſt 
bei Vermeidung des Ausſchluſſes feine Erinnerungen fchriftlich einzu⸗ 
reichen oder zu Protofoll zu erflären.®) 


II. Sodann find die Rechnungen mit allen hiezu abgegebenen 
Erinnerungen?) den Gemeindebevollmäditigten zur Prüfungs) mit⸗ 
zuteilen. 


IV. Gibt die vorgenommene Prüfung zu feiner Beanftandung 
Anlaß, jo wird von den Gemeindebevollmädtigten fofort die Geneh- 
migung ausgeſprochen. 


V. Gibt die Prüfung zu Erinnerungen Anlaß, fo find dieſe 
dem Rechner?) zur Beantwortung mitzuteilen. Werden durch dieſe 
Beantwortung die Erinnerungen gehoben, jo jprechen Die Gemeinde- 
bevollmächtigten die Genehmigung der Rechnung aus; im entgegen= 
geſetzten Falle erfolgt die Enticheidung in gemeinfchaftlicher Sigung 


machung ift auch der Ort (Rathaus, Gemeindehaus 2c. Zimmer Nr... .. ) der 
Aufleaung und bie Zeit, zu mweldyer Einfiht genommen werden kann, anzugeben. 

* Die öffentliche Auflegung 2c. erjtredt ſich ſowohl auf bie Rechnun 
jelbft al3 auf die Belege, zu welch’ letzteren auch die betreffenden gemeindli 
Beſchlüſſe oder ftaatsauffichtlichen Genehmigungsverfügungen, auf welche fich die 
einichlägigen Einnahmen- oder Wusgabepoften gründen, gehören. Die jonftigen 
Berhandlungen brauchen nicht mit aufgelegt zu werben. 

* Durch diefe Befugnis der Umlagenpflichtigen fol nur die Möglichteit 
gegeben werben, einerjeit3 die Gemeindebevollmächtigten, andrerfeit3 die Staat“ 
auffichtsbehörde auf Die beanftandeten Poften hinzuweiſen. In der Wbgabe einer 
ſolchen Erinnerung liegt nicht die Erhebung eines verwaltungsrecdhtlichen A⸗— 
fpruches bezw. bie Geltendmachung eines beftimmten individuellen Rechtes bes 
Einipruchserhebenden ; andrerjeitd wird aber hiedurch die Befugnis zur Erhebung 
eines folden Anfprucyes nicht berührt bezw. nicht ausgefchloffen. 

In gleicher Weiſe ijt auch die Staatsauffichtöbehdrde bezüglich der @eltenb- 
machung ihrer Auflicht3befugniffe (ebenjo wie das Gemeindelollegium bezüglidy ber 
Ausübung feines Prüfungs- oder Genchmigungsredhtes) auf diefe Einjprüche wicht 
beichräntt oder andrerjeit3 in der Ausübung der Staatsaufficht nicht behindert. 

) Siehe hiezu oben ©. 478 und 479 Unm. 5, 6a und 15 zu Art. 88. 

°*, Diefe Prüfung jeitensd ber Gemeindebevollmächtigten hat fi) auf bie 
rechneriiche Revifion der einzelnen Rechnungspoſten bezüglich ihrer formellen und 
materiellen Richtigkeit, befonders aber audy auf die Einhaltung des Etats, auf die 
Erinnerungen der Umlagenpflitigen, auf die Beobadhtung der zum Etat gefaßten 
Beichlüffe der beiden ftäbtiichen Kollegien , ſpeziell auch darauf zu erftreden, daß 
nicht die Kompetenz des @emeinbefollegiumsd bei der Führung des Gemeinde- 
kenn verlegt bezw. Uusgaben vom Magiftrate gemacht wurden, welche ohne 

uftimmung des Gemeindelollegiumd entweder gar nicht oder nicht in ber ge- 
ſchehenen Weiſe oder Höhe gemacht werden durften. Siehe auh Anm. 10a. 

Siehe hiezu auch die Beltimmung des Art. 116 Abf. VI der Bem.-Orbn,, 
nad; welcher die Gemeinbebevollmächtigten fich zu biefer Prüfung eines Sach— 
verftändigen bedienen Dürfen. 

Vergl. hiezu die Ausführungen bei v. Kahr ©. 798 in Unm. 4; ferner 
meine Abhandlung über den Wirkungskreis der gemeindlichen Organe, Bayer. 
Gem.-Beitg. Jahrg. 1896 Nr. 6 ©. 109 ff. 

) und zwar durch Vermittlung bed Magiftrates. 





8 119. II. Wirfungsfreis des Magiftratd. Art, 89. 483 


auf Grund gemeinfamer Beratung durch Beichluß der Gemeinde- 
bevoltmächtigten. 10) 108) 

VI. Glaubt ſich der Rechner bei einem die Feſtſtellung feiner 
Berpflichtungen betreffenden Beſchluſſe 1%) nicht beruhigen zu können, 
—— hierüber die zuſtändige Verwaltungsbehörde gemäß 


VI. Die geprüften Rechnungen!?) nebſt Belegen werden mit 
den eingefommenen Erinnerungen und den Beichlüffen der Gemeinde- 
bevollmächtigten binnen zwei Monaten nach den in Wbf. I bezeichneten 
Terminen 18) an die vorgejeßte Verwaltungsbehörde eingefendet. In 
den einer Kreißregierung unmittelbar untergeordneten Städten hat die 
Prüfung der Auffichtsbehörde nah Maßgabe des Art. 157 zu ges 
Ichehen 14), in den übrigen Gemeinden mit ftädtiicher Verfaffung hat 


2°, Eine allenfall3 vom Gemeindekollegium beliebte Haftbarmadhung bes 
Rechners oder einzelner ober aller Dtagiftratömitglicher ift durch förmlichen Be- 
ſchluß (vergl. nädjitfolgenden Abſ. VI) auszufprechen, weicher den Beteiligten 
durch Vermittlung de Magiftrated gegen Nachweis zuzuftellen ift. 

Anſ Fr beihlugmäßige Erflärung bat den Charakter ber Erhebung eines 
nipruch3. 

“=a) Mit der unbebingten Genehmigung ber Rechnung, find auch bie ber- 
felben zu runde liegenden magiftratichen Beichlüffe oder jonftigen Rechtshand⸗ 
lungen mitgenehmigt, fomweit bied nicht fchon vorher geſchehen iſt. Es fann 
daher unter Umitänden die Genehmigung ber Rechnung oder einzelner Pofitionen 
Derjelben, welche ihre Wirkung zunädit auf den Rechner und ben Dagiftrat 
erftredt, doc auch nach außen wirkſam werden, infoferne al3 durch dieſelbe eine 
Bofition, zu welcher die Genehmigung der Gemeindebevollmächtigten nötig, aber 
bisher noch nicht erteilt war, nunmehr nachträgli als von den legteren mit- 
genehmigt erjcheint. 

In unmittelbaren Städten findet wie die Verbeicheidung ber gemeindlichen 
Rechnungen jo auch die kalkulatoriſche Prüfung oder bie fogenannte Kalkulrevifion 
durch die Gemeindebevollmädtigten ftatt (fiehe hiezu oben Anm. 8 und unten 
Anm. 14, auch 14 a) und ericheinen demgemäß dieſe auch für die entiprechende 
Sorgfalt bei diefer Prüfung verantwortlih. Allenfalls hiebei unentdedt gebliebene 
Kaffendefekte, durch welche die Gemeinde gejchädigt wird, find daher in der Regel 
nur von den Gemeindebevollmädhtigten zu vertreten, nicht vom Magiftrate, es 
müßte denn der letztere bezw. einzelne Mitglieder besjelben im fpeziellen Falle 
aus beionderen Umftänben gleichfalls haftbar erfcheinen. 

1) Vergl. hiezu auch Art. 160 der Gem.Ordn. 

7 Dieſe Rechnungen find Urkunden im Sinne des Reichs⸗Str.Geſ.⸗B. 

i9 d. h. 2 Monate nad) Ablauf der 14tägigen Reklamationsfriſt. 

20, Die kgl. Regierung ift vermöge ihres ufichtörechtea (Art. 157 Abſ. II) 
auch bei unmittelbaren Städten zur jogenannten Kalkulreviſion oder rechnerifchen 
Brüfung diefer Rechnungen wohl berechtigt, nicht aber hiezu verpflichtet; Dagegen 
Hat die Auffichtsbehörde bezüglich aller Rechnungen von fämtlichen mittelbaren 
Gemeinden auch bie Pflicht zur tatkulatorifen oder rechneriichen Prüfung der 
einzelnen Ziffern, forwie demgemäß auch zur Verbeicheidung der Nechnungen. Siebe 
hiezu Anm. 10a und 14a, aud Anm. 8. 

Veber bie Rechnungsprüfungen fiehe befonders folgende Vorſchriften: 

a. Min.-E. vom 10. Oktober 1869 (Web. 8, 845 fi): Das Etatd- und 
Rechnungsweſen der Gemeinden und drtlidhen Gtiftungen in den Ge⸗ 
meinden ber Landesteife diesſeits des Rheins betreffend, befonders Ziff. 
1—7, 12—19 und die ebenba auf ©. 350 ff. abgedrudten Sormulare über 


31* 
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auch die rechnerische Prüfung und Verbefcheidung zu erfolgen. Iſt 
die Auflichtöbehörde durch die vorgelegte Rechnung zur Ausübung 
ihres Auffichtsrechteg 14°) veranlaßt, jo hat fie binnen drei Monaten 1°) 
dem Magijtrate die geeignete Eröffnung zu machen. 10) 16%) 


Art. 90. 


In den einer Kreigregierung unmittelbar untergeordneten Städten ?) 
bat der Magijtrat jährlih nach beendigter Prüfung und Beſcheidung 
der Rechnungen einen Bericht über die Ergebnifle der gelamten VBer- 
waltung des verfloffenen Rechnungsjahres und über den Stand der 


Toranfehläge und zwar Form. IA für Städte, IB für Landgemeinden, 
II A für Stiftungen in Städten, II B für Stiftungen in Landgemein- 
den und Form. III: für Rehnungen in Stadt: und in Land» 
gemeinden, Form. IV für Rechnungen für Stiftungen; Form. V 
und VI: Summarijche Ueberfihten über bie weſentlichen Ergebniffe der 
Gemeinde- und bezw. Stiftungsrechnungen. 
b. Min.E. vom 7. Auguft 1881 (Web. 15, 387) betreffend die wirtichaft- 
lichen Berhältniffe ber Gemeinden und Diftrikte betr. (Min.-Bl. 288), 
beſonders Biff. 6 derjelben. 
c. Min.-Entih. vom 19. Juli 1892 (Web. 31, 679) betreffend bie wirt- 
ſchaftlichen Berhältniffe der Gemeinden und Diftrikte, bejonders Ziff. 5. 

Ferner vergl. BI. für admin. Pr. Bd. 32, 166 ff.; 31, 81 ff. und 108 ff.; 
33, 13; 86, 17 * 88, 252; 39, 115, 198, 253; 40, 413. 

148) Die Staatsauffihtsbehörbe Hat bie Nechnungen, wenn aud bie for- 
melle Seite nicht außer Betracht gelafjen werben ſoll, doch beſonders in materieller 
Beziehung und zwar dahin zu prüfen, ob bie Beſtimmungen und bezw. Beſchluße 
über geordnete Führung des Gemeindehnushaltes, insbejondere Sparſamkeit im 
Gemeindehaushalte, Erhaltung bes Grundſtockvermögens, planmäßige Schulber 
Kilgung, vorfchriftsmäßige Anlage ber Altivfapitalien, Bereinigung des Rüditanbe- 
und Vorſchußweſens genau beachtet worden find. Ferner foll fich diefe Prüfung 
auch darauf erftreden, ob nicht ungejeglihe Einnahmen oder Ausgaben ftatt- 
gefunden haben, oder ob etwa der Gemeinde obliegende gejegliche Pflichten um- 
erfüllt blieben, desgleichen auch auf die Erinnerungen der Umlagenpflichtigen ſowie 
endlih darauf, daß die Beitimmungen über das Gebührenweien richtig vollzogen 
wurden. (Bergl. Ziff. 6 der Min.-E. vom 7. Yuguft 1881 und Biff. 5 der Min⸗ 
E. vom 19, Juli 1892 fiebe borftehende Anm. 14. 

29 Durh Ablauf dieſer Frift, nach weldyer allerdings das NRedynungs- 
verfahren abgeſchloſſen ift, wird ſelbſtverſtändlich eine allenfalls unterlaufene 
Geſetzwidrigkeit nicht geheilt; wegen einer folden fann vielmehr jederzeit das Auf⸗ 
fihtörecht des Staates angerufen bezw. von der Staatsbehörbe ex oflicio ausgeübt, 
auch ſeitens der Beteiligten eventuell verwaltungsrechtlicher Anſpruch erhoben werben. 

’ 16, Soll ein Beamter haftbar gemacht werden, fo ift beſonderes Verfahren 
einzuleiten. 

" 108) Bezüglich der Beichwerbeerhebung gegen die Beſchlüſſe der Staats- 
auffichtsbehörben fiehe Art. 161 und 163 der Gem.Ordn.; et 17 ber Rin-€ 
Pr u Dftober 1869 (oben Anm. 14); ferner Urt. 10 Bi . 2 des Berw.-@er.- 

ofs⸗Geſetzes. 

erechtigt zur Beſchwerdeerhebung iſt in Städten der Magiſtrat, nicht das 
Gemeindekollegium. Vergl. auch unten Art. 130 Anm. 3 (die Entſch. des Verw. 


Ger.-Hofes). Yu Art. 90 


s 086} Die unmittelbaren Städte in Bayern fiehe oben Bd. I 8 56 Anm. 17 
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Gemeindeangelegenheiten durh den Drud zu veröffentlichen.) In 
den übrigen Gemeinden mit ftäbtifcher Berfaffung find die mefentfichen 
Ergebnifje der Gemeinde: und Stiftungs-Rechnungen jährlich nad) 
beendigter NRechnungsrevifion in ortsüblicher Weile zur öffentlichen 
Kunde zu bringen. ®) 


Art. 91, 


Der Magiftrat nimmt Anteil an der Armenpflege!), jowie an 
dem Kirchen=2) und Schulmwejen ®) nach den hierüber bejtehenden Ge- 
jegen und Verordnungen. *) 


5 120. B. Polizei: und Diftriftövermwaltung.*) 
Art. 92. 
I. Der Magiftrat als Urtspolizeibehördet) erläßt Die orts⸗ 


*) Siehe hiezu Min.-E. vom 10. Oktober 1869 (oben Anm. 14) Ziff. 19. 

°) Siehe die in Anm. 2 genannte Ziff. 19 der Min.E. vom 10. Oftober 
1869 (Art. 107 Abſ. IV ber Gem.-Drbn.). 

Endlich fiehe noch Min.-E. vom 5. Oltober 1889, ben Vermögens⸗ und 
Schyuldenftand der Gemeinden betreffend, abgedrudt oben 8 96a S. 208 ff., be- 
üglich ber von allen Gemeinden alljährlich herzuftellenden Weberfichten über den 

dgend- und Schuldenftand, ferner biezu die Min.-Bel. vom 2. Juni 1890 
gleichen Betreffs (Web. 19, 728 Note 1). 


Zu Art. 91. 


2) Siehe yemenneieg dom 29. April 1869 beſonders Art. 22. 

?, Siehe Art. f. II Biff. 3 der Gem.-Orbn. und 8 59 Abſ. 3 und 
4, au 8 94 Ab. 5 und 6 des revidierten Gem.-Eb. 

°) Siehe Schuldotationsgefeg vom 10. November 1861, mit den Nerorb- 
nungen und Entichließungen über die Lokalſchulinſpektionen und Lokalſchulkom⸗ 
miflionen. (Siehe Bd. III bei Volksſchulweſen.) 

*) Beſonders wird Hier noch betont, daß dieje Anteilnahme des Magiftrates 
an der Urmenpflege, am Kirchen- und Schulwejen zu den eigentlihen Ge— 
meindeangelegenheiten — nit zur Diſtriktsverwaltung (Urt. 92 ff.) — 
gehört. Siehe auch Art. 137 der Gem.Ordn. 


Zu 8 120. 


*) Polizei⸗ und Diftriktsperwaltung gehören zu ben übertragenen Ge 
meinbdeangelegenheiten. (Vergl. oben 8 119 &. 471 Unm. 2 zu Urt. 84 und bor- 
ftebende Anm. 4 zu Urt. 91 über bie eig entlichen Gemeinbeangelegenheiten‘; ferner 
bezuglic der Landgemeinden Art. 138 — Polizei. 
ei Beſorgung dieſes übertragenen Wirkungskreiſes handeln die Gemeinden 
als Organe des Staates und find daher den Dienftbefehlen der vorgejehten Ver⸗ 
waltungs- und Polizeibehörden bezw. „Stellen unterworfen (vergl. unten Urt. 92 
Anm. ); auch ift die ftaatliche Aufficht anders geregelt als bei den eigentlichen 
Gemeindeangelegenheiten (fiehe Art. 156 gegenüber Art. 157), wenn dieſelbe auch 
den nämlichen Staatöbehbrden übertragen ie 
Bezüglich der Erlaffung ort3- und diſtriktspolizeilicher VBorfchriften find Die 
einschlägigen Beſtimmungen durch Art. 92 Abſ. I und bejonders durch Art. 1—15 
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Be en Vorſchriften nah Maßgabe der gejeblichen Beitimm- 
ungen. 

i II. Demfelben®) fteht die Handhabung und der Vollzug Der 
die Polizeiverwaltung betreffenden Geſetze, gejeglich erlafienen Ber: 
orönungen, polizeilichen Vorjchriften und fompetenzmäßigen Unord- 
nungen der vorgejegten Behörden‘) innerhalb des Gemeindebezirtes 
zu, joweit biefür nicht Durch Gefeh oder gefebmäßige Verordnung Die 
Buftändigfeit einer höheren Behörde begründet ift. 


ſpeziell Art. 2 bis 6, 10, 11 des Bolizei-Str.-Gef.-B. getroffen und haben bie 
Gemeindebehörben bei Erlafjung dieſer Borjchriften innerhalb der vom Gelege 
(vergl. Art. 2, 3, 6, 10 und 11 des Polizei-Str.-Gef.-B.) gezogenen ®renzen ihre 
volle Selbftändigfeit. — 

Ueber bie vielfach ſehr praftiiche Frage, was unter „Polizei“ und „Bolizei- 
verwaltung“ bezw. „Diſtriktsverwaltung“ — im Gegenjag zur Verwaltung ober 
et be eigentlichen @emeindeangelegenheiten — zu verftehen ſei ſiehe 
v. fahr ©. . 

Die Poligeiberwaltung im Sinne der ®em.-Orbn. definiert v. Fahr 
©. 815) als „diejenige ftaatliche bezw. ber Gemeindebehörbe übertragene Thätig- 
eit, wodurd der Staat ſich felbft, ſeine Einrichtungen und feine Angehörigen, 
injoweit fich bieje nicht ſelbſt zu ſchützen vermögen, gegen Gefährdungen durch 
Menſchen wie gegen natürliche Gefahren, nötigenfalls unter Anwendung ber ihm 
zu Gebote ftehenden Zwangsgewalt, ſchützt“. 

Ueber die Grenzausſcheidung zwiſchen Diſtriktspolizei und Orts— 
polizei ſiehe ebenda ©. 815 f. 


Bu Art. 92. 

) Ortspolizei. Nach einer unmiderjprochen gebliebenen Weußerung bei 
jeinerzeitigen Meferenten der Abgeorbnetentammer beruht die Feſtſetzung bed Be— 
riffes der Ortspolizei auf dem Brundfage, „Daß innerhalb des Gemeinde: 

ezirkes“ alle Vorkommniſſe, bei weldhen es fih um den Sollzug (d. 5. den 
örtlihen Vollzug) der Polizeigefege und Verordnungen und der geſetzmäßig 
erlafjenen (polizeilichen) Borfchriften handelt, injolange als zur Ortspolizei gehörig 
erachtet werden müſſen, als nicht ausdrücklich durch Gefeg oder Verordnung die 
Buftändigleit einer DiftriktSpoligeibehörde oder einer Höheren Boligeibehörde für 
den betreffenden Fall vorbehalten iſt.“ Giehe dv. Kahr ©. 816. 

Vo es fih alfo um den ouiligen Bollzug Handelt, ift die Zuftändigfeit 
der Orts polizei gegeben. Da biefe Kompetenz aber in ber Megel feine aus- 
ſchließliche ift, 5 ift wohl in den meiften Yällen neben der ortöpolizeilidhen zu⸗ 
gleich auch die diſtriktspolizeiliche Yuftändigleit gegeben, foferne nidyt die orts- 
polizeiliche ausfchließlich ftatuiert oder ein beſonderer Inſtanzenzug angeordnet 
iſt. Vergl. v. Kahr ©. 817. 

Die Falle, in welchen ortspolizeiliche Vorſchriften zuläffig find, müflen 
in den betreffenden Geſetzen (beſonders Polizei-Str.-Gej.-B.) ausdrücklich be- 
nannt fein. 

) Das Magiftratsfollegium ift daher in Städten an fih zur Hand⸗ 
habung ber Bolizeiverwaltung berufen, foweit ſich Die betreffenden Gegenjtänbe zur 
totlegialen Veratung eignen. Siehe dagegen die Befugniffe bed Bürgermeifters in 

tt. 


*) Bergl. Hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 16, 301: Die Urt 
polizeibehörden find verpflichtet, die an fie von der zuftändigen Diſtrikts 
verwaltungsbehörde als Staatsaufficht3behdrde in Angelegenheiten ber Bolizei- 
verwaltung in entſprechender gorm een Hufträge zu vollziehen; für 
die fachliche Berechtigung ber letzteren find fie nicht verantwortlich. 
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II. Derjelbe hat ferner dafür Sorge zu tragen, dab alljährlic) 
mindeftens einmal die Flur: und Markungsgrenzen von den Feld: 
geichworenen nach Maßgabe des Art. 21 des Vermarkungsgeſetzes vom 
16. Mai 1868 umgangen und die zur Anzeige gebrachten Mängel 
abgeftellt werden. 5) 


Art. 93. 


In den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten 
jteht vorbehaltlich der Veitimmungen der Art. 97 und 98 dem Ma— 
giftrat die Bolizeiverwaltung mit Einfchluß der den unmittelbaren 
Diltriftspolizeibehörden 1) vorbehaltenen Befugniffe zu. 2)®) 


Art. 94. 


Die dem Magijtrate obliegende Bolizeiverwaltung fteht unter 
Leitung des Bürgermeiſters, wo deren mehrere vorhanden find, des 
eriten. Derjelbe erledigt Gejchäfte, welche fich zur follegialen Be- 
Handlung!) nicht eignen, perfönlich oder läßt fie unter feiner tung) 
Durch andere Magiftratsmitglieder?2) oder durch höhere Gemeinde- 
bedienftete beforgen. ®) 


Art. 95. 
I. Die Gemeinden find verpflichtet, foweit ihnen die Polizei- 


* Die Bewerfitelligung und Leitung dieſes alljährliden Grenzumganges 
it Ortspolizeifache;, auch find die Feldgeſchworenen (ſiehe Vermarkungsgeſetz in 
Bd. III) ort3polizeiliche Hilfdorgane des Magiſtrats bezw. des Bürgermeiſters. 

Dagegen die Ve aa der Grenzmarkung beziw. deren Her⸗ 
ftellung feine Polizeifache; es find baher auch die Koften der Bermarfung von 
den Beteiligten, aljo auch von einer etwa beteiligten Gemeinde oder Ortichaft mit 
zu fragen (Urt. 4 des Vermarkungs⸗Geſ., Art. 38 und 153 der Gem.-DOrbn.). 


Bu Art. 98. 


1) d. h. alfo den kgl. Bezirfsämtern (kgl. Lokalbaukommiſſion in München). 

*) Bergl. au Urt. 4 Abf. II des Polizei-Str.-Gef.-B.; ferner bezüglich 
ber nichtpoligeitichen alfo der Diſtriktsverwaltungs⸗Geſchäfte fiehe Urt. 96 ber 

em.-Orbn. 

2) Vergl. hieher die Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 1, 211: Beichlüffe 
der den Kreiöregierungen, Kammern des Innern, unmittelbar untergeotdneten 
Magiftrate über Anſprüche auf Werleihung bed Heimatrechtes find nicht als in- 
RRanzielle Befcheibe, fondern als Gemeindeverwaltungsbeichlüffe und die auf Be- 
ſchwerden gegen ſolche Beſchlüſſe efgangenen Entidyeidungen ber vorgefeßten Kreis⸗ 
regierungen, Kammern bed Innern, als in erfter Inſtanz erlaffen zu erachten. 


Zu Urt. 94. 
*) Siehe hiezu die Bemerkungen bei Art. 101 und 102 ber Gem.⸗Ordn. 
Hieraus ergibt ſich auch die Verpflichtung der Magiſtratsmitglieder 
(bezw. der höheren Gemeindebedienſteten), Die ihnen vom Bürgermeiſter über- 
tragenen Geſchaͤfte zu beforgen und den hierauf bezüglichen Anordnungen (Leitung) 
des Bürgermeiſters bezw. feines Stellvertreter Folge zu leiften. Siehe auch 
Art. 101 über die Geichäftsverteilung. 
”, Bergl. auch Urt. 95 Anm. 2. 
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verwaltung zujteht!), die damit verbundenen Obliegenheiten zu er- 
füllen!) und die hiefür erwachjenden Koften?) zu beitreiten.2) 

ID. Zur SBeitreitung des Aufwandes für ana Der 
Diitriftöpolizei wird nach) Maßgabe des jeweiligen Finanzgeſetzes ein 
Beitrag aus Staatsmitteln geleiftet. 


Art. 96. 


I. Die nichtpolizeilichen!) Gefchäfte der Diftrittsverwaltungs- 
behörden?!) werden in den einer Kreigregierung unmittelbar unter- 
geordneten Städten gleichfalls von dem Magiſtrate bejorgt.2)8) 


Zu Urt. 96. 


i) Alſo in unmittelbaren Städten ſowohl bie Obliegenheiten bezw. bie 
Koften der Ort3- als ber Diftrikt 3 polizei. 

Vergl. auch Art. 142 der Gem.-Drbn. 

2) Hieraus ergibt fi) auch die Verpflichtung für die Gemeinden, jene An- 
ftalten und Einrichtungen zu treffen, weldhe „zur guten Ausübung der 
Polizei“ erforderlich find. Bergl. v. Kahr ©. 823. 

Daraus erwachſen bejonders für größere &emeinden reip. unmittelbare 
Städte bedeutende Verpflichtungen, deren Erfüllung ſich in einer gut verwalteten 
Stadt eben nicht leicht abweifen läßt. 

Solide „Anftalten und Einrichtungen“ find demnady aber auch vorwiegenb 
polizeilihe und iſt deren SHerftellung, intichtung Erhaltung und Verwaltung 
intl. Aufftelung des nötigen Perſonales (jo d . eines ftädtifchen Freibades) 
nicht ſowohl eine Beſorgung einer eigentlichen Semeinbeangelegenheit, als vielmehr 
ein Alt der „guten Ausübung“ ober Durchführung einer polizeilihen (3. 8. 
Ianitätapotigeitihen, ober einer biftrilt3vermaltlicden Thätigfeit, auf welche gege⸗ 
benen Falles die Beſtimmungen in rt. 92 ff. der Gem. Ordn. (entweder aus 
fchließlich oder wenigſtens mit bezw. zum Teil) anwendbar erfcheinen. 


Zu Art. 96. 


') Und zwar alle nichtpolizeilichen &eichäfte biefer Behörden, gleichviel 
ob reine Berwaltungs- oder ob Verwaltungsrechtsſachen, fieye v. Kahr S. 826; 
vergl. dagegen Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 435. 

Siehe auh Anm. 2 zu Art. 9. 


*) Und zwar au dann, wenn bie Gemeinde Bartei if, — foferne nicht 
etwa in bejonderen Geſetzen etwas anderes beftimmt ift (z. B. Art. 50 des Gejepes 
über Ablöfung des Weiderechtes vom 28. Mai 1852, Web. 4, 465). KVergl. 
Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 3, 667 in nachftehender Anm. 8. 

2) Bergl. hiezu Entſch. bes Berm.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 1, 211 oben bei Art. 93 Anm. 3. 

b. Bd. 2, 667: Die Zuſtändigkeit eines der Kreisregierung unmittelbar 

untergeordneten Stadtmagijtrats zur erftinitanziellen Entſcheidung einer 
Ireifigen Verwaltungsſache, ſowie befien diſtriltspolizeiliche Zuftändigfeit 
wird durch den Umſtand, daß die betreffende Stadtgemeinde als Partei 

beteiligt ift, nicht ausgeſchloſſen. Vergl. hiezu vorjtehende Anm. 2. 

. Bd. A, 429: fiehe oben 8 96a ©. 308 Anm. 156 I lit, £. 

d. 8b. 5, 113: Zur erftinftangiellen verwaltungsredhtlidhen Beicheibung 
von Gtreitigfeiten über bie Kiftungsmäßige Berwendung von Stiftung. 
renten find regelmäßig bie Diftriftöverwaltungsbehörden, johin in den 
einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Gemeinden die Stadt- 
magiftrate, nicht die vorgefepte Kreisregierung zuftändig. 
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I. Die Beitimmungen des Art. 94 finden auch auf dieſe Ge- 
ſchäfte Anwendung. *) 


Art. 97. 


In Bezug auf die Haupt: und Reſidenzſtadt München findet 
die Ausſcheidung der AZuftändigfeiten der Polizeidirektion, de Ma- 
giſtrats und der Kotalbaufommiftion nach Einvernahme des Magiftrats 
durch Verordnung!) ftatt, welche binnen drei Jahren revidiert und 
dem Landtage zur gefeßlichen Feſtſtellung vorgelegt werden foll. 


Art. 98. 


I. Der Staatöregierung bleibt vorbehalten, auch in den übrigen 
einer Kreigregierung unmittelbar untergeordneten Städten die Aus— 
übung der den DiftriftSpolizeibehörden vorbehaltenen Befugnifje in 
Bezug auf Fremdenpolizei, Preſſe, Vereinsweien und Verſammlungs⸗ 
recht, ferner die Handhabung der Sicherheitspolizgei zum Schube des 
Staates und der beitehenden Staatseinrichtungen, fowie zur Aufredht- 
haltung der öffentlichen Ruhe auf Koften des Staates zu übernehmen 
und biefür eigene Beamte mit dem erforderlichen Hilfsperfonal auf- 
zustellen. 1) 

IL. Wenn die öffentliche Ruhe bedroht oder geftört ijt, hat der 
Magijtrat zu deren Erhaltung oder Wiederherftellung mitzumirken. 


8 121. C. Bwangsbefugnijle. 
Art. 99. 


I. Der Magijtrat ift berechtigt, Verfügungen, welche er in feiner 
BZuftändigfeit als Gemeindeverwaltung oder Polizeibehörde zum Vollzuge 


*) Vergl. hiezu die Anm. zu Art. 94, aud zu Urt. 95. 


Zu Art. 9. 

) Es iſt dies die Berorbn. vom 2. Dftober 1869, die Ausſcheidung ber 
uftändigfeiten der Polizeidirektion, ded Magiftrat3 und der Lokalbaukommiſſion 
ünchen bezüglich der olig i- und Diftriftsverwaltung betreffend (Web. 8, 386 ff.), 

welche gegenwärtig noch gilt. 


Bu Urt. 98. 
q Die fogenannten Stabtlommifjäre bezw. Stadtlommiljariate. 
iefe Stadtlommiffariate find dur die Min.-VBel. vom 29. Juni 1869 

(Web. 8, 216) und vom 5. November 1872 (Web. 9, 562) aufgehoben; ferner 
fiehe Min.-E. vom 11. Wuguft 1873 (Web. 8, 216); bezüglich der Stadt Fürth 
fiehe Min.-Bel. vom 20. April 1881 (Web. 15, 62); über München den vor- 
ſtehenden Art. 97. in 

Betalih der Snftallation der Pfarrer vergl. noch die Min.-E. vom 28. 
Auguft 1869 (Web. 8, 276 und Note ** bajelbft), den Vollzug der Urt. 98 und 
98 der Gem.⸗Ordn. bezüglich der Diftriktöpolizei in den einer Kreisregierung un⸗ 
mittelbar untergeordneten Städten betreffend. 
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von Geſetzen und giltigen Verordnungen, deren Uebertretung nicht 
mit Strafe bedroht ift, an beitimmte Berjonen erlaflen und diefen 
eröffnet hat, Durch gejeßliche Zmangsmittel unter Anwendung Der 
Art. 21 und 22 des Polizeiftrafgefehbuches vom 26. Dezember 18711) 2) 
zur Ausführung zu bringen. 

| UI. Gleiche Befugnis hat der Bürgermeifter in Bezug auf jene 
Verfügungen, welche er innerhalb feiner Zuftändigfeit allein erläßt.2) ®) 


8 122. D. Bermittlungsamt.!) 
Art. 100. 


I. Die Ausübung des Vermittlungsamtes bei Rechtsſtreitigkeiten 
unter Gemeindeeinwohnern2) fteht dem Bürgermeifter zu.8)4) Derjelbe 


Zu Urt. 99. 

I Diele Faſſung erhielt Art. 99 durch Urt. 7 des Geſetzes vom 19. Januar 

1872 uns 285). a ei. 3 Bf. 1 amd 2 des Mmafüg eher 
iehe hiezu auch Urt. 1 und Urt. iff. 1 u es Ausführungsg 
zur — — (Web. 18, 194 und 196). 

2) Dieſe Berechtigung bezieht fich ſowohl auf das Gebiet der Polizei ala 
auf das der Verwaltung und der eigentlichen Gemeindeangelegenheiten, ift jedoch 
lediglich auf die gejeglichen bezw. verorbnungsmäßigen Beitimmungen beichränft, 
deren Uebertretung nidt mit Strafe bedroht ift. (Bergl. Die Motive.) 

Bergl. hiezu die Anm. zu Art. 21 und 22 im Comm. zum Polizei-Str.- 
Geſ.⸗B. von vd. Niedel-Probft, 5. Aufl. ©. 78 ff. 

2) Zum Urt. 99 fiehe folgende Entſch. Des Bermw.-Ber.-Hofe3: 

a. Ob. 8, 480: Die Aufhebung einer im Gebiete ber gemeindlichen Polizei- 
verwaltung auf Grund bed Urt. 99 reſp. Art. 143 der Gem.-Drdn. 
erlaffenen Zmangsverfügung einer Gemeindebehörbe wegen Mangels ber 
gejeglichen Borausfegungen durch Die vorgelegte Staatsaufſichtsbehörde 
ıft feine Verlegung des gemeindlichen. Selbftverwaltungsredht3 und fo- 
nad) der leßtinftanziellen Würdigung bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes nad) Maß- 

abe des Art. 10 Ziff. 2 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 entrüdt. 

b. 8d. 8, 525: Auf adminiftrative Zwangsverfügungen erftredt fidy die 
Buftändigfeit des Verw.Ger.⸗Hofes nur dann, wenn dieſe Verfügungen 
in den dem Gerichtähofe zur legtinftanziellen Entſcheidung gefeglich 
zugewieſenen Ungelegenheiten ergangen find. 


Zu Art. 100. 

ı) Siehe hiezu Art. 11 und 86 des Ausführungsgeiehes vom 23. Yebruar 
1879 zur Reichs⸗Civ.⸗Proz.Ordn. (Web. 12, 583 und 599). In 

*) Die vermittlungsamtliche Thätigfeit des Bürgermeifters ift ausfchließlich 
auf bie Einwohner ein und berfelben politiichen Gemeinde beichränft. 

„Die Gemeindebedienfteten ꝛe. handeln bei Ausübung bes Vermittlungs- 
amtes ald öffentliche Behörden.“ „Die von ben Bermittlungsämtern in der bor- 
eichriebenen Form bekundeten Bergleiche find als Verträge jofort rechtswirffam“, 
—* die geſetzlichen Beſtimmungen in Anm. 1. 

*) Außer in bürgerlichen Rectsftreitigleiten findet die Thätigleit bes Ber- 
mittlungsamtes auch in Beleidigungsjachen ftatt. Hierüber fiehe das Nähere in 
8 420 der Reichs⸗Str.⸗Proz.Ordn. und Art. 80 des bayer. Ausführungdg 
vom 23. Februar 1879 zum Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſetz (Web. 12, 654); ferner 
ſonders bie Min.-Bel. vom 5. Auguſt 1879 (Gef.- n. Verorbn.Bl. 760; Web. 
18, 166 f.) über die Vornahme bes Sühneverſuches in Beleidigungsfachen, des⸗ 
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ift jedoch befugt, hiemit ein anderes Magiftratämitglied oder einen 
höheren Gemeindebedienfteten zu beauftragen. Den Beteiligten ift es 
unbenommen, Männer ihres Vertrauens zu benennen, welche zum 
Sühmeverjuch beizuziehen find. Die Aulafjung von Advokaten ift 
ausgeſchloſſen. 5) 

I. Wenn auf gehörige Ladung nicht beide Parteien erfcheinen, 
jo ift der Vermittlungsverſuch als vereitelt zu erachten. ft der 
Kläger nicht erjchienen, fo verwirft er eine Geldbuße von dreißig 
Kreuzern (90 Pfg.) zum beiten der Gemeindelajfe. °) 

II. Die Verhandlungen und Ausfertigungen des Vermittlungs⸗ 
amtes find tar- und ftempelfrei.®) 7) 


8 123. 
III. Geihäftsgang des Magiftrats. 
Art. 101. 


I. Die Verteilung der Geichäfte!), der Vorſitz in den Sigungen?), 
die Sorge für den VBollzug®) der Magiftratsbeichlüffe®) und die Er- 


gleihen die Min.-E. vom 31. Januar 1883 (Web. 16, 102), endlih Min.-E. 
vom 19. Mai 1888 (Web. 19, 73), Die Vornahme des durch 8 420 ber Str.-Proz.- 
Ordn. vorgeichriebenen Sübneuerjuhe betreffend. 

Bergl. BL. für admin. Br. 30, 1451. 

*) Für Beleidigungsſachen ift Ubi. I des Art. 100 durd) die in vorftehen- 
der Anm. 4 genannten Beſtimmungen erjegt, jedoch Abſ. II gilt auch für biefe. 

) Siehe Art. 194 Ziff. 20 des Gebührengelebes von 1892. 

”) Bu Art. 100 fiehe folgende Entſch. bes Berw.-Ger.-Hofed in Bd. 2, 
652 ff.: Das gemeindliche Vermittlungsamt im allgemeinen und in&bejondre das 
den Bürgermeiftern in Bayern dermalen übertragene Vermittlungsamt bei Be⸗ 
feidigungsflagen ift feine &emeindeangelegenheit im Sinne des Art. 10 Biff. 2 
bes Geſetzes vom 8. Auguſt 1878. Der Verwaltungsgerichtshof ift demnach zur 
legtinftanziellen Enticheidung von Differenzen über Ausübung diejed Bermittlungd- 
amtes nicht zuftändig. 


Igu Art. 101. 


ı) inkl. der Uebertragung von Kaffaverwaltungen an Magiftratsmitglieber, 
fomweit nit bejondere Bermalter aufgeftellt find. Siehe aud) Art. 94 und 96. 
Bergl. auch Art. 145 Abi. I; ferner Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Vd. 13, 137 
oben bei Art. 87 Anm. 4. 

Die Magiftratsmitglieder find zur Uebernahme und Beſorgung der ihnen 
vom Bürgermeifter zugeteilten Gejchäfte verpflichtet, bei Vermeidung ber Ein- 
fchreitung gegen fie na Urt. 166. Siehe Anm. 2 zu Art. 94. 

*) Vergl. aud Art. 106 Abſ. III 

9 Hieraus leitet fich in Verbindung mit den folgenden Worten „Erlebigung 
der für follegiale Beratung nicht geeigneten Gegenftände” auch die Befugnis bed 
Bürgermeiſters ab, die Gemeinde bei allen Behörden, auch bei Notaren zu ver- 
treten, ſoweit e3 gilt, ben beichlußmäßig erflärten Willen der Gemeinde daſelbſt 
zum Ausdrud zu bringen. Bei. Abgabe von Willenderflärungen, bejonders bei 
Abſchluß von Verträgen bezw. bei notariellen Berbriefungen für die @emeinde 
ift aber der Anhalt ber betreffenden Willend- oder Vertrags. Erflärung jelbft d. 6. 
Dad, was ald Bertragswille der Gemeinde erklärt bezw. verbrieft werden ſoll, erſt 
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ledigung der für follegiale Beratung *) nicht geeigneten Gegenftände*) 
jtehbt dem erjten oder einzigen Bürgermeifterd), bei deſſen Verhin⸗ 
derung ®) feinem Stellvertreter”) zu. 


I. Zur Stellvertretung berufen find die übrigen Bürgermeiſter 
nah ihrem Range, in deren Ermangelung oder Verhinderung die 
rechtöfundigen Magiftratsräte nach) dem Dienftalter und der Reihen⸗ 
folge ihrer Wahl. ®) 


zuvor durch den Magiſtrat und — foweit dies vorgeichrieben — auch burdh bie 
Gemeindebevollmädtigten, alfo durch beide Räbtifce Kollegien beſchlußmäßig 
feftzuftellen, ferner — wo nötig (Urt. 159) — aud) die en migumg ber Staats- 
auffichtäbehdrbe zu biejen Beichlüffen zu erholen. Die dbeöbezüglichen Beichlüffe und 
Genehmigungdverfügungen find hiebei in beglaubigter Abichrift den betreffenden 
Behörden vom Bürgermeilter vorzulegen. Vergl. meine Abhandlung über ben 
Wirkungskreis der gemeindlichen Organe, Bayr. Gem.-Beitg. Yahıa. 1895 ©. 627 f. 
omeit es fih num um Geichäfte handelt, welche lediglich zum Boll» 
auge von gemeindlichen Beſchlüſſen dienen, bedarf der Bürgermeijter di feiner 
itimation keiner befonderen Vollmacht. Andernfalls bedarf er einer Bollmadht 
und wird diejelbe in der Art erbracht, daß von ihm eine beglaubigte Ausfertigung 
des ihn bevollmächtigenden Gemeinde⸗ (Magiftrats-) Beſchluſſes vorgelegt wird. 
*) Was für Tollegiale Beratung geeignet jei und was nicht, darüber 
bie Gem.-Orbn. keine Beſtimmung getroffen. Nur bie und ba ift follegiale 
ae Beſchlußfaſſung ausdrücklich vorgefchrieben, fo 3. B. in Urt. 102 


In allen Fällen nun, für welche dies ausdbrüdlich ausgefprochen, ſowie in 
allen denjenigen, in welchen der Ratur der Sache nach ein enticheibender Be⸗ 
ſchluß überhaupt gefaßt zu werden vermag, iſt die follegiale Beratung unb 
Beichlußfaffung au bethätigen, Dagegen alle Handlungen, welde dieſe VBeichlüfke 
vorbereiten oder zum Bollzuge berjelben dienen, find vom NBürgermeifter bezw. 
jeinem Stellvertreter allein zu bethätigen. Uebrigens kann durch bie magiftratitche 
SA eb befonders für zweifelhafte Fälle, in dieſer oesiehung eine fefte 
Beſtimmung getroffen werben. Im Zweifel ift fi) immer für die Tollegiale Be⸗ 
ſchlußfafſung zu entſcheiden. 

) Der Bürgermeiſter in Städten ift feine eigene ſelbſtändige Behörde, 
iondern der Borftand ber (Gemeinde⸗) Behörde. (Bezüglih der Landgemeinden 
Dagegen beziv. der Ort3polizei in benfelben fiehe Art. 138.) 

Die durch das Geſetz dem VBürgermeifter zugeteilten Befugnifle — fei 8 
in Bezug auf eigentliche Gemeindbeangelegenheiten oder auf Polizei oder Diftrifts- 
verwaltung — kürmen bdemfelben durch den Magiftrat weder eingejchräntt noch 
entzogen werben. Undrerjeits kann auch der VBürgermeifter auf feinen Zeil feiner 
eigenen Kompetenz verzichten. (Siehe nachftehende Anm. 6.) 

*) Aber nur bann, wenn eine foldye Verhinderung wirklich vorliegt. 
Siehe auch Anm. 5 letzter Sag. 

) Differenzen über diefe Stellvertretungsbefugnis find feine Bertvaltungs- 
rechtsjachen, fiehe Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bb. 18, 159 f. Nr. 3 unten bei 
Art. 108 Anm. 2 lit. e und Bd. 18, 155 in nadjftehender Anm. 8. 

°*, Zunächſt alfo nach dem Dienftalter und bei gleihem Dienftalter nad) 
der Reihenfolge der Wahl. Ulle bei der nämlichen Gemeindemahl Gewählten 
haben gleiches Dienftalter; diejenigen, welche etwa wieder gewählt wurden, haben 
denjenigen gegenüber, welche bei derſelben Wahl mit ihnen neu gewählt find, fein 
höheres Dienftalter. 

Der früher Gewählte hat ftet3 den Borrang vor dem fpäter Gewählten auch 
dann, wenn ber letztere als Erjapmann für einen Dienftälteren gewählt wurde, 
obwohl er als Dr im Uebrigen an bie Stelle des Ausgeſchiedenen tritt; 
enticheibend ift alſo hier lediglich die Beit der Wahlhandlung und bei mehreren 
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IN. Alle Ausfertigungen ?) des Magiftrat® werden von dem 
gefchäftzleitenden Vorſtande unterzeichnet. 


— — — — 


gleichzeitig Gemählten die Zahl der erhaltenen Stimmen, eventuell bei Stimmen⸗ 
gleichheit das 2003. 

Bergi. Hiezu Entich. bes Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 18, 155: Gtreitigfeiten 
über die Reihenfolge — nicht aber auch ſolche über die Stellvertretungäbefugnis 
— der bürgerlihen Magiftratsräte find Verwaltungsrechtsſachen. Ein dur Er- 
gänzungswahl — Art. 200 der Gem.Ordn. — gewählter bürgerlicher Magiitrats- 
rat bat in der Reihenfolge der Magiftratsräte die Stelle besjenigen einzu» 
nehmen, für welchen er gewählt ift. 

” Sieh gehören auch die Ausfertigungen der nach Tollegialer Beratung 
efaßten Beſchlüſſe. Durch dieſe Befugnis, die Ausfertigung gemeinblicher Be⸗ 
Phtüfte zu unterzeichnen, hat aber ber Bürgermeifter nicht das Hecht, ſolche Be- 
Ihlüfle an Stelle des Magiftrates felbft zu faffen oder an Stelle der Gemeinde 
u beichließen. Undrerfeitd muß aber die Gemeinde, ba die Unterzeichnung der 

uöfertigungen zur Bujtändigfeit des NBürgermeifterd gehört, gegebenen Yalles 
für dieſe Ausfertigungen auch Dritten gegenüber einftehen, vorbehaltlich ihres 
Regrefies gegen den Bürgermeifter. Siehe Fi u dv. Kahr ©. 840f. 

Bergl: hiezu Entidh. des Vermw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 7, 295 (299 N: unten bei Art. 145 Ubf. II und III Anm. 8 lit. a. 

b. 3b. 10, 208 ff. ſiehe unten bei Art. 145 Abſ. II und VII Anm. 3 lit. d. 

c. 85.11, 123 f.: Die Rechtsgiltigkeit eines Gemeinbeverwaltungdbefchlufjes 
fann nicht Hinterher aus dem Grunde angefochten werden, weil bei der 
Beſchlußfaſſung gejegliche Door rien außer Acht gelafjen wurden. 

Bergl. auch BI. für admin. Pr. Bd. 88, 296 über die Rechtswirkſamkeit 
eine3 vom Bürgermeifter allein vorgenommenen Nechtsgeichäftes. 

Bu Art. 1015. bezm. zur magijtratijchen Serhäftaführung fiehe nach⸗ 
ftehende Min.-E. und Min.-Bel.: 

a. Borjchriften über die Geichäftsführung der Magijtrate vom 21. Sep- 

tember 1818, Web. 1, 720 ff. Reg.⸗Bl. 1051. 

Durh Art. 206 der Gem.-Drbn. ift die vorftehende Snftruftion 
vom 21. September 1818, foweit fie die Geichäftsführung der Ma— 
giftrate betrifft, wohl aufgehoben. Allein trotzdem vermag ihr doc) 
noch allgemeine® Intereſſe und eine gemwilje praktiſche Bedeutung zu- 
geitanden zu werden. 

b. Min.-Bel. vom 6. Auguft 1869 „bie Kapitalsausleifungen der Gemeinden 
und Gtiftungen betreffend“, abgedrudt oben ©. 195 ff. unter Lit. B be- 
fonder3 Biff. 19 und 22 bezüglich der Ausfertigung der Beſchlüſſe über 
Devinkulierung ſowie der Geffionserflärungen und Empfangsbeicheinigune 
gen oder Quittungen für heimbezahlte oder zurüdgenommene Sapitalien, 
in ben letzteren (für Yandgemeinden) noch die Ziff. 3 Abf. 4 und 5 ber 

in.«Bel. vom 12. Oktober 1869 (Web. 8, 383), wonach in Land⸗ 
gemeinden nunmehr Quittungen über heimgezahlte Wltivfapitalien und 
jonft angefallene Stammvermögensteile vom Verwalter zu unterzeichnen 
und außerdem nur noch vom Vürgermeifter zu fontrafignieren ind, 


c. Min.-Bel. vom 12. März 1885, abgebrudt oben ©. 207 unter Lit, D, 
beſonders Ziff. 1 Abſ. 2 über die Ausfertigung von Hypotheklöſchungs⸗ 
bewilligungen. 

Hiezu Juſtiz-⸗Min.Bek. vom 23. Januar 1874 (Min.-Bl. bes 
Innern ©. 107 fi.) über die Mbquittierung und Lölhung bezahlter 
Hypothekforderungen der Gemeinden und Stiftungen betregend 

d. für Landgemeinden (ſiehe bei Art. 145 Abſ. VIII) die Min.E. vom 
2. Auguft 1873 (Min.-Bl. 467; Web. 10, 77), ferner Min. -E. vom 
31. Dezember 1875 (Min.⸗Bl. 1876, 73 und Web. 11, 310) bezüglich 
ber Bahlungen an Schultafjen. 
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Ueber die magiftratiiche Gefchäftsführung bezw. ben jchriftlichen Verkehr 
der Gemeinden unter fich und mit den StaatSbehörden fommen ganz oder zum 
geil auch für Gemeindebehörden die nachſtehenden Min.Vek. und Entſchl. zur 

nwendung: 


1) Min.-Bef. vom 6. April 1874 (Web. 10, 240 f. und Geſ⸗ u. Berorbn.- 
81. 123) „die Vereinfachung des dienftlichen jchriftlichen Verkehrs“. 

2) die Min.-E. vom 22, Upril 1874 grioen Betreffs (Web. 10, 250 Fi. 
und Min.-Bl. 265); beide abgedrudt in Bb. I ©. 813 f. Anm. 1 und 
©. 315 Anm. 2 zu 8 63. 

8) Min.-Bel. vom 4. März 1885 (Web. 17, 74, Min-BI. 73 und 80) 
„KRorreipondeuzform zwiſchen den kgl. Amtsgerichten ımb kgl. Rent- 
ämtern einerfeit3 und den mittelbaren @enteindbebehörben ſowie den 
Standesbeamten in mittelbaren Gemeinden andrerjeitö betreffend“, ab» 
gedrudt Bd. I 8 63 ©. 320 Anm. 6. 


4) Min.-E. vom 23. Februar 1865 „die Korreſpondenzform zwiſchen Ge⸗ 
richten, Magiftraten und Gemeindeverwaltungen betreffend“ (Web. 6, 
426, Juſtiz⸗Min.⸗Bl. 27). 

5) endlich Min.-E. vom 12. April 1877 (Min.-Bl. 158, Web. 18, 49) 

„das Bapierformat im amtlichen Verkehr“ ; Hiezu Min.-E. vom 24. Juli 

1878 (Web. 12, 49 Note 2) bezüglich des Syormularpapiers für Ge⸗ 

meinde- und Gtiftungsrechnungen, welches hiernach nnter 8 1 Der 

— vom 12. April 1877 zu fallen bat (33 cm Höhe und 21 cm 

reite). 

Private können fi zu ihren Eingaben auch ber Briefbogen in 
Quartform bedienen; audy findet dieſe Borjchrift bezüglich des Papier: 
format3 feine Anmendung auf Redynungen bezw. Quittungen von Ge- 
ichäftsleuten. Siehe v. Kahr S. 844 Note 14. 

Bergl. auch oben Bd. I 8 63 ©. 312 ff.: die amtliche Korreſponden; 
und ber amtliche Verkehr. 

Ueber Bortofreiheit für den dienjtlichen Schriftverkehr ber bayeriſchen 

Bo enbn , fpeziel auch für gemeinbebehördlicdye Sendungen d. l: für 

Poſtſendungen der Magiftrate und Landgemeindeverwaltungen fiehe die 

jorgfältige Bufammenftellung bei Krais 4. Aufl. Bd. I ©. 118—128, 

jpeziell &. 120 lit. s. 

Berner fiehe das empfehlenswerte Wert des kgl. Oberpoftratd Koll- 
mann: Die Portofreiheit in bayer. Staatsdienftangelegenheiten mit einer 
guiemmenftellung ber mwejentlicden Beftimmungen über bie gebührenfreie 

eförderung von Telegrammen. 8. Aufl. München 1894, indbejondere 
©. 89 bis 112: Bortofreiheit der Gemeindbebehörden und hiezu 
das allgemeine Ausfchreiben der kgl. Generaldireftion der Verkehrs- 
anftalten vom 18. Juli 1864, nach welchem als Gemeindebehörben in 
vorliegendem Sinne zu betradjten jind: a) die Semeindeverwaltungen, 

b) die Gemeindevorfteher (Bürgermeilter), c) die Kirchenverwaltungen, 

d) die Lokalarmenpflegen und e) bie Lokalſchulverwaltungen. 

Speziell fiehe noch Generale Nr. 25 der gl. Generaldirektion der 
tgl. Berfehrsanftalten, Boftabteilung, vom 12. März 1878, Kollmann 
©. 91 ff. „Bortofreiheit der Gemeindeverwaltungen betreffend“, desgleichen 
@enerale 169 ebenda S. 103, weiter ®enerale 64 und 122 „Bofporbo- 
freiheit ber mittelbaren Behörben betreffend“, Kollmann ©. 96 und 
101. Auch verweilen wir auf die in vorgenanntem Generale Rr. 25 
angezogene, inzwiſchen allerdings vielfach geänderte und ergänzte Allerh. 
Verordn. vom 23. Juni 1820 (Web. 2, 473 ff.) „die Bortofreiheit in 
Amtsſachen betreffend“. 

Dieje Verordn. bezieht fich Übrigens nur auf den internen Verlehr 
in Bayern felbft. Für den bdienftlichen Verkehr mit außerbayeriichen 
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Art. 102. 


I. Der Magiftrat beichließt in Sigungen !) über alle zur kolle⸗ 
gialen Deratung geeigneten Gegenftände. 2) 

I. Zur Giltigfeit eines Blenarbejchluffes wird erfordert): 

1) daß alle) im Gemeindebezirfe anweſenden Magiitratsmit- 
lieder 4), joferne die Sigungdtaged) nicht vorausbeſtimmt 
End, beſonders eingeladen wurden ®) ; 

2) daß mehr ala die Hälfte der in Art. 71 Ziff. 1 bis 3 be⸗ 
zeichneten Mitglieder an der Beratung und Abjtimmung Teil 
genommen ; 7) 


Behörden enticheiden die mit anderen Staaten abgeſchloſſenen Verträge 
bezw. das Reichs⸗Geſ. vom 5. Juni 1869, betreffend die Portofreiheiten 
im Gebiete des (Nord⸗) deutichen Bundes (bayer. Geſ.Bl. 1871/72 
Beil. ©. 45, Web. 8, 150 ff.). 

Bu legtgenanntem Gelee fiehe auch die Belanntmachung der kgl. 
®eneraldireftion der !gl. bayer. Verkehrsanſtalten vom 27. Juni 1872 
„das Portofreiheitsgeſetz betreffend“ (Web. 9, 448) mit 
I. der Inſtruktion über die Ausführung der Portofreipeitägeiepe und 

zwar über A. Bortofreiheiten für Sendungen innerhalb des deutſchen. 

Neiches und B. für Sendungen nad) und von dem Yuslande, ferner 

C. Allgemeine Beftimmungen (Web. 9, 449453). 

U. Snftruftion über die Portovergünftigungen im ne und 
war A. Brivatfendungen von oder an Militärperjonen überhaupt 

eb. 9, 453 f., B. Privatjendungen an Berjonen der Taifer!. Marine 
außerhalb des beutichen Reiches Web. 9, 454 f., C. Poſtanweiſungen 

an das Perſonal der kaiſerl. Marine im Auslande Web. 9, 466 f. 


Bu Art. 102. 


) Eine Beihlupfaffung durch Eirfular oder Kurrende ift unzuläflig; ein 
auf dieje Weiſe herbeigeführter „Beſchluß“ hat überhaupt feine rechtliche Exiſtenz. 

2) Siehe Art. 101 Anm. 4. 

Ro follegiale Beſchlußfaſſung zu erfolgen hat, ift es ausgeichloffen, daß 
diefelbe lediglich einzelnen MagiftratSmitgliedern übertragen wird — abgejehen 
natürlid) von der Beltimmung des Urt. 102 Abf. IV 

2) Bon dieſen Erfordernifien darf feines fehlen, wenn ein rechtögiltiger 
Magiftratöbeichfuß gegeben fein fol. Vergl. Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes: 

8. Bd. 10, 80 und 86 f. Abſ. 2 unten bei Art. 145 Abſ. II Anm. 8 lit. b. 

b. Bd. 11, 123 fiehe Art. 101 Anm. 9 lit. c. 

c. ®d. 18, 31 f. bezüglich eines Falles, welcher ber Herrichaft des revi- 

dierten Gem.-Ed. angehört. 

*) alfo auch die technischen Magiftratsmitglieder ohne Unterfchied. 

) Und natürlih auch die Stunde des gewöhnlichen Beginnend dieſer 
ordentlichen Sigungen. 

*) Die vorherige Bekanntgabe einer Tagedorbnung ift nicht geboten, Tann 
aber durch die Geſchäftsordnung beftiimmt werden; doch wäre aud) in en alles 
die Richtbeadhtung einer ſolchen geichäftsordnungsmäßigen Beſtimmung fein Nichtige 
keitsgrund. Nur die vom Gejege verlangten Erfordernifie muſſen bei Ver⸗ 
meidung der Nichtigkeit beachtet werden. 

) Nach dem Wortlaute des Geſetzes ſind hier die techniſchen a hen 
mitglieber nicht mitzuzählen, Dagegen werden nad dem Sinne biejer gejeßlichen 
—— allenfalls vorhandene zweite ober britte Bürgermeiſter gleichfalls 
mitgerechnet. 
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3) daß die Mehrheit der Abjtimmenden®) für dieſelbe Meinung 9) 

ſich ausgeſprochen 10) Hat. 

IM. Alle der Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten, Der 
Bürgerjhaft oder der StaatzaufjichtSbehörde unterliegenden Beichlüffe 
find in Plenarfigungen zu faflen. 

IV. Zur Erledigung anderer1!) Angelegenheiten Können?) in 
Städten von 10000 Seelen und darüber Senate gebildet werben, 
deren Bejegung durch Plenarbejhluß erfolgt. Zur Giltigfeit eines 
Senatsbeſchluſſes iſt erforderlih, daß alle im Gemeindebezirfe an- 
wejenden Senatsmitglieder, foferne die Sitzungstage nicht voraus 
beitimmt find, bejonders eingeladen wurden, Daß mindeitens fünf 
Mitglieder an der Beratung und Abitimmung Teil genommen haben 
und daß die Mehrheit der Abftimmenden fich für diejelbe Meinung 
ausgeiprochen hat. 18) 14) 

V. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Bor: 
ſitzenden. 16) 

VI. Kein ftimmberechtigtes Magiftratsmitglied darf fi) der Ab- 
ſtimmung enthalten. 15) 16) 


8) Vergl. hiezu den Abi. VI des Art. 102. 

Techniſche Magiftratsmitgliedber werden, wenn e8 ſich um Gegenftänbe ihres 
Wirkungskreiſes handelt, bezüglich deren fie gleichfall3 mitftimmen, hier auch mit- 
gerechnet (vergl. Art. 71 Abſ. IV). 

) Wenn es ſich alfo um Ziffern handelt, auch für Diejelbe Ziffer. Der 
Sat, daß im Mehr auch dad Weniger enthalten ift, faun hier in ber Regel feine 
Anwendung finden. 

Wenn 3. B. ein Teil der Magiftratsmitglieder zur Durchführung eines 
Projektes die poftulierten 20000 ME. für nötig erachtet und Daher für Genehmigung 
biefer Ziffer ftimmt, während ein anderer Teil 12000 ME. für genügend hält und 
nur dieſe genehmigt, jo kann nicht gejagt werben, daß in den 20000 ME. auch bie 
12000 ME. enthalten bezw. von den Erfteren gleichfalls genehmigt find. Siehe 
hiezu v. Kahr ©. 898 Note 8. 

29 d. h. dafür ihre Stimme abgegeben hat. 

aij d. h. nicht der Zuftimmung bes Gemeindelollegiums bezw. der Bürger⸗ 
ſchaft oder ber ftaatdauffichtlichen Genehmigung unterliegende (Art. 102 Abſ. LIT). 

i Die Bildung bejonderer Senate z. B. von Bolizeifenaten ift dem freien 
Ermefien ber ſtädtiſchen Kollegien (vergl. Art. 107 Abi. D) anheimgegeben, 

ı Die Senatsbeſchlüſſe haben diejelbe Bedeutung wie die Beſchlüſſe des 
Plenums und gelten in jeder Beziehung ald Magiftratsbeichlüffe. Siehe Dagegen 
Anm. 2 zu Urt. 106. 

10) Siehe hiezu noch Art. 30 Abſ. 2 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes. Die 
nach dieſem Artikel zuläflige Senat3bildung kam aud in Stäbten unter 10000 
Einwohnern erfolgen. 

Bergl. hiezu Entich. des Berm.-Ger.-Hofes Bd. 2, 196 Nr. II Iegter Abſatz. 

18, Der Borfigende barf fi) der Abſtimmung ebenjowenig enthalten, wie 
die übrigen ftimmberecdhtigten Dtagifiratömitglieben er darf auch auf feinen Stich⸗ 
entfcheib nicht verzichten. Bergl. dagegen Art. 150 Abſ. III legten Satz. 

Bergl. au Entich. des Berw.-Ger..Hofes Bd. 5 ©. 272 Zeile 3 und 4 
von unten. 

10) Eine Abftimmung durch Stimmzettel ift bei Faſſung von Wagiftrats- 
beichlüffen unzuläflig; eine bug kann alſo auch nicht durch die Geſchäftsordnung 
als zuläſſig erklärt werden. 
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Art. 103.1) 


I. Magijtratsmitglieder können an der Beratung und Beſchluß⸗ 
faſſung über Angelegenheiten, wodurch ihr Privatintereffe unmittelbar 
berührt wird 2), nicht Teil nehmen. ®) 


Vergl. auch Entich. des Berw.-Ber.-Hofes Bd. 6, 80: Zur Beſcheidung 
von Beſchwerden gegen Verfügungen, mit weldhen Magiftratsmitglieder zu einer 
Abftimmung in einer Gemeindeangelegenheit angehalten werden, ift ber Berw.- 
Ger.-Hof nicht zuftändig. 


Zu Art. 108. 


’) Vergl. Art. 118 und 145 Abi. IV und V. 

»)d. bh. in einer Sadhe, in welcher der VBetreffende felbft 
Partei ift, jo daß er aljo „Richter in eigener Sache“ wäre. Vergl. hiezu 
die Ausführungen zur Entich. des Beriw.-Ger.-Hofes Bd. 10, S. 198 ab. 4 und 
©. 194 Abi. 1; (fiehe auch unten lit. a und b). Die Beteiligung an der Sache 
muß baber entichieden eine Direkte fein. 

nter Privatinterefien find Hier eben Sondberinterejjen zu verftehen, 

im Gegenſatz zu ben Intereſſen, welche (mie 3. ®. die Beratung über Gemeinde⸗ 

— emeindenutzungen ꝛc.) die Allgemeinheit, die geſamte Einwohnerſchaft 
ren. 

Gewerbliche Intereſſen gehören auch hieher, ſoferne fie die betreffenden 
Magiftratsmitglieder unmittelbar betreffen, wie 3. B. die Bierbrauer bei Beratung 
über Einführung des Lolalmalzauffchlages, die Mebger bezüglich bes Fleiſchauf⸗ 
ichlages, die Bäder bezüglich des Mehlaufichlages (vergl. Entich. des Verw. Ger.⸗ 
Hofes Bd. 5, 272); dagegen erjcheinen nicht unmittelbar beteiligt alle diejenigen, 
welche mit dem Genuſſe von Bier, Fleiſch, Brod ſolche Gefälle indireft mitbezahlen 
müſſen, alfo nur mittelbar betroffen werden. Diefe Berührung der Brivat- oder 
Sonberintereflen kann ſowohl durch Angelegenheiten bes öffentlichen als bes Bri- 
vatrechtes erfolgen. 

Siehe hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 5, 267 ff. und 10, 188 ff. 
unten lit. a und b. 

Die Frage, ob Art. 103 Abſ. I anwendbar ift, kann nur von Fall zu Kal 
entjchieden werden. 

Im Zweifel ift jedenfalls, da Urt. 103 eine Ausnahmsbeitimmung enthälf, 
dahin zu enticheiben, daß ber Betreffende an der Beratung und Beichlußfaflung 
Teil nehmen barf. 

iehe zu dieſer Frage die intereffanten Ausführungen in v. Kahr's Komm. 


Siehe auch Art. 27 Abſ. IL, nad) welchem Art. 108 Abſ. I bei Gemeinde- 

grundteilungen nicht anwendbar ift. 

Vergl. ferner biezu nachſtehende Entich. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 5, 267 ff.: Der Begriff „Privatintereſſe“ im Urt. 118 Abſ. I eh 
auch Art. 103 Abi. I) der Gem.-Ordn. umfaßt auch das gewerbliche 
Intereſſe; Gemeindebevollmächtigte (alfo auch Magiftratsräte) dürfen 
daher an der Beratung und Berhlu faffung über Angelegenheiten, bie 
ihr gewerbliches Jutereſſe unmittelbar berühren, nicht Teil nehmen. 

b. 3b. 10, 188 ff.: Als unmittelbare Beteiligung von Mitgliedern eines 
gemeindlichen Vertretungskörpers oder einer Gemeindeverjammlung an 
einer Ormeinbefuche aus PBrivatintereife im Sinne des Art, 145 Ubi. 
IV und V, 103 Mb. I und 118 Abf. I der Gem.-Orbn. erieint nicht 
blos bie perjönliche Beteiligung hieran aus privatredhtlichen, ſondern 
auch jene aus Öffentlichen Beziehungen. Auf Beichlüffe Derfelben be- 
züglich Erhebung von Beſchwerde wegen Verlegung bes gemeinblichen 


Pohl, Handbuch. IL. 82 
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I. Kann infolgedeffen die Vorausfegung des Art. 102 Abf. U 
Ziff. 2 nicht erfüllt werden, jo haben die Gemeindebevollmädtigten 
für den befonderen Fall jo viele unbeteiligte Mitglieder abzuordnen, 
als zur Beichlußfähigfeit des Magiftrats erforberfi find. Wird auch 
auf Diefem Wege die Beichlußfähigfeit nicht erzielt, jo Hat die vor- 


Gelbftverwaltungsrechtes nach Art. 10 Ziff. 2 des Geſetzes vom 8. ft 
1870 finden bie erwähnten Beftimmungen der GemOrdn. feine An- 
wendung. 


8 
. Bd. 3, 108: Nach Art. 18 des Berm.-Ger.-Hofs-&ejeged haben die Be- 


ftimmungen ber Eiv.-Proz.-Ordn. über den Ausſchluß und die Wb- 
lehnung eines Richters auf das Berfahren in Verwaltungsrechtsſachen 
allerdings entiprechende Anwendung zu finden, aber nur unter dem 
Vorbehalte des Beſtehens „befonderer geſetzlicher Beftimm- 
ungen“ Nun find aber die Borausfegungen einer giltigen Beſchluß⸗ 
fafjung durch bejondere giltige Vorſchriften geregelt und zwar ift Diefer 
Gegenftand in Art. 103 der Gem.Ordn. behandelt. Nach Ab. I dieſes 
Artikels ift aber ein Magiftrat3mitglied nur dann von der Beratung 
zc. ausgeichlofien, wenn jein PBrivatintereffe unmittelbar berührt wird 
x. 2. Siehe Anm. 3 lit. a. 


. Bd. 8, 871: Gegen die Aufhebung eines verwaltungsrechtlichen Be 


ſcheides megen Mitwirkung einer hievon geſetzlich ausgefchloffenen Ber- 
tönlichkeit kommt diefer ein Beſchwerderecht nicht zu. 


. 8d. 18, 155: Differenzen bezüglich der Reihenfolge der Magiftrats- 


räte, fiehe oben bei Urt. 75 der Gem.-Drbn. Anm. 1; ferner bezüglid 
der Stellvertretungdbefugnis ebenda ©. 159. Nr. 3: “ie 
Gtellvertretungsbefugnis tft feine Wahlangelegenheit, fondern eine — 
im Geſetze ſelbſt geregelte — Frage der Dienft- und Geidhäfts- 
ordnung. Differenzen über die Frage, wer ben VBürgermeifter in 
Verhinderungäfällen zu vertreten habe, fallen daher nicht unter Art. 8 
Biff. 33 des Berw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes (fiehe oben Art. 101 Anm. 2ı. 


*, rt. 103 Abſ. I ift auch anmenbbar, wenn ein unmittelbarer Stadt: 
magijtrat als Diftriftäverwaltungs- (oder Diftrift3polizei-) Behörde Beſchluß faßt 

Bergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes: 

a. Bd. 2, 94: Die Beſtimmungen in 8 41 ff. ber Reichs Civ.⸗Proz.Orbu 


b. 
c. 


d. 


über Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen finden auf 
Magiſtratsmitglieder, welche zur Mitwirkung bei der Beſchlußfafſſung 
des Magiftrats als Diftriltsvermaltungsbehörbe in einer Berwaltungs- 
rechtsſache berufen find, feine Anwendung. Siehe oben Anm. 2 lie. c. 


Bd. 3, 667 und fperiell 675 fiehe oben 8 99 Anm. 39, ferner Bb. 4, 
1% ff. in nachftehender lit. d. 


Bd. 3, 372 f.: Bezüglich der Beichwerbeberechtigung gegen Berwaltungs- 
inftanz-Beichlüffe, Hiezu Bd. 1, 417 oben bei Art. 38 Anm. 24 lit. b. 
Bd. 4, 190: Die biftrittöpolizeiliche Zuftändigleit eines der Kreis 
regierung unmittelbar untergeochneien Stadtmagiftrat® wird durch deu 
Umftand, daß die betreffende Stadtgemeinde in der Sache als Bartei 
beteiligt ift, nicht ausgejchloffen. Ferner 8b. 4, S. 192: In 88 AL fi. 
der Eiv.-Broz.-Ordn. und ebenſo in dem hier zunähft in Betracht zu 
giehenben Art. 103 der Gem. Ordn. (fiehe vorftehende lit. a und Anm. 2 
it. c) ze. ift nur Die Wblehnung einzelner Mitglieder, nid 
aber einer ganzen Gerichtd- oder Verwaltungsbehörde vorgejehen. Nur 
auf mittelbarem Wege Tönnte e8 zu einer Ablehnung in lebterem 
Sinne kommen, wenn nämlidy bie Behörde infolge ber Wblehnung der 
einzelnen Mitglieder beichlußunfähig wird (Art. 103 Abſ. II ımb IIT). 
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geſetzte Verwaltungsbehörde die im Intereſſe der Gemeinde nötige 
Verfügung zu treffen. *) ' 

IM. Tritt die Beichlußunfähigkeit des Magiftrats in einer Sache 
ein, in welcher diefer als Polizeis5) oder Diftriftäverwaltungsbehörde 
zu beichließen bat, jo ift die Sache durch die Kreisverwaltungsſtelle 
an eine andere Polizei: oder Diſtriktsverwaltungsbehörde zu ver- 
weijen. ®) ?) 

IV. Das in Ubf. II und III vorgezeichnete Verfahren hat auch 
Dann einzutreten, wenn der Magiftrat durch andere Hindernifje zeitlich 
beſchlußunfähig wird und unverjchiebliche Beratungsgegenftände vor: 


liegen. 7) 
Art. 104. 
Dem Magiftrate ift e8 anheimgegeben, bei Gegenftänden, welche 
befondere Fachkenntnis erheifchen, Fachmänner mit ihrem Gutachten!) 
zu hören und erforderlichen Falles in die Sitzung zu berufen. 


Art. 105. 


I. Die Plenar» und Senatsfigungen des Magiftrats find öffent⸗ 
lich i), ſoweit nicht Rückſichten auf das Staats⸗- oder Gemeindewohl 
oder auch berechtigte Anſprüche Einzelner entgegenjtehen. ?) 


* Abſ. II des Art. 103 ift nur anwendbar bei eigentlichen &emeinde- 
angelegenheiten (bergl. die Faſſung des Ubi. III). 

Siehe au tich. des Verw⸗Ger.Hofes: 

a. 8b. 18, 246, oben bei Art. 37 Anm. 175 I lit. a; fiehe fpeziell auch 
bie Ausführungen bei Bd. 18 ©. 254. 

b. Bd. 10, 188 * oben Anm. 2 Ab}. 9 lit. b. Siehe ſpeziell ebenda 
(Bd. 10) die Ausführungen auf ©. 198 Ubi. 1 und 2. 

*) fei ed ald DOrtd- oder ald Diftriktöpolizeibehörde (aljo auch bei mittel» 
baren Magiftraten). 

9) und zwar ohne vorherigen Verſuch, den Magiftrat — wie bei Ubf. II 
— durch ®emeindebevollmächtigte zu ergänzen, aljo ſchon dann, wenn ber Ma- 
giftrat für ſich allein beichlugunfähig ift. Vergl. v. Kahr ©. 857. 

7 Eine Berweifung an eine andre Behörde findet nur in den Fällen des 
Abſ. III und IV des Nrt. 108 ftatt; Dagegen bleibt die AZuftändigfeit der un» 
mittelbaren Stadtmagiftrate in Verwaltungsrechtsſachen auch dann unberührt, 
wenn die Stadtgemeinde ſelbſt Partei ift. 

Siehe Entidh. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 3, 667 in 8 99 Anm. 39 ©. 355 
und Bd. 4, 190 ff. oben Anm. 3 lit. d. 

Ferner Bd. 3, 94 oben Anm. 3 lit. a, 

Bu Urt. 104. 

) Diele Gutachten können auch fchriftlich abgegeben werben. 

Die Koften für die Snanfprughafıne dieſer Sachverjtändigen Hat die Ge⸗ 
meindelafle zu tragen. Vergl. auch Urt. 116 Abſ. VI. 

Bu Urt. 108. 

ı) Diejed Erforberni® ber Defientlichteit bezieht fi fomohl auf die Be⸗ 
ratung als auf die Mbftimmung in der Sigung, ferner auf alle Sigungen, alfo 
auch auf die, in welchen (bei unmittelbaren Magiitraten) Berwaltungdrechtögegen- 
ftände behandelt beat. verbeichieden werben. 

2) Ob dies der Fall, iſt nach Lage ber Sache jeweils zu enticheiden (fiehe 
Abſ. II). 

32* 
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U. Die Frage, ob in einem gegebenem alle die Deffentlichkeit 
der Beratung oder?) Abftimmung auszuschließen fei, wird in geheimer 
Sitzung entidhieden.®) 

IN. Die Deffentlichfeit darf jedoch niemals ausgejchloflen werden, 
wenn fie durch Geſetz für beftimmte Fälle ausdrücklich vorgefchrieben 


ift. 4) 

IV. Der Vorfigende handhabt die Ordnung; er ift verpflichtet, 
Beichen des Beifalls oder der Mikbilligung den Zuhörern nicht zu 
geftatten und nötigenfalls jeden berjelben, der die Ruhe der Sigung 
in irgend einer Weile ftört, aus dem Sigungsfaale wegzuweiſen und 
nah Umftänden abführen zu Lafien. ©) 


Art. 106. 


J. Zur Berwaltung örtlicher Stiftungen und Anftalten, jowie 
zur Beforgung beitimmter Gejchäftet) können auf Beſchluß des Ma- 
giſtrats bejondere Ausſchüſſe?) aus Mitgliedern des Magiftrats oder 
aus zu Gemeindeämtern wählbaren Gemeindebürgern gebildet werden, 
deren Auswahl dem Magiftrate zufteht. ®) 


D. Die hiezu berufenen Gemeindebürger 4) verrichten ihre Funktion 
unentgeltlich und haben nur Anſpruch auf Erſatz von Auslagen. 


II. Sole Ausihüfle find dem Magijtrate untergeordnet, 
deſſen Inftruftionen gebunden und fünnen von dem Magiftrate auf- 
gelöft werden. Der Bürgermeifter oder ein von ihm bezeichnetes 
Magiftratsmitglied führt den Borfig. 


IV. Die Funktion ftändiger Ausſchüſſe endet jedenfalls mit Ab⸗ 
lauf der Wahlperiode, in welcher fie gebildet worden find. 


V. Im Einverftändniffe mit den Gemeindebevollmächtigten können 
zur Vorbereitung von Beratungsgegenftänden gemeinichaftliche Aus- 


) Der Ausſchluß der Deffentlichkeit Tann fi nur auf Beratung, ober nur 
auf Abftimmung, aber aud) auf beide beziehen, auch kann die Veffentlichfeit zur 
beſchränkt werben. 

) Vergl. Fa 176 Abſ. V der Gem.Ordn. und hHiezu Entich. bes Berm.- 
Ger.-Hofed Bd. 1, 372, ferner v. Kahr ©. 860 f. Note I zu Anm. 1 lit. b. 

) Siehe hiezu rt. 7 bes bayr. Ausführungsgeſetzes vom 18. "Kuga 1879 
zur Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. 


Zu Art. 106. 


) Sorzugs weile u ur Borberatung wichtiger Gegenftänbe. 

) Diefe Ausfchüffe — weſentlich verihieben bon den nach Art. 102 Ubi. 
IV gebildeten Senaten, ganz bejonder3 find fie nicht, wie die Senate, befugt, 
bindende Beſchlüſſe zu foren: en; gie find vielmehr nur Silfsorgane bes bes Dagifrats, 
Vergl. oben die Anm. 13 zu Urt. 102 und den Abi. 

).Bergl. hiezu auch die Min.-E. vom 15. Juni 1875 „die Sufeung vor von 
Seunbeitätummifionen betreffend“, beſonders Ziff. 1 Abf.” 4, Min.-Bl. 299 
Web. 

, Diefelden brauchen nicht dem Dagiftrate oder den Gemeindebevollmäch⸗ 

figten anzugehören, müffen aber zu Gemeindeämtern wählbar fein. 
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ſchüſſe gebildet werden, zu welchen jeder Körper eine beftimmte Anzahl 
von Mitgliedern aborönet. 5) 


Art. 107. 


1. Zur Regelung des formellen Geſchäftsganges Tann!) der 
Magiitrat eine Gefchäftsordnung erlaffen. Zur Bildung von Senaten 
ift Die BZuftimmung der Gemeindebevollmächtigten erforderlich. ?) 

II. Sämtliche der Verwaltung des Magiſtrats untergebene Kaſſen 
find®) regelmäßig mindefteng einmal im Sabre unvermutet durch eine 
aus Mitgliedern de Magiftrats und der Gemeindebevollmächtigten 
gebildete gemischte Rommiffion zu unterjuchen. ®) 

IM. Die näheren Vorjchriften über Führung und Unterſuchung 
der Kaſſen findt) von dem Magiftrate zu erlaffen und der vorgefeßten 
Bermwaltungsbehörde zur Beftätigung vorzulegen. *) 


*) Die Mitglieder diefer gemeinfchaftlichen Kommiſſionen beider ftäbtiicher 
Kollegien können nur Ungehörige diejer Kollegien fein. Dieſe Ausichüffe nach 
Abſ. V Urt. 106 konſtituieren ſich felbft und Idfen fich von ſelbſt wieder auf, 
wenn die Geichäftdaufgabe, für welche fie eingeſetzt find, erledigt ift. 


Bu Art. 197. 


') Die Erlaffung einer Geichäftsordnung ift zwar dem freien Ermeflen des 
Magiſtrats anheimgegeben, dieſelbe kann aber im Intereſſe einer ordnungsmäßigen 
Geſchaͤftsführung nicht genug empfohlen werden. Vergl. auch Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes Bd. 14, 145 unten bei rt. 145 Abſ. VIII Anm. 9. 

) Siehe Art. 102 Abt. IV. 

*) Die Bildung einer gemifchten Kaſſaviſitationslommiſſion aus Mitgliedern 
der beiden ftädtiichen Kollegien ericheint al3 eine Zwangspflicht, da die Bifi« 
tation fämtlicher Kaſſen durch eine ſolche Kommiſſion minbeftend ein Mal jährlich 
erfolgen muß. 

Durch dieſe Bmangspflicht wird das Recht bes Bürgermeiſters, jederzeit 
Se gie gemeindlichen Kaflen zu vifitieren, nicht berührt. (Wergl. audy Urt. 131 


n die nach Abi. III herguftelienben Kaſſavorſchriften follte ftet3 eine Be⸗ 
ne aufgenommen werben, Durch welche auch der Vürgermeiſter für fich zu 
olchen unvermuteten onen verpflichtet wird. 

*) Auch die Erlafjung dieſer Borjchriften ericheint als Zwangspflicht und 
zwar müſſen Diejelben in eingehendfter Weiſe ſolche Beftimmungen treffen, welche 
es ermöglichen, einerfeitd dauernde Orbnung im ftädtiichen Kafla- und Rechnungs⸗ 
weſen zu erhalten andrerfeit3 Beruntreuungen thunlichſt zu verhüten. 

Siehe hiezu den Artikel „über die Bifitation gemeindlicher Kaflen durch 
Gemeindeorgane” in der Bayer. Gem.⸗Zeitg. Jahrg. 1892 ©. 273 ff.; ferner vergl. 
meine Abhandlung über ftädtiiches Kaſſa- und Rechnungsweſen Bayer. Gem.Zeitg. 
Zehrg 1893 Nr. 35 ©. 6% ff. und Nr. 36 ©. 714 ff, und Jahrg. 1894 Nr. 1 

. 16 f.; ferner über Kafjendefefte Bayer. Gem.-Beitg. Jahrg. 1892 ©. 177 ff. 
und Jahrg. 1896 Nr. 19 ©. 345 ff. 

Vergl. au bie für die Kaffenverwaltung ber Landgemeinden erlaflene 
Miniftertalvorichrift vom 12. Oktober 1869 (Web. 8, 382 ff.), welche auch für 
fleinere oder mittlere Städte vielfach als Mufter erfcheinen fann. Siehe unten 
Anm. 10 zu Art. 145 Abf. VIII. 

Siehe ferner Min.-Bel. vom 17. Mai 1886 (Min.-Bl. 154; Web. 18, 1ff.) 
die Kapitalsausleihungen der Gemeinden und Stiftungen, bier Die verzindliche 
Anlage von Geldern ber Gemeinden und drtlichen Stiftungen in laufender Rech⸗ 
nung, fpeziel Ziff. 12 Abſ. 3, abgedrudt oben ©. 205 ff. zu Urt. 26 Anm. 17. 
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IV. Die Formulare der Voranfchläge, Rechnungen und Rech— 
nungsüberfichten können durch Minifterialvorjchrift feitgeftellt werden. !) 


g 124. 
IV. Beftellung der Gemeindebevollmächtigten. 
Art. 108. 


I. Die Gemeindebevollmädtigten werden auf neun Jahre ge: 
wählt!) in der Art, daß je nad) drei Jahren das ältere Dritteil 
austritt. 


DO. Der erfte und zweite Austritt erfolgt nach Verlauf von Drei 
und ſechs Jahren durch das 2008. 


II. Die Zahl der gewählten Gemeindebevollmächtigten ſoll drei⸗ 
mal fo groß fein als die Zahl der bürgerlichen Magiftratsräte. 


Art. 109. 


I. Ein Gemeindebevollmädhtigter ift aus den in Art. 80 Ab}. I 
bezeichneten Gründen zum Austritte berechtigt und unter den Bor- 
ausfehungen des Art. 80 Abſ. II hiezu verpflichtet.) 


I. Ueber die Zuläfigfeit oder Notwendigkeit des Austritts ent- 
icheiden die Gemeindebevoflmäcdhtigten2) vorbehaltlich der Beſchwerde⸗ 
führung bei der vorgejegten Verwaltungsbehörde. 


II. Außerdem kann einem Gemeindebevollmächtigten aus trif- 
tigen Gründen die nachgejuchte Entlafjung durch übereinftimmenden 
—— des Magiſtrats und der Gemeindebevollmächtigten bewilligt 
werden. 

IV. In den Fällen des Art. 82 unterliegen auch Gemeinde⸗ 


®) Dies ift gefchehen durch die Min.-E. vom 10. Oktober 1869 „das Etat2- 

und Rechnungsweſen der Gemeinden und örtlichen Stiftungen in den Gemeinden 

der Landesteile diesſeits des Rheins (Web. 8, 346 ff.; Hehe oben bei Art. 89 

Anm. 14 lit. a). Außer den Formularien für Etats und Rechnungen enthält bie- 

jelbe vielfach belehrende Borfchriften und Erläuterungen zu dieſen Formularien zc. 

Art ae ferner auh noch Min.-E, vom 5. Februar 1886 oben ©. 429 bei 
. nm. 1. 


Zu Art. 108. 
?) Ueber die Wahlen zu Gemeinbeämtern fiehe Art. 170 ff. 


Zu Art. 109, 


») Siehe Hiezu die Anm. zu Art. 80, ferner Entich. des Berw.-Ger.-Hofes 
Bd. 17, 1: Bürgerliche Magiftratsmitglieder, Gemeindebevollmächtigte und Mit⸗ 
glieder eines &emeindeausichuffes ober Gemeinderates müfien, wenn gegen fie Das 
Kontursverfahren eröffnet wurde, aus dem gemeindlichen Kollegium austreten. 

:) Und zwar — abgejehen von dem Falle des Abſ. III — ohne Yuftimmung 
jeitend des Magiſtrats; vergl. dagegen Art. 80 Abi. II. 
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bevollmächtigte für die Dauer des Strafverfahren der Suspenfion 
vom Amte, welche der Bürgermeifter in Vollzug zu feten Hat.®) 


Art. 110. 


I. Die Gemeindebevollmächtigten verfehen ihre Stellen unent- 
geltlih, erhalten jedoch für bare Auslagen Vergütung aus der Ge- 
meindefafie. 

U. Bei öffentlichen Tyeierlichleiten und anderen befonderen Ge— 
legenbeiten haben fie den Rang nad) dem Magiftrate vor den übrigen 
Gemeindebürgern. 1) 2) 


| 8 125. 
V. Wirkungskreis der Gemeindebevollmächtigten.*) 
Art. 111. 


Die Gemeindebevollmächtigten vertreten die Gemeinde!) gegen- 
über dem Magiftrate.2)®) | 


) Der Art. 111 des Ausführungsgefeges vom 18. Auguft 1879 zur Neichs- 
Str.⸗Proz. Ordn. bezieht fich nicht auf Gemeindebevollmächtigte; die Teßteren find 
feine Gemeindebedienfteten. 

Zu Art. 110. 


*) Ein Dienftzeihen — wie nad) Art. 83 — ift für Gemeinbebevolfmäd)- 
tigte nicht vorgefehen. In Münden ift denfelben eine befondere Dienftlleibung 
gewährt worden. 

”) Ueber dad den Gemeinbebevollmächtigten zuftehende Siegel fiehe Min.- 
Bel. vom 20. November 1883 „Dienftfiegel der Gemeindebehörben betreffend“ 
(Web. 16, 401), abgebrudt oben ©. 62 f.; ferner Din.-Bel. vom 23. Yebruar 
1884 gleichen Betreff? (Web. 16, 463, abgebrudt oben ©. 63). 


Zu 8 18. 

*) Siehe hiezu meine Abhandlung in der Bayer. Gem.-Beitg. Jahrg. 1896 
©. 10 ff, 30 ff., 46 fi, 66 ff, 87 ff, 108 ff, 122 ff., 144 ff, 154 ff., 196 ff., 
223 ff. 247 ff. 

Zu Art. 111. 

2) Bergl. Hiezu Art. 70 Abi. I Ziff. 2. 

*) Vergl. im Gegenſatz hiezu Urt. 84 verb.: „vertritt die Gemeinde in 
ihren Rechten nad Außen“. Bezüglich ber wenig glüdlichen Faſſung des Art. 
111 fagt v. Kahr ©. 869 ſehr zutreffend: „auch der Magiftrat empfängt fein 
Mandat von der Gemeinde und tft Vertreter der Gemeinde; das Richtige ift, daß 
die Semeindebevollmädhtigten dem Magiftrate an die Seite gejeßt find und mit 
bemfelben die Gemeinde vertreten, daß aber die Gemeindebevollmächtigten nad) 
außen (in der Hegel) nicht unmittelbar hervortreten.“ Siehe v. Seybel Bd. 2, 
—— * er auch meine Abhandlung in der Bayer. Gem.-Zeitg. Jahrg. 
1 . 107. 

) Gegen eine Verlegung der YZuftändigfeit der Gemeindebevollmächtigten 
durch ben Magiſtrat kann eventuell auch das Einjchreiten der Staatdauffichts- 
behörde ſeitens des Gemeindelollegiums angerufen werben, wenn nicht überhaupt 
die betreffende Nechtshandlung ohne Buftimmung Der &emeindebevollmädhtigten 
on fich ſchon rechtsunwirkſam if. Eine Beichwerde an ben Verw.⸗Ger.Hof ſeitens 
des Gemeindetollegiums gibt es ſolchen Falles nicht, deögleichen auch nicht nach 
Art. 163 der Gem.Ordn. Siehe hiezu v. Kahr ©. 870. 
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Art. 112.9 


I. Außer den gejeglich beftimmten befonderen 2) Fällen muß Der 
Magijtrat die Zuftimmung 3) der Gemeindebevollmädhtigten erholen: *) *) 


Zu Wrt. 112. 


) Für die Gemeindeordnung gilt der Grundfag: Für Die Belorgung aller 
(eigentlichen unb übertragenen) ®emeindeangelegenheiten ift in ber Negel Der 
Magiſtrat allein zuftändig, eine Mitwirkung der Gemeindebevollmächtigten ift nzrr 
infoweit gegeben, als das Geſetz dies ausdrüdlich vorjchreibt. 

2) Die Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten ift nötig — abgeſehen 
von Art. 112 Abi. I — 

a. nad Art. 4, 16, 23, 24, 31, 40, 47 Abf. I, 48 Abſ. II mit 57, 67, 

73 Ubi. I, 77 Abſ. III, 80, 87 bj. IV, 88 Abi. VIII, 106 Abi. V, 
107 Abſ. I Sag 2, 109 Abf. ITI, 153 Ubf. IX, 159 Abſ. II bezw. 
Abſ. I St 9, 189 Abj. II der Gem.-Drbdn. 

Eine jonftige Mitwirtung ber Gemeindebevollmädtigten if vor- 
eichrieben in der ®em.-Ordn. durch Art. 9 Abi. IV, 79 Abi. I, 85 
bj. I, 88 Abf. IV, V, VI auch X, 89, 103 Abſ. II und IV, 107 

Abj. II, 109 Abſ. II, 112 Abſ. II, 113, 114 (gemeinjchaftlidye Sir 
ungen), 115 (Recht der Sitiative), 116, 119, 165 Abf. I, 167 Abſ. IL, 
176 Abi. II, 177 Abſ. I und II, 189 Abſ. III, 192 bis 195 (durch 
bie Gemeindebevollmädhtigten bethätigte Wahlen) mit 200. 

b. nach dem Armengeſetz: Art. 22 Abſ. II, 25 Mb. I, 26, 32 Abſ. IL, 
34 Abſ. VIII, 35 Abf. III; ferner Mitwirkung derjelben nah Art. 
22 bj. I lit. c, 34 Abf. III. 

ec. nach dem Yeimatgejeße: Zuftimmung nad Art. 8 Ubf. II; Mitwirkung 
bezw. Bertretung ber Gemeinde nad) Art. 27 Abſ. II, 36 Ubi. II, 
37 Abſ. II und V, 40 Abi. II Ziff. 2. 

d. nach anderen Geſetzen: Art. 4, 10 Abſ. I, 13 des Gejekes vom 12. März 
1850 über die Verpflichtung zum Erſatz bes bei Aufläufen verurſachten 
Schadens (Urt. 206 Abi. II Ziff. 1 der Gem.-Orbn.) und Art. 14 Des 
Geſetzes vom 4. Mai 1851 über das Einjchreiten ber beivaffneten Macht 
(Web. 4, 99 f. und 249). 

Art. 7 Abſ. 2 und 12 bes Jagbansübungägeiebe? vom 30. März 
1850 (Art. 206 Abſ. TI Ziff. 1 der Gem.-DOrdn.; Web. 4, 106 f.). 

8 6a, 10 Abf. 3, 16 Abſ. 1, 18a Abſ. 1, 43 Abſ. 1, 46 Abſ. 1, 
46a, 52 Abſ. 1 und 3 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 10. April 
1892 nebft Art. 2 Abf. 2 des Ausführungsgejeßes vom 26. Mai 1892 
und beſonders 8 2 Abſ. 3 der Vollz.⸗Vorſchr. vom 8. Juni 1892 (Web. 
21, 369 unb 395 f.). 

8 142 der Neich3-Gemw.-Orbn. und 8 50 der Bollz.-Borihr. vom 
29. März 1892 (Web. 21, 189). 

8 2 Biff. 1a der Vollz.-Berordn. vom 14. DOftober 1875 gem Ber- 
fonenftandagejeg (Web. 11, 162); 8 4 Abf. 2 des Berfonenfta ägeiepes 

88 7 Ubi. 2 und 8 der Verordn. vom 26. Auguſt 1883 die Er⸗ 
richtung der Volksſchulen und bie Bildung der Schuliprengel betreffend 
(Gef. u. Berordn.-Bl. 407; Web. 16, 373). 

Ferner Mitwirfung nah Art. 14 Abſ. II des Bolizei-Str.-Wei.-B. 
(Belchtverberecht gegen ort3polizeiliche Vorſchriften). 

eiter fiehe nody die Fälle bei Urt. 114 Anm. 1. 

Siehe auch Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 10, 290: Den Gemeinbe- 
bevollmächtigten in Gemeinden mit ftädtilcher Verfaſſung fteht allein das Ve⸗ 
fchwerberecht gegen den einen gemeindlichen Einipruch gegen die Ausſtellung des 
Verebelichungszeugnifies zurückweiſenden polizeilichen Beſchluß zu ꝛc. ꝛc. 

In allen Fällen, in welchen vom Gejeg die Zuſtimmung ber Gemeinde⸗ 
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1) bei Uebernahme einer Garantied) der Gemeinde für An- 
ftalten®) oder fonftige Unternehmungen”); 

2) bei Verpachtungen und Geldvorleihen aus Gemeinde- oder 
Stiftungsmitteln an Mitglieder des Magiſtrats oder an deren 
Berwandte in auf- oder abjteigender Linie, dann an Seiten- 
verwandte oder Verſchwägerte des nächjten Grades; ®) 

3) bei Feititellung der den Dlagijtratsmitgliedern zu gewähren: 
den Bejoldungen?), Funktionsbezüge 10) und Entf häbiaun. 
gen 10), bei Feſtſetzung der Selolbungen des höheren Dienjt- 
perjonal8 der Gemeinde), fodann bei Abſchluß von Dienit- 
verträgen2) und Feſtſetzung von Dienftlautionen 18), bei 
Verleihung von Penfionsrechten 1) und WBenfionen 2) an 
Magiftratsmitglieder 16) und höhere Bedienjtete der Gemeinde, 
jowie bei Bewilligung außerordentlicher Remunerationen, 
Unterftügungen und Nachläfje!7) an ſolche Perjonen, endlich 
bei Verleihung von PBenfiongrechten oder Penſionen an niedere 
Gemeindebedienitete ; 

4) bei Einführung und Regulierung der Aufnahms-, Heimat- 
und Gemeinderecht3-Gebühren ; 

5) bei Gründung?) neuer Gemeindeanjtalten 19); 


bevollmädhtigten gefordert wird, ift der Magiftrat allein zur Xertretung ber 
Gemeinde nicht bereditigt, e3 find vielmehr beide Kollegien hiezu gemeinfchaft- 
Ti berufen unb bethätigen bdieje Vertretungsbefugnis durch übereinftim- 
mende Beſchlüſſe; durch den Beſchluß nur eines ber beiden Kollegien wird 
in ſolchen Fällen die Gemeinde weder berechtigt noch verpflichtet. 

Bergl. dv. Kahr ©. 874; auch Art. 101 Anm, 9. 

) Ein Recht zur Veichwerdeführung in ben eigentlichen @emeindeangelegen- 
Beiten befipen bie Semeindebevollmädhtigten nicht. Siehe Art. 84, befonders Anm. 6. 
gif 89 . bh. einer dauernden Haftungeverbindlichkeit; ſiehe Art. 159 Abſ. I 

If. © 
b. 5. für Anftalten, welche feine Gemeindeanftalten find (vergl. dagegen 
Biff. 5 des Art. 112), 3. B. für eine Lokalbahn zc. 

) 3.8. eine Austellung, ein Volksfeſt ꝛc. 

9) Vergl. hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 16 unten bei Art. 
192 Abſ. III. 

9 Art. 74 Abi. II. 

29, Art. 75 Abſ. III, 87 Abſ. IV. 

19 Art. 77 Abi. II, auch 87 Ab}. IV. 

2) rt. 74 Abſ. II, 76. 

29 Siehe auch Art. 87 Abf. IV. 

20, Art. 76, 77 Abſ. II. 

16, in den SFällen, in welchen der außer Dienft tretende Beamte nicht an fi 
ſchon Penſionsrechte bejigt, ihm aber trogbem bei feinem Austritte eine Penſion 
gewährt werden joll. 

16) foferne biejelben nicht ſchon, wie definitive Rechtskundige, gefebliche 
Benfionsrechte nach Art. 74 Abſ. II beiigen, es fei denn, daß ihnen über dieſe 
hinaus Penitondbezüge gewährt werden ſollen. 

27 fiehe Art. 58. 

ı, Nur bei Bründung, nicht bei Aufhebung. 

Vergl. Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. 5, 81 Abi. 2, oben bei Art. 67 
Anm. 7 Abſ. 2. 
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6) bei Gemeinde: und Stiftungs-Reubauten; 


7) bei Erwerbung von Realitäten?0), bei Freitpiffiger Veräußerung 
oder Verpfändung unbeweglicher Gemeinde- und Stiftungs- 
güter20) oder nußbarer Rechte?), fowie bei Veränderungen 
in deren Subftanz 22) oder bei Belaftung derjelben mit ftän- 
digen Ausgaben oder fonjtigen bleibenden Lajten; 


8) bei Kapitalanlagen, wenn fie gegen. die durch Verordnung 
aufgeftellte Norm ftattfinden jollen 28) 24); 


9) bei Verwandlung der bißherigen Selbitverwaltung bedeutender 
Defonomiegüter oder nußbarer Rechte in Verpachtung und 
diefer in Selbitverwaltung; 


10) bei Regulierung der Gebühren für Benübung des Eigen- 
tums, der Anftalten oder Unternehmungen der. Gemeinde); 


11) bei Anordnung bisher nicht 2%) beitandener Gemeindedienfte; 


12) bei Abjchließung von Vergleichen oder bei Erflärung bes 
Streitabftandes, wenn dadurch eine Aenderung an der Sub- 


18, Ueber den Begriff „Oemeinbeanftaiten“ fie v. Kahr ©. 876 f.: 
dv. Seydel Bd. 3, 627 f. und oben 89 

» Realitäten” und —eS htm in Ziff. 7 find gleichbedeutenbe 
Ausdrüde. 

| Öemeinbegrunbteilungen fallen nicht unter dieje Ziff. 7. Siehe Art. 27. 

bei jeder wejentlichen Umänderung bes Beſtandes eines 
Grunbfültes ober nußbaren Rechtes. 

»®, Sieber gehören die Beitimmungen der Verordn. vom 31. Yuli 1869 
mit Vollz.⸗Vorſchr. vom 6. Auguſt 1869 oben 8 96a Anm. 17 zu Art. 26 ©. 
196 bi3 204. Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich nicht auf SupitolBaubleifungen 
der PBfarr- und Kirchenftiftungen ſowie der nicht unter den Gemeindebehör 
ftehenden fonftigen Stiftungsadminiftrationen. Siehe Ziff. 25 der vorgenannten 
Bollz.-Borfchr., oben ©. 204 

Ferner fiehe hiezu Dein. «Bel. vom 12. Mär; 1885 oben 8 46a S. 20. 
(bezüglich der Hypothekenlöſchungsbewilligungen), besgleihen Min.-Bel. vom 17. 
Mai 1886 Über die verzindliche Unlage von Geldern der Gemeinden und Stift- 
ungen in laufender Rechnung, oben F 96a ©. Waff. Endlich vergl. noch die 
Min.-E. vom 15. März 1872 (Web. 8, 250), vom 20. ——* 1873 (Geb. 9, 717; 
Min.-Bl. 376), vom 2. Dftober 1875 (Web. 11, 156; Min.Bl. 489), vom 13. 
September 1885 (Web. 17, 392; Min.-Al. 238), vom 27. Juni 1886 (Web. IS, 
69; Min.-Bl. 195), und vom 5. März 1897 (Min.-Bl. 72), ſämtlich oben 8 96 a 
S. 199 Anm. 17 Ziff. 5 NB. Weiter fiehe nachftehende Anm. 24. 

©, Ueber bie Anlage von gemeindlichen Sparfafiageldern find fpezielle 
Beftimmungen getroffen un giar durh Min.-Bel. vom 20. Mai 1874 (Min⸗Bl. 
301, ®eb. 10, 353 ff.): die Sparfaffen von Gemeinden und Diftrikten betreffend, 
Min.-E. vom 27. November 1878 (Min.-Bl. 398, Web. 13, 506), Min.-Bel. vom 
15. Juli 1881 (Min.-Bl. 242, eb. 15, 309): die 9 gorberung de Sportafie- 
weſens betreffend, Min.-Bet. vom 4. Juli 1882 (Min.-Bl. 219, Web. 15, 742 f.), 
Die Geichäftäberichte über den Stand der Sparlafien von Gemeinden und Diftrikten 
"Ren, ,‚ hiezu Min.E. vom 5. Juni 1888 gleichen Betreffs (Web. 15, 742 


Note 
In Art. 40 der Gem.-Drdn.; auch Art. 159 Abſ. I Ziff. 6 
8 1 29 d. H. überhaupt nicht oder in anderer Weiſe bezw. für einen andern 
wed. 
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jtanz 27) des Gemeinde» oder Stiftungs-VBermögens 27) herbei- 
geführt wird); 

13) bei Aufnahme von Baflivfapitalien, wodurch der Schulden- 
ftand vermehrt29) wird, bei Feſtſetzung und Abänderung ber 
Schuldentilgungspläne und bei zeitlicher Einftellung der 
Schuldentilgung; 

14) bei Gefchenfen und freiwilligen Gaben für Zwecke?o), melche 
außerhalb der Verpflichtung 81) der Gemeinde liegen; 


15) bei Beichlüffen über Abänderung des gefeplichen Maßftabes 
für Verteilung der Naturaleinquartierung. 82) 


II. Welche Vermögensbeftandteile der Gemeinde als unter Ziff. 9 
fallend betrachtet werden jollen, haben die Gemeindebevollmädjtigten 
zu bejtimmen. 38) 84) 85) | 


7) Vergl. oben Anm. 22. Bermögen ift bier: Grundftod-Bermödgen. 

29) Boraueſeung der Ziff. 12 iſt das Vorhandenſein eines Rechtsſtreites, 
welcher durch Vergleich oder Streitabſtand erledigt werden ſoll. Siehe hiezu 
v. Kahr S. 881 Anm. 24. 

29 und zwar ſowohl in Bezug auf Kapital als auf die Höhe der Zinſen⸗ 
laft. Hilf. 13 findet feine Anwendung, wenn Schulden- oder Zinslaſt vermindert 
wird oder ſich nleich bleibt infolge von Kapitaldaufnahme (z. B. wenn eine gleich 
hohe Schuld mit gleicher Verzinſung aufgenommen wird, um ein gefündigtes 
Kapital I eimzuzahlen) oder von Konvertierungen. 


. ) 3. B. Unterjtügung von Vereinen, Zuwendungen an Ausftellungsunter- 
nehmungen, für Ehrungen 2c. ıc. 
* Bergl. Art. 38. 


”), An Stelle diefer Beſtimmung (Ziff. 15) fiehe jebt 8 7 Abi. 3—5 des 
Reichsgeſetzes vom 25. Juni 1868 bezw. 21. Juni 1887 über die Quartierleiftung 
für die bewaffnete Macht während des Friedenszuſtandes und hiezu $ 9 der bayer. 
er vom 8. Juli 1875 (Web. 7, 341 und 11, 89; Gef.- u. Beordn.- 


””, Es kann dies entweder ein für alle Mal durch ftatutariiche Vorſchrift 
oder von Fall zu Fall geichehen. 

*#, Ueber alle einzelnen Hiffern 1 bi 15 des Art. 112 fiehe meine oben 
zu 8 125 auf ©. 503 Note * erwähnte Abhandlung, Bayer. Gem.-Beitg. Jahrg. 
1896 ©. 31 ff.; 46 ff. und 66 ff.; fiehe auch nachftehende Anm. 35. 

20) Als Regel für die Anwendung des Art. 112 in der PBrarid muß auf- 
geftellt werden, daß in allen Fällen, in welchen e8 zweifelhaft ift, ob eine 
der 15 Ziffern bes Art. 112 ihre Anwendung zu finden habe, es ſich ſchon 
aus praftiichen Gründen — beionder8 auch im Hinblid auf die eventuelle Haft- 
barkeit, desgleichen auf die thunlichite Wermeidung einer Verlegung der Kompetenz 
des anderen Kollegiums — fehr empfiehlt, bie betreffende Ungelegenheit bem Ge⸗ 
meinbefoflegium mitzuteilen, damit dasjelbe wenigſtens in der Lage ift, ſich über 
jeine Zuftändigfeit zu erklären. 

Erfahrungsgemäß erwachſen die meiften gemeinblichen Differenzen aus 
Stompetenzverlebungen, ſei e8 daß der Magiftrat die Zuftändigfeit des Gemeinbe- 
kollegiums ignoriert oder daß das Iehtere ſich Kompetenzen anmaßt, Die es nad) 
dem Geſetz nicht befigt. Derartige Heibereien follten aber allenthalben im In⸗ 
terefie der Gemeinde und des öffentlichen Friebens thunlichft vermieden werben. 

Bergl. dagegen wieder die hier einichlägigen Bemerkungen zu Art. 84, 101 
und 111 besüglich der Kompetenz des Magiftrates und bezw. des Bürgermeiſters. 


508 8 125. V. Wirkungskreis der Gemeindebevollmäcdtigten. Art. 113, 114. 


Art. 113. 


Inwieferne den Gemeindebevollmäcdtigten die Ausübung von 
Praſentations⸗ oder Vorſchlagsrechten bei Befegung von Kirchen⸗ und 
Schuldienften oder eine Mitwirkung hiebei zufteht, iſt vorbehaltlich 
en 1) gejeglicher Vorjchriften nach der bisherigen Webung zu 

meſſen. 


Art. 114.1) 
I. Haben die Gemeindebevollmächtigten in einer Sache, in welcher 


Zu Wrt. 118. 


ı) Siehe Hiezu Ziff. 152 bis 154 ber Bollz.-VBorfchr. vom 31. Oftober 1837 
zum revidierten Gem.-Ed. 1818/34 (Web. $, 156 ff.); weiter die Min.-E. vom 
23. März 1866 (Web. 6, 602): Bewilligung von Bräfentationsrechten zu Volks⸗ 
ſchullehrerſtellen; auch vom 20. Auguft 1866 (Web 6, 651): Snjertiondgebühren 
für Ausſchreibung erledigter Bräfentationdpfränden; vom 11. Januar 1867 (Web. 
6, 746): Bräfentation zu Schulftellen in Städten; vom 12. Mai 1870 (Web. 8, 
530): PBräjentationsrecht der Gemeinden bei Bejegung von Lehrftellen an Gewerbs⸗ 
(jegt: Real⸗) Schulen. 

Bergl. auh Art. 8 Hiff. 39 und Urt. 9 Abſ. I bes Geſetzes über den 
Verw.⸗Ger.Hof; ferner Entich. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 1, 448 ff.: (Gefuch um Wiebereinfegung in den vorigen Stand in 
einer Präjentationsrechtdangelegenheit, gemeindliche Präfentation zu 
einer Meßnerſtelle). 

b. ®b. 15, 49: Das Beſetzungsrecht auf Stellen des niedern katholiſchen 
Kirchendienftperfonala fteht, jomweit es nicht den Magiftraten vor dem 
1. Oftober 1807 überlafien war, ben Freisregierungen nad) vorgängiger 
gutachtlicher Bernehmung der adminiftrativen Unterbehördben, des 
Ortspfarrers und des Diftriltsfchulinipeltors, zu, währenb der Kreis⸗ 
regierung da, wo ein PBräjentationsrecht einer Gemeinde u. |. w. beftebt, 
dad Beltätigungsrecht zulommt. 

(Berordun. vom 30. Dezember 1810 8 3 Abſ. 1 und 3 und 8 6, 
Web. 1, 342; Verordn. vom 18. Mär; 1819 „bie Kompetenz ber 
Magiftrate” Biff. III, Web. 1, 756; 8 35 der Form.⸗Verordn. vom 
17. Dezember 1825, Web. 3, 291.) 


c. Vd. 15, 186: Das einem Magiftrate und einem Bfarramte fumn- 
lativ zuftehende Präfentationsrecht auf eine vereinigte Schul- und 
ChHorregentenftelle bleibt, wenn nicht befondere Umftände vorliegen, aud) 
nach Lostrennung des Ehorregentendienftes von ber Schufitelle in feiner 
fumulativen Eigenichaft aufrecht. 


gu Art. 114. 


1) Zu Art. 114 ber meine Abhandlung in der Bayer. Gem.Zeitg. Jahrg. 
1895 Nr. 25 „Gemeinſchaftliche Sigungen“. 

Außer in den durch Art. 114 bezeichneten Fällen haben gemeinichaftlidye 
Sitzungen nad) fpezieller Veftimmung der Gem.Ordn. noch ftattzufinden gemäß 
Art. 88 Abſ. V, 89 Abſ. V, 118 Abſ. ILL (ferner Urt. 28 Abſ. II des Armen- 
geſetzes; weiter zur Wahl von Vertrauensmännern für den Ausſchuß zur Auswahl 
von Schöffen (und Geſchworenen) nad) Art. 24 bes bayer. Ausführungsgeſetzes zum 
Reichs⸗Ger.⸗Verf.Geſetz vom 27. Januar 1877, endlich zur Wahl von Steuer- 
ausidußmitgliehern nach Art. 32 des Einfommen-, Art. 17 des Kapitalrenten- 
und Urt. 29 des Gewerbſteuergeſetzes. 
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deren Zuſtimmung erforderlich ift, nicht zugeſtimmt?) und glaubt der 
Magiitrat ihrem Beſchluſſe nicht beitreten zu können, jo ift eine 
wiederholte?) Beratung in gemeinjchaftlicher Sitzung zu veranftalten®), 
wobei die beiden Körper gefondertt) abitimmend). Erfolgt hiebei 
feine Bereinigung, liegt jeboch eine teilweije®) Buftimmung der Ge- 
meindebevollmädhtigten vor, fo tft deren Beſchluß maßgebend, wenn 
nicht der Magiſtrat feinen Antrag zurüdzieht”). Außerdem bat im 
Falle der Richtvereinigung die Ungefegenbeit auf ſich zu beruhen ®), 
unbeſchadet der Befugnis der vorgefegten Verwaltungsbehörde, Die 
nötigen Verfügungen zu treffen, wenn infolge des Aufichubs eine 
Einfchreitung gemäß Art. 157 veranlaßt ift. 

I. In allen gemeinichaftlichen Sigungen führt der Bürgermeijter 
oder deſſen Stellvertreter den Borfig, jedoch wird die Abjtimmung 
der Gemeindebevollmächtigten außer dem in Art. 118 Abf. III vor- 
gejehenen Falle durch deren Vorſtand geleitet. 


Art. 115. 


I. Die Gemeindebevollmädhtigten find berechtigt, in allen ihrer 
Mitwirfung vorbehaltenen Angelegenheiten jelbjtändige Anträge zu 
ftellen 2) und hierüber die Beichlußfafjung des Magiitrats, beziehungs- 
weiſe die in Art. 114 beftimmte gemeinfchaftliche Beratung herbei: 
zuführen; dieſelben find auch berechtigt, in den ihrer Buftimmung 


2) Es hat demnach zunächſt gejonderte Beratung in beiden Sollegien 
vorauszugehen und ift es unzuläflig, einen Gegenſtand jofort zur gemeinjchaftlichen 
Situng zu bringen. In lebterer Bat vielmehr die wiederholte (nicht die erfte) 
Beratung einer Sache ftattzufinden. 

*) Die Unberaumung erfolgt durch den Magiftratövorftand, am zweck⸗ 
mäßigften im Benehmen mit dem Borftande des Gemeindelollegiums. Die Ladung 
jebes einzelnen Kollegiums geht von den Borftänden je be betreffenden Kollegiums 
aus. Vergl. BI. für admin. Pr. Bd. 84, 120 ff. 

*) Beide Kollegien find demnach auch beaüglich folder gemeinichaftlicher 
Sigungen jelbftändig für fih. Siehe auch Abſ. II ded Art. 114. 

* Die Ubftimmung erfolgt — wenn auch für jedes Kollegium beſonders 
— in der gemeinjchaftlicden Sigung. 

b. H. in den Fällen, in welchen e8 fih um Biffern ber zu genehmigen- 
den Bde Ken hanbelt; in anderen Fällen kann von feiner „teilweijen“ Auftimmung 
die Rede fein. 

) Diefes „Burüdziehen" kann auch ſtillſchweigend durch Verzicht auf 
Weiterverfolgung ber Sache geichehen. 

°, Eine unmittelbar wie ehe Behandlung der nämlihen Sache 
(nad) Art. 114) ift zwar nicht ftatthaft, body bleibt ed nicht ausgeſchloſſen, daß 
dieſe Angelegenheit ſpäter z. B. im nächſten Etatsjahr oder in der nächſten Wahl⸗ 
periode wieder aufgegriffen wird. 


BZulfrt. 115. 


1) Es ericheint wohl aud als felbftverftändlich, dat bie Gemeindebevoll⸗ 
mächtigten das ftaatliche Aufſichtsrecht anrufen können, wenn fie Orbnungd« ober 
Geſetzwidrigkeiten in der magiftratiichen Bermaltung entdeden, welche bie Thätig- 
feit der Staat3auffichtäbehörde nach Art. 157 in Bewegung zu jeßen vermögen. 
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nicht vorbehaltenen Angelegenheiten an den Magiſtrat jchriftliche An⸗ 
regungen zu richten, auf welche derſelbe verpflichtet ift, Jchriftlichen?) 
Beicheid zu geben. 

I. Der Magiſtrat ift verpflichtet, den Gemeindebevollmächtigten 
die Einficht der Akten, deren fie zu ihren Beratungen bedürfen, zu 
geitatten 8, und fonftige Ausfunft*) über ihre Beratungsgegenjtände 
zu erteilen. 


8 126. 
VI Geſchäftsgang der Gemeindebevollmächtigten. 
| Art. 116.9 


I. Die Gemeindebevollinächtigten wählen jedes Jahr aus ihrer 
Mitte einen Vorftand, welcher die Sigungen, jo oft e8 erforderlich 
ift, anzuordnen hat, und einen Schriftführer, dem Die Beſorgung der 
ſchriftlichen Arbeiten obliegt. 

I. Die Vertretung des Vorſtandes und Schriftführers wird 
durch die Geichäftsordnung geregelt. 

IL Die Gemeindebevollmächtigten find befugt, zu ihren Sigungen 
die Abordnung von Mitgliedern des Magiſtrats zu verlangen, weldyen 
das Wort, jo oft fie es begehren, erteilt werden muß. 

IV. Der Magiftrat iſt berechtigt, zu jeder Sigung Mitglieder 
aus feiner Mitte abzuordnen, die auf Verlangen gehört werden müfjen. 
Zu dieſem Behufe ir dem Magiftrate von der Sitzungszeit Kenntnis 
zu geben.?) 

V. Der Vorſtand der Gemeindebevollmächtigten ift verpflichtet, 
auf Schriftlichen Antrag von mindeftens dem vierten Teile jämtlicher 
en jowie auf Antrag des Magiftrat3 eine Sitzung zu ver- 
anitalten. 








) Eine mündliche Erklärung — fiehe unten Anm. 4 — genügt in ben bier 
genannten Fällen nicht. 

2) Bu biefem Kehle empfiehlt e3 fi, ein bejonderes Aktenregal in der 
magijtratiihen Kanzlei fpeziell für die Alten anzumweifen, welche den @emeinde- 
bevollmädhtigten d. h. dem Vorſtande oder den betreffenden Referenten, eventuell 
—X einzelnen Mitgliedern desjelben behufs Einſichtnahme zur Verfügung 
gejtellt werben. 

Eine Hinausgabe von Attenftüden in die Wohnung der Mitglieder oder 
des Borftandes oder Referenten der Gemeindebevollmädtigten kann — ſchon mit 
Rüdfiht auf die Beſtimmungen über Amtsverjchwiegenheit — nicht geftattet 
werden. Die Alten gehören ind Rathaus. 

*) Entweder fchriftlich oder durch Erflärung in der Sigung ber Gemeinde⸗ 
bevolfmächtigten (Art. 116 Abſ. III und IV). Siehe dagegen Anm. 2. 


Bu Wrt. 116. 
1) Ueber das Siegel der Gemeindebevollmächtigten fiehe oben 8 94 ©. 62 }. 
(Anm. 2 zu Urt. 110). 
2) und zwar rechtzeitig zugleich unter Mitteilung ber Tagesordnung, foweit 
dieſelbe bereit3 feftfteht. 
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VI. Die Gemeindebevollmächtigten können Sachverjtändige®) mit 
ihren Gutachten vernehmen; etiwa Hierauf erlaufende Koften trägt bie 
Gemeindelaife. *) j 


Art. 117. 


I. Die Vorſchriften des Art. 105 finden auch auf die Situngen 

der Gemeindebevollmächtigten Anwendung. !) 

I. Zur Giltigfeit der Beſchlüſſe iſt erforderlich : 2) 

1) daß alle im Gemeindebezirfe anmwefenden Gemeindebevollmäch- 
tigten, foferne die Sitzungstage nicht vorausbeftimmt find, 
bejonders eingeladen wurden, 

2) daß mehr ala die Hälfte der gejeglichen Mitgliederzahl ®) an 
der Beratung und Abſtimmung Zeil genommen; 

3) daß die Mehrheit der Abjtimmenden für diejelbe Meinung 

ſich ausgeiprochen hat. 
II. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Bor- 
fienden. 

IV. Sein jtimmberechtigtee Mitglied darf fich der Abftimmung 

enthalten. 


Art. 118. 


I. Gemeindebevollmächtigte fünnen an der Beratung und Be- 
ſchlußfaſſung über Angelegenheiten, wodurch ihr Privatinterefle un- 
mittelbar berührt ift, nicht Teil nehmen. !) 

I. Kann infolgedefjen?) die Vorausfegung des Art. 117 Ziff. 2 
nicht erfüllt werden, fo hat der Bürgermeifter unter Beobachtung der 
Borichriften de Art. 190 Abf. 1 aus der Zahl der Erjabmänner 
jo viele Unbeteiligte für den bejonderen Fall einzuberufen, als zur 
Beichlußfähigkeit der Verſammlung erforderlich find. 


pie Gutachten Tann jchriftlih oder auch mündlich in der Sitzung 
(vergl. Art. 104) abgegeben werben. 

Insbeſondere für die Nechnungs-Revifion follte von dieſer Befugnis aus⸗ 
giebig Gebrauch gemacht werben. Bergl. oben Anm. 8 zu Art. 89 ©. 482. 

9) Die Anweiſung dieſer Koften durch den Magiftrat darf nicht verweigert 


werden. 
Bu Urt. 117. 
ı) Siehe die Anm. zu Art. 105. 
gu Abſ. II fiehe die Bemerkungen zu Art. 102 und nadjftehende Anm. 3. 
iehe Art. 108 Mbf. III mit Urt. 71 Abf. I Biff. 8 und Art. 73 bj. I. 
„gefeglich“ im Gegenſatz zu den gerade effeltiv vorhandenen, aljo bie Zahl, 
welche ſich aus ben vorgenannten gejeglichen Beftimmungen ergibt, ohne Rüdficht 
darauf, ob etiwa zur Beit einer oder der andere auögetreten, verftorben ꝛc. und 
daß an feine Stelle noch fein Erſatz getreten ift. 


Bu Art. 118. 
1) Siehe Anm. 1-3 zu Wrt. 103 Abſ. I ©. 497 f. 


*) bezw. überhaupt wegen Beichlußunfähigteit (auch aus anderen Gründen) ; 
vergl. v. Kahr ©. 887. 
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II. Kann auch auf dieſe Weile eine beichlußfähige Verfammlung 
nicht gebildet werden, jo find die unbeteiligten Mitglieder des Ma- 
giftrat3 und der Gemeindebevollmächtigten durch den Bürgermeifter 
zu einer Berfammlung zu vereinigen, in welcher der Beichluß®) 
durch abjolute Stimmenmehrheit der Anmwelenden 4) gefaßte) wird und 
bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorfigenden 5) entfcheidet. 


Art. 119. 


Die Gemeindebevollmädhtigten find befugt, eine Gefchäftsordnung 
aufzuftellen und zur Vorbereitung von Beratungsgegenftänden Aus— 
ſchüſſe ) aus ihrer Mitte zu bilden. ®) 


8 127. 
VII. Diſtriktsvorfteher. 


Art. 120. 


I. Die größeren!) Städte ſollen von dem Magiſtrate nach 
Straßen und Plätzen in Diftrifte mit eigenen Diftriftsvorftehern?) 
eingeteilt werden. 

II. Die Diftriftsvorfteher werden vom Magijtrate für jeden 
Diftrift aus den zu Gemeindeämtern wählbaren Einwohnern desselben 








) Es findet alſo ſowohl gemeinſchaftliche Beratung als auch gemeinſchaft⸗ 
liche Abſtimmung ſtatt. Siehe dagegen Art. 114 Abi. TI. 

*) nicht der Abftimmenden ; Hehe Dagegen Art. 102 Abſ. II Biff. 3; Art. 
117 Abſ. I Et 3; alfo werden im vorliegenden Falle auch bie gezählt, welche 
fich etwa der Abſtimmung enthalten bezw. nicht mitftimmen, wie z. B. die techniſchen 
Magiftratömitglieber, in deren Wirkungstreis die fragliche Sache nicht einichlägt. 

) d. h. bes VBürgermeifterd oder deſſen Stellvertreter (nicht bed Vor⸗ 
ftands des Gemeindekollegiums), welcher in ſolchen Sigungen ben Borfit zu führen 
hat. Wenn aljo die Hälfte der Anweſenden für bie gleihe Meinung ſtimmt 
und pei dieſer Hälfte ſich auch der Bürgermeifter befindet, ift ein giltiger Beſchluß 


perfeft. 
Zu Art. 119. 

) Es können dies ftändige Ausichüffe (3. B. für alle Immobilien-Unge- 
legenheiten oder für alle tinanzangelegenheiten überhaupt — Immobilien⸗, 
—— Im —) oder auch nur für einzelne beftimmte VBeratungdgegeuftände 
eingefegte fein. 

2) Die Beſtimmung bed Art. 106 Abſ. IV findet bier analoge Anwendung. 


Zu Art. 120. 

*) Es bleibt jedem Wagiftrate felbft anheimgegeben, zu entfcheiben, ob bie 
Stadt u Reife eingeteilt und demnach als „größere“ im Sinne des Urt. 120 
gelten ſoll. 

*) Die Diſtriktavorſteher find feine jelbftändigen „Organe“ ber Gemeinde 
wie Magiftrat und Gemeinbebevollmächtigte, fondern lediglich @ehilfen des Ma- 
gifirates und ericheinen nur infoferne indireft al3 gemeinbliche Organe (im weiteren 

inne; Vollzugs⸗ oder Hilfdorgane). 
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oder eined anftoßenden Diftriftes auf drei Jahre ernannt.®) Ihr 
Amt ift unentgeltlich und widerruflid.*) Sie fchließen fich bei Seier- 
lichkeiten den Gemeindebevollmächtigten an. 


Art. 121. 


Die Diftriftsvorfteher haben den Magiftrat in der Ausübung 
jeiner Befugniſſe innerhalb ihres Diftriftes zu unterftügen und in 
polizeilichen Ungelegenheiten im Falle augenblidlichen Bebürfnifjes 
jtatt des Bürgermeiſters zu Handeln. 1) 


8 128. 
VIII. Gemeindebeidhlüfie. 
Art. 122. 


I. In jenen Fällen, in welchen nad) gegenwärtigem Geſetze ein 
Beſchluß nur mit Zuftimmung einer beitimmten Anzahl von Ge- 
meindebürgern gefaßt werden kann, ift nach öffentlicher Belanntmachung 
des Antrages jchriftlich zu Protokoll abzuftimmen. 1) 2) 

II. Das Abftimmungsprotofoll ift innerhalb einer ausſchließenden 
Stift zur Aufnahme der Unterfchriften derjenigen, welche für den 
Antrag ftimmen, im Gemeindehauſe aufzulegen. ® 

II. In Städten, welche in mehrere Dijtrifte eingeteilt find, 


*) Die zum Diftriltövorfteher Ernannten find zur Annahme des Amtes 
verpflichtet, foferne ihnen nicht die Ablehnungsgründe nach Art. 174 zur Seite 


en. 
*) Bezüglich ber Wählbarkeit zum Diſtriktsvorſteher fiehe Art. 172 Abſ. I; 
vergl. au Art. 8 Ziff. 33 unb Art. 9 Abf. I bes Verw.Ger.Hoſs⸗Geſetzes. 


Bu Art. 1231. 
?) Meber bie Bedeutung ber Thätigfeit ber Diſtriktsvorſteher fiehe Bayer. 
Gem.-Beitg. Jahrg. 1896 ©. 255. 


Bu Urt. 122. 

2) Diefe Abftimmung der Vürgerſchaft in Stäbten ift wohl zu untericheiben 
— Gemeindeverſammlungen in Landgemeinden und von denfelben weſentlich 
verſchieden. 

(Die Gemeindeverſammlung in Lanbgemeinden vertritt in beſtimmten Fällen 
er 1 Kollegium der Gemeindebevollmädhtigten in Städten, vergl. 

rt. 14 . L. 

2) Dieſe Äbſtimmung darf nur in den Fällen Platz greifen, in welchen fie 
bon ber Gemeinbeorbnung ausdrücklich ftatuiert ift; fiehe Art. 9 Abi. III u V; 
27; und 35. 

ger Ausihlußgrund des rt. 103 Abf. I bezw. 118 Abſ. I greift hier 
nicht Platz (vergl. ſpeziell Art. 27 Abſ. II). 

2) Der Untrag, über melden die Abftimmung der Bürgerjchaft erholt 
werben fol, muß tn beftimmter Yaflung öffentlich befannt gegeben und zugleich 
auch beigefügt fein, zu welcher Zeit derfelbe im Gemeindehauſe (Rathauſe, Angabe 
ber Bimmer-Rr.) zur Unterzeichnung aufliegt. 


Pohl, Handbug. II. 33 
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fann für jeden Diftrift ein folches Protokoll in einem vom Magiftrate 
zu beftimmenden Lokale aufgelegt werden. 


IV. It nach Ablauf der Friſt die erforderliche Zahl von Zu: 
ftimmungen nicht erreicht, jo gilt der Antrag als abgelehnt. *) 


88 129 bis 137. 
II. Abſchnilt. 


Bon ber Berwaltung in Gemeinden mit Sanbgemeinde- 
verfaffung. 
8 129. Allgemeine Beftimmung. 
Art. 123 (54). 


Die Gemeindevermaltung wird vorbehaltlich der Befugnifle der 
Gemeindeverfammlung durd) den Gemeindeausfhuß!) bejorgt.2)®) *) 


*) Die Veifügung von Bedingungen, Abänderungen oder VBeichränkungen 
zum Wbftimmungsvermerk bezw. zur Unterfchrift des Abftimmenben iſt unftatthaft 
d. h. derartige bedingt abgegebene Unterichriften werden ald gar nicht erteilt be- 
tradhtet, alfo nicht mitgezählt. 


Zu Art. 1238. 


, Siehe Entſch. des Verw.-Ser.-Hofed Bd. 1, 417 oben 8 112 Art. 38 
Ann. 24 lit. b. Der Gemeindeausſchuß ift auch eine Kollegialbehörbe ähnlich 
dem Magiftrate in Städten. 

2) Und zwar ohne Unterſchied zwiſchen eigentlichen und übertragenen Ge- 
meindeangelegenheiten. Die Handhabung ber Polizei ift allerdings dem Bür⸗ 
germeifter allein übertragen. Siehe Art. 138 Abſ. I; dagegen ſiehe Art. 140. 


*) Als mweitered gemeindliches Organ erfcheint — abgefehen vom Bürger- 
meilter als Ortspolizeibehörde (fiehe Anm. 2) — bie Gemeindeverfammlung, Art. 


*) Uehnlich wie in den Städten zwiichen Magiftrat und Gemeindebevol- 
mächtigten, fo ift in Landgemeinden bie Auftändigleit zwischen Gemeindeausſchuß 
und Gemeindeverfammlung geteilt, jedoch zum Unterjchieb von ber ſtädtiſchen Ver⸗ 
fafjung Hier nur in ber Art, daß in ber Hegel entweder der Gemeindeausſchuß 
oder die Gemeindeverſammlung (hiezu vergl. Art. 146 Abſ. II mit Art. 131 
Abſ. VI), aljo nicht beide Organe vereinigt bezw. nicht ber Gemeindeausſchuß 
mit Zuftimmung ber Gemeindeverfammlung zu beftimmen hat. Die einzige Aus- 
nahme von dieſer Hegel in der Gem. Ordn. ift in Art. 9 Abſ. V enthalten. 

Bergl. außerdem noch bie außer der Gem.Ordn. ımten bei Art. 147 
Anm. 1 angeführten geſetzlichen Beſtimmungen. 

Die Zuftändigfeit aber des Gemeindeausſchuſſes bildet die Regel; eine 
Buftändigfeit der Gemeindeverfammlung ift nur in den Fällen gegeben, in welchen 
dietelbe vom Gejege beſonders vorgejchrieben oder zugelaflen ift. Näheres ſiehe 
bei Art. 146 bezw. 147, 

Bergt auch Entſch. bes Verw. Ger.Hofes: 

a. BVd. 11, 485: die Beſchwerdeführung gegen Verfügungen der Staats. 
auflichtSbehörden fteht Iediglich dem Gemeindeausſchuſſe, nicht aber der 
Gemeinbeverfammlung zu. 

b. Bd. 18, 43 fiehe unten Art. 147 Anm. 8, 
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8 130. I. Bildung des Gemeindeausſchuſſes. 
Art. 124 (55). 


Der Gemeindeausſchuß wird gebildet: 


1) aus einem Bürgermeifter, 
2) aus einem Beigeordneten !), 
3) aus den Gemeindebevollmädtigten, und zwar aus: 


4 in Gemeinden bis zu 3002) Seelen®), 

6 in Gemeinden von 300 bis zu 5002) Seelen, 

8 in Gemeinden von 500 bis zu 10002) Seelen, 
10 in Gemeinden von 1000 bis zu 15002) Seelen, 
12 in Gemeinden von 1500 bis zu 30002) Geelen, 
18 in Gemeinden von 3000 bis zu 50002) Geelen, 
24 in Gemeinden mit größerert) Seelenzahl. 


Art. 125 (56). 


J. Die Mitglieder!) des Gemeindeausfchuffeg werden auf ſechs 
Jahre gewählt. 

U. Die Bürgermeifter erhalten einen angemefjenen Funktions⸗ 
bezug?), die Beigeordneten und Gemeindebevollmächtigten verſehen 
vorbehaltlich der Entichädigung®) für die Verwaltung von Gemeinde- 
oder Stiftungs⸗Kaſſen, für bare Auslagen und außerordentliche Dienft- 
feiftungen ihre Stellen unentgeltlich. *) 


II. In Berhinderungsfällen wird der Bürgermeifter durch den 
Beigeordneten 4*) und, wenn auch diefer verhindert ift, durch den nad 


Zu Art. 124. 


) Siehe Art. 125 Abſ. III. 
d. h. bis inf. 299, 499 ꝛc. 
Siehe Art. 208. 
db. 5. von 5000 Seelen ar. 


Bu Urt. 18. 


q und zwar ſamtliche Mitglieder. 
ie Neugemählten treten ibr Amt am 1. Januar nach erfolgter Wahl an; 
ferner fiehe Art. 126. 

*) Siehe Art. 132 Abi. II. 

) Diele Entihäbigung wird von Yal zu Fall nach freiem Ermefien ber 
Gemeindeverwaltung feitgeftellt. 

*) Außer der in Anm. 3 genannten Entſchädigung ift jede Honorierung ber 
Beigeordneten und Gemeindebevollmächtigten abjolut unzuläflig. 

*a) Siehe Entſch. des Berw.-Ber.-Hofes Bd. 18, 198: Eine von ben Bei⸗ 
geordneten an Stelle bes Bürgermeiſters getroffene, äußerlich als obrigfeitliche 
Maßnahme ſich darftellende Anordnung verliert ihre amtliche Eigenſchaft nicht 
deshalb, weil etwa nach ben beionderen Umftänden bes Einzelfalled eine Berhin- 
derung des Vürgermeifterd nicht vorlag und letzterem jelbft bie polizeiliche Ein- 
fchreitung zu überlaflen war. Siehe auch Art. 138 und 139 Abſ. I. 

88 * 


) 
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Dienftalter 5) und der Neihenfolge der Wahl®) nächftftehenden Ge- 
meindebevollmächtigten vertreten.®} 


Art. 126 (57). 


J. Die Bürgermeifter und die Beigeordneten bedürfen der Be— 
ftätigung?) der Dijtriftsverwaltungsbehörde und werden durd) dieje 
verpflichtet und in ihr Amt eingemwiejen. 2) 

I. Die Betätigung kann nur unter Angabe der Gründe verjagt 
werden. Gegen die Verjagung der Beltätigung ift in allen Fällen 
Beichwerde zur nächſtvorgeſetzten Verwaltungsſtelle, in letter Inſtanz 
zum königlichen Staatöminifterium des Innern zuläflig. 

I. Die Gemeindebevollmächtigten find durch den Bürgermeijter 
zu verpflichten und in ihre Stellen einzumeijen. 2) 

IV. Wird die Beitätigung der Wahl des Bürgermeifterd oder 
des Beigeordneten verjagt, 2 ift zu einer weiteren Wahl zu jchreiten, 
wobei der Nichtbeitätigte nicht wieder gewählt werden darf. 


. Art. 127 (58—60).1) 


I. Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes find wegen eriviefener 
förperlicher oder geiftiger Dienflesunfähigfeit2) oder wegen zurüd- 
gelegten jechzigften Lebensjahres zum Austritt berechtigt. 

I. Der Austritt muß erfolgen, wenn ein Ausjchußmitglied die 
zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenfchaften verliert oder wenn Ver⸗ 
ee, eintreten, welche die Fortführung des Amtes unmöglich 
machen. 

IM. Ueber die YZuläffigkeit oder Notwendigkeit des Austrittes 
entjcheidet der Gemeindeausjchuß.®*) 


184 rot un zuerft Dienftalter, dann Weihenfolge der Wahl; fiehe Hiezu Art. 

5 Und zwar fowohl in Bezug auf eigentliche Gemeindeangelegenheiten als 
in Bezug auf Die Polizei, fiehe Oberftrichterl. Erf. vom 6. Noveniber 1875 (Min.- 
Bl. 672); vergl. aud) noch Art. 139 Ubf. II, ferner Art. 151, II; desgleichen 
oben Urt. 101 Abſ. II Anm. 


Zu Urt. 126. 
) Bergl. Urt. 78 Anm. 
vera. auch Art. 79 Ab. I Anm. 
(Min.-E. vom 12. Oktober 1869 Ziff. 7, Web. 8, 890.) 


Bu Art. 197. 

) Siehe zu Urt. 127 Abſ. I_IV bie Anm. zu Art. 80 und zu Abf. V 
die Anm. bei Art. 82. 

”) Siehe Entich. bes VBerw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 8 unten in Anm. 5 lit. c 
und Bd. 8, 112 ebenda lit. d, ferner Bd. 4, 28 ebenba lit. f. 

Siehe Entſch. des Verw⸗Ger.Hofes Bd. 1, 423 in Anm. 5 lit, a. 

°a) Siehe die . bes Verw. Ger.Hofes in Anm. 5 lit. a bis f, ferner 

Entih. bes Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 1, 129: Die gefeglich erforderliche Enticheibung 
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IV. Außerdem kann einen Ausfchußmitgliede aus triftigen Grün- 
den die nachgejuchte Entlaffung durch Beſchluß des Gemeindeausschuffes 
mit Genehmigung der vorgefeßten Berwaltungsbehörbet) bewilligt 
werden.®*) 

V. Ausjchußmitglieder, welche wegen eines Verbrechens oder 
eines ſolchen Vergehens, wegen deſſen auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden kann, in die Öffentliche Situng eines 
Strafgericht3 verwiefen find, unterliegen für Die Dauer des Straf- 
verfahrend der Suspenfion vom Amte, welche durch die vorgeſetzte 
Berwaltungsbehörde in Vollzug gelegt wird.) 


des Gemeindeausſchuſſes über bie Buläfiigleit oder Notwendigkeit bed Wustrittes 
eines Mitgliedes bes Bemeinbeausjchuffes aus demſelben kann nur durch eine den 
—2— Vorſchriften entſprechende förmliche Beſchlußfaſſung des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes erfolgen. 

Geſetzwidrige Beſchlüſſe der Gemeindebehörben können von ber zuſtändigen 
Staatsaufſichtsbehörde nicht aufgehoben und durch einen ſtaatsaufſichtlichen Be⸗ 
ſchluß erſetzt werden, ohne daß vorher die betreffende Gemeindebehörde zur Zurück⸗ 
nahme des geſetzwidrigen Beſchluſſes binnen angemeſſener Friſt aufgefordert wurde. 

) im Falle der Genehmigung (nicht aber der Abweiſung) des Aus⸗ 
trittsgefuches jeitend des Gemeindeausſchuſſes. 

Bergl. auch Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. 3, 510 in Anm. 5 lit. b. 

%) Bu Urt. 127 vergl. folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. ®d. 1, 423: Bu jenen Berhältniffen, welche im Sinne des Art. 127 

Abi. II einem WMitgliede des Gemeindeausfchuffes „die Yortführung 
des Amtes unmöglich machen“ und die gemäb Abf. III vom Gemeinde⸗ 
ausschuffe auszufprechende Notwendigkeit Des Audtrittes bedingen, zählen 
Berurteilungen wegen ftrafbarer Handlungen nicht, auch wenn diejelben 
eine Schwächung bes Anſehens des betreffenden Ausſchußmitgliedes zur 
Folge haben. Abgejehen von denjenigen ftrafrechtlichen Berurteilungen, 
welche gemäß Art. 170 Abi. I und Art. 172 Ubf. I den Berlujt der 
Wahlbarkeit begründen, können ftrafgerichtliche mie biegiplindre Ber- 
urteilungen eined Gemeindeausſchußmitgliedes nur im Wege ber Dis 
ziplinären Einfchreitung zur Entlafjung desſelben führen, welche aber 
nicht dem Gemeindeausſchuſſe, ſondern nad) Maßgabe des Art. 167 
Abſ. II der vorgefegten Kreisregierung zufteht. 


. 8b. 3, 510: Zur Entſcheidung von Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der 
Auffichtöbehörden, wodurch die von einem Gemeindeausichußmitgliede 
auf Grund der Art. 127 Abſ. IV ber Gem.-Drdn. nachgeſuchte Ent- 
laſſung verfagt wird, ift der Verw.⸗Ger.⸗Hof nicht zuftändig. 

c. Bd. 4, 8: Ueber bie Sutäffigfeit des Audtrittes eines Gemeindeausſchuß⸗ 

mitglieded aus dem Gemeindeausfchuffe wegen förperlicher oder geiftiger 

Pe hat ber betreffenbe Gemeindeausihuß in I. Inftanz zu ent- 
eiben. 


d. Bd. 8, 112: Die Gemeindeordnung Tennt weder eine bedingungsweiſe 
Annahme der Wahl durch den Gewählten, noch einen bebingten Verzicht 
auf den Gebrauch eined Ablehnungsgrundes. Bei einem Austritts⸗ 
gehune aus dem Gemeinbeausichufte gemäß Art. 127 Abſ. I obliegt 
die Erbringung bes einichlägigen Beweismateriales dem Antragiteller. 

e. Bd. 6, 189: Eine der letztinſtanziellen Entich. Des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
übertviefene Streitigkeit über bie Verpflichtung zum Austritt aus einem 
Gemeinbeamte liegt auch dann vor, wenn ein Gemeindeausſchußmitglied 
die Berechtigung zur Fortführung des Gemeindeamtes, welche ihm 
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Art. 128 (61). 


I. Bei öffentlichen SSeierlicheiten gehen die Mitglieder des &e- 
meindeausfchuffes den andern Gemeindebürgern vor. 

II. Die Dienftzeichen der Bürgermeijter und der Beigeordneten 
werden durch Verordnung beftimmt. 


Art. 129 (62). 


J. Dem Bürgermeifter kaun überlafjen werden, gegen angemeljene 
Entſchädigung für Herftellung der nötigen jchriftlichen Arbeiten Sorge 
zu tragen. Wird dieſe Einrichtung nicht getroffen, fo ift unter Aus— 
werfung einer angemefjenen Befoldung !) ein Gemeindeichreiber auf: 
zuftellen!), dem die Verpflichtung aufgelegt werden kann, die Bor- 
anjchläge und Nechnungen über den Gemeinde» und Stiftung3haudhalt 
für die betreffenden Verwalter berzuftellen. 

I. Mehrere benachbarte Gemeinden können fich zur gemeinfchaft: 
lichen Beitellung eines Gemeindeſchreibers vereinigen. ?) 

IM. Die Gemeinden find befugt, für fich allein oder in Gemein- 
Ihaft?) mit anderen rechnungsverftändige Einnehmer®) zur Beſorgung 
des Kafle- und Rechnungsweſens für den Gemeinde» und Stiftungs- 
haushalt aufzustellen und angemefjen zu befolden. Die aufgeitellten 
Einnehmer bedürfen der Beftätigung der vorgejegten Verwaltungs- 
behörde und find zur Kautionsleiſtung verpflichtet. 

IV. Außerdem haben die Gemeinden das fonft notwendige Dienſt⸗ 
perjonal aufzuftellen. %) 5) ©) | 


wegen freiwillig erfolgten Austrittes aus bem @emeindeausfchuffe be 
ftritten wird, mit der Behauptung in Anſpruch nimmt, daß er das 
geftellte Geſuch um Dienjtentgebung aurüdgenommen habe und daf er 
greus zum Austritte nicht verpflichtet ſei. 

f. ®d. 4, 28: Sobald ſich bei Gemeindewahlen der Wahlausſchuß auf- 
gelöft hat, ift berfelbe zur Beichlußfaffung über Wahlablehnung nicht 
mehr zuftändig. Auch die Diftriltöverwaltungsbehörde ift nicht zu⸗ 
ftändig, über ſolche Ablehnungen Beſchluß zu faſſen. Vielmehr bemißt 
ſich in ſolchen Fällen dad weitere Verfahren (für Gemeinden mit Land» 
gemeindeverfaffung) nach Art. 127 Ubi. I und ILL der Gem.-Drbn. 


Zu Art. 129. 

) Siehe Art. 132 Abi. I, aud 159 bj. I Ziff. 8. Zur Uebernabme ber 
Gemeindejchreiberei find die Volksſchullehrer nicht verpflichtet. 
erst vn) Siehe hiezu Art. 37 des Diſtriktsratsgeſetzes (ferner vergl. Art. 141 
°, Diele gehören zu ben „bejonderen Berwaltern” im Sinne bes Art. 134 
Abi. I; fiehe Art. 132 und 134 Abi. IV. 

gun Begriff „rechnungsverftändig” ſiehe Min.-E. vom 28. Febrnar 18:0 
(Web. 8, 504), Ubi. 3 und 5, abgebrudt unten bei Urt. 134 Anm. 2 a. €. 

Bezügli ber Verpflichtungen diefer Einnehmer fiehe die Min. -E. vom 
12. Oftober 1869 (Web. 8, 882 ff.), die formelle Behandlung bed Safjaweiens in 
den Gemeinden mit Lanbgemeindeverfafjung, bejonder3 bie Hıff. 2 bis 5 besfelben. 

* Bezüglich des polizeilichen Perſonales ſiehe Art. 141; auch Art. 10 ff. 
des Forſtgeſetzes oben ©. 244, 
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V. Die Dienftesauszeichnung der zu polizeilichen Verrichtungen 
verwendeten Gemeindebedienfteten wird durch Verordnung beftimmt. 7) 


II. Wirkungskreis des Gemeindeausichniles. 
8 131. A. Eigentlihe Gemeindeangelegenheiten. 
Art. 130 (54).!) 


Die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten !) werden vom ©e: 
meindeausfchuffe verwaltet 2); derfelbe erläßt innerhalb feiner Zuftändig- 
feit Statutarische Beitimmungen?*) und vertritt die Gemeinde in ihren 
Rechten und Berbindlichkeiten. ®) 


4 Wi Vergl. auch Entich. des Berw.-Ber.-Hofes Bd. 4, 157 in Anm. 7 zu 
rt. 141. 

a Bezüglich der Berpflichtung fiehe für die Bolizeis und Waldichugbedien- 
fteten Art. 141 Abſ. III und VII, für die übrigen Art. 79 Abſ. II, welcher 
auch hier analoge Anwendung findet. 

?) Siehe die Berorbn. vom 12. Mai 1888 (Geſ.⸗ u. VBerordn.-Bl. 453; 
Web. 19, 63 bejonders 65), die Dienftfleidung und die Dienftauszeihnung ber 
zu polizeilichen Berrichtungen verwendeten Gemeindebedienfteten in den Gemeinden 
bes Königreich8 betreffend, fpeziell 8 4 Ubi. I: Die Polizeidiener (in Land⸗ 
gemeinden) tragen die für die Polizeimannfchaft in den Gemeinden mit jtädtijcher 
Berfaffung vorgeichriebene Dienſtmütze (8 1a Abf. 2 1. ce) ze. ⁊c. 


Bu Art. 130. 

') Vergl. hiezu Art. 84 Anm. 

2) Hier gi als Grundjag, dat ber Gemeindeausſchuß in allen Gemeinde- 
angelegenheiten Beichluß zu fallen hat, für welche nicht ausdrücklich die Zuftändig- 
feit der Gemeindeverfjammlung vom Gejege vorbehalten ift; (außerdem vergl. noch 
Art. 147 Abſ. I). 

Deögleihen kann — mie oben zu Art. 84 bezüglich des Verhältniſſes 
zwiſchen Magiftrat und Gemeindefollegium in Städten gejagt ift, — die Zuftändig- 
feit der Gemeindeverfammlung nicht ohne Weiteres durch den Gemeindeausfchuß 
dadurch erweitert werden, daB Angelegenheiten, zu deren Behandlung der letztere 
audi ift, einfach der Gemeindeverfammlung überwiejen werden: derartige 

eichlüffe der Gemeindeverfammlung wären ungiltig; der Gemeindeausfhuß darf 
auf jeine YZuftändigkeit zu Gunſten der Gemeindeverfammlung nicht verzichten. 

’a) Vergl. hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 7, 103 ff. beſonders 
107: In Deus auf Gemeinbdeanftalten fteht den Gemeindeverwaltungen nad) Urt. 
84 und 130 der Gem.-Drdn. unzweifelhaft die Befugnis zu, über die Bedingungen 
und die Art und Weiſe der Benügung, dann der Gegenleiftungen für letztere fta- 
tutariihe Beſtimmungen zu erlaffen. 

”, Bu Urt. 130 fiehe noch weiter nachſtehende Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes: 

a. Bd. 1, 417: Das Recht der Beſchwerde gegen Beicheide der VBerwaltungs- 

rechtsinftanzen, wodurd einer Gemeinde die Uebernahme einer ftrittigen 
Begunterhaltungspflicht zugemiejen wurde, fteht allein dem Gemeinde⸗ 
ausichuffe zu. Die Beichwerdeerhebung durch einzelne Gemeindeglieder 
ift unflatthaft. 

b. Bd. 2, 12: Gegen Verfügungen in Gegenftänden ber Staatsaufficht 

über die Verwaltung der eigentlichen nemeinbenngefegenheiten kann auf 
Grund des Art. 10 Ziff. 2 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 nur von 
ber Gemeinde durch ihre zur Verwaltung der eigentlichen Gemeinde. 
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Art. 131 (63). 


I. Borftand des Gemeindeausfchuffes ift der Bürgermeifter. 


I. Er forgt für örtliche Belanntmachhung der den Wirkungskreis 
der Gemeinde!) betreffenden Gefege, Verordnungen und Erlafje und, 
joweit er hiezu gefeglich verpflichtet ijt!), für den Vollzug. 

II. Ihm liegt 062) die Führung und Bewahrung 


dä. 


b. 


rünbung, 


der Befchreibung der Gemeindegrenzen, der Rechte und Ge⸗ 
rechtigfeiten und Befigungen der Gemeinde; 


der Gemeinde-Örundfteuer-Ratafterauszüge und des Gemeinde: 
planeg 8); 


. des Inventar über alle3 bewegliche Bermögen der Gemeinde, 


der Feuerlöſchgerätſchaften und dergleichen ; 


angelegenheiten gejeglich berufenen Organe, nicht aber von einzelnen bei 
der Sache beteiligten Gemeindebürgern Beichwerbe zum Verw. Ger.⸗ 
Hofe erhoben werden. 


. Bd. 4, 252: Die Gemeinderäte in ber Pfalz (bezw. die Gemeinde⸗ 


verwaltungen im rechtörheiniichen Bayern) ericheinen bei ihren Beſchluß⸗ 
faffungen in korporativen Angelegenheiten gegenüber den ei 
difjentierenden Gemeindebürgern lediglich als Bertreter der Gemeinden ; 
dieje legteren find daher in einem burch eine ſolche Beichlußfafiung 
bervorgerufenen vermaltungsrechtlichen Streite in Bezug auf den 

punkt denſelben Beltimmungen unterworfen, wie jede andere Bartei. 
Siehe auch Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. $, 719. . 


. Bd. 9, 144: Gegen eine auf Grund bes Art. 134 Abſ. II ber Sem.- 


Ordn. erfolgte ftaatsauffichtliche Beanftandung einer Kaffenverwaltungs- 
Mebertragung kann nur von der Gemeindeverwaltung, nicht aber audı 
von bem aufgeftelften Kafjenverwalter Bejchwerde zum Berw.-Ger.-Hoie 
erhoben werben. 


. 8b. 9, 377: Der Gemeindeausſchuß ift verpflichtet, jeberzeit bie Rechte 


und Intereſſen der Gemeinde ald Korporation wahrzunehmen, unb if 
nicht berechtigt, in einem Streitverfahren gemäß Art. 8 Biff. 28 des 
Geſetzes vom 8. Auguft 1878 die Rolle einer im entgegengejegten In⸗ 
terefie getziuigten artei zu übernehmen. Vergl. hiezu auch Bd. 8, 


- Bd. 11, 485: Die Beſchwerdeführung gegen Verfügungen der Staats 


auffichtöbehörden fteht lediglich dem Gemeindeausſchuſſe, nicht aber ber 
Gemeindeverfammlung zu. 


. — 8 noch Bd. 7, 103 ff., beſonders ©. 107 Abſ. 3 in vorſtehender 
nm. 2. 


Zu Art. 191. 


') Hiezu ſiehe die Min.-E. vom 26. März 1876 (Web. 11, 478), die Ver- 
bon Belegen und Verordnungen in den Gemeinden betreffend. 
ezüglich der Publikation der ort3- und biftriftöpolizeilichen Vorſchriften 


vergl. Polizei⸗Str.⸗Geſ.B. Art. 11 Abſ. 1 und 3 und Min.-E. vom 28. Mai 
1862 (Web. 5, 638; R.-BI. 925): Die Form der Verkündung ort2- und diſtrikts⸗ 
polizeilicher Borfchriften betreffend. 


) Siehe aud; Urt. 138 Abſ. VI der Gem.-Ordn. 
) Vergl. Hiezu 88 18 und 19 des Grundſteuergeſetzes (Web. 15, 227). 
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d. der Beitragsroflen für die Gemeindeumlagen und für Die 
Gemeindedienitet); 

e. des Verzeichnijies der Gemeindebürger und der SHeimat- 

berechtigten ; 

f. der Wahlliftend) und der Urliften für die Wahl der Ge- 

fchworenen. ®) 

IV. Er hat für die ordnungsmäßige Erhaltung der Gemeinbe- 
regiftratur, insbefondere für die Aufbewahrung der Gemeinde- und 
Stiftungs⸗Rechnungen nebjt Belegen zu forgen. ”) 

V. Ihm kommt die Ueberwahung des Kaffe: und Rechnungs- 
weſens der Gemeinde und der Stiftungen zu.®) 

VI. Er hat in Bezug auf die Verwaltung der Gemeindeange: 
legenheiten die Beichlußfaljung des Gemeindeausſchuſſes, in Fällen, 
wo dies gejeglich erforderlich ift, die Beſchlußfaſſung der Gemeinde- 
verfammlung vorzubereiten und zu leiten und für den Vollzug der 
gefaßten Beichlüfje zu jorgen.®) 10) 


*) Soferne eben überhaupt Gemeindeumlagen erhoben oder Gemeindedienſte 
verlangt werden. 

In dieſen „Beitragsrollen” find die Namen der einzelnen Werpflichteten 
und der Umfang ihrer Berpflichtung fpeziell beichrieben. 

») Siehe Art. 176 der Bem.-Drbn. 

*) Siehe Min.-Bel. vom 1. Auguft 1880 (Min.-Bl. 289, Web. 14, 542 ff.): 
Die Heritellung der Liften fowie die Wahlen für den Schöffen- und Geihmorenen- 
dienft betreffend; ferner & 31 ff., beionder 36 bis 40, beögleichen 88 85 ff. bes 
Reichs⸗Ger.⸗Verf. Bei. (Web. 11, 716) über bie Beſtellung bezw. Wuswahl ber 
Schöffen bezw. der Geichworenen; hiezu Urt. 24 des Ausführungdgejeged vom 
23. Februar 1879 zum Ger.-Berf.-Gei. (Web. 12, 643); ferner Art. 72 des Aus- 
ee vom 18. Auguſt 1879 zur Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. (Web. 13, 
217); endlid die Min.-Vel. vom 22. Januar 1883 „die Herftellung ber Liften, 
jowie bie In für den Schöffen- und Geichworenendienft betreffend” (Min.⸗Bl. 

‚Web. 16, 97). 

9 Bergl. Hiezu die Verordn. vom 4. Uuguft 1809 „die Archive der Ge⸗ 
meinden betreffend” (Web. 1, 293 f.), desgleihen die Min.-E. vom 18. Mai 1888 
„Semeinde-Archive betreffend" (Min.⸗Bl. 199, Web. 19, 67); ferner Min.-E. vont 
20. Zuni 1840: da3 Regiſtraturweſen der Gemeinden betreffend (Web. 3, 343), 
auch Ziff. 147 der Bollz.-Borichr. zum revidierten Gem.Ed. vom 31. Oftober 
1837 (Web. $, 165); endlich die Verordn. vom 26. Juni 1799 (Web. 1, 42) bie 
Einrichtung der Archive und Regiftraturen betreffend. 

* Siehe hiezu Min.-E. vom 12. Oftober 1869 (Web, 8, 382 ff.), Die for- 
melle Behandlung des Kaſſaweſens in ben Gemeinden mit Qandgemeindeverfafjung 
betreffend, befondbers Nr. IV Ziff. 20 und 21 mit Ziff. 13: Bon den Kafjavifi- 
tationen. Hiernach ift der Bürgermeiſter insbeſondere verpflichtet, alle Jahre 
mindeftens einmal die fämtlichen Kurrentkaſſen, ſowie die Reſervekaſſen 
unter Zuziehung eines oder zweier Ausſchußmitglieder gründlich zu vifitieren zc. 
Meber die Bifitation ift ein Protokoll aufzunehmen, welches in ber Gemeinde⸗ 
regiftratur Hinterlegt wird. Ferner hat er nad dem Jahresabſchluß ber Kaſſa⸗ 
tagebücher (Ziff. 13) eine Bifitation der Kaſſen nad Vorſchrift der Ziff. 21 1. c. 
vorzunehmen. 

iehe auch Urt. 134 bj. II und III, Urt. 87 Abſ. II und III ber 
Gem.-Drbn. 

) Vergl. hiezu Art. 101 Abſ. I, ferner Art. 145 Ubf. I und Urt. 138 

der Gem.Ordn. 
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Art. 132 (64). 


I. Der Gemeindeausfchuß Stellt!) den Gemeindeichreiber und die 
fonft erforderlichen Bediensteten in mwiderruflicher Weile?) an und be- 
ſtimmt deren Funktionsgehalt. 


II. Er beſtimmt vorbehaltlich der Beſchwerde, an die vorgeſetzte 
Verwaltungsbehörde?) den Funktionsbezug des Bürgermeiſters) und 
beſchließt über die den Verwaltern des Gemeinde- und Stiftungs⸗ 
Vermögens zu gewährende Entichädigung. 5) 


Art. 133 (66). 


I. Der Gemeindeausfhuß führt den Gemeindehaushalt; er bat 
für Erhaltung des Vermögen? und für Erfüllung der Verbindlich- 
feiten der Gemeinde zu forgen. 1)2) 


2°) Zu rt. 131 fiehe folgende Entſch. des Beriv.-Ger.-Hofes. 

a. 8b. 1, 85 Abi. 2: (für die Pfalz, analog aud) hier anwendbar). 

b. Bd. 3, 556 Abi. 2: Eine von dem Bürgermeifter einer Gemeinde 
Namens berjelben bei einer Tontradiktonifchen Verhandlung abgegebene 
Erflärung ift gegenüber der Gegenpartei auch dann rechtäwirfiam, wenn 
der Bürgermeijter gegen den Sinn der von ihm vertretenen Gemeinde 
gehandelt hat. Der Iegtere Umftand fann nur eine Haftungöverbind- 
lichkeit des Bürgermeifterd gegenüber der Gemeinde begründen. 


c. Bd. 3, 609 Abi. 2 und 3: Ein ort3polizeiliher Ausweis dahin lau⸗ 
tend, daß ber der außftellenden Behörde unbelannte Inhaber fidh bei 
legterer mit der unbeglaubigten Angabe gemelbet habe, er fei von 
einem beftimmten Orte gebürtig und feine Legitimationdpapiere jeien 
ihm entwendet worden, kann weder unter bie Reijepäffe, noch unter die 
jonftigen Reifepapiere im Sinne des Geſetzes gezählt werben. Durch 
Ausftellung eines derartigen Ausweiſes macht fich der Bürgermeifter 
—— Landgemeinde einer Ueberſchreitung ſeſner Umtsbefugniſſe nicht 

uldig. 


Bu Art. 182. 


) Bergl. Art. 129 der Gem.Ordn. 
d Siehe Hiezu Art. 141 Abi. I. 
in Dienftesdefinitivum bezw. Stabilität mit Penfionsrechten nady Ana- 
logie des Art. 77 Abſ. III zu gewähren fteht den Landgemeinden nicht zu; fre- 
willige Gewährung von Suftentationen an dienftunfähige Gemeindebebienftete reip. 
deren Hinterbliebene ift jeboch nicht ausgeſchloſſen. 
Nah Art. 163 der Gem. Ordn. 

9 Vergl. Art. 125 Abſ. II. 

*) Dieje Feſtſetzung erfolgt lediglich nad freiem Ermefien ber Gemeinde; 
eine Beſchwerde an die vorgejegte Behörde reip. Ausübung des Staatsauffidht:- 
rechtes ift hier ausgeſchloſſen. 

Vergl. auch no Art. 159 Abſ. I Ziff. 8. 


Bu Art. 188. 


) Vergl. die Aum. zu Art. 86 Ubi. I (auch zu Art. 130 bezw. 84). 
2) Vergl. Entich. bes Berw.-Ger.-Hofes Bd. 3, 719, auch Vd. 4, 87 fi. 
bejonder3 90. 
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II. Seine Mitglieder haften für allen durch die Nichterfüllung 
ihrer Dienftesobliegenheiten entjtehenden Schaden. ®) 


Art. 134 (67, 65).1) 


I. Er verwaltet das Gemeinde- und örtliche Stiftungs-Vermögen 
durch die aus feiner Mitte aufgeftellten?) oder die bejondern Ver⸗ 
walter.?) 

II. Dem Bürgermeifter und Beigeordneten ift unterjagt, eine 
Verwaltung jelbft zu führen. 8) 

ID. Die Berwalter haften zunächft für die richtige Erhebung 
der Einfünfte, für die Einhaltung der Voranjchläge und Hr die vor: 
IchriftSmäßige Ordnung in den Ausgaben. *) 

IV. Die Verwalter haben eine von dem Gemeindeausſchuſſe feit- 
zujegende Kaution zu leiſten. Mitgliedern des Gemeindeausichufjes 
fann diefe Kautiongleiftung aus bejondern Gründen erlaffen werden. *) 


2) Bergl. Unm. zu Urt. 86 Abſ. II; ferner Urt. 62 Abſ. III; 87 Abi. 
III; 88 Abſ. IX; desgleichen die nachſtehenden Art. 134 Abſ. III und IV und 
135 Abf. VI auch V Satz 1. 


Zu Art. 134. 


2) Vergl. die Anm. zu Urt. 87. 

*) Siehe Entſch. des Verm.-Ger.-Hofes Bd. 18, 137 bei Art. 87 Anm. 4. 

Die Ernennung der aus ber Mitte des Gemeinbeauechufjes „aufgeitellten” 
Bermwalter beforgt ber Bürgermeifter gemäß der ihm durch Art. 145 Ubi. I zu- 
geteilten Befugnifie. 

Die „bejonderen“ Verwalter find dagegen Gemeinbebebienftete und richtet 
fi deren An- und Aufitellung nad Art. 132, ferner Art. 129 bj. III 2. 

Ueber die Dualifitation und die Vorbedingungen ber Kafjenverwalter jtehe 
Min.-E. vom 28. Februar 1870 (Web. 8, 504) an 3 und 5: Der Beruf der 
bejonderen Verwalter erheiicht, daß fie rechnungsverftändig feien. Nachdem aber 
die Gemeindeordnung die Qualifilation derjelben nicht Pr beftimmt hat, ift den 
Gemeinden nicht unterfagt, auch Perſönlichkeiten als bejondere Verwalter aufzu- 
jtellen, weiche zwar nicht Rechnungsverſtändige von Fach find, die aber nad) ihren 
KKenntniffen und ihrer Befähigung die ausreichenden Garantien bieten, daß fie die 
ihnen anzuvertrauenden Berwaltungd-, dann Kafje- und Nechnungs-Geichäfte voll» 
fommen ordnungsgemäß führen werden ꝛc. Demgemäß ift die Aufftellung bejon- 
derer Verwalter in den Gemeinden mit Landgemeindeverfaflung zwar nicht von 
dem Nachweiſe beſonderer formeller Borbedingungen abhängig zu maden, wohl 
aber zu verlangen, daß die Wahl nur auf Berjonen falle, welche durch ihre Kennt⸗ 
niſſe und durch ihre ſonſtigen bezüglichen Eigenſchaften unzweifelhaft die Garantien 
einer geordneten Verwaltung wie einer geordneten Kaffa- und Rechnungsführung 
nad) dem konkreten Bebürfnifie gewähren. Daß die bejonderen Bermwalter aus 
der Klaſſe der Semeindebürger im alle des Bedürfniffes aufzuftellen feien, tft 
im Geſetze nicht vorgeichrieben. 

Berg. hiezu v. Kahr S. 908 ff. 

ehe iezu Entich. bes Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 9, 144 oben bei Art. 
130 Anm. 3 lit. d. 

*) Außer den Anm. zu Art. 87 fiehe beſonders bie Kaffavorfchriften in ber 
Min.E. vom 12. Ottober 1869 die formelle Behandlung des Kaſſaweſens in den 
Gemeinden mit Landgemeindeverfaſſung betreffend (Web. 8, 382 ff.), Ipeziell die 
Biff. 1 bis 5 und 15 bis 22. 
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Art. 135 (68).!) 
1. Das Rechnungsjahr läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember. 


I. Sm Monat Dftober hat der Gemeindeausfchuß den Bor- 
anſchlag Tämtlicher vorausfehbarer Einnahmen und Wusgaben der 
Gemeinde für das nächſte Jahr aufzuftellen und denfelben im Laufe 
des Monat? November nad) vorgängiger Bekanntmachung vierzehn 
Tage lang öffentlich aufzulegen. Jedem Umlagenpflichtigen ſteht es 
rd feine Erinnerungen jchriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu 
erklären. 


III. Nach Ablauf dieſer Friſt Hat der Gemeindeausichuß?) den 
Voranichlag unter Würdigung der eingefommenen Erinnerungen feit- 
zustellen 2) und der vorgejebten Verwaltungsbehörde jofort vorzulegen. 
Sieht fi) diefe Behörde hiedurch zu der Ausübung ihres Auffichts- 
recht3 nach Art. 157 veranlaßt, jo hat fie binnen jech® Wochen dem 
Gemeindeausfchuffe die geeignete Eröffnung zu machen. 


IV. Der Voranſchlag bildet die Grundlage des Gemeindehaus- 
halte. Weber nicht vorgejehene unvermeidlidye Ausgaben hat der 
Gemeindeausshuß?) Beſchluß zu faflen. 


V. Borjtehende Bejtimmungen finden auch Anwendung auf den 
Stiftungshaushalt. Die Voranſchläge können jedoch für eine längere 
Periode feitgejtellt werden, joferne Die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde 
nicht im einzelnen Falle anders verfügt. 


VI. Die Verwalter oder bejonderen Einnehmer dürfen ohne 
Ichriftliche Zahlungsanweifung des Bürgermeijters bei Meidung eigener 
Haftung feine Zahlungen machen. ®) 


Zu Art. 185. 


) Vergl. die Anm. zu Art. 88, ferner Min.-E. vom 10. Oktober 1569 
„das Etatd-: und Rechnungsweien der Gemeinden und örtlichen Stiftungen in den 
Gemeinden der Landesteile rechts des Rheins“ (Web. 8, 345 ff.), enthaltend: Al- 
gemeine Beſtimmungen, hierauf fpezielle Beftimmungen über Boranfchläge, Rech⸗ 
nungen und Rechnungsüberfichten nebft den nötigen Formularien für Boranjchläge 
und Rechnungen, deögleichen für eine Ueberficht über den Schuldenftand unb die 
Schuldentilgung der Gemeinde. 

* Soweit nicht die AZuftändigkeit der Gemeindeverfammlung gegeben if 
(vergl. Art. 47); ift leßtered der Fall, muß die Beichlußfaflung der Gemeinde- 
verſammlung vorher oder gleichzeitig herbeigeführt werden. 

Ein ſolcher Belhlun der Gemeindeverfjammlung nad Art. 47 ift ſpeziell 
in allen Fällen erforderlih, wenn entweder überhaupt oder auch nur zur Be- 
Ihaffung der Mittel für eine einzelne Etat3pofition eine Neuerhebung oder eine 
Erhöhung der bereit3 im Vorjahre erhobenen Umlagen nötig wird. 

Die von der Gemeindeverfjammlung innerhalb ihrer Zuftändigfeit zum Etat 
gefahten Beihlüffe müſſeen vom Gemeindeausſchuß bei der Feſtſetzung bed Elats 

erüdfichtigt werben. 

*») Siehe hiezu Ziff. 3 und bejonders Hiff. 4 der Min.-E. vom 12. Oftober 
1869 (Web. 8, 382 f.); ferner vergl. Art. 135 Abſ. IV. 
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Art. 136 (69).1) 

I. Die Rechnungen über die Verwaltung des Gemeinde: und 
Stiftungs⸗Vermögens im abgelaufenen Jahre müſſen bis zum 1. Mai 
von den Berwaltern oder Einnehmern geftellt, nach worgängiger Be- 
fanntmadhung?) an beftimmten Tagen verlefen und®) vierzehn Tage 
fang öffentlich aufgelegt werden. 

I. Jedem Untlagenpflichtigen fteht frei, binnen dieſer Friſt bei 
Vermeidung des Ausſchluſſes jeine Erinnerungen fchriftlich einzureichen 
oder zu Protofoll zu erflären. 

IN. Sodann find die Rechnungen durch den Gemeindeausſchuß 
unter Würdigung der abgegebenen Erinnerungen und nad) Vernehmung 
des Rechners über etwa erhobene Beanftandungen feftzuftellen und 
nebit Belegen mit allen Verhandlungen‘) an die vorgejegte Ver- 
waltungsbehörde einzujenden, von welcher die Rechnungen geprüft 
und rechnerifch bejchieden imerden.5) 

IV. Betrifft der Beicheid eine Haftungsverbindfichfeit des Rech⸗ 
ner, jo finden die Beltimmungen des Art. 158 Anwendung. 

V. Sit die Behörde durch die vorgelegte Rechnung zur Aus: 
übung ihres Auffichtsrechtes nad) Art. 157 veranlaßt, fo hat fie 
—ã Monaten dem Gemeindeausſchuß die geeignete Eröffnung 
zu machen. 


Art. 137 (70). 


Der Gemeindeausfhuß nimmt Anteil an der Armenpflege, ſowie 
an dem Kirchen- und Schulwejen nach den hierüber beftehenden Ge— 
jegen und Verordnungen. 9) 


8 132. B. Polizei. 
Art. 138 (71). 
1. Die Handhabung der Drt3polizeit) ift dem Bürgermeifter 


Bu Art. 136. 

) Giehe die Anm. zu Art. 89. 

*) In dieſer Belanntmachung ift auch die Beit und ber Ort ber Verleſung 
(wie der Öffentlichen Auftegung) der Rechnung mitzuteilen. 

) d. 5. nad der Verleſung. 

*) 3. 8. auch mit dem Radweife der erfolgten öffentlichen Bekanntmachung, 
Berlefung und Auflegung, begleichen mit ben allenfalls erhobenen Erinnerungen 
und den hierauf bezüglichen Beſchlüſſen zc. zc. 

») In allen mittelbaren Gemeinden, alfo fowohl in mittelbaren Städten 
als in den Landgemeinden werden alle Gemeinde⸗ und Stiftun en vom 
vorgejegten kgl. vezirlsamte nicht nur einer ſtaatsaufſichtlichen Reviſion, ſondern 
einer wirklichen rechneriſchen Prüfung in Bezug auf jede einzelne Biffer, ſowie 
einer förmlichen Verbeſcheidung unterzogen. 

Zu Art. 187. 
ı) Siehe Anm. zu Art. 91. 
Zu Art. 138. 
') Ueber den Begriff „Ortspolizei” fiehe Anm. 1 zu Art. 92; ferner fiehe 
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allein?) übertragen. Hienach fteht demjelben der Bollzug®) der Die 
Bolizeivertvaltung betreffenden Gelege, geſetzlich erlafienen Berort: 
nungen, polizeilihen Borfchriften®) und fompetenzmäßigen Anord- 
nungen der vorgejegten Behörden innerhalb des Gemeindebezirtes zu, 
joweit biefür nicht durch Geſetz oder gejegmäßige Verordnung Dir 
Buftändigfeit einer höheren Behörde begründet ift.*) 

U. Er Hat insbejondered) die polizeiliche Aufſicht zu pflegen, 
die nötigen Bifitationen vorzunehmen, die ortöpolizeilichen Bewillig- 
ungen au erteiken 6) und die ortspolizeilihen Anzeigen zu eritatten. 

Er hat für die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ord⸗ 
nung, "Fuße und Simichreit zu ſorgen und den Fre zu 
überwachen; er hat das Recht der vorläufigen polizeilichen Einſchrei⸗ 
tung zur Ve zur Verhütung jtrafbarer Handlungen. ”) 


Bayer. Gem. Sem.-Beitg. Jahrg. 1892 ©. 837 ff. und 858 ff.: Dertlihde Polizei 
verwaltung. 

2) Bezug auf die Ausübung der Ortspolizei if der Bürgermeifter ir 
Landgemeinden jelbft Behörde, nicht Borftand des Semeindeausichufies. (Siehe 
Dagegen Anm. 5 au u Art. 101 oben ©. 492.) 

Bezüglid der Erlafjung ort3polizeilider Vorſchriften und der Schaffen; 
polizeilicher Einrichtungen und Anftalten, mit beren Ausfü —— a Koften —I Dit 
ine unben ind, ſiehe jeboch Art. 140 der Gem. doch fickt Dem 

ürgermeifter 

*) der Vollzug auch dieſer Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes zu, alfo aud 
der vom Gemeindeausſchuß erlaffenen ortäpoligeilichen Borichriften. 

ge l. al Am 125 Abſ. III Anm. 4 

1 und 4 zu Art, 92 oben ©. 486. (Entſch. bes Berm.- 
BR, 3. 16, 301.) 

) insbeſondere⸗. Die Aufzählung des Art. 138 iſt alſo feine erſchopfende 

* Cine derartige Erteilung hat aber nur in den Fällen ufhnben, := 
melden durch Gele ober Verordnung eine ſolche „ort3polizeiliche illigung 
vorgeſchrieren iſt. 

Siehe z. B. 88 33 b, 43, 56 Abſ. IL Biff. 1, 59 Abſ. I Ziff. 4, al 
67 Ubi. II, 118 Abi. IV der Reihs-Gew.-Drdn.; 88 3 Abſ. 1, 6 Ubi. 2 
Berordn. vom 18. Yumi 1862, die Polizeiftunde betreffende Bed. &, 763) * 
ee abi. 1 gif. 3 und 3 Abf. 2 het ageroran. vom IB. uni 1862 „dir 
bhaltung öffentlicher Tanzmuſik betreffend“ (Web. 5, 765). 
) Eine ber en „Aufgaben ber Ortäpolizei ift die Sorge für bir 
Berhiung Referer Yanblunge des b a ah eſetz 18. Auguft 1878 
ie ezu Art. 1 8 usführungs es vom u 187: 
ur Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. (Web. 13, 225 Die Behörden und Veamten bes 
—*2* und Sicherheitsdienſtes ſind —— — durch Kurt und Anfalten ber 
Uebertretungen der Strafgeſetze möglichit zuvorzulommen unb diejelben in ihrem 
Laufe un unterdrüden. 
ie bezeichneten Beamten find berechtigt, bei allen ftrafbaren SHanblunger 
denjenigen welcher auf friiher That betreten wird, vorläufig feitzunehnen, went. 
eh Feſtnahme notwendig ift, um bie Fortſetzung der ftrafbaren Handlung au ver- 
indern 2c. ıc. 

Giehe ferner die Verordn. vom 31. Auguft 1879 über bie vilfebenmie: 
der Staatsanwaltichaft (Web. 18, 353 f., Bej.- u. Verordn-Bl. 1057) 8 1 AS. 1 
und biezu Art. 56 bes Ausfühcungsgeleges vom 23. Februar 1879 zum De re 
Ger.-Berf.-Sejeg*). ferner Hiezu die Min.-Bel. vom 31. Auguft 1879, 


*) Derielbe Iautet: Die als Umisanwälte mr 
unb deren Gtellvertreter zc, gehören w den Oilfäben ak ber GtaatSanwaltigeft x- 


| 
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IV. Er bat bei Verlegung der Strafgefege die zur Ermöglichung 
und Sicherung der gerichtlichen „e alhreitung zuläfjigen vorläufigen 
Maßregeln, joweit nötig, vorzufehren und die Gerichte bei Führung 
der Unterſuchungen, inöbejondere bezüglich der Aufnahme und Samm- 
lung der Beweismittel, entiprechend zu unterjtügen jowie in allen 
Fällen, in welchen die Seftnahme einer Perſon zuläflig und veranlaft 
ericheint, dieſe Feſtnahme zu bewirfen.®) Er iſt verpflichtet, nötigen- 
falle für den Zrangport der von den Bedienfteten des Staates im 
Gemeindebezirte Aufgegriffenen an die Diſtriktspolizeibehörde oder den 
Einzelnridyter Des Bezirkes gegen Erjag der Koften aus Staats⸗ 
mitteln) zu jorgen. 

V. Ihm liegt ob, die augenblidlidhen Vorfehrungen gegen Ge⸗ 
fahren für da3 Leben und Eigentum zu treffen 1%) 20°), die Anftalten 
für Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt in der Gemeinde zu be- 
auffichtigen 11) und namentlich fein Augenmerf auf die öffentliche 
Reinlichkeit, die Einrichtungen!) für Geiundheit 12), die Feuerbeſchau 
und Feuerlöſchanſtalten, die öffentlichen Wege 12"), Stege, Brüden, 


der Berorbn. Dom Ar Tage über bie Hilfäbeanten ber —— — 
betreffend (Web. 13, 354 f. und, Min.-BL. 367), beſonders Ziff. 7 berjelben; enb- 
lich aud Art. m des Forſtgeſetzes von 1896 (Web. 28, 726). 

Bergl. auch unten Art. 141 ber Gem.Ordn. Anm. 9 und 10. 

*, Bu Abi. IV ſiehe Die folgenden geieglichen Beitimmungen: 88 98, 105, 
127, 161 der Reuh3-Str.-Broz.-Orbn. Urt. 127 ff. des Sorfigeiegee in ber 
Tertierung von 1896, ferner 8 153 bes ReichsGer.⸗Verf. Meſ. und Urt. 56 bes 
bayer. Ansführnngögejepes zu bemfelben. Im Uebrigen fiehe borfichende Anm. 7. 

) Die Koften der Feſtnahme infl. der Damit verbundenen Verwahrung hat 
dagegen die Gemeinde jelbft zu tragen (Art. 142). 

20 Bergl 3. B. Art. 17 des Uferſchutzgeſetzes vom 28. Mai 1852 (Web. 


)- 

a) Siehe Entſch. bes Berm.-Ber-Hofes Bd. 13, 470: Die nad) Art. 138 
Abi. V der Gem.Ordn. dem Bürgermeifter in Landgemeinden zulommende Ber- 
er die augenblidlichen Vorkehrungen gegen Gefahren für fremdes Eigentum 
zu en, bat ihre natürliche Grenze regelmäßig in bem ber polizeilichen —* 
eit überhaupt zu Grunde liegenden Öffentlihen Intereſſe unb in dem 
wirklichen Bebürfniffe einer obrigfeitlihen Einjchreitung zur Erreichung jenes 


in) Diefe Aufgabe bes Bürgermeifterd überjchreitet offenbar bie Grenze der 
Polizei und führt in das Webiet der Wohlfahrtspflege und damit in das ber Ge⸗ 
meindeverwaltung über, fireift — wenigſtens inbirelt — jogar ben Kreis ber 
eigentlichen Gemeinbeangelegenheiten, eine Ericheinung, welche fi bei der Schwierig. 
feit der Feitjegung einer unverrüdbaren Grenze zwiſchen Polizei und Bermaltung 
in der Praxis gar oft geltend macht. Bergl. hiezu Ann. 2 zu Art. 84 ©. 472 
und beſonders Anm. 2 zu Art. 95 ©. 488, ferner die nachſtehende Anm. 12. 

3. B. öffentliche Badeanſtalten, "öffentliche Anlagen, öffentlihe Spiel- 
und Turnpläße, ferner die bei v. Kahr ©. 918 aufgeführten: Krantenanftalten, 
Seihenhäufer, Friedhöfe, Desinfeltionsanftalten, Schlachthäuſer, bie Steiihbeihen 
ini. Trichinenbeſchau, desgleichen fonftige Anftalten für chemiſche ober mikrosko⸗ 
piſche Unterſuchungen von Nahrungs⸗ und Genußmittel 

185) infl. der Bezeichnung dieſer den Bege und Bläge unb ber 
Hausnummerierung, jowie ber Diftrift3einteil 

Ueber Hausnummerierung fiehe oben * Ay S. 39 f., beſonders die daſelbſt 

angeführte Diin.-E. vom 16. Mai 1879 (Min.-Bl. 219, Beh. 18, 23 f.), ſowie 


’ 
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Brunnen und Wajferleitungen, den Verfauf von Lebensmitteln ;, 
den Marftverfehr 12), dann auf Maß und Gewicht!*) zu richten und 
die entiprechenden Verfügungen und Maßregeln zu treffen oder zr 
veranlafien. 

VI. Derfelbe hat ferner dafür Sorge zu tragen, daB alljährlich 
mindeſtens einmal die Flur- und Marfungs-Grenzen von den 
gefchtworenen nach Maßgabe des Art. 21 des Vermarfungsgejeges vom 
16. Mai 1868 umgangen und die zur Unzeige gebrachten Mängel 
abgeftellt werden. 15) 


Art. 139 (73). 


I. Der Beigeordnete und die Gemeindebevollmächtigten find ver: 
pflichtet, fi) nach Anordnung!) des Bürgermeifter® zu polizeilichen 
Geſchäften verwenden zu laſſen.?) 

D. In den vom Wohnfige des Bürgermeiſters entfernten Orten 
kann ein dort wohnendes Mitglied des Gemeindeausſchuſſes, in Deiter 
Ermangelung ein vom Gemeindeausſchuß gewählter Ortsführer ®) ei 
Zuftimmung der vorgelegten Verwaltungsbehörde als Gehilfe der 
Polizeiverwaltung aufgeftellt werden.%) Diefer Hat in dringenden 


8 18 der Inf der Snftruftion zum Bollzuge bes A ranbberliherungd ejepe3 vom 30. Iuzi 
1875 (Web. ar f. Min.BI 333, oben S geſet 

a9 inkl. der in Abſ. II vorgejehenen —* In Biſitationen“. Siehe Bieza 
Krais 4. Aufl. BD. 2, ©. 108 ff. und beſonders 285 ff. (Lebensmittelpolizei). 

Ueber Maf- unb Gewichtöpolizei. Siehe Krais 4. Aufl. 8.8, ©. 16: ñ 

») Siehe Anm. 5 zu Urt. 92 Abſ. III der Gem.Ordn., oben &. 487 um 
Urt. 21 des Gefeged vom 16. Mai 1868 (eb. 7, 296 über bie Bermarbır« 
der Grundftüde: Die Feldgeichworenen find ferner verpflichtet, die G 
der gefamten Gemeindeflur und ber etwa bejonder® vermarkten Abteilungen der. 
felben (Gewanne), dann jene der Privatgrundftüde zu beauffichtigen und zu bielerı 
Behufe bie ar Grenzen infolge Aufjorberung des Borftandes 
ber Gemein fowie nach der näheren Anmweilung der Dienftesinftruftien 
periodiſch zu begeben, und Bin befichtigen, bie hiebei wahrgenommenen Mängel abe: 
binnen 24 Stunden bem Vorſtande der Gemeinde, fowie ben etwa fpeziell bete:- 
ligten Grunbeigentümern behufs der fofortigen Abhilfe anzuzeigen. 


Zu Art. 139. 


feichbebeutenb mit „unter feiner Leitung” im Art. 94. 
Y Ehe and) Entſch. bed Berw.-Ger.-Hofed Bd. 18, 198 in Anm. 4a 3z⸗ 
Art. 2 Abſ. 

) ie Bäher. Gem.-Beitg. Jahrg. 1892 ©. 837 ff. und 853 ff., fpezi:l 
859: Stellung und Wirkungskreis der Ortöführer. 

Der Ortsführer ift im Gegenſatz zu ben nach Abſ. I beauftragten Bei- 
geordneten und Gemeindebevollmädtigten nicht an bie Weilungen des Bürger- 
meifter8 gebunden, ſondern ericheint innerhalb des ihm durch Abſ. II augewietere: 
Wirkungskreiſes als jelbftändiger Gehilfe der Polizeiverwaltung: Nur wenn es ra 
um den Vollzug von Aufträgen des Bürgermeiſters Handelt, ift er natürfich der 
Leitung des Bürgermeifters unterftellt und hanbelt er ſolchen Falles unter aS- 
gemeiner Berantwwortlichteit des Bürgermeifterd 

Und zwar nad Veſchluß des Gemeinbeausfchuffes, ber Iediglih was 
freiem efien zu faſſen ift. 
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Fällen ftatt des Bürgermeifter® zu handeln, außerdem deſſen Aufträge 
zu vollziehen, die notwendigen Anzeigen an denfelben zu machen und 
Kar Veſeitigung geſetzwidriger Zuſtände in der Ortſchaft zu veran⸗ 
aſſen. 


Art. 140 (74). 


I. Der Gemeindeausſchuß erläßt die ortSpolizeilichen Vorjchriften 
nah Maßgabe der gejeglichen Bejtimmungen. ?) 2) 

II. Er beichließt über polizeiliche Einrichtungen und Anftalten, 
mit deren Ausführung Koften für die Gemeinden verbunden find.®) 


Art. 141 (75). 


I. Die Gemeinden find verpflichtet, für die notwendigen Dienftez- 
leiftungen bei Handhabung der Ort3polizei und des Feldſchutzes 1) 
geeignete?) Diener in twiderruflicher Weife?) aufzuftellen, denjelben 


Die Wahlbarkeit des betreffenden Ortsführers bezw. bie Ablehnung ber 

Wahl beftimmt fih nach Art. 172 Abſ. I mit 174 der Gem.-Orbn. Die aus der 
abi der Gemeindeausſchußmitglieder genommenen Gehilfen der Polizeiverwaltung 
ind nad Art. 139 Abſ. I zur Annahme diefer Funktion verpflichtet. Die Sur 
tion diejer Gehilfen bezw. Ortsführer erliiht mit Ablauf der 6 jährigen Wahl- 
periode. Vergl. Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 8, 18 unten bei Art. 153. 


Zu Urt. 140. 
ı) Siehe Anm. 1 Abi. 8 zu Art. 92 oben ©. 486; vergl. auch Art. 150 


) Siehe auch Entich. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 3, 447: Gegen Beſchlüſſe 
der Freiöregierungen, Kammern des Innern, wodurch ort8polizeilicden Vorſchriften 
die Bollziehbarfeit verjagt wird, kann nicht auf Grund des Art. 10 Ziff. 2 des 
Bermw.-Ger.-Hofs-Gejeges wegen Verlegung des gemeindlichen Selbftverwaltungs- 
rechtes Beichwerde zum Verw⸗Ger.⸗Hof erhoben werben. 

Siehe au Bo. $, 218, ferner Bd. $, 364: Zur lebtinftanziellen Be- 
Scheidung von Beichwerden gegen bie erfolgte Erlaffung polizeilicher Vorſchriften 
an und für fich ift ber Berw.-Ger.-Hof nicht zuftändig. 

) Vergl. Dagegen bie Befugniſſe des WBürgermeifterd oben bei Art. 138, 


Bu Urt. 141. 

*) Der Art. 141 gilt für Qandgemeinben ſpeziell. — Vergl. hiezu die 
Beftimmung des Art. 38 Ubf. I verb.: „Die Aufftellung des zur Sanbyabung 
der Ortspolſizei 2c. erforberlihen Ortspolizei- und Feldſchutzperſonales“, melche 
für alle Gemeinden gilt. (Für Städte befonders vergl. Urt. 73 Ubf. II, 77 Abſ. 
II und III, 85 und 95 Abf. I). Siehe audy Art. 156. 

4) „are Entſch. des Verw. Ger.⸗Hofes Bb. 9, 98, oben ©. 409 Anm. 18 


ua 
ö 7 Um „geeignete” Diener y erhalten, möüfjen die Gemeinden auch einen 
entiprechenben Gehalt gewähren. Wenn nun auch die Gemeinden im allgemeinen 
bei Feſtſetzung des Gehaltes und ber fonftigen Bezüge freie Hand haben, jo hat 
Doch andrerfeits bie Stantdauffichtöbehörde angeſichts des Wortlauted bed Art. 141 
die Befugnis darauf zu dringen, da dieſe Diener „geeignet“ und daß die ihnen 
zugewiefenen Bezüge „zur Sicherung ihrer Subfiftenz genügend“ find. Vergl. 
iezu dv. Kahr ©. 524. Siehe audy Anm. 7 und Entſch. bes Berw.-Ber.-Hofes 
d. 4, 157 dafelbft. 
9 Diefeiben Lönnen alfo jederzeit auf Grund eines Beſchluſſes bes 
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zur Sicherung ihrer Subfiftenz genügende Bezüge zu gewähren?) und 
die Hiezu verwendeten Berfonen im Falle eriwiefener Untauglichfeit oder 
Unzuverläffigfeit vom Dienfte zu entfernen. ®) 

I. Bei Belegung folcher Stellen follen die in Art. 34 des 
Wehrverfaffungsgefeges vom 30. Januar 1868 und in Art. 11 des 
Geſetzes vom 16. Mai 1868, die Verforgung invalider Unteroffiziere 
2c. betreffend, bezeichneten Berfonen möglichit berüdjichtigt werden. *)5)®) 

IN. Die in Abf. I bezeichneten Bedienfteten find von der vor- 
geſetzten Diftriftsverwaltungsbehörde zu verpflichten 7) und haben fo- 
dann den amtlichen Glauben öffentlicher Diener. ®) 9) 


Gemeindeausſchuſſes — ohne Genehmigung bezw. ohne die Zuläfligfeit eines Ein- 
greifens ſeitens der Staatsaufſichtsbehörde — wieder entlajien werben. 

Bea der Entlaffung im Disziplinarmwege fiehe Art. 166 Abſ. III mit 
168 Abſ. III und 167. 

4) Siehe hiezu Anm. 4 bei Urt. 85 oben ©. 474, insbeſondere die daſelbſt 
angeführte Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Vd. 5, 27. 

>) Bu ben in Abſ. I genannten Dienern find zu zählen: Polizeidiener, Tag⸗ 
und Nachtwächter, —— — (Feldflurer, Flurhüter oder Flurſchũtze), 
Leichenwaͤrter, Totengräber, Fleiſchbeſchauer (vergl. auch Reg. Bd. 9, 212: über 
die frage der Beeidigung als Vorausſetzung der Beamtenqualität.) 

Die Auf fett ung erfolgt dur ben Gemeindeausihuß; vergl Urt. 
123 und 140 Abſ. II. 

’) Die Berpflichtung ungeeigneter Berjönlichleiten kann bie WBehörbe ver- 
weigern und dadurch Die Gemeinde zur Aufftellung geeigneter Diener (unter 
Sewährung genügender Bezüge) zwingen. Siehe Anm. 2. 

Mehrere gemeindliche Stellen können gegebenen alles in einer Perſon 
ah werben, ſoweit dies thunlich ift ud bezw. dienftlicye Bedenlen nicht ent- 
gegenftehen. 

ezüglich ber Beſchwerde gegen folche Verweigerung ber Verpflichtung fiehe 
Art. 161, ferner vergl. hiezu Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 157: Die 
Beurteilung der Frage, ob eine von einer Gemeinde für die notwendigen Dienß 
leiftungen bei Handhabung der DOrtspolizei und bed Feldſchutzes aufgeltellte Per⸗ 
fönlichleit für diefen Dienit geeignet ift, bildet einen Segenftand des abminiftra- 
tiven Ermeſſens. Der Berw-Ger.-Hof ift daher nicht zuftändig zur Beſcheidung 
von Beſchwerden gegen ftaatäauffichtlige Verfügungen, wodurch die Wahl einer 
Berfon zum Bolizei- und Flurdiener wegen Untauglichleit derjelben für biefen 
Dienſt beanftandet wurde. 

46 Verpflichtung hat im Hinblick auf Art. 115 Abſ. I Biff. 2 und 119 
des Forſtgeſehes von 1896 — dahin zu erfolgen, daß die Verpflichteten auch 
zur unzein von Forſtpolizeiũbertretungen und Forſtfreveln verbunden find. 

züglich der Berpflichtung der in Art. 115 des Sorftgeichen aufgefährten 
dereſonen zur Handhabung der Forſtpolizei, ſiehe weiter Art. 121 des Forſt⸗ 
geſetzes. 

Außerdem ſiehe noch: Min.E. vom 5. Auguſt 1859 (Web. 5, 149): Die 
Verpflichtung der Flurwächter in der Eigenſchaft als Organe des Forſtſchuges 
und Min.E. vom 19. April 1863 (Web. 6, 167): die Verpflichtung der Flur⸗ 
wachter dꝛged Tit. X der Verf.Urk. (Ableiſtung des Verfa 

er it. t Urk. (Mbleiftung des # feße 
oben Bb. I 8 is S. 174 ff., endlich Verordn. vom 15. März 1850 (feb. ,‚ 101) 
die Teilnahme der Staats⸗ und Öffentlichen Diener an Vereinen betreffend, and 
Min.E. vom 20. Juli 1832 (Web, 3, 615): die eidliche Zuſage der Ridhtteil- 
nahme an den vom Staate nicht gebilligten Geſellſchaften betreffend. 

) Ohne diefe Verpflichtung haben die betreffenden Wufgeltellten feine amt- 
liche Qualität als Bolizeibedienitete b. h. fie haben vor ber Verpflichtung 
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IV. In diefer Eigenichaft fteht denfelben die Befugnis zu, aus 
Anlaß der Deribung ftrafbarer Pandlungen in den geletlich zuläfligen 
Fällen und unter Beobachtung der gejeßlichen Borkhriften Berjonen 
feftzunehmen, ſowie zur Sicherung des Beweiſes gegen die auf frifcher 
That Betretenen Pfändungen vorzunehmen. ®) 19) 


V. Wenn eine Gemeinde es unterläßt, ungeachtet eines ihr Durch 
Die vorgejegte Behörde erteilten Auftrages innerhalb der ihr vor- 
geftredten Frift die in Abi. I genannten Diener aufzuftellen, fo ift 
die vorgejeßte Verwaltungsbehörde befugt, diefe für die Gemeinde zu 
beitellen, deren Gehalt feftzujeßen und auf die Gemeinbefafje anzu- 
weiſen. Dieſe Folge der Friſtverſäumung ift in der Aufforderung 
ausdrüdlich zu erwähnen. 


VI. Mehrere aneinandergrenzende Gemeinden können fich mit 
Genehmigung der vorgejehten Verwaltungsbehörde zur gemeinjchaft: 
Tihen Beſtellung der in Abſ. I bezeichneten Bebienfteten vereinigen. 11) 


vn. Hinfihtlih der Aufftellung und Verpflichtung des Wald- 


nicht den amtlichen Glauben dffentlicher Diener und nicht die Befugnis zur Vor⸗ 
nahme ber in Abſ. IV bezeichneten Handlungen. 

Modifiziert erfcheint die Beftimmung des Schlußfapes bes Urt. 141 Abſ. III 
durch die fpätere Beſtimmung des 8 359 des Neichd-Str.-Bej.-B., ferner durch 
8 60 ber Reichs⸗Str.⸗Proz. Ordn. (durch letztere Beitimmung ift die Bernehmung 
auf Dienfteid weggefallen und ift jeder Beuge zu beeidigen). Vergl. hiezu bie 
reichagerichtliche Enticheidung bei Reg. 3, 304, beſonders die Bemerkungen in der 
Note *; ferner 4, 342: Beamtenqualität und Verpflichtung; Verhältnis des 8 359 
Reichs⸗Str.Geſ.⸗Buch zum Landesſtaatsrecht; 9, 212; Beeidigung ald Boraud- 
ſetzung der Beamtenqualität ; beſonders 10, 290: Beamtenqualität und Verpflichtung 
in Bezug auf bayr. Fleiſchbeſchauer (ſiehe Hiezu v. Kahr S. 927 Note 9 Abſ. 4). 

10, Ferner fiehe bezüglich der dieſen gemeindlichen Volizeibedienfteten — 
welche auch Hilfsbeamte der Staatdanwaltihaft find (Art. 56 des Reichs⸗Ger.⸗ 
Verf. Geſ.) — zuftehenden desbezliglichen Befugniſſe die 88 98, 105, 127, 161 
der NReihb-Str.-Broz.-Drbn. und Art. 127 ff, des Forſtgeſetzes (1896). 

Siehe aud) oben Art. 138 Unm. 8 und Anm. 7. 

13) Berg. hiezu auch Art. 87 des Diftriftöratögeieges und v. Kahr ©. 928 f. 
(Anm. 16); ferner beionders Lermann: die bayr. Diſtriktsgemeinde Ordnung 8 38 
©. 183 ff.: Gemeindliche Bwedverbänbe; weiter Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 
3, 619: Den einzelnen &liedern (Gemeinden) der nad Art. 37 des Diſtriktsrats⸗ 
geiepe® gebildeten befonderen Berbände fteht das Recht zu, jederzeit aus dem Ver⸗ 
bande auszuſcheiden. 

(Bergl. auch WB. 1, 822 und Bd. 2, 517.) Streitigfeiten hierüber fallen 
unter Art. 8 Hilf. 22 des Berw.-Ger.-Hofd-Gefepes. 

Ferner jiehe Hiezu Urt. 123 bes Bolizei-Str.-Gef.-B.: Bei der Verfolguug 
und Wburteilung ber in 8 368 Biff. 1, 2 unb 9 unb 8 370 Bif. 1 und 2 des 
Str.⸗Geſ.⸗B. für das deutſche Reich, dann in Art. 112, 113 und 115 bis 121 bes 
Bolizei-Str.-Gei.-B. erwähnten Uebertretungen find Bebienftete der Diftrilts- 
gemeinden, forwie der Privatperjonen, weiche vom ber — nt ben 
als Organe des Feldichuges verpflichtet und anerkannt find, in Bezug auf ben 
amtlihen Glauben ihrer Ausſagen, fowie hinfichtlich der Befugnis zur Vornahme 
von Pfänbdungen, den von den Gemeinden aufgeftellten Slurichugbebienfteten gleich- 
zuachten. 
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ſchutzperſonales finden die befonderen gefeßlichen Beitimmungen An⸗ 
wendung.!2) 


Art. 142 (76). 


Die Koften der örtlichen sp otigeivertvaltung und der biefür er⸗ 
en en Einrichtungen und Anftalten find von den Gemeinden zu 
tragen. 1 


8 133. C. Bwangsbefugniife. 
Art. 143 (77).}) 


I. Der Gemeindeausfchuß ift berechtigt, Verfügungen, welche er 
in feiner Buftändigfeit ala Gemeindebehörde zum Vollzuge von Ge⸗ 
ſetzen und giltigen Verordnungen, deren Uebertretung nicht mit Strafe 
bedroht ift, an beitimmte Perſonen erlaflen und diefen eröffnet hat, 
durch gefegliche Zwangsmittel unter Anwendung der Beitimmungen 
in den Art. 28 und 29 des Geſetzes vom 10. November 1861, die 
Einführung des Straf: und Bolizeiftrafgejeßbuches betreffend, zur 
Ausführung zu bringen. 

II. Gleiche Behugni fteht dem Bürgermeifter binfichtlich jener 
aaungen zu, welde er innerhalb feiner Buftändigkeit®) allein 
erläßt. 


8 134. D. Vermittlungsamt. 
Art. 144.1) 
I. Die Ausübung des Vermittlungsamtes bei Nechtsftreitigfeiten 


1m) Siehe Art. 10 bis 18, auch 15 (oben ©. 244); 115; 119 bis 121 bes 
Forftgeiehes von 1896. 

Entich. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. 8b. 1, 30: Die den Forftpolizeiftellen vorbehaltene Beſtätigung bes 
ben Betrieb der Gemeinbewaldungen leitenden Forſtperſonals iſt eime 
Ermeflensfrage. 

Beichwerden der Gemeinden gegen Verfagung biefer Beſtäti 
fönnen nicht auf Grund des Art. 10 Ziff. 2 bes Geſetzes vom 8. Kuga 
1878 an den Berwm.-Ger.-Hof gebracht werden. 

b. ®d. 2, 301: Der Umfang des Bedarfs von Forſtſchutzperſonal für die 
Waldungen einer Gemeinde und die Leiftungsfähigfeit ber Gemeinde 
hinſichtlich des hiefür erforderlichen Koftenaufanbss find ebenfo wie 
die der Yorftpolizeibehörde vorbehaltene Beſtätigung biefes Perſonals 


Ermeſſensfragen ꝛc. 
Bu Art. 142. 
ı) Bergl. Art. 95 oben ©. 488 (vergl. BI. für abmin. Pr. 32, 366). 
Bu Urt. 148. 


) Vergl. die Anm. zu Art. 99 oben S. 490. 
*) alſo beſonders aud als Ortspoliz ei behoörde. 


Zu Art. 144. 
ı) Siehe alles, was zu Art. 100 bemerkt iſt, oben ©. 490 f. 
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unter Gemeindeeinwohnern fteht dem Bürgermeifter zu. Derfelbe ift 
jedoch befugt, Hiemit ein anderes Gemeindeausichußmitglied zu beauf: 
tragen. Den Beteiligten ift e8 unbenommen, Männer ihres Ver- 
trauens zu benennen, welche zum Sühneverſuche beizuziehen find. Die 
Zulaſſung von Advokaten ift ausgeichloflen. | 

I. Wenn auf gehörige Ladung nicht beide Parteien erjcheinen, 
fo ift der Vermittlungsverfuch als vereitelt zu erachten. Iſt der 
Kläger nicht erichienen, jo verwirkt er eine Geldbuße von dreißig 
Kreuzern (90 Pig.) zum Beſten der Gemeindetafie. 

II. Die Verhandlungen und Ausfertigungen des Vermittlungs- 
amtes find tar- und ftempelfrei. 


8 135. 
III. Geichäftsgang. 
Art. 145 (78).*) 


I. Die Verteilung und Leitung der Gefchäfte gebührt dem 
Bürgermeifter, in deilen Verhinderung dem gefetlichen Stellvertreter. 1) 

DI. Der Gemeindeausihuß kann nur dann giltig beichlieken, 
wenn alle im Gemeindebezirke anweſenden Mitglieder gehörig geladen 2) 
find und mehr als die Hälfte der gejetlichen Mitgliederzahl an der 
Beratung und Abftimmung teilgenommen hat.2°) Sein ſtimmberech⸗ 
tigtes Deitglied darf ſich der Abſtimmung enthalten. 2=) ®) 


Bu Art. 145. 


*, Bor allem fiehe bie Min.-E. vom 26. März 1887 (Web. 18, 313; Min.- 
Bl. 119) über bie Geicpäftaführung ber Gemeinbeverwaltungen und Min.-E. vom 
10. Zufi 1898 (Web. 32, 216; Min.-BI. 172), die Bereinfahung der gemeind- 
Tihen Gef Pr Hai betreffend. 

2) Berg. biezu Urt. 101 Abſ. I, ferner Art. 125 Abſ. III. 

2), Die Ladung muß fo zeitig erfolgen, daß die Gelabenen auch — abge- 
fehen natürlih vom Eintritt unvorbergejehener Ereigniſſe — imftande find, 
rechtzeitig erjcheinen zu können. 

22) Zu bj. II vergl. jedoch Art. 6 Abſ. 1 mit Art. 3 bes Diftriftsratd- 
geſetzes; ferner Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes in nachftehender Anm. 3 lit. a und b. 

", Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 7, 295: Die Giltigfeit und Wirkſamkeit einer dem Art. 145 Abſ. II 
ber Gem.⸗Ordn. entiprechenden Beratung und Wbftimmung des Ge— 
meinbeausjchuffes wirb burch die Unterlaffung protolollariicher Beur⸗ 
kundung oder durch die Mangelhaftigfeit des geführten Protokolle! — 
Abſ. III a. a, ©. — nicht aufgehoben. 

Die in einer Ausfertigung des Gemeindeausichuffes enthaltene Feſt⸗ 
ftelung, daß ein gewiſſer, näher bezeichneter Beſchluß gefaßt worden 
jet, muß in fo fange als wahr gelten, bis das Gegenteil voll erwieſen wird. 

b. 8. 10, 80: Das in Urt. 145 Abſ. II der Gem.-Drdn. zur Giltigfeit 
eined Gemeindeausſchußbeſchluſſes geforderte Bahlenverhältnis der bei 
ber Beratung und Abitimmung mitwirkenden Ausichußmitglieder kann 
nicht nach dem zur Beit der Beichlußfaffung thatfächlich vorhandenen, 
fondern nur nah dem in Art. 124 a. a. O. beitimmten Beſtande des 
Gemeindeausſchuſſes beurteilt werden. 

Dies gilt auch jenen Fällen gegenüber, in welchen die geſehzlich feft- 
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II. Die Yeichlüffe werden durch abjolute Stimmenmehrheit ge= 
faßt®), bei Stimmengleichheit enticheibet Die Stimme des Vorſitzenden. 
Ueber die Beichlüffe ift ein fortlaufendes Protofol®) zu führen, defien 
Einficht jedem Gemeindebürger zu gejtatten ift. 

IV. Wer bei einer Angelegenheit aus einem PBrivatinterefie*) 
perjönli unmittelbar beteiligt ie. darf an der Beratung und Be— 
ſchlußfaſſung Hierüber nicht teilnehmen. *) 

V. Kann deshalb ein giltiger Beſchluß nicht gefaßt werden, jo 
ift die Angelegenheit der Beſchlußfaſſung der Gemeindeverfammlung 
vorzubehalten, in welcher den unmittelbar) beteiligten Gemeinde⸗ 
bürgern fein Stimmrecht zufommt. Iſt mindefteng Die Hälfte der 
Gemeindebürger ge Teilnahme an der Beſchlußfaſſung unfähig, To 
enticheidet nach Vernehmung der Beteiligten wie der Unbeteiligten Die 
vorgefeßte Verwaltungsbehörde 4"), welche berechtigt iſt, erforderlichen 
Falles einen Rechtsanwalt zur Vertretung der Gemeindeintereijen 
aufzustellen. 

VI. Auf die Sigungen des Gemeindeausſchuſſes finden die 
| gelebte Bahl der Ausichußmitglieder ans ben in Art. 200 Abi. T a. a. 

. bezeichneten Gründen im Verlauf ber Wahlperiode eine Verminderung 
a Mi. Sergl. oben Ari. 117 Abſ. II Ziff. 2. Hiezu ebenda 

e. ®. 11, 123, oben ©. 493 bei Art. 101 Anm. 9 lit. c; endlich aud) 
noch Bd. 14, 145, unten Anm. 9, 

d. Bd. 10, 208: Durch bie in geſetzmäßiger Weije vollzogene formelle 
Ausfertigung und die Hinausgabe eines Gemeindeausſchußbeſchluſſes, 
worin die Erfüllung der Vorausſetzung eines geſetzlichen Anſpruches 
auf Heimatverleihung anerkannt wurde, wird für die anſpruchsberechtigte 
Perſon die Heimat in der betreffenden Gemeinde rechtswirkſam erworben. 

Die Giltigleit des materiellen Inhaltes einer ſolchen Beſchlußaus- 
fertigung kann nicht nachträglich von dem Gemeindeausſchufſe aus dem 
formellen runde angefochten werden, daß bei der bezüglichen Beſchluß⸗ 
taffung ae bie gejeßlich vorgeichriebene Anzahl feiner Mitglieder mit- 
gewirft hat zc. ac. 

e. Bd. 17, 308: Die NRechtögiltigfeit eines Gemeindeausſchußbeſchluſſes iſt 
troß des Umſtandes, dab das über diefen Beſchluß aufgenommene 
Prototoll nicht von der erforderliden Zahl ber Gemeindeausſchuß⸗ 
mitglieder unterzeichnet ift, dann anzunehmen, wenn ſich ergiebt, dab 
thatjächlich Die gejehlich erforderliche Anzahl von Gemeindeausſchuß⸗ 
mitgliedern an ber Beratung und Abſtimmung Teil genommen hat. 

f. 8b. 8, 17 unten bei Art. 146 Anm. 5. 

*) Siehe oben Art. 103 Abſ. I und 118 Abf. I. 

Entid. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 2%, 108 Ziff. 1a. E.; Bb. 8, 371; 

©. 5, 267 unb Bd. 10, 188 (Art. 103 Anm. 4 lit, b). 

*a) Siehe hiezn Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bb. 18, 28: Die für dem 
Tal ber Beichlußunfähigleit der Gemeindeverſammlung in Art. 145 Abſ. V der 
Gem.⸗Ordn. vorgeiehene „Entſcheidung“ der vorgeiehten Berwaltungsbehörbe iſt 
ihrer Natur nad) feine verwaltungsrechtliche, jondern eine aufſichtliche Beſchluß⸗ 
fafjiung, durch welche von ber Berwaltungsbehörbe im Ramen der Gemeinde 
Stellung zur Streitiache genommen wird. Ein gleichwohl mit diefer Beſchluß⸗ 
faflung verbundener verwaltungsrechtlicher Ausſpruch ift jedoch dem für Verwal⸗ 
tungsrechtsſachen beftehenden Inftanzenzuge nicht entrüdt. 

Bergl. auch Entich. des Werm.-Ger.-Hofes Bd. 18 ©. 29 f. lit. b. 
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Beftimmungen de3 Art. 105, auf die Bildung befonderer Ausfchüffe die 
Beitimmungen ded Art. 106 Anwendung. 5) 

Vu. Alle Ausfertigungen®) des Gemeindeausfchufjes werben 
von dem geichäftsleitenden Vorftande®), Urkunden”), welche eine Ver⸗ 
pflihtung der Gemeinde begründen, außerdem noch von zwei Mit- 
gliedern des Gemeindeausſchuſſes unterzeichnet. 8) 

VOI. Zur Regelung des formellen Gefchäftsganges fann ber 
Gemeindeausichuß eine Geihäftsordnung®) erlafjen; die formelle Be- 
handlung des Kaſſe- und Rechnungsweſens wird durch Minifterial- 
porjchrift geregelt. 10) 


8 136. 
IV. Gemeindeverfanmlnng. 
Art. 146 (79). 
I. Giltige Beſchlüſſe können in der Gemeindeverfammlung !) 


) Yu Abf. VI fiehe die Anm. zu Urt. 105 und 106. 
9) Bergl. oben Art. 101 Anm. 

) Die geieplichen VBeftimmungen, durch welche für beftimmte Urkunden 
jpezielle Form wie 3. B. für Notariatsurfunden geforbert werben, bleiben durch 
die Vorſchrift dieſes Abſ. VII unberührt. 

) Siehe hiezu Ipegiel über die Ausſtellung von Onittungen und beren 
Untergeichmun die Min.-E. vom 2. Auguft 1873 (Web. 10, 77 und Min.-Bl. 
467) Das Kaffumefen der Gemeinden mit Bandgemeindeverfaffung und ber Urmen- 
pflege in jolchen Gemeinden betreffend, ferner die Beſtimmungen über Kapitals- 
ausleihungen, Löfchungsbemwilligungen und Abquittierung heimbezahlter Hypothelen 
oben zu Art. 26 Anm. 17 ©. 196 ff. und 207 f. 

*) Entich. bes Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 14, 145: Bur Beſcheidung der Frage, 
ob Beſtimmungen einer gemeinblichen Geſchäftsordnung gejegmäßig find ober 
nicht, find die Behörden der aktiven Verwaltung fowie die verwaltungsrechtlichen 
Inſtanzen jeweils innerhalb der Grenzen ihres zuftändigen Wirkungskreiſes berufen. 

Bergl. auch Urt. 107 Abſ. I oben ©. 501. nn 

20) Siehe hiegu Art. 107 Abſ. III Anm. 4, beſonders aber die Min.-E. 
bom 12. Oftober 1869 (Web. 8, 382 ff.), die formelle Behandlung ded Kaſſaweſens 
in ben Gemeinden mit Qandgemeindeverfaffung; diejelbe behandelt in 6 Abteilungen 

1. Allgemeine Beftimmungen über die Kaſſaverwaltung. 
II. Vorſchriften über Kurrentlaffe, Kurrentlaffa-Tagebücher und Rechnungs⸗ 
manualieı. 
III. Die Refervelafje und das Reſervekaſſa⸗Tagebuch. 
IV, Die Kafla-Bifitationen. 
V. Die Ueberweijung ber Kaſſen. 
VI. Das Etatd- unb Rechgungeweſen. 

Hiezu Min⸗E. vom 10. Oktober 1869 (Web. 8, 845 ff.), das Etats⸗ und 
Rechnungsweſen ber Gemeinden und örtlichen Stiftungen in ben Gemeinben ber 
Zandesteile diesſeits des Rheins betreffend oben S. 483 Unm. 14 lit. a zu Urt. 89, 
ferner vergl. au Min.E. vom 14. Mai 1870 (Web. 8, 543 ff.), dad Kaſſaweſen 
ber Armenpflegen in den Gemeinden mit Landgemeinbeverfaflung betreffend. 

Weiter enthält die vorgenannte Min.-E. vom 12. Oktober 1869 Formu⸗ 
larien zum Kurrentkaſſa⸗Tagebüch, Rechnungs: Manual, Refervetafia-Tagebud und 
zu einem Verzeichnis der Aftiv-Urkunden. 


Zu Art. 146. 


V Und zwar in der Verſammlung felbft, nicht durch Zirkular oder ſtur⸗ 
rende, vergl. Art. 102 Anm. 1, oben ©. 495. 
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gefaßt werden, wenn entweder alle Stimmberechtigten?) anmwelend find 
oder die Berfammlung in berfömmlicher®) Weile berufen ift. 


ID. Zur Beratung und Beichlußfaffung find der Gemeinde- 
en von der Gemeindeverwaltung bejtimmte Anträget) vor- 
zulegen. 5 


Art. 147. 


I. Abgeſehen von den gejeglich beitimmten Fällen!) kann?) Die 
Zuftändigkeit der Gemeindeverfammlung auf die Beratung und Be- 
—2* über ſolche Augelegenheiten, für welche gemäß Art. 112 


9,0 Ohne Rüdficht darauf, ob fie Semeindebürger find oder nicht (vergl. 
Art. 47 Abſ. III). 


) herkömmlich ift jo viel als ortsüblich. 


*) Siehe Hiezu Art. 131 Abſ. VI. Ohne einen folchen Antrag der Ge⸗ 
meinbeverwaltung Tann es zu einer Beratung ober Abftimmung in ber Gemeinde⸗ 
verfammlung nicht fommen. 


Zu Art. 146 vergl. audy Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 8, 17: Daß 
ber Vollzug eined gejeglich ungiltigen Gemeindebeſchluſſes durch eine Mehrzahl 
Beteiligter ebenſowenig wie feine ausdräüdliche oder Milichweigend e Anerfennung 
bemjelben Rechtswirkſamkeit zu verleihen 2c. vermag, bedarf feiner weiteren Er- 

erung 


Zu Art. 147. 


) Diefe Suftänbigfeit iR, abgejehen von Art. 147 AP I, 1 eſetzlich ange: 
ordnet in den Fällen bed Art. 4 Abf. III mit Abſ. I; und V; 
bj. I; 24 nl. II; Abi. I; 28; 31 Abſ. III mit 9 * 40 Abſ. m: 
47; 63 bj. I und 64 Abf. I; 67; 145 hf, V; 158 Mbi. IX; 200 Abf. I ber 
Gem.-Drbn. ; ; RICH fern ‚Berordn. vom 18. Juͤni 1862 über — Tanz⸗ 
muſik (Web. 5, 767); 7 und 8 der Verordn. vom 26. Auguſt 1883 über bie 
Volksſchulen Web. ie‘ Ss) Weiter vergl. noch die Beſtimmun en in Art. 7 
Abi. 2 und 3, auch Art. 12 bes Jagdgeſetzes vom 30. März 1850; Art. 4, 10 
und 13 des Öefepen vom 12. März 1850 über Schadenderfa pflücht bei Auflauf 
nebft Art. 14 des Geſetzes vom 4. Mai 1851 über das Einichreiten der beivaff- 
neten Macht ꝛc. 

Speziell im Falle des Art. 9 Abi. V der Gen.-Orbn. muß der Beſchluß 
ber Gemeindeverfammlung mit bem Antrage bes Gemeindeausſchuſſes überein- 
fiimmen. In allen übrigen Fällen wird ba, wo nad) der GemOrdn. bie Zu⸗ 
ftändigfeit der Gemeindeverfjommlun Überhaupt gegeben ift, ausschließlich durch 
die Bein faffung der Iepteren entſchiede 

Siehe auch Entſch. des Verw⸗Ger. Dofes Bd. 11, 485 oben bei Art. 123 
Anm. 4, deögleichen die nachftehende Anm. 3. 

Weiter it auch noch die Zuftändigleit ber Gemeindeverfjammlung gegeben 
im Reichskrankenverſicherungsgeſez vom 10. April 1892 83 2, 51, 54; 6a, 10 
Abſ. 3, 16, 18a, 43 Abi. 1, 46, 46a, 52 und bapr. usführungsgefeß hiezu 
vom 26. Mai 1892 Art. 2 nebft R 2 ab. 3 ber Bollz.-Berordn. vom 8. Juni 
1892 (Web. 31, 369 und 395 f.), weiter 8 142 der Reihö-Gen „Drbn. mit 8 50 
bj. 1 der Vollz⸗⸗Verordn. vom 29. März 1802 (Web. 31, 189). 

Vergl. hiezu Art. 112 Anm. auf S. 506 


») Die Erlafjung eines folchen Gemeindeftatuts Tann ftaatdauffichtlidy nicht 
erzwungen werben; fie liegt im freien Ermeſſen der Gemeinde bezw. &emeinbe- 
verfanmlung. 
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Ziff. 1, 2, 5, 6, 9, 12, 14 und 15 in Gemeinden mit ſtädtiſcher 
Berfaflung die Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten erforderlich 
ist, jowie auf die Regulierung der Heimatgebühren durch ftatutarifchen 
Beichluß der Gemeindeverjammlung?) ausgedehnt werden. 8) 


ID. Wenn ein Zehnteil der jtimmberechtigten Gemeindebürger 
Ichriftlich einen Antrag einreicht, der eine Angelegenheit betrifft, für 
welche die Zujtändigfeit der Gemeindeverfammlung begründet ift*), jo 
muß der Gemeindeausſchuß diefen Antrag der Gemeindeverfanmlung 
zur Beratung und Beichlußfaflung vorlegen. 


Art. 148 (80). 


Dem Bürgermeifter fteht die Leitung der Verfammlung zu; er 
iſt befugt, zu der Verfammlung unter Androhung einer Geldftrafe 
bi8 zu einem Gulden (1 ME. 80 Pfg.) zu Gunjten der Armenkaſſe 
zu laden, bei gleicher Strafe das unzeitige Weggehen aus der Ver⸗ 
ſammlung oder fonftige ungebührliche Störungen zu verbieten und die 
verwirkten Strafen auszujprechen. 


Art. 149 (81). 


I. Soferne nit im Geſetze die Zuftimmung einer beftimmten 
Anzahl von Gemeindebürgern!) oder neben der Stimmenmehrheit ein 
beitimmtes Verhältnis der Steuerzahlung auf Seite der Zuſtimmen⸗ 
den?) für das Buftandefommen eines giltigen Beſchluſſes erforderlich 
ift, fo kann ein folder durch die abfolute Stimmenmehrheit der 
Anwejenden®) gefaßt werden, wenn mehr als die Hälfte der Stimm- 


°, In allen Fällen, in weldyen bie Buftändigfeit ber Gemeindeverfammlung 
nicht ausdrüdlih — fei ed durch die in vorftehender Anm. 1 aufgeführten Be⸗ 
ftimmungen oder durch ®emeindeftatut nach Art. 147 Abſ. I — beſtimmt ift, Hat 
ber Gemeindeausſchuß allein zu beichließen. 

Bergl. Entſch. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 18, 43: Eine ftaat3auffichtliche 
Verfügung, durch welche der Gemeindeausſchuß angehalten wird, einen von ber 
Gemeindeverjanmiung in einer ihrer Zuftändigfeit enträdten Angelegenheit ge- 
faßten Beſchluß zu vollziehen, entHäft einen Eingriff in das gemeindliche Selbit- 
verwaltungsrecht und fann jeitend des Gemeindeausſchuſſes en auf Grund bes 
Art. 10 Ziff. 2 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 mit Beſchwerde angefochten 


erden. 
*) fiehe Anm. 1. 


Bu Art. 149, 


) z. B. Urt. 4 Abſ. III; 9 Abſ. III und V; 27 Abſ. I, 28, 35, 163 
Abt. IX; Verner 88 7 Abſ. III und 8 der Verordn. vom 26. Auguft 1883 (Web. 
16, 373) über die Volksschulen. 

2) 3.8. Art. 27 Abſ. I, 28, 35, 47. 

Vergl. Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 8, 9 unten in Anm. 7 und oben 
bei Art. 47 Anm. 10 lit. b. 

2) Dieje Anweſenheit muß im Momente der Abſtimmung gegeben ſein; 
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berechtigten erichienen oder mehr als die Hälfte der durch die Ge⸗ 
meindebürgerichaft abzugebenden Stimmen vertreten ift. 

I. Die Abftimmung kann mündlich oder fchriftlich erfolgen. 
Ueber die Verhandlung iſt ein Protokoll zu errichten), welches die 
Bahl der Anweſenden, ſowie das Ergebnis der Abftimmung feitjtellt 
und vom Bürgermeifter, vom PBrotofollführer und von zwei Gemeinde- 
bürgern unterfchrieben wird. Erfolgt Schriftliche AUbftimmung, fo find 
die Stimmen für und gegen den Antrag durch Unterfchrift der ein- 
zelnen Gemeindebürger in da8 Protokoll aufzunehmen. 

III. Die Abjtimmung muß 5) fchriftlich vorgenommen werden, 
wenn die Stimmenzahl fich nad) der Größe des Steuerbetrages richtet 
oder wenn neben der Stimmenzahl auch ein bejtimmtes Verhältnis 
der Steuer auf Seite der Zuitimmenden zur Faſſung eines Beſchluſſes 
erforderlich ift.®) 7) 


8 137. 


V. Berwaltung der zn einer Bürgermeifterei vereinigten 
emeinden. 


Art. 150 (82).1) 


I. Die im VBerbande einer Bürgermeifterei befindlichen Gemeinden 
werden durch ihre eigenen Gemeindeausſchüſſe verwaltet. 


II. In der Gemeinde feine? Wohnortes hat der Bürgermeifter 


wer fich vor der Abſtimmung entfernt, wird alſo hier nicht mitgezählt, wenn auch 
fein Name im aufgelegten Bräfenzprotofoll (vergl. Abf. II) fteht, Dagegen wird 
mitgezählt, wer fi der Mbftimmung enthalten hat, foferne er nur bei der Ab- 
flimmung zugegen war. 

Vergl. hiezu Art. 118 Abſ. III verb.: Stimmenmehrheit der Anweſen⸗ 
den” , Dagegen Art. 145 Abf. II, auch III, wofelbft nur die wirklich Abftimmenben 
gezählt werden; deögleichen bei Art. 102 Abſ. II Ziff. 3 und 117 Abf. LI Ziff. 3. 

) Die Nichterrichtung eines Protofolle® hat — abgeiehen von ber Be- 
Hünmung bes Abi. III — an ſich Ungiltigleit nicht zur Folge; im Falle bes Abi. 

IL (vergl. Anm. 5) muß aber unter allen Umftänden der Nachweis ber fchriftlichen 
Abftimmung erbracht werben können, alfo ift folchen alles die Errichtung eines 
Brotofolles unumgänglich notwendig. 

(Bergi. Entich. bes Verw. Ger.Hofes Bd. 7, 295, au Bd. 17, 308 oben 
bei Art. 145 Anm. 3 lit. a und e.) 

) Bei Bermeidung der Ungiltigleit. Siehe dagegen für die übrigen, nicht 
unter Abſ. LIT zu fubfumierenden Fälle den Abſ. II und vorftehende Anm. 4. 

*) Bergl. Anm. 2. 

?) Entich. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 8, 9: Nichtbeachtung der Borichriften 
in Art. 47 und 149 der Gem.-Drbn. bei Faflung von Gemeinbebeihhlüffen hat 
deren Ungiltigkeit zur Folge. 


Zu Art. 150 bis 152. 
') Siehe hierüber die Anmerkungen zu Art. 6 oben Seite 97 ff. 
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alle in diefem Geſetze beftimmten DObliegenheiten des Bürgermeifters 
zu erfüllen. 

II. In den übrigen Gemeinden liegt ihm die Handhabung der 
Drtöpolizei gemäß Urt. 138 ob. Außerdem ift er berechtigt, in den- 
jelben alle anderen Gejchäfte des Bürgermeifters vorzunehmen, foferne 
nicht die Gemeinde feines Wohnortes als im entgegengejeßten Intereſſe 
beteiligt erjcheint. Er ift verpflichtet, die Beratung und Beſchluß⸗ 
faſſung der Gemeindeausjhüffe bei den gemäß Art. 140 zu faflenden 
Beichlüffen, fowie bei Feitftellung der Voranſchläge und Rechnungen 
u leiten und die Kafleführung zu beauflichtigen. Bei der Beichluß- 
kung in eigentlicjen Gemeindeangelegenheiten hat er nur dann eine 
Stimme, wenn Stimmengleichheit vorliegt. 

IV. Die unter dem Vorſitz des Bürgermeifters vereinigten Ge- 
meindeausſchüſſe können für den ganzen Bürgermeiftereibezirt verbind- 
fiche ort8polizeiliche Borfihriften nad) Maßgabe der gefeglichen Be- 
ftimmungen erlaffen. 

V. Zur Giltigfeit des Beſchluſſes ift erforderlich, daß mehr al? 
die Hälfte der Mitglieder eine? jeden Geneindeausſchuſſes an der 
Beratung und Abitimmung teilgenommen und daß die Mehrheit 
der Abjtimmenden fich für diefelbe Meinung entichieden Hat. 


Art. 151 (83). 


I. Der Bürgermeifter wird aus den wählbaren Bürgern der 
vereinigten Gemeinden auf fech® Jahre gewählt und bedarf der Be: 
ftätigung, in Bezug auf welche die Beitimmungen des Art. 126 
Abi. II anwendbar Sind. 

U. Bei Berhinderung des VBürgermeijterd wird derjelbe in poli= 
zeilihen Angelegenheiten für den ganzen WBürgermeiftereibezirk durch 
den in der Gemeinde feines Wohnfiges zuftändigen Stellvertreter er: 
ſetzt. In den eigentlichen Gemeindeangelegenheiten jeder einzelnen 
Gemeinde fteht die Stellvertretung dem nach Art. 125 Abf. III Hiezu 
berufenen Mitgliede des betreffenden Gemeindeausjchuffes zu. Diejes 
Mitglied hat ın dringenden Fällen auch in BPolizeifachen ftatt des 
Bürgermeifterd zu handeln, außerdem deſſen Aufträge zu vollziehen, 
die notwendigen Anzeigen an denfelben zu machen und die Bejeitigung 
gefegwidriger Zuftände in der Gemeinde zu veranlafien. 


Art. 152 (84). 


I. Die Nemuneration des Bürgermeifters, die Bezüge des für 
die Bürgermeiftereigejchäfte verwendeten Gemeindefchreibers und Dieners, 
fodann die Averfalentfchädigung des Bürgermeifters für Negieausgaben 
find von den vereinigten Gemeinden nach Maßgabe der von den Aus- 
Ichüffen der beteiligten Gemeinden hierüber etwa gejchloffenen Weber- 
einkunft, in deren Ermangelung nad) dem Verhältniffe der Gejamt- 
fteuer zu beftreiten. 
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DI. Ueber die Feſtſtellung obiger Koften beichließen in der Regel 
auf die Dauer einer Wahlperiode die vereinigten Gemeindeausſchüſſe 
in der durch Art. 150 Abſ. V bezeichneten Weife. 


II. Die Aufftelung des in Abſ. I genannten Perſonals kommt 
dem Bürgermeifter zu. 


8 138. 
III. Abſchnitt. 


Bon der Berwaltung Ser Eng Gemeinde vereinigten 


Art. 153 (85). 
I. In Gemeinden, welche aus mehreren vereinigten Ortichaften 1) 2) 


Zu 8 188. 


*) Siehe hiezu die eingehende Abhandlung bei v. Kahr, Comm. S. 954 
bis 967: Ueber „die rechtlichen Verhältniſſe der Ortichaften im Wllgemeinen, in2- 
befondere auch ihre Öffentlich-rechtlihde Stellung, im Zuſammenhalte aller ein⸗ 
Ichlägigen Beltimmungen der Gemeindeordnung und unter Rüdblid auf die Bor- 
— — — Bergl. auch oben die Anm. zu Art. 5 ber Gem.Ordn. ©. 80 |. 

eiter fiehe BI. für abmin. Pr. Bd. 44, 129 ff., 145 ff. und 167 ff. (oben ©. 96) 
über das „Ortichaftörecht” von Keibel. 


Zu Art. 158. 


) Unter Ortſchaften“ im Sinne des Art. 153 Abſ. I-IX und Art. 5 
ber Sen.-DOrdn. find nur ſolche zu verftehen, welche eligenes Bermögen be- 
figen. Diefe „Ortſchaften“ And (in Bezug hierauf) jelbkändige, öffent. 
lie KRorporationen, und zwar gemeindliche Korporationen, affo gewiffer- 
maßen bejondere (Ort3-) Gemeinden in der King Gemeinde. *) 

Siehe hiezu v. Kahr ©. 954 ff.; bagegen v. Seydel Bd. 3, 36 f.: 
„Die Ortichaften find 2c. feine Ortsgemeinden im Sinne des Öffentlichen Rechtes ꝛ 
Die Ortichaft ift nach beiden Gemeindeorbnungen in öffentlich-rechtlicher Beziehung 
ein gemeinblicher Umlagenbezirt und Tann, wenn fie eigened Vermögen befigt, ein 
jelbftändiges Rechtsſubjekt fein ⁊c. 2c.) 

Für die v. Kahr'ſche Anſchauung fiehe aus der Praxis bie Entich. bes 
Berw.-Ger.-Hofed Bd. 13, 88 ff.: Die gefehlich verpflichteten Rechtsſubj in 
Bezug auf die Herftellung und Unterhaltung der Gemeindewege find Die Gemeinden 
ober, foferne die Borausfegungen des Art. 153 Abſ. II der Gem.-Orbn. gegeben 
find, Die Ortichaften ald Körperfchaften zc. zc. 

Das beiondere Vermögen diejer Ortichaften wird von der Gem. Ordn. 
ſelbſt als Semeinbevermögen bezeichnet im Art. 22 Abſ. IV; 31 bj. III; 
153 Abſ. III; ferner wird basjelbe den nämlichen gejeglichen Beſtimmungen wie 
das Gemeinde» und örtliche Stiftungsvermögen untertvorfen, vergl. Art. 27 Abi. 
VI mit Abf. I—V; 29 Abſ. IL; 67 und befonders 158 Abi. V, aud if in Art. 
38 Abſ. I mit Art. 153 beftimnit, daß und in welchem Maße fich die Ortichaften 
an der Belorgung und bezw. eigenen Verwaltung der eigentlichen Gemeinde⸗ 
angelegenheiten zu beteiligen haben, endlich ift ihnen zu biefem Behufe und info- 
weit ihnen eine ſolche eigene Zuftänbigfeit (nad) Art. 153 Abf. II) gegeben ift, 


*) Die nur gu polizeilichen Zweden mit einer Gemeinde vereinigten Ortfdaften fallen in 
feiner Weife unter Urt. 158. Siehe Über biefe Iekteren oben S. 92 Unm. 56 zu Urt. 5. 
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gebildet find 8), fteht jedenfalls 4) die Verwaltung der gemeinfchaftlichen 
gelegenheiten dem Gemeindeausſchuſſe der Gejamtgemeinde zu. 


auch ein befonderes birette3*) Befteuerungsrecht durc Urt. 45 Abſ. Il, auch 
Art. 47 eingeräumt. Es dürfte ſich demnach aus dieſen Beſtimmungen ber Gem.⸗ 
Ordn. ergeben, daß bie Ortſchaften des Urt. 163 als ſelbſtändige gemeindliche 
Korporationen des öffentlichen Rechtes mit den ihnen von der Gem.Ordn. be⸗ 
ſonders gegebenen Befugniſſen und Zuſtändigleiten zu erachten find. — Vergl. hiezu 
ſpeziell den Wortlaut des Abſ. J gegenüber (und bezw. mit) Abſ. II des Art. 153, 
——8 die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten (des Abſ. I) den beſonderen Un- 
elegenbeiten der einzelnen Ortichaften (Abſ. II) einander gegenübergeftellt werben. 
ndfich unterliegen die Ortichaften in Bezug auf Die nen ſpeziell zugewieſenen 
Verpflichtungen ebenſo der Staatsaufſicht, wie die politiſchen Gemeinden; und ſo 
gi auch beionders im Hinblid auf Art. 12 des VerwGer.Hofs⸗Geſ. fpeziell die 
eftimmung des Urt. 10 Ziff. 2 dieſes Geſetzes auch für die Ortichaften, wie 
überhaupt nad Art. 12 J. c. alles, was nach Art. 8, 10 unb 11 1. c. bezüglich 
der Gemeinden beftimmt ift, auch von den zu einer Gemeinde vereinigten Ort⸗ 
en N ihren Berhältnifien unter fih, zur Gemeinde und zu den Ortdange- 
örigen gilt. 

Nach Weber, Comm. ©. 162 Note 8 endlich „finden die Art. 61 bis 64 in 
Bezug auf die Schuldaufnahmen auf Ortichaften unbedenklich Anmenbung 

2) Während ben DOrtichaften Die Befugnis zur Erhebung von Umlagen 
für die Bebürfniffe, deren Beſtreitung ihnen nach Art. 153 Abſ. II allein obliegt, 
dur Urt. 45 Abſ. II (und Art. 47 Ubf. V und VIII) zugeſprochen ift, enthält 
die Gem.Ordn. über die Anordnung von Gemeindedienften jeitend der Ortſchaften 
feine Beftimmung; nad) der v. Kahr ©. 962 vertretenen Anficht fteht ihnen jedoch 
das Recht zu „behufs Erfüllung der ortichaftlichen Sonderaufgaben (in Bezug auf 
kun) ihre Ungehörigen zu Leiftungen und Dienften jomeit nötig heran⸗ 
zuziehen“. 

Siehe ferner Art. 22 Abſ. IV bezügli der Gemeinderechtsgebühren. 
(Heimat- und Würgerrechtögebühren können Ortichaften nicht erheben; vergl. 
unten Anm. 31 lit. i und oben ©. 129 Anm. 33 zu Art. 12 der Gem.-Drbn.) 

Das Recht einer indirekten Beſteuerung ift den Ortichaften nirgends ein- 
geräumt; daher können biejelben insbefondre feine Berbrauchsfteuern oder ſoge⸗ 
nannten Gefälle erheben. Korporationen haben eben ein Beſteuerungsrecht nur 
dann und injoweit, wenn unb inwieweit ihnen ein ſolches vom Geſetz ausdrücklich 
verliehen ift. (Bezüglich der jogenannten örtlichen Abgaben und des Bflajter-, 
Weg- und Örüdengolled ſpricht d. Kahr S. 963 den Ortichaften ein folches Er- 
hebungsrecht zu; Dagegen vd. Sicherer: bie gemeindliche Yinanz-, Bolizei- und 
Strafgewalt ꝛc. ©. 22 Anm. 1a und ©. 58.) Miets⸗ ober Bachıtzinfe und 
jonftige nicht regulierte Einnahmen von ihrem Eigentume zc. (meldye nicyt öffent- 
liche Abgaben And, vergl. Anm. 7, Ta und 8 zu Art. 39 und Unm. 3 zu Urt. 
40, oben ©. 412 und 414) können natürlich aud die Ortſchaften erheben. 

Siehe oben Anm. 1 am Eingange. 

*) Vergl. Entſch bes Berw.-Wer.-Hofed Bd. 9, 6 Biff. 7: Der Art. 163 
der Gem.-Orbn. wurde ıc. (in feinem Hauptinhalte db. h. Abſ. I—IX) zu dem 
Zwecke in das Geje aufgenommen, die Verhältniffe jener Ortichaften, denen durch 
Art. 5 der Beſitz, die Verwaltung und bie Benützung ihres eigenen Gemeinde» 
und Stiftungsvermögens zugefichert wurde, zur Gejamtgemeinde näher zu regeln. 

ch Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 8, 178 ift zum Begriffe einer Ortichaft 
nach Urt. 5) nur das Vorhandenfein einer Ortsflur, nicht aber auch ber Beitand 
eines örtlichen Sondervermdgens nötig. Siehe unten Anm. 81 lit. f.) 

9 außerdem aber auch im falle des Abſ. III — foferne durch die Ge— 

meindebürger desbezüglicher Beſchluß gefaßt ift — noch die befondere Verwaltung 


°) Begkatid der Einführung oder Erpebung indirefter Steuern oder der fogenannten Ge⸗ 
fälle und der drtliden Abgaben flehe Anm. 2 Ubf. 8, 
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11.5) Was außer der Bolizeiverwaltung®)”), dem Heimat⸗6) 
und Armenverbande®) und den fonft durch Geſetze den politifchen 
Gemeinden zugewiejenen Berbindlichkeiten®)®) zu ben gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten der vereinigten Drtichaften gehört?), joll zunächſt nach 


des fpeziellen Ortichaftsvermögens fiehe (Abſ. III}. e.). Die Berwaltung der ge- 
meinfhaftlidhen Angelegenheiten muß ımter allen Umſtänden vom Gemeinde⸗ 
ausfchuffe der Gejamtgemeinde beforgt werden, während in ber Regel b. h. foferne 
nicht Beſchluß nach Abſ. III gefabt ift, die Verwaltung der beionderen örtlichen 
Singelegendeiten nicht Sadye des Ausſchuſſes der Geſamtgemeinde ift (fiehe jeboch 
Ab). VI Sag 11. c. bezüglich der gemeinjchaftlichen Auflicht und Leitung feitens 
des Bürgermeifterd der politiichen Gemeinde). 

) Zu Abſ. II fiehe Art. 38 der Gem.Ordn. und Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hofes Bd. 19, 26 unten Unm. 31 lit, n. Der Art. 38 gibt die Verpflichtungen 
an, welhe in der Regel von allen politiiden Gemeinden zu erfüllen find; 
der Art. 153 Abſ. II dagegen beftimmt, welche von dieſen erpflichtungen aus- 
nahmsweiſe in Ortichaften mit eigenen Vermögen von dieſen Ortichaften ſelbſt 
erfüllt werben müffen. Wrt. 153 Abſ. LI erjcheint demgemäß im Verhältnis zu 
Art. 38 als eine Ausnahmsbeftimmung. Vergl. Hiezu Entſch. des Benv.-Ger.- 
Hofes Bd. 1, 189 f. Nr. II lit. b; Bd. 5, 74 ſiehe oben ©. 338 8 99 Anm. 
12 lit. ay, auch Bd. 7, 62 ff. ebenda Anm. 5a und 13, 88 ff. oben Anm. 1. 

) Die Bolizeiverwaltung, die Heimatsd- und die Armenrechtöverhältniffe, 
deögleichen die font durch Geſetz den politifhen Gemeinden zugewieſenen Ber: 
bindlichteiten find ausnahmslos gemeinfchaftliche Angelegenheiten der ver- 
einigten Ortfchaften; hievon Tann und barf feine Ausnahme, auch nicht burd 
Bertrag oder Herkommen geichaffen werden. 

Vergl. Entich. des VBerm.-Ger.-Hofes Bd. 1, 302 unb Bd. 3, 441 oben 
©. 94 Anm. 61 I lit. d zu Urt. 5 der Gem.-Orbn. und Anm. 58 ebenda S. 92 
ferner Bd. 4, 445, desgleichen Bd. 4, 599 oben ©. 122 Anın. 6 lit. a zu Art. 
10 der Gem.-Ordn. 

) Unter „Bolizeiverwaltung“ ift die den Gemeinden zuftehende, alſo 
die gemeindliche Bofizeiverwaltun zu verftehen, wie fich diejelbe nad) dem 
Beitimmungen ber Art. 92, 93, 94, 95, 97, 98 und 188—142 ber Gem.-Lrbdn. 
ergibt, und zwar nicht blos die polizeiliche Geichäftsführung infl. Aufftellung des 
geeigneten Serfonates, fondern auch die Beichaffung der nötigen Einrichtungen 
und Unftalten, jeboch mit Ausſchluß ber Bermwaltungs- oder Wohlfahrtspflege. 

Ueber den Begriff Polizei im Allgemeinen und Orts und Diſtriktspolizei 
Ind befondre fiege oben Anm. * und Anm. 1 zu 8& 120 bezw. Art. 92 ©. 485 
un 


Behufd Erleichterung der Ausübung ber Bolizeiverwaltung in den Drt- 
Ichaften ift die Beſtimmung in Art. 139 Abſ. II getroffen. 

Siehe hiezu die in Anm. 3 zu Urt. 38 ©. 406, ferner in 8 97 ©. 317 
bis 324 genannten gefeblichen Beftimmungen; ferner Art. 4, 5, 8, 11 des SJagb- 
gejeged vom 30. März; 1850; Art. 2, 3, 4 und 5 bed Hunbefteuergeießes, endlich 
vergl. noh Anm. 4 zu Urt. 38. 

In erfter Linie gehören Hierher aber bie einfchlägigen Beftimmungen ber 
Gem.⸗Ordn. jelbft. Weberhaupt wo in einem Geſetze der „Gemeinde“ ein Recht 
oder eine Befugnis augefprochen oder eine Verpflichtung aufgebürdet wird, if 
ftet3 nur die politifche Gemeinde zu verftehen. 

j Bon den in Art. 38 angeführten Gegenftänben dürften nad einer Bu- 
fammenftellung bei v. Kahr ©. 977 ff. im Hinblid auf Art. 153 Abſ. II ins- 
bejondre folgende zu ben gemeinfchaftlichen Angelegenheiten der vereinigten Ort⸗ 
ſchaften, alfo zu den Angelegenheiten der politiichen Gemeinde gehören: 

Die Herftellung der nötigen Gemeindegebäude zu polizeilichen und 
fonftigen gemeinichaftlichen Zwecken. 

Die Herftellung und Unterhaltung ber nötigen Begräbnispläge. 
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den bei der Bereinigung geichlojjenen Verträgen beurteilt und in Er- 
mangelung foldyer Verträge womöglich durch Uebereinkunft der be: 
teiligten Ortſchaften geregelt werben.1) In ftreitigen Fällen wird 
hierüber mit Rückſicht auf die bejtehenden Verträge, auf recht3begrün- 
Detes Herkommen 11) und auf Die Gemeinjchaft des Bedürfnifjes und 
Gebrauches 12) Durch die vorgejehten Verwaltungsbehörden im geſetz⸗ 
fichen Inftanzenzuge entjchteden. 10) 18) 14) 


nie Anſchaffung und Erhaltung der erforderlichen Yeuerlöfchanftalten und 


Die zur Verhütung von Ungfüdsfällen nötigen Sicherheitsvorrichtungen 
(joweit fie nicht zu den Gemeindewegen gehören). 
Die Aufftelung des nötigen gemeindlichen Polizei-, Wald- und Feldſchutz⸗ 
onals. 


Nicht notwendig Cache ber Geſamtgemeinde ift die Unterhaltu 
der Ortsſtraßen, dann bie Heritellung und Unterhaltung der Gemeindewege neb 
Bugehörungen (dieſe gehören der Wohlfahrtöpflege an). 

Vergl. hiezu Entſch. des VBerw.-Ber.-Hofes Bd. 1, 95 f. (oben ©. 850 
Anm. 33 zu 8 97) und 189 ff. Bd. 3, 460 und Bd. 7, 62 oben ©. 333 Anm. 
5a lit. a und b zu $ 99, Bd. 11, 655 oben ©. 329 Anm. 2 zu 8 99, Bd. 12, 
87 oben ©. 331 Anm. 3 lit. d zu $ 99. Ferner fiche die Anm. 7 bis 21 zu 
Art. 38 oben S. 406 ff. 

ı*, Siehe hiezu Weber, Comm. S. 160 Note 2: „Es find Die Uebereinkünfte 
maßgebend, welche zwilchen den betreffenden Ortichaften bereit3 bisher beſtanden 
haben oder neu geichlofien werden“. 

„Nach der Abficht des Geſetzes fol in Differenzfällen immer zunächſt auf 
das Buftandefommen einer Uebereinkunft Hingewirkt werben. Kommt eine joldhe 
nicht zu Stande oder befteht Streit über den Anhalt älterer Verträge, jo ift im 
Snftanzenzuge nad den in Abſ. II erwähnten Geſichtspunkten zu enticheiden.“ 
Vergl. Mean bie in vorftehender Anm. 9 a. E. aufgeführten Entich. des Vermw.- 
Ger.-Hofed Bd. 2, 460; 1, 95; 5, 4 ff. beſonders ©. 13 Abi. 2, oben ©. 338 
Anm. 12 Hit. cy und 11, 555 ff. 

Bergl. auch v. Kahr S. 979 -881. 

22) Herkommen iſt hier gleichbedeutend mit Ortsherkommen, örtlichem Ge⸗ 
wohnheitsrecht“, nicht mit „(unvordenklicher) Verjährung“ (in Bezug auf ein 
einzelnes individuell beftimmtes Rechtsverhältnis), vergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗ 
got Bd. 7, 62 ff. beſonders ©. 71 Abſ. 2 (in vorftehender Anm. 9) und Bd. 

‚4ff. (in vorftehender Anm. 10). Siehe hiezu auch v. seh ©. 981 ff. lit.d; 
ferner vergl. Entſch. des Verw⸗Ger.Hofes Bb. 18, 131: Die Annahme eines 
rechtöbegründeten Herfommens in Hinjicht auf die ortichaftsweije Unterhaltung der 
Gemeindewege wird nicht durch den Umftand ausgeichloffen, daß von den Ort⸗ 
ſchaften außer ber Wegunterhaltung auch jolche Angelegenheiten wahrgenommen 
werden, welche gejelichermaßen der Bejamtgemeinde obliegen und bezüglich deren 
ſonach die Bildung eines Herkommens mit jenem Inhalte ausgejchlojjen ift. — 
Durch Bereinbarung kann auch etwas anderes bejtimmt werden, als was bisher 
auf Grund bes ortsüblichen Gewohnheitsrechtes geltend war, da Verträge und 
Uebereintunft über bem Herlommen ftehen und legteres erft in Betracht kommt, 
wenn erftere ermangeln. 

m 3. B. Wege, welche nur zwei DOrtichaften mit einander verbinden (Drts- 
verbindungsmwege), eigene Ortöftraßen, fpeziell örtliche Wafferleitungen, Brunnen 
im Gegenſatz zn Gemeinbewegen, zu gemeinblichen Wafjerleitungen zc., welche ber 
gefamten Gemeinde bienen. 

Im Zweifel ift immer die Regel bes Art. 38 der Gem. Ordn. d. h. 
die Berpflihtung der Geſamt gemeinde anzunehmen. 

9 Es ımterliegt feinem Zweifel, daB durch gefeg- und orbnungsmäßigen 
Beſchluß der Befamtgemeinde freiwillig alle Leiftungen, welche ben einzelnen 
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IN. 15) Jede Drtichaft, der die bejondere Verwaltung ihres Ge⸗ 
meinde- oder Stiftungs-Vermögens zuiteht, (Urt. 5)15), iſt jeboch 
berechtigt, Diefe Verwaltung durch Beſchluß von mindeftens zwei Dritt- 
teilen der dajelbjt wohnenden Gemeindebürger unter Vorbehalt gefon- 
derter Kaſſe- und Rechnungsführung dem Ausſchuſſe der Gejamt- 
gemeinde 16) zu übertragen. 17) 


IV. Erfolgt eine Webertragung nicht 1%), jo ift erforderlichen 
Falles für jede Ortichaft ein Pfleger19) und, wenn die Mehrheit der 
im Orte wohnenden wahlftimmberechtigten Bürger es bejchließt, ein 
mit Einfchluß des Pfleger? aus drei bis fünf Bürgern beftehender 
Ausschuß 19) auf je ſechs Jahre zu wählen. 

V. Der Bfleger führt die Verwaltung des örtlichen Vermögens, 
wobei die das Gemeinde- und Stiftungs-Vermögen betreffenden Be- 
ftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 20) Anwendung finden. Die 


DOrtichaften obliegen, auf die Gefamtgemeinde übernommen werden fönnen, natür- 
lich eventuell mit auffichtöbehördlicher Genehmigung nach Art. 169 Abi. I Bill. 7. 

Die Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. 2, ©. 460 Abi. 2 Sag 2, welche 
fi) nicht auf den Kal der freiwilligen Uebernahme bezieht, fteht nicht ent- 
gegen. Siehe hiezu v. Kahr ©. 985 f. Note f. 

4) Vergl. Urt. 12 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. Soferne alfo ſolche Streitig- 
feiten unter einen ber Art. 8 beziv. 10 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. fallen, find 
im vermaltungsredhtlichen Verfahren auszutragen. Siehe auch Entſch. des Verw.⸗ 
— Bd. 11, 555 oben Anm. 9 a. E. (Beiziehung ber am Streite beteiligten 

aften). 

18) lieber das Hecht der eigenen Verwaltung, welches den im Befige von 
beſonderem Wermögen befindlichen Ortfchaften an fich dur Urt. 5 der Gem⸗ 
Drbn. gemährleiftet ift, fiehe diefen Urt. 5 und die Anm. hiezu. Die Art unb 
Weiſe des Vollzuges und der Ausführung der durch Art. 5 gewährten Verwaltungs 
befugnis richtet ſich nach den immungen des Urt. 153 Wbf. III bis VIIL 
Hierüber fiehe im Einzelnen die detaillierten Ausführungen bei v. Fahr S. 987 
bi3 995, Anm. 8 bis 13. 

*, Solchen Falle® bat der Gemeindeausſchuß biejenigen Sompetenzen, 
ach ihm bezüglich der Verwaltung des Vermögens ber politifchen Gemeinde 
zuſtehen. 

Wo die Zuſtändigkeit. ber Gemeindeverſammlung (Art. 147) gegeben if, 
aut ne der Ortöverfammlung (Verſammlung der in der Ortichaft wohnenden 

rger) ein. 

) Xbf. III Handelt nur von Landgemeinden; von Städten ber Wbf. VIL 

Diefe Uebertragung ift eine ſtets widerrufliche. 

®) Solchen Falles darf der Gemeindeausſchuß gar feine Verwaltung bes 
Ortichaftspermögens übernehmen. 

‚*, Die Aufftellung eines Pflegers ift „erforderlichen Falles" Bivangspflicht, 
dagegen liegt diejenige eines Ortsausſchuſſes ftetd im freien Ermeſſen ber Orts⸗ 
bürger (bezw. der Mehrheit derſelben). Ob und mann bie Wufftellung eines 
Pfleger „erforderlich“ ift, hat wohl gegebenen Falles die Staatsauffichtäbehörde zu 
beftimmen bezw. bat biefelbe — wenn nötig — auf befien Veftellung zu dringen. 

Siehe hiezu bezliglih ber Wahl der ‚Pfleger und Ortsausſchußmitglieder 
die Art. 199 mit 172, audy 174 der Gem.-Ordn. 

2%) Siehe Art. 26 ff., Urt. 65 bis 69, Art. (88, 89 bezw.) 135, 186, Urt. 
130 bi8 134 mit 145, Art. 154 bis 163 der Gem.-Drdn.; ferner vergl. noch be 
ſonders Art. 22 Abſ. IV, 23 Wbf. I, 27 Ubf. VI, 28, 29 Abſ. II, 31 Abf. III, 
47 Ubf. VIII, 67, 165 Abſ. I, 167 Xbf. II ber Gem. Ordn.; weiter bezüglich bes 
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hienach den Gemeindeausſchüſſen zulommenden Befugnifje werden durch 
den Ortsausſchuß 21), in Ermangelung eines folchen durch die Ver: 
fammlung der im Orte wohnenden Bürger 2?) ausgeübt. 21) 

VI. Der Bürgermeifter hat dag Recht?8) der Leitung und Be— 
auffichtigung der Verwaltung jeder einzelnen DOrtichaft; er kann in 
jedem Ortsausſchuſſe und in jeder Ortsverfammlung den Vorſitz führen 
und fol die Beratung über die Feſtſtellung der Voranſchläge und 
Rechnungen leiten. 24) 

VO. Befindet fich ein gejondertes Gemeinde» oder Stiftungs- 
Vermögen im Eigentum einer Drtjchaft, die einer Gemeinde mit 
ſtädtiſcher Verfaffung zugeteilt ift25), oder im Eigentum eines Bezirkes 
der Gemeinde, jo find die nötigen Anordnungen über die Verwaltung 
dieſes Sondervermögens, wenn hierüber Streit entiteht, nach Analogie 
der obigen Beitimmungen durch die Veriwaltungsbehörde zu treffen. 

VII. Die in Ubi. IT, IV und V bezeichneten Befugniffe werden 
jedoch, wo es fi) um das gefonderte Vermögen eines ftädtiichen Be⸗ 
zirfes handelt, ausschließlich von den an den Nutzungen dieſes Ver— 
mögens teilnehmenden Gemeindebürgern ausgeübt. 


Ortspflegers Art. 133, 134 Abſ. III und Abi. IV, 136 Abf. IV mit 185 Abſ. 
VI und 153 Wbf. VI, jpeziell bezüglich der Nechnungsftellung ſeitens des Orts⸗ 
pflegerd Art. 136. 

Bergl. auch Reg. 10, 136 (reichögerichtliches Urteil vom 4. Februar 1889) 
über die Zuftändigfeit des Pflegerd eined „Ort3ausfchuffes” zur Beurkundung von 
die ortſchaftliche rmögensverwaltung berührenden Vorgängen. 

29 Ueber die Vermögensverwaltung (inkl. der Etatsaufftellung und Rech⸗ 
nungsablage, ſowie der Beſchaffung der für die Ortsbedürfniſſe nötigen std 
ginaus hat ber Ortsausſchuß feinerlei Buftändigfeit; er ift auf diefe ausfchließli 

eihräntt; was nicht zu biefer Wermögensverwaltung gehört, fällt in die Zu- 
Rändigfeit der Ortöverfammlung. Bezüglich ber legteren Anden die Beftimmungen 
in Urt. 146—149 analoge Anwendung. 

22) Siehe hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 5, 198: Steht einer Ort⸗ 
ſchaft die befondere Verwaltung eines Ortfchaftävermögend zu, jo find gemäß 
Art. 5 und Art. 153 der Gem. Ordn. bie Gejamtheit ber Ortöbürger, johin nicht 
allein die an foldhem Ortövermögen mit Nubungsrechten Beteiligten, zur Feft- 
ftellung darüber berufen, in welcher Weije innerhalb der geſetzlichen Grenzen die 
Berwaltung des Ortsvermögens beftellt werben fol, und ift eine Ortögemeinde 
nicht befugt, ige gefepliches Verwaltungsrecht in Anfehung eined mit Nutzungen 
zum Borteile Einzelner belafteten Ort3vermögend zu Gunſten der leßteren auf- 
ugeben; aud) Bd. 6, 35: HZählt ein unter Art. 168 Abf. X der Gem.⸗Ordn. 
Fallenber Weiler nur zwei Gemeindebürger, fo fteht nicht jebem von biefen für 
jeine Berfon, ſondern nur beiden gemeinſchaftlich das Recht zu, den Weiler in 
Bezug auf feine politiiche Sonberftellung zu vertreten. 

29 alſo nicht die Pflicht, demgemäß auch feine Haftung. 

+, Ein Stimmrecht befißt er nicht. (Siehe audy Art. 125 Abſ. III) Mit 
der „Leitung“ hat ber Bürgermeifter auch das Recht der Vertretung ber Ortichaft 
nad) Außen. Siehe v. Kahr ©. 993 f. 

Bergl. auch Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 5, 99 f. Nr. 1: Buftellung 
an den VBürgermeifter für ben Ortsausihuß, ferner Bd. 8, 18 unb Bd. 18, 370 
unten Anm. 31 lit. a und c. 

Bayer. Gem.⸗Zeitg. 1892 S. 560/561, aud 667. 

29, Dies ift 3. B. in Erlangen ber Yall (die Altitabt dafelbft Hat eignes 
Bermögen). 


Pohl, Handbuch II. 35 


546 8 138. Rermwaltung ber zu einer Gemeinde verein. Ortſchaften. Art. 153. 


IX. Die Vereinigung des Grundſtockes des beſonderen Gemeinde⸗ 
oder Stiftungs⸗Vermögens einer Ortſchaft oder eines fonftiger Be—⸗ 
ftandteiles der Gemeinde mit dem Gemeinde- oder Stiftungs-VBermögen 
der betreffenden Gemeinde kann nur auf Grund eines Bertrages 26) 
erfolgen, wozu die Zuſtimmung jämtlicher Beteiligten 2”) wie in Fällen 
des Art. 4 Abſ. I Ziff. 1 bis 4 und die Genehmigung der vorgelegten 
Verwaltungsbehörde erforderlich ift. 

X. Auf Dörfer ohne eigenes Gemeindevermögen und eigene 
Gemeinderecdhte, auf bloße Weiler und einzelne Anweſen, welche vor 
Verkündung des Gemeindeedilt? vom 17. Mai 1818 bejondere von 
dem Gemeindeverbande ausgenommene Markungen befeifen Haben 2) 
und welche auf Grund des $ 3 des revidierten Gem.-Ed. vom 1. Juli 
1834 einer Gemeinde bloß für die polizeiliche Verwaltung einverleibt 
worden find, finden Die Beitimmungen der Abſ. I und II2) bezüglich 


»*, Siehe hiezu Anm. 54 und 55 zu Art. 5 oben ©. 91. 

Durch die hier in Art. 153 Abf. IX genannten Verträge wird eine Ber- 
äußerung des ortidhaftlihen Sondervermögens felbft bezmedt und be- 
wirft, fo daß das Eigentum an bemfelben von ber Ortſchaft auf die poli- 
tifhe Gemeinde übergeht, während es fich bei den Verträgen nach Art. 5 bios 
um bie Uebertragung bed Rechts der gejonderten Bermögensverwaltung umb 
Vermögensbenübung an bie politifche Gemeinde Hanbelt. 

Mit dem Perfeftwerden bes Vertrages nad Art. 158 Abſ. IX hört bie 
Ortſchaft auf, eine jelbftändige Korporation zu fein, da fie dann kein befonberes 
Bermögen mehr befigt. Weiteres hierüber fiehe v. Kahr ©. 996. 

) d. h. ber beteiligten politiichen Gemeinden und Ortfchaften, vertreten 
durch deren Organe; in Stäbten alfo mit —— der beiden ftäbtiichen 
Kollegien, in Gemeinden mit Ranbgemeinbeverfafjung durch Semeindeverfammlungs- 
beſchluß bezw. in Ortichaften durch Ort2verfammlungsbeihluß unter Zuftimmung 
don mindeftend zwei Britteilen fämtliyer Gemeinbebürger reip. bei einem 
ftäbtifchen Bezirk (Urt. 153 Abſ. VII und VIII) unter Suftimmung von zwei 
Dritteln der an ben Nutzungen be3 betreffenden Sonbervermögens teilnehmenden 
Gemeindebürger. 

29 Siehe hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 1, 187: Die Beſtimmung 
in Abſ. II des Art. 158 ber Gem.-DOrbn. findet in Gemäßheit der weiteren Vor- 
jchrift in Abſ. X a. a. O. auf Weiler und Einöden, weldhe vor Verkündung bes 
Gem.-Ed. von 1818 keine befonberen vom Gemeinbeverbande ausgenommenen 
Martungen bejeffen haben, feine Anwendung. 

d. 11, 520: Nach Art. 38 der Gem-Drbn. liegt bie Verpflichtung zur 
Begunterhaltung und demnach aucd zum Schneeräumen einjchließlich des Schnee 
zeihenjegend auf ben Gemeindeverbindungswegen der politiichen @emeinbe ob, 
injoferne nicht etwa ein Fall der in bielem Geſetzesartilel vorbehaltenen-prt- 
ſchaftlichen Regelung gemeindlicher Aufgaben gemäß Art. 153 Abſ. II mit 
X der Gem. Drdn. vorliegt. Diefer Vorbehalt fegt nad) feitftehender Praxis des 
tgl. Berw.-Ger.-Hofes voraus, daß eine einer politiihen Gemeinde zugeteilte Ort- 
Ihaft vor Berlünbung bes Gem.-Ed. von 1818 eine Sonderftellung innegehabt 
und einer neugebilbeten Gemeinde nur für die polizeiliche Berwaltung einverleibt 
worden ift; ferner Bd. 9, 1 ff. (fiehe oben ©. 73 bei Anm. 9 zu Art. 2) befon- 
ders ©. 7: der Art. 153 Abſ. X ſoll ausdrüdlih nur auf jene bloß für die 
polizeiliche Verwaltung einverleibten Dörfer ohne eigenes Gemeinden en und 
einzelne Anweſen Anwendung finden, melde vor Berfündung bes Gem.Ed. von 
1818 von den Gemeindeverbande ausgenommene Markungen bejeffen haben. 

29 nicht aber die ber Abſ. III bis IX. 
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der Beitragspflicht zu den Gemeindebedürfniffen 30) Anwendung. Für 
die Aufbringung des zur Beftreitung ihrer bejonderen Bedürfniſſe 
erforderlichen Aufmandes find bei dem Vorhandenſein mehrerer Be- 
teiligten in Ermangelung andertweitiger Uebereinkunft die Grundſätze 
des Art. 45 Abi. II analog anwendbar. 89) 81) 


Diefe DOrtichaften des Abſ. X find, da fie fein Vermögen befigen, auch 
feine felbftändigen orporationen im Sinne bed Urt. 5 und 153. (Siehe Entſch. 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 6, 35 oben in Anm. 22.) 

*, Es beitimmt ſich aljo in ben Ortichaften des Abi. X nad) den Bor- 
fchriften bes Art. 163 Abſ. I und II, was gemeinſchaftliche und was beiondere 
Angelegenheiten find; ber Bedarf für letztere ift dann von dieſen Ortichaften für 
fih beionders — eventuell gemäß Art. 45 Abſ. II, (foferne mehrere Beteiligte 
vorhanden find) — aufzubringen. 

°ı, Weitere Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes zu Art. 153: 

a. Bd. 8, 18: Wenn in einer Ortögemeinde bie Bermaltung der befonderen 
ortögemeinblichen Angelegenheiten nicht durch rechtäförmlichen Beſchluß 
ber Ortöverfammlung dem Ausschuß ber einfchlägigen politischen Ge⸗ 
meinde übertragen oder biefür ein beionderer Ortsausſchuß gebildet if, 
fo find die fonft ben Gemeindeausſchüſſen zulommenden Befugnifje 
durch die Ortsverſammlung auszuüben. 

In diefem alle können Zuftellungen (ir die Ortögemeinde nur an 
die Ortsverfammlung in rechtswirkſamer Weiſe erfolgen. 

Ein als Gehilfe ber örtlichen Bolizeiverwaltung und als Kaffier 
ber Ortögemeinbe aufgeftellter Ortsführer ift zur Empfangnahme folcher 
Zuftelungen nicht legitimiert. Siehe Anm, 24. 

b. Bd. 11, 239: Gemeinbeichulen im Sinne des Art. 1 bes Schulbedarfd- 
geſetzes können nur von politifchen Gemeinden, nicht von Ortögemeinben 
errichtet werden. Siehe oben Anm. 9 auch 30. 

c. Bd. 13, 370: In den verwaltungsrechtlihen Angelegenheiten bed Art. 
12 bes Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. werben die beteiligten Ortſchaften von den 
DOrtsausfchüffen und in Ermangelung folcher durch die Berfammlung 
ber in den betreffenden Orten wohnenden Bürger vertreten. 

Die Beltellung eines Brozeßbevollmächtigten durch die Behörde ge- 
mäß Art. 19 Ab}. 3 a. a. D. ift in dergleichen Streitfällen unzuläflig. 

Ein Beſchwerderecht gegen Snftanzbeicheide in den vorbezeichneten 
Ungelegenbeiten einer Ortichaft fteht nur der gejeglichen Vertretung ber 
fegteren zu. Siehe oben Anm. 24 und 21. 

d. 3b. 13, 366 Ab. 2: Eine Gemeinichaft des Bebürfnifies und @e- 
brauches zwiſchen mehreren Ortichaften derjelben Gemeinde im Sinne 
de3 Art. 153 Abſ. II ber Gem.Ordn. ift Dadurch noch might gegeben, 
daß Kirche und Schule aus ber in einer einzelnen Ortfchaft befindlichen 
Wafferleitung Norteil ziehen und daß die legtere von den Feuerldſch⸗ 
anftalten der Gemeinde benützt wird. 

Siehe oben Anm. 9. 

e. Bd. 5, 97 ff.: oben ©. 93 Anm. 61 lit. a zu Art. 5 der Gem.⸗Ordn. 

Bd. 8, 178 Abſ. 2 und Bd. 18, 246 Abf. 2 oben bei Art. 37 
Anm. 175 I lit. a und d ©. 314. 

(Bu Art. 163 Abſ. II.) 

f. Bd. 11, 555 oben ©. 329 Anm. 2 zu 8 99: (Der Hauptort einer aus 
mehreren Ortfchaften beitehenden Gemeinde erjcheint gegenüber ber Ge⸗ 
jamtgemeinde gegebenen Falles auch als Ortſchaft im Sinne von Art. 
5 und 153); ferner hiezu Bd. 8, 178 Ab. 1: Zum Begrifie einer Ortichaft 
im Sinne bes Art. 153 Abſ. I und II) ift das Borhandenjein einer 

eſonderen Ortöflur, nicht aber auch ber Veſtand eines drtlichen Sonder» 
vermögens, unerläßlich. 


85 * 
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88 139 nnd 140. 
V. Abteilung. 
Bon der Htaatsauffiht und der Sandhabung der Discipfim. 


8 139. Die Staatsauffidht. }) 
Art. 154 (86, 87). 
Die Staat3aufficht!) auf die Gemeinden wird unter der oberften 


g. (Bezüglich) ber blos polizeilichen Zuteilung einer Ortſchaft zc. zu einer 
Gemeinde) Bd. 6, 70 oben ©. 36 Anm. 36 a.E. zu 84 und S. 81 
Anm. 30a I lit. h zu Art. 3 ber Gem.-Ordn., Bd. 9, 1 oben ©. 73 
Anm. 9 lit. g zu Art. 2 der Gem.-Orbn. und 3b. 12, 366 oben S. 57 
Anm. 32 zu $ 94. Siehe oben Anm. (Zu Art. 153 bi. II.) 

h. Bd. 4, 236 ff. (Anm. 183 I lit. b zu Art. 22 der Gem. Ordn. ©. 174) 
und hiezu 3b. I, 187 oben Anm. 28 und Bd. 9, 1 in vorftehenber 
lit. g Ru Art. 153 Abſ. II und X.) 

3.4, 99 Abf. 1: oben ©. 122 Anm. 6 lit. a zu Urt. 10, ferner 
ebenda al. 2 und 3: Ebenſo (mie Bürger- und Heimatrecht) ift die 
Trennung der Armenfürforge nad) Ortichaften nach der gegenwärtigen — 
wie auch ber früheren — Gejebgebung ausgeichlofien. Die Gele 
twibrigfeit eines mit dieſen Normen in Widerſpruch ftehenben faftiichen 
Buftandes kann burdy eine wenn auch noch fo lange Beit Dauernbe 
Uebung nicht gehoben werben. 

FIR ur oben Anm. 6. Vergl. aud) Entich. bed Verw.Ger.⸗Hofes 
k. Bd. 2, 460 und Bd. 7, 62: oben ©. 333 Anm. ba zu 8 99, ferner 
Bd. — 157 oben ©. 844 Anm. 23 zu 8 99 (hiezu auch Bo. 4, 87 ff.) 

(Qu Art. 153 Abſ. II.) 

Bd 198 zu Art. 168 Abſ. IV oben Anm. 22, ferner zu Art. 153 

Abi. III bis V: Bd. 3, 18 oben unter lit. a. 

m. zu Art. 157 Ubf. V—VIII 8b. 1, 9 Abi. 4: Die verwaltungsrichter- 

lie Entſcheidung über bie Herftellung und Unterhaltung eined Öffent- 

lichen Gemeindeweges, wobei mehrere zu einer politiichen Gemeinde 
vereinigten Oriſchaſten beteiligt ſind, darf ſich nicht varauf beiahränten, 
lediglich die betreffende politiiche Gemeinde nah A der Gem.- 

Drbn. mit dem Vorbehalte der Beiziehung ber Ofenfaits v verpflichteten 

Ortögemeinben in Anſpruch zu nehmen, ſondern fie bat bie einzelnen 

Pflichtigen felbft zu beftimmen und genau zu bezeichnen. 

endlich Bd. 19, 26: Die in Art. 38 Abſ. I der Gem. Ordn. auj- 
ezählten lie Jenheiten bilden in zuſammengeſetzten Gemeinden grund⸗ 

—63 eine Laft der vereinigten Ortſchaften. Ausnahmsweiſe tritt nach 

Maßgabe des Urt. 153 Wbf. II dieſes Geſetzes an Stelle der Ber- 

pflihtung ber Gejamtgemeinde jene der einzelnen Ortichaften. 


Bu 8 139. 
+) Die Motive zur Gem.Ordn. enthalten über die Staatsaufficht folgende 
prinzipielle Ausführungen: Durch die Gem. Ordn. von 1869 wurde bad Selbft 
berwaltungsrecht ber Gemeinden grunbjäglich weiter entwidelt und die Sußänbigtk 
der Auffichtsbehörden nicht nur gefeglich firenge begrenzt, fondern über- 
haupt auf diejenigen Fälle beichränft, in welchen das Gemeinwohl oder ber Sup 
der Tünftigen Generationen oder die berechtigten Intereſſen Einzelner die Ein- 
wirkung, 3 Staates unerläßlich machen ꝛc 
ſt in den — Fällen antsauffichtliche Benehmigung borgeichrieben, 
jo iſt R betreffende Rechtshandlung nur giltig, wenn dieſe ehmigung erteilt 


ð 
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iſt; Iegtere ift alfo folchen Falles Bedingung und Borausfegung der Rechtswirk⸗ 
os! betreffenden Rechtshandlung. (Siehe hiezu die Beſtimmungen bes 
rt. 159. 

Das ftantsauffichtliche Einfchreiten gejchieht enttweber von Amtswegen ober 
auf Beſchwerde bezw. Anrufen ber im einzelnen alle Beteiligten; body aud) 
Iegteren Falles findet e3 nur ftatt, wenn ein burch Art. 156 und 157 mit 159 
geichaffenes Verhältnis zwiſchen dem Staate einerfeitö und ber feiner Aufficht unter- 
ftellten Gemeinde andrerfeitd vorliegt; weiter aber hat die Geltendmachung der 
Staat3auffiht in jedem Yale — alſo aud), wenn einem Einzelnen ein Be- 
ſchwerderecht zufteht — von Amtswegen bann zu erfolgen, wenn eine Werlegung 
des Urt. 157 Abſ. I Ziff. 1—4 gegeben if. 

Die Ausübung der Staatsaufſicht ift eine Verwaltungsthätigkeit des 
Staates und trägt ein biesbezüglicher Beſchluß nicht ben Charakter einer ver- 
waltungs rechtlichen Entſcheidung; ftaatsauffichtliche Verfügungen ober Beſchlüſſe 
können daher auch in der Regel nicht auf dem Verwaltungsrechtswege angefochten 
merden*), nur mit Ausnahme be3 Art. 10 Biff. 2 des Berw.-Ger.-Hof3-Bei.**), 
nämlich dann, „wenn von einer Gemeinde behauptet wird, daß durch ſolche Ber- 
fügungen das ihr gefeglich zuftehende Verwaltungsrecht verlegt oder daß ihr eine 
geſetzlich nicht begründete Leiftung auferlegt ſei.“ — 

Die allgemeinen Grundſätze über Nechtöfraft und deren Wirkung finden 
aber auch auf ftaat3auffichtlihe Beichlüffe und Verfügungen der Berwaltungs- 
behörden Anwendung, in melden über das Beftehen oder Nicytbeftehen von ge- 
ſetzlichen Verpflichtungen ber Gemeinden Entſcheidung getroffen wird, ferner find 

nmwendungen gegen ſtaatsaufſichtliche Aufforderungen im Sinne des Urt. 157 
Abſ. V der Gem.Drdn. an die 14tägige Beichwerderift nicht gebunden. Entſch. 
des Bermw.-Ger.-Hofes vom 21. Januar 1881 Bd. 3, 501 ff.). 

MUeberhaupt ift die Ausübung der Staatdauffiht in ber Regel an feine 
Friſt gebunden en fiehe Art. 88 Abſ. VII und Art. 135 Abſ. III). 

Endlich iſt noch zu bemerken, daß bie Borichriften des Urt. 157 ber Gem.- 
Ordn. auf ftaatdauffichtliche Verfügungen gegenüber ben Sirchenverwaltungen und 
Kirchengemeinden feine Anwendung finden (Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 2, 
495 unb 499 Nr. IV). 

Bergl. auch die Min.-Entich. vom 7. Wuguft 1881 und vom 19. Yuli 1892, 
die wirtſchaftlichen Berhältniffe der Gemeinden unb Diftrifte betreffend (Web. 15, 
386 und 21, 672): 

Siehe end vi auch noch Sternau***), Wörterbuch für VBürgermeifter zc. 
unter „Staatsaufſicht“ S. 193, 588 und befonberd 652 ff. 


Bu Art. 154. 


ı) Die Staatsaufficht befteht in der Wahrung des gejeglichen Stand⸗ 
punftes bezw. in der Aufrechterhaltung der gejeglichen Beſtimmungen gegenüber 
en Gemeinden durch bie hiezu berufenen Staatöbehörben, fpeziell in der Für⸗ 
jorge des Staates dafür, daß von den Gemeinden einerjeit3 die ihnen nach Geſetz 
obliegenben Verpflichtungen erfüllt, und andrerfeit3 bie der gemeinblidyen Selbft- 
verwaltung im einzelnen Falle gezogenen Schranken nicht überjchritten, beſonders 
and) in den vom Geſetze vorgejehenen Fällen die Genehmigung der vorgejeßten 
Berwaltungsbehörde erholt werbe. 

Diefe Wahrung des Geſetes erfolgt in ber Hegel in ber Weije, baf bie 
Gemeinden vom Staate angehalten werden, ihren geſetzlichen Verbindlichkeiten 
nachzukommen, daß gegebenen Falles die StaatSbehörde das von ber ®emeinde 
Unterlaffene, gejeglich Sebotene ſelbſt anorbnet und durchführt o38 geſetzlich 
Verbotene inen oder aufhebt), eventuell auch die betreffenden Beamten oder 


*), Undrerfeits tönnen Verwaltungsrechtüſachen nicht auf bem Wege der Erlaſſung flaatl- 
aufſichtlicher Berfügungen ober Beſchlüſſe erledigt werben. 

**) Die zu Art. 10 Ziff. 2 ergangenen Eutſch. des Verw.⸗Ger.Hofes fiehe unten bei Anm. 4. 

***, Gin für den Gebrauch in der Pragis ſehr empfehlenswertes Nachſchlagewerk. befonders 
aud wertvoll für die Gemeindebehdrden, erihienen im Verlage von Brügel & Sonn. Anßbach 1898, 
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Leitung bes betreffenden Staatsminifterium8?) Durch die Behörben bes 
Staates und zwar in erfter Inftanz mit den in Art. 155 und 160 
bezeichneten Ausnahmen durch die Diftriftöverwaltungsbehörden aus⸗ 


geübt. ®) 4) ) ©) 
Art. 155. 
Diejenigen Städte, deren Verwaltung am 1. Juli 1869 einer 


Bedienfteten zur Verantwortung und Haftung zieht. Weiteres fiehe in vorftehen- 
der Rote t zu 8 189 ©. 548. 
») In Sachen 8* Finanz und der Juſtiz ſteht auch den Finanz⸗ und bezw. 
den —— ein ne Auflichtsrecht zu. 
Vergl. hiezu Entich. bed Verw.-Ger.-Hofes: 
a. Bd. 11, 426 ff., beionber3 429: Den zur Staatdauffiht auf die Ge 
meinden nad Ürt. 154 der Gem.-Orbn. berufenen Behörden unb Stellen 
wird die Befugnis nicht abgefprochen werden können, den —— 
ber Gemeindebehörden auch inſoweit zu überwachen, als ber 
ber ben letzteren durch $ 120 a (der Reichsgewerbeordnung) übertragenen 
Thätigleit in Frage fteht 2c. 2c. 

b. Bd. 18, 246: Das perfönliche Intereffe, welches der Bezirfgamtsbeamte 
an bem Ausgange eines Berwaltungsrechtöftreit über Nußungen an 
bem Gemeindevermögen feines Dienſtortes vom Geſichtspunkte feiner 

Umlagenp enpflicht Haben kann, ift an ſich nicht geeignet, deſſen Ausſchließung 
oder Ablehnung zu begründen. Siehe hiezu bie bei Weber Comm. zur 
Gem.-Drdn. ©. 164 angeführte Min.-E, vom 25. Dftober 1875. 


c. Bd. 12, 490 über die Staat3aufficht bezüglich der außerhalb bes Landes 
gelegenen Grundftüde (in der Pfalz). 

d. Bd. 15, 199 Abf. 2: Art. 154 und 157 der Gem.-Drbn. beziehen ſich 
auch auf diejenigen vermögensrechtlichen Angelegenheiten ber Gemeinde. 
die im Schulgebiete Aieren 
u Art. 10 Ziff. 2 des Verw.Ger.Hofs⸗Geſ. (ſiehe oben S. 549 

Not * ind folgende Entſch. bed Berw.-Ger.-Hofes ergangen: Sammlung ®2. 
1, 30; 1, 206; 1, 380; 3%, 12; 2%, 214; 23, 801; 23, 307; 2, 340; 2, 37; 
2, 18: 8 3, 494 und 601; 2, 652; 8, 85; 8, 203; 8, 251; $, 384: 
8, 470; 8, 480; 8, 508: 8, 630: g, 701; 4, 59: 4, 122; 4, 129: 
185; 4 : 6, 59; 6, 88; 7,1; 8, 154; 9, 49; 9, 144; 
9, 280; 10, 188; 10, 312; 11, 201; 11, 485; 12, 112; 12, 125; 12, 150; 
18 200; ‚ie 3; 18, 43; 14, 145; 15, 93 (mit 5, 118); 16, 211; 16, 252; 
h) Das ſtaatsauffichtliche Verfahren ift gebührenfrei, desgleichen innerhalb 
Bayerns portofrei. 
(Bergl. Art. 3 Biff. 1 des Bebünrengejehed 1892 oben ®b. I ©. 410.) 
*) Ueber Staatsaufficht fiehe die Abhandlung in der Bayer. Gem.-Beitg 
Sahrg. 1891 ©. 131 ff., 161 ff, 193 ff.: Das Selbftvermaltungsredht der @&e- 
meinden und die Stantdaufficht über biefelben in ihrer Entwidlung nad ber Ge- 
Fa des rechtsr os Bayern \ nad der gleichnamigen Schrift von 
Max v. Bölni amberg 18 2 Hi 1898 ©. 581 ff. —— bei Ver⸗ 
pachtung von Gemeindejagden“. Jahrg. 1895 ©. 559 ff.: Staatsaufſicht auf bie 
Gemeinden und Privatrechtspflege von Kobler (eine fehr beachtenäwerte Ab⸗ 
ganblung) hiezu Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 1, 396 f. Abſ. 3 befonders 
©. 408: Einwendungen, Veit fih auf privatrechtliche Titel fügen, fünnen von 
den Verwaltungsbehörben nicht gewürdigt werden, jonbern rüffen ber civilrichter. 
lichen Entſcheidun vorbehalten werden; und hiezu wieder Bb. 6, 83 ff. unten bei 
Art. 157 Abſ. III Seite 658. 
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Kreisregierung unmittelbar untergeordnet ift, verbleiben bis zur 
legalen Aenderung ihrer Verfafjung!) in diefem Verhältniffe. 


Art. 156 (88). 


I. Die Polizeiverwaltung!) in den Gemeinden unterliegt der 
ununterbrochenen Aufſicht?) der vorgejegten Behörde. ®) 

I. Innerhalb ihres poligeifiden Wirkungskreiſes können Die 
Gemeindebehörden zur Ausführung der gejeblich beitehenden Vor⸗ 
ſchriften von der zuftändigen Wuffichtsbehörde aufgefordert*) und 
nötigenfall® Durch Anwendung der Disciplinargewalt angehalten werden. 
Der Auffichtsbehörde kommt es zu, wenn Gefahr auf Verzug ift, die 
zur Ausführung ſolcher Vorſchriften erforderlihen Anordnungen un= 
mittelbar zu treffen. %) 

IN. Beichwerdend) gegen polizeiliche Verfügungen der Gemeinde- 
behörden, ſowie Beſchwerden6) der Gemeinden gegen Anordnungen, 
welche Die vorgejette Aufficht3behörde in Bezug auf die Bonteiber- 
waltung getroffen bat, werden in dem vorgejchriebenen Inſtanzen⸗ 
zuge®) erledigt. 

IV. Wenn eine Gemeindebehörde die Schranken ihrer polizei- 
lihen Befugniffe überjchreitet oder die für die Volizeiverwaltung not- 


nen 





Zu Art. 155. 


”) Siehe Hiezu Art. 9 der Gem.-Ordn.; vergl. auch Urt. 90. Die un⸗ 
mittelbaren Städte in Bayern fiehe oben Bd. I 8 40 ©. 144 f. 


Zu Urt. 156. 


i) Die Polizeiverwaltung ift ebenfo wie die Bejorgung ber ben Gemeinden 
übertragenen ftaatlihen Befugniffe nicht eine Sache der gemeindlichen Selbit- 
verwaltung, aljo nicht eine eigentliche Gemeinbeangelegenheit; bezüglich ber Tegteren 
fiehe Art. 157 mit 161 und 168, 

nicht aber ber Leitung. 

) Diefe Staatsaufficht ift aber Feine unbegrenzte, jondern eine burch die 
Beſtimmungen bed Art. 156 fpeziell Abſ. II desſelben beſchränkte. Die Staatd- 
aufficht in Bezug auf die Bolizeiverwaltung muß fid innerhalb der Schranfen 
des Art. 156 bewegen. 

) Siehe Jiesn ben Art. 5 des Bolizei-Str.-Gef.-B. 

») Dieſe VBeichwerden unterliegen feiner Notfrift; bie Veſchwerdeeinlegung 
kann aljo jederzeit erfolgen und ift feiner Nekurdfrift unterworfen. Die Be⸗ 
ſchwerde Tann auch von jebem, ber fich verlegt oder bejchwert erachtet, und in 
jedem alle erhoben werben. 

Inſt * Das kgl. Staatsminiſterium entſcheidet ſolchen Falles gleichfalls als 
nftanz. 
En Unrufen des Berw.-Ger.-Hofes in Sachen ber Polizeiverwaltung bezw. 
des Art. 156 Abi. I ift durchaus ausgefchloffen; etwas anderes ift e8 natürlich, 
wenn es fih um eine ftaat3aufficytliche Verfügung handelt, durch welche einer 
Gemeinde die Herftellung der für die Bolizeiverwaltung nötigen Einrichtungen 
aufgetragen wird. (Siehe Art. 140 Abi. II und Urt. 95 Abſ. I; ferner auch 
Art. 141 Abſ. V); allein auch letzteren Yalles gehört die Enticheibung von Er- 
meffensfragen — wie immer — nicht zur Buftänbigleit des Verw. Ger.Hofs. 
Siehe nachſtehende Anm. 7. 





552 8 139. Die Staatdauffiht. Art. 156. 


wendigen Einrichtungen”) vorzunehmen unterläßt, ift nach den Be— 
ftimmungen des Art. 157 ar IN und V bis VO zu verfahren. 

V. Bezüglich der den Gemeindebehörden durch Geſetz oder Ver- 
ordnung übertragenen Berrichtungen in Gegenftänden der allgemeinen 
Staatsverwaltung®), der gerichtlichen Polizei®), der Rechtspflege ®) 
und der YFinanzverwaltung®) find Die desfallfigen Beitimmungen maß- 
gebend.®) Reue Verrichtungen diefer Art können den Gemeinden nur 
durch gefebliche Unordnung zugewieſen werden.?) . 

VI. Die Verpflichtung zur Vorſorge gegen Entwendung des 
Nachlaſſes bis zur gerichtlichen Verfiegelung bemißt ſich nach den je- 
weils bejtehenden gejeglichen oder verordnungsmäßigen Beitimmungen. 1°) 


) Die Fragen, ob eine folde Pineichtung notwenbig ift bezw. ob beren 
Herftellung ſich mit der Leiftungsfähigteit der Gemeinde vereinbaren läßt, finb 
Ermefienstragen, aljo der Zuftändigkeit des Verw.⸗Ger.Hofes auf jeden Fall ent- 
zogen. Vergl. auch vorftehende Anm. 6. 

*) Siehe Hiezu die Beſtimmungen über die Hilfbeamten der Staatdantvalt- 
Ichaft, bejonders: 8 153 des Neichd-Ger.-Berf.-Gei. vom 27. Januar 1877 (Reichs⸗ 
Geſ.⸗Bl. 41; Web. 11, 738), Art. 56 des Ausf.-Gef. vom 23. Februar 1879 
(Geſ. u. Berordn.-Bl. 273; Web. 13, 649) und Verordn. vom 31. Auguft 1879 
(Gef.- u. Verordn.Bl. 1057, Web. 13, 853), ferner 88 94, 95 Abi. 1, 97, 98, 
102, 103, 104, 105 bis 109, 110 Abf. 1-3, 127, 128 Abf. 1, 129, 132 Abf. 1, 
156, 158, 169, 161, 162, 187 der Neichd-Str.-Proz.-DOrdn. Auch 8 30 des Rechts⸗ 
Hilfegejebes. Min.-E. vom 27. Februar 1881 (Min. -Bl. 129; Web. 14, 715) das 
Koſtenweſen in gerichtliden Straffahen, hier die Erholung von Leumunds- und 
Vermögenszeugnifien. 

Hieher gehören auch die einfchlägigen Beſtimmungen, durch welche den Ser 
meinden in nachitehenden Geſetzen ftaatliche Befugniffe und bezw. Arbeiten ober 
Leiftungen in ſtaatlichem Sntereffe übertragen find 3. 8. in ben ®ejegen über 
Haus⸗, Brund-, Eintommen-, Kapitalrenten- und Gewerbefteuer, über Malzauf- 
Schlag, Tabalfteuer, Wechjelftempelftener, in der Neichögewerbeorbnung, im Reichs⸗ 
poſtgeſetz, BO Or in verſchiedenen Militärgefegen ıc., beſonders aber find 
bier zu nennen da3 Diſtriktsrats- und das Landratsgeieg, das Gele über die 
Wahlen zum Reichstag und Landtag, das Perſonenſtandsgeſetz. 

Siehe auch Art. 158 Abſ. IV, 141 Abſ. IV und Art. 59 ber Gem.-Drbn., 
auch oben ©. 318 ff. und 406, deögleichen ©. 444. 

) Vergl. Impfgefeb, Ausführungsgeſetz zum Reichs⸗Viehſeuchengeſetz, Hunbe- 
gebührengejeg, Geſetz über Einführung des Grundbuches, desgleichen die ſonſtigen 
in Anm. 8 genannten nach 1869 ergangenen geſetzlichen Beſtimmungen 

Auch ſind die Gemeindebehörden überhaupt verpflichtet, den Aufträgen der 
vorgeſetzten Behörden (auch in anderen Beziehungen) Folge zu leiſten; es ergibt 
fi dies fchon aus dem Unterorbnungsverhältnis; desgleichen gilt für fie der 
allgemeine ®rundfag, daß ben von einer Behörde innerhalb ihrer Zuftändigfeit 
ergangenen Erjuchichreiben jede andere Behörde im Staate thunlichft entſprechen 
muß. Vergl. Geib I, 261. 

ie) Hiezu vergl. 8 114 des revibierten Gem.-Ed. von 1818/84; (Web. 1, 
574); ferner Min.-E. vom 26. November 1866 (Zuftiz-Min.-Btl. 351, Web. 6, 
728), die Erftattung von Todedanzeigen an bie Eivilgerichte diesſeits des Rheins 
betreffend, bejonders Biff. 4 und Hiff. 1, welch letztere den Ortspolizeibehörden 
die Berpflichtung auferlegt, von jedem im Ortspolizeibezirke vortommenden 
Tobesfalle in möglichiter Bälde dem kgl. Amtögerichte, in befien Sprengel bie ver- 
ftorbene Berfon ihren ſtändigen Wohnfig hatte, Anzeige zu erftatten. Dieje Borfchrift 
iſt für die Gemeindebehörben bindend. Siehe auch Min.-E. vom 3. Oktober 1879 
(Web. 14,158) da3 Verfahren und die Zuftändigfeit bei Auffinbung von Leichen betr. 

Vergl. Hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 4, 170. Ferner fiehe 
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Art. 157 (89). 


I. Die Handhabung der Staatsaufficht über Die Verwaltung der 

eigentlichen Gemeindeangelegenheiten !)2) erſtreckt fich darauf: 
1) daß die gefeßlichen Schranken der den Gemeinden zuftehenden Be⸗ 
fugnifje nicht zum Nachteile des Staates überjchritten werden; ®) 


bezüglich der bei ber Auffindung von Leichen und deren Bewachung entftehenden 
Koſten die Min.-E. vom 15. Jannar 1885 (Web. 17, 3). Endlich jiehe Sternau, 
Wörterbuch ꝛc. S. 474 unter „Leichen”. 


Zu Art. 157. 


ı) Der Art. 157 handelt im Gegenjah zu Art. 166 einzig und allein von 
der Staatdaufficht über die Verwaltung der eigentlichen (nicht der übertragenen) 
Gemeinbeangelegenheiten und auch bei biejen eigentlichen ®emeindeangelegenheiten 
nicht von der Enticyeibung von Beſchwerden gegen gemeindiiche Beſchlüſſe — da- 
von handelt Art. 163 (fiehe Art. 157 Abſ. IV und Art. 163, befonder Anm. 1 
hiegn, ferner BI. für admin. Br. Bd. 31, 25) — fondern ledigli von ber 

efugnis unb bezw. Pflicht der Staatsaufſichtsbehörde zur Drfizialein- 
ſchreitung. In den Fällen bes Art. 167 Ubi. I Ziff. 1-4 muß bie Nufs 
a a von Amt3wegen einichreiten, und zwar ſowohl dann, wenn 
eine beftimmte gejegliche Vorjchrift verlegt wird, als auch insbejondere dann, wenn 
eine Gemeinde ihren allgemeinen Berpflicytungen bezüglich der Berwaltung ihrer 
eigentlichen Angelegenheiten zuwiderhandelt, aljo in allen Fällen, in welchen ein 
Einfchreiten nach irgend einem der in Abſ. I unter Biff. 1 bis 4 aufgezählten 
Geſichtspunkte veranlaßt erjcheint. Ueberhaupt handelt es fich bei der Handhabung 
der Staat3aufficht nach Urt. 157 (im Gegenfag zu Art. 163) um ſolche Angelegen- 
eiten, welche von ben Gemeindebehörden nah beitimmten formellen und jady 
ichen Borichriften und unter Beachtung beftimmter, vom Geſetze (Gem.-Drdn. ıc.) 
getroffener Einjchränfungen zu beforgen find, und wozu die Gemeinden gegebenen 
oder nötigen Tyalled von Amtswegen angehalten werden können ben. müffen. 
Siehe BI. für admin. Pr. Bd. 31, 25, ferner v. Seyd. Staatsrecht Bd. 3, 23 f. 
und Entſch. bed Werw.-Ger.-Hofes Bd. 1, 35; Bd. 3, 413, 494; Bd. 3, 9. 
Vergl. auch Anm. 2 zu Art. 168. 

Während nun wie oben gejagt, in Abf. I bis III 1. c. diefe Dffizial-« 
thätigfeit der Staatsaufſichtsbehorde ohne Rüdficht auf den Antrag oder Die Beſchwerde 
eined Beteiligten vom Geſetze angeordnet wird, fobald ein Fall dieſes Abſ. I Ziff. 
1—4 gegeben ift, wird im Gegenjage hiezu Durch Abſ. IV beitimmt, daß, wenn bie 
Vorausſetzungen bes Abſ. I nicht gegeben, aljo öffentliche Intereſſen nicht berührt 
find, vielmehr durch einen Beſchluß nur die Benachteiligung eines Einzelnen herbei⸗ 
geführt wird, auch nur auf rechtzeitig und zwar gemäß Wrt. 163 (nicht 157) 
erhobene Beſchwerde, die Aufhebung oder Abänderung eines folchen eeihluffes 
herbeigeführt werben fann. Vergl. unten Anm. 9, ferner auch Anm. 2 zu Art. 164. 

) Zu Urt. 157 vergl. auch die jogenannten Sparerlafie d. 9. die Min.-E. 
vom 7. Auguft 1881 (Min.-Bl. 288, Web. 15, 386) und vom 19. Juli 1892 
(Min.⸗Bl. 311, Web. 21, 679), die wirtichaftlichen Nerhältniffe der Gemeinden 
und Diſtrikte betreffend, ferner Min.-E. vom 18. Mai 1881 (Min.⸗Bl. 177, Web. 
15, 82) über die Benutzung der gemeindlichen Fiſchwaſſer. 

Deagteihen vergl. zu Art. 157 bie Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes: 

a. Bd. 8, 35 bezüglich des Nechtes der Staatsauffichtsbehörde zur Prüfung 

de3 gemeinblichen Boranfchlages nad Art. 88 Abi. VII der Gem. Ordn. 

b. 8b. 3, 385: Unguläffigfeit einer Beſchwerde nad Art. 10 Biff. 2 des 

Verw. Ger.⸗Hofs⸗Geſ. bei Berfagung einer Tanzınufitbewilligung zc. 

c. Bd. 4, 59: Das Gemeindewahlverfahren ift fein @egenftand Des ge- 

meinbdlichen Selbftverwaltungsredht# ıc. 

d. Bd. 10, 312: bezüglich der eeftellung eines Yorftwirtichaftsplanes. 

% 3. 8. durch Eingriff in den Wirfungsfreis einer Staatsbehörde. Der 
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2) daß die geſetzlichen Vorichriften*) beobachtet werden, Durch 
welche das Ermeſſen der Gemeindebehörden innerhalb des 
Kreifes ihrer Befugnifje befchräntt ift;*) 

3) daß die den Gemeinden geſetzlich obliegenden öffentlichen 
Verpflichtungen erfüllt ®), 

4) daß die gefegmäßigen Vorfchriften über die Geichäftsführung 
beobachtet werden.) 


Staat kann auch ald Fiskus in Betracht kommen. Dieſer Tann 3. B. durch eine 

eſetzwidrig auferlegte Umlage beeinträchtigt fein. (Solchen Falles wäre das 
Haatfiche Intereſſe zunächſt von der fachlich zuftändigen Staatsbehörbe — welche 
fi nötigen Falles an die Auffichtsbehörbe zu wenden hätte bezw. wenden 
önnte — zu wahren). Hieher gebört auch die Aufficht darüber, daß bie nad 
Geſetz zuläjligen oder vorgefchriebenen Gebühren richtig erhoben werden. 

*) Bu dieſen „geſetzlichen Vorſchriften“ gehören nicht blos bie in Geſetzen, 
—5— auch die in Allerhöchſten Verordnungen enthaltenen; andrerſeits Tann 
ih Ziff. 2 doch ausſchließlich nur auf ſolche pofitive Borfchriften beziehen, welche 
wirtlic eine Beſchränkung des gemeinblichen Ermeſſens beabfidhtigen bezm. 
enthalten, nicht auf folche, in benen lediglich (mie dies ja bei einer größern Zahl 
bon Borfchriften ber Gem.Ordn. ber Yall it) allgemeine Berwaltungägrumbjäge 
ausgeiprochen find und die im Uebrigen bem neffen der Gemeinde freien Spiel- 
raum geben wollen, welche aljo von ber Staat3auffichtöbehörde nicht erzwungen 
werben tönnen. 

verg zu Abſ. I Ziff. 2 die Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes: 

a. De €, 1: Feſtſetzung bezw. Erhöhung des Scyulgeldes für eine Real- 


Ichule. 
b. Bd. 1, 281: Beftreitung von Anſprüchen auf Rubungen des Gemeinbe- 
en aus dem Titel des Gemeindeverbandes durch bie Auffichts- 
ehörbe. 
9) Hieher gehören beſonders bie Verpflihtungen nad Art. 38 der Gem.- 
Drbn., deögleichen diejenigen in Bezug auf den Bedarf für Armenpflege, Schule. 
engl der Beſchaffung polizeilider Einrihtungen fiehe Anm, 6 und 7 zu 


Urt. 156. 

Zu Abi. I Ziff. 3 fiehe ferner folgende Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

a. Bd. 2, 413: Im Wege bes ftaat3auffichtlichen Verfahrens nah Maß⸗ 
gabe de3 Art. 157 Abſ. I Biff. 3 der GemOrdn. kann, — abgeſehen 
etwa bon proviforiihen Maßnahmen —, gegen eine Gemeinde wicht 
vorgegangen werden, wenn biejelbe behauptet, daß bie Erfüllung der 
ihr angejonnenen Berpflichtung nicht ber Gemeinde, fondern einem ar- 
deren Rechtsſubjekte auf Grund bes öffentlichen Nechtes obliege. In 
diefem Falle liegt eine öffentlidprechtliche Streitfache vor, welche ord- 
nungsgemäß im bvorgefchriebenen Inſtanzenzuge auszutragen ift ⁊c. 2c. 

b. 8. 2, 494 bezüglich der Herftellung von Bligableitern auf ben Ge⸗ 
bäubden der Semeinden. Auch Bd. 2, 508. 

c. Bd. 18, 38: Ueber bie Unterhaltung einer Realſchule. In biefer Ent- 
ſcheidung ift ausgeſprochen: A Erfüllung ber Berpflichtung 
Unterhaltung einer Gemeinbeanitalt fönnen bie Gemeinden erforberliden 
Falles im ftaatsauffichtlichen Verfahren angebalten werben, da zu deu 

efeglichen Berpflichtungen im Sinne des Art. 157 Abi. I Biff. 3 der 
em.-Ordn. nicht blos diejenigen Obliegenheiten gehören, weiche ben 
Gemeinden direkt durch Gelee oder geſetzmäßige Verordnungen aufer- 
legt find, fondern auch folche, welche von ihnen im Bereiche dffent- 
lihen Nechtes in gefegmäßiger Weije übernommen worden find. 

*) Bu ben gejegmäßigen Vorſchriften im Sinne diefer Ziff. 4 gehören nicht 

blos die ın Geſetßen, ſondern auch bie in gefebmäßigen Verordnungen ober 
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HI. Die vorgeſetzten Verwaltungsbehörden haben zu dieſem Be— 
hufe das Recht der Kenntnisnahme von der Thätigkeit der Gemeinde⸗ 
behörden, insbeſondere das Recht der Amts- und Kafje-Bilitation.”) 

II. Geſetzwidrige Beſchlüſſe find, wenn die Zurücknahme der- 
jelben nicht binnen einer angemefjenen Friſt erfolgt, durch die zu⸗ 
jtändige (Behörde vorbehaltlich des Beſchwerderechtes der Gemeinde 
außer Wirkſamkeit zu feen.®) 


Anordnungen enthaltenen, fo 3. 8. bie der bereit3 mehrfach genannten Min.-Bel. 
vom 10. und 12. Dftober 1869 ꝛc. Speziell zu den Borichriften über die Ge⸗ 
(Käftsführung find auch diejenigen zu rechnen, welche im einzelnen Falle die Ve- 
dingungen ausfprechen oder die Formen beftinmen, unter welchen eine Beichluß- 
fafiung erfolgen muß, deögleichen diejenigen, welche das jeweils zuftändige ge- 
meindlihe Organ bezeichnen, Beifpielömeite auch beftimmen, ob ein ftädtiiches 
Kollegium allein ober ob beide fädtifche SKollegien im einzelnen alle zu be- 
Schliehen haben, ob die Genehmigung ber Staatdaufficht3behörde zu erholen ift zc. 
Bergl. unten Abſ. IX. 

) Die Amts. und Kaffevifitation obliegt bezüglich ber unmittelbaren 
Gtäbte den kgl. Kreisregierungen, Sammer bed Innern, bee aller übrigen 
Gemeinden den kgl. Bezirksaͤmtern. Nah Min.E. vom 29. Mai 1870 und 
28. Juni 1870 (Web. 8, 575 und 630) Tann ben Bezirksämtern zum Bmede der 
Vornahme der entiprechenden Bifitation bed Kaffe und Rechnungsweſens einer 
Gemeinde bie benötigte Aushilfe in vorübergehender Weiſe aus dem Berfonal des 
Regierungd-Rechnungstommifjariates gewährt werben, und find die Koften hiefür 
aus den Fonds der Bezirfdämter für Geſchäftsaushilfe zu beftreiten. 

Was fpeziell die Prüfung der Rechnungen anbelangt, jo fiehe Hiezu Die 
einfchlägigen Bemerfungen zu Art. 89 und 136. Bei Prüfung fpeziell der Rech⸗ 
nungen unmittelbarer Städte hat fich die auffichtliche Thätigfeit auf den Vollzug 
des Art. 157 Ubi. I Biff. 1—4 zu beidhränfen, doch find die Aufficht3behörden 
auch bezüglich biefer Hechnungen im Hinblid auf Urt. 157 Abſ. II — wenn aud) 
nicht verpflichtet — fo doch berechtigt zu einer rechneriichen Prüfung ber 
einzelnen Rechnungspoften. 

Bezüglich der Nechnungsprüfungen nah Art. 157 Abſ. I fiehe BI. für 
admin. Br. 32, 166 über die Prüfung der Voranichläge und Rechnungen nad 
Urt. 157 ber Gem.-DOrdn. Siehe auch Entich. bes Verw. Ger.Hofes Bd. $, 35 
oben Anm. 2 lit. a. 

* Der Abſatz III jet voraus, daß bie betreffenden Beſchlüſſe formell 

iltig (über formell ungiltige Beichlüffe fiehe unten Anm. zu Abf. IX), Dagegen 
It geſetzwidrig find. Siehe hiezu Art. 160, ferner Entſch. des Verw.Ger.⸗ 
ofes: 

a. Bd. 6, 83: Abſ. III des Art. 157 findet nur bei Verletzung einer in 
der Gemeindeordnung ober fonft im öffentlichen Rechte ent- 
geitenen geſetzlichen Beitimmung durch die Gemeinde als öffentliche 

orporation, nicht aber dann Anwendung, wenn eine ®emeinde auf 
bem Gebiete bed Privatrechtes Handlungen vornimmt, Durch welche die 
Rechte Dritter benachteiligt werden. 

b. 8b. 1, 129: Geſetzwidrige Beichlüffe ber Gemeindebehörde Tönnen von 
der zuftändigen Staatdauffichtsbehörde nicht aufgehoben und durch einen 
ftaatsauffichtlichen Beſchluß erfept werben, ohne Daß vorher die betr. 
Gemeinbebehörde zur Burüdnahme bes gejeßwidrigen Beichluffes binnen 
angemeffener Frift aufgefordert wurde. 

c. Bd. 9, 226: Aufforderungen ber gl. Kreisregierung haben im Bureau- 
wege zu erfolgen. 

d. 8b. 11, 518: Die Aufhebung nad Art. 157 Abſ. III kann nie in 
einer verwaltungsrichterliden Enticheibung erfolgen, ſondern ift als 
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IV. Beſchlüſſe, welche nur eine Benachteiligung Einzelner ent- 
halten, können lediglich auf rechtzeitig erhobene Beſchwerde (Art. 163) 
außer Wirkfamfeit gejeht und abgeändert werben.) 

V. Unterläßt eine Gemeinde, die ihr gefetlich obliegenben Ver—⸗ 
pflichtungen zu erfüllen, gejelich notwendige Ausgaben in den Vor⸗ 
anſchlag aufzunehmen oder erforderlichen ‘Falles außerordentlich zu 
genehmigen, oder die nötigen Gemeindedienfte für gejehlich notwendige 

wede anzuordnen, jo ift fie unter Angabe des Delepes aufzufordern, 
innen angemefjener Friſt die zur Erfüllung ihrer Verpflichtung er- 
forderlihen Beichlüffe zu fallen. 19) 

VI. Wird innerhalb der vorgefegten Frift die geſetzliche Not- 

wendigfeit, der Umfang oder die Art der Leiftung beftritten, jo Hat 


ftaatsauffichtlichde Maßregel den Behörden ber aktiven Verwaltung im 
beionderen Verfahren zu überlafien. 

Siehe auch noch Entſch. bed Verw.Ger.Hofes Bb. 6, 59 und bagegen 
Bl. für admin. Br. 88, 49 ff. das Beſchwerderecht ber Gemeinden gegen aufficht- 
liche Berfügungen nach Urt. 157 Abſ. III, V und VI ber Gem.-Drbn. betreffend, 
und desgleichen ebenda ©. 225 ff., ferner v. Seyd. Bb. 2, 24 Note 43. Vergl. auch 
noch Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 129 in Anm. 9, ferner auch Anm. 10. 

* Abſ. IV bezieht fi im Gegenfap zu Abi. I auf die Yälle, in welden 
nit — wie nach Abſ. I und III — von Amtswegen, fondern nur auf erhobene 
Beſchwerde Hin eine Aufhebung oder Wbänderung eine gemeinblicyen Veſchluſſes 
ftattfinden Tann. Siehe oben Anm. 1 Abi. 2. Auch Hier Handelt ea fich jedoch 
natürlich ausichließlih nur um NBenadteiligungen in Bezug auf öffentlich— 
rechtliche Verhältniſſe (nicht auf Privatrechte; Streitigleiten in Deug auf leßtere 
gehören vor die Gerichte). Dieje Beſchwerden find auf Grund des Art. 163 zu 
erheben. Näheres bei Art. 163, beſonders Anm. 2 dajelbft. 

Zu Abſ. IV fiehe Entf. des Berw.-Ber.-Hofes Bd. 4, 129: Auf Be 
ſchwerden, welde von Einzelnen gegen Beſchlüſſe eines Urmenpflegichaftärates 
wegen Verweigerung der erbetenen Armenunterftügung erhoben werden, find (im 
rechtärhein. Bayern) nicht die Beſtimmungen des Art. 157 Abſ. IIl und abi. 
V—VII im Zufammenhalte mit Art. 160, fondern jene bed Art. 157 Abf. IV 
im Bujammenhalte mit Art. 163 der Gem.-Ordn. in Anwendung zu bringen zc. 
(ferner fpeziell ebenda ©. 132 Abf. 3; im alle bes Abf. IV des Art. 167 
enticheiden auch die kgl. Regierungen im Bureauwege). 

»°) Abſ. V regelt mit Abſ. VI im Gegenjage zu Abſ. III die Fälle, im 
welchen ein poſitives Einfchreiten ber Aufficht3behörden faftgufinben bat. Eine 
nah Abſ. V ergangene Aufforderung gehört nicht zu den Verfügungen, gegen 
welche auf Grund bes Art. 10 Ziff. 2 des Verw. Ger.⸗Hofs⸗Geſ. Beſchwerde zum 
Verw.-Ger.-Hof erhoben werden kann. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 2, 419. 

Bu Abſ. V fiehe noch weiter folgende Entſch. des Berw.-&er.-Hofes: 

a. Bd. 3, 501: Einwendungen gegen ftaat8auffichtliche Aufforderungen im 

Sinne ded Art. 157 Ubi. V ber Gem.-Drbn. find an die 14tägige 
Beichwerbefrift nicht gebunden. 

Im MUebrigen finden die allgemeinen Grundfäge über Rechtskraft 
und deren Wirkung auch auf flaatsauffichtliche Beſchlüſſe und Verfü⸗ 
ungen der Verwaltung3behörden Anwendung, in melden über bas 
Beftehen ober Nichtbeftehen von geſetzlichen WBerpflichtungen der Ge⸗ 
meinden Enticheidung getroffen wird. 

Ferner über das Berfahren: 

. 8b. 8, 94; 8, 503; 4, 87; 12, 160; 18, 60 ff. fpeziell 62. 

c. Bd. 14, 145: über Beicheidung der Frage, ob Beltimmungen einer 

gemeinblichen Geſchäftsordnung gejegmäßig find. 
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die Behörde hierüber vorbehaltlich des der Gemeinde zuftehenden Be⸗ 
ichwerderechtes Beichluß zu fallen, wobei auf die Leiftungsfähigkeit 
der Gemeinde befondere Rüdficht zu nehmen ijt.1) Die Beichluß- 
fafjung der Kreisverwaltungsftellen erfolgt nach follegialer Beratung. 12) 


VI. Wird Die endgiltig feitgeftellte Verpflichtung innerhalb einer 
angemefjenen Friſt nicht erFällt, jo hat die Staat3behörde an der 
Stelle der Gemeindebehörde die zum VBollzuge nötigen Verfügungen 18) 
zu treffen, insbejondere auch die etiwa erforderliche Umlage anzuordnen 
und deren Erhebung auf Koften der Gemeinde zu veranlafjen. 1%) 


VIA. Die Beitimmung des vorſtehenden — iſt auch dann 
anwendbar, wenn die Gemeinde eine durch rechtskräftige Entſcheidung 
auf dem Civil⸗ oder Verwaltungs⸗Rechtswege feſtgeſtellte Verpflichtung 
nicht erfüllt. 15) 


33 Doch ift nicht etwa die Leiftungsunfähigfeit- einer Gemeinde ein all- 
gemeiner Grund, aus welchem biefelbe eine ihr obliegende Verpflichtung mit Recht 
beftreiten könnte. Obige VBeftimmung bezieht ſich bielmeht nur auf die Art und 
Weiſe der Erfüllung ber gemeinblichen Berbindlichleiten. Die Frage der Leiſtungs⸗ 
fähigfeit im einzelnen Falle ift eine Ermeſſensfrage, deren Enticheidung den aktiven 
Verwaltungsbehörden zufteht. Siehe Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 2, 306, 
3, 384: Die legtinftanzielle Entſcheidung der Trage, ob die von Staatsaufſichts- 
wegen einer Gemeinde zur Erfüllung ihrer ort3polizeilichden Aufgabe auferlegte 
Leiftung notwenbig und mit der Leiftungsfähigkeit der Gemeinde vereinbarlich ei, 
ift der Yuftändigfeit des —— «Hofe entrüdt. 


19 Entich. bed Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 18, 395: Beſchwerden der Gemeinden 
gegen ftaatsauffichtliche Beſchlüſſe der Diſtriktsverwaltungsbehörden in den Fällen 
des Urt. 167 Abi, VI find von ben Kreißregierungen, Kammern bed Innern, 
nach Tollegialer Beratung in ihren Situngen zu befcheiden. Siehe Urt. 160. 

Bu Abſ. V und VI fiehe noch weiter Bd. 18, 60: Die gemeindliche Ber- 
pflihtung zur Aufbringung des VBebarfes für die Volksſchule kann von Staatd- 
auffichtämegen nicht durch ein erfahren im Ei:ne bes Urt. 157 Abſ. III der 
Gem. Ordn. fondern nur auf dem in Abf. V uno VI a. D. bezeichneten Wege 
ausgeſprochen werben. 


1», Hier find auch nur Verfügungen auf dem Gebiete des Öffentlichen 
Nechtes, nicht des Givilrechtes gemeint. Eine privatredhtliche Verpflichtung 
fann daher durch eine ſolche Verfügung für die Gemeinde nicht begründet werben. 
Eine (jcheinbare) Uusnahme ift für die Fälle gegeben, in welchen e3 ſich gemäß 
der Beſtimmungen über die Bmangdovollitredung gegen die Gemeinden um ben 
Vollzug rechtäfräftiger cipilgerichtlicher Urteile handelt (vergl. Abſ. VIII). Siehe 
biezu oben $ 94 ©. 25 f.; ferner Art. 9 Abf. II des Hust.@e. zur Civd.-Broz.- 
und zur Konkurs⸗Ordn.; auch 8 15 bes Einj.-Gef. zur Reichs⸗Civ.⸗Proz.Ordn. 

10) Zu Abſ. V bis VII fiehe Entich. des Verm.-Ger.-Hofed Bd. 16, 12; 
Das Berfahren nach Art. 157 Ubi. V bis VII ber Gem.Ordn. ift gegenüber den 
Schulfprengelvertretungen nicht zuläffig (vergl. auch Bd. 18, 320). 

ı#) Siehe Anm. 13. 

Ferner Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 8, 508 fi. beſonders 507: Leift- 
ungen, welche durch ftaat3auffichtliche Verfügung einer &emeinde zum Bollauge 
einer rechtskräftigen richterlichen Eniſcheidung auferlegt werben, find nicht ala 

ejeplich unbegrünbete Leiftungen im Sinne bed Art. 10 Hilf. 2 des Verw.-Ger.- 
—— zu erachten. 

Vergl. hiezu BI. für admin. Br. Bd. 80, 252 (Bmangdvollzug gegen Ge⸗ 

meinden wegen Prozeßkoſten) unb Bd. 38, 369 (wegen Geldforberungen). 
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IX. Werden die gejegmäßigen Vorſchriften über die Geihäfts- 
führung 1%) verlegt, jo tft Die Gemeindebehörde zu deren Beobachtung 
aufzufordern und nötigenfal® durch Disziplinarmaßregeln anzu⸗ 
halten. 17) 18) 16) 


Art. 158 (90). 


Die Haftungsverbindlichkeit der Gemeindebeamten und Gemeinbe- 
bedienfteten wegen Nichterfüllung oder Ueberfchreitung ihrer gejeßlichen 
Dienftesobliegenheiten gegenüber der Gemeinde!) wird durch die vor⸗ 


16) Siehe oben Anm. 6. 

19 Das Recht jur VBeichwerbe gegen Verfügungen ber Staatdauflichte- 
behörben fteht Ausſchließlich den Gemeinbeverwaltungen zu, dag 
nicht ben einzelnen ®emeindebürgern oder fpeziell Beteiligten, auch nicht 
Gemeindebevollmädhtigten oder der Gemeindeverfammlung. 

Siehe hierüber bie Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 1, 11; 1, 417; 2, 
12; 8, 203; 9, 144; 10, 188; 11, 485; 12, 112. 

18) gu Art. 157 überhaupt fiehe noch Entich. des Verw⸗Ger.Hofes: 

a. 8b. 2, 508 ff.: Auch Wuffichtsbeichlüffe find an die 14 tägige Be- 
ichwerbefrift gebunden; durch die Beſeitigung einer längeren Bollzugs- 
anzeigefrift wird die Beſchwerdefriſt nicht alteriert. 

b. 8b. 15, 199: Art. 154 und 157 der Gem.Ordn. beziehen ſich auch 
auf Diejenigen vermögensrechtlihen Ungelegenheiten ber Gemeinde, 
welche im Schulgebiete liegen. 

c. Bd. 1, 95: bezüglich des erfahrend in ftreitigen Berwaltungsredhts- 
—* welche in einem nad) Urt. 157 der Gem. Ordn. eingeleiteten 

aatsaufſichtlichen Verfahren anhängig gemacht wurden und für be} 
legtere präjudiziell find. 

Weiter vergl. noch bezüglich des Verfahrens die in Anm. 10 lit. b und c 
angeführten Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes. 

19 Bu Art, 157 fiehe auch noch den Art. 10 Biff. 2 und 3 des Beet 
über ben Bermw.-Ger.-Hof und zu Art. 10 Ziff. 2 1. c. fpeziell bie Eutich. 
Berw.-Ger.-Hofes oben bei Nrt. 154 Anm. 4, endlich Art. 161 der Gem. Ordn 


Bu Urt. 158. 

) Im Gegenjag zu Urt. 7 Abſ. II des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. — weld 
leßterer fi auf bie Enticheidung ber Vorfrage bezüglich ber civilrechtlichen per- 
jontichen Haftungsverbinblichkeit aller Beamten Dritten gegenüber (deögleichen 

er ftrafrechtlichen Verantmwortlichleit derjelben) wegen der von dem Beamten ale 

Drgan der Staat3gemwalt vorgenommenen Handlungen bezieht *), — banbelt 

ber Art. 158 ber Gem. Drdn. ausichließlich von ber Haftungsverbindlichkeit der 

®emeindebeamten und Gemeindebedienfteten und zwar lediglich ihrem Dienft- 

pen d. 5. der Gemeinde gegenüber. Siehe Entich. des Berw.s@er.-Hofes 
d. 6, ©. 24 Ab. 2 Sap 1. 

Diefe Frage ber Haftung der Gemeindbebeamten der Gemeinde gegen 
über ift rein öffentlih-rehtlidher Natur; bei Derfelben ift eine Vor⸗ 
enticheibung bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes nad) Urt. 7 Abf. II des Berw.-Ger.-Hofs-Gei. 
aus eiclofien. „siehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 8, 503, vergl. ferner 
v. Seyd. Bd. 1, 608. 

Eine folche Vorentſcheidung nah Art. 7 Abſ. II 1. c. findet aber — 
nad) ben Ausführungen ber Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 6 ©. 20 ff. be- 
ſonders 24 Abſ. 2 Sag 2 (vergl. auh Bd. 5, 147.) — auch nidt flat, 
wenn Gemeindebeamte und ®emeinbebebienftete durch Nichterfüllung ober Ueber- 


Si bie Note *** zu Anm. 8 oben 5 Ma ©. 66, die Außtügrungen in 
der Exit ——— — Bd. I1 SsTh. Deigteiden — 5, u 
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eſetzte Verwaltungsbehörde?) vorbehaltlich der Beſchwerdeführung?) 
Feftgeftelt Die Betretung des Civilrechtsweges iſt durch Die Ent- 
ſcheidung der Verwaltungsbehörden nicht ausgeſchloſſen, hat jedoch 
feine aufichiebende Wirkung. *) 5) 


Art. 159 (91).%) 


I. In Bezug auf die Verwaltung des Gemeinde: und Gtiftungs- 
Vermögens find!)2) Die Gemeinden außer den Durch Geſetz befonders 


ſchreitung ihrer gefeglihen Dienftesobliegenheiten in eigentlihen Semeinbe- 
angelegenheiten dritten Berfonen einen rechtäwibrigen Nachteil zufügen. 
Solden dritten Perſonen ift vielmehr, wenn fie durch ein im Art. 168 angeführtes 
Verhalten eined Beamten in eigentlichen ®emeindeangelegenheiten einen recht3- 
wibrigen Nachteil erleiden, die jofortige Beichreitung des Rechtsweges un⸗ 
benommen. 

) Die Dermaltungsbehörbe bat zunächſt feitzuftellen, ob ein bien — 
Verſchulden vorliegt, ſodann aber ne ob und inwieweit der Gemeinbebeamte 
hieraus der Gemeinde gegenüber zu haften bat. Siehe hiezu v. Seyd. Bd. 1, 608. 

Als vorgejegte Verwaltungsbehörde erfcheint bei unmittelbaren Städten 
die !gl. Kreidregierung, Kammer des Innern, bei allen andern Gemeinden das 
tgl. Bezirksamt. 


®, Diefe Beichwerde kann in letter Inſtanz nicht vom Verw.Ger.⸗Hofe 
entichieben werben. Die Zuftändigkeit des Letzteren findet in Bezug auf Art. 158 
ber Sem.-Drbn. keinen Play. (Bergl. auch Art. 13 Ziff. 1 des Geſetzes über den 
Berw.-Ser.-Hof). Siehe vorftehende Anm. 1 Abi. 2. 


*) Der Urt. 158 wird von den Beitimmungen der Civil⸗Proz. Ordn. nicht 
berührt. Vergl. hiezu die Ausführungen in der Entſch. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
Bd. 11, 337 ME auch Bd. 6, 24 Abſ. 2 Sat 1 und fpeziell v. Seyd. Bd. 1, 608 
Abi. 1 letzter Satz. 

Siehe zu Art. 158 auch oberitrichterliched Urteil vom 28. November 1879 
Br. 7, 763; P ner vom 5. Dezember 1891 Bd. 18, 602 oben ©. 67 8 94a in 
Anm. 5 zu Urt. 1 der Gem.-Ördn., ferner Entſch. des Verwm.-Ger.-Hofes Bd. 6, 
86 unb Bd. 2, 556 Ab]. 2, ebenda ©. 67 Anm. 5 und Note * Hiezu; des⸗ 
gleihen Bd. 3, 609. 

°) Vergl. zu Art. 158 ferner die Art. 62 Abſ. III, 86 Abf. II, 86 Abſ. III, 
883 Abſ. IX, 89 Abſ. VI, 133 Abf. II, 134 Abſ. III, 135 Abſ. VI, 136 Abſ. IV 
der Gem.Ordn. (deögleichen die Entich. bes Verw.Ger.Hofes Bd. 12, 278 unb 


13, 470); weiter vergl. BI. für abmin. Br. Bd. 31, 346, 22, 378 und 38, 149 ff. 
Endlich fiehe noch Art. 160. 


Bu Art. 159. 

ı) Die Beſtimmung ded Urt. 169 ift eine wingende; Nichtbeachtung der⸗ 
ſelben hat die Rechtsunwirkſamkeit des betreffenden Rechtsgeſchäftes zur Folge 
bezw.: ein rechtswirkſames Rechtsgeſchäft liegt in den Fällen bes Art. 159 erſt 
dann vor, wenn die im einzelnen Falle vorgeichriebene Senehmigung der Staats⸗ 
auffihtebenörbe erholt und erteilt ift. 

Sobald die VBorausjegungen bes Art. 159 gegeben find, ift die hier vor» 
behaltene Genehmigung en Bed gleichviel ob es fih um ein dem Privat- 
oder um ein dem Öffentlichen Rechte angehöriges NRechtögeichäft handelt. Vergl. 
hiezu BI. für admin. Pr. Bd. 38, 1. 

2) Die Erteilung oder Verſagung ber ftaat3auflichtlichen Genehmigung nad 
Maßgabe bes Urt. 159 ift dem freien Ermefjen der zuftänbigen Staatdauf- 
fihtöbehörden anheimgegeben. Zur Beſcheidung der Beſchwerde einer Gemeinbe 
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bezeichneten Fällen?) in folgenden an die vorherige Genehmigung Der 
borgejegten VBerwaltungsbehörde gebunden !)2): 
1) bei freiwilliger Veräußerung *) von Realitäten und Rechten, 
wenn deren Wert 
a. in Gemeinden mit weniger al® 2,500 Seelen 500 fi. 
(857,14 ME.), 
b. in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Seelen 1,000 fi. 
(1714,20 Mt.), 
c. in Gemeinden von 5,000 bis 20,000 Seelen 5,000 fl. 
(8571,43 Mt.), 
d. in Gemeinden von 20,000 bis 50,000 Seelen 10,000 fL 
(17142,86 Mt.), 
e. in größeren Gemeinden 20,000 fl. (34285,71 ME.) 
überjteigt, oder wenn bereit3 in einem und demjelben Rech: 
nungsjahre jo viele Veräußerungen ftattgefunden haben, daß 
die vorjtehenden Marimalbeträge durch die neue Veräußerung 
überjchritten würden; 
2) bei Verteilung von &emeindegründen ; 5) 
3) bei Erhöhung der in einzelnen Gemeinden bejtehenden Bei- 
“träge der Unterrichts⸗ und Wohlthätigfeits-Stiftungen zu den 
Gemeindevermwaltungsfoiten ;®) 
4) bei Veränderung oder Beleitigung Öffentlicher Denkmäler oder 
Bauwerke von Hiftorifchem oder Kunſtwerte;7) 


— — — — 


(vergl. hiezu Anm. 17 desgleichen Anm. 18 lit. a zu Art. 157) wegen Verſagung 
der Begeichneten Genehmigung ift daher der Berw.-Ger.-Hof nicht zuftänbig. 

Entich. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofs Bd. 3, 701; ferner Bd. 3, 214, deögleihen Bd. 9, 

80: Ob ein Beichluß den Charakter eines verwaltungsrechtlichen oder ftaatdaut- 
ſichtlichen an ſich trägt, ift nicht nach der Form, fonbern nad) bem Inhalte bes 
felben zu beurteilen.) 

Ueber bie Anfechtung eines ftaatfauffichtlihd genehmigten ober furatel- 
amtlich beitätigten Beſchluſſes fiehe BI. für admin. Br. 39, 170. 

*) Siehe hiezu BI. für admin. Pr. Bd. 30, 14 ff., jpeziell S. 19 ff. über 
die Fälle, in welchen Genehmigung der Stantdauffichtäbehörde oder Anzeige an 
diejelbe vorgefchrieben ift refp. in welchen bieje Behörde Anorbnnungen en und 
bezw. Einjchreitungen verfügen fann. 

*) lediglich bei Beräußerungen, nicht bei der Veltimmung der Art 
und Weiſe der Benugung oder Nutzbarmachung der gemeindlichen Realitäten umbd 
Rechte. (Siebe aud Art. 26 Abi. II und Art. 66 Abſ. III, nach welchen jede 
unter dieſe Beſtimmungen fallende Beräußerung von Grundftodvermögen ohme 
Rückſicht auf den Wert der ftaatsauffichtlichen Genehmigung bebarf. 

Ueber die Veräußerung eine Schuldienftgrundftüdes fiehe BI. für admin. 
Pr. Bd. 19, 368. (Bei ſolchen ift der Lehrer, zu deſſen Vejolbuugsteil das 
Grundftüd gehört, zu vernehmen und unterliegt deſſen Erflärung der Genehmigung 
der kgl. Kreisregierung nach vorheriger Einvernahme ber unteren Schulbehörden.) 

) Siehe hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger. Hofes Bb. 9, 280 ımd 15, 33, 
ferner Art. 29 der Bem.-Drbn. 

Bergl. Art. 39 der Gem.-Drbn. 

) Siehe Hiezu Min.-E. vom 17. Dezember 1869, ben Vollzug von Urt. 
159 Biff. 4 ber Gem. Ordn. betreffend (Web. 8, 461); vergl. auch Ziff. 93 fi. der 
Bollz.-Borihr. zum Gem. Ed. vom 31. Oktober 1837 (Web. 3, 130). 
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5) bei Gründung von Gemeindeanftalten®), aus welchen der 
Gemeinde eine dauernde Haftungsverbindfichkeit erwächſt, und 
bei Uebernahme einer ſolchen Verbindlichkeit für fonftige 
Anitalten ?) ; 

6) bei Regulierung der Gebühren für die Benützung von Ge- 
meindeanftalten, wenn diejelbe den Beteiligten zur Zwangs⸗ 
pflicht gemacht iſt 1); 

7) bei freiwilligen Leiftungen aus Gemeindemitteln 4), wenn 
deren Betrag die in Bir 1 bezeichneten Summen überfteigt; 

8) bei Ueberfchreitung des Voranſchlages durch Gewährung 
außerordentlicher Remunerationen oder Geſchenke an Mit- 
glieder der Gemeindeverwaltung, an Gemeindebevollmächtigte 


) Bu diefen Gemeindeanftalten gehören auch die Sparlaflen; hiezu fiehe 
Min.-E. vom 20. Mai 1874 über die Sparfaffen von Semeinden und Diftrikten 
Web. 10, 353, weiter fiehe Web. 13, 261 und 505; ferner Min.-E. vom 15. Zuli 
1881, Web. 15, 309, auh Min.-E. vom 4. Juli 1882, die Gejchäftäberichte über 
den Stand ber Sparkaſſen betreffend, Web. 15, 742, endlich auch Min⸗E. vom 
16. März 1895 „die Förderung des Sparfaffenweiens betreffend”, Web. 38, 160 f. 
Siehe auch Entſch. des Verw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 1, 440: Aenderungen an den Statuten einer beftehenben gemeind⸗ 
lichen Sparkafſe bedürfen nur dann der ftaatsauffichtlichen Genehmigung, 
wenn biefelben dirett oder indireft den Umfang der gemeindlichen Haf- 
tungspflicht zum Nachteil der Gemeinde zu ändern geeignet find. 

b. Bd. 4, 478: Bur Aufhebung der ftatutenmäßigen Beſtimmungen einer 
gemeinblicen parkaſſe über die Große des Nejervefonds und über bie 

rt der Bildung besfelben ift faatdaufficktice Genehmigung nötig. 
(Die BZuftändigfeit des Verw.⸗Ger.⸗Hofes zur cheidung der Trage 
über Genehmigungserteilung ift hier auögeihloffen. 

Weiter gehören zu dieſen „Bemeindeanftalten” die mit ftaatsauffichtlicher 
Genehmigung von Gemeinben gegründeten und unter deren Verwaltung ftehenden 
Benfionsanftalten für gemeindliche Beamte und Vebienftete: Entſch. des Verw.⸗ 
Ber.-Hofes Bd. 9, 419. 

Berner ſiehe noch Entich. bed Berw.-Ber.-Hofes Bd. 12, 200: über Er 
richtung gemeindlicher Pfandleihanftalten. 

) Vergl. Hiezu Art. 112 Ziff. 1. 

0) Siehe hiezu Art. 40 Abf. I verb.: „Eigentum, Anftalten und Unter- 
nehmungen“ (Ziff. 6 will offenbar ba3 Nämliche jagen) und 112 Ziff. 10, ferner 
Entich. ded Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 4, 388 über die Erhebung von Schrannen- 

ebühren, ®d. 4, 539 über Regulierung der Begräbnisplatzgebühren; ferner über 
eichenhausgebühren, vielmehr Leichengebügren Bl. für abmin. Pr. Bd. 39, 
395 ff.: Abgabe für Benupung einer Gemeindeanſtalt. 

Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 18, 110: Eine Zwangspflicht zur Be⸗ 
nugung einer Gemeinbeanftalt kann im Streitfalle nur dann verwaltungsrechtlid) 
anerfannt werden, wenn die Negulierung ber Benützungsgebühren ftaatöauffichtlich 
genehmigt ift, insbefondere auch Bd. 18, 114 f. Für die GStatuierung einer 
Zwangspflicht zur Benützung einer Gemeindeanftalt muß auch eine geießliche 
Örundlage (etwa burch polizeiliche Beftimmungen z. 8. Art. 61 Ubi. 1 Hilf. 8, 
73, 74, 94, 98, 145 Biff. 2 bes Boligei-Stt«@et) gegeben fein. Vergl. auch 
Entich. bes Berm.-Ger.-Hofed Bd. 4, 348, 639; 9, 419; 13, 68 bezw. 66. 

< Bergl. Art. 112 Biff. 14. 

iehe Entich. des Verw.-Ber.-Hofes Bd. 18, 98: Die Gemeinden können 
Deich ftaatsauffichtlicder Genehmigung gemäß Art. 159 Biff. 7 ber Gem.⸗⸗ 
Drdn. bie Baupflicht an Kultusgebäuben freiwillig übernehmen. 


Pohl, Sanbbud. II. 86 
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oder Bebienftete, danıı bei Gewährung von Nachläſſen an 
folche Perſonen 12); 

9) bei Penfionierung definitiv angeftellter Magijtratsmitglieder 
und höherer Gemeindebedienfteter 18), foferne die Benfionterung 
nicht auf Anfuchen wegen des erreichten fiebenzigiten Lebens- 
jahres, oder wegen nachgewielener Berufsunfähigfeit erfolgt ; 

10) bei SKtapitalaugleihungen, wenn fie gegen die durch Verord⸗ 
nung 19) feitgefeßten Normen ftattfinden follen, dann bei 
Rapitalausfeihungen an Mitglieder der Gemeindeverwaltung.15) 

I. Die Genehmigung der vorgefegten Behörde iſt im Falle der 

Ziff. 9 nicht erforderlih, wenn einſtimmige 16) Beſchlüſſe de Ma: 
giftrates und der Gemeindebevollmächtigten vorliegen. 17) 18) 


Art. 160. 
Die gemäß Art. 157 Abſ. III, VI bis VII und Art. 158 er- 
forderlichen Entjchließungen!) werden auch in Bezug auf die einer 
Diftriftsvermaltungsbehörde untergeordneten Gemeinden mit ftädtilcher 


2) Vergl. hiezu auch Art. 112 Ziff. 3 und bezw. Art. 58. 

15), Vergl. hiezu Art. 74 Abf. II, 76 und 77 Abſ. III. Siehe unten Anm. 16. 

14) Siede Berordn. vom 31. Juli 1869 und Vollzugsvorſchriften hiezu vom 
6. Auguſt 1869 in Anm. 17 zu Art. 26 oben ©. 196 bis 204, ferner Min.-Vel. 
vom 17. Mai 1886 ebenda ©. 204 ff., endlih Min.-Bel. vom 12. März 1885 
ebenda S. 207 f., endlih Min.-E. vom 6. April 1898 (Min.⸗Bl. 105), die Yort- 
fegung der Grundentlaftung, Hier die Anlage der Gemeinde- und Stiftung 
fapitalien betr. 

19) Bergl. Art. 112 Ziff. 2. 

9.5. es müffen fämtliche bei der betreffenden Beratung und Ab⸗ 
ftimmung aniefenden Mitglieder in den beiden ftäbtiichen Kollegien ſich für 
die Penftonierung entichieden haben. „Einſtimmig“ ift nicht gleichbedeutend mit 
„übereinstimmend“, fondern mit „einhellig und übereinftimmend“. 

Siehe Entich. des Verw.Ger.Hoſes Bd. 4, 363 ff.: Bei Penftonterung 
definitiv angeftellter Magiftratömitglieder und höherer Gemeindebedienjteter iſt die 
Gemeinde an vorherige Genehmigung der vorgejehten Dermaltungäbehürde im 
Sinne des Art. 159 Abſ. I Ziff. 9 der Gem.-Orbn. gemäß Abf. II dieſes Ar- 
tifel3 nur dann nicht gebunden, wenn Beichlüffe des Magiftrate® und der Ge- 
meindebevollmächtigten vorliegen, bei deren Faſſung jämtliche Abſtimmende ſich 
für Die Ey A ausgeiprochen Haben. 

m Soferne nicht in den einzelnen Ziffern 3. B. Ziff. 2 des Art. 159 nur 
nom Gemeindevermögen die Rede ift, unterliegt auch das unter gemeindblider 
Verwaltung ftehende Stiftungsvermögen — aber nicht das Kirchenſtiftungsvermögen 
— den Deftimmungen bed Art. 159. 
ſchi 18), Soeben iſt der II. Bd. des Comm. zur Gem.-Orbn. von v. Kahr er- 

ienen. 

Wir merben daher denjelben, ſoweit es und noch möglich ericheint, hier 
citieren und zwar mit: v. Kahr Bd. II und Angabe der Seitenzahl. Die früheren 
Citate ohne Angabe eined Bandes begiehen fih auf 8b. I. Bu Urt. 159 der 
Gem.⸗Ordn. Speziell fiche v. Kahr Bd. II, 72 bis 93. 

Zu Art. 160. 


1) Siehe hiezu Art. 157 Abſ. VI und Entſch. des Verw.Ger.Hofes Bd. 
18, 395 oben in Anm. 12 zu Urt. 157. Urt. 160 Sat 1 bezieht fih nur auf 
„Entihliegungen“ oder Beſcheide, Beichlüffe, nicht auf Borverhandlungen oder 
Aufforderungen. 
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Verfaſſung von der vorgejegten Kreisregierung erlaffen. In allen 
anderen Fällen trifft die unmittelbar vorgejeßte Verwaltungsbehörbe 
die zur Handhabung der Staatsaufficht erforderlichen Verfügungen in 
eriter Imitanz. 2) 

Art. 161*) (92). 


Gegen die in erjter Inftanz über eigentliche Gemeindeangelegen- 
heiten gefaßten Beſchlüſſe der Aufſichtsbehörden können die Gemeinde- 
veriwaltungen !) binnen vierzehn Tagen die Beſchwerde ergreifen?) und 
dieſelbe fofort oder binnen einer weiteren Friſt von vierzehn Tagen 
ausführen. Die nächjthöhere Behörde enticheidet in letter Inftanz 2), 
foferne nicht die endliche Entjcheidung gejeglich dem Verw.⸗Ger.⸗Hofe 
zujteht. ®) *) 

Art. 162. 


Bei ftreitigen Verwaltungsfachen!), worüber die den Kreis- 


Zu Art. 161. 
163 Siehe nachftehende Anm, 4; vergl. ferner die Anm. 1 zu Art. 162 


2) Siehe hiezu Anm. 17 bei Urt. 157 und die bortfelbft angegebenen Entſch. 
des Verw.⸗Ger.Hofes. Vergl. auch Art. 84 und 130, ferner v. Seyd. B. 2, 26 
und ſpeziell über den 244 „eigentliche Gemeindeangelegenheiten“ ebenda S. 26 
Abſ. 3, ferner BI. für admin. Br. Bd. SL, 1f. 

*) Die Durch diefe Beſchwerde angerufene zweite Inſtanz iſt bie legte Ver⸗ 
waltungsinſtanz. Doch ift die Oberauffichtäbefchwerde zum kgl. Staat3minifterium 
‚gegen die Aufſichtsbeſchlüſſe der kgl. Kreisregierungen nad) Art. 154 in den Fällen 
des Art. 161 ebenjomenig ausgeichloffen wie in denen des Art. 163. 

Bergl. hiezu jedoch nachftehende Anm. 3; ferner ſiehe Anm. 3 zu rt. 169. 

2) In den Yällen, in welchen auf Grund des Art. 10 Biff. 2 (auch Art. 
10 Ziff. 3) des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. eine Beſchwerde an den legtgenannten Ge- 
richtshof zuläffig ift, enticheidet derjelbe als erſte und letzte verwaltungs rech t⸗ 
Tide Inſtanz. Vergl. dagegen Anm. 2. 

(Befchwerden auf Grund des Art. 10 Ziff. 2 können an den Berm.-Ger.- 
Do, ſowohl gegen Kreisregierungs⸗Beſchlüſſe eriter als zweiter Inſtanz erhoben 
werben 


) Unter Urt. 161 fallen Die Beſchwerden gegen alle aufjihtlichen Beſchlüſſe 
(erfter Inftanz) über eigentliche &emeindeangelegenheiten, joweit nicht ſpezielle 
Regelung getroffen ift; alſo gehören abgeſehen von Art. 157—159 auch noch hieher 
die nach Art. SI Mbf. 11; 48, 11; 63 I u. 11; 66, III: 67; 88, X; 89; 107, III: 
135, V; 136; 141, V; nicht aber 3. B. die nad) rt. 165, 168, 195, V, des- 
gleihen Art. 87, 126, 151 erlaffenen auffichtlichen Beſchlüſſe. 


Bu Art. 162. 


ed Der Art. 162 Handelt — im Gegenſatz zu Urt. 163; |. Anm. 1 zu 
Art. 165 — von ben ftreitigen Verwaltungsſachen db. 5. von den durch die 
Diftriftsperwaltungsbehörden als folden bezw. durch bie unmittelbaren 
Stadtmagiftrate als ifteiftabermaltungäbehürben (in 1. Inftanz) zu entfcheibenben 
öffentlich-redhtlicden Streitigkeiten mit Einſchluß der Verwaltungsrechtsſachen [jedoch 
mit Ausichluß derjenigen in eigentlichen Gemeinbeangele ne ergangenen 
Beichlüffe, welche ein individuelles Rechtsverhältnis bezm. Die Be on eines Dritten 
0. b. des Beſchwerdeführers) unmittelbar berühren. Dieſe lebteren fallen unter 
rt. 163. ©. aud Anm. 3 ff. zu Art. 163]. 
BL. für admin, Br. Bd. 31, 3 (Begriff der ftreitigen Verwaltungsſachen). 
36* 


564 8 139. Die Stantsaufficht. Art. 162, 163. 


regierungen unmittelbar untergeordneten Magiftrate in ihrer Eigen- 
ſchaft als Diftriftsverwaltungsbehörden in erjter Inſtanz entichieden 
haben, richtet fich dag Beichwerderecht und der Initanzenzug nad) den 
biefür beftehenden Beitimmungen. 2) ®) 


Art. 163 (93).1) 


I. Beichwerden ?) gegen Beichlüffe der Gemeindeverwaltungen und 
der Gemeindeverfammlungen in eigentlichen Gemeindeangelegenheiten ®) 


Siehe überhaupt zu Art. 162 und 163 die Abhandlung in ben BI. fü 
admin. Br. Bd. 81 ©. 1—70: über das Verhältnis ber ftreitigen Verwaltung: 
ſachen zu den Gemeindeangelegenheiten. 

; Ueber das Beichwerderedht unb den Inſtanzenzug fpeziell in Berwaltungs- 
recht s ſachen fiehe Art. 9, 22 bis 26, 32, 45 Des Gejehes über den Verw.Ger. Hof. 

Siehe Entſch. bed Verw.-Ber.-Hofes Bd. 2, 667; 4, 190; 5, 113. Die 
Buftändigleit der unmittelbaren Magiftrate zur erftinftanziellen Verbeſcheidung 
von Berwaltungsrechtsjachen ift — und zwar ohne Rüdficht auf die Barteiftellung 
der Gemeinde — in allen benjenigen Fällen gegeben, in welchen die Diftrikts- 
verwaltungsbehörben als erfte Inſtanz entſcheiden. 

Bergl. Hiezu Art. 19 und 37 Abſ. 4 bes Heimatgejehes, ferner Art. 50 des 
Meibegefehes vom 28. Mai 1852, weiter Art. 7 ber Gem.-Orbn., Art. 43 bei 
Armengeſetzes zc.; endlich dv. Kahr Bd. II, 102 f. und 108f. 

Bu Urt. 168. 

2) Am ar zu Art. 162 (f. Anm. 1 zn Urt. 162) begieht fi Urt. 163 
lediglich auf die Beſchwerden, aljo auf Streitigleiten in eigentlichen Gemeinde 
angelegenheiten, Urt. 163 regelt ſpeziell das Verfahren bezw. den Inſtanzenzuz 
in denjenigen Berwaltungsprozefien, welhe ausſchließlich in eigentlider 
Gemeindeangelegenheiten d.h. in Streitigfeiten über im Gemeindeverbande 
wurzelnde Angelegenheiten daburch entftehen, daß berjenige, deſſen individuelle 
Nechtöverhältniffe hiedurch Direkt berührt werben, (welcher aljo unmittelbar Hiebei 
betheiligt ericheint) gegen einen deöbezüglichen Sur Beſchwerde erhebt. 

5 Die Beſchwerden bed Art. 168 Abſ. I ind alſo (fiehe vorft. Anm. 1: 
Beichwerben, welche von Dritten, deren Berfon beziv. Rechtöverhältnifie bie 
durch unmittelbar berührt werben, gegen gemeindliche Verwaltungsbeichhiäfe 
db. 5. gegen Handlungen ber gemeindlichen Berwaltungsthätigfeit oder We 
ber Selbftverwaltung der Gemeinde als Öffentlicjerechtlicher Korporation erhobe: 
werben: (Ausübung der Staatdauffiht auf Anrufen im Gegenfab zu ber nah 
Art. 157 Abi. I bis III von Amtswegen zu übenden Staatsaufjicht). 

*) Unter bie eigentlihen Gemeindeangelegenheiten im Sinne des Art. 163 
fallen nur Diejenigen Angelegenheiten, melde den eigenen Wirkungskreis der 
Kal) bern (im Gegenſatz zum übertragenen Wirkungskreis, welcher unter Art. 16 

t ren. 

Solche Gemeindebeſchlüſſe, welche in eigentlihen Semeindeange- 
legenheiten*) geiabt werben, find nun feine inftanziellen Entſcheidungen, 
ondern lediglich Beichlüffe der gemeinblichen Selbftverwaltung, wie 3. B. bie 

Ichlüffe Aber Verleihung oder Verſagung des Würgerrecht?, Xerteilung von 
Gemeindenugungen, Auferlegung von Gemeindeumlagen x. Mit ber Beicyiwerbe 
nun der unmittelbar Beteiligten gegen einen folchen Beichluß beginnt der Ber- 
waltungsprozeß nad) Art. 163 hebe Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 429 
oben Anm. 156 I lit. f zu Art. 36 ©. 808 und Bd. 4, 485 ff. befonbers 437). 


* Die Entigetibung ber freitigen Berwaltungbiadgen nad) Art. 182 bezw. ber Bifent- 
lich rechtlichen Gtreitigteiten, welde bei 58— der gemeindlichen tung 
goilhen Gemeinden und anderen Rechtsſubſekten entfichen, gehört nicht zn ben eigentlichen 

einbeangele enbeiten. d. Send, Bd. 2, 26 UbI. 8. 
Un Dicke tſcheidungen bezieht fi daher Urt. 168 abfolut nicht. 
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find von der unmittelbar vorgeſetzten Berwaltungsbehörde zu entjcheiden. 
Gegen diefe Entjcheidung * ſowohl dem Beſchwerdeführer, als 
ber Gemeindeverwaltung *) die Berufung an die nächſthöhere Behörde 
zu, welche hierüber in legter®) Inſtanz entjcheidet, foferne das Geſetz 
über die Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht anderes beitimmt.) 

II. Die Beichwerden find, joferne eine Nichtigkeit *) nicht in Mitte 
liegt, an eine Rotfrift von vierzehn Tagen gebunden. ©) 

III. Befchlüffe der Gemeindeverwaltungen und Gemeindeverjamm- 
Iungen können von ben Staatäbehörben nur injoweit aufgehoben oder 
abgeändert werden, als ein Gejeg?) oder eine andere giltige Rechts⸗ 
norm”?) zum Nachteile des Beichmwerdeführers?*) verlegt ift.3) 9) 


Art. 164 (94). 
I. Der geichäftsleitende Vorſtand der Gemeindeverwaltung darf 


" * hiezu Anm. 17 zu Art. 157. 
In Verwaltungsrechtsſachen nach Art. 8 (Urt. 10 Ziff. 2) bed Verw.⸗ 
Ger. ‚Hofe.öei ift das Beſchwerdeverfahren des Art. 163 erjet durch die ein- 
Tchlägigen Beitimmungen bes Berw.-Ger.-Hofes. Siehe Anm. 2 zu Urt. 162 und 
nnachitehende U .. 6. 
., Diee Srifibe immung gilt jowohl für bie Beichwerden (Sat 1) ald für 
Die Berufungen (Sat 2) des Abſ. 1 (aber nicht für die nach Urt. 10 Ziff. 2 und 
3 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. zuläffigen bermalkun Dr Hichen Beſchwerden; für 
bie letzteren find die Beſtimmungen bes Urt. 2 V bes Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗ 
Geſetzes maßgebend; fiehe BI. für admin. Br. er PR, 393: die 14tägige Be 
———— nach Art. 163 Abſ. II der Bem.-Drbn. findet in Verwaltungsrechts⸗ 
achen keine Anwendung. (©. vorſt. Anm. 5 u. Art. 16 ff. u. Art. 46 mit Art. 7 
Ab). 1 u. 9 db. Verw.⸗Ger. -Hof3-Gef. ) Die (erfte) Anrufung des Verwaltungs 
richters in Verwaltungsrechtsſachen ift an reine a ebunden. Bergl. bieder 
Entih. des Verw.-Ber.-Hofes Bd. 6, 128 und ff, auch Bd. 4, 129. 

Nichtigkeit liegt in Mitte, wenn die —ã— mangelt, dad recht» 

lich Gl verſagt und eine wefentliche BSH verlegt wird. 
l. au BI. für abmin. Br. Bd. 8 Fan ipeziell 36 f. 

’) Sog enannte Billigleitögründe er Yaz ten auf die Intereſſen ber 
Beteiligten find nicht entiheidend, ſondern ausfhlieplih nur das Geſetz bezw. 
Die fonft giltigen Ntechtönormen. Dies trifft auch für bie Säle zu, in welden 
(vergl Art. 53, 58, 74, 75, 76, 77, 80 Ubj. IV, 109 Abſ. III, 125, 129, 141), 
Die Begriffe „triftig, erheblich, mäßig, verhältnismäßig, angemelfen“ für ben ein⸗ 
zelnen Fall als gegeben feitzuftellen find. E3 muß eben joldyen alles immer 
aus ben gegebenen Berhältniffen oder ben begleitenden Umfänden nachgewieſen 
und feftgeitellt werben, daß 3. B. die betreffende Ent chadiqun⸗ eine mäßige, ber 
betreffende Grund ein erheblicher oder ein seifti er ꝛc a nemgemäß in biefem 
Falle dem Geſetze entſprochen iſt. Siehe W omm. S 

's) Es möäflen alſo ſpeziell A —— 8 Beichwerbeführers 
Gegenſtand bed Verwaltungs-Prozeſſes fein. 

®) Bergl. iezu Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Vd. 4, 524; ferner fiehe BI. 
für admin. Pr. Bd. 38, 289: Die unmittelbaren Stadtmagiftrate als Din 
verwaltungsbehörben bei Beteiligung der Stadtgemeinde, und Bd. 81, © 
Berwaltungsfachen bei Handhabung ber Staatdauffiht (Unterf erichied —ã —* 
163 und Art. 167). Vergl. Urt. 157 Anm. 1 und 163 Anm. 1, 2 und 2a. 

) Bu Urt. 168 1. A ae Entie des VerwGer «Hofed Bd. 1, 8 
und 10; 1, 65; 1, 396 f.; aud : 4, 429 bef. 43bf.; 4, 524 ferner 
gang belonderd die aufge uns über Art. (162 und) 168 bei v. Kar 

b. II ©. 104 bis 136 
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fih über Nacht nur nach Berftändigung feines Stellvertreter und bei 
einer über acht Tage dauernden Abmwejenheit mit Genehmigung Des 
Magiftrates oder Gemeindeausfchuffes und der vorgefegten Auffichts- 
behörde aus dem Gemeindebezirfe entfernen.) 

I. Derfelbe Tann Mitgliedern des Magiftrates oder Gemeinde- 
ausfchuffe® auf vierzehn Tage Urlaub geben. Ein längerer Urlaub 
fann nur mit Genehmigung des Magiftrates oder Gemeindeausſchuſſes 
erteilt werden. 

II. Für die Verjehung des Dienftes während des Urlaubs Hat, 
jo weit das Geſetz nicht Maß gibt, der Magiftrat oder Gemeinde- 
ausſchuß die etwa nötigen Vorkehrungen zu treffen. 

IV. Nah den Beitimmungen der Abſ. II und II ift auch die 
Erteilung des Urlaubs an höhere Gemeindebedienftete zu behandeln ; 
zur Urlaubserteilung an das niedere Perjonal ift der Bürgermeijter 
allein zuftändig. 

V. Wegen ungerecdhtfertigter Verweigerung des Urlaubs jteht 
den Beteiligten das Recht der Beichwerdeführung zu. 2) 


8 140. Das gemeindlihe Disziplinarredt.*) 
Art. 165 (95). 
I. Die Magiftrate, Gemeindebevollmächtigten 1)2), Gemeinde- und 


Zu Urt. 164. 

') Entfernt fich der geichäft3feitende Gemeindevorftand aus dem Gemeinde- 
bezirle, um einer gejeplichen Pflicht zu genügen z. B. als Landratömitglieb 
oder als Gejchworener, jo bedarf er leines Urlaubes, ſondern es genügt die Ber- 
ftändigung des Gtellvertreterd. Der Entfernug aud dem Gemeinbebezirke ift wohl 
die Einftellung der dienſtlichen Thätigkeit gleichzuftellen. 

2) Und zwar an die ber Gemeinde vorgeſetzte Verwaltungsbehörbe. 

Bu 8 140. 

*) Ueber das Disziplinarrecht in Bezug auf Gemeindebeamte unb Gemeinde 
bedienftete, von welchem Art. 165 bis 169 handelt, fiehe die Abhandlung in der 
Bl. für admin. Pr. Bd. 34, 198 ff: Das Disziplinarftrafredht im Gebiete der 
rechtörheiniichen Gemeinde-Verwaltung, im Auszug mitgeteilt im Comm. von 
Lindner⸗v. Hauck 2. Aufl. S. 384 ff., ferner vergl. dv. Seyb. Bd. 2, 291 ff. u. be 
jonder8 v. Kahr Bd. II, 138 bis 154, 

Außer ben Art. 166—169 fiehe noch die auch auf die Semeindebeamter 
anwendbaren Disziplinarbeftimmungen der Art. 108 ff. des Ausf.⸗Geſ. zur Reicht 
Str.⸗Proz. Ordn. und der IX. Berf.-Beil. (oben Bd. 1 ©. 592 f. und Hiezu fpeziell 
v. Seyd. Bb. 2, 277 Note 22), endlich Art. 82 und 127 Abf. V der Gem.-Drda. 


u Art. 165. 

3) Ubgejehen von Art. Mi find Gemeindebevollmädtigte in Stäbten mit 
magiftratifcher Derjaflung ausfhliegli nur den Disziplinarbeftimmungen des 
Art. 165 unterworfen. Vgl. auch Urt. 119 (Aufſtellung einer Geichäftsordnung). 

IM, Seitens der Gemeindebevollmächtigten kann diefe Strafverhängung auch 

Br olgen, wenn bie Erichienenen an Zahl weniger ausmachen als die Nicht- 
ienenen. 

Et auch Entich. des Berw.-Wer.-Hofed Bd. 6, 80 oben bei Art. 10. 


al. vl; erner Art. 29 des Ausf.Geſ. zur Str.⸗Proz. Ordn. Lindner⸗v. Hauck 
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Orts-Ausſchüſſe find befugt, gegen diejenigen Mitglieder!) welche ohne 
giftige Entjchuldigungsuriadhe die Eigungen verfäumen, oder ala 
Stimmberechtigte ſich der Abftimmung enthalten, Ordnungsftrafen bis 
zu fünfundzwanzig Gulden (45 M.) zum beiten der Armenkafje®) zu 
verhängen.?2) Nach fruchtlofer mehrmaliger Beitrafung und vorgän 
giger Androhung können folche Mitglieder durd) Beichluß des Kolle- 
giums als ausgetreten erflärt werden. *) 

I. Gegen die gemäß Abf. I gefaßten Beichlüffe ijt dem Be- 
teiligten nur der binnen adıt Tagen nach der Zuftellung einzulegende 
Einſpruch gejtattet, worüber in einer der nächſten Sitzungen zu be= 
ſchließen ift. 

II. Auf rechtsfundige und techniſche Magiftratsmitglieder finden 
diefe Beftimmungen feine Anwendung. 


Art. 166*) (96). 


I. Borbehaltlich der Beftimmungen des Art. 165 fteht Die Hand- 
habung der Disziplinargewalt über die Mitglieder der Magiftrate, 
über die Stadt- und Marftichreiber, ſowie über jene höheren Ge- 
meindebedienfteten, welchen dies durch Dienftvertrag zugefichert wurde), 
der vorgeſetzten Kreisregierung zu. 

I. Vorbehaltlih der Beitimmungen des Art. 167 wird Die 
Tigziplin über Mitglieder der Gemeindeausſchüſſe und über die als 
Gemeindeichreiber verwendeten Schullehrer durch Die vorgejeßte 
Tiftriftsverwaltungsbehörde ausgeübt. 

II. In Bürgermeiftereien wird die Disziplin über das vom 
Bürgermeifter aufgeftellte Tienftperfonal, in Landgemeinden die Die- 
ziplin über das niedere Dienftperfonal wegen im polizeilichen Dienfte 
verjchuldeter Ordnungswidrigfeiten durch den Bürgermeijter allein 
gehandhabt. 

IV. In Bezug auf die übrigen Gemeindebedienfteten fteht Die 
Disziplinarbefugnis in Gemeinden mit ftädtilcher Verfaſſung dem 
Magiſtrate, in den übrigen Gemeinden dem Gemeindeausſchuſſe zu. 
Der Bürgermeifter fann jedoch auch außer den Fällen des Ab. II 
Geldftrafe bis zu fünf Gulden (9 M.) und, foweit Arreft zuläflig 
ift, Artefiftrafe biß zu drei Tagen verhängen. 2) 


2) Vergl. dagegen Ann. 2 des Art. 166. 

*), Hiezu ſiehe Art. 8 Ziff. 33 und Art. 9 Abſ. I des Geſetzes über den 
Berw..Ger.-Hof, BI. für abmin. Pr. Bd. 59, 257: Vollzug des Art. 165 Abſ. I 
der Gem.Ordn. 

Vergl. auch Urt. 127 Abf. V der Gem.-Orbn. und Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes Bd. 1, 423; 1, 129 und beſonders Bd. 6, 189. 

Bu Urt. 166. 

*) Siehe v. Kahr Bdb. II, 159 f. 

2) Vergl. Art. 76 und 77 Abſ. III. Dieſe Zuſicherung muß aber (nicht 
Durch einfache Beichlüffe, jondern) ausdrüdlicy durch wirklichen Dienftvertrag er- 
folgt fein. 

) Außer den Fällen des Urt. 165 und 167 Abſ. III, in welchen bie ver- 
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Art. 167 (97). 


I. Bezüglich der Mitglieder der Magiftrate und Gemeindeaus- 
ſchüſſe und jener Höheren Bedienſteten, welche Stabilität erlangt haben, ) 
finden die Disziplinarbeftimmungen für administrative Staatzdiener!*) 
analoge Anwendung. 

I. DMagiftratsmitglieder, welche nicht die Rechte definitiv ange- 
ftellter Staatsdiener bejigen, dann Mitglieder der Gemeinde: oder 
Orts⸗Ausſchüſſe und Ortspfleger Tönnen wegen grober Pflichtverleß- 
ungen, unfittlicher oder unehrenhafter Handlungen durch Disziplinar- 
erfenntniß der vorgejehten Kreißregierung des Dienftes entlafjen 2) ®) 
werden, wenn fich in Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung das Kol- 
legtum der Gemeindebevollmächtigten dafür ausgeſprochen Hat, und in 
Landgemeinden der Diſtriktsausſchuß der betreffenden Diſtriktsgemeinde 
feine Zuftimmung erteilt hat. 

. Die gegen Gemeindebedienftete, auf welche nicht Abf. I an- 
wendbar ift, zuläffigen Disziplinarftrafen bejtehen in Verweis, Geld⸗ 
buße bis zu fünfzig Gulden (90 DM.) zum beften der Armenkaſſe 
oder eines etwa vorhandenen Unterjtügungsfonds für untergeordnete 
Gemeindebedienftete, Suspenfion %) vom Dienste und Gehalte auf be- 
jtimmte Zeit und Dienftentlaffung.®) 

IV. Gegen Bolizeidiener und andere in Diejer Kategorie jtehende 
Gemeindebedienftete kann Arreft bis zu acht Tagen verhängt twerden. 

V. Mit der Dienftentlafjung®)5) erlöfchen alle aus dem Dienit- 
verhältnifje fließenden Anſprüche an die Gemeinde. ©) 


hängten @eldftrafen in bie Ar menkaſſe zu fließen haben, fallen biefe Strafen 
nad Urt. 29 des Ausf.-Gei. zur Str.-Broz.-Orbn. der Staatskaſſe zu. 


Bu Art. 167. 

') Siehe Art. 76 und 77 Abſ. III, ferner fiehe zu Art. 167 v. Kahr 
8b. II, 161—171. 

8) Dieje find enthalten in 88 9 ff. bezw. 88 9 bis 15 der IX. Berf.-Beil. 
(fiehe oben Bd. I ©. 592f.), ferner fiehe die Disziplinarbeftimmungen des Ausf.- 
Geſ. zur Str.⸗Proz.Ordn. Urt. 103 ff. bejonders 110. 

*) Vergl. hiezu Art. 141 Abſ. I. Die Hier ausgeſprochene Pflicht zur 
Dienftentlaffung untauglicder unb unzuverläffiger Polizeibedienfteter wird durch 
Art. 167 nicht alteriert, befteht vielmehr neben der Disziplinarbefugnid dieſes 
Ürtileld. Siehe auh Anm. 5 zu Art. 167. 

9 Die nad Art. 167 bezw. 168 zuläfiige bisziplinäre Dienftentlafjung 
alteriert in Teiner Weiſe das Recht ber Gemeinden, bad nur proviforifch angeftellte 
Dienftperfonal jederzeit — fei ed mit oder auch ohne Kündigung, je nach Art ber 
Unftelung — auch ohne Einleitung eines Disziplinarverfahrend zu entlafien. 

) Vergl. Hiezu Anm. 1 Abſ. 2 zu Urt. 82 oben ©. 471, 

®) Auf dieſe Disziplinar-Dienftentlaffungen findet Urt. 8 Ziff. 33 bes 
Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. feine Anwendung. 

9) Diegiplinäres Einfchreiten und Anwendung der einichlägigen Veſtim⸗ 
mungen bed teafrechtes 3.8. wegen Betrugs, Beftechung 2c. (vergl. Die bei Web., 
Comm. ©. 182 bei Urt. 167 an eführten oberftrichterlichen Erf. im Min-Bt. 1871 
= 129 in 1875 ©. 254 und 255) können gegebenen Falle neben einander 

ag greifen. 
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Art. 168 (98). 1) 


I. Das Verfahren in Disziplmarfällen, auf welche nicht die 
Sltimmung des Art. 167 Abſ. I Anwendung findet, richtet fich nach 
folgenden Grundſätzen: 

II. Bor jeder Dizziplinarverfügung ift der Beteiligte mit feiner 
Rechtfertigung zu Hören. 

II. Beldimeren find an eine Rotfrift von vierzehn Tagen ge- 
bunden und werden von der nächſtvorgeſetzten Behörde entichieden. 
Iſt diefe eine Diftriftsverwaltungsbehörde, jo tft eine weitere Berufung 
an die Kreisverwaltungsftelle zuläſſig. Im Fällen, in welchen auf 
Dienftentlaffung oder Suspenfion erkannt ift, wird durch die Be— 
Ichwerde die vorläufige Entfernung vom Dienjte und die vorläufige 
Entziehung des Gehaltes nicht ausgeſchloſſen. 

IV. Die Beſchwerde hat feine aufichiebende Wirkung, wenn bie 
erfannte Strafe vierundzwanzig Stunden Arreſt oder einen Gulden 
dreißig Kreuzer (2,70 M.) an Geld nicht überfteigt. 

V. Der Bürgermeifter ijt befugt, Gemeindebedienftete in drin- 
genden Fällen vorbehaltlich der Verfügung des Magiftrat3 oder Ge- 
meindeausſchuſſes fofort vom Dienjte zu juspendieren. 2) 


Art. 169 (99). 


L Die vorgejegten Auffichtsbehörden find berechtigt, die Hand- 
habung der den Gemeindebehörden!) zuftehenden Disziplin zu über- 
wachen!) und dieſelben auf Grund eigener Wahrnehmung oder ein- 
gelommener Anzeigen und Bejchwerden zur disziplinären Einjchreitung 
gegen Gemeindebedienftete zu veranlafien. 2) 

I. Sie find befugt, gegen diefe Perſonen ſelbſt einzufchreiten: 

1) wenn die Gemeindebehörde begründete Beichwerden Einzelner 

gegen untergeordnete Bedienjtete nicht abitellt, und hiewegen 
die Beſchwerde gegen die Gemeindebehörde ergriffen wird; 

2) wenn gegen die Gemeindebehörde jelbit wegen vernachläffigter 

Handhabung der Aufjicht und Disziplin über das ihr unter- 
geordnete Perſonal ein Disziplinarverfahren eingeleitet ift.8) *) 


Zu Art. 168. 
ı) Bu Art. 168 fiehe auch die Anm. zu Urt. 167. 
*) Siehe hiezu Anm. 1 Abſ. 2 zu Art. 82 oben ©. 471. 
Ferner vd. Kahr Bd. IL, 171 ff. 
Bu Urt. 169. 

2) Art. 169 bezieht fich alfo nur auf die Yälle, in weldhen die Beichluß- 
faffung 1. Inſtanz einer Gemeinbebehörbe zufteht; er regelt alſo bie aufſicht⸗ 
Iihen Befngrifie bezüglich der gemeindebehördliehen Disziplin. Vergl. Anm. 4 
zu Urt. 162. 

Nicht aber bazu, unmittelbar oder bireft felbft einzujchreiten, abgejehen 
natürlich von der Beſtimmung bed Ubi. II. 

) Beſchwerden gegen auffichtsbehörbliche Beſchlüſſe nach Abſ. II richten 
ſich nach Art. 168, III. 

) Bu Urt. 166 bis 169 fiehe noch Min.-E. v. 5. Sept. 1868 (Web. 7, 480). 
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88 141—143. 
VI. Abteilung. 
Bon den WBaflen*) zu Gemeindeäntern.**) 
I. Abſchnitt. 
8 141. Allgemeine Beftimmungen. ***) 


Art. 170 (100).}) +7) 
I. Bahlftimmberechtigt 1) find alle Gemeindebürger?) mit Aus— 


Zu8$ 141. 


*) Semeindewahlen find diejenigen Wahlen, welde entweder birelt 
und unmittelbar durch die wahlberechtigten Gemeindebürger oder inbirelt (mittelbar) 
durch die Gemeindebevollmäcdhtigten und die Gemeindeausſchüſſe bezw. durch bie 
beiden ftädtiichen Kollegien vorgenommen werben und deren Zweck die Erwählung 
von Perſonen zu Gemeindeämtern ift. 

**) Unter einem Gemeindeamt verfteht man einen „Inbegriff von ge: 
jeglich beftimmten Rechten und Pflichten in Xertretung einer Gemeinde und iz 
der Verwaltung ihrer Angelegenheiten.” Siehe Bayer. Gem.-Beitg. 1892 ©. 719 Fi. 

Diefe Gemeindeämter werden eben durch die Gemeindewahlen (jiehe vor- 
ftehende Note *) entweder in direlter Weife durch die Gemeindebürger oder in 
indirekter Weife wieder durch Wahl eines durch die Bürger felbft gewählten Kol⸗ 
Tegtuumd auf Einzelperjonen oder auf Mitglieder von tollegialen Körperichaften 
übertragen. 

*e, Bei unmittelbaren Gemeindewahlen (ſiehe Note * und **) if} Die 
Ausübung des Wahlrechtes nur ein Recht, aber keine Pflicht. Diefelbe fanız und 
darf daher nicht erziwungen werden. Gegen allenfallfige Androhungen einer Un- 

ehorſamsſtrafe im Falle der Nichtausübung dieſes Rahlrechteg wäre demnach ®e- 
Shmwerde (nad; Urt. 8 Biff. 26 des Verw.Ger.Hofs-Geſ.) zuläffig. 

Bei mittelbaren Wahlen dagegen (3. B. bei denen, welche durch die Ge⸗ 
meindebevollmäcdhtigten zu bethätigen find) handelt es fih um Erfüllung einer 
Pflicht feitens der zu dDiefer Wahl Berufenen; vergl. Entich. des Berw.-Ber.-Hofts 
Bd. 8, 528; Bd. 6, 129. 

Diejes Wahlſtimmrecht, d. H. das bei mittelbaren Wahlen audzuübende 
Stimmredt fällt unter Art. 8 Biff. 33 bes Verw.Ger.Hofs⸗-Geſ, dagegen das 
Recht (nit die Pflicht) zur Stimmabgabe bei unmittelbaren ober Direften 
Wahlen der Gemeindebürger unter Art. 8 Biff. 26 l.c. — Endlich ift nody Bieter 
zu konjtatieren, daß das Gemeindewahlverfahren fein Gegenſtand bes gemeindiichen 
Gelbftvertwaltungsrechtes ift; die betreffenden Vorgänge und Formen, in welchen 
fi die Gemeindewahlen zu bewegen haben, find vielmehr in ftrifter Weije vom 
Gefege beſtimmt und vorgefchrieben. Beſchwerden der Gcmeindeverwaltung gegen 
Unordnungen der vorgejegten Staatdauffichtöbehörde in Bezug auf die Art und 
Weiſe der Vornahme einer Gemeindewahl fallen daher nicht unter Art. 10 Ziff. 2 
des Verw.Ger.Hofs⸗Geſ. Die Buftändigfeit des Verw⸗Ger.⸗Hofes zur Beichei- 
dung ſolcher Beſchwerden fann demnach aus den angeführten Gejegeäftellen nicht 
abgeleitet werden (Entich. des Bermw.-Ger.-Hofed Bd. 4, 59). 

+) Zu Wet. 170 ff. find allgemeine RVorichriiten über die Art und Weiſe 
der Vornahme der Gemeindewahlen ergangen dur die Min.-E. vom 12. Cltober 
1869 „die Gemeindemahlen in den Landesteilen Diesjeits bes Rheins betreffend. 
(Web, 8, 390 ff.) 

+7) Zu Art. 170 ff. fiede auch Sternau: Die Gemeinde- und Kirchen⸗ 
verwaltungsmwahlen; ferner vergl. die in Anm. 4 zu Art. 170 angeführten Wb- 
handlungen; beſonders aber v. Kahr Bd. II ©. 176 ff. 
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fchluß jener, welchen durch rechtsfräftiges richterliches Urteil die bür- 
gerlichen Ehrenrechte aberfannt find, 1 lange dieſer Berluft dauert, 
ferner derjenigen, welche auf Grund der bisherigen bayerijchen Straf⸗ 
ee ebung wegen eine® Verbrechen oder wegen Vergehens des 
ie ah. der Unterfchlagung, des Betrugs, der Hehlerei oder der 
Fälſchung verurteilt®) worden find, oder infolge rechtsfräftiger Ver- 
urteilung ‚wegen eines anderen Vergehens die in Art. 28 Ziff. 4 
und 5 des bayeriſchen Strafgeſetzbuches von 1861 bezeichneten Fähig⸗ 
feiten oder einzelne derjelben verloren haben, ſoferne nicht feit der 
vollendeten Erftehung oder Verjährung oder dem Erlaß der Strafe 
in den Fällen der Verurteilung wegen Verbrechens zehn Jahre und 
in den übrigen Fällen fünf Jahre abgelaufen find, oder früher voll« 
jtändige Rehabilitation erfolgt ift. 

Il. Das Wahlrecht derjenigen, gegen welche das Gantverfahren 
eingeleitet ift, fann vor rechtsfräftiger Beendigung dieſes Verfahrens 
nicht ausgeübt werden. *) 


Art. 171 (101). 
I. Jeder Wahljtimmberechtigte hat nur eine Stimme. !) 


Zu Urt. 170. 

*) Berehtigt, aber nicht ern fiehe vorftehende Note ***, 

2) Das Gemeindebürgerrecht ift abjolutes Erfordernis für die Ausübung 
des Gemeindewahlrechtes; wer daher dieſes Bürgerrecht nicht oder nicht mehr 
befißt, ift von ber Gemeindewahl unbedingt ansgeichloffen. Dagegen ift die Ab⸗ 
leiftung des Verfaſſungs⸗ oder Staatsbürgereibes feine Vorausſetzung für dieſe 
Wahlberechtigung. Wer das Bürgerredht in mehreren Gemeinden bejigt, kann das 
Wahlrecht in diefen mehreren Gemeinden ausüben. 

Wählen kann aber andrerjeit3 jeder Gemeindebürger (einer jeden Kon⸗ 
feffion), aljo auch Militärperjonen *), juriftiiche Berfonen, Minderjährige, desgleichen 
Frauen, welche da8 Bürgerrecht beſitzen, foferne alle dieje genannten Perſonen 
nicht etwa einem Ausichliegungsgrunde nad Art. 170, 175 (Beſtechung) oder 176 
Abſ. VI (nicht erfolgter Eintrag in die Wäplerlifte) unterliegen. Siehe auch 
Art. 171, II, ferner Entich. bes Verwm.-Ger.-Hofes Bd. 4, 378. 

Ueber Erwerb des Bürgerrechts fiehe Art. 10 ff. und 201. 

*) Das Urteil muß am Tage der Wahl die Rechtskraft beichritten haben. 
Näheres hierüber fiehe Comm. von Lindner-v.Haud ©. 393 f. 

*) Ueber verjchiedene Punkte und Fälle bezw. Beilpiele aus ber Praxis 
bezüglich des Gemeindewahlrechts jiehe unter anderem die Abhandlungen in den 
Bl. für admin. Pr. Bd. 30, 29: Anfechtung einer Gemeindewahl, Bd. 230, 143: 
Herftellung der Wählerliften burch den Magiſtrat im Benehmen mit den Gemeinbe- 
bevollmächtigten.” Bd. 30,.173 ff. Gemeinde- und Stirchenverwaltungsmwahlen. 
Bd. 20, 222: Perni utunß einer Gemeindewahl wegen Zulaſſung unberechtigter 
Wähler. Bd. 26, 273: Ueber die Bedeutung der Wahlliſten. Bd. 26, 305: 
Mitteilungen aus der Praxis über Gemeindewahlen. Bd. 36, 286 ff.: Wählbar- 
feit der Staatsdiener zu Gemeindeämtern. Bd. 86, 305: Die Gemeindemwahl 
und der Berw..Ger..Hor 20. Ferner f. EVGH. Bd. 12, 395 u. Bd. 17, 1ff. 


Bu Art. 171. 
2) Siehe Hiezu Art. 182 Abſ. IX. Wenn jedoh ein Wähler zugleich 


*) Siehe hiezu Min.-E. vom 20. November 1875, die Teilnahme von Militärangebörigen 
an dan geacin e- und Kirchenderwaltungswahlen (Web. 11, 190), abgedrudt bei Lindner⸗v. Sand 
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I. Das Wahlſtimmrecht Tann mit Ausnahme des in Art. 15 
Abi. IV und V bezeichneten Falles?) nicht durch Stellvertreter aus- 
geübt mwerden.?) 3) 


Art. 172 (102). 


I. Wählbar!) als Bürgermeifter?), Beigeorbneter, Gemeinde- 
bevollmächtigter, Diſtriktsvorſteher, Drtspfleger, Ortsführer, jowie als 
Mitglied eines Magiftrates, Gemeinde» oder Ortsausſchuſſes und 
eined von der Gemeindeverwaltung gebildeten bejonderen Ausſchuſſes 
find, ſoweit nicht Abſ. II anwendbar tft, alle wahlitimmberecdhtigten 
Gemeindebürger, welche die in Art. 11 vorgejchriebene Befähigung 
beſitzen, das fünfundzwanzigite Lebensjahr zurücdgelegt und in der 
Gemeinde ihren Wohnſitz haben.?) 


Stellvertreter eines anderen Wahlftinnmberechtigten ift, bann kann er zwei Stimm- 
zettel abgeben. E83 kann nur eine GStellvertretung übernommen werben. Wirt. 
182 bj. IX letzter Satz. 

2) 3. 8. durch Krankheit oder vorübergehende Abweſenheit Verhinderte 
fönnen daher nicht durch Vertretung abftimmen. Stellvertreter müfjen die in Art. 
15 Abj. IV angegebenen Eigenfchaften haben. 

*) Bu Urt. 171 fiehe folgende Entjch. bed Verw.Ger.⸗Hofes: 

a. Bd. 4, 1: Bei Gemeindewahlen ift die Zulafjung eines Gtellvertretert 

zur Ausübung des Wahlftimmredjtes, mit Ausnahme der in Art. 15 
Abſ. IV und V bezeichneten Fälle, als Verlegung einer wejentlichen 
Förmlichkeit im Sinne de3 Art. 196 Abſ. V der Gem.Ordn. zu er- 
achten. Die Aufhebung der Wahl wegen einer jolden Verlegung Tanz 
jedoh nur dann erfolgen, wenn durch diefelbe ein ftörender Einfluß auf 
das Wahlergebnis geübt worden ift. 

b. Bd. 4, 378: Die Wahlitimme eines von einer willensunfähigen Perſon 
ur Stimmabgabe bevollmädtigten Stellvertreters ift ungiltig. 

c. Bd. 10, 10: Wenn ein Wahlberechtigter unter der Angabe bes Namens 
eines Wahlftimmberechtigten, ohne von diefem orbnungsgemäß bevoll- 
mädhtigt zu fein, gewählt hat, jo kann Die betreffende Wahl wegen Ber- 
lesung einer wejentlichen Zörmlichkeit bei ber Wahlhandlung angefochten 
werden. 

Bu Urt. 172. 


ı) Die Wählbarkeit zu allen in Art. 172 genannten Gemeindeämtern 

ift aljo an folgende Borausjeßungen gebunden: 

1) Beſitz des Gemeinbebürgerredht3. 

2) Männliches Geſchlecht. 

3) Burüdgelegtes 26. Lebensjahr. 

4) Selbftändigkeit im Sinne des Art. 11 der Gem.-Orbn. 

5) Wohnfig in ber Gemeinde, d. h. dauernber, ftändiger Aufenthalt daſelbſt. 

6) Steuerpflicht in derſelben. 

7) Nichtvorhandenſein eined Ausichlußgrunde® nah Art. 170, 175 und 
176 Ab. VI (Tele Anm. 2 zu Art. 170). 

8) Das Nichtvorhandenjein eines verwandtichaftlichen Verhältniſſes nad 
Art. 192 Abſ. III und IV, 195 bj. IV und V, 197 bj. V und 
198 Abſ. VI. 

9) fpeziell bezüglich der VBürgermeifter, Beigeordneten und Magiftratöräte 
noch außerdem bed Nihtvorhandenjeing eines aktiven Vienftverhält- 
nifje3 nad) Art. 173, 
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U. Die Wählbarkeit zur Stelle eines rechtäfundigen ober tech» 
nischen Magiftratsmitglieds fegt den Beſitz oder Erwerb des Indige- 
nat3®), die Zurücklegung des fünfundzwanzigiten Lebensjahres und 
das Richtvorhandenfein von Hinderniffen voraus, welche für Gemeinde: 
bürger die Ausübung des Wahlftimmrecdts nad) Art. 170 aus⸗ 
ihließen. +) Die zu der Stelle eines rechtskundigen Bürgermeifters 
oder Magijtratsrat3 zu Wählenden müflen außerdem die Prüfung, 
für die Anftellung im Richteramte oder im Dienfte der inneren Staats⸗ 
verwaltung mit Erfolg beftanden haben.) 


Art. 173 (103). 


I. Die Stelle eines Bürgermeifterd, Beigeordneten oder Ma- 
giftratärates ift mit dem aktiven Dienftverhältniffe eines Staats⸗ 
diener8!), Geiftlichen, öffentlich angeftellten Lehrers, Notars ) oder 
eine von der Gemeinde oder Kirche befoldeten Bedienſteten nicht 
vereinbar. 2) 


II. Staatödiener im zeitlichen Ruheſtande können eine folde 
Stelle nur nach erhaltener königlicher Genehmigung übernehmen. ®) 

IM. Die vorjtehenden Beitimmungen find nicht anwendbar auf 
Perſonen, welche zu der Stelle eines technischen Magijtratsmitgliedes 


Beiondere Beitimmung ift noch für die rehtslundigen und tech— 
nischen Magiftratsmitglieder durch Art. 172 Abſ. IL getroffen. 

») Siehe Entidh. bed Berw.-Ger.-Hofes Bd. 15, 81: Dem zur Budt- 
bausftrafe Berurteilten fehlt auch nach Ablauf der Zeit, für welche ihm bie 
bürgerlichen Ehrenrechte abgeiprochen wurden, bie Wählbarfeit zur Stelle 
eines Bürgermeifterd. Siehe auch Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. %, 40 oben 
bei Art. 70 Anm. 2 ©. 469. Vergl. auch 88 31, 35, ferner 128, 129, 358 bes 
Reichs⸗Str⸗Geſ.⸗B. 

) Wird ein Nichtbayer zum bezw. als Bürgermeiſter oder zum rechts⸗ 
fundigen Magiftratörat gewählt und beftätigt (Art. 78), fo gilt dieſe Beftätigung 
als Beltallung im Sinne des 8 9 des Stantöangehörigleitägejebes. 

*) Siehe Am. 2. 

») Giehe hiezu Berorbn. v. 12. Yuli 1893 mit Volz.-Bel. v. 14. Juli 
1893 6 eb. 22, 217 u. 229) u. Min.-Bel. v. 3. Mai 1897 (Geſ.⸗Verordn.⸗Bl. 


191, Web. 24, 309). 
Bu Urt. 198. 


') Ueber ben Begriff „Staatsdiener” fiche BI. für abmin. Br. 8b. 36, 286 
(die im Vertragsverhältnis mit dem Staate ftehenden Pofterpeditoren und Boft- 
ftallgalter jallen nicht unter Art. 173 Abi. I; der leßtere betrifft nur den öffent» 
lichsrechtlichen Staatsdienft im engeren Sinne). Die Rechtsanwäaͤlte und die älteren 
fgl. Abvokaten gehören nicht zu den Staatsbienern. an 

) Werden in bj. I genannte Perſonen gewählt, fo ift die Wahl giltig; 
fie Zönnen aber das betreffende Amt nur annehmen, wenn fie das in Ubi. I be- 
zeichnete Dienftverhältnis aufgegeben haben. Entſch. des Verw.Ger.Hofes Bd. 
4, 9: Ein Dienftverhältnis im Sinne des Art. 173 Abſ. I bes Geſetzes ſchließt 
nicht die Wählbarkeit zu den bafelbft bezeichneten Gemeindeämtern, jondern 
nur den Eintritt in dieſelben aus, foferne der Gewählte nicht auf das Dienft- 
verhältnis verzichtet. 

Siehe auch 3b. 10, 6. 

erben fie im Staatsbienfte wieder reaktiviert, müflen fie natürlich das 

Gemeindeamt niederlegen. 
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ernannt werden follen, fowie auf den Kaufmannsſtande angehörige 
Mitglieder der Handelsgerichte. 

IV. Die der aftiven Armeed*) und den befoldeten Stämmen ber 
Landwehr angehörigen Militärperſonen, ferner zeitlich penſionierte 
Dffiziere und Militärbeamte find zu feinem Gemeindeamte wählbar. *) 


Art. 174. 


I. Die Wahl zu den im Art. 172 Abſ. I bezeichneten Gemeinde- 

ämtern kann abgelehnt?) werden: 

1) wegen erwieſener förperlicher oder geijtiger Unfähigkeit;?) 

2) wegen zurüdgelegten jechzigften Lebensjahres; 

3) wenn der Gewählte das Amt eine Bürgermeiſters, Beige: 
ordnieten, Magiltratsrates oder Gemeindeausichußmitgliedes 
während voller ſechs Jahre verwaltet bat®); 

4) wegen einer Beichäftigung, die eine häufige oder lang an 
dauernder Abweſenheit von der Gemeinde mit fi) bringt. 

IL. Außerdem bildet die Anftellung im Dienfte des Staates oder 

der Kirche oder als Notar oder Öffentlicher Lehrer in allen Fällen, 
in welchen die Wahl jolcher Perfonen durch Art. 173 Abf. I nicht 
ohnehin ausgefchlofjen tft, einen Ablehnungsgrund. Advofaten können 
Hr Wahl zum Bürgermeiſter, Beigeordneten oder Magiſtratsrat ab⸗ 
ehnen.*) 


a) jetzt: das aktive Heer. S. 8 38 bes Heich3militärgejeged vom 2. Mai 184. 

*, Diefe Beſtimmung ift durch 8 47 des Neichömtlitärgefehes von 2. Mei 
1874 nicht berührt. Siehe Min.-E. vom 20. November 1875 (Web. 11, 1%). 

Unter Abi. IV fallen: Die Perjonen de3 Goldatenftandes, die Militär- 
beamten, bie Eivilbeamten der Militärverwaltung und die im zeitlichen Ruhe⸗ 
ſtaude befindlichen Offiziere und Beamten der vorgenannten Kategorien (dagegen 
nicht die nur vorübergehend zur Uebung einberufenen Referviften). 

Die Wahl einer Militärperjon ih ungiltig. 

Bu Urt. 174. 

!) Hier ift nur die Ablehnung unmittelbar nach ber Wahl gemeint. Die 
felbe ift vor dem Wahlausſchuß zu erflären (vergl. Urt. 197 Abſ. III und IV). 
Eine Beſchlußfaſſung der vorgejegten Berwaltungdbehörbe über eine ſolche Ab⸗ 
lehnung fennt die Gem. Ordn. nicht (vergl. Entich. bes Berm.-Ber.-Hofes Bd. 4, 20) 

vfiehe hiezu Art. 191, 192 V und VI, 193 II, 196 V, 197 III und IV, 

198 VI 


2) Der Wahlausſchuß kann fofort die Nachweiſe über das wirflidhe Vor⸗ 
handenſein der behaupteten Leiden verlangen. 

2) Die Jahre, während welcher der Betreffende Gemeindebevollmächtigter 
war oder ein andres hier nicht genanntes Gemeindeamt bekleidet hat, werden bei 
Zregnng dieſer vollen ſechs Jahre nicht gezählt. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes 
Bd. 4, 316. Ferner müſſen dieſe 6 Jahre in der nämlichen Gemeinde voll- 
endet worden fein (vergl. Seybel, Staatsr. Bd. 2, 101 Note 84), jedoch iſt dom 
Pi nicht verlangt, daß die Gjährige Funktionsdauer zeitlich ununter- 

rohen war. 

*) Diefe Beſtimmung bed Abi. II findet feine Anwendung auf Kirchen⸗ 
verwaltungsmitglieber. Zu ben „Advokaten“ gehören auch die Rechtsanwälte 
nenerer Ordnung. 
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IN. Wer, ohne einen Entſchuldigungsgrund geltend zu machen, 
oder nachdem biejer verworfen worden ijtd), Die Uebernahme eines 
Gemeindeamtes verweigert, ijt an Geld von fünfundzwanzig bis zu 
einhundertundfünfzig Gulden (45 big 270 M.) zu Gunften der Ge- 
meindekaſſe zu ftrafen. ©) 

IV. Die Aburteilung erfolgt durch das zuftändige Gericht. 


Art. 175 (104). 


- Die Beitechung!) der Wähler Hat die Ungiltigfeit der Wahl, 
jomeit fie Die Beitechenden und Beftochenen betrifft, und für beide 
den Berluft des Wahljtimmrechtes und der Wählbarkeit bei der be= 
treffenden Wahl zur Folge. 


Art. 176 (105).d 


I. Die regelmäßigen Gemeindemwahlen finden in Gemeinden mit 
jtädtifcher Verfajjung in Perioden von drei zu drei Jahren, in ben 
übrigen Gemeinden in Perioden von ſechs zu ſechs Jahren in den 
Monaten November?) und Dezember ftatt und müſſen bis zum 15. 
Dezember 2) beendet jein. 


) Nämlich Durch Beichluß des Wahlausfhuffes. Geſchwerde hiegegen zu⸗ 
fällig; vergl. Art. 8 Ziff. 33 des Verw.⸗Ger.⸗Hofes, doch Hat dieſe Beſchwerde 
feine aufjchiebende Wirkung.) 

*) Zu Art. 174 Abſ. I—III ſiehe auch Entſch. des Berm.-Ger.-Hofes Bd. 
8, 112: Die Gem.-Drdn. kennt weder eine bedingungsweiſe Annahme der Wahl 
durch den Gewählten noch einen bedingten Verzicht auf den Gebrauch eines Ah- 


lehnungdgrundes. 
Bu Urt. 19. 


1) Siehe Hiezu den 8 109 des Neich3-Str.-Gef.-B. Ueber den Begriff ber 
Beſtechung fiehe das bei Web, Comm. S. 189 angegebene oberftridhterliche Erf. 
bom 22 Januar 1877 (Min. BL. 71); ferner Bl. für admin. Br. Bd. 87, 241 ff. 
un 

- Nah Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 4, 39 Hat fich ber whatbeftand 
einer Wahlbeftehung im Sinne des Art. 175 der Gem.-Orbn. nad 81 
Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B. zu bemeifen und beftimmt fich die Vorfrage, ob ein — 
Reat vorliege, nach der Entſcheidung der Strafgerichte. 

(Siehe auch Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 2, 35; Web., Comm. ©. 189; 
vergl. Urt. 180 der Gem.Ordn. über die Aufgabe des Watiausſchuffes über alle 
Anjtände, die fich bei der Wahlhandlung ergeben, Au entieheiben men Lindner- 
9.Haud Komm. S. 404.) Belonders fiehe auch dv. Kahr B vb. I, 1 97 f. 

Bor einem beöbezüglichen rechtäfräftigen Urteile if ed daher auch nicht 
möglich, jemanden von ber Eintragung in die Wählerlifte auszujchlichen. Siehe 


Art, 176 Anm 
Bu Urt. 176. 


ı) Siehe die fchon bei Art. m „genannte Min.-E. vom 12. Oktober 1869 
über bie Gemeindemwahlen (Web. 8, 390 ff.). 

Dabei ift bie Beftimmung. in Biff. 8 der in vorftehender Anm. 1 ger 
nannten Min.-E. zu berüdjichtigen, nach welcher bie Sonn- und Feiertage und 
in @emeinden, in welchen ſich eine größere Zahl ifraelitifcher Bürger befindet, bie 
Samstage in der Regel nicht zu den Wahltagen benügt werben follen. 
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I. Bi8 Ende Dftober haben die Magiftrate im Benehmen ®) 
mit den Gemeindebevollmäcdhtigten in Landgemeinden die Gemeinde: 
ausfchüfjet) Die Liſtes) aller Wahlitimmberechtigten und zwar in 
Städten, in welchen Wahlbezirke gebildet werden, nach diefen georbnet, 
unter Angabe der bejonderen Gründe, welche der Ausübung Des 
el oder der Wählbarkeit Einzelner entgegenftehen, her⸗ 
zujtellen. 5 

IM. Die königlichen Behörden, Pfarrämter und Civilitands- 
beamten find verpflichtet, Hiezu alle erforderlichen Aufichlüfle fofort 
und unentgeltlich zu erteilen. 

IV. Die Lifte ift nach vorgängiger Belanntmadhung”) zehn Tage 


») In welcher Weiſe diejed Einvernehmen ftattfindet, ift nicht vorgefchrieben ; 
es kann baher auch die Art diejes „Benehmens“ nicht den Grund einer Anfech- 
tung bilden. In der Hegel geichieht dasfelbe dadurch, daß ber Magiftrat die 

ergeftellte Lifte — vor deren befinitivem Abſchluß (fiehe Anm. 7) — den Gemeinde⸗ 
evollmächtigten zur Kenntnisnahme und beihlußmäßigen ärung mitteilt. 

) Die Fertigung der Wählerlifte durch den VBürgermeifter allein if eine 
Verlegung ber gejeglichen Form; fiehe Hiezu Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Mb. 
4, 42; ferner Anm. 6. 

) Die Wählerlifte bilbet die Grundlage für die Vornahme der Wahl, ba 
nur derjenige wählen und gewählt werben darf, welcher als Bo lfimmberedhkigter 
in die Wählerlifte eingetragen ift (vergl. hiezu Entich. des Verw⸗Ger.Hofes DB. 
10, 1). Bei Herftellung der Wählerlifte ift Daher mit allergrößter Sorgfalt zu 
verfahren. Sie ift nicht blos rechtzeitig, jondern auch möglichft überfichtliih und 
vollftänbig herzustellen und hat dieſelbe insbefondere bie fortlaufende Nummerierung 
ber Einträge, die Namen und den Stand, ſowie nötigenfall3 den Wohnort — im 
Städten, in welchen nad) Wahlbezirien gewählt wird, auch die Straße und die 
Hausnummer — der Wahlftimmberehtigten und die fonft nach Abi. II 
nötigen Angaben zu enthalten. Die Wahlſtimmberechtigung bemißt ſich 
nad Art. 170 im Zuſammenhange nıit Urt. 10 bis 18 und 201 der Gem.-Orbn. 
und es find demnach alle diejenigen Berfonen, welde zur Zeit ber Fertigung 
bezw. am Tage des Abichiuffes er Lifte das Bürgerredt in der Ge- 
meinde befiten und des Wahlftimmrechtes nicht nach Art. 170 (vergl. auch Art. 
175) der Gem.-Orbn. verluftig geworben find, in bie Wählerlifte einzutragen 
Min.-E. vom 12. Oftober 1869 Hiff. 1). Siehe au Web, Comm. ©. 191. 

iehe weiter nachftehende Anm. 6 bis 9 und Lindner-v.Haud, Comm. S. 406 ff., 
ferner v. Kahr Bd. II, 204 f. 

* Diele Herftellung ber Lifte findet vom Magiftrate bezw. Gemeinde 
ausſchuß ald Kollegial-Behörde ftatt (fiehe Anm. 4). Die Fertigung der Lifte 
durch dieſe Behörde Hat ſich unmittelbar an den lebten Eintrag anzuſchließen. 
Nac) diejer Fertigung d. h. nach dem Abfchluffe der ae Dürfen Nenderungen oder 
Berichtigungen oder Bujäge nur auf Grund von Kollegiaibeichlüfien erfolgen, 
Kofler * Magiſtrat bezw. Gemeindeausſchuß in offentlicher Sitzung zu 
aſſen hat. 

Siehe Fe Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 10, 77: Berfonen, weldyen 
während der Zeit der Uuflage der Wählerliiten das Bürgerrecht verliehen wurde, 
önnen nicht ohne vorgängige Reklamation durch ben Gemeindeausſchuß 
in bie Lifte der Wahlftimmberedhtigten unmittelbar vor Abſchluß derfelben nad 
getragen werben. Auf Grund derartiger (ohne Rellamation beihätigten) Einträge 

nn eine Gemeindbewahl wegen Verlegung einer weientlicyen gejeglichen Formlich 
teit bei der Wahlhandlung angefochten werben. Bergl. auch Anm. 9a Ubi. 1. 

’) In dieſer öffentlihen Belanntmadung, welhe vor Beginn ber 
Auflegung zu erlaffen ift, muß auch ber Ort fowie die Beit bes Beginnes ber 
Auflage angegeben jein. 
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lang®) auf dem Rathauſe oder in einem ſonſt biezu geeigneten Lokale 
zur Einficht der Gemeindebürger?) aufzulegen. 


V. Nach Verlauf der zehn Tage werden die erhobenen Rekla⸗ 
mationen in öffentlicher Sitzung des Magiftrats, beziehungsweife des 
Gemeindeausſchuſſes beichieden N, nad) Zage der Sache die Liften be- 
rihtigt 9*) und die Beichlüffe 10) den Beteiligten eröffnet. Gegen diefe 
Beichlüffe ift innerhalb Drei Tagen der Nekurs!i) an die vorgefehte 
Berwaltungsbehörde zuläflig, wodurch jedod, das Wahlverfahren nicht 
aufgehalten werden darf. 11) 


Vergl. Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. 4, 42: Die Bekanntmachung über 
die Wuflage der Wählerlifte durch Anſchlag an die Gemeindetafel ift nicht zu be- 
anftanben, wenn dieſe Art der Bekanntmachung in der Gemeinde üblich ift. Vergl. 
auch Bd. 15, 21 f. 

®) Die 10tägige Auflagefrift ift zugleich die Frift zur Erhebung von Ein- 
ſprüchen oder Meflamationen. Siehe Hiezu Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 1, 
342, ferner Bb. 7, 161, 10, 80 und 7, 85. 

°) Seber, welcher Gemieindebürger ift oder es zu fein behauptet, kann biefe 
Einfihtnahme während der Auflagefriſt bethätigen unb während dieſer Friſt Re⸗ 
Mamation wegen unrichtiger Einträge (vergl. Eintich. des Weriv.-Ger.-Hofes Bd. 4, 
65) oder unberechtigter Weglafjungen oder ſonſtiger Mängel der Lifte erheben; über 
alle dieſe Reklamationen wird dann in öffentlicher (jiehe Entich. de3 Verw.⸗ 
Ger.Hofes Bd. 1, 372) Sitzung Kollegialbeihluß gefaßt und dadurch die Lifte 
berichtigt bezw. endgiltig feitgeftellt (fiehe nachſtehende Anm. 9 a). Und dieſe be- 
richtigte bezw. die urjprünglich hergeftellte und innerhalb der Auflegungsfrift 
unbeanftandet gebliebene Lifte ift am Wahltage für die Wähler aufzulegen und 
hat bie Grundlage ber wer zu bilden. Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 10, 
89; auch 7, 85 und Bd. 16, 157. 

Durh den Eintrag in die Lifte wird jedoch an ſich fein Wahlrecht er- 
worben; auch ein Eingetragener kann — vorbehaltlich der Beſchwerde — vom 
Wahlausſchuſſe zurückgewieſen werden, wenn der Lepter ihn als nicht wahlberech⸗ 
tigt erkennt. Entſch. des Verw.Ger.Hofes Bd. 1, 336. Siehe auch Bd. 10, 
77 in vorjtehender Anm. 6 Wbf. 2, ferner Bd. 1, 378; 4, 54; 4, 12. 

’a) Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 10, 92: Ohne vorgängige Rekla⸗ 
mation und gewiſſermaßen von Amtswegen können die Gemeindebehörden feine 
Berichtigung ober Wenderung der Lifte von ſich aus eos andernfalls 
würde es fich um eine die Giltigkeit der Lifte in Frage ſtellende Geſetzesverletzung 
handeln (eine jolche Lifte könnte eben nicht bie Grundlage der Wahl bilden). 
Siehe au Bd. 1, 372 bezüglich des Erforberniffes der Oeffentlichkeit der 
betreffenden Sitzungen. 

Die gemäß des in öffentlicher Sikung gefahten VBeichluffes (vorftehende 
Anm. 9) fi ergebenden nachträglichen Eintragungen oder Streidhungen in ber 
Kifte müffen (unter Angabe des betreffenden Situngsbeichluffes 3. B. laut Mag.- 
Beil. vom 20. Dftober 1896) in jorgfältiger Weife und ber Art erfolgen, daß 
der Grund der Aenderung oder Berichtigung deutlich zu erfehen ift. Siehe über 
die Reklamationen und die hierauf ergebenden Beſchlüſſe beionders aucı v. Seyd., 
Staatsrecht Bd. 2, 106 f.; ferner vergl. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 1, 345; 
—3 00; eögleichen Bd. 4, 80 in nachſtehender Anm. 11; endlich auch noch Bd. 


0, Die Gemeindebehorden entiheiden in diefem Falle inftanziell und zivar, 
da eine Verwaltungsrechtsſache nach Urt. 8 Ziff. 33 gegeben ift, ald Verwaltungs 
—5* 4. Inſtanz (Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 12, 104 in Anm. 11); 
daher ſi 

+, allenfallſige Beſchwerden find gemäß Urt. 22 Abſ. II des Verw. Ger.⸗ 


Pohl, Sandbud, II. 37 
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VI Die beridhtigte Lifte bildet die Grundlage12) der Wahl. 
Niemand fann wählen oder gewählt werden, der nicht in dieſer 
Lifte eingetragen tft oder Durch Zeugnis der Gemeindeverwaltung Demi 
Wahlausſchuſſe nachgewieſen hat, daß er erjt nad) Ablauf der Nekla- 
mationsfriſt in den Beſitz des Wahlrecht? gelangt!*), oder daß fein 
Wahlrecht ſeit Abſchluß der Lifte durch Entjcheidung einer höheren 
Inſtanz anerfanıt worden ijt. 13) 14) 

VU. Die Lifte muß am Tage der Wahl in einem durch vor: 
gängige Bekanntmachung bezeichneten Lokale zur Einficht der Wähler 


aufltegen. 15) 
Art. 177. 


I. Bei Wahlen rechtäfundiger Bürgermeilter oder Magiſtrats⸗ 


Hofs⸗Geſ. behufs Wahrung der Frift innerhalb 3 Tagen bei der betreffenden Ge⸗ 
meinbebehörde einzureichen oder zu Protokoll zu geben. 

as: Bergl. bieher auch Entich. bes Verw.⸗Ger. Hofes Bd. 1, 345; 1, 372; 19, 
80; beionders Bd. 4, 30: Die vorgejehte Berwaltungdbehörde ift — abgefchen 
von dem in Art. 176 Ubi. V vorgejehenen Falle — nicht beiugt, Die 
Gemeindewahllifte einer Offizialpräfung zu unterftellen und Wenderungen derielben 
anzuordnen 2c., ferner Bd. 12, 104: Beichlüffe der Semeindebehörden über Rella- 
mationen gegen die Wählerlifte find erftinitanzielle verwaltungsrechtliche Entichei- 
dungen; Rekurſe Hiegegen find deshalb innerhalb der gefeglichen Friſt von drei 
Tagen bei diefen Behörden anzubringen. Gegen bie Enticheidung ber Neturs- 
inftanz fteht auch der Semeindebehörde in Vertretung ber gemeindlichen Jutereſſen 
das Recht ber VBeichwerde zu. (Vergl. auch Bd. 4, 429), ferner fiehe noch Vd. 

65 


29 Die definitiv feitftehende oder die berichtigte Lifte ift unabänderlich. 
Siehe Anm. 9 und die dort angeführte Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes, ferner die 
Entſch. in Bd. 4, 17 (nadhftehende Anm. 14). 

2) ſei e3 daß er erft das Bürgerrecht erworben oder daß ein bisher vor- 
handen gewejener Ausfchließungsgrund in Wegfall gelommen bezw. Die fein Wahl ˖ 
recht anerfennende Enticheidung jetzt erjt eingetroffen if. Bei einer Nachwahi 
(in olge Ungiltigfeitderfiärung der eriten Wahl) müflen diefe Erfordernijie zur 

ablberechtigung bei der Nachwahl nachgewielen werden. Entſch. des Verw. 
Ger.-Hofed Bb. 12, 395. 

2, Bergl. auch zu Abſ. VI noch Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Vd. 4, 17: 
Bei Gemeindewahlen ift der Wahlausſchuß, joferne nicht ein Ausnahmsfall nad 
Art. 176 Abi. VI vorliegt, nicht berechtigt, von dem Mangel des Eintrags eines 
Wählers in die Währferlifte regen unzteifelhaften Teftitehens des Wahlrechts bea- 
ſelben abzujehen oder diefen Mangel durch eine desfallfige Beichlußfaflung jeiner- 
jeit3 zu ergänzen. Ein folder Beichluß ift rechtsungiltig. 

Weiter fiehe noch Entich. bes Verw. Ger.⸗Hofes Bd. 15, 135: Die Zulaffung 
einer Perſon,? die weber in der Wählerlifte eingetragen ift noch ein ben Fr 
ungen in Urt. 176 Abſ. 6 der Gem.Ordn. entiprechendes Zeugnis beigebrady 
bat, zur Wahl ftellt fich als Werlegung einer geietichen Förmlichleit dar. Eine 
Duittung des &emeindelafjierd über Entrichtung der Bürgeraufnahmsgebühr kann 
das erwähnte Zeugnis nicht erjegen zc. 

29 Siehe hiezu Entich. des Beriw.-Ger.-Hofes Bd. 10, 89 und 172. 

Der Beltimmung des Abf. VII gemäß muß eine zweite, mit dem Origi- 
nale vollftändig gleichlautende Yusfertigung der Wählerlifte gefertigt und im 
Wahllokale aufgelegt werden und zwar muß dieſe Auflegung während bes ganzen 
Wahlgeſchaftes erfolgen (Bd. 10, 173). 

u Urt. 176 fiehe insbejondere noch die Anm. bei v. Kahr Bd. II, Qu: 
bis 221; endlih auch Anm. 1 zu Art. 179 unten ©. 579. 
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väte bat zur Bewerbung eine öffentliche Ausfchreibung durch den 
Magijtrat ftattzufinden, wenn nicht im einzelnen Falle die Gemeinde- 
devollmächtigten befchliegen!), dab von einer Ausfchreibung Umgang 
zu nehmen bi 

I. Die eingefommenen Bewerbungen ?) jamt den Nachweiſen 
über die Vorbedingungen der Wählbarfeit find den Gemeindebevoll- 
mächtigten mindeſtens drei Tage vor der Wahl mitzuteilen. 


Art. 178 (106). 


I. Jede dur) die Gemeindebürger oder die Gemeindebevoll- 
mäcdtigten vorzunehmende Wahl wird unter Leitung eine? Wahl- 
tommiſſärs 1), welchem ein Wahlausſchuß zur Seite ſteht?), voll- 
z0gen.”*) 

I. Für die Wahl der Bürgermeifter in den einer Kreisregierung 
unmittelbar untergeordneten Städten werden die Wahlkommiſſäre durd) 
die Kreigregierung ernannt. Die Wahl der übrigen Magiftratsmit- 
glieder und der Gemeindebevollmächtigten hat der Bürgermeifter oder 
der von ihm ernannte Wahlkommiſſär zu leiten. 

II. Für andere Gemeinden ernennt die vorgejegte Diftrifts- 
verwaltungsbehörde die Wahltommilfäre. 1) 


Zu Urt. 177. 


i) Dies kann auf Anregung des Magiſtrates oder aus eigener Initiative 
des Semeindelollegiums geſchehen. 

Der beöbezügliche Beſchluß der Gemeindebevollmächtigten iſt ausſchließlich 
maßgebend, eine Zuſtimmung des Magiſtrates alſo nicht erforderlich. 

2) Die Bewerbungen find beim Magiſtrate in Einlauf zu bringen. 


Bu Urt. 178. 


?) Bezüglich der Aufftellung der Wahltommijjäre bezw. Auswahl ber be- 
treffenden Perjönlichkeiten fiehe Ziff. 2 der Min.-E, vom 12. Oktober 1869 (oben 
Art. 170; Web. 8, 392), ferner die Min⸗E. vom 26. Dftober 1869, bie Bor- 
nahme der Gemeinde- und Ah envernltungäwabien, hier die Ernennung Der 
Wahlkommiſſäre betreffend (Web. 8, 419), weiter Min.-E, vom 11. Januar 1870 
(Web. 8, 484), vom 10. Oftober 1875 (Web. 11, 160) und vom 24. Dezember 
1884 (Web. 16, 734) Ziff. 3 Ubf. 2. 

Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 40: Die Ernennung des Wahl- 
ausſchuſſes durch die Wähler aus ihrer Mitte ift als eine mwejentliche geſetzliche 
Formlichkeit zu erachten, deren Berlenung die Nichtigkeit der Wahl zur ‘Folge 
— wenn der geſetzwidrig konſtituierte Wahlausſchuß ausſchlaggebende Beſchlüſſe 
ür das Wahlergebnis gefaßt hat. Die Form ber Ernennung des Wahlaus- 
ſchuſſes ift geſetzlich nicht vorgeichrieben und daher jede Form als genügend zu 
eriennen, bezüglich deren Gewinnen: befteht, daß fie die Zuftimmung der Mehrheit 
der anmwejenden Wähler erlangt hat. 

Die Wahl des Ausſchuſſes erfolgt vor Den ber Wahl. 

Kommt während der Wahlhanblung ein Ausichußnitglied in Wegfall (3. 
B. durch plöglihe Erkrankung zc.), fo ift ein anderes an beiten Stelle in gleicher 
Weiſe durch die Wähler zu ernennen. 

%a) inter den Wahlen des Urt. 178 Abi. I find die nach Urt. 189 bis 
198, nicht aber die nach Urt. 199 vorzunehmenden zu veritehen. 

37* 
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IV. Die Wahlausichüffe werden am Wahltage durch die Wähler 
aus ihrer Mitte ernannt?) und beftehen aus fünf Mitgliedern.®) 

V. Zur Bejorgung der Schreibereien kann der Gemeindeichreiber 
oder ſonſt eine geeignete Berjönlichkeit beigezogen werden, welche jedoch 
hiedurch nicht Mitglied des Wahlausfchuffes wird. *) 


Art. 179 (107). 


I. Der Wahllommilfär hat die ihm übertragene Leitung der 
Wahlen mit pflihtmäßiger und rüdfichtslofer Unbefangenheit zu voll- 
iehen. Er handhabt die Ordnung im Wahllofale und hat jede Aus⸗ 
hreitung zurüdzumeifen. 

. Debatten unter den Wählern find während der Wahlhand- 
lung im Wahllokale nicht zuläffig. !) 


Art. 180 (108). 


1. Die Wahlausſchüſſe unterftüsen den Wahlkommiſſär bei der 
Leitung der Wahl!) und enticheiden über Anftändei*), die fich bei der 


) Es ift nicht nötig, daß während ber ganzen Wahlhandlung umunter- 
brochen ſämtliche Wahlausihußmitglieder zugegen find (vergl. Art. 180 Abi. I 
Sap 2): Ne joll darauf gejehen werden, daß der Wahlausſchuß immer möglichkt 
vollzählig. üft. 

; N efonbere follen bei Beichlußfaffungen alle Mitglieder des Ausichufjes 
zugegen fein, da die trage zweifelhaft ift, ob Angeſichts des Wortlautes des 
Geſetzes Beſchlüſſe von weniger ald 5 Mitgliedern gefaßt werben können. 
dafeib Weiter fiehe hiezu dv. Kahr Anm. 1 zu Art. 180 9b. II, 227 umd Note 3 

aſe 


Siehe Art. 182 Anm. 12. 


Bu Urt. 179. 

i) Bergl. Hieher auch bezüglich der Wahlverfammlungen bei Gemeinde⸗ 
wahlen Art. 26 des Bereinägejeged vom 26. Februar 1850 in der Faflung vom 
15. Juni 1898 (®ej.- und Berorbn.-Bl. 291). Ferner vergl. Enticy. des Verw. 
Ger.-Hofes Bd. 4, 316 und Bd. 17, 185 lit. a Abſ. 4; auch BI. für admin. Pr. 
Bd. 20, 182. 

Bu Art. 180. 


) Zur Wahlhandlung nad Art. 180 Ubf. I gehört gemäß Art. 191, 192 

Abi. V und VI, 193 Abſ. II, 197 Abſ. III und IV und 198 bi. VII 

auch die Einholung ber Erflärungen ber Gemwählten über Annahme der Wahl 

bezw. bie Beichlußfafiung über Ablehnungsgründe Siehe auch nachftehende 
nm. 3a. 


*a) und zwar über alle bei der Wahl fich ergebenden Anftände. Daher finb 
fie auch im Hinblid auf Art. 183 Abſ. I befugt, Perfonen, denen die Bahlftimm- 
berechtigung fehlt, auch dann von der Abſtimmung auszuſchließen, wenn fie in 
ber Wählerlifte eingetragen find. 

Nach einer in v. Haud-Lindner’3 Comm. ©. 416 f. befindlichen Bufammen- 
ftelung, auf welche wir verweifen, beiteht die Aufgabe des Wahlausichufies in 

a. Unterftägung des Wahllommiflärs bei eitung der Wahl, 

b. Enticheidung der Anftände, die fich bei der Wahl ergeben, 

c. Ball der gemeinblichen Zeugniſſe über nachträglichen Erwerb bes 

ahlrechtes, 
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Wahlhandlung ergeben, durch Mehrheitsbeſchluß. Bet Stimmen: 
oleichheit enticheidet der Wahllommifjär, welcher außerdem an der 
Abſtimmung nicht Teil zu nehmen bat. 2) 

II. Beichwerden gegen die Beichlüfle des Wahlausſchuſſes Haben 
feine auffchiebende Wirkung. 2*) 

II. Im Falle einer Unterbrechung der Wahlbandlung find die 
Wahlakten in Gegenwart des Wahlausſchuſſes unter Siegel zu legen und 
vor der Fortſetzung des Gefchäftes in deſſen Gegenwart zu entliegeln.®)3*) 


Art. 181 (109). 


1. Der Wahlkommiſſär hat alle Vorbereitungen zu treffen, welche 
erforderlich find, damit die Wahlen unaufgehalten zu rechter Zeit 
ſtattfinden y. Die Gemeindeverwaltungen find verpflichtet, feinen 
desfallfigen Requifitionen ungefäumt zu entiprechen, insbeſondere das 
nötige Dienjtperfonal bereit zu ftellen und für ein geeignete® Wahl- 
fofal, fowie für die erforderliche Anzahl von Formularien zu den 
Pronlolien „Stimmliſten, Wablzetteln und Belanntmacdjungen zu 
orgen. 


d. Beihhlußfaffung über bie abgegebenen Stimmen, 

e. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes, 

f. Entſcheidungen über Wahlablehnungen (vergl. Art. 191 mit 192 Ubi. 
V und 174, überhaupt vorftiehende Anm. 1; ferner noch Art. 176 Abſ. 
VI mit 182 Abſ. II, Art. 182 Abſ. V mit Urt. 183 Abſ. III und 
IV, 183 Abſ. I, 184 Abſ. II mit 189 Abf. III. 

Siehe auch nachftehende Anm. 2, ferner Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Wb. 
1, 337 beſonders 343 f., 4, 12 Ubf. 3; 4, 21 und 4, 28 oben bei Art. 127 
Anm. 5 lit. f ©. 518, endlih v. Kahr Bd. II, 227 fi. 

*) Vergl. hieher Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bb. 12, 143: In ber Be- 
ſcheidung von Anſtänden, welche ſich bei einer Gemeinderatdwahl über die Wahl- 
ftimmberechtigung Einzelner ergeben hat, durch den Wahllommiflär (mit Umgehung 
Lit Wahlausſchuſſes) Liegt die Verlegung einer wejentlichen gejehlichen Förm⸗ 
ichkeit 


2a) Siehe hiezu Art. 196 Abſ. V. 

») Diefe Entfiegelung darf nicht vor Eintritt des Zeitpunktes (der Stunde) 
erfolgen, welche zur Sortiegun ber Wahlhandlung beftinmt if. Siehe auch 

. bed Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 6, 183: Die Nichtbeachtung der geſetzlichen 
Borichrift über die Behandlung der Wahlakten im Falle einer Unterbrechung der 
Wahlhandlung bei Gemeindewahlen ift ald ein Wahlanfechtungsgrund wegen Ber- 
legung einer wejentlichen gejeglichen yörmlichleit bei der Wahlhandlung zu er- 
achten. Die ganze oder teilweiſe Aufhebung der Wahl wegen einer ſolchen Ber- 
legung kann jedoch nur dann erfolgen, wenn durch diejelbe ein ftörender Einfluß 
auf das Wahlergebnid geübt worden iſt. 

7 Ueber den Set der Beendigung der Thätigfeit des Wahlaus- 
fchuffes ſiehe v. Kahr Bd. II, 229 Anm. 7 mit Note 9 und Bd. I, 898 Anm. 1 
lit. c; fiehe au unten ©. 589 bei Anm. 5 zu Art. 191 Abſ. III und oben- 
ftehenbe Unm. 1. 

Bu Art. 181. 

') Hiezu fiehe Entfch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 27; 4, 44; 10, 9; 
10, 98; 18, 125 über die vom Wahllommifiär zu erlaflende öffentliche Belannt- 
machung bezw. deren Form, Inhalt und Bedeutung. Siehe auch die oben bei 
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I. Bor jeder Wahl läßt der Wahlkommiſſär Ort und Zeit 
derfelben, dann die Zahl der zu Wählenden und die Stellen, wofür 
zu wählen ift, jowie die Namen der Austretenden in der Gemeinde 
Öffentlich befannt machen.) 


Art. 182 (110). 


1.*) Die Abſtimmung ift eine geheime!) und geichieht durch 
MWahlzettel von weißem?) Papier und gleicher Größe?), welche mit 
dem Gemeindefiegel abgeitenipelt find. Diefe Wahlzettel werden vor 
dem Wahltage an die Wähler verteilt?) und find auch bei der Wahl 
im Wahllofale auf Verlangen zu verabfolgen. Die Wahlzettel find 
gehörig ausgefüllt ) von den Wählern zurüdzugeben. 5) 

I. Jeder Wähler ift verpflichtet, feinen Wahlzettel unter Angabe 
feineg Namens) und nötigenfall® feiner Wohnung dem Wahlfom: 
miſſär perſönlich“?) zu überreichen, welcher den Wahlzettel erſt dann 


Art. 170 angeführte Min.-E. vom 12. Oftober 1869 über die Gemeindewahlen 
Si 3 und 5 (Web. 8, 392), ferner vergl. BI. für abmin. Pr. Bb. 36, 306 
is 


*) Siehe vorſtehende Anm. 1, ferner v. Kahr Bd. II, 207 Anm. 9 und 
232 Anm. 7. 

Bu Art. 182. 
*) Seine gegenwärtige Faſſung hat Abſ. I, desgleichen Abſ. V und VII 
durch die Novelle vom 17. Juni 1896 erhalten. Bu Art. 182 fiehe auch v. Kahr 
8b. II, 235—243. 

ı) Geheim iftnurdie Abftimmung felbit, dad ganze Wahlverfahren 
Dagegen ift — jeboch nur für alle bei der Wahl Beteiligten — durchaus 
öffentlich. Amtliche Nahforfhungen oder Erhebungen darüber, wen jemand 
gewählt Hat, find abfolut unzuläflig. 

Daraus, daß die Abſtimmung geheim ift, ergibt ſich auch die Buläffigkeit 
der Selbftwahl. 

) Wahlzettel von anderer Farbe bezw. von anderer Größe find zuräd- 
zuweiſen bezw. erjcheinen als pahlaettel, weldye ein äußeres Kennzeichen tragen. 
Eiche unten Anm. 10 und Abf. III. 

2) Die Art und Weife der Verteilung bat nad) Lage der örtlichen Ber- 
hältniffe der Wahlkommiſſär zu beftimmen. Siehe hiezu Art. 181 Ubi. I. 

*) Entich. des Berw.-Ger.-Hofed Bd. 10, 122: Unausgefüllte Stimmzettel 
Sönnen gemäß Art. 182 Abſ. VII des Geſetzes nicht als giltige Stimmen in Be- 
tracht kommen. Giehe unten Ann. 17. 

s) Hiezu fiehe Entich. bes Verm.-Ger.-Hofes Bd. 4, 35: Die Wbftimmung 
bei Semeindewahlen barf nur duch Wahlzettel geichehen, welhe vom Wahl⸗ 
tommiffär ſelbſt oder doch unter deſſen Autorität an die Wähler verteilt 
wurden. Der Gebrauch anderer Wahlzettel ift als die Verlegung einer weient- 
lihen geſetzlichen Förmlichkeit im Sinne des Urt. 196 Ubi. V der Gem.Ordn. 
zu erachten, welche die Ungiltigfeit der treffenden Wahlftimmen zur Folge hat. 

*%) Die Angabe eines fatihen Namens ift nach $ 360 Hilf. 8 des Reichs- 
Str.⸗Geſ.⸗B. ftrafbar. 

Siehe ferner Entfch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 10, 10 bezüglich der Ab⸗ 

abe eines Stimmzettel3 unter falfhem Namen bezw. ber Ungiltigfeit diefer Wahl⸗ 
Simme: oben Art. 171 Unm. 4 lit. d. 

) Stelivertretung ift ausgeihtofien und bezw. nur in ben Fällen des Ar. 

16 Abſ. IV nnd V refp. 182 Abi. IX zuläffig. 
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annehmen darf®), wenn der Name des betreffenden Wählers in der 
Wählerlifte aufgefunden oder deſſen Wahlberechtigung nach Art. 176 
Ab}. VI von dem Wahlausfchuffe ausdrüdlich anerkannt worden: ift.®) 


M. Die Wahlzettel müſſen derart zufammengelegt fein, daß die 
auf denfelben verzeichneten Namen verdedt find.?) Wahlzettel, bei 
welchen hiegegen verftoßen ift, oder welche mit einem äußeren Kenn- 
zeichen 0) verjehen find, hat der Wahltommiffär zurücdzumeifen. 

IV. Die zur Annahme geeigneten Wahlzettel werden von dem 
Wahlkommiſſär in ein bereitftehendes Gefäß gelegt und dürfen erft 
nach Schluß des Abjtimmungsaftes geöffnet werden. 


V. Bon der Stimmabgabe jedes Wähler iſt bei jedem Wahl- 
gange 11) neben dem Namen des Wählers in der Wählerlifte Vormerk 12) 
zu machen. 18) 


VI. Die Wahlzettel müſſen die deutliche Bezeichnung bes Ge— 
wählten enthalten. 14) 15) 
vu. 16) Wahlzettel, welche nicht abgeftempelt oder welche unter- 


Jeder Wähler darf nur einen Wahlzettel abgeben, fofern er nicht Stell. 
vertreter eines Andern (fiehe Abf. IX; und Art. 171) ift. Werden, BA 
von legterem Talle, von einem Wähler mehrere Wahlzettel abgegeben, jo find 
fämtliche ungiltig. 

®) Siehe hiezu die Entich. des Verw.Ger.Hofes Bd. 4, 17 und 15, 135 
oben bei Art. 176 Unm. 14, vergl. auch Anm. 9 und Anm. 15 zu Urt. 176, 
und die dafelbft angeführten Entich. des Verw. Ger.Hofes. 

) Wahlzettel, bei weldyen der Name in einer Art durchſcheint, daB er von 
Außen erfannt werden kann, find zurüdzumeiien. Boch ift in diefer Beziehung 
beim praftiihen Bollzuge nicht zu ängitlich bezw. zu rigoroß zu verfahren. Es 
muß ftet3 im gegebenen Falle eine mir fliche Verlegung des Wahlgeheimnifies 
unzweifelhaft angenommen werden können. 

20) Yeußere Kennzeichen find aud in die Uugen fallende Tinten-, Fett⸗ 
oder Schmußfleden; ferner eine andere Größe (vergl. Abi. 2 beziv. eine andere 
Farbe des Wahlzettels, als die geſetzlich vorgefchriebene. Siehe oben Anm. 2 
u ab, I und vorftehende Anm. 9 Sag 2 und 3; vergl. v. Kahr Bd. II, 240 

nm 


29 Bei jedem Wahlgange” wurbe beigefügt Durch Gef. vom 17. uni 1896. 

) Died darf auch von einer nicht zum Ausichu gehörigen und nur nach 
Art. 178 Abſ. V beigezogenen Perfönlichkeit, welche nicht Bürger oder Wähler zu 
fein braucht, geichehen. Siehe auch Anm. 2a und 5 zu Art. 183. 

29 Siehe oben Note *. 

4) Vergl. hiezu Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 7, 8; ferner Bd. 16, 
208: Bei Gemeindewahlen find Wahlzettel, welche eine deutliche Bezeichnung bes 
Gewählten nicht enthalten, fomweit der Mangel reicht, nicht zu beachten. 

Dem Wahlausſchuſſe fteht nicht zu, ſolche mangelhafte Bezeichnungen durch 
Bermutungen zu ergänzen. 

18, Siehe Entich. bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 6, 56 f., ferner 6, 121: Eine 
im Widerſpruch mit Art. 182 Ubf. VI bezw. Abſ. VII der Gem.Ordn. erlafjene 
Entſcheidung des Wahlausichuffes enthält eine materielle Gefegwidrigleit, 
melde von dem hiedurch perjönlich Benadhteiligten im Beſchwerdeweg verfolgt 
werden kann. 

»*) Siehe oben Note *. Wahlzettel, welche unter Ab. VII fallen, werben 
„nicht beachtet”, alfo auch nicht gemäß Art. 183 Abſ. III in die Stimmliften 
eingetragen. 
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jchrieben find, fowie folche, welche eine deutliche Bezeichnung Dez 
Gewählten nicht enthalten, find, letztere ſoweit der Mangel reicht, 
nicht zu beachten. 15) 18) 17) 

VIL Jeder Wahlzettel ſoll fo viele Namen enthalten, ala Per⸗ 
fonen in dem Wahlgange zu wählen find. Wenn ein Wahlzettel 
mehr Perſonen vorfchlägt, jo find zur Herftellung der vorgejchriebenen 
Zahl die zulegt bezeichneten Namen außer Anſatz zu laſſen. Wabl- 

zettel, worin weniger 18) PVerfonen in Antrag fonımen 18), find giltig. 
IX. Im Falle ein Wähler mehrere Wahlzettel übergeben Hat, 
jo find dieſelben fämtlich ungiltig. Iſt jedoch ein für jeine Perſon 
wahlftimmberechtigter Gemcindebürger als Stellvertreter einer Perſon 
bevollmäditigt, welche nad Art. 15 Abi. IV und V bereditigt ift, 
ihr Stimmrecht durch einen Stellvertreter auszuüben, fo ift derfelbe 
auch in diefer Eigenichaft zur Abgabe eines Wahlzettel3 zuzulafien, 
wenn der Name des von ihm vertretenen Wählers in der Wähler: 
lifte vorgetragen oder deſſen Wahlberechtigung gemäß Art. 176 Ab. 
VI nachgewiejen iſt. Sedoch darf niemand für mehr als eine auf 
Grund des Art. 15 ftimmberechtigte Perfon zur Stimmabgabe zu- 
gelajjen merden. 19) 


Art. 183 (111). 


I. Ueber den Gang der Wahlverhaudlung ift ein Protokoll!) 
zu führen, welches vom Wahlkommiſſär und den Wahlausfchugmit- 
— 5 — unterzeichnet wird. In dasſelbe werden insbeſondere?) die 

eſchlüſſe des Wahlausſchuſſes über erhobene Beanſtandungen und 
über die Zulaſſung von Wählern, welche nicht in der Wahlliſte ein⸗ 
getragen waren, —* die Hauptergebniſſe der Wahl aufgenommen. 


) Die Wbgabe eines unausgefüllten Stimmzettels if giltige Abitimmung 
und werden die unaudgefüllten Stimmettel bei der Feſtſtellung der Zahl der 
abgegebenen Stimmen (Art. 195 Abſ. II) mitgezählt; allein ala giltige Stimmen 
gelten unau2gefüllte Wahlzettel nicht. Siehe oben Anm. 4. Die auf eine nicht 
wählbare Berjon gefallenen Stimmen find giltig, dagegen ift die Wahl einer 
nicht wählbaren Perſon felbft ungiltig. Vergl. Art. 196 Abſ. III und IV it a, 
auch Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 4, 49 ff 

9) Diefer Fall iſt im Protokoll zu fonftatieren. 

ie) Bergl. bieder audy Entich. des Verw⸗Ger.Hofes Bd. 4, 378 oben in 
Unm. 3 lit. b zu Art. 171, überhaupt die in biejer Anm. 3 angeführten Entidh.; 
ferner Anm. 1 dafelbit a. €. 


Bu Art. 188. 
) Dieſe Protokolle (Abſ. I) und Stimmliften (Abf. II) find ebenjo wie 
bie an it, 182 Abſ. V erwähnten Berzeichnifie über Stimmabgabe öffentliche 
rkunden. 

”) alſo nicht blos die bier angeführten Beſchlüſſe ꝛc., ſondern übe 
alles, was nötig ober zweckdienlich iſt, um aus dem Inhalte des Brotofolls in 
Berbindung mit der Stimmlifte ein genaues Bild über ben ganzen Gang des 
Verfahrens bezm. alle weientlidyen Vorgänge bei demfelben zu erhalten, befonders 
alles, was erforderlich ift, um gegebenen Falles die Geſetzmäßigkeit des Werfahren? 
nachweiſen zu können. 
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I. Reben diefem Protofoll find zwei Stimmliften 1)2*) zu führen, 
welche einen weſentlich ergänzenden Beitandteil desjelben bilden. 

II. Die übergebenen Wahlzettel werden nach Beendigung des 
Abftimmungsaktes von dem Wahlkommiſſäre oder einem Ausichuß- 
mitgliede öffentlich verlefen®) und fodann, ſoweit ihr Inhalt giltig *) 
befunden wurde, in zwei gejondert zu führende Stimmliften®) in ber 
Art eingetragen, daß Name und Stand jedes Gewählten in die Haupt: 
rubrik eingejegt und jede auf denfelben fallende Stimme in der Quer- 
Ipalte fortlaufend dazu vermerkt wird. ®) 

IV. Die richtige Führung der Stimmliften und ihre Weber- 
einftimmung ift durch den Wahlkommiſſär und den Wahlausſchuß zu 
überwachen und jeder desfallfige Anſtand ſofort zu berichtigen. 7) 


Art. 184 (116, 117). 


1. Bei allen unmittelbar Durch die Gemeindebürger vorgenom- 
menen Wahlen iſt der Wahlakt zu Schließen), wenn innerhalb der 
vom Wahlfommijiär feftgeftellten und öffentlich befannt gemachten 
Friſtz) mehr als die Hälfte der Wähler abgeitimmt hat.!) Im 


2) Das in Anm. 12 zu Urt. 182 Gefagte gilt auch hier. Siehe aud 
nachftehende Anm. 5. 

°) Siehe hiezu Art. 182 Abſ. IV und Min.E. vom 12. Oftober 1869 
gi 4 (Web. 8, 392), ferner die bei dv. Kahr Bd. IL, 244 Anm. 25 angeführte 

ntich. Des Berm.-Ger.-Hufes vom 22. November 1895. 
) Der Wahlausſchuß Hat einerfeit? das echt, andrerfeitd die Pflicht, 
eden Wahlzettel feinem ganzen Inhalte zc. nad auf feine Giltigkeit zu prüfen. 
tgl. hiezu Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 16, 292 beſonders 296. 

) Jede der beiden Stimmliſten muß von einer anderen Berion beſonders 
geführt werden; es ift abfolut unzuläflig, daß beide Stimmliften von ein und 
derjelben Berjon geführt werden. Siehe auch Anm. 16 Sag 2 zu Art. 182. 

*) Seine gegenwärtige Faſſung erhielt Wbf. III durch Geſetz vom 17. Juni 
1896 (Geſ.⸗ u. Berorbn.-Bl. ©. 295 f.). Bu demfelben fiehe auch die Ausführungen 
zw obengenannter Entich. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 16, 292 fi. 

) Siehe vorftehende Anm. 5 und 2a. 


Zu Art. 184. 


) Rah Schluß des Wahlaktes dürfen Wähler nicht mehr zur Stimm- 
abgabe zugelafien werden. Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 10, 70: Die 
nachträgliche Yulaffung von Wählern, welche beim Ablauf der zur Abgabe ber 
Wahlzettel bejtinnmten Friſt im Wahllokale noch nicht anwejend waren, ent- 
hält die Verlegung einer weſentlichen Yörmlichkeit. (Die zu diejer Zeit im Wahl⸗ 
lotale bereit anmejenden Wähler können ihre Stimmen noch abgeben; um ben 
Zufluß weiterer Wähler nach diefer Zeit abzuhalten, kann das Wahllofal nad) 
Ablauf der gejeglichen Wahlfrift auch auf kurze Zeit abgeichloffen werden.) 

Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 4, 3: Die vom Wahlkommiſſär nad Urt. 184 Abi. I der Gem. 

Ordn. für bie einzelnen Wahlhandlungen feftzuftellenden Friſten müfjen 
nach den in Mitte liegenden Berbältniffen jo bemeijen werden, daß 
fie al8 zur Ausübung des Mahlrechte der Wähler zulänglidh er- 
icheinen;; fiehe auch Bd. 18, 125, ferner Bd. 1, 235 Abſ. >. 

b. 8b. 11. 56: Die Nichteinhaltung der gemäß Mrt. 184 Abſ. I ber 
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entgegengefepten alle hat der Wahlkommiſſär eine weitere Frift2) 
zur Stimmabgabe feitzujeben und öffentlich befannt zu machen. Rad) 
Ablauf der zweiten Friſt wird der Wahlalt ohne Rüdficht auf Die 
Zahl der abgegebenen Stimmen gejchloffen und Niemand mehr zur 
Abgabe eines Wahlzettel8 zugelaſſen y. Bor jedem Schluffe hat der 
Wahlfommifjär die etwa anmweienden!) Wähler unter Gewährung einer 
furzen Frift zur Stimmabgabe aufzufordern. 

I. Hierauf wird das Wahlergebnis feitgeftellt®) und den an= 
wejenden Wählern befannt gegeben. *) 

MI. Bei diefen Wahlen entfcheivet relative Stimmenmehrheit. 
Die Reihenfolge der Gewählten 5) bemißt fich nach der Bahl der er- 
haltenen Stimmen). Bei gleicher Stimmenzahl richtet ſich Die 
Reihenfolge nad) dem Alter, wenn die vorichriftemäßige Zahl Durch 
den Eintritt aller nicht überjchritten wird. Im entgegengefegten Falle 
enticheidet das 2o8. 6)7) 


Art. 185 (112). 
Nach Beendigung der Wahl!) Hat der Wahlkommiſſär die Namen 


Gem.-Drbn. feitgeftellten und öffentlich befannt gemachten Friften bildet 
einen Wahlanfechtungsgrund. 

c. ®b. 1, 231: Wenn der Schlußtermin für Abgabe der Wahlzettel von 
dem Wahlkommiſſär nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gegeben 
und hiedurch einer Anzahl von Wahlberechtigten Die Ausübung des 
Wahlrechtes abgejchnitten wurde, jo kann die Wahl anf Beſchwerde 
diefer Wahlberechtigten wegen geſetzwidriger perjönlicher Benadteiligun 
berfelben als ungiltig erflärt werben. Ferner fiehe v. Kahr Vd. LI, 246 f. 

2) Hiezu fiehe die Ausführungen der Entich. des Berw.-Ger.-Hofe3 vom 
12. Juni und 17. Juli 1891 in ®d. 13, 155 ff., befonders ©. 157 f. Hifi. 1 
Abf. 1 und 4 und Ziff. 2 (©. 158.) Zum Wahlergebnis nad; Abſ. II, welches 
vom Wahlausſchuſſe jeitzuftellen ift, rechnet das Geſetz auch — fiehe den nach⸗ 
folgenden Abſ. III — die Reihenfolge ber Gewählten. Ferner fiehe Entſch. bes 
Berw.-Ger.-Hofed Bd. 6, 207 Abi. 3 und 255; 11, 83 und 12, 189. 

20.4 ) Siebe aud) Anm. 2 zu rt. 185 und Entſch. des Beriv.-Ger.-Hofer 
.4, 3. 

} Giehe vorftehende Anm. 3 und bie Ausführungen ber Entſch. des Berw.- 
Ger.Hofes Bd. 13, 157 f. befonders 158. 

*) Diefe Beftimmungen über die Reihenfolge gelten auch für die Wahl der 
Erfapmänner. Vergl. Entich. des Berm.-Ger.-Hofed Bd. 6, 255. 

) Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 53: Für bie bei Gemeindemahlen 
im falle der Stimmengleichheit vorgefchriebene Lojung (Art. 184 Abi. III) iR 
jede Form als zuläffig zu erachten, welche volle Gewähr dafür bietet, daß hiebei 
die Entſcheidung Iediglicy dem Spiele des Zufalls überlaffen und jede Parteilich- 
feit ferne bleibt. 

Hat der durchs Los Beftimmte mit Erfolg nach der Loſung abgelehnt, 
jo kann nicht der mit gleicher Stimmenzahl mit ihm Gewählte an feiner Stelle 
eintreten, fondern es muß Einberufung bes Erjagmannes oder bezw. Neuwahl 
erfolgen. Siehe ferner Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 12, 189 bezw. 191. 


Bu Art. 186. 


} D. H. nach erfolgter Feſtſtellung des Wahlrejultates im Sinne bed Urt. 
184 Abſ. II inkl. der Vornahme einer etwa nötig gewordenen Loſung. Siehe 
hiezu v. Kahr Bd. II. 247 Anm. 9 und 250 Anm. 1, ferner Anm. 3 zu Art. 184. 
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der giltig Gewählten und die Stellen, für welche dieſe gewählt wurden, 
öffentlich befannt zu machen?) und die Wahlaften derjenigen Behörde, 
Durch welche er ernannt wurde, vorzulegen. ®) 


Art. 186 (113). 


Big die neu Gewählten in ihr Amt eingewiefen find, haben die 
Austretenden ihre Funktion fortzufegen. 1) 2) 


Art. 187 (124 Abi. 1,2. 


1. Die Erfagmänner werden für die Dauer der laufenden Wabhl- 
periode gewählt. !) 


) Nach erfolgter öffentlicher Belanntmachung bezw. von dieſer an beginnt 

die in Art. 196 Ad}. V feftgefegte Frift zu laufen. 

Der Wortlaut der Belanntmahung und ber Nachweis der Veröffentlichung 

berjelben ift zu den Wahlakten zu bringen. 
Diefe Beröffentlihung kann in jeder ortsüblichen Weiſe erfolgen. 
Berg. zu Art. 185 Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 11, 82 f. (Abi. 5), 
ferner Bd. 4, 52; 10, 10, auch 12, 189. 

) Siehe jedoch Art. 189 Abſ. III Sap 4. 

Bu Urt. 186. 

) Bergl. hiezu BI. für admin. Pr. Bd. 39, 118. Siehe ferner Art. 75 
Abf. I, 125 Abſ. I; und 199 mit 205. Nach diefen Beltimmungen fpeziell des 
Art. 205 haben die zu den hier bezeichneten Hemtern Neugewählten ihr Amt mit 
dem auf die Wahlen folgenden 1. Januar zu übernehmen, feinesfalld früher. 
Bis dahin fol thunlichft die Einweijung erfolgen. Bor der Einmweifung können 
Magiftratsräte nicht als ſolche fungieren. ie ®emeindebevollmädtigten in 
Städten mit magiftratifcher Verfafjung dagegen treten gemäß Wrt. 191 Abf. IV 
(mit Urt. 205 Abſ. II) nach beendigter Wahl ſogleich in ihre Stellen ein. 

) ie Urt. 186 fiehe folgende Enticheidungen und Abhandlungen: 

I. Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes: 

a. Bd. 4, 25: Bur Entiheidung von Streitigkeiten, ob austretende Mit⸗ 
glieder einer Gemeindeverwaltung gemäß Art. 186 ihre Funktion bis 
zur Einweifung der neu Gewählten fort ujepen haben, ift der Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofes nicht zuftändig; dagegen Auftän ig zur entigeibung über 
den Anſpruch eines Erſatzmannes für's Gemeindefolegium auf Eintritt 
in das Kollegium fir eine beftimmte Stelle bei Erledigung mehrerer 
Stellen: Entich. des Verw.Ger.Sofes ®b. 6, 115. 

b. 8b. 6, 111: Die Wahlperiode der Gemeindebevollmächtigten beginnt 
mit dem Zeitpunfte der beendigten Wahl, diejenige der bürgerlichen 
Magiftratzräte mit dem Anfang des Kalenderjahres zc.; fiehe über- 
gaupt die Ausführungen diefer Enticheidung. 

c. 8b. 4, 9 unten bei Art. 192 Anm. 1 Ab]. 2. 

11. 81. für abmin. Pr.: 

a. Bd. 29, 113 ff. und 117 f.: Ueber den Vollzug des Art. 186. 

b. 3b. 38, 17: Ueber den Beitpunft des Wechfeld im Perjonalitande ber 
Magiftrate und Semeindeverwaltungen aus Anlaß der ordentlichen Ge⸗ 


meindewablen. 
Bu Art. 187. 


) D. 5. in Städten auf brei, in Landgemeinden auf 6 Jahre. Erjap- 
männer werden nur für &emeindebepollmächtigte gewähtt und zwar jowohl ın 
Stadt- als Landgemeinden (Art. 190 Abſ. I, 197 Abſ. II). 
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I. ®ird im Laufe Diefer Wahlperiode eine Stelle erledigt, fo 
ift diefelbe durch Einberufung des nächſten Erfagmannes zu bejegen 2). 
In Städten, in welchen gemäß Art. 189 Abf. II nad Bezirken ge- 
wählt worden tft, find hiebei die Beitimmungen des Art. 190 Abf. I 
zu beachten. Die Einberufung, von welcher der vorgefegten Ber- 
m nBabehärde Anzeige zu erjtatten ift, gefchieht durch den Bürger⸗ 
meifter. 

II. Die Einberufenen haben ihr Amt für jene Zeitbauer zu 
verjehen, welche Diejenigen noch zu erfüllen gehabt hätten, an Deren 
Stelle fie treten. Sind mehrere Stellen gleichzeitig erledigt, fo 
enticheidet da8 Los darüber, an weljen Stelle jeder einberufene Er- 
ſatzmann einzutreten Hat. ®) 


Art. 188 (114). 


J. Alle Wahlbandlungen und dabei nötigen Ausfertigungen find 
tar= und ftempelfreit); die fonftigen Koften?) hat die Gemeindekaſſe 
zu tragen. 

I. Nur die etwaigen Reiſekoſten und Diäten der Wahlkommiſſäre 
übernimmt die Staatsfaffe. 9) 








2) Die Wahl der Erfagmänner gilt ftet3 nur für die betreffende Beriobe, 
für welche fie gewählt find. Siehe Entich. des Verw.Ger. Hofes Bb. 6, 270: 
Die Erfegung der während einer Wahlperiode erledigten und nicht wieder zur 
Belegung gelangten Gemeindebevollmächtigtenſtellen durch Einberufung von Eriag- 
männern für die nächftfolgende Periode ift als Verlegung einer weientlidhen ge- 
jeglihen Förmlichkeit bei der Wahlhandlung zu betrachten zc. 

*, Entſch. bed Berw.-Ger.Hofes Bd. 6, 111: Die Wahlperiode der Ge- 
meindebevollmächtigten beginnt mit dem Beitpunfte der beenbigten Wahl, diejenige 
der bürgerlichen Drogiitrateräte mit dem Anfange des Kalenderjahres. Wenn fi 
bei der ordentlichen Gemeindewahl infolge ber Wahl von &emeindebevollmädtigten 
zu Magiftratsräten mehrere Gemeinbebevollmädhtigtenftellen erledigen, fo ift für 
die Frage, ob eine gleichzeitige Erledigung im Sinne des Art. 187 bl. III 
gegeben ift, nicht ber Zeitpunkt der Magiftratsratswahl, infolge beren 
die Erledigung der Gemeindebevollmächtigtenſtelle eintritt, ſondern Beit- 
puntt der Erledigung jelbft maßgebend. Dieje Erledigung erfolgt aber 
feinesfall® vor dem 1. Januar, da die neugewählten Magiſtratsräte ihre Stelle 
erft mit Beginnen der neuen Wahlperiode -—— dem 1. Januar — antreten. 

Siehe auch Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 9, ferner Bd. 18, 155 
bejonders 161 ff. fpeziell 165 f. Ziff. 5 und v. Kahr Wh. II, 252 f. Anm. 4-7. 

Bu Art. 188. 

’) Siehe Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 11, 86: Die Gebübrenfreigeit 
bezieht ih nur auf die Wahlhandlung felbft und die babei benötigten Aus— 
fertigungen ; ferner Bd. 4, 12: Gemeindewaßlftreitigkeiten find gebührenpflichtig. 

ergl. weiter Gebührengeleg Art. 3 Ziff. 1. 

) 3. B. Lolalmiete mit Beheizung und Beleuchtung, Koften für Zormm- 
fare, Prototolle, Wahlzettel, Bekanntmachungen, für Schreibaushilfe, Wahlboten 
und fonftige® Dienftperional. 

°) Siehe hiezu Min.-E. vom 11. Januar 1870 (Web. 8, 483) die Tag- 
gebühren und Neifeloftenvergütung bei Bemeinde- und Landtagswahlen betreffend, 
und Berorbn. vom 11. Februar 1875 (Sef.- u. Verordn.⸗Bl. 105; Web. 10, 
590 ff.) die Wufrechnung der Taggelder und Reiſekoſten bei auswärtigen Dienſt⸗ 
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1. Abſchnitt. 
Wahlen in Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung. 
Art. 189.*) 


l. Die regelmäßigen Wahlen in Gemeinden mit ftädtifcher Ver⸗ 
faſſung ) beginnen mit der Wahl der Gemeindebevollmächtigten durch 
die Gemeindebürger. 2) 

I. Die Wahl kann nad) Wahlbezirken erfolgen®), wenn Ma⸗ 
giftrat und Gemeindebepollmächtigte übereinftiimmend dieſes befchließen 
und ſich über die Einteilung der Wahlbezirke verftändigen. In diefem 
alle wird die Zahl der in jedem Bezirke zu wählenden Gemeinde: 
bevollmächtigten nach Verhältnis der im Bezirk mwohnenden Wähler 
peftimmt 4). Die Wählbarkeit ift an feinen bejonderen Bezirk ge- 

unden. 

II. In Gemeinden, in welchen die Wahl nicht gemäß Abf. I 
vorgenommen wird, kann der Magiſtrat gleichwohl die Vornahme der 
Wahl in mehreren Lofalitäten®) anordnen. In diefem Falle ift für 


geihäften der Beamten und Bedieniteten des Civilſtaatsdienſtes betreffend ; fiehe 
auch Finanz⸗Min.E. von 24. Dezember 1876 (Finanz-Min.-Bl. 1877 S. 3) über 
die Höhe der Tagegelder für Wahltommifläre, endlich Min.E. vom 24. Dezember 
1884 Biff. 3 Abſ. 2 (Web. 16, 734). 


Zu Urt. 189. 


*) Ueber die Frage, wie zu verfahren jei, wen in Berbindung mit einer 
ordentlichen Erſatzwahl eine Ergänzungswahl nad Art. 200 vorzunehmen ift, 
es Kahr Bd. II, 254 ff., vergl. auch Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 13, 
161 


’) Gleichviel ob mittelbar ober unmittelbar. Die Regel ift, daß die Wahlen 
für bie ganze Gemeinde einheitlich ftattfinden. Eine Ausnahme ftatuiert 
Abſ. II des Art. 189. Siehe Annı. 3. 

*) Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 11, 77 ff.: Für die in Gemeinden 
mit ftädtifcher Verfaſſung in gejonderten „ahfhandlungen vorzunehmenden Wahlen 
der Gemeindebevollmächtigten und der bürgerfihen Magiftratöräte laufen jelb- 
jtändige Sriften zur Wahlanfechtung. 

Ferner jpeziell ebenda ©. 82: Wenn aud die Wahlen der Gemeindebevoll⸗ 
mächtigten und die der Magiftratsräte in gewiffen Sinne ein Ganzes barftellen, 
jo bildet Doch jede Abteilung ein felbftändiges Wahlgejchäft, deffen Giltigfeit für 
fich angefochten werden kann xc. 

2) Dies ſollte eigentlih nur in größeren Städten geichehen, ift aber in 
allen Städten zuläſſig. Diefe Veftimmung gilt nur für die Wahlen der &e- 
meinbebevollmädjtigten und deren Erjagmänner. 

Vergl. BI. Hr admin. Br. 19, 380, ferner Min.-E. vom 26. Oktober 1869 
(Web. 8, 419), letztere beſonders für Wof. III Hinfichtli der Ernennung ber 
Bahllommiffäre. 

*) Bergl. Hiezu auch nachftehende Anm. 5 ff. zu Abſ. III, ferner Anm. 2 
zu Urt. 10. Wahlftimmberehtigt find folden Falles auch nur die im 
Wahlbezirte wohnenden Waͤhler. 

) Die au ptmahllife mit den Namen aller Wahlftimmberechtigten für 
den ganzen Stabtbezirt muß ſowohl im alle des Abſ. II, als auch bei Bor- 
nahme der Wahlen in Abteilungen nad Abſ. III nad) Maßgabe des Art. 176 
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jede Abteilung der Gemeinde, für welche ein beſonderes Wahllolkal 
beftimmt wird, ein Wahlkommiſſär und Wahlausjchuß aufzuftellen, 
welche die in Art. 179 bis 183 und Art. 184 Abſ. I bezeichneten 
DObliegenheiten erfüllend?). Die ftimmberechtigten Gemeindebürger 
haben in dem Wahllofale der Abteilung, in welcher fie wohnen, ihre 
Stimmzettel zu empfangen und abzugeben). Nah Abſchluß Des 
Wahlprotofolle8 und der Stimmliften find ſämtliche Verhandlun 
nebit den Stimmzetteln, verfiegelt?) an den Sauptwahlausfguß®) 
abzugeben. Diejer beiteht aus dem Bürgermeijter oder au dem von 
ihm ernannten Wahllommiffär und aus ſechs von den Gemeinde- 
bevollmächtigten vor Beginn der Wahl bezeichneten ftimmberechtigten 
Gemeindebürgern; er Hat in öffentliher Siyung das Wahlrefultat zu 
ziehen und nad) Art. 185 und 191 weiter zu verfahren. 9)9*) 


IV. In den Fällen der Abſ. II und II Haben alle Wahlen in 
der Gemeinde am nämlichen Tage zu beginnen. Am Wahltage iſt in 
jedem Wahllofale eine Lite der dafelbjt zur Abgabe ihrer Stimmen 
berechtigten Gemeindebürger aufzulegen. 19) 


Abſ. VII in einem öffentlich bekannt gegebenen Xolale am Wahltage aufliegen. 
außerdem aber ift auch noch für jede Abteilung im betreffenden Wahllofale 
ein beglaubigter Auszug aus dieſer Hauptlifte, in welchem die Namen aller ber: 
jenigen aufzunehmen find, welche in der betreffenden Abteilung abzuftimmen haben, 
im Hinblid auf Art. 182 Ab. II aufzulegen. Dieje befonderen Liften müſſen 
(ſiehe Urt. 176 Abf. VII) alfo in boppelter Fertigung vorhanden fein. Dieſelben 
ericheinen jedoch rechtlich nur al3 Auszüge aus der Hauptlifte, fie werden demnach 
nit nad Art. 176 Abi. II—V beionders behanbelt, aljo auch z. B. nicht be- 
jonderd aufgelegt ꝛc. BI. für admin. Br. Bd. 20, 186. 

Weiter jiehe Anm. 8 und Abſ. IV des Art. 189. 

®a) Siehe Anm. 8. 

) Wahlzettel aus anderen Wbteilungsbezirfen d. h. von Wählern, welche 
in anderen Bezirken wohnen, bürfen nicht angenommen werden ; jeder Wähler 
wählt aber die Gejamtzahl der für die ganze Gemeinde zu wählenden Gemeinbe- 
bevollmächtigten bezw. Erfaumänner, und gilt auch hier Abf. II Sag 3. 

?) und zwar bei Vermeidung der Verlegung einer weientlichen gejeßlichen 
Foͤrmlichkeit. 

*) Im Falle der Wahl nad) Abteilungen ift nicht blos ein Hauptwahl ˖ 
ausihuß bezw. Hauptwahllommilfär,, fondern auch für jede Abteilung zur Be: 
jorgung bes Wahlgeichäftes ein beionderer Wahlkommiſſär aufzuftellen und bezw. 
ein beionderer Ausſchuß zu ernennen. 

Die Thätigkeit Diefer (Abteilungd-) Wahllommiffäre und bezw. Ausſchüſſe 
ift mit der Beendigung des Wahlgefchäftes in dem betr. Abteilungsbezirte d. d. 
mit dem Abichluffe der Stimmliften und des Wahlprotofolles bezw. mit Einjen- 
dung ber verfiegelten Wahlverhandlungen an den Hauptwahlausihuß vollendet. 

) Entich. bes Beriw.-Ger.-Hofes Bd. 11, 83: Da ber a 6 
nur bei ber durch bie Gemeindebürger zu bethätigenden Wahl der &emeinde- 
bevollmädytigten und Erfagmänner zu einer Thätigfeit berufen ift, fo erichein 
die Bekanntmachung der Ergebnifje diefer Wahlen nody vor der Wahl der Wa- 
giftratsräte dem Willen des Geſetzgebers volllommen entiprechend. 

*s) Sinb die gewählten ®emeindebevollmädtigten vom Hauptwmahlausfchufie 
feftgeftelt und befannt gegeben, wird in gleicher Weile zur Wahl der Erlap- 
männer gejchritten (fiehe Art. 190). 

120) Siehe oben Anm. 6. 
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Art. 190. 


1. Nach beendigter Wahl der Gemeindebevollmächtigten find in 
gejonderter Wahlhandlung Erjagmänner zu wählen, deren Zahl dem 
en der Gelamtzahl der Gemeindebevollinächtigten gleich fein 
muß. 

II. Die Erjaßmänner werden nad) der Reihenfolge ihrer Wahl 
einberufen. Wenn nach Art. 189 Abi. II gewählt worden ift, fo 
haben die in einem beitimmten Wahlbezirfe gewählten Erſatzmänner 
für Die aus der Wahl in diefem Bezirke hervorgegangenen Gemeinde- 
bevollmächtigten einzutreten. 2) 


Art. 191. 


1. Nach vollendeter Wahl!) werden die zu Gemeindebevollmäch- 
tigten Gemählten und die Erjfagmänner vor den Wahlausſchuß ge- 
rufen und mit ihren Erklärungen über die Annahme oder Ablehnung 
der Wahl vernommeıt. 2) 9) *) 

I. Werden Wblehnungsgründe geltend gemacht, fo entjcheibet 
hierüber der Wahlausihuß*), bei deilen Verhandlungen jeder Ge- 


Zu Art. 190. 


2) Vergl. hiezu Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. G, 111 oben bei Art. 
186 und 6, 270 oben bei Art. 187. Giehe auch Art. 118 Abſ. II. 

*) Sind bie Wahlen nach Art. 189 Abſ. II vorgenommen worden, fo 
dürfen Erſatzmänner eines anderen Bezirkes nicht einberufen werden; e3 hat aljo 
im betreffenden Bezirke Ergänzungdwahl nad) Art. 200 ftattzufinden, wenn in 
dieſem Bezirke die Erſatzmänner vergriffen find und die Wiederbefegung einer Stelle 
nötig wird. 

Bu Art. 191. 


)d. 5. unmittelbar nad) der Wahl der Bemeindebevollmädtigten und 
der Erjahmänner. Siehe Art. 185 und Anm. 1 hiezu. 

2) Diefe Erflärungsabgabe kann nicht bis zu einer Zeit verichoben werden, 
zu welcher der Wahlausſchuß jchon aufgelöft ift. 

ergl. Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 315 f. Abſ. 4, ſpeziell 317 f. 

Siehe auch nachſtehende Anm. 4 und 7. 

°») Eine Ablehnung der Wahl kann von einem wählbaren Bürger nur aus 
den in Urt. 174 angegebenen Gründen erfolgen. Werben geltend gemachte Ab⸗ 
Iehnungdgründe, welche im Gejege nicht als ſolche bezeichnet find, vom Ausſchuſie 
in gejeßwidriger Weile als giltig anerkannt, jo kann jeder Wahlberechtigte die 
Wahl nad Art. 196 Abi. V anfechten. Eine Annahme der Wahl unter Bedin⸗ 
gungen ift unzuläſſig. Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 8, 112 Abſ. 1, vergl. 
au Bd. 4, 30 


*) Nach vollftändigem Abichluß ber gefamten Wahlverhandlungen und aljo 
nach Beendigung der Thätigleit des Wahlausſchuſſes (inkl. derjenigen nach Art. 191 
Ubf. ILL; vergl. Anm. 1 zu Art. 180) kann der Gewählte — vergl. auch Art. 191 
Abf. IV — nicht mehr nach Art. 174 ablehnen, ſondern e3 Tann jein Ablehnungs⸗ 
geiuh nur noch nad den Beſtimmungen über ben Austritt nad) Urt. 80 (und 
127) behandelt werben. 

(Vergl. Entih. des Verm.-Ger.-Hofed Bd. 4, 28, 49 und 315 oben bei 
Ürt. 127, hiezu aber befonderd bie in nachftehenber Anm. 5 angeführten Er- 
Örterungen bei v. Kahr Bd. I, 898 und Bd. II, 229.) 
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meindebürger gegenwärtig fein fann. Im Falle die Ablehnung für 
begründet®) erfannt wird, rüdt der Erſatzmann in die Stelle de Ab- 
lehnenden. Wenn nach Wahlbezirken gewählt worden ift, jo fteht den 
in mehreren Bezirken Gewählten frei, fich für einen derjelben zu ent» 
Idelnen. In den übrigen treten aladann die Erjagmänner an ihre 
Stelle. 


II. Diejenigen Gewählten, welche vor dem Wahlausfchuffe nicht 
ericheinen können®), haben auf ſchriftliche Aufforderung®) ihre Er- 
Härungen bei dem Magiftrate abzugeben”), ein wiederholter Zu⸗ 
fammentritt des Wahlausjchufjfes findet in diefem ‘alle nur ftatt, 
wenn Ablehnungsgründe geltend gemacht werden. ®) 


IV. Die gewählten Gemeindebevollinädhtigten treten nad) been- 
digter Wahl®*) ſogleich in ihre Stellen ein.?) 


nn m 


, Nicht aber diejenigen, welche wohl ericheinen können, aber nicht erfcheinen 
wollen. In der Praxis wird übrigens beim Nichtericheinen eine® Gewählten im 
Zweifel ſtets anzunehmen fein, daß eine Verhinderung im Sinne der vorliegenden 
Veſtimmung gegeben ift. 

Erſcheinen fie auf fchriftliche bezw. wiederholte Nufforderung nicht, obwohl 
fie erfheinen können, alfo nicht Frank, nicht abwejend oder fonft verhindert 
find, jo wird eben angenommen, daß fie einen geſetzlich zuläfligen Ablehnuugs- 
grund nicht anzuführen vermögen. vergl. vorftehende Anm, 4. Vergl. biezu 
auch v. Kahr 1, 898 Anm. 1 lit. c und IL, 229 f. Unm. 7 und Note 9, ferner 
v. Seyd. Bd. 2, 115 Anm. 135. 

*, Diefe Aufforderung geht nicht vom Bahllommiflär, jondern vom Ma—⸗ 
giftrate aus, der eventuell auch die a bes Art. 99 ausüben fan. 

Dem Wahlkommiſſär ftehen Zwangsbefugniſſe nicht zu. 

Die Borjegung einer Frift (an ſolche, welche nicht ericheinen fünnen) zur 
Erklärungsabgabe unter dem PBräjudize, daß nad frucdtlofem Ablaufe der Zrif 
die Wahl als angenommen betrachtet werde, ift gelentich unzuläffig und hindert 
den Gewählten nicht, nad) Ablauf der Frift eine ablehnende Erfiärung abzugeben. 
Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 315. Weiter fiehe uachftehende Anm. 
und boritehenbe Unm. 4. 

’), Entſch. bes Veriw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 315 ff.: Die Erklärungen der zu 
Bemeindebevollmächtigten Gewählten über die Annahme ober Ablehnung der Wahl 
nıüffen jo zeitig erfolgen, daß bie Bildung bes Gemeindebevollmächtigtentollegiums 
bis zur Wahl der Magiftratsräte vollzogen ift. Bergl. aber Anm. 2. 

Die Annahme der Wahl zum Gemeindebevollmächtigten ſchließt nicht einen 
Berziht auf die Ablehnung der Wahl zum Magiſtratsrate in ſich. 

Das ſechsjährige Bekleiden der Stelle eines Gemeinbebevollmächtigten bilber 
feinen Wahlablehnungsgrund nad Art. 174 Abſ. I Ziff. 3 der Gem.-Vrbn. 

) Bergl. oben Anm. 4. 

*) D. h. nach endgiltiger Feitiegung des Wahlrejultates. Vergl. Hiezu 
oben Anm. 4 Ubi. 1. 

*, Für den Fall, dab ein Mapiftratörat, beffen Amtszeit mit nächften 
31. Dezember abläuft, zum @emeindebevollmächtigten gewählt wird und baber 
eine Kollifion zwijchen Art. 186 und 191 Abſ. IV eintritt, wird in der Braris 
jo zu operieren fein, daß derfelbe wohl bis zur Einweiſung feines Nachfolgers 
noch als Magiftratsrat funktioniert, daß er aber bei allenfallfigen von Gemeinde⸗ 
bevollmädhtigten zu bethätigenden Wahlen mitwählt. Bergl. auch Entſch. bes 
Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 9 bei Art. 192 Anm. 1; ferner Bd. 6, 111. Siehe 
Dagegen v. Kahr Bd. II, 265 Anm. 8 lit. a Ubi. 3. 
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Art. 192 (117). 


1. Auf die Wahl der Gemeindebevollmächtigten folgt diejenige 
der bürgerlichen Magiftratsräte, welche von den Öemeindebevollmäd- 
tigten zu vollziehen ift. ?) 

U. Die Reihenfolge?) der in demfelben Wahlgange Gemwählten 
bemißt fich nach der Zahl der erhaltenen Stimmen. Finden mehrere 
Wahlgänge ftatt, jo gebührt den früher” Gewählten der Vorrang. 
Werden in demjelben Wahlgange mehtere Perjonen mit gleicher Stim- 
menzahl gewählt, fo richtet ſich die Reihenfolge nach dem Alter, wenn 
die vorjchriftsmäßige Zahl durch den Eintritt aller nicht überfchritten 
wird. m entgegengefegten Falle enticheidet das 2o3.®) 

M. Fällt die Wahl auf eine Perſon, welche mit einem Mit- 
gliede des Magiſtrats als Vater oder Sohn, Bruder, DOheim ober 
Neffe verwandt oder ala Stiefvater oder Stiefjohn, Schwiegervater 
oder Schwiegerfohn verfchwägert ift*), fo ift der Gewählte von dem 
Eintritte in den Magiſtrat ausgefchloffen. ®) 


IV. Werden bei derjelben Wahl mehrere Perſonen, zwischen 
welchen das in Abſ. III bezeichnete Verhältnis befteht, gewählt, jo hat 
der im früheren Wahlgange oder der im nämlichen Wahlgang mit 


Bu Urt. 192. 


) Die Gemeindebevollmächtigten find verpflichtet, dieſe Wahl zu voll- 
ziehen. Bur Entiheidung von Streitigkeiten über bieje Pflicht ift der Ber. 
Ser.-Hof nicht berufen (diefe Verpflichtung zur Vornahme der Wahl fällt nicht 
unter Art. 8 Hiff. 88 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ.). Siehe hiezu Art. 165 ber 
Gem.-Drdn., welcher gegebenen alles bei etwaiger Weigerung einfchlägig wäre. 

Entſch. des et Bd. 8, 525 ff., 3b. 4, 315; auch Bd. 6, 
80 und 129. Ferner fiehe Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 4, 9: Bei einer 
Gemeindewahl in Gemeinden mit ftäbtifcher Verfaſſung verliert der zum Ge⸗ 
meindebevollmädhtigten Gewählte durch feine nachfolgende Wahl zum Magiitratö- 
rat nicht das Recht, bei der Wahl des Bürgermeifterd mitzuwirken. Diejes Hecht 
fann auch einem zum @emeindebevollmäcdtigten gewählten Magiftratsrate ber 
bisherigen Wahlperiode nicht abgeiprochen werden. Siehe auch Art. 191 Anm. 9. 

*) Siehe hiezu Entich. des Bermw.-Ger.-Hofed Bd. 18, 165 f; oben bei 
Art. 75 Anm. 1, befonderd auch die näheren Ausführungen diefer Enticheidung, 
ipeziell ©. 163 Ziff. 3. 

) Vergl. hiezu Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 12, 189: So lange bie 
Tolung noch ausſteht, Tann das Wahlgeichäft als beendigt nicht angejehen 
werben. 

*) Entſch. des Verw. Ger.⸗Hofes Bd. 4, 16: Zu ben in Art. 192 Abſ. III 
der Gem.-Drbn. genannten Blutsverwandten der Seitenlinien zählen auch Halb- 
bürtige Verwandte. 

BI. für abmin. Br. Bd. 30, 158; 22, 160 Anm. *, 

Die Frage, ob ein Schtwägerichhafts- (überhaupt Berwandtichafts-) Verhältnis 
im Sinne ded Art. 192 Abſ. III vorliegt, \ nad) dem bürgerlidhen Nechte zu 
beurteilen (Entich. des Berm.-Ger.-Hofes Bd. 6, 206; 9, 168. 

5) Vergl. hiezu Art. 195 Abſ. IV und V; 197 Ubi. V; 198 Abſ. VI und 
nachſtehender Abj. IV. Siehe auch nachftehende Anm. 7; ferner dv. Kahr Bd. II, 
268 |. Anm. 6, desgleichen Entſch. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 6, 205. 
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der größeren Stimmenzahl Gewählte das Recht zum Eintritt. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet dag Los. ®) 7) 

V. Rad) vollendeter Wahl?“) find die Gemwählten nad) Vorſchrift 
des Art. 191 fofort über Annahme oder Ablehnung der Wahl zu 
vernehmen. 

VI. Wenn die Ablehnung von dem Wahlausjchuffe ala begründet 
erachtet wird, ift eine neue Wahl vorzunehmen. ®) 


Art. 193. 


L Sodann ſchreiten die Gemeindebevollmächtigten zur Wahl des 
bürgerlihen Bürgermeifters!), wenn eine joldhe vorzunehmen ift. 
Sind mehrere zu wählen, jo finden gelonderte Wahlgänge ftatt.2) 

I. Die Gewählten find nad) Vorfchrift des Art. 191 mit ihrer 
Erklärung über Annahme oder Ablehnung zu vernehmen, worauf im 
un begründeter Ablehnung ungeläumt eine neue Wahl fiattzufin- 

en bat. 


Art. 194. 


Auf diefe Wahl folgt jene der rechtsfundigen Bürgermeifter und 
Magiftratsräte. Für jede diefer Stellen findet eine bejondere Wahl- 
Handlung jtatt. 


Art. 195. 
I. Bürgermeifter und Magiſtratsräte werden in einer von dem 


®) Ueber die Lofung fiehe Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 4, 52 f. oben 
bei Art. 184 Abſ. III. 

’) Darüber, welche Folgen ein während ber Wahlperiode eintretenbes 
Berwandtichaftsverhältnis nach 45 zieht, enthält die Gem.-Orbn. keine Beſtimmung. 
Die Borichriften Über den Austritt find nun aber Ausnahmsbeitimmungen, 
bemgemäß als ſolche strictissime zu interpretieren und nicht Durch Analogie auf 
andere Fälle auszudehnen. Es befteht daher feine Beranlaffung anzunehmen, bei 
ber ®elehgeber den während ber Wahl- bezw. Funktionsperiode eintretenden 
Aenderungen der hier vorliegenden Art irgend einen Einfluß beilegen wollte, 
Siehe hierüber Lindner-v. Haud Comm. ©. 440. Siehe BL. für admin Pr. Br. 
20, 195 ff. Ar. 21. 

Bergl. hieher auch die Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 8, 169 ff. 

's) Siehe Art. 185 Anm. 1. 

*) Und zwar noch vor der Wahl des Bürgermeiſters, foferne eine foldhe 
ftattzufinden Hat. Der in diefer neuen Wahl Gewählte geht hinter allen vor ihm 
Gemwählten ohne Rückſicht auf die Zahl der auf ihn fallenden Stimmen. 


Bu Art. 198. 

) Siehe area Entich. bed Verw.-Ger.sHofes Bd. 4, 9 Urt 186 Anm. 2 
lit. c und 192 Anm. 1. 

2) Dabei gilt felbftverftändlic auch die Beftimmung des Art. 192 Abſ. III 
in ber Art, daß Die nad) dem erjten Bürgermeiſter gemählten weiteren Wü 
meifter & dem erjteren in feinem Verhältnis nach Art. 192 Abſ. III ſtehen d 

iehe hiezu auch Art. 75 Abi. I. 
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Wahlkommiſſär anberaumten Wahlverfammlung, wozu fänttliche ſtimm⸗ 
berechtigte Gemeindebevollmächtigte zu laden?) find, durch abjofnte *) 
Stimmenmehrheit gewählt. Ä 

I. Die Gittigkeit des Wahlaktes erfordert, daß mindeſtens zwei 
ei der Stimmberedhtigten®) ihre Stimmen wirflich abgegeben 
‘haben. 

IH. Werden Bürgermeifter oder rechtsfundige Magiftratsräte 
aus den bürgerlichen Magiftratsräten ermählt, fo find die Stellen der 
legteren durd) eine neue Wahl zu bejegen. 

IV. Fällt die Wahl zum VBürgermeifter oder rechtskundigen 
Magiftratsrate auf eine Perſon, welche fich zu einem bürgerfichen 
Magiftratsrate in dem in Art. 192 Abſ. DI erwähnten Berwandt- 
ſchaſts⸗ oder Schwagerſchafts⸗Verhältniſſe befindet, fo iſt Ießterer zum 
Austritte aus dem Magiftrate verpflichtet und deſſen Stelle durch 
Neumwahl zu beieten.®) 

V. Werden als Bürgermeifter oder rechtäfundiger Magiftratsrat 
Perſonen gewählt, welche zu einem der vorhandenen Vürgermeifter oder 
rechtsfundigen Magiftratsräte in dem bezeichneten Verhältniſſe ftehen, 
jo ift die Wahl ungiltig. 


Art. 196 (122). 
I. Rach Beendigung der Wahlen!) werden die Wahlaften mit 


Bu Art. 196. 

1) Diefe Ladung geichieht in der Regel durch Zirkular gegen eigenhänbige 
Unterjchrift der Geladenen. Vergl. hiezu nachftehende Anm. 3 a. ©. 

Kbfolute Stimmenmehrheit ift vorhanden, wenn auch nar ein Bruchteil 
über die Hälfte ber Stimmen für den Gewählten abgegeben wurbe 3. B. auch 
ſchon dann, wenn von 31 anweſenden ®emeindebevollmädtigten 16 für den Ge⸗ 
wählten geftimmt haben. 

Siehe auch nadjftehende Anm. 4. 

” Demgemäß werben bei Berechnung biefer zwei Drittel auch Diejenigen 
mitgezäblt, welche am Zage ber Wahl auf Heilen oder aus jonft einem Grunde 
verhindert find, an ber hl Zeil zu nehmen, Dagegen nicht diejenigen, über 
‘welche am Wahltage gemäß Art. 109 Abſ. IV die Suipenfion verhängt ift. 

) Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 10, 122 Abi. 3: Die Abgabe von un- 
ausgefüllten Stimmgeiteln ift wirkliche Stimmabgabe *), Bei der Berechnung ber 
Bahl ber Abftimmenden gemäß Art. 195 Abſ. Il ber Gem. Ordn. find daher bie 
unausgefülten Stimmzettel mitzuzählen. Vergl. Min.-E. vom 23. März 1876 
‚bei v. Kahr Bd. II, 272 Anm. 4). 

Die abjolute Stimmenmehrheit nach Urt. 195 Abſ. I bagegen berechnet 
fih nach der Zahl der giltig abgegebenen Stimmen. Unausgefüllte Stimmzettel 
aber lönnen gemäß Art. 182 bj. VII nicht als giltige Stimmen in Betracht 

mmen. 

) poraus notürlih, daß ber zum NBürgermeifter Gewählte auch bie 
Veitätigung erhält. Der Austritt bezw. Die Neuwahl bat daher erit nach dieſer 
"Betätigung zu erfolgen. 

Bun Art. 196. 


) Siehe hiezu Art. 190 und 191. Allenfalls nach Urt. 191 Abſ. III 
noch audftehende Erflärungen brauchen nicht abgewartet zu werben. 


*) Wenn alfo bei 20 Abftimmenben 9 Zettel unausgefällt und bie übrigen I1 Stimmen 
‚gültig und anf eine Berfon gefallen find, jo ift letztere giltig gewählt. 
38* 
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einer Weberficht?) des gefamten Beſtandes des Magiftrats, ber Ge- 
meindebevollmächtigten und der Erjahmänner?) duch den Wahl- 
kommiſſär an Die vorgejegte Wermwaltungsbehörde®) eingelendet. 

I. Die zuftändige SA oa bat nad) Prüfung Der 
Wahlakten“), wenn fein Grund zur Verjagung der Betätigung vor⸗ 
liegt, die gewählten Bürgermeifter und rechtslundigen Magiftratsräte 
zu beftätigen®) und deren Einweilung und Verpflichtung anzuordnen. 

II. Wird eine Nichtigkeit‘) der Wahl erkannt, jo ift Diefelbe 


3) und zwar auögeichieden nach ben einzelnen Wahlperioden, in und bez. 
für welde die vetreffenden —— "“ ’ ' 

b. h. an die ben betreffenden Gemeinden unmittelbar vorgejehten tgl. 
Sestelsämier bezw. kgl. Sreisregierungen. Siehe Entich. des Verw. Ger. Hoſes 


‚121. 
*) Diefe Prüfung hat ſich aber, joferne nicht diesbezügliche Beſchwerbde er- 
oben wurde, d. 5. alſo von Amtswegen nicht darauf zu erftreden, ob bie Ab- 
immenben wirflich jämtlich wa [berechtigt waren (die Prüfung ber Wahlberech⸗ 
tigung gehört zur Yuftändigleit des FE Pr vergl. Art. 183 Abf. II mu 
180 Ab}. I und 176 Abſ. II und VI); bie betreffende Verwaltungsbehörbe fauz 
daher von Amtswegen eine Wahl auch dann nicht für ungiltig erllären, wenn 
Richtwahlberechtigte mit abgeftimmt hätten, ſelbſt in dem Falle nicht, daß nad 
Abrechnung der Stimmen diefer Nichtwahlberecdhtigten fih ein anbres Refultar 
ergeben mwürbe. Siehe nachftehende Anm. 5 a. E., ferner Entid. bes WBerw.- 
Ger.⸗Hofes Bd. 4, 30f. Ubi. 3, 
9 Diefe Veftätigung ift, foweit fie überhaupt gefeglich vorgeichrieben (vergl. 
Art. 78, 126), dem Ermefjen der Verwaltungsbehörden anheimgegeben. Es fanz 
daher gegen die Verſagung einer Deiätigung verwaltungsrechtliche Beſchtoerde 
oder Klage nicht erhoben werben und find Streitigfeiten hierüber ber Entidy. des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofes entzogen. 

Die Betätigung ſelbſt ift nicht eine folche ber Wahlhanblung, fondern nur 
eine ſolche des Gemwählten felbft. Den Lepteren ſieht daher eventuell bir 
VBeichwerbe gegen bie Berfagung zu. Durch die VBeitätigung wird eine nach 
Art. 196 IV nichtige Wahl nicht gültig; eine folche nichtige Wahl kann daher 
trog erfolgter Betätigung hinterher von Amtswegen aufgehoben werben. Entſch 
des Berm.-Ber.-Hofes Bd. 4, 54 beſonders 56 f. 

Ueber die Zuftändigkeit zur Prüfung von Gemeindewahlen fehe v. Seyb.: 
Bl. für abmin. Pr. Bd. se, 289; ferner fiehe Anm. 1 und 2 zu Art. 78 oben 
©. 468 und nadhftehende Anm. 6; auch Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 4, bt 
unten in Anm. 10, endlich v. Kahr Bb. II, 274 f. Anm. 6. 

*) Neben ber Nichtbeftätigung nach Abſ. II (fiehe vorfiefende Anm. 5) er- 
fcheint als eine weitere Art der von AUmtsmwegen erfolgenden Aufhebung ber 
Giltigkeit einer Wahl bie Erlenmung der Nichtigfeit derſelben nach Wbf. III. 
Während aljo Nichtbeftätigung nad) Abſ. II und Richtigteitserflärung nach Abf. III 
von Amtswegen erfolgen können, fann im Gegenſatz hiezu in den Fällen bes 
Abf. V eine Ball nur auf Befchwerbe eines Gemeindebürgers aufgehoben werben. 
In den Fällen des Abi. V ift alfo die Wahl nur eine anfechtbare, während 
fie in den Sällen des Abf. II mit IV nichtig ift. Auch darf die Nichtigkei 
nad Abi. IV nur von ber vorgefegten Bermwaltungs- bezw. Aufſichte⸗ 
behörbe von Amtswegen aus Anlaß der Prüfung der Wahl berückſichtigt 
werden, Dagegen nicht vom Dermaltungegerihtähofe, foferne dieſe Richtig- 
teit nicht einen Gegenftand der (zu feiner Verbeſcheidung gebrachten) Be- 
ſchwerde bildet: Entich. des Verw⸗Ger.Hofes Bd. 4, 65 in Anm. 9a. 

Auch für die Nichtigkeitserflärung nach Abſ. ILL find (ebenio wie für bie 
Aufhebung nach Abſ. V) die Vorausfegungen genau normiert. Siehe Abſ. IV 
und die Anm. 9 bis 18 Hiezu. 
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in einer mit Entjcheidungsgründen verjehenen Entichließung ®*) auszu⸗ 
fprechen und vorbehafttich der Beichwerde”?) die Vornahme einer neuen 
Wahl anzuordnen. 8) 


IV. Us Nichtigleitsgründe?) find bei obiger Prüfung von 
Amtziwegen?®) nur ®) zu berüdjichtigen: 
a. wenn eine nicht wählbare 10) Perſon gewählt wurde 11); 


b. wenn bei der Wahl nicht die erforderliche Anzahl von 
Wählern abgejtimmt 12) und 


2) Und zwar unter Beobachtung des verwaltungsrechtlichen Bere rens, 
aljio nah Unhörun voreni er deren Wahl beanftandet werben fol: ch. b. 
Berw.-Ger.-Hofes 49 ff. Siehe auch nachſtehende Anm. 7. 

) Wird bie at al3 nichtig aufgehoben, fo ift gegen ben betreffenden 
Beſchluß der vorgeſetzten Behörbe Beidhwerbe zuläflig. Dice —— hat auf⸗ 
ſchiebende Wirkung und richtet ſich nach den —— — des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. 

Siehe Art. 8 Ziff. 83 und Art. 9 Abſ. I und Art. 22 Abſ. IV des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hofs⸗Geſ. Bergl. auh Anm. 8 und 22, fomwie vorftehende Anm. 6a, ferner 
Entich. des Berw.-Ber-Hofes Bd. 4, 54; 13, 159 und 15, 150 ff. Berechtigt 
zur Erhebung der eichwere find diejenigen, deren Wahl vernichtet wurde. Entid. 
des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 4, 57 f.; 6, 126 Biff. 1. Ubi. 2; die Gemeinde ift mie t 
beichwerbeberechtigt. Entidh. des Bertv.-Ger. FH 10, 8 und v. Kahr Bd. 
289 Anm. 52. Siehe untenftehende Anm. 15 Abi. 2 ‚ ferner auch Anm. 22 en 


* Iſt die Nichtigfeitserklärung erfolgt, fo empfiehlt es fich, die —8 
erſt nach Ablauf der 14 tägigen Beichwerbefrift anzuordnen. Siehe borjtehende 
Anm. Ur Ne Ren der Nachwahl l. auch Entf bes 8 Ger. Hof 

eber dieſe Neu⸗ oder Nachwahl vergl. au ch. bed Verw.⸗Ger.Hofes 
Bd. 12, 395 Abſ. 1 

) Andere al bie in Abſ. IV „aufgefübrten Nichtigfeitägründe gibt es 
nicht; aus anderen Gründen kann aljo eine Wahl von Amtswegen nicht für nichtig 
ertlärt werden. 

°a) Bergl. Anm. 6. 

Tie verwaltungdgerichtliche a! darf einen Nichtigleitägrund nad) 
Abſ. IV, welcher fih in einem nach Abſ. V an fie gebrachten Berfahren etwa 
ergibt, nidt von Amtömegen, fondern nur Dann und nur in jomeit be 
rüdfihhtigen, wenn und wie weit eine Beichwerde nach Abſ. V fih auf eine 
in Abſ. IV genannte Gejegwidrigleit gründet, demgemäß bie letztere ala Bes 
a bezeichnet und ausgeführt bezw. biesbezüglicher Untrag beftimmt 
geitellt ift 

Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 4, 65: Der Bermaltungdgerichts 
Hof Darf, pri a 1arperdeführungen eine in Mitte liegende Nichtigkeit im Sinne 
des Art. 196 Abf. IV, wenn biefe Nichtigkeit feinen Gegenſtanb ber Beſchwerde 
hilbet, ia von Amisweg en berückſichtigen. 

Siehe auch oben Anm. 6. 


’d) Aus anderen als ben in Abſ. IV angegebenen Gründen bert die Wahl 
von Amtswegen nicht aufgehoben werben. Siehe oben Anm. 6 

} Entidy. des Berm.-Wer.-Hofe Bd. 4, 54 Abſ. I * Oben ©. 468 
Anm. 1 zu Art. 78, ferner Art. 176; ferner weiter ebenda Abf. IL: Der Um- 
ftand, baf der Gewählte in der‘ Wählerlifte al3 wählbar vorgetragen und gegen 
die Lifte keine Einfprache erheben worden ift, ſteht ber von Amtöwegen auszu⸗ 
iprechenden Vernichtung der Wahl, wenn fich herauöftellt, daß ber Gewählte nicht 
wählbar ven, Bir entgegen. Siehe auch oben Anm. 5 Abi. 2 a. E. 

1* erletzung des Art. UP, bethätigte Waplbeftechung. 
2) Bergl. Urt. 184, 195 Abſ. II. 
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c. wenn der Gewählte die erforderlihe Stimmenzahl nicht er- 
halten Hat. 18 

V. Innerhalb vierzehn Tagen!®) nad) der Belanntmadhung des 

Wahlreſultats 1) Tann?) jeder Gemeindebürger wegen Verlegung 

wefentlicher geſetzlicher Förmlicheiten bei der Eakpanktun die Wahl 

anfechten '6)' 16) 16) oder wegen gejegtwidriger Anerkennung von Ablehnungz- 


ver l. Wet. 195 Mb. I, 184 Abſ. III Gap 1. Siehe auch Entich. bes 
Verw. 4 „Hofe Bd. 4, 30 u. 6, 58, desgl. v. Kahr II 

108) außjctiehenber Frift: Entich. des Verw. —2 Bd. 4,3 Abſ. 2 
6, 129; 10, 94; ferner wegen bed Laufes ber Friſt Bd 11, 77 bejonders 82 F* 
Siehe Hachegenbe Anm. 14 Abi. 2 

0, Es beginnt demnach Die Wahlanfechtungefriſt mit Ablauf des Tages. 
an welchem bie betr. Belanntmachung veröffentlicht wurde und enbigt mit bem Ablauf 
des 14. Tages nach dem Tage ber erfolgten Belanntmachung, 3. B. wenn bie 
VBelanntmahung am 2. Dezember im Amtsblatt erfcheint, jo ift die Anfechtungs- 
frift mit 6 Ablau bes 16. Dezember vollendet. Siehe Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes 
Bd. 2, 85; Bd. 4, 5 und 52, ferner vorftehende Anm. 13 a. 

Diefe Frift ift eine abſolut ausſchließende, und zwar in der Art, daß 
die Beſchwerde während derſelben nicht blos erhoben, fondern in ben einzelnen 
Punkten aud) auögeführt bezw. prägifiert fein muß. Einlegung und Ausführung 
ber Beſchwerde muß bei ber ber betr. Gemeinde unmittelbar vorgejepten Behörde 
erfolgen. Eine Aufhebung ber Wahl gemäß Abſ. V fann nur in foweit er 
folgen, als fie angefochten bezw. als gegen fie Beſchwerde erhoben if. Eiche 
biezu v. Kahr Vd. IL, 278. lit. e u. f u. 283 

Siehe auch nachftehenbe Anm. 15, ferner Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes 
8b. 10, 78 und 94, desgleichen unten Anm. 

) Aus anderen al den in Ubi. V bezeichneten Gründen fann eine Wahl. 
anfegtung oder Wahlbefchwerbe nicht erfolgen. Eine foldhe ſteht demnach zu und 
zwar jedem Gemeindebürger: 

a. wegen Verlegung mwefentlicher gefeglicher Förmlichkeiten bei 
Besthanbtung (dm (Entfch. bes Verw. Ger.⸗Hofes fiehe in Anm. 16). Eiche 
ahr 

b. wegen —— Anerkennung von Ablehnungsgründen, 

c. wegen gejegwibriger perſonlicher Venachteiligung durch dad Wahl- 
verfahren oder durch Die Beſchlüſſe des Wahlfommiflärs oder des Wahl⸗ 
ausſchuſſes (Entſch. bes Beriv.-Ger.-Hofes in Anm. 17). 

Grundſätzlich fteht aber feft, daß nur Gemeindebürger (mit Die 
Semeindeverwaltung) eine Anfechtung ber Wahl ober eine Beſchwerdeerhebung 
ges egen biejelbe bethätigen können, da es fih nur um perſon ine Regꝛe der 

emeinbebürger handelt. Vergl. Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 10, Der 
Gemeindeverwaltung als ſolcher gr bei Gemeindewahlen tein Beflhwerbereiht zu. 
Siehe oben Anm. 7 Abſ. 2 a. 

Bd. 4, 27: Ver Bahltormiffer iſt als folcher nicht berechti g ‚ gegen den 
Beichluß ber Bertwaltungäbehörben, wodurch eine von ihm geleitete Gemeindewehl 
für ungiltig ertiärt wurde, Beſchwerde zu erheben. 

.10, 1 Vereinen jeder Art, gleichviel ob fie gefegmäßig organifiert 
find ober nicht, iſt bei einer Gemeindewahi ein Wahlaufechtungsrecht nicht ein⸗ 


geraͤumt. 

Bd. 4, 12: Das nad Art. 196 Abſ. V bezw. Art. 197 Abſ. VI jebem 
Gemeindebürger zuftehende Recht der Reklamation gegen eine vollgogene 
Gemeindewahl ift ein perfönlidyes Net. Die Erhebung einer folk etla⸗ 
mation ſeitens eines Gemeindebürgers für andere Gemeindebürger iſt demnach 
unzulaͤſſig und unwirkſam. 

Ferner ebenda: Die Verni tung einer Gemeindewahl auf Grund des 
Art. 196 Abſ. V ift nur dann zuläflig, wenn nachweislich infolge einer ber 





”;r 
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gründen, ſowie wegen geſetzwidriger perjönlicher Benachteiligung 17) 
durch das Verfahren oder die Beichlüfje eines Wahlkommiſſärs oder 
Wahlausſchuſſes 17) 18) die Beſchwerde ergreifen?) In diefen Fällen 


dort aufgeführten Urſachen das Wahlrefultat wirklich verändert ober zum Min⸗ 
beften deſſen Richtigfeit verbunfelt worden ift. 
Bergl. auch Bd. 10, 80. 


0) Bu Anm. 16 lit. a fiche folgende Entich. bes Verw. Ger.⸗Hofes BD. 
10, 122; ferner Bd. 4, 80: Eine vom Wahlausihuß auf erhobene Wahlrelia- 
mation erlafjene materichl unrichtige Enticheidung über die Wahlftimmberedhtigung 
eined Wähler? kann nicht als Berlegung einer wejentliden geſetz— 
lichen Förmlichkeit bei der Wahlhandblung im Sinne ded Art. 196 Abſ. V 
erachtet werben, ſondern nur zur Beichwerdeführung wegen gefebwidbriger 
perfönliher Benadhteiligung Anlaß bieten. 

Weiter Bd. 4, 56, auch 10, 80 und 10, 122, enblich die zu Art. 171 
angeführten Entjch. des Berw.-Ger.shofes Bd. 4, 1; 4, 378; 10, 10; beögleichen 
die bei Art. 173 genannte Entſch. Bd. 10, 6, die bei Urt. 176 erwähnte Entich. 
in ®d. 1, 336; 1, 372; 4, 42; 4, 65; 7, 85; 10, 8; 10, 77; 10, 172; die in 
Art. 178 angeführte Entih. Bd. 4, 40; die zu Art. 180 bis 184 genannte Entjch. 
in Bd. 4, 44, 10, 94, 13, 125; 4, 35; 10, 70; 11, 55; die bei Art. 187 er- 
wähnte Entich. Bd. 6, 270; endlich die zu Art. 192 genannte Entich. in Bd. 6, 
205; 9, 168, desgl. Bd. 15, 18 bejonders 20f. u. 17, 184 f., auch 10, 89, 97, 
122, 172; 6, 182; 12, 143; 15, 136; fchließlih 13, 125, bejonders 127. 

2) Bu Anm. 15 lit. e fiehe Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 4, 30 in 
vorftehender Anm. 16. 

BD. 4, 21: Die Thatfache, daß bei einer Gemeindewahl infolge eines 
Beichlufies des Wahltommifjärs oder des Wahlausſchuſſes andere Rerfonen, als 
bie von einem Wahlberechtigten gemwünjchten in die Gemeindevertretung gemäblt 
wurden, kann als eine perjönliche Benachteiligung dieſes Wahlberechtigten im 
Sinne de3 Art. 196 Abſ. V der Gem.-Orbn. nicht erachtet werden. 

Bd. 4, 40: Die Behauptung, an der Teilnahme an einer Gemeindewahl 
duch ungehörige Verzögerung ber Erteilung des erbetenen Bürgerrechtes ver- 
hindert worden zu fein, bildet für ben Betreffenden feinen Wahlanfechtungsgrund 
im Sinne bed Art. 195 Abſ. V der Gem.-Ordn.; fiehe auch Bd. 10, 89; 6, 
121 (zu Urt. 182); 1, 231 (zu Art. 184). Siehe weiter nachſtehende Anm. 18. 

i9) Die Sefepiwidrigfeit, durch welche eine perjönliche Benachteiligung her⸗ 
beigeführt wurde, kann eine formelle oder materielle fein; fie muß aber, um einen 
Antehtungsgrund nah Art. 196 Abſ. V zu bilden, vom Wahlkommiſſär 
oder vom Wahlausſchuß ausgegangen Fein, Es ift nicht Vorausſetzung der 
Anfechtung, daß bieje Gejegwibrigfeit vom Beſchwerdeführer ſchon während des 
Wahlverfahren® beanftandet wurde. Bergl. Entſch. bes Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 
10, 80. (Bergl. auch oben Anm. 6 und 9a.) 

Berjönlich benachteiligt im Sinne der vorliegenden Beſtimmung kann 
nur derjenige fein, deſſen eigene Wahl ober eigenes Wahlrecht in Frage fteht; 
daher ift auch die Erhebung einer Rellamation für einen anderen Gemeinde- 
bürger unzuläfjig, fiehe Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Ob. 4, 12 oben in Anm. 15. 
Berlönlic benachteiligt ift daher z. B. ber, weldyer von der Ausübung feines 
Wahlrechts ausgefchlofien wird ober zu befien Ungunften dad Wahlreſultat in 
gelegwidriger Weile beeinflußt ober geändert wird. Siehe vorfichende Anm, 17 
und Anm. 23 Biff. 4 a. €. 

19 Siehe auch hiezu Art. 8 Biff. 83, 9 Wbf. I und 22—24 bes Verw.⸗ 
Ger.Hofs⸗Geſ. 

Die Beſchwerde iſt bei der der betreffenden Gemeinde unmittelbar vorge⸗ 
ſezten Verwaltungsbehörde (kgl. Kreisregierung bei unmittelbaren Städten, kgl. 
Bezirksamt bei allen übrigen Gemeinden) einzureichen. Dieſe Behorden bezw. 
Stellen haben auch in 1. Inſtanz zu entſcheiden. (Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
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enticheiden 20) die vorgejehten Verwaltungsbehörden in dem durch Art. 
163 vorgezeichneten Inftanzenzuge, ſoweit nicht das Geſetz über Die 
Berwaltungsgericht3barkeit anders beftimmt21). Dieje??) Beſchwerden 
haben feine auffchiebende Wirkung 22) 28). 


Bd. 6, 127 Nr. 2.) Als gegenbeteiligt ericheint berjenige, befien Wahl 
angefochten wird. Dritte Perfonen find nicht ftreitbeteiligt. Entf. des Berw.- 
Ger.Hofes Bd. 4, 27 und 51; 6, 126 Ziff. 1 Abi. 3, Bd. 10, 8; ferner 
jiehe bejonder8 au Bd. 15, 149 ff.: Im vermaltungsrechtlidyen Berjahren über 
die Biltigfeit von Wahlen zu Gemeindbeämtern kommt gewählten Berionen, 
deren Wahl angefochten oder beanftanbet ift, die Stellung der Prozeßpartei 
zu 2. ıc. . 

Weiter fiehe oben Unm. 14 und nachitehende Anm. 20 und 21. 

*°) Bei diefer Enticheidung find bie in nachftehender Anm. 23 angeführten 
Grundſaͤtze befonderd zu beachten. Das verwaltungsrechtliche Verfahren iſt ge 
bühbrenpflichtig und find die Koften von der unterliegenden Partei zu tragen; doch 
fönnen Dritte, welche ſich am Streite nicht beteiligen (auch wenn fie beteiligt 
wären) in bie Koften nicht verurteilt werben. 

»’), In allen hierher gehdrigen Fällen enticheidet nun der Berwaltungs- 
gerichtshof in 2. und lekter Inſtanz. Siehe auch vorftehende Anm. 19. 

=), Hier find nur die Beſchwerden zur eriten verwaltungggerihtliden 
Snftanz gegen bie Wahl felbft (nach Art. 196 Abſ. V) gemeint, (nicht aber die 
Beichwerben gegen allenfallfige ftaatzauffichtliche nach Abſ. III erlaftene Beichlüfje, 
durch welche eine Wahl als nichtig erklärt wurde). 

Eine vollendete und zwar auch die angefochtene Gemeindewahl iſt io 
lange als zu Recht bejtehend zu erachten, bis da3 Gegenteil endgiltig ent⸗ 
fhieden ift. Die gewählte und in ihr Amt eingewielene Gcmeindeverwaltung ift 
daher berechtigt wie verpflichtet, bi8 zu Diefem Zeitpunfte nad) Maßgabe der 
Gem.-Drbn. die Gemeindeangelegenheiten zu verwalten und Die Gemeinde im 
ihren Rechten und Berbindlichleiten zu vertreten. Entich. des Berw.-@er.-Hofes 
Bb. 4, 472 u. 12, 395. . 

(Bergl. dagegen oben Abf. III (Anm. 7), wojelbft beftimmt ift, daß bei 
Nichtigfeitderflärung einer Wahl die Vornahme einer neuen Wahl „vorbehaltlich 
der Beſchwerde“ anzuordnen ift. Es kann denmach joldyen Falles die Neuwahl eri 
vorgenommen werben, wenn der betreffende Beichluß die Nechtäfraft beichritten 
hat bezw. in legter Inſtanz die betreffende Nichtigkeitserklärung beftätigt ifl.) 

29 Zu Art. 196 und bezw. 197 ift auf folgende Grunbdfäge, welche 
durch bie Rechtiprechung des Tgl. Verwaltungsgerichtöhofed janftioniert find, Hin- 
zumeijen: 

1) Eine (vollendete) Gemeindewahl ift in allen ihren einzelnen BVeſtand⸗ 
teifen jo lange ala gelepmäßtg und demgemäß als zu Recht beſtehend 
zu erachten, bis das Gegenteil endgiltig erwieſen ift. 

Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 4, 472. (Siehe Anm. 22 Ab]. 2.) 

2) Ubgejehen von der Nichtbeitätigung nach Abf. II Art. 196 darf von 
Umtswegen eine Wahl nur aus bem in Art. 196 Abſ. IV ange» 
führten Gründen für nichtig erflärt oder aufgehobeu werden. Siebe 
oben Anm. 9, 9a und 10. 

3) Abgefehen von den in vorftehender Biff. 2 genannten Yällen der von 
AUmtswegen erfolgenden Richtbeftätigung und bezw. Richtigfeitderflärung 

“Tann und darf eine Wahl nur auf Antrag oder Beſchwerde ber 
Gemeindebürger nach Art. 196 Abſ. V (Mrt. 197 Ubf. VL), ferner nur 
aus ben in Abſ. V bezw. auch nad Abf. IV des “rt. 196 angegebenen 
Gründen und nur intomeit aufgehoben ober abgeändert werben, al3 
die betreffenden unträge oder Beſchwerden reichen. 

4 Bergl. ntich. des Verw.Ger⸗Hofes Bd. 4, 65 oben Anm. 6 ımb 
nm. 9a. 
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g 148. 
IM. Abfehnift. 


Wahlen in Gemeinden mit Raudgemeindeverfafiung. 
Art. 197 (115, 117—122). 


I. In den Landgemeinden wird die Wahl der Bürgermeifter, 
der Beigeordneten und der Gemeindebevollmäcdhtigten in drei gejon= 
berten 1) Wahlhandlungen Durch die Wahljtimmberechtigten unmittelbar 
vollzogen. 

I. Für die Gemeindebevollmächtigten find in einer gefonderten 
Wahlhandlung Erjagmänner zu wählen, deren Zahl die Hälfte der 
eriteren beträgt. 

JO. Die Gewählten find fogleich durch den Wahlausfchuß mit 


4) Über auch in den in vorftehender Ziff. 3 angeführten Fällen der An- 
fechtung oder Beſchwerde nad) Art. 196 Abſ. V darf eine Gemeindewahl 
lediglich fomweit, aber auch nur ſoweit für ungiltig erklärt werben, 
als angenommen werden kann, baß durch bie (angefochtene) Stimm- 
abgabe von Seite nicht wahlberedhtigter Perjonen das Wahlergebnis fich 
zu Ungunften des Beſchwerdeführers geitaltet hat: Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.Hofes Bb. 1, 336; 13, 469; ferner ift in diefen Fällen die Ver⸗ 
legung einer wejentlichen en Förmlichkeit oder (mit anderen 
Worten) eine weſentliche Formverletzung nur dann als ge- 

eben zu eradjten, wenn nach der Natur ber einfchlägigen auf bas 

ahlverfahren bezüglichen Vorſchrift im Allgemeinen und nad den 
bejonderen Berhältntflen des einzelnen Falles anzunehmen ift, daß die 
Außeradhtlaffung ber eriteren auf das Wahlergebnis einen ftörenden 
Einfluß geübt hat oder doch geübt haben kann. 

Entf des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 13, 127 Ziff. 3, ferner Bd. 1, 
372; 4, 1 und 40; 11, 55; 11, 84 f. unb 4, 65 ff. 

Endlich ift eine perfönlihe Benadteiligung im Sinne des 
Art. 195 Abi. V dann anzunehmen, wenn der beichwerbeführende Ge⸗ 
meindebürger dur da3 Verfahren ober bie Beichlüffe eined Wahl⸗ 
Tommiffärd oder Wahlausfchuffes unmittelbar in feiner eigenen 
Perſon und zwar in gejepwidriger Weiſe, fei es durch Verletzung 
einer auf das Verfahren bezüglichen Vorſchrift oder einer materiellen 
Geſetzesbeſtimmung geichädigt worden ift. Jedoch kann auch aus Anlaß 
einer Beſchwerde wegen gejebtwibriger perjönlicher Benachteiligung die 
Aufhebung einer Wahl nur dann erfolgen, wenn ſich ergibt, daß ber 
gerügte fehler eine Veränderung des Wahlergebnifjeg — und zwar zu 
Ungunjten des Beſchwerdeführers — thatfählih zur Folge 
gebabt bat ober doch nad) Lage der Sache zur Folge gehabt haben 
ann. Entſch. des Verm.-Ger.-Hofes Bd. 13, 128 Abſ. 1; auch 1, 336. 

18 ndetzel. auch oben Anm. 17 und 18, ferner v. Kahr Bd. II, 285 f. Anm. 
u . 


Bu Art. 197. 

) und zwar wirb zuerft der Vürgermeifter, „neranf werben die Beigeorb- 
neten und zuletzt die Gemeinbebevollmäcdtigten und bezw. deren Erſatzmänner 
gewählt. Vergl. aber v. er Bd. II, 29. 

Siehe Hiezu auch Entich. des Berm. „Ober. Dofet Bd. 4, 5: Wenn einer ber in 
Art. 197 Ubf. I der Gem.⸗Ordn. bezeichneten Wahlhandlungen als nichtig erfannt 
wird, jo hat dies nicht notwendig auch die Vernichtung der nachfolgenden Wahl- 
handlungen zur Folge. 
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—* nungen über Annahme oder Ablehnung der Wahl zu ver: 
nehmen. 

IV. Wird die Ablehnung als begründet anerkannt, fo treten für 
die ablehnenden Gemeindebevollmächtigten die Erjagleute ein, bezüglich 
der Bürgermeifter und der Beigeordneten aber ijt jogleich eine neue 
Wahl vorzunehmen. 

V. Die Beftimmungen des Art. 192 Abſ. TI und IV find aud 
bei der Wahl der Gemeindebevollmächtigten analog anwendbar. Die 
auf Grund diefer Beltimmungen vom Eintritte Wögehaltenen find je: 
doch im Falle der Erledigung einer Stelle vor den Erjagmännern in 
den Gemeindeausfchuß berufen, wenn im Laufe der Wahlperiode das 
Hindernis ihres Eintrittes befeitigt wird. Fällt die Wahl zum Bürger: 
meifter oder Beigeordneten auf eine Berjon, welche fih zu einem 
Mitgliede des Gemeindeausfchuffes in dem in Art. 192 Abſ. III be 
zeichneten Verwandtſchafts⸗ oder Schwägerjchafts-Verhältnijfe befindet, 
jo ift Tebteres zum Austritte verpflichtet und deſſen Stelle durch 
Einberufung des Erſatzmannes zu befeten. Befindet fich der erwählte 
Bürgermeifter in dem bezeichneten Verhältnifje zu dem Beigeordneten. 
jo iſt diefer zum Austritte verpflichtet und deſſen Stelle durch Neu- 
wahl zu bejeten. 

VI. Die geichloffenen Wahlakten werden dur den Wahlkom⸗ 
miffär der vorgeſetzten Werwaltungsbehörde vorgelegt, welche nad 
Art. 196 Abi. I bis IV weiter zu verfahren Hat. Bezüglich des 
Beichwerderecht3 der Gemeindebürger finden die Beitimmungen des 
Art. 196 Abſ. V Anwendung. ®) 


Art. 198 (123). 


I. In den zu einer Bürgermeifterei vereinigten Gemeinden bat 
jede Gemeinde für fih die Wahlen des Beigeordneten, der Bevoll⸗ 
mäcdhtigten und der Erſatzmänner zu vollziehen. 

II. Nach Vollendung diefer Wahlen findet die Wahl des ge- 
meinfamen Bürgermeifter® durch die in eine Wahlverfammlung zu 
vereinigenden Gemeindeausſchüſſe nach abjoluter Stimmenmehrheit 
ſtatt. Wählbar für diefe Stelle find alle zu Gemeindeämtern wähl- 
baren Gemeindebürger des Bürgermeiftereibezirkes. 

IL. Die Giltigteit des Wahlaftes erfordert, daß mindeſtens zwei 
Dritteile der Stimmberechtigten ihre Stimmen wirklich abgegeben haben. 
Iſt jedoch die Wahl zweimal durch Nichterfcheinen der erforderlichen 


2) Vergl. hiezu v. Kahr Comm. Bb. IS. 898 Anm. 1 lit. e. Ferner ſiehe 
Entich. des Verw.Ger.Hofes Bd. 8, 112 oben bei Art. 174, weiter Bb. A, 28 
oben bei Art. 180, Bd. 4, 7 und 16 und BL. für abmin. Br. Ub. 20, 195. 
Siehe auch Art. 191 Abſ. III der Gem. Ordn. und bie Anm. hiezu. 

”) Siehe die Anm. zu Art. 196 Abſ. II bis V und die daſelbſt angeführten 
Entih. des Verw.⸗Ger.Hofes, beſonders Bd. 4, 12 in Anm. 15 a. €. zu 
Art. 1%. Siehe auch Urt. 126. 
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Beh! von Stimmberechtigten vereitelt worden, fo können bei ber 
ritten Wahlverfammlung die wirklich Erichienenen Durch abſolute 
Stimmenmehrheit eine giltige Wahl vornehmen. 

IV. Wird als Bürgermeifter ein Beigeordneter der vereinigten 
Gemeinden erwählt, fo iſt deſſen Stelle durch Neuwahl zu befeten. 

V. Wird ala Bürgermeifter ein Gemeindebevollmächtigter der 
vereinigten Gemeinden gewählt, fo ift deſſen Stelle durch Eintritt des 
Erſatzmannes zu beſetzen. 

VI. Iſt der erwählte Bürgermeiſter mit einem Mitgliede des 
Gemeindeausſchuſſes einer der vereinigten Gemeinden in der in Art. 
192 Abſ. III bezeichneten Weiſe verwandt oder verſchwägert, fo iſt 
legtere8 zum Austritte verpflichtet und deſſen Stelle nach Vorſchrift 
des Abſ. IV und V zu bejeben. 

VI. Im Uebrigen kommen die Vorfchriften des Art. 197 Abi. 
IH, IV und VI zur Anwendung. 


8 144. 
IV. Abfcmilt. 
Wahlen in den zu einer Gemeinde vereinigten Ortichaften. 
Art. 199. 


In den Fällen des Art. 153 werden die Ortspfleger und Orts⸗ 
ausfchüffet) von ſechs zu ſechs Jahren unter Leitung des Bürger⸗ 
meifter8 mit Zuziehung des Gemeindeſchreibers?) in direkter Wahl 
mitteljt mündlicher oder fchriftliher Abftimmung®) gewählt. Der 
Bürgermeifter bat hierüber ein Protokoll aufzunehmen, die Gewählten 
ar und der vorgelegten Berwaltungsbehörde Anzeige zu 

tatten. 


g 145, 
V. Abfdmitt, 


Außerordentlide Gemeindewahlen. 
Art. 200 (124, 125). 


I. Tritt im Laufe der Wahlperiode die Erledigung von Ge⸗ 
meindeämtern ein, für welche Erjagmänner nicht gewählt worden oder 


Bu Urt. 199. 

) Und gear wird zuerft in gejonderter Wahlhandlung der Ortspfleger unb 
hierauf der (aflenfallfige) Drtöausiduß durch die im betr. Orte (Ortsmarkung) 
wohnenden Gemeindebürger gewählt. Erſatzmänner werben nicht gewählt. 

) Soferne ein folcher vorhanden ift; ift dies nicht der Zall, kann auch 
eine andere unbeteiligte Perſon beigezogen werden. 

Die Ernennung eines Wahlausichufies ift nicht vorgefchrieben, aljo auch 
nicht nötig; es find nur die für die Giltigkeit ortögemeindlicher VBeichlüffe nötigen 
Borausfegungen zu erfüllen. 
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nicht mehr vorhanden find, fo ift eine Ergänzungswahl vorzunehmen), 
wenn der Magiftrat, der Gemeindeausihuß, das Kollegium der Ge- 
meindebevollmächtigten, die Gemeindeverfammlung®) oder Die vor- 
geſetzte Bertvaltungsbehörbe e3 als notwendig erflärt.®) 

I. Ergänzungswahlen für Gemeindebevollmächtigte in Städten, 
in welchen gemäß Art. 189 Abi. IT nad) Bezirken gewählt worden 
ift, find von jenen Bezirken vorzunehmen, für welche diejenigen ein- 
getreten waren, deren Stelle zu bejegen iſt. 

M. Infolge einer Ergänzungswahl eingetretene rechtskundige 
Bürgermeifter und rechtskundige Magijtratsräte haben die für ihr 
Amt vorgeichriebene Dienftzeit ) zu erfüllen. In allen anderen Fällen 
tritt der Gewählte nur für jene Zeit ein, welche derjenige, an defſſen 
Stelle er berufen wird, noch zu erfüllen gehabt hätte. 5) 6) 


8 146. 


VII. Abteilung. 
Borüßergefende und Schlußbeſtimmungen. 
Art. 201. 


I. Sene Berjonen, welche am 1. Juli 1869 die Eigenſchaft 
eines wirklichen Gemeindegliebes 1) in einer Gemeinde bejiten®), 


Zu Art. 200. 

2) Siehe Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 6, 272 und 273, 

Diefe Ergänzungswahlen find wohl zu unterfcheiden bon den Erledigungen 
bei den ordentlichen Erſatzwahlen (Art. 192 VI, 195 III u. IV, 197 IV a V, 
198 VD oder von den Nachwahlen bei Ungittigeitöertlärung einer Wahl. 

*) Eiche hiezu Art. 147 Abſ. II der Bem.-Orbn 

) Siehe hiezu Entich. bed Verw.Ger. Hofe Sb. 10, 80,81 Ubi. 3. 

d. 5. drei Yahre. Vergl. Art. 74 Abf. I 

® Gieh ie Entih. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes —8 18, 155 Abſ. 2 oben bei 
Urt. 75 Unm. 1, beionders die weiteren Ausführungen biefer Entich., ſpeziell S. 
161 bis 163 ri II Biff. 2). 

Wenn bie Erfapwahlen bald nad ben Hauptwahlen ftattfinden, fo if 
die Fertigung neuer Liften nicht nötig; e3 genügt folchen Falles, bie für bie 
legte Hauptwahl gefertigten zu ergänzen; finden die Erjagwahlen aber erft |päter 
Statt, jo müfjen neue Liften angelegt werden. 

Weitere Ausführungen zu Urt. 200 fiehe bei Lindyer-d. Sand, Conm. 
©. 453 -455, ferner beſonders bei v. Kahr Bd. LI, 297—299 

Zu Urt. 201. 

’) Waßgebend für die Frage, wer am 1. Juli 1869 dieſe Eigenichaft be- 
ſeſſen hat, find bie 88 11 ff. des revidierten Gem.-Eb. *) Giehe hiezu die Aus 
jührungen bei v. Kahr Bd. II ©. 300 - 306. 

199; An gr diez folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 139; Bd. 8, 


*) Diele Vorſchriften der 88 11-16 Tauten: 
Wirkliche Mitglieder einer Gemeinde find in ber Regel nur diejenigen, we 
) * dem Bezirke u“ elben — andigen Wopufig aufſgeſchlagen oder . ein 
bäusliches Unweſen haben, und 
2) darin entweder beſteuerte Grande befigen ober befteuerte Gewerbe außäben. 
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erwerben dafelbft mit diefem Tage kraft des Gejebes®) das Bürger⸗ 
recht, wenn bei denjelben die Vorausſetzungen des Urt. 11) oder 
155) zutreffen. Haben an dieſem Tage mehrere Berjonen auf 
Grund des ungeteilten gemeinjchaftlichen”) Eigentums eined Haufes 
oder Anweſens die Eigenichaft wirklicher Gemeindeglieder beſeſſen, fo 
erwirbt nur einer der Miteigentümer, welcher von den Beteiligten 
ber Gemeindeverwaltung bezeichnet worden ift®), das Bürgerrecht. ?) 10) 


®, Siehe Entich. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bb. 8, 246 oben S. 169 bei Urt. 
20 Anm. 169 I lit. a; ferner Bd. 1, 435 mit Bd. 9, 188 unten in Anm. 9 
und 12, 160. 

4) Siehe oben ©. 122 ff. die Anm. zu Urt. 11. 

®) Siehe oben ©. 148 ff. die einfchlägigen Anm. zu Urt. 15, ferner die 
Ausführungen bei dv. Kahr Bd. II, 304 Anm. 4: hier find nur die pofitiven 
Vorausſetzungen ded Art. 11 ober Art. 15 gemeint. Die negativen (db. h. die 
Einipruchdgründe) können bei Art. 201 nicht wirken, da hier fein Bürgerrecht 
verliehen wird. ' 

9) Und zwar am 1. Zuli 1869. Ein fpäterer db. h. nach dem 1. Juli 
1869 erfolgender Erwerb diejer Eigenſchaften bezw. Eintritt der Vorausſetzungen 
für die Erlangung des Bürgerrechts nach Art. 11 oder 15 hat für den Bürger⸗ 
rechtderwerb nach Art. 201 feine Bedeutung. 

Siehe hiezu oben ©. 150 f. Anm. 100 und 102 zu Urt. 15, ferner 
Entſch. Des VBerwm.-Ger Hofes Bd. 4, 163 oben S. 153 und Anm. 108 I lit. a 
zu Art. 15, ferner Bd. 8, 122. 
) Und zwar vor bem 1 Juli 1869, 
9 Bu at. I bes Art. 201 fiehe die Min.-E. vom 19. April 1871 „die 
Anwendung der Art. 19 und 201 der Gem.-Drbn. unb des Urt. 5 des Heimat- 
eſetzes betreffend“ (Web. 8, 766); und dagegen für die jegt in der Praxis herr» 
Phenbe Anſchauung die Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 1, 435: Jene Per- 
fonen, welche auf Grund des Art. 201 Abf. I der Gem.Ordn. das Bürgerrecht 
in einer Gemeinde nicht infolge bloßen Hausbefiges, jondern infolge ded Wohn⸗ 
figes in Verbindung mit Realbeſitz erlangten, haben mit bem Bürgerrechte zugleich 
auch das Heimatrecht in diejer Gemeinde kraft des Gejeges erworben, ohne daß 


8 12: Darunter find biernad auch bie bloßen Hausbeſitzer unb bie Gewerbäleute ohne 
Grund-Bermögen begriffen, wenn fie bon ihren Häufern oder Bewerben bie Steuern entrichten. 

8 18: Die Übrigen, einem Gemeindebezirte angehdrigen, aber mit Gemeinde-Bürgerreihten 
nicht begabten Berfonen find entweder; 


3) folge Heimatd-Angebbrige anberer Gemeinden oder Staaten, welche in ber Gemeinde 
einen bloß vorübergehenden, ober ohne grlangung ber Helmat und ohne bie Voraus. 
Tehangen bes 8 11 Udf. 2 und 8 13 Sim 1 entipredjenden fländigen Wohnfitz auf- 
geihlagen haben (Mietleute, Inleute), oder endlich 

4) auswärts wohnende und in anderen GBemeinben ober anderen Staaten aufäflige ober 
heimatberehtigte Befiger von in ber Gemeindemarkung befindlichen Grundſtücken oder 
nutzbaren Medien (Gemeinbesfyorenien). 

$ 14: Wenn Jemand an einem Orte ein befteuerte# Haus unb Gründe befigt, anderswo 
aber jeinen Wobnfig bat, fo ift ein folder verpflidtet, durch einen gehörig Bevoll mächtigten fich 
als Gemeindeglied vertreten, und bie in dieſer Sigenſchaſt ihm anftegenben Nechte ausüben hr laſſen. 

In Ermangelung eines befonderen Bevolmächtigten wird ber in ber Gemeinde wohnende Verwalter 

oder Zeitpächter des Gutes, und bei teilweiſer Verpachtung der Pächter des größten Untells an 

dem Gefamtgute als ſtillſchweigend bepollmäditigt eramtet, an den Gemeinbereiten im Namen beö 

Eigentumers Teil zu nehmen. 

8 15: Zwiſchen ben vollen und nupbaren Gigentümern, welchen Letzteren auch bie Erbpädhter 

gleich zu achten find, tritt fein Unterſchied ein. 
8 16: Huber bielen bier als Gemeinde⸗Mitglieder bezeichneten Einwohnern iſt den Ma⸗ 
iftraten der Städte geftattet, unter Beiftimmung der Gemeinde-Bebofimädtigten auch noch andere 
meinde-Betvohner als wirflide (4 11 und 12) ober als Ehrenbürger. oder auf andere Inländer 
als Ehrenbürger aus befonderen Rückſichten auf daB Gemeindewohl, vorbehaltiid, ber Allerhöchften 

Beftätigung aufzunehmen. 
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II. Berjonen, welche bisher in ber Eigenſchaft wirklicher Ge⸗ 
meindeglieder an den Nubungen des Gemeindevermögens Teil ge= 
nommen haben, behalten auch dann, wenn fie nicht auf Grumd Des 
Abi. I das Bürgerrech ht erwerben, ihr bisherige Nutzungsrecht, To 
lange pie oranzlesun en desselben fortdauern. 

II. Eine Gemeinderechtsgebühr kann unter Vorbehalt des Art. 
22 Abf. IT nur von folchen Berfonen erhoben werden, welche nicht 
ſchon am 1. Juli 1869 Anſpruch auf Gemeindenugungen haben. 
In Fällen des Art. 22 Ab. IM beginnt mit dem Tage, art welchem 
die Einführung einer Gemeinderechtsgebühr in ber Gemeinde in Birf- 
ſamkeit tritt, für Die zuvor jchon nußungsberechtigten juriſtiſchen 
Perſonen oder privatrechtlichen Vereinigungen der Lauf der fünfund- 
zwanzigjährigen Friſt. 11) 

V. Berfonen, welche an die Gemeinde früher eine Infaflen- 
oder Beifaffen-Gebüht bezahlt haben, oder melden diefelbe vom ber 
Gemeinde erlajjen worden iſt, fönnen bei Erwerbung des Bürger: 
rechts in dieſer Gemeinde den bezahlten oder nachgelafjenen Betrag 
von der betreffenden Bürgeraufnahmsgebühr in Abzug bringen. Auf 
Diele Perſonen findet die Bejtimmung des Art. 17 Abſ. I feine An- 
wendung. 


Art. 202. 


Dei Berechnung des in Art. 17 Abſ. I bezeichneten Zeitraumes 
fommt die vor dem 1. Juli 1869 abgelaufene Zeit nicht in Betracht. 


Art. 203 (127). 
Wo im gegenwärtigen Geſetze Die Seelenzahl der Gemeinden 


8 t3 d Art. 5 Abſ. II des v rieb Erkl 
eben hiez —** des — ⸗Ger. KH de 188 ei tet. bem loben 
Ju werfen I der Bejit eines Wohnhaufes ohne — in der Gemeinde 


zu verſte 
9 Zu Abſ. I ſiehe außer den bereits genannten noch weiter folgenbe Eut⸗ 
keibungen und Abhandlungen : 
J. Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes: 
a. “ wi 122 und 123; Hiezu Bd. 4, 355 oben ©. 149 f. in Anm. 96 
u Art. 
db. 4, 376 über Die Gemeindegliedeigenſchaft auf Grund Gewerbe⸗ 
“ betriebes umd hie * iff. 1 Abſ. II Sup 2 ber Min.-E. vom 12. Or 
tober 1869 über emeindewahlen ( 8, 391). 
c. 8b. 12, 156 und 168 und 15, 71 oben &. 145 in Anm: Ste lit b 
und f zu Art. 13. 
d. Bd. 2, 408; auch 18, 437. 
II. Abhandlungen in ben 81. für abmin. Br. Bb. 19, 302; 19, 399; 
19, 407; 20, 223; 21, 12; 21, 17; 21, 119; 31, 192; 31, 3 
III. Bayer. Gem. »Beitg. 
19 Siehe oben S. 173 Anm. 181 zu Art. 22 Abſ. III 
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herüdfichtigt wird), ift Diefe nach dem Ergebniffe der in den Zoll- 
vereinsftaaten vorgenommenen legten Volkszählung unter Einrechnung 
der Civil- wie der Militär-Bevölferung zu bemeften. 2) 


Art. 204. 


An den erworbenen Dienjtesrechten rechtöfundiger Bürgermeifter 
und Magiftratsräte, technifcher Bauräte und ſonſtiger Gemeinde⸗ 
bedienfteter wird nicht? geändert. Rechtskundige Bürgermeifter und 
Magiftratsräte ohne definitive Anstellung erfüllen die für ihr Amt 
beſtimmte Funktionsperiode. 


Art. 205 (128). 


I. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1869 in den 
Landesteilen recht? des Aheines in Wirkſamkeit. Die an diefem Tage 
beftehenden Gemeindebehörden bleiben jedoch bis zum 1. Januar 1870 
in ale und üben ihr Amt nah) Maßgabe des gegenwärtigen 
Geſetzes. 

II. Die in dieſem Geſetze angeordneten Organe der Gemeinde- 
verwaltung und Gemeindevertretung werden in den Monaten No- 
vember und Dezember 1869 gewählt. Die Gemeindebevollmächtigten 
in den Gemeinden mit ftädtiichen Verfaſſung beginnen ihre Thätigfeit 
fofort, nachdem fie gewählt find, die neugebildeten Gemeindevermal- 
tungen mit dem 1. Januar 1870.1) 


Art. 206 (129, 130). 


I. Um 1. Juli 1869 erlöfchen: 


1) die Verordnung vom 17. Mai 1818, die künftige Verfaſſung 
und Verwaltung der Gemeinden im Königreiche betreffend; 


Zu Art. 203. 


) Siehe Hiezu Art. 17 Abſ. I, 20 Abſ. II, 63 Abi. I, 71 Abſ. I Ziff. 3 
und Abſ. III, 102 Abſ. IV, 124 Abſ. I Biff. 3 und 159 Abſ. I Ziff. 1 der 
Gem.-Drbdn. 

1 Bergl. oben ©. 168 Anm. 164 zu Art. 20 und Entſch. des Verw.⸗ 
Ger.Hofes Bd. 11, 561 oben S. 170 Anm. 169 I lit. h. ' 
Maßgebend ift die „ortsanweſende“ Bevölkerung. 


Zu Art. 206: 


) Demgemäß richtet ſich für immer Anfang unb Ende bezw. bie Dauer 
ber einzelnen Wahlperioden für die bürgerlichen Magiftratsräte nad) dem 1. Ja⸗ 
nuar. Die Wahlperiode berjelben beginnt aljo immer am 1. Januar und ſchließt 
mit 31. Dezember — Urt. 176 Wbf. I —, (abgefehen natürlih von den Nach⸗ 
oder Erſatzwahlen im Laufe der Wahlperiode — Urt. 200 —). Ä 

Siehe auch Entſch. bed Verw.-Ger.-Hofes Vd. 6, 117: Die Wahlperiode 
ber. Gemeinbebevollmädtigten beginnt mit dem Beitpunfte der beendigten Wahl, 
diejenige der bürgerlihen Magiſtratsräte mit dem Unfange bes Kalenderjahres. 
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2) das Geſetz vom 1. Juli 1834, die Reviſion diejer Verord⸗ 
nung betreffend ; 

3) die Gemeindewahlordnung vom 5. Yuguft 1818; 

4) das Geſetz vom 22. Juli 1819, die Umlagen für Gemeinde 
bedürfnifje betreffend !); 

5) alle fonftigen entgegenftehenden?) gefeglichen Beitinmungen 
und alle®) auf die Gemeindeverwaltung bezüglidhen Ber: 
ordnungen, Vollzugsinſtruktionen und generalifierten GEnt- 
Schließungen, insbeſondere auch die in einzelnen Zandesteilen 
beftehenden Gefete und Vorichriften in Bezug auf die Em- 
führung von Verbrauchs: und anderen örtlichen Abgaben, 
ſowie die bisherigen Beſtimmungen über die ausnahmsweiſe 
beitehende Buftändigkeit der Polizeibehörden zur Wburteilung 
der Defraudationen an gemeindlichen Brüdenzöllen, Bflafter: 
göllen, Marktgefällen und ähnlichen örtlichen Abgaben; ferner 
ie in den einzelnen Zandesteilen giltigen Borlriften ũber 
die Notwendigkeit eines Streitkonſenſes oder einer Prozeß⸗ 
ermäcdhtigung bei Nechtsftreiten der Gemeinden und Der von 
den legteren verwalteten Stiftungen. *) 


I. Uufrecht erhalten bleiben jedoch bis auf Weiteres: 


1) die abweichenden Beitimmungen der Gejete vom 12. März 
1850, den Erfah des bei Aufläufen entjtandenen Schadens 
betreffend, vom 30. März 1850, die Ausübung der Jagd 
betreffend, und vom 25. Juli 1850, die Einquartierungs- 
und Vorfpannglaften betreffend 5); 


2) Art. V des Gejeßes vom 22. Juli 1819, die Gemeinde- 
umlagen betreffend ®)7); 


Zu Urt. 206. 
Web 2 kit Ausnahme jedoch bed Art. V (fiehe Ab. II Biff. 2 des Art. 2061. 
eb. 2, 12. 
») alfo nur bie (ie: einichlägigen) der Gemeindeordnung entgegen- 
ſtehenden gefehlichen Beſtimmungen. 

) und zwar ausnahmslos alle auf bie Gemeindeverwaltung 
bezüglihen Verordnungen, Bollzugsinftrultionen und generali- 

ierten Entichließungen. 

*, Die Aufhebung diejer Beitimmungen hängt zufammen mit dem Wegfall 
der Gemeindekuratel. Vergl. hierher auch die Aust rungen bezw. Anmerkungen 
zu Urt. 1, 40, 41, ferner die Einleitung, oben ©. 17 ff., 64 ff., 415 fi. 

p) ——— oben ©. 444 bie Anm. zu Art. 59, beſonders die dajelbſt 
in Anm. 3 angeführten Geſetze, welche an Stelle bes Geſetzes vom 25. Juli 1850) 
über bie Einguartierung ꝛc. getreten find, beögleichen bie Dajelbft angegebenen 
Entich. des Berw.-Ger.-Hofes, ferner das Reichsgeſetz über die Raturalleiitungen 
für die bewaffnete Macht im Frieden von 187551887 in der Tertierung vom 24. 
Mai 1898 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 367 bezw. 360 ff.). 

Diefer Art. V Iautet: „Kein Stantöbürger ift verbunden, zur Beirie- 
digung Der VBebürfniffe von Kirchen und Schulen einer Religionspartei, zu welcher 
er nicht gehört, mittelft Umlagen beizutragen, wenn nicht ein gemeinichajtlicher 
Genuß oder ein bejonderes Nechtöverhältnis beitcht.“ 








$ 146. Borübergehende und Schlußbejtinnmungen. Art. 206. 609 


3) die 88 59 Abſ. TU bis V und 94 Abf. V bis VII des 
revidierten ®emeindeedift3®), ſowie die in den einzelnen 
Landezteilen beftehenden Beitimmungen und Zuſtändigkeiten 
in Bezug auf die Verwaltung des Kirchenvermögeng und Die 
Befriedigung der Kultusbebürfniffe. ?) 


Ein ſolches „beionderes Han ift ſchon in dem Falle gegeben, 
wenn die in einem Orte befindliche fonfefiionelle Minderheit einem Schule ober 
Kirchenverbande ihrer Konfeljion nicht zugeteilt ift. 

) Bu diefem Urt. V fiehe nachſtehende Enticheidungen und Abhandlungen: 

I, Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes: 

d. 1, 21; (1, 224;) 8, 373; 4, 261; beſonders 6, 156; ferner 
18, 505; 13, 662; auch 18, 241, endlich 18, 298. 

II, Abhandlungen in den BI. für admin. Pr.: 

Bd. 30, ; ®b. 21, 46, 223, 286, 241, 257, 267, 271, 278; 
XD. 24, 127, 257; Bd. 25, 32; Bd. 39, 373; Bd. 30, 196, 805; 
Bd. 58, 65, 385. 

) Dieje gefeglichen Beftimmungen lauten: 

8 69 Abſ. III His V Ges der Gemeinden mit ftädtifcher oder 
magiftratiiher Verfafſung): Das Stirchenvermögen *) jeder Konfeſſion und Parodie, 
und zwar in ſtandes⸗ und gutöherrlichen Gemeinden nad) Maßgabe der Beilagen 
IV und VI der Berf.-Urkunde, wird einer befonderen Kirchenverwaltung anver⸗ 
traut, — beſtehend: 

a. aus dem Pfarrer (bei Proteftanten, wo mehrere an einer Kirche find, 

aus dem Erften oder einem aus ihrer Mitte Gemwählten), 

b. aus einem Abgeordneten, Borftande oder Mitgliede des Magiftrates 

wonöglich berjelben Konfeflion, 

c. aus vier bis acht bejonder3 gewählten Gemeindegliedern ber gleichen 

Konfeſſion. 

Die Etatsentwũrfe ſowie die Rechnungen werben beide zur gehörigen Beit 
dem Magiſtrate zur Einficht und Erinnerung zugejendet, welcher fie — mit feinen 
Bemerkungen begleitet, — ber vorgefeßten Kuratelbehörde zur Prüfung und Be⸗ 
ſcheidung vorlegt. 

Diejelbe Mitteilung geichieht von Seiten bed Pfarramt3 an das Orbinariat 
oder Konfiftortum zur Einfihtnahme und Erinnerung durch Mitteilung an die 
einfchlägige Kreisregierung, Kammer bes Innern. 

8 94 Abſ. V bis VIII (bezüglich der Landgemeinden): Das Kirchen- 
vermögen *) jeder Konfeflion und Parochie wird, wie bei den Stäbten einer be- 
fonderen Kirchenverwaltung anvertraut, beftehend 


1) aus dem Pfarrer, 

2) aus dem Gemeindevoriteher oder einem Mitgliede des Gemeinbeaus- 

ichuffes, womöglich berjelben Konfeſſion, 

3) aus zwei bis vier bejonderd gewählten &emeindegliedern berfelben 

Konfeflion, und zwar in ftandes- und gutsherrlichen Gemeinden nad 
Maßgabe der Beilage IV und VI der Berf.-Urfunde. 

Die Boranichläge, jowie die Rechnungen werben zur gehörigen a dem 
Gemeindeausſchuſſe zur Einficht und Erinnerung eingelendet, welcher fie, mit 
feinen Bemerkungen begleitet, der vorgefegten Kuratelbehörde zur Prüfung und 
Beſcheidung vorlegt. Bu 

Diejelde Mitteilung kann von Geite des Pfarramts an das Orbinariat 


e) d. h. das kirchliche Gtiftungspermödgen, wel bis zum Grlab des redidierten Gem.Ed. 
unter ber Verwaltung —A eneinen geanden war, 


Pohl, Handbuch. U. 89 
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Die in Gemäßheit des 8 59 Abi. IL und 8 94 Abf. V 
des revidierten Gemeindeedifts gebildeten Kirchenverwaltunger 
find berechtigt, die Kirchengemeinde in allen rechtlichen Be: 
ziehungen zu vertreten. 10) 11) 12) 








oder Konſiſtorium gejchehen, zur Einfichtnahme und Erinnerung, weldye ber Kreis 
vegierung zu übergeben ift. 

8 ſoll zu jeder Zeit eine doppelte Kaſſenſperre eingeführt und ber eine 
Schlüſſel bem Pfarrer, der andere aber bem von der Berwaltung gewählten Kirches 
pfleger zugeftellt werden. 

) Weiter fiehe über die Kirchenverwaltungen fpeziell die Einhebung be: 
Kirchengemeindeumlagen das Geſetz in 8 23 des Landtagsabidhieds von: 28. Mai 
1892: (Web. 31, 381) „die Berhältniffe der Kirchengemeinden biesfeits Des Rheins 
betreffend“, auch abgebrudt bei v. Kahr Wb. II, 810 Ann. 

Siehe oben ©. 445 Anm. 1 zu Art. 60. 

m) Wie zu Art. 60, fo ift auch zu Art. 206 Abſ. II Ziff. 3 im Allge 
meinen zu jagen, daß die Beitimmungen des revidierten Gem. Ed. auch auf bie 
Kirchengemeinde analoge Anwendung zu finden haben; demgemäß insbejondere 
auch die Hiff. 136 ff. der Bollz.-Berordn. zum Gem.-Ed. vom 31. Dftober 1837 
(Web. 8, 150). Giehe hiezu Entich. bes han Bd. 1, 310: Infolge 
der in Art. 206 Abſ. II Ziff. 3 ftatuierten Aufrechterhaltung der 88 59 Abſ. IT 
bis V und 94 Abf. V big VIII des revidierten Gem.-Ed. find auch die auf dic 
Kirchenverwaltungen bezüglihen Vollzugsbeſtimmungen in Bifl. 136—146 der 
Min.-E. vom 31. Oktober 1837, foweit ſolche nicht durch fpätere Min Entſchl. 
inäbefondere jene von 25. Auguft 1869 „die Vornahme der Kirchenv ge 
wahlen betreffend“ (Web. 8, 267) eine Aenderung erfahren haben, in Kraft ge- 
blieben. Gemäß der Beltimmung in Biff. 143 ba fi der Geſchäͤftsgang ber 
Klirchenverwaltung in Gemeinden mit Qandgemeindeverfaffung nad Analogie ber 
Berorbn. vom 24. September 1818 über bie @®eichäftsführung in ben Lanb- 
gemeinden (Web. 1, 727) zu richten ꝛc. ꝛc. 

Außer der in vorftehender Enticheibung genannten Min.-E. vom 25. Ungırk 
1869 über bie Ziechengerzantungerrgten ſiehe noch Min. E. vom 29. September 
1875 (Q.-Min.⸗Bl. 379; Web. 8, 269). 

Ferner bezüglich einiger Aenderungen im Etat3- und Rechnungsweſen du 
Min.E. vom 30. November 1869 (K.-Min.-Bl. 321; Web. 8, 463) und vom 
23. März; 1870 b. 8, 454). 

Weiter fiehe die bei Web. Comm. ©. 223 angeführten oberftrichterl. Ert. 
vom 12. März 1872 (8.-Min.-Bl. 1873 ©. bl), vom 26. November 1873 (8.- 
Min.-Bl. 1874 ©. 224), vom 18. Dezember 1874 (8.-Min.-BL 1875 5. 99). 

Ferner bie ebenda citierten Abhandlungen aus den BI, für admin. Pr.: 
Bd. 18, 209; 14, 337; 19, 224; 30, 33; 31, 40, 44, 406; 28, 137; 37, 216: 
38, 217, 257, 382, 893; 39. 401; 80, 31, 408; 82, 236; 89, 201; 40, 289: 
42, 241; 48, 161. 

1) Nah Art. 8 Biff. 37 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſ. find Verwaltungkrecht⸗ 
ſachen: die Streitigfeiten über Wahlrecht und Wählbarkeit bei Kirchenverwaltungs- 
wahlen; Giltigleit ſolcher Wahlen; Recht und Pflicht zum Eintritt in bie Kirchen. 
verwaltung; Berechtigung und Verpflichtung zum Austritt aus berfelben. 

Ferner ift nad Art. 10 Biff. 3 1. c. der Verwaltungsgerichtshof zur legt 
inftanziellen Enticheidung zuftändig bei Verfügungen in Gegenfländen ber Stants- 
aufficht auf die Verwaltung bes Kirchenvermögens, der Tirchlichen Stiftungen umdb 
der Kirchengemeinbeangelegenheiten, wenn von dem einfchlägigen 8 
organe oder von der Kirchengemeinde behauptet wird, daß bem Ki , 
einer kirchlichen Stiftung ober der Kirchengemeinde eine rechtlich nicht 
Zeiftung auferlegt oder Daß eine von der Auffichtsbehörde als ——— 
beanſtandete Ausgabe rechtlich ſtatthaft ſei; desgleichen nach Art. 10 Ziff. 12 umb 
13 1. c. bei Streitigkeiten über die Zugehbrigkeit zu einem Pfarr⸗ und Kirchen 
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Schlußbemerſtung. 


Die gemeindliche Armenpflege und im Zuſammenhange mit 
derſelben die gemeindliche Fürſorge für Kranke wird ebenſo wie die 
geſetzliche Regelung der Heimat, des Aufenthaltes und der Ber- 
ehelichung (inf. Perfonenftandzgejeb) im II. Buche. entjprechende 

ehandlung finden. 


en 


emeinbeverband und über Anſprüche und Berbindlichleiten aus dem Kirchen- und 
arrverbande ꝛc. 

ı Wir müſſen es uns verfagen, bier ausführlich über Kirchengemeinde, 
Kichenvermögen und Kirchenverwaltung zu Ipreogen ; wir behalten uns jedoch 
vor, nach Erla der gewiß dringend nötigen irchengemein eordnnung, welche 
nach beftimmten Nachrichten bereits in der Borbereitung begriffen ift, biefe Materie 
in größerer Ausführlichleit noch beſonders zu behandeln. 

Außer den oben ©. 445 bei Urt. 60 und den oben in Anm. 7 ange 
führten Entich. des Berw.-@er.-Hofes verweilen wir gie noch auf die Enticheibungen 
in 8b. 4, 19 (über Kirchenverwaltungswahlen); 9, 467 (Streit über Reichniſſe 
an niebere Kirchendiener); auch 1, 244 und 12, 899 oben ©. 413 in Anm. 15 
I lit. a zu Art. 39, ferner ganz beſonders auch die eingehende Behanblung dieſer 
Materien bei Krais, Handbuch 4. Aufl. Bb. I 88 63 bis 69 ©. 307 bis 3 
(Fircjenverwaltungen, Berwaltung bes Ricchenvermögens, Kirchengemeinden, tirchliche 

ulaft, Kultusbauproviſorien, Herftellung und Unterhaltung der Kultusgebäube, 
Behntbaupflicht). 


3% 





612 Die Diftrittsgemeinde. Geſetz v. 28. Mai 1852, bie Diſtriltsräte betr. 


#bteilung I. 


Die Difiriktsgemeinde. 
88 147—149. 


Die Diftrilisgemeinden find Dur das Geſetz (vom 
28. Mai 1852 über Die Diftriftsräte) gefhaffene (und ſowohl be- 
züglich ihres Beftandes und ihrer Bufammenfegung als ihrer inneren 
Geitaltung von ftaatlichen Anordnungen beherrichte) dauernde Ver— 
bände von einzelnen politifhen Gemeinden und ausmär- 
kiſchen Beſitzungen. 





Geſetz 
vom 28. Mai 1852, die Diftriltsräte*) **) betr. 


Art. 1. 
Sjeber Amtsbezirk einer Diltriktsverwaltungöbehörbe — in der Pfalz 


*, Das Diftriktsratögefep bezw. die Diftriftägemeinde hat durch 
v. Lermann: Die bayerische Diftriltsgemeindbe-DOrbuung 
auf der Grundlage des Geſetzes über die Diſtriktsräte vom 
28. Mai 1852 (München 1895, ©. H. Beck' ſche Berlagsbuchhandlung) 
eine meifterhafte Bearbeitung erfahren. Es dürfte der Braris ein Dienft erwiefen 
werden, wenn bei der Behandlung der „Diftriftsgemeinde” diefes Werl zu Grunde 
gelegt unb demgemäß möglichft oft auf dasjelbe verwiefen wird. (Wir citieren 
dastelbe mit Lerm.). 

**) In Bezug auf die Diftriltögemeinden bezw. Dad Geſetz über die Diftrikta- 
räte "finden ſich Beitimmungen noch in folgenden Gejegen, Verordnungen und 
fonftigen Erlafien: 

a. Art. 2 lit. a, Art. 3 und 8 des genbratageleded, Hiezu 8 47 bes 
Neichämilitärgejehed vom 2. Mai 1874 (eb. 10, 290) bezw. Art. 173 
der Gem.-Drdn. im Sufemmenpolte mit Art. 7 Abſ. 2 des Diftriltsr.- 
Gef. (Wählbarkeit von aktiven Wilitärperionen). 

b. art. 2 es Art. 123 mit Art. 112, 113 und 115 bis 121 des Boligei- 

tr.Geſ.⸗B. 

c. Art. 221, 235 Ziff. 8, 11 und 13 des Gebührengeſ. von 1892, fiehe 
oben Bd. I ©. 436, 443 und 444. 

d. Art. 8 Biff. 21, 22, 23, 24, 34 und Art. 9, endlich Art. 10 Biff. I 
des Verw.Ger.Hofs⸗Geſ. 

e. Siehe ferner die Vollzugs⸗Inſtruktion vom 10. Juni 1852 (Web. 4, 
476 f.) mit der Inſtruktion über die Wahlen ber Diftrilts- und Land- 
räte (Web. 4, 477 ff.) Lerm. S. 211 bi3 225, Hiezu Min.-E. vom 
11. Zuli 1852 Lerm. ©. 226; Min.-E. vom 19. April 1865 (Web. 
4, 697; Lem. ©. 227 ff.) über den Etat ber Diftriltägemeinben ; 
Min.-E. vom 2. Dezember 1865 (Beh. 6, 539; Lerm. ©. 236 1) über 
die Beit ber Diftriftsratöverfammlungen und die Berufungdeinlegung 
nad) Art. 23 des Geſetzes; Min.-E. vom 14. Oftober 1869 (Web. 8 
393; Lerm. S. 238) über die Diftriftäratsverhandlungen; hiezu Min. ME. 
vom 29. Mai 1878 (Web. 12, 291) befonders Ziff. 4 a. E. über bie 
Boranichläge; Min.-E. vom 21. Rovember 1866 (Lerm. ©. 239) über 
die VBeitreibung rüdftändiger Diftrittsumlagen; Min. E. vom 11. Januar 
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Diefe Verbände find für fich wieder al3 Gemeinden anerfannt 
und erfcheinen demgemäß in diefer ihrer Eigenfchaft als mit Nechts- 
perfönlichleit ausgeitattete Korporationen, denen — wieder durch Geſetz 
— beftimmte öffentliche Zmede und Aufgaben zur eigenen Wahr- 
nehmung, Erreihung oder Erfüllung zugewiejen find. 

Als Gemeinden und bezw. Korporationen bes öffentlichen Rechtes 
befiten dieſe Verbände ein gleichfalls vom Geſetze beftimmtes, aller- 
dings nicht beſonders ausgedehntes, vielmehr ziemlich enge begrenztes 
Selbfiverwaltungsrecht, zugleich mit der Befugnis, behufs Ermög- 
lichung der Erfüllung aller ihnen im Intereſſe der öffentlichen Wohl⸗ 


jeder Kanton — bildet eine Diftriftsgemeinde?) und in einem jeden ber- 
ſelben befteht als Vertreter diefer Korporation ein Diftriktrat. 3) 
Werben infolge einer YmtBorgantlation mehrere Qandgerichtäbezirte*) 
in einen DBerwaltungsbijtrift vereinigt, fo kann jeder dieſer Bezirke als 
Diftriktsgemeinde mit befonberer Vertretung fortbeftehen. 5) 


1870 (Web. 8, 483 ; Lerm. ©. 245) über Diftriftsarmenpflege: Min.-E. 
vom 5. Oktober 1882 (Web. 16, 81; Lerm. S. 240) über Buftellung 
der NMegierungöbeicheide und Berufung gegen biefelben; Min.-E. vom 
24. Mär 1887 (Lerm. ©. 241) Verteilung und Erhebung der Diftrikts- 
umlagen. 


Zu Art. 1. 


) Alſo jeder Bezirksamtsſprengel. 

)) Vergl. hiezu 8 7 des revid. Gem.Ed. von 1818/34 (Web. 1, 557), 
ferner Lerm. 8 1 ©. 233 Anm. 1. Die Diitriktögemeinden find Gemeindeverbände, 
zufammengeiegt aus mehreren einzelnen politiichen Gemeinden als ihren Mit: 
gliedern. (Siehe oben Tert ©. bi3 611.) 

Siehe ferner BI. für admin. Br. 37, 17 ff.; v. Seyd. Staatsrecht Bd. 2, 
138: Die Diltriftsgemeinden find wirkliche Gemeindeverbände höherer Ord⸗ 
nung mit lörperichaftlichen Rechten. Sie find, gleidy den Ortsgemeinden, gejeglid, 
notwendige Berbände, in welche der Stahbt — Feine Angehörigen und fein Gebiet 
— fi gliedert. Nur bie unmittelbaren Städte find vom Diſtriktsgemeinde⸗ 
verbande andgejchloffen. 

”) Siehe Zert ©. 618 und Lerm. ©. 87 ff. 

6 *) Dieſe früheren „Landgerichtsbezirke“ find jebt die Bezirke der Amts 
gerichte. 

) Dabei wird aber der Grundſatz ganz ſtrenge und ausnahmlos feit- 
gehalten, daß das Gebiet einer Diftriftsgemeinde unter Leinen lmitänden ſich 
auf mehrere Verwaltungsdiſtrikte (Be ietöamteipzengel) erftreden bürfe. dv. Seyd. 
3, 139; ferner fiehe hiezu die Min.-E. vom 5. Zuli 1879 (Web. 18, 74 f.): den 
Beſtand der Diftriltögemeinden und Diftriktsräte betr., nebft Verordn. bon: 
19. Juni 1879 (Web. 18, 50 ff.): den Beftand ber Regierungäbegirte und Bezirks⸗ 
amter betr. ; ferner Lerm. ©. 29 f., auch Bl. für admin. Pr. 14, 321 Anm. 1. 

Eine allenfallfige Umbildung von Biftriftögemeinden gehört, ſoferne fie 
ohnedies nicht bie geleplice Folge einer Uenderung bed BegirtBamtöiprengel if, 
zum ftaatlidhen Organiſationsrecht und fällt daher in die Yuftändigfeit des Tal. 
Staat3miniftertums. (Bergl. Lerm. S. 80 Anm. 3.) Nah Sinn und Bived des 
Geſetzes ericheint Die Vereinigung meßterer Diftriftögemeinden eines Bezirksamts⸗ 
ſprengels zu einer Diſtriktsgemeinde als zuläflig und mären bie diesbezüglichen 
Beichlüffe der betr. Diftriftsräte zu genehmigen, dagegen ericheint bie Umbildung 
einer Diftriltögemeinde in gun oder mehrere ald audgeichloffen. Bezüglich der 
Bermögensausfcheibung bei Diſtriktsänderungen fiehe Tert ©. 616 f. und befon- 
der Lerm. ©. 53 ff. 
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fahrt zugewiefenen Aufgaben fich die nötigen Mittel durh Erhebung 
von Steuern (Diftriftsumlagen) zu — (Lerm. ©. 23 ff.) 

Ws Mitglieder der Diftriftsgemeinden erjcheinen die zu biefen 
Verbänden vereinigten einzelnen (politifchen) Gemeinden und aus- 
märfifchen Bezirke. 

Die Diftriktsgemeinden find nun aber nicht blos (mit Rechts⸗ 
perjönlichfeit ausgeſtattete) Körperfchaften des öffentlichen Rechtes, 
jondern auh — in vermögensrechtlicher Beziehung — juriftifche 
Perſonen des Privatrechtes; als letztere können fie Sachen und R 
erwerben, befigen und veräußern. Es gelten daher nad} diejer Richtung 


Art. 2. 


Der Diftriltsrat wird gebilbet: 

a. aus ben Vertretern !) fämtlicher ?) zu bem Diftrikte gehörigen 
Gemeinden?) in der Art, daß Gemeinden bis zu 2000 s) 
Einen, größere Gemeinden für je 2000 Seelen mehr Einen 
weiteren Abgeordneten zu wählen haben?); 

b. aus den Eigentümern desjenigen Grunbbefites, von weldem bie 
öchfte Grundſteuer im Diftrifte entrichtet wird, ober aus Den 
evollmächtigten dieſer Eigentümer, mit Ein Achtel der Zahl 

ber Vertreter der Gemeinden lit. a *)°); 

c. aus den Vertretern bes unter lit. b nicht begriffenen größeren 
Grundbefißeß mit Ein Viertel ber Zahl ber Bertreter der Ge⸗ 
meinden®);; 





Bu Art. 2, 

3) Weber die en zur Vertretung des Diftriftes fiehe Aum. 2 bei 
Art. 4, ferner über die „Wählbarfeit” noch weiter Art. 7. 

9 83 ift aljo jede Gemeinde des Diftriktes vertreten; bie ausmärkifchen 
Bezirte haben als joldye keine Vertretung im Diſtriktsrate. 

2) Hiezu ſiehe 8 2 bezw. 88 2 bis 15 der Wahlinftrultion. 

eiter ſiehe nachftehenden Art. 3, ferner Art. 9 Abſ. 1 und 2, aud 3 

und 4. (Ueberhaupt verweiien wir zu Art. 2 bis 7 auf die ſchon oben erwähnte 
Min.E, vom 10. Yuni 1852 mit Inftruftion für die Wahlen der Diftrikts- und 
Landräte (citiert: Wahlinftruftion), abgedrudt bei Term. ©. 210 bi3 225 und 
Web. 4, ) _Vergl. auch BL. für admin. Br. Od. 82, 354 fi. 
R Geſ Siehe Wahlinſtruktion 8 16 Lerm. S. 215 und 45 ff., ferner Art. 4 
es Geſetzes. 

) abgeben für die Steuer ift der Cintrag im rentamtlichen Grundſteuer⸗ 
fatafter. Die Beftimmung in Urt. 11 Abſ. III der Gem.-Ordn. findet hier 
analoge Anwendung. (Vergl. auch Entich. des Verw⸗Ger.⸗Hofes Bd. 4, 251 und 
Bd. 9, 170 oben bei Art. 17 ber Gem.-Drbn. Anm. 135, endlih $ 81 des 
OrunöReuergeieneß) Siehe auch Art. 4 Abi. 1 und 10 Abi. 2 des Geſetzes und 
Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 5, 31: das den Eigentümern besjenigen Grund⸗ 
beſihzes, von welchem Die höchſte Srunbfteuer im Diſtrikte entrichtet wirb, zu- 
—5* Recht auf Teilnahme am Diſtriktsrate Tann im Falle gemeinſchafili 

e Ines entweder durch einen der Witeigentümer oder durch einen bevollmächtigten 
Stelvertreter auögeübt werden. Der Umftand, daß einzelne der Mitei r 
das bayr. Indigenat nicht befigen, Hindert bie übrigen Eigentümer nicht, jenes 
Hecht in der bezeichneten Weile auszuüben. 

® Siehe Wahlinftrultion 8 17 und Lerm. ©. 216 u. 48 ff., auch Urt. 2 
Abſ. 2, Urt. 5 bis 7, 8 Abſ. B und 9 dieſes Geſetzes. Dem Grundbefige als 
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(wie für die politifchen fo) auch für die Diftriftsgemeinden alle die⸗ 
jenigen Grundſätze und Beftimmungen, welche für juriftifche Perſonen 
des Privatrechts überhaupt gelten. Nechte der Minderjährigen find 
den Diftriftsgemeinden durch das Bürgerliche Geſetzbuch nicht ein- 
geräumt, wie überhaupt das letztere den Gemeinden eine privatredht- 
lihe Sonderftellung nicht gewährt. \ 

Was die civilprozefjuale Behandlung der Diſtriktsgemeinden 
anbelangt, fo haben fie ihren Gerichtsjtand im Hinblid auf $ 19 der 
Civil⸗Proz.Ordn. am Site des betr. fgl. Bezirksamtes; vertreten 
wird die Diftrift3gemeinde in bürgerlichen Nechtsfachen ftreitiger und 
nicht ftreitiger Art in der Regel durch den Diſtriktsrats-Ausſchuß, 
an deſſen Vorftand auch die Zuftellungen ergehen. (Art. 16 lit. a 
des Diſtriktsr.⸗Geſ.) 


d. aus einem Vertreter des Staat3ärars, wo biejes bei den Diſtrikts⸗ 
umlagen beteiligt erjcheint ). 
Ein Reitbetrag von mehr als 1000 Geelen bei lit. a wirb vollen 
2000 gleichgeachtet. Ergeben fich bei lit. b und c Bruchteile, fo werben 
diejelben, wenn fie die Hälfte oder darüber betragen, der vollen Zahl 
gleichgehalten. 





ſolchem ift aljo eine doppelte Vertretung im Diftriktsrate gejehlich zugeiprochen, 
nämlich die individuelle nad Art. 2 Abſ. 1 lit. b und bie bier unter lit. c ges 
nannte gemeinſchaftliche. 

) Siehe Wahlinftruftion 8 18 und Lerm. ©. 216f. und 52; ferner 
Min.-E. vom 3. Juli und 3. Auguft 1852 und vom 2. Oktober 1852 (Web. 4, 
528 und 529 nebft Anm. *): „in den Fällen, in welchen nach Art. 2 lit. d des 
Diſtriktsr.⸗Geſ. ein Bertreter des Staatsärars aufzuftellen ift, erjcheine es ber 
Beſtimmung des Geſetzes angemefjen, daß diefer die Intereſſen des Aerars über- 
Haupt (und der Civilliſte nad Min.E. vom 2. Dftober 1852) ohne Rüdficht 
der Fonds und Zwecke, alfo ebenſowohl das Yinanz-, als das Boll-, Salinen- 
fowie das Militär-Verar zu vertreten und zu wahren habe”. 

Zu Art. 2 fiehe noch folgende Entſch. des Verw.Ger.Hofes: 

a. Bd. 8, 126: Zur inftanziellen Entieibung von Streitigfeiten über Die 

Berechtigung zur Teilnahme an einem Viftriftsrate auf Grund des 
Art. 2 lit. b des Diſtriktsr.⸗Geſ. ift Die einichlägige Kreidregierung Kammer 
des Innern zuftändig und zwar auch dann, wenn dieſe Berechtigung 
wegen Mangel3 der bayr. Staatsangehörigkeit beftritten wird. 

Der Eintritt in den Diftriftörat auf Grund des Urt. 2 lit. b bes 
Diſtriktsr.⸗Geſ. ift durch den Bonn in einer Gemeinde nicht bedingt. 

Zu Abf. 1 der vorftehenden Entſch. fiehe auch Entich. Bd. 8, 262 
unten bei Art. 10 Anm. 3 a. E., ferner fpeziell Vd. 8, 133 unten in 
Anm. 2 zu Art. 7. 


b. Bd. 5, 31: Das den Eigentümern besjenigen Srunbbefiges, von welchem 
die höchſte Grundſteuer im Diftrikte entrichtet wird, zuſtehende Recht 
auf Teilnahme am Diftriktörate kann im Falle gemeinſchaftlichen Be⸗ 
fige8 entweder Durch einen der Miteigentümer oder durch einen bevoll» 
mächtigten Stellvertreter ausgeübt werben. 

er Umftand, daß einzelne ber Miteigentümer das bayr. Indigenat 
nicht beitgen, hindert bie übrigen Miteigentlimer nicht, jened Necht in 
der bezeichneten Weiſe auszuüben. 


c. Siehe auch Bd. 123, 8 unten bei Art. 23 Abſ. 4. 
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Bezüglich der Zmangsvollitredung in Privatrechtsfachen findet 
analoge Anmendung was oben S. 24 f. bei den politiſchen Gemeinden 
efagt ift. Ueber die Zwangsvollſtreckung in Berwaltungsftreitia 
—* Art. 46 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs-Geſ.; über Die Zwangsbefugniſſe 
der Staatsauffichtsbehörde fiehe Art. 29 Abſ. II des Diſtriktsr.⸗Geſ. 

Das den Diftriltgemeinden — wenn auch in meit geringerem 
Maße ald den politifchen Gemeinden — verliehene Recht der Selbft: 
verwaltung einerfeit3 und die Stellung der diftriftSgemeindlichen 
(lediglic) von Staatswegen geichaffenen) Verbände zum Staate andrer- 
jeits muß von felbft dazu führen, Daß der Staat — ähnlich wie bei 
den politifchen Gemeinden, aber noch in ausgeprägterem Make — 
fih das Recht vorbehält, von allen Vorgängen in der Verwaltung 
der den Diftriftsgemeinden zur eigenen Bejorgung übertviejenen öffent- 
fich-rechtlichen Gegenftände Kenntnis zu nehmen und ganz befonder? 
darüber zu wachen, daß diefe Verwaltung ſeitens der Diftrifts- 
gemeinden den gejeglichen Beftimmungen entiprechend geführt bezw. daß 
die diftriftsgemeindlichen Verbände den ihnen zugewiefenen Aufgaben 
in einer den öffentlichen Intereſſen entiprechenden, das öffentliche 
Wohl fördernden Weife gerecht werden. 

Demgemäß ſtehen die Diftriftägemeinden unter fortgejeßter 
Staatsaufficht; die letztere wird ausgeübt durch die der betr. Diſtrikts⸗ 
gemeinde bezw. dem einichlägigen fol. Bezirksamte vorgejehte kgl. 
Kreisregierung und erjtredt ſich die Befugnis der Staatsauffichtäftelle 
insbeſondere auch darauf, zur Erreichung des ftaatsauffichtlichen 
Zwedes bejtunmte Aufträge an die Diftriktsgemeinde zu erlafien und 
im Falle der Nichtbeachtung oder des Nichtvollzuges derſelben den 


Art. 3. 


Die Vertreter der Gemeinden !) werben: 

a. in Gemeinden mit magiftratifcher Derfaflung bon den in Einen 
„ahltörper vereinigten Magiſtraten und @emeindebevollmädh- 
igten, 

b. in den Landgemeinden von dem Gemeindeausſchufſe, 

ec. in der Pfalz von dem Gemeinberate 

aus ben wirklichen Gemeindemitgliedern 2) — in ber Pfalz aus ben 
Ortsbürgern —, welche eine birefte Steuer in bem Gemeindebezirke ent- 
richten, nady abjoluter Stimmenmehrheit auf die Dauer von 3 Jahren 
mittelft Wahlzettel gewählt. 


Bu Art. 3. 


if MR Siehe Art. 2 Abf. 1 lit. a diefes Geſetzes und 88 2 bis 15 ber Wahl- 
inſtruktion. 
) Wählbar find nur die Gemeindebürger, vergl. Min-E. vom 
1. Degemmber 1869 (Web. 4, 480 Anm. 2), ferner Bf. für abmin. Pr. Bb. 32, 
nm 


Bur Biltigfeit einer Wahl ift Abltimmung von minbeftens zwei Drittel 
der Wähler nötig \ 10 ber Wahlinftruftion und Art. 6 Abſ. 1). Siehe auch 
Art. 9 Abſ. 1 und 2. Wahlen von Erſatzleuten gibt es nicht. 
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Willen des Staates dadurch zur Geltung zu bringen, daß Die ge⸗ 
troffenen Anordnungen nun von ben ftaatlihen Organen felbit in 
Bollzug gejet werden (vergl. z. V. Art. 29 Abf. II d. Gej.). Andrer⸗ 
jeits aber beichließen über die Art und Weife der Erfüllung der 
den Diftriltsgemeinden auferlegten Berbindlichfeiten ſowie beaglic 
der freiwilligen Uebernahme von Xaften nach Art. 29 Abf. 1 d. Sei. 
die Gemeindeverbände felbft durch ihre geſetzliche Vertretung, den 
Diftriftsrat (vergl. Art. 27 Abf. D, und ilt es daher Sache der 
diftriftSgemeinblihen Selbftverwaltung, nicht blos ſelbſt feitzu- 
ſetzen, ob und welche Laften die Diftriftsgemeinde nach Art. 29 Abſ. I 
freiwillig übernehmen will, jondern * in erſter Linie die Art 
und Weiſe zu beftimmen, in welcher der diſtriktive Verband inner— 
halb der vom Geſetze gezogenen Schranken die ihm gejeblich über- 
wiefenen Aufgaben löſen bezw. auferlegte Verbindlichkeiten erfüllen 
wolle, wenn auch dieſes Selbftvermaltungsrecht wieder durch die nad) 
Art. 23 d. Gef. eingerichtete Kuratel (— gemäß welcher alle Ver⸗ 
handlungen des Diſtriktsrates der vorgelegten Kreisregierung vorzu⸗ 


Art. 4. 


Die Eigentümer bes in Art. 2 lit. b bezeichneten Grundbeſitzes!) 
find nur dann zur Teilnahme an dem PDiftriktsrate und zur Bevoll⸗ 
nn eines Stellvertreter3?) berechtigt, wenn fie bad Indigenat 
efiten 3). 

Gehört ein folcher Brundbefig einem Minderjährigen), einer in- 
ländiſchen Stiftung ober Korporation®), fo find deren geſetzliche Ver⸗ 





Zu Urt. 4, 
') Diefe bedürfen meber ber Berfügungsfähigfeit noch ber bonfiicen Per⸗ 
ſönlichkeit, doch mäfen fie Inländer bezw. inländildy fein. Siehe Anm. 8. 

2) Diefe Stellvertreter müfjen natürlich die Befähigung zur Vertretung bes 
Diftriftes haben, alfo Gemeindebürger in einer Gemeinde des Diftriftes, ferner 
30 Jahre alt jein und die Wählbarleit zu einem Gemeindeamte befigen. Außer⸗ 
dem ſiehe Anm. 8, auch 6 und 7, desgleichen 10. 

) Indigenat iſt gleich „bayeriſche Staatsangehörigkeit“. 

Sntändi it eine Stiftung, Korporation oder fonftige juriftiiche Perfon 
dann, wenn fie in Bayern ihren Siß bezw. nad 8 19 ber Civil⸗Proz. Ordn. 
ihren Gerichtäftand hat. 

*) Bu den „Minderjährigen” im Sinne diefer Beſtimmung gehören auch 
alle diejenigen, fir welche — oe Rückſicht auf Das Alter — aus irgend einem 
fonftigen Grunde eine Bormundichaft oder Kuratel beftellt if. . 

sd. h. überhaupt jeder juriftiichen Perfon; und zwar gehören hieher 
nicht blos die juriftiichen Perjonen bezw. Korporationen de3 öffentlichen Rechtes, 
wie 3. B. die zum Diftrift gehörigen politiihen oder Ortdgemeinden (vergl. 
Entih. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes BD. 5, 90 unten in Anm. 10), jondern aud alle 
privatrechtlichen Vereinigungen, welchen juriftiiche Berjönlichteit zukommt [vergl. 

. B. 124, 161 Abſ. 2, 210 des Hanbelsgeſetzbuches vom 10. Mai 1897, 

—* rt. 10 d. Geſetzes vom 29. April 1869 fiber die privatrechtliche Stellung 

von Vereinen (Web. 8, 62), ferner 8 17 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 — 

Beb. 19, 569 — die Erwerbs⸗ und Wirtichaftsgenofienichaften betr.], endlich 

beich ne ruhende Erbfchaft, foferne ber Erblafler die bayr. Staatdangehdrigfeit 
eſſen bat. 
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fegen und von diejer in follegialer Beratung alsbald zu verbeicheiden 
find —) eine mefentliche — 328 erleidet. (Vergl. Lerm. ©. 28). 
Andrerjeits ergibt fi aber das wirkliche Vorhandenfein dieſes — 
wenn auch im eingejchränften Maße gegebenen — Selbitverwaltungs- 
rechte aus der durch Art. 23 Abſ. INT ftatuierten Buläfligfeit einer 
Beichwerde an die Oberauffichtsftelle (Staatsminifterium des Innern), 
ferner ganz bejonders aus der Gewährung des Schubes des Verw.⸗ 
Ger.:Hofes in den Fällen des Art. 10 Ziff. 1 des Verw.Ger.⸗Hofs⸗ 
Geſetzes, ſowie aus den bereit? mehrerwähnten Beftimmungen des Art. 
27 Abſ. II und 29 Abſ. Id. Geſ., endlich ganz |peziell auch daraus, 
daß in den Motiven zu Art. 23 d. Gel. ausdrücklich ausgefprochen 
ift: daß bei den ftaatsauffichtlichen oder furatelbehörblidhen Ent⸗ 
ichließungen der kgl. Kreisregierungen „ftet3 von dem Grundſatze 
auszugehen fein werde, daß ber Diffriftögemeinde innerhalb der ge- 
jeglichen Grenzen freie Bewegung zu laffen und die Staats- 
aufficht darauf zu beichränfen tft, daß Verlegung der Geſetze und 
ee und Beichädigung der Diftriftsgemeinden zu ver- 
üten iſt“. i 

Räumlich bildet nun (Art. 1 Ab. I d. Gef.) ein jeder Amts- 
bezirf einer Diftriftsvermaltungsbehörde eine Diftriftsgemeinde. 





treter 6) zur Teilnahme an dem Dijtriltsrate oder zur Stellung eines 
Bevollmächtigten?) berechtigt. 

Die Bevollmächtigten ’) müfjen bayeriſche Staatsbürger) fein, und 
fönnen fih im Diftriktsrate auf erhaltene Aufträge nicht beziehen?) 1%). 


* Diefe gefeglichen „Bertreter” find von den „Bevollmächtigten“ wohl zu 
unterjcheiben (vergl. nachftehende Anm. 7). Der „Vertreter” hat Sig im Diftrikts- 
rate auf Grund der ihm durch Geſetz oder Statut ꝛc. übertragenen Bertretungs- 
gewalt (3. 8. der Borftand ber Genoſſenſchaft, der Handelögejellihaft ꝛc.). Er 
hat daher kraft feiner Stellung alle Befugniffe des von ihm vertretenen Höchſi⸗ 
befteuerten im Dijtriktsrate. 

Der Vertreter bedarf nicht bes „Staatsbürgerrechts“, welches für ben Be- 
vollmächtigten geforbert tft. Siehe Anm. 8 auch Anm. 10. 

’) Den Bevollmädtigten Tann die betr. Vollmacht jederzeit vom Vollmacht 
geber widerrufen werben; im übrigen hat der Bevollmädtigte bie gleichen VBefng- 
niffe wie der Vertreter, Doch leiten fich diefelben Tediglid aus ber Vollmacht ab. 
Siehe Dagegen vorftehende Anm. 6 bezüglich) des „Vertreters“. 

®) Ueber ben Inhalt und Begriff des Staatsbürgerrechtes fiehe oben Vd. I 


Im Hinblid auf Art. 6 Abſ. 2 können Bezirksamtsbeamte auch nicht als 
Bevollmaͤchtigte aufgeftellt werden. 

Huch ift der Auftraggeber nicht berechtigt, ſich gewilfe Bertretungs- 
berugni Ie borzubehalten oder dem Bevollmächtigten anbrerjeit3 bindendbe Weifungen 
zu erteilen. 

19) Bu Urt. 4 fiehe folgende Entich. des Berw.-Ber.-Hofes Bd. 5, 90: 
Gemeinden, welde in dem Diltrilt, welhem fie angehören, Eigentümer 
höchitbeftenerten Grundbeſitzes find, fteht das Recht zu, in diefer Eigenſchaft außer 
der Vertretung, welde ihnen im Diftriftsrate gemäß Art. 2 lit, a d. Gef. zu- 
tommt, ihren gejeglihen Gemeindevertreter oder einen Bevollmächtigten nad 
Art. 2 lit. ba. a. O. in den Diftriftsrat abzuordnen. 
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Ausgeſchloſſen find die Bezirke der unmittelbaren Städte. (Siehe 
biezu die Min.-E. vom 5. Yuli 1879 Web. 13, 74). Eine Aen⸗ 
derung des Sprengel3 der Amtsgerichtsbezirke ift ohne Einfluß auf 
die Bezirksbildung der Diftriftsgemeinden, dagegen ändert fich der 
räumliche Umfang der leßteren mit der Aenderung des Umfanges des 
Berwaltungsbezirtes. Werden insbefondere einzelne Gemeinden 
bon dem Sprengel eines Bezirfgamtes abgetrennt und einem anderen 
Bezirksamte zugeteilt, fo treten diefe abgetrennten Teile gleichzeitig 
aus dem bisherigen Diftriftögemeindeverband und müſſen derjenigen 
Diftriftsgemeinde bezw. einer derfelben überwieſen werden, welche zu 
dem Bezirfgamtsfprengel gehören, dem diefe Gemeinden neu zuge- 
wiefen twurden. 

Diefe Veränderungen Haben häufig vermögensrechtliche Aus: 
einanderjegungen im Gefolge, da im alle des BVorhandenjeins 
von aktivem oder paſſivem (gemeinichaftlichem) Diftrittsvermögen ſich 
von ſelbſt Anfprüche auf Abteilung diejes Vermögens ergeben müſſen. 


Art. 5. 


Die Vertreter des größeren Grunbbefiges (Art. 2 lit. c) find von 
ben 501) höchſtbeſteuerten Grundbefitzern des Diftriktes, welche nicht ſchon 
unter Art. 2 lit. b begriffen find, aus ihrer Mitte?) ebenfalls auf die 
Dauer von 3 Jahren zu wählen). Hiebei hat Lediglich die Brunbditeuer 
in Berechnung zu kommen. 

Die Wahl findet im perjönlichen Zufammentritte der Wähler unter 
Leitung der Diftriltsperwaltungsbehörde mittelft Wahlzettel ftatt. 


Art. 6. 


Zu einer giltigen Wahl (Art 8 und 5) wird bie Abftimmung von 
2 ber Wähler und die abfolute Stimmenmehrheit der Abftimmenden 
orbert. 
Die Beamten der vorgejegten Diltriktsverwaltungsbehörde können 
nicht als Mitglieder des Diftriktgrates gewählt werden !). 


Bu Urt. 5. 


') Siehe hiezu 8 17 Abf. 4 der vr Ar Anftatt der nicht quali- 
ficterten (unter den 50) find die nächftftehenden höchftbeftenerten Grundbeſitzer 
bis zur Erfüllung der gejeblihen Zahl (von 50 zur Wahl befähigten) zu berufen; 
und hiezu wieder Lerm. ©. 49 f. und 51 Anm. 6. 

3) Es ift alfo bier jede Stellvertretung ausgeichloflen und zwar ſowohl bei 
den Wählern als den NE außerdem müflen bie Gewählten zum Eintritt 
in ben Diftriftörat befähigt jein, müfjen auch bayr. Staatsangehörige fein; fiehe 

rt 


auch .7. 
9 Die Beſtimmung des Art. 9 findet auch hier Anwendung. 


Bu Urt. 6. 


?) Sie lönnen audy nicht ald Bevollmächtigte des höchftbefteuerten Grund- 
beſitzes beftellt werben. Siehe Anm. 8 Abſ. 2 zu Art. 4, ferner auch 8 XVI 
Abf. 1 der Dienftespragmatit vom 1. Januar 1806 und IX. Berf.-Beil. 8 21 
Abſ. 2 (oben Bd. I S. 595). 
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Diefe Vermögensausfheidungen find öffentlich-rechtlicher Natur, 
da fie ihren Grund in der bisherigen Augehörigfeit des ausſcheidenden 
Bezirles zu der Öffentlich-rechtlichen Korporation, der Diſtriktsgemeinde, 


Art. 7. 


Sämtliche Mitglieder des Diftriftsrates müfjen das 30. Lebensjahr 
äurüdgelegt haben. 
8 von der Wahl ber Gemeinbevertretung ausichließt, Ihliebt 
auch von der Wahl (Art. 3 und 5) und dem Eintritte in den Diftrifte- 
rat (Art. 4) aus.1)2) 





Art. 8. 


Kan. Ablehnung oder freiwillige Niederlegung der Wahl!) findet 
nur fta 

a. wegen zurildgelegten 60. Lebensjahres ; 

b. wegen nad) *5 — eiſtiger oder förperlicher Unfäbigteit ; 

c. Par Sa Gewählte (do on einmal bie Stelle eines Diftrittsrates 

echs jahre lang ununterbrochen befleidet hat?). 

Der — enticheibet hierüber ohne Zulafjung einer Berufung). 

Der Berluft ber bie Wählbarkeit bedingenden Eigenfchaften bat Den 
Austritt zur notwendigen Folge. 


Zu Urt. 7. 

) Ausgeſchloſſen vom Diftriltsrate find demnach: Nichtbayern; wicht- 
bayriſche Stiftungen, Korporationen, juriftifhe Perſonen; ferner alle, welchen d 
Berechtigung zu Gemeindeämtern zu wählen und gewählt zu werben entzogen A 

re ar jo lange als biefer Buftand dauert. Siehe hiezu Art. 170 17 172, 173 

V und 175 der redhtörhein. Gem.-Orbn. und die einichlägigen Anm hiegn 
—* Art. 100, 102, 103 Abſ. III und 104 der pfälz. Gem.Ordn. 

" Entf. d es Berw.Ger.-Hofed Bd. 8, 133: Wllenthalben nehmen auf 
Grund de Art. 2 hr. b db. Geſ. an ben Diftriktsräten Großbegüterte Anteil, 
welche in feiner Gemeinde des Diftriftes ihren Wohnfig haben. Diefe Proris 
berubt auf einer richtigen Auslegung des Urt. 7 Ubf. 2 d. Geſ., welcher nicht bie 
pofitiven Erforderniffe der Gem. Orbn., jondern nur bie —* Ausſchließungs· 
gründe auf den Diſtriktsrat für anwendbar erflären will. Die poſitiven Erfor⸗ 
bernifje eined Ortsbürgers (wirklichen Gemeindegliedes) verlangt dae Diftriltsr.- 
Geſ. in Art. 3 nur für bie Vertreter der Gemeinden im Diſtriktsrate ıc. 


Zu Art. 8 


') Die Veſtimmung des Art. 8 (Ablehnung 2c. der Wahll) begicht fi fi a 
aljo nur auf die gewählten Mitglieder des Diftriltörates; einen Verzich 
eine Ablehnung ber Xertreter bed hödhftbefteuerten Grundbefihes na 3 2 
Abi. 1 lit. b fennt das See nicht. —— edoch Anm. 3 

) Vergl. hiezu Art. 174 der —*8 n. über Ablehnung von Gemeinde- 


wahlen. 

Hier macht es feinen Unterichied, zu weldyer Zeit biefe ununterbrochene 
jechsjährige Dienftleiftung erfolgt ift, ferner ob der Betreffende als gewählter 
Diſtriktsrat (fiehe Anm. 1) oder als Vertreter des höchftbefteuerten Grundbeſitzes 
Mitglied des Diftriftärates war. 

“ Doch fteht diefe Beſtimmung ber Befugnis ber Kreidregierung nidt 
entgegen, daß fie mit den übrigen Beſchlüſſen bes Diftriftörates auch bie Ye 
gemeinten prüfe und anenfaltfige Geſetzwidrigleiten beanftande, wenn fie auch 
etr. Beihluß nicht abändern Tann. 
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aljo in einem öffentlich-rechtlichen Verhältnifje haben. Dengemäß- tft 
auh für den Fall der Entitehung von Streitigleiten bezüglich der 
Beilegung bezw. Entſcheidung der letzteren im Seiebe über den Verw.⸗ 
Ser.=n0f Beitimmung —*88 welche im Art. 11 desſelben dahin 
lautet, daß — wenn Aenderungen im Beſtande von Diſtrikten ein- 
treten und ſich die Beteiligten über die Teilung oder Auseinander⸗ 
jegung des Diſtriktsvermögens oder über Die Rechte und Pflichten in 
Bezug auf beitehende Anftalten nicht gütlich zu einigen vermögen, — 
in legterer Beziehung fchiedsrichterliche Entſcheidung einzutreten habe. 
(Näheres hierüber fiehe Lerm. ©. 33 ff.; ferner vergl. Eutſch. des 
Berw.-Ger.-Hofes Bd. 14, 104, 106 f. und 96; Bd. 11, 499; Bo. 
12, 373, deögleichen BI. für admin. Pr. 14, 90, 96 (au) 321 ff.); 
18, 200; 20, 246 ff.; 34, 23 ff.; endlich oben bei Art. 4 der Gem.: 
Drdn. ©. 50 f. 

Wie die politiiche Gemeinde zur Aeußerung ihres Willens als 
Körperfchaft und juriftifche Perſon einer Vertretung bedarf, fo ift das 
Gleiche auch bei der Diftriftägemeinde der Fall. Nah Art. 1 Abi. I 
d. Gel. ift num als Vertreter der Diftriftögemeinde: der Diftrikts- 
rat beftellt. (Näheres über denjelben fiehe weiter unten.) 

Die Abgabe von Willenzerklärungen, überhaupt jede Thätigfeit 
nah Außen ift aber einer Gemeinde bezw. einer Korporation, aud) 
einem Kollegium nur möglich durch die Vermittelung phyfiicher Per- 
jonen, welche für die Korporation bezw. dag Kollegium Erklärungen 
abzugeben, überhaupt zu handeln und für die Korporation, das Kol- 
fegium thätig zu fein Haben. Demgemäß wählt auch nad) Art. 15 
Abf. I d. Gef. der Diftriftsrat auf Die Dauer feines Beſtehens aus 
feiner Mitte einen (Diftrifts:) Ausſchuß, deſſen Geichäftzkreis durch) 
Art. 16 d. Gef. beitimmt ift und welcher vor allem die laufenden 
Geſchäfte zu bejorgen und nad) gejeglicher Anordnung die gejamte 
Berwaltung des Vermögens der Diftriktögemeinde zu leiten und be: 
jonderd die leßtere in allen jenen Fällen zu vertreten hat, welche 
nicht ausdrücklich zur peziellen Auftändigteit des Diftriftsrates ver- 
wiejen find. (Näheres hierüber |. Lerm. ©. 81 ff.) Ferner wählt der 


Art. 9. 


Bei eintretender Erledigung der Stelle eines Diftriftsrates findet 
eine neue Wahl ftatt!). 

Der Gewählte tritt an die Stelle des Austretenden auf bie Dienjtes- 
dauer, welche diejer noch zu erfüllen gehabt hätte. 

Die ordentliche Erneuerung ber Wahlen gefchieht alle 3 Jahre. 

Die Austretenden find wieder wählbar, foferne fie die bie Wähl- 
barkeit bebingenden Eigenſchaften nicht verloren haben. 


Bu Art. 9. 
) Diefe Neuwahl Hat anch in allen Fällen das kgl. Bezirksamt dann an- 
zuordnen, wenn ber Diſtriktsrat beichlofien Hat, daß ein durch Wahl zum Eintritt 
beftimmtes Mitglieb nicht eintreten könne. Siehe Anm. 2 zu Urt. 10. 
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Diftriktsrat neben dem Ausſchuſſe noch bejonderd für die Erhebung, 
Verwendung und Verrechnung des Diſtriktseinkommens einen Di- 
ftriftsfajfier, welcher von der Diſtriktsverwaltungsbehörde für 
fein Amt verpflichtet wird (Art. 20). Die Rechnungen der Diſtrikts⸗ 
faffe und aller Diftriktsanftalten werden, bevor fie dem Dijtriftsrate 
vorgelegt werden, erft vom Diftriftgausfchuffe revidiert (Art. 16 Hit. e) 
und bierauf vom Diftriktsrate geprüft und entweder anerkannt oder 
gegebenen alles beanjtandet. (Art. 11 lit. c.) 


Art. 10. 

Die Wahlakten werben durch bie be Dem 
Diftriltsrate zugeftellt, welcher über Wahi⸗ nſech tungen ſowie über die 
gehörige Benollmächtigung ber in Art. 2 lit. b und d bezeichneten Ber: 
treter ieter {ef und ohne Zuläffigkeit einer Berufung befchließt !)2) 3). 


Bu Art. 10. 

’) Diefer Beſchlußfaſſung v2 jelbftverftänblich bie Brüjung ber Wahl—⸗ 
aften vorauszugehen, beſonders auch nad b er Seite, ob einerjeit3 bie 3* 
andeerf eit3 die nach Art. 2 Abſ. I lit. Eintretenden auch befähigt 

find, in ben Difirittöret einzutreten. Auf Grund dieſer Prüfung Ha 

gt In, nach freiem, aber vom Geſetze geleiteten Ermeflen zu — —— 
—5 ob die Wahlen als geſetzmäßig vorgenommen und daher Ar rechtögiltig 
zu erachten, andrerfeit ob Die Gewählten und bezw. bie ald Vertreter bes hödhk- 
befteuerten Grundbeſitzes zum Eintritt Beftimmten auch perfönlich zu Di biefen: Ein» 
tritt nad) Maßgabe des Geſetzes geigenichaftet find, endlich auch o Bertreter 
des Staat8ärard (und der Civilliſte) wirklich mit Kommifforien Derfehen ind reip. 
deren nborbuung faktifch erfolgt ift, beögleichen ud ob die Bevollmächtigten ber 
Vertreter des hödhitbefteuerten Grundbeſitzes im Beſitze von orbnungsmäßigen 
Vollmachten find. (Siehe audy Anm. 3.) 

) Wird jeitend bed Diſtriktsrates Beſchluß dahin gefaßt, daß ber in des 
Diftriktörat Gewählte nicht befähigt und daher perjönlich nicht befugt fei, in bem 
Diſtriktsrat einzutreten, oder baß bie Wahl fonft nicht ei, ki, jo diefe 
Beihlupfaffung, da Berufung nicht zuläffig ift, den Rücktritt 
gut unmittelbaren Folge und muß demgemäß feiten & bes Igl. Besirttamtet eine 

euwahl angeorbnet werben und zwar auch dann, wenn das letztere mit ber 
Anſchaumg des Diſtriktsrates nicht einverſtanden wäre. Bergl. Anm. 1 zu Art. u 

Die Prüfung und Entſcheidung des Diftriftsrates in 

die Bere des — euerten Grundbeſitzes, vielmehr bezüglich ber Bevoß- 
mächtigten berjelben — ſich nur darauf beſchränken, ob die betr. Vollmacht 
wirtlih und in ridtiger gorm ausgeftellt, bezw. rechts⸗ und orbnungt- 
gemäß vorgelegt worden ift, ſodaß alſo ber Wille ber Rollma re 
deutig erfennbar und feine Unterfchrift amtlich als echt beftätigt i 
auf die Bertretungsbefugnis der enollmächtigien bezüglichen Fragen Reben ebenfo 
wie die fonftigen Streitigleiten über bie Berechtigung zur Zei Zeilnahme am Diftrifts- 
rate auf Grund des Art. 2 Abſ. 1 lit. b (alfo als 
Grundbeſißes oder als Bevollmächtigte eines ſolchen —2— nach Art. 8 
Bifl. 21 bes Berw.-Ser.-Hofö-Wef. der verwaltungsrichterlichen Enticheibung zu 

Zur Unrufung des Verwaltungsrichterd ift zunächft derjenige befugt, 
der Eintritt in den Diftriftsrat ‚bezw. bie Teilnahme an bemjelben verweigert ober 
beftritten wird. Gegenbeteiligt im Streite erſcheint — foferne nid von ber er De. 

drde bdiefe Berechtigung zum Eintritt abgelprochen MR ai 
Biete Bine e Berechtigung ir en ene nimmt, ober a ac der — m 
berechtigung ausgeiprochen Bebteren ed mu iNtörot 
eur ieden Fall mit feiner Gears ehört werden. 
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Bezüglich aller Angelegenheiten, welche ſich zur Tollegialen Be⸗ 
ratung und Beichlußfaffung eignen, faßt der Diſtriktsausſchuß feine 
Beichlüffe nah Stimmenmehrheit. (Art. 17.) 

Der Vollzug diefer Beichlüffe, ebenfo die Beforgung derjenigen 
Geichäfte, welche * nicht zur kollegialen Behandlung eignen, obliegt 
dem Ausſchußvorſtande, welcher überhaupt in der Regel als diejenige 
phyſiſche Perſon erſcheint, die für den Diſtriktsausſchuß und daher in 
letzter Reihe für die Diſtriktsgemeinde ſelbſt Handelt. 

Der Diſtriktsausſchuß verſammelt ſich nur auf Einladung des 


Im Falle des Art. 2 lit. b kann jeder der dort bezeichneten Eigen⸗ 
tümer nur Eine Stimme in dem Dijtriktsrate in Anſpruch nehmen und 
im Falle gemeinjchaftlichen Befies dieſelbe nur durch einen Stellvertreter 
ausgeübt werden 8). 





Art. 11.1) 


Zum Wirkungskreije des Diftriktsrates?) gehören alle Angelegen- 
heiten), welche die der Diſtriktsgemeinde ald Korporation*) zuftehenden 
Rechte und Berbindlichkeiten betreffen), insbejondere?®): 


Zufändig in erfter Inſtanz zu enticheiden ift folchen Falles die gl. Kreis- 
regierung. Siehe Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 8, 126 oben bei Art..2 
Unm. 7 lit, a und Bd. 3, 262: Ueber bie beftrittene Berechtigung eine dem 
Piftriktörate auf Grund des Art. 2 Abi. 1 lit. b des Diftriktör.-Gef. angehörigen 
Mitgliedes zur ferneren Teilnahme am Diftriftörate ift nicht vom Diſtriktsrat 
endgiltig zu beichließen, jondern nach Vernehmung bed Diftriltsrates im Ver⸗ 
waltungsrechtäwege zu entfcheiden und zwar in 1. Inſtanz nicht von der vor⸗ 
geleßten Diftriftsverwaltungdbehörbe, fondern von ber einichlägigen Kreisregierung 
mmer des Innern. 

Die Erhebung des Berwaltungsrechtäftreites ift an feine Frift gebunden; 
do Hat die geichehene Erhebung die Folge, daß ber Beanftandete bis zur Ent- 
cheidung von der Zeilnahme am Diftriftörate ausgeſchloſſen ift. Eine weitere 

Ige der Nechtshängigfeit ift, daß ber feiner eitigen Entj {dung des Berwaltungs- 
richters die Thahladen und Umftände zu Grunde zu legen find, melche zur Zeit 
der Anhängigmachung des Streited gegeben waren. — Die Beichwerde gegen bie 
Regierungdenticheidung (I. Inftanz) geht an den Verw.⸗Ger.Hof (letzte Inſtanz). 


Bu Art. 11. 

) Siehe Lerm. 88 14—16 ©. 59—73; v. Seyd. Bb. 3, 142 ff. u. 703 f. 

) Vergl. hiezu aud die Anm. zu Urt. 16. 

fl Die der Diftriftögemeinde als Korporation (fiehe nachjtehende Anm. 4) 

auftehenden Rechte und Berbindlichleiten bezw. Die hierauf bezüglichen Angelegen⸗ 
heiten, welche jämtlich dem Diſtriktsrate zugewieſen find, teilen ſich: 

a. in ſolche, weldye ſich auf den Beſtand, die Eriftenz, das Gebiet, ſowie 
auf die Bertretung der Diftriftögemeinde, auf die Bildung des Diftrilts- 
rates, die Nufftellung des Diſtriktsausſchuſſes und des Diftriktsfafliers, 

b. in foldhe, melde fih auf bie Belorgung und Erfüllung ber den 
Diftriftägemeinden vom Geſetze übermwiejenen Aufgaben, 

e. in ſolche, welche fi auf bie Beihaffung der ittel zur Be 
feiebigung ber ſich bei den Diftriftsgemeinden ergebenden Bebürfniſſe 


d. I, De ushartes — uf de Führung des biftriltögemeind- 
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Borftandes, doch muß die Einberufung erfolgen, foferne mindeftens 
die Hälfte der Ausfchußmitglieder Antrag hierauf ftellt (Art. 18). 
Der Diſtriktsausſchuß tft wohl nach Art. 15 nur auf die Dauer 
des Beſtehens des Diftriftärate® gewählt, Hört aljo mit Beendigung 
der Diltriftsrats-Wahlperiode (3 Jahre) von felbft auf; jedech im 
Falle der Auflöfung des Diftriktsrates hat der Diftriktsratsausfchuß, 
— welcher überhaupt dazu berufen ift, die Intereſſen des Diftriktes 





a. bie Prüfung 5) und Feſtſtellung 6) des jährlichen Boranfchlages 
(Etat3)?) aller Diftriltsausgaben ®)?); 


ad a. Fe u gehören 3. B. die Beichlußfaffungen über Auflöjungen bes Di⸗ 
riktes, Vereinigung mit einem andern, über Bermögensanseinanber- 
jegungen wegen Beränderung bed Diſtrikts zc., die Prüfung und Ber- 
beicheidung der Wahlalten, Beteiligung an der Landratswahl, Wahl 
bed Ausſchuſſes und des Diſtriktskaſſiers, 

ad b. hieher find zu zählen Beſchlußfaſſungen über die gejeglichen Berpflich- 
tungen des Diſtriktes, fpeziell über die Diſtriktslaſten (Art. 27 db. @ei.; 
Urt. 88 bed Urmengejepes), über Einrichtung von Diſtriktsanſtalten 
und über allenfallfige fonftige (freiwillige) Leiftungen; weiter auch die 
Aur Unteritfißung ber Staatsgewalt nötigen Beſchlußfaſſungen (Art. 11 
it. g und i), 

ad c. dazu find zu rechnen die Beichlüffe über Erhebung und Berteilung von 
Diſtriktsumlagen, Aufnahme von Darlehen (Art. 11 lit. d), Feſtſtellung 
ber 2 ilgungöpläne, Aufzehrung von Dijtriltövermögen (fiehe hiezu ri. 
30 Abſ. 1 lit a und Art. 27 lit. b Ziff. 2). 

ad d. Hier ift vor allen bie Feſtſetzung bes Diſtrikts Etats zu nennen und 
die Brüfung und bezw. Unerlennung (oder bezw. Beanftandung) aller 
— ect inkl. derjenigen der Diſtriktsanſtalten, eudlich bie 
Beſchlußfaſſung über Erwerbung und Beräußerung von Realitäten und 
nußbaren Rechten. 

Schließlich kommt dem Diſtriktsrat gemäß Urt. 11 hund i eine gewijfje 
Sontrole der Haatiichen Verwaltung und indbejondere die Befugnis zu, „über den 
Zuſtand des Diftriktes und über etwa wahrgenommene Gebrechen der Bertvaltung 
beiTeiben ih zu äußern und hierauf bezüglide Anträge und Beſchwerden zu 

ellen”. 
a 94) Bezliglich weiterer Gejchäftsaufgaben des Diſtriltsrates ſiehe unten 
nm 


*) ſowohl bes öffentlichen Rechtes als auch — in vermögensrechtlicher Br- 
ziehung — bes Privatrerhtes. 

) Siehe Hiezu bie Ausführungen bei Lerm. ©. 62 Anm. 11. 

*) Diefe Feſiſtellung erfolgt natürlich vorbehaltlich der Entichliegung der 
Igl. Kreißregierung im Hinblid auf Art. 23 Abſ. 1b. Gei. 

) Sıehe hiezu Min.⸗Entſch. vom 22. Januar 1855 (Web. 4, 673), ben 
Haushalt ber Diftrikte betr.: Befteht in einem Diftrilte die Notwendigfeit irgend 
einer Muagabe uach Art. 27 des Diſtriktsr.⸗Geſ., jo muß dafür aud nad 8 
gabe des Geſetßes geforgt und inöbejondere ben Beitimmungen des Urt. 11 und 
16 desjelben ın Anſehung der Brüfung und SFeftftellung der Voranſchläge und 
der Rechnungen der Bollzug gefichert werden zc. 

9 Selbſtverſtändlich hat der Diftriltzrat auch die Diftrilitseinnahmen 
zu prüfen, da ſich erjt nach dem fyeitftehen ber vom Ausſchuſſe ala Bermögens- 
— ũberwieſenen Einnahmen beſtimmen läßt, welche Ausgaben feſtzu⸗ 


ſtellen find. 
*) aller Ausgaben, alſo auch derjenigen für ſämtliche Diſtriktsanſtalten 
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in allen Fällen zu wahren, in welchen der Diſtriktsrat dies nicht zu 
thun vermag — nad) Art. 19 feine Serrichtungen bis dahin fortzu- 
fegen, wo der Diſtriktsrat neu gewählt und der Ausschuß aus der 
Mitte des Iebteren wieder neu beitellt iſt. 

Die Mitglieder des Diitriftsratsausschuffes find der Diitrifts- 
gemeinde für jeden Schaden verantwortlich, welchen fie derjelben durch 
ihr Verſchulden zugefügt Haben; mehrere Schuldige haften folida- 


b. vie Beantragung 10) und PBerteilung der nötigen Diltriftsums 
agen '"); 

c. die Prüfung reſp. Anerkennung ober Beanjtandung ber Diftriftö- 
kaſſe⸗Rechnung und der Rechnungen aller Diftriftsanftalten 12) , 

d. die Aufnahme von PBaffivfapitalien zur Bejtreitung außer- 
ordentlicher 18) Bedürfniffe bes Diftriftes und bie Feſtſetzung 
des besfalljigen wilgungsplanes 14); 

e. die Erwerbung oder Veräußerung!) von Realitäten 16) oder 
nußbaren Rechten!?) der Diftriktsgemeinde ; 





0) Der Diftriltsrat Hat nur zu „beantragen“ bezw. proviſoriſch die Um⸗ 
lagen durch Beſchluß feſtzuſetzen. Die eigentliche Seltiegung erfolgt erft Durch bie 
na an. 23 ftattfindende Entichließung der ol. Regierung. Vergl. unten 


nm. 18, 

1) Siehe hiezu Art. 30, 81 und 82 d. Gel. 

Bezüglich des Befteneruingsrechtes, welches durch biefe Beſtimmung den 
Diftrikten eingeräumt ift, unterliegen biefelben der ftaatlichen Aufficyt und zwar 
in folgender Richtung: 

a. DiftriftSumlagen bürfen erft dann zur Erhebung beichloffen werben, 
wenn primäre Dedungsmittel des Art. 30 nicht vorhanden find oder 
nicht ausreichen. 

b. Soferne primäre Dedungsmittel nicht oder nicht in genügender Höhe 
egeben find, müſſen Diftrilt3umlagen erhoben werben. 

c. Bei Auferlegung bezw. Erhebung von Diſtriktsumlagen müſſen Die 
wingenden Beitimmungen des Art. 31 beachtet werden. 

d. Auch bei der Abſtufung ber Umlagen nad Art. 32 darf fein an— 
berer Waßitab ala der der Teilnahme an ben Vorteilen der betr. 
Unftalten und Einrichtungen zu Grunde gelegt werben. 

Die Vorlage der Rechnungen an ben Diftriltsrat erfolgt bei el 
ordentlicher Yahresverfammlung und zwar in bem dem betr. Rechnungsjahre fol- 
enden Jahre. Wenn der Diſtriktsrat Beanſtandungen erhoben hat, find die⸗ 
—* zu befeitigen, bevor die Rechnungen der kgl. Regierung vorgelegt werben. 

Sie Hiezu Min.E. vom 14. Oftober 1869 (Web. 8, 393): „Die Diftrikts- 
ratöverfammlungen betr.” beſonders Biff. 3 derjelben. Näheres hierüber fiehe in 
den Anmerkungen zu Art. 21. 

’”) Bezüglich ber Mittel zur Dedung orbentliher ober regelmäßiger Be- 
bürfnifje des Diftriktes ſiehe Art. 30. 

) Was von ber erſten Feſtſetzung der Schulbentilgungspläne gilt, hat 
auch Beltung für die allenfallfige Ubänderung derjelben im Laufe ber Tilgungs⸗ 
periode. 

1 Auch Bergleiche zur Beilegung von Gtreitigleiten über Realitäten 
oder Be Nechte bedürfen der Beichlußfaffung durch den Diftriktärat. 

29 d. h. von unbeweglichen Sachen (Immobilien). 

39 d. h. von binglichen Rechten. Forderungsrechte mit den etwa für fie 
vorhandenen Pfandrechten gehören nicht Hierher, find vielmehr ber Verwaltung 
des Diftriftsausfchufles anheimgegeben. 

Bohl, Handbuch IL 40 
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riſch; die Haftbarkeit erftredt fi” aber nicht auf alle Ausſchußſ- 
mitglieder als foldye, fondern nur auf die, welche im einzelnen 

den betreffenden Schaden veranlaßt haben. Das Verſchulden, ſowie 
feine Grenze wird Durch die vorgeſetzte Auflichtsftelle auf Anrufen 
des Diſtriktsrates feftgeftellt; die Frage der Entichädigung ſelbſt bezw. 
der Höhe derjelben würde gegebenen Falles der richterlihen Ent- 
ſcheidung unterliegen. (Siehe hierüber Lerm. ©. 86 f.) 

Wenn nun auch der Diftriftsrat3-Ausfhuß (und für ihn fein 
Borftand) eine außerordentlich wichtige und ausfchlaggebende Stellung 
im Organismus der diftriftiven Verwaltung einnimmt, indem er faf- 
tifch und wirklich innerhalb der ihm durch das Geſetz und durch die 
Beichlüffe des Diftriftsrates gezogenen Grenzen die der Diftrifts- 
gemeinde zugewiejenen Aufgaben nach Außen hin erfüllt bezw. that⸗ 





f. die Beantragung!) von Einrichtungen und Anſtalten, welche 

nicht ſchon gejeglich 1°) erforderlich End, aus Diftriktsmitteln 1°). 

Die Verwaltung der Diſtriktsanſtalten gejchieht nad) ben 

von dem Diftriktörate vorgefchlagenen ober geprüften, und von 
ber Kreisregierung genehmigten Ordnungen *); 


g. die Abgabe von Gutachten über Gegenſtände, welche bie Ver⸗ 
waltung und Wohlfahrt des Diftriltes betreffen, auf Veran⸗ 
laffung der vorgejeßten Kreisregierung. 

Nebſtdem ift der Diftriktsrat befugt: 


h. von den ber Verwaltung einer Religionsgefellichaft nicht unter- 
liegenden Diftrittsftiftungen 21) Einficht zu nehmen ??), und bie 
das Interefſe des Diftriktes wahrenden Anträge zu ftellen; 


29 d. h. die zunächſt proviforifche Veſchlußfaſſung, welche durch die nad 
Art. 28 vorbehaltene Genehmigung der Regierung dann zur definitiven wird. 
(Bergl. oben Anm. 10.) Diele Mhlubfaffng des Diftriktsrates über (freiwillig) 
berzuftellendbe biftriftive Anftalten oder Einrichtungen fih aud auf bie Art 
und Weife ber Aus- und Durdführung, fowie auf die Gewährung bezw. Flüſſig⸗ 
machung der hiezu nötigen Mittel zu erftreden. Siehe hiezu Lerm. ©. 63 Anm. 12. 
af. ı vergl. Fi Entſqh. bes Verw.Ger.Hofes Bd. 14, 26 unten bei Art. 27 

‚lit. if. 3. 

19 fiber die geſetzlich erforderlichen Anftalten fiehe Art. 27, 29 Abſ. 2 des 
Diſtriktsr.Geſ. und Ar, 38 bed Armenge). ” 

20) Unter diefen „Ordnungen“ find „die Grundſähe und Formen zu ver- 
ſehen nach denen die Verwaltung gerührt werden foll, fowie die Borichriften für 
Ka Stellung und Aufnahme des Berwaltungsperjonales und befien Geichäfts- 

rung“. 
” Eine „Diftriftäftiftung” ift eine folche Stiftung, deren Beltinnzung 
einerfeit3 nicht auf gewiſſe einzelne (politiiche) Gemeinden beihräntt ift, anbrer- 
jeits über das Gebiet der Biftriftögemeinde nicht binausgreift”. Lerm. ©. 66 
nm. 80. 

29 aljo insbefondere dieſe Stiftungsrecdhnungen einzuf unb hierauf be- 
zügliche Anregungen bei den einfchlägigen Sti a kungen ” geben, 
—5 — auch Anträge oder Veſchwerden bei der zuſtaͤndigen Staatsauffichtsbehörde 
zu ftellen. 

(Bergl. auch Entich. bes Berw.-Ger.-Hofes Vd. 11, 882 oben ©. 456 zu 
Urt. 65 der Sem Den)” of j 
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ſJächlich vollbringt und hiebei die Interefien des Diftriftverbandes in 
jeder Beziehung felbitändig vertritt und vertreten kann (überhaupt fich 
innerhalb der oben angeFüßrten Schranken bezüglich feiner Verwal⸗ 
tungsthätigfeit größerer Selbftändigfeit erfreut), fo erjcheint er doch 
andrerjeit3 wieder nur als ein Organ des Diftriftsrates. 





endlich 
i. über den Zuſtand des Diſtriktes und über etwa wahrgenommene 
Gebrechen der Dermalhung besfelben fich zu äußern und hierauf 
bezüglicde Anträge und Beichwerden zu jtellen 23) 24). 


— — — 





29 Siehe hiezu Min. E. vom 7. April 1854 und die Bemerkung in Web. 
4, 408 Anm. 12: das Geſetz beabſichtigt, indem es dieſe wichtige Befugnis in die 
Zuftänbigfeit ber Vertretungen der Diftriltögemeinden legt, einerjeit3 das Intereſſe 
der Diftriltäräte an dem Berwaltungszuftande der Diftrikte zu beleben, andrerjeits 
die Kreisregierungen durch die freimütigen Weußerungen jener Bertretungen über 
die beftehenden Bebäemifle, über etwaige Gebrechen oder mwohlgeordnete Dahn 
ftet3 in voller, au8 den Wahrnehmungen ber unmittelbar Beteiligten geſchöpften 
Kenntnis zu erhalten, um hiernach die dem dffentlihen Wohle entiprechenben 
Maßregeln bemeflen zu können. Aus diefen Erwägungen bat das kgl. ©taatd- 
minifterium des Innern durch Entichl. vom 7. April 1854 angeordnet, daß bie 
jämtlichen Diſtriktsräte auf die ihnen nach Art. 11 lit. f des Diſtriktsr.⸗Geſ. ein- 
geräumte Befugnis ausdrüdlich aufmerkſam gemacht werden, und daB, wenn in 
n Sahresverfammlungen berjelben fein Anlaß zur Ausübung der obigen Be⸗ 
mania, r gegeben erachtet wird, biejed am Schluſſe des Protokolle ausdrücklich 
em werde. 


34) Bezüglich ber Zuftändigkeit und des Wirkungskreiſes des Diftriktsrates 

fiehe außerdem noch folgende gejegliche Beſtimmungen: 

a. Urt. 8 Abi. 2, 10, 13—15, 16 lit. g, 20—22, 25—27 und 36 des 
Diſtriktsr. Geſ. 

b. 8 2 mit 8 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883/10. 

ril 1892; vergl. 8 84 Abi. 1 des Krantenverficdherung geleee mit$1 
Abſ. 1 der Verorbn. vom 8. Juni 1892 (Web. 31, 395, Geſ.⸗ und 
Berorbn.-Bl. 185) über die Ausdehnung der Keantenverficherung, duch 
fatutoriche Beſtimmung eines weiteren Kommunalverbandes, in Bayern 

es Diftriltärates. 

Hiezu Entſch. bes Berw.-Ger.-Hofes Bd. 13, 325: Die Kranken⸗ 
verficherungspflicht Tann auf Dienftboten nur durch ftatutarifche 
Beitimmung ber Gemeinde, fomit nicht, wie bei den in der La 
und Forftwirtichaft beichäftigten Arbeitern, auch durch einen Diſtrikts⸗ 
ratsbeſchluß ausgebehnt werden. 

Sn ber Landwirtichaft gegen Lohn beichäftigte Perfonen, welche 
zum Hausftande des Dienftheren gehören, bei bemjelben wohnen und 
von ihm verköftigt werden, sählen zum landwirtichaftlihen Gefinde 
(Dienftboten), nicht aber zu den landbwirtichaftlichen Arbeitern im Sinne 
bes 8 2 Abi. 1 Ziff. 6 des Reichs⸗Geſ. über die Krankenverſicherung 
ber Arbeiter vom 15. Juni 1883. 

<. 8 43 Abſ. 2 und 48a bes Kerankenverſicherungsgeſetzes Aber Errichtung 
von Ortskrankenkaſſen durch Veſchluß eines weiteren Kommunalver⸗ 
bandes (des Diftriltärates). 

d. 134 Abſ. 2 und 8 142 Abſ. 1 bes Geſetzes über die landwirtſchaft⸗ 
iche Unfall- und Kranfenverfiherung vom 5. Mai 1886 (Ausdehnung 
ber Beſtimmung über Krantenverficherung). 

40* 
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Der lettere darf nun zwar die dem Ausfchuffe geieplich zuge⸗ 
wieſenen Zuſtändigkeiten nicht beeinträchtigen, zeigt aber doch durch 
ſeine eigenen innerhalb ſeiner geſetzmäßigen Zuſtändigkeit gefaßten 
Art. 12. 
Der Diſtriktsrat verſammelt fich jährlich in der Regel einmal!) 2) 





e. 8 13 des Invaliditaͤts⸗ und Altersverſicherungs⸗Geſetzes vom 22. Semi 
1889 mit 8 13 ber bayr. Bollz..Berorbn. vom 27. Juli 1890 über 
Umwandlung eines Teiles ber Rente für land⸗ und forftwirtichaftliche 
Urbeiter durch ftatutarifche Beftimmung der Diftriktäräte. 

f. Art. 6 und 14 bes Bolizei-Str.-Gel.-B. bezüglich der Einvernahme und 
bes Beſchwerderechtes bes Diſtriktsrates beim Erlaſſe von diftriktz- 
polizeilichen Borfchriften. 

g. Urt. 24 des Sermazfungögejehed vom 16. Mai 1868: Beratung ber 
Dienftesinftruftion für die Feidgeſchworenen. 

h. Art. 2 ber Körordnung vom 26. März 1881: Wahl der Witglieber 
für den Körausſchuß und Art. 9 Abi. 1 des Körgejeßed vom 5. April 
1888: Wahl eines —— 9er für den Körausſchuß. 

i. Urt. 4 des Ausführungsgelehes vom 21. März 1881 MR nun Viehſeuchen⸗ 
gie und Ziff. 2 Abſ. 2 der Min.-Bel. vom 24. Fr} 1881 (Web. 

4, 748), ferner Art. 5 bes Geſetzes vom 26. Mai 1892 über Milz- 
brand-Entichädigung (Web. 31, 368): Bezeichnung von Sachverſtändigen 
für die betr. Verluſt⸗Abſchätzungskommiſſionen. 

k. 8 40 und 87 des Reichs⸗Ger.⸗Verf. Geſetzes vom 27. Januar 1877 unb 

rt. 24 des Wusführungsgejehes aim vom 23. Yebruar 1879: Die 
Wahl ber Bertrauendmänner zur Bildung der Schöffen und Geſchwo 
renenliften. 

1 8 80 Biff. 4 bes Reichs⸗Militär⸗Geſetzes vom 2. Mai 1874, 8 2 Biff. 6 
der Erjat-Orbn. Wahl der bürgerlichen Mitglieder der Eriagfommiffion 
und der Obererſatzkommiſſion. 

m. 8 7 Abſ. 1 des Quartier eifungägele es unb 8 4 ber —— — 
iezu vom 8. Su 1875 (Web. 11, 87): Abordnung von Mitgliedern 
in die Kommiflion für die Verteilung der Einquartierung. 

n. 8 17 ff. des Kriegsleiftungsgefehes vom 18. Juni 1873: über bie 

teferungsperbände. 

0. Art. 32 R des Einfommenfteuergefepes, Art. 17 des Kapitalrentenfteuer- 
und rt. 29 ff. des @erwerbefteuergefeged vom 19. Mai 1881: Die 
Wahl ber Gtenerausihußmitgtieber. 

p. Urt. 2 lit. a, 3 unb 8 des Lanbratsgefeges: Vertretung der Diſtrikts 
gemeinben im Landrat. 


Bu Urt. 12, 


ı) Das find bie alljährlichen ordentlichen Jahredverfammlungen. Siehe 
iean Min.-E. vom 14. Dftober 1869 „die Diftrittsverhandblungen betr." (Web. 
‚398, Lerm. ©. 238), befonderd Ziff. 1: Die Bezirksämter haben bie orbent- 
lichen Kahresverfammlungen ber Diftriktsräte in ben Monaten Oltober ımb Ro- 
vember eines jeden Jahres für das näcjftfolgende Bermwaltungsjahr jo zeitig ab- 
zuhalten, daß bie Verhandlungen der Diftriltsräte bis Mitte November an bie 
vorgeſetzte !gl. Kreisregierung, Kammer des Innern, behufs deren Deiheibumg 
eingelendet werden können. Siehe auch Win.-E. vom 10. Juni 1852 gif. 
Geb. 4 477) und MinsE. vom 2, Dezember 1865 Ziff. 1 (Web. 6, 589), and 
erm. 


236. 
2) Sämtliche Mitglieder des Diſtriktsrates find verpflichtet ‚in ben Ber 
janımlungen besjelben zu erjcheinen und fich an ben Verhandlungen, beſonders an 
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Beichlüffe der — an fich felbftändigen — Thätigkeit des Ausſchuſſes 
Die Richtung an, nach welcher fich dieje in Erfüllung der diftriftiven 
Aufgaben zu bewegen hat, foweit dem Ausſchuſſe nicht durch das 
Geſetz eine eigene Zuftändigfeit eingeräumt: ift. 

Someit letzteres nicht der Fall ift, vollbringt eben der Dijtriftg- 
ausſchuß thatlählih und an Stelle des Diftriftsrates umd 
gewifjermaßen in deſſen Auftrag oder vielmehr als deflen Sachwalter 
draußen in der Praxis alles das, was der Diſtriktsrat in feinen 
Jahresverſammlungen behufs Erfüllung der ihm als Vertreter der 
Diltriftögemeinde zugewiejenen, die inneren Angelegenheiten des 
Diſtriktes betreffenden Aufgaben gefeg- und ordnungsmäßig beichloffen 
hat. Die geiegmäßige Feſtſetzung einer befonderen Zuftändigfeit des 
Diſtriktsratsausſchuſſes (Art. 116) im Verhältnis zu derjenigen des 





unter dem Vorfitze und ber Leitung bes Diftriktsverwaltungsbeamten oder 
deſſen Stellvertreters?»). 

Bei dringender Beranlaffung kann er zu außerordentlichen Sitzungen 
berufen werden ®), in diefem Yale aber nur über diejenigen Gegenjtände 
beraten, wofür die außerordentliche Sitzung beftimmt ift. 

Die Mitgliedert) besjelben werben von der Di ttöverwaltunge- 
behörbe zu jeder Sitzung mit Beftimmung bes Ortes, des Tages und der 
Stunde bes Sujemmentritteg und mit Angabe ber Beratungsgegenftände ), 
womöglich 14 Zage vor der Sitzung fchriftlich geladen). 


ber Abftimmung zu beteiligen. Der nicht mit Abftinnmenbe wird al3 ausgeblieben 
erachtet. Die Eigenichaft als Mitglied beginnt für bie Gewählten mit der Boll- 
endung ber Wahl, nicht erft mit der Beftätigung diefer Wahl durch den Diſtrikts⸗ 
rat ; im Falle ber Richtbeftätigung hört die bis bahin (unter einer aufichiebenden 
Bedingung vorhanden gemejene) Mitgliedseigenſchaft wieder auf und zivar vom 
Momente diefer Nichtbeitätigung an, im alle der Beftätigung wird bie bis 
dahin bebingte Mitglieddeigenfchaft eine unbedingte. Vergl. Lerm. S. 74f. Um. 
u 


8) Siehe jeboch Art. 18 Abi. 5 d. Gel. Ferner fiehe Min.-E. vom 26. 
Oktober 1877 (Web. 12 477). he 

Siehe hiezu Art. 25 Abſ. 2 d. Geſ. 

*) Und zwar alle Mitglieder, ſowohl alle gewählten (fiehe hiezu Anm. 2 
Sat 2) ala die Mitglieber bes höchftbefteuerten Grundbeſitzes. 

*) Dies ift ganz beſonders notwendig bei außerordentlichen Sitzungen, ba 
nad Urt. 12 Abſ. 2 in foldhen nur über die Begenftände beraten werden Tann, 
für welche diefe Sihungen beitimmt find. Solchen Falles könnte unter Umftänden 

ie Verlegung diejer Beſtimmung Beranlafjung zur Beanſtandung bezw. Nicht- 
genegmigung der Beſchlüſſe ſeitens ber fgl. Negierung werden. 
iehe hiezu Min.-E. vom 30. Januar 1879 (ZBeb. 123, 571). 

Bweifellos Tann bie gl. Regierung auch Beſchlüſſe bed Diftriktärates 
aufheben oder denjelben bie Genehmigung verjagen, wenn die Borfchriften über 
die Ladung (inkl. Mitteilung ber Tagesordnung 2c.) nicht erfüllt find (obwohl der 
Diſtriktsrat [Urt. 13 Abſ. 1] nur bann —— iſt, wenn nicht wenigſtens 
zwei Drittel der Mitglieder zugegen waren bezw. mit abgeftimmt haben); bie 

egierung muß bied fogar thun, wenn fie bie Ueberzeugung gewinnt, daß bei 
alfeitig richtiger Ladung die Beſchlußfaſſung eine andere geworden wäre, wenn 
auch die Nichtbeachtung bien 


er Beftimmungen an ſich Feine Verlegung weſentlicher 
Vorſchriften ift. 
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Diftriktsrates (Art. 11) Hat nicht etwa den Sinn der gegenfeitigen 
ftrengen Abgrenzung oder gar Abſchließung, fondern vielmehr den Der 
genfeitigen Ergänzung der Kompetenzen der beiden hier in Trage 
Hebenben Drgane, mweldye ganz naturgemäß in ähnlicher Weiſe zu ein- 
anderftehen und zu einander gehören, wie die nach Art. 106 Abi. I 
oder V der Gem.⸗Ordn. gebildeten Ausſchüſſe zu ihren betr. Kollegien. 
Wie dort fo ift auch Hier die Ausschußbildung dem Erfahrungsjag 
entiprungen, daß vielföpfige Kollegien gewiffe Dinge nur in fchleppen- 
der oder ſonſt unvolllommener Weife zu behandeln vermögen, während 
die Behandlung im Heineren Ausſchuſſe weit mehr ein richtige und 
gingen Anal und Durcharbeiten erhoffen läßt. (Siehe Hiezu 
.©. .) 
Bei und nad) alledem erfcheint als die wirklich geſetzliche Ver⸗ 
tretung der DiftriftSgemeinde, gewiljermaßen als der eigentliche Kern 


dieſer Vertretung 
Der Diſtriktsrat. 





Ohne diefe Einberufung barf der Diftriktsrat nicht zuſammen⸗ 
treten, und nach dem von dem vorfitenden Diftriltsverwaltungsbeamten 
erflärten Schluffe nicht verfammelt bleiben. 

Der König kann den Diftriktsrat auflöfen, in welchem Falle binnen 
8 Wogen eine neue Wahl ſtattzufinden hat. 

ie Neugewählten verſehen ſodann ihre Stellen bis zur nächſten 
ordentlichen Wahl. 


Art. 13. 


Zu einem giltigen Bejchluffe 1) des Diftriktsrates. ift die Anwefen- 
beit von wenigftend zwei Dritteilen feiner Mitglieder erforderlich ?). 

Die Beislüffe werben nad; Stimmenmehrheit?) gefaßt *). 

Bei Gleichheit der Stimmen entjcheibet der Boritand, ber außer⸗ 
bem nicht mitzuftimmen hat. 

Die Uebertragung des Stimmrechts ift nicht geftattet‘). 


Zu Art. 18. 


‘) Daß ein giltiger Beſchluß gegeben tft, dazu ift auch die Protokollierung 
bes Beſchluſſes nötig. Dies ergibt fi) aus der Beſtimmung bes Art. 23 Abi. 1, 
nach welcher die Beichlüfie ber Igl. Regierung vorgelegt zc. werben müſſen. 
Siehe Lerm. S. 77 Anm. 14. 

), Der Berechnung biefer zwei Drittel Tiegt nicht die Zahl ber gerabe zur 
betr. Berfammlung Berufenen, fondern bie Zahl derjenigen Mitglieder zu Grunde, 
weiche fich für den betr. Diftriktärat aus den Beſtimmungen de3 Urt. 2 d. Sei. 
ergibt d. 5. alfo die gejegliche, nicht die gerabe faltifch vorhandene Zahl. 
Demgemäß kann auch eine Berufung und bezw. Beſchlußfafſung Ditrifts- 
rates erfolgen, wenn ein oder mehrere Site in bemfelben noch nicht beſetzt bezw. 
erledigt find, foferne nur wenigftend zwei Drittel der nad) Art. 2 ji ergebenden 

ah! von Mitgliedern vorhanden bezw. zugegen find und an der Abſtimmung ſich 
gen. 
% und zwar burdy einfache ober relative Mehrheit, foferne das Geſen (tie 
bei Art. 15 Ubi. 1 und Urt. 20 Abſ. 1) nicht anders beftimmt. 
*) Jedes Mitglied Hat nur eine Stimme. Iſt das Privatintereffe eines 
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Zum Wirkungskreife des Diftriktärates gehören nach Art. 11 
alle Ungelegenheiten, welche einerſeits die der Diftriftägemeinde als 
Korporation zuftehenden Nechte, andrerjeit die derfelben als folcher 
Korporation zugewielenen Verbindlichfeiten betreffen, Demgemäß einer: 
ſeits die Beichlußfafiungen behufs Ordnung aller der öffentlichen 
Angelegenheiten, welche dem Diſtriktsverbande überlafjen oder über: 
tragen find, andrerfeit3 diejenigen Beichlußfaflungen, welche alle die- 
jenigen Gegenjtände der Vermögensverwaltung betreffen, die — wie 
die Aufnahme von Paſſivkapitalien und die Erwerbung oder Ber- 
äußerung von Realitäten oder nußbaren Rechten — der Kompetenz 
des Diftriftsrates beſonders überwieſen find. 

Hiebei entwidelt der Diſtriktsrat eine felbitändige Thätigfeit, 
welche jedoch andrerjeit3 durch das ftaatliche Auffichtsrecht bezm. Die 


Im alle bes Art. 11 lit. i hat ber Vorftand den Vorfi an bas 
hiefür von dem Diftriftsrate zu beftimmende Mitglied desfelben abzugeben 
und an ber Beratung und Beichlußfaffung feinen Zeil zu nehmen?). 


Art. 14. 


jedes Mitglied bes Diftriktsrates ift verpflichtet, bei den angefagten 
Derfammlungen zu erjcheinen!). 

Ueber die Zuläfligleit von Entichuldigungsgründen entjcheidet end⸗ 
giltig die Stimmenmehrheit der Erjchienenen. 

Kommt die Verſammlung wegen Nichterfcheinens der erforderlichen 
Baht von Dritgliebern nicht zuftande, fo iſt diejelbe zwar wiederholt feft- 
bein e8 haben aber biejenigen Mitglieder, welche entweder ohne giltige 
erhinderungsurſache außgeblieben find, oder die ihnen zur Seite jtehen- 
ben gilligen Verbinderungsgründe rechtzeitig anzuzeigen unterlaflen haben, 
die Koſten der vereitelten Sitzung und die Entihäbigung der erichtenenen 
Mitglieder nach Feitftellung ber Diftriftsverwaltungsbehör e2) zu tragen?) *). 





Mitgliedes an dem betr. Berhandlungsgegenftanbe direft und unmittelbar beteiligt, 
jo Tann es an der Ubftimmung nicht Teil nehmen. Siehe Lerm. ©. 77 Anm. 13. 
) Bu Urt. 18 fiehe auch noch die Anm. 4 zu Urt. 14. 


Zu Urt. 14. 


2) aber nicht bloß zu erfcheinen, ſondern auch bei allen Beichlußfafjungen 
mitzuwirken, joferne das betr. Mitglied nicht ausnahmsweiſe von der Abftimmung 
auögejchloffen ift (fiehe Anm. 4 zu Urt. 13). Das Mitglied, welches fich unbe- 
rechtigter Weife der Abftimmung enthält, gilt als unentichulbigt ausgeblieben. 
(Bergl. hiezu Art. 14 Ubſ. 8. 

g vorbehaltlich ber Beſchwerde im abminiftretivem Inſtanzenzuge. Siehe 
erm 


. ©. 78. 
*) Ueber den Geichäftägang des Diſtriktsrates fiche ferner noch Art. 22 
und die Anm. hiezu. 

) Die Borfchriften des Art. 18 und 14 greifen Platz für alle Beſchlüſſe 
des Diftriltsrates, auch für diejenigen, welche der Prüfung und Genehmigung ber 
Staatsauffichtsflelle nicht unterliegen (wie 3. B. bie Wahlen, deögleichen bie Be⸗ 
fhlußfaffungen, welche ſich auf dieſe Wahlen bezw. die Legitimation der Mit- 
glieder des Diſtriktsrates beziehen). 

(Siehe die einjchlägigen Anm. zu Urt. 8, 10, auch 15 und Art. 22 Abſ. II). 
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Ausübung der Staatzfuratel nad) Art. 23 FF. beichräntt ift, Die aber 
auch weiter als im Diſtriktsratsgeſetze jelbft vorgefehen nicht beſchränkt 
werden darf. 

Der Diftriktzrat ift feine Behörde, auch feine Gemeindebehörbe ; 
er beichließt wohl über die Ausführung und Ordnung der feiner Bu- 
ftändigfeit überwiejenen öffentlichen Angelegenheiten, übt aber feinerlet 
Staatliche oder obrigfeitliche Gewalt aus. Die Mitglieder des Diſtrikts⸗ 
rates find daher auch feine Beamte, haben Teinerlei ähnliche Stellung 
wie die Mitglieder der Magiftrate oder Gemeindeausſchüſſe; ihr Ver 
hältnia dürfte mehr ein den Gemeindebevollmächtigten in Städten 


Art. 15. 

Der BDiftriltsrat wählt!) auf die Dauer feines Beſtehens ?) aus 
feiner Mitte?) einen ans 4) nad abjohuter‘) Stimmenmebräeit ). 
Derſelbe Wr aus vier bis ſechs7) Mitgliedern, für welche gleichzeiti 
ebenfoviel Erjakmänner ir wählen find. 

Bater und Sohn, Bruder, Oheim und Neffe, Stiefvater und Stief- 
john, Schwiegervater und Schwiegerfohn, Frauenbruder und Schwefter- 
mann bürfen?) nicht zugleich Deitglieder des Ausſchuſſes fein®). 


Bu Urt. 15. 

') Diefe „Wahl“ ift eigentlich nichts weiter ald eine Wborbnung ein- 
zelner Diftriktsratämitglieder in ben Diſtriltsratsausſchuß zur Vornahme ber- 
jenigen Geſchäfte, welche eigentlich auch Geſchäfte des Diftriktärates find, Die aber 
ber letztere wegen feiner Vielzahl nicht wohl felbft ausüben kann. Giehe 
©. 79 Unm. 1. Die Wahl bes Ausichuffes bezw. in ben Ausſchuß bedarf 
auch — ebenjo wie bie Wahl bes Diſtriktsrates felbft — Feiner Genehmigung 
Staat3auffichtäftelle. (Siehe Lerm. S. 102 f.) 

2) Siehe jedoch Art. 19 d. Gef. 

2) d. 5. aus der Bahl aller berer, welche nad Art. 2 dem Diftriktscate 
als Mitglieder angehören, gleichviel ob biejelben bei der betr. Sigung gerabe an- 
weſend mb oder nicht. 

+) Ueber ben Diſtriktsratsausſchuß fiehe Art. 16 bis 18. 

9 Wahl durch Akklamation, bei welcher die Konftatierung einer abjolnten 
Mehrheit nicht möglich ift, erfcheint bemgemäß als ausgeichlofien. 

Das Wahlgeichäft ift immer fo lange fortzujegen, bis die abfolute Mehr⸗ 

gen fi ergibt. Wo abjolute Mehrheit vom Geſetze vorgefchrieben ift, Tann ber 

tichenticheib des Vorſtandes nicht Platz haben, wenn audy im übrigen bem Bor- 

ftande auch bei Diftriftsratsbeichlüfien, durch weiche eine Wahl beihätigt wird, bei 

Stimmengleichheit der Stichenticheid zulommt. Siehe Lerm. S. 94 40€. 
und Anm. 6. 

") Ob ber Ausſchuß aus 4 oder 5 oder 6 Mitgliedern beftehen fol, hat 
der Diftriltsrat zu beftimmen. Bei dieſen vier bis —* Mitgliedern iſt der im 
Abſ. 4 des Art. 15 beſonders aufgezählte Vorſtand nicht mitgerechnet. Siehe 
auch Anm. 2 zu Art. 18. 

. Bon ben bei ein und derſelben Wahl gewählten Perſonen, bie in ſolchen 
verwanbtichaftlichen Verhältniſſe ftehen, ift derjenige ausgeichlofien, welcher bie 
geringere Stimmenzahl hat; bei Stimmengleichheit enticheibet ber Diſtriltsrat 

in bei fpäterer Wahl gemählter ift vom Eintritt ausgeichlofien, wenn er mit 
einem bereit3 vorhandenen Mitgliede in diefem Berhältnis fteht. 

Entfteht eine folche Berwanbtichaft nad der Wahl, fo hat ebenfalls der 
feiner Zeit mit geringerer Stimmenzahl Gewählte auszuſcheiden, ebenjo hat bei 
Stimmengleichheit der Diftriktsrat zu entfcheiden. Siehe Lerm. S. 80 Aum. 8. 
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analoges fein; fie unterliegen nicht der Disziplinargewalt der Auf- 
fichtöftellen, au) dann nicht, wenn fie in den Ausſchuß berufen 
werden, desgleichen haften fie nicht für die Gejchäftsführung, da die 
Geſchäftsführung nit Sache des Diftriftsrat3 ſondern des Diftrifts- 
ausſchuſſes ift; dem Diftriktsrate fteht ja nur die Beſchlußfaſſung, 
nicht die Ausführung der gefaßten Beichlüffe zu. Wird nun ein 
vom Diſtriktsrate gefaßter Beichluß von der Auffichtzftelle genehmigt, 
jo find die Mitglieder des Diftriktsrates durch dieſe Genehmigung 
gededt. Ein nicht genehmigter Beichluß darf aber nicht vollzogen 
werden. Gefchieht dies doch, jo find die Ausfchußmitglieder haftbar, 
durch welche der nicht genehmigte Beſchluß zum Vollzug gebracht 
wird. (Siehe Lerm. ©. 38 Anm. 7. 

Nach Art. 9 Abſ. IT erfolgt die ordentliche Erneuerung des 
Diftrittsrates alle drei Jahre; doch find die Wustretenden wieder 
wählbar, foferne fie die die Wählbarkeit bedingenden Eigenfchaften 
nicht verloren haben. (Hiezu fiehe Art. 7, ferner Art. 3 bis 5). 


Die Gewählten werben durch den Vorſtand für ihr Amt verpflichtet. 
Ständiger Borftand des haha er ag ift der Diſtriktsverwal⸗ 
tungsbeamte und in feiner Verhinderung deſſen Stellvertreter ?) 1%) 11) 11a) 19), 


) Die Mitglieder bes Diſtriktsausſchuſſes find ebenjomenig Beamte, auch 
nicht im Sinne des 8 359 bes Str.-Gei.-B., wie alle übrigen Mitglieber des 
Diftrittärates. Weber ihre Haftung fiehe oben Tert S. 622. und auf Ddiefer 
©. 630, ferner fiehe Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes Bd. 6, 20: Eine Entjcheidung 
ber Borfrage nah Art. 7 Ubi. 2 des Verw.⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes findet Hier nicht 
ftatt. Siehe auh Aum. 12. 

10, Als Vorftand des Ausfchuffes hat ber gl. Bezirfgamtmann bezw. deſſen 
Stellvertreter bie Leitung ber Beratungen und Abftimmungen, ſowie ben Stich⸗ 
enticheib bei Stimmengleichheit, beögleichen die Wermittlung des geichäftlichen 
Berlehrd des Ausfchufies als Diteiftöverteetung nah Art. 16 Biff. 1 d. Geſ., 
endlich aber 'ganz bejonder3 ben Bolaug ber Ausichußbeichlüffe, zu welchem er 
mit Ausnahme der Fälle bed Art. 17 Abſ. 1 verpflichtet if. Näheres hierüber 
fiehe im Tert S. 635 ff. und beſonders Lerm. ©. W bis 97. 

11) Zu Urt. 15 Abſ. 4 jiehe Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 8, 381: 
Dem Diſtriktsausſchuſſe zuzuftellende Schriftftüde find von dem Bezirlsamtmanne 
bezw. deſſen Stellvertreter als dem geſetzlich beitellten Vorſtande des Diſtrikts⸗ 
ausichuffes in Empfang zu nehmen. Um aber eine Yuftellung an ben Bor- 
and des Diftriltsausfchufies als gegeben annehmen zu können, muß bie 
Buftelung an den „Borftand bes Diftriltsausfchufjes" in prägnanter 
Weiſe Tonftatiert fein. Eine Zuftellung an das Bezirksamt ift Daher nicht 
als an den Borftand des Diftriktsausfchuffes und hiemit an dieſen letzteren jelbft 
erfolgt zu erachten und zwar auch dann nicht, wenn das zugeftellte Schriftftüd 
vom Vorſtande bes Bezirksamtes mit bem Präjentatum verjehen wurde. 

Aa) Für ihre Negiebedürfniffe hat die Diftritsgemeinde zu forgen (fiehe 
jebod Anm. 12); bezüglich ber Portofreiheit fiehe die hier analog anzumendende 
end, in 88 1 lit. d und 2 der Verordn. vom 23. Juni 1829 (Reg.-Bl. 
521, Web. 2, 478 f.); ferner vergl. BL. für abmin. Pr. 38, 225. 

2) Wenn ud der kgl. Bezirlsamtmann (bezw. deſſen Stellvertreter) infolge 
ſeiner amtlichen Stellung nicht blos Mitglied des Diſtriktsausſchuſſes (ſiehe Art. 
18 Anm. 1) ſondern auch an die Spitze desſelben bezw. als deſſen Vorſtand be- 
rufen ift, fo ericheint er doch (mie bies bei Lerm. ©. 92 ſehr richtig bemerkt ift) 
als Ausſch uß vorſtand nicht ald Beamter — da weder bie Diſtriktsrats⸗ uoch 
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Nah Art. 12 Abſ. 5 und 6 fanı ber König den Diſtriktsrat auf- 
Löfen, in welchem alle binnen 8 Wochen eine neue Wahl ftattzu- 
finden hat. Die Neugewählten verfehen fodann ihre Stellen bis zur 
nächſten ordentlichen Wahl. Ueber die Zufammenfegung und Bildung 
des Diftriftsrates fiehe Art. 2 d. Gel. und die Anmerkungen biezu, 
ferner Lerm. ©. 38 bis 59 88 5 bis inf. 13); fpeziell auch über den 


Art. 16.1) 


Der Diitriftsausichuß?) hat: 

a. bie Verwaltung des Vermögens ber Diftriftögemeinde zu leiten °) 
und bie Diftriltsgemeinde in jenen Fällen zu vertreten, 
nicht zur Zuſtändigkeit bes Diftriktsrates verwieſen find 8): 





Ipegiel bie Difriftsansiguhmitglieber Beamte (nicht einmal im Sinne des 8 358 
es Reichs⸗Str. Geſ.⸗B. 
ul Ausf ußmttäfien aber haftet er für allen Schaden, welchen er 

entweber für ſich allein (3. B. ald Borftand, vielleicht durch feinen Stihentkheid) 
oder im Verein mit den übrigen Ritgliedern entiveder Dritten oder der Diſtrikts 
gemeinde — fei es durch jchulbhafte Ueberſchreitung feiner Berugmifle, fei es * 
ihm zur Laſt fallende und daher von ihm zu vertretende Unterlaſſungen — 
gefüg! hat. Da er aber, wie oben gelagt in als Ansichußmitglieb oder Borken 
ein Beamter ift, jo hat. auf ihn die Beſtimmung des Art. 7 Abſ. 2 des Berm.- 
Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes Feine Unmwenbung. Siehe audy oben Anm. 9. 


Zu Art. 16, 
’) Bu Art. 16 fiehe Lerm. 8 19 ©. 81 ff. 
9 Rad den Motiven: ift ber Diſtriktsausſchuß beftimmt, „eine weientliche 
Züde zu ergänzen, indem er die laufenden Geichäfte beforgen und Die dDiftriftinen 
Mid md in allen Fenen wahren ſoll, in welchen der Diſtriktsrat ſolches zu thun 
nicht in der Lage i 
germ u biefer Leitung ber Vermögendverwaltung gehört indbefondere (ſiehe 
— 3 Ausleihung bezw. Anlage von Diſtriktskapitalien; 
(Hiezu 2% bie analog auch hier anwendbare Berordn. vom 31. Fati 


v2 ( 241) mit Bollz.-Borichr. vom 6. Auguſt 1869 (Beb 
8, 249) nd Pin * vom 12. März 1885 abgedruckt oben S. 195 
bis 204 und ©. 20 


die Beitimmung bes DE nafußes: die Auflündigung von Sapitalien. 

b. Die Berpachtung bezw. Bermietung von Brunbftüden reip. Sebänben, 
Beltimmung der Urt der Bewirtichaftung von aorunftüden 

c. Die Vertretung der Diftriftögemeinde in ber Führung von Beſchwerden 
und von Rechtsitreitigleiten —* civilr her als ee 
licher Urt jowie bei ftreitigen Verwaltungsſachen, ſoweit nicht nad) rt 11 
lit, e die Zuſtändigkeit des Diſtriktsrates ſelbſt gegeben i 
Abſchluß von Vergleichen und von Rehtsgeichäften, foweit Mich be der 
Diftriftsrat felbft zuftändig ift. Soweit legtered ber Fall if, wäre 
ein vom na bieriber fen a ngeiehloffen ee Nehtegeinäft ungiltig. 

Näheres hierüber fiehe Lerm. ©. 84 f. A 

d. Der Bollzug und bezw. die Qurchführun bed DifriftöGandhalte, wie 
fi bie8 aus ben einzelnen im Diſtrikts⸗Etat genehmigten Ziffern unb 
aus ben hiezu allenfalld gefaßten Veichlüfien und ergangenen nt 
ihließungen ergibt. Bu diefem Vollzuge gehört auch bie Vergebung 
der genehm igten oder innerhalb ber genehmigten Mittel zu vollziehenden 
Arbeiten und Lieferungen. 


Sl 
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Wirkungskreis und Die „Huftändigfeit des Diftriftsrates den Art. 11 
A Se, und die Anmerkungen biezu, ferner Lerm. 88 14—16 ©. 
—7 


Bezüglich des Wirkungskreiſes und der Zuftändigfeit 
des Diftriftsrates ift außer den bei den einzelnen Anmerkungen zu 
Art. 11 gemachten Ausführungen, auf welche wir hiemit verweiſen, 
noch Folgendes bejonders hervorzuheben: 

Der Art. 11 d. Geſ. behandelt diejenigen Geichäftsaufgaben des 
Diſtriktsrates, welche dem Iehteren als Bertreter der Diſtriktsgemeinde 
m ihrer Eigenfchaft als Korporation des öffentlichen Rechtes und bezw. 
auch als juriftiicher Perſon des Privatrechtes, überhaupt alfo als 
Körperichaft zustehen. 


b. die Aufficht auf die Diftriftsanftalten t); 

c. die Berrechnungs- und Fahlungsanweifungen durch den Vor⸗ 
ſtand an ben Diftriktsfaffier Ki erlafjen?), 

d. alle an ben Diftriktsrat zu bringenden Gegenftänbe vorzuberaten 
und vollftändig vorzubereiten®) ; 

e. die Rechnungen bes Diftriktsfaffiers und der Diftriktsanftalten 
por der Vorlage an den Diftriktsrat zu revidieren?); 

f. den jährliden Bebarfsporanichlag (Etat) herzuftellen®) und 


— 





*) inf. der Vornahme der Befichtigungen, Bifitationen, um den Betrieb 
und VBeltand fennen zu lernen, 3. B. aud Prüfung der in den Anftalten verab- 
reichten Koft, der dort herrichenden Reinlichkeit und fonftigen Zuſtände; einfchließ- 
lich ferner der Prüfung allenfallfiger befonders zu treifender Maßnahmen. Ga 
befonber3 aber ergibt ſich aus dieſer „Wufficht auf die Diftriftsanftalten“ zuglei 
die Aufſicht auf die Diftriktsbebienfteten inkl. der Befugnis zur Entlafjung der- 
jenigen untergeordneten Diener, weiche auf Grund ber Bier erwähnten Aufſichts⸗ 
befugni3 oder auf Grund ber vorhandenen Hausordnungen oder fjonft dom 
Diftriltsrate beftimmten Ordnungen auch vom Ausichufle in felbftändiger Weiſe 
aufgeftellt werden. Siehe Lerm. ©. 83 Ziff. 8 und ©. 86 Anm. 14. 

9) Hiezu fiehe auch Art. 21 Abſ. VI. 

9 d. H. in Inſtruktion zu nehmen, die nötigen Erhebungen zu pflegen, 
das geeignete Material zu fammeln, zu orbnen und bereit zu legen, Anträge zu 
formulieren und zu begründen ıc. 

’) Hierüber fiehe Text ©. 644 und rt. 21 mit Unm. 

Dieje Revifion ıft eine proviforifche, die definitive erfolgt burch den Diſtrikts⸗ 
sat, an weichen die Rechnungen nach Erledigung allenfallfiger Erinnerungen ge- 
geben werben. 

* In diefem Rechte zur Herftellung bes Etats liegt auch bie Befugnis 
und bie Verpflichtung zur Bethatigung aller hiezu nötigen Vorarbeiten, 3. B. 
Sachverftändige zu vernehmen, techniſche und fonftige Erhebungen zu pflegen, bie 
gieraus anmachienden Koften auf bie Diſtriktskaſſe anzuweiſen. Alle derartigen 

orarbeiten werben vom Ausſchußvorſtande (nicht von kgl. Bezirksamte) bejorgt. 

Ueber die alljährliche Herftellung der Etatsporanichläge und die formelle 
eurihtung berfelben, beögleichen der Boranichläge der Diftriltdarmenpflege fiehe 
Min. E. vom 22. Januar 1855 (Web. 4, 673), den Haushalt der Diftriktsräte 
betr., Min.-E. vom 19. April 1855 (eb. 4, 697 und Lerm. ©. 227), ben Boll- 
ug des Diſtriktsr.Geſ. betr., zugleich mit einem Formular über einen ſolchen 

oranfchlag, und Min.-E. vom 11. Januar 1870 (Web. 8, 488 und Lerm. ©. 
245), die DiftriltSarmenpflege betr. 
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Nun ift aber durch die Gefeßgebung, wie fich Diefelbe feit 1862 
entwidelt und geftaltet hat, die Thätigfeit des Diſtriktsrates — äbn- 
lich wie die der Gemeindebehörden — in ziemlich ausgiebiger Weiſe 
und auf den verfchiedeniten Gebieten auch für Zwecke in Anſpruch 

enommen worden, deren Erfüllung mit der erjten und eigentlichen 
Aufgabe der Diftriftögemeinden als Körperfchaften nur wenig oder auch 
gar nit im BZufammenhang ftehen. Hieher gehört vor Allem bie 
ausgedehnte Mitwirkung beim Vollzuge der deutichen Verſicherungs⸗ 
Oejehoebung (fiehe Anm. 24 lit. b bis e zu Art. 11), ferner überbanpt 
die Mitwirkung des Diftriftärates bei Erlaß von gefeblichen bezw. 
polizeilichen Borfchriften nach Art. 6 Abſ. 2 und Art. 14 d. Polizei- 
Str.⸗Geſ.⸗“B. (fiehe Anm. 24 lit. ( zu Art. 11), desgleihen beim Boll- 





denſelben mit allen nötigen techniichen Erhebungen zu belegen, 

ſodann mit dem volljtändigen Repartitionsentwurfe der Diftrikts- 
umlagen zu begleiten®); 

g. bei Unbochergeiebener Erledigung ber Stelle eines Diftri 
kaffiers einen anderen vorbehaltlid) der Beftätigung bes Diftrikts- 
rates bet feiner nächſten Verſammlung aufzuftellen ?) 2°) 21) 12), 


. + 9 Diefe Befugnis zur proviſoriſchen Wufitellung beichränft ſich übrigens 
nicht auf ben Diſtrittskaſſier, erjtredt fi) vielmehr auf alle Bedienftete bes 
Diſtriktes, ba ber Ausſchuß überhaupt laut der Geſetzesmotive (fiche oben Anm. 2) 
in alfen dringenden und unvorhergejehenen Yällen einftweilige Borfegrungen zu 
treffen bat. Vergl. auch Anm. 4. 

ie) Weber die Yuftänbigfeit des Ausfchuffes und feines Geſchäftsgangs fiche 
Art. 18, 21 Ab. 1 und 6, 23 Wbf. 4, 25 und 34 dieſes Geſ. 

2) Außer ben in Art. 16 aufgeführten Beihäftdaufgaben des Difrilts- 
ausfchufies, welche er innerhalb der Diftriltögemeinde ald Korporation und fü 
diefelbe zu erfüllen bat, find demſelben im Laufe der weiteren Entwidiung 
Geſetzgebung noch anderweitige Uufgaben zugeteilt worden uud zivar: 

2. —* Abſ. II der Gem. Ordn.: Aeußerung bei Bildung von Bürger- 

meiftereien. 

b. Urt. 167 Abſ. II der rechtöchein. und Art. 97 Abſ. II der pfäls 
Gem.-Orbn. disciplinäre Einfichreitung gegen Gemeinde oder Ortsaxs- 
Ihußmitglieder. 

c. 88 13, 14 und 24 des Pferdeaushebungs-Reglement3 vom 8. Februar 
sehn uber on ber ben Beutelb ber Aferbem muferun * —E Aus⸗ 

ungskommiſſion un derſelben zuzuteile achve i 
und Schätzleute. (Web. 18, 277 und 280). 

d. 8 14 des Naturalleiftungdgei. vom 18. Februar 1875 bezw. 24. Mai 1898, 
mit Bollz.-Berorbn. vom 28. September 1875 bezw. 28. Aug. 1878 
Bi 1II 8 lit. C: etimmung von Sacverftändigen bei Schägung 

er Flurſchäden aus Anlaß der Truppenübungen. 

e. 8 33 des Kriegsleiftungsgef. vom 13. Juni 1873 mit Ziff. 16 Bi. 2 
ber Bollz.-Berordn. vom 1. April 1876 über bie Wahl von Sachver- 
fändigen in bie Abſchätzungskommiſſion für Kriegsleiſtungen; fermer 
88 16 unb 17 biefes Geſehes über die Lieferungsverbänbe (Web. IE, 
493 und 641; desgl. Web. 10, 89 und 43 mit Beilage B und C der 
Berordn. vom 1. April 1876 Web. 11, 498 ımd 500). 

%, 8 4 ber Inſtruktion vom 8. Zuli 1875 zum Quartierleiftungsgel.: bie 
Se ng * Arundſate über bie Verteilung ber Eingrartierung. 

eb. 11, . 
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zuge einer Anzahl Iandwirtfchaftlicher und gewerblicher Geſetze ſowie 
endlich der Militärgefeggebung (fiehe Anm. 24 lit. g ff. zu Art. 11). 

Ueber den Geſchäftsgang des Diſtriktsrates find durch Art. 
12, * 1—4, Urt. 13, 14 und 22 die einſchlägigen Beſtimmungen 
getroffen. 

Die Borftandichaft ſowohl im Diftriftsrate als im Diftrifts- 
ratsausſchuſſe führt der Diftriftsverivaltungsbeamte, aljo der Bor- 
—* desjenigen kgl. Bezirksamtes, zu welchem der betreffende Diſtrikt 
gehört. 

Als Vorſtand der Diſtriktsvertretung hat der kgl. Bezirksamt⸗ 


Art. 17. 


Der Diſtriktsausſchuß Ib! jeine Bejchlüffe nad Stimmenmehrheit 1). 
Bur Saflung gültiger Beichlüffe ift die Anweſenheit von dpenigſtens drei 
oder vier Mitgliedern des Ausſchuſſes erforderlich, je nachdem dieſer aus 
vier ober mehreren Mitgliedern beſteht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
der Vorſtand. Glaubt der We nad) prichtmäßiger Meberzeugung 
annehmen zu follen, daß ein Beichluß des Ausfchuffes den Geſetzen oder 
Verordnungen zumibderlaufe?), fo ift derjelbe berechtigt und verpflichtet, 
die Vollziehung zu vertagen und die Verhandlungen der vorgejebten Kreis⸗ 
regierung binnen acht Tagen vorzulegen ?)®). 

Dieje hat ſodann ohne Verzug über die Aufrechthaltung ober Aufe 


— — — — 


g. 88 3—85 des Geſ. vom 28. Februar 1888: die Unterſtützung von 


Mai 1881: Wahlen für bie Mitglieder des Einfommen- und Gewerbe⸗ 
fteuerausfchufjes für den Yall, daß der Diftriktsrat nicht verfammelt 
fein jeitte; in gleicher Borausfegung 
1. 8 3 Ubi. 3 der Berorbn. vom 16. Juni 1888: Wahl eines Mit- 
gliedes zum Zuchtftier-Körausichuß (Web. 19, 98. 
2 In einem Ausſchreiben der Igl. Kreisregierung von Oberbayern vom 26. 
Juni 1887 — mit entſprechender Ergänzung abgedruckt Lerm. ©. 242f. — iſt 
eine genaue und überſichtliche Qulammenflelung aller von den Diftriktsvertretungen 
vorzunehmenden verjchiedenen Wahlen enthalten, auf welche wir hiemit verweilen. 
Bu Art. 17. 
D. H. relativer Stimmenmehrheit; demnach giebt bei Stimmengleich- 
heit, auch ge Stichentſcheid des Borftandes ben Ausschlag. Siehe auch Anm. 3 
zu Art. 18, 
” Diele Bejimmung bildet eine jehr wichtige Ausnahme von der Hegel, 
daß ber Ausichußvorftand die Beichlüffe des Ausjchufles zu vollziehen verpflichtet 
ift, au wenn er nicht mit denſelben perfönlich einveranben if. Diefe Aus 
nahme faun und barf aber nur eintreten, wenn der Borftand nah pflicht- 
mäßiger Ueberzeugung annehmen muß, daß durch den Ausſchußbeſchluß ein 
Gejed ober eine Veror duu "2 und zwar eine Berordn. im engeren Sinne, 
d. h. eine von ber Staatsgewalt zur Ergänzung eines Geſetzes und auf Grund 
aeieatier Ermächtigung erlaffene Verfügung verlebt ift. . 
Diefe Vorlage hat alfo in diefem Falle nicht vom kgl. Bezirksamt, jon- 
dern (ausnahmsweile) vom Ausichußvorftande zu erfolgen. 
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mann (bat. deifen Stellvertreter) gemäß Art. 12 Abj. 1 d. Geſ. den 
Vorſitz und die Leitung in den — regelmäßig einmal im Jahre ftatt: 
findenden — Verfammlungen des Diſtriktsrates, ferner hat er bei den 
Abftimmungen, joferne Stimmengleichheit vorliegt, die Entſcheidung 
zu geben; im übrigen hat er feine Befugnis mit abzuftimmen (Art. 
13 Abi. 3). Die Einberufung des Diſtriktsrates — fowohl zu Den 
orbentlichen als auch zu allenfallfigen außerordentlichen Verlammlungen 
— erfolgt jedoch nicht durch jeinen Vorſtand, fondern durch Die 
Diftriftsverwaltungsbehörde bzw. durch den kgl. Bezirkgamtmann als 
Borftand diefer Behörde (Art. 12 Abi. 3); dagegen erfolgt die Ein- 
berufung des Diſtriktsratsausſchuſſes Durch feinen Vorftand (Art. 18 
Sab 1 und Anm. 1 hiezu). 

Eine Thätigkeit von ganz bejonderer Wichtigkeit und von außer: 
ordentfichem Einfluß auf das ganze Werden, Wachſen und Gedeihen bes 


ebung des angefochtenen Beſchluſſes nach Eollegialer Beratung zu ent- 
Abe und im Dei ber Aufhebung unter ber Angabe der Gründe bie 


Sache an ben Diſtriktsausſchuß zu neuer Beſchlußfaſſung zurüdzuweifen *) >). 


Art. 18. 

Der Diltriltsausfchuß verfammelt fi) nur auf Einladung bes Bor- 
ftanbes!). Die Einberufung hat jedoch zu erfolgen, wenn wenigftens bie 
Hälfte der Mitglieder?) des Ausihuffes darauf anträgt. — 

Die Beftimmungen bes Art. 14 gelten au für den Ausſchuß*). 


*) Selbfiverftändlich darf folhen Falls der Diſtriktsausſchuß nicht auf 
feinem früheren Beichluß beharren bezw. denjelben einfach wiederholen ; 
at vielmehr die betr. gefehliche ober verorbnungsmäßige Vorſchrift bei Faflung 
eines neuerlichen Beichlufies zu beachten, foferne er nicht überhaupt von ber betr. 
Angelegenheit ganz abftehen will — vorausgefegt natürlich, daß died nach Lage 
der Sache möglich bezw. gejeglich zuläffig ie 

9 Siehe Anm, 8 zu Urt. 18. 

Bu Urt. 18. 


F ) Alſo nicht des kgl. Bezirksamtmannes als ſolchen ober bes kgl. Bezirks 


9 Bu berückſichtigen iſt hiebei, daß ber kgl. Bezirksamtmann wohl Mit- 
glied des Ausſchuſſes iſt (ſiehe Lerm. S. 90 und bei. S. % Anm. 4 a), bafı 
aber hier wie überall, wo eine beſtimmte Zahl von Ausſchußmitgliedern verlangt 
wird, nur bie nach Art. 2 in den Diſtriktsrat berufenen und infolge dieſer Mu—⸗ 
gied wen in den Ausſchuß abgeordneten Mitglieder zu verſtehen ſind, (vergl. Lerm 

. 98 Anm. 44 Abſ. 2). In Art. 15 Ab. 4 iſt auch der Bezirksamts⸗Vorſtand 
im Gegenfa zu den in Ubi. 1 bajelbft genannten anderen 4—6 Ausichugnzit- 
gliedern als geborener Ausichußvoritand beſonders angeführt. Siehe Anm. 7 zu 


Urt. 16. 
Die Beichlüffe des Ausichuffes find ebenjo wie die bes Diftriftärates * 
prototollieren und zwar ſowohl die nach Art. 17 Abſ. 1 als bie nad Art. 
Abſ. 1 gefaßten, wenn auch das — ie Protokollierung nicht ausdrüdiich ale 
Vorausſetzung für bie @iltigfeit ber FA verlangt. Es kann auch ber Ausſchuß 
nicht beftimmen, daß ein VBelchluß nicht protofolliert werden foll; ebenfo Tann 
Beta ae die Keoto Tierung Rn germeigem ae ud —— 
e, welche unter Verletz es un gefa , ungilti 
und unvollziehbar. Siehe —— S. 81 Anm. 12. ⸗ 
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Bezirkes, die Förderung feiner Wohlfahrt und die Beichaffenheit und 
den Wert feiner Einrichtungen kommt überhaupt dem Diftriktöver- 
waltungsbeamten als Vorſtand des Diſtriktsratsausſchuſſes zu und 
zwar ganz ſpeziell in feiner äußeren Wirkſamkeit, in der praftifchen 
und faktiichen Ausführung der Diſtriktsrats⸗Beſchlüſſe, welche in feine 
Hände gelegt ift und weldye von ihm „unter gleichzeitiger Mitwirkung, 
Ueberwachung und Kontrolle des Ausſchuſſes“ bethätigt werden fol. 
(Näheres über die diesbezügliche Machtvolltommenheit und Buftändig- 
feit des Ausſchuß⸗Vorſtandes einerjeits und des Diſtriktsausſchuſſes 
andrerjeit3 fiehe Lerm. S. 91). Dieje Mitwirkung des Ausſchuſſes 





Art. 19. 


Im alle ber Auflölung bes Diftriktsrates hat der Diſtriktsaus⸗ 
ſchuß jeine Verrichtungen bid dahin Tortgulehen 1), wo ber Diftriktsrat 
neu gewählt und ber Ausſchuß aus feiner Mitte neu beftellt fein wird. 


Art. 20, 


Neben bem Diftriltsausfchuffe wählt ber Diftriktsrat mit abjoluter 
Stimmenmehrheit für die Erhebung, Verwendung und Verrechnung des 
aha einen Diftrittsfaffier 1) 2), welcher von ber 
Diſtriktsverwaltungsbehörde für jein Amt verpflichtet wird. 

Ob und melde Kaution derfelbe zu leiſten habe, bleibt bem Be⸗ 
Ihluffe des Diftriktsrates anheimgegeben >). 


Zu Art. 19. 


1) Der Art. 19 ſtatuiert eine Ausnahme von der Regel, daß der Ausſchuß 
auf Die Dauer bes Beſtehens bed Diſtriktsrates gewählt ift. 


Bu Art. 20. 

2) Der Diſtriktskaſſier ift ein Bedienſteter des Diſtrikts, weicher nach aus» 
drücklicher Beſtimmung bed Gel. aufgeftellt werben muß. Derſelbe Tann nicht 
Mitglied des —— fein (verb.: neben dem Diſtriktsausſchuſſe), er braucht 
auch nicht Mitglied des Diftriktörates zu fein, kann ed aber fein. Weiteres fiehe 
Tert ©. 639 f. Der Diſtriktskaſſier fteht unter der fortgefeuten Kontrolle des 
Diſtriktsausſchuſſes, welcher für bie richtige Vornahme diejer Kontrolle verant- 
wortlich erfcheint. Letztere ift vorzugsweiſe durch wiederholte Kafjavifitationen zu 
bethätigen. Dieſe Bilitationen find vom Vorftande mindeftend einmal jährlich, 
außerdem auch während bes Jahres dfter unvermutet unter Beiziehung wenigſtens 
eines Ausichußmitgliebes zu vollziehen und ift über die jedesmalige Vornahme 
ein Protofofl aufzunehmen und von ben Bifitierenden wie vom Kaſſier zu unter- 
zeichnen; überhaupt ift analog zu verfahren wie bei den Bifitationen der gemeind- 
lihen Kaſſen. Bergl. hiezu Art. 107 der Gem.-Orbn. und bie ea (agigen An- 
merfungen, oben ©. 501 und Min.-E. vom 12. Oktober 1869 (Web. 8, 882ff.). 

Nach Art. 16 lit. g bat bei unvorhergejehener Erlebigung der Kaſſiers⸗ 
ftelle einftweilen der Diftrittsausfchuß einen Kaſſier zu wählen, deſſen Beftätigung 
bei ber folgenden Diftriktsratöverfammlung vorbehalten bleibt. Auch dieſe einft- 
mweilige Wahl muß mit abjoluter Stimmenmehrheit erfolgen. 

®) Diefe Vehtinmung ift bem Diſtriktsrate ausſchließlich anheimgegeben, 
alfo an eine Regierungsgenehmigung nicht gebunden; ber BDiftriftsrat ift aber 
demnad auch nicht durch eine genehmigende Regierungdentichließung gebedt, fon- 
dern beim etwaigen Verzicht auf Kautionsbeſtellung eventuell für den hiedurch 
der Diftrittsgemeinde zugehenden Schaden verantwortlich. 
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bringt es auch mit fich, daß der Ausichußvorftand verpflichtet iſt, Die 
Beichlüffe des Ausſchuſſes — und zwar alle, auch Diejenigen, welche 
nad) feiner Anfchauung nicht zum Wohle des Diftriltes gereihen — 
in Vollzug zu jegen: e8 müßte denn fein, Daß er nach pflihtmäßiger 
Meberzeugung annehmen zu follen glaubt, daß ein Beichluß Des Aus- 
ichuffes den Gejegen oder Verordnungen zuwiderlaufe; folchen 
Falles ift der Ausſchußvorſtand nicht blos berechtigt, jondern fogar 
verpflichtet, Die Vollziehung des betr. Beſchluſſes zu vertagen und 
innerhalb 8 Tagen die betr. Verhandlungen der kgl. Kreisregierung 
vorzulegen, welch legtere ſodann ohne Verzug über die Aufrechthaltung 
oder Aufhebung des angefochtenen Befchluffes nad) follegialer Beratung 
u enticheiden und im alle der Aufhebung unter Angabe der Gründe 
ie Sache an den Diftriftsausfchuß zu neuer Beſchlußfaſſung zurüd- 
zuweifen bat (Art. 17). 





Art. 21. 


Der Kaffier hat am Schlufje eines jeden Verwaltungsjahres Rech—⸗ 
nung zu ftellent), welche nach vorausgegangener Revifion im Ausfchuffe?) 
ber Beratung bes Diftriktsratesd) (Art. 11 lit. c) unterftellt wirb. 


Zu Urt. 21. 


9 Dieſe Rechnungsitellung ift nach dem für die Boranfchläge verorbneten 
3 zu bethätigen. Siehe Min.-E. vom 19. April 1855 „den Vollzug bes 
Diſtriktsr.⸗Geſ. betr.” (Web. 4, 697 unb Lerm. ©. 227 1): Beiter ift bei 
S. 229 bis 236 ein von ber kgl. Regierung von Wittelfranfen auf rund ber 
Unmeifungen der vorgenannten Min.-E. vom 19. April 1855 bergeftelltes und 
entiprechenb ergänzte Schema eines Diſtrikts⸗Voranſchlages zum Abdruck ge 
bracht, auf welches wir ebenfo wie auf die Bemerkungen hiezu auf ©. 228 hiemu 
verweilen; Desgleichen auf die Min.E. vom 11. Januar 1870, „bie Diftriftz- 
armenpflege betr.” (Lerm. ©. 245) bezüglich des Bedarfs ber Diftriftgarmenpflege. 

erner fiehe Min.-E. vom 28. uni 1866 (Web. 8, 394 Anm.) 

2) Dieſe erſte Revifion erfolgt alfo nicht vom Tgl. Bezirlsamte, fonbern 
vom Ausſchuſſe, in der Regel von einigen vom Vorſtande hiemit betrauten Ans- 
(hußmitgliedern oder beſſer vom Borftande unter gleichzeitiger Beiziehung eines 
oder zweier Ausſchußmitglieder. Allenfallfige Erinnerungen find vor ber Hin- 
übergabe an den Diftriftörat erft zu beheben. Siehe Tert ©. 644 f. 

2) Siehe hiezu Ziff. 3 der Min.-E. vom 14. Oftober 1869 „bie Diftrikts- 
ratöverhandlungen betr.“ (Web. 8, 394): „Die Vorlage ber in Art. 11 lit.c bes 
Diftriftör.-Gej. bezeichneten Rechnungen an den Diftriftsrat Hat in ber Regel 
erft bei dem ordentlichen Bufammentritt bes Diſtriktsrates in bem dem betreffenden 
Rechnungsjahre folgenden Jahre ftattzufinden. Wirb ausnahmsweiſe aus anderem 
Anlaffe der Diſtriktsrat gemäß Art. 12 Abſ. 2 zu einer außerorbentlidhen Ber- 
fammlung berufen, jo Hat die Rechnungsvorlage an ben Diftriktsrat ſchon bei 
diefer Gelegenheit mitzuerfolgen.“ 

(Dem Diſtriktsrat kommt die eigentliche Prüfung und Anerkennung bezw. 
Beanftanbung der Rechnung zu.) 

Nachdem der Diftriktsrat feine Erklärung über die Rechnungen a 
hat, find biejelben gofort an bie Kreiöregierung behufs ihrer (legten) Prüfung 
und Beicheidung in Vorlage zu bringen bezw. ift zuvor die Bereinigung der vom 
Diftriftsrate gegen die Rechnungen erhobenen VBeanftandungen Berbeiguführen. 

Die gl. Bezirtsämter haben übrigens zu überwachen, baß die vom Dikrifts- 
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Gegen diefe Negierungsenticheidung kann ſeitens des Diftrikts- 
ausichuffes die Oberaufſichtsbeſchwerde zum kgl. Staatsminifteriun 
des Innern eingelegt werden. 


Wie bereit? oben angedeutet wurde, hat der Diftriktgrat neben 





An der diesfallfigen Abſtimmung haben die Diitglieder des Aus- 
ſchuſſes feinen Anteil zu nehmen. 

Die Rechnung wird jodann jamt den Seſchuger durch die Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörde an die Kreißregierung zur ſchließlichen Prüfung und 
Beicheidungt) vorbehaltlich der Berufung?) eingefendet. 

Die Rechnungsergebnifje werden durch das Kreisamtöblatt zur 
öffentlichen Kenntnis gebradit. 

Die feitgeftellten Etats, an deren Einhaltung der Diſtriktsausſchuß 
und Kaffier gebunden und hiefür haftbar find, bilden die Grundlage für 
die Verrechnung ©). 

Sn dem Etat nicht vorgejehbene Ausgaben können in dem Falle bes 
Artikels 25 von dem Diſtriktsausſchuſſe, außerdem nur mit Zuſtimmung 
des Diſt riktsrates angewiejen werden. 


kat zu ftellenden Rechnungen, jowie die Nechnungen der jäntlichen Diftrikts- 
a alten ihmen rechtzeitig nach Ablauf eines jeden Berwaltungsjahres vorgelegt 
werden. 

Die Rechnungen ſelbſt find, foweit nicht deren fchließliche Brüfung und 
Beicheidung nach Art. 21 der Kreisregierung zukommt, vorbehaltlid, der Er- 
ledigung der ſpäter vom Diſtriktsrate allenfalls zu erhebenden Beanftandungen, 
auch rechtzeitig zu revibieren und zu beicheiden. 

*) Die Prüfung — und die hierauf erfolgende Beſcheidung — der Kreis⸗ 
regierung hat ſich vorzugsweiſe zu beziehen: 

a. zunächſt auf die rechneriſche Richtigkeit der einzelnen Ziffern — Prüfung 

m Kalkul — und auf das Borhanbenfein und die Nichtigkeit ber 
elege, 

b. auf Die Etat3mäßigleit der einzelnen Bofitionen, jpeziell ob Die einzelnen 
Ausgaben im Etat vorgejehen find, 

c. darauf, ob ebenda die Einnahmen vorgejehen, ob fie ordnungsmäßig 
erhoben und verrechnet wurden, 

d. ob das Grundftodvermögen erhalten bezw. wenn möglich vermehrt, 
eventuell wieder ergänzt worden ift, 

e. ob die Schuldaufnahmen vorichriftsmäßig behandelt, die betr. Summen 
genehmigt, die Pläne über die Schuldentilgung ordnungsmäßig herge- 
jtelt und auch eingehalten wurden, 

f. ipeziell bezüglich des Diftriltsarmenwejens, ob die Borichriften der 
Min.-E. vom 11. Januar 1870 über die Diftriftsarmenpflege (Web. 8, 
483 ; Lerm. ©. 245 f.) genau erfüllt find. 

Die von ber kgl. Regierung erhobenen Erinnerungen müſſen von Ausjchuife 

bezw. Diftrittslaffier behoben werben. 

*) und zwar zum oberften Rechnungshof. Siehe Tert ©. 648. 

*) Siehe oben Unm. 1 und die dafelbit angeführte Min.-E. vom 19. April 
1855. Ber genehmigte und bezw. befinitiv feftgeftellte Etat bildet bie Grundlage 
bes Haushaltes der Diftriftögemeinde; jomohl der Ausſchuß als der Kaſſier find 
au Denfelben gebunden; liebe gierüber Tert ©. 651. 

Weiter fiehe über Beilafjierung von Gebührenmarfen bei yatın en aus 
der Diſtriktskaſſe: Art. 231 big 235 des Eeirengeiehe oben Bd. . 440— 445 
mit Berorbn. vom 15. September 1879 (Web. 13, 559, Gei.- und Verordn.⸗Bl. 
1171), ferner Min.-E. vom 15. Mai 1880 (Web. 14, 445) und 8 4 der Min.- 
Bel. vom 17. September 1879 (Web. 18, 562). 


Pohl, Handbuch. II. 41 
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dem Ausſchuſſe auch noch einen Diſtrikt Skaſſier zu wählen, welchem 
die Beforgung des diſtriktiven Rechnungsweſens obliegt und 
welcher nad) Art. 20 jeine Thätigkeit auf die Erhebung, Ber- 
wendung und Berrehnung des Diftriftgeinfommens zu 
eritreden hat. 

Der Diftriktsfafjier ift Beamter im Sinne des $ 359 Des 
Reichs⸗Str.⸗Geſ.⸗B., er ift ferner diſtriktiver Bedienſteter und bedarf 
daber feine Wahl der Betätigung der kgl. Kreisregierung. Der 
Diftriktskaffier wird für fein Amt von kgl. Bezirksamte verpflichtet ; 
er ift für den durch feine Schuld veranlaßten Schaden fowohl ber 
Diftriktsgemeinde einerfeits, als aud) jedem Dritten andrerjeits haft⸗ 
bar. Näheres hierüber fiehe BL. für admin. Br. Bd. 33, 133 ff.. 
ferner vergl. Art. 89 eventuell auch Art. 60 und 61 und 165 Ziff. I 
des bayer. Ausführungs-Geſ. zum Bürgerl. Geſ.-B., desgl. Art. 50 
des Uebergangsvorſchriften⸗Geſ. v. 9. Juni 1899, unten Anhang II, 
Ziff. 3 und 4. Nachträge ©. 701. 


Art. 22, 

Die Situngen bes Diftriktsrates find öffentlich, ſoweit dieſe Oeffentlich⸗ 
feit dem Staate, einer Gemeinde!) oder den einzelnen?) nicht nachteilig?) 
zu werden droht‘). 

Die Frage, ob ein I er die Oeffentlichkeit ausfchließender Fall 
porliege, wird von dem Diltriltsrate in geheimer Sigung jelbft beurteitt 
und entichieden®). 

Art, 23. 


Die Verhandlungen des Diftriktsrates werben durch die Diftrifts- 
verwaltungsbehörde der vorgejeßten Streisre ierung vorgelegt!) und von 
diefer in Lollegialer Beratung?) alsbald beichieden !). 


Zu Art. 2. 
') jet ed der Diſtriktsgemeinde als folcher ober einer zu ihr gehörigen 
politifchen oder Ort8-@emeinbe. 

) ſei e8 einer phufifchen oder einer jurifliichen — zur betr. Diftritte- 
gemeinde gehörigen, d. 5. ın ihrem Bezirke wohnenden oder mit Orundbefig oder 
einem ftändigen Gewerbe angejeffenen Perſon. 

d jei e8 daß der Nachteil in einer materiellen oder auch in einer mora- 
liſchen Schäbigung beruhe. 

*) es genügt aljo, wenn ber Eintritt des Nachteiles nur zu befürchten ik 
bezw. als nur wahrſcheinlich ericheint. 

) und zwar endgiltig. 





Zu Art. 28. 

) Siehe hiezu Min.E. vom 14. Oltober 1869 Ziff. 1 und 2, beſjondere 
aber Min.E. vom 29. Mai 1878 Ziff. 4 (Web. 13, 291): Die Bezirkaduter 
haben die Verhandlungen unter eingehender Berichterftattung — inäbejoubere 
auch Über den Vollzug ded im Borjahre ergangenen Beſcheides — mit Bei 
und einem nad) Klaffen ausgeſchiedenen Verzeichnifie der Mitglieder des Diſtri 
rates an die vorgefegten Freißregierungen einzujenden unb es haben Die feßteren 
die Beicheidung der eingehenden Verhandlungen berart zu beichleunigen, daß ſolche 
bis Ende Januar des h genden Jahres beenbipt ift. 

) Eine nicht auf Grund Follegialer Veratung ergangene a 
Entſchließung wäre ungiltig, vergl. Entich. des Berm.-Ger.-Hofes Vd. 13, 398. 
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Bezüglich der Frage, ob der Kaſſier Kaution — und in welcher 
Höre. — zu leiften bat, ferner ob und welche Vergütungen ihm aus 
iffriftemsktefn zu gewähren jind, bat der Diſtriktsrat zu befchließen 
(Art. 20 Abſ. I und Art. 26 Ubi. IN); jelbftverftändlich können dieſe 
Punkte auch Durch Vertrag zwifchen dem Diftriftsrate bezw. der Di- 
jtriftögemeinde und dem Diſtriktskaſſier geregelt werden. 
Zum Diſtriktskaſſier kann aud eine Perfönlichkeit gewählt wer⸗ 
ben, welche dem Diftriftsrate nicht angehört; andrerjett3 wird ber 
m Kaflier Gewählte hiedurch nicht Mitglied des Diftriftsrates; auch 
Kind Diftriftsratsmitglieder nicht verpflichtet, Die auf fie gefallene "Wahl 
als Diftriktskaffier anzunehmen; begleichen kann der Diſtriktskaſſier 
ur Beibehaltung feiner Stelle nicht gezivungen werden, er kann die⸗ 
—* vielmehr — natürlich nach erfolgter —— — jeder⸗ 
zeit niederlegen und iſt Dabei auch nicht an die Dauer der Wahl⸗ 
periode gebunden. Andrerſeits kann der Diftriktsfaffier jederzeit vom 
Diſtriktsrate — umd, ſoferne dieſer nicht verſammelt ift, einftweilen 
bi3 zu deſſen Tagung in proviforifcher Weiſe durch den Diftrikts- 
ausſchuß — ſeiner Stelle enthoben werden. 





Die Entichließung der Kreisre egierung wird den een des 
Diftrittsrates und jeder beteiligten Gemeinde?) durch bie Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde eröffnet. 


Gegen einen von der Areistegierung beitätigten Beſchluß des Di- 
ſtriktsrates findet feine Berufung tatt 4), 

jeder beteiligten Gemeindes und jedem der in Art. 2 Jit. b be= 
zeichneten Nitglieder °) des Diſtriktsrates ſteht bie Befugnis u, bie Be⸗ 
rufung gegen ie Entfe m. der Areisregierun inifterium 
bes Innern?) zu ergrei em — — in in denjenigen Fällen, 
in welchen Beichlüfie —9— Vi von der Kreisregierung nicht be⸗ 
ſtätigt werden. 


. d. h. jeder Gemeinde und jedem Beſitzer Fire Er woartiſchen Bezirkes. 
Hiezu Min.E. vom 5. Oktober 1882 Ziff. 3, ſiehe Tert S. 676 

*) Diejer Ab. IIL ift lediglich aus Kertum in hs Gefep gelommen (beziv. 
vom Entwurfe her ftehen geblieben) und ift ohne Bedeutung 

) d. 5. jeder Gemeinde im Difirifte (fiehe —* 3). Den politilhen 
Gemeinden neben in Bezug auf da3 Berufungd- 8 ober Beichwerberecht die Beth 
aus märtijcher ezirte gleich, da je eben auch ieglieber bes Diftriftes find ( er 
auch Anm. 3, ferner Lerm. ©. 111 Wbf. 1 und ©. 113 bis 116 Anm. 5, Dagegen 
Entic. bes Berw.-Ger. — ®. 1, 8 Abi. 1). 

Bergl. ferner Entich. des Verw. Ger «Hofes Wo. 11, 455 Ubi. 2 

*) Diefen ift das kgl. Stantsärar bann beizu äblen, db. 5. dem igl. Staats⸗ 
ärar ſteht ein Berufungsrecht dann, aber auch nur dann zu, wenn es nach 
gabe feiner in Bormerkung geführten Grundfteuer zu ben —— — Grund⸗ 
befigern im Diſtrikte mit ein Achtel ber Zahl der Vertreter der Gemeinden gehört 
(und zwar gleidhviel, ob der Orumbbeiig des Tgl. Werard einem Gemeinbebegirte 
zugeteilt ift oder nicht): Entich. des Verw. Ger. —*8* Bd. 18, 8 Abſ. 2 

Siehe Art. 8 Abſ. 2 — vorbehaltlich jedoch ber deſtimmung in Art. 

10 Ziff. 1 des Verw⸗Ger.⸗Hofs⸗Geſetzes. Hierüber ſiehe Anm. 1 bei Art. 88, 
ferner unten Anm. 10. 

ig) Bezüglich ber Beichwerbefrift fiehe Art. 38 Abſ. 1. 

N 41* 
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Nach Art. 21 Abi. 1 hat der Diftriftskaffier am Schluffe eines 
jeben Verwaltungsjahres d. i. des Kalenderjahres Rechnung zu ſtellen. 
Diefe Rechnung geht zuerft zur Revifion an den Diftritts-A u s⸗ 
Ihuß (nit an das kgl. Bezirksamt). Der Ausſchuß hat die Ne— 
vifion der Diftriktsrechnung in ähnlicher Weife zu bethätigen, wie das 
fol. Bezirksamt diejenigen der Landgemeinden oder in Städten das 

olegium der Gemeindebevollmächtigten diejenigen der Stadtgemeinben. 
Der Tal. Bezirfgamtmann ſoll daher auch als Ausſchußvorſtand dieſe 
Rechnung nicht allein für ſich revidieren, ſondern auch noch andere 
Mitglieder des Ausſchuſſes zur gründlichen Reviſion mit heranziehen 
und die Reſultate dieſer eingehenden Prüfung — zumal wenn ſich 
Bedenken ergeben oder Beanſtandungen zu erheben ſind — durch den 
Beſchluß des geſamten Ausſchuſſes genehmigen bezw. feſtſtellen laſſen. 
Die alſo revidierte Rechnung iſt — nachdem zuvor auch allenfallſige 





Die Beſchwerdegue urun iſt bei der Diſtriktsverwaltungsbehörde 
einzureichen ?) und von dieſer ungeſäumt mit den Verhandlungen einzu- 
befördern 9). 


Art. 24, 


Den Berufungen kömmt aufichiebende Wirkung nicht zu, wenn @e- 
fahr auf dem Verzuge haftet!). 


Art. 25. 
ft in einzelnen Fällen!) die Ergreifung augenblidliher Maßregeln 


— — — — — 


Anm. 1. 

10), Zu Art. 23 fiehe folgende Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. 13, 299: 
Gegen bie nad zuläfligem Ermeſſen erfolgte Nichtgenehmigung eines Diftrikts- 
rat3bejchluffes jeitens der kgl. Kreisregierung beiteht, auch wenn fie mittelbar 
zu einer Belaftung der Diftriftgemeinde führen kann, kein echt der Veſchwerde 
an ben fgl. Berw.-Ber.-Hof. 


Bu Urt. 4. 

) Es fommt alſo den Berufungen in ber Regel cine aufichiebende Wirkung 
zu; ausnahmsweije wird aber ber —2 der angefochtenen — — danı 
nicht fiftiert, wenn infolge biefer Siftierung eine Gefahr, fei es für Die allgemeine 
Wohlfahrt oder audy nur für das Intereſſe der Diſtriktsgemeinde entftehen würbe ; 
ſolchen Falles RR Daher Die kgl. Regierung das Recht, andrerjeitd andy die 
Pflicht, ihre Entichließungen fofort in Vollzug feben zu laſſen, ohne Rückſicht aui 
die erhobene Beſchwerde und deren allenfallfigen Erfolg. 


Bu Art. 3. 


) Bei der Uuslegung bed Urt. 25 ift vor allem daran zu denken, daß er 
eitte Ausnahmsbeſtimmung enthält und Daher strictissime zu interpretieren if. 
Es muß fich alfo wirklich um Maßregeln Handeln, mweldye augenblidiich d. h. un- 
verzüglich getroffen werden müflen, um dringende db. 5. unmittelbar bevor- 
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Erinnerungen möglichft behoben oder Hargeftellt find — mit den 
etwa vorhandenen diesbezüglichen Verhandlungen an den Diſtriktsrat 
zu geben und zwar nach Ziff. 3 der Min.-E. vom 14. Dltober 1869 
(fiehe Art 21 Anm. 2 und 3) in der Regel erft bei Dem ordentlichen 
Bujfammentritte des Diftriftsrates in dem dem betreffenden Nechnungs- 
jahr folgenden Sabre. Nach Art. 110 (mit 21 Abſ. 1) fteht dem 
Diftriftsrate die zweite Prüfung und bezw. auf Grund dieſer Fa 
bie Anerfennung oder Beanjtandung ber Diſtriktskaſſe-Rech— 
nung fowohl als der Rechnungen aller Diftriftsanftalten zu, wie über⸗ 
haupt bezüglich der leßtgenannten Rechnungen ebenfo wie bezüglich der⸗ 
jenigen der Diftriltsarmenpflege alle für das Diſtriktskaſſa⸗Rechnungs⸗ 
weſen gegebenen Beftimmungen die gleiche Anwendung zu finden haben. 
Bei den Abftimmungen des Diftriftsrate® über Anerkennung oder 
Beanftandung von Rechnungen, welche der erften Revifion des Diſtrikts⸗ 





aut Abmwendung dringender —2 — oder erheblicher Nachteile erforder⸗ 
ih, To ſteht dem Diſtriktsausſchuſſe bie Defugmiß zu, die erforderlichen 
Zeiftungen innerhalb der Grenzen bes unabweisbaren Bebürfnifjes fogleich 
zu beichließen.!) 2) 


Die Genehmigung des Piftriktsrates muß bei feiner nächiten?) 
Berfammlung eingeholt werden). Zu diefem Zwede ift eine außerordent⸗ 
lihe Verſammlung einzuberufen, wenn wenigjtens die Hälfte der Mit- 
glieder des nem darauf anträgt. 

‚ Die Nichtgenehmigung Tann auf dad gemäß Abſatz 1 des gegen- 
wärtigen Artikels bereits Vollzogene nicht eritredt werden. °) 


ftehende @efahren ober erde bliche Nachteile für den Diſtrikt ober feine Mit- 
glieder zu befeitigen. Die Bitglieder des Diſtriktsausſchuſſes find haftbar, wenn 
durch ungejegmäßige Ausdehnung bed Art, 25 dem Diftrifte Schaden zugefl 
wird ; fpeziell bezieht ſich dieſe Haftung auch darauf, daß vom Diſtriktsausſchuſſe 
nicht mehr beichloflen bezw. genehmigt wird, als ndtig ift, und Daß das gegebene 
Bedärfnig nur fomweit befriedigt wird, ald e8 unabweisbar ift. 

*) Diefe Genehmigung bzw. Gewährung derartiger unvorhergejehener Mittel 
nad Art. 25 darf nur durch Ausſchußbeſchluß geichehen, niemals Durch den Aus⸗ 
ſchußvorſtand allein. Letzterer ift allerdings befugt, hierauf Antrag zu jtellen, und 
wenn ber Ausſchuß das Nötige verweigert, entweder eine außerordentliche 
Berfammlung des Diftriltsrates nad) Art. 12 Wbf. 2 zu veranlafien oder ſich ge- 
mäß Art. 17 Abſ. 1 an die Auffichtöftelle zu wenden. 

*) d. h. ordentlichen oder regelmäßigen Jahresverſammlung, joferne nicht 
wenigſtens bie Hälfte ber Ausfchußmitglieber (ber Vorſtand nicht mitgerechnet) 
auf eine außerordentliche Diftriftsratäperfammlung Antrag ftelt. Für legteren 
Fall fiehe Art. 12 Abi. 2. 

*) Auch die nach Art. 25 zu faflenden Difteittsratöbejchläfie unterliegen 
ber Prafung und Genehmigung der Aufſichtsſtelle nach Art. 28. Siehe jedoch 

nm. 5. 


) Was aljo zur Abwendung unmittelbar drohender Gefahren oder Nach- 
teife im Sinne bes Abſ. 1 bereitö geleiftet wurde, muß — jeboch vorbehaltlich 
der allenfallfigen Haftbarmachung des vuafan e3 (fiehe Anm. 1) bzw. der hiefür 
verantwortlichen Mitglieder besfelben — vom Diſtrikte übernommen werben. Vergl. 
noch vorftehende Anm. 4. 





646: Die Difriftögemeinbe. Geſetz dv. 28. Mai 1852, bie Diftriftöräte betr. 


ausſchuſſes unterliegen, Dürfen ſich nat die Mitglieder dieſes 
Ausſchuſſes nicht beteiligen. (Art. 21 Abi. 2 

Die endgiltige, definitive Prüfung und Bereiheibung ber il diftrif- 
tiven Rechnungen erfolgt — vorbehaltlid jedodp ber 
erft durch die vorgeſetzte kgl. Kreißregierung. An dieſe find — 
nach der Beſchlußfaſſung des Diſtriktsrates die Rechnungen mit den 
gelamten Verhandlungen durch das kgl. Bezirksamt in Vorlage zu 

ingen. (Art. 21 Abi. 3.) 


Art. 26. 


Die Mitglieder des Di ie triktsrates verrichten Mn Amt unentgeltlich. 
Den Mitgliedern des Ausichuffes und dem Kajfier önnen von dem 
Diftriktsrate angemefjene Vergütungen aus Diftriltsmitteln bewilligt 


werben. 
Art. 27,1) 


In Bezug auf die Beitreitung der Diftriktslaften ?) kommen ins- 

beſonde re ‚folgende Borjchriften zur Anwendung: 

a. jede Di [rifiögemeinbe X verbunden, alle Leiftungen zu befttei- 
ten, we — r nach G ie befonderen 533 oder in⸗ 
folge der Beichlüffe des iktsrates 5) obliegen; 

b. als gejegliche®) Diftriktslaften follen inabefongere 1,3) angefeben 
und behandelt werben: 





u Art. 97. 
) Die Aufzählung bed Urt. 27 ift feine erjchöpfende; fiehe hiezu noch 
Art. 25, 26 Abi. 2,28, 29, 86 des Diſtr.Geſ., Art. 38 und 39 des eſ., Urt. 


6 ben Uferkukge) vom 28. Mai 1852 (Web. 4, 453); ferner Tert ©. 663 ß. 
r it. a bis f. 
2) Diftriltslaften nad Art. 27 find „alle Diejenigen Leiftungen, welche Der 
iftögemeinbe nach Geſetz oder nad) befonderen Rechtstiteln oder infolge ber 
Er ae des ee obliegen“ (Art. 27 Abſ. 1 lit. a). Siehe Tert S. 657 . 
un 
"78 — den geſetzlichen Diſtriktslaſten gehören nicht blos bie unter Hit. b 
gif, 1 bis 7 aufgeführten, ſondern auch die in obenftehender Anm. 1 (bzw. Zert 
. Ar. 8 a bis f) benannten, durch andere geſetzliche Vorſchriften auf⸗ 
erle en Berbinblichfeiten. eiter haben bie Diftrikte audy diejenigen Au 
zu eiteeiten, welche fi) aus ihrer Gefchäftsführung ergeben (fiehe hiezu Kt. 
26 2, ferner unten Anm. 5 
+ Hieher gehören alle Bibinbtichteiten, welche nicht durch Geſetz, ſondern 
auf Grund jonftiger privat- ober öffentlich rechtlicher Berpffichtungevechäftmiffe 
die Diſtriktsgemeinde entftanden find, auch die freiwillig durch eigene Veſchluß⸗ 
afjung übernommenen. Vergl. Lerm. ©. 121f. Anm 
) Siehe hiezu Art. 26 Abſ. 2 und 29 Abi. 1 8 Gef, auch oben Anm. 3 
a. E.; ferner unten Anm. 15 lit. au. b. Bejonderd gehören —* die Koſten für 
Unterhaltung ber u Beſchluß bes Di —X und mit Genehmigung der Re- 
gierung een iſtriktsanſtalten oder biftrittiven Einrichtungen. 
Unter „Diftrikftsanftalten“ find zu verftiehen: „bleibende Einrich- 
bangen ber Diftriftögemeinden zur ung beftimmter öffentlicher —* 
die — wenn mögl ih — allen, jedenfall aber einer Mehrzahl der Di 
gemeinde. Mitglieder (d. h. der zum Diftrilt gehörigen Gemeinden oder ausmärliſchen 
ezirke) in der Art zu gute kommen follen, daß durch fie öffentliche bzw. gemeindliche 
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Bei diefer Prüfung und Berbeicheidung der Diftrifts-Nechnungen 
durch) die vorgeſetzte Staatsaufſichtsſtelle —* die Beſtimmungen, 
welche für das Staatsrechnungsweſen zu beachten ſind, in Betracht 


1) die Verzinſung und Zigung der. Diftriktägemeindefchulben; ) 

2) bie Seennins des Grundſtockvermögens ber Diſtrikts⸗ 
emeinde; 

8) bie Unterhaltung®) bejtehender oder fünftig neu entjtehender 
Diltrittsanftalten ;8 

4) die Anlegung unb Unterhaltung von Diftriktsftraßen ;°) 

5) die Beifhaffung und Erhaltung ber zum gemeinjamen Ge- 
brauche beitimmten Feuerlöſchmaſchinen; 19) 

6) bie al des linterrichts der Schülerinnen der Entbindungs⸗ 
unft; 


Bedürfniſſe befriedigt werben, welche zu befriedigen gleich mäßig im Intereſſe ber 
on der betr. Einrihtung Beteiligten gelegen ıft. (8. 8. Diſtriktskrankenhaus, 
Kinderafyle, Feuerhaus, Seuerföfdmafhinen, Waſſerleitung, Schulhaus 2c. ꝛc.) 
Bergl. Lerm. ©. 143, fiehe ferner Lerm. S. 122 Anm. 2, weiter auch nach⸗ 
ftehende Anm. 8. 

*) Siehe gen rt. 11 lit. d (ferner Art. 27 lit. b Ziff. 2 und Art. 80 
Abſ. 1 lit. a). Die Beichlußfaflung über Uufnahme von Paſſivkapitalien fteht 
nur dem Diftriltärate, nicht dem Ausichuffe zu, letzterer In nach Art. 16 lit. a 
nur die Leitung der Bermögensverwaltung, jedoch feine Befugnis zur Verfügung 
über die Subitanz des Bermögen?. 

’) Bergl. vorftehende Anm. 6. 

* Die Unterhaltung der einmal eingerichteten Diftriftsanftalten  ift 
eine gejeßliche Laſt, Dagegen ift Die Herbeiführung bzw. Einführung einer ſolchen 
Anftalt dem freien Ermeſſen des Diſtriktsrates (rt. 29 Abf. I) anheimgegeben. Siehe 
jedoch Tert ©. 662 lit. g. Speziell Über „Diftriftsjpar- und Boriehubtaflen, fiehe 
Lerm. ©. 144 Anm. 2; weiter über NRaturalverpflegungsftationen die Entjch. des 
Verw.Ger.Hofes Bb. 14, 26 unten Anm. 15 Hit. j. Unter den „biftriltiven An- 
ftalten” im Sinne bed Art. 8 Ziff. 23 des Verw.⸗Ger.Hofes find nicht blos bie 
Diftritsanftalten im engeren Sinne (fiehe oben Anm. 5) fondern alle Einrid- 
tungen ber Diftriltögemeinde zu verftehen, bezüglich welcher zwiſchen bem Diftrifte 
einerjeitö und ben zum Diftrikte gehörigen Gemeinden (und Beligern ausmärkiſcher 
Bezirke) andrerjeit3 Rechte und Berbindlichkeiten Öffentlich-rechtlicher Art überhaupt 
begrändet find bzw. begründet fein können. Siehe Lerm. S. 122f. Anm. 2 Ubf. 
3a. E. und Abſ. 4 und 5. Vergl. auch Anhang II Nachträge Ziff. 5 unten 
©. 701 bezüglich ber Diſtriktsſparkaſſen. 

») Hiezu jiehe die ganz beſonders bemerfenswerte Abhandlung über Diftriktö- 
firaßen bei Lerm. ©. 126 bi8 142; ferner vergl. die Abhandlung über öffentliche 
Wege Ipesiet! Gemeindewege unb Ortsftraßen oben 8 99 ©. 328 ff., desgl. unten 

.6 


Tert © 
Diſtriktsſtraßen“ noch Art. 28 Abſ. 1 und Anm. hiezu; 





Endlich fiehe über 
desgl. Entich. bes Berw.-Ger.-Hofes unten Anm. 15 lit. b. 

20) Bei der erfreulichen Entwidlung des freiwilligen Feuerloſchweſens fünnen 
die Diftrilte dieſer Verpflichtung vielfach dadurch nachtommen, daß fte den in den 
einzelnen Gemeinden beitehenden ‘Feuerwehren lnterftügungsbeiträge gewähren. 
©. Lerm. ©. 124. Anm. 10, Auf Grund der in den legten Jahren gemachten 
een muß e3 als fehr wünſchens⸗ und erftrebendwert erachtet werden, 
die Feuerwehren in den von Ueberſchwemmungen mehr bedrohten Gebieten 
ugleich als Waſſerwehren auszubilden und einzurichten und dieſelben mit 
en hiezu beſonders nötigen Requiſiten z. B. Kähnen ꝛc. zu verſehen. 

10 268) Bergl. hiezu 8 6 Abſ. 4 der Berorbn. vom 23. April 1874 (Web. 
‚, 268.) 
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zu kommen. Es gehen daher die Berufungen gegen die endgiltigen Be- 
ſchlüſſe der Kreisregierungen nicht (vgl. Art. 38 Abſ. 2) an das Kal. 
Staatsminifterium des Innern, jondern an den oberften Rechnungs: 
hof. (Seydel Bd. 2, 705 Note 29.) Den kgl. Kreisregierungen Liegt 
daher ferner auch nicht blos die kalkulatoriſche und ziffernmäßige 
Prüfung der einzelnen Bofitionen unter gleichzeitiger Prüfung bes 
wirklichen Vorhandenſeins und der Richtigkeit der nötigen Belege ob, 


7) die Unterhaltsbeiträge für die nad Maßgabe der jeweiligen 
Geſetze oder Verordnungen angeftellten Xierärzte. 12) 

Ueber die Art und Weife ber Kung der unter Ziffer 1—7 auf: 

gepäblten Berbindlichkeiten 18) befchließt!*) nach Maßgabe bes Art. 23 ber 
iſtriktsrat. 14) 15) 

129 Siehe 8 14 (mit 8 7) der Verordn. vom 20. Juli 1872 (Web. 9, 470 
und 468) das Civilveterinärweſen betr. und Min.-E. vom 25. Rovember 1872 
(Web. 9, 588 f.), ferner Min.-E. vom 1. Januar 1888 über die öffentliche Aus- 
ſchreibung von Bijtriktötierarztftellen (Web. 9, 589, Anm. *). Ein (dem öffentlidyen 
Nechte angehöriges) Dienft verhältnis zwiichen einem als „Diftriftötierargt” aufge 
ftellten Tierarzt und der betr. Diftriftögemeinde wird nur dann begründet, wenn hiebei 
von bem betr. Tierarzte im Intereſſe der zum Diftrikte gehörigen Viehbefiger bzo. im 
Sntereffe des Diftriktes bie unentgeltliche Beſorgung von Geichäften, für 
beren Ausführung feiten® der Staatskaſſe Feine Zahlung gehn wird, zugleich 
mit übernommen tworden if. Siehe BI. für admin. Pr. 38, 204. 

13) Vergl. oben Anm. 8. 

19) Diele Beſchlußfaſſung des Diftriftärates erfolgt alfo vorbehaltlich ber 
Beiheidung der gl. Kreisregierung als Staats aufſicht sſtelle gemäß Art. 
23 Ab. 1. In dieſer Eigenichaft als Auffichtäftelle hat aber die kgl. Regierung 
ausſchließlich nur darauf zu jehen, daß von Diftriktörate bei der Beſtimmung ber 
Art und Weife der Erfüllung d. H. bei der Feſtſetzung ber zur Erfüllung der den 
Diftriltsgemeinden obliegenden Pflichten nötigen Auflagen und bei der Beiſchaf⸗ 
hung ber hiezu erforderlichen Dedungsmittel das Geſetz nicht verlegt wird. Juner- 
halb bes vom Geſetze gegebenen Rahmens jedoch hat der Diſtriktsrat ganz allein 
— und ohne Einmifhung einer Staats kuratel — zu beichließen, ın welcher 
Art und Weiſe die betr. Dedungsmittel aufzubringen find bezw. — wenn zu 
außerordentlichen Dedungsmitteln gejchritten werden muß — ob ein Darlehen 
aufgenommen werben, ob ftatt ®elb zu Naturalleiftungen gegriffen, ferner ob 
bie Beitragdquoten für alle Gemeinden gleihmäßig oder ob gemäß Art. 82 bie- 
jelben für die einzelnen Gemeinden verichieden abgeftuft werben follen 2c. ꝛc. 
Bergl. Lerm. S. 125 Anm. 16. 

19 Bu Art. 27 find vielfache Entich. des Verw.Ger.⸗Hofes ergangen: 

a. Abſ. I lit, a Bd. 5, 203: Diftrittsratsbefchlüffe verpflichten zwar dem 
Diſtrikt infoferne, ald die Ausführung dieſer Beichlüffe, wenn fie auf- 
fichtlich genehmigt find, durch die Aufſichtsbehörden in Vollzug gefegt 
werben Tann, biejelben find aber einfeitiger Natur und verpflichten für 
ſich allein den Diftrit Dritten gegenüber in feiner Weiſe. 

b. Bu Abi. 1 lit. a und lit. b Biff. 4 Ob. 3, 638: In der einer Difrikts- 
gemeinde durch die vorgejette Berwaltungsbehörde gemadjten Auflage 
von Leiftungen, welche fid) ausfchließlich auf die Art und Weile der An- 
lage unb unterhaltung einer anerlannten Diſtriktsſtraße beziehen, Tann 
nicht die Auferlegung einer geieglich nicht begründeten Lat im Gimme 
des Art. 10 Ziff. 1 des Berw.-Ber.-Hofed erblidt werben. 

ur Entſcheidung ber Frage, ob eine foldhe Leiftung im Jutereſſe 
des Verkehrs notwenbig und nad den in Betracht kommenden lim- 
ftänden angemefien fei, ift der Verw. Ger.⸗Hof nicht zuftänbig. 
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. du Abf. 1 Hit. b Biff. 4 8 


gu Abſ. 1 lit. b Biff. 4: Vd. 8, 637: Das Schneeräumen auf den 
iftriftöftraßen bildet einen Beſtandteil der den Diſtriktsgemeinden ob» 
liegenden Straßenunterhaltung und zählt nicht zu ben allgemeinen 
Stant3laften der Sicherheitspolizei. 
Zu Abſ. 1 it. b Ziff. 4: Bd. 5, 301: Bur Beſcheidung der Be- 
ſchwerde genen die Entichließung einer gl. Regierung Kammer bes 
Innern, wodurd einem Diſtriktsratsbeſchluſſe, eine beſte hende Di- 
ftriftsftraße fernerhin nicht mehr zu unterhalten, die Genehmigung ver- 
jagt wurde, ift der Verwaltungsgerichtshof nicht zuftändig, weil es 
fih hier nicht um Wuferlegung einer Laſt handelt, jondern um Be- 
freiung von einer foldyen. (Siehe auch Art. 28 Unm. 10.) 

. 3, 667: Die Unterhaltung der in dem 
Bezirke einer unmittelbaren Stabtgemeinde gelegenen Fortſetzung einer 
Diitriftöftraße ift eine Diefer Gemeinde gemäß Art. 38 Abſ. I der 
Bem.-Drdn. obliegende Verpflichtung. 


f. Bu Ubi. 1 lit. b 8. 4 Bd. 8, 157: Die Unterhaltung und in Be 


wo 


darfsfalle Nenuanlegung von Diftriktsftraßenftreden, welche zugleich als 

Drtöftraßen dienen, mit den dazu gehörigen Brüden obliegt bem 

Diftrifte und nicht der beteiligten politifchen Gemeinbe oder Ortichaft, 

oferne nicht eine Verpflichtung ber leßteren durch einen beſonderen 
tötitel begründet iſt zc. 


. Bu bi. 1 it. b Si 4 (ferner zu Art. 28 und 80 Ubi. 2) Bb. 6 
0 


219: Bei Prüfung Der Frage, die Uebernahme der Straßen au 
den Diftrift ald eine geſetzlich begründete Belaftung des Diftril- 
te8 angejehen werben kann, ift, injoferne jene Uebernahme nicht auf 
Grund bejonberer Nechtätitel oder infolge von früheren in Kraft be- 
ftehenden Beichlüffen erfolgt it, die Erwägung maßgebend, ob es ſich 
um eine Leiftung handelt, die dem Diftrifte nach Art. 28 Abſ. 1 ob⸗ 
Liegt, oder ob, infoferne nur eine fafultative Leiltung in Frage 
Fr Die Uebernahme nach den desfalljigen Kriterien bed Geſetzes zu- 
läſſig ericheint. 


. Weiter fiehe noch zu Abi. 1 lit. b Biff. 4: Bd. 4, 496 über bie 


Pflicht zur Abänderung von Diſtriktsſtraßen, welche gleichfalls unter 
Art. 27 Abi. 1 lie. b Hiff. 4 fällt; hiezu Bd. 7, 244, weiter Wb. 7, 
218; Bd. 8, 301, und hiezu Bd. 16, 197 unten unter lit. k (Huf. 
ellung eines Diftriftötechniferd für die Diftriftsftragen); vd. 2, 111 
Beitreitung der Baupflicht an einer Diſtriktsſtraße; Kompetenz nad) 

rt. 8 gi . 34 bed Verw.⸗Ger.⸗Hof⸗Geſ.) Hiezu auch Bd. %, 418, 
endlich Bd. 12, 225 unten bei Art. 28 Ann. 2. 


. Weiter fiehe noch zu Abſ. 1 lit. a und lit. b Biff. 3 Bd. 14, 26: 


Bei Errichtung vonRaturalverpflegsftationen durch die Diftrilts- 
vertretung zu dem Zwecke, fremden mittellofen Wanberern Naturalver- 
pflegung gegen Urbeitsleiftung zu gewähren, hanbelt es ſich um eine 
in den Wirkungskreis der diftriktiven Armenpflege fallende Ungelegen- 
heit. Die Unterhaltung einer ſolchen von dem Diftrikte mit Genehmi⸗ 
gung ber gl. Regierung auf Die Dauer gegründeten Einrichtung bildet 
in fo lange eine bem Diftrifte gef ehlic obliegende Leiftung, als 
nicht deren Wiederauffebung vom Diſtrikte mit Zuftimmung ber kgl. 
Kreisregierung beichloffen worden ift. 


. Enbli zu Abſatz 1 lit. b Ziff. 4 Bd. 16, 197: Wenn durch die zu- 


ftändige Bermaltungsbehörde feftgeftellt ift, daB zur ordnungsmäßigen 
Jultanbhaltung einer Diſtriktsſtraße die Wufftellung eines weiteren 

iftriftsmegmacher8 notwendig ift, fo liegt in Bezug auf diefen Auf- 
wanb feine dem freien Ermefjen des Diftriftsrates anheimgegebene 
Leiftung, fondern eine an ſich auffichtlih erzwingbare Rerpflichtun 
nad Art. 27 Abſ. 1b Hiff. 4 bes Diſtrikterats⸗Geſ. vor. (Bergl. au 
Bd. 8, 801, fiehe oben lit. h). 
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fie haben vielmehr Diejelbe auch darauf zu erjtreden, daß Die ein 
ſchlägigen Ziffern, |peziell die Ausgabeziffern, etatemäßig, daß fie alfe 
enehmigt und anf Grund diefer Genehmigung in den Etat ber 
iftriftögemeinde eingefeßt find, daß ferner die Einnahmen gehörig 
eingehoben und verrechnet, daß beſonders dag Grund» oder Stamm: 
vermögen des Diftriftes erhalten und bezw. gefichert ift, daB Die 
Schuldentilgungspläne genau eingehalten werden, fpeziell die Schulden⸗ 
tilgung planmäßig erfolgt, daß das dijtriftive Vermögen, befonders 
die bijtriftiven Armenfonds thunfichft gemehrt und ihrer Beſtimmumg 
erhalten bleiben ꝛc. (Die einzelnen Verordnungen und Min.-Entichl., 
welche beſonders für das diftriftive Rechnungswejen inf. Xrmenpflege 
in Betracht kommen, fiehe in der Anm. 3 u. 4 it. f. zu Art. 21.) 
Rd definitiver (Tegtinftanzieller) Seltiegung werden die diftrif: 
tiven NRechnungsergebniffe durch das Kreisamtsblatt zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht (Art. 21 Abi. 4). 
Die Grundlage für die Verrechnung, alfo für das gejamte 
Rechnungsweſen des Diftriftes ift nun aber durch die Etats oder 
die jährlichen Boranfchläge der Diftriftsgemeinde gegeben. Ganz 


Art. 28, 
As Diftriktsftraßen jollen!) nur jene Straßen erklärt werben, )2) 
Bu Art. 38. 
) (oder dürfen) d. h. einerſeits darf die Diftriftögemeinde (ober g 
alles an ihrer Stelle die Staatsauffichtäftelle) nur ſolche Straßen ober a 


Diftriftsftraßen erheben, welche bie in Urt. 28 ee Eigenichaft (fiehe Aum 
befigen, andrerjeit3 foll aber aud die Staat3auflichtäftelle befugt fein, ſolche 
Straßen oder Wege als Diftriftäftraßen zu erklären beziv. deren Anlegung umb 
Unterhaltung anzuordnen, wenn and der Diftriftsrat hiemit nidyt einverfianden 
if. Siehe Art. 28 Abſ. II und Tert ©. 668 f. 

Wie aber die Gemeindewege nur buch Erklärung als ſolche zu Ge— 
meindewegen werden, fo wird in gleicher Weile ein (öffentlicher) Weg zur Diftrikts- 
ftraße nur Durch die Ausdrückliche Erklärung, dab er Diftriftäftraße 
fein foll. Durd bie einfache bloße Thatjache, da der Weg vom Diſtrikte ımter- 
halten wird oder daß er faktijch einem nad) Art. 28 geeigenfchafteten Verkehr entipriche, 
wird diefer Weg nicht zur Diftriktäftraße, fondern nur dur bie Erflärung 
als jolche Straße, meld) erftere bemgemäß auch in jeber degiehung enkiheibenb iR. 
Dieſe Erflärung erfolgt durch Beſchluß des Diſtriktsrates; dieſer Veſchluß iR nach 
Wirt. 23 von der vorgejegten Staatsanffichtäftelle zu genehmigen. Weigert jidy Der 
Diſtriltsrat, eine Strafe oder einen Weg, bei welchem alle Borausfeßungen des 
Art. 28 gegeben find, zur Diftriktöftraße zu erflären bezw. einen joldyen Weg 
unter gleichen Vorausſetzungen als Diftriftsftraße auzulegen und zu unterhalten, 
jo erfolgt die betr. Erflärung durch Verfügung der Staatdauffidhtöftelle. 

2) Auch die vor dem Diftriftar.-Gef. vorhandenen fogenannten Konfurrenz- 
ftraßen (bisherigen Diftriktsftraßen) gingen mit dem Inslebentreten bes Diftrifter.- 
Gel. auf den neugebildeten Diftrikt nicht ohne weiteres über, ſondern nur im 
Wege rehtsförmliher Beſchlußfaſſung bes Diſtriktsrates. Der—⸗ 
artige Diſtriktsratsbeſchluͤſſe beziehen ſich ferner auf bie übernommenen Straßen 
nur in bemjenigen Beltande, ben biefelben im Zeitpunkte der Veſchlußfaſſung imme- 
hatten und erftreden ſich insbeſondere nicht auf Objekte, welche nicht ſchon bis 
dahin als Beftandteil oder Zubehör ber betreffenden Straßen anerlannt waren 
Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bb. 12, 225 ff. 
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ebenjo wie für den Haushalt einer politifchen Gemeinde bilden die 
Voranſchläge aud) die Grundlage für den Diſtriktshaushalt. An die 
Etats find bater ſowohl der Kaffier als der Diftriftsausfchuß ftrenge 
gebunden und haften Ausfchußmitglieder wie Kaffier fir die ftrifte 
Einhaltung derjelben; ganz |peziell erſtreckt fich die Yoltung des Kaſſiers 
auch darauf, daß er Zahlungen nicht leiftet, für welche Mittel im Etat 
nicht vorgejehen find. Die Zahlungsanweifungen erfolgen nach Art. 
16 lit. c. durch den Ausſchuß. Der letztere darf daher — abgeſehen 
von dem Falle des Art. 25 mit Art. 21 Abſ. 6 — nur Anweilungen 





welche einen über die nachbarliche Verbindung einzelner Gemeinden er- 
eblich hinausge enden Verkehr zu vermitteln beſtimmt oder geeignet 
nd, 3)4) 5) 6) 7)8) 9) 10) 11) 12) 


2) Die Frage, ob im einzelnen alle bei einer Straße oder einem Wege 
„ein über bie nachbarlidye Verbindung einzelner Gemeinden erheblich hinaus⸗ 
gehender Verkehr“ anzunehmen ift, läßt fich nicht allein aus dem Umftande beant⸗ 
worten, ob ober baß der betreffende Weg mehreren Gemeinden dient und feine 
Unterhaltung in beren Intereſſe gelegen ift, fondbern es muß hiezu auch noch ber 
weitere Umſtand treten, baß dieſer Weg durch dieſen Verkehr zwiichen dieſen 
mehreren Gemeinden in einer Weiſe in Anſpruch genommen wird und demgemäß 
eine Belaftung aufweift, welche über bie bei bloßen @emeinbeverbindungswegen 
Ablihe um ein Erhebliches Hinausgeht. Ob die betreffenden Gemeinden, zwifchen 
welchen fich dieſer Verkehr bewegt, zum Diſtrikte gehören, ift nicht maßgebend. 
Diefer Verkehr muß ſich nur innerhalb des Diftriktes und auf der betreffenden 
den Diftrift Durchichneidenden oder berührenden Strede bewegen. Siehe biezu 
Entſch. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 15, 220: Im Sinne des Art. 28 bes Diftriftär.- 
Geſ. ift bei Bemeifung der Berfehrsbedeutung eines als Diftriktöftraße zu erflären- 
ben Weges auch der Umftand in Betracht zu ziehen, ob fich deſſen Zweckbe⸗ 
fHmmung auf die Berfehrsbeziehungen der von ihm berührten Drtichaften beichräntt, 
oder ob derjelbe auch einen weiteren Verkehr der auf ihm verfrachteten Güter 
u vermitteln beftimmt oder geeignet if. „Die ganze Tendenz des Ge- 
—** über die Diſtriktsräte geht dahin, für Einrichtungen, die 
über die Bedbürfniffe der einzelnen Gemeinden erheblich hHinaus- 

eben, den leiftungsfähigeren Berband der Diſtriktsgemeinde 
Deran zuziehen“, fo 3. 8. für bie — wenn auch ben PDiftrift nur auf kurzer 
Strede berührenden — Zufuhrſtraßen zu einer Cifenbahnftation, welche dadurch 
ewiffermaßen zum Handelsweg für das betreffende PBrobuft, ben betreffenden 
andeldartifel wird 3. B. Straßen von Steinbrüden oder von ergiebigen Ruß- 
Di wäldern, größeren Biegeleien, Gementwerlen ıc. zur Eiſenbahn. Doc geben 
olche Faktoren in der Hegel nit allein für fich den Ausichlag, jondern fie find 
nur — neben anderen — auch mit entiprechend zu berüdjichtigen. 

*) Bei der Frage, ob eine ſchon beftehende Straße zur Diſtriktsſtraße 
erhoben oder ob überhaupt eine Diftriftäftraße nen angelegt werden oder enblich 
ob ein als Diftriftäftraße bisher behanbelter öffentlicher Weg Diejer Eigenihaft 
wieder entfleidet werden ſoll, enticheibet der Diftriftärat bezw. gegebenen Falls die 
Stantsanffichtsftele nad freiem Ermeſſen: dieſe Srage ift aljo eine ſolche des 
freien adminiftrativen Ermeſſens. Insbeſondere fteht Den beteiligten Gemeinden 
ein verwaltungsrechtlich verfolgbarer Rechtsanſpruch darauf nicht zu, Daß 
Gemeindeverbindungstwege, welche einen über die nachbarliche Verbindung einzelner 
Gemeinden erheblich Hinausgehenden Berfehr Ein vermitteln beftimmt oder geeignet 
find, zu Diſtriktsſtraßen erhoben werben. Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 8, 
226, hiezu ferner Bd. 8, 704, au 1, 889. Siehe auch nächfte Anm. 5 und 
Entich. des Verw.⸗Ger.Hofes Vd. 4, 496 u. 7, 244 unten Anm. 7. 
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°, Dritte haben fein Recht darauf, einen Einſpruch gegen die Erflärung 
eines Weges als Diſtriktsſtraße oder gegen Wenberungen oder bie Aufhebung 
folder Straßen zu erheben. Siehe hiezu Entſch. bei Reger Bd. 8, 309, fermer 
Die Mbhanblungen in BI. für admin. Pr. Bd. 30, 821 und 340; SI, 349; SE, 

un . 

Auch Hat Niemand einen Anfpruch darauf, daß eine Diſtriktsſtraße im ihrer 
bisherigen Lage und ihrem feitherigen Zuftande beibehalten werde. Bergl. Krais 
Handb. 4. Auflage Bd. III, 148, 3. Auflage Bd. III, 101; Reger Eutich. 
Bd. 1, 337; 8, 93; Erg⸗Bd. 1, 202; BI. für admin. Pr. 39, 338; 36, 157: 
30, 108 u. 288 und bie dajelbft erwähnte oberftrichterliche Entſch. 

Rechte und beſonders Pflichten bes Öffentlichen Rechtes für eine Diſtrikts 
gemeinde beſchränken und bezw. erfiireden fih ausjhließlich auf den 
Bezirk des Diftriktes; über diefen hinaus kann ber Diſtriktsgemeinde feine 
öffentlich-rechtliche Verpflichtung ober audy Befugnis hen (Bur Ausgleichung 
von Härten und Unbilligfeiten, welche aus dieſem Grundſatze hervorgehen, dienen 
bie VBeftimmungen in Art. 32 und befonbers auch Art. 34 Abf. 1; fiehe biefe.) 
Bol. Entſch. des Beriv.-Ger.-Hofes Bd. 3, 667 (676) oben Art. 27 Anm. 15 lit. e 
und 3b. 10, 196. 

Die Diftriltägemeinde ift Daher auch regelmäßig bie alleinige Inhaberin 
aller Rechte und Pflichten an den in ihrem Bezirke belegenen Diftriltäftraßen. 
Näheres hierüber fiehe Lerm. S. 130 bi8 135 Anm. 16 bis 18; vgl. aber auch 
Art. 32 und befonderd Art. 84 Anm. 1. Siehe ferner Entich. des Beriw.-Ger.- 
Hofes Bd. 123, 288 über Verpflichtung zur Bereinigung bes Grundfteuerfatafters 
in Bezug auf Diſtriktsſtraßenflächen; ferner Min.E. vom 3. Juli 1876 if. 2 
(Min.-Bl. 279; Weber 11, sn) über die an bie Rentämter zu erftaitenden Un- 
zeigen bei An⸗ und Verlegung jowie Erweiterung von Diftriltäftraßen. 

Weiter Art. 8 Ziff. 16 db. Beriw.-Ber.-H.-Gel. und Beſtimmung des Ner- 
marlungögejeges dom 16. Mai 1868 (Weber 7, 292), nad welchem auch bir 
Diftriltögemeinden zur Vermarkung ihres Grundeigentums, aljo auch bed ihnen 

ehörigen Straßenareald gegebenen alles verpflichtet find. Ferner fiehe Art. IA 
gi . 5 de3 Zwangsabtretungsgeſetzes vom 17. November 1837, weiter Art. IV, 

VIII desf, und Art. 8 Ziff. 10 des Verw.⸗Ger.⸗H.⸗Geſ., überhaupt bie auch für bie 
Diftriftögemeinden giltigen Beftimmungen des Zwangsenteignungdgejeged mit Urt. 
46 biß 55 (bei. 55) des bayer. Ausf. Geſ. zur Reichs Civ.⸗Proz. Ordu. umb 
Konl.-Orbn. vom 23. Februar 1879 (Weber 8, 211, 215 f. Anm. 9. Bergl. audı 
Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes Bd. 11, 64 zu Art. 8 Biff. 10 des Verw.-Ser.-Hof- 
Gel. und Art. XV des Bmangsabtretungsgejehes. 

?) Die den Diftriftägemeinden überwieſene Verpflichtung ber Anlage und 
Anterhaltum ber Diſtriktsſtraßen ſchließt auch die Verpflichtung in fich, beit 
Diftri töftraben äwedentiprechend abzuänbern, wenn dies im Intereſſe des dffent- 
Iihen Verkehrs geboten erfcheint. 

Die Beurteilung der Trage, ob dieſe letztere rare ir gegeben, dann 
ob die angeorbnete Durchführung zwedmäßig ıft und zur finanziellen Lage bes 
Diftriftes im richtigen Verhältnis ſteht, ift ala Ermelienzfrage —5 oben Aum 
4) der Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes entrückt. tich. des Verw. 
Ger.Hofes Bo. A, 496; — auch noch Bd. 2, 633 Anm. 15 lit. b zu Art. %7 
desgl. 7, 244: Sowohl die Frage, weldhe Summe jur Beſtreitung einer ichen 
Diftriftälaft erforderlich ift, ald auch die Frage, ob nicht durch Meberweiiung von 
Leiftungen eine Ueberbürdung bes Diſtriktes eintritt, fowie auch bie grug über 
Die zwedmäßigfte Richtung einer BDiftriltäftraße zählen zu ben unter Art. 13 
gif. 3 des Berw.- ‚go Geſ. Fallenden Ermeflensfragen. 

®) Speziell iiber die techniiche Anlage und Unterhaltung der Difriltöftraßen 
fiehe die bei Lerm. ©. 132 aufgeführten orihrißten in: 

8) Min.-Bel. v. 7. Januar 1845 (DEU. B.Samml. Bd. 31, 218, Web. 

8, 568 f. nebft den Borfchriften über Erbauung unb Unterhaltung ber 
Diſtriktsſtraßen Web. 3, 569 bis 578); 
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b) Min.-E. v. 21. Januar 1873 (Min.⸗Bl. 300); 

ce) Min.-E. v. 26. März 1874 (Min.-BI. 210, Web. 10, 232) die Be- 
handlung der Projekte für Staatöftraßen, Bräden ıc.; 

d) Min.-E. v. 29. November 1879 (Min.Bl. 594); 

e) ſpeziell bezüglidh der Beraflorbierung von Neubauten die 
Inf. R ra 1837 (Meg.-Bl. 393) unb v. 7. September 1864 
(dteg.-Öl. 1169); 

f) Ipentel für Brüädenbauten Min.-E. v. 11. November 1803 (Döll. 

6, 837); v. 16. Dezember 1852 (Web. 4, 555); 
v. 13. Februar 1878 (Min.-Bl. 41; Web, 13, 224 f.); v. 19. und 
1. Januar 1879 (Min.-Bl. 31 und 62; Web. 12, 652 u. 12, 224 
nm 


f. .* 
Diefe — meift auf Staatsbauten bezüglichen — Borfchriften finden bei 
Diftriftsbauten analoge Anwendung. 9 
Ueber die — 3* — von Diſtriktsbautechnikern und die Dienſtleiſtung von 
Diſtriktswegmachern fiehe Min.-E. vom 21. Mai 1885 (Web. 17, 195 f.) und 
Min.E. vom 7. Anguſt 1868 (Web. 3%, 693 Anm. *** zu Min-E. vom 6. Juli 
1833 und 26. Februar 1873, Web. 2, 693 u. 9, 705 (Dienftlleivung der Staats- 
wegmacher und Straßenwärter betr.”), ferner unten Anm. 11. 
‚ Die Diftriktötechniler werden vom Diftriftsrat mit Genehmigung ber fal. 
Regierung, die Wegmacher vom Diftrilt3ausfchuffe aufgeftellt. 

Siehe endlih auch Art. 91 des Bol..Str.-Gel-B. und Min.-E. v. 14. 
Auguft 1852 (DöU. 31, 195; Web. 4, 532) und vom 25. Juni 1875 (Juft.- 
Min.⸗Bl. 130, Weber 11, 45) über die Verteilung von Prämien aus dem Unter- 
Hügungsfond für das Straßenauffichtsperfonal. 

Diftriftstechnifer und Wegmader find in Bezug auf Ausübung der Straßen- 
und Wegepolizei desgl. als Hilfskräfte der Diftriftäverwaltungsbehörbe Beamte 
im Sinne des Gejeges (8 359 Neich3-Str.-Gef.-B., 8 11 des Einf.-Gel. zum 
Reichs⸗Ger.⸗Verf.⸗Geſ. und Art. 7 Abſ.2 des Verw.-Ger.-Hof-Gei. in der Faflung 
bes Art. 165 des bayer. Ausf.Geſ. zum Bürgerl. Gej.-B. v. 9. Juni 1899). 
Ferner fiehe noch 8 1 Ziff. 1 des Kranfenverficherungs-Gejetes, desgl. (bezüg- 
lich Baukrankenkaſſe) 88 60—72 dafelbft über die Baukrankenkaſſe mit Ziff. 36 der 
Min.Bel. v. 15. Mai 1884 (Min.-Bl. 269 Web. 16, 518), ferner 88 1, 4 Ziff. 
3 des Bau-Unfallverficherungs-Beiepes vom 11. Juli 1887, weiter $ 1 mit 
34 des Alters⸗ und Invalid.⸗Verſ.⸗Geſ. und 88 3 und 6 des Krankenverſicherungs⸗ 

ſehes; ferner zu 8 ba Abi. 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes bie Entſch. des 
Verw.-Ger.-Hofed Bd. 14, 41: Betriebsſitz für das Difiritte aßenweſen ijt ber 
ip der Diftriltöverwaltungsbehörbe; endlich die Bek. v. 20. Januar 1899 „Uı- 
fallverficherung der Diſtriktstechniker betr.“ (Min.-Bl. 1899 Nr. 3 ©. 39). 

) Die Erflärung einer Straße zur Diſtriktsſtraße und baher auch die Ber- 
pitichtung ur Unterhaltung erfiredt ſich auch auf alle Beftandteile und Perti- 
nenzien iefer Straße innerhalb des Diftriftes, alfo auf Fahrbahn und Fußbänke, 
Ortsdurchfahrten, Brüden, Durchläffe, Gräben, Stübmauern, Geländer, Böfchungen, 
Dämme, Fähren, Wegweifer und fonftige Straßentafeln, Alleebäume, Kilometer- 
fteine ꝛc, foferne nicht vom Diftrit ettwas anderes bezüglich ber Unterhaltung 
ausdrücklich beſtimmt oder vorbehalten wurde. 

Siehe hiezu Lerm. S. 135 Anm. 19—21 Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
Br. 3, 157 oben Art. 27 Anm. 15 lit. f. ferner Bd. 13, 225 oben Aum. 2, 
deögl. 8b. 3%, 211; 2%, 517: die Baupjlicht an Brüden über Grenzgemäfler ; 
Baupflicht des Diftrilts geht nur bis an bie Grenze. 

19, Bur Biederauflanfung einer Diſtriktsſtraße bedarf es ebenjo wie zur Er» 
Härung hiezu eines Diftrittsratsbeichlufies und der Genehmigung desjelben durch 
bie f. Regierung. Siehe hiezu Entich. des Verw.Ger.Hofes Bd. 5, 301 oben 
Art. 27 Anm. 15 Ht. d u. Lerm. ©. 135 f. Anm. 22. Bu 

ıy Das Diſtriktsſtraßenweſen wird durch ben Vorſtand des Viftriftdaug- 
ſchuſſes (fgl. Bezirksamtmann bezw. deſſen Stellvertreter) geleitet. 

Leber die Aufitelung von Diſtriktstechnikern und der Diftriftämegmader 
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auf Bahlungen erlafien, welche etatsmäßig find, fpeziell fann Der 
Ausſchußvorſtand für fich ſelbſt Anweifungen auf Zahlungen nur 
injoweit erteilen und andererjeitö der Diftriktsfaffier bei eigener Ber- 
antwortung folche Anweiſungen nur infoweit honorieren, als die be- 
treffenden Mittel hiefür im Etat vorgejehen find. Dagegen trifft 
den Kaffier feine Verantwortung, wenn der Ausſchuß auf Grund 
Art. 21 Abi. 6 und 25 eine Zahlung bejchließt bezw. der Aus— 
ſchußvorſtand auf Grund eines foldden Beſchluſſes die diesbezüg- 
tihe Zahlungsanweiſung erläßt. Die Verantwortung gegenüber dem 
Diftriftsrate dafür, ob ein Fall des Art. 25 (mit Art. 21 Abi. 6) 
vorlag oder nicht, Hat Tediglich der Ausfchuß, nicht der Kaffier. 


Bei eingelegtem Widerjpruche bes Diftriktsrates 13) entfcheidet in erfter 
Inſtanz in kollegialer Beratung die Kreisregierung, Kammer bes Innern, 
in zweiter und lebter ir a3 zuftändige Staatsminijterium, !4) vor⸗ 
behaltlich des Art. 10 Ziff. 1 bed Geſetzes vom 8. Auguft 1878, betr. 
die Errichtung eines Derwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in 
Berwaltungsrechtsfachen. 13) 14) 15) 16) 17) 18) 


fiehe Entich. des Verw.-Wer.-Hofes Bd. 8, 301, 15, 213 und 16, 197 oben bei 
Art. 27 Anm, 15 lit. k und h, ferner oben Unm. 8. 

m) Auf Diſtriktsſtraßen finden alle VBeftimmungen fiber öffentliche Wege 
entiprechende Anwendung, insbejondere genießen biejelben als ſolche den fRaatlichen 
polizeilihen Schuß und lönnen bezüglich derſelben Die nötigen orts⸗ bezw. biftrifts- 
polizeilihen Borjchriften erlaffen werben. 

Siehe hiezu die bei Lerm. ©. 137 Anm. 25, 26, 27 und 29 angeführten 
gefeglichen Beltinnmungen: 85 366 3. 2—4 und bei. Ziffer 9, 370 2. 1 und 2, 
366 Ziff. 10 des Reichs⸗Str. Geſ.⸗B. und Art. 2 Bill. 6, 89 und 90 des Bol - 
Str.⸗Geſ.⸗B., Geſetz vsm 25. Zuli 1850 (Web. 4, 158 f.) über die Einridytung 
des bie Kunſtſtraßen befahrenden Fuhrwerkes, aufrecht erhalten gemäß Art. 2 
Ziff. 11 und 3 Hiff. 10 lit. a. des Ausf.⸗Geſ. zur Neidhe-Str.-Broz.-Orbn. jedoch 
mit ber durch Abfchn. III 8 33 des Landt.Abſch. vom 1. Juli 1856 (Web. 4, 
169 Aum. 4) erfolgten Abänderung des Art. 5, weiter 8 19 bes Poſtgeſetzes v. 28. 
Oktober 1871 (Web. 9, 127): „ben Poften muß jedes Fuhrwerk auf das übliche 
Signal ausweichen“, endlid) Min.-Bel. v. 4. Januar 1872 (Web. 9, 263 f.) und 
vom 9. Januar 1878 (eb. 13, 208) über die Sicherheit und Bequemlichkeit Des 
Verlehrd auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen betr. Bergl. auch noch 
Art. 6, 11, 12, 13 und 14 des Pol.⸗Str. Geſ.⸗VB. beögl. andy Art. 20 besfelben 
and Art. 102 Abi. 1 des Ausf.Geſ. zur Strafprogehordnung. 

'*), d. 5. joferne der Diftriltsrat fih in ben Fällen, in melden bie Vor⸗ 
ausfegungen des Art. 28 Abſ. 1 als vorhanden behauptet werben, weigert, eine 
Straße als Diſtriktsſtraße zu erflären bezw. eine Diſtriktsſtraße anzulegen oder 
zu unterhalten. 

29 Siehe oben Aum. 1. Durch die Faſſung des Art. 28 Abi. IT iR der 
Staatsaufjichtäftelle die Machtbefugnis verliehen, auch gegen ben Willen bes 
Diftriltsrates die Erklärung eines Weges ober einer Straße zur Diſtriktsſtraße 
beziv. die Unlegung und Unterhaltung einer ſolchen durchzufeben. Gegen bieie 
Berfügungen ber kgl. Sreisregierung fteht nun ein zweifacher Beſch 

a) zum fol. Staat3minifterium de3 Innern, und zwar dann, wenn es fi 

blos um Prüfung von Ermefiensfragen hanbelt bezw. in allen Fällen 

des Art. 25, in welchen nicht die Frage beitritten „ ob dem Diftrikte 

nah Maßgabe des Geſetzes eine ſolche Laſt überhaupt anferlegt 

erben (fiehe nachftehend lit.b; ferner Anm. 15, enbli unten 
et ©. ; 
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b) zum Mal. Berwaltungsgericht&hof in allen Fällen, in welchen behauptet 
wird, daß durch durch Die angefochtene Meg.-Entichl. bem Diftrifte eine 
im Geleh nicht begründete Bart auferlegt werben will oder worden 
if. Siehe nachitehend Anm. 15 am Eingang, ferner unten ©. 691, 
Anm. 3 zu Art. 38. 

) Wie der Verwaltung Srichter gemäß Urt. 10 Ziff. 1 des Berw.-Ger.- 
Hof⸗Geſetzes (fiehe vorft. Anm. 14 lit. b.) überhaupt über alle Verfügungen ber 
fgl. Kreisregierungen zu enticheiben at, wenn gegen biejelben wegen Auferlegung 
nicht begründeter Lajten oder wegen gejegtwibriger Verteilung der Dijtriftslaften 
(alſo auch bezüglich der Unterhaltung der Diftriktäftraen) Beſchwerde erhoben wird, 
\o ift in Bezug auf Diſtriktsſtraßen noch beſonders bie verwaltungsgeri tliche 
Zuftändigfeit nad Art. 8 Biff. 34 des Verw.Ger.⸗Hof⸗Geſ. gegeben bei allen be- 
Hrittenen Rechtsanſprüchen umd Berbindlichleiten in Bezug auf Die öffentliche 
Eigenfchaft eines Weges (— und Diftriftöftraßen find dffentliche Wege 
mit Bugehörungen, 4. B. einer Brüde, ober eines Abzugskanales; Desgl, bei 
Streitigteiten über Verbindlichkeiten in Bezug auf Herſtellung und Unter- 
haltung der nicht in die Klafje ber Stantsftraßen fallenden Dffentlichen Wege (alſo 
auch ber Diftriltsftraßen), Brüden, Stege und Abzugskanäle. 

Dabei wurde durch den Zuſatz zu Art. 8 Ziff. 34 lit, c „unbeichabet der 
ejeßlichen Befugnis der Bermwaltung3behörden, über bie Anlage von Diſtrikts⸗ 
fra ragen 2c. und über deren Unterhaltung aus Diftrifts- 2c. Mitteln zu beſchließen“ 
die Beftimmung des Wrt. 28 Abi. 2 ausdrücklich vorbehalten, desgleichen au 
diejenige des Art. 29 Abſ. 2 des Diftr.-Gef., weil eben die in Urt. 28 Abf 
und Art. 29 Abſ. 2, ftatuierten Befugniſſe „zunächft dem Staatzauffi —*— 

ehören und in dieſer Richtung der Verwaltungsgericht Shof nur inſoweit zu 
bein en bat, als Durch derlei Berfügungen das Sereltuermallungarenit € einer poli- 
7* Korporation verlegt ift“. Vergl. Lern. S. 139 Anm. 1. Siehe über- 
paupt Näheres fiber „Streitigkeiten über die Straßenbaupflicht” Term. ©. 138 


is 142. 
* Zu Art. 10 Ziff. 1 des Verw.Ger.Hof⸗Geſ., desgl. zu Art. 8 Ziff. 34 
desfelben fiehe „nachftehenne Entſch. des Verw.Ger.⸗Hofes: 

a) zu Urt. 10 Ziff. 1: Bd. 8, 87: Auf Grund Art. 10 Ziff. 1 des Verw.⸗ 

Ger. oe kann nur gegen Beichlüffe oder Verfügungen ber Kam- 
mern des Innern, nicht aber der Kammern der Finanzen Be- 
ichwerde zum Verw. „Ser. «Hof erhoben werben; ferner Bd. 1, 389; 2, 
633 ; 8, 299; 8, 637; 8, 704; 4, 245; 4, 496; b, 203; 5, 301; 6, 
219 und Ar: Blenorenticheibung BD. 12, 8 oben bei Art. 23 
6; 8b. 7 ‚226; 10, 350; 12, 299 oben bei Art. "58 
Yım. 10; DD. 8, 140: is. 298 ; 16, 197. 
b) u rt. 8,8 34: vd. 1, 3; 1, 278; 1, 405; 1, 417; 2, 86, 3, 111; 
189; 2, 211; 3, 530 3 710: 8, 38; 3, 488; 8, 521; 8, 619; 
$, 664; 4, 108; 4, 236; 4, 438; 4, 452; 4, 565; 5, 127, 5, 170; 
5, 236, 7, 207; 7, 218; 7, 238; 8, 223; 8, 242; 8, 306: 11, 585 
und 586; 11, 325; 11, 326; 13, 141: 13, 344; ‚18, 441; 14, 379; 
15, 7; 18, 107; 18, 825: Die Bezeichnung „Nbzugsfanat“" in It. 8, 
if. 34 umfaßt alle zur Wbleitung von Nbwaller und linrat bienenben 
näle, gleichviel ob fie mit einem Wege in Verbindung ftehen ober 
nicht. "oe Haft der Deffentlichleit der We ge geltenden Mech ts- 
grundjäse find auf die trage der Deffentlichfeit von Abzugskanälen 
entfprecdend anzumenden. (Und die Rechtsgrundſätze über öffentliche 
Wege liberhaupt gelten, wie bereit3 oben geſagt, An 3 für die Diftrifts- 
firaßen insbeſondere). 

19 Bezüglich der feinetseiti en Webernahme der vor dem Diftriktär.-Gei. 
beftandenen fogenannten Konfurten ſzaßen auf den Diſtrikt ſpricht die Vermutung. 
Naheres hierüber ſiehe Lerm. S 

1e) Weiter ſiehe über Difritäfteogen vb. Seyd. 8b. 3, 141 bei. Bd. 8, 
302 fi. endlich auch noch die Bujammenftellung der geuntiäßticten rundfäße 
über Diftriftsftraßen bei Sternan: Wörterbuch ꝛc. ©. 116 f. 
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(Weiter fiehe die bei Art. 21, Anm. 1, 3, 4 Hit. £ angeführten 
Min.-Entichl.) 

Im engften Zufammenhange mit dem diftriftiven Etat3- und 
Rechnungsweſen jteht die Behandlung der Diftriftslaften forte 
der Mittel zu deren Befriedigung, beionders der Diftriftgumlagen. 
Wir können es uns nicht verjagen, hier auch noch in kurzen Umriften 
den Diftriktslaften und den Diftriftsumlagen eine bejondere Behand: 
lung erfahren zu laſſen, 

Die Diftriftslaften find im Geſetze befonders in Art. 27, 
29 auch 36 mit Art. 39 Abi. I des Armengeſetzes behandelt. 


Art. 29. 


Anbere als die in Artikel 25, 27 und 28 bezeichneten Diftritis 
faften erfordern bie Zuftimmung des Diftriktsrates. 1) ?) 

Die Dedung der gejeglich begründeten Diftriltögemeindebebürfnifte 
darf dagegen von dem Diſtriktsrate nicht verweigert werden) und muß‘) 
im alle entgegengefehten Verfahrens des Diftriftörnten von der vor⸗ 
gejeßten Kreisregierung durch Anordnung der nötigen?) Diftriftsumlage, 
borbehalttich der Berufung an das betreffende Staatsminifterium bewirtit 
werden. +) °) 


— — — — — 





Zu Art. 29. 


) Durch Art. 29 Abſ. 1 ift der Diftriltsgemeinde die Befugnid eingeränm:, 
Diftriktsanftalten freiwillig zu gründen. Sind diejelben aber einmal gegründet, 
dann wird ihre Unterhaltung — unter verhefichtigeing jedoch des Art. 30 Abf. ? 
— zur Diftriftälaft nach Art. 27 it. b Hiff. 3. Siehe 3. B. Entich. des Berw 
Ger.⸗Hofes Bd. 14, 26 oben Art. 27 Anm. 15 lit. i. Ueber den Begrri 
„Diſtriktsanſtalt“ fiehe oben Art. 27 Anm. 5 Ubi. 2. 

») Siehe hiezu die Anm. 8 zu Art. 30 Abſ. 2. 

2) Der Diftriftörat Hat unter allen Umftänden — vermöge bes dem 
Diftrikte zuftehenden Selbftverwaltungsrechtes — die Befugnis (fiehe Art. 27 Abi. 
2), Die Vorfrage zu enticheiden, ob denn eine gejegliche Diftriftslaft wirklich vor⸗ 
handen ſei und — foferne dieſe Frage bejaht wird — in welder Art und 
Weide diefelbe zu erfüllen bzw. die Mittel hiefür zu befchaffen find. Doch 
unterliegen, wie alle Diftriftsratsverhandlungen, aud) dieſe Beſchlüſſe der Be 
ftimmung des Art. 23, jedoch nur nad) ber Richtung, ob der Diſtriktsrat bei 
Faſſung derſelben die beftehenden Gelege und Berordnungen beachtet bzw. 
nicht verlebt hat. Bergl. Anm. 14 zu Art. 27. 

*) Die Beitimmung des Art. 29 Abi. 2 ift eine dent ſtaatlichen Aufſichts- 
rechte entftammende, andererjeit3 dasjelbe für den vorliegenden Fall beſonders be 

rünbdende und ordnende Vorſchrift. Der Staat wird durd) diefe Vorſchrift anz- 
rücklich für befugt erklärt, bei Weigerung des Diftriltes feinen Willen an Stelle 
des Willens ber Diftriftögemeinde zu fegen und bdenjelben auch gegen den Wider. 
ſpruch ber Iehteren zur Durchführung zu bringen. Siehe hiezu bezüglich ber Ani- 
jtelung eines Diftriltstechniters bzw. Gewährung der hiefür nötigen Mittel die 
Entich. des Verw.-Ger.-Hofed Bd. 15, 213. 

s) Auf dieſe ftaatsauffichtlichen VBefugniffe bürfen die Staatsauffichtöftellen 
nicht verzichten: dieſelben müſſen vielmehr im Weigerungsfalle die nötigen, 
aber auch nicht mehr als die wirklich nötigen Diſtriktsumlagen anordnen 
und bzw. gegebenen Falles durch ihre Organe einholen fafjen. Auch dieſe zwangs- 
weife angeordneten Diſtriktsumlagen unterliegen den ſonſtigen Beftimmungen des 
Geſetzes. Art. 30 Abi. 2, 31, 32, 33. Bergl. auch Anm. 1 Abſ. 2 zu Art. 32, 
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Unter diefen :Diftrittslaften verfteht. das Geieh nad) der 
Fafſung des Art. 27 Abi. I lit. a: „alle Leiftungen, welche der Di- 
ftriftögemeinde nach Geſetz, nach befonderen Rechtstiteln oder infolge 
der Beichlüffe des Diftriftsrates obliegen.“ | 

Bezüglich diefer Laften hat nın das Geſetz ebenda den Grund— 
aß aufgeftellt, daß jede Diftriftsgemeinde verbunden ift, Diefelben 
zu beftreiten, wozu noch (Art. 29 Abſ. 2) die gefegliche Beftimmung 
fommt, daß die Dedung der gejeglich begründeten Diftriftägemeinde- 
bedürfniffe, alfo der Dihriftsfaften nah Art. 27, von dem Diftrikts- 





Art. 30. 


Die Mittel zur Beitreitung der Diftriftsbebürfniffe find vor allem: 
a. aus ben Nutzungen des Diftriktsgemeindevermögens,!) welches 

jedod nur im Brundftode ungejchmälert erhalten werden Denken 
b. aus den auf Gefeh?) oder befonderen Rechtstiteln‘) beruhenden 


— — — — — 


Zu Urt. 30. 


) 3. 8. Binfen aus ausgeliehenen Kapitalien; die Zinfen aus den den 
Diftrikten nach 8 21des Yinanzge). vom 26. Mai 1892 (Gef.- und Verordn.-Blatt ©. 
165, Web. 31, 373) vom Staate überwiefenen Beträge, welche (ſiehe Min.-E. v.19. Juli 
1892, Web. Bd. 21, 681) als unangreifbares Stammtapital zum Grundſtücke des 
Diſtriktsvermögens gefloffen find; die Einnahmen (Pachtgelder zc.) aus Grund⸗ 
ftüden, aus nußbaren Rechten, aus Diftriltunternehmungen ıc. 

— di hiezu die Ausführungen zu Urt. 26 der Gem.Ordn. oben 
.1 


1, Siese hiezu Urt. 38 Abſ. 5 des Armengeſ. in der Zaffung vom 8. Fe- 


) Sowohl des Privat- ald des Öffentlichen Rechtes. Es entſcheidet fid) 
immer nad) dem Rechtsverhältniſſe, welches dem betr. Titel zu Grunde liegt, ob 
derjelbe dem Privat- oder dem öffentlichen Recht angehört. Näheres hierüber 
fiehe Lerm. ©. 148f. Unm. 4, beionders auch die bortjelbft — ©. 148 Anm. 4 
Abſ. 4 — angeführten oberftrichterlicden Enticheidungen. Stehe Hiezu auch Entſch. 
des Bertv.-Ger.-Hofes Bd. 3, 637, durch welche ausgeiprochen ift, daß nach dem 
Diſtriktsratsgeſ. das Herlommen feinen Nechtstitel bildet für die Pflichten 
der einzelnen Gemeinden des Diftriltes gegenüber der Diſtrikts⸗ 

emeinde. (Bergl. den Wortlaut des Art. 30 Abſ. 1 lit. b verb.: „bejonderen 
Mechtötileln” ; abgejehen davon ift im ganzen Diſtrikts⸗Ratsgeſ. das Herkom⸗ 
men ober Örtliche Öewonnpeitäreit nirgends als Rechtstitel erwähnt, wie das 
z. B. in ben gleichzeitig een aſſer⸗ bzw. Alerfenug-ejeben vom 28. Mai 1852 
der Fall in. w den beſonderen Rechtstiteln des öffentlichen Rechtes gehört 
dagegen wie ber Bertrag jo auch die Verjährung, während ſpeziell das Gewohnheits⸗ 
recht oder da3 Herkommen — fiehe hiezu oben 8 95a ©. 172 Anm. 179 — auf 
dem Gebiete des öffentlichen tes, alfo in Bezug auf Begrändung öffentlicher 
Rechtsverhältniffe nur in den Fällen und infomeit eine rechtliche Wirkung befigt, 
in welchen bzw. in wie weit bemjelben eine ſolche vom Gejege ausdrücklich zu⸗ 
erfannt ift. Und dies ift eben im Diſtriktsratsgeſetze nicht geicheben. 

Für die rechtliche Beurteilung der Entftehung, Wirkung oder Inhalt, 
Erlöihung von Rechten aus Verträgen und Verjährung find auch im öffentlichen 
Rechte, ſoweit von demfelben nicht felbft ‚Beitimmungen getroffen werden, die 
Orunbjäpe des bürgerlichen Rechtes in analoger Weife zur Anwendung zu 

ngen. 


YoHL, Hanbbug II. 42 


bruar 
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rate nicht verweigert werden darf und daß im alle der Ber- 
weigerung Die vorgejegte Sreisregierung die Befugnis hat, Durch An⸗ 
ordnung der nötigen Diftriftsumlagen — vorbehaltlid der Berufung 
= die zur Dedung diejer gefehlichen Laften nötigen Mittel zu be- 


Bei der Aufzählung dieſer gefeplichen Diftriftslaften nad Art. 
27 mit Art. 38—39 Ab}. I des Armengefeßes hat Lerm. S. 120 1. 


Beiltungen des Staates, der Stiftungen, der Gemeinden ober 

anberer juriftiicher oder phyfiſcher Perjonen ; 

c. aus den freiwilligen Zuſchüſſen von Staats« ober Kreiſsfonds) 
oder von den aus ber Unternehmung zunächſt Vorteil ziehenben 
Gemeinden oder Privaten 

u Ichöpfen und in Ermangelung ober bei Unzureichendheit diefer Quellen 
urch Diftriktsumlagen ©) 7) r decken. 

r ſolche Zwecke, welche nach Art. 29 Abſ. 1 von der Zuſtimmung 
des Diſtriktsrates abhängig find,®) wird hiemit ein Maximum und zwar 
auf fünf vom Sue der jährlichen Steuerfumme Teitgelet ‚ über welche 

ab — hre der Betrag der hiefür beſtimmten ——— 
erhöhen darf. 


5, Siehe hiezu Min.E. vom 29. Mai 1878 (Web. 13, 291) über bie Be 
Handlung der Kreid- und Staatsfondzufchäfie. 

Für Diftrittsumlagen gelten analog biejelben Brunbfähe wie 
Gemeindeumlagen. Wir verweijen daher im allgemeinen auf die Abhandlung im 
Kommentar über GYem.-Drdn. von v. Kahr ©. 466 bis 589, fiehe oben S. 395 
Anm. 1; ferner anf die Darftellung oben 8 111 ©. 395 bis 405 und ©. 420 
bis 433; im Beſonderen aber Lerm. 8 33 ©. 140bi8166; auch v. Seyd, Bb. II, 
696 ff.; endlich auf die überfichtliche Darftellung bei Sternau, Wörterbuch zc. S. 117 Ri. 

) Diftrittsumlagen (im engeren und eigentlichen Sinne) find „Beilb- 
teiftungen, welche nad) dem Steuerfoll der Pflichtigen feſtgeſezt und auf die 
Mitglieder der Diftriltägemeinde verteilt werden.” Lerm. ©. 150. Bezüglich 
diefer „Berteilung” fiehe Art. 31. 

2. b. für diejenigen Einrichtungen, deren Schaffung bzw. biejeni 
Zwecke, deren Erfüllung nicht vom Geſetze vorgefchrieben, jondern bem freieu 7 
meſſen des Diſtriktsrates anheimgegeben find. 

.Jedoch Tann ſich bie einichräntende Beſtimmung des Art. 30 Abſ. 2 nicht ani 
Leiſtungen des nun zur Diſtriktslaſt gewordenen Unterhaltes einer urſprünglich 
allerdings freiwillig nach Art. 29 Abſ. 1 gegründeten Diſtriktsanſtalt ober biftrif- 
tiven Einrichtung, jondern offenbar nur auf die konkreten Leitungen fpezieli 
des betreffenben Etatsjahres,erftreden, alfoauf alle diejenigen Zeitungen, 
weiche bei Sertigung bes betreffenden Jahresvoranſchlages vom Diftriktsrate nach Geſet 
unb echt hätten verweigert werben Tönnen, ohne dab die Staatsauffichtäftelle 
befugt wäre, von Aufſichtswegen eine folche geiftung anzuordnen. „(unter Dieie 
freiwilligen oder willkürlichen Leiftungen gehören insbejondere auc alle wiberzuf. 
lichen und einmaligen (freiwillig gewährten) Unterftügungäbeiträge; 3. B. für den Ban 
einer Lokalbahn oder für eine fonftige gemeinnügige Unternehmung.) Wenn ipeziel 
für bie Durchführung eines nad Art. 29 Abſ. 1 freiwillig genehmigten Untersch- 
mend bie Aufnahme eines Anlehens nötig ift, fo bat bei der ung der 
ob durch die Uebernahme einer freiwilligen Leiftung feitens eines Difiriltörates 
die in Art. 80 Abſ. 2 gezogene Grenze fiberfchritten ift, nicht der Geſaut⸗ 
betrag des zu fraglichem Bwed aufzunehmenden Palfivfapitales, fonbern mur Der 
jährliche Aufwand zur Abtragung und Berzinfung bedfelben in Betracht zu 
fommen: Entſch. bes Verw.Ger.Hofes Bb. 4, 441. 








Die Diſtriktsgemeinde. Geſetz v. 28. Mai 1862, bie Diftriltsräte betr. 659 


eine äußerft praktiſche Ausfcheidung gemacht. Er teilt die Diſtrikts⸗ 
Iaften al3 den Diftriftgemeinden auferlegt 
1) Aus allgemeinen wirtichaftlihen Erwägungen. 





Art, 31. 


Die Verteilung!) der Diſtriktsumlagen geſchieht vorbehaltlich der 
den des Artikels 32?) nach dem Gejamtbetrage der in dem 
Diſtrikte zur Erhebung kommenden bdiretten Steuern ®), wozu jedoch bie 


— —— — — — 


Zu Art. 81. 


) Die Verteilung erfolgt nicht direkt auf die einzelnen im Diſtrikte Steuer- 
A (fiehe hiezn Entich. bes Verw. Ger.Hofes Bd. 2, 90), jondern zunächſt 
auf die Mitglieder des Diftriltes d. h. auf die einzelnen zum Diftrifte ge- 
rigen Gemeinden (fiehe hierüber Entich. des Berw.-Ber.-Hofed unten Anm. 9) und 
efiter ausmärkiicher VBezirle nach Maßgabe ber Geſamtheit der in dieſen Ge⸗ 
meinden zur Erhebung gelangenden unb der Umlagenquote zu Grunde liegenden 
direkten Staatöfteuern. Gergl. hiezu Entſch. des VerwGer.⸗Hofes Vd. 10,166. Bon 
diefen „Mitgliedern“ wird daun die Diſtriktsumlage ebenjo wie Die @emeinde- 
umlage und analog nad ben für die lIetteren zur Anwendung fommenden Grund⸗ 
jägen auf bie in der betr. politiichen &emeinde ꝛc. Steuerpflichtigen nad Maß- 
gabe des für biejelben ſich ergebenden Steuerjolls verteilt. Siehe hiezu Art. 33. 
Den einzelnen politiichen Gemeinden fteht e8 dann frei, den ihnen zuge- 
wiefenen Betrag durch ausdrüdiichen geiehmäßigen Veſchluß der hiezu berufenen 
@emeindevertretung, beögleichen mit ausdrüdliher Genehmigung der Staatdaufr 
fihtöbehörde im Ganzen auf die Gemeindekaſſe zu übernehmen und die diesbe⸗ 
zäglide Ausgabe bejonbers in ben Gemeindeetat aufzunehmen (ſiehe Entſch. 
Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 5, 278; Bd. 10, 159; Art. 88 Abſ. 8 der Gem. Ordn.) 
und bemgemäß dieſen Gejamtbetrag nberhaupt wie eine im Etat vorgejchene ge 
meindlihe Ausgabe zu behandeln und die Mittel zur Dedung beöfelben wie 
für die übrigen Gemeindeausgaben nach Art. 89 bzw. Urt. 42—48 ber Gem.- 
DOrbn. zu beichaffen. (Siehe hiezu auch Entſch. des Berm.-Ber.-Hofes Bd. 5, 
71.) Es kann aber die Einzelgemeindbe ben ihr zurepartierten Diſtriktsum⸗ 
lagenbetrag in Form von Gemeindeumlagen von ben einzelnen Pflichtigen gleich 
direkt erheben. Sie hiezu Art. 38 des Gel. und bie Anm. hiezu, beſonders bie 
Entich. des Verw. er.Hofes in Anm. 2 zu Urt. 33. Weiter ſiehe über bie 
rechtlichen Folgen einer ungleichmäͤßigen Verteilung, Entich. bes Berw.-@er.-Hofes 
Bd. 10, 850; endlih noch außerdem zu Art. 31 die Entich. des Verw.⸗Ger. 
Hofes Bb. 10, 165; 11, 148; 15, 51; 20, 123. BL. für abmin. Pr. Bd. 37, 
20 ff.; 85, 143; 87, 401 ff. 


) Auch die „Beitragsquoten“ nach Art. 32 ſind ihrem Weſen nad) Umlagen; 
allerdings erſcheinen dieſe Beitragsquoten inſoferne eigentlich als direkte Einnahmen des 
Diſtriktes, als vom Geſamtbedarf erſt die Geſamteinnahmen aus dieſen Voraus⸗ 
leiſtungen gemäß Art. 32 in Abzug gebracht und erſt der hiernach verbleibende 
Nett dur Diſtrikts⸗Umlagen (m engeren Sinne — fiehe Anm. 7 zu Urt. 80 —) 
gededt wirb. Weitereö fiche Art. 32. 


) Da ber Gejamtbetrag ber im Diftrikte zur Erhebung kommenden 
biretten Steuern als Maßſtab für Diftrift3umlagenerhebung feſtgeſegt ift, 
müflen auch Alle, welche zur Entrichtung einer direkten Steuer verpflichtet find, 
die darnach ſich bemeilende Diftrittsumlage zahlen. Befreiungen von 
Diftrittsumlagen gibt es alfo nicht, wenn nicht ber Betreffende auch von jeder 
Stener befreit ift wie 3. B. der König bezw. ber Regent, bie Königin, Königin 
Witwe. 


42* 
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Soldye find: 
a. Die VBerzinfung und Tilgung der Diftrittsgemeinbeichent - 
den (Art. 27 hit. b Ziff. 1). 





Witwen- und Waijenfondsbeiträge und die Einfommenijteuer, ») leiter: 
mit Ausnahme ber Fälle bes Artikels 36, nicht zu zählen find.‘) * 7,8)°9, 


22) Abgeäudert durch 8 44 des Landtagsabichiebes von 10. Juni 18%. 
©. unten „Anhang II NRadıtr räge” ©. 701 Ziff. 1. Die Einlommenfteuer ir 
überhaupt nicht mehr biftriitäumlagenfrei vom 1. Januar 1900 an. 

Zur Perſonalſteuer im Sinne von 853 der IV. Berf.-Beil. (fiehe abeı 
Bd. I ©. 565 Anm. 29) gehört nur die Einfommenfteuer, nicht aber die Kapitai- 
ventenfteuer. Siehe hiezu auch die Min.-E. vom 1. Januar 1862 (Web. 6, 138 

) Wie bei den Gemeindeumlagen ift aud) bezüglich der Berpfli 
Diftriftsumlagenzahlung noch) eine duch Wohn⸗ oder Realbefit, einſchli 
mwerblihe Einrichtungen, begründete ——— oder ſachliche 55 Des 
Pflichtigen zum Diitrifte erforderlich ; ſie Entih. d Verw. Ger.Hoſes . 6 
285; 4, 562 und Plenarentich. in Bo. ® 2 

Mafgebend ift ferner die Beranlagun mit Stenern, nicht Die wert 
liche ebung; daher begründen Steuernadläffe feine VBefreinng von ber 
—— —* Vergl. Min.-E. vom 22. Mai 1865 (Web. * 456 
Siehe auch Bd. I S. 421 Anm. 3 und ©. 130 Anm. 1351 lit. a und b, auch 
Blenarentich. des Verw.⸗Ger.Hofes Bb. 17, 35 oben Bd. I ©. 423 Aum. 9i 
lit. g. 


) Einen Nachlaß an Diftriktsumlagen kann nicht etwa bie Gemeinde, 
welche mit der Erhebung derſelben betraut iſt, gewähren, ſondern nur der Diſtrikt⸗ 
rat; eine Stunbung bon Umlagen fann De Diſtriktsausſchuß bemilligen. Sich 
Entie, hy Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 15, 51 oben bei Art. 58 d. Gem. Ordu 
3, 

Bezüglich der Zhlungeriſt bei Steuernachholungen ſiehe un 
des Bermw.-&er.-Hofes Bd. 7, 298 und 9, 75. (Erhöhte Nadyzahlungen hirter 

ener Stenerbeträge —* nicht die Eigenfchaft der Steueranlage; aus ben 
Feiben Iben find die Gemeinde» oder Diftriltöumlagen nicht zu entrichten.) 

Die Rüdforderung einer ohne Recht 8 bezahlten Umlage iſt un 
allgemeinen als zuläſſig und — unbeſchadet der Vorſchriften über die —— 
enverjährung — an eine beftimmte Ausichlußfrift nicht als geb zr 

ten. Für die Beurteilung ſolcher Rückforderungen ſind die 
—— — über die condictio indebiti analog anzuwenden: Plenareutſch. des 
Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bb. 10, 245. 

) Maßgebend ift das Steuerjoll besienigen Jabres, für meiden | bie betr 
Umlage zu erheben if. Siehe oben ©. 3 ; ferner Entidh. des Verw 
—— Bd. 6, 137. Die Erhebun be Ditriftsunlagen ift ſtets nach Dem 

Stenerjoll 1 —D welches zur Seit ihrer Erhebung befteht. Es bat ſich 

iftriftSumlagenerhebung an bie ber Stantähenern anzufchliegen um 

bermadı die bis zur Umlagenerhebung ſich ergebenden ber 

— zu berückſichtigen. Siehe Hiegu in.E. v. * März 1887 (Web. IN, 
311 f,, Lerm. ©. 241). Siehe BI. für n. Br. Bd. 87, 410. 

) durq die Repartierung der —A auf die einzelnen Ge 
meinden wird eine jerhfänbige uld der leßteren gegenüber ber Diftriftägemeinde 
nicht begründet. Entſch. d. Verw.⸗Ger.Hofes —A ®, 155 und 11. 143; auch 
iR A die Gemeinde, fondern ber — —— dem Difriftöumlagenpilic- 

der Sorberumgäberechtigte. Berm.Wer.-Hojed Bd. 15, 1. 
— iſt der Diſtriktsrat End Br befugt, einzelnen @emeinbe-Einwohnera 
der zur DiftriftSgemeinbe gehörigen Gemeinden Leiſtu für N * 
unmittelbar aufzuerlegen. Entſch. des Verw. ——— Bd. 90. 


v 








Die Diftriftägemeinde. Geſetze v. 28. Mai 1852, die Diftriktäräte betr. 661 


b. Die Ergänzung des Grundftodvermögens der Diftrifts- 
gemeinde (Art. 27 lit. b Ziff 2). 

c. Die Anjammlung und allmählige Vermehrung eines 
menfonde (Art. 38 Abſ. 1 Ziff. 3 des Armen- 
geſetzes). 

2) Zur Erfüllung der den Diſtriktsgemeinden zugewieſenen ge- 

‚jeglichen Aufgaben. 

Hierher gehören: 

:; a. Die Unterhaltung beftehender oder künftig neu entjtehen- 
der Dijtriftsanftalten (Art 27 b Biff. 3), auch die Unter⸗ 
baltung der beitehenden Diftrift3:Wohlthätigkeits- und 
Krantenanjtalten nad) Art. 38 Abſ. I Ziff. 2 des Armen- 
gejebed. Siehe auch unten Hit. g. 

b. Die Anlegung und Unterhaltung der Diftriftsftraßen (fiehe 
weiter unten ©. 667 f.). Art. 27 b Ziff. 4. 

c. Die Beihaffung und Erhaltung der zum gemeinfamen 
ae beitinnmten Feuerlöſchmaſchinen. Art. 27 lit. b 

iff. 5. 


Bezüglich des Staatsärars macht es feinen linterjchied, ob bie 
Steuern wirklich erhoben oder nur in Vormerkung geführt werben. !%) 

Die Naturaldienfte !!) werden nah dem Geldanichlage umgelegt 

mit der Rückſicht, daß fie, wo thunlich den nächjtgelegenen Gemeinden 

gegen Abrechnung der fie treffenden Beldleiftungen zugewiejen werben. 11) 12) 





auch oben Anm. 1. Siehe ferner Entich. des Berw.-Ger.-Hofes Bd. 13, 294: 
Gemeinden, weldye für die Zwecke ber ihnen obliegenden Krankenpflege ohne Mit- 
wirkung der diftriltiven Organe aus eigenen Mitteln eine gemeinjchaftliche Kranken⸗ 
anftalt gegründet Haben und unterhalten, find deshalb nicht von den aus ihrer 
Zugehörigkeit zum Diftriltsverbande entipringenden erpflichtungen gegenüber ber 
jpäter vom Diftritte gegründeten Sranlenanftalt entbunden. 

10 Meber die Beitragsleiftungen des Staatsärars zu den @emeinde- und 
Diſtriktsumlagen fiehe die Min.-E. vom 5. Februar 1886 (Min.-WBI. 35; Web. 
17, 643), nad) ihrem wefentlihen Inhalt abgedrudt oben ©. 429 Anm. 1 lit. b 
zu Urt. 46 der Gem.-Drdn. 

- 19 An Stelle von Geldfeiftungen Tann der Diftriltsrat, — aber nur 
diefer, nicht auch die Staatsauffichtsitelle, — (auf Grund der Befugnis, Die 
Diftriltsumlagen zu verteilen) den einzelnen Mitgliedern des Diſtrikts d. 5. den 
Gemeinden und den Bejigern ausmärkiſcher Bezirke Naturaldienfte auferlegen. 
Diefe Raturaldienfte bilden ben Erjat der Gelbleiftungen, können daher an Wert 
die legteren nicht überfteigen d. h. die betreffenden Dienfte müſſen in Geld ange- 
Ichfagen und um dieſen Wertsanichlag den einzelnen Gemeinden zc. zugeteilt 
werben. 

Diefe Raturaldienfte find IUmlagen und teilen aljo vollftändig den recht⸗ 
lien Charakter der Umlagen, find alfo ganz nach den Grundſätzen fir die letz⸗ 
teren zu behandeln, im übrigen aber kann unter dieſen Raturaldienften nichts ande⸗ 
res verftanden werben als Gemeindedienfte und finden Daher für dieſelben bie 
Beſtimmungen der Art. 49—54 der Gem.-Drdn. analoge Anwendung. Siehe oben 
©. 433 bis 488. Näheres hierüber bei Lerm. ©. 162 bi3 166. 

M 2) Vergl. auch Art. 29 des Pol. ,Str.-Gei.-B. oben ©. 438 Anm. 4 zu 
Art. * der Gem.Ordn. und die daſelbſt angeführten Urteile des Oberlandesgerichts 
München. z 
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d. Die Koften des Unterrichtes der Schülerinnen der Entbin- 
dungskunſt. Art. 27 b Ziff. 6. 
e. Die Unterhaftsbeiträge für die nach Maßgabe der jeweiligen 
gt oder Verordnungen aufgeftellten Tierärzte. Art. 27 b 
if. 7. 
f. sl Unterftügung der mit Armenlaften überbürdeten Ge⸗ 
meinden des Diftriftes. Art. 38 Abf. I Ziff. 1 des Armen- 


geſetzes. 

g. Die Errichtung von Diſtrikts⸗Armenhäuſern, Beichäftigungs- 
anftalten, Armenktolonien und Srantenhäufern, fowie von 
Diftriktsanftalten zur Erziehung armer verwahrlofter Kin- 
der (Art. 38 Abt. I Bi 4 des Armengejehed). Siehe 

iezu Entich. des VBerw.-Ger.:Hofes Bd. 14, 26 über die 
ichtung von Naturalverpflegungsftationen. 

h. Die Gründung von Spar: und Vorſchuß⸗Kaſſen und 


Art. 32. 


Dem Diftriktsrate!) ift vorbehalten, die Beitragsquote !) für einzelne 
Gemeinden oder abgefonderte Gemarkungen je nach der Zeilnahme an ben 
—* der betreffenden Anſtalt ober Einrichtung verſchieden abzu⸗ 

en?) 8). 
ie desfallfigen Beſchlüſſe des Diſtriktsrates unterliegen der Ge⸗ 
nehmigung der vorgeſetzten Kreisregierung 9)9). 


Bu Urt. 32. 

) Diefe Beitragsquoten ober Borausleiftungen find an ſich auch Umlagen, 
Doch werden diefelben nicht nach bem Steuerfoll nferlegt, fondern nad Pa 
Ermefien unter Abtwägung ber Vorteile, tvelche einer Gemeinde ober einem ans- 
maͤrkiſchen Bezirke von einer Diftriftsanftalt oder Einrichtung zufließen. 

Die Befugnis des Urt. 32 hat nur der Piftriltörat, welcher einerieits zu 
beichließen bat, ob überhaupt eine Abftufung einzutreten und andrerſeits, im- 
wieweit eine Erhöhung für bie einzelnen Gemeinden ftattzufinden habe. Siche and 
Anm. 4. Die Staatsaufjichtöftelle kann die nad Art. 29 Abſ. 2 angeorbuete 
Umlage nicht in diefer Weife abftufen, wie fie auch nicht bie Befugnis Ratt 
derfeiben Naturaldienfte anzuorbnen. 

») Diefe Vorausleiftungen oder (erhöhten) Beitragsquoten lönnen in Gelb, 
in Lieferungen und in Naturaidienften beitehen. 

Eine weitere Ausnahme von dem fonft gejehlichen Maßſtabe ber Um- 
fagenverteilung als bie des Art. 32 iſt nicht geftattet. 

*) Und zwar al3 Staotsauffichtäftelle ; die kgl. Regierung bat alfo nicht zu 
enticheiden, ob eine Abftufung überhaupt sulailig t, fondern nur zu prüfen, ob 
bei der erfolgten Abftufung nicht der Art. 32 Abſ. I verlegt iſt. , 

Näheres über Art. 32 bei Lerm. S. 166 ff., ferner DL. für admin. Br. 
Bd. 37, 231 und 286, 277. 

°») Bu Urt. 32 fiehe folgende Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes. 

Bd. 3, 90; 3, 1; 8, 637; 4, 245; 4, 333; 5, 203 ff. (über die Boraus- 
fegungen, unter welchen Zracigu geiſtuggen nach Art. 32 erhoben werben darfen); 
6, 219; 8, 326; 10, 155 und 194; 11, 455; 13, 342 (der Diftriftörat if nicht 
berechtigt, einer oder einigen Gemeinden des Diftriftes auf bem Wege ber Prö- 
a, A— ——* a — are d pie 

iftriftögemeinde ſelbſt an ſte ng fich nicht beteiligt); 18, 80; 18, : 
18, 243; 18, 298; Is, 524, “ 
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ähnlichen Anftalten. Art. 38 Abſ. I Ziff. 5 des Armen- 
geſetzes. — Ueber Dijtriltsarmenpflege, zu welcher Die 
unter Ar. 1 Mit. c und Kr. 2 lit. a a. E., f, gz und h 
angeführte Diſtriktslaſten gehören, ſiehe auch bei „Armen: 
IDeien“ in Bd. UI. 


Art. 33. 


Bezüglich der Beitreibung !) der Diſtriktsumlage finden die Vor⸗ 
fchriften über die Beitreibung der Gemeindeumlagen Anwendung !)?). 


Zu Urt. 88, 
4* „Beitreibung“ ift gleichbedeutend mit „Einhebung“. ° 
aßgebend für die Einhebung find die zu Art. 46 und 48 der Gem. Ordu. 
angegebenen Beftimmungen, auf melde wir hiemit verweilen. 

Siehe oben ©. 429 und 432 zu Art. 48 und Anm. 1 bi3 4 Hiezu, be- 
fonders Anm. 3, ferner Lerm. ©. 157 Anm. 14, endlich Min.-E. vom 21. Ro- 
vember 1866 (Xerm. ©. 239, Web. 6, 727), die Beitreibung rüdftändiger Diftrifts- 
umlagen betr., „bie Gemeinden haben nicht nur für die Erhebung Diſtrikts⸗ 
umlagen, ſondern auch für deren Beitreibung ꝛc. Sorge zu tragen“, und 
befonder8 Min.-E. vom 24. März 1887 (Lerm. & 241, Web. 18, 311 f.), die 
Berteilung und Erhebung ber Dilwiftsumlagen betr., beſonders Biff. 1 und Ziff. 4: 
Die Repartition ber Diftriktsumlagen auf die Gemeinden ꝛc. hat nad) Maßgabe 
des Steuerſolls zu Beginn bed Erhebungsjahres, bie Erhebung derjelben durch bie 
Gemeinden bei den einzelnen Pflichtigen hat ftet auf Grund eines Heberegifters 

u erfolgen, welches nad dem rentamtlichen Steuerregifter des laufenden 
uartales evibent geftellt ift. 

2) GStreitigfeiten ſowohl über das Vorhandenſein der indivibuellen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Diſtriktsumlagen überhaupt und bezüglich der Höhe 
der Leiſtung ſelbſt, als auch über bie Fälligkeit der Umlagen, desgleichen über 
Nüdforderung und bezw. ben Rückerſatz von ſolchen find im verwaltungs recht⸗ 
lichen Verfahren zu enticheiden nach Urt. 8 Ziff. 24 bes Verw.Ger.Hof⸗Geſ. 

Zuftändig ift in erfter Inſtanz das betr. Igl. Bezirkdamt; Beſchwerden 
Den ale Entiheidungen gehen nad) Art. 9 Abſ. I direft an den kgl. Bermw.- 

er.Hof. 

Gegenſtand der Klage können Diſtriktsumlagen (int engeren Sinne d. h. 
Deihleiftungen) oder auch Raturaldienfte oder auch PBräcipualleiltungen nach Wrt. 
32 fein. Wenn es fi) aber um Umlagen handelt, welche notwendig find, um ber 
einzelnen Gemeinde die Mittel zur Aufbringung ber ihr aegeteilten Diftriftsum- 
Ingenquote oder Präcipunlleiftung zu ermöglichen, fo fällt ein Streit über Ver⸗ 
pflichtun au Leiftung einer ſolchen Umlage unter Urt. 8 Ziff. 30 des Verw.⸗ 
** ei. Siehe hiezu oben ©. 401 f.; ferner Entſch. des Verw.⸗Ger.Hofes 
Bd. 8, 1; Bd. 11, 455: Die Gemeinden find berechtigt, ben burg) eine Präci- 
pualauflage veranlaßten bejonderen Aufwand durch entiprecyende Erhöhung des 
feſtgeſeßten Prozentjaßes ber allgemeinen DiitriftSumlage zu erheben. 

Die Diltriktsumlagenpflichtigen als folche können die gelebliche Buläffigfeit 
und Notwendigfeit einer Präcipualauflage nicht beitreiten. Bei Streitigleiten nad) 
Art. 8 Ziff. 24 und Hiff. 30 fteht einerieit3 der Diftrift andrerfeit3 die Gemeinde 
immer nur Einzelnen gegenüber; ein Streit zwiſchen dem Diſtrikte und 
einer Gemeinde über bie Berteilung der Diſtriktslaſten fällt unter Urt. 10 
Biff. 1 ded Verw. Ger.Hof⸗Geſ. Weiteres hierüber jiehe Lerm. ©. 161 f. 
Anm. 20. Endlich vergl. auch Entfch. des Beriv..Ger.-Hofes Bd. 30, 128: Einem 
Gemeindeumlagenpflichtigen fteht ein Recht zur Beantragung verwaltungsrechtlicher 
Entieidung erft dann zu, wenn die Gemeinde felbft in irgenb einer Form, — 
wicht etwa blos ein von ihr mit der Perception betrauted Organ, — einen Um: 
lagenanſpruch erhoben hat. 
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3) Diftriftzlaften infolge beionderer gejehlicher oder verordnunge- 
mäßiger Beitimmungen. 
Unter dieſe fallen: 

a. Berpflihtung nach 88 16 und 17 des Kriegsleiftungs- 
gefe ed vom 13. Juni 1873 (Web. 10, 39) bezüglich 

ndlieferungen. ſHiezu fiehe Zeugg B zur Verordn. des 

Bundesrats vom 1. April 1876 (Web. 11, 498): Ber: 

zeihni® der Lieferungsverbände nad) $ 17 1. c., nad 

welchem in Bayern die Bezirke der Diſtriktsverwaltungs⸗ 

bebörden (Bezirksämter und unmittelbaren Magiftrate) als 

Lieferungsverbände erjcheinen.] 

b. Verpflichtung zur Gewährung der erforderlichen Vorichüfle 

an die Familien der in den Dienft eingetretenen und der 

j Friedensübungen einberufenen Mannſchaften auf Grund 

er Biff. 7 Abſ. 1 der Min.-E. vom 29. Juni 1892 

(Web. 21, 522) zum Vollzuge des Gejeges vom. 10. Mai 

1892 über die Unterftügung der zu Friedensübungen ein- 

berufenen Mannichaften und $ 4 des Geſetzes vom 28. 

Februar 1888 (Meb. 18, 752) über die Unterjtügung 

von Familien der in den Dienft eingetretenen Mannschaften. 


Art. 34. 
Wenn eine Diſtritiglaſt 1) das Intereſſe mehrerer Diſtriktsgemein⸗ 
ben ea: jo Haben diefe nah dem Berhältniffe ihrer Beteiligung 
eizn I 





Sit eine Uebereinftimmung in ben Beichlüffen der einzelnen Diftrikte- 
räte nicht erzielt worden), jo find die betreffenden Diftriktsausfchüffe >) 


Zu Art. 34. 

. ') Urt. 34 bezieht fidy wohl auf jämtliche gejegliche Diftriktälaften, in ber 
Praxis aber wird er meilteng beim Bau und der Unterhaltung von Diftriktsftraßen 
und ſpeziell von Brüden, welche über ein Grenzgewäſſer führen, feine Anwendung 

nden. Der Art. 34 gibt die Möglichkeit, im Intereſſe der Gerechtigfeit mb 
Billigleit gegebenen Falles von der Hegel, daß die Diſtriktsſtraßen und bie zu 
ihr gehörigen Brüden und fonftigen Bertinenzien innerhalb des ganzen Diſtrikts 
bezw. bis zur Grenze desfelben zu unterhalten find (fiehe oben bei Art. 28 Anm. 
6) eine Ausnahme zu begründen, wenn bie jtrifte Durchführung dieſes Grundſatzes 
gu einer übergroßen Belaftung des einen Diftriktes zu Gunften des andern und 
aber eine Ungerechtigkeit herbeiführen würde. Solchen Yalled müßte eventuell 
das Verfahren nad) Art. 34 auch von der Staatsauflichtäbehärde offiziell einge- 
leitet werden, wenn nicht von den Beteiligten felbft Antrag hierauf geftellt wird 
Siehe Lerm. S. 177 ff., ſpeziell ©. 178 und 179 Anm. I und 2. 

) Oder auch von Diftriftsgemeinden und einer unmittelbaren Stadt. 

) Urt. 34 bezieht ſich nur auf neue bdiftriktive Einrichtungen, audy auf 
die Gründung neuer BDiftriftsanftalten. Bereits befiehend e Einridtungen 
oder Anſtalten eines Diftriftd werben vom Urt. 34 nicht berührt. 

— Es iſt alſo ſolchen Falles zuerſt zu verſuchen, eine gütliche Vereinbaruug 
perbeigu ühren und Hat es, wenn dies gelingt, hiebei dann fein Verwenden; natür- 
ich vorausgeſetzt, dag — wie alle — fo auch diefe Beichlüffe der betr. Diſtrikts 
räte ftaatdauffichtlich (Art. 23) genehmigt werben. 

) Bergl. Hiezu auch Art. 25 Abi. 1. 
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c. Verpflichtung zur Entichädigung der bürgerlichen Mitglieder 

. der Erfah: und Ober⸗-Erſatzkommiſſion nach $ 2 Ziff. 6 

' Annı. * der bayr. Wehrordnung vom 19. Januar 1889 
(&e.- u. Verordn.⸗Bl. 1889 Nr. 8). 


d. Verpflihtung zur Entichädigung der vom Diſtriktsrate 
nah 8 1 Abi. 2 Nr. 1 lit. b der Verordn. von 16. Juni 
1888 (Web. 19, 97) „die Haltung und Körung der Zucht- 
jtiere betr." in den Körausſchuß zu wählenden Sadı- 
verftändigen des Dijtriftes nach) Maßgabe der 88 4 Abi. 
2 und 13 Abi. 4 bis 6 dieſer Verordn. und gemäß Art. 
9 und befonder® Art. 11 Abſ. 2 und 12 des Gejches 
Fr 5. April 1888 gleichen Betreff (Web. 19, 23 und 

e. Die Verpflichtung zur Beltreitung der Koften für die 
Unterhaltung des Gewerbegerichtes, foferne ein folches für 
den Diſtrikt errichtet if. 88 1 Abi. 5 und 8 Abi. 1 
des Gemwerbegerichtögefehes vom 29. Juli 1890 (Web. 20, 
306 und 308). 





in einer gemeintchaftlichen Verſammlung zu vernehmen, welche unter der 
Zeitung eine von der SKreisregierung beitimmten DBerwaltungsbeamten 
abgehalten, und wobei die Abſtimmung für jeden einzelnen Ausſchuß 
bejonders vorgenommen wird ®). 
| Die Verhandlungen werden von der vorgejehten Kreigregierung 
vorbehaltlich der Berufung?) beichieden (Art. 23)®) 9). 

Gehören die beteiligten Diftrikte 19) verjchiedenen Regierungsbezirken 
an, jo hat das zuftändige Staatsminifterium diejenige Kreisregierung 11) 


*, Es ift alfjo nur die Berjammlung und Beratung eine gemein 
ihaftlihe; die Abftimmung dagegen findet für jeden Ausſchuß bejonders ftatt. 
(Die Bertreter einer etwa beteiligten unmittelbaren Stadt haben nicht abzuftimmen, 
tondern das Reſultat der Verhandlung ihren ftäbtiichen Kollegien zur Beichluß- 
faffung zu überbringen. Siehe nadjftehende Anm. 12 und Art. 85 Anm. 1 u. 2.) 

’) Siche Hiezu Art. 23 Abf. 4: Zur Berufung berechtigt find alle nad 
Art. 23 Abi. 4 Deieitigten bezw. alle in diefer Gejepesftelle Benannten. 

°, Siehe hiezu Lern. ©. 177 Abi. 6 und ©. 181 f. Anm. 8, ferner Entſch. 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 14, 101: Im Bereiche des Art. 34 kann eine Leiftung 
dem einen oder anderen Diſtrikte von der Kreisregierung nur dann im Aufſichts⸗ 
wege auferlegt werden, wenn in Anjehung diejer Diftriftögemeinde die Leiftung 
als eine dijtriftive Laft (Art. 27) fich darftellt; desgfeichen fiche die Ausführungen 
diefer Entſch, unten Anm. 13. 

) Nach Art. 34 Abſ. 2 treten Hier bie nach Ab. 1 gefaßten Ausichup- 
beichlüffe an Stelle der fonft nötigen Diftriktsratsbeichlüffe (vergl. Art. 23 Abſ. 1 
verb: Verhandlungen bes Diftriltsrates). Die Diftrikte werden alſo im Falle 
des Art. 34 Abſ. 2 durch die Ausſchüſſe vertreten (vergl, bin Art. 16 lit. a). 

0) bezw. Diftrit und unmittelbare Stabtgemeinde. (Siehe auch Art. 35 
Abi. 2 und Anm. Hiezu.) 

Sn dem Falle, daß eine unmittelbare Stabt beteiligt ift, weldye einem 
anderen Negierungsbezirfe angehört, al3 der ober die beteiligten Diftrikte, jo kann 
im Hinblid auf Art. 85 body wohl nur eine den Biftriften vorgejegte Regierung 
benannt werden. - 
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f. ae der Verpflichtung der Diftriltögemeinde zur Ver 
fiherung der ihr eigentümlid) gehörigen. Gebäude gegen 
Brandiaten gilt analog dasſelbe wie bei politiichen 
meinden. (Siehe biezu oben ©. 324 lit. g und Anm. 19 
daſelbſt, vergl. auch ©. 323 lit. d und Anm. 15 hiezu, 
ferner Art. 164 Biff. I und IV des bayer. Ausf.Geſ. 
zum Bürgerl. Gef.-B. v. 9. Juni 1899 über Abänderung 
der Art. 3 Abi. 1 und Art. 14 des Brandverficherung angel) .) 

Die vorftehend sub Ziff. 1 bis 3 aufgeführten Laften müſſe 
von der Diftriftögemeinde getragen werden; die Uebernahme berjelben 
bezw. Die bezw. bie Erfüllung der diesbezüglichen Verpflichtungen fann er 


zu — welche die Abordnung des Beamten zu der U 
ann s Beichlußfaffung über die DVerhandlungen!?) zu ü nehme 





or Zu ben diebezüglichen Alten find vor ihrer Vorlage zur kgl. Regierung 
auch bie Beichlüffe zu bringen, melde von ben Kollegien ber betr. unmittelbaren 
Städte auf die diesbezüglichen Berichte ihrer nach Art. 35 Abſ. II a 
Mitglieder gefaßt worden find. Diele Beichtäffe werben daher and) ber Ver⸗ 
beiheidung ber kgl. Regierung mit unterzogen. Doch find bezüglich diejer für 
die Frage ber Ausübung ber Staatdaufficht die Beftimmungen der Gem.-Dirbn. 
dam 9,06, 9 Siehe auch Art. 35 Anm. 1 und 2. Vergl. auch Lerm. ©. 181.182 
m. 
Bu at. 84 fiehe Entich. bes Verw.Ger. Hofes Bd. 10, 194: Bus 
Ar. Fri jr ein Diftrift das Recht, fich einer von ihm nad) Maßgabe bes 
genannten Geſetzes übernommenen Difriktsiaft in der Folge wieder teilweile zu 
entledigen un —2* auf andere Diſtrikte hinüberzuwaͤlzen nicht ableiten. 
Fbenjowenig fann fi eine Gemeinde zur Begründung ber Behaup einer 
Berlekung des Art. 32 des Diftriltär.-Bef. auf den Art. 34 1. c. berufen. 
3b. 14, 101 oben Anm. 8, weiter ebenda 101 und 102: Mit der Vorfchrift des 
Art. 34 af. 3 ift der kgl. Regierung nicht etwa bie Aufgabe zugetviefen, endgültig 
über Anſprüche zu entſcheiden, melde unter der Behauptung einer das Jutereſſe 
mehrerer Diftrittsgemeinden berührenden Diftrittälaft von einem Diftrifte au eimen 
anberen er thoben werben (fiehe nachftehende Anm. 14); fie bat vielmehr, wie ber 
in Abſ. 3 Art. 34 erfolgte Hinweis auf Art. 23 Har ergibt, die 
der Diſtriktsausſchüſſe nur vom Standpunkte des über die Diftriftägemeinben 
ig Kreißregierung zuftehenden Auffichteredhtes, alfo aufſicht lich au — 
n unterliegt es keinem Zweifel, daB bie kgl. Regierung bermöge i 

rechted nur zu geſetzlich notwen bigen Leiftungen d. i. zur ing folcher 
DObliegenheiten anhalten kann, in Geſetze über Diftriktsräte ala 
laften erfiärt find (Urt. 29 A 

Dieſer Grundfag ift ug ai den Fall anzuwenden, wenn ein Unternehmen 
deas Intereſſe mehrerer Diſtriktsgemeinden berührt ıc. Weiter ſiehe oben Anm 

8; ferner vergl. nachftehende Anm. 14. 

) Wenn die Sadjlage die ift, daß unter Geltendmachung eined Rechts 
anſpruches von der einen und unter Velämpfung biefes erhobenen Rechte 
anſpruches von ber anderen Seite über die Berbindlichfeit zur 
einer Diftriftsftraße oder deren Bubehör (Bräde, Flutbogen 2c.) wei 
(oder m egreren) Diftriften Streit benehn ſo kann dieſer (nicht — 

34 Abſ. 3 des Diſtriktsr.Geſ. Dur Entiheidung ber nt ue fou- 
dern) nur im Hinblid auf Art. 8 Biff. 34 des Verw. Ger.⸗Ho im ver⸗ 
waltungs recht lichen Verfahren, alio durch den — — Naeh 
werden. Ber 5 h F vorſtehende Anm. 18, andy Anm. 8 

Ger.-Hofes B 103. 
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vom Diftriktsrate nicht verweigert werden, doch hat der letztere das 
Hecht, im einzelnen Falle — vorbehaltlich des Eingreifen der Staats⸗ 
auffichtsftele — zu beichließen bezw. fich beichlupmäßig zu äußern, 
ob eine folcye Verpflichtung wirklich vorhanden ift und ob demnach die 
Beranlaflung zur Erfüllung einer diesbezüglichen Verpflichtung bezw. 
zur Gewährung der hiezu nötigen Mittel überhaupt gegeben ericheint. 

Desgleichen hat auch, wenn die Frage des Vorhandenſeins einer 
folchen gejeglichen Verpflichtung an fich zu bejahen ift, der Diftrifte- 
rat, vorbehaltlich der Verfügungen der Auffichtsftelle, darüber zu ent: 
jcheiden, in welher Art und Weife diefe Verbindlichkeiten zu er- 
füllen find. 

Bon allen geiehlichen Diſtriktslaſten dürfte wohl die wichtigite 
die Verpflichtung zur Anlegung, Herftelung und Unterhaltung der 
Diſtriktsſtraßen fein. Den Diftriftsitraßen bat denn auch 
das Gejeh eine bejondere Behandlung in Art. 28 gemwibmet. 

Diſtriktsſtraßen find diejenigen Öffentlichen d. h. dem all- 
gemeinen Verkehre gewidmeten Straßen oder Wege, weldye entiveder 


Art. 35. 


Auf die einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Stäbte 
findet die Bildung von Dijteiftschten 1) feine nnmenbung. 

Im Falle des Artilels 34 find je zwei Dlitglieder des DMagiftrates 
und der Gemeinbebevollmächtigten in die Verfammlung der vereinigten 
Diftriltsausfchüffe abauorhnen?). 


Bu Art. 38. 

Durch die unmittelbar nad Art. 34 gejehte Beſtimmung bes Art. 35 
Abſ. 1 ſoll beionders betont werben, dab alle Beitimmungen bes Diſtriktsr.Geſ., 
welche ſich auf die Bildung, aljo auch auf die Buftänbigfeit der Diftriktäräte und 
der von ihm gewählten Ausſchüſſe beziehen, auf unmittelbare Stäbte feine Un- 
wendung finden, mit alleiniger Wusnahme ber egceptionellen Beltimmung des 
rt. 35 Abſ. 2, welche ſich ausichließlich auf den Fall bezieht, dab beim Vollzuge 
be an. 834 aud eine unmittelbare Stadt beteiligt iſt. Siehe nachftehenbe 

m. 2. 

*) Diefe Ausnahmsbeſtimmung iſt als folche strictissime zu interpretieren 
und dbemgemäß fiber bie „Abordnung“ hinaus nicht auszubehnen. Die nad) Art. 
35 Abi. 2 Abgeordneten find nicht Vertreter der Stabtgemeinden in ber Weile, daß 
fie auf Grund der nah Art. 34 gepflogenen Verhandlungen ebenfo wie bie 
Diſtriktsausſchüſſe abzuftimmen haben; fie treten alfo nicht in die rechtliche Stellung 
eıned Diftritt3ausfchufles, da eben nach Art. 35 Ubf. 1 die diesbezüglichen Be⸗ 
flımmungen auf unmittelbare Städte bezw. beren Abgeordneten (nach Art. 86 
Abf. 2) feine Anwendung finden können. 

Die Delegierten der unmittelbaren Stäbte beteiligen fi} vielmehr nur an 
den mündlichen Verhandlungen und nehmen die auf Grund berjelben gefaßten 
Beichlüffe der beteiligten Diſtrikte bezw. Diftriftsansichüffe ad referendum, er- 
ftatten in den ftädtifchen Kollegien hierüber Bericht, worauf die ſtädtiſchen Kollegien 
entfcheiden und ihre Beichlüffe rechtzeitig dem betr. Regierun Stommiflär mitteilen. 

Einer ftaat3aufjichtlichen Genehmigung bedürfen dieſe Befchlüffe der ftädtifchen 
Kolegien (bezw. eine Geltendmachung bes Staatsauffichtärechtes veranlaffen dieſe 
Beſch a nur inſoweit, ald nad) ben einfchlägigen Beftimmungen ber Gem.-Orbn. 
vergl. Art. 167, 159 der Gem.⸗Ordn.) eine ſolche Platz greifen kann. Vergl. 

nm. 12 auch 6 zu Urt. 34. 
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dur Beichluß des Diſtriktsrates oder durch Verfügung ber Staats- 
auffichtäftelle zu Diftriftsitraßen ausdrüdlich erflärt find, und zwar 
jo lange, bis ihnen dieſe Eigenfchaft wieder in gleicher Weile d. h. 
entweder durch — von der fgl. Kreisregierung genehmigten — Beſchluß 
des Diſtriktsrates oder durch Stantsautfichtfiche Verfügung der Kreis 
ftelle genommen wird. 

Auf Diſtriktsſtraßen finden, da fie eben Öffentlihe Wege 
find, alle Nechtsgrundfäte Anwendung, welche für öffentliche weg 
elten. Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 11, 325 ff.; Bd. 
2, 225; Bd. 4, 496; auch Bo. 8, 301. Vergl. auch oben $ 99 
S. 328 ff. (Gemeindewege und Drtzftraßen). 
Bu Difteiktöftraßen follen nun aber nad Art. 28 nur jene 
Straßen erklärt werden, welche einen über die nachbarliche Verbindung 
einzelner Gemeinden erheblich hinausgehenden Verkehr zu vermitteln 
bejtimmt oder geeignet find. Es kann daher einerfeit3 Tein Weg, der 
diefe Eigenschaft nicht bejigt, zur Diftriftsftraße erhoben werden, andrer- 
ſeits muß jede Straße, bei welcher fid} der erwähnte Verkehr heraus: 
gebildet Hat, als Diftriktsftraße erklärt werden. Sollte foldyen alles 
dies vom Diftriftsrate verweigert werden, fo hätte die Staatsaufſichts 
ftelle die Befugnis, ſelbſt diefe Erklärung auszufprechen und die Be- 
Schaffung der diesbezüglichen Mittel anzuordnen. 


Art. 36. 

Die Diftrittsarmenpflege richtet fi” nach den biefelbe biesjeits 
regelnden gejeglichen Normen.) 

Diſtriktsumlagen zum Behufe derjelben fallen dem Wirkungskreiſe 
des Diftriltsrates nach) Maßgabe des Art. 27 lit. a gegenwärtigen Ge 
ſetzes anheim. ?) 

Die Anregung derjelben kommt dem Bifriftsarmenpflegihaftsrate *) 
zu, welcher berechtigt iſt, ſeine Anregungen und Vorſchläge in dem Diftrikts- 
rate durch Abgeordnete zu vertreten. 

Bezüglich der Behandlung der Kriegs» und Eingquartierungslaften. 
dann der Uferfchuß- und fonjtigen Bauten verfügen die befonderen Geſetze. 


Bun Art. 36. 

jı Diefe Rormen find enthalten in den Art. 38 bis 40 des Geſetzes über 
öffentlihe Armen- und Kranfenpflege in der Faſſung vom 3. Februar 1888 bezw 
jest vom 30. Juli 1899 (&ef.- u. Berordbn.-Bl. S. 602 f.). 

Die Diftriltsarnıenpflege wird im Bujammenhange mit der gemeindlichen 
Armenpflege, aljo überhaupt mit dem Armenweſen im Bande III „Polizei“, ihre 
nähere Behandlung finden. 

Ueber Diſtriktsarmenpflege ſiehe Lerm. ©. 187 bis 198. 

) In Art. 39 Abſ. 2 des Armengeſetzes find die primären Mittel zur 
Dedung des Bedarfs der Diftriktgarmenpflege aufgeführt und Hierauf iſt in Ab}. 3 
dafelbft beftimmt, daß — wenn alle dieſe Mittel nicyt ausreichen — der noch un- 

ededte Bedarf durch die Diftriltsgemeinde aufzubringen ift. Das geichieht nun 

uch Erhebung von Diſtriktsumlagen, ſoweit andere Dedungsmittel nad) Art. 30 
Abſ. 1 nicht gegeben find. Die Beſtimmung des Art. 30 Abſ. 2 findet auf 
Diftriltsumlagen zu Zwecken der Diftrikt3armenpflege feine Anwendung. 

) lieber diejen bezw. defien Sufammenfegun fiede nımmehr Art. 40 Wbt 
1 und 2 des Armengefebes ; ferner Lerm. ©. 187 4 
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- Entfteht nun Streit darüber, ob die geſetzlichen Voraus— 
fegungen zur Erklärung einer Straße als Diſtriktsſtraße gegeben find, 
bezw. ob der Diftriftsgemeinde auf Grund der Beitimmung des Art. 
28 die Heritellung oder die Mebernahme eines Weges, einer Straße ala 
Diſtriktsſtraße aufgetragen oder zugemutet werden fanı bezw. darf, 
jo ift eine aflenfalljige desbezügliche Beſchwerde gegen die betreffende 
Regierungsentichließung gemäß Art. 10 Ziff. 1 des VBerw.-Ger.:Hof- 
Se an den Verwaltungsgerichtshof zu richten, welch letzterer folchen 
Falles in legter Inftanz zu entfcheiden hat. Desgleichen find — wie 
bezüglich aller öffentlichen Wege jo auch — bezüglidy der Diftrikts- 
jtraßen nach Art. 8 Ziff. 34 des Verw.⸗Ger.⸗“Hofs-Geſ. Verwaltungs- 
rechtsjachen: alle bejtrittenen Rechtsanſprüche und VBerbindlid;- 
feiten in Bezug auf die öffentliche Eigenfchaft und demgemäß die 
allgemeine Benügbarkeit einer folchen Straße, in Bezug auf die Her: 
ftellung und Unterhaltung der Diftrittsftraßen und der dazu gehörigen 
Bertinenzien ala Brüden, Abzugslanäle, Gräben ꝛc. Näheres hierüber 
fiehe Lerm. ©. 139 ff. 

Die Frage dagegen, ob eine Straße aus Gründen der Zwed- 
mäßigfeit bezw. mit Rückſicht auf den Öffentlihen Ver— 
fehr zur Diftriktäftraße erklärt werden foll, d. h. die Frage, ob es 
mit Rückſicht auf den gegebenen Verkehr zweddienlich und im öffent: 
lichen Suterejje gelegen wäre, einen Weg zur Diftriftsftraße zu er- 
heben, ijt eine vein adminiftrative und wäre demnach gegebenen Falles 
von der aktiven Verwaltung: der fol. Kreisregierung als Staatzauf- 
fichtöftelle und — im Falle der Erbebung einer Beſchwerde gegen Die 
diesbezügliche Auffichtsentfchließung beziv. gegen die in derjelben geltend 
gemadhten Zweckmäßigkeitsgründe — vom fgl. Staatsminifterium 
des Innern zu enticheiden. (Vergl. Art. 38 Anm. 3 a. €.) 

Außer den gejeglichen Laften des Diftrifte nach Art. 25, 27 
und 28 des Diftriftsr..Gef. und Art. 38 und 39 des Armengejeßes 


Art. 37.9 
Einzelnen Gemeinden bleibt vorbehalten, für Unternehmungen und 
Einrichtungen, die ihren ausjchliegenden Gemeindenußen ?) betreffen, ober 


Bu Art. 37. 


1) Art. 37 behandelt die fog. gemeinblichen Zweckverbände (ſiehe Lerm. 
S. 183 ff.) und verfolgt die Abficht, Die Möglichfeit zu gewähren, daß die fchon 
unter der früheren Befebgebung vorhandenen fog. Konturrenzverbände weiter fort- 
beftehen können und zwar bejonder3 für folcde Unternehmungen, für welche ſchon 
nach dem Art. VII des Gemeinbeumlagengejeges v. 22. Juli 1819 (Web. 1, 12) 
die Vereinigung mehrerer Gemeinden Ei einer „Diſtriktsgemeinde“ als auällie 
erflärt war. (Siehe Tert Seite 673.) Bergi. Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 6, 
78 unten Anm. 6. 

2) Die Hmedverbände des Art. 37 können und dürfen aljo nur für jolche, 
andrerfeit3 aber audy für alle Unternehmungen und Einrichtungen neugebilbet 
ober beibehalten werden, welche ben ausſchließ lichen Nutzen der ben Zweck⸗ 
verband bildenden Gemeinden betreffen bezw. bezitglich welcher die ſen Ge⸗ 
meinden au sſchließliche Verpflichtungen und zwar Fotce des öffentlichen 
Rechtes obliegen. 
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find im Art. 29 Abſ. I noch „freiwillige Leiftungen“ des Diftriftes 
erwähnt. Diejer Art. 29 Ab. I verleiht dem Diftrikte die Möglich: 
feit, aus eigenem Antriebe und nach eigenem Befinden kraft des ihm 
eingeräumten oben näher behandelten Selbſtverwaltungsrechts — vor- 
an jedoch der ftaatsauffichtlichen Genehmigung der betreffenden 
Beſchlüſſe — DPiftriktsanftaften zu gründen. Das Inslebenrufen Diefer 
Anftalten ift Daher (abgejehen von den nad) gefeglicher Vorſchrift zu 
Ächaffenden) dem freien Ermeflen des Diftriftes anbeimgegeben. Allein 
fobald diefe Diftriktsanftalten gejchaffen find, müffen fie vom Diftrifte 
unterhalten werden; und diefe Unterhbaltungspflicht ift nach Art. 
27 it. b Biff. 3 eine gefegliche Laft. 

Auch die Wiederaufhebung diefer Anftalten ift von der @e- 
wegmigung der Staatsaufſichtsſtelle d. h. vergl. Kreisregierung abhängig. 

‚Ueber den Begriff einer Dijtriktsanftalt fiehe Anmerkung 5 auch 
8 zu Art. 27 und bejonder® Lerm. ©. 143 auch 122 f. Anm. 2. 


bezüglich welcher ihnen ausſchließliche Verpflichtungen?) obliegen, unbe- 
ſchadet der Beltimmungen des gegenwärtigen Gejeßes?) in befonbere 
Derbindung zu treten oder in ſolcher zu verbleiben. *) 5) 


*) Es darf aljo durch einen folchen Zweckverband bezw. Dur) nie Ber- 
folgung und Erfüllung feiner Aufgaben und Biele feine Beftimmung des Dikriktsr.- 
Pr umgangen oder verlegt werden. Insbeſondere aber dürfen dieſe Verbände 
den Verpflichtungen gegen die Diftriltögemeinde in keiner Weile Abbruch tham. 
Bergl. Entſch. bed Berm.-Ger.Hofes Wo. 18, 294. 

*) Dieje Verbände finb wohl keine öffentlich-rechtlichen Korporationen, doch 
find fie im öffentlichen Nechte begründet ; daher find auch alle aus biefen Ber- 
bänden entftehenden Anſprüche unb Berbindlichleiten ihrer Mitglieder d. H. der 
einzelnen Gemeinden zu einander öffentlich rechtlicher Ratur catfo auch das Recht. 
jederzeit aus einem —* Verbande auszuſcheiden. Vergl. Entſch. bes Berw. 
Ger.Hofes Bd. 8, 619, unten in Anm. 6). 

) Dieje Verbaände beſitzen keine juriſtiſche Perſönlichkeit (ſiehe vorſtehende 
Anm. 4), erſcheinen alſo auch nicht als eigene Vermogensſubjekte. Für Verpflich 
tungen des Verbandes, welche derſelbe durch feine Vertretung eingehen ober be 
gründen kann, haften alle Mitglieder Dritten gegenüber —** ch nach ben 
Srundiägen für die zivilrechtliche Geſellſchaft, welche — ba das öffentliche Recht 
keine Beſtimmung trifft — analog zur Anwendung kommen. Eiehe Anm. 6a. €. 
Im Uebrigen Lerm. ©. 185 f., Anm. 6 bis 8. 

9 Bu Art. 87 fiehe noch 8— bes Verw.⸗Ger.⸗Hofes Vd. 1, 322, 2, 
517, 6, 73: Ein vor Einführung bes Diſtriktsr.⸗Geſ. zwiſchen mehreren Gemeinden 
eſchloſſenes Uebereinkommen über Bildung eines Konkurrenzverbandes zur Her⸗ 

ellung und Unterhaltung eines Gemeinbeverbindungsweges (Bicinalftraße) Lam 
auf Grund Art. 37 des genannten Geſetzes von jeber der beteiligten Gemeinden 
einjeitig gelöft werben. Ein folches Uebereintommen verliert aber jedenfall feit 
Einführung ber rechtöcheinijchen Gemeindeordnung von 1869 feine rechisverbin⸗ 
dende Kraft für Die Paziscenten inſoweit, als deffen Beftimmungen mit bem durch 
Art. 38 der Gem.-Orbn. nengeichaffenen Rechte in Widerfpruch ftehen. 

Ferner Entich. des Verw.-Ger.-Hofes Bb. 8, 619: Den einzelnen Gliebern 
—— der nach Art. 37 des Diſtriktsr.Geſ. gebildeten beionderen Berbände 

eht dad Recht zu, jederzeit aus dem Verbande auszuicheiben. 

Streitigfeiten hierüber fallen unter Art. 8 Biff. 22 des Berwm.-Ger.-Hof- 
Geſ. — Ueberhaupt find alle beftrittenen Uniprüche, welche auf Grund des Ver⸗ 
bandes gegen defien Mitglieder (die einzelnen Gemeinden) erhoben werden, Ber 
waltungsrechtsſachen. Vergl. obenftehenbe Anm. 4 a. €. 
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Wie nun einerfeit3 das Gefe den Diftriftsgemeinden eine beftimmte 
Summe von Aufgaben zur eigenen Erfüllung überweift und bezw. zur 
Erledigung derjelden ihnen beſtimmte Laften auferlegt oder ihnen 
geitatiet noch weiter freiwillig ſolche in übernehmen, fo trifft eben 
dieſes Geſetz Fürjorge, dab auch die Mittel zur Erreichung dieſer 
Zwecke und Biele für die Diftriftsgemeinden flüſſig gemacht 
werden können. Es werden aljo den Diftrikten beftimmte Einnahme- 


Art. 38. 

Alle!) Berufungen in Difteiftögemeinbe-üngelegenbeiten find an 
die Rotfrift von 14 Tagen von dem der Eröffnung?) der bejchwerenden 
Berfügung folgenden wage an gerechnet, gebunden, und bei ber betreffen- 
den Diftriltöverwaltungsbehörde einzureichen oder zu Prototoll zu erklären. 

3 zuftändige Staatsminifterium bildet in folchen Angelegenheiten 
die letzte Spnftanz.3) Art. 39 


Boritehendes — tritt mit dem Tage der Verkündung durch 
das Geſetzblatt und das Amtsblatt der Pfalz in Wirkſamkeit. 

on dieſem Zeitpunkte an ſind alle entgegenſtehenden Beſtimmungen, 
namentlich das Geſetz vom 11. September 1825 über die Behandlung der 
Diftrittsumlagen, und bie einjchlägigen Borfchriften des Geſetzes vom 22. 
Juli 1819 die Umlagen für Gemeindebebürfniffe betreffend, aufgehoben. 


Bu Art. 88. 

) Durch das Gejeg Über den Berw.-Ger.-Hof bat fich hier eine Aenderung 
ergeben und ift die Vorſchrift in Art. 38 Abi. 1, wonah alle Berufungen 
in Diftriltögemeindeangelegenheiten bei der betreffenden BDiftriftSverwaltungs- 
behörde einzureichen oder zu Protokoll zu erklären find, in Bezug auf Beſchwerden, 
beren lettinftanziele Beicheidung nunmehr dem Berw.-Ger.-Hofe zufteht, Durch 
das Geſetz über den Berw.-Ger..Hof als aufgehoben zu erachten. 

Beichwerden zum Berw.-Ger.-Hofe in Angelegenheiten des Urt. 10 Ziff. 1 des 
Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. müſſen, um al3 rechtzeitig erhoben zu gelten, innerhalb ber 
geſetzlichen Notfrift (von 14 Tagen) bei der Sreisregierung, Kammer bed Innern, 
weldye bie befchtwerende Verfiigung erlaffen Hat, eingereicht werden: Entſch. bes 
Verw.⸗Ger⸗Hofes Bd. 8, 299. 

Außer Art. 10 Biff. 1 fiehe Art. 8 Ziff. 21, 22, 23, 24 und 34, ferner Urt. 
22 ff. und 45 des Geſetzes über den Berw.-&er.-Hof. 

Bergl. hiezu bie Anm. 14, 15, 16 zu Urt. 28. 

2, Bezüglich der Zuſtellung ber Diftriktsrats-Veicheide d. h. der auf bie 
Beichlüfle des Diftriktsrates ergangenen Negierungsentichließungen fiehe Urt. 23 
au. 2 Des oygetebeß und bei. die Min.-E. vom 5. Oltober 1882 (Web. 16, 31; 

erm . 








Diele Entſchließungen find allen Mitgliedern des Diftriftsrates, allen 
Gemeinden (und Beſitzern ausmärkiſcher Bezirke) bes Diſtrikts und dem Diftrikts- 
ausfchuffe, und zwar für ben letteren dem fgl. Bezirksamtmanne zuzuſtellen; bie 
betreffende Publikation bat buch Zuftelung eines Abdruckes oder einer Abjchrift 
der betreffenden Negierungsentichließung zu erfolgen. 

ap porbehaunurch ber Zuſtändigkeit des kgl. Verw.⸗Ger.⸗Hofes nach 
Art. 8 Hilf. 21, 22, 28, 24 und 34 und ganz beſonders Art. 10, Hilf. 1 des 
Verw.⸗Ger.⸗Hof⸗Geſ. Siehe oben Anm. 1. Werner vergl. hiezu Lerm. ©. 116 
Anm. 8 In allen Fällen gehört bie Enticheidung der Frage ober Vorfrage, 
ob eine der DiftriftSgemeinde zugemutete oder auferlegte Leiftung im Geſetze 
begründet fei (in lehter Snftang) gut Buftändigkeit des Berwaltungsgerichts- 
hofes. (Vergl. auch oben Tert ©. und unten Tert ©. 676). 
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quellen oder Defungsmittel zugewielen. Zu diefen Dedungs- 
mitteln gehören in erjter Linie (Art. 30) die Nugungen des Diftrikts- 
gemeindevermögen®, dann bie auf Geſetz oder bejonderen Rechtstiteln 
beruhenden Leiftungen, ferner allenfallfige freiwillige Zuſchüſſe von 
Staats: oder Kreisfonds ıc. 

Soferne und foweit nun aber diefe primären Dedungsmittel 
nicht ausreichen oder ganz ermangeln, können jubfidiär Diftrifts- 
umlagen erhoben werden. Dieje Diftriftsumlagen fünnen in &elb- 
zahlungen jowie in Raturaldienftleiftungen beftehen. 


Bezüglich der Beitreibung der Diſtriktsumlagen finden die Bor- 
Ihrijten über Die Gemeindeumlagen analoge Anwendung (Art. 33). 
Näheres über Diftriktsumlagen (Geldumlagen, Raturaldienite, Voraus⸗ 
leiftungen) fiehe bei den einichlägigen Arm. zu Art. 30 bie 33, ferner 
Lerm. ©. 147 ff., 150 ff. 162 e und 166 ff. 


Gegen Entfchließungen der kgl. Kreisregierung, durch welche 
eine Auflage nach Art. 31 und 32 des Geſetzes gemacht wird, ift 
Beichwerde zum kgl. Berwaltungsgerichthof zuläffig nah Art. 10 
Ziff. 1 des Berw.-Ger.-Hof-Gef., aljo gegen alle Entjchließungen der 
tgl. Kreisregierungen, Kammern des Innern oder der Finanzen, bei 
allen Verfügungen in Diftriktsangelegenheiten, wenn wegen Auf⸗ 
erlegung —*— nicht begründeter Laſten oder wegen geſetzwidriger 
Verteilung der Diſtriktslaſten Beſchwerde geführt wird. Dieſe 
Beſchwerde ſteht aber nicht etwa dem Diſtriktsausſchuſſe zu, (— der 
leßtere hat jedoch wie jeder andere Beteiligte die Befugnis, das Ober⸗ 
auflichtörecht des kgl. Staatsminifteriums anzurufen, wenn dem Diftrifts- 
ratsbeſchluſſe, durch melchen die Umlagenverteilung feſtgeſetzt wurde, 
die Genehmigung ſeitens der kgl. Kreisregierung verſagt worden iſt 
—) fondern ausſchließlich nur allen denjenigen, welchen eine ſolche. 
nad) ihrer Meinung ıngerechtfertigte, Leiftung direkt und unmittelbar 
durch den von der kgl. Regierung genehmigten Diftriktsratsbeichluß 
auferlegt worden ift, und fann Diele Beichwerde von den betr. Be 
jchwerdeführern auch nur damit begründet werden, daß Die * 
widerfahrene Auferlegung der betreffenden Diſiriktslaft geſetzlich unz 
läſſig, die von ihnen dien Verteilung der Diftriftälaften ci alto 
ungejeßlich jei. (Siehe hiezu Die Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes 
in den ———— zu Art. 30 und 31.) 

Die Diſtriktsumlagen find nun in der Regel gleichmäßig von 
allen Mitgliedern der Dijtriktögemeinde d. h. von allen einzelnen 
politifchen Gemeinden und ausmärfifchen Bezirfen nad) der in Art. 
31 des Geſetzes vorgejehenen Weife (fiehe Anm. 1 zu diefem Art.) 
zu entrichten. Won diefer Regel gibt es aber eine Kr ur Dem 
Diftriktsrate ift nämlich geitattet (Urt. 32), vorbehaltlih der Ge⸗ 
nehmigung der Auffichtsftelle die Beitragsquote für einzelne Gemein⸗ 
den oder abgejomnderte Markungen je nad) der Teilnahme an den 
Vorteilen einer Anftalt oder Einrichtung verjchieden abzuftufen. 





— 
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Andrerſeits trifft der Art. 34 für den Fall, daß eine Diftriftz- 
laft dag Intereſſe mehrerer Diftriftsgemeinden berührt, Die Be— 
jtimmung, daß dieſe beteiligten Diftrilte nad) dem Verhältniffe 
ihrer Beteiligung zu den betreffenden Diftriftslaften beizutragen 
haben. Solchen Falles haben natürlich die Vertretungen aller berühr- 
ten und daher in Anſpruch genommenen Diftrifte gleichmäßig über 
die Uebernahme diefer Laften zu beichließen. Kann nun aber eine 
Uebereinftimmung in den Beichlüffen der einzelnen Diſtriktsräte nicht 
erzielt werden, jo werden die Diſtriktsausſchüſſe aller beteiligten 
Diftrifte zu einer gemeinjchaftlichen Verſammlung unter der Leitung 
eines von der kgl. Kreisregierung beitimmten Verwaltungsbeamten zur 
Vernehmung bezw. Verhandlung und Abftimmung berufen, wobei 
jedoch wohl die Verhandlung eine gemeinjchaftliche ift, die 
Abftimmung dagegen für jeden Diſtriktsausſchuß bejonders 
itattzufinden hat. Die diesbezüglichen Verhandlungen und reip. auf 
Srund derjelben gefaßten Beichlüffe werden von der Auffichtzftelle 
verbeichieden. 


Sit hiebei auch eine unmittelbare Stadt mitbeteiligt, jo find von 
derjelben je zwei Mitglieder des Magijtrates und der Gemeindebevoll- 
mädtigten in diefe gemeinfchaftliche VBerfammlung abzuordnen. (Wei⸗ 
tere hierüber fiehe Art. 34 und 35 Abi. 2, bezw. die einschlägigen 
Anmerkungen biezu, ferner Lerm. ©. 177 ff.) 

Endlich gejtattet das Geſetz noch die Bildung von Zweckver⸗ 
bänden zwilchen einzelnen Gemeinden des Diſtriktes bezw. Die Bei⸗ 
behaltung folcher Zweckverbände, welche etiva Schon unter der früheren 
Geſetzgebung ſich gebildet hatten; Vorausſetzung ift jedoch, daß die 
Beltimmungen des Diftriftsratsgejebes dabei nicht verlegt werden. 

Nah Art. 37 fol es nämlich einzelnen politischen Gemeinden 
innerhalb einer Diſtriktsgemeinde vorbehalten bleiben, für — dieſen 
Gemeinden gemeinfame — Unternehmungen und Einrichtungen, 
welche den ausſchließenden Gemeindenugen (di er Gemeinden) betreffen 
oder bezüglicd) welcher den ſich verbindenden Gemeinden ausſchließliche 
Verpflichtungen obliegen, in beſondere Verbindungen oder Verbände 
einzutreten bezw. in ſolchen zu verbleiben. Dieſe „gemeindlichen Zweck⸗ 
verbände“ her Lerm. ©. 183 ff.) find feine Öffentlichen Korporationen, 
wie die politiichen Gemeinden, welche diefe Verbände bilden, und es 
fommt ihnen auch feine Nechtsperfönlichkeit des öffentlichen Rechtes 
zu. Es Tann alfo auch der „Verband“ als folcher weder Rechte nod) 
Verbindlichkeiten Haben; letztere Haben vielmehr nur die einzelnen 
Mitglieder des Verbandes d. h. die zu diefem Zweckverband vereinigten 
politiichen Gemeinden im Verhältniſſe zu einander und zwar nach dem 
Make ihrer Teilnahme an dem gemeinfamen Unternehmen, ähnlich 
wie die Mitglieder einer privatrechtlichen Gejellichaft (vergl. Lerm. 
©. 186 Anm. 7). 

Die Uniprüche des Zivedverbandes werden aber durch Die Ver- 

Pohl, Haubbuch. II. 43 














674 Die Diftriftägemeinde. Geſetz v. 28. Mai 1852, die Diftriltsräte betr. 


bandövertretung geltend gemacht, die Verpflichtungen desjelben durch 
dieſe erfüllt; ferner Haften für diefe Verbindlichleiten — ſei es des 
öffentlichen oder des Privat-Rechtes — Dritten gegenüber ſämtliche 
Mitglieder des betr. Zwedverbandes ſolidariſch. Den einzelnen Mir 
gliedern (Gemeinden) dieler bejonderen Verbände fteht das Recht zu, 
jederzeit aus dem Verbande auszuſcheiden. 

(Siehe Hiezu Entjcheid. des Verw.-Ger.-Hofes Bd. 3, 619 ft. 
auch 1, 322 ff. und 2, 517 ff., ferner näheres hierüber bei Lerm. 
©. 184 ff. bei. 186, endlich fiehe die Anm. zu Art. 37.) 

Eine der Hauptlächlichiten Laſten bringt die Diftriftsarmen- 
pflege mit fih. Dieſe richtet fich nach den diejelbe befonders regeln: 
den gefeglichen Normen; diefe Normen find enthalten in den Art. 38 
bi3 40 des Geſetzes über die Öffentliche Armen- und Stranfenpflege 
vom 29. April 1869 in der Faſſung der Novelle vom 3. Februar 1888. 

Die Diftriftsarmenpflege findet bei der Behandlung des Armen- 
weſens in Bd. III (Polizei) ihre nähere Erörterung. Weiteres über 
Diftrift3-Armen- und Krankenpflege fiehe Lermann ©. 187 bis 198. 
Sserner fiehe v. Seydel Bd. 3, 137 f. 

Und nun zum Schluß noch einige Worte fpeziell über Staats 
auffihtund Kuratel einerfeit3 und über dag Verfahren, be 
ſonders in Bezug auf Zuftellungen, Beichwerden und Zwangsvoll 
jtredungen andrerteit, 


A. Staat3auffiht und Staat3-Kuratel. 
(Lermann S. 100 ff., vergl. aud) v. Seydel Bd. 2, 142.) 


Lermann (S. 101) unterjcheidet da8 Staatsaufſichtsrech: 
und die ftaatlide Shuggemwalt. Das Staatsauffihtsred: 
betrifft „die Erfüllung der den Diftriftsgemeinden obliegenden Ber. 
bindlichkeiten und die Einhaltung derjenigen Schranken, welche dem 
(diftrittsgemeindlichen) Selbſtverwaltungsrechte vom Geſetze gezogen find;” 
die Staatsaufficht „erjegt (wenigſtens foweit es fih um not: 
wendige Leijtungen und unter Umſtänden auch, ſoweit es fich um bie 
Berteilung der Diſtriktslaſten Handelt) den gejegwidrigen Beichluß des 
Diftriftsrates Durch eine jelbjtändige Verfügung.” 

Bei der Ausübung und Handhabung des Staatsaufjicdhts 
rechtes enticheidet die Auffichtäftelle „auf Grund pofitiven Rech 
te8 und nach Maßgabe des Bedürfniſſes“. Dagegen erteilt die kgl. 
Kreißregierung bei Ausübung der ftaatlihen Schutzgewalt ihre Be- 
jcheide „unter Würdigung der obwaltenden Verhältnifje nach freiem 
Ermeſſen“; denn die Schuggemwalt bezieht fich „zunächit auf 
freiwillige Leiftungen und auf ſolche Maßregeln, bei welchen dem 
Ermefjen des Diftrifisrates Spielraum gie ijt“, daher wacht 
auh die Schutzgewalt darüber, daß „der Diftriftögemeinde aus 
den "Beichlüffen ihrer Vertretung fein Schaden erwachle, und er 
gänzt entweder den diftriftsrätlichen Beichluß durch Die, (von ihr) erteilte 
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Genehmigung — mag diejelbe ausdrüdlich oder durch Nichtbean- 
ftandung des betr. Beſchluſſes ftillfchweigend erfolgen — oder fie 
verjagt ihm die letztere und damit die Bollziehbarkeit.“ 

Nach Art. 23 Abſatz 1 des Geſetzes müfjen nun alle Ber- 
Handlungen und bezw. Beichlußfaljungen des Diftriftsrates durch die 
Diltriftöverwaltungsbehörde der vorgejeßten Kreisregierung (al3 Staat3- 
auffichtsftelle) vorgelegt und von dieſer in follegialer Weile alsbald 
befchieden werden. Hiezu iſt in den Motiven ausgefprochen (fiehe 
Lermann ©. 28 und 100f.), daß „die Staatsauflichtsitellen jtet3 von 
dem Grundfate auszugehen haben, daß der Diftriftsgemeinde inner: 
halb der gejeglihen Schranken freie Bewegung zu laffen und die 
Staat3aufjicht darauf zu beichränfen iſt, daB Verlegung der Geſetze 
und Verordnungen und Beichädigung der Diftriftsgemeinden zu ver- 
hüten iſt.“ Wird nun von der Sreißregierung ein Beſchluß des 
Diftriftsrateg beftätigt, fo findet hiegegen Feinerlei Berufung ftatt. 
Im übrigen fiehe über Beichwerden oder Berufungen unten sub B. 

ter jei nur noch erwähnt, daß die Prüfung der Diſtriktsrats⸗ 
beſchlüſſe ſeitens der Staatsauflichtäftelle ſich nicht auf die materielle 
Seite bezw. auf Tragen des materiellen Rechtes beichränft, jondern 
daß ſich dieſes Prüfungsreht auch auf die formelle Seite erftredt 
und daß demgemäß die fgl. Kreisregierung auch zu prüfen hat, ob 
die betreffenden Beſchlüſſe in formeller Beziehung nach den Borjchrif- 
ten des Geſetzes richtig gefaßt find und daher ala rechtägiltig er- 
ſcheinen können 3. B. ob die Ladung der Diſtriktsratsmitglieder rite 
“ erfolgt, ob die Leitung der Verfammlung, die Abjtimmung eine dem 
Geſetze entiprechende war zc. 

Wo das Diftriftsgemeindliche Selbftverwaltungsrecht geſetzlich 
anerkannt ift, ift auch in der Regel keine Genehmigung der Staat?- 
auflichtsftelle gefordert. Es ift dies vorzugsweiſe auf dem Gebiete 
der Vermögensverwaltung der Fall, welche dem Diſtriktsausſchuſſe 
obliegt. Die Beichlüffe desjelben unterliegen nicht der Genehmigung 
der Staatsauffichtsftelle jondern lediglich dem Schuge des Art. 17 
Abſ. 1 Sat 4 und Abi. 2. Sit jedoch auf dem Gebiete der Ver—⸗ 
mögengverwaltung ausnahmsweiſe der Diſtrikts rat zur Beichlußfafjung 
auftändig, jo unterliegen auch folche Beſchlüſſe der Furatelbehördlichen 
Genehmigung der kgl. Kreigregierung. Speziell bei der Aufbürdung 
von Diftriftzlaften ift die Staatsauffichtsjtelle ftrifte an das Geſetz 
gebunden und zugleich verpflichtet, fich auf das abjolut Notwendige 
zu beichränfen. (Weiteres fiehe Lermann ©. 104 f.). 


B. Berfahren. Auftellungen, Beijhmwerden, Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen. 


(Lermann ©. 108 bis 120). 
Nach Art. 23 Abi. 2 find die Entfchließungen der kgl. Streis- 


regierungen allen Mitgliedern des Diftriftsrates und jeder betei- 
43* 
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(igten Gemeinde durch die Diftriftsverwaltungsbehörde (kgl. Be⸗ 
zirksamt) zu eröffnen. Nah Min.E. vom 5. Dftober 1882 Ziff. 3 
(Web. 16, 31) iſt als „beteiligte Gemeinde“ im Sinne des Art. 23 
Abf. 2 und 4 jede zum Diftrifte gehörige Gemeinde zu erachten. 
Dieſe Eröffnung hat nach obenerwähnter Ziff. 3 durch Pe und 
eine Abdrudes oder einer Abfchrift der kgl. Negierungsentichließung 
gegen Zuftellfchein zu erfolgen und kann dieſe Zuſtellung weber 
durch die Bekanntmachung im Bezirksamtsblatte noch durch die Zu⸗ 
ftellung desfelben an die Bertreter der Gemeinden im Diftriktsrate, 
(Art. 2 lit. a des Geſ.), welchen ein Berufungsrecht nicht zuftebt, er- 
fett werden. 


Es ift nun gegen alle Entichließungen der tgl. Kreisregier- 
ungen (fiebe biezu Anm. 4 zu Art. 23 Abſ. 3 des Gef. auf S. 643), 
welche in Uingelegenheiten der Diftriftsgemeinden als Körperichaften 
— mögen fie den öffentlichen Vitungetrei derſelben oder ihr Ver⸗ 
mögen betreffen — ergehen, Beſchwerde zuläſſig und zwar hat dieſes 
—— in allen Fällen jedes Mitglied der Diſtriktsgemeinde, 
alſo jede zu ihr gehörige politiſche Gemeinde bezw. Beſitzer ausmär⸗ 
kiſcher Bezirke, aber auch jeder höchſtbeſteuerte Grundbeſitzer des 
Diſtriktes nach Art. 2 lit. b des Geſ. (Art. 24 Abſ. 4); der Diſtrikts⸗ 
ausſchuß als ſolcher dagegen Hat dieſes Beſchwerderecht nur dann, 
wenn Beſchlüſſe des Diſtriktsrates von der Kreisregierung nicht be- 
ſtätigt werden. 


Nach Art. 38 Abſ. 2 des Geſetzes gehen alle Berufungen in 
Diſtriktsgemeinde⸗ Angelegenheiten an das kgl. Staatsminiſterium, 
welches in letzter Inſtanz entſcheidet — vorbehaltlich der Beſtimmung des 
Art. 10 Ziff. 1 des Verwaltungsgerichtshofes. (Ueber die Zuſtändigkeit 
des Verw.⸗Ger.⸗Hofes fiehe oben S. 654 F., 669, 671 — Unm.1u. 
3 zu Art. 38 bezw. Anm. 14, 15, 16 zu Art. 28 —, ferner Lerm. 
©. 173 ff. und ©. 116 Anm. 8.) Dur Art. 10 Ziff. 1 des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hof⸗Geſ. ift aljo aus der fonft uneingefchräntten Zuftändigfeit 
des gl. Staatsminifteriums die ‘Frage —— und zur 
Rechtsfrage erklärt und demgemäß unter den Schutz des Verwal⸗ 
tungsrichters geſtellt worden, ob die Auferlegung einer Diſtriktslaſt 
begründet ſei oder nicht bezw. ob die Verteilung einer Diſtriktslaſt dem 
Geſetze entſpreche oder nicht. Wird nun vom Verwaltungsgerichtshofe 
dieſe Frage bejaht oder verneint, ſo kann nach Art. 15 des Verw.⸗ 
Ger.⸗Hof⸗Geſ. ein derartiges verwaltungsrichterliches Urteil auch von 
der höchiten Staatsauffichtöftelle nicht aufgehoben oder geändert werden ; 
doch ift der legteren unter genauer Beadytung der ergangenen verwal: 
tungsgerichtlichen Enticheidung anheimgegeben, ihrerjeit# wieder nach 
freiem adminiftrativen Ermeiten zu entfcheiden ob 3. B. die erfolgte 
Auferlegung einer vom Verwaltungsgerichtshof als gejeglich anerkannten 
Laſt nunmehr auch wirklich zur Durchführung zu gelangen babe oder 
ob der diesbezügliche Vollzug zu fiftieren oder zu verfchieben fei. 
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Nach Art. 38 find die Beichwerden an das kgl. Staatemini- 
fterium innerhalb einer Notfrift von 14 Tagen von dem der Zuftellung 
des betr. Regierungsbeſcheides folgenden Tage an gerechnet bei dem 
betreffenden kgl. Bezirksamte einzureichen oder zu Protokoll zu erklären; 
Beichwerden nad) Art. 10 Ziff. 1 bes Verw.⸗Ger.⸗Hof⸗Geſ. find dage- 
gen im Hinblid auf Art. 45 Ab. 2 des BVeriw.-Ger.-Hof-&ef. inner- 
balb einer unerftredlichen Friſt von 14 Tagen bei derjenigen fgl. Kreis: 
regierung einzulegen, welche die betr. beſchwerende Verfügung erlafien 
hat. (Siehe Entich. des Verw.⸗Ger.⸗Hofes Bd. 3, 299). 

Den eingelegten Beſchwerden kommt in der Regel aufichiebende 
Wirkung zu; eine Ausnahme von dieſer Regel tritt jedoch ein, wenn 
Sefahr auf dem Berzuge fteht. Solchen Falles muß aljo die Staat3- 
auffichtsftelle auf jofortigen Vollzug ihrer Verfügungen dringen. Wird 
jedoch Beſchwerde zum Kar er (nach Art. 10, 8. I des 
Verw.⸗Ger.⸗Hof⸗Geſ.) erhoben, jo können ſeitens der Staatsaufſichtsſtelle 
nur vorſorgliche Verfügungen nach Art. 24 des Verw.Ger.⸗Hof 
injolange getroffen werden, bis verwaltungsgerichtlich feitgeftellt ıft, 
ob bezw. daß die fragliche Leiftung gefetlich auferlegt ift bezw. ihre 
Auferlegung dem Gelege entipridht. Gegen diefe vorjorglidhen 
Maßregeln findet im Hinblid auf Art. 13 Abi. 1 Ziff. 2 des Verw.- 
Ger.Hofes Beichwerde zur vorgejegten Aufſichtsſtelle Statt. 


Was nun endlih die den Staatsauffichtzitellen eventuell zu- 
ftehende Zwangspvollftredung in Bezug auf ihre auffichtlichen 
Berfügungen anbelangt, jo haben die genannten Stellen die Befugnis, 
die geeigneten Verfügungen an die ihnen unterftellten Diſtriktsgemeinden 
zu Hafen und dieſe Verfügungen eventuell zwangsweiſe in Vollzug zu 
jegen bezw. durch die kgl. Bezirksämter vollziehen zu laffen. Auf 
diefem Grundfage beruhen auch die Beftimmungen in Art. 27 Ab}. 1 
lit. a mit lit. b_ und des Art. 29 Abi. 2 des Geſetzes, nach meld 
legterer insbefondere die Dedung der gejeglich begründeten Diſtrikts⸗ 
gemeindebedürfniffe vom Diftriftsrate nicht verweigert werden darf 
und im Vermeigerungsfalle von der vorgejegten Kreisregierung durch 
Unordnung der nötigen Diſtriktsumlage — vorbehaltlich der Be⸗ 
rufung an das kgl. Staatsminifterium — bewirkt werden muß. 

In öffentlich-vechtlicher Beziehung vollzieht fich demgemäß der 
Zwangsvollzug gegen die Dijtriftsgemeinden in der Art, daß Die 
Staatsauffichtäftelle ihren Willen an den des Diftriktes ftellt und 
diefen ihren Willen Durch ihre Organe d. h. im vorliegenden alle 
durch die kgl. Bezirksämter zur Aus- und Durchführung bringt. 
Speziell in Verwaltungsrechtsfachen fiehe den Urt. 46 des Verw.⸗Ger.⸗ 
Hof⸗Geſ. In vermögensrechtlicher Beziehung gelten die Grundjäße 
des bürgerlichen Rechtes über die juriftifchen Perſonen. (Vergl. 
Lerm. S. 26 und 27). Ueber die Zwangsvollſtreckung nun in 
bürgerlichen Rechtsſachen fiehe Urt. 9 des bayr. Ausf.Geſ. vom 
23. Februar 1879 (Web. 12, 582) und 8 15 Biff. 4 des Einf.- 
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Gef. zur Civ.⸗Proz.Ordn. und zwar in Bezug auf Geldforderungen. 
Die hiernach zu machende Leiltung wäre nötigenfall® von Auf— 
fihtöwegen in den Voranſchlag des Diftriftes aufzunehmen und 
wären demgemäß die Diftriftsumlagen zu erhöhen (Art. 29 Abf. 2 
und Art. 27 bj. 1 lit. a des Geſ.). Bezüglich anderer For⸗ 
derungen ift auf die Beſtimmungen des 88 704-945 der Reichs⸗ 
Civ.-PBroz.-Drdn. in der Faſſung vom 20. Mai 1898 (Reichs-⸗Geſ.⸗ 
Bl. ©. 543 ff.), ferner auf die der Subhaftationgordnung vom 23. 
Februar 1879 mit Novelle vom 29. Mai 1886, vielmehr für die Zeit 
vom 1. Sanuar 1900 an auf dag Gejeh über Amangeverieigerung 
und Bmangsverwaltung in der Yallung vom 20. Mai 1898 (Reichs⸗ 
Geſ.⸗Bl. ©. 713 ff.) und das bayer. Ausf.-Gel. vom 9. Juni 1899 
zu dieſem Geſetze Art. 23 ff. ef und Berordn.-Bl. 1899 Nr. 28 
Beil. zum Landtagsabih. S. 125 ff.) Hinzumeifen. 

Schließli * über die auf das Landescivilrecht und Landes⸗ 
civilprozeßrecht bezüglichen hieher einjchlägigen Beftimmungen: Bech er 
(bayr. Landescivilrecht und -Givilprozeßrecht) Bd. IS. 409 ff.: „Die 
Diſtzneogemeinden. Endlich ſiehe unten Anhang U, Nachträge 








Bbteilung IN. 
Die Areisgemeinde. 
88 150—152. 


Die Kreisgemeinden find vom Gejege geordnete dauernde 
Berbände aller im Kreife oder Regierungsbezirke befindlichen Diſtrikts⸗ 
gemeinden und unmittelbaren Städte. 


Geſetz 
vom 28. Mai 1852, die Landräte betr.“) 
(Geſetzblatt 1852 ©. 269.) 


Art. 1. Jeder Regierungsbezirk bildet eine Kreisgemeinde und 
in jedem derfelben beiteht ala Vertreter diefer Korporation!) ein Land» 
rat?) 


Art. 2. Derſelbe wirb gebildet?): 

a. aus den Vertretern der Dijtriltsgemeinden des Regierungs- 
bezirtes ®); 

b. aus den Vertretern derjenigen Städte bed Regierungsbezirtes, 
welche der Sreisregierung unmittelbar untergeordnet ind 5): 





*) Weber bie „Sreiögemeinde fiehe vor allem dv. Seyd. Bd. 3, ©. 159 big 
181; ferner auch Fr 4. Aufl. 8b. I, 188 ff. und v. Bechhmann-Brettreich, 
5. Aufl. Bd. 1, 158 M endlich: Brater, Comm. zum Landratsgeſetz. 

i) Die N eian Reiben find als &emeinbeverbände ſowohl Korporationen 
des öffentlichen Rechtes, ald auch in vermögensrechtlicher Beziehung juriftiiche 
Berfonen des Brivatrechtes. Giehe Tert ©. 682 f. 

2) Der Landrat als ‚Bertuter i ber Kreisgemeinde ift niht „Borftand” 
derſelben, Hat aljo auch feine Gewalt über biefelbe; Diele Gewalt ftept dem 
Könige ausſchließlich zu. Der Landrat und bezw. der Landratsausihuß tritt 
— ähnlid wie ber Landtag im Staate — dem Könige bei der Ausübung ber 
ihm über den Rh uftehenden Rechte einerjeitd beratend andrerjeitd auch ein- 
Ichräntend (3. B van des Budgetrechts) an die Seite. Siehe v. Seyb. 

Bd. 2, 167 und dert ©. 684 

Der Landrat und beaw.. ber —— — beſitzt als Vertreter der 
Kreisgemeinde nur diejenigen Befugniſſe, melde ihm das Geſetz (vergl. Art. 15 
bezw. Art. 33 bed Landr.Geſ. und Art. 41 des Armen eſetzes) ausdrüdlich zuteilt. 
Ein Recht ber direkten Verwaltung der freiögemeindlichen Angelegenheiten bat er 
nicht, die Verwaltung mwirb Namens bes $tönigd von den Igl. Behörden und 
Stellen geführt. Siehe Tert ©. 685 f. und Urt. 29 Abf. 4 d. Gel. 

dein iehe hiezu Min.-E. vom 10. Juni 1852, den Vollzug Dir Becks e über 
die (Diſtrikts⸗ und) Landräte betr., befonders bie Inſiruttion über die Wahlen 
der (Diſtrikts⸗ und) Landräte. II. Abt. (Web. 4, 482 ff.). Cit.: Wahlinftruktion, 

* Siehe hiezu s 22—28 der BWahlinftruftion vom 10. Yuni 1862 (Web. 
4, 482—484), ferner Min.-E. vom 19. Mai 1876 (Min.Bl. 238: Web. 4, 483 
Anm. 6 und Min.-E. vom 19. De gender 1869 (Web. 4, 480 Unm. 2) 
ſelbſt *) Siehe 88 29—33 der Wahlinſtruktion ih. 4, 484 mit Anm. 8 da» 
. felbft). 
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Rah Art. 1 des Geſetzes vom 28. Mai 1852 „die Lanbräte 
betr.” bidet jeder bayriſche Regierungsbezirk oder Kreis eine Kreıs- 
gemeinde. 

Die „Sreisgemeinde” bezw. deren Bezirk fällt bemgemäß mit 
dem Umfange bes Aegierungebegirkes zulammen und hat daher jede 
Aenderung der räumlichen Ausdehnung des Negierungsbezirtes von 
jelbjt eine Aenderung des Bezirkes der SKreisgemeinde zur Folge 
Demnach ift auch) durch Urt. 15 lit. k bezw. Art. 33 lit. a des Land: 
ratsgejeges bejtimmt, daß in allen Fällen der Veränderung in dem 
Umfange eine Negierungsbezirkes der Landrat oder, wenn Teßterer 


c. aus den Bertretern derjenigen Sruntneiper, welche nach bem 
Steuerdefinitivum mindeſtens 25 fl. als Grunbfteuer- Simplum, 
oder, wo dad Definitivum nicht eingeführt ift, eine jenem Be- 
trage entjprechende Brundjteuergröße entrichten ©) ; 

d. aud drei Vertretern ber wirklichen felbftändigen Dar ter’); 

e. in jenen Regierungsbezirken, in welchen ſich eine Univerfität be- 
findet, aus einem Vertreter biejer®). 


Art. 3.9) Die Wahl der Bertreter der Diftriktsgemeinden (Art. 

2 lit. a) findet in der Art ftatt, daß je zwei ber Diftriktsräte des Ne- 

gierungabegirtes in einen „bahttörper bereinigt werden, und unter der 

eitung eines von der Kreisregiernng biezu berufenen Berwaltungsbeamten 

mit abjoluter Stimmenmehrheit durch Stimmzettel Einen Abgeorbneten 

at und Einen Erfaßmann in zwei getrennten Wahlhandlungen 
wählen. 


) Siehe hiezu 83 34 bis 41 der Wahlinftruftion (Web. 4, 484—456:. 
ferner Min.E. vom 29. Juli 1852 (Web. 4, 485 Anm. 9), nad weldger einc 
analoge Anwendung der Beſtimmung des Art. 4 Abi. 2 des Diftriktär.-Gef. au’ 
die Wahl der Landräte und auf die Vertretung im Landrate nicht als zuläniz 
erachtet werben könne; ferner Min.-E. vom 21. und vom 31. Juli 1862 (Web. 
4, 680) über den Vollzug bed Landratögejebes, endlich Ziff. 1 der Min. E. vox 
11. Zuli 1852 (Web. 4, 529). GSiehe auch unten Anm. 11. 

) Siehe Hiezu 88 42 bis 48 der Wahlinftrultion (Web. 4, 486 f.); ferner 
Min.-E. vom 11. Zuli 1852 Ziff. 2 (bezüglich der Delanate, welche mehreren 
Regierungdbezirten angehören, Web. 2, 529, dagegen v. Seyd. Bb. %, 173/174 
Anm. 29; fiehe audy unten Anm. 15 a); weiter Min.-E. vom 14. Oftober 1852 
(Web. 4, 542), Koften der Landratswahlen betr. (über die Entichäbigung ber = 
Wahlmännern berufenen Pfarrer); Min.-E. vom 19. Juni 1852 (Web. 4, 4 
Anm. 11: über das altive Wahlreht der in fo geringer Zahl vorhaubenen 
Pfarrer, daß fie felbft eigene Bertreter nicht wählen können; ferner Min. E. vox 
26. Dezember 1830 Web. ebenda. Gegen die Min.-E. vom 19. Juni 1862 und 
gegen die Beſtimmung am Eingang bes 8 42 der Wahlinftruftion jiehe Die durch 
aus begründete Weußerung bei vd. Send. Bb. 2, 172 Anm. 12 a. E. Siehe audı 
unten Anm. 16. 

Ueber den Begriff „jelbftändiger Pfarrer” fiehe Allerh. Entihl. vom 2°. 
November 1824 (Web. 3, 221), bie proteftantiihen Dialonen betr., Allert 
Erlaß vom 30. November 1818 (Web. 4, 486 Anm. 11 lit. b); Min. vom 
6. Rovember 1824 (Web. 4, 486 Anm. 11 lit. c) und WMin.-E. vom 26. Dezember: 
1830 lit. a (Web. 4, 486 Anm. 11 lit. d). 

’ Siehe hiezu 88 49 ff. ber Wahlinftruttion (Web. 4, 487 f.). 

Zu Urt. 3 fiehe oben Anm. 4. 
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nicht verfammelt ift, der Landratsausfchuß die Begutachtung bezüglich 
der beablichtigten Veränderung vorzunehmen hat. 

. Derartige Veränderungen können — beim Borhandenjein aktiven 
(oder auch pafjiven) Kreisvermögene — Berhandlungen über Ber- 
mögensaußeinanderfegungen im Gefolge haben. 

Solchen Falles gilt analog, was oben ©. 620 f. bei der Diſtrikts⸗ 
gemeinde gejagt ift. 

Kann in derartigen Fällen die bezüglicd) der Vermögensregelung 
zunächſt anzuftrebende gütliche Einigung nicht erreicht werden, fo trifft 
aud für die hier in Frage ftehenden Differenzen der Art. 11 des 
Verw.⸗Ger.⸗Hof⸗Geſ. die oben ©. 621 angeführte Beitimmung, daß 
Ichiedsrichterlihe Entſcheidung zu erfolgen habe. Hierüber fiehe 
Näheres bei Lerm. „Die Diftriktsgemeinde-DOrdnung” 8 3 ©. 31 ff. 





Kann ein Diſtriktsrat mit einem zweiten beöhalb nicht vereinigt 
werben, weil die Geſamtzahl der Diftriktsräte eine ungerade ift, ſo bat 
derjelbe dennoch einen Abgeordneten und einen Erſaßmann zu wählen. 


Art. 2.10%) Die Bertreter der einer Kreisregierung unmittelbar 
untergeordneten Städte (Art. 2 lit. b) werden in der Art beftellt, daß 
für jede diefer Gemeinden Ein, in Städten von mehr als 30,000 bis zu 
60,000 Seelen zwei, in den Städten von mehr ala 60,000 Eeelen für je 
20,000 Seelen mehr Ein weiterer Vertreter und ebenſo viele Erjagmänner 
duch die in einen Wahltörper vereinigten Magiftrate und Gemeinde- 
bevollmächtigten unter Leitung des Bürgermeifters mittelft Wahlzettel 
nad abjoluter Stimmenmehrheit in zwei getrennten Wahlbandlungen 
gewählt werden. 

In Städten von mehr als 60,000 Seelen wird ein Rejtbetrag von 
mehr, olß 10,000 Seelen der vollen Anzahl von 20,000 Seelen gleich 
geachtet. 


Art. 5.1) Die Vertreter des großen Grundbefiged (Art. 2 lit. c) 
find mit Ein Viertel der Zahl der Vertreter ber Diſtriktsgemeinden 
(Art. 3) zu wählen. 

Zu biefem Behufe werben die im Art. 2 lit. c bezeichneten Grund⸗ 
befiter des Negierungsbezirtes höchftens in vier Wahlbezirke verteilt, und 
haben unter Leitung eines von ber Streisregierung hiezu bejtimmten Ver⸗ 
waltungsbeamten die zugewiefene Zahl von Abgeordneten zum Sandrate 
und die Erfagmänner in getrennten Wahlhondiungen mittelſt Wahlzettel 
und nach abſoluter Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte zu wählen. 


’”) Bu Art. 4 fiehe oben Anm. 5. 

"!) Siehe oben Anm. 6; beſonders auch Min.-E. vom 21. Juli 1852 über 
die Zuläffigfeit der Aufftellung eines gemeinſchaftlichen Wertreterd, wenn fich der 
betr. Grundbeſitz im gemeinichaftlien Eigentum mehrerer Familien oder mehrerer 
Mitglieder einer Familie befindet ; dieſe ufeflung it nicht zu beanftanden, wenn 
der betr. Vertreter die Eigenichaften nach Art. 8 Ubi. 2 —3 — 

Nach Maßgabe ber oben Anm. 6 angeführten Min.-E. vom 29. Juli 1852 
kann unter Art. 5 bezw. Art. 2 lit. c nur jener Grunbbefig fallen, welcher ſich 
im Eigentume phyſiſcher Berfonen befindet. 

Bergl. DI. für admin. Pr. Bb. 82, 877. 
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Das an der citierten Stelle Erörterte trifft mut. mut. auch bier zu. 
Insbeſondere wurzeln auch bei der Abtrennung von Gebietäteilen von 
dem einen Regierungsbezirfe und der Buteilung derfelben an einen 
anderen Regierungsbezirk die aus folchen Umbildungen fich etwa er- 
gebenden vermögensrechtlihen Anſprüche (auf Abteilung des bisher 
gemeinfchaftlihen Vermögens) im öffentlichen Rechte, da ſich die⸗ 
jelben auf das Verhältnis der bisherigen Mitgliedichaft der ausſchei⸗ 
denden Bezirfsteile zum Negierungsbezirte, alſo auf ein öffentlich: 
rechtliche Verhältnis gründen. 

Die Kreisgemeinden find aber ala Gemeindeverbände in ähn- 
licher Weije wie die Diftriftsgemeinden Körperichaften des öffentlichen 
Nechtes (vergl. Art. 1 d. Gel. verb.: „Korporation”), denen auch 
ähnlich wie den Diſtriktsgemeinden beftimmte Aufgaben auf den Ge⸗ 
biete des öffentlichen Rechtes zur eigenen Bejorgung und bezw. Er⸗ 
füllung vom Gefeße beſonders übertragen find und Die fie durch ihre 
eigenen Bertretungsorgane: den Landrat und den Landratsausfchug 
erfüllen und beziv. beforgen laſſen. (Siehe Art. 15 ff. und Art. 33 
des Candratsgeiehes.) 


Ergeben ſich bei Berechnung bed Vierteiles Bruchteile, jo werben 
Pre fie die Hälfte oder darüber betragen, ber vollen Zahl 
gleichgeadhtet. 

Art. 6.12) Die Anteile!) der katholiſchen und proteftantijchen 
Kirche an der Vertretung im Landrate (Art. 2 lit. d) werben nach bem 
z a aife der treffenden Pfarreien!) durch die Sreisregierung 
eſtgeſetzt 16). 

Zum Behufe der Wahl wird der Regierungsbezirk in ſo viele 
ale ns eingeteilt, als LBandratsmitglieber von einer Konfeflion zu 
wählen find. 

An einem geeigneten Orte bes Defanates verfammeln fi) die Pfarrer 
besjelben, um unter Borfit eines durch das Los Gewählten durch abjolute 
N abet mittelft Wahlzettel aus ihrer Mitte einen Wahlmann 
zu wählen!>e), 


12) Au Art. 6 jiebe oben Anm. 7, ferner BL. für admin. Br. Bd. 33, 387. 
18) Siehe unten Anm. 15. 

ie) „Pfarreien“, bemgemäß ift bei zufammengelegten Pfarreien, 
welche nur einen Pfarrer befigen, jede Pfarrei für fich zu rechnen. Siehe 
v. Ceyd. Bd. 2, 172 Anm. 11. 

'*) Nachdem Art. 6 ausſpricht, daB ſowohl die katholiſche ald die pro- 
teftantiiche Kirche einen „Anteil“ zu erhalten hat, jo kann dieſe Feſtſezung wohl 
nicht anders erfolgen, als dab bie Minorität einen, die Majorität zwei Ber- 
treter erhält; von einer Minorität kann nur dann feine Rebe fein, wenn im 
Regierungsbezirfe etwa nur ein einziger Pfarrer einer Konfeffion oder reip. 
eine jo geringe Zahl derſelben vorhanden ift, daß eine Wahl nach Art. 8 Abj. 4 
überhaupt gar nicht vorgenommen werden kann. Siehe v. Seyd. Bd. 3, 172 
Anm. 12; ferner oben Anm. 7 Abſ. 1a. E. on 

i ss) Die Wahlberehtigung und die Wählbarkeit befigen nur biejenigen 
Pfarrer, welche ihren Pfarrſitz im Regierungsbezirke haben. 

Die Pfarrer unterliegen nicht den Ausichließungdgränden der Yem.-Orbn. 

se Senn. ab. 2, 173 |. Anm. 29 und 20. Siehe ferner BI. für admin. Pr. Vd. 
88. 


’ 





Die Kreisgemeinde. Geſetz v. 28. Mai 1852, die Landräte betr. 683 


Wie aber die Kreisgemeinden in öffentlich rechtlicher Beziehung 
Gemeindeverbände und als ſolche Korporationen des öffentlichen Rechtes 
find, fo erjcheinen fie auch in vermögensrecdhtlicher Beziehung als 
juriſtiſche Perſonen des Brivatrechtes, können daher auch Sachen und 
Rechte befiten, erwerben und veräußern, find überhaupt vermögen? 
fähig. (Siehe oben S. 614 f. da3 von den Diftriftggemeinden Gelagte, 
ferner Becher, Bayr. Zandescivilrecht und -Civilprozeßrecht Bd. I, 
415 f.: „die Kreisgemeinden“, endlich unten Anhang II, Nachträge 
S. 701 f. 

Wenn nun hiernad) die Kreisgemeinden auch als ein den übrigen 
Gemeinden, bejonder den Diftriltsgemeinden ähnliches Gebilde er- 
cheinen, jo ift dody ihre Verfaffung und im Zufammenhange damit 
ihre Verwaltung grundverichieden von derjenigen der Dijtrilts- und 
noch mehr der politiichen Gemeinden. 


Die Funktion eines Sekretärs verjieht das jüngſte Mitglied der 
Den 

Diefe Wahlmänner wählen ebenjalld durch abjolute Stimmenmehr- 
heit und mitteljt Wahlzettel das Mitglied zum Landrat und einen Er- 
ſatzmann aus der Zahl aller in dem Wahlbezirke wohnenden wirklichen 

arrer. 

Vorſfitzender und Sekretär bei diefer Wahlhandlung werden vorher 
dur Wahl oder durch das Vos beitimmt. 

Art. 7.19) Der Bertreter einer Univerfität (Art. 2 lit. e) wird 
unter Beitung des Rektors von ben ordentlichen Profefforen aus ihrer 
Mitte nad abfoluter Stimmenmehrheit mittelft Wahlzettel gewählt. 

Art. 8.17) Wählbar find als Vertreter der Diftriktsgemeinden 
und der einer Kreisregierung unmittelbar untergeorbneten Städte (Art. 2 
lit. a und ie für die Stelle eines Diftriktsrates wählbaren Gemeinde- 
glieder des Wahlbezirkes, für welchen die Abordnung Bu gefchehen hat.8) 

Wahlftimmberechtigt und wählbar bei ber Wahl der Grundbefitzer 
(Art. 2 lit. c) find diejenigen berjelben, welche bayeriiche Staatsbürger 
find und feinem der Ausſchließungsgründe unterliegen, die von der Wahl 
der Bemeindevertretungen ausjchließen. 1%) 

Sämtliche Mitglieder des Landrats müfjen das 30. Lebensjahr 
zurüdgelegt haben. 


10) Zu Urt. 7 fiehe oben Anm. 8. Auch für die Vertreter der Univerjität 
wird im Hinblid auf Art. 11 Abſ. 1 des Geſetzes die Wahl eines Erjagmannes 
durch 8 50 der a rec borgefchrieben. 

29 Bu Art. 8 fi. Zur Wahlfähigfeit und zur Wählbarkeit gm Landrat 
und Landrats⸗Erſatzmann müflen außer ber ohnedies erforderlichen Willensfähig- 
teit folgende Eigenichaflen vorhanden fein: 

a. Männliches Geichlecht ; 

b. die bayerifche Staatsangehdrigkeit; 

c. das vollendete dreißigfte Lebensjahr. Vergl. hiezu Art. 7 Abſ. 1 des 

d —— lichen Ehrenrechte. Vergl. auch BI. für abmi 

. der 5 der bürgerlihen Ehrenrechte. Bergl. au . für admin. 
Br. Od. 33 S. 377 ff. j 
0) Siebe Dan Art. 7 des Diſtriktsr.Geſ. oben ©. 620. 
29) Siehe Hiezu Art. 172 und 173 der rechtörheiniichen (Art. 102 und 103 
der pfälziichen) Gem.Ordn. 
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Während die politiichen Gemeinden ein weiter außgedehntes, Die 
Diftriftsgemeinden wenigftens ein befchränttes Selbftverwaltungsred 
befigen und diefen Gemeinden — bejonders den politiihden — auch 
font noch eine mehr oder minder begrenzte eigene Verwaltungs: 
thätigkeit zugewieſen iſt, kann bei den Kreißgemeinden von einer eigener 
oder eigentlihen Verwaltung in der That gar feine Rede fein. 
Die Kreisgemeinde hat fein eigene? VBermwaltungsorgan; auch der 
Landratsausſchuß oder defien Borftand (Art. 31 Abſ. 4 des Geſetzes 
bat feine Berwaltungsthätigfeit, welche etwa derjenigen des 
Diftriftsausichuffes oder deſſen Vorſtandes ähnlich wäre, zu ent: 
wideln. (Vergl. Urt. 33 des Landratägefebes mit Art. 16 und 25 
des Diſtriktsr.⸗Geſ.) 

Die eigentlihe Berwaltung der Kreißgemeinde erfolgt durch 
den Staat, die Organe, die Behörden des Staate® und zwar in 
erjter Linie durch die kgl. Kreisregierung. (Bergl. Art. 29 Abi. + 
des Geſetzes und nachſt. S. 685 ff. ' 

Die Drgane der Kreisgemeinde ſelbſt haben ausschließlich nur 
diejenigen Befugniffe, melche ihnen, und zwar dem Landrate durch 


Die Giltigkeit jeder Wahl ift durch die Abftimmung von zwei 
Dritteilen der Wähler bedingt. ?°) 

Art. 9. Die Mitglieder der beiden Kammern des Landtages 
fönnen, jo lange dieſe ihre We verfafiungsmäßig dauert, nicht 
zugleidy Mitglieder des Vandrates fein. 

Wird ein Mitglied des Landrates in eine der beiden Kammern 
des Bandtages berufen, jo hört dasfelbe mit der Annahme der Stelle im 
Landtage auf, Mitglied des Landrates zu fein. 


Art. 10. Außer dem im Art. 9 Abf. I bezeichneten Falle fanı 
eine Ablehnung oder freiwillige Niederlegung der Wahl nur aus den⸗ 
jelben Gründen ftattfinden, aus welchen die Wahl zum Diftriltörate ab» 
gelehnt oder niedergelegt werben Tann. ?1) 

Die desfallfigen Geſuche find bei dem Landrate anzubringen und 
werden von piejem ohne Zulaffung einer Berufung bejchieden. 

Der Berluft der die Wählbarkeit bedingenden Eigenjchaften bat den 
Austritt zur notwendigen Folge. 

Art. 11. Bei eintretender Erledigung der Stelle eines Land: 
rates tritt für den Mr aa deſſen ©cjohmann auf die Di 
dauer ein, welche jener noch zu erfüllen gehn t hätte. 

ft Kein Erfaßmann mehr vorhanden, jo findet eine außerorbent- 
liche Wahl Statt. 

Art. 12. Die Landräte werben auf die Dauer von 6 Jahren 
gewählt. 


29 Sind alfo nicht einmal ſoviele Wähler bezw. Wahlmänuer ba, daß eine 
zwei Drittel-Majorität erzielt werden kann, jo kann von einer giltigen Wahi ferne 
Rede fein. (Dies kann 3. B. vorlommen bei der Wahl der Geiftlichen einer Kon⸗ 
feifion; fiehe oben Anm. 15 a. €.) 

*i) Siehe Hiezu Art. 8 des Diſtriltsr.Geſ. oben S. 620. 
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Art. 15 und dem Landratsausfchujfe durch Art. 33 d. Gef. ganz 
Speziell und — abgejehen von den ihnen noch durch andere Ipätere 
gelesliche Beitimmungen im öffentlichen Intereſſe übertragenen, zur 
reiögemeindlichen Verwaltung aber nicht gehörigen Angelegenheiten 
(vergl. S. 688 Anm. 36 zu Urt. 15, ferner ©. 695 Anm. 43 und 
44 zu Art. 33, endlich S. 698 Anm. 3) — in erjchöpfender Weile 
zugewiejen worden find. 

In diefen Beitimmungen ift aber nirgends auch nur mit einem 
Worte von einer Berwaltungsbefugnis, jei es von der Leitung 
der Verwaltung einer fTreisgemeindlichen Angelegenheit oder von der 
(direkten) Teilnahme an der altiven Verwaltung einer folchen die 
Rede: ebenfo wenig wie beim Landtage von der (unmittelbaren) Zeil: 
nahme an der aktiven Staatöverwaltung gejprochen werden Tann. 


Die Erneuerung der Wahl findet nach vollendeten Wahlen der 
Diftriktzräte ftatt. 

Die Austretenden find wieder wählbar, joferne fie die zur Wähl- 
barfeit erforderlichen Ei alten nicht verloren haben. 

Art. 13. Die Wahlakten mit den Nachweifungen über die Wähl- 
barkeit der Gemwählten werben der vorgejehten Kreigregierung vorgelegt, 
welche die Bahtergebnifie in dem Kreisamtsblatte befannt macht, und die 
— ſelbſt dem Landrate bei ſeinem Zuſammentritte mitteilt. 
Dieſem ſteht es zu, über die Giltigkeit jeder Wahl ſelbſt und ohne Zu= 
laſſung einer Berufung Jibe chließen. 

Art. 14. Den Mitgliedern des Landrates, welche nicht am Sitze 
desſelben wohnen, wird eine Reiſekoſtenentſchädigung von 25 Pfg. für 
jeden Kilometer der Hin- und Rüdreije und für die Dauer der jeweiligen 
Serlammiung unter Finzechnung bei boraußgehenden und nächitfolgenden 
Tages eine agegebühr von 5 Mark aus Kreisfonds bewilligt. ?2) 23) 

Art. 15. Zum Wirkungskreiſe des Landrates gehört: 

a. Die Prüfung des jährlichen Ooranihlagee aller nach Maßgabe 
ber bejtehenden Geſetze?) von den Sreisgemeinden zu tragenden 
Ausgaben 24) und der Antrag auf Feititellung der zur Dedung 
berjelben erforderlichen Kreisumlagen. Hinſichtlich der Aus- 
gielhung ber Kriegslaften fommen die desfallfigen beſonderen 

efege zur Anwendung.?5) 

2, Diefe Faſſung erhielt Art. 14 durch 8 40 des Landtagsabfchiedes vom 
19. Mai 1881 (fiehe Web. 4, 417 Anm. 5). 

e Ueber die Koften ber Landratsmahlen und Die Vergütung ber Reiſe⸗ 
toften an die Wähler (Wahlmänmner) fiehe Min.-E. vom 14. Oftober 1852 (Web. 
4, 542), vergl. auch Min.-E. vom 22. Juni 1878 (Web. 4, 542 Anm. *), „die 
Koften der Landratswahlen betr.“ 

+) Maßgebend ift hier in erfter Linie das Geſetz vom 23. Mai 1846, „Die 
Ausfcheidung der Kreislaſten von den Staatslaſten und bie Bildung der Kreis— 
fonds betr.” (Web. 8, 624 f.), welches im Anhange abgedrudt und mit den nötigfter 
Bemerkungen verjehen ift; fiehe unten ©. 698 ff. 

25) Das im Jahre 1852 giltig geweſene Geſetz vom 22. Yuli 1819 über 
die Beräquation der Kriegslaften ift nunmehr erjeßt Durch das Reichsgeſetz vom 
13. Juni 1873 über die Kriegsleiftungen (Web. 10, 34 ff.). Das vorſtehende 
Geſetz vom 22. Juli 1819 ift bereitö durch 3 4 des Landtagsnbichiebes vom 29. 
April 1869 aufgehoben worden. (Web. 7, 676.) 
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Die Ausübung aller und jeder öffentlichen Gewalt im Kre'ie 
jteht allein dem Könige und in deilen Namen den Staat3behörden zu: 
die eigentlihe Verwaltung der Kreisgemeinde ift aljo eine ftaat 
lie. Daraus folgt auch, daß die Anitalten des Kreiies — d. b 
diejenigen Anftalten, welche vom Kreiſe mit föniglicher Genehmigung 
eingerichtet wurden und nun von ihm unterhalten werden — fich al: 
Staatsanſtalten charakterifieren und Die Bezeichnung „Eüniglih“ führen 
(3. B. die fgl. Kreißirrenanftalt, die kgl. Kreisrealichule), ferner dar 
die Beamten diejer Anftalten Eönigliche Beamte find und vom Könige 
ernannt werden. (Siehe hiezu Bl. für admin. Braris 36, 65 ff.: die 
NRechtöverhältniffe der Nealichulen.) 

Ausgeichloffen ift aber durch diefe Führung der wirklichen Ber- 
waltung ſeitens des Staates durchaus nicht, daß der Kreisgemeinde 


b. Die Prüfung der von den zuftändigen Behörden nach den be: 
fehenden Beitimmungen über das Rechnungsverfahren beſchie⸗ 
enen Rechnungen über die Erhebung und Verwendung der Um: 
lagen und über die Verwaltung anderer befonderer Fonds und 
Anftalten der Gejamtheit des Regierungsbezirkes, dann die Be 
jchwerdeführung bei den einjchlägigen Staatsminifterien gegen 
die hiefür, jowie für Einhaltung der Etats verantwortlicher. 
Verwaltungsftellen. 2°) 
c. Die Befugnis, von den Rechnungen aller der Verwaltung einer 
Religionsgejellichaft nicht unterliegenden, für den ganzen Re— 
gierungsbezirk oder für mehr als eine Diftriftsgemeinde in Dem: 
jelben bejtimmten Stiftungen ?’) Einficht zu nehmen, und di: 
das ntereffe der Kreiögemeinde wahrenden Anträge au ftellen. 
Die Befugnis, die aus Kreismitteln zu beftreitenden Leiftunger. 
oder Ausgaben für Kreiseinrichtungen und Anſtalten,“ e) fomeit 
fie nicht jchon gejeglich von der Kreiögemeinde getragen werder 
müſſen — lit. a — zu beantragen, und mit Zuftimmung der Landes- 
behörden oder auf den Antrag der Ießteren zu bewilligen. * 


”*) Vergl. hiezu bie &.-Min.-E. vom 16. Yebruar 1864, die Kontroll: 
über die Verwendung der Beiträge aus Kreisfonds zu Schulhausbauzwecken betr. 
ferner Min.-E. vom 31. Oftober 1864, die Kontrolle über Verwendung von Kreis 
fondszuſchüſſen zu Diftrittsftraßenbauten betr. (Web. 4, 417 Anm. 7.) 

2) Bergl. hiezu bezüglich der Diftriktsftiftungen oben ©. 626 Anm. 21: 
ferner Seyd. Bd. 2%, 144 und Anm. 42—44 dajelbft. 

„Kreisftiftungen” find folche Stiftungen, deren (gemeinnübige) Beſtimm ˖ 
ungen und Zwecke ſich wohl über mehrere Diftriltägemeinden, aber nicht über 
einen Regierungsbezirk (Kreis) hinaus erftreden. 

"a, Die Beamten ber Kreisanftalten find königliche Beamte, fiede Annı. 32. 

2°, Die lit. d fpridt — im Gegenſatz zu lit. a — von den vom Landrat 
(freiwillig) gewährten Zufchäfien oder Unterftügungsbeiträgen, deögl. von den vom 
Landrate (freiwillig) beantragten und bezw. genehmigten Einrichtungen und An 
ftalten. Sind foldye Anftalten oder Einrichtungen aber einmal auf Antrag ber 
Landrates mit Genehmigung bed Königs gefchaffen und bezw. als Sfreisanftalten 
eingerichtet, fo treten Die Ausgaben hierau . Art. I Biff. 8 des Kreisiaften- 

eieges vom 23. Mai 1846 in die ri ber gejeblichen Kreislaften (vergl. bezüg- 
ih der PDiftriftsanftalten Art. 28 Abſ. 1 lit. b Hiff. 3 des Diftritär.-Wel und 
Anm. 8 hiezu oben ©. 647). 





man 
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Doc eine gewiſſe (indirefte) Teilnahme an dieſer Verwaltung zuge- 
teilt ift, jet e8 durch die Einräumung der Befugnis einer geriiffen 
Kontrolle oder der bejtimmten Antragitellung, bejonders aber durch 
das Necht der Gewährung und bezw. Verſagung der zu dieſer Ver- 
waltung nötigen Mittel. Vergl. hiezu Art. 15 und 33 des Geſetzes. 

Da nun die Kreiögemeinden feine (direkte, aktive) Verwaltung 
freisgemeindlicher Angelegenheiten führen, diefe Verwaltung vielmehr, 
wie vorjtehend erörtert, eine ftaatlihe — allerding® in gewiſſen 
Grenzen von der Kreisregierung fontrollierte und beichräntte — iſt, 
jo fällt infolgedeilen auch jede Staatsaufficht oder Staatskuratel in 
dem Sinne, in welchem fie bezüglich der Diſtrikts- und politijchen 
Gemeinden beiteht, von ſelbſt hinweg. 


Wo nicht die Gejege??) oder bejonderen Rechtstitel 30) die Kreis- 
gemeinden zu bejtimmten Leiftungen verpflichten, kann überhaupt 
die Verwendung der Kreisfonds nur mit Zuftimmung ded Land- 
rates geichehen.?!) | 

e. Der Entwurf oder die Prüfung der für die Kreisanftalten ?) 
u erteilenden Inſtruktionen und Ordnungen. 

f. Die Beichlußfaffung über Aufnahme von Bajfivkapitalien zur 

Beltreitung außerordentlicher Bedürfniffe der Kreisgemeinbde. 
Die Genehmigung zu foldden Schuldaufnahmen fann jedod) 

nur durch ein Gejeß erfolgen. 

Die Beichlußfaffung über Erwerbung und Beräußerung oder 

Verpfändung von Nealitäten oder Rechten auf Rechnung der 

Kreisgemeinde. 

h. gie „eötublaffung über Nechtsjtreite der Kreisgemeinde und 
ergleiche. 


. Die Einfiht und Prüfung ber Pläne über die auf Kojten der 
Kreiögemeinde auszuführenden Gebäude, Straßen und fonjtigen 
Bauwerke. 

k. Die Begutachtung in allen Fällen, wo nach erfolgter Durch⸗ 

führung ber bevorjtehenden Aemterorganijation eine Veränderung 

in bem Umfange eines Berwaltunesbiftriftes oder eine Re⸗ 
gierungsbezirfes vorgenommen werden joll.3) 








+ 


8. 


[X] 





**) Siehe bejonderd das in Anm. 24 genannte Kreislaftengefeg ©. 698 ff. 

2°) Vergl. Hiezu oben ©. 657 Art. 30 lit. b des Biftriftör.-Gej. und 
Anm. 4 hiezu. 

29 Siehe hiezu Text ©. 688—6%. 

2) Die Beamten der Sreisanftalten fliehen im Staatädienfte, wenn auch 
ihr Gehalt von der Kreisgemeinde beftritten wird. Siehe oben Anm. 27a und 
Text ©. 686, bejonbers dv. Seyb. Bd. 2, 169 und BI. für admin. Br. 36, 65 ff. 

Zu den Kreisanftalten gehören auch die Lehrer-Unterftügungsvereine nach 
Urt. 8 Abſ. 1 des Schuldotationdgefeges vom 10. November 1861 (Web. 5, 395). 
Die Satungen berfelben werben nach Vernehmung des Landrates durch Tgl. Ver⸗ 
ordnung feftgefeßt. Vergl. hiezu Verordnung vom 2. Oftober 1862 (Web. 6, 89 
und Anm. 2 dafelbit). 

°*, Hiezu fiehe auch Art. 11 des Verw. Ger.Hofs⸗Geſ. über die Beilegung 
alfenfallfiger Differenzen bei Bermögendauseinanderfegungen in ſolchen Fällen 
durch ſchiedsrichterliche Entſcheidung. 
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Die Verhandlungen bezw. Beſchlüſſe des Landrates werden Daher 
auch nicht etwa ftaatdauffichtlih durch das kgl. Staatsminiftertum 
genehmigt, fie unterliegen vielmehr nad) Art. 28 Abi. IL des Lanb- 
ratsgejeßes der Allerhöchiten Genehmigung des Königs ſelbſt. Und 
diefe Erklärung des Königlichen Willens auf die vom Landrate ge 
pflogenen Berbandlungen und gefaßten Befchlüffe erfolgt durch Die 
jogenannten Landratsabſchiede. 

Ueber diefe Landratsabichiede jiehe Näheres bei v. Seyd. Bd. 2, 
168 Abi. 1 und 180 Abſ. 1; fiebe auch Anm. 39 zu Art. 28 unten 
S. 693. 

Wenn nun aber auch die unmittelbare Verwaltung der Kreis- 
gemeinde von der kgl. Staatsregierung beziv. Kreigregierung ausge⸗ 
übt wird, fo bleibt doch troß dieſer ftaatlichen Verwaltung der von 
den Staatsbehörden verwaltete und geleitete Kreishaushalt felbft 
wohl getrennt von dem Haushalte des Staates. 

Das hier gegebene Verhältnis wird am treffendften und Harften 


1. Die Aeußerungen über den Zuftand des Regierungsbezirles und 
über die etwa wahrgenommenen Gebrechen der Berwaltung, fo» 
wie die Stellung‘) hierauf bezüglicher Anträge zur Abhilie 
und Verbefferung. *%) 

Beichwerben, welche von dem Landrate gegen beftimmte 
Staatsdiener geführt werden, müfjen auch mit den fie begrün- 
denden beftimmten Thatſachen belegt fein. 35) 

m. Die Abgabe von Gutachten auf Beranlaffung der Kreisregie⸗ 
rung in allen die Verwaltung des Regierungsbezirtes berübren- 
ben Angelegenheiten, insbejondere über Gegenftände der Vandes⸗ 
kultur, Einrichtuug gemeinnüßiger Anftalten und bergleichen, 
dann in allen Yällen, wo der Landrat auf königlichen Befehl 
um Gutachten aufgefordert wird. 

n. Endlih alle Gegenſtände, bezüglich deren nach bejonderen Ge⸗ 
jegen die Mitwirkung des Landrates erforbert wird.*%) 
rt. 16. Der alle direften Steuerarten in fi begreifende 

Steuerfuß ift der Mapftab für die Beiträge zu den Kreisumlagen mit 
Ausnahme der Witwen⸗ und Waifenfondsbeiträge. 


29) Und zwar in unbejchräntter Weife, aljo über den Kreis, der ihm zuge 
twiefenen Angelegenheiten hinaus, foferne diefe Anträge nur die AZnftände inner- 
halb des Regierungsbezirkes betreffen. Vergl. hiezu die Ansführungen 
über da3 gemeindliche Betitionsrecht oben S. 68 Anm. 5b zu Art. I der Gem.- 
Drdn., ferner fiehe v. Seyd. Bd. 23, 170. 
.) Siehe Hiezu auch Art. 29 Abſ. 3 des Geſetzes. 
20) Hiezu vergl. 
a. Urt. 4 und 5 bes Geſetzes vom 30. März 1850 in der jegigen Faſſung 
des Art. 72 deh Ausführungsgeieges vom 18. Auguft 1879: ung 
der Geſchwornenliſte für den Staatsgerichtähof (Web. 4, 109 f. Anm. 4). 

b. Art. 15 des Geſetzes vom 28. Mai 1852 über Be⸗ und Entwä erungs⸗ 
unternehmungen (Weber 4, 444): Gewährung von Vorſchüſſen aus 
Kreisfonds und Art. 2 fi. des Uferjhupgeieges vom gleichen Tage. 
Kin Flüffen, welche der Sciff- und Floßfahrt dienen, bildet der Ufer⸗ 
chutz eine Kreidlaft, daher find den Landräten alljährlid Die diesbe⸗ 
züglichen Boranjchläge mitzuteilen 2c.). 
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bezeichnet Durch Die Süße bei v. Seyd. Bd. 2, 168; „der Schwer- 
punkt ber Bebeutung ber Kreisgemeinde fiegt in der Führung 
eines gejonderten Sanshaltes. Auf dieſem Gebiete find die 
Rechte der Kreißvertretung am weiteſten bemeſſen. Der Haushalt ber 
Kreisgemeinden fällt mit jenem des Staates nicht zufammen ; er bleibt, 
wenn auch von Staatsbehörden geführt, ein beſonderer“. 
Die Führung eines gejonderten Kreishaushaltes Durch die Kreis- 
emeinde muß das Vorhandenſein einer bejonderen Kreisvertretung zur 
Boransfegung haben, von welcher die der Korporation eingeräumten 


Bon ber Beitragspflicht findet feine Ausnahme, aljo auch nicht zu 
Bunften des Staates, einzelner Stände, Stiftungen und Körperichaften Matt 

Ein anderer als obiger Mapftab Tann auf Antrag des Landrates 
nur im Wege des Geſetzes eingeführt werden. 


Art. 17. Wenn e3 fih um Auagaben handelt, welche mehrere 
Kreiögemeinden berühren, und hierüber bei den betreffenden Landräten 
Anftände fich ergeben, 9) erfolgt die Enticheidung hierüber nach den Be- 
ftimmun aaen des Art. 
18, Die Erhebung der Kreisumlagen ift von dem Antrage 
des Landrates und der königlichen Genehmigung abhängig. 
Der Landrat kann jedoch niemals die zu den gefehfichen Kreisbe⸗ 
durfniſſen erforderlichen Umlagen verweigern. 
rt. 19. Der Landrat verſammelt fi jährlich einmal.?®) Die 
Dauer jeder Verſammlung ſoll fich nicht über 14 Tage eritreden. 


c. Urt. 6 Ubi. 2 und 3 und Urt. 8 an 8 des Schuldotationsgeſetzes vom 
10. November 1861 mit Art. VIII des Sreißlaftengejeßes fiber Ge⸗ 
währung von Zuſchüſſen aus Kreisfonds an Schulen und Lehrerunter- 
ſtützungsvereine; 
.Art. 9 ber Gem. Ordn. ſiehe oben ©. 106; 
Art. 41 und 42 Abſ. II Des Armengefehes über die Kreißarmennflege 
(hierüber fiehe in 8b. III bei „Armenmwejen” und Anm. 3 zu Art. I 
des Kreislaftengejeges unten Anhang ©. 698; 
bezüglich ber Teilnahme am Bollaug e ger Steuergefe gebung fiehe Art. 
561 des Einfommenfteuergejehes an apitalrentenfteuer- 
ejebes vom 9. Juni 1899, endlich 8 3 Per 3 bes revidierten Haus⸗ 
Fenergeepes vom 19. Mai 1881: 
ber Körordnung vom 26. Ärtc 1951 Be eh, 15, 2): Beftimmung 
der Kraus chage (Baht derjelben) u 
h. Art. Fu ehe ‚bes agelverficherungsgejehes om 13. Februar 1884 


‚It j 8 1 bes Ausführungsgefepes vom 5. April 1888 zum Iand- 
Ar ag und forftwirtichaftlichen — han) ) 
2 der Verordn. vom 17. April 1888 (W 
k. & 164 bj. III des Invalidenverſicherungs Geſetzes in der — 
vom 13. Juli 1899 und 8 16 der Verordn. vom 14. Dezember 18 
Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. S. 1012); endlich 
‘x m u 12 der Statuten ber ietelöbncher fen, ur Yör- 
anbwertes vom 1. September 1880 (über Srelöfiftung- 
Car; eb. er 671 und 573). 
*%s) Siehe hiezu Art. 41 Abf. III bes Damen ıpeiched in der Faſſung vom 
* grar 1888 unten bei Anm. 8 zu Art. I Sreiölaftengefepes, ang I 
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besbezüglichen Befugniſſe ausgeübt bezw. auferlegten Pflichten erfüllt 
werden. 

Diefe Kreisvertretung beiteht im Landrate (Art. 1) und im 
Landratsausſchuß (Art. 31). 

Nach Art. 1 des Geſetzes befteht in jedem Negierungsbezirte als 
Vertreter der Kreisgemeinde, (die Bier ausdrüdlich ald Korporation — 
fiehe oben S. 682 f. — bezeichnet wird) ein 

Randrat. 

Derfelbe wird gebildet aus den Vertretern der zum Regierungs- 
bezirke gehörigen Diftriktsgemeinden und unmittelbaren Städte, feruer 
des Großgrundbefiges, endlich der Geiftlicgleit und der allenfalls im 
Kreife vorhandenen Univerfität (Art. 2). 

Ueber die Wahl diejer Vertreter felbit, deögleichen über bie af- 
tive und paſſive Wahlfähigfeit 2c. verweilen wir auf die desbezüglichen 
Beitimmungen des bier zum Abdrud gebrachten Geſetzes in Art. 3 
bis 14 und bemerfen bier nur, daß nach Art. 12 die Landräthe auf 
die Dauer von 6 Jahren gewählt werden und daß die Erneuerung 
der Wahl nach vollendeten Wahlen der Diſtriktsräte ftattzufinden habe, 
endlich daß die Austretenden wieder wählbar find, foferne fie die zur 
Wählbarkeit erforderlichen Eigenichaften (Urt. 8) nicht verloren Haben. 
Die Mitglieder der beiden Kammern des Landtages fünnen, fo lange 
diefe ihre Eigenschaft verfajlungsmäßig dauert, nicht zugleich Mit- 
glieder des Landrates fein. (Art. 9.) 





Dem Könige fteht jedoch das Necht zu, die Landräte zu außer⸗ 
ordentlichen ungen zu berufen, ihre Sigungen zu verlängern unb zu 
vertagen, und fie in WA Gefamtheit oder nah Umftänden in einzelnen 
Regierungsbezirken aufzulöfen. 

Kb Sin letzterem Falle Toll binnen 2 Monaten eine neue Wahl ftatt- 
nbden. 

Die Neugewählten verjehen ihre Stelle nur bis zur Wiederkehr ber 
ordentlichen Wahlperiode. 


Art. 20. Der Landrat kann ſich nicht anders, als nach Anord⸗ 
nung des Königs auf Einberufung der VBerwaltungsftelle bes Regierunge- 
bezirtes und nur zu der Zeit und an dem Orte verfammeln, welche bie 
Einberufung beftimmt. 

Er darf ohne ausdrüdliche Bewilligung bes Königs nicht über bie 
gejeglihe Dauer verjammelt bleiben. 


Art. 21. Die Verfammlung wird eröffnet und geichloffen burd 
Fi a oder einen anderen vom Könige hiezu ernannten 
ommillär. 
erjelbe empfängt in feine Hände ben nachitehenden, von aflen 
Mitgliedern bes Vandrates zu Ieiftenden Eib: 

„sh ſchwöre Zreue dem Könige, Gehorfam dem Geſetze, Beobach⸗ 
tung der Staatöverfoflung und gewiffenhafte Erfüllung der bem Lanbdrate 
obliegenben Pflichten, jo wahr mir Bott helfe und Hein heilige8 Edan⸗ 
gelium.“ 
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Ueber die Berfaflung und den Geichäftsgang des Landrates 
verweilen wir gleichfall3 auf das Gejeh (Art. 19 9 desgl. auf v. 
Seyd. Bd. 2, 178 f. 

Zum Geihäftsgang fei hier nur bemerkt, daß der Landrat fich 
innerhalb des Rahmens des Gejeged auch eine Gejchäftsordnung geben 
Tann. Nach Art. 31 Abſ. I wählt der Landrat aus feiner Mitte 
einen Ausſchuß. Diefer Landratsausſchuß beiteht aus 6 Mit- 

liedern und wird alle 3 Jahre erneuert; derſelbe wählt wieder aus 
Feiner Mitte einen Vorſtand und einen Sekretär. (Art. 31.) Ueber Die 
Buftändigfeiten des Landratsausfchuffes fiehe weiter unten S. 694 f. 

Wie bereit3 wiederholt betont wurde, hat die Kreisgemeinde⸗ 
Vertretung keinen direkten Anteil an der aktiven Verwaltung der Kreis- 
gemeinde bezw. der Freisgemeindlichen Angelegenheiten; demgemäß ift 
auch die Zuftändigfeit der Kreisvertretung in Bezug auf die Vermal- 
tung aller der Einrichtungen, welche auf Koſten und aus Mitteln des 
Kreijes unterhalten und geführt werden, feine beſonders weitgehende; 
Dagegen hat die Kreißvertretung nicht zu eng bemeſſene Befug- 
nifle zur indiveften oder unmittelbaren Einwirkung auf diele Verwal- 
tung durch das ihr in Bezug auf die Feſtſtellung und Ordnung des 
Kreishaughaltes zugewieſene Budgetrecht, deſſen gefegmäßige Hand- 
habung ihr bei der Führung des Kreishaushaltes eine ähnliche Stellung 
— wenn auch lange nicht von der Bedeutung — fichert, wie fie 
dem Landtage durch die Ausübung des ihm zujtehenden Budgetrechtes 
bezüglich des Staat3haushaltes gewährt ift. 


Don Nichtchriften ift der Eid mit Hinweglafjung bes Beijahes: 
„und fein heiliges Evangelium” zu leijten. 

Sin den folgenden VBerfammlungen wird diefer Eib nur von ben 
neu Eintretenden geleijtet. 


Art. 22. Der königliche Kommiffär übergibt dem Lanbrate bei 
Eröffnung der Verjammlung die Kreisfondsrechnungen und Etats zur 
Prüfung, jodann jene Begenjtände, welche auf die Anträge ber betreffen 
ben Miniiterien von dem Könige unmittelbar — und jene das 
Intereſſe des Regierungsbezirkes berührenden Gegenſtände, welche dem 
Landrate zur gutachtlichen Aeußerung überwieſen find. 

Die dem Landrate nötigen Erörterungen und Aufſchlüſſe werden 
durch Mitglieder der Kreisregierung erteilt. 

Diele Kommiffäre haben das Recht, den Situngen beizumohnen, um 
jeder eit das Wort ergreifen zu können, und die Pflicht, auf Verlangen 

e8 Zandrates den Sitzungen besjelben anzumohnen und die erforderlichen 
Aufſchlüſſe zu erteilen. 


Art. 23. Die Verhandlungen des Bandrates find Öffentlich. Dem- 
er ſeht frei, ausnahmsweiſe in geheimer Sitzung zu beraten und zu 
eſchließen. 

Dies muß geſchehen, wenn wenigftens ein Dritteil der anweſenden 
Mitglieder es verlangt. 


Art. 24. Nach jebesmaliger Eröffnung der Verſammlung wird 
44* 
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Ueber die dem Kreiſe gejelich zufallenden Laften hat das Ge— 
fe vom 23. Mai 1846 (Web. 3, 624) „die Ausfcheidung der Kreis- 
lajten von den Staatslaſten und die Bildung der Rreistonda betr.” 
Beitimmung getroffen. Die wejentlichen Vorfchriften dieſes Geſetzes 
befinden fich noch in Geltung. (Siebe Anhang I ©. 698 ff.) 

Art. IV dieſes Geſetzes enthält nun — neben der Borfchrift 
des Art. 15 lit. d Abſ. 2 des Landratsgej. bezüglih der Berwen- 
dung der Kreisfondg — eines der wichtigiten Rechte der Kreisver- 
tretung, indem bier beftimmt ift, daß beitehende Kreisanftalten 
(welche unter Buftimmung des Landrates aus Kreismitteln errichtet 
worden find, vergl. Art. 15 lit. d Abſ. 1) fo lange erhalten werden 
müllen und zwar aus Kreisfondg, als ihre Aufhebung nicht mit Zu - 
ftimmung des Landrates vom Könige beichlojfen wird. Nach 
diefer Beitimmung dürfen und können ˖ daher Kreisanftalten, welche 
einmal unter Zuftimmung des Landrate® und bzw. mit Genehmigung 
des Königs aus Sreismitteln errichtet worden find, nur mit Zu= 
ftimmung des Landrates wieder aufgehoben werden. Weiter 
hat der Landrat nad Urt. 15 lit. e das Nedt, für die Kreisan- 
ftalten Inſtruktionen und Drdnungen entweder felbft zu entwerfen 
und zu beichließen — vorbehaltlich natürlich ftet3 der Allerhöchſten 
Genehmigung nah Art. 28 Abi. 2 des Gef. — oder die ihm von 
der Staatöregierung vorgelegten desbezügl. Inſtruktionen und Ord⸗ 
nungen zu prüfen bzw. unter dem nämlichen Vorbehalte zu ändern. 


unter der Leitung bes an Lebensjahren älteften Mitgliedes die Wahl 
eines Präfidenten und Sekretärs für die Dauer der Jahresfitzung durch 
abjolute Stimmenmehrheit vorgenommen. 

Der Präfibent leitet die Verhandlungen, eröffnet und fließt bie 
Situngen, und bandhabt die Ordnung in der Berfammlung. Er kann 
jehen A ukörer aus dem Situngszimmer entfernen lafjen, welcher öffent» 
iche Zeichen des Beifall oder des Mikfallens gibt, oder Unruhe in 
irgend einer Art verurjadt. 

Zur Bejchleunigung bes Gejchäftsbetriebes können Ausſchüfſe durch 
Wahl aus ber Mitte bes Vandrates gebildet werden. 

Art. 25. Zu einem güttigen Beichluffe des Landrates ift bie 
Anweſenheit von wenigjtens zwei Dritteilen der Mitglieder erforderlich. 

Die Beichlüffe werden nad) Stimmenmehrheit gefaht. Der Präft- 
bent hat nur bei Stimmengleichheit jeine Stimme abzugeben, wo fie 
ſodann entjcheibet. 

Die Uebertragung bes Stimmredts ift nicht gertattet. 

Art. 26. Zur Beforgung ber Dienft- und ei eihäfte wirb 
bon dem Präfidenten und Selretär für die Dauer der Vera bie 
erforderliche Anzahl verpflichteter Schreiber aufgenommen. Gin Bote 
a Banbrate auß ber Zahl ber Negierungsboten zur Verfügung 
geite 
ſteitte Die Regiekoften werben innerhalb bes Etats aus Kreismitteln be⸗ 


n. 
Art. 27. Der Landrat bat über jeine Verhandlungen ein nad 
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Bezüglih der geſetzlichen Kreislaften — d. h. derjenigen 
Ausgaben, welche nah Maßgabe der beftehenden Geſetze (fiehe bejon- 
ders Kreislaſtengeſetz) von den Kreisgemeinden getragen werden müllen 
und von dieſen aljo auch nicht verweigert werden fünnen — hat ber 
Landrat nad) Art. 15 lit. a die Prüfung des jährlichen Voranſchla⸗ 
ges und das Recht des Antrags auf Feftftellung der zur Dedung 
derfelben erforderlichen Kreisumlage, ſowie auch nach lit. b eod. Die 
Prüfung der Rechnungen über die Erhebung und Verwendung diejer 
und überhaupt aller Kreisumlagen, ſowie über die Verwaltung ande— 
rer bejonderer Fonds und Anftalten der Gejamtheit des Regierungs⸗ 
bezirtes; ferner das Recht der Beichwerbeführung gegen die bezüglich) 
der Bermaltungsthätigleit in vorgenannten Angelegenheiten und be= 
fonders für die Einhaltung der Etat? verantwortlichen Bermwaltungs- 
ſtellen. (Siehe hiezu die Anm. 26 zu Art. 15 lit. b auf ©. 686). 


den Sitzungstagen abgeteiltes, von dem Präfidenten und Sekretär zu unter- 
zeichnendes Protokoll zu führen, welches der Kreisregierung übergeben und 
nach erfolgter Befcheidung in beren Archiv niedergelegt wird. 

Diele Protofoll nebft einer von dem Vandrate berauftellenden 
Meberficht der Rechmungsergebniffe der Kreisfondsrechnungen und bes Etats 
ift fogleich nach geſchloſſener Verſammlung durch das Kreisamtsblatt zu 
veröffentlichen. 27) 

" „nem Zandtage werden die Verhandlungen der jämtlichen Bandräte 
mitgeteilt. 

Art. 28. Bon der Kreisregierung werden alsbald nach gejchlof- 
fener Verſammlung des Landrates deſſen Verhandlungen an das Staats⸗ 
minifterium bes Innern een 

Die königlichen Entjchliegungen hierauf werben in einem Abjchiede3?) 


29 Siehe hiezu die Min.-E. vom 22. November 1852 „bie Beröffent- 
lihung der Landratsverjammlungen betr.“ (Web. 4, 552f.), hiezu bie Min.-E. 
bom 1. November 1852, ferner vom 29. Oftober 1852, vom 24. Kovember 1852, 
endlid die Min.-E. vom 14. November 1872 „die Mitteilung der gedrudten 
zanbratäprotofolle an die kgl. Staatsminifterien betr.” (Web. 4, 555 Anm. * und 

nm.*®). 

29) Das kgl. Staatdninifterium des Innern erftattet dann im Benehmen 
mit den übrigen an den einzelnen Gegenftänden beteiligten Minifterien Bericht 
zur Allerhöchiten Stelle. 

*’, Derfelbe ift unterzeichnet vom Könige und gegengezeichnet von den be» 
teiligten Staatsminiftern. 

Der Landratsabſchied Hat für den Kreis (Regierungsbezirk) ähnliche Be⸗ 
deutung, wie ber Landtagsabichied für das Königreih; er ift bie allein giltige 
Erflärung des Töniglichen Willens bzw. bie Enticheidung des Königs ald des 
oberften Seren des Kreiſes auf die Anträge, Beichlüffe und Wünſche des Land⸗ 
rated als awieveneung 

Die Allerhöchſte Entſchließung des Königs iſt durchaus maßgebend und 
muß von den ſtaatlichen Behörden vollzogen werben (ſiehe hiezu Art. 29 Abſ. 4 
des Geſ.); doch kann ber König eine Genehmigung bezüglich eine® Antrages, 
welchen der Landrat abgelehnt hat, dann nicht ausiprechen, wenn die Ablehnung 
(oder ®enehmigung) Diefe® Antrages dem freien Ermefien des Landrates anheim⸗ 
gegeben und nicht etwa eine auf Geſetz oder bejonderen Rechtstitel beruhende 

erpfihtung der Kreißgemeinde in Frage iſt; ob aber letzteres der Fall ift, 
Darüber hat gleichfalls der König allein und ausjchließlich zu enticheiden. Weiter 
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Endlich hat der Landrat gemäß Art. 15 lit. d Abi. 1 des Geſ. 
bezüglich der nicht auf Grund gejeglicher Verpflichtung bereit3 nad 
Art. 15 Hit. a zu beftreitenden Leiftungen oder Ausgaben für Kereis⸗ 
einrichtungen und Anjtalten das Recht der Antragftellung auf frei- 
willige Anweiſung anderweitiger Leiftungen, alfo auf das Insleben⸗ 
rufen weiterer Kreiseinrichtungen oder Anftalten, bzw. die Befugnis, 
jolche Leiftungen auf Antrag der Landesbehörden oder mit Zuſtim— 
mung derjelben nach eigenem Ermeſſen zu bemilligen. Ueberhaupt 
kann die Verwendung der Kreisfonds nur mit Zuftimmung des Land- 
rates gejchehen, ſoweit es ſich nicht um Leiftungen handelt, welche 
ohnedies ſchon auf Grund einer gefeßlichen Beſtimmung oder eines 
bejonderen Rechtstitels gejchehen wäre n. (Art. 15 lit. d Abf. 2.) 

Im übrigen fei bezüglich der Auftändigfeit des Landrates auf 
den jonftigen Hier nicht beſonders erörterten Inhalt des Art. 15 des 
Gel. (und die Anm. hiezu) verwiefen. Siehe oben ©. 685 ff. 

Zur BZuftändigfeit des Landratsausſchuſſes gehört — ab- 
gejehen von der jpeziellen Vertretung des (gerade zur betr. Zeit) nicht 
verjammelten Landrates in den Fällen des Art. 15 lit. h, i und k 
des Gef. — die Abgabe von Gutachten in den ihm entweder von 
der Staatöregierung oder durch das Geſetz zugewielenen Fällen, ganz 





zujammengefaßt, welcher durch das Regierungs⸗10 und Sreisamtsblatt 
Öffentlich befannt gemacht wird. 

Art. 29, Der Landrat eined Regierungsbezirkes darf weder mit 
dem Vandrate eines anderen Negierungsbezirfes, noch mit anderen Be— 
hörden als der Streisregierung, noch endlich mit einzelnen Körperjchaften 
oder Privaten in Gefchäftsberührung treten, wohl aber ii ihm die Ein- 
vernehmung von Sachverſtändigen, ſoweit dieje ohne Verzögerung ge⸗ 
ſchehen kann, geftattet. 

Beiclieht ber Landrat durch Majorität von zwei Drittel feiner 
Mitglieder die Einvernehmung von Sachverftändigen, welche mit Koſten 
verbunden ift, fo werben biete Koiten aus den Regiemitteln des Land- 
rates gebech. 

eichwerden im Sinne des Art. 15 lit. 1 können von bem Lanb- 
rate jogleich unmittelbar an das Staatsminifterium des Innern einge 
fendet werden. 

Durch die Kreisregierung allein werden die Beichlüffe der Land» 
väle Ei Bollzuge gebracht, und dur fie alle nötigen Erhebungen ver- 
anlaßt. 

Art. 30. Der Landrat darf Leine Inſtruktionen einholen ober 


ftehe über Inhalt und rechtliche Bedeutung des Landratsabichiedes v. Seyd. BB. 
2, 180 Abſ. 1 auch 168 Abf. 1. 

*°) jet das „Geſetz⸗ und Verordnungsblatt“. 

*ı) Dem Landrate wie dem Landratsausſchuſſe fteht überhaupt eine altive 
Verwaltung des Kreijes nicht zu, die gefamte Thätigleit der eigentlichen Ver⸗ 
waltung bes Regierungsbezirkes erfolgt vielmehr durch Die kgl. Behörden, im erfier 
Linie die fgl. Kreißregierung, fiehe Tert ©. 684 ff. 
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beſonders aber die wichtige Befugnis, bezüglih der (— durch bie 
Staatsbehörden bejorgten —) Berwaltung des Kreisvermögens ſowie 
der Kreisanftalten und Kreisitiftungen (fiehe Anm. 27 zu Art. 15 
lit. c) die ihm fachdienlich erfcheinenden Anträge zu ftellen und — um 
dies thun, alfo fich vorher geeignet informieren zu können — perjünlid) 





annehmen, keine öffentlichen Bekanntmachungen erlaffen oder Deputatio⸗ 
nen abordnen noch empfangen. *2) 

Jedes Mitglied desſelben iſt verpflichtet, das Intereſſe der ganzen 
Kreisgemeinde und nicht blos ſeines Wahldiſtriktes zu vertreten. 


Art. 31. Der Landrat wählt aus feiner Mitte einen Ausſchuß 

mit abjoluter Stimmenmehrheit. 
erfelbe beiteht aus ſechs Mitgliedern, Kit welche gleichzeitig eben 

fo viele Erfagmänner zu wählen find und wird alle drei Gabe erneuert. 

Bezüglich diefer Wahlen Anden die Beitimmungen des Artifels 15 
Abſatz 2 des Geſetzes über die Diftriktsräte gleichmäßige Anwendung. 

Der Ausſchuß mählt aus jeiner Mitte einen Vorftand und Sefre- 
tät und zeigt diefe Wahl der Kreisregierung an. 


Art. 32, Dem Landrate fteht e8 zu, den gewählten Mitgliebern 
F Ausſchufſes eine angemeſſene Entſchädigung aus Kreismitteln zu be= 
mmen. 

Art. 33. Der Vandratsausſchuß hat 

a. ben Landrat, wenn derſelbe nicht verſammelt iſt, in den Art. 15 
lit. h, i und k bezeichneten ee lebe zu vertreten, ſoferne 
fie nicht bis zur nächſten Sitzung verſchoben werben fünnen; 

b. jein Guchtachten in allen Fällen abzugeben, welde ihm zu 
iejem Zwede durch das Gele oder der Staatsregierung zuge- 
wiejen werden; 

c. in Bezug auf die Verwaltung bes Vermögens ber Kreisgemeinde 
und auf die Verwaltung ber Kreisanſtalten und Kreisitiftungen?) 
die ihm fachbienlich ſcheinenden Anträge zu Stellen; zu diefem 
Zwecke iſt der Ausſchuß befugt, von den aus Mitteln der Kreid- 
emeinde entftehenden oder vorhandenen Einrichtungen und 
nftalten perſönlich Einficht zu nehmen; 

d. dem Landrate bei feiner Jahresfitung über 4?) 4) jeine Gejchäfts- 
führung Bericht zu erftatten. 


) Ueber den Begriff seeiahiftun “ fiehe oben Anm. 27, Ueber „Kreis- 
anftalten“ fiehe auch Art. 41 Abſ. I des Strmengel. in der Faſſung vom 3. Fe— 
bruar 1888 in Anm. 3 zu Wrt. I des Kreislaftengef., unten Anhang I ©. 698. 

»2) Der Landratsausſchuß kann vom Landrate in beftimmten Fällen mit 
öniglicher Genehmigung auch autorifiert werden, Beſchlüſſe für den Landrat bzw. 
ftatt und Namens desfelben zu faſſen. Vergl. hiezu v. Seydel Bb. 2, 167 f. 

Bon diejen Beichlüffen, welche gemifjermaßen vom Landrate ſchon vorher 
len: find, erftattet dann der Landratsausſchuß nad Art. 33 lit. d bei ber 
nächſten Landratsverſammlung Bericht und werden dieſe Beſchlüſſe dann hierauf 
ber Allerhöchſten Enticheidung gemäß Art. 28 entgegengeführt. 

**) Ueber bie Zuftändigkeit des Lanbratsausichufles bezglich der Kreis⸗ 
ormenpflege fiehe vorstehende Anm. 42, ferner Art. 41 Abſ. IL des Armengef. in 
ber Fafſung vom 3. Februar 1888 und Anm. 3 zu Art. I bes Sreislaftengei., 
unten Anhang I ©. 698. 
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Einfiht von allen aus Mitteln der Kreisgemeinde unterhaltener 
ſowohl bereits vorhandenen als neu entjtehenden Einrichtungen une 
Anftalten zu nehmen. 

Ferner fiehe Anm. 43 zu Urt. 33 lit. d auf vorft. S. 695. 


Der Landratsausichuß Hat über feine gelamte Geſchäftsführung 
bei den alljährlich jtattfindenden Situngen des LYandrates dem [eßteren 
Bericht zu erftatten. (Urt. 33 lit. d.) 

Ueber den Geichäftsgang des Landratsausſchuſſes fiehe die Art. 
34 und 35. Im Falle der Auflöfung des Landrates hat der om 
ihm aus feiner Mitte gewählte Ausschuß die Gejchäfte jo lange Fort- 
uführen, bis der neue Landrat gewählt, konſtituiert und aus 

itte wieder ein neuer Ausſchuß gewählt ift (Art. 36). 

Schlieglih fei noch) Hervorgehoben, daß — mie bereits oben 
angedeutet — Tämtliche Verhandlungen und Beſchlüſſe des Land- 
rates zu ihrer Giltigfeit und bezw. Vollziehbarkeit der Allerhöchften 
Genehmigung bedürfen. Demgemäß find nah Urt. 28 d. Gef. als 





Art. 34. Der Ausſchuß verfammelt fih in der Regel am Sike 
der Kreisregierung und nur auf Einberufung derfelben. 

Die Einberufung Fa jedoch zu erfolgen, wenn wenigftens brei 
Ausjchugmitglieder darauf antragen. 

Er kann nur mit der Kreisregierung in Geſchäftsberührung treten. 
und nur an Diefe Anträge ftellen und Gutachten abgeben. Derſelbe it 
befugt, wenn feine Anträge von ber Kreisregierung nicht beachtet werben. 
an bei dem betreffenden Staatsminifterium Beſchwerde einzu: 
reichen. 


Art. 35. Der Ausihuß kann nur beraten und bejchließen, wenn 
zwei Dritteile feiner Mitglieder anweſend find. 

Er faßt feine Beichlüffe nach abjoluter Stimmenmehrheit. 

Bei Gleichheit der Stimmen entjcheibet jene des Vorſtandes. 

Kann wegen Nichterfcheinend der erforderlichen Mitgliederzahl die 
ER: nicht Stattfinden, fo kommen die Vorjchriften im Art. 14 bes 
Geſetzes über die Dijtriktsräte zur Anwendung. 


Art. 36. Im alle der Auflöfung eine® Vandrates bat ber 
Ausſchuß feine Verrichtungen Jorlaufeßen, bis der Bandrat neu gewählt, 
und der Ausſchuß aus feiner Mitte neu beftellt jein wird. 


Art. 37. Das gegenwärtige Geieh ift durch das Geſetzblatt und 
das Amtsblatt der Pfalz Mu verfünden und tritt zugleich mit dem Geſetze 
über die Diſtriktsräte in Wirkfamleit. 

Don diefem Zeitpunkte an erlöfchen das Gele vom 15. Augufl 
1828 über Einführung ber Sandräte, der 8 16 bed Lanbtagsabichiedes 
vom 29. Dezember 1831 und das Geſetz vom 17. November 1837, eini 
Abänderungen des Geſetzes über die Einführung der Vandräte betreffend, 
jodann die Beſtimmungen im Art. VI Rr. 5 des Gejekes vom 23. Mai 
1846, die Ausscheidung ber Kreislaften von den Staatslaften und bie 
Bildung der Kreisfonds betreffend, und alle jonftigen entgegenftehenben 
Vorſchriften. 
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bald nach Schluß der Landratsverfammfungen die gejamten Verhand⸗ 
lungen an das fgl. Staatsminifterium des Innern Durch die kgl. 
Kreisregierungen einzujenden. (Siehe Anm. 38 zu rt. 28.) — 
Auch find nad) Art. 27 Abi. 3 d. Gel. den Landtage die Berhand- 
lungen der fämtlichen Zandräte mitzuteilen. — 

Die Genehmigung oder Nichtgenehmigung diefer landrätlichen 
Verhandlungen und Beſchlüſſe jeitens der Allerbödhften Stelle erfolgt 
durch bejondere kgl. Entichließung, welche — wie beim Landtage durch 
den Landtagsabichied — jo auch Hier in einem bejonderen Abſchiede, 
dem fogenannten Landratsabfchied, zufanmengefaßt und durch das 
Gef. u. Verordn.-Bl., ſowie dag Kreisamtsblatt publiziert werden. 
(Siehe Anm. 39 zu Art. 28.) 

Der Bollzug der genehmigten Landratsbeichlüffe erfolgt aber 
nicht durch den Landrat bezw. für denfelben durch deilen Ausſchuß, 
fondern, wie bereit3 oben erwähnt, durdy die ftaatlichen Behörden, 
welchen überhaupt die wirkliche aftive Verwaltung der kreisgemeind⸗ 
lichen Angelegenheiten und bezw. der Kreisgemeinde felbit zufteht, aljo 
in erfter Linie durch die kgl. Kreißregierungen, Kammern des Innern. 
(Siehe Hiezu Art. 29 Abi. 4 d. Sl: vergl. auch Form.Verordn. 
vom 17. Dezember 1825 88 21 und 24: Web. 2, 286 und 287.) 

Bezüglich der Kreisarmenpflege verweilen wir fchließlich 
noh auf Art. 41 mit 38 Abſ. 2 bis 5 des Urmengefebes in der 
Faſſung vom 30. Juli 1899 (Gef.- u. Verordn.⸗Bl. 502 f.), aud 
auf Art. I Ziff. 4, 5, 6 und 8 des Kreislaſtengeſetzes, ſowie endlich 
auf Bd. III „Armenweſen“. 


Andang J. 


Geſetz 
vom 28. Mai 1846 „die Ausſcheidung der Kreislaſten von ben Staats- 
laften und die Bildung der Kreisfonds”!) betr. 


Art. I, III bis IX (X bis XIV hier gegenftandslos). 


Art. 1. 


Als Kreislaften werden erklärt und auf die dafür zu bildenden 
Fonds der einzelnen Regierungsbezirke überwieſen: 

1) der Aufwand für Erhebung und Berwaltung der Kreisfonds 

2) der Bedarf des Landrates; 

3) Kreis-Landwirtfchaftse- und Gewerbajchulen?), dann jonftige 
Kreis-Anftalten für „buffrie und Kultur; 

4) allgemeine Sanitätd-Anftalten des Regierungs-Bezirkes, nament- 
lich Kranken, Gebär- und rren-Häufer?); 

5) SKreis- Armen und Findel-Häufer?); 

6) Kreis Beihäftigungs-Anftalten?); 


) Das Geſetz vom 23. Mai 1846 ift aus einer umfaflenden Reviſion des 
Geſetzes vom 17. November 1837 (Web. 3, 202) hervorgegangen bezw. au bie 
Stelle dieſes letztgenannten Geſetzes getreten. 

Hiezu ſiehe Verordn. vom 14. Mai 1864 (Web. 6, 298) „Die Reo 
nifation der techniichen Lehranſtalten“, welche aber durch Ipätere Verordn. wi 
außer Wirkſamleit trat; jpeziell für die Schulordnung der Gewerbefchulen fiehe 
Berorbn. vom 1. Oftober 1870 bezw. die jetzt an die Stelle der Berorbn. vom 
29. April 1877 über die „Umbildung der Gewerbeſchulen in Realichulen“ (Web. 
12, 67 ff.) getretene und nunmehr giftige Berordn. vom 11. September 1894: 
„Die Schulordnung für die Nealjchulen in Bayern betr.“ (Web. 32, 702 ff.). 

2) Vergl. Biezu den Wortlaut des von der „Kreisarmenpflege” handelnden 
Art. 41 des Armengefeged in der Faſſung vom 3. Februar 1888: 

I. Die Kreidarmenpflege umfaßt alle auf öffentliche Armenpflege bezüg- 

lichen Zeiftungen, welche ben Kreisgemeinden auf Grund gefegmäßiger 

Beſchlüſſe ihrer Vertreter oder aut Grund bejonderer och licher Be- 

ftimmungen obliegen, namentlich) die Unterhaltung und Begründung 

von Wohlthätigkfeitö-*) und Beichäftigungsanftalten, Armenfolonien, Frren- 
äufern und anderen Sanitätdanftalten, und die Unterftügung ber mit 
rmenlaften überbärbdeten Diftriltögemeinden. (Siehe hiezu Art. 38 

Abi. 2 bis 5 des Armengefehes.) 

II. Die Kreisarmenpflege gehört zum Wirkungskreiſe des Landrates und 

des Landrat3ausichuifes nad) Maßgabe der Art. 15 und 33 bes 

vom 28. Mai 1852, bie Landräte betr., welches Geſetz auch auf die 

Dedung des Bedarfs der Kreisarmenpflege Anwendung . 

III. Der Landrat hat bei jeder feiner ordentlichen Zahresverfammlungen 
(vergl. Art. 19 des Landratögejeges) darüber zu beraten und zu be- 
ichließen, ob und in welchem Umfange einzelne Diftriltögemeinden des 
Kreifes als mit Armenlajten überbürdet erjcheinen und deshalb einer 
Kreisunterftügung bedürfen. 


*) S. Anhang II Biff. 2 ©. 701. 
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7) alle Ausgaben, welche etwa künftig noch durch beſondere Geſetze 
ben SKreisfonds werden übertoiefen werben‘); 

8) alle Ausgaben, welche auf den Antrag des Landrates wegen 
ihres Nußens für das Gejamtinterefje des Regierungäbezirts, 
oder zur Erleichterung von Diſtrikts- und GemeindesLaften?) >), 
mit Genehmigung des Königs auf bie Kreisfonds innerhalb 
des durch das Budget feftgejeßten Maximums des Kreisauf- 
wandes übernommen werden. 


Art. II. 
(Handelt von dem pfälziichen Streije.) 


Art. II. 


Der Bedarf für bie in ben Art. I und II ausgelprochenen Kreis⸗ 
laſten iſt nur inſoweit aus Kreisfonds zu beſtreiten, als derſelbe nicht in 
den Mitteln zunächſt verpflichteter Stiftungen, Gemeinden oder Diſtrikte 
feine Dedung findet. 


Art. IV. 


Deitchenbe Kreisanftalten find aus den Kreisfonds jo lange zu er- 
alten, als ihre Aufhebung nicht mit Zuftimmung des Landrats vom 
önige beichloffen wird. 


Art. V. 


Wo nicht der im Art. IV vorgefehene Fall eintritt, und wo nicht 
bejondere Geſetze oder Nechtstitel die Kreisfonds zu beftimmten Leiftungen 
verpflichten, da Tann die Verwendung ber FKreisfonds überhaupt, unb 
ga die Errichtung neuer Kreisanftalten auf Koften diefer Fonds, 
nur mit Zuſtimmung bed Lanbrates gejchehen. 


Art. VI. 


Die zur Dedung jämtlicher Kreiausgaben zu bildenden Kreisfonds 

werden gebildet: 

1) durch die auf beitehenden Tpeziellen Rechtstiteln und Bewilli⸗ 
ungen beruhenden Fundations- und Dotationd-Beiträge des 
taates oder der Gemeinden; 

2) durch die aus der Staatskafſe nach den Budgets zu entrichtende 

Kreis-Schuldotation ; 

3) durch den bud etmäßigen Zuſchuß ber Staatsfaffe für Induſtrie 

und Kultur, oder für andere Kreiszwecke; 

4) durch die Zuflüffe aus Ionftigen Sinnagmaguelen; j 

5) aufgehoben. (S. Art. 37 Abi. 2 bes Vandrats⸗Geſ. ©. 696.) 


*) Hiezu fiehe: 
a. da3 in vorftehender Anm. 3 genannte Armengeſetz. 
b. Art. 2—12 bes Ufseiepupgeieben und Art. 15 des Be- und Entwäſſerungs⸗ 
ejeges vom 28. Mai 1852, fiehe oben ©. 688 Anm. 36 lit. b; 
c. Urt. 6 und 8 des Schuldotationsgefehes oben S. 689 Anm. 36 lit. c. 
®) Außer Urt. 41 Abſ. III fiehe Art. 38 Abi. III-V des Armengejeges 
vom 3. Februar 1888. 
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Der Betrag ber zu erhebenden Kreisumlagen wird alljährlich un: 
—A des Landrates von dem Könige durch den 5 Ab: 
chied beftimmt. 

Die Verhandlungen der Vandräte find jeder StändeVBerfammlun; 
vorzulegen. 


Art. VI. 


Die budgetmäßig oder aus einem fonftigen Rechtögrunde für eines 
| geroiffen Sined beſtimmten Zuflüffe dürfen ausfchließlid nur hiefür ver: 
wendet werben. 


Art. VOI. 


Die ganze ordentliche Kreis-Schuldotation, wie ſolche durch bas 
Budget von 1843 fe geleht ift, und die allenfalls künftig noch Durch das 
Bubget zu gemwährende Erhöhung ber Dotation wird nad) Abzug Der au 
den Etats der Lyzeen, Gymnafien und der damit verbundenen Zatein- 
ſchulen, dann ber die Schullehrer-Seminarien nad) dem Etat von 1844 45 
treffenden Summen, den beutichen und ifolierten lateinifchen Schulen 
——— und die Verteilung unter die einzelnen Anſtalten dieſer Art 
mit Zuftimmung der Bandräte vorgenommen. 


Art. IX. 


Wenn entbehrlie Staatsgebäude zur unentgeltlihen Benügen 
für Kreisanſtalten überlaffen werden, fo genen bie Adaptierungs- un) 
h nterhaltungsfoften auf bie Kreisfonds für die Dauer diefer Benükung 

e 


r. 
Werben dergleichen Gebäude durch eine Regierungs-Verfügung zur 
Erfüllung eine allgemeinen Staatszweckes wieder zurüdgenommen , 
dem Regierungsbezirk entzogen, jo bat die Staatskaſſe nicht nur bie Me 
liorationen, ſondern auch die auf die Herrichtung für den befonberer 
Kreiszwed erlaufenen Ausgaben dem Kreisfonde zu erfehen. 


Art. X—XIV hier gegenftandslos. 


Anhang 1. 


Badfräge, 
ipeziell zum Diftrilts- und Landratsgeſetz. 


1) $ 44 des SonbiogBabiä. vom 9. Juni 1899 (Bef.- u. Verordn.⸗ 
BL. 320): Einziger Artikel. 

Bei Verteilung der Diftriltsumlagen — Art. 31 bes Gefehes vom 
28. Mat 1852, die Diftriftsräte betr. — ift auch die Einfommenfteuer 
in den Gejamtbetrag der im Diſtrikt zur Erhebung kommenden direkten 
Steuern einqubegiehen. 

Borftehende Beſtimmung tritt am 1. Januar 1900 in Kraft. (©. 
oben ©. 660 Anm. 3a.) 


2) Art. 101 und 102 des bayr. Ausf.-Gei. zum Bürgerl. Geſ. B. 
vom 9. Juni 1899 treffen Beſtimmung über die Rechte ber öffentlichen 
MWohlthätigkeit3anitalten — zu denen auch die hier einjchlägigen nkker 
und Kreisanftalten gehören — in Anjehung bes Nachlaſſes unterjtüßter 
oder verpflegter Bertonen. 


3) Die Art. 60 und 61 des bayr. Ausf.-Bef. zum Bürgerl. Geſ.B. 
vom 9. uni 1899 regeln die Haftung des Staates und der Kommunal 
verbänbde, zu welch’ leßteren auch bie Diſtrikts- und Kreisgemeinden ge= 
hören, für ihre Beamte. 

Weiter gibt Art. 165 des vorgenannten Ausf.-Gef. dem Art. 7 
Abſ. 2 des Verw.⸗Ger.Hofs⸗Geſ. — bezügtic der Entſcheidung der 
Vorfrage über die Schuld eines Beamten bezw. der Frage, ob der betr. 
Beamte ſfich einer noderſchreitung ſeiner Nee CHUR oder der Unter- 
laſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung jchuldig gemacht hat — 
eine neue Fafſung. 


4) Art. 89 des vorgenannten Ausf.Geſ. gibt den Gemeinden und 
anderen Kommunalverbänden, alfo auch den Diitrilts- und Kreisgemein⸗ 
den für Die Forderungen, die auß ber Verwaltung ihres Vermögens 
gegen den Verwalter entftehen, das Recht auf eine Sicherungshypothek an 
Grundftüden des Verwalters. 

iezu beftimmt Art. 50 des bayr. Uebergangsvorſchriften⸗Geſ. vom 
9, Yuni 1899, daß dieſes Recht auf eine Sicherungshypothek in ber 
Uebergangszeit d. h. bis zu ber Zeit, zu welcher das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen tft, als geſetzlicher Hypothekentitel gilt. 

ergl. hiehe auch die Beſtimmungen der Art. 12 und 106 des 
vorgenannten Ausf.Geſ. 


5) Wegen der Diſtriktsſparkaſſen iſt auch hier auf bie Beſtimmungen 
der Art. 109 bis 121 des obengenannten bayr. Ausf.-Bef. über „Deffent- - 
lihe Sparlaffen” zu verweiſen. 


6) Wegen ber Verjährung von Anfprüden ber Gemeinden refp. 
Diftritts- und SKreisgemeinden aus Rechisverhältniſſen bes öffentlichen 
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Rechtes auf eine Beldzahlung 3. B. Diftriltsumlagen fiehe Art. 124 des 
obengenannten bayr. Ausf.⸗ f . und wegen Derjäbrung Iol er Anſprũche 
gegen Diftrilts- und Sreisgemeinben 3. B. wegen erſatzes zu viel 
ezahlter Diſtrikts- oder Kreisumlagen Art. 125 eod., weiter Art. 126 
wegen Verjährung der Anſprüche auf Brüden- und Pflafterzölle und 
ähnliche Abgaben, welche infolge eines beſonderen Rechtsverhältnifies an 
eine Privatperjon zu entrichten find. 

Zu vorftehenden Ziff. 2 bis 6 fiehe auch die diesbezüglichen Aus- 
führungen in den Nachträgen zur Gemeinbeo nung. (Siede Nachtrüge“ 
zur Gemeindeordnung im nachttehenben Anbang II.) 





Anhang II. 


— ni 


Nachträge zu Band I und II 


auf Grund von Aenderungen in ber Geſetzgebung ꝛc. feit Erfcheinen ber betr. 
Lieferung (im Megifter bezeichnet dit a Beifügung der entiprechenden 
eitenzahl). 


Pr zu Bd. 1©.5 82 Anm. 26. 

Diefer Anm. 26 ift. beizufügen: Siehe hiezu auch das Reichs Geſ. vom 
2. Juli 1899 betr. Abänderung und Ergänzung des Geſetzes über die Rechts⸗ 
verhältniffe der deutihen Schußgebiete (Reichs Geſ.⸗Bl. Nr. 29 ©. 365). 


Nachtrag zu Bd. I ©. 56 8 18: Reichsjuſtizbehörden Nr. II. 

An Stelle des Abſ. II und 8 18 Nr. II ift zu Iepen: 

Bezüglih ber Militärgerichtsbarkeit fiche das Reichs⸗Geſ. vom 1. 
Dezember 1898: 

Die Militärftrafgerichtöorbnung (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 1898 Nr. 53 ©. 1189 ff.), 
beionders 88 71ff.: Das Reihsmilitärgericht; desgleichen das Einführungs: 
act zur tät ferafgerichtäorbnung vom 1. Dezember 1898 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. S. 
1289 ff.), ferner das Reichs⸗Geſ. vom 9. März 1899 betr. bie Einrichtung eines 
bejonderen Senats (vergl. 8 77 der MRititärkrafgerihtöorbnung und 8 33 des 
Einf.⸗Geſ. zur Militärftrafgerichtsorbnung) für das bayr. Heer bei bem Reichs⸗ 
milifärgericht in Berlin (ReichsGeſ.Bl. 1899 Nr. 8 ©. 135 f.). 


Nachtrag zu 8 22 Bb. I S. 64 Unm. 13: Zum Bmwed ber Berechnung 
der Wechſelſtempelſteuer und Reihsitempelabgabe find durch Bundes. 
ratsbeſchluß vom 9. März 1899, mitgeteilt durch Min.-Bel. vom 5. April 1899: 
Geſ.⸗ u. Berorbn.-Bl. S. 137—139, behufs Umrechnung der in einer anderen 
Neihömwährung ausgebrüdten Werte bie allgemein zu Grunde zu legenden Mittel- 
werte wie folgt feftgejebt: 


1 Pfund Sterlin = 240 A 
1 Frank, Lira, Wefeta (Gold), Läu, finniihe Mart = 080 „ 
1 öfterr. Gulden (Gold) = 2— „ 
1 diterr. Gulden (Währung) = 170, 
1 Ööfterr.-ung. Krone = 8 „ 
1 Gulden holländ. Währ. = 10 
1 ſtandinav. Krone = 1125, 
1 alter Golbrubel = 2 
1 Rubel 916 

1 alter Kreditrubel — 
1 türk. Piaſter = 018 „ 
1 Peſo (Gold) = A4- „ 
1 Dollar = 420 „ 
1 japan. Yen = 420 „ 
1 deutſch⸗oſtafrikan. oder indiſche Rupie = 1835 „ 


Weiter ift Durch obigen Bundesratäbeichluß noch zu Biff. 2 des Bundes⸗ 
ratsbeichluffes vom 7. Juli 1881 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. S. 245) angefügt worden, daß 
der Verwendungsvermerk ganz oder teilmweife mittelft der Schreibmafchine oder 
durch Stempelaufdrud hergeftellt werben kann und daB in diefem alle dad Datum 
nicht an ber durch den Bordrud bezeichneten Stelle zu ftehen braucht. 

Zum Vollzuge bed Börfengejehes vom 22. Yuni 1896 (Heichd-Wef.-BI. 
157 ff.) fiehe ferner die Min.-Bel. vom 21. November 1896 (Geſ.⸗ u. Berorbn.- 
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Bl. ©. 633 ff.); ferner für Anwendung des Reichsſtempelgeſetzes die Min.- Bet. 
vom 3. Auguſt 1897 über die Notierung von Terminpreijen für Waren an in- 
ländiichen Börſen (Gej.- u. Berordn.- Bl. ©. 275 f.). 
Endlich ift noch auf ©. 64 zu Anm. 11 Abſ. 2 (Wechielftempelfteuer) am 
Enbe beizufügen: und zu legterer die Bekanntmachung vom 21. September 1899 
—— «BI 553) betr. dad Berfahren bei Eritattung verborbener ſel⸗ 
empelzeichen, durch welche die Bekanntmachung vom 13. Dezember 1869 in Abſj. 
4 Ziff. 3 und in Abſ. 5 abgeändert worden iſt. 


Nachtrag zu Bb. I ©. 99 f. $ 35a Anm. 31. Zu Art. 4 Ziff. 7 und 14 
ber Neichöverfajfung. Diejer Anm. 31 ift als Abi. 3 beizufügen: Zu Ziff. 7 und 
14 fiehe auch das Reichs⸗Geſ. vom 22. Juni 1899 betr. das Flaggenredt ber 
Stauffahrtei-Schiffe (Reichs⸗Geſ.Bl. 1899 Nr. 24 ©. 319 f.); ſpeziell und befon- 
ders über die Kriegsd-Marine das Geſetz vom 10. April 1898 betr. bie beutfche 

lotte (das jogenannte Flottengeſe bh); Neichd-Wei.-Bl. 1898 Nr. 15 ©. 165 ff. 

ine neue Flottenvorlage behufs Bergrößerung der deutſchen Flotte in einer ber 
Bedeutung des bdeutichen Handel® und dem Anſehen des Ddeutichen Reiches ent- 
ſprechenden Weiſe ſteht in naher Ausficht. 


Nachtrag zu 8 44 8b. I ©. 159 Ff.: 
Die Auswanderung. 


Das Auswanderungsweſen wurde burch das Reichs⸗Geſ. vom 9. Juni 1897 
(Reichs⸗Geſ.⸗Vl. 1897 ©. 463 ff.) neu geregelt. Auf Grund des 8 21 dieſes Ge- 
jete3 hat der Bundesrat unterm 14. März 1898 über den Geidhäftäbetrieb ber 
Uuswanderungdunternehmer und Wgenten ausführliche bejondere Beſtimmungen 

etroffen. Dieje find durch Bundesratsbelanntmachung vom 14, März 1898 im 
eichs⸗Geſ.Vl. von 1898 Nr. 10 ©. 39 ff. publiziert. Im Hinblid auf den 
8 26 Abi. 2 diefer Bundesratsbelanntmahung wurde zum Vollzuge des vorge 
nannten Auswanderungsgeſetzes vom 9. Juni 1897 durch Taf. bayr. tbn. vom 
28. März 1898 (Geſ.⸗ u. Berorbn.-Bl. ©. 171 f.) über den Geſchäftsbetrieb ber 
Auswanderung3unternehmer und Wgenten beitimmt: 

1. daß die Befugniſſe der „Lanbeszentralbehörbe” und der „Auffichts- 
börde” vom kgl. Staatsminifterium db. %., die Befugniſſe der „höheren 
Berwaltungsbehörden”“ von ben Tgl. Kreiäregierungen, 8. d. Z., und 
jene ber „Polizeibehörben* von den Diftriftd- und viäpoligeibchörben, 

in München von der kgl. Polizeidirektion ausgeübt w , 
erner: 


2. daß die kgl. Verordn. vom 7. Juni 1862 betr. die Beforderung von 
Auswanderern nach überſeeiſchen Ländern mit 1. April 1898 außer 
Kraft tritt, da mit 1. April 1898 die reichögeleglichen Beſtimmungen 
in ®irffamleit traten (8 50 des Gel. vom 9. Juni 1897); 

weiter ift durch kgl. babr. Berordn. vom 29. März 1898 (Gef.- u. Verorbn-BL 

S. 172 f.) angeordnet, Daß die von ben Auswanderungsunternehmern und Agenten 

nad) den 88 5, 7 und 14 deö Auswanderungsgeſetzes zu beftellenden Kautionen 

in barem Gelbe oder in Schuldverfchreibungen des Dentichen Reiches ober eines 

Bundesſtaates bei den Diftriltöverwaltungsbehörben ber gewerblichen Rieberlaffung 

bes Unternehmers und Agenten und, wenn ber Unternehmer eine liche 

Niederlaſſung im Reichsgebiete, der Agent eine ſolche in Bayern nicht (84a 

bezw. $ 13 Abſ. 1 des Geſ.), bei der Diftriltsverwaltumgsbehörde bes —— 

des vom Unternehmer beſtellten Bevollmächtigten bezw. bes Agenten (in München 
bei der kgl. Polizeidirektion) zu hinterlegen und gleich anderen Adminiftratid- 
depofiten zu behandeln find. 


Außerdem darf in fämtlichen obenbezeichneten Fällen den Auswanberumgs- 
unternehmern und Agenten geftattet werben, die zu befelenben t 
in! bei der Rendantur des Reichsinvalidenfonds in in (Boßkraße) zu 
nterlegen. 
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Nachtrag Bd. I ©. 191 zu $ 6 ded Staatsangehörigleitsgejeßeg 
Anm. 19. 


Die Anm. 19 zu & 6 1. c. erhält auf S. 191 noch folgenden Abi. 3: 

Giehe noch Min.-Bel. vom 6. November 1897 „Behandlung von Natura- 
lifationdgefuden betr.” (Min.-Bl. 1897 ©. 504 ff.) mit Belanntgabe eines 
Berzeichnifes derjenigen „höheren Berwaltungsbehörben” im Sinne des 8 6 be3 
Staatsangehörigfeitögejeges, welche bie in diefem 8 6 vorgejehenen Aufnahme- 
und Naturaliſationsurkunden in den einzelnen beutfchen Staaten aus- 
zufertigen haben; 3. 8. für Preußen die kgl. Negierungspräfibenten, fpeziell 
für Berlin der kgl. Bolizeipräfident ; für Sadjen die fgl. Kreishauptmannichaft, 
für Württemberg die tgl. Kreidregierungen, für Baden bie großherzogl. Landes⸗ 
kommiſſion 2e., für Bayern fiehe Wbf. 1 diefer Anm. 19. 


Nachtrag zu 847 Bd. IS. 230 und 231 Ziff. A und 5: Verdienftorben 
ber bayrischen Krone und vom heiligen Michael. Durch kgl. Berorbn. vom 14. Mai 
1898 find die Berorbn. vom 16. Februar 1824 und bezw. 21. Dezember 1848 
über bie Unterftüßungsbeiträge aus den Fonds des kgl. Derbienftorbend der bayr. 
Krone und des kgl. Berdienftordend vom heiligen Michael abgeändert worden. 
Siehe Geſ.⸗ u. Verordn.-Bl. 1898 Nr. 22 ©. 259 bis 261. 


Nachtrag zu $ 49 Bd. I ©. 239 Unm. 7: Samilienfideilommiffe 
wurden meiter bis Oltober 1899 errichtet: 


1896 : 26. September (Gef.- u. Verordn.⸗Bl. ©. 589 ff.): Joh. Herm. von Hee- 
ren'ſches YFamilienfid. Rottenbuch. 
„ 1. Oftober (Gej.- u. Verordn.⸗Bl. ©. 601 ff.): Vermehrung bes Graf Arco⸗ 
Zinneberg'ſchen Yamilienfid. 
1897: 9. November (Geſ.⸗ u. VBerordn.-Bl. S. 377 ff.): das Freiherrl. Grunelius’- 
ſche Familienfid. 
1898: * a (Gej.- u. Berordn.:Bl. ©. 157 ff.): das Robert v. Froelich'ſche 
amilienfid. 
„ 30. November (Gef.- u. Berordn.-Bl. 1899 ©. 17 ff.): das Freiherrl. v. 
Barth’iche Familienfib. Yarmating, 
n F ee Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. 1899 ©. 39 ff.): das v. Ranke'ſche 
ilienfid. 
1899: 7. März (Bel.- u. Berordn.-Bl. ©. 95 ff.): Freiherrl. v. Gumppenberg- 
Peuerbach'ſches Yamilienfid. Baierbad). 
„ 21 März (Gef.- u. Verordn.⸗Bl. S. 109 ff): Sreiherrl. v. Pappus⸗Traz⸗ 
berg’iches Familienfid. Siehe auch oben ©. 239 Anm. 7, 
.„ 4. Mai (Geſ. u. Verordn.⸗Bl. ©. 269 ff.): Freiherrl. v. Mauchenheim gen. 
Bechtolsheim'ſches Familienfid. 
„ 23. September: Vermehrung des (am 4. Auguſt 1888 beſtätigten) Graf zu 
Arco-Binneberg’ihen Yamilienfid. (Gej.- u. Verordn. Bl. 1899 ©. 867 ff.) 
Siehe auch oben unter 1. Oftober 1896. - 


Nachtrag zu 8 49 der Adel Bd. I ©. 240 Abſ. 1 am Ende: 

Siehe nunmehr auch das Geſetz vom 9. Juni 1899 „die Abldſung ber 
Steuer-, Umlagen⸗ und Bollfreiheit der Stanbesherren betr.” Geſ.⸗ u. Verordn.⸗ 
Bl. 1899 Nr. 28 Beil. S. 225 und IV. Berf.-Beil. 88 53, 55 und 56, welche 
durch dieſes Geſetz geändert werden. 


Nachtrag zu 851 Bd. IS. 246 ff.: Das Landtagswahlgeſeßg betr.*) 
Hiezu fiehe nunmehr: Comm. von Dr. Ludw. Aug. d. Müller, in 


») Im epemroärtigen Landtage wurbe bereitß Antrag auf Ubänberung bed Lanbtagß- 
wablgejeges gehe t. Sollte biefer Antrag eine Mbänderung zur Yolge gaben , fo wirb in 
einem Nachtrage in dem im nächſten Jahre ericheinenden II. Bande das neue bezw. neu⸗ 
abgeändberte Lanbtegowahlgeſetz entiprechendbe Behandlung finden. 


Pohl. Sanbbud. IT. 45 


706 Anhang III. Nachträge zu Band I und IL 


dritter Muflage neu bearbeitet von Karl Krazeijen, Oberregierngdrat im 
Staatsmin. d. J. München 1899 (C. H. Bed’fcher Verlag); ferner Comm. vor 
Julius Henle, Egl. Reg.-Aff. Ansbach 1899 (Berlag von E. Brügel & Sohn). 
Indem wir auf bieje treiflichen Commentare verweifen, heben wir nur hervor, 
Daß dur Min.-E. vom 14. April 1899 die Min.E. vom 2. April 1881 ın ben 
Beftimmungen ihrer 88 13, 24, 26, 27, 33, 43 und 45 geänbert, beögleichen auch 
eine Abänderung des Protokoll⸗Formulars angeordnet wurde. Durch diefe Aen⸗ 
derungen wird bie Wbficht verfolgt, die vielfachen Schwierigkeiten thunlichſt zu 
vermeiden, welche fi) auf Grund der Beitimmung des Art. 1 Abi. 2 bes La 
wahlgeſetzes in denjenigen Städten ergeben müflen, in welchen ſeit der Wo 
zählung vom 1. Dezember 1875 die Bevöllerung ftark in Bunabme begriffen war 
bezw. die Bevölkerungszahl erheblich geftiegen ift (3. B. Munchen, Rürnberg zc.) 

Ueber die durch diefe Min.-E. vom 14. April 1899 getroffenen Aende⸗ 
rungen ſiehe Müller-Srazeifen Comm. Einleitung 8 8 ©. 16 f. Ziff. 1 bis 5. 

Dies vorausgeichidt find nachftehende Abänderungen der Min. E. vom 2. 
April 1881 zu vermerlen: 


a) 5 13 (©. 263 Anm. 29) hat einen neuen Abſ. 2 erhalten mit folgen: 
dem Wortlaut: In Wahlfreifen oder Beftandteilen von Wahlkreiſen. 
welche feit dem Jahre 1875 eine ſtarke Bevölkerungsmehrung erfa 
haben, ift, behufs Erleichterung der Abwicklung des Wahlgeichäftes, 
thunlichſt auf die Bildung foldher Urwahlbezirte Bedacht zu nehmen, 
in welden nur drei Wahlmänner zu wählen find; hiebei ift jedoch 
jerbftverftändfich immer forgfältig zu beachten, daß für die 
nach Art. 14 des Geſetzes das Ergebnis der Bolfdzählung vom 1. De 
zember 1875 maßgebend ift. 

b) 8 24 (©. 267 Anm. 43a — nidt Anm. 34a) erhielt einen Wbi. ? 
mit dem Wortlaute: In allen Fällen find die Wahllommifläre zur 
rechtzeitigen Erklärung darüber zu veranlafien, auf weldye Stunbe fie 
bei der von ihnen gemäß 8 33 der gegenwärtigen Anweiſung vorzu- 
nehmenden Berfündigung den Schluß ber Stimmabgabe, und auf weiche 
Stunde fie die Bekanntgabe bes Wahlergebnifles feftzujegen beabfichti 
damit die bezügliche Mitteilung in die gemäß 8 27 zu erlaffende 
kanntmachung aufgenommen werden kann. 

c) 8* (S. 267 Anm. 43a) lautet aber Die Dauer ber erften 

ahlhandlung bei ber Urwahl muß mindeſtens vier Stunden unfaflen 
und kann —— für räumlich ſehr ausge Urwahlbezirfe, 
namentlich in Gebirgögegenden, ſowie für ſolche Urwahlbezirke, 
deren Bevdlferung jeit dem Jahre 1875 eine erheblide 
Vermehrung erfahren Hat, den Verhältniſſen entiprechenb Länger 
bemeſſen werben. 

d) Be (S. 267/268 Anm. 43 a) hat zwiſchen Abſ. 1 und 2 einen neuen 

bj. eingejchoben erhalten. 8 27 lautet daher: 
Abſ. 1 wie bisher (Bd. I ©. 267 unten), 
Ubi. 2: Ferner ift hiebei befannt ir geben, 
1. et welche ‚ofunbe er Wahlkommiſſär dad Ende der Stimmabgabe 
eitteßen wird, 
2, au welcher Stunde ber Wahllommiffär das Ergebnis ber erfien 
ahlhandlung verkünden wirb. 
Abſ. 3: wie bisher Abſ. 2 (Od. I ©. 268 oben). 

e) 8 33 (©. 268 Anm. 43a) lautet nunmehr: 

Bor dem Beginne der Abftimmung hat der Wahllommifjär zu ver- 


1. um weldye Stunde die S timmabgabe enbet, 

2, u welcher Stunbe der Bahltommifjär bad Ergebnis ber erſten 
ahlhandlung verkünden wird, 

3. daß, wenn dieſe Wahlhandlung zu keinem oder zu keinem voll ſtaͤn⸗ 





Anhang III. Nachträge zu Band I und II. 707 


bigen Ergebniffe führen follte, eine zweite Wahlhandlung ftattfinden 
wir 


4. daß fofort nach Verkündung bed Ergebniffes ber erften Wahlhand- 
Iung belannt gegeben wird, ob eine zweite Wahlhandlung ftattfindet, 
wann diefe beginnt und endigt, mie viele Wahlmänner hiebei zu 
wählen find und wann das Ergebni3 befannt gemacht werden wird, 

5. daß bezüglich etwa noch erforberficyer weiterer Wahlhandlungen das 
gleiche Verfahren Platz greifen wird. 

Megen bed Endtermines einer etwa noch erforderlichen ziweiten 
Wahlhandlung hat der Wahllommiflär vor ber obigen Verkündigung 
fih mit dem Wahlausſchuſſe zu benehmen. 

f) 8 43 (©. 270 Unm. 43a) lautet nunmehr: Hat fih in ber erften 

ahlhandlung für feinen Wahlmann oder doch nicht für die Vollzahl 
der zu mwählenden Wahlmänner bie abjolute Stimmenmehrheit ergeben, 
jo ijt eine zweite Wahlhandlung erforderlih. Dieſe Wahlhandlung 
kann entweder fofort nach Belanntgabe bes Ergebnifiee ber eriten Wahl⸗ 
handlung begonnen oder bei diefer Belanntgabe auf einen Turzen Ter- 
min jpäter oder auf ben nächſtfolgenden Tag anberaumt werben. 

Leptered hat nur ausnahmsweiſe und nur in ſolchen Urwahlbezirken 
zu geichehen, wo ein abjolutes Bedürfnis dafür vorliegt; ein ſolches 
wird hauptfächlich vereinzelt in größeren Städten hervortreten. Hiebei 
wird immer voraudgejeht, daß die Wähler am Orte der Wahlhandlung 
felbft oder in nicht zu weiter Entfernung von demfelben ihren Wohn⸗ 
fiß haben. 

g) —* (S. 270 f. Anm. 43a) lautet jetzt: Am Anfange der zweiten 

ablhandlung hat von Seiten des Wahllommiffärd eine Berinbung 

nad) Maßgabe ber hier finngemäß anzuwendenden Vorjchriften des 8 

zu erfolgen. 

h) zu 8 56 (©. 275 Anm. 55) iſt zu bemerken, bat das in diefem 8 56 
genannte Protokoll bei der Urwahl, abgebrudt als Anlage I der Min.E. 
bom 2. April 1881 bei Web. Bd. 15, 42 f. (Min.-Bl. 1881 ©. 94 ff.) 
in Ubi. 6 nunmehr folgenden Wortlaut Hat: 

Der Wahlkommiſſär verkündete: 

a) daß die Stimmabgabe um ... Uhr nachmittags endete, 

b) daß er das Ergebnis ber Wahlhandlung um... Uhr nachmittags 
verfünden wird, 

c) daB, wenn dieſe Me Ahlen (0 zu keinem oder zu feinem voll- 
Iränbigen, Ergebnifle hren ſollte, eine zweite Wahlbandlung ftatt- 

* 


en wird, 

d) daß ſofort nach Verkündung des Ergebniſſes der erſten Wahlhand⸗ 
lung bekannt gegeben wird, ob eine zweite Wahlhandlung ſtatt⸗ 
findet, warn bieje beginnt und endigt, wie viele Wahlmänner hiebei 
zu wählen find und warn das Ergebnid befannt gemacht werden 


wird, 
e) daß bezüglich etwa noch erforderlicher weiterer Wahlhandlungen das 
leihe Berfahren Platz greifen wird. 
ndlich hat dieſes Protofollformular auf der vorleßten und letzten 


Beile des viertlegten Abjages ben Wortlaut: „(am ...., den ...... , 
I ri Uhr ... . mittags)" — ftatt bisher (um .... Uhr): Web. 


Die jämtlichen zum Bollzuge des Landtagswahlgeſetzes ergangenen Voll⸗ 
zugsporjchriften bezw. Min.⸗Bekanntmachungen und ⸗Entſchließungen finden fich 
abgedrudt — unb zwar nach ber Beitfolge georbnet — im obenerwähnten Comm. 
bon Henle ©. 65 bis 120, ferner bei Web. Bd. 14, 737 102. März 1881, Be⸗ 
kanntmachung bes revib. a nbtanetvnpgeiege® vom 21. 3 1881), Bd. 14, 
762 f.: Min.-E, vom 24. März 1881 „Die erfimalige Herftellung, dffentliche Aus⸗ 


45* 
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legung und Abichließung der Wählerliften; Min.-E. vom 22. April 1881: ®b. 15, 
63; weiter bie oben näher behanbelte, Durch die Min.-E. vom 14. April 1899 
(Min.-Bl. 127) abgeänderte Min.-E. vom 2. April 1881: Bd. 15, 31 ff. 
Serner: Web. Bd. 15, 82: Min.-E. vom 18. Mai 1881. 
8b. 15, 205: Min.-E. vom 24. Mai 1881. 
Bd. 15, 64 Anm. 2: Min.-E. vom 2. uni 1881 (zu obengenannter 
Min. E. vom 9. April 1881). 
Bd. 15, 385 Anm. 4: Min.-E. vom 16. uni 1881 (zn 8 17 Saß 3 ber 
Min.-E. vom 2. April 1881). 
Bd. 15, 278: Min.-E. vom 27. Juni 1881. 
Bd. 15, 40 Anm. 12: Min.-E. vom 27. Zuni 1881 (zu 8 51 bj. 4 ber 
Boilgugävoricriften d bom 2. Auguſt 1881). 
b. 15, 41 Anm. 13: Min.E. F 27. vielmehr N am 28. Juri 
1881 u ‚s 56 Fr 3 der Bollzugsvorfchriften vom 2. April 1 
Bd. 15, 296: Min. E. vom 1. Juli 1881. 
8b. 15, 278 Anm. 2: Min-E, vom 4. Juli 1881 (zu Ziff. II ber oben- 
genannten Min.-E. vom 27. Juni 1881). 
33. 15, 305: Min.-E. vom 10. Juli 1881. 
d. 15, 426: fat. I. Verordn. a 1. September 1881 (zum Bollzug der 
Art. 36 a. 1 des Sa tagemahgeiehe?) 
Bd. 15, 42 Anm. 14: Mi vom 17. März 1882 (zu 856 Abſ. 3 der 
ollzugboorfiriften vom 2. Aprif 1881), 
Min.-E. vom 19. Auguft 1882, Revifion und Berichtigung 
der Wählerliften betr. 
Bd. 16, 100: Min.-E. vom 27. Januar 1883 (Wahlbereihtigung ber Mi⸗ 
fttärperfonen). 
Schließlich ſiehe über die Zahl der zu wählenden 2 ogeochneien, Danz die 
Ueberficht der Wahftreije in Anlage I und II der Min.-Bel, vom 10. Jumi 1819 
TS ber Landtagsabgeordneten betr.” (Gef.- u. Berordn.-Bl. 1899 Rr. 29 


Endlich wird noch bemerft, daß bucdi Art. 140 des bayr. Ausf. Geſ. zum 
Bürgerl. Geſ.B. der Art. 5 Abi. 2 Biff. 1 des Landtagswahlgefeßed nunmehr 
folgende, Faſſung erhält: 

1. Perſonen, welche entmündigt ober nach 8 1906 des Bürgerl. Geſ.B 
unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt jind. *) 


Nachtrag zu 8 566 Bd. I ©. 287 Ziff. 4 Anm. 21: Die kgl. Brand- 
verſicherungskammer. 

Die Verordn. vom 30. Auguft 1875 (Geſ.⸗ u. Verordn⸗Bl. 567) „die IgL 
Brandverficherungdlammer betr.” ift durch bie tgl. Berorbn. gleichen Vetreifs vorm 
15. Dezember 1896 (Gef.- u. Berorbn.-Bl. ©. 663 ff.) einer Reviſion unterzogen 
worden. Leßtgenannte Berordn. trat am 1. Januar 1897 in Wirkſamkeit. 

Bezüglich eines gejeglichen a ie bezw. des Rechtes auf Er- 
langung einer Sicherungs⸗Hypot hek für Korderungen ber Brandverficherumgt- 
anftalt fiehe Art. 50 und 55 Abf. III, ferner für die Rheinpfalz . 120, 121 und 
122 des bayr. Uebergangsvo qᷣriften· Geſ zum Bürgerl. Geſ.⸗V. —— .Juri 
1899. Endlich iſt hierher noch zu bemerken, daß durch Art. 164 bes bayr. Ausi- 
Bel. jum Dürger!. Geſ.B. vom 9. Juni 1899 dad Geſetz vom 3. April 1875 
über Die Brandverficherungsanitalt für Gebäude in den Landesteilen rechts des 
Rheins in feinen Artikel 3 Abſ. 1, 10, 14, 15 bi. 3, 89 Abf. 3, 43 
1 und 2, 46, 71, 75, 77 Abſ. 1, A bgränbert wurde und feine Art. Rn abf. 2, 
Abj. A Gab 2, 47 Abi. 2, 72, 78 Mbf. 1 Biff. 3 und 88 Gap 2 aufgehoben 
worden fi (Siehe Art. 164 des genannten Ausf.-Bei.), ferner daß durch Art. 
172 bes nämlichen Ausf.-Gel. ber Art. 4 des Gel. v. 5. Mai 1890 „bie Ber- 
einigung ber Brandverficdgerungsanftalt ber Pfalz mit jener in ben Zandesteilen 


2 


°) Siehe hiezu Nachtrag Bb. TI ©. 158 zu Urt. 15 Abſ. V ber Gem. -Drbn,. Unm, 
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rechts des Rheins ꝛc. betr.” aufgehoben wurde (und zwar vom 1. Januar 
1900 an). 


Nachtrag zu 8 56 Bd. IS. 288: Nah Ziff. 5 im Texte auf ©. 288 ift ein- 
zuichalten: 5a) das Hybrotehnifhe Bureau**s); ferner ift nah Anm. 24 
auf diefer ©. 288 einzufchalten: Anm. 24a) Siehe Berordn. vom 18. Juni 1898, 
Zu ung eines hydrotechniſchen Bureau betr. (Gef.- u. Verordn.-Bl. ©. 


Weiter fei hier noch hingewieſen auf die Min.-Entichl. vom 3. Februar 

1897 „die BWajjerverforgung der Gemeinden, bier die hemifche Unter- 

f z u 2 a Wafferd bei Herftellung neuer Waflerleitungen betr.” (Min.-Bt. 
TS 47 ff.). 


Nachtrag zu 8 56 Bd. I ©. 20 f. Anm. 37 und 38: Archive. Ueber 
die Benützung der Landesarchive wurden neue Beitimmungen getroffen durch 
die Min.Vek. vom 28. Yebruar 1999. Diefe Belanntmahung trat mit ihrer 
PBublilation in Kraft und traten zugleich alle bisher erlaffenen entgegenftehenden 
Minifterialentfchließungen außer Wirffamteit; deögleichen wurden mit Allerh. Er- 
mädtigung bie einjchlägigen Beitimmungen des Regl. vom 23. September 1817 
über Die Hediobenugung (Web. 1, 542), der Igl. Verordn. vom 21. Januar 1837 
über die Unterordnung der noch bejtehenden äußeren Archive und Archivfonjerva- 
torien unter dag allgemeine Reichsarchiv (Reg.Bl. 1837 ©. 94), jowie die Allerh. 
Entſchl. vom 25. Januar 1839 über die Arcdhivalienabforderung durch bie Regie 
ee hammern außer Wirkſamkeit gejegt. (Gej.- u. Berorbn.-Bl. 1899 Nr. 

). 


Nachtrag zu Bd. I ©. 292 zu 8 56 Hiff. 23 und Anm. 45. 
Dieſer Vortrag hat zu lauten: 
2. Die Landes-Moorfulturanftalt.*) 

4. ⁊c. 


**), Siehe hiezu die Min.-E. vom 12. Dezember 1894 Nr. 21363 „die 
Förderung der Moorkultur betr.“ BI. für admin. dr. Bd. 46, 23 und befonders 
die Min.-Entidhl. vom 29. Mai 1897 „die Landes-Moorkulturanftalt betr.” (Min.- 
Bl. 1897 ©. 178 f.). 

Die Landes-Moorkulturanftalt hat die bayr. Moore in naturmwifjenichaft- 
licher Richtung eingehend zu unterjudhen und auf Grund dieſer Unterjuchungen 
unter Berüdijichtigung der gleichzeitig in fyrage kommenden mwirtichaftlichen Ver⸗ 
hältniffe diejenigen Moorflächen eitguftellen, welche für landwirtichaftliche, forft- 
liche oder techniſche Zwecke verwendbar find. 


Nachtrag zu Bb. I ©. 294 lit. p bie polytechniſche Schule in München. 
Diefe Mit. P bat zu lauten: 
lit. p: die polytechniſche Schule zu München, jet techniſche Hochſchule. 
(Siehe hiezu die organ. Beftimmungen vom 6. Auguft 1877 in der durch 
ie Ullerh. Entſchl. vom 18. Juni 1880 und 16. Juli 1897 angeordneten 
Faffung, neuerdings revidiert und ald „Werfajjung der Fgl. bayr. 
techniſchen Hochſchule in Münden“ mit Allerh. Berordn. vom 
27. Juni 1899 genehmigt und im Gef.- u. Berordn.-Bl. 1899 Nr. 32 
©. 382 ff. publiziert.) 


Nachtrag zu 8 58 Bd. I ©. 303 lit. 1: Diefer lit. 1 ift beizufügen: 

Die Foritichule bezw. Forftlehranftalt zu Aſchaffenburg Hat — unbe- 
ichabet der durch die Verordn. vom 21. Yuguft 1881 bezw. durch die Verordn. 
vom 30. Juni 1892 (Web. 31, 526) getroffenen organifatoriichen Beſtimmungen 
— von Jahre 1899 an die VBezeihnung Königliche Forſtliche Da 
ihule Aſchaffenburg“ zu tragen. (Verordn. vom 21. Dezember 1898 Geſ.⸗ 
u. Berordn.-Bl. S. 619 5 
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Nachtrag zu 8 62 3b. IS. 300: Die Staatsdiener. Hiezu fiche Verorda. 
vom 11. Dezember 1898 (Gef.- u. Verordn.⸗Bl. ©. 608 f.), nach weicher bie Ber- 
pflihtung der Beamten und Bedienfteten des Livilftaatsdienftes zur 
von Amtsbürgichaften für das Aerar aufgehoben mwurbe. (Bergl- hiezu a 
Das Reichs⸗Geſ. vom 20. Februar 1898 megen Aufhebung ber Kautionzpflidk 
ber Reichöbeamten, Reichs⸗Geſ.Bl. 1898 ©. 29.) 


Nachtrag zu Bd. I ©. 328 und 329 8 66. Auslieferungen. 
Auf Seite 328 Bd. I Hat ber Vortrag unter Ad A Wr. II Ziff. 1 ir. g 
zu lauten: 
g) Niederlande. Auslieferungdvertrag zwiſchen dem beutichen Reiche 
und den Niederlanden vom 31. Dezember 1896 (Reidhd-Wej.-BL 1897 
Nr. 42 vom 25. Oltober 1897 ©. 731 ff.), in Giltigkeit getreten am 
24. Januar 1898. Siehe biezu weiter Min.⸗Vek, vom 28. Mai 18% 
(Min-Bl. 1898 Nr. 29 S. 437 f.), ferner Min.-E. vom 29. Unguk 
1899 (Min.-Bt. ©. 501): den Vollzug bes beutich-niederländ. Uns 
lteferungdvertr. vom 81. Dezember 1896 betr. 
©. 329 I) Schweiz: Hier ift am Schluß ber lit. 1 noch beizufügen: Siehe aud 
Belanntmahung vom 25. Uprif 1893 (Web. 33, 140) und vom 16, 
Juli 1890 (Min⸗Bl. ©. 363 ff.; Web. 30, 288 ff.) und zu Ziff. 4 der 
legteren bie Min.-Bel. vom 22. Januar 1897 (Min. S. 48 f.). 


Nachtrag zu Bd. I ©. 340 ff. 88 72—75: Die Staatöfteuern. 

I. Direlte Steuern. 
Un Stelle diefer 88 72—75 auf Seite 340 bis 365 treten folgende Aus- 

führungen. 
Die Htaats-Hienern. 
I. Direlte Steuern. 
8 78. 
Allgemeines. 


Die direkten Steuern in Bayern find: 


1. Die Einfommenfteuer. 

2, Die Kapitalrentenfteuer. 

3. Die Gewerbefteuer inkl. der fog. Haufierftener. 
4. Die Grunbfteuer und 

5. Die Hausſteuer. 


Maßgebend für diefe direften Staatsfteuern it zum Zeil noch die Geſe 
gebung von 1881, teild die von 1899. Grund- und Hausſteuer richten ſich — 
abgejehen von den unmejentlichen Abänderungen bed Grundſteuergeſetzes durch Urt 
186 des bayr. Ausf.-Gei. zum Bürgerl. &ej.-B. vom 9. Juli 1899 — noch nad 
den Geſetzen vom 19. Mai 1881, belannt gegeben durch Min.-VBel. vom 10. Jusi 
1881 (Web. 15, 223). Hierüber fiehe die 88 76 und 77 ©. 365 ff. Dagegen 
wurden die Geſetze über Einlommen-, Kapitalventen- und Gewerbefteuer vom 
Jahre 1881 einer eingehenden Revifion umterworfen und find dieſe Materien durch 
Die nachftehenben drei Geſetze neu geregelt worden: 
1. Geſetz vom 9. Juni 1899: die Einfommenfteuer beit. Be.- m 
Berordn.-Bi. 1899 Nr. 28 Beilage ©. 227 big 258. 

2. Seleh vom 9. Juni 1899: Die Kapitalrentenfteuer beir. Ge. 
u. Verorbn.-Bl. 1899 Nr. 28 Beilage S. 259 bis 274. 

3. Geſetz vom 9. Juni 1899: Die Gemerbefteuer betr. Geſ⸗ u, Ber- 
ordn.-Bl. 1899 Nr. 28 Beilage ©. 275 bis 364, und hiezu Das Geheg 
vom 10. März 1879 in der Faſſung des Geſetzes vom 20. 
1897 „die Beſteuerung bed Gewerbebetriebes im Umber- 
ziehen betr.“ Gej.- u. Berordn.-Bl. 1897 ©. 415 ff. vielmehr S. 434 
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bi3 437 mit Min.-Bel, vom 23, Dezember 1897, den Bollzug bes Ge⸗ 


ſetzes dom 3 Ba or über die Beſteuerung bes Gewerbe⸗ 


betrieb3 im Umberziehen betr. &ej.- u. Berordn.-Bl. 1897 ©. 423 f. 


878. 
I. Das Eintommenfteuergeiet. *) 


Das gegenwärtig giltige Einfommenfteuergefe vom 9. uni 1899 kam zu 
Stande auf Grund des Geſamtbeſchluſſes beider Kammern dahin gehend: daß die 
Eintommenfteuer im Gegenhalte zur jetigen Skala (1881) in den mittleren und 
höheren Süßen allmählig anfteigend enehbethenb erhöht, bie Steuerbefreiung ber 
Ausländer aber, ſoweit zuläflig, befeitigt merbe. 

Nach diefem Geſetze vom 9. Juni 1899 erfcheint nun Jeder als fteuer- 
piliätig, welcher ein Einkommen bezieht, das nicht bereit3 mit Grund-, Haus-, 
Gewerb- oder Kapitalrentenfteuer angelegt ift, gleichviel, ob biejes Einkommen 
Rändig oder unftändig ift, ob es in Gelb, Geldeswert oder in gelbwertem Nuß- 
genufje beftebt. (Art. 1 lc) Gegenſtand der Eintommenfteuer ift aber nur 
da2 duch eine regelmäßige, fortlaufende Ermwerbäthätigfeit erzielte Ein- 
ommen. 

Der Eintommenfteuer ift hienach unterworfen: 

1. Das Einfommen aus Xohnarbeit, und zwar: der nad) ein- 
facher Tagarbeit bemefjene Verdienſt der gewöhnlichen Tagelöhner, 
Dienftboten, Lohndiener, Handwerksgeſellen, Gewerbsgehilfen und Fa⸗ 
brikarbeiter, ferner der Verdienſt von Schreibern und anderen Perſonen, 
wenn ihr a durch ben Dienftvertrag nicht für einen Monat 
oder länger gelichert if. (Mrt. 2 lit. a.) 

Den Mofa der Unlage bei diefem Einkommen aus Lohnarbeit 
bildet der ort3- oder geichäftsäbliche Arbeitsverdienft eines Tages 
einichließlich der nach ortsüblichen Preiſen anzufchlagenden geldwerten 
eatueafbegüge (freie Wohnung, Koft, Kleidung und dergleichen). Er- 
folgt die Ablohnung in möchentlichen oder monatlichen Raten oder in 
Städlöhnen (in Aktord), jo ift foldye nach biefen Raten bezw. Stüd- 
löhnen einjchlieglich der gewährten Naturalbezüge auf den eintägigen 
Berdienft zurüdzuführen. Beläuft fich ber Tagesverbienft eines nach 
borftehender ir 1 Steuerpflichtigen im Durchſchnitte höher als auf 
meieinhalb Mark, jo erfolgt die Einfteuerung nach denjenigen Be⸗ 
— — welche für die unter nachſtehenden Ziff. 2 bis 6 aufgeführten 
Einkommensgattungen gelten (Art. 7 mit 8). 

2. Das Einlommen aus willenjchaftlicher oder fünftleriicher Beichäftigung ; 
inäbejondere der Gejchäftderwerb aus dem Betriebe der Rechtsanwalt⸗ 
ichaft, des Notariatd, der ärztlichen Praxis, ferner der Verdienſt durch 
literarifche Urbeiten oder durch Erteilung von Unterricht, dann das 
Einlommen aus dem Betriebe der Muſik und ber bildenden Künfte, 
ſowie allen fonftigen Berufsarten, welche wiſſenſchaftliche oder Hinft- 
lerifche Borbildung zu erforbern pflegen, foferne jolche nicht wegen ge- 
werbämäßiger Ausübung fich aur Einreihung unter bie Gewerbeſteuer 
eignen, endlich ber Berdienit der Bezirfögeometer, Gericht3pollzieher, 
a und Gemeinde-Einnehmer, Aichmeiſter und dergleichen (Art. 2 
ıt. D). 


*) Siehe hiezu die trefflich Lommentierte Uußgabe von Wolfram u. Brenner, welche 
um fo mehr Beachtung verbient, als ihr Mitverfafier Rechtsrat Wolftam als Mann ber Braris 
und ala feinerzeitiger Referentin der Abgeorbnetentammer in eriter Linie be 
rufen erfcheint, die Steuergefeße zu Tommentieren. Eit.: Wolfram. gerne: fiehe Die Min.-Bet. 
vom 10. uguft 1899, den Boa bes Geſetzes vom 9. Juni 1809 über die Eintommenftener 
betr. (&ef.- u. Berorbn.-Bl. ©. 525 ff.) 
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3. Das Einkommen aus genachteien Delonomiegütern mit felbitänbigen 
Wirtichaftsgebäuden, gleichviel, ob der Pächter die Verpflichtung zur 
Entrichtung der Grundftener übernommen hat oder nicht, ebenjo Das 
ale aus der Verpachtung von Bewerben. (Art. 2 lit. c, ferner 

tt. 8). 

Das Eintommen aus einzelnen erpadhteten oder der pachteten 
Grundjtüden unterliegt nicht der Einfommenfteuer; das Einfommen aus 
Bergbau unterliegt jet dem Gewerbeſteuergeſetz. (Siehe Wolirem 
Anm. 2 und 5 zu Art. 2.) 

4. Das Einfommen aus Beſoldungen und Dienftegemolumenten, Daun aus 

Penfionen, Rubegehalten und Alimentationen der Hof-, Staat, Mi- 

litär-, Kirchen-, Gemeinde» und Stiftungsdiener, ſowie aus Penfionen 

und Alimentationen ihrer Hinterlafienen, dann aus den nach bem Dienft- 
bertrag für einen Monat oder länger geficherten VBezügen von Privat- 
bedienfteten, fowie aus den Penfions- und Alimentationgbezügen folder 

Bedienfteten und ihrer Hinterfafjenen. (Art. 2 lit. d.) 

Bei Dienfterträgniffen find die in Art. 9 I. c. aufgeführten Gegen- 

—— ſteuerbar für die Steuerveranlagung in Anſchlag zu bringen. 
tt. ..c. 

Das Einkommen au3 Widbumen, Präbenden, Austrägen, Leibrenten 

und anderen derartigen Vezügen, mit welchen feine Berpflihtung zur 

‚Dienftleiftung verbunden if. (Urt. 2 lit. e.) 

‚  (®ie vorftehende Aufzählung des Einkommens in Art. 2 des Geſetzes ik 
keine erjchöpfenbe, jondern nur eine beiſpielsweiſe (vergl. Art. 3 Abf. 1].) *) 

. „ Die Einfteuerung für bie unter vorftehender Ziff. 2 bis 5 (und aud 

für die unter Biff. 1, wenn ihr Tagesverbienft mehr ala 2 Mt. 50 Bf. beträgt, 

fiede oben Ziff. 1 a. €.) aufgeführten Eintommensgattungen hat zu erfolgen: 

B bei ftändigem Einkommen nach bem Stande zur Zeit der Einftexerung 

b) bei unftändigem Eintommen nach dem durchichnittlichen Betrage ber 
ber Einfteuerung jüngft vorhergegangenen zwei Jahre oder, wenn bas- 
jelbe noch nicht zwei Jahre fließt, nach bem Durchſchnitte bes bezüg- 
lichen fürzeren Beitraumed. (Nady diefer Beitimmung wird auch das 
Einlommen aus Pachtungen d. h. aus erpachteten Grundftüden mit 
jelbftändigen Wirtichaftsgebäuden berechnet, wobei jedoch ber Padhtzins 
in Abzug gebradyt wird.) 

Bei Berechnung bes fteuerbaren Einkommens für bie Einfommensgattungen 
unter vorjtehender Ziff. 2 bis 5 Lönnen die eigentlichen Betriebstoften’) b. 5. Die 
auf, den Erwerb biejed Einkommens notwendigen Auslagen in Abzug gebradt 
werden. 

Unbermeitige Ausgaben, deögleichen öffentliche Laſten d. h. Steuern, Um- 
lagen, gejegliche Beiträge zu ben Unterftügungsfaflen wie Witwen- und Waiſen⸗ 
fondsbeiträge dürfen dagegen nicht abgerechnet werden (Art. 8) '). 

Die Einjteuerung hat in allen Fällen nad) dem ganzen Jahresertrag bed 
gejamten Einkommens zu erfolgen, wobei Einfommen aus mehreren Reuerbaren 
Einlommensgattungen zufammengerechnet werben (Art. 6 und Art. 3 Abf.2 Lc.). 

Den Einfommendbezügen des Haushaltungsvorftandes find dabei im ber 
Regel auch die allenfalls vorhandenen befonderen Einfommensbeträge feiner Ehe 
frau und jeiner in feinem Unterhalte befindlichen Kinder zuzurechnen. Ausnahmen 
bievon fiehe Art. 4 Abf. 2. 

Die Einfommenfteuerpflicht erftredt fi: 

a) auf bayerijhe Staatsangehörige bezügli bes gejfamter 


Unterf 
Einlommens nad; brei Abteilungen (@ejeb von 1881) weggefallen unb A 
1) 


Nude 


*) Als weſentlich ift hervorzuheben, daß burch Urt. 2 bie bißherige dheibung br? 
einheittiideß 
Veltenerungsiyften — Beiteuerung nach ben Sätzen des Urt. 5 — hiedurch geichaffen bezw. 
bie progreliiue Steigerung bei allen Einlommensarten möglich gemode ift. 

3) Meber ben Begriff „Betriebskoften" ſiehe Wolfram 
bezüglich der „Schuldzinien“ ebenda Anm. 8. 
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nad) dem Borftehenden unter das Einfommenfteuergejeg fallenden Ein- 

fommend, welches diejelben aus Bayern oder nad Bayern be- 

ziehen, 

b) auf Angehörige anderer deutjher Staaten (nichtbayerifche 

Neichdangehörige) 

a) wenn fie, ohne gleichzeitig in ihrem Heimatsſtaate einen Wohnſitz 
zu haben, in Bayern wohnen oder — ohne anderswo im Reiche 
einen Wohnſitz zu haben — fih in Bayern aufhalten, bezüäg- 
ih ihres gejamten unter das Einkommenſteuergeſetz fallenden 
Einkommens, 

b) ſoferne die sub a) genannten Vorausſetzungen nicht gegeben find, 
mit jenem Eintommen, welches fie an Gehalt, Penſion oder Warte- 
geld aus der bayr. Staatskaſſe beziehen. 

Bezüglich der Einkommenfteuerpflicht der Ausländer (Nichtdeutiche) fiehe 
Urt. 11 Biff. 3 1. c.?). 

Für nichtbayerifche Reichangehörige ?), welche in Bayern ihren Wohnſitz 
haben oder fich dafelbft länger als ein Jahr aufhalten, iſt die Einfommenfteuer, 
wenn folche nach den reichsgeſetzlichen Beitimmungen wegen Befeitigung der Doppel- 
befteuerung auch zur Staatskaſſe nicht erhoben wird, doch zu veranlagen und vor- 
merfung3weife in Berechnung zu bringen: die in folcher Weiſe berechnete Steuer 
bildet dann den Maßſtab für die zur Erhebung gelangenden Umlagen (Urt. 12 
l. c.). Durch diefe Beſtimmung ift insbeſondere ben Gemeinden in unzmweifel- 
bafter Weiſe das Recht zugeiprochen, Umlagen aud von foldhen Berfonen zu 
erheben, welche von der Staatsſteuer auf Grund des Geſetzes über die Doppel- 
beiteuerung befreit find. 

Befreit von der Einfommenfteuer find vor allen Dingen bie Gemein- 
den, bie Unitalten und Stiftungen für Kultus, Wohlthätigleit und Unterricht, 
dann bie einer behördlichen Aufſicht umterjtellten Hilfs- und Sparkaſſen, alfo auch 
die hier einſchlägigen gemeindlihen Unftalten und gemeindblicdhen Spar- 
kaſſen. (Art. 13 Ziff. 11. c.). 

Ueber weitere gänzliche Steuerbefreiungen fiehe Art. 13 Ziff. 2 bis 11, 
über teilweife bezw. ſonſt zuläfjige Stenerbefreiungen oder Steuerermäßigungen 
die Art. 14 und 15 1. c. und die Anm. hiezu bei Wolfram. 


Als der Ort, an meldhem bie Steuerpflicht zu erfüllen ift, erjcheint in 
der Regel der Ort des Wohnſitzes des Steuerpflichtigen oder in Ermangelung 
eines ſolchen der Ort ſeines gewöhnlichen Aufenthaltes oder Verbienftes (Urt. 17 
Abſ. 1 lit. a). *) 

Bezüglich ded Ortes der Steuerpflichtigfeit bezw. die in biefer an 
in Betracht fommenden jpeziellen Fälle, bejonders diejenigen, in welchen mehrere 
Drte in Bayern gleichzeitig zuftändig wären, fiehe weiter ben Art. 17. 

In den Fällen, in welchen mehrere Wohnfige d. h. Haupt» und Neben» 
mohnfige in Betracht fommen, foll Ichiglich der Haupt wohnſitz gelten und, wenn 
mehrere Hauptwohnlige für ein und denſelben Steuerpflichtigen vorhanden find, 
der legtere die Wahl Haben. °) 

Was nun die Klaſſenſätze der Einfommenfteuer betrifft oder die Höhe, 
in welcher diefe Steuer von bem betr. Gelamtjahreseintommen der einzelnen 
I zu entrichten ift, fo hat hiefür der Urt. 5 1. c. folgende Skala 
aufgeftellt : 


Siehe aud Wolfram: Unm. 1 bis 6 zu Art. 11. 
für Ausländer gilt Urt. 11 Ubf. 8. Siehe Wolfram Urt. 12 Anm. 1. 

* Siehe Wolfram Art. 17 Unm. 1. 

a j 5 or ben Begriff „Hauptwohnjis” und Nebenwohnſig“ fiehe Wolfram Urt. 17 
nm. . . 

9, Mit An t auf das Wahlrecht ift nach Art. 5 jeder, auch ber geringjte Ein- 
tommendbetrag an fa iteneepftichtin Hr Daher au veranlagen. Aus leicher Keks find 
weibliche Perſonen mit geringerem Einkommen nad) Urt. 18 Yiff. 6 an ds fteuerfrei, Dagegen 
Berjonen männlichen Geſchlechts nach Urt. 15 nur auf Antrag. 
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Klafie: Eintommen: Steuer: 
1 bie zu 500 Marl 0,50 Mari. 
2 über 500 bis OO u Lh,— .» 
3 „ 70 „ 900 „ 2— u 
I. 200 „ 100 „ B— 
5 „100 „ 1200 „ in. 
6 „ 180 „ 140 „ 5— 3 
73 1400 1600 „ 6.— u 
8 „ 1600 „ 1800 „ 8.— . 
98 „1800 „ 200 „u 10,— „ 
10 „2000 „ 20 „ 1W— u 
1 „20 „ 20 „ 1— „ 
12 „200 „ 270 „ 18— „ 
18 „ 270 „ 3000 m WM u 
14 „83000  „ 30 nn  B— 
3 u 30 „ 300 nn BO,— m 
16 „3800 „ 20 u 0 BB 
1? ” 4200 ” 4600 ” 40,— ” 
18 „4600 „ 00 nn SB 
19 „ 500 „ 55300 DHD— 
20 „550 „ EN u Un 
21 ” 6000 n 6500 ” 64 — — 
2 0, 60 u 00 m TU m 
233 ou 700 m 50 u BU 
4 „ TON u 300 u M,— u 
23 „ 8000 8500 „ 100,— „ 
26 8500 " 9000 " 112, — r 
27 000 9500 „ 14— u 
28 n 350 m 1000 „ 136,- „ 
28 „ 10000 „ 1100 „ 10—- u 
30 „ 100 „ 1200 „ 165.— „ 
31 „ 12000 „1800 „ 180,— „ 
33 „ 13800 „ 14000 „ 200, „ 
Die Steuer ftelgt bei einem höheren Einkommen von 
mehr als: bis einichließlich: in Rlafie von: um je 
14000 ME. 22000 ME. 1000 Mt. 20 ME. 
22000 „ 84000 „ 1000 „ “ „ 
34000 „ 41000 „ 1000 „ 2. 
41000 „ 50000 „ 1000 „ 50 


Bel einem Eintommen von mehr als 50000 ME. bis einfchlichlich 51000 RE beträgt 
die Steuer 1500 MT, bei höherem Eintommen fteigen bie Klafien um je 1000 ME. unb es be 
trägt die Steuer jeweils brei vom Hundert besjenigen Einfommens, mit welchen bie vorans- 
gehende Klafſe endet. 

Das Verfahren bei der Unlage ber Einlommenfteuer wird 
in den Urt. 18 bis 45 des Geſetzes geregelt und zwar: 

A. Uufftellung der Steuerliften Art. 18 bis 30, 

B. Einjteuerung durch das Nentamt Urt. 31; dieſe rentamtliche Einſtene⸗ 
rung erfolgt bezüglich derjenigen Perjonen, welche ein Einlonımen vor 
nicht mehr ala 8000 ME. beziehen, 

C. Einfteuerung durch ben Steuerausfchuß; Zufammenfehung unb Thätig- 
feit bed Steuerausſchuſſes Art. 32 bis 45. 

Die Einfteuerung durch den Steuerausihuß erfolgt bezüglich berjenigen 
Steuerpflichtigen, welche nicht vom Rentamte (nad) Art. 31) eingeftenert werben: 
ferner bat der Steuerausichuß gegebenen Falles den Ort der Steuerpflichtigken 
nad Urt. 17 feftzufegen bezw. über die Anwendung bes Wrt. 17 in Bezug auf 
die Umfagenerhebung Beſtimmung zu treffen. Bezüglich dieſes Verfahrens über 
die Steneranlage und bie Zufammenfegung, Wahl, Zuftändigfeit und Tätigkeit 
des Steuerausſchuſſes verweilen wir auf bie vorftehend angegebenen Geſe 
ferner auf die hier einſchlägigen Vollzugsbeſtimmungen der Vollzugsvorſchriften 
zum Einkommenſteuergeſetz vom 10. Auguſt 1899 (Geſ⸗u. Verordn.⸗Bi. S. 536 ff.) 

Weiter behandelt das Geſetz in Art. 46 bis 59 die Rechtsmittel. 
Gegen die rentamtliche Einſteuerung nach Art. 31 ſowohl als gegen die Veſchlüſſe 
des GSteuerausfchuffes fteht ſowohl dem Vertreter des Aerars ald dem Stener- 
pflichtigen nah Maßgabe des Art. 46 1. c. innerhalb einer unerftredlichen Friſt) 


7) Bezüglich ber Berechnung ber Friſt vergl. 88 187, 1 unb 188, 2 bes Bürgerl Gei.- 
Buch es; ferner Wolfen — 2 au a 8 
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von 5 Wochen (vom Tage der Eröffnung ber Frift für die Einfichtnahme der 
Stenerliften nad Urt. 465 Ubi. 3) dad Nechtömittel der Berufung zu. 

Diefelbe it vom Steuerpflichtigen beim Rentamte ſchriftlich einzureichen 
ober zu Protokoll zu geben (Urt. 47). *) 

Die eingelegten Berufungen werden den Steuerausfchuffe zur nochmaligen 
Prüfung ) bes Steuerfalles mitgeteilt (Urt. 49). 

iejenigen Berufungen, welche hiedurch ihre Erledigung nach Art. 49 nicht 
finden, werden der nr Negierungsfinanzlammer vorgelegt, welch letztere fie zur 
entiheidung an bie Berufungskommiſſion abgibt. Eine folche befteht für jeden 
Regierungsbezirk (Art. 50, 51). 

Bezüglich des Verfahrens bei berjelben bezw. beren Befugniffe, Zuftändig- 
feit und Entſcheidung fiehe Urt. 52—56. 

Gegen die Enticheibungen ber Berufungskommiſſion Ren ſowohl dem betr. 
Steuerpflichtigen ald ber Negierungsfinanztammer die Berufung zur Oberberu- 
fungstommiffion zu, welche beim tgl. Sinanzminiftertum gebildet wird und als 
oberfte Inſtanz ericheint. Hierüber fiehe Urt. 56 bis 58 1. c. 

Bon beionderem Ite für die Gemeinden iſt die Beſtimmung des 
Art. 59, nach welchem die vor teten bezeichneten Rechtsmittel (Art. 46 und 55 
l. c.) der Berufung und ber Beſchwerde an bie Oberberufungskommiſſion fich 
auch gegen bie in Bezug auf die Anwendung der Beitimmungen des Urt. 17 1.c. 
— b. 5. auf bie Einſteuerung und die Uusfcheidung ber Steuer auf bie einzelnen 
Gemeinden (dagegen nicht auf die Yuftändigfeit für bie Steueranlage fiehe 
Art. 17 Abſ. VI) —- ergangenen Beſchluſſe des Steuerausſchuſſes bezw. ſchei⸗ 
dungen der Berufungskommiſſion richten fönnen ’°). Zur Ergreifung dieſer Rechts⸗ 
mittel iſt in ſolchen Fällen außer den Steuerpflichtigen, dem ärarialiſchen Ver⸗ 
treter und der Regierungsfinanzkammer auch jede der beteiligten Gemeinden bezw. 
deren geſetzliche Vertreter befugt. (Art. 59 1. c.) 

Durch Urt. 60 1. c. wird die Dauer einer Einkommenſteuerperiode 
auf vier Jahre feftgefept. Es findet daher von 4 zu 4 Jahren und zwar in 
dem der Steuerperiode vorangehenden Kalenderjahre eine neue Steueranlage ſtatt. 
(Art. 60 Abi. 2.) 

Ber im Laufe der Steuerperiode fleuerpflichtig wird, Hat hievon (nach 
nrahgabe der Bollzugsvorfchriften) bei der Gemeindebehörbe, in Gemeinden mit 

ide eines Nentamtes beim Rentamte Anzeige zu erftatten. (Urt. 61.) 2) 

ie Gemeindebehörden haben von den ihnen zur Kenntnis kommenden Zu- 
gängen von Steuerpflichtigen den Mentämtern nach Maßgabe der Bollzugsvorjchriften 
Anzeige zu erftatten. (Art. 62.) 

Erlifcht die Steuerpflicht infolge des Todes oder Wegzug des Pflichtigen 
ober infolge gänzlicdyen Berluftes de3 ftenerbaren Einkommens ober infolge des 
Eintritts in ein die Steuerbefreiung begründendes Verhältnis, jo kann die Ab- 
ſchreibung der Steuer durch Bermittelung ber Gemeindebehörde ober beim Rent. 
amte beantragt werden (Art. 63); auf Grund dieſer Anzeige Hat das Rentamt 
mit Wirkfamfeit vom nädhften Steuerziele (Quartal) nah Eintriit der 
Borausfegung (3. B. des Zuzuges bezw. Wegzuges, Todes zc.) die Steuer ber 
ra Eiähtigen feftzuftellen und jene der abgehenben außer Erhebung zu 
egen . 64). 

Art ger bie Mebrungen und Minderungen während ber Steuerperiobe fiehe 

Gegen die ventamtlichen Feſtſetzungen nach Urt. 64 und 65 ift gemäß Art. 
66 das Rechtsmittel der Einjprache gegeben. Die Einjprachen find bein Steuer- 


6, Jede Berufung muß mit Gründen verfehen werben ; wirb bies unterlaffen, jo wirb 
ge Tofort als formell unzuläffig abgemwiefen. Siehe Urt. 47 Abſ. 2 und Wolfram Unm. 3 zu 

) und natürlich auch Entſcheidung nach Maßgabe des Urt. 49 Ubf. II. Vergl. Wolf- 
zam Anm. 8 zu Art. 49, 

0 Giehe hiezu Wolfram Anm. zu Urt. 59. 

pe Ürt. 61 bis 67 fiebe 8 43 ber Vollz.⸗Vorſchr. vom 10. Nuguft 1899 (Geſ.⸗ u. 
Berorbn.-BL. ©. 558). 
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ausſchuſſe bei feinem nächſten Zuſammentritte vorzulegen. Gegen bie Entſchei 
dungen des legteren finden Die oben erörterten Rechtsmittel Anwendung Art- 66. 

Weiter ftatuieren Urt. 68 bis 75 die Strafbeftimmungen für Diejenigen 
ſowohl, welche fich einer Steuerhinterzieyung im Sinne des Wrt. 68 fdyulbig 
machen und daher der Defraubationgitrafe diejes Artikels verfallen, als au für 
diejenigen, welche fonjtigen Verpflichtungen dieſes Geſetzes nicht nachkommen sund 
daher den in Urt. 70 und 71 1. c. beitimmten Orbnungftrafen unterliegen '*). 

Beſonders heben wir bier hervor, daß Gemeinbebeamte und Ge— 
meindebedienftete, melde den ihnen nad biefem Geſetze oder Den hiezu er- 
lafjenen Vollzugsvorſchriften obliegenden Verpflichtungen nicht nadhlommen, von 
der vorgeſetzten Aufficht3behörde im Disziplinarwege hiezu anzuhalten und Da 
die Finanzbehörden berechtigt find, die erforderlichen Leiſtungen auf Koften Der 
fäumigen Beamten vornehmen zu laſſen (Art. 74); ferner daß die nach dieſem 
Geſetze verhängten Geldftrafen zur Hälfte an ben Armenfond oder, wo ein joldher 
nicht beiteht, an die Armenkaſſe desjenigen Ortes fallen, an welchen bie befirafte 
Perſon ftenerpflichtig ift. 

Endlidy treffen Art. 76 bis 84 Beitimmungen über die Koften des Ber- 
fahrens und über die Erhebung der Steuern. Nach Art. 76 find die auf bie 
Eintommenfteueranlage erwachſenden Verhandlungen gebührenfrei, unb ift in dieſe 
Gebührenfreiheit das Verfahren vor den Steuerausfhäfien infolge von VBerufuugen 
(nad Art. 49) und von Einſprachen (nach Art. 66) miteingeichloffen; bagegem 
richtet fich die Gebührenpflicht bei der Ergreifung von Rechtsmitteln (Berfahren 
bei der Berufungd- und Oberberufungstommifjion) nad den allgemeinen Gebühren- 
normen. Im übrigen fiehe Art. 77—84. 

Diejes neue Eintommenfteuergefeg tritt am 1. Januar 1900 in Wirkſam⸗ 
feit und beginnt hienacdy mit bem fahre 1900 eine neue Steuerperiode. Für bie 
Steueranlage der mit 1900 beginnenden neuen Steuerperiode gilt jedoch — 
fomweit diefe in das Yahr 1899 fällt — bereits biefed Geſetz. (Art. 85.) 


8 74. 
Das Kapitalrentenftenergeich.*) 


Die bayr. Kapitalrentenfteuer ift wohl ebenjo wie die Einftommenfteuer 
eine Ertragsſteuer, jedoch ift fie durchaus losgelöſt vom Steuerfubjelt, ift feine 
Perſonalſteuer, ſondern ausſchließlich eine Bejtenerung bed Steuerobjeftes; letzteres 
iſt die Kapital-RNente, nicht das Kapital ſelbſt. Demnach ift au) nad Art. 1 
* Kapitalrentenſteuergeſetzes vom 9. Juni 1899 die Kapitalrentenſteuer zn em- 
richten: 
a) von Binjen oder Renten aus Reichs⸗ und Staatsanlehen, dann aus 

Unlehen der Gemeinden und anderer öffentlicher Verbände; ferner von 
Zinſen oder Renten aus Prioritäten und Pfanbbriefen, Hupothelen- 
forderungen, Grundſchulden, Rentenjchulden und Bodenzinafapitalien, 
ſodann von Zinſen aus Abrechnungs⸗ und Kontolurrentguthaben, Spar- 
fafjeguthaben, Dienft- und anderen Sautionen, Hinterlegungdgeldern, 
Vorſchüſſen, Kaufichillings- und Handicheinforderungen ober jonftigen 
verzindlichen Kapitaldanlagen ; 

b) von den Binjen, Menten und Dividenden aus Altien oder Geichäfts- 
anteilen von Unternehmungen jeder Art, melde für Rechnung von 
Ultiengejellichaften oder für Rechnung von Erwerb3- und Wirtfchafts- 
genofjenichaften betrieben werden ohne Rüdficht darauf, ob das betreffende 
Unternehmen in Bayern oder anderswo einer andermeitigen Stener 
unterliegt ; 


19) Ueber „Hinterziehungsstrafe” und „Orbnnungdftrafe” fiehe Wolfram Nam. ı und 2 
auch 8 bis 5 a“ Urt. 68. 

*) Gel. u. Berordn.-Bl. 1899 Nr. 28 Beil. ©. 259 ff. ; ferner Min.-Bel. vom 10. 
1899 „ben Vollzug des Geſezes vom 9. Juni 1899 über bie Kapitalrentenfteuer betr.“ ( 2 
Berorbn.-Bl. ©. 591 ff.; Wolfram ©. 218 ff.). 
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c) von ben Binjen, welche in unverzinslichen Bielforderungen, Wechſeln, 
Schatzſcheinen und anderen unverzinslichen Kapitalforderungen thatjäch- 
lich inbegriffen find, und zwar in der Hegel nad) dem Gate von drei 
— des Nennwertes der betreffenden Kapitalforderung (Art. 3 
Abſ. 3). 

In allen Fällen sub a bis c iſt Kapitalſteuer zu entrichten, gleichviel, ob 

Die Binjen, Nenten ober Dividenden in Bayern ober ob fiena cd Bapern bezogen 
werden (Urt. 1 Abf. 2), jedoch vorbehaltlich der Beitimmung des Art. 10 1. c. 
Dei der außerhalb —** wohnenden oder ſich aufhaltenden Bayern und 
der in Bayern wohnenden Nichtbayern ſe h. nichtbayer. Reichsangehörigen und 
Ausländern) '). Wie bei der Einkommenſteuer das geſamte Sabpedeintommen der 
Beranlagung zu Grunde gelegt wird, jo ericheint auch bei der Kapitalrentenfteuer 
als Grundlage der Einjteuerung ber Jahresbetrag ber gejamten 
Kapitalrenten des Steuerpflichtigen, und zwar nad) bem Stande derfjelben 
zur Beit ber Einſchätzung bezw. bei Kapitalrenten, welche jährlichen Schwankungen 
unterliegen nach dem Durchſchnitt ber lebten zwei (der Einjchägung vorausgegan- 
genen) Jahre (Urt. 3). 
enten unter 70 ME. find fteuerfrei, ferner find von der Kapitalrente be- 
freit unter anderem auch bie Unitalten und Stiftungen für Wohlthätigfeit oder 
Unterricht ꝛc., beögleichen bie einer behörblichen Aufſicht unterftellten Hilfs- 
und Sparfaffen, aljo auch die einichlägigen gemeindlichen Unftalten, ferner 
die Znlen er gemäß 8 21 bes Fin⸗Geſ. vom 26. Mai 1892 (Gef.- u. Berorbn.- 
. 165 f. und oben Bd. II 8 96a ©. 193 f. Anm. 4 Abi. 6 zu Urt. 26 
der Gem -Drbn.), an die unmittelbaren Städte und Diftriltägemeinden des König- 
reichs übermwiejenen Kapitalien. 

Ueber weitere Befreiungen von ber Kapitalrentenfteuer bezw. Ermäßigung 
berjelben fiehe Urt. 4 1. c., besgleicyen Urt. 5 und 6. 

Als ſteuer pflichtig ericheint derjenige, welcher fihh im thatſächlichen 
®enuffe der betreffenden Rente befindet (Urt. 7 1. c.); doch werden behufs der 
Steuerveranlagung der Kapitalrente des Haushaltungsvorſtandes die allenfalls 
ausgeichiedenen Kapitalrenten der Ehefrau desſelben und der in feinem Unterhalte 
befindlichen Kinder zugerechnet. (Diehe Urt. 8, auch 91. c. 

Im Intereſſe der gemeindlichen Umlagenerhebung beitimmt noch Urt. 11, 
da für nichtbayerifche Neichdangehörige (vergl. hiezu Art. 10), weldhe in Bayern 
ihren Wohnfig haben oder fich dajelbft länger als ein Nahr aufhalten, die Kapi- 
talrentenjtener, wenn ſolche nach ben reichögejeglichen Beitimmungen über Doppel- 
beftenerung zur Staatskaſſe nicht erhoben wird, — jedoch unbejchadet der für 
alle giltigen Befreiungen nach Art. 4 — zu veranlagen und vormerkungsweiſe in 
Verehnung zu bringen ift: Die aljo berechnete Steuer bildet dann den Maßſtab 
für die Erfüllung der Umlagenpflidht. (Bergl. hiezu Art. 12 des Einkommen⸗ 
en Art. 16 des Eintommenfteuergejeges findet auch auf die Kapital- 
rentenfteuer jinngemäße Anmendung. 

Die Steuerpflicht iſt begründet an dem Orte des Wohnfibes des Steuer⸗ 
pflichtigen oder in Ermangelung eines jolden am Orte jeined gewöhnlichen Auf- 
enthaltes in Bayern. Beim Borhandenfein mehrerer joldyer Orte finden Die Be⸗ 
en bes Art. 17 des Einfommenfteuergejeßes finngemäße Anwendung (Art. 

c.). 

Das Verfahren bei ber Anlage der Kapitalrentenfteuer wirb durch bie Art. 
13 bis 21 1. c. und die Hiezu erlaflenen Bollzugsbeftimmungen geregelt. 

Gegen bie Beichlüffe des Kapitalrentenſteuerausſchuſſes ind die im III. 
Abſchn. des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten Rechtömittel der Berufung an 
die Berufungstommiffion und bezw. der Beſchwerde an bie Oberberufungstom- 
mifiion zuläſſig. Die Befugnis zur Ergreifung dieſer Nechtsmittel fteht —* 


V Die Aufzählung ber fteuerpflichtigen Renten nach Art. 1 ift nicht etwa bloß eine 
beifpielßtueife, fondern vielmehr eine durchaus erihöpfende: andere als die bier aufge- 
ählten Renten unterliegen biejem Geſetze nicht. Siehe hiezu die intereflanten Ausführungen 
ei Wolfram in Anm. 8 zu Urt, 1. 
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dem Vertreter bes Aerars als dem Steuerpflichtigen und außer biefen, ſoferne 
die Anwendung der Beitimmungen in Art. 12 1. c. (bezw. Art. 17 bes Eintom- 
menfteuergejeges) bezüglich der Umlagenerhebung in Betracht kommt, audı 
den gejeglihen Bertretern der b eteifigten Gemeinben zu (Mrt 22. 
Siehe ferner über Friftenlauf, Einreihung und Beicheidung der Rechtsmittel Den 
Urt. 23 1. c. bezw. Urt. 47 bis 59 und Art. 84 des Einkommenſteuergeſetzes. 

Die Steuerperioden find bei der Kapitalrenteniteuer zweijährige; 
denigemäß unterliegt die Kapitalrentenfteuer von zwei zu zwei Jahren einer all 
emeinen neuen Weitftellung (Art. 24). Zur und Abgänge, dann U 
ORehrungen oder Pinderungen an ben ſteuerbaren Kapitalrenten werben für bie 
Steuer mit dem nädhften Steuerziele (Quartale) nad Eintritt oder Wegfall 
der in ben Urt. 26 ff. 1. c. bezeichneten Borausfegungen berüdfichtigt (Mrt. 25). 

Was nun die Anlage ber Kapitalrentenftener bezw. die Höhe ber letzteren 
ſelbſt betrifft, jo erfolgt diefelbe gemäß Art. 2 1. c. in folgenden Sägen: 


mit 11, Brozent bei einer Jahresrente von 70 Mt. bi 100 ME 
” 2 " ” ” " ” mehr a 100 ” ” 400 [2 
[ 21) 8 ” " ” ” ” ” ” 400 ” ” 700 [0 
n 8 " ” ” " ” ” n 700 ” ” 1000 ” 
” 8% 9 [ ” ” ” n ” “ 1000 ” ” 80000 = 
" 3®/, ” ” ” ” n ” n 80000 ” * 100000 wv 
100000, 


Für Die Steuerberechnung werden nur durch 10 ME. teilbare Rentenbetröge 
in Anja gebradht ; Teilbeträge von 5 ME. und darüber werben auf Den näch 
dheren mit 10 ohne Reſt teilbaren De aufgerundet, bi3 zu 5 ME. bleiben 
tejelben außer Anſatz. Endlich behandeln Art. 33 bis 40 des Geſetzes bie Strai- 
beffimmungen und Art. 41 ff. die Borjchriften über Die Koften des Verfahrens, 
über die Erhebung der Steuern 2c.; in diefer Richtung kommen Art. 76 bis 91 
be3 Einkommenfteuergeießes entfprechend zur Anwendung. 

Das neue Stapitalrentenfteuergejeg tritt mit 1. Januar 1900 in Giltigkeit: 
ſoweit die Unlage für die Steuerperiode 1900/1901 ins Jahr 1899 fällt, gilt dei 
Geſetz mit jeiner Publikation. 


8%. 
Das Gewerbitenergeiet. *) 


Das neue Gewerbſteuergeſetz ift aufgebaut auf bem auch von der Rei 
ratöfammer angenommenen Sammerbeichluß vom 22. Mai 1894, nach melden 
„bei den Gemwerben eine Beftenerung nad) dem Ertrage mit progrefiiv auf 
fteigenden Sägen thunlichft allgemein angewendet werben und lediglich —* minder⸗ 
leiſtungsfähige Gewerbe eine Steueranlage nach feſten Sägen erfolgen, ber Vetrich 
des Bergbaues aber — an Stelle der Einkommenſteuer — der Gewe 
ferner „Die ſogenannten Warenhäuſer, Verſandtgeſchäfte, Bazare, Filialgeſchäfte x- 
einer möglichſt hohen Beſteuerung unterworfen werden“ ſollten. 

Nah Urt. 1 des neuen Gewerbefteuergejeged vom 9. Juni 1899 umter- 
liegen der Gewerbeſteuer: 

Alle im Lande d. H. innerhalb der Grenzen Bayerns betriebenen Gewerbe 
und gewerbsmäßig betriebenen Erwerbsarten, einſchließlich des Bergbares 
(fiehe bagegen Art. 2 des biöher giltig gewejenen Gewerbfteuergejeges von 1881), 
der Ausbeutung von Steinbrüchen ſowie der auf die Gewinnung von Hall, Ce 
ment, Thon und dergleichen gerichteten Unternehmungen. 


Die gerwerbämäßige Ausübung einer Erwerbsart wird angenommen, wem 


die betreffende Beichäftigung mit Gehilfen, mit gewerblichen Vor⸗ und Ginrid- 


0) Bei. u. Berordn.-Bl. 1899 Nr. 28 Beil S.275 d Hiegu Min»Bel. v. 837. Hu 189, 
den Bollgug bes Gewerbſteuergeſeßzes betr. (Wei.- u. Berorbn.-Wl. ©. 623 f.); Wolfram uud 
Prenner: Comm. zum @ewerbiteuergeieh. 
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tungen ober fonjtigem Betrieb3fapital, in einem offenen Laden oder mit offenem 
Ungebote betrieben wird (Art. 1). 

Siehe Hiezu: Wolfram Anm. 2 und 3 zu Art. 1. 

Die im Umberziehen betriebenen Gewerbe einichließlih ber Wanberlager 
bfeiben , foweit beren Beiteuerung burch bejonderes Gele geregelt ift, von den 
Beltimmungen des Gewerbfteuergejeged unberührt. Soweit aljv die betreffenden 


. 10. März 1879 . 
Beichäftigungen unter das Gejeh vom 30. Sepember 1897 über die Befteuerung 


des Gewerbebetriebed im Pa Hera ») fubjumiert werben müſſen, werben fie 
nach diefem Geſetz befteuert ; jomweit Diejed aber nicht der Fall ift, fie jedoch bie 
erfmale des Art. 1 Abſ. 2 des Gewerbſteuergeſetzes vom 9. Juni 1899 an ſich 
tragen, fallen fie unter das letztere Geſetz. 
Unter die jteuerbaren Gewerbe fallen nicht: 


Der Betrieb der Land» oder Forftwirtichaft, fowie der Jagd und Fiſcherei, 
aber nur ſoweit fich Diefe Erwerbsarten auf die Gewinnung ber besügtichen 
Produkte erftreden; ebenſo ift aber auch der Verkauf diefer Produkte (3. 8. des 

ewonnenen ®etreides, bed geichlagenen Holzes, des geichofienen Wilbes, der ge- 
angenen Fiſche) nicht als fteuerbares Gewerbe gu erachten, ſei e8 daß biefelben 
roh ober in einem Buftande verkauft werden, welcher im Bereiche des betreffenden 
Wirtichaftöbetriebes oder Erwerbes liegt. (Art. 2 Abf. 1.)?) 

Da nah Urt. 1 1. c. alle im Lande betriebenen Gewerbe fteuerpflichtig 
find, fo unterliegen naturnotwendig auch die gewerblichen Unternehmungen mit 
dem Site außerhalb Bayerns dann der Gerwerbefteuer in Bayern, wenn fie in 
Bayern Bmweigniederlafjungen *) Haben oder wenn für ihre Rechnung auf jonftige 
Weiſe ein Gewerbe in Bayern felbftändig betrieben wirb, und zwar nad) dem Um⸗ 
fange und der Beitbauer ihres Geichäftäbetriebes in Bayern (Urt. 3). 

Die Gewerbfteuer zerfällt in zwei Steueranlagen: 

a) in bie Normanlage unb 

b) in die Betriebdanlage (Art. 4). 


Durch die Beibehaltung der Norma lanlage joll ber Zweck erreicht wer⸗ 
den, Daß überhaupt jeder, melcher ein Gewerbe betreibt, eine @ewerbefteuer zu 
bezahlen Hat, während durch die Betriebsanlage der Ertrag des Gewerbes 
ae Rentabilität desſelben befteuert werben fol. Siehe Wolfram Anm. zu 











ad a) Für die Normalanlage find (vorbehaltlich Art. 23 1. c.) die 
Gewerbfteuerjäge durch den dem Gefehe beigefügten Tarif: Beilage I (Gej.- u. 
Berordn.-Bl. 1899 Nr. 28 Beil. ©. 309 ff.) feſtgeſetzt. If in biefem Gewerbe 
ftenertarife bie Normalanlage eines Gewerbes in ben einzelnen Rubriken a bis d 
nach verfchiedenen ‚Beträgen abgeftuft, dann ift bie Steuer nad bem größeren 
oder geringeren Umfange des einzuftenernden Geichäftsbetriebes (nicht 
mehr wie nad) bisherigem Geſetze nach der Seelenzahl des Betriebsortes) und 
unter Berüdfichtigung der dem Tarife beigefügten Erläuterungen zu bemeflen. 
(Art. 5.) Siehe Wolfram Anm. 2 zu Art. 15. 


ad b) Für die Bemeffung der Betriebsanlage haben vorbehaltlich ber 
Beſtimmungen ber Art. 7 ff. ald Anhaltspunkt zu dienen: 


a) die Bahl ber in einem Gewerbe verwendeten Gehilfen und Wrbeiter. 
Hiezu fiehe Urt. 13 bis 17 1. c. 

b) die Menge des Verbrauchs ober der Erzeugniſſe, 

c) die Zahl und Art ber zum Zwecke des Gewerbebetrieb aufgeftellten 
und im Gebrauche befindbligen Bor- und Einrichtungen, Maſchinen und 
bergleichen (Art. 6). 


1) Gef.» u. Berorbnn.-BL. 1897 ©. 428 


fl. 
bie Befreiung von @ewerbfteuer für bie fogenannten Tanbwirtichaftlichen 
Nebenbetriebe fiehe Wolfram Anm 1 gu 


Urt. 2, 
%) Ueber den Begriff „Biweign eberlaffung“ fiehe Wolfram Anm. 1 zu Urt. 8. 
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Diefe Merkmale reichen jedoch in jehr vielen Fällen nicht aus, um em bes 
thatfählichen Verhältnifien entſprechendes Reſultat „Penfigtich des zu beflenermber 
reinen Ertraged eined Gewerbes auch nur annähernd zu geben. Mit Nüdht: 
hierauf beftimmt das Geſetz, ba unter gewiſſen Borausjegungen die Betriebs 
anlage nad dem jä tliden Ertrage des Gewerbes bemejijen 
werden foll. Dieje Vorausfegungen find ın Urt. 7 1. c. niedergelegt. 

Die Statuierung der Zulaffung der Beſtenerung nach dem Ertrage infiufive 
ber Regelung des Verfahrens beziv. ber Feſtſtellung der nötigen Anhaltsvunkte 
für die Ermittelung dieſes Ertragd gehört wohl mit zu ben widtigften Beftim- 
mungen be3 Gejeßes3. 

„Siehe hierüber beſonders Art. 7 und 10, ferner 9 und 8 l.c. auch 13 


Die Berechnung ber Betriebsanlage nah dem (gemäß Art. 7, 9 unb 10 
l. c. I Ertrage ber fieuerpflichtigen Gewerbe erfolgt nach 
Klafjenfägen, welche in Der Anlage II zum ewerbeſteuergeſet (Geſ.⸗ u. Berordr- 
Bl. 1899 Nr. 28 ©. 363 f.) niedergelegt finb.* 
Nach dieſer Feſtſetzung beträgt Die Vetriebsanlage (nad Art. und 8SLe 
jährlich bei einem Ertrage: 
von mehr ala: bis einſchließlich: ©teuer: 


Kaffe: 1 — Mt. 500 Mt. 0,50 ME. 
„2 500 „ 70 „ L— „ 
„8 70 „ 900 „ 2— „ 
„4 200 „ 100 „ s.— . 
„5 100 „ 120 „ h—. 
„ 6 1200 „ 1400 „ — 5 
„.ı 1400 „ 1600 „ .— 
„8 1600 „ 1800 „ 8— 
„9 1800 „ 2000 „ 10,— , 
„210 2000 2200 „ 18,— „ 
„ı 2200 2400 „ 15— „ 
„ 1% 2400 „ 2600 „ 18,— „ 
„ 18 2600 „ 2800 „ 21,— „ 
„ 14 2800 3000 „ 3B— „ 
„1 W00 „ 8400 „ %,- „ 
„ie 3400 „ 8800 „ B,— „ 
„ 7 3800 „ 420 „ 2,— „ 
„18 4200 „ 460 „ 0, 
„29 4600 „ 5000 BR,— „ 
20 5000 „ 5400 „ 6, - 
„2a 5400 „ 5800 „  „ 
n 22 5800 n 6200 "” 86, — ® 
„28 8200 „ 6600 „ %“— 
3 22 6800 „ 2000 „ 108.-- „ 
„3 TO 5 7500 „ 120,— „ 
, 26 7500 „ 8000 „ 185,— „ 
„ 27 8000 „ 8500 „ 158,— „ 
„38 8500 „ 2000 „ 10,— . 
„29 9000 „ 9500 100, - „ 
„ 3» 500 „ 10000 „ 2310,— „ 
„ 83 10000 „ 10500 „ 230,— „ 
„ 32 10500 „ 11000 „ 250,— „ 
„88 11000 „ 11500 „ 20,— „ 
„3 11500 „ 12000 „ 20,— 
„83 12000 „ 12500 „ 310,— „ 

86 12500 13000 380,— u 


Sie ſtei tb ei einem höheren Beträge von mehr als 13000 Mt. bis ein 
ſchließlich 25000 u A. in Klaflenfägen von 1000 Mt. um je 35 Mk.; bei einem 
Ertrage von mehr als 25000 ME. bis einſchließlich 42000 Mt. um je 40 M. 


4 Belag I I au Ben Zotzu geoorihriften ( (Gei- u. ——— 1 189 Ar. 4 & 


alt ben n alphabetiſcher Ordnun „gieichaettiger 
ER ber —E —ãã— — Ir See hnung ber 8 rw md ber Rev 
alanla 
Eiche ferner die Hilfstabellen zur fi ill & der BetrichBanlage ebenda Beil. U-VI 
und aba war & —— S. Pula für Mühlen — ‚für Brauereien nn ah 
bee Bemerbefien 1) ©. 213 ei. 9 ; “86 Belt. me Bell. IN-V:: 
fl. (Weil. VE Pro8 LOS fi. (Beil, VIn). aM X ; Se 
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Bei einem Ertrag von mehr ald 42000 bis einjchließlich 43000 DA. beträgt bie 
Betrieböanlage 1470 Mi. Bei höherem Ertrag fleigen bie Klafien um je 1000 Mt. 
und beträgt bie Betriebsanlage jemweild 321, vom Hundert bed Betrages, mit 
welchem die vorhergehende Klaſſe endet ®) (vergl. pageaen die Eintommenfteuerflaffen 
auf ©. 714 und die Kapitalrentenfteuerfäße auf S. 718). 

Bei der Einreihung der einzelnen Gemwerbetreibenden unter die im Gewerbe⸗ 
fteuertarife aufgeführten Gemwerbegattungen enticheidet ber thatjächliche Betrieb 
(nit bie Benennung des Gewerbes oder der Inhalt gewiſſer durch gewerbpoligeis 
iche Vorſchriften erteilten Befugniſſe). Urt. 19. 

Bezüglich der Einftenerung mehrerer von einer Perſon oder Geſellſchaft 
betriebenen Gewerbe fiehe Art. 12, bezüglich der Beſteuerung der Pächter, ferner 
der Gefellichafter Urt. 18. Ueber gängliche oder teilweiſe Steuerbefreiung bezw. 
Steuerminderung fiehe Art. 21 und 22, aud 19 (Gewerbe bes Staates und in 
Bayern befindliche Zweiganſtalten ber Reichsbank) und 20 (Beſteuerung ruhender 
Dinglider Gewerbe (jogenannter gewerblicher Realrechte). Die Steuer der vom 
Staate für feine Rechnung betriebenen Gewerbe (bejonderd fgl. Bant- und beren 
Filialen) und dergwertaunte ne onungen und der in Bayern errichteten Zweiganſtalten 
ber Reichsbank wird wohl für die Staatskaſſe nicht vereinnahmt, Dagegen behufs 
der Umlagenerhebung veranlagt, diefe Gewerbe find alfo nicht fteuer-, wohl 
aber geweindeumlagenpflichtig; dagegen fallen bie im Betriebe des Staates be- 
indfichen Verfehrsanftalten überhaupt nicht unter das Gewerbefteuergefeß, find aljo 
weder fteuer- noch umlagenpflichtig. (Urt. ne 

Wie einerjeit3 das neue Gewerbeſteuergeſetz im Urt. 22 ziemlich weitgehende 
Steuerbefreiungen und Steuerminderungen hat, (A ftatuiert es andrerſeits für ge⸗ 
wiſſe Betriebe eine (im Vergleiche zur regelmäßigen Beſteuerung) weſentlich erhöhte 
Steuer. Bu diefen Betrieben gehören — aber nur unter den Voraus— 
jegungen bed Art. 23 — insbefondere Die Warenhäufer, Großmagnzine, Groß⸗ 
bazare, Abzahlungd- und Berfteigerungsgeichäfte, Verfandtgeichäfte. Näheres hier- 
über fiehe Art. 23 und hiezu Wolfram Unm. 1 bis 5 zu dieſem Urt. 23. 

Die Steuerpflicht ift in jener Gemeinde begründet, in welcher das 
Gewerbe betrieben wird, und bei jener Finanzbehörde, in deren Bezirk der Gewerbe⸗ 
betrieb ftattfindet. Bei Ausübung des Gewerbebetriebes feitend einer Perſon 
oder Gejellichaft in mehreren Gemeinden ergibt ſich die Stenerpflicht nad) Maß⸗ 
gabe der Beftimmungen in Art. 24 Ubf. 2; bezüglich der Ausicheidung ber Steuer 
auf die einzelnen Gemeinden behufs Umlagenerhebung fiehe gleichfall3 Art. 24 
und Wolfram Anm. 2 zu Urt. 24. 

Das Verfahren bei der Unlage ber Gewerbeſteuer ift durch Art. 26 bis 
45 1. c. und 88 16 bis 29 ber Bollzugsporichriften (Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. 1899 
Nr. 44 ©. 636 ff.) georbnet; über die Rechtömittel gegen die rentamtliche Ein- 
ftenerung (jiehe Urt. 32; Einftenerung durch das kgl. Rentamt erfolgt bei Steuern 
bi8 zum Gejamtbetrag von 15 ME.) und gegen die Beichlüffe bes @ewerbefteuer- 
ausſchuſſes fiehe Art. 46 ff. und 88 28 bis 30 ber Be augevorichriiten (@ef.- u. 
Berorbn.-Bl. 1899 ©. 642 ff.). Bur Einlegung ber Berufung, alſo auch zur 
Weiterführung einer bereits eingelegten Berufung find auch bie Erben des Steuer- 
pflichtigen berechtigt. 

Siehe Wolfram Anm. 1 zu Art. 46. 

Die Steuerperiode für die Gewerbfteuer ift eine ame Ljäbrige; es 
findet daher von 2 zu 2 Jahren eine neue Steueranlage ſtatt. In Gemeinden 
mit wenig entwickelten gewerblichen Verhältniſſen und erfahrungsgemäß gering- 
fügigen Aenderungen ber Gewerbfteuer kann mit Genehmigung ber kgl. Regierung?» 
finanzlammer die Steuerperiobe auf 4 Jahre erftredt werden. Urt. 59. 

6) Didenign Aummern deB Germerbefteuertarifes, bei weichen bie Betriebsanlage nach 
dem Ertrage kraft Geſezes bemeflen werben muß find beionderß äulammengeftellt bei Wolfram 
Anm. 2 au ct, 7; bagegen barf bie Ertragäfteuer gar nicht zur Anwendung kommen bei 
Kap auseeiegiofen it auch Die Beftnrerung nad bem Gricag In ben Iräen be rk“ 23 
bes Geiverb ergeiehed (Befteuerung nach bem —2 
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Beim Tode des Gewerbetreibenden ober bei Riederlegung bes Gewerbes 
ift die Gewerbfteuer vom näch ſten d. 5. von bem der WBetrieböbeenbigung fol- 
genden GSteuerziele‘) an abzuicreiben, letteren Falles vorausgeſetzt daß recht⸗ 
zeitige Abmeldung erfolgt. Art. 60. 

Ueber Zu⸗ und Abgänge ſiehe Urt. 61—68. 

Die Urt. 6471 enthalten Strafbeitimmungen über Hinterziefungs- und 
Ordnungsſtrafen, fiehe hiezu Wolfram, beſonders Anmerkungen zu Urt. 64 Gegen 
bie Erben kann eine Hinterzi ehungäftzofe nicht mehr ausgeſprochen werben; 
vergl. hiezu oben Art. 78 Ab . Art. 72 bis 80 regeln die Koften bes Ber- 
fahren und bie Steuernachzahlungen (3. B. Art. 78, 79). Nach Urt. 81 endlich 
tritt das neue Gewerbfteuergefeb mit dem 1. Januar 1900 in Wirffamfeit; für 
die in das Jahr 1899 fallende Gewerbfteueranlage kommen aber bereit3 die 
diesbezüglichen Beftimmungen des neuen Gewerbfteuergejeged zur Anwendung. 

Im Rurzen ift Ha noch das jogenannte Haufierfteuergefeb vom 10. März 
1879 inſoweit zu erwähnen, als basfelbe durch Geſetz vom 20. Dezember 18% 
eine Übänderung erfahren Hat. 

Das ebenerwähnte Geſetz ift in der Faſſung vom 20. Dezember 1897 nebft 
einigen Vollzugsbeſtimmungen publiziert u bie Min wel. bom 23. Dezember 

. März . 
1897 „den Vollzug des Geſetzes vom 50. Desember 1807 über die Beſtimmung 


bes Benerbeietrichs im Umtherziehen betr.“ Gel.» u. Verorbn.-Bl. 1897 ©. 43 
3 437. 


8 76. 
Das Grundftenergeieß. 


Auf ©. 366 ift am Ende bes 8 76 anzufügen: 

15. Auguft 1828 ,. , . 
Das Geſetz vom — Mai 1 die allgemeine Grunbftener betr., in 
ber Faſſung ber Bekanntmachnng vom 10. Juni 1881 bat burdy Art. 136 bes 
bayr. Ausſ.⸗Geſ. zum Bürger. Geſ.⸗B. folgende Abänderungen erlitten: 

Nach 8 71 wird folgender $ 71a eingeihultet: Die Umſchreibung eine 
Grunbftüdes auf einen neuen Beſitzer febt Den Nachweis voraus, daß der neu 
Beliter Eigentümer des Grundftüdes ift. 

Die Umschreibung auf den neuen Deliper erfolgt, wenn zu bem (Erwerb 
des Eigentums bie Eintragung in das Grunbbucd erforderlich ift, auf Grund ber 
Eintragung im Grundbude In den übrigen Fällen muß Das Eigentum bei 
neuen Beſitzers in ber für die Eintragung in das Grundbuch vorgeichriebenen Weik 
nachgewiejen werden. 

Bur Eintragung einer Henberung in dem Beftande eines Srundftüdes, ab- 
geſehen von ber ereinigung ganzer &runbftüde, insbeſondere zur Eintragung 
einer zeitung, ift Die Vorlage eines von der Meflungsbehörde angeertigte Blanes, 
in welchem bie Aenderung erfichtlich gemadyt ift, unb eines Auszugs aus dem 
Meffungsver eichnis erforderlich. 

er & 72 erhält folgende Faflung: Jede Uenberung, durch bie nach 8 71 
eine Umfchreibung veranlagt wird, iſt bei ber Umfchreibbehörbe anzumelden. 

Die Anmeldepflicht obliegt bei Uenderungen, zu denen bie Eintragung Is 
das Grundbuch erforderlich ift, den Grundbuchämtern, bei anderen Aenderungen 
den Behörden oder Notaren, von welchen eine Die Aenderung betreffende Urkunde 
aufgenommen oder eine bie Aenderung betreffende Entſcheidung erlaflen wird, tm 

ee ner neuen Meſſung ber Meflungsbehörbe ,‚ in ben übrigen Fällen bes 

arteten. 
Die Urt der Anmelbung wird durch Minifterialvorichrift beftimmt. 
Der 8 73 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


©) Die Steuerziele find: 1. Januar, 1. Hpril, 1. Yall, 1. Oktober. 
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Unterlafien die Parteien die ihnen nad 8 72 Abſ. 2 obliegende Anmel⸗ 
Dung, jo hat bie Umſchreibbehörde fie unter Feſtſetzung einer Yrift von mindeftens 
zwei Wochen und Androhung der im 8 74 beitimmten Ordnungsftrafe zu ber 
Anmelbung aufzufordern. 

Der 8 81 erhält folgenden Abſ. 3: 

Ueberläßt der Eigentümer das Grundftüd einem anderen ohne Ueber- 
tragung des Eigentums zum &igenbefige, fo bleibt er neben dem Beſitzer für die 
Grunditeuer haftbar. 

Der 8 116 Abſ. 2 und 3 (Beitimmung über Verjährung rüdftändiger 
Orundfteuern und Erlöoſchung von Anſprüchen auf Rüderjag bezahlter Grund- 
fteuern) wirb aufgehoben. Vergl. hiezu Art. 122 bis 125 des bayr. Ausf.Geſ. 
zum Bürgerl. Ge.-d. Bon dem Eigentum de3 Staates wird feine Grundſteuer 
erhoben, jedoch jollen hiefür wie von ben übrigen Grundſteuerobjekten die Ver⸗ 
hältniszahlen audgemittelt und im Satafter vorgetragen werben. (8 117 bes 
Grundfteuergefeges.) Vergl. hiezu auch Art. 44 Abi. I Biff. 2 ber Gem Ordn., 
oben ®d. II 8 112 ©. 424. 


7, 


Das Hausftenergeieh. 


Auf S. 368 ift am Ende des 8 77 noch beizufügen: Durch Urt. 137 des 
bayr. Ausf.-Gef. zum Bürgerl. Geſ.B. ift der 8 37 Abſ. 2 und 8 des Haus- 
ſteuergeſetzes in ber Saflung ber Bekanntmachung vom 10. Juni 1881 (Beftim- 
mung über Verjährung rüdjtändiger Hausfteuern und Erlöichung von U prägen 
auf Rückerſatz bezahlter Hausfteuern) aufgehoben. Siehe hiezu Art. 122—125 des 
bayr. Ausf.-Sef. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. 


8 78. | 
Die Erbſchaftsſteuer.“) 
Das Geſetz vom 18. Auguft 1879 über die Erbichaftzfteuer hat durch Art. 
169 de3 Ausf.Geſ. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. vielfache Aenderungen erfahren, und 
ift dasſelbe in 14 Fällen, aljo fehr weſentlich abgeändert und demgemäß durch 
Art. 179 Ziff. 4 dieſes Gef. die fgl. Staatsregierung ermächtigt worden, den Tert 
des genannten Erbichaftäjteuergeieges, wie ſich berjelbe aus dieſen Aenderungen 
ergibt, neuerdingd durch das Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. befannt zu geben. 
Bir verweilen lediglich auf den Wortlaut des Art. 169 des bayr. Anzf.- 
Geſ. zum’ Bürgerl. Geſ.⸗B. bezw. auf die Min.-Bel. im Gef.- u. Berorbn.-BL. 
1899, durch welche das Erbichaftöftenergejeg vom 18. Auguſt 1879 in biefer neuen 
Zertierung vom 9. Juni 1809 publiziert tt. *) 


Nachtrag zu 8 83 Bd. I ©. 376 und 377 Unm. *, die Branntwein- 
fteuer betr. 
u Unm. * ift auf ©. 376 als Abi. 5 einzufügen: 
a3 Branntmweinftenergefeb vom 24. Juni 1887 ift geändert bezw. revi- 
diert worben durd) — 2 vom 16. Juni 1895 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 1896 ©. 276), 
in nener Redaktion publiziert duch Bekanntmachung vom 17. Juni 1895 (Web, 
23, 279 ff.). Un Stelle des 8 1 Abſ. 2 und 8 dieſes Iehtgenannten Geſetzes find 
nunmehr die Beltimmungen des Wrt. I des Neichd-@el. vom 4. April 1898 
Reichs⸗Geſ.⸗Bl. S. 159 N „die anderweite Feſtſetzung bed Geſamtkontingentes ber 
rennereien betr.” getreten, ferner wurben durch dieſes Tegtere Geſetz noch einige 
andere Wenderungen des erftgenannten Geſetzes vom 16. Juni 1895 getroffen. 
Endlich wurde auf Grund Art, ILI des Reichs⸗Geſ. vom 4. April 1898 durch 
bayerifcyes Geſetz vom 4. Juni 1898 (&el.- u. Verordn.⸗Bl. 263 f.) die kgl. 
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Staatsregierung ermächtigt, die in dieſem Urt. III vorbehaftene ‚Qukiumunmg 
ber in Art. II des mehrerwähnten Reichs⸗Geſ. vom 4. April 1 898 enthalies 
Aenderung des Branntweinfteuergeleged vom 24. Juni 1887 in der Faffung ie 
Geſetzes vom 17. Juni 1895) zu erklären, 


Nachtrag zu Bb. I ©. 390 Anm. 32 bei Art. 3 Abf. 4 des Huubde- 

gebührengejepe?. 
u Anm. 82 ift als Abf. 2 beizufügen: 
n einem Urteile bes Oberlanbeögeriht3 München vom 27. — 

1897 (im Auszu J mitgeteilt im Min⸗Bl. 1897 ©. 4 ff.) iſt ri ei 
die in Art. 3 Abſ. 4 des Humbegebührengefeges gebrauchten Wo ber 
und „Wohnort“ N eichbebeutend find, daß banunter nicht blos das 
eivilrechtlichen und eivilprozeſſualen Sinne, ſondern der Ort zu verſtehen if, 7 
welchem der en wog ıh aufhält, in welchem er thatlählih, wenn 
nur borübergehend wohnt, jo daß alſo ein Hundebeſitzer, welcher ſich — — 
von feinem eigentlichen Wohnſitze — länger als 14 Tage an einem anderen Krk 
aufhält, „nad Ablauf von 14 Tagen feinen an feinem Wohnfige ſchon amgemel- 
deten und verftenerten Hund bei ber Ortöpolizeibehörbe feines (gegenwärtigen 
Aufenthaltöplages anmelden muß und daß er zu dieſer Anmeldımg auch bazz 
verpflichtet ift, wenn er urfprünglich einen fürzeren Wufenthalt beabfichti 
ba der wirkliche (länger ald 14 Tage dauernde) Aufenthalt allein im 
fommt. (Bergl. hieher, vielmehr zu Art. 3 Abſ. 1 1. c. oben Anm. 26 mb bir 
zu berjelßen in Note * angeführten Urteile des kgl. Oberlandesgerichtse Marches 
vom 7. Juni 1881 und 28. Oftober 1887.) 


Malte zu 8 88 3b. I ©. 409 ff.: das bayr. Geſetz über das Ge- 
büp ven nwejen. 
Sud bie @Gejeb vom 9. Juni 1899 (Gef.- u. Verorbn.-Bl. 1899 Veileg 
u Nr. 28 ©. 167 bis 216) „Aenderun ngen des Geſetzes über Dad Geb 
etr.” bat das Gebührengeic bom 18. Yuguft 1879 bezw. von 1892 Velten 
— — auch ſchon im Hinblick auf die Einführung des Bürgerl Geſ.S 
— erfahren 
ie Bier (d. 5. für Verwaltung, Verwaltungsrecht und Polizei bezw. für 
—58— Gemei ebehörben) in Betracht kommenden Artilel dieſes Geſeges far 
olgende: 


a) 5. “10: In Urt. 2 ift ſtatt „Urt. 238 Abſ. 4” zu feßen „Urt. > 


=) © an: Als Beile 24 von unten ift in Anm. 5 (zwiſchen ber 
Worten: „Forſtämter“ und „@emeinbewahlen“ ei —— Ge 
meinbegrunbverteiltungen, Art. 27 Abſ. IV ber Em „Drbn.) **) 
b) ©. 414. Der Urt. 4 lautet nunmehr: Perſonen, deren 
unfähigfeit amtsbekannt oder durch obrigfeitliche Zeugniffe 
ift, Haben in ‚Segen enftänden ber Berwaltung und — — — 
auf geſwig efreiung von Gebühren Anſpruch. 
In ben Angelegenheiten, in welchen ber Notar feine Amtögeichäite 
He m unentgelttich vor reen bat, werben auch Staatögebähres 
vorläufig nicht erhoben. Die über bie Verpflichtung bed Notare, fein 
Amt vorläufig unentgeltlich auszuüben, ergehenbe Entf g wuft 
uch in Unjehung der Staatögebüßren. Das Recht auf bie Entite- 
— des Landgerichts anzutragen, ſowie die Beſchwerde gegen bie | Die Ext 
cheidung bes —— ſteht auch der Regierungsſinanz — 
X . 415. Art. 6 bat jetzt folgende Faſſung: Für die Berechnung fer 
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Friſten gelten bie Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuches.) Fällt 
das Ende einer Friſt auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag, fo 
endigt die Friſt mit dem Ablaufe des nächitfolgenden Werktags. 

d) ©. 418. Art. 165 Ziff. 2 hat zu lauten: 2. für Beſchlüſſe und Ber- 
fügungen, Beicheibe, Beugniffe (Attefte, Beicheinigungen) 2 bis 50 ME. 

e) ©. 420. Urt. 171 erhält folgenden Abſ. 2: Die gleihen Gebühren 
werden erhoben für Dienftbotenbücher und für Arbeitsbücher mit Aus⸗ 
uahme foldyer für Arbeiter unter 21 Sahren. 

An Urt. 172 werden bemgemäß bie Ziff. 2 (Dienftbotenbücher) und 

Biff. 6 (Urbeitsbücher) geitrichen. 

Art. 172 Ziff. 7 erhält folgende Faflung: Für Duplifate der Dienft- 
botenbücher unb ber Arbeitsbücher. 

f) ©. 421. Urt. 173 Biff. 2 wird in nacdhftehender Weiſe ergängt: 

2. einfache Leumundszeugniffe oder Yührungsattefte, vorbehaltlich der 
Beſtimmung im Art. 194 Ziff. 16. 

g) ©. 423. Urt. 183 erhält folgende Faſſung: Einer Gebühr von 50 Mt. 
unterliegt die Erlaubnis zum Geichäftöbetrieb eine Auswanderungs⸗ 
agenten. 

h) ©. 423. Nach Urt. 183 bezw. vor Urt. 184 ift folgender Urt. 183 a 
eingeichaltet worden: 

Eine Gebühr von 10 bis 200 Mt. wird erhoben für die Verleihung 
der Konzeffion zum Betriebe bes an nergeioerbed, 

i) ©. 423. Urt. 184 erhält folgende Fa Jung: 

Eine Gebühr von 50 bis 200 Mi. wird erhoben: 

1. für die Verleihung ber Konzeſſion zum Betriebe eines Privat-, 
Eijenbahn-, Dampfichifffahrts- Straßenbahn» oder ähnlichen Ber- 
tehr3- Unternehmens, 

2. für die Beichlüffe, durch welche die Genehmigung zur Ausgabe ber 
auf eine beftimmte Geldfumme lautenden Schufdverichreibungen auf 
den Inhaber erteilt wird, ' 

3. für die Genehmigung zur Errichtung vos Berficherungsgefellichaften 
ſowie zur Ausdehnung des Geichäftsbetriebes auswärtiger derartiger 
Anſtalten auf das Königreich. 

k) ©. 423. Urt. 185 Abf. 1 erhält nachftehende Faſſung: 

Für die Enticheidung einfchließlich bed vorangegangenen Verfahrens 
werden erhoben: 
1. 20 bi8 200 Mt. 
für die Bolljährigfeitserflärung; 
für die Genehmigung der Aenderung eines Yamiliennamens, vor- 
behaltlich der Beltimmung be3 Art. 206; 

für die Verleihung der Nechtsfähigleit an Vereine, deren Zweck auf 
einen wirtichaftlichen @eichäftsbetrieb gerichtet ift: 

für die Bewilligung einer nah den 88 1303, 1313 des Bürgerl. 
Geſ.⸗B. zuläffigen Befreiung; 

für bie Ehelichkeitserklärung; 

für die Bewilligung der Befreiung von ben Erforbernifjen des 8 1744 
des Bürgerl. Geſ.⸗B. 

2. 50 bis 600 ME. für die Bewilligung einer nach 8 1312 des Bür⸗ 
gerl. Geſ.⸗B. zuläfiigen Befreiung. | 

1) ©. 424. Nach Art. 185 ift folgender Art. 1852 eingeichaltet worden: 

Für die Erflärung, daß die geichiedene Frau ben Familiennamen 
wieder annimmt oder daß ber Ehemann ber gefchiedenen Frau die 

Hührung bes Namens unterfagt (8 1577 bes Bürger. Geſ.B.), wird 

eine Gebühr von 8 bis 60 ME. erhoben. 


*) Bergi. 98 186 fi. des Buͤrgerl. Geſ. B. 
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Das Gleiche gilt für die Erflärung de3 Mannes der Mutter em: 
unebelichen Kindes, da er dem Kinbe feinen Namen erteile (8 17% 
bes Bürgerl. Geſ.⸗B.). 

m) ©. 425. Nad Urt. 187 wurde folgender Art. 187 a eingeichaltet: 

In Babeorten, Himatiihen und anderen Kurorten fünnen für Her 

Keilung und Unterhaltung der zu Kurzweden getroffenen Beranftaltunge 
adetaren erhoben unb e3 fann die Erhebung folder als örtlidge > 
gaben auch den Gemeinden gejtattet werden, 

Die näheren Beftimmungen erfolgen durch die Staatöregierun: 

n) ©. 429. Urt. 194 Biff. 16 erhält die Yafluug: für Leumunbözeuger* 
in Nieberlaflungsfachen, dann für die Legalifation von Leumunbögen:- 
nifen oder Führungsatteften, Familienitandszeugnifien und Nebens- 


eften; 

ferner erhält Art. 194 noch als Ziff. 22 bie jolgenbe Vorſchrift: be 

Geſuchen um bie Erteilung der polizeilichen Erlaubnis aur Abgabe 1 

Ehrenjalven bei Beerdigung von ehemaligen Feldzugsſoldaten. 

nn) ©. 431 Urt. 199 ift aufgehoben und zwar vom 1. Juli 1899 az 
Es werden alfo von dieſem Tage an fogenannte Anfellungsgebähers 
ei 2 200 Abſ. 3 (Anftell bühr für Gerichtsue 
nnn) ©. . Art % . ellungsgebühr i 1. 
zieher) iſt aufgehoben von I. Juli 1899 an, 
0) ©. 2. s 45 202 Be 1 erhält foigenbe —*— : fonbsabgabr- 
ie beftehenden Beftimmungen über bie gun = 
nebft Bufchlägen und Wusichreibgebühren, ferner über N Unttelungs-, 

Beforderungs⸗ und Verehelichungstaxen im Bereiche ber Militärvermwei- 

tung, dann über ben Bezug unb bie Verwendung biefer Gebührer 

werben durch gegenmwärtiges Geſet nicht berührt. 

p) ©. 435. Un Stelle ber Urt. 218 bis 220 tritt nachſtehende VBeltim- 
mung: Juriſtiſche PBerfonen, Handel3- und Berficherungsgefellichaften, 
Genoſſenſchaften, Bereine jowie andere Sejellichaften und An habes 
bon den in ihrem Eigentume befindlichen Grundſtücken und dieſen gleich 
ftehenden Rechten alle zwanzig Jahre, vom Tage des letzten 
einer verhältnismäßigen Gebühr an gerechnet, ein Gebührenäguinelex: 
von eins vom Hundert der Gegenftandäfumme ohne Abzug der Sche 
den di entrihten. 

leiches gilt für Geſamtgeſchlechter, foweit auf deren Guter widk 
bie Beitimmung bes rt. 215 Anwendung findet. 

g) ©. 437. Art. 222 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung 

Die gejehlichen Vertreter der gebfhrenpflichtigen Rechtsſubjekte Haben 
den Wert der Brundftüde und biefen giel ftehenben Rechte bei bem 

Rentamt, in deſſen Bezirke die Grundſtücke oder deren Hauptbeftanbteile 

liegen, minbeftend drei Monat vor Ablauf des zwanzigjährigen Zeit, 

raums feit der (estmaligen Entrihtung des Gebührenäguivalentes 
fchriftlich oder zu Protokoll anzugeben. 

r) ©. 487/488. Urt. 223 Abſ. 1 lautet jegt: Deffentliche Berftei 
von beweglichen Sachen und von Nutzungen, für welche nicht bie 
auf Grundſtücke beziehenden Vorichriften gelten, unterliegen einer Ge 
bühr zu 1 vom Hundert des erzielten Gelamteriöfes, 

m) ©. 440--445, Art. 281 bis 236 über bie Duittungsgebühßrex 
find vom 1. Juli 1899 aufgehoben. Es merden alſo von 
diefem Tage an Gebühren bei Erhebung von Behalts- 
und Benfionsbezügen, wie fie in Art. 231 bis 236 des bi⸗ 
herigen Gebührengefeges behandelt waren, nicht mehr erhoben. 

») ©. mp /41e. Fr ur lautet nunmehr: Halten über Le 

en (Bolicen) von icherungsanftalten bensverfidie- 
rungen Unferfiegen, foferne fie fi auf I Bayern wohnhafte Perſoues 
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t) ©. 447/448. Urt. 252 hat jeßt folgenden Wortlaut: 

Inſoweit dad Geſetz einem Berwandtichaftöverhältniffe Einfluß auf 
bie Gebührenpflicht einräumt, gilt als Verwandtſchaft auch die durch 
Annahme an Kindesftatt begründete Verwandtſchaft ſowie das Ver⸗ 
Per zwiichen einem unehelichen Rinde und befjen Ablömmlingen einer- 
eitd und dem Water und beflen Berwanbten andrerſeits, joferne die 
Vaterſchaft erweislich anerkannt ift. 

Auf ein die Gebühr minderndes Verhältnis, welches zufolge eines 
richterlichen Erkenntniſſes ober eines Vertrags jchon vor bem Anfalle 
der Gebühr zu beftehen aufgehört hat, darf nicht zurückgegangen werden. 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nad) & 1575 bes Bür⸗ 
gerl. Geſ.⸗B. fteht der Scheidung gleich. 

Die vor dem Inkrafttreten des Bürger!. Geſ.⸗B. vereinktindichafteten 
ah ftehen in Anſehung der Gebührenpflicht den ehelichen Kindern 


leid). 

u) & 448. Urt. 255 lautet jebt folgendermaßen: 

Abſ. 1 wie biöher (S. 448). 

Abſ. 2. Zt um die Vornahme fonftiger Amtshandlungen erfucht, 
jo lönnen bejonbere Gebühren erhoben werben, deren Höhe die Staats⸗ 
regierung beftimmt. 

Abſ. 3. In beiden Faͤllen find die mit ber Erledigung des Er- 
ſuchens verbundenen baren Auslagen zu erftatten. 

Wbf. 4 und 5 wie biäher (S. 448/449). 

Ubi. 6 nen). Gebühren und Auslagen werden nicht erhoben, fomweit 
die enfeitigleit verbfrgt ift. Ob diefe Vorausſetzung gegeben ift, 
enticheidet die Staatsregierung. 

v) ©. 449. Im Art. 266 bj. 2 wird nad) dem Worte: Notare“ ein- 
geicpaltet: „und Notariatsverweſer“. 

w) ©. 449. Urt. 257 lautet jegt: Yür bie Mufbemahrung, der bei ben Ge⸗ 
richten, den Notaren oder gemäß Art. 76 Ubi. 3 des deren zur Aus⸗ 
[Ahrung bes Reich3-Ger.-Berf.-Sei. in der Fafſung des Art. 167 des 

f.-@ef. zum Bürgerl. Geſ.B. bei der kgl. Bank oder anderen Kaſſen 
des Staates hinterlegten Gelder und Wertpapiere können befondere 
Gebühren (Depofitalgebügren) erhoben merben. 

Die Gebührenjähe werden durch kgl. Berorbnung beftimmt. 
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x) ©. 449. Im Art. 258 wirb Ubf. 2 geftrichen und an Stelle bes Abi. 3 
tritt toigen er Urt. 258 a: 

Die Borfchriften über Erhebung und Berechnung ber aufallenben 
— und Auslagen ſowie über bie Führung und Reviſion ber 
Gebührenregifter, über das Berjahren bei Aufnahme und VBeicheibumg 

der Revifionsprototolle, dann bet Streitfragen und Beſchwerden, fomeit 
e3 nicht gejeglich geregelt ift, und über die Abrechnung mit den Rtent- 
ämtern werden von der Staatöregierung erlafien. 

y) ©. 211. Un Stelle des Art. 261 treten folgende Vorſchriften: 

Art. 261. Die Rotare follen, falld ihnen die Mitwirkung bei ber 
Erhebung der Gebühren übertragen ift, bis zur Entrichtung Der bem 
GStaate und ben Gemeinden anfallenden Gebühren die Aus igumg 
der Urfchriften, Ausfertigungen und Abſchriften an die Beteiligten umb 
die Vorlage ber Urfchriften, Auaferligungen und Abjchriften für Die 
Beteiligten an die Gerichte umd andere Behörden verweigern. Than 
fie dies nicht, jo haften fie perjönlich für bie Gebühr. 

Die Beltimmung ded Art. 55 Ubi. 2 des Notariatsgeſetzes finber 
entjprechenbe Ainvenbung. 

Urt. 261 a. Dem Grundbuhamt ift es unterfagt, eine Eintragung 
in bad Grundbuch eher vorzunehmen, als der Nachweis über die 
rihtung oder Hinterlegung der Gebühren vorgelegt if. Sofern ben 
Rotaren die Mitwirkung bei der Erhebung der Gebühren übertragen 
ift, bedarf es dieſes Nachweiſes nicht, wenn die Eintragumg auf Grund 
einer von einem bayeriichen Notar errichteten ober beglaubigten Urkunde 
beantragt wird. Handelt ber Grundbuchbeamte biejer Beſtimmung zu⸗ 
wider, jo haftet er perjönlich für bie Gebühr. 

Die Borjchriften des Ab}. 1 und 2 finden auf die Umſchreibung in 
dem Grundfteuerfatajter entiprechende Anwendung. 
yy) ©. 452/453 Urt. 267 Abſ. 1, 2 und 3, besgleichen Urt. 268 (bis 

271) aufgehoben. 

z) ©. 453 bis 455. An Stelle der Schlußbeitimmungen in Art. 272 bis 
274 treten nachftehende Borfchriften ber Art. 272, 273, 274, 274 bis 
274 p, bon welden wir hier nur bie Beftimmung de3 Art. 272 an- 
führen, welche lautet: 

Gegenwärtiges Geſetz tritt gleichzeitig mit bem Bürgerl. Geſ.⸗B. 
vie Aufhebung der Art. 199, 231 bi 256 mit bem 1. Juli 1899 im 

art 


Im übrigen fiehe zu Urt. 273 bis 274p ©. 212 bis 215 bes 
Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. 

An Stelle des Art. 275 Abſ. 1 (©. 459) tritt folgende Vorjchrift: 

Für die zur Zeit bed Infrafttretend bes gegenwärtigen Geſetzes an- 
hängigen Erinnerungen und Beichwerben gegen die Entichei über 
die Feſtſetzung des Wertes ober gegen ben Anla und die Nachfo 
von Gebühren und Auslagen verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften 
Died gilt insbefondere auch von ber Unfechtung der Enticheibung bes 
Beichtwerbegericht3 durch weitere Beſchwerde. 

Abſ. 2 und 3 wie bisher (S. 454/456). 

Endlidy erhält Art. 276 (S. 455) folgende Fafſung: 

Sit in Spezialgejegen ober Verordnungen in Bezug auf Taren unb 
Stempelgebühren auf eines der in Art. 272 bes Geſetzes vom 18. Wuguf 
1879 in der Faſſung vom Jahre 1892 aufgehobenen Geſetze oder auf 
eine Durch gegenwärtige Geſetz aufgehobene oder abgeänderte Beftim- 
mung verwieſen, jo kommen —* der biaherigen Vorſchriften die ent- 
fpredenden Beſtimmungen ded gegenwärtigen Geſetzes zur Anwendung. 


Nachtrag zu Bd. I ©. 489 und 490 zu 88 4 und b bes Tit. V ber Verf⸗ 
Urkunde, 
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Durch Art. 185 bes bayr. Ausf.-Gef. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. ift überhaupt 
definitiv ausgeſprochen: Tit. V 8 4 Abſ. 2 Nr. 4 und 8 5 werben aufgehoben 

Anm. 9 zu Tit. V 8 4 Ubf. 2 Biff. 2: 

In der Pfalz können auch für die Zukunft Fideikommiſſe nicht errichtet 
werden (Urt. 135 Abi. 2 des bayr. Ausf.-Gei. zum Bürgerl. Geſ.⸗B.). 


Nachtrag zu 8 90a Bd. I ©. 542: 8 44 der 2. Berf.-Beil. Anm. 82: 
Amortijationdgefepe. 

An Stelle diefer Anm. 82 Abſ. 1, 2, 8, 5 und 6 tritt Folgendes: 

Die — en des Erwerbes der geiſtlichen Geſellſchaften haben auf 
Grund des durch Art. 86 des Einf⸗Geſ. zum Bürgerl. Geſ.B. gemachten Bor- 
behaltes durch Die Urt. 7 bis 10 des bayr. Ausf.Geſ. zum Bürgerl. Geſ. B. 
eine vollſtändig neue Regelung erhalten, fo daß alle hierüber bisher erlaſſenen 
dieſen neuen Borjchriften entgegenitehenden Beftimmungen mit dem 1. Januar 
1300 außer Kraft treten. (Bergl. auch Art. 1 dieſes Ausf.Geſ.) Die nunmehr 
b. 5. vom 1. Januar 1900 an giltigen Rormen lauten: Schenfungen ober Bu- 
wendbungen von Tobeswegen an geiftliche Gejellihaften bedürfen zu ihrer Wirt. 
ſamkeit bem vollen Betrage nad der Pr Genehmigung, wenn fie 
Gegenftände im Werte von mehr als zehntaujend Mark betreffen. Der Berech⸗ 
nung be3 Wertes wieberlehrender Leiflungen wird ein Zinsſatz von vier vom 
Hundert zu Grunde gelegt. (Urt. 7.) 

Bum Erwerb von Gegenftänden des unbeweglichen Bermögens, deren Wert 
den Betrag von zehntaufend Mark überfteigt, bedürfen geiftliche Gejellichaften 
auch außer dem Falle bed Art. 7 der landesherrlichen Genehmiigun . Bum un 
beweglichen Vermögen im Sinne biefer Vorſchrift gehören auch echte an einem 
re mit Ausnahme der Hypotheken, Grundichulden und Rentenſchulden. 

rt. 8. 
ie vorftehenden Vorſchriften eritreden fich nicht auf die Engliſchen Fräulein 
in Bayern (Art. 9); fie finden dagegen auf ausländiſche juriftiiche Berjonen, welche 
religidje ober mohlthätige Zwecke ober Zwecke des Unterrichts ober ber Erziehung 
verfolgen, mit der Arahgabe Unwendung, daß die Genehmigung bei einem den 
Betrag von fünftaufend Mark überfteigenden Werte, im Falle des Erwerbes des 
Eigentums an einem Grundftüde ohne Rückſicht auf den Wert erforderlich ift. 


Nachtrag zu 8 90a Bd. I ©. 565 und 566: IV. Beilage der Berf.-Ur- 
kunde 88 53, 655 und 66: 

Diefe Berfaflungsbeftimmungen find geändert buch das Geſetz vom 9. Juni 
1899, die Abldfung der Steuer-, Umlagen und Bollfreiheit betr. Gel.» u. Verordn.⸗ 
BI. 1899 Nr. 28 Beil. ©. 226 f. 

Dieſes Geſetz beftimmt: Die ben Standesherren auf Grund der Bejtim- 
mungen in den 88 53, 55 und 56 ber IV. Xerf.-Beil. für fi unb ihre Fa⸗ 
milien zuftehende Freiheit von Steuern, Gemeindeumlagen, Zoll und Weggeld 
wird mit Wirkung vom 1. Januar 1900 an aufgehoben. 

Bezüglich der für die Aufhebung ber genannten Borrechte an die Standes- 
gruen auf deren Anmeldung aus der Staatäfaffe zu begahlenden einmaligen 

apitaldabfindung fiehe Art. 2 bis 5 dieſes Geſetzes. 


Nachtrag zu Bd. I ©. 577 zu 8 14 der VII. Beil. der Berf.-Urkunde: 

Durd Urt. 135 Nr. II des bayr. Ausf.Geſ. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. erhält 
der 8 14 Ubf. 3 der 7. Berf.-Beil. — mit Giltigfeit vom 1. Januar 1900 — 
folgende Faſſung: 

Die Unfechtung der Entſcheidungen richtet ſich nach den für die Beſchwerde 

in Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit geltenden Vorſchriften. 
ferner ift der UWeberfchrift zu Tit. II der 7. Berf.-Beil. „Won Errichtung der 
Familienfideikommiſſe“ als Anm. *) beizufügen: 

*) In ber Pfalz können Yamilienfideitommiffe auch in Zukunft nicht er⸗ 
richtet werden (Art. 135 Abſ. II des bayr. Ausf.Geſ. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. 
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= 3 Gap in Berf- 


urch Art. 135 Wr. II Bi. 2 2 dea bayr. Husf.ci e. zum Bärgerl Gei-®. 
ber i h auig desgleichen iſt bad Beleg vom 22. Je⸗- 
bruar 1855 —— ——— darch Kt. 152 bed genannten 


Fern „Beil: Edikt über die Siegelmäkigfeit. 
Dice 8. Beil. —— — Urfunde it Dund Urt. 135 Mr. LIT bes bayr. 
Ausf.-Bei. Guöbrädiich "als aufichoben vrtid 


rugen: 
. Ausf. Geſ. zum VBürgerl. Gei.-B. vom 9. Juni 
1899 find die Art. 10 bj. und III, Art. 11 Abf. II hit.f, Art. 37 af DIE 
Sag 3 und Art. 51 der pfälziichen Gemeindeorbnung ab und haben vom 


gum Brio I Grip Des Dei Bränfen Bet, Eh erurfachter? Eihabens betr, auf bie 


rs Schließung Uebereinfunft wit bem Beidyäbigten 
Art. 4 Abi. Salem die Sertiling der Umlage — Bichtigen nad) 10 
Abi. 1 dieſes Geſetzes erfolgt in der Pfalz band) den Gemeinderat. 


Radıtzag zu BO. 118% ©. 38: Zum Abſchnitt G iſt noch unter Biff. 5 


5) 2Bfungsanipru der der gemeindlihen Bfanbleihanfalten 
des bayr. Ausf.-Gef. zum Vürgerl. Gej.-B. ſteht den_öffent- 
lichen Bfonbleihanftalten, alfo den gemeindlichen Leihhänfern das Recht zu, Sachen. 
an denen fie nach ben Borichriften des ga Abi. 1 (Ewerb an gehohlenen ober 
verlorenen Sachen) und der 88 1207, 1208 des Bürgerl. Geſ⸗B. 
nicht oder nur im Range nad) bem Rechte eined Dritten, mit welchen die Sache 
belaftet ift, erwerben, bem Berechtigten nur gegen Berablang des auf die Sade 
gemäbrten Darlehens famt Zinjen herauszugeben. Die Vorichriften bes 8 1003 
Bürgerl. &el.-B. finden entiprechende Anwendung. 


Nachtrag zu Bb. II 8 94 ©. 30: Am Ende bes Abichnittes J auf ©. 66 
®b. II An Beigende beizufügen: 
rund der im Vorſtehenden behandelten Veitimmungen des beutichen 
Einf. ‚oe. Sat nun das bayr. Ausf. Geſ. zum VBürgerl. Geſ⸗V. vom 9. Juni 
Saft die bier berührten Waterien weiter geregelt. Zunachſt Hat es —e der 
der Gemeinden für die Amtshandlungen ihrer Beamten 

— 2 anbertzuuten alfentlinen Gewalt in feinen Art. 60 bel (vergl. 
at. Pe deutſchen Einf.- Be.) Folgendes betimmt: Wenn ein Beamter 
Staates) einer Gemeinde ober eined anderen Kommimalverbandes in Wnsäbung 
der ihm anvertrauten Bffentlihen Gewalt (4. B. Bofizeigemalt, nicht aber 
beim Vollzug rein wirtſchaftlicher Beraltungöhanblungen 3 B. bei Ber» 
Reigerungen von Holz aus Gemei der bei bes 
von ®emeindbegrundfüden überhaupt)*) vo äplic ober fahrläffig bie ihm einem 


De  Hftpflldht ber Gemeinden wie bes Etaates ER an 
Ausübung ber i i 
Bechättniien m ung ‚ber Ihm er Imen. in pr 2 berachmen, eläts v rein wirticheftiden 


5 31 mit 89 des Bäürgerf. Wei. A nad den 
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Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verlebt, fo trifft die im 8 839 bes 
Bürgerl. Gef.-B. beftimmte Berantwortlichfeit (wegen Berlegung einer Amts⸗ 
pfliht) Diefem Dritten gegenüber diejenige Gemeinde, in deren Dienft der 
betreffende Beanıte fteht. Der Beamte aber hat dagegen feiner Dienitgemeinbe, 
bie nad) Vorſtehendem in erfter Linie als haftpflichtig in Anipruch genommen 
wurde, binmwiederum den Schaden zu erjegen, welcher der Gemeinbe aus ber Vers 
legung der Amtspflicht Seitens dieſes Beamten entitanden ift. Die Beſtimmung 
bed 8 852 des Bürgerl. Gef.-B. über Verjährung des Anſpruchs auf Erſatz des 
aus einer unerlaubten Handlung entftandenen Schadens findet hier mit der Maß⸗ 
gabe Unmwendung, daß die dreijährige Berjährungsfrift mit dem Zeitpunfte be- 
ginnt, in weldem Die Erſatzpflicht der Gemeinde dem Beichädigten gegenüber 
anerfannt oder rechtäfräftig feitgeftellt iſt. 
ft ein Gemeindebeamter für einen Schaden der vorbezeichneten Urt des⸗ 
wegen nicht —A— weil er ſich im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in 
einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtand tranfhafter Störung 
der Geiftestäätigfeit befunden hat, fo Tann ber Beichädinte von ber Gemeinde 
Schadenserſatz verlangen. Doch ift im vorliegenden Falle die Gemeinde nicht 
verantwortlid für ben Schaden, welcher daraus entfteht, daß ber betr. Gemeinde» 
beamte bei einem Urteile in einer Rechtsſache (3. B. in einer Gemwerbegerichtsjache, 
Verwaltungsrechtsſache) die Amtspflicht verlegt; (jolhen alles fteht ja den Be⸗ 
teiligten die Benubung ber gebotenen Rechtsmittel [Berufung, eihmerde] ER 
Die Beitimmungen des obenerwähnten 8 889 unb zwar Abſ.1 Sat 2, Abſ. a 
2 und Abſ. 3 des Bürgerl. Geſ.B. finden bier entipredhende Anwendung un 
tritt demgemäß auch bezüglich ber vorftehenden Fälle eine Erſatzpflicht ber Ge⸗ 
meinbe überhaupt nicht ein, wenn der Verletzte es vorjäglich oder fahrläffig unter- 
laffen hat, den Schaden durch Gebrauch eined NRedytämitteld abzumenbden. 
Zur Entiheidung der Vorfrage, ob ber betr. Beamte ſich einer Ueber⸗ 
—— ſeiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer ihm obliegenden 
mtshandlung ſchuldig gemacht Hat, iſt in den vorſtehend erörterten Faͤllen ber 
Verwaltungsgerichtshof berufen. Siehe hiezu Art. 7 Abſ. 2 des Verwm.-Ber.-Hof- 
Geſ. in ber neuen veränderten Faſſung des Art. 165 des bayr. Ausf.-Gel. zum 
Buͤrgerl. Gef.-B., bei den Nachträgen zu Bd. II ©. 66 Note *** Abſ. 4 zu 
Anm. 3 zum Art. 1 der Gem.Ordn. 
eiter beftimmt noch (vergl. Art. 91 des deutichen Einf.-@ej.) der Art. 89 
des babr. Ausf.⸗Geſ. zum Bürger Gei.-B.: Die Gemeinden und bie unter ber 
Verwaltung einer öffentlidyen Behörde, alfo auch einer Gemeindebehörde ftehenden 
Stiftungen haben das Recht, zu verlangen, daß für die Forderungen, welche aus der 
Verwaltung ihres —— gegen ihre Verwalter entſtehen, eine Siche rungs⸗ 
hypothetl an Grundſtücken des Verwalters eingetragen wird. Dieſe Eintragung 
der Hypothek ift für den Betrag zu ermwirken, für welchen ber Verwalter Sicherheit 
zu leiften bat, ſoweit die Sicherheit nicht anderweit geleiftet wird. Die Eintra- 
ng erfolgt in ber Regel auf Erjuden derjenigen Behörde, welcher bie Aus- 
hrung ber über die Sicherheitsleiftung getroffenen Beftimmung obliegt. Weiter 
fiehe den genannten Art. 89 1. c. und 88 1184, 1185 des Bürgerl. Geſ.⸗B. 
Ferner ift bier noch der Art. 50 des bayr. Uebergangsvorichriftengeiehes 
vom 9. Juni 1899 zu erwähnen, nach welchem in der Uebergangszeit d. h. vom 
1. Januar 1900 an bis zu ber Beit, zu melcher für ben betreffenden Grundbuch⸗ 
bezirt das Grundbuch als angelegt ee it, das einer Gemeinde ober einer 
unter gemeindebehördlicher Verwaltung ftehenden Stiftung zuftehende Recht, zur 
Sicherung gewiſſer Forderungen die Eintragung einer Sicherungshypothek an 
Orunbftüden des Schuldnerd zu verlangen, ala ee Sppothefentitel gilt; 
endlich noch auf Art. 54 bis 56, befonders Art. 56 Ubi. 3 des obenerwähnten 
bayr. Uebergangsvorichriftengefeges; nach legterer Beftimmung kann von der Beit 
an, zu mweldyer bad Grundbuch als angelegt anzuſehen ift, für die Anfprüche einer 
Gemeinde sc., mit denen ein gefehlicher Hypothekentitel verbunden ift. die Ein- 
tragung einer Sicherungöhypotbet an ben Grundſtücken des Schuldners verlangt 
werden. Diefe Eintragung erfolgt auf dad Erfuchen ber nach ben einichlägigen 
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Vorfchriften (fiehe oben) zuftändigen Behörde. (Speziell für die Gemeinden ber 
Rheinpfalz fiehe die Art. 119 ff. des Uebergangsvorſchriftengeſetzes. 

Weiter kann bier auch noch die Beſtimmung ded Art. 12 des bayr. Ausf.- 
Gef. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. Erwähnung finden, nach welcher gegen bie Anſprüche 
der Staats- unb der ®emeinbebeamten auf ®ehalt oder Benfion die Anſprüche 
bes Staates und der Semeinbe aus dem Amtd- oder Dienftverhältniffe fowie bie von 
dem Gehalt oder ber Benfion zu entrichtenden Steuern oder Umlagen unbefchräntt 
aufgerechnet werden lönnen. Das Gleiche gilt für die Anfprüche der Hinterbliebenen 
biefer Beamten auf Witwen⸗ und Waijenbezüge in Anfehung ber von biefen Be 
zügen zu entridhtenden Steuern oder Umlagen. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 66. 

Bei Rote *** zu Anm. 3 zum Art. 1 ber Gem.-DOrbn. ift an Stelle bes 
Abſ. 1 und 4 diefer Note »* Folgendes zu jeßen: 

Durch Art. 165 des bayr. Ausf.-Gei. zum Bürgerl. Geſ⸗B. wird Art. 7 
Abi. 2 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878 betr. bie Errichtung eines Berwaltungs- 
gerichtähofes und das Verfahren in Verwaltungsrechtsſachen folgendermaßen ab- 

eänbert bezw. erhält Art. 7 Abf. 2 1. c. vom 1. Januar 1 an folgenden 
ortlaut: 

Der Berwaltungsgerichtähof ift berufen, in ben Fällen, in melden ber 
Staat, eine Gemeinde oder ein anderer Kommunalverband wegen des Schadens 
in Anſpruch genommen werben foll, den ein Beamter in Ausübung der ihm an- 
vertrauten Öffentlichen ®ewalt*) vorfäglidy oder fahrläflig einem Dritten zugefügt 
Hat, die Vorentſcheidung darüber zu treifen, ob ber Beamte fi) einer Ueberichreis 
tung jeiner Amt3befugniffe oder der Unterlaffung einer ihm obliegenden Amt3- 
& lung fchuldig gemacht hat. Das Gleiche gilt, wenn ein Beamter wegen bes 

adend in Anfpruch genommen werben foll, ben er durch eine in Ausübung 
ober in Veranlaſſung der Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt 
borgenommene Handlung einem Dritten zugefügt hat. 

Soweit ber Staat oder ber Berband, in defien Dienfte der Beamte fteht, 
einen Schaden zu erjeßen hat, für den der Beamte jelbft nicht verantwortlidy if, 
gut ber Verwaltungsgerichtshof die Borenticheidung darüber zu treffen, ob ber 

eamte feine lg HN überfchritten ober eine ihm obliegende Amtshandlung 
unterlaffen bat. Bei Handlungen eines Beamten ber freitigen oder ber frei- 
willigen Gerichtsbarkeit ift die Vorentſcheidung nicht erforderlich. 

Die Borenticheidung ift für das Gericht bindend. 

Soll der Anſpruch gegen ben Staat ober ben Berbanb wegen Ichulbhafter 
Verlegung der Amtspflicht erhoben werben, fo wirkt bie Vorenticheibung auch für 
das Verhältnis zwiichen bem Staate oder dem Berbande und bem Beamten. 

Auf das Berfahren finden die für Verwaltungsrechtsſachen geltenden Bor- 
ichriften Anwendung. Bor Erlafjung ber Vorentſcheidung ift aud im alle des 
Ubf. 2 Sag 1 der Beamte zu hören. 

(Hierher vergl. auch das oben auf ©. 730. im Nachtrag zu Bd. II S. 30 
am Ende der Abhandlung J Geſagte, ferner Art. 77 bes deutichen Einf. Geſ. zum 
Bürger!. Gej.-B. und Note 1 Hiezu des Comm. von Fiſcher und Henle, ferner Art. 
91 dieſes Einf.-Gef., endlich Art. 60, 61 auch 89 des bayr. Ausf.⸗Geſ. zum Bürgerl. 
Geſ.⸗B. und Urt. 50, auch 55 Abi. 3 des bayr. Uebergangsvorfchriftengejeges hiezu.) 


Nachtrag zu Bd. II ©. 122 ff. ſpeziell ©. 124. 8 95a zu Art. 11 der 
Gem.-Drdn. 

Durh Art. 158 Nr. 1 des bayr. Ausf⸗Geſ. zum Bürgerl. &ej.-B. vom 
9. Juni 1899 wurden die Abj. 2 und 3 des Art. 11 abgeändert. 


macht vornehmen, ift die Haftpflicht des Staates und bezw. ber 
89 bes Bürgerl. Gei.-B. geregelt und findet in foldhen len teine Enticheibung der Bor- 
age über Schuld oder Nichtſchuld bes betr. Beamten im Sinne bes Urt. 165 bed bayr. Uusf.- 
Gel. Durch den Berm.-Wer.-Hof Statt. 
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Der Art. 11 Hat demgemäß vom 1. Januar 1900 an folgenden Wortlaut: 

Abſ. I (wie bisher): VBefähigt zur Erwerbung des Bürgerrechtes find nach 
erreichter Volljährigkeit ſelbſtändige Männer, welche ic, im Belite des bayerischen 
Indigenats befinden, in der Gemeinde wohnen und dafelbit mit einer Direlten 
Steuer angelegt find. 

Abt. IL (neue Faſſung): Als felbftänbig find nicht zu erachten: 

1. Berfonen, weldye entmündigt find*), 

2. Dienjtboten und Gewerbögehilfen, die in die häusliche Gemeinſchaft des 
Dienftherrn aufgenommen finb**), ſowie Kinder, die dem elterlichen 
Sausfiande angehören und von dem Yamilienhaupt unterhalten wer- 
en 


bt. III (mene Faſſung); Steuern der Ehefrau, foferne nicht die eheliche 
Gemeinſchaft nach 8 1575 des Bürgerl. Geſ.⸗B. aufgehoben ift, und der minder- 
en im elterlichen Unterhalte ftehenden Kinder find dem Familienhaupte zu- 
aurechnen. 

Abſ. IV und V wie bisher. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 144 8 95 a zu Art. 13 ber Gem.-Drbn. 

Nach Art. 158 Nr. II des bayr. Ausf.-Gei. zum Bürgerl. Geſ.B. lautet 
Urt. 13 Abſ. II lit. f vom 1. Januar 1900 an: 

f) wenn das Entmündigungdverfahren gegen ihn eingeleitet iſt P). 


Nachtrag zu Bd. II ©. 152 8 95 a zu Art. 15 Abſ. V der Gem. Drbn. 

Der Art. 15 Abſ. V der Gem.-DOrbn. hat gemäß Urt. 158 Nr. III des 
bayr. Ausf.-Gef. vom 1. Januar 1900 an folgenden Wortlaut: 

V. Frauen, Minderjährige und Berfonen, bie entmünbigt oder nad) $ 1906 
bes Bürger!. Se. B. tr) unter vorläufige Bormundfchaft geftellt jind, dann juriftifche 
Berjonen und privatrechtlicde Vereinigungen muſſen fie eine3 ſolchen Vertreters 
bebienen, wenn fie die mit bem Bürgerrechte verbundenen Stimmrechte ausüben 
wollen. 


Nachtrag zu Bb. II ©. 192 8 96. 

Am Ende des 8 96 ift auf ©. 19% nach Abi. V noch als lehter Sag des 
8 96 anzufügen: 

Ueber da3 den Gemeinden zuftehende Recht zur Sicherung ihrer Forde⸗ 
rungen, welche aus der Verwaltung ihres Vermögen! gegen ihre Berwalter ent. 
ftehen, eine Sicherungshypothet zu verlangen fiehe den Art. 89 des bayr. Ausf.⸗ 
Gel. zum Bürgerl. Geſ.⸗B., und bie Ausführungen hHiezu oben im Nadıtrage zu 
Banb II Seite 30 am Ende bes Abſchn. J. 


Nachtrag zu Bd. II S. 196 Anm. 17 zu Art. 26 der Gem. Ordn. 
Der Anm. 17 ift im Abſ. 2 am Ende auf Seite 196 noch beizufügen: 
H) Auch kann bier noch Hingewiejen werden auf die Beitimmungen ber 


®) Dexal. Bien 88 6 auch 115 umb 1896 (1418 bi. 1 Hiff. 3, 1425, 1428 Abſ. 2, 1885 
des Bürger. ®ei.-B., ferner Urt. 155 und 156, endlich auch Urt. 8 des Einf.-Bei. zum Bürger!. 


@ei-B. 

**) Gobald diefelben einen eigenen Hausftandb führen bezw. eine eigene, von der Woh- 
nung bes Dienfthberen ober Gewerbrnieiſters (Urbeitgeberd) geionberte Wohnung haben, welche 
ſie aus eigenen Mitteln d. 5. von ihrem Urbeitsverbienfte, Lohn oder fonjtigen Mitteln be- 
zahlen, find fie als jerpjtän ig im Sinne des Act. 11 zu betrachten. 

. b. alfo Kinder, welche Berköftigung, fonftige Verpflegung, Kleiber, Wäldhe sc. 
— Bamilie aupte empfangen und in einer Wohnung oder Hausgemeinichaft mit bemielben 
aufammenleben. 
+) Stehe hiezu 8 6 bes Bürger!. Geſ.D. und 645 bis 687 ber Reich Ein Prog, 
Orbn. in der vom 1. Januar 1900 an giltigen aflung. fonen, welche bereits „entmünbdigt” 
— fallen unter Urt. 11 Ubſ. II Biff. 1 und find überhaupt zum Buͤrgerrechtsſerwerb nicht 
| 


ehe Radıtrag oben dü ©. 122 ff. Ipegiell ©. 19 f. Urt. 11 Mb. II. 

+1) 3 1906 b. e-B. lautet: Ein Bolljähriger, defien Entmundi beantragt 

ift, kann unter vorläufige Bormunbichaft geftellt werben, wenn bas Bormunbi oftogecict e8 

dr prä einer eeheölichen Gefährdung ber Perſon oder bes Vermögens be# Bolljährigern 
cher 
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der Srundentlaftung betr.“ (Gef.- u. Berorbn.-Bl. ©. 19 ff.) und auf bie 
ergangenen Min.-E. vom 13. Yebruar 1898 und vom 19. Oltober 1898 
Vollzug des Geſetzes über die Fortjegung ber Grumdentlaftung, hier die Ueber- 
nahme von Grundgefällen der Privaten, Stiftungen und Gemernden betr. Bu 
Bl. 1898 ©. 54 und 597), beionders aber auf die Min.-E. vom 6. April 1898 
die Fortſetzung der Grundentlaftung, hier die Anlage von Gemeinde und Stif- 
tung3lapitalien betr. (Min.Bl. 1898 ©. 204 f.), und zu lepterer auf Art. 22 bes 
obenerwähnten Geſetzes vom 2. Februar 1898 (Geſ.⸗ und Berorbn.-Bl. S. 26). 
Die legtgenannte Min.-E. vom 6. April 1898 lautet im Wefentlichen: Nach Art. 
22 des Geſetzes vom 2. Yebruar I. %., Fortſetzung der Grundentlaftung betr., if 
der Bodenzinspflichtige, der feine Schuldigfeit ablöft, unter gewiſſen Boraus- 
egungen befugt, auf dem pflichtigen Grundftüde im Range vor den zur geit ber 

blöfung eingetragenen Hypotheken für ein Kapital bis zu dem Betrage ber Ab- 
löſungsſumme eine Hypothef zu beftellen. Einer hieran gelnüpften Anregung zu⸗ 
folge wird darauf aufmerkſam gemacht, daß bie nad Art. 22 1. c. beftellte Bor- 
ugshypothek Tediglich ein Aequivalent für die bisherige Bobenzinsbelaftung bildet; 

r Eintrag dieſer Hypothek beichwert das Grundſtück nur in anderer fyorm, aber 
nicht in höherem Maße. 

Eine derartige Ablöfungshypothel ift daher ohne Einfluß auf die Sicher⸗ 

heit ber jchon vorhandenen Hypothekkapitalien und ift es zuläffig, jene Hyp 
bei der Ausleihe von Kapitalien der Gemeinden und Stiftungen, injoweit bis 
nach den bejtehenden Beftimmungen ber Bodenzins nicht in Betracht fam, unter 
den etwa vorgehenden Hypothelen nicht mit in Berechnung zu ziehen. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 247: Am Schluß der Anm. 62 Wr. I Forſtgeſetß 
ift noch beizufügen, baß nach Urt. 146 des bayr. Ausf.-Bef. zum Bürgerl. Geſ.B. 
die Art. 164, 155 und 188 des Forſtgeſetzes in der daſelbſt angegebenen Weiſe 
abgeändert find, ferner daß Art. 156 besjelben aufgehoben ift (vom 1. Januar 
1 an). 


Nachtrag zu Bd. II ©. 319. 

Am Schluffe ber Anm. 4 zu Ziff. II lit. b if beizufügen: Weiter ſiehe 
nunmehr Art. 166 Nr. III des bayr. Ausf.-Gef. zum Bürgerl. Geſ.⸗V., nad 
welchem der vorgenannte Art. 10 des Geſetzes vom 23. Februar 1879 in feinem 
Abſ. I folgende Faſſung erhält: Die Anſprüche aus ber Haftung des Staates 
ober der Genteinden für den bei Zufammenrottungen verurſachten Schaben ſowie 
bie Unfprüche des Fiskus gegen die beteiligten Gemeinden auf Erfah der Koften, 
die aud dem Kinjchreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung ber inneren 
Sicherheit oder der gejeglichen Ordnung entitehen, erlöfchen mit dem Ablauf eines 
Jahres, wenn nicht vorher die Klage erhoben wird. Die einjährige Yrift beginnt 
für die Uniprüche der erjteren Urt mit der Beſchädigung, für die Aniprüde ber 
legteren Art mit dem Seitpuntte, in welchem die Berwenbung ber bewafjneten 

acht ihr Ende erreicht. 

Weiter fiehe zum Geſetz vom 12. März 1850 noch Art. 142 des bayr. 
Ausf.⸗Geſ. bezüglich der Ausdehnung der Anmwendung bes erftgenaunten &eiehes 
auf die Rheinpfalz. 


Nadıtrag zu Bd. II ©. 320 8 97 Wr. II lit. i. 

Auf Seite 320 ift zu lit. i und zu Anm. 9 Ubi. 1 zu bemerfen: Das 
Brandverſicherungsgeſetz pom 3. April 1875 hat durch Art. 164 bes bayr. Ausf.- 
Gef. zum Bürgerl. Geſ.B. mehrfache Abänderungen erfahren. 

So ift befonders der Art. 3 Abi. 1 desfelben duch Art. 164 Wr. Il c. 
abgeändert und hat vom 1. Januar 1900 an folgenden Wortlaut: 

Ausnahmsweiſe müfjen der Anftalt einverleibt werden: 

1. die fämtlichen Bebäube bes Staates, 

2, die Gebäude der Gemeinden, der Kirchen, der Schul- unb fonftigen 

Stiftungen, 


Art. 1 bis 6 und Art. 18 ff. des weiche vom 2. Yebruar 1898 „die ——— 
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3. die Gebäude der Pfarreien, Benefizien, ftändigen Kuratien, Pfarrvika⸗ 
riate und Erpofituren. 

Hiezu Urt. 14 1. c., welcher folgende Yaflung erhält (Art. 164 bes Auzf.- 
Gel. Nr. : Bei den in Art. 3 Abſ. 1 bezeichneten Gebäuden richtet fich der 
Mindeftbetrag der Berficherung nach den jeweiligen befonderen Miniſterial⸗Vor⸗ 
ſchriften, er Darf jedoch nicht auf weniger als den halben Wert der verbrennbaren 
Teile beftimmt werben. 

Der Art. 88 Sat 2 wird aufgehoben. 

Im übrigen fiehe ben oben angeführten Art. 164 bes bayr. Ausf.⸗Geſ. 


Nachtrag zu 8 98 Bd. II ©. 828: Die Gemeindeanftalten. 

Am Scluffe des 8 98 ift auf S. 328 noch Folgendes beizufügen: 

Die öffentlihen Sparkaſſen, alſo auh die gemeindlichen 
Sparkaſſen find gleihjald durch bie neue bürgerliche Gejehgebung berührt 
worden. Siehe 8 248 aud 808 des Bürger. Geſ.B., Urt. 99 des Einf.Geſ. 
zum Bürgerl. Geſ.B. und bejonderd die Art. 109 bis 121 des bayr. Ausf.⸗Geſ. 
zum Bürgerl. Geſ.⸗B. 

Aus diefen VBeftimmungen find folgende hier hervorzuheben : 

Der 8 248 Abſ. I des Bürgerl. Geſ.B. verbietet jede im Voraus getroffene 
Vereinbarung, daß fällige Binjen wieder Binjen tragen follen (Verbot der Erhe- 
bung von Zinfeszinjen).. Nach 8 248 Abf. II 1. c. Lönnen jedoch Sparkaſſen im 
Boraus vereinbaren, daß nicht erhobene Zinſen von Einlagen ald neue verzind- 
fihe Einlagen gelten follen. 

Nad) Art. 99 des Einf.-Gef. bleibt es der Landesgeſetzgebung vorbehalten, 
die Rechtsverhältniſſe der en Spartafjen zu regeln und bleiben die dies⸗ 
bezüglichen landesgeſetzlichen Vorſchriften durch das Buͤrgerl. Gej.-B. unberührt 
unbejchadet der Vorſchriften des $ 808 bes Bürgerl. Gel.-B. und der 88 1806 ff. 
desjelben fiber die Anlegung von Mündelgeld. Bon diefem Vorbehalte der landes⸗ 
geſetzlichen Regelung iſt im bayr. Ausf.Geſ. Art. 109 bis 121 Gebrauch ge- 
macht worden. 

Der 8 808 des Bürgerl. Geſ.B. beftimmt, daß in den Yällen, in welchen 
— tie bie in der Negel bei Sparfafienbüchern ebenjo wie bei Pfandicheinen, 
Depoticheinen, Berfiherungspolicen der Fall ift — eine Urkunde, in oder auf 
welcher der Gläubiger benannt ift, mit der Beftimmung ausgegeben wird, daß 
die in der Urkunde (Sparkaſſabuch) berptocpene Leiftung an jeden Inhaber be- 
wirkt werben Tann, der Schuldner (hier: die gemeindliche Sparkaſſe) Durch bie 
Leiftung an den Inhaber der Urkunde befreit wird. Der Schuldner ift ferner 
nur gegen Uushändigung der Urkunde zur Leiftung verpflichtet. Iſt die Urkunde 
(Spartaffabud) abhanden gelommen oder vernichtet, jo fann fie, wenn nicht ein 
anderes beftinmt ift, im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erflärt werben. 

Bu Ddiefen ra Beſtimmungen des 8 808 Bürgerl. Geſ.⸗B. und 
bezw. neben benjelben Hat nun das bayr. Ausf.Geſ. in feinen Art. 109 ff. fol- 
genbe für die bayeriichen öffentlichen ? 

orſchriften erlaſſen: 

Bei einer öffentlichen Sparkaſſe koöͤnnen Ehefrauen ohne Zuſtimmung des 
Ehemannes, Minderjährige unb andere in der Weichäftsfähigfeit beichränkte Ber- 
Ipnen ohne Einwilligung des geſetzlichen Wertreterd? Spareinlagen maden. 

rt. ° 

Iſt eine Öffentliche bezw. gemeindliche Sparfafje nad) ihren Statuten bei 
der Bahlung eines Buthabens an den (bloßen) Inhaber eined Sparkaſſebuches 
nicht verpflichtet, die WBerechtigung bes Inhabers zu prüfen (— wenn alſo nadı 
diefen Statuten bie verſprochene Leiftung an jeben Inhaber bewirkt, d. h. bie 
betreffende Spareinlagen an jeden Beſitzer bed Sparkaſſebuchs ausbezahlt werben 
kann —) jo ift fie, joferne nicht in der Urkunde eine — ſtets zuläfiige — ab- 
weichende Beſtimmung getroffen FR ohne weitere Prüfung zu der Annahme be- 
vechtigt, baßı ber Inhaber das Guthaben rechtswirkſam Tündigen und einziehen 
ann, Art. . 


peziell gemeindlichen Sparlafien giltige 
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Die Kraftloserklärung eined abhanden gefommenen ober vernichteten 
Sparlafiebudyes einer gemeindlichen (öffentlichen) Sparkaſſe ann au bei dem 
Borfande der Sparkaffe d. h. aljo bei einer ſtädtiſchen Sparlafle beim 
Stadtmagiftrate beantragt werden. Art. 111. 

Bei biejer Antragſtellung muß ber Antragfteller den Berluf der Urkunde 
ſowie die Thatjachen, von welchen feine Berechtigung zur Antragfielung abhängt, 

aubhaft machen, — eventuell unter Abnahme einer Verſichernug an Eibesſtatt 
tt. 112. 

Der Sparkaſſe⸗Vorſtand (Stabtmagiftrat) erläßt hierauf ein Aufgebot, 
welches enthalten muß: 

a) die Bezeichnung bes Antragfteller® und bes Spartaflebuche, zugleich 
mit der Ungabe, für wen das betreffende Sparkaſſebuch bei ber erſten 
Einzahlung ausgeftellt worden ift, 

b) die Aufforderung an den „nhaber des Sparkaſſebuchs, binnen drei 
Monaten feine Rechte unter Vorlegung des Buchs anzumelden, wibrigen- 
fall3 das lettere für kraftlos erflärt werden würde. Urt. 114. 

Wird das Sparfafjebucd während der breimonatlichen Friſt nicht vorgelegt, 
jo ift dasſelbe durch Beſchluß des Sparkaſſe⸗Vorſtandes (Stabtmagifirat3) Tür 
kraftlos zu erflären und an Stelle des für fraftlos erflärten Sparlafiebudyes bem 
Antragfteller ein neues auszuftellen. Urt. 117, 118. 

Weiteres über dieſes Verfahren fiehe in den angegebenen Urt. 110—120. 
Die Borfchriften Diefer Artikel finden auf die por dem Snfrafttreten des bayr. 
Uusf.-Gei., alfo vor dem 1. Januar 1900 audgegebenen Sparlaflebüdhern Au 


wendung. 

Thließlich ſei noch zur Vervollſtändigung dieſer Erörterung über Ge— 
meinbeanftalten überhaupt auch auf die Vorſchriften der Art. 101 und 102 bes 
bayr. Ausf.Geſ. über die Rechte der Öffentlichen Wohlthätigkeitsanſtalten in An- 
ſehung bes Nachlaſſes unterftügter ober verpflegter Perſonen verwieſen. 


Nadıtrag zu Bd. II 8 108 ©. 367. 


Dem $ 103 ift an feinem Ende auf ©. 367 nody Folgendes anzufügen: 

Auf dem allein richtigen Wege ber befonberen Geſetzgebung ift den Ge⸗ 
meinden eine neue „Örtliche Abgabe” gewährt worden. 

Durch Geſetz vom 15. Juni 1898 „die Einführung einer Belipneränberunge- 
abgabe für Gemeinden betr.” (&ej.- u. Berorbn.-Bl. S. 292) ift Folgendes 
ſtimmt worden: 


Die Gemeinden find mit Genehmigung des Tgl. Staatäminifteriums des 
Innern befugt, bei Veränderungen im Beſitze oder Eigentume unbeweglicher, im 
Gemeindebezirk gelegener Sadıen, foferne und foweit diefe Veräuberungen wicht 
unter den in Urt. 114 Ubf. I Hilf. 1 des Gebührengeſetzes bezeichneten onen 
erfolgen, dann von den im Gemeindebezirk gelegenen nad Art. 218 ff. bes Ge⸗ 
bührengefeged gebührenäquivalentpflichtigen unbeweglichen Sachen eine Örtliche 
Abgabe ım Betrage von einem Bierteile derjenigen Gebühr zu erheben, weiche 
aus Anlaß ber treffenden Befit- oder Eigentumdveränderung, beziv. ala 
äqnivalent an die fgl. Staatskaſſe zu entrichten if. Wei Zaufchverträgen fiber 
unbewegliche Sachen, welche in Bezirlen verichiedener Gemeinden gelegen find, 
findet Die Erhebung der örtlichen Abgaben nach dem Verhältnife bed Wertes ber 
einzelnen Objekte ftatt. 

Die Beichlußfaflung über bie Einführung der örtlichen Abgabe fteht in den 
Zanbesteilen diesſ. d. Rh. dem Magiftrate unter Zuſtimmung der Gemeinbebevoll- 
mächtigten, in Landgemeinden dem Gemeindeausſchuſſe unter Zuſtimmung ber 
Gemeindeverfammlung, dann in der Pfalz bem Gemeinderate zu. 

Die Erhebung der drtlichen Abgabe erfolgt in der Form eines Sufolages 
u ber für die Staatskaſſe zu erhebenden Gebühr. Diejer Zuichlag geht im Range 
—* in Beziehung auf bie Einbringlichkeit ber für die Staatskaſſe zu erhebenden 
Gebühr nach; im übrigen genießt derjelbe Die gleichen Rechte unb Vorzüge, welche 
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durch — Gebuͤhrengeſetz den für die Staatskaſſe zu erhebenden Gebühren bei- 
gelegt find. 

Die Befugnis des kgl. Staat3minifteriumd der Sinangen. ur Gewährung 
von —— en und Nachläſſen von Staatsgebühren erftr ig auch auf die 
örtliche Abgabe. 

Die näheren Vorſchriften über die Erhebung der örtlichen Abgabe und bie 
den perzipierenden Beamten biefür zu gewährende Vergütung merden vom Tgl. 
Staatsminifterium ber Finanzen erlaffen, 

Auf Grund dieſer letzteren geſetzlichen Beftimmung hat das kgl. Finanz⸗ 
minifterium durch Bekanntmachung vom 25. Juni 1898 (Min.Bl. des Innern 
von 1898 ©. 410 ff). eingehende Beltimmungen zum Vollzuge dieſes Geſetzes, die 
Einführung einer Wefigveränderungdabgabe für Gemeinden betr. erlafien, auf 
welche wir hiemit verweijen. 

Deögleihen hat das fol. Staatäminijterium bes Innern mit 5. Entichl. 
vom 2. Dftober 1898 (Min.-Bl. ©. 570 ff.) beftimmte Direktiven gegeben begil ⸗ 
lich der Behandlung der Geſuche um Genehmigung dieſer Beſitzveränderungsge afr 
bezw. die Geſichtspunkte des Näheren hervorgehoben, von welchen feitend des ge⸗ 
nannten fgl. Staatöminifteriums bei ber Erteilung jener Genehmigung ausgegangen 
werden wird. Dabei ift beionders betont, daß die Bejigveränberungsgebühr unter 
Art. 39 Abſ. II der Gem. Ordn., d. h. unter die „jonftigen örtlichen Abgaben“ 
fällt, demgemäß zu ben jubfidiären Dedungsmitteln gehört, alfo nur gewährt 
wird, wenn in einer Gemeinde nach ihren Bermögend- und Belaftungsverhält- 
niffen für die Einführung derfelben ein Bedürfnis gegeben ift. Daher ik auch zu 
ben bießbezüglichen Berhandlungen bie wirtichaftliche Lage des Gemeindehaushaltes 
in ähnlicher Weife, wie zu den Geſuchen um Genehmigung des Lolalmalz- und 
Bieraufichlages nachzuweiſen und mit den zwei legten Rechnungen und Boran- 
ihlägen ber Gemeinde zu belegen. 

erner fiehe noch die Ziff. 2 bis 5 der genannten Min.-E. vom 2. Oktober 
1898. Als meitere neue „örtliche Abgabe“ ericyeint in Bade⸗ ober Kurorten Die 
nad) Art. 187 a bes Gebührengeſetzes in der Faſſung vom 9. Juni 1899 suläflige 
Pnoepung ‚Kiner gemeindlichen Kur⸗ und Badetare; Tiehe unten Nadıtrag zu BD. 
. 414. 


hehl Nachtrag zu Bd. II ©. 382 zu 8 108: Lolalmalz- und Lokal⸗Bier⸗ 
auffchlag. 
n lit. d Anm. 10a auf ©. 382 Bd. II ift (Folgendes beizufügen: 

Durch Win. -Entihl. vom 1. Mai 1898 otalmalz- und »Bieranfichlag 
(fowie Pflafter- und Brüdenzoll) betr. (Min.-Bl. 1898 ©. 279 f.) ift angeordnet, 
dag die gemeindlichen Beichlüffe über Erhebung oder Forterhebung des Lokalmalz⸗ 
und »Bieraufichlages mit den dazu gehörigen Verhandlungen und Belegen fünftig- 
hin feitens der gl. Vezirksämter und der unmittelbaren Stadtmagiftrate birelt 
an das !gl. Staat3minifterium des Innern in Vorlage gebradjt wer⸗ 
ben. Seitens ber fgl. Bezirkdämter (unmittelbaren Magiftrate) jind zur Inſtru⸗ 
ierung die Direktiven der Min.-Entihl. vom 10. Juli 1893 bejonder3 Pr. 2 
(Min-Bl. S. 172, Web. 22, 216 und oben ©. 880 Anm. 10 Note *), ferner die 
Min.⸗Entſchl. vom 24. Februar 1894 (Web. 32, 407. und oben ©. 379. 
Anm. 10) genau einzuhalten. Bei jeder Neueinführung, Erhöhung ober Fort⸗ 
erhebung des Lokalmalz⸗ unb -Bierauffchlags ift nach Anordnung der Min.⸗Entſchl. 
vom 8. November 1897 den beteiligten Brauerei-Interefienten Gelegenheit zu 
geben, etwaige Erinnerungen dagegen vorzubringen. 

Nach vollftändiger Inſtruierung des Geſuches ift unter Yugrundelegung 
des im Min.-Bf. 1898 Nr. 17 ©. 281 enthaltenen Schemas eine überfichtliche 
Aufftelung zu den Verhandlungen zu machen; dieſelbe tft von den Tgl. Bezirks 
ämtern (unmittelbaren Stabtmagiftraten) randberichtlih an das kgl. Staats 
minifterium des Innern mit den Alten und Belegen einzufenden; von einer be= 
ſonderen Berichterftattung dazu kann, wenn nicht ein jpezieller Anlaß dafür befteht, 
abgejehen werden. 

Vohl, Handbuch IT. 47 
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Nachtrag zu Bd. TI ©. 384 

Der lebte Abſatz des 8 108 af i "384 Hat nach den Worten „Entidh. des 
Verw.⸗Ger.Hofes vom 22. Januar 1886 Bb. I, 91/92 in Anm. 12 I lit. r” 
weiter folgenden Wortlaut zu erhalten: 

Desgleichen auf bie GB übrungen in $ 111 mit 112) bei Anm. 15 
unten 5 401, zu welchem noch Folgendes gen 

Bezüglich der Anfprüde aus Rechtsv ältniffen bes Öffentlichen Rechtes, 
alfo auch aus ber Verpflichtung zur Bezahlung von Malzaufſchlag, von Pflaſter⸗ 
öllen, Örtlichen Abgaben, Gemeinbeumlagen 2c. hat Dad bayr. Ausf. Geſ. zum 
ärgert. Geſ.⸗B. vom 9. Juni 1899 in Art. 122 bis 127 me Hrfache VBeitimmungen ge- 
troffen, von welchen wir hieher, ſpeziell bezüglich der 8 —25 pe 55* 
auf Bezahlung der vorſtehend genannten im dffentlihen R 
Leiftungen ſowie bes Anſpruches auf Hüdzahlung zu viel geza (her —— 
gemeindlicher Zölle, Steuern ober Umlagen die Beſtimmungen ber Art. 124, 
und 126 des genannten Ausf.Geſ. befonders anführen. 

RNach Urt. 124 erldſchen die aus Rechtöverhältnifien des öffentlichen Rechtes 
entftandenen Anſprüche bes Staates, einer Gemeinde oder eined anderen Kom- 
munalverbanbes auf eine Gelbzahlung 1 foweit nichts anderes vorgeichrieben if), 
mit bem Ablauf von brei Jahren, wenn die —— ee find, be welchen 
ber Unipruc beruht. Die Friſt beginnt mit dem In Kalenderjahres, in 
welchem der Beitpuntt eintritt, von dem an bie ag anf Grund der feit- 
geftellten Thatſachen gefordert werden Tann. Die Borfchriften über Die 
und bie Unterbrechung ber Verjährung finden entiprechende Anwenbung zc. 

Desgleichen erlöichen nad) At 125 1. c. die aus Bechtöverhältnifien des 
D entlichen Rechtes entftandenen Anſprüche gegen ben Staat, eine Gemeinde 

oder einen anderen Sommunalverbanh auf eine Beibgoblung (foweit nichts anberes 
beftimmt ift) mit bem laufe von drei Jahren. Die Verjährungsfrift beginnt 
auch Hier mit dem Schluffe des Kalenderjahres, in welchem der Beitpimit eintritt, 
von bem an bie Leiftung geforbert werden kann; beögleichen finden bie Bor- 
Wariften über Hemmung und Unterbrechung ber Verjährung auch hier entiprechenbe 


ung. 
wen Vorſchriften des Art. 124 finden au m entiprechende Auwendung auf 
bie Anſprũche auf Brädenzölle, Bflafterzölle und ähnliche Abgaben, die infolge 
eines bejonderen Rechtsverhältnifies (z. B. eines Pachtvertrages zwiſchen Gemeinde 
und Privaten über Verpachtung ber Einnahme aus dem Pflaftergoll zc.) au eine 
Privatperſon zu entrichten find. (Mrt. 1 
Die vorftehenden Vorſchriften ber ent 124—126 1. c. geiten aud für 

noch nicht ver eh Anſprũche —*5 vor dem Inkrafttreten des Bürger!. Geſ.⸗B. 

anden find (Art. 127) und finden dabei die Beſtimmungen bes 18 bes 
beutichen Einf.-@ej. zum Bärgerl. Geſ.⸗B. entiprechenbe Anwendung. 


Nachtrag zu Bd. II 8 109 ©. 388 Aum. 4a am Ende: Hi it unn- 
mehr auch zu Bergleigen das Geſetz vom 9. Juni 1899 über bie ber 
Steuer-, Umlagen- Bollfrei 1 (ini. Wegegeld) ber Dtanbehgerren betr. 

Bej.- u, Bean Bl. 1 Nr. 28 ©. 225 f. Art. 1 


Nachtrag zu Bd. II ©. u 8 109: Bflafter-, Weg» und Brüdenzölie. 
u Abſ fund 3 der ©. ee II ift Folgenbeß zu bemerfen : 
uch Min. Æuntſchl. vom 1. Mai 1898 (Min.-Bl. S. 279 f.) if im F 
Fa ber geichäftlihen Vereinfachung uud behufs Ermöglichung gerer 
ung angeorbnet, daB die gemeindlichen Beſchluſſe über Erhebung 
rterhebun ber u hafer- Brüdenzölle mit den dazu gehöri Rd» 
gen und n tanftigpin ſeitens ber gl. Vezirfdämter und unntittel- 
baren Ehabtmag: rate birelt an das kgl. Staatsminifterium des Innern in Bor- 
lage gebracht werben. 
Weiteres e3, Wierüber fiehe oben ©. 737 Rachtrag zu lit. d Anm. 102 auf 
Bb. II ©. 882. Das dort Erörterte gilt auch hieber. 
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Nachtrag zu Bd. II ©. 390. 

Yu Anm. 7 ift unter lit. e noch beizufügen: 

e) Urteil bes DOberlandesgericht3 München vom 13. Dezember 1898 (Min.- 
Bl. 1899 Nr. 2 ©. 25 ff.) wegen Pflafterzollübertretung: „Beſchlüſſe 
über Einführung oder Erhöhung von gemeinbliden Zollen — die 
Natur von Orisſtatuten; dur den Erlaß ſolcher ſtatutariſcher Be⸗ 
ſtimmungen über bie Benützung des Gemeindeeigentums zc. werben 
öffentliche Rechlönormen geichaffen, beren verbindliche Kraft in ber ges 
jebgeberifchen Berfügung der Gemeinde beruht. Diejelben unterjcheiden 
fi wejentlih von den zur Kontrolle und Sicherung (der jeweils be- 
ftehenden Zollordnung) erlaffenen ort3polizeilichen Vorſchriften, die nicht 
die Tarifpflichtigfeit hoffen, fondern nur die Erfüllung dieſer Pflicht 
duch Kontrollmaßregeln und Strafandrohungen fichern jollen.“ 


Nachtrag zu Bd. II ©. 896. 

Am Ende bes 8 110 ift auf ©. 395 noch beizufügen: 
endlich fiehe auch noch die im Nachtrage auf ©. 384 am Enbe bes $ 108 gemachte 
Erörterung über Verjährung von Anſprüchen, melche aus Rechtsverhältniſſen des 
öffentlichen Nechtes entitanden find (Art. 124 bis 127 des bayr. Ausf.Geſ. zum 
Bürgerl. Geſ.B. vom 9. Juni 1899 


Nachtrag zu Bd. II 8 112 ©. 414 zu Urt. 40 Ubf. I der Gem.Ordn. 


Diefer Anm. 3 wird am Ende auf S. 414 noch als letzter Abfa beigefügt: 

Nach Art. 187 a des Gebührengeſetzes in der Faſſung vom 9. Juni 1899 
tann ben Gemeinden nunmehr aud die Erhebung von Kur⸗ und Badetaren 
als „örtliche Abgabe” im Sinne des Urt. 40 Abf. I geftattet werden, 

Bezüglich der weiteren durch Geſetz neu eingeführten „örtlichen Abgabe“ 
einer gemeinblichen ‚Deligveränberungs eoäht fiehe das Geſetz vom 15. Juni 1898 
mit Bollzugs-Bel. vom 25. Juni 1898 und Min.-E. vom 2. Oftober 1898 oben 
Nachtrag auf ©. 736 f. 


Nachtrag zu 8 112 Bd. II ©. 426: Art. 44 Abſ. I Biff. 3 der Gem. Ordn.: 

Dieje Beſtimmung ift abgeändert durch Geſetz vom 9. Juni 1899, die Ub- 
löfung der Steuer-, Umlagen- und Bollfreiheit der Stanbeöherren betr. (Gej.- u. 
Verorbn.-Bl. 1899 Nr. 28 Beil. ©. 225). 

Siehe oben S: 729 Nachtrag zu Bd. I ©. 565 f. (88 53, 55 und 56 
der IV. Berf.-Beil.). 


Nachtrag zu Bd. II ©. 431 8 112 zu Urt. 47 Ubi. [V Gab 3 der 
Gem.-Drbn. 

Diefer Urt. 47 Abſ. IV Sag 3 der &em.-Drbn. lautet gemäß Urt. 158 
Nr. III des bayr. Ausf.Geſ. zum Bürgerl. Geſ.B. vom 1. Januar 1900 an 
folgendermaßen: 

Juriſtiſche Perſonen, privatrechtliche Vereinigungen, Minderjährige und 
Berfonen, die entmündigt oder nach 8 1906 des Bürgerl. Geſ.B.) unter bor- 
läufige Vormundſchaft geitellt find. 


Nachtrag zu 8 114 Bd. II ©, 447, Urt. 61 der Gem. -Drbn. Anm. 4. 
Zu biefer Unm. 4 ift nunmehr Folgendes zu bemerken: 
a8 Geſetz vom 18. März 1896, einige Beftimmungen über die Inhaber⸗ 
papiere betr. ift durch Art. 175 Abſ. I Ziff. 85 bes bayr. Ausf.-Gei. zum Bür- 
geri. Geſ.B. vom 9. Juni 1899 aufgehoben. 

Ueber die Schuldverfchreibungen auf ben De fiehe nunmehr bie Be⸗ 
ftimmungen in 88 793 bis 806 des Bürger. Geſ.B., ferner rt. 174 bis 176 
bed Einf.-Sei. zu demjelben. 

*) Siehe Unm. * im Nachtrag zu Urt 16 Ubf, V oben Bd. II ©, 158 8 95a. 

47* 


Anm. 
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Nah 8 795 Abſ. II des Bürgerl. Geſ.B. wirb die Genehmi zum In⸗ 
bertebrbringen der Schuldverichreibungen auf den Inhaber, alſo nu der ge- 
meindlihen, durch bie Bentralbehörde (Staatminifterium) bes Bundesſtaats er- 
teilt, in beflen Gebiete der Ausfteller jeinen sohufg ober feine gewerbliche 
Nieberlaffung Hat, demgemäß für die bayerifchen Gemeinden durch das kgl. bayr. 
Staatöminifterium. 

Bezüglich der Umfchreibung eines Inhaberpapieres auf den Namen eines 
beftimmten Glaͤubigers (jogenannte Binkulierung) beitimmt 8 806 des Bürgert. 
Geſ.⸗B., daß diefelbe nur durch den Ausfteller, aljo bei gemeinblichen Kr ae 
papieren durch die Gemeinde, bei ftaatlidyen Schulbverichreibungen d Den 
Staat, erfolgen Tann, daß aber der Ausfteller zur Umfchreibung nicht verpflichtet 
if. Nun macht aber gegenüber ber leßtgenannten Nichtverpflichtung des Aus- 
fteller8 zur Umſchreibung ber Urt. 101 des Einf.-Gef. zum Bürgerl. Geſ⸗B. ben 
Borbehalt, daß die Ianbesgejeglichen Vorſchriften unberührt bleiben, welche ben 
Bunbesftant oder ihm angehörende Körperichaften (alſo au die Gemeinben:, 
Gtiftungen und Anftalten des dffentlichen Rechtes abweichend von ber Borichrirt 
des 8 806 Sat 2 des —— Geſ.⸗B. verpflichten, die von ihnen ausgeſtellten 
auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibungen auf ben Namen eines beſtimumtten 
Berechtigten umzufchreiben, beögleichen bie Iandeögejeplichen Worfchriften, welche 
die fi aus der Umschreibung einer ſolchen Schuldverjchreibung ergebenden Rechts⸗ 
verhältnifje, mit Einfchluß der Kraftlogerffärung, regeln. 

Ueber Die Rechtsverhältniſſe im Falle der Umfchreibung einer Schulb- 
verichreibung bed Staates und der übrigen juriftis onen bes öffentlichen 
Rechts, alfo auch ber Gemeinden, auf den Namen bes Gläubigers hat nun das 
bayr. Ausf.-Gel. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. in feinen Art. 49 bis 57 Beltimmmung 

etro 


en. 
Außerdem kann je auch no — für Die Zeit vor bem Inkrafttreten bes 
Bürgerl. Geſ.B. — auf Urt. 8 des Webergangsporfchriftengejebes vom 9. Juxi 
1899 hingewieſen werben. 

Endlich ift Hier noch zu bemerken, daß für den Fall bes Verluftes von 
Inhaberpapieren die Diftriftöpolizeibehörden (unmittelbaren Stadtniagiftrate) auf 
Antrag besjenigen, welchem ein Inhaberpapier geftohlen worben, verloren 
ober ſonſt abbanben gefommen ift, den Verluſt im Meichdanzeiger befannt zu 
machen haben, fofern der Verluſt glaubhaft gemacht wird. Der Antragfteller Hat 
ſolchen alles die hiedurch erwachſenden Koften vorzufchießen. Art. 90 Wbf. 1 
des bayr. Ausf.-Bei. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. 

Vergl. hieher auch die einfchlägigen — en des Geſetzes vom 23. 
Februar 1876 zur Ausführung der Reichs⸗Civ.⸗Proz. Ordn. und Konkurso 
ipeziell Art. 69 in der Faſſung von Art. 166 Nr. XIV des bayr. Ansf Geſ. zum 
Bürger!. Geſ.⸗B. bezüglich des Aufgebotes gum Zwecke der Kraftloserflärung von 
Schuldverichreibungen des Staates und der Körperichaften (Gemeinden), Stiftungen 
ober Anftalten des Öffentlichen Rechtes. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 466 8 116: 

Bu ber Ueberſchrift des 8 116: 

Beltimmungen der Semeindeordnung über das gemeinbliche Stiftungsvermdgen 
ift eine Anm. *) beizufügen, welde vor Aum. 1 zu Art. 65 zu fichen kommt 
und folgenden Inhalt hat: 

Nah Art. 89 des bayr. Ausf.Geſ. zum Bürgerl. Gei.-B. find nicht bio 
die Gemeinden und die anderen Kommunalverbände, fondern auch die Stiftungen 
des öffentlichen Rechtes und die unter der Verwaltung einer öffentli Behörbe 
ſtehenden Stiftungen (vergl. hiezu auch Art. 6 des citierten Ausf.Geſ. zum Bür- 
gen. Geſ.⸗B.) berechtigt, zu verlangen, daß für die forderungen, bie aus ber 

rwaltung ihres Vermogens gegen ben Berwalter entftehen, eine Siche⸗ 
rung&hhpothel an Srundfiüden des Verwalters in das Grundbuch einge- 
tragen wird. 
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Weiter fee den genannten Urt. 89 und oben ©. 731 Nachtrag Bd. II 
S. 30 am Ende des Abſchn. J. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 457 und 458 zu Art. 67 der Gem.-Drbn. 


Der Art. 67 der Gem.Drbn. Iautet nunmehr gemäß Art. 158 Nr. IV 
er Ausf.⸗Geſ. zum Bürgerl. Gej.-B. vom 1. Januar 1900 an folgenber- 
maßen: 

Iſt die Erfüllung des Stiftungszwedes unmöglich geworden oder gefährbet 
je das Gemeinmwohl, fo finden auch bei Stiftungen des dffentlihen Rechtes die 

orichriften bes 8 87*) des Bürgerl. Geſ.B. Anwendung. 

ßy der zu treffenden Verfügung iſt in Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung 
die Buftimmung der Gemeindebevollmächtigten, in ben übrigen Gemeinden bie 
Buftimmung der ®emeinbe- bezw. Ortsverſammlung erforberlih. Der Beſchluß 
bedarf der Genehmigung der vorgejegten Verwaltungsbehörde. 

(Siehe hiezu auch noch die Beftimmung bes Art. 165 Nr. IL des bayr. 
Ausf.⸗Geſ. zum Bürgerl. Geſ.B., nad) welcher in den Art. 10 des RBerw.-Ger- 
Hofs⸗Geſ. noch folgende Vorſchrift als Ziff. 3 a eingeftellt wird: 

Ummandlung des Bmedes oder Aufhebung einer Stiftung nach den Vor⸗ 
ichriften des 8 87 des Bürgerl. Geſ.B.*), wenn von dem Vorftande der Stiftung 
oder von einem zum Genufje oder am Mitgenufle der Stiftung Berechtigten 
beftritten wird, daß die Erfüllung bes Stiftungszwedd unmöglich geworden ift ober 
das Gemeinwohl gefährde.) 


Nachtrag zu Bd. II 8 117 ©. 460 Zuſatz nach Anm. **) unter Anm. }): 
us gemeinbliche® Drgan im weiteren Sinne kann aud der durch das Bürgerl. 
Geſ.⸗B. neu geihaffene Gemeindemwaifenrat betrachtet werben. Bergl. Bür- 

erl. Gei.-B. 88 1849 ff., 1675, 1779; über feine Organijation: Bufanmenfeßung, 

ahl, Zuftändigkeit 2c. beftimmen die Art. 93 bis 99 des bayr. Ausf. Geſ. zum 
Bürgerl. Geſ.B. Da id ber ®emeindewaijenrat mehr an den Armenpflegihafts- 
rat anlehnt, jo wird berjelbe in Bd. III bei der Erörterung über gemeindltche 
Armenpflege bezw. im Zujammenhange mit dem Armenpflegfchaftsrate behanbelt. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 467 8 118 zu Art. 77 der Gem.-Drdn. Anm. 1. 


Diefer Anm. 1 ift am Schluffe no beisufügen : 
Bill. 8 Abf. 3 der Min.-E. vom 28. Juli 1 tft abgeändert durch Min.⸗ 
Bel. vom 8. April 1899 (Min.-Bl. 1899 Nr. 12 ©. 119 f.) und lautet jebt: 


Nicht befähigt erfannte Kandidaten können in bemjelben Jahre zu einer 
Prüfung niht mehr zugelaſſen werben. 
eiden ſich folche Kandidaten in der Yolge dann zur Wiederholung der 
Prüfung bei einer anderen Regierung, jo Hat dieſe mit jener Megierung, bei 
welcher die erfte Prüfung ftattgefunden bat, darüber ins Benehmen zu treten; 
Iestere teilt mit den PBrüfungsarbeiten des Betreffenden etwaige Bedenken gegen 
die wiederholte Zulaflung besjelben mit; im übrigen haben die Beftimmungen 
unter Ziff. 2 zur Anwendung zu kommen. 


*, 8 87 des Bürger. Geſ⸗B. Iautet: Iſt die Erfüllung des StiftungSamedies unmög- 
ich geworben oder gefährbet fie daß Semeinwohl, fo kann bie zuftändige Behörde ber Stiftung 
eine andere Zwedbeitimmung geben ober fle aufheben. 

Bei ber Umwandlung des Zweckes tit die Abficht bes Gtifterß thunlichſt zu berüd 
tigen, insbeſondere bafür Sorge zu tragen, daß bie Erträge bes Stiftungsvermd dem 
erionentzeife, bem fie zu flotten kommen jotiten, im Sinne bes Stifters thunlichft erhalten 
leiben. et drbe tann bie Berfaffung der Stiftung ändern, ſoweit bie IImmwanblung bes 
we orbert. 

8 Bor der Umwandlung des Zweckes und ber Henberung ber Berfafiung ſoll ber Bor- 
ftand u —— gehört werben. 
ergl. au 


Stittungen bes Dhrgerlihin Rechtes bes Met, Dr Dezünlich bed Bollgnges bon Biiftungabefttene 
en zgerlichen en , ollgu: on n ⸗ 
s niet. 6 bes bat. Musf..@el. Aum Bürgert. 


mungen und ber Aufſicht Aber bie Stiftungen ben 
Geſ.⸗B. 
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Eine drittmalige Bulafjung zur Prüfung kann auf Anfucdhen nur in beion- 
besen Ausnahmefällen dur das kgl. Staatöminifterium des Innern geftattet 
en. 


Nachtrag zu Bd. II 8 119 ©. 474 zu Urt. 85 Abſ. I Gap 2. 

Anm. 4 zu Art. 85 Hat in Abſ. II nunmehr zu lauten: Diele „Brundjäge”, 
betr. die Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen bei den Kommunal- 
behörden ꝛc. mit Militäranwärtern, find nun vom Bundesrate fengefelt und nebſt 
Anlagen und Erläuterungen im bayr. @ej.- u. Berordn.-BL. 1899 Nr. 50 ©. 848 ff. 
dur Öffentlichen Kenntnid gebracht und babei ſpeziell beftimmt worden, daß im Hin- 

lid auf $ 3 Abf. 2 diefer Grundſätze“ die Stellen im Kanzleidienft, welche inkl. 
der Nebenbezüge mit minbdeftend 600 DE. jährlich honoriert find, intl. der Lohn⸗ 
\üreiber nah 8 8 Abſ. 1 Biff. 1 1. c. bis zur Hälfte und die mit wenigficns 

ME. Honorierten Stellen nah 8 3 Abſ. 1 Biff. 2 1. c. bis zu zwei Drittel 
mit Militäranwärtern v beſetzen find. 

Abſ. III und IV der Unm. 4 kommen demnach jetzt in Wegfall; (vergl. 
auch Urt. 141 Abf. II der Gem.Ordn., auf S. 530, wo Anm. 4 num zu lauten 
bat: Siehe oben Anm. 4 bei Urt. 85 und Nachtrag hiezu.) 


Nachtrag zu 8 119 Bd. II ©, 476: Art. 87 der Gem.-Drdn. An. 5 bat 
zu lauten: Bezuͤglich das ben Gemeinden und Stiftungen gegen ihre Saffaver- 
walter zuftehende Vorzugsrecht bezw. über das Recht ber einden und Stif- 
tungen auf Sicherungshypothek gegenüber ihren Verwaltern jiehe Art. 89 bes 
bayr. Ausf.⸗Geſ. zum Bürgerl. Geſ.B., oben ©. 781 Nachtrag zu Bd. II S. 30 
am Ende be3 —2* — J. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 487 zu Art. 92 der Gem.Ordn. 

Nach Anm. 5 zu Art. 92 ift noch unter Anm. 6 nachzutragen: 

Durch Art. 3 Sat 2 des Geſetzes vom 18. Juni 1898 „die Vorbereitung 
der Anlegung des Grundbuchs in den LTandesteilen rechts des Rheins betr.“ 
(Bei u. Berordn.-Bl. ©. 368) ijt beftimmt, daß die Gemeindebehörden zur 

itwirkung in dem Berfahren zur Anlegung bed Grundbuches (fogenanntes An- 
legungsverfahren) herangezogen werden können. Auf Grund dieſer Beſtimmung 
ift auch in der Allerh. Berordn. vom 23. Juli 1898 „Die Anlegung be Grund- 
buch8 betr.” (Gef.- u. Verordn.⸗Bl. ©. 498 ff.) dieſe Heranziehung ber Gemeinde 
behörden erwähnt (3. B. 8 6 berjelben), bejonber8 aud in der auf Grund bes 
230: — erlaſſenen Juſtizminiſterial⸗Bek. vom 1. Oftober 1898 (Juſtiz⸗Min⸗Bl. 


Mit Bezug auf die letztere Belanntmahung hat nun die Velanntmadhung 
des kgl. Staatöminifteriums bes Innern vom 15. Dftober 1898 (Min-Bl. ©. 
593 ff.) über die Thätigfeit, welche den Gemeindebehörben beim Anlegungöverfahren 
ulommt, das Nähere angeordnet bezw. befannt gegeben; indem wir auf dieſe 

in.⸗Bek. verweifen, heben wir aus berfelben nur Folgendes hervor: Die Mit- 
wirkung der Gemeindebehörden ſoll nicht nur die Anlegungsarbeiten fördern und 
erleichtern, ſondern namentlich auch ben Gemeindeangehörigen Gänge und Weite⸗ 
rungen möglich erjparen. Demgemäß follen bie Gemeindebehörben verpflichtet 
fein, den Unlegungsbeamten und ben Anlegungslommifjären auf Erſuchen alle 
Aufſchlüſſe thatſaͤchlicher Natur zu erteilen und, wenn es hiezu erforderlich iſt. 
vorher die Beteiligten zu hören. Ueber bie einzelnen Richtungen ber biesbezüg- 
lichen gemeinbebehörblichen Thätigfeit fiehe nun die Ziff. 1 bis 9 der obengen. 
Min.-Bel. vom 15. Oktober 1898 (Min.⸗Bl. ©. 594 bis 597) indbejondere andy 
den Schlußpaffus auf ©. 597 bl. 1. 








Anhang III. Nachträge zu Banb I und II. 743 


Nachtrag zu Bd. II 8 182 ©. 527 Urt. 188 Wbf. III der Gem.-DOrdn. 
Anm. 7 a. E. Diejer Anm. 7 ift auf ©. 527 als Abſ. 6 noch beizufügen: 

Hier Tann auch noch auf die Beſtimmung in Art. 105 des bayr. Ausf.- 
Gef. zum Bürger!. Gej.-B. über die Mitwirfung der Gemeinbebehörben bei ber 
Sicherung eined Nachlaſſes hingewieſen werden. Nach diefer Borichrift fann die 
Anlegung von Siegeln zur Sicherung eines Nachlaffed, der fich nicht in der Ge⸗ 
meinde befindet, in welcher das zuftändige Amtsgericht feinen Sit Hat, alfo wohl 
vorzugsweile in Landgemeinden, dem Bürgermeifter übertragen werben. In drin- 
genden Fällen bat der VBürgermeifter für bie Sicherung des Nachlaſſes vorläufig 
Durch Anlegung von Siegeln zu forgen; Die getroffene Maßregel ift jofort dem 
Umtsgerichte anzuzeigen. 

Dem Bürgermeifter kann auch die Entfiegelung (vom Amtsgerichte) über- 
tragen werben. 

Weiter fiehe über die Mitwirkung ber Gemeindebehörben bei der intenung 
des Srundbuches db. h. im fogenannten Anlegungdverfahren oben ©. 742 den Nach⸗ 
trag zu Art. 92 ber Gem.-Drbn. Bd. Il ©. 487. 


a Nachtrag zu 8b. II 8 132 ©. 530 zu Urt. 141 Abſ. II der Gem⸗Ordn. 
nm. 4. 

Dieje Anm. 4 Hat zu lauten: Giehe oben Anm. 4 zu Urt. 85 der Gem.- 
Ordn. und Nachtrag hiezu auf ©. 474: Min.-Bel. vom 8. Oltober 1899 „die 
Belegung ber Subaltern- und Unterbeamtenftellen bei den Kommunalbehdr- 
den, bei ben Invaliditäts⸗ und Altersverficherungsanftalten, ſowie bei ftändijchen 
x onen mit Militäranmärtern betr.” Gel.- u. Verordn.⸗Bl. 1899 Nr. 50 


Nachtrag zu Bd. II ©. 552 Art. 156 der Gem. Ordn. 
Rah Art. 158 Nr. V des bayr. Ausf.-Gef. zum Bürgerl. Geſ.⸗B. ift der 
Abf. VI des Art. 156 der Gem.-Orbn. vom 1. Jannar 1900 an aufgehoben. 


Nachtrag zu Bd. II ©. 573 zu Art. 172 Ab. II der Gem. Ordn. Unm. 5. 

Dieje Anm. 5 erhält folgende Saffung: Die bisher giltig geweſene Berordn. 
vom 12. Yuli 1893 ift aufgehoben durch die Verordn. vom 4. Juli 1899 (Geſ.⸗ 
u. Berordn.-Bl. ©. 367 jP „die Prüfungen für den höheren Juſtiz- und Ber- 
waltungsdienft und die orbereitung für dieſe Prüfungen betr.“, welch legtere 
nunmehr allein maßgebend ift. 

Die Vollzugsbeftimmungen zu diejer Verordn. vom 4. Yuli 1899 werben 
gemäß 8 54 derſelben noch erlaffen werben. 


Alphnbetifcdhes gachregiſter 


zu Band I und II. 


ie gen Zahlen bedeuten ben Band, bie beutichen bie Geite; f. = folgeube 
fl. = folgende Seiten; R. bedeutet Nachtrag zu Bd I und II, die Fr N. 


beigefügte 
4. 


Mberiennung ar bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte II 139 f. 
aben, Brtliche II 360, 866, 413 ff., 
. II 736 f. u. 739 

Abgabenbeitreibung IT 433, 442. 
Abgeorbnetenfammer I 244. 
Abzugdgräben II 439. 
Mbange anäle, Wbzugsrinnen II 337 n. 


Adel I 287 ff., 488, 567 ff. und N. IL 
706 aud 729. 

— perlönlicher I 288. 

Adels⸗Edikt I 567 ff. 

Üdrefien an ren König I 135. 

Wichmeifter I 289. 

Aichweſen I 289. 

Altlatholifen I 526. 

Amortiſationsgeſetze I 542 u. N. II 729. 

Amtsblätter, deren Anſchaffung II 409. 

Amtsbürgfchaften N. II 710. 

Umtdgerichte I 304. 

Anderung der Gemeinbeverfafjung II 


— von Gemeinbebezirten II 84. 

Anglikaner I 526. 

Aniprud auf —— II 112, 131 ff. 

Apanagen I 465 u. 472 f. 

Archiv I 281 u. N u 709 (geh. Haus. 
und Staatdardiv); J 20 u. N. I 
709 (Benüßung der Archive). 

Armenpflege des Diſtrikts I 668; bes 
Kreiſes II 698. 

Urmenunterftügung II 136 fi. 

Aufforderung zum Bürgerrechtserwerb 
II 166 f. 


Aufläufe II 5. 
Aufnahme | ein on GStaatsverband I149f., 


— on " Bemeindeanfehen I 447. 
Aufnahmögebühr II 166 f. 


iffer bie Seite biefer Rachträge am Enbe bes Bandes II 


Aufnahmsurtunde 1222u.224;R.I1 706. 
Aufſchlaͤge, örtliche U 369 ff. 
Aufichlag3behörden, deren Yuftänbigleit 
in Qundegebührenjachen I 400 fi. 
Ausfertigungen der Magiftrate II 493 f. 
Ausleihung von Gemeinde und Gtif- 
tung3lapitalien II 198 5 
Auslieferung I 327 ff. u. R. TI 710. 
Auemarier ‚ Rechte und richten ber 


II 

Ausmärkiiäe rumpftäde und Markun⸗ 
gen II 13, 44 

Ausichüffe (des  iRociRrats, — gemein- 
ſchaftliche) II 500 f. 

Austritt aus dem Magiftrat II 469 f., 
aus dem Gemeinbeausihuß II 516. 

Musmanberer, beren Beförderung I 161, 


Auswanderung I 159 ff. u. N. II 704. 
Austoanberungbagenten I I61 u. R. I 


Auswärtiges Amt I 52. 
Auszeichnungen fiehe Orden. 


B. 


Badetaxe ſiehe Kurtage. 
Bank, Tönigliche I 303. 
Bantmeien, Negelung duch Reichögeieg 


Bauämier I 286. 
Baumpfionzungen an Gemeindewegen 


Ba t für Gemeindewege II 8833 f. 
ie bes Königreich B. 


— 2 zum deutſchen Reiche 


—* mg jeitens bes Reiches und 
— ng besieiben 1 08 198. 
—— zum vi rgerrechtäerwerb 
U 1227. u9N. U 732. 








Alphabetiſches Sachregifter zu Bd. I und II. 


Begnabigungäreht de3 Kailers I 104. 
— der ne I 512. 

Begräbniöpläge II 407 und I 557 f. 
Beigeordnete II 5186. 

Beilagen zur Berfaffungsurtunde 619}. 
Beitreibung von Umlagen II 432. 

— don Geldftrafen, Gebühren 2c. II 443. 
Beleuchtung der Gemeindewege II 340. 
DBergbehörden I 287. 

Veſis im Sinne der Gemeindeordnung 


Befigveränderungsabgaben, gemeinbliche 
N. IL 786 f. 


Beſtätigung (neuer Stiftungen) II 459. 

— ber Gemeindebeamten II 468. 

Befteuert fein im Sinne der Gemeinde- 
ordnung II 140. 

Bevollmãchtigte II 177. 

Bezirksaͤmter I 286. 

Bezirksbergaͤmter I 287. 

Bezirksgeometer I 802. 

Begirlögremium für Handel u. Gewerbe 


Bier II 377, 388. 
Bieraufichlag, lokaler II 376, NR. II 797. 
Bildung ber Gemeinden bezw. ihrer 
Bezirke II 34 ff., 82 ff. 
Bilchdfe I 599. 
Böſchungen II 337. 
Brandverſicherungsgeſetz, Abänderung 
besjelben N. II 734. 
Brandverficherungsinipeftor I 287. 
"Oranboericherungälammer I 287 u. N. 


Branntweinfteuer I 376 ff. u. N. II 728. 
Brüden II 335, 337, 408. 
Brüdenzölle II 387 ff., N. II 738. 
Brunnen, Öffentliche II 408. 

Vud getrecht der Diſtriktsgemeinden II 


— ber Kreisgemeinden II 681. 

— der Ortögemeinden II 395, 420. 

— des Staates I 456 ff. 
Bundesangehörige I 150. 
Bundesgebiet I 94. 

Bundesrat I 16 ff., 101 ff. 

— Bayerns Nechte im I 18 u. 84 ff. 
Bundesratömitglieder I 101. 
Bundeeregierung, Ausübung derſelben 


Bundesſtaat I Bf, 79ff. 

Bürgerliches Geſetzbuch, deſſen Beſtim⸗ 
mungen über Gemeinden II 29 ff., 
701 4 u. N. II 730 ff. 

he in Landgemeinden II 


— in Stadtgemeinden II 461 ff. 
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Bürgermeiftereien II 97 ff., 588 ff. 
Bürgerrecht, Erwerb II 109, 119. 


— Geſuch um Verleihung II 184. 


— — — — — — ——— —— — — — — — — — — — — — 


I 


— Irhen des B. II 164 f. 
— Berluft II 116. 

— Berpflitung zum Erwerb II 166. 
— Verſagung II 184. 
Bürgerrechtögebühr II 115, 166 ff. 


€. 


Sentralimpfanftalt I 289. 

Centralſtaatstaſſe I 298. 

Chatullgut I 136. 

Eivilgerichte, deren Buftändigfeit bei 
Grenzftreitigfeiten IL 101, bei Strei- 
tigleiten über gemeinſchaftliches Privat. 
eigentum II 191 u. 310, bei Nutzungen 
am @emeindevermögen II 305 f., bei 
Gemeinbemegen (Grundeigentum, Ser- 
vitutberechtigung) II 345. 

Civilliſte I 186. 


D. 


Dampfkeſſelprüfungskommiſſion I 289. 
Dedilation von Werten I 135. 
Deputationen, gemeindliche I 185. 
Deutiched Indigenat I 12, 96. 
Deutiches Reih I 1 ff. 

— Berhältnid Bayerns hiezu I 79 ff. 

— ——* der Einzelſtaaten I 75 ff. 

Deutſchkatholiken I 526. 

Diätenlofigleit der Reichſtagsabgeord⸗ 
neten I 47. 

Dienftboten II 125. 

Dienftespragmatit I 309 fi. 

Dienftfleidung II 474. 

Dienftperfonal, niedere® II 474 u. N. 
II 742 (Militäranwärter); fiehe auch 
Polizei, Feld» u. Waldihup-Perfonal. 

Dienftjtegel der Gemeindebehdrben II 62. 

Dienftunfähigfeit II 469 u. 516. 

Dienftverhältnis, öffentliches II 158 f. 

Diplomatifcher Dienft I 283. 

Direkte Steuern I 840 ff. und befonbers 
N. IL 710 ff. 

Direktion der Igl. bayr. Poften und 
Zelegraphen I 282. 

Disciplin II 548 ff. 

Disciplinarrecht, gemeindliches II 566 ff 

Diftrilt, Stadt-Diftrift II 40 f. 

Diftriftsanftalten II 644 u. 635. 

Diftriltsarmenpflege II 665, 671. 

Diftriltsausjchuß II 628 ff. u. 632 fi. 

Diltriftögemeinde II 612 ff. 

Diſtrittstaſſier II 622, 639. 
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Diftrittäfrantenhäufer II 659. 
Diftriftslaften II 643, 654. 
Diftriftsrat II 614 f.; Wirkungskreis 
623 ff. beſonders 630 ff. 
Diftrittöratögefeg II 612 ff. 
Diſtriktsratswahl II 616 ff. 
Tiftriftsftiftungen II 626. 
Diftriftöftraßen II 644, 647, 66%. 
Diftriftötechniler II 650. 
Diftriktsthierarzt II 645. 
Diigiltsumlagen II 625. 
Bifteittöperwaltung der DMeagiftrate II 


Diftrifihvorfieher II 512. 
Diſtriktswegmacher II 650. 
Domtapitel I 599. 
Doppelbeiteuerung I 370. 
Durdyläffe (Bemeinbeivege) II 337. 


€. 


Ehrenbürgerreht II 117, 176. 
Ehrenrechte, Aberfennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte II 189 f. 
Ehrenzeichen I 227, 232. 
Eintommenfteuer I 341 ff., bejonbers 
jede 2 Neue Einfommenfteuergefeh N. 


Sinfommenfenerousiguß 1350 u. N. 


Einfpruhögrände gegen Bürgerredht3- 
erwerb II 134 

Einzelitaaten des deutfchen Neiches, beren 
Berhältnid zum Reich I 6 ff., 79 

Eifenbahndotationshauptlafle I ‚301. 

Eifenbahnrat I 283. 

Eiſenbahnweſen, Regelung! beöielben durch 
Reichsgeſetz I 99 u. 112. 

Entlafjung aus bem Stantsverbanb I 
153, 154 f. u. 

Entlafunssurfunde 1 203 u. 224. 

Erbfähigfeit der Gemeinden II 23. 

Erbſchaftsſteuer I 368 u. N. II 723. 

Erinnerungen gegen Voranſchläge II 
77, gegen Rechnungen II 482. 

Erinnerungszeichen fiehe Orden. 

Erwerb der Reichsangehörigkeit I 11. 

Erzbiihöfe I 599. 

Erziehungsinftitute I 293. 

Etat3- und Rech ngaroefen der Ge⸗ 
meinde II 193, 480 ff., 483 f. 

Expropriationdredt ber Gemeinden II 


— — — — — —— — — — — — — — — — — — — — — — 


Fähren (bei Gemeindewegen) 11339, 409. 


Alphabetiiches Sachregifter zu Bd. I und II. 


aa a I 239, 674 mub 


Familienftatut, Königliches I 470 fi. 
I 345, 356 u. R. II 714 f., 
Belbgelcjtuorne nt. 
Feldwege II 489. 
— — II 407 |. 
tseuerlöfchgeräte II 408, 
Feuerloſchmaſchinen II 644 u. 408. 
Fideilommiſſe |. Familienfideilommiſſe. 
Finanzgewalt, gemeindliche II 356 fi. 
—— m 8 I 295 fi. 
inanzweſen in Bayern I 332 fi. 
Fiskus I 333. 
Flagge der Kriegs- und Handelömarine 
I 99 f., 118 u. N. II 704. 
Fleiſchaufſchlag II 369 ff. 
Flotte, deutiche I 99 f. u. N. II 704. 
Flottengeſetz II 704. 
Fiurberein gungskommiſſion I 291. 
Alurgrenzen II 99 f. u. 408. 
Flurſchutz⸗Perſonal II 409, 428, 529. 
Sturumgang durch die Feldgeihworenen 


Forftämter I 296 ff. 
Forftanftalt, jegt Forſtliche Hochſchule 
Ahafienburg I 303 und befonbers 
— etzliche Beſtimmungen über Ge⸗ 
e⸗ und Stiftungswaldungen II 


43 ff. 

gerri Beltimmungen II 245 f. 
Forſtweſen I 298. 

"rauen II 152; Ehefrauen II 149 j. 


Seeiügigteit, reichögefepliche Zuändig- 


Seembenpotigel, reichsgeſetzliche Zuftän- 
Siehe I 557 f., II 407 f. 


G. 


Gantverfahren, gerichtliches IL 144. 

Gartenbauſchulen I 294. 

Gebühr für das Halten von Humben I 
882 ff., N. II 724. 

Gebühren, Semeinbliche 1425|. u II 
60. 


— ftaatliche I 409 ff. 

Gebührengefe I 414 ff., deſſen Aende⸗ 
rungen N. II 724 

Gefällitreitigleiten (gemeindliche), Bufän- 
bigfeit II 391 
Geiſtiges Eigentum, Sup besfeiben 
durch Reichsgeſetz 19 








Alphabetiſches Sachregifter zu Bd. I und II. 


Geiſtliche Oberen, deren Auffichtsrecht 
—* der teligiöfen Kindererziehung I 


@emeinde, Begriff II 18. 
— Eigentumäredht 1I 26. 
— Erbfähigfeit II 23. 
— Errichtung neuer G. II 84. 
— Erpropriationsrecht II 27. 
— Hanblungdfähigleit II 21. 
— juriftifche Berfonen II 20. 
— Petitionsrecht II 68. 
— Proceßfähigkeit II 30. 
— NRechtöfähigfeit II 21. 
— Gelbftverwaltungsrecht II 65. 
— Berbindlichfeiten II 28. 
— Bereinigun mehrerer G. II 8. 
— Bermögenfähigfeit II 22. 
— Vorrecht im Konturje II 24, 
— rn arecht nach dem Hypothekengeſetze 


— "Gicheraufföfung von G. II 88. 

— gmangavolitredung für und gegen 
eine ©. II 24 ff. 

Gemeindeangehörige II 1 

Gemeinbdeanftalten II 327 1 N. II 738. 

Gemeinbearbeiten II 437. 

Bemeindeaudgaben, deren Dedung Il 
325 f., beſonders 411 ff. 

Gemeinbeauoſchuß I 515 fi. 

— Bildung desfelben II 515. 

— Geihäftsgang II 538 ff. 

— Wirkungskreis II 519 fi. 

@emeindebeamte I 308 ff. 

Bemeinbebebienftete II 467, 474 u. N. 
II 742. 


Gemeindebedürfniffe II 178, 316 ff. 

Gemeindebejhlüfje II 513. 

Gemeindebevollmächtigte II 502 ff. 

— Beftellung derjelben II 502. 

— Geſchäftsgang II 510 ff. 

— Wirkungskreis II 503 ff. 

@emeindebezirt II 34 ff., 70, 74, 82 ff. 

Gemeindebürger II 107 ff. 

— Rechte berjelben II 164 ff. 

@emeinde-Deputationen, Abordnung ber- 
felben I 135. 

Gemeindedienſte II 433 ff. 

Gemeindeedikt II 2, 604 ff. 

Gemeinbeeinnehmereien in der Pfalz II 


Gemeinbegebäube II 406. 

®emeinbegefäll-Streitigleiten II 391 ff. 

Gemeindegründe II 183; Rerteilung 
zum Eigentum II 219 #.; zur Rup- 
Sieung II 233 fi. 

Gemeindehaushalt II 474, 480 u. 522. 

Gemeindenamen II 38. 


— — — — —— — — — — — — — — — — — 
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Gemeindenutzungen II 186. 
en zur Teilnahme an fol- 
en ] 
— Gewährung von foldden II 265 fi. 
— welche auf einem Haufe ober Grund⸗ 
_ küd ruhen II 290 
— Burüdziehung von fofchen 1I 303 f. 
Gemeinderechtsgebühr II 116, 171 ff. 
Öemeinbe-egiltrakur II 521. 
Gemeindeichulden II 445 ff 
Gemeindeumlagen II 395 N 420 ff. 
— Befreiung von II 423 1. 
Gemeindeumlagenjachen, Berfahren und 
Zuſtändigkeit in IT 401 f. 
@emeindeverbände II 1, 45. 
®emeindeverfafiung II 1 ff., 17 ff., 104. 
Gemeindevermögen II 178 ff, 192 ff. 
Gemeinbeverfammlung II 430, 449, 
5 


Gemeindevertretung II 20. 

Gemeindewahlen II 870 fi. 

@emeindewaijenrat NR. IL 741. 

Bemeindewalbungen 

— Bewirtichaftung II 185, 240 ff. 

— Xerteilung II 184, 234 

Gemeindewege II 328 ff. u. 408, 

Gemeindezeitung, bayerijde II 12. 

Gemeinſchaftliche Situngen ber ftäbt. 
Kollegien II 509 f. 

General-Bergwerfd- und Salinen-Abmi- 
niftration I 303. 

Generaldirettion ber fgl. bayr. Staats⸗ 
eilenbahnen I 282. 

mer Bölle und indirekten Steuern I 

Sericptebehärben I 304. 

Gerichtshof für Kompetenztonflikte II 307. 

Gelamt-Staatöminifterium I 306. 

Gejandtichaften I 52, 284. 

Beihäfte ang bes Landtags I 603 ff. 
agiftrate II 491 ff. 
Sefhäftsorenene bes Magiftrat3 II 501. 

— der ®emeindebevollmädhtigten II 33 
Gefetblätter, beren amhaftung TI 200 
Gejepgebung, bürgerliche und trafgef., y 

BZuftändigleit des Reiches I 100. 
Getreide» unb Mehlaufihlag IL 371. 
Gewähr der Berfafjung I 315 f. 
@etverbebetrieb, reichögefepliche Buftän- 
bigleit I 99. 
Gewerbegehilfen II 125. 
Gewerbekammern I 289. 
Gewerbefteuer I 866 ff. R. II 718 ff. 
Gewifſensfreiheit I 524 f. 
Gewohnheitsrecht II 172. 
Gionbenäbetenniuiß, Wahl besjelben I 
627 
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Grundbuh N. O7 

annlaftenabiöfung I I 338, N. II 733 f. 

@rundfteuer I 365 ff. u. R. II 122 f. 

Grundftodvermögen II 181 f. u. 192 ff. 

Grundvermögen (Grundfteuer) der Ehe⸗ 
frau II 149 f. 

Gymnaſien I 298. 


9. 


Haftung der ‚pemeinben für ihre Be 
amten N. II 730 ff. — bei Zuſam⸗ 
—ãe— — II 319 u. N. II 734. 

Hagelverſicherungsanſtalt J 288. 

Handdienſte (gemeindliche) II 435 f. 

Handelsgeſetzgebung, pregelung derjelben 
Durch Reichsgeſetz I 99. 

Handeld- und Gewerbelammern I 289. 

Handelsverträge I 285. 

Handelsweſen I 109. 

Handlungsfähigkeit der Gemeinden II 
17 u. 21. 


Hauptzollämter I 299. 
Haußbefiger II 427. 
Yufernummeriernng II 39 f. u. 96. 
Haufierfteuer I 
Hausſöhne II 12 
Hausſteuer I 366 ff. u. NR. II 728. 
Heimatberechtigte II 46. 
Heimatrecht, Erwerbung bes II 163 f. 
Heimatſchein I 180, 215 f. 
Herkommen ‚rechtebegrändetes I 172. 
Herrnhuter I 
Hirten II —* 
ln I 336. 
offtaat I 474. 
Hundebeſitzer I 384, 888, 397. 
Qundefteuer I 382 f. u. N. II 724. 
Oundevifitation I 394 f. 
Hundezeichen I 394 f. 
Hydrotechniſches Bureau I 288 bezw. 
N. II 709. 


J. 
Jagdrecht, gemeinbliches II 5. 


Impfweſen I 
Indigengt. —* I 172ff. 482 ff. 


na deutiches I 12, 96 f. 
nduftriefchulen I 294, 
Inhaberpapiere N. II 739 f. 
Snländer im Sinne ber Gemeindeorb- 
‚nung IT 148. 
roingianer I 526. 
8raeliten I 526. 
uriftiiche Perſonen II 161. 
uftigminifterium I 304 ff. 


8. 


Raifer I 14. 

— perfönliche —— I 14. 

— Regierungsrechte I 15 f. 
Rapitalrentenfteuer 13535. u. N. I 


RapitolBausfeifungen der Gemeinden n. 
Stiftungen II 196 ff. 

Kafjavifitationen II 501. 

Ratafterbureau I 301. 

Kautionen der Staatödiener und — 
Beamten, Aufhebu sgderfelben R. LI 


— de Gemeindebedienfteten 1I 523. 
Stirchengefellichaften I 544 ff. 
Kirchenregiment, proteftantijches I 609. 
Kirchhöfe fiehe Friebhofe 
Fommifiionen, gemiſchte — ſtädtiſche — 


König I 130 ff. 
— Abdankung I 139. 
— Ehrenrechte I 132 ff. 
— Eid I 139, 516. 
_ Samilieneete I 137. 
amilienftatut 1°139 u. 470 ff. 
— Hausgewalt I 139. 
oheitörechte I 131. 
egierungsantritt I 139. 
— Aegierungdumfähigteit 1 139, 477. 
— Souveränität I 131 
— Bermögensrechte I 136. 
Konkordat I 598 ff. 
Konfervatorium I 298. 
Konfiftorium I 611 fi. 
Konfularverträge I 284. 
Konſulatweſen I 118. 
Kreisanftalten 698 u. 701, N. 
Kreisarchiv I 290. 
Kreißarmenpflege II 698. 
Kreiögemeinde II 1, 675. 
— Nachträge II 701 f. 
Kreislaften II 693, 698 ff. 
Streismedizinafausjchüffe I 288. 
Kreiöregierungen I 286 f. 
Kreisftiftungen II 686. 
Kreisumlagen II 681. 
Kreuz, eiferned I 235. 
Kriegsdentmünzen fiehe Orden. 
Kriegdleiftungen II 664. 
Rriegömarine I 100 u. 117, auch RO 


Sriegöminifterium I 306. 
Kronämter I 134, 488. 
Kronanwalt I 308. 
Sronbeamte I 488. 
Kronprinz I 465. 
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Rultusminifterium I 292. 

Kunſtbau⸗Ausſchuß I 289. 

Ru Berhängung der gerichtlichen 
II 144 


Kurtoge fie) fieße örtlihe Abgaben N. II 


L. 


Landesgeſetzgebung I 71. 

Zanbesinipettor für Tierzucht I 292. 

Sanbestulturrentenfommitfion I 291. 

Zandesmoorkultur-Anftalt I 292 u. R. 
II 709. 

Zanbespolizeibehörbe, Ueberweilung an 
ie II 141. 


Zanbdestrauer I 134. 
Landesverſicherungsamt I 288. 
Landgemeinden II 67 if., 514 ff. 
Landgemeindeverfaſſung u 104, 514. 
Zandgerichte I 304 ff. 

Sanbgeftäte I 292. 

Landrat II 690. 

Sandratsausichuß II 691, 694. 
Landſtraßen, Heritellung derfelben I 99. 
Zandtag I 241 ff. 

— Geichäftsgang I 5083 ff. 
Landiagewahlen, Annahme der Wahl 


— Ausſchließungs grund I 249, 252. 
— Austritt von oge orbneten I 276, 
— Beſtechun San ähler I 275. 

— geheime Wahl I 267. 

— —— Stummgeitel I 273. 

— Urwa 

— — 1 250 fi. 

— Wahlkommiſſär I 264. 

— Wahlkreis I 247. 
Sanbtagamahlgeieh 1 244 ff. u. N. U 


Landwirtſchaftliche Päuten I 293. 

Landwirtſchaftsrat I 291. 

Lateinſchulen I 293. 

Lehen I 481; fiehe auch Mannlehen ber 
Krone. 

Zeiftung von Demeinbebieniten U 437 f. 

Livree Des Tal. Haufes I 136. 

Löſungsanſpruch der gemeindl. Pfand- 
leidanftalten N. II 730. 

Lokalbaukommiſſion Minden I 489. 

Lokalbieraufſchla ag 2 376, NR. II 737. 

— Einhebung II 382. 

— NRüdvergütung II 383. 

Sotalmalgaufichlag I 8757, R. I 


— ÜEinhebung II 382. 
— Rü ergütung LU 883. 
Lyceen I 2 


— — — — — — nn nn nn nn — — 


M. 


Magiftrat II 460 
ildung desſe en II 461 ff. 
— Geihäftögang II 491 ff. 
— Birfungsfreiö II 471 ff. 
Magiftratöbeichlüffe II 496 ff. 
Magiftratämitglieder II 461. 
— rechtskundige II 461 ff. 
— techniiche 462. 

meagiitratöräte II 461 ff. 

sauficlag, Iofaler I 373, II 858. 

— —— 372 f. 
Mannlehen der Krone I 134. 
Marttichreiber 1I 462, 466. u. 9. II 


Rartunge, eigene oder abgefonderte II 
Wartungagtenzen II 408. 
Mabftab für Gemeindeumlagen II 


27 f. 
—* und Gewicht, 
Neichögejeb I 9 
Matrifulecheitr e 1 62, 64, 90. 
Medaillen fiehe Orden. 
Medizinallomites I 288 f. 
Medizinalwejen I 100 u. 288. 
Mehlauffchlag II 371 ff. 
Mennoniten I 526. 
Mefjungsbehörben I 301. 
Militäranwärter N. II 742. 
Militärbentzeihen und -Dienftauszeicy- 
nungöfreuz fiehe Orden. 


Negelung durch 


| Militärgerichtöbarfeit N. II 703. 


Militärperfonen, deren Aufnahme in bie 
Wählerliſten I 258 f. u. 258. 

Militär-Berfaffung I 513 f. 

Militärweſen, geiegliche Argelung durch 
nreichgeieh | 100 u. 

Minifter I 2 

Minifterien fete Staatsminiſterien. 

Miniſterium der Finanzen I 296 ff. 

— der Juſtiz I 804 ff. 
— de3 Innern I 285 ff. 

— bes Innern für Kirchen⸗ und Schul- 
angelegenheiten I 292 ff. 

— be tgl. Haufe und des Aeußeren 


— des Serieg 8 I 306. 

Minifterrat 1 806. 
Minifterverantwortlichleit I 466. 
Minzpeſen, Regelung durch Reichsgeſetz 


N. 
Nacheile I 324 ff. 
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Nachlaͤſſe an Bemeinbeumlagen II 443 f. 
Nachlaß⸗Sicherung N. I 
Fr ar I 371. 
Nachträge zur Diſtrikts⸗ und Hreit- 
gemeinbeorbnung II 701 f.; 
und II überhaupt II 703 
Nachtwachen II 433. 
Naturalifation I 150 ff., 190 ff. 
Naknralifationdurkunde TBuRD 
7 


Raturalverpflegungsftationen II 646. 

Nichtbayern, te bed Bürger- 
recht3 an II 

Nichtigleit bei Gemeindewahlen II 597 f. 

Normal⸗Aichungskommiſſion I 51, 289. 

Norntalanlage NW. II 719. 

Nupnießung an Gemeindegrünben II 
233 ff. u. 184. 


O. 


Oberbahnämter J 282. 

Oberbergamt I 287. 

Dberfonjiftorium I 609 ff. 

Oberlandesgerichte I 304. 

DOberlanditallmeifter I 292. 

Obermedizinalausſchuß I 288. 

Dberpojtämter I 283. 

Oberſte Baubehörde I 289. 

Oberfter Rechnungshof I 298. 

Oberſter Schulrat I 294. 

Deffentliches Dienftverhältnie II 158. 

Drden I 227 ff. u. I 705. 

Dertlihe Abgaben ır 360 413 ff. u. 
N. 11 736 f. u. 739. 

Oertliches Gewohnheitsrecht fiehe @&e- 
mohnheitörecht, Herkommen. 
Dertliche Konfumtion I 415. 

Ortſchaften II 89 ff., 95 f., 540 ff. 

Ortsfluren II 95. 

Drtögemeinden II 1 

Ortsnamen II 38. 

Ortspoliʒei II 409, 526 ff. 

Ortspolizeiliche Vorſchriften Hu 417, 
485 f., 5%9. 

Drtöpoligeiperfonal, Aufftellung desfelben 
II 409, 6529; 474 u. N. 11 742 (Mi«- 
fitäcanmwärter). 

Ortöftraßen II 341 ff. u 

Drtstafeln II 339, 109. 

Ortöverfommlungen II 430,. 544 f. 


Foo Regelung durch Reichs⸗ 


en I 162, Fade Regelung durch 
Reichsgeſetz I 


Alphabetiſches Sachregifter zu 8b. I und II. 


Batentamt I 52. 

Patentweſen, Regelung besfelben durch 
Reichsgeſetz I 

Plalziſche „a meinbeorbnung I 17 und 


Bianheiganfatten, gemeindlihe N. II 


Pfarreien, tatholiiche I 604. 

— proteftantiiche I 613. 

Pierbefleiid), nicht aufichlagspflichtig no 
Bilaftergdie II 397 de u. R. II 738. 
Bolizei II 487 f., 5 

Bolizeiämter R. II 7 

Poligeianftalt, Verwahrung in einer II 


Bolizeinufficht, Stellung unter II 141. 
Pafigeibireftion I 288 u. II 480 N. II 


Belgier II 409, 474, 529 und 
IL 742 (Militärenwärter); fiehe 

ud Dienftperjonal, Dienftlleibung. 

Peiptehmitum Geht: tehmiiche Hoch⸗ 
ſchule) I 29 U 709. 

Roftämter I og 

Poſthorn, Tragen desſelben I 135. 

Boftilonsuniform I 135 f. 

Poſtweſen I 100, 114 f. u. 282. 

Prefie, Regelung durch NReichägeieg I 


— gemeindliches I 604. 

— Töniglidye3 I 604. 

— privates I 604. 

Primäre Dedungamittel der Gemeinden 
32 


Prinzen unb Prinzeflinen des kgl. Haufes 

7 

Privatgewäfier II 442. 

Pripatintereile der Magiftratsmitglieder 
Do 

— ber ®emeindebevollmächtigten II 611. 

Brivatftiftungen II 452. 

Proteſtanten MEdikt I 609 ff. 

Progepfähigteit ber Gemeinden II 30. 


D. 
Quartierleiftungen II 244. 
N. 
Nealgymnafien I 293. 
Realſchulen I 28. 
Regngeebef bei Deutfchen Reiche I 


N nungsfammer I 299, 
Rechnungsſtellung II 481 ff. 





Alphabetifches Sachregiſter zu Bd. I und II. 


Nechtsjähigkeit ber Gemeinden II 21. 

Rechtshilfe I 322 Fi. 

Rechtspraktikanten⸗Prüfung II 513 n. 
beionders NR. II 742. 

Negulativ über Bürgerrechts⸗ und Ge⸗ 
meinberechtägebühren td 116, 168, 


Reich, Deutſches I 1 ff. 

Reichsamt des Innern I 50. 

Neichdangehörige I 9 ff., 96. 

Reichsangehörigkeit I 9 u. 96; Erwerb 
und Verluſt I 11 ff. u. 96. 

Reichsarchiv I 290. 

Reichdausgaben I 64. 

Reichsbank I 54. 

Neichöbantanftalten, deren Befreiung 
von Gemeindeumlagen Il 426. 

Reichsbeamte I 57. 

Neichsbegörden I 48 ff. 

Reichsbudget I 65, W. 

Neichödruderei I 60. 

Hei faeitenbipna 162f. 

Reichseiſenbahnamt I 53. 

Reichseiſenbahnweſen I 112 ff. 

Reichsfeſtungen I 141. 

Reichsfinanzweſen I 58 ff. 

Reichsfiskus I 58 ff. 

Reichsgebiet I 12. 

Reichsgericht I 5b f. 

Neichägefeßgebung I 66 ff., 95 ff. 

Reichsgewalt 1 14. 

een I 56. 

Reichsjuſtizbehörden I 56 u. NR. DI 703. 

Reichskanzler I 49. 

Reichskanzleramt I 50. 

Reichötontufate I 52. 

Reichskriegsweſen I 118 ff. 

NReihdmarineamt I 58. 

Neihömilitärgericht N. II 703 u. I 56. 

Neichspoftamt I 53. 

Reihe Boft- und Telegraphenweſen I 


Reichsratskammer I 243, 490 ff. 
Beicefpahamt I 53. 
Reichsſchuiden I 58 ff. 

Hei bene ion I 55. 
Neichsichuldenverwaltung I 55. 
Neichöftempelabgabe I 64 u. NR. II 703. 
—** I 19 ff,, 106 ff. 
Reichstagsabgeordnete I 28, 46. 
Reichsſstagswahlen I 21 ff. 
Reichſtagswahlgeſetz I 28 ff. 
Reichſtagswahlkreiſe I 23 f. 
Reichstagswahlreglement I 34 ff. 
Neicheverfaffung I 4, 19, 91 ff. 
Fa a I 94 fi. 
Neichövermögen I 58 ff. 
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Neichöverwaltung I 74. 

Reichsverweſung I 139 u. 476, 

Reichszölle I 110 ff. 

Neifepapier I 215. 

Religionsedikt I 523 ff. 

Neligionsfreiheit I 524. 

Religionsgeſellſchaften I 539. 

Neligionsverhältniffe der Kinder aus 
gemifchten Ehen I 528 ff. 

Nentämter I 296 ff. 

Neiervatrechte Bayerns I 8, 87 ff. 

Ragerſat der Bürgerrechtsgebühr II 


Aüdvergütung von Aufſchlägen, örtliche 
ala 871, 394 f., 419 (Lokal⸗ 
au 


, Sag) 
— bezw. Nüdforderung von Gemeinde» 


umlagen II 397 f. 


©. 


Salzſteuer I 378. 

Sammlungen, wiſſenſchaftliche I 293. 

Schiffahrtsbetrieb I 100. 

Schneeräumen II 340. 

Schuldenſtand der Gemeinden II 196 
u. 208 ff. 

Schuldentilgungsplan II 448. 

tar Mänfiicer 1 I 293. 

Sculrat, ftädtifcher II 462. 

Schulmeien I 293. 

rear deutiche I5 u. R. UI 703. 

Schupgelänber II 338. 

Geelenzahl II 158, 461 u. 606 f. 

Seefchiffahriögeichen I 100. 

Sicherheitögeländer und ⸗Vorrichtungen 
bei Gemeindewegen II 338 u. 409. 

Siherungsbppotde N. II 708, 731 f., 


Siegel der Gemeinden II 61 u. 106. 
Simultangebraucd ber Kirchen I 554 |. 
— ber Kirchhöfe I 667. 
— der Kirchhofglocken I 558. 
Spannbienite II 436. 
Spartaffen, öffentlihe N. II 735. 
Staatenbund I 5ff., 79 ff., 83. 
Staatsangehörigkeit, Erwerb I 148 ff.; 
Berluft I 154 ff., auch N. II 706. 
Staatsangehörigkeitsausweis I 180. 
Stagtenrar, deſſen Umlagenpflicht II 


Staatsaufſicht II PA: 

Staatöbehörden I 278 ff. 

Staatsbürgereid I 174, 516. 

Staatöbürgerrecht I 178, 

Staatsdiener I 279, 808 ff. 691 ff. u. 
N. UI 710 (Antsbürgfchaften). 


152 


Stantsdiener-Edilt I 691 ff. 

Gtaatögebiet I 140 ff. 

Staatsgerichtshof I 468, II 684. 

Stantögut I 479; Veräußerung des⸗ 
ſelben J 480. 

Staate onturs ſiehe Rechtspraktikanten⸗ 


ng 
Staatskuratel II 28. 
Stabtöminifterien I 280 ff. 
Staatsrat I 279. 
Staatsſchulden, bayerifche I 336 ff. 
Staatsjhuldentilgungshauptlafia I 301. 
Stagteſchutdentilgungekonmiſſion 1301, 
3 
Staatsſteuern I 340 ff. u. beſonders N. 
II 710 


Staatsverlaſſenſchaft I 139. 
Staatöverträge I 72 fi. 
Stabtlämmerer II 462. 
Stadtlommijjariate I 288. 
Stadtmagiftrat ſiehe Magiftrat. 
Stabticyreiber II 462, 466 u. N. II 741 
(Abänderung der Brüfungsordnung). 
Gtäbte, unmittelbare I 286. 
Städtifche Berfaffung II 104. 
Standesherrn I 240, UI 426, 564 ff. u. 
N. II 705 u. 729. 
Ständeverfammiung I 490 ff.; Ebilt 
über die Ständeverjammlung I 597. 
Statiſtiſches Bureau I 290. 
Stauvorrichtungen U 442, 
Stege II 337 u. 408. 
Stenerbemilligungäredht bed Landtags 
9 


Steuerbdiftrift, Steuergemeinde II 40 f. 
Stenereinnehmer I 3705. 
Steuerdintergiehungen I 369. 

Steuer stiften, Einficht ber rentamtlichen 


Steuernacofungen II 400. 
Steuern, direlte I 340 ff.; indirelte I 


372 
Steuerfoll II 399. 
Steuerziele N. II 715, 718, 722. 
Stiftungen, allgemeine II 453 |. 
_ Dffentliche I 452 fi. u. R. I 740. 
he II 481. 
Stiftungsjachen, Berfahren in II 453. 
ko ortliches I 178, 


466 
Stiftungsmaldungen II 459. 
Stiftungszwed II 457 |. u. N. II 741. 
Stimmred t nad) ber Gemeindeordnung 


Stimmzettel I 32 u. 39. (Reichötag?- 


wahl); I 267 ff. (Landta ; 
52 —— — sewahh; II 


— — —— — ———— ——— — — —— — ——————— ——— —— — 


Alphabetiſches Sachregiſter zu Bd. I und IL 


Straßenbeleuchtung II 341. 

GStraßengräben II 337. 

Streitigleiten zwiſchen VBuubdesftaaten, 
deren Schlichtung I 124. 

Stügmauen II 337. 

Subalternbeamtenftellen R. II 742. 

Sapmeverfuch bei Streitigfeiten über 

utzungsrechte II 312. 


Guveränitätärechte ber deutichen Einzel- 
ftaaten und deutſchen Fürften I 8, 84. 
T. 


Tabakſteuer I 379 fi. 
Tarifwefen, Kontrolle des Reichs I 113 f. 
Zechnüiche Gochichule 1 294 und beion- 


gelegrafenmefen T 100 u. 114. 
Thierärztliche Hochſchule I 293. 
Thronfolge I 138, 468. 
Zilgungspläne 11 448, 

Titel I 235 f. 

Triebwerfe II 442. 


N. 
uebertragung von Nutzungsrechten II 


Uhren, öffentliche II 406. 
Umingenbeiträge des GStaatärars II 


Umlagenpflicht (Bemeinde-i.) 490. 
Univerfitäten I 29 
—— bei Gemeindewegen 


Unterfügung aus Mitteln ber öffent- 
lichen Armenpflege II 136 f. 

Unterftügung von Familien der z= 
nebungen eingezogenen Raunichaften 


Unterugung, chemiſche des Waſſers 
b afferleitungen R. II 709. 
Unterfuchungsanftalten für Rahrungs- 
und ®enußmittel I 288 
Unneränpertichteit bes hnntögutes I 


Urlaub TI 566. 
Urwahlbezirt I 268 u. N. II 706. 


B. 

Beranlagung mit Steuer II 421 u. 160, 
Berbraucysfteuern IL 357 ff., 413 ff. 
Verdienftorden der bayr. Krone und 

vom heil. Michael 12295. u.R. II 706. 
Vereinigung mehrerer Benieinden II 97. 
Vereinigung, privatrechtlidye II 151. 
—— 1 100. Negelung durch Bei 

geſetz I 


Alphabetifches Sacdhregifter zu Bd. I und II. 


Berfafjung des deutichen Neiches I 4, 


— 3 eriſche I 461 fi. 
Berfa fung, ftäbtiiche bezw. gemeindliche 


—— I 519 ff. 


— rtunde, bayeriſche I 461 ff. 

a Ben nde, bayeri 1 

— deutide I 92 fj. 

Verjährung ber Gemeinbeumla I 
401 f., Überhaupt der Anſpruche aus 
Berhältmifen des öffentlichen Sicchtes 


Verlehrsweſen I 282. 
es de Bürgerrechts II 129, 


Berluft der Reich3angehörigfeit I 11. 
Berluft des Würgerrecht3 II 160 ff. 
Vermarkung ber Grundftüde II 7. 
Bermittlungsamt II 83, 490, 532. 
Bermögensfähigfeit der Bemeinden I122. 
Bermögendftand der Gemeinden II 196 


. 208 ff. 
Berfogung des Bürgerrecht II 134 ff., 


Berficherungsanftatten I 288. 
Berteilung von Ueberſchüſſen II 264. 
— Don. Srundftod-Bemeindevermögen 


Bermalter 5 des gemeindlichen Vermögens 

Verwaltungsgerichtshof I 287. 

Berwaltungsrechtöfachen II 8 f. 

Beteranenzeichen fiehe Orben. 

Veterinärwefen I 288, 

Bicelönig I 469, 471. 

—E herungdanftalt I 288. 

Boltel 

Boren ung en ‚Beriäulben eines 
Beamten N. II 782 


W. 
Behlanfe tung bei @emeinbewahlen 


= BT des Slaubensbelenntniffes I 527 F. 
Wahlen in Landgemeinden II 601 ff. 
— in Stabtgemeinden II 589 ff. 
— zum Reichstag I 21 
. und N I 


um Landtag I 244 ff 

Wählerliſten I 260 fi. S a ; 
I 31f. u. 35 ff. (Meichstagswahl); 
II 576 ff. (Gemeindewahfl). 


Vohl, Handbuch. IL. 


Waſſerv 
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Behltommiffär bei Gemeindewahlen II 
Wadlprgtoton bei Landtagswahlen N. 
Maple lement, für bie Reichstagdwahlen 


—* el fiehe Stimmzettel. 
Waldſchutz, ⸗Perſonal fiepe Ju Jurſchub. 
Waldungen, geichloffene 
Wandergewerbeichein I —* 
Wanderlager, Beſteuerung der J 364. 
Wappen der Gemeinden II 61 u. 105. 
Barnungstafeln II 338, 409. 
Waſſerbauten II 443. 
Wa Bi II 408 u. II 709. 
Waſſerſtraßen, Herftellun Beriefben I 
99; Stöbern * Schiffahrt auf den⸗ 


ſelb en I 
orgung N. II 70. 
Waflerverjorgungsburenu I 288. 
Waſſerzolle I 100. 
Wechſe empeiftener 5 N. II 703 u. I 64. 
Wegbaupflidyt II 
Wegweiſer II 389, 209. 
Ben ölle II 387 fl 
Wehrpflichtige, deren Entlafjung aus 
Dem Staatäverbande I 208. 
Wildſchaden II 5, 
Wittum der Ronigin 1 472 f. 
Wohnen II 123 
Wohnhaus im "Sinne der Gemeinde 
ordnung II 149. 
Ben 201 aud) 123 u. 421, ferner 
DI 713, 717. (Ort der Stener- 


). 
„u eigene II 126, 


2. 


Bollweien 1 108, a Negelung duch 
eichageie 
uchtftiere 
ttiere II 10, 
uderftener I 381. 
— * ber Gemeindebürger II 


Bmongsbefugniffe der Magiftrate II 
489 f. 


Bwangävolfredung für und gegen Ge⸗ 
meinben II 24. 
Swan en IL 48 eitreibung ber Gemeinbe- 
agen II 432 
— "der Stantögefälle II 432. 


3. Schweiger Derlag (Arthur Seltier) Münden. 


Mäller, Dr. G., k. III. Staatsanwalt in München, 


und Meitel, 69., t. III. Staatsanwalt in Nürnberg, 


Das Bürgerliche Recht in feiner neuen Geſtaltu Suftematifch 
dargeitellt und durch Beilpiele erläutert. 2 Bde. 87 Bogen. Elegant 
Diele Teichtfaßlihe und durch überaus zahlreiche Beifpiele ſich vortheil⸗ 
aft von ähnlichen Werken unterfcheidende Darſtellung hat fi in ben 
eifen aller jüngeren wie älteren Juriſten eingebürgert und if biefen 
bereit3 zum unentbehrlichen Rathgeber geworben! 


Jaeger, Dr. €,, a. o. Profeſſor in Erlangen, Das Bürgerlide Geſetz⸗ 
buch mit Nebengefeßen und einem Gefamtregikter. Fur den 
akademiſchen und praktiſchen Gebrauh. 89%. 50 Bogen. In Ganzleinen 

Die vorliegende von dem durch feinen Kommentar zur Konkurs Ordnung 
rühmlichft befannten Profeſſor Jäger veranftaltete Ausgabe bringt außer 
dem Bürgerlichen Gefegbuche 22 Neben. und Einführungsgefege und ein 
gemeinihaftlihes Sachregiſter. Die Ausgabe zeichnet fi durch praf: 

fhe Anlage, Torreiten eiehestert ‚ deutlihden Drud, elegante Aus: 
Kattung und außerordentlich billigen Preis aus! 


Buchert, Karl, Rath d. k. Berwaltungsgerichtöhofes, Praktiſche Sammlung 
oft angewandter Derwaltungsgeiehe nebk einer Anzahl derartiger 
Verordnungen ıc. für das Königrei m. 

Diefe in Lieferungen zur Ausgabe gelangende Sammlung dringt unter 
Bealafjung felten angewandter Geſetze die noch geltenden bayerifchen Ber- 
waltungögejeße in neuefter Faflung und außerdem die für Bayern wich⸗ 
uiten a Bermaltungägeiede (Gewerbeordnung, Berfiderungs- 
gefeße u. a. m. 

er legten Lieferung wird ein ausführliches Sachregifter und eine bauer- 
hafte Einbanddede in Halbfranz (Preis Mt. 1.50) beigegeben. 

Umfang ca. 70 Drudbogen, Preis ca. Mi. 6.—. 


8 mitt, Gotifr., tal. I. Staatsanwalt im k. b. Staatsminifterium der Juſtiz 
Baperijdie Juſtizgeſetze. Sammlung von Landesgefegen für Die 
Rechtspflege nach bem Stanbe der Zeit des Inkrafttretens Bürger. 
Geſetzbuchs. Lg. 1. (8 Bogen). RE. 1.60. 

Dispeler, Dr. S., Rechtsanwalt in München, betiſch geordneter Sührer 
durch das B.G. B. und deſſen Nebengeſetze ae s Berüdfidhtigung 
ber für Bayern geltenden Beſtimmungen. 

gr. 8%. 1. 518 3. Lieferung. (15 Bogen.) Preis a Mi. 1.50. 

Der Preis bed ganzen Werkes mwirb etwa 9 M. betragen. Mit ber 
legten Lieferung wird eine dauerhafte Einbanddede in Halbleber zum 
Preife von Mi. 1.50 auögegeben. 


Staudinger, Dr. Julius v., Vorträge aus dem Gebiete des 


Bürgerlihen Sejegbudis für Derwaltungsbeamte. 1.5. Lie- 
erung. . 7.60. 

Der 1. Theil bes Wertes enthält die im Winter 1898/99, der 
2. Theil die im Winter 1899/1900 gehaltenen Vorträge unb wird 
bis Mitte 1900 vollendet fein. Der Umfang des ganzen Werkes ift auf 
etwa 35 Drudbogen, ber Preis auf circa RE. 9.— zu veranichlagen. Mit 
der Testen Lieferung wird eine dauerhafte Einbandbdede in Ganzleinen 
zum iſe von 80 Pfg. auögegeben. 












